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eine Vorrede, nach ihrer gewöhnlichen Bestimmung, erst dann

^schrieben werden kann, wenn das ganze Werk vollendet ist, so erinnern

wir bei der Beendigung des ersten Bandes an den bei der Ankündigung

mitgetheilten Plan. Wir sagten damals ohngefähr Folgendes.

Für die meisten Theile des menschlichen Wissens sind lexikalische

Werke vorhanden und wurden, wenn sie das Erfoderliche leisteten, mit

Beifall aufgenommen; für die Rechtswissenschaft fehlt aber ein

solches noch, da das, was in dieser Art sich vorfindet, den Ansprüchen

der Gegenwart nicht genügen kann. In dem jetzigen Zustande der

Jurisprudenz liegt aber das Bedürfniß sowohl, als auch die Möglichkeit,

kn einem Werke dieses so reich und sorgfaltig angebaute Feld zu

überschauen. Die einzelnen Zweige jener sind durch zahlreiche Arbeiten

verschiedener Art sehr gefördert und theilweise umgestaltet worden. Nicht

Alle sind aber vermögend, sich mit dem gegenwärtigen Zustande dieser

Literatur allseitig bekannt zu machen und für jedes einzelne Fach beson

dere Schriften anzuschaffen. Daher das Bedürfniß eines Werkes,

welches wenigstens in mehrfacher Hinsicht Ersatz dafür zu leisten ver

spricht. Der hohe Grad wissenschaftlicher Ausbildung, den die Juris

prudenz jetzt erreicht hat, macht es aber auch möglich, ein Werk der

beabsichtigten Art zu Stande zu bringen.

Das Rechtslexikon wird die Materien des gesammten Rechtes

in alphabetischer Ordnung behandeln, doch so, daß die einzelnen Lehren,

z. B, Bergrecht, Besitz, Beweis, Lehenssuccession, Vormundschaft unter

einem Artikel zusammen gefaßt werden, also nicht jedes juristische Wort

in einem besonderen Artikel ausgeführt erscheint. Es soll das ge-

sammte, positive, den Studienkreis der Juristen in Teutschland bil

dende und von denselben anzuwendende Recht umfassen, insbesondere

also das römische und canonische, den Prozeß, dasStraf»

recht, das Lehenrecht, sowie das gesammte teutsche Pri

vat- und Staatsrecht. Es ist daher auch das Berg-, Handels

und Wechselrecht, sowie die gerichtliche Medicin u. s. w. eingeschlossen.

Bei einem Werke, wie das beabsichtigte, kann es nicht sowohl die

Aufgabe sein, demselben durch Aufstellung neuer Ansichten und Re'

sultate seinen eigenthümlichen Werth zu verleihen, als es vielmehr
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darauf ankommt, auf dem jetzt erreichten Höhenpuncte der Rechtswis

senschaft stehend, das durch die verschiedenartigen juristischen und legis

lativen Tätigkeiten für die Rechtswissenschaft Gewonnene, durch Män

ner, deren Auctorität in ihrem Fach anerkannt ist, für dieses Werk

selbstständig zu bearbeiten, so daß das in Commentaren, Monographien

und Abhandlungen enthaltene, oder aus eigener Forschung gewonnene

Resultat, so weit es wo möglich allgemein oder wenigstens vorherrschend

als das Richtige und Giltige anerkannt ist, in neuer Bearbeitung dar

gestellt wird.

Die Darstellung selbst beschränkt sich auf das g em ei n e Recht, in

soweit nicht bei einzelnen Instituten die Erwähnung des Particularrech-

tes zur Begründung der Lehre selbst erfoderlich erscheint, weil dem Par-

ticularrechte der einzelnen teutschen Staaten, oder auch deren Provinzen,

besondere Artikel gewidmet werden sollen. Die Darstellung soll ferner rein

dogmatisch, da es hier auf das dem Juristen nöthige Positive ankommt,

und nicht politisirend oder polemisch sein, wenn schon einflußreiche Mei

nungen Anderer nicht zu übergehen sind. Auch liegt die jetzt sogenannte

Popularisirung des Rechtes völlig außer dem Plan; vielmehr wird das

Ganze in streng wissenschaftlicher Form gehalten. Die Beweisstellen

sollen citirt und die Hauptliteratur angegeben werden. Der Umfang

der einzelnen Artikel soll bei praktischen Materien, da das Werk vorzüg

lich zum Gebrauch für practische Juristen bestimmt ist, den, welchen jene

in den neueren, ausführlicheren Lehrbüchern haben, nach Maßgabe ihrer

Wichtigkeit überschreiten, bei geschichtlichen möchte die gründliche Dar

stellung des Resultates der neueren Forschungen genügen. Wenn so dieses

Werk die Stelle einer Handbibliothek ersetzen kann, so wird es sich na

mentlich auch dadurch nützlich erweisen, daß man über Gegenstände, mit

denen Mancher nur seltener Gelegenheit hat, sich zu beschäftigen, Auf

schluß erhält.

Die Beurtheilung des bereits Gelieferten überlassen wir wie billig

Anderen; doch sind wir überzeugt, daß in mancher Hinsicht bereits

mehr geleistet wurde , als nach dem Plane zu erwarten stand.

Wir bemerken hier nur noch, daß wir es aus mehreren Gründen

nicht für passend hielten, die Berweisartikel in den Text aufzuneh

men, und daß es erst nach Beendigung des ganzen Werkes möglich

ist, die Vollständigkeit desselben zu prüfen, über die das am

Schlüsse des Rechtslexikons mitzutheilende Register die beste Rechen

schaft geben wird.



^ldusm» heißt die Verminderung der Substanz einer Sache durch Ge>

brauch derselben. Besonders wichtig ist der Begriff in der Lehre von den

res, quse sbusu «ontiueutur^), oder wie sie auch anderwärts heißen, res,

quse In sbusu «ousistunt^). Man versteht darunter nach andern Paral»

lelstellen ^) solche Sachen, deren Substanz durch den Gebrauch aufgezehrt

oder vermindert wird. Die Römer rechnen dahin Wein, Getreide, Oel,

Geld, auch Kleider Solche Sachen haben das Eigenthümliche, daß

sie nicht Gegenstand des uüusti-uotus , auch nicht des (.oniinockstlu» fei»

können, außer wenn sie des Prunkes halber geliehen werden Die

meisten Rechtsgelehrtcn verwechseln diese Sachen mit den sogenannten

vertretbaren Sachen (res tuuZiKile»), d. h. solchen , welche nach Maaß,

Zahl und Gewicht bestimmt werden. Hambach.

Abwesende (Abseilte»). Der Begriff der Abwesenheit ist im Rö

mischen Rechte dahin bestimmt, daß jeder, welcher nicht an dem Orte sich

befindet, wo die Klage angestellt wird, für abwesend erachtet werden

muß ^). Daher können die, welche in den Vorstädten Roms sich befin»

den, nicht für abwesend geachtet werden ^); wohl aber die, welche außer»

halb derselben sich aufhalten. Ausnahmsweise hat der Begriff der Ab«

Wesenheit eine engere und eine" weitere Bedeutung. Eine engere in der

Lehre vom öaiuuill» llitevwi«. Denn hier wird jeder, der sich vor dem

Hrätor nicht einfindet, für abwesend gehalten ^). Eine weitere hingegen

bei der louZi r«inz,oris r>rse»crlr>tio, denn hier werden die für abwesend

angesehen, welche nicht in derselben Provinz ihren festen Wohnort Habens.

1) VIp. S-ssv>. 24. §. 27.

2) 1,. 6. §. 1. V. äe usukruct» esrum rervm (7. 6).

3) K. 2. I»st. <Ie «sufructii (2. 4). l.. 1. 0. (7. S).

4) §. 2. lust. (2. 4).

6) Ii. 3. z. 6. v. «ommogst! vel conrrs (13. 6).

1) I,. 199. pr. V. äs vnddrum «igiiitZcdtlons (50. 16).

2) I.. 199. pr. v. (S0. 16). I.. 173. pr, I). (lbick.)

3) I.. 4. §. 6. v. <le cksmno inject« (39. 2).

4) Ii. 12. O. «1« pruescript. longi tsm^ori» (7. 33).
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Den Abwesenden werden in Beziehung auf ihre Rechte gleichgestellt s)

die Wahnsinnigen (turiosi)°)z d) die in Rom stationirten Soldaten, mit

Einschluß der vigiles ^), werden denen, welche in Staatsangelegenheiten,

abwesend sind, gleichgeachtet. — Der Ausdruck: zust» exosuss sbesse,

bezieht sich immer auf die Abwesenheit , welche durch einen rechtsgiltigen,

vom Prätor anerkannten, Grund gerechtfertigt erscheint ^). Dahin ge«

hört namentlich s) das reipubliose osuss sbe8se^), worunter man

sich nicht jede durch Staatsgeschäfte veranlaßt? Abwesenheit zu denken

hat, sondern nur die, welche vom freien Willen des Abwesenden nicht ab

hängt v), und den Vortheil des Staates, nicht den des Abwesenden be»

zweckt ^). b) Das stuöiorui» osu»»s sbssse ^). Ein sbesss ^justs «x

esuss nahm man auch bei Jedem an, welcher in seiner Abwesenheit von

einem xroourswr gerichtlich vertreten wird ^). Die einzelnen Privilegien,

welche den Abwesenden, namentlich denen, welche aus einem giltigen Grunde

abwesend sind, zu Gute kommen, können erst unter den einzelnen darauf

bezüglichen Artikeln, wie Vormun dschaft, Wiedereinsetzung in

den vorigen Stand, Verjährung, negotiorum gestio,

u. s. w. erörtet werden. S. auch Verschollene. Heimbach.

Acceptation der Wechsel und Anweisungen. Acceptation

im eigentlichen Sinne findet nur bei Tratten statt, d. i. bei kaufmän

nischen Anweisungen und bei denjenigen Wechseln, welchen eine Anweisung

zum Grunde liegt, also bei Wechseltratten, und sie ist hier ein in der Natur

der Sache begründetes Erforderniß zur Vollständigkeit des Geschäfts (s. die

Art. Anweisung, Wechsel und Tratte). Sie ist die Erklärung

des Bezogenen oder auch dessen, der in seine Stelle eintritt (s. die Art.

Intervention und Nothadresse), daß er sich verbindlich mache,

die auf ihn gezogene Anweisung oder Tratte zu bezahlen; und insofern

er diese Erklärung giebt, heißt er Acceptant. In der Regel werden

jedoch nur Wechseltratten, nicht aber bloße Anweisungen acceptirt (s. die

Art. Anweisung und Präsentation). In der Acceptation liegt

theils eine Annahme des vom Trassanten dem Trassaten gegebenen Auf

trags zur Bezahlung der Tratte^ theils ein selbstständiges Versprechen,

wodurch , sich der Acceptant zunächst dem Inhaber des Wechsels oder

der Anweisung zur Zahlmig des acceptirten Betrags verpflichtet. Daher

ist die Acceptation für den Acceptanten auch dann* verbindlich, wenn der

5) Ii. 1Z4. §. 1. o. äs K. 3. (So. 17.) I.. z. §. s. o. äs iure eoäleM.

(29. 7.)

6) li. 7. v. sr quibus «susls msjore» (4. 6). I,. IS. §. 3. v. sä liSgsm

Zullsm äs säult. (48. S). ^ ,

7) I.. 28. I. 5. v. äs Käsio. libert. (40. S.) Ii. 2?. pr. V. (4. 6.)

8) I.. IS. §. 22. v. (S9. ?.) I.. 23. §. S. v. (40, S.)

9) Ii. 36. v. (4. 6.) ,

10) I,. 42. v. äs scquirenäs vel «mittenäs Kersäitsts (29. 2) Ii. 14.

V. äs legstionibu« (50. 17).
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w der Tratte liegende Auftrag wegen mangelnder Wechselfähigkeit des

Ausstellers, oder wegen eines Fehlers in der, Form der Tratte, ungiltig

wäre. Doch gilt sie nie über,die gezogene Summe hinaus. Die Accepta-

tion geschieht in der Regel schriftlich und auf dem Wechsel selbst, mit den

Worten: „Acceptirt" odet: „Angenommen," denen die Unterschrift des

Acceptanten beigefügt wird. Die Braunschweig«, Bremer, Breelguer,

Nürnberger und Schlesische Wechselordnung giebt dem Präsentanten «e-

nigstens das Recht, schriftliche Acceptation zu verlangen, woraus folgt,

daß er bei deren Verweigerung Protest erheben lassen kanu und muß,

Unqefäbr dasselbe verordnet die Frankfurter, Gothaische, Danziger, Leix»

ziger, Russische und Schwedische Wechselordnung. Die meisten Wechsel-

gesetze verlangen auch, daß dem Ausdrucke der Annahme die Bemerkung

des Tages beigefügt werde, was gemeinrechtlich nur bei Tratten auf Sicht

und a us« erforderlich ist, indem sonst der Präsentant nachweisen muß, an

welchem Tage der Wechsel oräsentirt worden ist. Der Lo^e cle osininorce

sowie die Danische und Niederländische W> O. wollen jedoch, daß in

solchem Falle die Zahlungszeit eines Sicht- oder Usowechsels nach dem

Tage der Ausstellung berechnet werde, während die Äesterreichssche W.

O. das ganze Accept für wirkungslos erklärt. Ist die Acceptalion nicht

am Tage der Präsentation erfolgt, so muß sie, nach vielen Wechselord

nungen, auf jenen Tag zurückdatirt werden. Andere Gesetze schreiben

diese Rückdatirung nur für den Fall vor, wenn die, Präsentation wegen

eingefallener Feiertage nicht früher geschehe« kmmte. Nächstdem muß dos

Accept mit dem vollen Bor- und Zunamen des Acceptanten, und

wenn ein Bevollmächtigter statt seiner unterschreibt, auch der des Bevvll-

mächrigten unterschrieben sein,- Eine auffallende Abweichung von diesen

Bestimmungen enthält die Cöthensche W. O. Art, 4b., vermöge deren

eine Acceptation für giltig und vollständig gehalten werden soll, wenn

der Acceptant nur die Feder deßwegen ansetzt und einen

Buchstaben auf ,den Wechfelbrief geschrieben hat. — Ist

eine Tratte in mehrern Exemplaren (als Prima, Secunda zc.) ausgefer

tigt, so braucht nur ein Exemplar acceptirt zu werden. Ist die Accep

tation auf mehrern Exemplaren erfolgt (was übrigens ungewöhnlich ist),

so gilt sie nach der richtigem Meinung nur für Ei.ne. Da, wo die Ge>

setze nicht ausdrücklich erfordern, daß die Acceptation auf die Tratte selbst

gesetzt werden soll, kann sie auch in einer besonderen schriftlichen Urkunde

erklart werden z nur muß es dann unzweifelhaft sein , auf welche Tratte

sie sich bezieht. — Eine mündliche Acceptation, ja selbst eine stillschwei

gende, die aus concludenten Handlungen zu folgern wäre, läßt sich zwar

denken, und namentlich wird an vielen Orten, wo die an sich seltsame

Sitte herrscht , dem Bezogenen den unocceptirten Wechsel nicht blos vor

zulegen, sondern ihn förmlich auf einige Zeit in dessen Besitz zu setzen, die

Smückochaltung desselben über eine gewisse Anzahl von Stunden für still

schweigende Annahme geachtet. So in Preußen nach dem Landrechte

M. II. Tit. S. §- 993, desgleichen in Dessau, Hamburg, Jever, Bilbao

«ach den dortigen Wechselordnungen , zum Theil auch in England und

Toöcana. Allein «eder die stillschweigende noch die mündliche Annabme
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(welche Letztere in vielen Wechselgesetzen ausdrücklich für nichtig erklärt

und nur hin und wieder, z. B. in der Wechselordnung von Hamburg,

Weimar und-Cothen gebilligt ist) haben praktischen Werth, da es fast

unmöglich üst, ohne schriftliche Acceptation den Wechselproceß, eine

Gattung des Urkunden- öder Executivprocesses, anzustellen. Ist die

Tratte ein sogenannter domicilirter Wechsels d. i. anderswo zahlbar, als

wo er acceptirt wird (s. d. Att. Wechsel), so hat der Acceptant bei Be-

wirkung des Accepts die Adresse des auswärtigen Hauses, bei welchem

- die Zahlung erhoben werden soll, beizufügen, außerdem muß der Präsen

tant prorestiren lassen. - Eine in ihrer Form den gesetzlichen Erfordernissen

nicht gemäße Acreptation bewirkt i nur- eine gemeine, keine wechselmäßige

Verbindlichkeit. Ein Accept, das' der Acoeprant, ehe er noch den Wechsel

' dem Präsentanten zurückgiebt, wieder ausgestrichen hat, ist (außer dem

Bereiche der Eöthenschen Wechselordnung, welche die oben bemerkte sin-

guläre Disposition enthält) als nicht geschehen zu betrachten. Ausstrei-

. chung nach der Uebergabe ist, in sofern sie wider den Willen des Wech

selinhabers geschieht-, als eigenmächtige Disposition über fremdes Eigen-

thum nicht nur üngiltig ,sondern selbst strafbar. Fähig , durch Accepta

tion sich verbindlich zu machen, ist Jeder, der überhaupt wechselfähig ist

<s:!öe« Art. Wechselfähigkeit). Die Acceptation heißt ordentliche,

'wenn sie von dem Srasssien für Rechnung des Ausstellers und ohne

Borbehalt in Gemäßhett des in der Tratte liegenden Auftrags ge

schieht, ^ Äußer ordent-ltche aber -(Acceptation per Iiouor und In

tervention, s. diesen letztem Art.) wird sie genannt, wenn sie von einem

Dritten oder auch vom Bezogenen, aber für Rechnung eines Dritten

oder zwar' für Rechnung des Ausstellers, aber, mit Vorbehalt des an

diesen zu nehmenden Wechfelregresses geschieht. Von der außerordent

lichen Acceptation ist zu unterscheiden die qualificirte oder be

schränkte, wovon nachher. In der Regel ist Niemand zu einer Ac

ceptation verbunden, und gesetzt, er hätte sich durch ein ausdrückliches

Versprechen hierzu verbindlich gemacht ,- so würde er wenigstens nicht nach

Wechselrecht dazu angehalten werden können; doch gilt in England das

mündliche Versprechen zu acceptiren der wirklichen Acceptation gleich.

Sehr bestritten ist es, ob ein Versprechen, einen Wechsel zu acceptiren,

den Bezogenen auch dann noch verbinde , wenn der Trassant unterdessen

insolvent geworden ist. Nach der Ansicht älterer Praktiker erlosch hier

durch das Versprechen unbedingt, und dieß wird noch jetzt von mehreren

französischen Rechtslehrern angenommen. Richtiger ist es zu unterschei

den, ob das Versprechen zu acceptiren dem Trassanten oder einem

Dritten, z. B. dem Remittenten oder auch einem Trassanten, der aber

-für Rechnung eines Dritten gezogen hat, gegeben worden ist. Nur im

ersten Falle, nicht aber in den übrigen, wird durch die Insolvenz des

Trassanten das Versprechen ungiltig. Der Umstand, daß der Bezogene

dem Trassanten Geld schuldig ist, verpflichtet ihn wenigstens nach gemei

nem teucschen Wechselrechte nicht, eine Tratte zu acceptiren, also sich

im voraus zu einer vielleicht erst nach Verfall des Wechsels gefällig wer

denden Schuld nach- Wechselrecht zu verpflichten. (Eine andere. Frage ist,
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ob er nicht die auf ihn trassirte Post, wenn die Schuld richtig und gefällig

ist, zur Verfallzeit bezahlen müsse. — S. d. Art. Anweisung u. Wechsel.)

Nach der Braunschweiger, Elbinger, Jeversen und Leipziger Wechsel

ordnung ist die Sache zweifelhaft. Nach Dänischem, Spöttischem und

Schwedischem Rechte aber ist eS entschieden, daß der Schuldner, auf den

vom Gläubiger trassirt wird, bis zum vollen Betrage der liquiden Schuld

theils auf vorausgegangenen Avis , thcils sogar ohne diesen Aceeptation

leisten muß, und, wenn er sie verweigert, für den Schaden verantwort

lich wird. — Die Aceeptation ist zu unterlassen: I) wenn der Trassant

die Tratte contremandirt, d. h. dem Bezogenen ausdrücklich aufträgt,

nicht zu acceptiren. Dasselbe gilt, wenn eine Notdadresse (f. diesen Art.)

durch den, von welchem sie herrührt, widerrufen wird. Auch ein bloßer

Indossant kann sein Giro contremandiren (s. d. Art. Eontreordre). 2) Wenn

der Bezogene zuverlässige Nachricht erbcklt, daß der ihm vorgelegte Wechsel

sich in unrechten Händen befindet; 3) wenn die Tratte eines Avises Ei-

»Änung thut, und dieser nicht erfolgt ist; 4) wenn der Aussteller, ehe

die Acceptation geleistet wird, insolvent und die Insolvenz dem Bezoge

nen bekannt worden ist, was präsumirt wird, wenn dieselbe in den öffem

liehen Blättern auf die gewöhnliche Weife angezeigt worden Ist. Wenig

stens gilt dieß unstreitig dann, wenn die Bekanntmachung in den Zei

tungen des Landes, wo der Bezogene wohnt, erfolgt ist. 5) Wenn der

Wechsel in Präjudiz verfallen ist. d. h. wenn eine der Vorschriften verab

säumt ward, deren Beobachtung Bedingung zur Begründung des Wech

selregresses ist (vergl. d. Art. Präsentation).

Es ist schon oben bemerkt worden, daß an und für sich Niemand

verbunden sei, ein auf ihn gezogenes Papier zu acceptiren. Er kann also

auch nicht gehindert werden, dasselbe entweder aufeine geringere Summe,

als auf die es lautet, anzunehmen, oder die Verbindlichkeit, die er durch

die Aceeptation übernimmt, sonst auf eine beliebige Weise zu beschränken,

es wäre denn, daß er aus einem der oben angegebenen Gründe zu accep

tiren verpflichtet wäre; dann würde er freilich auch verbunden sei», die

Acceptation rein und unbedingt zu leisten. Doch auch dn, wo das Recht

des Bezogenen, nur unter gewissen Beschränkungen zu acceptiren, ganz

unbestreitbar ist, braucht sich doch der Inhaber des Wechsels (der Präsen

tant) eine solche beschränkte Acceptation nicht gefallen zu lassen. Thul er

eS dennoch, sd verliert erden Regreß nn seine Vormänner; wenigstens

trirö, wenn der Acceptant zur Verfallzeit des Wechsels vielleicht gar nicht

zahlt, dieser Regreß nur auf das beschränkt werden müssen, was der Ac-

cexttnt ftlbst in Folge der beschränkten Annabmc noch zu leisten gekadt

haben würde. Hatte aber der Präsentant sich ohne Protestation eine

Hinausschiebung der Werfallzeit oder Domicilirung der Zahlung auf einen

andem Platz (f. d. Art. domiciliytcr Wechsel) gefallen lassen, so ist der

reß gänzlich verloren. Der Wechselinhaber muß also, wenn der B<-

, ?e auf irgend eine Weise anders, als die Tratte lautet, acceptiren

5, sofort Protest erheben lassen. Doch erklären manche Wechselgesetze

Äe Modifikationen , welche der Acceptation beigefügt werden, für nichtig

stie Nkenburger, Augsburger, Braunschweiger , Breßlauer, Eöthensche,
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Frankfurter, Gothaische, Jeversche, Leipziger und Würtemberger Wechsel

ordnung). Wo diese Ansicht gilt, da ist es freilich überflüssig, Protest

zu erheben. Andere Gesetze aber (die Bremer, Danische und Elbinger

W. O.) machen die Giltigkeit dergleichen Modifikationen davon ab

hängig, ob der Präsentant darein gewilligt hat. Sie schließen aber seine

Einwilligung aus seinem Stillschweigen; folglich muß er, wenn er sich

jene Modifikationen nicht gefallen lassen will, Protest erheben lassen. Ein

ahnlicher Sinn scheint der Baierschen, Danziger und Nürnberger W. O./

ingleichen der von Bilbao und St. Sebastian zum Grunde zu liegen,

welche entweder die Beifügung von Bedingungen verbieten, oder die reine

Acceptation. anbefehlen. Noch andere Gesetze (der Loci« cle vomrnervs,

die Niederlandische, Nürnberger und gewisser Maßen die Oesterreichische

Wechselordnung) erklären eine auf Bedingung gestellte Acceptation für

gänzlich abgeschlagen, also für unwirksam gegen den Acceptanten, woraus

ebenfalls folgt, daß der Präsentant Protest erheben lassen muß. >— Be

stand die Beschränkung der Acceptation darinnen, daß der Trassat die

Tratte nur auf eine geringere Summe annahm , als auf welche sie lau

tete, so darf gemeinrechtlich blos wegen des nicht acceptirten Theiles Protest

erhoben werden, und es ist derselbe auch nur wegen dieses Theiles nöthig.

Eine Ausnahme , macht die Dessauische Wechselordnung und das Preußische

Landrecht a. a.> O. 1011—1113. Diese gestattet nämlich auch bei der

Partikularacceptation die Protestation wegen der ganzen Wechselsummez

dagegen kann der Präsentant nach der Bremer und Jeverfchen W.O. auch

dann, wenn der Bezogene nur theilweise acceptirt hat, dennoch das Ganze

fordern, wenn er nicht Ausdrücklich erklärt hat, mit der theilweisen An

nahme zufrieden zu sein. —- Die Ursache, weswegen der Bezogene nicht

acceptiren will, braucht nicht angegeben zu werden; doch ist es gewöhnlich,

irgend einen Grund der Weigerung, meistens einen solchen , welcher der

Ehre des Ausstellers nicht nachtheilig ist, anzuführen, Man sagt also

nicht leicht: man acceptire nicht „wegen ermangelnder Deckung", sondern

„wegen mangelnden Avis", oder „aus Ursachen, die man dem Aussteller

gemeldet habe." Doch ist es bisweilen rathsam, die wahre Ursache, wes

halb man nicht acceptirt, zu erklären. Dieß ist namentlich der Fall, wenn

man die Annahme verweigert, weil man schon ein anderes Exemplar der

selben Tratte acceptirt hat, ingleichen, wenn man wegen empfangener

Contreordre nicht acceptiren darf.

'Ueber die Zeit, wann der Bezogene sich zu erklären habe, ob er ac

ceptiren will oder nicht, giebt es sehr verschiedenartige gesetzliche Bestim

mungen. Die Meisten- Gesetze (der Locls ä« v«i»i»sr«e, das Badensche

Landrecht, das Preußische Landrecht, ingleichen die Braunschweiger,

Bremer, Breslauer, Danziger, Dänische, Elbinger, Gothaische, St. Gal-

ttner, Jeversche, Niederländische, Nürnberger, Oesterreichische, Schlesische

und Schwedische W. O.) verlangen, daß der Trassat sich sogleich erkläre,

«b er acceptiren wolle oder nicht, und geben dem Präsentanten das Recht,

ja legen ihm die Pflicht auf, wenn jener schweigt, Protest zu erheben.

Dasselbe gilt seit dem 1. Aug. 1830 auch in Sachsen, hinsichtlich der auf

einen gewissen Mr^Mg gestellten Wechsel laut des Mandats vom 23.



 

Decbr. 1829, durch welches die entgegenstehende Verfügung der Leipziger

W. O. §. 7 aufgehoben ist. Andere Gefetze hingegen bestimmen, daß der

Trassat erst eine gewisse Zeit (meist 14 Tage) vor dem Verfalle des Wech

sels gehalten sei , sich hierüber zu erklären (alte und neue Augsburgcr,

Baiersche, Weimar'sche W. O. und Nürnberger Dekret vom 12. Februar

1746). Noch andere (Badenfches Landrecht, Frankfurter W. O.) bestim

men, daß bei Wechseln, welche aus Orten kommen, wo eine solche Dis-

Position gesetzlich gilt, der Trassat ebenfalls nicht eher, als am Orte

der Ausstellung sich über die Acceptation zu erkläre» brauche. An

Sonn- und Feiertagen ist in der Regel Niemand zu jener Erklärung

verpflichtet. Doch bestimmen das Gegentheil die AKenburger, Baiersche,

Danziger, Danische, Elbinger, Gothaifche, Leipziger, Niederländische und

Weimar'sche Wechselordnung. Die Augsburger und Frankfurter machen

noch einen gewissen Unterschied zwischen Sonn- und Feiertagen; nament

lich kann in Augsburg nicht an Sonntagen, wohl aber an Feiertagen Ac-

cextation verlangt werden. Vergl. übrigens den Artikel: Präsenta

tion zur Annahme. — Nach dem Verfalltage noch zu acccptiren,

ist stets bedenklich und eigentlich dem ganzen Wesen des Wcchselge-

schäfts zuwider. Geschieht es doch , so verpflichtet es zwar den Accepran-

ten zur Zahlung nach Wechselrecht. Indessen braucht er sich zu Acceptl-

rung e'mes so verspäteten Wechsels nur gegen hinlängliche Eaution für

den Fall zu verstehen, daß der Trassant das Accepr und die darauf zu

leistende Zablung nicht genehmigen sollte. — Ein eigner Wechsel bedarf

der Natur der Sache nach keine Acceptation, was auch in vielen Wcchsel-

gesetzen ausdrücklich ausgesprochen ist. Doch verordnen manche Wechsel

ordnungen das Gegentheil, z.B. die Altenburger, wenn der Schuldner

vor der Verfallzeit verstorben ist, um das Wechselrccht gegen die Erben

zu begründen, aber auch, wenn der Wechsel in die andere, dritte oder

mehrere Hände gekommen ist; in welchem letzteren Punkte auch die Augs

burger, Breslauer, Schlesische, Elbinger, Frankfurter, Leipziger, Go

thaische und Schwedische W. O. übereinstimmen; ja die Wechselord

nungen von Hamburg und St. Gallen verlangen sogar unbedingt die

Acceptation der eignen Wechsel. Güniher.

^«eez»tU»<ia heißt eine mündliche in Stipulationssorm geklei

dete Quittung einer, aus einer Stipulation entstandenen, Schuld. Der

Schuldner fragte nämlich den Gläubiger: svveritumne t>r»? oder:

e?/?tuiniie KsKes ? Wenn nun der Glaubiger darauf antwortete : ler«

oder.' Ksbeo, fo war die sLvernilstio vollendet. Sie kann auch in grie

chischer Sprache geschehen ^), weil sie nach den Ansichten der klassischen

Juristen für ein Institut des zu» Aentiinn gehalten wird Wenn sie

liderstio per inutusi» ioterroFsticmeln genannt wird ^), so bezieht sich

dieß wohl nicht auf die Nothwendigkeit einer gegenseitigen Frage, sondern

es scheint dieß vielmehr in Bezug aus die Stipulation gesagt, welche

 

1) S. 1. Inst, quid«» moül» «dllßst!» tollltur (3. 30).

2, 1, 8 S. 4. «keptusüoo« (46. 4).

S) I.. 1.' 0. (46. 4.) , ^



3 ^ceeptüstio.

durch die »«oeprttstlo aufgehoben wird. Denn nur insofern kann sie

mutu» interroZstio heißen, als in der scoeptilstio gerade derjenige die

Frage stellt, welcher in der Stipulation die auf die Frage des Gegners

passende Antwort gegeben hat. Sie bewirkt eigentlich nur die Auf

hebung solcher Obligationen, welche aus einer Stipulation stammen

Deßhalb heißt sie eine bildliche Zahlung (imnAinsria solutto) °), wird

in ihrer Wirkung der Zahlung verglichen und geradezu llberatio ge-

nannt ^). Wird sie aber über Obligationen abgegeben, welche aus andern

Obligationsgründen stammen, so hebt sie zwar dieselben nicht ipso zurs

aus (iiiutiüs est) «), wohl aber steht es dem quittirten Schuldner frei, die

exeeptio psvti oder «Zoli zu brauchen , wenn er von dem, welcher ihn

quittirt hat, späterhin auf Bezahlung d?r Schuld belangt werden sollte").

Denn man nahm an , daß in einer solchen an sich ungiltigen »«vepti-

Istia stillschweigend ein Erlaßvertrag (psetum 6e von petendo) enthal

ten sei i"). Der exsepti« bediente man sich zu diesem Zwecke wohl

nur dann, wenn nachgewiesen werden konnte, daß der quittirende Glau

biger wissentlich die ungiltige »«eeptilstio vorgenommen habe. Denn

dann mußte ein Zweifel entstehen, ob ein wirklicher eonssusu» von seiner

Seite vorhanden gewesen sei Der Grund, weßhalb die svoeptilsti«

nur bei der Stipulation eine übersti« bewirkte, liegt wohl in der nament

lich im alteren Rechte sehr klar ausgesprochenen Negel , daß Obligationen

nur auf dieselbe Weise, wie sie entstanden sind , «ufgelöft- werden kön

nen Sollte sie auf andere Obligationen ipso zur« wirken, so mußten

dieselben erst durch die stipulsti« ^c^nilisu» in eine verbordm obllZsti«

umgewandelt worden sein '^). Unter diesem Namen versteht man ein

von dem Juristen Aquilins Gallus, dem Zeitgenossen Cicero's, erfun«

denes Quittungsformular, welches alle zu quittirende Forderungen,

welche nicht aus einer Stipulation herrührten, mit feierlichen Worten

durch novstlo in eine »tipulstio umzuwandeln und durch scoeptilstio

aufzuheben bestimmt war. Daß sie mit der seoeptllsno verbunden war,

sagen die inNote 13 angegebenen Stellen fehr deutlich, und es wird dieß zum

Ueberfluß durch das Aeugniß des Theophilus ^) bestärkt. Indessen wird,^

wenn genau gesprochen wird, die svveptilstio von der eigentlichen ^quZ-

lisus stipulatio getrennt Von der »««eptilstio gelten folgende

4) F. 1. Inst. (3. 30.) I.. 8. §. 3. v. (46. 4 )

5) §. 1. Inst. (3. 30.)

6) I.. 7. S. 1. v. (34. 3.) I.. 7. §. 1. v. (34. 3 )

7) I.. 1. I>. (4«. 4.)

8) I.. 3. pr. v. (46. 4.) ' , '

9) I.. 19. pr. v. (46. 4.) . , ^

10) I.. 27. 5. ?. v. äs xsctis (2. 14.). Ii. 6. xr. 0, 6s rescin6en6s vsn-

6it!«ns (13. 6.).

11) I., 8, nr. v. (46. 4.)

12) I.. 8. Z, S v. (46. 4 ) I.. SS. xr. v . 6e K. I, (60. 17 ) Ii, 100. v, (ibi6)

13) §. 2 Inst, (3, 30.) I.. 18. pr. v. (46. 4.)

14) IKsopK. in«t. 3, 30. S 2. «6. Keit« toi». II. p. 720. 721.

15) l,. S. p. üs »«osptilstipnibii» (8. 44).
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Grundsätze: 1) sie kann auch nur theilweise geschehen ^°), d. h. auch nur

über einen Theil der Schuld giltig abgegeben werden. Doch erleidet

dieß eine Beschränkung in dem Falle, wenn der Gegenstand der Obliga

tion untheilbar ist. Denn dann wird die theilweise gemachte seveptilatl«

für null und nichtig erachtet und kann mithin wohl nicht einmal in

der Form des zisotum 6« n«n petendo aufrecht erhalten werden. 2) Sie

ist ein »«tu» legitimus deßhalb kann sie weder unter einer Suspen»

sivbedingung , noch unter Angabe eines Zeittermines eingegangen wer«

den Denn sonst wird die ganze Handlung, die in der sveepÄstio

ausgedrückt ist, für null und nichtig erachtet. 3) Die in der sl.«k?z>tilstlo

nothwendige Frage kann nur von dem Schuldner oder von dem, durch

welchen der Schuldner erwirbt, an den Glaubiger gerichtet werden 2°).

?upilli können ohne Einwilligung ihres Vormundes durch »ooepti-

Istio von der Obligation befreit werden^). Procuratoren , Tutoren

und Curatoren sind unzulässig 22). Soll also auch in diesem Fall die

Acceptilation von Wirkung sein, so müssen solche Personen zuerst. die

Hauptschuld noviren, und dann können sie giltig durch Acceptilation

quittirt werden. 4) Die Antwort in der Acceptilation kann nur der

Glaubiger und dessen Erbe abgeben 22), vorausgesetzt, daß sie fähig sind,

über ihr Vermögen zu disponiren ^). Deßhalb bedürfen die Unmün«

digen bei der sevsptilstig der suvwrits« ihres turor. 5) Wenn die

Hauptobligation durch severMsti« aufgehoben wird, so sind zugleich die

Nebenobligationen , die mit derselben unzertrennlich verbunden sind , als

aufgehoben W betrachten 2°). ! . Hxiai>?ch.

^eee»«i» bedeutet im allgemeinen Alles, was zu einem andern

Gegenstande als Zuwachs, Erweiterung, Vermehrung oder auch als Be

lastung hinzutritt ^). Der Zuwachs einer Sache steht in der Regel in

einem untergeordneten Verhältnisse zu der Sache, zu welcher er hinzu

kommt, so daß diese die Hauptsache, die Hinzukommende dagegen die,

einen untergeordneten Theil oder eine der Hauptsache folgende und zu ihr

gehörige Nebensache (s. den Art. Nebensache) bildet. Deßhalb

heißt sveessio eigentlich — und dieß ist d«er Sinn, jn welchem das

16) §. l. Inst. (3, 30.) I.. 13. s. 1. v. (46. 4.) , ' , '

17) I.. 13. S. 1. v. nullius erit momenti (46. 4). , .

18) I.. 77. v. Se K. I. (SO. 17.) ,

19) 5.. 4 et S. v. (46. 4.) Ii. 77. vi (50. 17.)

2n) I.. 11. pr. — S. Z. v. (46. 4.)

21) I.. 2. v. (46.4 ) - ,

S2) I.. 3. v. (46. 4.) I.. 13. §. 10. V. (ibia.)

23) I.. 13. S. 10 et I. 11. v. (46. 4.) !, .

24) I,. 1. (Z. äs secevtllätionibus (3. 44). ^ , ^ » ,

25) I.. ,4. v. (46. 4.)

1) Vgl. I.. 178. Z, 1. 0. äs V. «. (60. 16.) Ii. 26 §. 3. 0. os nereo.

pet. (S. 3.) 1.. 3. qusna« öe pev. (IS. 2.) I.. 14. IS. S. 1. S9. 1^. 16. 6s

<llv. temp. prsescriptt. (44. 3.) und die Spellen der folgenden Noten z ferner

die vielen Stellen, welche von Kob. 8cKn«ia.er in s. Inäex omniuin rer.

et sententisr., ^uss in «orp. 'zur. Fust. eontineutur. I^ips. 1837. p. 27. nr.

120 p. 37. or. 1 s<z. zusammengestellt sind. ,^
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Wort in den römischen Quellen in der Regel gebraucht wird — die Ne

bensache, der eine Nebensache bildende Zuwachs an Vortheilen oder an

Lasten 2) (bei den Neuerens. g. res svoessoris, »«««»«orlum), und wird

in dieser Hinsicht nicht blos von körperlichen Sachen , welche einen Ne

bentheil einer andern körperlichen Sache bilden, sondern auch von Rechts

verhältnissen, von Obligationen u. dgl. (z. B. von der Bürgschaft, dem

Pfandrecht als sOvessi« der Hauptobligation) gebrauch? ^).

Zu den Accessionen gehören namentlich auch die von den Neue

ren s. g. Pertinenzen, pertiusutiä« 4) und die Früchte der

Sache'. Zwar behaupten Manche , die Römer hatten die Früchte nicht

zu den scoessiuues gezählt, und der Begriff von, s«osssio sei daher ei

gentlich auf das zu beschranken, was zu einer Sache von außen her

als Nebentheil hinzukomme Allein, wenn die Quellen bisweilen ne

ben den truotus noch die (übrigen) sevessiones, oder neben den soves-

Houe» (überhaupt) noch die truows insbesondere nennen, z. B. 1^.

61. §.2. v. 6« Kirt. (47. 2.) I,. 2. §. 1. v. Ss in sääiot.

(18. 2.) so beweist dieß noch nicht, daß sie die krucws überhaupt gar nicht

zu den sooessioues, oder zu den Sachen yuae socessiouurn locum «b-

tivMt zählten 6). ' ,

Der Ausdruck accessio bezieht sich aufS a chen im weitesten Sinne

(Not. 1—3). Zwar wird das Wort für solche Personen gebraucht, welche

bei einem Rechtsverhältnisse als Nebenpersonen betheiligt sind, sei es als

Nebenverpflichtete (so wird z. B. der Bürge eine sooessi« ge

nannt) 5), oder als Nebenpersonen auf der Seite des Gläubigers (wie

2) Deshalb wird, wenn zu einer Sache eine andere so hinzukommt, daß

keine eine Nebensache der andern bildet, gesagt: keine sei Accessio« der andern.

27. §. 2. v. äe K. v. (41. 1.) Vgl. auch I.. 63. v. äs legst. 1. (30.)

3) 1.. 43. 0. äs solutt. (46. 3.) 1,. 6. 5. äs Käesuss. (3. 2«.) Vgl. auch

die Stelle bei VirKsen IVlsnusle Istinitsris kontiuin sur. civ. R,«rn. p. 1l> und

besonders die Stellen bei KcKusiäsr I. c. p. 23. nr. 133 sq. p. 36. nr. 1 «q.

4) Vgl. I«. 10. pr. 0. quid. inoä. ususkr. (7. 4.) 1,. 3. §. 1. v. äs trit.

Vino (33. 6). 1,. 4. pr. V. äs penu leg. (33. 9.) Ferner 1>. 34. pr. v. äs

e. L. (IS. 1.) I.. 44. pr. v. äs seä. sg. (21. 1.) 1,. IS. §. 1. v. äs ^. «.

V. (19. 1.) Ob die „«süss rei" eine Unterart der accessio, oder die sc-

«essi« eine Unterart der «süss rei oder Beides gleichbedeutend sei, darüber ist

Streit. Näheres bei dem Art. «süss rei. , , , '

5) So Thibaut Pandectenrecht 8. Aufl. Z. 177. Not. 1. v. Buchholz

Ueber den rdm. Begriff der sccessi«; in s. Versuchen über einzelne Theile d.

Theor. des heutigen rbm. Rechts. Werl. 1831. Nr. VI.

6) So z. B. rechnen sie die Zinsen , welche auch zu den kructus im weitern

Sinne gehören (1>. 88. S. 2. v. sä I. k'sle.sSS. 2.)), zu den seeessiones 1,. 12.

<Z. äs usur. est (4. 32.) und in der TitsKubrik von v. 22. 1. werden die

usurse und tructus nicht den sceessiones entgegengesetzt, sondern unter

ihnen begriffen (äs usuris et fructibus et «susis et «niuibus sccessionibus,

d. h. und überhaupt von allen Accessionen), wie schön die usurse erweisen, welche

bestimmt keinen Gegensatz zu den sccessione» bilden können. Vgl. auch 1,., 31.

S. äs jur. ä«t.(6. 12.) (reäitus vel psnsiunes vel usurss vel slis« sc-

eessious») 1,. 8. Z. 4. <Z. äs Kon. quse Ubb. (6. 61.) 1..3. §.6. v. äs ueg.

«est. (8. S.Z -

7) 1,. 91, g, 4. S. v. Se V. 0. (46. 1.) I.. 32. 71. 0. äe KäeZuss. (46. 1.)
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der solutionis osus» »Zjeows) «). Allein dieß ist blos metaphorisch «nd

eigentlich ist dabei blos die S a ch e , die «bligstio , in welcher die Neben

person steht, gemeint. Vgl. §. 5. <s. äe Käejuss. (Z. 21.)

Ueber die Rechtsgrundsätze, unter welchen die Accessionen stehen,

vergl. besonders die Art. Nebensache, Frucht und den folgenden.

Artikel. ' C.E. Wächter.

Accessio« als Eigenthumserwerbart. In unserer jetzigen jurifti-

schen Kunstsprache wird dem Worte »«cessio (Accession) gewöhnlich noch

ein anderer Sinn beigelegt, als der ist, in welchem »««essio in den Quel-

len des röm. Rechts gebraucht wird, ein Sinn jedoch, der wenigstens

Bezug auf den römischen Sinn von »«cessio hat.

Eine Sache, welche als Nebensache mit einer andern Sach« in

physische Verbindung kommt, muß zunächst auch unter die Rechts

verhältnisse dieser andern Sache, der Hauptsache, zu stehen kommen (,>se-

cessio veclit xriu«ip»Ii" ^) oder wie man es bei uns häufig ausdrückt:

res »««essoris seyuitur rem priuvipslel»). Kommt daher eine uns nicht

gehörige Sache mit einer in unserem Eigenthum befindlichen Sache m

eine solche Verbindung, so müssen wir dadurch das Eigenthum jener

andern Sache erwerben.

Die Erwerbungsart des Eigenthums an einer Sache nun, welche

auf diesen Grundsatz sich stützt, welche also darin besteht, daß Jemand

durch das Hinzukommen einer andern Sache, als Nebensache (»«cessio

s.g. res sovessoris) zu seiner Hauptsache (res prineipsli») das Eigen,

thum des Elfteren verlangt, nennt die neuere juristische Kunstsprache

Accession, ^ ^ ... ^ .

Diese Erwerbsart des Eigenthums greift aber nicht bei allen Neben

sachen Platz, wie überhaupt für Alles, was in diesem oder in jenem

Rechtsverhältnisse unter den Begriff der Nebensache (»«cessio) fällt, kei

neswegs durchaus die gleichen Rechtsgrundsätze gelten. Sie tritt viel

mehr, abgesehen von dem Erwerbe einer Flußinsel und eines Flußbettes

nur ein, wenn die Nebensache in physische Cohärenz mit der Hauptsache

gebracht wird ^), und dadurch einen in dieser Verbindung unselbststän-

digen Theil derselben bildet. Deshalb sind namentlich die s. g. Pertinen-

zen wohl zu unterscheiden von den Nebensachen, welche durch Accession

ms Eigenthum erworben werden. Denn die Pertinenzen umfassen von

der einen Seite mehr, von der anderen Seite weniger. Namentlich kön

nen die Nebensachen, welche durch Accession ins Eigenthum erworben

auchl.. 43. v. Sssolutt. (46. S.) v. Buchholz a. a. O. SeKneiZerin

d. ang. Inüex p. 36. 37. nr. 3—18.

8) I.. 44. §. 4. v.«is «.et ^.(44. 7.) ScKnsiäerl.e. p. 36. nr. 1.

2. «t not. 2.

1) I.. 19. §. 13. v. ös »uro »iL. (3l. 2.)

2) Vgl. alle unten näher anzuführende Beispiele, welche die Quellen ent

halten, und den allgemeinen Satz in I.. 23. 8. S. v. äs K. V. (6. 1). Selbst beim

Flußbett und der Flußinsel findet eigentlich physische Cohürenz statt. S. unten

Not. 10 u. 2l.
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werden^ elnen integrirenden Theil unserer Hauptsache bilden , wie

z. B. der fremde Balken, den wir in unser Haus verbauen, wahrend der

Begriff von Pertinenz auf solche Sachen sich nicht erstreckt. Von der

andern Seite gehören zu den Pertinenzen Sachen, welche durch Acces

sion nicht ins Eigenthum erworben werden, z. B. wenn der Eigen-

thümer eines Hauses ein benachbartes Stückchen Land unbefugterweise

sich aneignet und es in ein Hausgartchen umwandelt, so gilt, wenn er

das Haus verkauft, das Gärtchen als Pertinenz des Hauses und ist daher

im Kaufe mit begriffen, d. h. der Käufer des Hauses kann gegenüber

vomVeräußerer das Gärtchen mitansprechen. Allein keineswegs

ist es durch Accession in das Eigenthum des Verausserers und seines

Nachfolgers übergegangen und der alte Eigenthümer kann es immerhin

vindiciren. Ebenso gehören hierher die Beispiele , welche in den, im vor

hergehenden Art. secessio Note 4 angeführten Stellen enthalten sind.

Die Falle des Eigenthumserwerbs durch Accession werden verschie

den abgetheilt. Früher und bis in unser Jahrhundert unterschied man

gewöhnlich, ob blos durch Wirkungen der Natur ohne absichtliches mensch

liches Zuthun, oder blos durch absichtliche menschliche Thatigkeit, oder

endlich ob durch Zusammenwirken beider Momente, der Naturkrafte und

der Bemühungen eines Menschen, die Verbindung bewirkt wurde, und

theilte hiernach die Accession ein in naturalis, inclustrislis s.

»rtiLioialis und inixts. Allein gegen diese Eintheilung, bei wel

cher man sich noch über die Einreihung mancher einzelner Falle in diesen

Klassen stritt, wurde mit Recht bemerkt, daß sie schon um deswillen nicht

zu billigen sei , weil bei jeder Accession Naturkrafte mitwirken müssen,

die accessio iuäustrislis also nicht der inixta (wie sie nach jener Ein

theilung bestimmt wird) entgegengesetzt werden kann, sondern stets einen

Fall der inixta bilden würde. Deshalb suchten einige Neuere die Ein

theilung zu rectisiciren. So behielt sie namentlich Thibaut, aber in

dem Sinne bei, daß er unter acc. inclustrislis („künstlicher" Accession)

die Falle der Accessio«, in welchen die Verbindung stets absichtlich bewirkt

wird, wie Malen und Schreiben, unter naturalis s. cssusli«^ („na

türlicher, zufalliger") die Fälle < in welchen stets ohnc menschliche Absicht

lediglich durch Naturkräfte und Zufall die Verbindung bewerkstelligt wird,

wie bei der durch einen Fluß bewirkten Accession, und unter inixta („ver

mischte") die Fälle versteht, in welchen bald mit, bald ohne menschliche

Absicht die Verbindung bewirkt wird. So kann man freilich unter

scheiden, und schon früher theilte ganz auf diese Weise Hofacker die

Accessionsfälle, welche nicht in Erzeugnissen unserer Sachen bestehen , in

iuäusNisles und naturales ein. Auch ist es in Hinsicht auf Entscha-

digungspflicht in manchen Fällen nicht ohne Wichtigkeit, ob die Accession

in dem eben angegebenen Sinne eine naturalis oder eine iuclustrialis

war. Dagegen möchte die Eintheilung als Grundlage der Erörterung

3) Manche Aeltere setzten der naturalis «ccsss!» noch eine kortuita e n t g e -

gen, aber freilich auf eine ganz unstatthafte Weise, z. B. I,u«lovici vsuq

vract. <iistiaction. Mr!6icar. I^ib. 41. tit. 1. Vist. Z. . "
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der einzelnen Accessionsfalle und zu einer gehörigen Uebersicht über die

selben sich nicht empfehlen. Auch scheint Thibaut nicht gehörig dieselbe

durchgeführt zu haben, wenn er zu seiner mixw svoesslc, die ooutusi«

und coinmlxtio und zwar diese allein zählt. Denn , abgesehen davon,

daß diese beiden Falle gar keine Accessionsfalle sind (f. den Art. «ouku-

si c> und vornmixtio), so müßten im Sinne Thibaut's auch die

Erzeugnisse einer Sache zur svvessio inlxts gehören, während sie Thi»

b a u t zur «s«usli« zählt.

Die meisten Neueren verwerfen die angeführten Eintheilungen als

Grundlage der Darstellung der einzelnen Accessionsfälle, und unterscheid

den überhaupt die Hauptklassen der Accessionsfälle nicht durch besondere

Kunsinamen, sind aber über die Gesichtspunkte, nach welchen bei der

Entwicklung der einzelnen Accessionsfälle dieselben zu ordnen sind, nicht

einig 4). Im Folgenden ist im Wesentlichen die Anordnung befolgt,

welche nach Savigny zuerst Heise durchführte, und welche auch viele

Andere mit wenigen Abweichungen im Einzelnen ^) annahmen.

Die Fälle der Erwerbung des Eigenthums durch Accession sind

nämlich folgende:

I. Erzeugung aus einer Sache; der Fruchterwerb des Eigen

tümers der fruchttragenden Sache. — Die Früchte sind Nebenfachen der

fruchttragenden Sache. Der Eigenthümer der fruchttragenden Sache er«

wirbt daher auch das Eigenthum an den Früchten derselben, sobald diese

sn der Sache entstehen. Dieß selbst dann , wenn das Recht des Frucht-

Senusses in Beziehung auf die Sache einem Dritten vermöge dinglichen

Rechts (z. B. wegen eines Nießbrauches oder Emphyteutrechts) oder ver

möge persönlichen Rechts (wie dem Pachter) zustehen, oder ein Dritter im

guten Glauben die Hauptsache besitzen sollte. Denn in diesen Fällen be

darf es erst noch einer besondern Thatsache, durch welche der Fruchtge-

nußberechtigte (oder der Besitzer der Hauptsache) das Eigenthum der

'ichte, welche bis dahin dem Eigenthümer der Hauptsache gehören, er-

t, bald, daß die Früchte von der fruchttragenden Sache, wenn auch

h Aufall, getrennt werden (irustuunr separatio), bald, daß der Be

rechtigte (selbst oder durch Andere in seinem Auftrage) die Früchte von der

Hauptsache trennt, oder sie getrennt von der Hauptsache in seinen Besitz

nimmt (truetuum perveptio). Näheres hierüber unter dem Artikel

Frucht, Fruchterwerb.

II. Von Außen her kommender Zuwachs «).

 

4) Z. B. Schweppe Rom. Private. Z. 268 sondert nach dem Gesichts

punkte, ob die Nebensache „erst jetzt entsteht, oder schon früher da war" (allein

schon die Weise, wie er diesen Gesichtspunkt durchführt, ließe sich sehr bestreiten);

M ackeldev Lehrb. 247 theilt die Fülle in solche, wo eine Sache, die sonst

herrenlos sein würde, und „in solche, wo eine Sache, die bisher in dem Eigen-

thume eines Andern gewesen ist, erworben wird." Im wesentlichen dieselbe

Eintheilung stellt schon (^K. ^. «üntker ?rii>«. zur. K«n>. 1'. II. ^si>. 1L09.

S. 579 aus, ebenso auch Ilsiib« I 6 voctr. pänä. Iweani. §. glö. ,

5) Z. B. Mühlenbruch, Seuffert, Fritz ,c. . ,,

6) Auf diese Weise unterscheidet auch schon llokscker rri»c. Hur. clv. Koiu.



14 «ccession.

Ä. Erwerb unbeweglicher Sachen durch Accessio«. Hierher gehören

' blos zwei Falle s:

, ' ' '1) Der Erwerb einer in einem Flusse, d. h. in öffentlichen fließen

den Wassern entstandenen Insel (ivsnla in Kumiue usts). Bildet

sich im Flusse eine schwimm ende Insel, so gehört sie, wie der Fluß

selbst, dem Staate; sie, ist res publica «). Bildet sich aber eine fest«

stehende Insel, so kommt es auf die Art und Weise ihrer Entstehung

an. Entstand sie ») dadurch, daß der Fluß seinen Lauf ändert, indem

er 'sich in mehrere Arme theilt,—das Grundstück eines Andern umfließt,

5 unterhalb wieder sich in Ein Bett vereinigt und dadurch jenes Grundstück

zu einer Insel macht, so wird dadurch das Eigenthum des zur Insel ge«

wordenen Grundstückes nicht geändert. Das Grundstück bleibt im,Ei-

genthnm dessen, dem es vorher gehörte °). Entsteht aber b) die Insel

auf andere Art (vgl. I.. 66. tz. 2. v. 6« ^. K. v. s41. 1.)), so gilt sie

als Nebensache der an dem Ufer liegenden Grundstücke und fällt ganz

von selbst im Momente ihrer Entstehung ^) den Eigenthümern dieser

Grundstücke, je nach der Nahe der Insel und der Breite der Grundstücke

am Ufer, ins Eigenthum zu. Die Ausmittelung der einem jeden Grund

stücke eworbenen Jnseltheile geschieht auf folgende Weise. Es wird der

Fluß seiner Lange nach durch eine von beiden Ufern gleich weit ent

fernte Linie in zwei gleiche Theile getheilt; das Stück der Insel, welches

diesseits der Linie liegt, erwerben die Eigenthümer der Grundstücke am

diesseitigen Ufer , was jenseits der Linie liegt, gehört den Eigenthümern

am jenseitigen Ufer, und zwar je nach dem Verhältnisse der Breite, welche

ihre Grundstücke am Ufer haben Durchschneidet daher die Insel in

keinem ihrer Theile die Mitte des Flusses, sondern fällt blos in die eine

<?srm. §. 945 das qu«6 ex rs nosträ nsscitur und das <zuo6 rei nostrse ita zun-

gitur, ut psrtsm ejus Kelst. Nur macht er andere Unterabtheilungen.

7) Häufig rechnet man hierher auch die Allusion und die Avulsion, z. B.

Mühlenbruch Lehrb. d. Pand. R. §. 256. Allein in diesen letzteren Füllen

kommt eine bewegliche Sache zur unbeweglichen und wir d erst durch diese

Verbindung (wie auch beim Bauen, Pflanzen) eine unbewegliche. S. schon Do-

n sl l US Oomm. ös zurs «iv. IV. 27. 63. Dieser stellt übrigens die beiden hier im

Texte erörterten Fülle und die Avulswn und Alluvion zusammen unter der Rubrik

der »«cessio, <zuse » kluininiku» est. Ueber diese Fülle ist zu vergl. Chr.

Heinr.Kdchy Ueber die Erwerbung des Eigenthums der in Flüssen entstand.

Allusionen, Avulsionen und Inseln, wie auch der verlassenen Flußbetten zc. in s.

civilift. Erörtt. Leipz. 1791. S. 3—89.

L) 1^. 66. §'. 2. O. <Ze aclziiirenÄo rer. öomin. (41. 1.)

. 9) 7. §. 4. 1.. 30. S. 2. v. I. c. Ii. 1. S. 10. v. 6e Suminib. (43. 12.)

Z. 22. 5. äe rer. givis. (2. 1.) a. E. I.. 1. O. <le slluvionib. (7. 41.) Dieß liegt

auch ganz in der Natur der Sache s. vonellus Lonuu. <le zur.« «iv. IV.

29. §. 6. a. E.

10) I.. 30. §. 2. v. 6e H,. K. v. (41. I.) Der Grund hievon liegt wohl

darin, weil der Boden, auf welchem sie ruhte, an sich als zu den angrenzenden

Grundstücken gehörig betrachtet wird. I,. 30. §. 1. v. l. «. Sch w ev p e rdm.

Privatr. 4. Ausg. z. 360.

11) I.. 7. 8. 3. I.. Z9. 1.. 30. pr. 8- 2. v. gs ^. K. v. Die Sache ist

inHdpfners Commentar z. 310 durch Zeichnungen veranschaulicht.
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Hälfte, so erwerben die Anzrenzer an der andern Flußhälfte nichts von

der Insel - ^

Wird die auf diese Weise von den Angrenzern erworbene Insel

durch Alluvion (s. unten) erweitert, so gehört dieser Zuwachs unbedingt

demjenigen, an dessen Jnselstücke er sich ereignete, sollte auch dadurch

dieses Stück so erweitert werden, daß es nun die Breite, welche das

Grundstück des Eigenthümers am Ufer hat, überschreitet und andern be

nachbarten Grundstücken gegenüber zu stehen kommt

Wenn endlich zwischen der entstandenen und auf die angegebene

Weife den Angrenzern zugefallenen Jnfel und dem Ufer sich eine zweite

Insel bilden sollte, so wird auch sie auf die gleiche Weife vertheilt, nur

daß hier die erster? Insel an die Stelle des jenseitigen Ufers tritt, d. h.

die Linie, durch welche der Fluß feiner Länge nach in zwei Hälften zu

thcilen ist, ist hier nicht mitten durch den ganzen Fluß, zwischen beiden

Ufern, sondern blos durch die Mitte des Flußarmes, in welchem die

neu entstandene zweite Insel liegt, zu ziehen., so daß die neue Jnfel blos

als Nebensache der Grundstücke am Ufer biefes Flußarmes und der alten

Jnfel behandelt wird, und den Eigenthümern derfelben zufällt ^).

Den angeführten , in vielen Stellen unserer Quellen bestimmt aus

gesprochenen, Grundsätzen über Erwerb der Flußinseln scheint die Ii. 65.

H. 4. v. 6« ^. R. 0. direkt zu widersprechen. Denn sie sagt: Labes

bemerke, „wenn Alles, was auf öffentlichem Eigenthum entsteht oder

gebaut wird, öffentlich ist, so muß auch die im öffentlichen Flusse entstan

dene Jnfel öffentlich (Staatseigenthum) sein." Wirklich fanden auch die

älteren Interpreten große Schwierigkeit in diefer Stelle, und sie geben

sich alle mögliche Mühe, sie mit den übrigen Aeusserungen in Einklang

zu bringen ^). Daß aber L a b e o jene Bemerkung nicht auf das P r a k -

12) Dieß sagen die in Note 9 angeführten Stellen deutlich; auch wird es

von unseren Schriftstellern wohl nicht anders genommen. Zwar glaubt Fritz

(Erläutt. zu v. Wening-Jngenheims Lehrb. II. p. 345), S ch w e p p e a. a. O. sei

anderer Meinung. Allein es beruht dieß doch wohl nur auf einem Mißverstünd

nisse der allerdings etwas ungenauen Aeusserung Schweep e's. Vgl. auch die

3. Ausg. von S ch w e p p e's Privatr. S. 260. Mühlenbruch (Lehrb. d. Pand.

R. z. 2öS. Not. 3 führt Köchy civ. Crdrtt. S. 34 als andere rMeinung

auf." Allein auch Köchy sagt dasselbe , was Mühlenbruch behauptet und

was hier im Texte erklärt ist.

13) So also, daß, wenn die Insel in dieser Ausdehnung von Anfang

an bestanden hätte, den Eigenthümern der letzteren ein Theil der Insel zuge

fallen wäre. I>. 66. pr. 1>. <ie ^. K. O. OonsIIus Ooiiun. de Huro civ. IV.

29. 8. 12.

14) I.. 65. §. 3. 0. I. e.

15) Theils dadurch, daß Manche, freilich ohne alle Befugniß, ein non ein

schieben, wie Hotomannus i>u«ervatt. »g z'us civ. I. 23. oder gar zwei

non, wie Keinvlä O>»is«. H»r. eä. logier p. 599. oder nach nsta est noch

«in publica einschieben, wie O'Orvills 11is8. «6 I. 65. II. äs ^. KV.

csp. 3. in OelrivKs l'ne». viss. Lelg, V. I. V. III. p. 286 f, oder dadurch

daß sie — im Ganzen wohl ebenso willkürlich — die Stelle blos auf schwim

mende Inseln bezogen, wie vonellns Oomm. 6e zur, civ. IV. 29 §. 5. 7.

und vsu cis^Vster ObssrvuU.^ur. K. 1.7. und wissend sc K visputatt.
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tische, auf das geltende Recht beziehm ,konnte, ergiebt sich schon «US

dem §. 2 derselben Stelle, und so ist wohl anzunehmen, daß jene Be

merkung L a b e o's blos einen theoretischen oder legislativen Zweifel aus

sprechen sollte »). , 7 ' .

Was das römische Recht nach dem Angeführten über Erwerb der

Flußinseln festsetzt, gilt auch bei uns noch durchaus als gemeines Recht,

indem keine gemeinsame deutsche Rechtsquelle etwas an diesen Grund

sätzen änderte Nur einige Parti cularre cht e, z.B. das König

lich Sächsische, weichen hievon ab, und stellen den Grundsatz auf, daß

die itt einem öffentlichen Flusse entstandenen Inseln dem Staate zufallen.

Entsteht eine Insel in fließenden Wassern, welche im Privateigen

thum des angrenzenden Grundeigenthümsrs stehen, so gehört sie natür

lich diesem ^). Ist das Wasser unter mehreren Angrenzern nach der

Breite ihrer Grundstücke am Ufer gemeinschaftlich, so müßte die Insel

unterste nach denselben Grundsätzen, welche bei der Flußinsel gelten, (oben

Not. 11, 12) getheilt werden. , , . . ^

"'.^2) Erwerb eines vom Flusse verlassenen Bettes (»Iveus Se-

reliotus). ^.

Das Flußbett gehört eigentlich zu den angrenzenden Grundstücken

als Theil derselben. Allein, wenn und so lange der Fluß es einnimmt,

gilt es, wie der Fluß selbst, für öffentliches Eigenthum (res pudllos)^).

Aus diesen Grundsätzen folgt: , , ,

. > .») Berläßt ein Fluß sein Bett und bildet sich ein neues Bett, so fällt

nun das verlassene Bett an die Eigenthümer der angrenzenden Grund

stücke, und wird unter sie ganz in der Art getheilt, wie eine Flußinsel.

Es wird also mitten durch das Bett seiner Lange nach eine von beiden

Zvr. «v. v. 19. nr. 18. oder sonst durch nicht minder unhaltbare Interpreta

tionen, welche in K öch y's civilist. Erörtt. S. 27—44 angeführt find, zu helfen

suchten.

16) K d ch y a. a. O. S. 45—50. S ch w e p p e röm. Privatr. §. 160. T h i -

b aut Pandectenr. 8. Aufl. §.744. not. Anders erklärt Gest er ding Lehre

vom Eigenthum S. 201 die Stelle, und nach ihm Fritz Erbrtt. zu Wening's

Lehrb.' .S. 344. Laves soll nämlich blos sagen: Wenn der Satz wahr wäre,

daß, was in public« entstehe oder gebaut werde, public» res sei, so müßte

man auch die Flußinsel für eine public» res erklären. — Wollte man s^er der

Stelle diesen Sinn beilegen, fo müßte man die „public» res" nicht im ge

wöhnlichen Sinne für eine in öffentlichem Eigenthum befindliche Sache,

sondern im Sinn einer res communis «mnium nehmen. Vergl. 1,. 14, v. äs

rer. äom. (41. 1.) Denn vom öffentlichen Eigenthum genommen, ist jener

Satz doch wohl wahr.

17) K ö ch y a. a. O. S. 71 f. Eichhorn Einleitung in das teutsche Pri

vatr. 4. Ausg. §. 269. Früher war dies, freilich sehr bestritten ; s. z. B. die

Citate bei HosscKer ?rincipp. Mr. civ. Kom. Lerm. S. 960j allein in un

serer Zeit ist durchaus die gemeine Meinung dafür.

18) Schweppe a. a. O. s- 260. a. E. Schilli n g Lchrb. für Jnstitutt.

u. Geschichte des röm. Rechts ic. Bd. II. z. 1S7. Not. K.

19) 8. 23. 1. äe rer. äiv. (2. 1.) I.. 7. S. s. o. äs K. v. (4l. l.) I..

1. §. 7. 0. äs amuinib. (43. 12.) 1,. 24. pr. I>. c,uib. moä. ususkr. (7. 4.)
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Ufern gleich weit entfernte 2«) Linie gezogen , und den Theil des Bettes

diesseits der Linie theilen die Angrenzer diesseits , den Theil des Bettes

jenseits der Linie theilen die Eigenthümer der Grundstücke am jenseitigen

Ufer je nach der Ausdehnung ih/er Grundstücke am Ufer ^').

b) Hatte der Fluß bei der Bildung seines neuen Bettes seinen Weg

durch ein Privatgrundstück genommen, so werden die Theile desselben,

welche der Fluß zu seinem Bette zog , öffentliches Eigenthum. Verläßt

daher spater der Fluß das neue Bett wieder, so fällt dasselbe nicht wie

der dem zu , durch dessen Grundstück der Fluß sich das Bett gebildet

hatte — denn er hatte sein Eigenthum daran verloren — sondern es ge

hört den Angrenzern Mre i>«ee»si«riis , und Jener bekommt nur in so

weit einen Theil davon, als er durch die Theile seines Grundstücks,

welcheder Fluß nicht eingenommen hatte, zu den Angrenzern gehört 22).

Auf diefe Weise kann nach strengem Rechte der Eigenthümer sein g a n -

z es Grundstück bleibend verlieren, sobald der Fluß das ganze Grund

sruck so zum Bett machte, daß dem Eigenthümer des Grundstücks kein

Land am Ufer mehr übrig bleibt, und er also, wenn der Fluß das Bett

wieder verläßt, nichts als Angrenzer bekommen kann. Dieß ist auch in

5. 7. H.5.V. lls ^. «. 0. (41. 1.) als Resultat des strengen Rechts aus

gesprochen, jedoch mit dem Beisatze: „seä vix est, in obtineut,"

d. h. in der Praxis werde sich diese strenge Consequenz nicht leicht gel

tend machen, und eben dadurch ist jedenfalls eine entgegenstehende

Praxis im letztem Falle gebilligt 22).

20) Liegt eine Insel im Flusse und verläßt der Fluß das Bett, in wel

chem der eine Arm fließt, so ist die Linie zwischen der Insel und dem

jenseits des verlassenen Armes liegenden Ufer zu ziehen, und das Bett unter den

Eigentümern der Insel und der am genannten Ufer liegenden Grundstücke

zu theilen. I>. S6. S. I. v. Ss ^. K. v. (<1. 1.)

21) I>. 7. S. S. 3«. §. 1. v. (I. «.) §. 23. Z. Ss rer. 6iv. (2. 1.) Die

älteren Civiliften stritten sehr darüber, aus welchen Gründen denn das ver°

lajsene Bett den Angrenzern zufalle. So meint z. B. Oonnänu» 0«m,„.

l'iu-. a>. III. 6., eigentlich sollte es dem Staate gehören, weil es re» public»

sei, der Staat aber sollte es an die austheilen, welche durch das neue Fluß

bett verlieren. Voliellu« dagegen (Oumm. <Ze Hur. »v. I<ib. IV. e. 28.

8. 3—S c«r>. 29. S. 3. 4.) erklärt die Entscheidung der rdm. Juristen unter

Berufung aufl^. 3«. S. t.v. (!.«.) und auf die Erwerbung der Flußinsel dar

aus, daß das Wert eigentlich an sich ein Theil der angrenzenden Grundstücke

sei und nur, so lange der Fluß darinnen fließe, eine r«» public» bilde. Je

denfalls meint er noch, sei es billig, das verlassene Bett den Angrenzern zu

falle» zu lassen, zum Ersatz für die Unbequemlichkeiten, welche die Nachbar

schaft eines Klusses habe. Vgl. nun auch besonders ««Krääer in s. corp.

w. e>>. zu S. 23. 5. <!« «r. cliv. (2. 1.) p. 188.

22) I.. 7. S. S. 0. (1. ° ) §- 23. I. 6° rer. div. (2. 1.)

2Z) Vgl auch Fritz Erlüutt. zu v. Wening-Jngenheim's Lehrb. Heft 2.

S. S« Die Ansichten über diese Frage sind schon von der Glosse an sehr

«etheitt Viele behaupten durch die angeführten Worte: »eä vix e»t et«, sei

alwdezü ausaesvrochen, daß im angeführten Falle (wenn das ganze Grund

stück ,um Bett geworden) das strenge Recht nicht gelte, sondern aus Billig-

Kit das ölte Eiaenthum wieder auflebe; s. z.B. vonellu» Lomm. ckejur.

m IV 23 S S (der Lier, aber aus einem Prmcip argumentirt, welches
...... ^

^
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v) Dagegen wird durch eine Klose Überschwemmung (inunZstl«),

bei welcher der Fluß blos zeitweise über seine Ufer tritt, sein bisheriges

Bett aber weder verlaßt, noch das eingenommene Land zu seinem Bette

zieht, das Eigenthum am überschwemmten Lande nicht bleibend ent

zogen^). Zwar wird auch hier nach einigen Stellen das Eigenthum

am überschwemmten Lande aufgehoben; allein sie fetzen bei: sogleich mit

dem Zurücktreten des Flusses !n seine Ufer lebe das alte Eigenthum

wieder auf^).

der Erklärung der Quellen, namentlich den in Note 22. angeführten Stellen,

direct widerspricht und auf das Resultat führen würde, daß das verlassene

Bett stets in das Eigenthum dessen zurückkehre, welchem der Grund und

Boden vorher gehört hatte) vonnauus Oomin. Zur. «iv. III. 6. §. 2. Li-

p Kanin» Iiectur. ^ltorpkin. sck I,. 38. O. (41. 1.) PSA. 361 s<z. Voet

Lomm. ?sn6. 41. 1. F. 13. Wieling I,eeti«n. zur. «iv. ^mst. 1736.

l.. I. v»p. 12. p. 43. Kdchy a. a. O. S. 61 ff. Gesterding Lehre vom

Eigenthum zc„ S. Sil (nur meint dieser, gelte doch diese Billigkeit nicht, weil

andere Stellen das Gegentheil sagen). Schräder in s. «orp. Zur. «iv. §. 23.

F. (2. 1.) p. 189. Gegen diese Ansicht kann man zwar nicht, wie Manche

wollten, den Z. 23. I. äs rer. 6iv. anführen. Denn dieser würde, indem er

blos die beim slveus gerelictus stattfindende Regel gibt, einer Restriktion

dieser Regel nicht widersprechen. Schräder I. «. Allein das wird , man gegen

sie einwenden können , daß die Worte : se6 vix est, ut ig «btinest denn doch

wohl nicht sagen, daß das strietum Zus im angeführten Falle wirklich nicht

gelten solle. Auch würde die Stelle, wenn sie dieß sagen wollte, im Wider

spruche mit andern Pandectenstellen stehen, welche das strenge Princip bei ei

nem tot us sger «««upstus wirklich anwenden, wie I>. 24. Ö. quid. m«6.

ue„sir. (7. 4.) I.. 38. v. Ss ^. K. v. (41. 1.) (die richtige Auslegung

dieser letzteren Stelle gibt SacKov »ä ^rentier. V«I. II. p. 216 und nach

ihm Gesterding Lehre v. Eigenth. S. 212, welcher Letztere ebendeßhalb

das strenge Recht stets zur Anwendung bringen will).

Andere behaupten, die Stelle wolle gar nicht sagen, daß das Gegentheil

vom strictuiu Zus im angeführten Falle gelte , oder auch nur durch Praxis

ausgeschlossen werden könne; vielmehr solle nach der Stelle, wenn das ganze

Grundstück wirklich in ein Flußbett umgewandelt war, das strenge Recht durch

aus gelten. Diese legen dann die Worte se<I vix est et«, so aus : das Ge

sagte gelte nicht immer, z. B. nicht bei blasen Ueberschwemmungen ; so z. B.

5?« «St ?rob»dil. zur. «iv. 1. 1 (daß man aber so nicht auslegen kann, zeigte

schon ^VLeKtler Opus«, rsrior. p. 195. s<z. und Wieling i. «.) oder legen

sie jene Worte dahin aus, ein solcher Fall (daß ein ganzes Grundstück zum

Bett werde) werde sich nicht leicht ereignen, z. B. Westphal Lehre von

Sachen p. 331. H. 421.; eine Auslegung aber, die den Worten und dem ganzen

Ausammenhange dieser Stelle widerstreitet. Wieder Andere wollen distinguiren :

wenn der Fluß schnell wieder das neue Bett verlasse, so gelte das strenge

Princip nicht, wenn er aber nur allmälig zurückweiche, so gelte es. Das

Erste« soll in der 1. 7. I. 6, das Letztere in 1^. 38 I. «. stehen. So «ipkä-

nins Iisvtur. XltorpK. ä«l t. 33. p. 36l sq. u. LokaeKsr ?rineip. Zur.

«iv. etc. 951. Auf den Grund von I>. 30. S. 3. äs »6<z. rer. Äom. behaup

tet Fritz ein Wiederaufleben des alten Eigenthums dann, wenn gar keine

Adjacenten am verlassenen Flußbette vorhanden seien. Allein f. Note 26.

24) I.. 1. §. 9. v. Se «uininib. (43. IL.) §. 24. üe rer. Siv. (2. 1.) <

25) I.. 23. v. quid. wog. usus«-. (7. 4.) I.. 7. §. 6. u. 30. §. 3.

v. 6s ^. K. 0. (41. 1.) Die letztere Stelle (vgl. auch die folg. Note) neh

men Einige mit Unrecht von einer Verwandlung in ein Flußbett; allem



G Ein öffentlicher Weg, welch« zwischen dem verlassenen Flußbett

und den angrenzenden Privatgrundstücken liegt, hindert die Erwerbung

des Flußbettes nicht, wohl aber der dazwischen fließende Kluß 2"). Wenn

daher z. B. ein Fluß zur linken Seite ausweicht und sich ein neues Bett

bildet, und später wieder das alte Bett zur rechten Seite einnimmt, so

fällt das verlassene neue Bett den Aügrenzern zur Linken zu , sollte auch

zwischen ihnen und dem Fluße ein öffentlicher Weg liegen; die Angrenzer

zm Rechten aber, zwischen deren Grundstücke und dem verlassenen Bette

der Fluß fließt, erhalten nichts vom verlassenen Bette

Bei den Römern war das ganze , bisher angeführte Recht der Er,

Werbung einer Flußinsel und eines Flußbettes ausgeschlossen bei solchen

Grundstücken, welche nach bestimmten öffentlichen Grenzen vom Staate

aus dem Gemeinlande Einzelner angewiesen wurden (s^ri liuiitstl, im

Gegensatze zu den ,»Ari »roiünü) Solche Limitationen kommen aber

bei uns nicht vor, und jene ihre Wirkung scheint auch schon bei den Rö'

mern in den spatern Zeiten außer Anwendung gekommen zu sein 2").

ö. Erwerb beweglicher Sachen durch Accession.

Beim- Erwerbe beweglicher Sachen durch Accession ist es, sofern der

der Eigenthümer einer Hauptsache durch die Accessio« eine Sache, welche

bisher einem Dritten gehörte, in, sein Eigenthum erwirbt, Regel,

die meisten Interpreten (nicht bloS Noodk, wie G est erdi'ng a. a.O. CZ. 217

niei'nt) sind dagegen, und beziehen sie aus, eine bisse Ueberschwemmung z so

z. B. Oy^kviu« sä j,'. 23. ^. (2. 1.) V«öt Oomm. »6 ?«,<!. 41. I. 8.1S.

Vislin« I. «. ««Krsäer l. «. »ck §. 24. 5. (2. 1.) p. 189. Uebrigen«

ist es gewiß richtiger, mit Haloander, Voet und Wieling die Worte

„seü ecxieiu impvtv " in der I>. 30. §. S nicht, wie es gewöhnlich geschieht,

z« „revsssu Smniuis" zu ziehen , sondern SU ,,»ive non p««I»tim."

26) I>. 33. V. 6e s«q. rer. g«m, (41. 1.) und die in per Nor« 27 ange«

führten. Anderer Meinung ist Fritz Erlöutt. zu v. Wening -Jngenheim'S

Lchrb. Heft 2. S. 344 und nun auch in der von ihm besorgten S. Ausgabe von

Wening-Jngenheim's Lehrb. z. 139. Note 2«. Nach ihm soll ein öffentlicher Weg

die Erwerbung durch Accession ganz ausschließen, denn er leitet aus der in

Rote 26 angef. Ii. 30. 8> 3 den Grundsatz her, daß das frühere Eigenthum

alsdann wieder auflebe, wenn gar keine Adjaeenten vorhanden

sind, und. dieß ist der Fall, wenn das jetzt wieder »erlassene Flußbett von

dem neuen Flußbette und von einem öffentlichen Wege ganz eingeschlossen ist.

Wein so kann man die l.. 30. z. 3 nicht erklären , schon weil sie sonst im

oirettejkn Widerspruche mit der I>. 38. «t. stehen würde. Auch sprechen an

dere Stellen für den Fall, wenn gar keine Adjocenten vorhanden sind (con-

schient), den Grundsatz aus, daß nun das Bett herrenlos sei und dem

ersten Q:»panten zufalle. Note 28.

27) 1^. 33. V 6« ««<zu. rer. 6om. (41. 1.) Bachov an dem Note 23 an«

geführten Orte z ferner v oasllv» Oomm. 6« zur. «iv. IV. 2S. S. 10. Lon»

vsuii« «oiniii. Zur. «iv. III. 6. S. 2. «ipksniu» I>eetur. ältorpk. »S I.

^' M^Zn^e?und Flußbett, welche und so weit sie solchen Grundstücken ge»

«>nM,/ lasen waren herrenlos und konnten von Jedem occupirt werden. I».
Skimoer tagr«, ^ru«i„id. (43. 12.) I,. ^6. SS. pr. 0. cke sv«n. rer. Äom.

/t, 1 > Äie'vÄhr RdM. Geschichte. 2. ZKisg. B. 2.-S. 6S9 f. - l

in s. por«. jux, «iv. 1. I. x. ISS. ISS., ._

^ 2*



2« «ttesslsn.

daß der Eigenthumserwerb Klos ein rvldervuflicher ist. Die Verbindung ^

gibt dem EiZenchümer der Hauptsache auch dos Eigenthum der Neben-?

fache. So lange diese Verbindung dauert, besteht auch ihre Wirkung:

das Eigenthum an der Nebensache; mit aufgehobener Verbindung hört

auch ihre Wirkung auf, und das Eigenthum dessen, welchem bte Neben

sache früher gehört hatte, lebt nun wieder auf. Wer daher durch Acces

sion sein Eigenthum an einer beweglichen Sache verlören hat, muß,

wenn er dieses Eigenthum recuperlren will , die Verbindung,' durch welche

er sein Eigenthum verlor, wieder aufzuheben fuchen. Zu diesem Zwecke

kann er, wenn er Besitzer der Hauptsache ist, diese Trennung in der

Regel selbst bewerkstelligen ?°). Besitze er die Sache nicht, so kann er

gegen den Besitzer derselben eine Trennungsklage (sclio scl exKU«slu1iun)>

anstellen 2'). Ist dann in Folge dieser Klage die Nebensache von der

Hauptsache getrennt,, so kann er nun die Nebensache, an welcher durch

die Trennung sein Eigenthum wiedererstanden ist, mit der Eigenthums

klage dem Besitzer abfordern-"). ' - " ' " , : . -

Von dieser Regel gibt es aber viele Ausnahmen, in welchen aus be

sonderen Gründen bald das Eigenthuni der Nebensache unwiderruf

lich so erworben wird, daß nicht nur die Trennungsklage ausgeschlossen

ist, sondern auch , wenn auf andere Weise die Verbindung der Sachen

aufgehoben wird, das frühere Eigenthum an der Nebensache doch nicht

wieder auflebt (z. B beim Pflanzen), bald wenigstens die Trennung aus

geschlossen ist, d. t>. der Eigenthümer, der Hauptsache zur Trennung zwar

nicht gezwungen werden kann, aber wenn die Trennung auf ir

gend eine Weife bewerkstelligt wird, das alte Eigenthum an der Neben

sache wieder auflebt, und sie von dem frühern Eigenthömer vindicirt

werden kann , z. B. beim Bauen. Zur näheren Bestimmung und Er

örterung dieser Ausnahmen und der weiteren, bei der Accessio« beweglicher

Sachen geltenden, Grundsatze sind hier folgende Fälle zu unterscheiden.

Erwerb beweglicher Sachen, welche als Nebensachen zu un-

bew e g lvh en Sachen hinzukommen. - -

Bei dem Verhältnisse beweglicher Sachen zu unbeweglichen Sachen

gilt der Grundsatz: jede bewegliche Sache, welche in physische

Verbindung mit einer un beweglichen Sache kommt, wird da

durch Nebensache der Letzteren. Der Eigenthümer einer unbeweglichen

Sache erwrxbt daher (durch die blose AcceUon) fremde bewegliche Sachen

in fein Eigenthum., sobald sie mit seiner unbeweglichen Sache in phy

sische Eohärenz gebracht sind, sei es durch Aufall oder mit Absicht, sei

es auf eine rechtliche oder .unrechtliche Weise. - Anwendungen dieses

Grundsatzes und zugleich den Beweis desselben enthalten, folgende in den

Quellen besonders hWUsgehobene Fälle c " ' . - z ,

SV) S. unten Po> 72 »<z. 37 .. !„^.„„,^ ^ .7 . .

31) I.. ZS. s« v. Äe (6. i.> I..6. 1.. 7. §.,12. v, «ei exkü>i (10. 4.),

SZ) S. di, Mellen der vorhergehende», Nc>«j '! ! ^ > -'i>,i I.>!!



Accessio». ?1

1) Die Alluvion. Was von fremden Grundstücken durch flie

ßendes Wasser allmälig und unvermerkt abgespült und an ein anderes

Grundstück angeschwemmt und mit diesem in feste Verbindung gebracht

wird (sliuvlo) , erwirbt sofort der Eigenthümer des letzteren Grund

stückes Auf Anschwemmung durch öffentliche Flüsse ist diese

Erwerbung durch Alluvion nicht beschrankt. Zwar sprechen bei der Al

luvion die Schriftsteller häufig blos von öffentlichen Flüssen, und Manche

behaupten ausdrücklich, daß das Recht der Alluvion bloS-bei öffentlichen

Flüssen gelte ^). Allein bei dem Erwerb des Eigenthums bildet hier

die Oe ffcntlichkeit des Wassers, durch welches der Zuwachs zuge

führt wird, nicht das geringste denkbare Entscheidungsmoment, und wem

anders soll denn , wenn ein Privatbach von den fremden höher liegenden

Grundstücken allmälig Erde an ein anderes Grundstück angespült, diese

Erde gehören, als dem Eigenthümer des letztem Grundstückes? und zwar

aus welchem andern Grunde, als aus dem der Alluvion und Accession ^ <

Von einer Ersatzpflicht des Erwerbenden für das Erworbene kann natur

lich hier, bei einem solchen iuvreineutuin 1«t«i>s 2?^ ^jg^

2) Die s. g. Avulsion. Wenn durch eir, Naturercigniß, na

mentlich durch die Gewalt eines fließenden Wassers (vi, kl u mini»)

von einem fremden Grundstücke auf einmal ein ganzes Stück abgerissen

und an ein anderes Grundstück hingetrieben wird , so bleibt das Stück,

fo lange es mit dem andern Grundstücke nicht festgewachsen ist, im Eigen

thum seines bisherigen Eigeuthümers, und derselbe kann es vindiciren 2»).

Ist es aber an dasselbe festgewachsen, z. B. dadurch, daß ein auf dem

Stücke stehender Baum Wurzeln in das Grundstück schlägt , so erwirbt
 

 

33) „Jvock !ts pkwlstim schicitur, ut inteliigers non po»«mii», izusntuin

quoqne momeut« tempori» sHivitiir." 1^. 7. K. 1. V. cke ^. K. I>. (41. 1.)

§. 20. cle rer. Siv. (2. 1.) oder wie OsZu» Inst. H. 70 angeführt:

^ ^ ^ygg vulg« <U«itur, per »Uuvionem Z6 söjin viäeri, qu«6 its psu»

...... ... —^g, nostr«» tsll»t." Das Wort slluvi« hatte bei

eine weitere Bedeutung, in welcher es hierher nicht

nämlich auch überhaupt jede Aenderung und jeden Zu

wachs des Bodens / sofern sie durch fließendes Wasser bewirkt werden. In

diesem Sinne gehört es z. B. zur slluv!« . wenn ein Fluß durch allmäliges

Zurücktreten sein Bett verläßt, oder bei einer Überschwemmung in seine Ufer

zurücktritt. Vgl. 3». I.. 3«. ß. 3. I>. 56. pr. 1.. 15. v. (I. «.) l.. 14.

ö. zoemschn. »erv. luv» (3. 6.) u. den Codextitel 7. 41. 6e slluvionid.

34) S. die in 'der vorhergehenden Note im Anfange angeführten Stellen

Mb 1. <?. cle sUllvlortid. (7. 41.) auch 1^. It. §. 7. 0. publ. in r. sct,

I«. IS. pr. V. cl« «vnöict. inä. (12. 6.)

Z. B. S « K r » ^ er in s. (Zorp. jur. «iv. I. p. ILA. »g voc. Su-

auch manche Aeltere.

r erklären sich auch Gesterding im Archiv für civilist. Prax.

(auch abgedruckt in s. Nachforschungen Bd. 3. S. 250 f.).

z. der S> Aufl. von Wening-Jngenheim's Lehrb. §. 130.

den Quellen auch die slluvio genannt. S. 20. F. (I. e.)

,utr. (7. 1.)

>. 6« ^. K. v. (41. 1.) z. 21. ^.Se K. v. (2. 1.)

 



Accession.

nun sofort der Eigenthümer des Grundstückes das angewachsene Stück

in sein EigenthNm, und zwar unwiderruflich, so daß hier «US

denselben Gründen , wie in dem unter Nr. 3 anzuführenden Falle , f.

Note 46 — die Trennungsklage ausgeschlossen ist 2^ Selbst eine Ertt-

schadigungsklage hat in diesem Falle der frühere Eigenthümer des Stückes

nicht. Zwar sind Viele anderer Ansicht ; allein die Quellen sagen

durchaus nichts von einer in diesem Falle stattfindenden Erfatzklage

und auch aus allgemeinen Grundsätzen läßt sich für einen Fall, wie den

genannten, in welchem lediglich durch Naturereignisse dem Verlierenden

der Schaden zugefügt wird, eine Ersatzpflicht des Gewinnenden nicht

nachweisen^).

3) Das P f l a n z e n (f. g. i,»plsuwtlo) ^) . Eine einem Dritten

- 39) S. die Stellen der Note 33. Ueber den Schluß des Z. 21. 5. »t.

ist zu vergleichen 8«Krs6er in s. Lorp. zur. eiv. I'it. I. psg. 187 »6 v. vi»

^entur sö^uisitse, auch Köchy in den angef. Erdrtt. 3—12. Hierher gehört

auch der in I.. 9. §. 2. 0. 6s «Wim. ink. <3S. 2.) erwähnte Fall. ^- Das

angeführte Recht gilt, mag ein öffentliches oder ein Privatmasser die Avulsion

bewirkt haben. Es entscheiden hier dieselben Gründe wie bei Not. 36. 36.

4«) Schon unter den Glossatoren war die Frage bestritten. Für eine

»vtio in ts«tuin auf Ersatz des Werthes des Stückes , den es für den Erwer

benden hat, sind unter den Neueren Thibaur Pandektenrecht S. Aufl. z. 744.

Wilh. Sell Versuche tc. Th. I. S. 94 f. Gegen die Ersatzpflicht ist jedoch

die Mehrzahl der Neueren, so namentlich Köchy Civil. Erdrtt. S. 13—20.

Mackeldey Lehrb. d. heut. R- R. 9. u. 10. Aufl. Z. 260. v. Wening,

Jngenheim Lehrb. Z. 346. Friedr. Ad. Schilling Lehrb. für Jnstit.

U. Gesch. des r. Privatr. §. 158. Note«. Ca. Jul. Guyet Abhandlungen

a. d. Gebiete des Civilr, S. 250—261. Uebrigens ist es unrichtig, wenn

Guyet a. a<Ö» S. 253 Note 30 meint, die Piffentinenten wollen hier dem

Gewinnenden die Pflicht zum vollen Schadenersatze auferlegen. Dieß wurde

wohl von Niemanden behauptet Nur in so weit, als der Erwerbende durch

die Accession bereichert ist, soll er nach der Meinung der Dissentinente»

Ersatz geben müssen.

41) Für eine Ersatzklage werden zwar angeführt: 1^. 6. g. 3. I,. 23.

S. 4. 5. v. äe K. V. (6. 1.) Alkin diese Stellen sprechen nicht von einer durch

Naturereignisse, sondern von einer durch absichtliches, menschliches Au»

thun bewirkten Accession. S. besonders Guyet g. a. O. S. 253^-267.

42) Die Dissentinenten berufen sich zwar theils auf die Billigkeit über

haupt, theils auf den Grundsatz : nemo eum ckstrimenro siteriu» locuplstior

Kerl gebet. Allein eine sequit»» , welche zum Ersätze verpflichtete , erkennen

hier hie Quellen n>it Recht nicht an, und jener Grundsatz (neino etc.) hat kei

neswegs die allgemeine Bedeutung, die ihr manche Neuere, besonders Sell

«. a. H. auf eine' Weift geben wollen, die uns mit anderen bestimmten Aus

sprüchen der Quellen in Widerspruch setzen (man denke nur an den Fruchterwerb

des b, f. Pos»««««? und -an die Verjährung), und zu den auffallendsten Resul

taten führen müßte. Ueberhaupt gilt jener Grundsatz nicht schon «n.sich bei

Bereicherungen auf Kosten eines Andern, sondern es muß noch ein beson

derer dritter, die Ersatzpflicht motivirender Grund zu dem cksmno alte,

rius loruplstior Gewordensein hinzukommen. Vergl. v. Langenn und

Kori Erörtt. pxakt- Rechtsfragen Th. l. Nr. 1. S> Iis. Kämmererik der

Gießner Seitsch. für Civilr. u. Proz. SS. 8. S. 164. . ' '

43) Diesen Fall und alle folgende Fälle der f. g. »««essi« iuMstriskis

(Nr. 4—6. Ltt. SS.) bezeichnet man gewöhnlich durch iuuoti«. Zn de»



gehörige Pflanze, welche, auf fremden Grund und Boden gepflanzt, in

diesem noch nicht Wurzeln geschlagen hat, bleibt im Eigenthum des bis

herigen Eigenthümers, und kann von demselben vindicirt werden

Sobald sie aber Wurzeln geschlagen hat, geht sie in das Eigenthum des

Bodeneigenthümers über und zwar unwiderruflich, so daß die Trennungs

klage ausgeschlossen ist, und die Pflanze ihm auch verbleibt, wenn sie

spater aus dem Boden herausgenommen werden sollte, weil hier die

Pflanze durch die vom fremden Boden erhaltene Nahrung gewissermaßen

eine andere wurde ^). Steht die Pflanze, z. B. ein Baum , auf der

Grenze zweier Grundstücke, so daß er in beide Wurzeln schlägt und

aus beiden Grundstücken herauswächst, so gehört jedem der

Eigenthümer ein Theil des Baumes nach dem Maße, in welchem er

auf seinem Grundstücke sichtbar herauswächst ") z steht ,aber der Baum

nur in her Nähe der Grenze, s« daß er blos aus dem einen Grund

stücke herauswächst, so gehört er ausschließlich dem Eigenthümer die

ses Grundstückes, sollten auch seine Wurzeln in das benachbarte Grund

stück sich verbreiten Uebrigens wird in den genannten Fällen das

rbm. Quellen kommt dieser Ausdruck in diesem Sinne nicht vor. Vgl. p»«>

Iv , revept. »ent. III. 6. §. 49. I,. 6«. pr. 0. äe V. (50. 16.)

44) z. 31. 1. 6s rer. Siv. (Z. 1.) 5. 7. §. 13. I.. Z6. §. 2. 0. cks

«.0.(41.1.)

45) ^. 1. «. I.. 26. §. 2. v. (I. o.) I.. SS. v. 6« K. V. (6. I.) I.. 9. ». Z.

0. <is clsmn. (39. 2.) Osiu» In,t. 2. 74. Vgl. auch I.. 40. v. ö« «. V.

(19. 1.) 1^1. e. 6« K. V. (3. 32.) Mühlenbruch Pandect. §.256 bei

Note 2. Hierher gehört auch der Fall, den Thi baut Pandektenrecht 8. Ausg.

§. 742. Rote I. anführt. Einige römische Juristen gaben zwar dem gewesenen

Eigenthümer eine rei vincllestlc, »tili« auf Zurückgabe der Sache 1^. S. §. 3. 0.

6eK. V. (6. 1 .) Allein dieß ist eine Ansicht, welche U l p i a n hier blo« h i st o-

risch restrirt, und welche in den andern angeführten Stellen und in den In

stitutionen verworfen wird, öonellu» Oomin. 6e zur. eiv. lid. IV. «lp. ?7.

§. 4. c»p. 39. S. 4. Die Neueren verstehen die in ^>. 5. Z. Z erwähnte utui, i»

rem wie auch schon einige Glossatoren (auch bei diesen war schon viel

Streit über die Stelle; vgl. <?u»t. Ränelvissensione» vominvr. Iiip». 1834.

P.S19.S20.) blos von einer Klage auf Ersatz (welche nach Umständen hier

allerdings zulässig ist, vgl. Note 43 sq.). Allein der Gegensatz, den die Stelle

selbst macht, und- ihr ganzer Zusammenhang mit den vorangehenden SZ. spricht

durchaui^gfür , daß sie eine Klage auf Herausgab e der Sache im Sinne

Hat. W. auch S. 33. 5. 6« K. v. (2. 1.) Auch könnte eine >nil!, jn rem

seri» auf vollen Ersatz nur gegen den, der die Adjunction m»I» Käs vornahm,

stattfinden. Auf einen solchen Fall aber (den freilich Manche , wie z. B.

Äöcho a. a. O. S. IS., Westphal über die Arten der Sachen ,c. S. 173

willkürlich in die Stelle hineintragen) beschränkt die Stelle ihre Entschädi

gung nicht, kann somit nicht von ihm sprechen.

46) Wird er herausgenommen, so ist er dann pro ingiviio im gemein-

schiiftlichen Eigenrhume der Grundeigenthümer, so aber, daß die Große der

iiMectliellen Theile sich nach dem im Terte angeführten Maße bestimmt,

M hiernach bei der »«ti« «smmuni öiv. die Theilung zu machen ist. Ii. 19.

xr. 0. eomiri. Siv. <1«. 3.) vgl. mit Ii. 83. v. pro »o«. (17. 2.). Eben

so ist es bei Steinen, welche auf der Grenze liegen. «. I.. 0.

47) Diiß ist bestimmt gesagt in I,. 6. §. 2. 0. srbor. turt. ««. (47.

?). Vgl. auch 5». 22. pr. V. quoS vi »ut «I«> (43. 24.). Die Sache ist



24 Accesflon.

Eigenthum der fremden Sache nicht ohne Ersatzpflicht erworben. Sieht

man von den Fallen ab, in welchen die Adjunction Gelegenheit eines be

sondern Rechtsverhältnisses, das zwischen dem Adjungirenden und dem

Eigenthümer der Hauptsache besteht, z. B. vom Pachter, Nießbraucher

u. d. gl. gemacht wurde, und über die das Nähere in den betreffenden

Artikeln (vgl. z. B. die Art. Mieth- und Pacht-Vertrag, Nießbrauch,

usAotiorum Zsstio) vorkommen wird , so gelten über die berührte Frage

folgende Grundsätze.

Nimmt der Eigenthümer der Hauptsache die Adjunction vor , und

war er dabei im bösen Glauben, d. h. wußte er, daß die Sache eine

fremde sei, so findet eine Klage aus vollen Ersatz des Werthes der Sache

und des Interesses gegen ihn statt. Denn er hat hier wissentlich durch

Aenderung seines Besitzes dem Berechtigten die Vindicatio» der Sache

unmöglich gemacht (Note 46), und wird deßhalb als ein Solcher behcm- , -

delt, welcher 6«1o äesiit z>«siclere. Als Ersatzklage kann in diesem Falle

die »vtio scl exkibeuäum 42), ghgr eine utilis iu rein soll« angestellt

werden^). Auch findet electiv mit diesen Klagen gegen ihn die vouäletla

tuttivs statt °°).

War aber der Eigenthümer der Hauptsache im guten, Glauben,

d. h. hielt er die Nebensache für die Seinige, so kann er nur mit einer

svti« iu ksotrun auf d e n Werth belangt werden, um welchen er durch die

Nebensache bereichert ist ^°). Nahm dagegen derjenige, welchem die Ne

bensache gehörte, die Adjunction einseitig (vgl. unt. Note 69) vor, so

stehen ihm blos, sofern er das Grundstück besitzt, gegen den Eigenthümer

die bei der Vindicatio« stattfindenden Einreden des Besitzers zu.

Wußte er also, daß ihm Grund und Boden nicht gehöre, so kann er

aber bestritten, indem Manche das Eigenthum der Bäume lediglich nach den

Wurzeln bestimmen wollen, und hierüber die Quellen einander zu widerspre

chen scheinen. Vgl. mit den angef. Stellen §. 31. 3. (I. «.) 5.. 7. §. 13.

I.. 8. pr. 0. cke X. K. 0. (41. 1.). Auf die im Texte angegebene Weise

dürften sich aber die scheinbar widersprechenden Stellen vereinigen lassen.

Vgl. auch G esterding Lehre vom Eigenthum S. 241. 242 besonders aber

V'^rn suck Vsr. eorijectur. 3,. I. «sp. 1. 2. u. 8«Krscker in f. Ausg. des

Ooro. Hur. viv. V. I. p. 202 »4 V. prop« «onknium. Ueber die Worte in den

I. I. «. S. 31. ut si v!e!n> srdvr et«, vgl. V'^rn»nck I. e. u. 8«Krsckerin

s. Oorp. Hur. eiv. 1°. I. p. 201 v. vicini srdor. et«.

48) I.. 9. pr. §. 3. v. sck exkib. (10. 4.) Ii. 1. §. Kn. v. cks tign. z'unet.

<47. 3.). Mühlenbruch Lehrb. d- Pand. R. §. 453. Nr. 3.

49) I.. 27. §. 3. 1.. 63. 0. äs K, V. (6. 1.) ««II. v. I.. 2S. S. 2—8 0.

cke ^. ?. (6. 3.) v « n e 1 1 u s Lomm. cke zur. «!v. 1,. 4. csp. 34. S. 6.

öv) In der mslä tzcke gemachten Adjunction liegt im vorliegenden Falle

ein furtum. Vgl. §. 26. §. 34. 3. 6. K. 0. (2. 1.) I.. 62. S 14. 0. cke kurt.

(47. 2.) I.. 13. v. cke «onckiet. kurt. (13. 1.) mit I.. 4. v. cke K. V. (6. 1.)

Derselben Ansicht sind u. A. auch Mühl enbruch a. a. O. §. 2S6. Schil

ling Lehrb. für Jnftitutt. u. Gesch. des R. R. §. 163. Note n.

61) I.. 23. S. 6. 0. cke ^. K. 0. (41. 1.) vgl. mit Ii. 3. v. cke «onckiet.

Zuck. (12. 6.). Mühlenbruch a. o. O- S. 266. Note 6. Thibaut Pand.

R. 8. Aufl. §. 741. Note 9. :' 7! ./ -
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nur dann durch Einreden und mittelst Retention des Grundstückes Ersatz

verlangen , wenn die Pflanzung unter die Kategorie des nothwendigen

Aufwandes fällt z. B. wenn er an einem abhängigen Grundstücke, um

einen Erdfall und dadurch eine Zerstörung des Grundstückes abzuwenden,

Weidenschößlinge pflanzte ^). Hatte er dagegen den Grund und Bo

den für den Seinigen gehalten, so kann er das Grundstück so lange

retiniren, bis ihm der Werth für das Gepflanzte, sofern es in die Ka

tegorie eines nothwendigen oder eines ertragerhöhen den Auf

wandes fällt, ersetzt wird °^). Hat er aber von diesem Rechte nicht Ge

brauch gemacht, und die Sache nicht mehr im Besitze, so hat er kein

Rechtsmittel auf Ersatz. Doch wollen Viele ihm hier bald eine soti« iu

t'sotvi» , bald eine svti« ueAotiorui» Aestorum «tili» auf Ersatz geben,

jedoch gegen Worte und Geist unserer Rechtsquellen °^). «l)

4) Das Säen (s. g. sstio). Wird fremder Samen auf das

Grundstück eines Andern gesäet, so erwirbt der Eigenthümer des Grund?

fiückes sofort das Gesäete unwiderruflich. In Hinsicht auf Ersatz gelten

ganz die eben unter Nr. 3 ausgeführten Grundsätze ^). . '

5) Das Ba u en (s. g. iiiseäit.«^!«). Nach dem oben unter ^.4,

angeführten Grundsatze gilt alles Gebaute für Nebensache des Bo

dens, worauf es zu stehen kommt, so bald es mit demselben in feste Ver

bindung gebracht wird °^). Was daher auf diese Weise auf einen Bo

den gebaut oder in ein bestehendes Gebäude eingebaut oder auf dasselbe

aufgebaut wird, fällt 1«rs seeessioiüs dem Eigenthümer des Bodens

52) I.. S. O. Ss «,. V. (3. 32.) verglichen mit l.. 1!. (e«6.) §. 30. 5. <Zs

K. v. (2. 1.). Ein zu» tollsricki kann hier weder der m»Iss noch der

dsnse A<Zei possessor ausüben wegen des bei Note 45 angeführten Grund

satzes, von eil u» Oomm. <Is iurs eiv. IV. 34. S. 6. a. E. Vgl. auch Ii.

63. v. Ss K. V. (6. 1.)

63) Also bei blosen Zierpflanzen in der Regel nicht. Vgl. auch Ii. 9. pr.

o. Se ^. K. v. (41. 1.) c?. I. c. §. 32. 1. 1. «. OsZu» Inst. 2. 76.

64) S. die Stellen der Nöte 53 und I.. 48. v. cle K. V. (6. 1.) I.. i4.

§. 1. I>. (10. 3.). Manche, z. B. Thibaut a. a. O. §. 74l. Glück Er-

läut. d. Pand. B. XI. S. 152. behaupten, die Praxis sei für eine Ersatz

klage. Allein eine solche Praxis wird sich weder allgemein nachweisen lassen,

noch wäre sie gegen die Gesetze aufrecht zu erhalten. Andere, theils Aeltere

theils Neuere , unter diesen neuerlich namentlich W. Seil, Versuche Th. I.

S. 93 f. (vgl. aber denselben S. 129 f. 137) wollen zwar aus unfern ge

schriebenen Quellen eine solche Klage herleiten. Allein gegen diese letztere

Ansicht ist die überwiegende Mehrzahl, s. auch die angeführten Stellen und

Kimmerer in der Gießner Zeitschrift für Civilrecht und Proceß B. 8.

S. 148—1S1 und die daselbst S. IS2 Note k angeführten. ! .

65) Ii. 9. xr. 5,. 25. vr. I. I. v. «Is 4. K. v. (41. 1.) Ii. 26. pr. v. ck«

vsur. (22. 1.) I.. S3. vi äs K. V. (6. 1.) I.. 11. 0. äs K. V. (3. 32.) «»>

in« Inst. 2 . 76. 76.

56) Ein bewegliches, mit dem Boden nicht in feste Verbindung gebrach

tes, Gebäude wird daher nicht Nebensache des Bodens, und vom Eigenthü

mer des Letztern nicht jurs scesssionis erworben. I>. 60. v. 6s ^. K. v.

(41.1.) . .„ ,
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ins El'genthum zu °^). Nur sollte hier das Eigenthum in der Regel

blos widerruflich erworben werden, und der oben bei Note 31 ange

führte Grundsatz zur Anwendung kommen, weil in der Regel das ein

gebaute Material sich vom Boden wieder trennen laßt, auch durch das

Einbauen keine solche Umwandlung mit ihm vorgeht, durch welche sonst

(z. B. Note 45) der Erwerb ein unwiderruflicher wird. Allein aus bau

polizeilichen Rücksichten treten hier Modisicationen dieses Grundsatzes ein.

Zwar wird der Erwerb des Eigenthumes nicht dergestalt unwiderruflich,

daß nach eingetretener Trennung derjenige, dem das Baumaterial gehörte,

sein Material nicht wieder fordern könnte. Allein er ist in dem Rechte,

Trennung zu verlangen, und dadurch sich die Vindicatio« des Mate

rials möglich zu machen, beschrankt. Es gelten hier nämlich folgende

Grundsatze.

s) Wenn der Eigenthümer des Bodens fremdes Material

(tiAuuin slleuum S6) auf seinen Boden oder in sein Gebäude verbaut,

so gehört ihm das Gebaute, er mag in gutem oder bösem Glauben ge

handelt haben (Note S7)z aber nur so lange, als es mit seinem Boden

oder Gebäude verbunden ist °^). Wird daher das Gebaute auf i r g e n d

eine Weise, fei es durch Zufall oder durch Absicht, wieder aufgelöst

und seine Verbindung mit dem Boden oder dem Gebäude, in welches es

verbaut war, aufgehoben, so hört auch die durch das Bauen erzeugte

rechtliche Wirkung wieder auf, und der Eigenthümer des Materials kann

dasselbe nun mit der Eigenthumsklage fordern ^"), selbst dann, wenn

auch das Gebäude die Verjährungszeit hindurch gestanden haben

sollte ^). Derselbe kann aber eine Trennung des Gebäudes nicht ver

langen, um sein Material vindiciren zu können, indem schon nach den

XII Tafeln der Bauende aus baupolizeilichen Rücksichten zu einer solchen

Trennung nicht gezwungen werden soll ^). Dafür stehen aber, so lange

57) Ii. 7. §. 1«. 12. I.. 23. v. (I. e.) I.. 39. pr. I.. S9. v. äs K. V.

18.) 1^. "(6. 1.) I.. 2. 0. äs «upei-f. (43. 18.) Ii. S«. 0. sä I.. ^<zml. (9. 2.) I.. 2,

16. «. äs K. V. (3. 32.) I.. S. 0. äs seäik. priv. (S. 10.) I. 29. 3«. ^. äs

K. 0. (2. 1.). Osjus Inst. 2, 73.

SS) Ueber die Bedeutung von tignum s. Ii. 7. pr. v. sä exKIb. (10.

4.) I.. 7. §. 10. 0. äs ^. K. v. (41. 1.) Ii. 1. S. 1. 0. äs tign« M.et. (47.

3.) I. I. e.

69) Ueber das : „nsv tsmen äesinit sjus äomlnu« esss" in 5. I. o. u. Ii.

7. §. 10. 0. äs K. 0. (41. 1.). VKe o p Kilus psrspk. sä ^. 2. 1. §.

29. und ScKrsäsr in s. Ausg. des Lorpus^uris eiv. 1?. I. p. 108.

6«) I. 29. 5. äs K. 0. (2. 1.) Ii. 7. S. 1«. v. äs iV. K. 0. Ii. 23. §. 7.

Ii. S9. 0. äs K. V. (6. 1.) 1^. V. S. 2. I>. äs ex«, rei zuä. (42. 2.)

61) Ii. 7. I. 11. v. ä« ^. K. 0. Ii. 23. I. 7. 0. äs K. V. Ii. 23. v. äs

vsurpp. (41. 3.) S a v i g n y Lehre vom Besitze 6. Ausg. S. 308.

62) Ii. 7. §. 11. v. äs K. 0. I» 23. §. 6. 7. 0, äs K. V. Ii. 1. pr.

v. äs tign. Zunct. (47. 3.) Ii. 6. 0. sä sxkib. (10. 4.) 5, 1. «. Seinen Wor

ten nach scheint Thibaut Pandectenrecht 8. Aufl. §. 723. Nr. 2. 1. (§. S83

der früheren Ausg.) zu behaupten, daß blos gegen den, welcher in gutem

Glauben fremdes Material verbaut, die Trennungsklage und die Vindica
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das Gebäude steht, dem gewesenen Eigenthümer des Materials folgende

Rechtsmittel zu. -v,,. »'

Hat der Eigenthümer des Bodens im guten Glauben das

Material gehöre ihm , dasselbe auf seinen Boden verbaut , so kann von

ihm der gewesene Eigenthümer des Materials als Schadensersatz

den doppelten Werth desselben mit der ^«tl» 6e tiZu« ^uuvt«

verlangen ^). Hat er aber diesen Werth erhalten,,, so wird nun der

Bauende unwiderruflicher Eigenthümer des Materials, so daß auch dann,

wann das Gebäude aufgelöst wird, eine Vindikation gegen ihn nicht zu

lässig ist 6^). Der Bauende kann jedoch der Klage auf den doppel«

ten Werth des Materials dadurch entgehen, daß er das Material los«

trennt und dem Kläger herausgibt Wußte dagegen der Bauende,

daß das Material ihm nicht gehöre und er unbefugter Weise über frem«

des Eigenthum verfüge , so nimmt die »ot!« 6« tign« )ui.«t« gegen ih»

die Natur einer Strafklage an, d. h. der gewesene Eigenthümer des

Materials kann gegen ihn auf den doppelten Werth klagen, und doch

nock, wenn später das Gebäude aus irgend einem aufgelöst wird , das

Material vindiciren ^). Deßhalb kann auch der Bauende in diesern

Falle durch Herausgabe des Materials die Klage auf das Doppelte nicht

von sich abwenden, eben weil diese Klage hier keine Ersatzklage ist. Der

gewesene Eigenthümer des Materials kann außerdem noch eine svtia

»ä e^IllKeuäluu gegen den Bauenden anstellen, eine Klage aber, die

tion des Materials ausgeschlossen fei. Dieß würde aber den angeführten Stel

len durchaus widerstreiten:

63) Manche, und unter diesen schon Ouzsviu« Ob«. 23. 19, auch

Zsno« s Oo»t,s Oomm. in Inst. S. 29. s<I I,. 2. 1'. 1. glauben, es find« in

diesem Falle (gegen den im guten Glauben Bauenden) blos eine Klage auf

den einfach en Werth des Materials statt. Allein f. dagegen S. 29. 1. «Is

K. v. (2. 1.) I>. 7. S. 10. v. <Is X. K. v. (41. 1) vgl. mit 9S. §. L. I>. Sa

solutt. (46. A. a. E.) u. U i e r. L l « n i Uiatridsr. liib. II. «sp. 7. in Vit«

VK«,«». I'» II. p. 1423. WeitsndsrA De csusi» «bligstt. vis». VI. «sp.

Z.K. 5-^10. Man muß nur nicht davon ausgehen, als ob die Klage auf' das

Doppelte hier eine Strafklagt, «der wie Andere meinten, eine »vti« inixt«

(theils p o en » 1 1 s , theilS rei p«r««eutoris) sei. Sie ist eine Klose Klage auf

Ersatz (»etio rei per,e«ut«ris) ; allein das Gesetz gibt hier dem Eigenthlimer

des Materials den Ersatz in einem liberalen Maßstabe, weil ihm das Stecht,

fem Material selhst zu fordern, genommen wird. S. die angef. Steilen;

ferner I> « n « 1 1 u « Ooinm. 6e Hur» eiv. I,. IV. esp. 33. §. 9. IV e st, « n -

berg a. a. O. S> 16. Auch kann ja der Bauende dieser Zahlung entg ehen,

wern er das Material freiwillig herausgibt. Unrichtig ist es aber, >«enn

L/üpfel über einzelne Theile des bürgert. Rechts, Stuttg. 1317. S . 24.

u. f. behauptet, daß beim Concurse des Bauenden der Herr des Material, j den

doppelten Werth nicht in der letzten Classe, unter den Chirographargliub igern

zu fordern habe, sondern ihn als Seperatist verlangen könne.

64) L. 2S. 5. «it. a. E.

66) Dieses Recht des Beklagton ziehen Manch« in Abrede. Allein s. 0«.

»elku« Oonur,. <Z« Zur» °>v» ^. IV. «»p. 33. §. 9—16. ^Vs«tsi»b«r>; s.a.

O. S. 10. »eq. V ! n » i » » «omm. iwl»,t. I,. II. V. 1. g. 29.

66) I«. 2. l>. «Is ti«n. zunet. (47. S.)
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hier nicht auf Herausgabe des Materials, sondern auf vollen Schaden

ersatz geht Nur verliert er dann in diesem Falle das Recht der Vin

dicatio«, wenn später das Gebäude aufgelöst werden sollte ^).- ,

Was die Anwendbarkeit dieser Grundsätze bei uns betrifft, so be

haupten Manche, die »vti« cls tigu« jun«t« auf das Doppelte sei un

anwendbar, weil solche Pönalklagen bei uns überhaupt unpraktisch

seien. Das Letztere aber ist, so allgemein genommen, nicht richtig.

Wollte man es aber auch in der Anwendung auf die vorliegende Frage

zugeben : so würde die Folge doch nur die sein , daß jene Klage gegen

den, der wissentlich fremdes Material verbaute, als Strafklage nicht

anwendbar sei. Man könnte sie daher gegen ihn immer noch, gerade

wie gegen den im gÄten' Glauben Bauenden (Note 63), als Ersatz

klage, und zwar auss Doppelte (Note 63 a. E.) anwenden; nur würde

dann, wenn sik als Erfatzklage angestellt würde, das Recht der Vin

dicatio« des Materials (Note 66) wegfallen.

b) Wenn der Eigenthümer des Materials sein Material

auf fremdem Boden oder in ein fremdes Gebäude verbaut, so erwirbt

wieder der Eigenthümer des Bodens sofort das Eigenthum des Gebauten

(Note 57.). Ueber die Frage ob und welche Ersatzansprüche der Bauende

hier machen kann, entscheiden ganz die oben (bei Note 53. 64.) abgeführten

Grundsätze ^). Hielt der Bauende den Boden für den Seinigen , so

67) Der Bauende wirb hier behandelt qns« 6olo msl« kseerit , quo im-

nus pvssiaest, I.. 1. §. 2. v. H. c.) 1,. 23i F. S. v. 6e K. V. (6. 1.). Dieser

Klage kann aber der Bauende entgehen, wenn er das Material trennt und

herausgibt, wenn und soweit dadurch dem Kläger sein Schaden ersetzt wird,

vonellus Lomin. 6e zur. civ. 1^. IV. esp. 33. §. 16. Manche scheinen diese

srtio sä exkibsnäuiii blos electiv mit der »et!« 6s tigno zunet« geben zu

wollen; z. B. Mühlenbruch Pandett. Z. 266 Note 9. Schilling

Lehrb. für Institut, u. Gesch. des R..R..§. 1S3. Note 5. Allein hiergegen

sind wohl die angeführten Stellen und der Amstand, daß dann auch hier die

ueti« äe tigrio zunvt« als Ersatzklage behandelt werden müßte , womit das in

der I<. 2. 6s tign. junvt. eingeräumte Recht der Vindikation des Materials

auch bei durchgeführter avti« 6e tign« zun«t« nicht wohl vereinbar sein würde.

68) 4rs. I.. 46. 47. v. 6s K. V. (6. I.). Nicht entgegen steht wohl I..

69. 70. sog., besonders wenn man die Gründe beachtet , auf welche sie sich

stützen. Vgl. Mühlen bruch Lehre v. di Cession 3. Ausg. S. 4,1. 4,2.

69) Es ist hier natürlich wieder vo« den Fällen abzusehen, in welchen

eine besondere Obligation zwischen dem Bauenden und dem Bodeneigenthümer

vorliegt, z. B. ein Miethverhültniß. I.. 19. I. 4. 1.. 55. §.1. I.. 61. vr. v.

Ivos« (19. 2.) Baut Jemand aus fremdem Grund und Boden mit Bewil

ligung des Eigenthümers und so, daß ihm, dem Bauenden das

Gebäude gehören soll, so füllt zwar das Eig entHilm des Gebauten auch dem

Bodeneigenthümer zu, weil kein getrenntes Eigenthum an Neben- und Haupt

sache stattfinden kann; es erhält aber der Bauende ein Superficiarrecht

an der Sache. I>. 43. 18. 6« «uperkvisb. t. t. und den Art. supsrki-

y!s«. (Das Gleiche gilt, wenn Jemand auf fremden Boden auf diese Weise ei

nen Baum pflanzt). Eben dasselbe tritt ein, wenn Jemand auf öffentlichem

Grunde für sich ein Gebäude errichtet ohne zuvor erlangte Bewilligung, jedoch

unter Umständen u. so, daß das Gebäude, den öffentlichen Zwecken keinen Ein



kann er, wenn er vom EiMthümer auf Herausgabe desselben belangt

wird, durch Einreden Ersatz für das Gebäude verlangen, sofern es unter

die Kategorie eines nochwendigen und nützlichen Aufwandes gehört, auch

der Ersatz dem Kläger nicht zu beschwerlich fälllZ.pnd der Aufwand seinen,

Verhältnissen nicht ganz unangemessen ist Wußte er aber, daß der

Boden ihm nicht gehöre, so kann er für das Gebaute blos in so weit, als,

es unter die Kategorie eines nothwendigen Aufwandes fällt, Ersatz ver

langen Fallt der Aufwand nicht unter die angegebenen Kate

gorien, ^fo hat der Bauende nur das bei der Eigenthumsklage statt

findende Recht der Wegnahme Hat er ober dem Eigenthümer die

Hauptsache herausgegeben, ohne von jenen Einreden oder dem Rechte der

Wegnahme Gebrauch gemacht zu haben, oder hat « sonst den Besitz der

Sache verloren, so sieht ihm kein Rechtsmittel gegen den Eigenthümer des

Bodens zu Nur wenn später das Gebäude aufgelöst wird, kann er

dann sein Material vindiciren Aber auch diese Vindicatio» versagen

ihm dann, wenn er wissentlich, auf fremdem, Boden baute, eine Institu

tionen- und eine Digestenstelle während eine Codexstelle sie ihm ge

stattet, jedoch natürlich (5,. 14. v. 6« äouktt. s39. 6.)) nur dann nicht,

wenn er beim Bauen die Absicht hatte, das Material dem Bodeneigen-

thümer zu schenken ^), und hiermit stimmen auch einige Digestenstelle»

«verein . ... , , .. „., .

d) Was vom Bauen gilt, findet durchaus auch bei allen Arbeiten

statt, welche in einem Weinberge aus fremdem Material gemacht

werden z. B. wenn Pfahlwerk eingerammt wird zum Halten der Reben

trag thut. Er erhält an der Sache gegen ein ihm anzusetzendes Solarium

ein Superficiarrecht. 2. A. 17. v. »s quick in puKI. (43. L.) 1,. 1.

O. cke ckiver«. prseck. (II. 69.) ' , >

70) I>. 7. §. v. cke 4. K. v. (41. 1.) §.30. 32. 5. cke K. v. (2. 1.) II,.

16. «. cke K. V. (3, 32.) I.. 2. «reg. Lock. (3. 2.) vergl. mit t.. 3L. 0. cke K.

V. (6. 1.)

71) I>. 7. §. 12. !,«. !.. 37. 0. cke K. V. (6. 1.) I.. S. O. cke »eckif. priv.

(8. 1«.) vergl. mit I.. ö. O. cke K. V. (3. 32.) Besaß der Bauende den Boden

als Thn'l'«iner Erbschaft so, daß er mit der Erbschaftsklage belangt wird,

so kann er,>penn er im guten Glauben war, für alle Auslagen, und wenn er

wuhte, daß die Erbschaft ihm nicht gehöre, wenigstens insoweit, als das Ge

bauteunter die Kategorie eines nothwendigen oder nützlichen Aufwandes

siel, durch Einreden Ersatz verlangen. Ii. SS. 39^ 0. cks U. ?. (S. S.)

72) I.,Z7. 0. 6s K. V. (6. 1.) I>. S. O. (3, S2.) I.. 39. 8. 1. v. cke

(5. 3.) ,5 ,

" 73) I,. 33. v. <l« «vlickivt. iackeb. (12. 6) I,. 14. v. cke ckoli sxc. (44. 4.)

0. cke «. V. (6. I.) .-» .'. , . .

74) S. <?. 6e «,. V. (3. 32.)

75) S. 30. ^. <Z« 0. (2. 1.) I.. 7. §. 12. v. cke ^. K. v. (4l. 1.).

76) S. Not. 74. Manche suchten diese Stellen der Note 75 zu vereini

gen. Allein keiner dieser Bereinigungsversuche dürfte genügen , und es kommt

daher nur auf die allgemeine, in einem andern Artikel zu beantwortende

Frage an, ob bei einem Widerstreite zwischen Jnsiituc««n und Codex den

Mercn oder, was wohl richtiger ist, dem Letzte«« der «Zorzug gebühre.

77) I, 7. S. 2. I>. cks exc rsizuck. (44.2.)l.. S9. U.cke K. V. (6. 1.)

7S) 1^ 1. p'r. S- 1» ^ ^« tignvzunet. («. 3.)^ s ? , . -
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LS. Erwerb b ew eglicher 'Sachen, welche als Nebensache» zu be'

w e g l i ch e n Sacken hinzukommen.

Auch hier gilt der Grundsatz : „werden zwei bewegliche Sachen mit

einander in physische Verbindung gebracht, so erwirbt der Elgenthümer

der Hauptsache das Eigenthum an der mit ihr verbundenen Nebensache "

Ueber die Frage, welche Sache hier Haupt-, welche Neben-Sache sei, ent,

scheiden folgende Regeln.

1) Wenn einer 'selbststandigett Sache, welche ihren eigelnchümlich

ausgeprägten Charakter hat (z. B. einer Statue ic.) etwas als ,Theil,

Zierde oder Zusatz angefügt wird, so wird das Letztere Nebensache ohne

Rücksicht auf das Verhältnis) seines Werthes zu dem der Hauptsache^').

2) Bildet eine Sache die Bedingung der Existenz der andern, mit

ihr verbundenen (z. B. das Papier im Verhaltnisse zur Schrift oder zum

Drucke) so ist die Letztere die Nebensache, wieder ohne Rücksicht auf ihren

Werth««).

3) Findet keiner dieser Gesichtspunkte auf den vorliegenben Fall

Anwendung, so entscheidet die größere Masse und der größere Werth

Ist aber eine Sache aus Stücken verschiedener Elgenthümer zusammenge>

setzt, von denen Keines nach' Nr. 1—3, als untergeordneter Theil der

andern Stücke betrachtet werden kann, so bleibt jedes Stück im Eigen-

thume dessen , dem es vor der Zusammenfügung gehörte (f. -d. Stellen

der Note 79).

Als hierhergehörige Hauptbeispiele des Erwerbes durch Accession füh,

ren die Quellen an: das Ein- oder Aufweben (s. g. inrsxru rs),

wobei das Eingewobene Nebensache ist«^), das Schreiben (sorix-

turn) wobei das Geschriebene Nebensache ist «^), das Malen (pi«-

rnrs) wobei, freilich sehr inconsequent, die Grundlage (Tafel, Leinwand,

Papier :c.) Nebensache, das Gemälde dagegen Hauptsache ist ferner

—'— i,-^..)., ^ , . ' .:!>.-:, .li.^t

79) 5,. 26. S. 1. 1.. 27. pr. §. 2. v. 6s ^. K. v. (41. Z.)

80) I.. 23. §. 3. 0. 6s K: V. (S. I.)

81) I.. 27. 8. 2. Not. 78. c!t. 0 « nellu s Oom. 6ez«re «!v. I.. IV. e. 37.

§. 2. 8cKrs6er in s. l)orp. 5ur. Ausgabe 1'. 1. x. 194.

82) I>. 7. §. 2. 0. ä6 exkib (l«. 4.) S. 26. I. äs K. v. (2. 1.) auch I.. 23.

§. 1. v. ge »uro srg. (34. 2.)

83) 1.. 23. §. 3. H. 6s «,. V. (6. 1.) 5,. 3. §. 14. v. »6 exl,!b. (w. 4.)

I.. 9. S. 12. v. 6eä. v. (41. 1.)§. 33.1.!. s. 0s zus. Inst. 2, 77.

84) Drei Stellen des Lorp. Iuris handeln von dieser Frage. In der einen

erklärt sich Paul u s mit Recht dafür, daß das Gemälde Nebensache sein

müsse. I,. 23. S. 3. v. 6e K. V. (6. 1.) in der andern bemerkt <?«z u», daß die

Ansicht, das Gemälde sei die H aup tsach e, die herrschende sei, (I,. 9. §. 2. 0.

6s ^. K. D. z in seinen Institutt. (2. 78.) fügt er übrigens bei, daß sich für diese

inconfequente Entscheidung Kin genügender Grund anführen lasse, und diese An

sicht bestätigt auch Justinian in seinen Institutionen S. 34. 6e K v. ausdrücklich,

indem er bei den Malern mundcrlicherweise nur an einen Apclles und Parrhasius

denkt, und meint, es wäre doch eigen, wenn ein Apellesgemälde die Nebensache

einer schlechten Tafel oder Leinwand sein sollte. — Wird übrigens auf eine

Immobilie gemalt z. B. an eine Zimmerwand ein Frescogemälde gemacht, oder

wird eine Sache blos an ge strichen oder durch Malereien verziert, so isidas
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mmn ein« Statue ein Zlrm oder Fuß, einem Tische ein Fuß, einem

Becher ein Henkel, einem Leuchter eine Zierrath, einem Schiffe ein Bret,

einer Metallarbeit edle Steine, Perlen ?c. als Zierrath ein- oder an«

gefügt werden ^). Gewöhnlich führt man noch das Anschweißen

(s. g s ciferruininsrio, in den Quellen kerrnrnivsti«) d. h. wenn

Sachen gleichen Metalles mit dem fe l den Metall« in Eines verbunden

werden, und das Anlöth en (s.g sclvlrirnbstura, in denQuellen xlum-

Kswrs) d. h. wenn die mehreren Sachen durch eine andere Materie mir

einander verbunden werden — als besondere Fälle und Beispiele der hier«

hergehörigen Accession an. Allein sie bilden an und für sich einen besondern

Accessionsfall nicht, da beim Anlöthen und Anschweißen auch Sachen mit

einander verbunden werden können, von denen keine die Nebensache der an«

dem bildet sondern sie sind nur Mittel, eine Accession überhaupt zu

bewirken, falls eine der unter Nr. 1—Z angeführten Voraussetzungen in

Hinsicht des Verhältnisses der verbundenen Sache zu einander vorhanden

ist. Das Gleiche gilt vom Einfassen einer Sache in Metall, der s. g.

ivclusio

M?, Zn diesen Fällen des Erwerbes einer beweglichen Sache als Nebe»,

fache einer beweglichen Hauptsache gelten, was die Widerrufllchkeit

des Erwerbes betrifft, als Regel durchaus die oben unterL. bei Note ZI u. ff.

angeführten Grundsätze. Nur dann ist hier der Eigenthumserwerb un

widerruflich, wenn eine Trennung der Nebensache ohne deren Zerstörung

gar nicht möglich ist^), und aus besondern Gründen beim Abschwei

ßen 6'). Das Recht auf Entschädigung für den Verlierenden bestimmt

Gemalte stets Nebensache. I>. 38. v. 6e K. V. I.. 2S. Z. S. v. 6« 4. lt.

v. I.. 39. §. 1. v. 6s S. ?. (3. 3.) Manche wollen dasselbe, was die Quellen

beim Malen vorschreiben, auch auf das Schreiben dann anwenden, wenn

«erthvolle , namentlich gelehrte Ausführungen auf fremdes Papier geschrieben

werden; z. B. vir. Luder prsel. jur. «iv. »6 l„«t. 2. 1. 32. Allein offen-

b«r gegen Worte und Sinn der Quellen. Die ältere Praris übrigens scheint

durchaus dafür gewesen zu sein. Vgl. I<ltuterd»«K Voll. ?ku>6. l«id. 4t.

1. S. 106.

8S) I.. 23. 5. 2. v. 6e K. V. (6. I.) l.. 26. §. 1. v. 6s X. K. 0. (4l. l.)

I.. 6. I.. 7. §. 2. v. s6 exkid. (10. 4.) 5. 19. §. 13—16. §. 20. u. 5.. 20. e«6.

v. öe «uro (34. 2.) Ist der Stein nicht zur Zierde der andern Sache,

sondern diese blos bestimmt, um den werthvollen Stein als Hauptsache besser

tragen zu können oder ihn mehr herauszuheben, so ist die andere Sache die

Neöevsache. I.. 19. S. IS. 1^. 2«. v. (I. c.) Wird auf dem Kiel eine« Schif

fes weiter gebaut, so 'gehört das Ganze dem EigentWmcr des Kieles. 1^. 61.

v. cke «. I.. 24. S. 4. 0. 6e legst. (6,. 30.)

86) I.. 27. S. 2. 0. 6« K. I>. mit 1^ 23. §. S. v. 6« «.. V.

87) l.. 6. 0. »<! «xkib. (10. 4.) vgl. auch Note 8S.

88) Wie beim Schreiben und in manchen Füllen beim Weben. Vgl. auch

5 ZS. 6e K. 0. (2. 1.) mit I.. 6. I.. 7. §. 2. v. s6 «Kid. (10. 4.) l.. 23.

K. s. o. 6s K. V. (6. 1.) Nur das i»s tvllencli des Besitzers fällt auch dann

n>ez,' wenn durch die Wegnahme die Hauptsache auf eine nicht zu reparirende

Weife beschädigt würde, ^rg. I.. 37. 38. v. (I. v.)

89) Nicht weil hier eine Trennung nicht möglich ist, wie häufig ange

nommen wird, (denn diese ist möglich,) sondern quis terruivinsri« per ean>

Sem msterisn, ts«t eonkusionem. I.. 23. §. 6. v. 6e K. V. (6. 1.)
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sich dann hier ganz nach den oben beim Pflanzen zu Note 48 u. f. ausge

führten Grundsätzen Nur beim Malen treten ganz eigenthümliche

Grundsatze ein. Nach der bei Note 84. angeführten Entscheidung der

Quellen über den Eigenthumserwerb beim Malen sollte der Maler das

Gemälde mit der Unterlage behalten, und wenn er es nicht besitzt, vin-

diciren können. Das Letztere sagen auch die Quellen, so daß er selbst

vom gewesenen Eigenthümer der Unterlage das Ganze, jedoch mit Be-

Kchlung des Werthes der Unterlage, vindiciren kann. Zugleich aber ge

ben sie, auf eine damit schwer vereinbare und zu wunderlichen Folgerun

gen führende Weise, dem gewesenen Eigenthümer der Unterlage gegen den

das Ganze etwa besitzenden Maler auch das Recht, von diesem das Ganze

mit einer iu rem svtia utjlis gegen Ersatz des auf das Gemälde Ver

wendeten zu fordern i , ° . C. G. Wächter.

oder Zests, in der Novellenfprache v«o^u«r«, heißen schrift

liche Aufsatze über das, was vor dem msgisrrstus verhandelt wird

Diejenigen Beamten, welche sie zu schreiben haben, heißen »b soris 2).

Daher heißt spucl sei» provurstorein «oustituer« soviel, als vor dem

Magistrat jemandem Auftrag zu etwas ertheilen spüä scw sliquiä

prouiittere so viel, als vor dem Magistrate etwas versprechen 4), spud

»vis prokrsrl ^) eine Erklärung vor dem Magistrate zu Protokoll geben ;

spuä avta i»s»tlri eine Unwahrheit zu Protocoll erklären °) ; endlich

wird «vtis iutsrvellieutibu» Kpucl «ouipetsiitei» uisAi«trstu«l insui-

Lestsrs von dem gesagt, welcher seinen Sohn nach der von Justinian ein

geführten Weise emancipirt ^). Im späteren Rechte wurde die Anfer

tigung gerichtlicher Pcotocolle bei vielen Handlungen der Privatleute noth-

wendig, namentlich bei großen Schenkungen, bei gerichtlichen Testamen

ten, und bei der Eröffnung von Testamenten ^). Neben den sota, die

90) Uebrigens kann der Herr der Hauptsache, wenn durch die sch'uncti«

die Hauptsache verdorben wurde, z. B. wenn mir ein Anderer mit werthlo

sen Schreibereien mein Papier verdirbt, auch vom Adjungirenden Ersatz

fordern, sofern demselben Dolus oder Culpa zur Last fällt, und er nicht als

redlicher Besitzer der Hauptsache von aller Verantwortlichkeit (nach den bei

der Eigenthumsklage auszuführenden Grundsätzen) frei war.

91) S. I.. 9. §. 2. und 5. §. 34. Note 49. rit. Manche suchten in diese

einander direct widersprechenden Rechte Einklang zu bringen.' Allein es ist

dieß wohl nicht möglich, doch kann dieß hier nicht näher gezeigt werden.

War der Maler im böseg^Glau,ben , so hat er kein Recht auf Ersatz und es

finden gegen ihn alle ReMsmittel statt, die gegen einen tur gehen. 5. I. «.

1) li. 2. O. ge edenä« (2. 1.) Ii. 21. v. gs Sllvtoritsts et ««»sensu

(26. 8.)

2) Znliün. epit. Novell, «onst. 38. «sp. 166. >, , „

3) ?aulli «ent/ Ke«. I. 3. S. 1. krsgm. Vst. §. 317.

4) ?r. 17. v/ös in Zu» voesng« (2. 4.).

6) ü'r. Vst. ß. 263. Aehnlich I.. 7. S. 3. 0. Zecurionibus (50. 2.). ;

6) ?»ull. S. K. 6. 1. p. 4.

7) §. 12. ^k. quibu» moäis iu» pvt. »olv. (1. 1 1.)

L) Vergleiche Savigny Geschichte des römischen Rechtes im Mittelalter

Bd. 1. S. ss.
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«or dem Statthalter der Provinz errichtet wurden, kamen in den spätem

Zeiten auch die inruiielpslis. gesta auf, zu deren Errichtung eine besetzte

Gerichtsbank erfordert wurde. Es gehörte dazu der Magistrat des Mu-

nicipium ^), oder in dessen Abwesenheit der clekeusor ^ledis 3. ou>

risls«, und der sxceptor d. h. der, welcher das Protokoll anfertigt. Im

Mittelalter, wo die freie Städteverfassung in Italien und Frankreich noch

fortdauerte, 'finden sich viele Spuren von der Fortdauer der gesta ruuvi-

«ixslia z im Morgenlande aber sind sie schon im 9. Jahrhunderte für im

mer verschwunden, weil die Curien mit ihren Borrechten schon zu dieser

Zeit nicht mehr bestanden. Heimbach.

Acten *) heißen im allgemeinen alle Sammlungen von Schrif

ten, die auf einen Gegenstand des Staats- oder Privatlebens sich

beziehen. So verschieden und so mannichfaltig die Seiten des Staats

und Privatlebens sind, eben so verschieden und mannichfaltig sind die

Acten in Rücksicht auf den Gegenstand, welcher darin behandelt wird.

Die Benennungen der Acten nach dem Gegenstande sind, man kann

wohl sagen , unerschöpflich z denn sollte es auch gelingen , das Staats

und Privatleben der Gegenwart zu umfassen, so wird doch, bei dem

steten Fortschreiten des einen und des andern, die etwa erfundene No

menklatur sehr bald als unvollständig sich darstellen. Nur so viel läßt

sich im allgemeinen angeben, daß alle Acten nach ihrem Zwecke und In

halte, entweder auf die Gesetzgebung oder auf die vollziehende Gewalt

oder endlich auf die Justizpflege Bezug haben müssen. Man erinnere

sich hierbei , daß auch das ^us «Zr«s ssvrs m«zeststi<min auf die höchste

Staatsgewalt, deren Bestandtheile oben genannt wurden, sich gründet

und also auch darin begriffen ist. Hauptsächliche Arten der Acten sind

Proceßacten, deren Inhalt auf Civil - oder Eriminalsachen sich be

zieht, die Acten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, z. B. Vor

mundschafts-, Hypotheken- :c. Acten, Berfassungs-, Regie-

rungs- und Verwaltung s-Acten, Kirchen- und Schul-Ac-

ten u. In Hinsicht auf ihre Entstehung find die Acten entweder öf

fentliche oder Privatcicten, je, nachdem sie unter öffentlicher Äuctorität

oder von Privatpersonen gehalten und gesammelt werden. Da man die

Acten in der Absicht anlegt und sammelt, damit eine vollständige

Einsicht über den in Frage befangenen Gegenstand daraus erlangt wer

den kann, so ist Vollstän digkeit, Ordn.ung und Genauig

keit die Seele derselben.

.

9) Ii. 1S1. c?«a. I'd. Se Sseur. (12. l.>

10) 5.. 9. §. 1. «. 6« öekens. (1. SS.) I.. 30. <ü. äs cloilätionibus.

Nov. IS.

*) Zoll. Henr. Vesser 6s sct!» zuäleisl. ?rsn«k. IK89. 4. Zok. Lull.

HVuosvK cle »vtis zug. Lips. 170S. 8. O e lz e, Anleit. zur gerichtl. Praxis 6.

37—43. P u cht«, der Dienst tmtscher Justizämter 1. §. 87—104. El süsser,

über den Geschäftsgang von Versendung der Act<n. Gönner, Handbuch des

gemeinen Processes Abh. IV. und I.XXXII. S. SS. 2. Ausg.

S
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Die äußere Form der Acten besteht darin, daß alle auf einen Ge«

genstand bezügliche Schriften in einen Umschlag (psUIuin) gebracht

und dieser Umschlag mit einer Rubrik versehen wird, welche kurz aber

deutlich und bestimmt den Inhalt angibt. In diesen Umschlag werden

die Schriften in chronologischer Ordnung gelegt, und, was sehr gewöhn

lich ist, geheftet, ob es gleich auch ungeheftete Acten gibt, die man mit

dem Namen „Zettelacten" belegt. Sodann werden die gesammelten

Schriften folürt und mit einem vollständigen Register, Actenverzeichniß

oder auch Repertorium genannt, versehen. Diejenigen Schriften, welche

von dem Acteninhaber ausgehen , bleiben im Concepte bei der Acten-

sammlung , diejenigen Stücke aber , welche von anderen Personen oder

Behörden eingehen, werden im Original dazu gebracht, und, wenn aus

nahmsweise die Originale zurückgegeben werden, sind beglaubte Abschrif

ten bei den Acten zurückzubehalten. Auf den einzelnen Aktenstücken, die

von dem Inhaber ausgehen, muß die Zeit des Abganges und bei den

andern die Zeit des Einganges sorgfältig angemerkt werden. Diese

FZorschriften sind bei allen Arten von Acten zu befolgen, und auch die

Privatacten der Advocaten und Fürsprecher sollen , nach dem Reichs

abschiede von 1654, §. 65, in dieser Weise angelegt und gehalten

werden. Vorzüglich aber verdienen die größte Sorgfalt die Proceß- und

andere Gerichtsacten, und hier wieder hauptsächlich die Acten über einen

Concursproceß.

Es leuchtet von selbst ein , wie wichtig es sei , daß die Acten über

Vormundschaftsangelegenheiten, Consense, Käufe, Testamente und an

dere letztwillige Verfügungen, über Civil - und Criminalprocesse in voll

ständiger Ordnung sind ; denn überall kann nur nach der Lage und dem

Inhalte der Acten eine Entscheidung gegeben werden. Sind die einzel

nen Schriften über einen Gegenstand so zahlreich, daß, sollten sie in ein

Actenbund , in ein Actenvolumen gebracht werden, sie die gewöhnliche

Größe eines Actenbundes überschreiten würden, und deßhalb nicht be

quem gebraucht werden könnten , so müssen so viele Actenbände angelegt

werden, als nöthig sind, um die Unbequemlichkeiten im Gebrauche zu ver

hüten. Die folgenden Bände erhalten dann stets dieselbe Rubrik, wie

der erste, nur daß sie durch die Bezeichnung „Vol. oder Bd. I. U." von

einander unterschieden werden.

Die Nothwendigkeit einer zweckmäßigen Anordnung und Abtheilung

der Acten im Concurse ist anerkannt. Die Menge und Mannigfaltig

keit der Geschäfte, welche bald ökonomisch, bald streng rechtlich sind, bald

die Gesammtheit der Gläubiger, bald einzelne Ansprüche derselben, bald

Streitigkeiten unter einigen aus ihrer Mitte, von einer bald größeren bald

geringeren Weitläufigkeit, angehen , fordert bei jedem Concurse eine Ab

sonderung, wenn nicht eine unnennbare Verwirrung der Acten und große

Beschwerden bei ihrer Bearbeitung entstehen sollen. Es ist zwar der

von Gönner aufgestellte Grundsatz: „Die Concursacten müs

sen als ein Ganzes angeordnet werden" als richtig anzuer

kennen, allein vor allen Dizigen müssen hier die Acten, welche auf die

ours bouoruW Bezug haben, getrennt werden von denen, welche sich
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mit der «s»rs Ltis beschäftigen. Jene zerfallen wieder in die allgemeinen

und sveciellen Acten. Alle auf die Verwaltung der cnr« bonorum im

allgemeinen bezüglichen Schriften, fowie über einzelne Gegenstände von

geringerem Umfange, und selbst unbedeutende Streitigkeiten der einzelnen

Gläubiger und dritter Personen mit dem ourstor bonorui», kommen in

die allgemeinen Acten, damit die Zerstückelung nicht zu groß und lästig

wird. Bei einem vollständigen Inhaltsverzeichnisse der Acten, und

dieß ist überall ein unerläßliches Stück, entsteht aus dieser Verbindung

durchaus kein Nachtheil und keine Unbequemlichkeit. Allerdings kommt

es wohl vor, daß eine Angelegenheit Anfangs unbedeutend erscheint und

im Fortgange doch so bedeutend wird, daß die Anlegung eines besonderen

Aktenstückes zweckmäßig oder gar nothwendig ist; allein In diesem Falle

kann man sich auf doppelte Weise helfen: entweder hebt man die

auf die Sache bezüglichen einzelnen Actenblätter aus

den allg ein e in en Acten Wied er aus, und bringt fie so im

Originale zu dem besonders anzulegenden Actenbande,

oder, falls dieß nicht mehr thunlich ist , nimmt man zudem beson

deren Acrenstü cke beglaubte Abschrift von jenen zu den

allgemeinen Acten gebrachten Schriften. In der Regel

vmd man doch im voraus erkennen, ob die Verhandlungen über einen

Gegenstand einigen Umfang erreichen werden, und die angegebene Aus

hilfe wird immer als seltene Ausnahme eintreten. Durch die vorstehende

Bezeichnung der Grenzen für die allgemeinen Acten ergibt sich zugleich,

was für die speciellen Acten übrig bleibt. Es kommen in dieselben

alle Verhandlungen über einzelne Gegenstände, welche mehre«, zu

verschiedene» Zeiten vorzunehmen gewesene, Handlungen veranlaßt haben.

In die auf die «ura Iltis sich beziehenden Acten kommen zuvörderst

fentlichen Vorladungen der Gläubiger und alle Präliminarien zum

znsverfahren. Sodann folgen in einem oder mehreren Acten-

>ie Verfahren und Verhandlungen der einzelnen Gläubiger mit

dem Contradictor, und zwar so, daß das ganze Verfahren, die sämmtlichen

Verhandlungen eines Gläubigers mit dem Contradictor ungetrennt zu

sammengelegt und geheftet werden. Wird späterhin zwischen einem oder

mehreren Gläubigern und dem Contradictor, Appellations- oder Beweis-

verfahren oder beides nöthig, so müssen für jeden Gläubiger besondere

Acten angelegt und die früheren, allgemeinen Liquidationsacten bei dem

Verspruche als Beilagsacten beigefügt werden. Dasselbe findet statt,

wenn über die Priorität unter den Gläubigern bedeutende Streitigkeiten

entstehen; auch hier müssen dann über jeden Prioritätsstreit besondere

Acten angelegt werderu

Alle Acten müssen in der Regel den Betheiligten zur Einsicht

offenflchen; denn nur in ihrem Interesse werden sie angelegt und gehal

ten. Es kann jedoch keine Partei und kein Anwalt derselben verlan

gen, daß die Acten aus dem Gerichtsorte weg und in's Haus gegeben

werden, wiewohl dieß heut zu Tage, und zwar ohne Nachtheil, in der

Regel geschieht.

Wenn nun die Verhandlungen über einm Gegenstand bis zu dem

S*
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Punkte gediehen sind, daß, entweder vermöge allgemeiner gesetzlicher Vor»

schuften oder richterlicher Decrete , keine weitere Schriften mehr zulässig

sind, so folgt der Acten schluß. In der Regel wird den Interessenten

der Tag des Actenschlusses bekannt gemacht, und es steht diesen sodann

frei, an diesem Tage im Gerichte zu erscheinen und nachzusehen, ob die

Acten gehörig instruirt und in Ordnung sind.

Nach dem Actenschlufse folgt die Entscheidung, welche, wenn sie

von der Behörde selbst, vor welcher die Acten ergangen sind, gegeben wird,

hier nicht zu erörtern ist. Allein dieß findet oft nicht statt, sondern es

Lritt Actenversendung oder Actenverschickung ein. Diese

Actenversendung besteht bekanntlich darin, daß die Acten über ei

nen Gegenstand, nach deren Schluß und Jnrotulation, an einen Schöps

penstuhl oder an eine Juristenfacultät in irgend einer Universität, zur Ab

fassung eines Erkenntnisses abgegeben werden. Die Actenversendung ist

reutschen Ursprungs , und , nach gemeinem Prozesse, ohne Unterschied zu

lässig; der Richter, welcher in einer Sache, worin Versendung gebeten

ist, sssbige abschlägt und selbst spricht, handelt null und nichtig. Jede

einzelne Partei ist , dem gemeinen Rechte nach, befugt, diese Actenversen

dung auf ihre alleinigen Kosten zu begehren , es darf sie aber auch der

Richter aus eigenem Antriebe und dann auf aller streitender Theile Kosten

verfügen, ohne daß es einer von diesen verbitten kann. Die Wahl, wohin

die Acten gesandt werden sollen, steht in beiden Fallen nur dem Richter,

jedem streitenden Theile aber eine beschränkte, ausschließende Stimme zu

(jus eximencli), und erst bei Gelegenheit der Urtheilseröffnung sollen

die Parteien erfahren, welches Spruchcollegium erkannt habe. Ist

nun die Actenversendung aus eigenem Antriebe der Behörde oder auf

Antrag der Parteien beschlossen worden, sv 'werden die Acten, mittels ei

nes kurzen Schreibens durch die Post oder durch eigene Boten, an ein

nicht, ausgenommenes Spruchcollegium abgegeben, und dieses sendet die

selben nebst dem Urthel und den Entscheidungsgründen zurück. Ist dieß ge

schehen, so erfolgt die Ladung zur Anhörung des Urthels nebst beigefügter

Berechnung über die Kosten, und im Publicationstermine müssen die

Siegel unverletzt zur Recognition vorgelegt werden.' Es ist indessen diefe

Actenversendung in vielen teutschen Ländern zum Theil beschränkt, zum

Theil ganz verboten. Wenn der Fall eintritt, daß eine oder die andere

Partei bei der Oberbehörde über Verzögerung der Sache sich beschwert,

so wird häusig von der Oberbehörde die Actenabforderung verfügt

d. h. die Unterbehörde erhält Verordnung, die betreffenden Acten im

Originale einzusenden. Nach genommener Einsicht sendet die Oberbe

hörde die Acten mit der nöthigen Weisung zurück.

Sind Acten verloren gegangen, so muß man^vor allen Dingen

versuchen, sie wieder herzustellen, wozu häusig die Privatacten der An

walte gebraucht werden können. Sind diese Privatacten zu unvollstän

dig, als daß man daraus eine sichere Grundlage entnehmen könnte, so

wird nichts übrig bleiben, als die Verhandlungen von neuem zu beginnen.

Die Kosten der Wiederherstellung werden, wenn die Acten durch Zufall



 

zu Grunde gingen, von den Interessenten getragen, außerdem von dem,

der den Verlust verschuldete. - 23.

^eti» (Klage), heißt im weiteren Sinne das Recht, gerichtlich das

jenige, was mir geschuldet wird, einzufordern '). Im engeren Sinne ver-

steht man darunter jedes Rechtsmittel, wodurch man sein Recht selbst

ständig in Form eines Angriffes gegen einen bestimmten Gegner verfolgt.

Insofern setzt man die sotio den Prajudicialklagen, den Jnterdicten, den

pratorischen Stipulationen ^), und den Erceptionen ^) entgegen. Aus

dieser Bedeutung ist es zu erklaren , wenn es von den pratorischen Sti

pulationen heißt vioern reurseseutsnt seiiouur» svriouis iustsr Ks-

beut 2), seiiouuiu iustsr vbtineut 6). Eine Klage laßt sich nicht ohne

drei Personen denken: 1) den Kläger (svwr^petiwr). In den alten

toriüulse, welche Cajus in seinen JnstitutionenWeibringt, heißt er gewöhn

lich ^ulu« ^Aerius ^.), ein Name, welcher ohne Zweifel von "

»Zere gebildet ist. 2) den Beklagten (reus; i», «um quo sgiturz i»

uucle uetitur z ig, «ui couveuitur). In den alten korrnulss bei Ca

jus heißt er gewöhnlich Numeriu« IVeFiclius (vl. N.), was Mit uuiuersrs

und ueAsre zusammenhangt. 3) den Richter (iuckex). — So lange

das gerichtliche Verfahren bei den Römern in der Form der sogenannten

oräiosris iuäivis abgesetzt wurde, unterschied man im Processe s) den

iQSFisiraw», welcher kraft des ihm verliehenen üuveriuiu und der ihm

übertragenen iurisclivtic, das iuäioiuiu anordnete, indem er die lormulä

feststellte. Diesen Theil des Processes bezeichnete man gewöhnlich mit

den Worten iu iure, b) den iuciex, einen Privatmann , welcher vom

msgistrstus, der den Proceß leitet, mit der Prüfung des Beweisverfah-

rens und der Entscheidung des Processes beauftragt wurde. Diesen

Theil des Processes bezeichnet man mit den Worten iu iuäioia. Die

Instruction, welche der msFi8irstu» zu diesem Zwecke dem iuäex er-

theilte , heißt in der Kunstsprache soruiul», und ihre Feststellung scheint

der Schlußact des Verfahrens iu iure gewesen zu sein. Sie ertheilt dem

iuäex die Befugniß, den Proceß durch sein Urtheil (»euteutis) zu ent

scheiden. Ist das Urtheil gefällt , so tritt er wiederum vom Schauplatze

ab, weil der Inhalt der iormuls nicht weiter geht, und das Executions-

verfahren gehört vor den uisgistratus, welcher das iuäieiui» angeordnet

hat. Neben den mälnsria iuäiois, in welchen der insKistrstus nur den

Proceß leitet, aber durch den iuäex entscheiden läßt, bildete sich gleich

zeitig für einzelne Fälle das Verfahren extra «räiuera aus, d. h. ein

Verfahren, in welchem der insgistrstu» den Proceß in eigner Person

leitete unH entschied. Der Ausspruch des rusZistrstus heißt dann in der

Kunstsprache äevrelilln, wenn er etwas befiehlt; Wteräiotuiu, wenn er

1) ?r. 5. 6s sotiombu, (4. 6.) 1^. 61. v. 6s obügst. et »vtlon. (44. 7.)

2) I,. SS. §. 2. v. 6s pro«. (3. 3.)

5) 1,. 8. §. I. v. 6s vsrdor. «ignik. (60. 16.)

4) li. 20. v. rstsm rem (46. 8).

6) 1^. 1«. Z. S. v. 6« «ompens. (16. 2.)

6) Z^.. 37. pr. v. 6e «blig. et »et. (44. 7.)



S8 ^,etio.

etwas verbietet D!eß Verfahren wird von den Neueren mit dem

Namen extrsoräinsriuin iu<Zieinm bezeichnet, und als Regel an»

erkannt, weil man die oräinnria iuäivis abgekommen ansah ^). Deß-

halb ist in den Justinianischen Rechtsbüchern, wenn man sie von dem

Standpunkte der Rechtsgelehrten dieser Zeit aus betrachtet , kein Un

terschied zwischen mugistrstus und iuclex wahrzunehmen, da der ins-

gistrsw» gewöhnlich den Proceß in eigner Person leitet und entschei«

det. — Von den Klagen gelten folgende Regeln: au) das Recht, welches

eingeklagt werden soll, muß so beschaffen sein, daß es eine Klage wirklich

zuläßt. Diese Klagbarkeit muß in der Regel vermuthet werden ^), und

kann demnach nur den Rechten abgesprochen werden, welchen sie durch

die Natur der Sache oder durch ein ausdrückliches Gesetz entzogen ist.

Zu der ersteren Gattung gehören die Falle der sogenannten natürlichen

Verbindlichkeit (usturslis oKIiFsiio). Zu der zweiten Gattung

gehören die Fälle , in welchen die Gesetze dem Beklagten eine Einrede

gewahren, wodurch er die Abweisung der Klage des Gegners erzwingt,

z. B. die exceptio 8lZ. lUsoeäouisni oder Vellejsni. Da es nun nach den

Ansichten der römischen Juristen in Bezug auf die Wirkung gleichgil-

tig ist, ob das Recht ixso iure oder ner exvevtioue,» aufgehoben

wird !°), so erklärt es sich ganz einfach, warum in manchen Stellen der

Pandecten die Ausdrücke „eine Klage abschlagen" (»otionen, n«n clsre)

und „eine Exccption gegen eine Klage gewähren" (exventionew <lsre),

auf eine Linie gestellt werden Ausgeschlossen sind aber die sogenann

ten «dllAstione» iure eivili renrobstse ; denn gerade von diesen heißt

es in den Rechtsquellen „nulluni vini Ksbent" ^^) und „nullius »unt

inomenti folglich müssen sie in rechtlicher Beziehung als gar nicht

vorhanden angesehen werden, bb) der Anspruch, welcher klagbar ge

macht wird, muß bereits fällig sein (svtio nuw esse äedet) ^). Ein »

theilungen der Klagen: 1)^etione» clireotse und utile«.

Jene sind solche Klagen, welche unmittelbar für den Fall, auf welchen

sie angewendet werden, durch Gesetz oder durch die Vermittelung der

römischen Juristen hingeführt sind, vrlles »«ttone» hingegen heißen

solche Klagen, welche auf einen anderen Fall, als für welchen sie vom

Anfange an eingeführt waren, ausgedehnt worden sind. Diese Ausdeh»

7) OsZ. inst. 4. §.140. l'KsopK. psrspk. inst. 4.15. §.1. eö. Keits

tom II. p. 894.

8) §. 8. 5. 6« interSieti» (4. 16.). ?r. 5. Ss suevsssionib«» »ubläti«

(3. 12.)

9) Ii. 21. v. 6« prsescrlpti» verdis (19. 6).

10) Ii. 112. v. 6e regul!, zur. (50. 17.) Ii. 22. §. 8. 0. r»t»m rem

(46. 8.)

11) Ii. 1. pr. v. Ss ISO. MsesS. (16. 6.) I«. 1. u. 2. v. qusrum rerum

»etio non'Sstur (44. 6.) verglichen mit der Jnscription.

12) Ii. 6. ««6. 6« psrti» (2. 3.)

13) 1^. 2«. v. 6« verbor. «dligstionibu» (46. 1.)

14) Ii. 35. O. <1s iu6icii» et udi izuisque »gere oportest (5.1.) iuöi»

«Zum, »ntsqusm <z>iie<zus,m»I«l)«kltur, (soeipi) non p « sie.



 

nung wmde durch eine Ftctlon bewirkt, d. h. durch einen Ausatz in der

Lorinnls, durch welchen die Rechtssatze der ursprünglichen Klagen auf

den Fall, auf welchen sie ausgedehnt waren, übertragen wurden "). Da

her nannten die Griechen solche Klagen Seikenklagen (srlaxlao«««!

«xw/at) ^), daher heißen sie in anderen Stellen S«tioue8 iivtll!l»e

Den Namen utile» »otioues haben sie wahrscheinlich von dem Ausdrucke

uÄitss, womit man das „praktische Beb ürsniß" zu bezeichnen

pflegt ^), welches doch wohl die nächste Veranlassung zu Ausdehnungen

dieser Art gegeben hat "). Im Justinianischen Reckte, wo die tormula«

nicht mehr vorkommen, hat diese Eintheilung der Klagen ihre praktische

Bedeutung verloren, da die utile» setioues dieselbe Wirkung, wie die

«iirectse sotloue» hervorbringen^). Von der eben erörterten Bedeu

tung der utile» sotiones ist eine andere genau zu unterscheiden, nach wel

cher überhaupt wirksame Klagen mit dem Ausdrucke utile» setioue,

bezeichnet werden 2^). 2) sotiones vulgare» und in ksotuu,

5vtion.es. Jenes sind Klagen mit selbstständigen Formeln dieses

sind Klagen, welche keine selbstständige Formeln haben, sondern nach

dem Bedürfnisse eines jeden concreten Falles umgebildet wurden. CajuS,

welcher die lonnulss in ksetrnn «ouvevtse den lorinulae in ^us

«onoevwe entgegensetzt, versteht unter den Letzteren solche, deren iuteuti«

auf die Anerkennung eines in derselben genannten Rechtes gerichtet wird

(»i vsret (iare «Porters, rem LUSIN esse,) während er mit dem zuerst

genannten Ausdrucke solche torinulse bezeichnet, in welchen das der Klage

zu Grunde liegende tseturn in der intenti« erwähnt, und gleich daraus

die «onkleinnuti« angehängt wird. Daß diese Nachricht mit den in

ksctuin sctioue» zusammenhangt, läßt sich schon aus den Pandekten er

sehen ^), welche für die in tsvtnin »etione» dieselben Beispiele gebrau

chen, deren Cajus sich bedient , um den Begriff der korinuls« in tsetuin

«ouceptiie zu erläutern. Die in lsstinn svtione» stammen theils aus

dem Civilrechte, theils aus dem prätorischen Ediere; namentlich scheint

der Prätor den Kreis ihrer Wirksamkeit erweitert zu haben ; wenigstens

berichtet Cajus ^°), daß derselbe in seinem Edicte in Manchen Fällen

16) Osius Znst. 4. 5. 38. 1'KeopK. Inst. 3. 12. pr. eck. K e i t « , tom. 1.

p. 611.

16) 1'nsopK. Inst. 4. 12. pr. eck. K s i t 2 tom. II. p. 871 ; 3, 9. I. 2. tom.

I. p. 591 ; 2, 23. §. 4. tom. I. p. 493 u. §. 9. p. S«1. Vergl. Mühlenbruch

Session der Forderungsrechte. 3. Zhisg. v. 150—1^5.

17) Dlpisnu« krsßm. tit 28. §. 12.

18) I,. 6. §. 9. V. 6s peounis «onstituts (13. 6.).

19) I,. 21. v. cks prsesv. verb. (19. 6.) quotis» ckekicit »etio vel

exceptio, «tili» »eti« vsl excsptio est.

20) Ii. 47. §. 1. v. äs negotii« ßestis (3. 6.).

21) Vgl. Mühlenbruch a. a. O. S. ISS.

22) I>. 1. v. cke prsesoript. vsrlii« (19. S.).

23) In«. 4, I. 4S. 46.

24) 1^. 26. S. 1. v. g« «bligktion. et »etiombu« (44. 7.).

26) liut. 4. §. 47. »
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z.B. beim eomm«>Iawin und (ievosiwin doppelte Klagformeln aufgestellt

habe, von denen die eine In ins «oncevta, die andere In tscturn concevts

gewesen sei. Im Justinianischen Rechte, wo hie tormulse verschwun

den sind, finden sich noch folgende Bemerkungen über die in tsctui»

actione», a) sie werden von den utile» svtioues und den actione»

ex lncto ?^), d. h. den Klagen, welche aus einem Delicte entstehe«, genau

unterschieden; K) sie werdm in solchen Fällen angewendet, wo Man gegen

Personen klagt, welchen man Ehrfurcht schuldig ist, z. B. gegen Pa

trone und Eltern , wenn die vulgaris actio, welche für den vorliegenden

Fall einHeführt ist, diefelben durch die Verurtheilung infamiren würde

«) sie werden in allen Fallen angewendet, wo eine mit einer gewissen

Anrüchigkeit behaftete Person gegen einen Mann von hohem Range oder

von gutem Lebenswandel eine actio ksiuosa anstellen könnte ^) ; 6) sie

haben fast alle einen subsidiären Character, d. h. sie sind namentlich deß-

halb eingeführt, um die Lücken, welche die vulgares actioues im rö

mischen Klagensysteme ließen, auszufüllen ^"). Eine gesetzlich, ausgezeich

nete in lactuin actio ist die vraescrivtis verois actio. Sie stammt aus

dem Civilrechte und geht nie auf eine genau nach allen Seiten hin be

stimmte Geldsumme. Den Namen in tsvwin actio hat sie nur bildlich

erhalten. Denn sie hat eine iuteutio in ins vouce^ta und nur der

Umstand, daß das der Klage zu Grunde liegende Geschäft mit weitläufi

gen Worten der intentio der lorrnuls, gleich als ob es die äeinoustratio

der torronla wäre, vorangesetzt wurde, hat die Veranlassung dazu gege

ben, daß sie in factum actio genannt worden ist. Der Ausdruck prae-

scri^tis Verdis, welche Hotman gegen alle handschriftliche Zeugnisse,

in perscriptis verbis hat verwandeln wollen, deutet unfehlbar auf diese,

der intentio vorgesetzten Worte, in welchen das der Klage zu Grunde

liegende Geschäft genau bezeichnet wurde. Eine Ansicht, welche auch

ZDlrch das bestätigt wird, was Cajus vom Gebrauche der nrsesorix-

^ones im alten Civilprocesse berichtet. Die Sphäre der praesorivtis

verbis actio wird im römischen Rechte nicht genau bestimmt, doch fin

den sich Spuren ihrer Anwendung in folgenden Fällen : as) in den

Jnnominatcontracten; Kb) bei Verabredungen, wo die gewöhnlichen

Klagen nicht zureichen ^) z ««) bei dem vrecariuni Ihren' Ur

sprung verdankt sie wahrscheinlich dem Neuerungssysteme des Lab eö ^),

welcher wohl zuerst die Ansicht aufstellte, daß, wo ein negotiru» vor-

2«) §. 16. 5. 6« lege ^quilia (4. 3.).

27) l.. 6. §. 1. v. de »ölig, et sct. (44. 7.)

28) 1^. 11. §. I. 0. <Ze mslo (4. 3.).

29) I.. II. §. I. 0. (4. 3.)

30) 1. pr. v. S« pr»e,e. verd. (19. 5.)

31) I«. 6. l). gs trsiisactionibus (2. 4.) Sssüics «6. UelmbseK tok>. I.

>. 559.

32) Inst. 5. 4. 132. . . ,

33) I.. 23. 0. cvmmuni «Ilvig. (10. 3.) I.. 1. §. 9. v. äeoositi (IS. 3.).

34) I.. 2^S. 2. 1). 6« vrevsri« (43. 26.).

35) I.. IM. 1. 0. <Ie prasse, verb. (19. S.) I>. 19. pr. l<. 20. pr.



liege, welches nicht in einen benannten Contract übergehe, auch die

zirseseriritis verdis serio zulässig sei ^). Negotium bedeutet hier je

denfalls „ein Rechtsgeschäft, welches in her Absicht ein

gegangen wird, um den Anderen verbindlich zu ma

chen"^). Daß diese Klage in manchen Stellen utilis »etio ge

nannt wird, hat wahrscheinlich darin seinen Grund, daß sie den einzel

nen Contractsklagen nachgebildet ist ^). — Es ist eine ziemlich allge

mein verbreitete Meinung, daß es eine Schadenklage bei den Rö

mern gegeben habe , welche den Namen iu laotum aetio ge

führt habe. Als Erfordernisse diefer Klage gibt man gewöhnlich fol

gende an : s) es müsse Jemand dem Anderen durch unbefugte Hand

lungsweife Schaden zugefügt haben; d) es müssen die Erfordernisse aller

benannter Schädenklagen wegfallen. Allein diefe Meinung scheint un

haltbar zu sein. Denn die Stellen, auf welche man sich beruft spre

chen nur von einer iu laoiui» soti«, welche bei positivem, ungerechtem

Schaden dann eintritt, wenn die soti« legis ^auilias deßhalb nicht

eintreten kann, weil weder «orpus eorpori geschadet hat, nach «orpori

geschadet worden ist. Dieß haben schon L ö h r und Hasse ^) bemerkt.

3) avtioues strieti iu?is, Kons« kiilei, srbitrariäs. .^otio-

»es stricti iuris 1) sind solche Klagen, in welchen die richterliche Entschei

dung nur nach den Grundsätzen des strengen Rechtes, ohne Rücksicht auf die

doua Kcles d. h. auf die Billigkeit erfolgt. Sonss Käei aetioues

sind solche Klagen, in welchen es dem Ermessen des Richters überlassen

wird, nach den Grundsätzen der Billigkeit zu beurtheilen, wie viel der Be

klagte an den Kläger zu zahlen habe^). Zu jenen gehören die om>-

öivtiones ^) z zu diesen die sotia emti ve»6iti, loesti «ouauvti, usgotio-

rui» gestoruin, msuclsti, clezzositi, pro sovio, tutelse, «ornruactsti,

z>iA»«rstic:is, Isiniliae Iiercisvuuclä«, «omrnu«! 6ivi6uu6o, rirsesvri^

tis verbis^^), die Kereclitstis petitia und die soti« ex sti^i

auf Rückgabe der äos ^«). Den Namen hat diese Klaggattung wahr

scheinlich deßhalb erhalten, weil die Worte ex Kons Sä« in die Klag-

sormel gesetzt wurden °"). Der Hauptunterschied beider Klagarten zeigt

36) I.. 19. pr. v. os prses«. verd. (19. 5.)

37) Vgl. Mey erfeld von der Schenkung Thl. 1. S. 13.

38) z. B. in Ii. 6. O. <ls transäction. (2. 4.)

39) srg. 1,. S. S. 4. v. äs prsescr. verb. (19. S.)

40) LveKmsräe svtionibu» I,. 2. «sp. 6. S. 7—14. Hänel vom Scha

denersatze §. 99. S. 116.

41) S. 15. 1. gg lege äquil. (4. 3.) I.. 1. §. 7. v. si ^usärupe» (9. 1.)

5. 33. S. 2. II. sS Isg. ^quilism (9. 2.).

42) von der Culpa S. 84.

43) von der Culpa S. 33—36.

44) I.. 3. v. Sepositi (16. 3.)

45) §. 30. 5. äs s«ti«n. (4. 6.) Ii. un. §. 2. «. äs re! uxor. (ö. 13.)

46) 'rkeopk. 4. 13. S. 3. sä. Ksit« tom. II. p. 877.

47) §. 23 u. 29. I. ll« sctlon. (4. 6.)

48) 1^. 12. O. Se Petition« Ksrellitsti» (3. 3.).

49) Ii. un. <Z. äs rei uxvr. (S. 13.)

SV) Li«. <ie «ff. 3. 16.
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sich namentlich in der Verschiedenheit der gerichtlichen Behandlung. In

den strioti iuris actione» hatte der Richter nur über das in der tormul»

genannte Recht zu urtheilen, und nach Untersuchung der Frage, ob es

gegründet sei oder nicht? trat er vom Schauplatze ab. Inden

bona« iiäei svtiones hingegen hatte der Richter hauptsächlich zweierlei

zu beurtheilen. 1)Jst die Klage begründet? 2) Auf wieviel

ist die von dem Klager erforderte Sache zu veranschla

gen? Dabei war es dem Ermessen des Richters überlassen, die Gegen

ansprüche des Beklagten an den Klager von dem Betrage der vom Klä

ger geforderten Summe abzuziehen , und den Beklagten nur auf den

Ueberrest zu verurtheilen. Hiernach entstand also in den Kons«; iiäei

»vtioues noch häusig eine dritte, vom Richter zu beantwortende Frage:

auf wieviel find die Ansprüche des Klägers wegen der

compensirten Gegenforderungen des Beklagten an ihn

z u v e r m i n d e r n ? Dieß lag so sehr im Wesen der bouse iiäei iuäi-

ois, daß der Richter von Amtswegen selbst dann, wenn der Beklagte seine

Gegenforderungen auf dem Wege der Exception nicht geltend gemacht

hatte, dieselben zu berücksichtigen verbunden war^). Dagegen wur

den die Compensationsansprüche in den strioti iuris iuäivis früher gar

nicht berücksichtigt, und erst spät, als der Kaiser Marcus Aurelius auch

in diesen Klagen dem Beklagten die Vorschützung der exvsvtio äoli rusli

gestattete °^), wurde es demselben möglich, seine Gegenforderungen an den

Kläger auf dem Wege der Einrede gegen die strioti iuris sotio geltend

zu machen. Ein fernerer Unterschied zwischen beiden Klagarten zeigte

sich bei der litis sestünäti«, d. h. bei der richterlichen Ausmittelung der

Summe, welche der Beklagte an den Klager in Folge der senteutia zu

zahlen hat. Hier wurde der Richter angewiesen , in den strivti iuris

»etione» auf den Aeitpunct, wo die litis «onteststi« erfolgt ist, zu

sehen , in den bonse iiäei setioues hingegen mußte er die Zeit, wo das

Urtheil gefällt wurde, berücksichtigen °^). Was die heutige Anwendbar-

keit dieser Unterschiede anbetrifft, so ist zwar nicht zu bezweifeln, daß sie

nach Justinianischem Rechte annoch fortbestehen , allein die teutschrecht-

liche Praxis hat sich ganz bestimmt gegen diese Eintheilung der Klagen

erklärt, und den Grundsatz aufgestellt, daß alle noch heute vorkommende

Klagen nach dem Muster und der Analogie der bonse tiäei »otioue« zu

behandeln seien^). ^rkitrsrise »otioues (wohl auch srbitris

genannt), sind solche Klagen, in welchen die definitive Verurtheilung des

Beklagten auf eine gewisse Geldsumme durch den Richter erst dann ge

schehen konnte, wenn der erstere dem Befehle des letzteren, etwas an den

Kläger zu zahlen (solvere), demselben vorzuzeigen (exKibere), oder an

denselben zurückzugeben (restituere), nicht nachgekommen war. Ein sol

cher, der Verurtheilung vorhergehender Befehl des Richters an den Be

klagten heißt iussu» iuäiois , Arbitrium. Die Befugniß diesen Befehl

61) Ii. 68. v. 6s Kere6it. Petition« (1. 5.).

62) 8. 30. 5. äs »ction. (4. 6.)

63) Ii. S. §. 2. v. e«mm«6»ti (13. 6.).

64) Glück, Erläuterung der Pandekten Bd. 4. S. 254.
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zu erlassen wurde dem Pr!vatr!chter vom Prator durch folgende in der

Klagformel vor der eoncieinnstio eingeschalten? Worte übertragen : »isi

»rditri« tu« solvsr, restitusr, exliibest. Man hat sich demnach die srki-

irsrise torinuls« als eine bedingte Condemnation enthaltend zu denken,

d. h. die erst dann erfolgen konnte, wenn der Beklagte vonwmsx wurde,

d. h. dem Befehle des Richters nicht Folge leistete^). Die srbitrsriae

forinulse sind theils in ^ersonsin aotioues, theils in rein setianes.

Ein vollständiges Verzeichnis) diefer Klagen zu geben dürfte nach dem jetzi

gen Standpunkte der Vorjustinianifchen und Justinianischen Rechtsquel

len unmöglich sein, da selbst die Hauptstellc ^) m dieser Beziehung nur

beispielsweise spricht. Gewiß gehören dahin die ?ubli«i«ns in rem setio,

Servisns setio ,^ie auf die Sachen des Abmiethers eines nrseäiniu

vui» Bezug hat?die svti« <zns»i Kervisna, welche auch s«t!o K^-

eosris heißt , die rei vinclivstio ^) , die svti« «onfessoris 68^

rnicta restitntoris und exlnbitoris , die svtio psullisns die

ksvisuä 6!), die s«tic> quocl inetns «süss , <1«1i insli , die sotio

iZe e« , cjnoa «erto lov«, und die svtio scl exliiben6uin. Es wird

als eine Eigenthümlichkeit dieser Klagen bezeichnet, daß, wenn her Be

klagte dem Befehle des Richters die Sache vorzuzeigen oder zu restituiren

nicht nachkommt, und dennoch dieselbe besitzt, er durch Soldatenhand

snn militsri) gezwungen werden solle, den Besitz der Sache sofort

Kläger einzuräumen, und daß, wenn dieß geschehen ist, nichts desto-

die Verurtheilung des Beklagten wegen der Früchte der Sache ^)

s Zubehöres (oinnis esnss) erfolgen solle. Im Justinianischem

Rechte bestehen die Eigenthümlichkeiten der srbitrsrise setioves auch,

nachdem die torinulse aus dem römischen Processe verschwunden sind,

annoch fort. Di^teutsche Praxis hat sie indeß nie anerkannt, und da

her kommt es, daß man heutzutage alle srkitrsrise »vtiones nach dem

uster der bonse ticlel svtiones behandelt. 4)Iureinu«ti«ues und

sonsinsvtione« (dingliche «.persönlich «Klagen). In

iones sind im weiteren Sinne solche Klagen, welche allgemein gefaßt

sind , d. h. den Namen des Beklagten in der iurenti« der torinnls nicht

nennen. So ist es zu verstehen, wenn von den nraeiuäioisles sotiones

gesagt wird rein esse viäeutnr^)." Im engeren Sinne versteht man

unter diesem Ausdrucke solche Klagen, mit welchen wir eine uns zugehö

rige Sache oder ein uns zustehendes Recht gegen einen jeglichen Inhaber

desselben geltend machen Ueber den Ursprung der Ve
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die Gelehrten verschiedener Meinung. Einige leiten den Namen von

dem charakteristischen Sprachgebrauche der römischen Juristen her, nach

welchem sie alles mit den Worten in rein bezeichnen , was allgemein

und ohne Beschränkung auf eine bestimmte Person gefaßt ist ; im Ge

gensatze von in per»on»m , womit man alles dasjenige bezeichnet, was

auf eine individuelle Person beschrankt ist. Andere^) hingegen erklären

den Ausdruck aus der Redensart in rem »gere, d. h. um einer bestimmten

Sache willen klagen. Doch wird diese Ansicht durch den beständigen Gegensatz

von in persousm sotio und inremsvtio widerlegt, und auch durch die von

den Vertheidigern dieser Meinung angezogenen Stellen keineswegs unter

stützt^). Der Ausdruck seti« reulis, womit manche Gelehrte solche

Klagen zu bezeichnen pflegen, ist unächt. In per^usm soti« heißt im

weiteren Sinne jede Klage, deren intsvti« den Manien des Beklagten

ausdrücklich erwähnt; im engeren Sinne versteht man darunter eine

solche Klage, welche wir gegen eine individuelle Person, die uns

etwas zu leisten schuldig ist, anstellen^). Statt in persans»,

scti« findet sich öfters der Ausdruck personslis sori«^). 5)Vincli«s-

tl«n«.s und «on ckivtionss.Jm römischen Rechte heißen vinclioationes

olle in rem »etiones ««) , obgleich es sehr wahrscheinlich ist, daß man

früher nur die wirkliche Eigenthumsklage damit bezeichnete, was schon

durch die Formel vinäiv« rem esse mesm bestätigt wird , und aus einer

Stelle des Cajus gewissermaßen hervorgeht^). Im Gegensatze dersel

ben bezeichnet man alle in psrsousm setiones, womit man eine Obliga

tion geltend macht, mit dem Namen oonäicttione« ?>). Doch muß die

ser Sprachgebrauch wenigstens zu den Zeiten des Cajus noch nicht

allgemein verbreitet gewesen sein, da er an einer Stelle^) nur diejeni

gen in persousrn sotiones mit dem Namen eouclwtionss bezeichnet,

welche ihrer intenti« nach auf ein cisre oportere gerichtet sind , d. h.

welche den Beklagten zur Übertragung des Eigenthums einer Sache an

den Kläger zwingen. Dieser Name stammt jedenfalls aus der alten

legis »«Ii« per Louäietionei», welche nach Cajus Zeugnisse entweder

nur eine bestimmte Summe baaren Geldes («srt» peonuid) oder eine

andere individuelle Sache («erw res) zum Gegenstande haben konnte.

E).4«tiones rei perseynen^se osuss vompsrstse (bei

den Neuern rei perseeutorise), poensles und mix-

is«54). 5M dem ersteren Ausdrucke bezeichnet man solche

65) Vgl. Durviim Archiv für civilist. Praxis Bd. 6. S. 430.

66) I.. 6. pr. 0. 6s rei vin6icäti«ns (6. 1.) I.. 9. 6. v. gu«6 metus
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Klagen, welche weiter nichts, als den reinen Schabenersatz bezwe

cken (cznibus perseizuimnr, ^uoö ex pstrimoui« sdest,^^), z. B»

die sotio ernti veuaiti , lovst! «ououeti , pro socio , visu-

<I»ti, öepositi, ex sti^ulstu, svtio mutui. poeusles oder voe-

nss persecmenose gratis eoinvsrstss setiones heißen solche, welche

nur die Erlegung einer Privatstrafe (noevs) von Seiten des Beklagten

bezwecken. Privatstrafe nennt man eine an den Kläger zu bezahlende

Geldsumme, welchWden reinen Schadenersatz (res) ^^), die Conventio-

nalstrafe und das Interesse nicht mit in sich faßt. Dahin gehört z. B.

die sotio turti. Klixtse setiones heißen solche Klagen, welche auf den

Schadenersatz und zugleich auf Bezahlung einer xoeus «rivsrs gerichtet

sind, Z. B. die actio vi bonorum rsptoruin, und die svtio legis ^o,uillse. ^

Im heutigen Rechte, wo die Privatstrafen wegfallen, hat diese Eintheilung

der Klagen nur noch historischen Werth. 7) vireotse actione» (auch

priocivslss ^) genannt) undcontrsrise. Vireotse sctiones

(Hauptklagen) sind solche aus Obligationen entspringende persönliche

Klagen, welche die Erfüllung der in dem Wesen d'cr Obligation liegenden

Verbindlichkeiten bezwecken, Actione» contraria« heißen solche <Klagen»

welche die Erfüllung solcher Verbindlichkeiten bezwecken, welche im We

sen der Obligation keincsweges begründet sind, sondern erst aus äußeren,

zu der Obligation hinzutretenden Thatumständen sich herschreiben. In

den Überschriften der Pandcctentitel werden beide Klagarten so bezeich

net.' lZevositi vel contra, msnclati vel contra. Ursprünglich waren

wohl die äirectse actione» die einzigen aus der Obligation entstehen

den Klagen. Erst nach und nach bildete sich der Grundsatz aus , daß der

Schuldner aus der Obligation außer dem Retentionsrechte, welches er

an der Sache, die er an den Gläubiger der Obligation gemäß abliefern

mußte, wegen Auslagen, die er auf die erwähnte Sache zu Gun

sten des Gläubigers gemacht hatte, auch eine besondere Klage ge

gen den Letzteren haben solle, und dieß ist die contrsris actio. Der

Grund, aus welchem die contraria actio entsteht, ist der Umstand,

daß der 'Schuldner zu Gunsten des Gläubigers Geld aufgewendet hat,

dessen Restitution er durch Vorschützung der excentiu «nli insli (Re

tentionsrecht) vom Gläubiger erzwingen kann ^). Daher heißt es auch

in contrsriis incliciis nou ue nertiliis, seci 6e cslculo sgitur^).

Den Namen haben die contrsrise setiones wohl deßhalb erhalten, weil

sie am Anfange erst nach Anstellung der clirectse actione» vom Schuld

ner gebraucht werden konnten 6°), eine .Ansicht, worauf theils der

Name, theils die Analogie von contrsrimn iuäicinin«') hindeutet. Im

spateren Rechte find sie aber als selbststandige Klagen anerkannt worden,

76) I.. 3S. v. <Ze oblig. et sction. (44. 7.)

76) Schräder zu den Institutionen S. 661.
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und bedürfen nicht mehr dieser Beziehung auf die äireots »vtl« , da sie

auch ohne dieselbe angestellt werden können In den Justinianischen

Rechtsquellen finden sich noch folgende contrarias ««klone» namentlich

aufgeführt: ilevositi, «ommoclati , tuteise, neAotiorurn Aestorum,

rasnästi, piZuoraticls. Nothwendig ist die Anstellung der «outrsri»

svti« in den Fällen, in welchen dem Schuldner aus der Obligation die

sofortige Zurückgabe der geschuldeten Sache an den Glaubiger unter Ab

schneidung des Rententionsrechtes und der CompGlsationsbefugniß zur

Pflicht gemacht ist, z. B. im äevosiwra «^). Denn hier ist die «on>

trsrls actio das einzige Mittel, dessen sich der Schuldner bedienen

kann , um den Ersatz sür seine Auslagen vom Glaubiger zu erzwin»

gen. Dagegen gibt es auch Fälle, in welchen die contraria actio dem

Schuldner aus der Obligation ganz abgesprochen wird, obschon ihm

das Retentionsrecht vorbehalten bleibt. 8)?ervetuse actione« und

temporale». Jenes sind solche, welche immer angestellt werden kön

nen. Dieses sind solche, deren Anstellung auf eine gewisse Zeit be

schränkt ist. Im Justinianischen Rechte sind fast alle Klagen, selbst

die nerpetuse actione» der Klagenverjährung unterworfen, seitdem

Kaiser Theodesius die Regel aufgestellt hat, daß alle Klagen, welche vor

her von beständiger Dauer waren, durch den Ablauf von 30 Jahren

seit ihrer Begründung erlöschen sollen^). Seit dieser Zeit hat sich die

Regel gebildet , daß alle Klagen verjährbar sind , außer , wo das Gesetz

ausnahmsweise die Verjährung derselben aufgehoben hat. 9) dräi-

»sri» in<1icis und extrsoröinsria. Oröünsria iucli-

«is, heißen nach der gewöhnlichen Meinung solche Processe, zu deren

Entscheidung der insgistrstu» , welcher die iurisäictio hat, einen inckex

privat«» mit einer kormula bestellt hat. Lxtraoräiusris heißen solche

Processe, welche der Magistrat in eigner Person leitet und entscheidet^).

Indessen ist diese Terminologie nicht sicher. Denn eines Theils bezieht

der Jurist Theophilus^) den Begriff der iuäicis orcllusrZa nur auf

solche Processe, welche tempore couveutus gehalten worden feien, und

sagt ausdrücklich , daß die inäicia extrsoräinsris nicht darauf beschränkt

gewesen wären, sondern zu jeglicher Seit hätten abgehalten werden kön

nen ; anderen Theils findet sich auch der Ausdruck «räinariuru iucliciu,»

in der Bedeutung „eines o-rdentlichen Verfahrens," im Ge

gensatze desjenigen , welches vor dem Schiedsrichter abgesetzt wird °").

Auf den Fall, wenn der Magistrates den Proceß in eigner Person lei

tet und entscheidet, bezieht man gewöhnlich auch den Ausdruck extra
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«räinem !u« cUelt, obschon gerade mehrere Stellen, wo dieser Ausdruck

vorkommt, offenbar von denen, welchen ausnahmsweise die iurlsäleti«

verliehen ist ^) , z« verstehen sind. Klagen , welche auf dem Wege der

exrrsor<1irmr!s iuckivla verhandelt wurden, heißen öfters persevutlo-

»es extrsorcuusrlse voZuitioues Auf dieselbe Weise ist

wohl auch der Gegensatz von «oguiti« praetor!« und per torrnulsin

peters zu erklären^'). Wann das Verfahren per toinMsi» abge

kommen sei, und durch welche Thatumstande, ist ungewiß. Schon die

Kaiser Diocletianus und Maximianus verfügten, daß in der Regel der

Magistrat alle Processe in eigner Person leiten, und ohne Bestellung

eines luclex entscheiden solle Nur ausnahmsweise erlaubten sie dem

Magistrate, wenn er durch Staatsgeschäste oder durch die Menge der

Processe abgehalten würde, über alle einzelne Processe in eigner Pezson

zu urtheilen, iuäloes peäsuei mit deren Entscheidung zu beauftra

gen. Diese sind aber in keiner Beziehung den alten Privatrichtern ähn

lich, sondern scheinen mehr eine Art von delegirter Gerichtsbarkeit aus

geübt zu haben. Im Justinianischen Rechte ist die Regel festgehalten

,,Kocks omni» iuäic,is sxtrsoräiusriä suut^)," und dieß wird zu

gleich als Grund davon angegeben, daß das alte Jnterdictverfahren ganz

abgekommen, und an die Stelle desselben die ProceMhrung durch utile«

svtlones getreten sei 10)I^eFltiiua iuöieis u. iuclivis, yuss

iruperl« eontineutur. I^egitiiuä iuclicis heißen im Vorjustiniani

schen Rechte alle Processe, bei welchen folgende Erfordernisse zusammentref

fen ») daß beide Parteien römische Bürger sind, b) daß nur ein

luclex vom Magistrat gegeben ist, «) daß dieser römischer Bürger ist,

6) daß der Proceß innerhalb Rom's oder dessen Stadtgebietes, welches

durch den ersten Meilenstein, von der Stadt aus gerechnet, begrenzt wurde,

anhängig gemacht worden ist^). Jeder Proceß, in welchem eines dieser

Erfordernisse fehlte, hieß lucllclura, auoä imperi« «ontinetur. Dahin

rechnet man namentlich die Processe , welche außerhalb Rom's anhängig

waren; in welchen eine von den Parteien pereZrinus war; in welchen

die Entscheidung den revupersiores übertragen war. Von den IsAlti-

ml» luclioiis sagt man auch: leZItiino iure eousistuut. Woher diese

Benennungen stammen, ist ungewiß. Es scheint indeß, als ob die Aus

drucke legitim« Iure, leSltiinuin luälelum auf die Vorschrift einer lex

hindeuten, welche diesen Unterschied eingeführt haben mag. Am einfach

sten rathet man hier auf die lex ^ulis luclioisrls , welche wenigstens
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für die Verjährung der legltims iuSiois besondere Grundsätze festgesetzt

hat^). Den Ausdruck iuäivim», <zu«l1 Irnperio «autloetur, er«

klarte Cajus'") aus dem Umstände, daß solche Processe sofort erlöschen,

wenn der mszlstratus, welcher sie angedrdnet hat, das Imperium, ver

möge dessen er sie angeordnet, verliere Im Justinianischen Rechte ist

diese Einteilung der wiNvis unpractisch geworden, und daker ist jede

Spur der 'IsAitiinä iucliviä und der iucklvis, cjuse iinperi« vcmtiuen-

tur, in den Justinianischen Rechtsquellen sorgfältig vertilgt worden.

11) Kiinplicia iucliois U. clupliviu. Kimpli«!» iuclicia heißen

solche Klagen , in welchen nur di.e eine von den Parteien der Kläger, die

andere aber der Beklagte ist. vuplloiä heißen solche , in welchen jede

von den Parteien eme doppelte Rolle übernimmt, nämlich die des Klä

gers und die des Beklagten ^). Denn man nimmt an , daß die Lage

der einzelnen Parteien in diesen Processen einander ganz gleichgestellt sei.

, Am deutlichsten erhellt dieß aus der Begleichung der iuterckiew simpll-

ela und äupllela^). Wegen der Vermischung der Parteirollen heißen

die äuplloia ilMeia auch mixts« setioue» ">«). Fragt man nun, was

die römischen Juristen sich unter der Gleichstellung der beiden Parteien

in diesen Klagen dachten , so läßt sich wohl nur soviel behaupten, daß sie

hier zwei verschiedene Processe in einen vereint ansahen. Daraus er

klaren sich folgende Rechtssätze: 1) daß der Richter eine jede von den

Parteien in diesen Processen verurtheilen, und eine jede derselben frei

sprechen kann , 2) daß im Falle des iusiursuclum esluinuise beide Par

teien dasselbe zu leisten schuldig sind> und zwar so, daß sie ni/ht gegen

besseres Wissen und Dafürhalten den Proceß erheben und den Klaggrund

attäugnen""), daß das Klagerecht als gemeinschaftliches Eigenthum

beider Partheien angesehen wird ">2). Man rechnet zu den Iuäl«lä clu-

pliela die Ävti« tsuilliae Iierelsounclse , vommuui, cliviiluucl« , iinlui»

reFunclorum und gewissermaßen auch die iuterälvts uti possicksti» und

utrubi >"2). die zuerstgenannten drei Theilungsklagen anbe

langt, so heißt es von ihnen mlxtaui «sussm Ksbers vicleutur '^),

d. h. sie stehen gewissermaßen zwischen den i» persousm svtiunes und

den iu rem svtioues in der Mitte, weil der Richter in denselben das

Recht hat, die streitige Sache der einen von den Parteien , welche da

durch das Eigenthum erwirbt, zu adjudiciren , und dieselbe darauf zu

verurtheilen, daß sie die andere Partei, die durch die säiuäivsti« ver

liert, in Geld entschädige'^). Mit Unrecht haben die meisten neue-
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ren Rechtsgelehrten aus dieser Stelle der Institutionen einen neuen Be

griff der inixtss »otioue» gebildet, der darin bestehen soll, daß solche

Klagen dingliche und persönliche Klagen zugleich seien. >— Schon zeitig

scheint man das praktische Bedürfniß gefühlt zu haben, daß die Rollen

des Klagers und des Beklagten wenigstens formell festgestellt würden.

Daher kam man auf den Satz, daß derjenige im Zweifel für den Kläger

zuhalten sei, welcher zuerst die Klage erhoben habe'"°), und daß, im

Falle beide Parteien zugleich auf die Klage provociren, dieselben unter einan

der loosen sollen 12)l?everslis und specialis iuciici»: <Zen.

luclicis heißen in der Kunstsprache solche Klagen, mit welchen man eine

Mehrheit von Rechten, welche aus Einem Lbligationsgrunde herstam

men, geltend zu machen sucht, z. B. die actio pro socio, »eAniiarmn

^estorriiu, tutel»«. Im Gegensatze derselben heißen »p^cislis iuilicia

nur solche, mit welchen man blos ein einziges Recht geltend macht z. B.

die sctio msu6sti, «oinnioästi, <lepo»iti "'"). In ähnlicher Beziehung wird

die Eigenthumsklagc, im Gegensatze der liereaiwlis psiilio, specialis

ill «IQ itl^kio genannt, weil man mit der ersten nur ein Recht auf eine

einzelne, individuelle Sache, mit der zweiten ein Recht auf ein Begriffs-

ganzes (uiiiversitss) geltend macht '"v). Dagegen scheint es kein tech

nischer Ausdruck zu sein, wenn der Jurist Labeo Klagen, die für einen

besonderen Fall eingeführt sind , speciale» actione», und solche , welch?

für mehreregleichartige Fälle gegeben sind, generale» actione» nennt"").

^kZ) l?rivatse actione» und populäre». i?riv. actione»

heißen solche Klagen, welche ein Jeder in seinen privatrechtlichen Angele

gendeilen anstellt"'). ?opulsris actio hingegen oder publica actio

heißt jede Klage, worin der Kläger die Gerechtsame des Volkes als Vol

kes vertritt "^). Solche Klagen vertreten bei den Römern die Stelle

unsrer Polizeiverordnungen , und können von Jedem aus dem Volke an

gestellt werden, wenn derselbe nicht ausdrücklich durch das prätorische

Edict behindert war, vor Gericht aufzutreten "^). Frauen und Pupillen

werden sie nur dann gestattet, wenn ihr Privatinteresse mit ins Spiel

kömmt "4). Sie gehen fast alle auf eine Geldstrafe, welche der Be-

klagte an den Kläger, wenn er den Proceß gewinnt, zu bezahlen verur-

theilt wird, und gehen, weil sie für Pönalklagen gehalten werden, auf

die Erben des Beklagten nicht über "^). Ihre Dauer ist nur auf ein

einziges Jahr beschrankt "°). Es gelten von ibnen noch folgende sehr

106) 1,. 2. S. I. v. «VMM. 6ivi6. (10. 3.) Ii. 13. 11. 6s iuiliciis. <s. 1.)

407) 14. v. 6s iu6!ci!s. (ö. 1.)

108) Ii. 33. pr. 0. pro socio. (17. 2.)

10S) Ii. 6. pr. und Z. 1. 0. 6s rei viuä. (6. I.)

110) Ii. 1. S. 17. v. 6e aqua pluv. (39. 3.)

111) Ii. 42. pr. V. 6e procurstoribus. (3. 3.)

HZ) Ii. I. V. ^l« populsribus »etionibus. (47. 23.) I<. 43. §. 2. O. 6s 

114) Ii. 6. 0. ibiöem.
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singulare Vorschriften, »s) Der Kläger kann in diesen Klagen nicht

durch einen riroourstor sich vertreten lassen außer wenn fein Privat»

interesse, wie z. B. in der soti« populsri» äs vis pubUe», mit ins Spiel

kommt. Denn dann werden ausnahmsweise auch Procuratoren zuge

lassen, gleich als wenn es privswe svtioues waren, bb) Wenn meh

rere Personen als Kläger bei einer populsri, svtio concurriren , so wählt

d« Prätor unter ihnen den Tüchtigsten zur Klage aus "^). Als der

Tüchtigste wird wohl der angesehen, welcher das größte Interesse dabei

hat, daß der Proceß gewonnen werde "°). ««) Ist eine solche Klage

einmal angestellt und abgeurtheilt worden, so kann aus demselben Factum

kein Anderer denselben Beklagten belangen'^), denn jeder neuen

Klage würde die exoeptlo rei iucliostse entgegenstehen, clck) Wer die

Befugniß hat, eine solche Klage anzustellen, gilt nicht für reicher, als

er vorher war '^'). Im heutigen Rechte sind die populäres svtions»

zwar nicht aufgehoben , sie kommen aber deßhalb nicht mehr vor , weil

die Gründe, aus welchen sie bei den Römern gestattet wurden, heutzutage

zum Ressort der Polizei gehören. 14) (Ziviles s « t i « » e s und Kor,«-

rsrise. Jenes sind solche Klagen, welche aus dem ius «ivile herrüh

ren , dieses solche, welche aus dem iu» Konorsrium herstammen. Da

nun das ins Konorsriui» die Rechtssätze umfaßt, welche aus den Edicten

der Magistrate, die alljährlich Recht sprachen, sich herschreiben, so

scheint es angemessen, die Kouorsrise svtioues wiederum in prsetorise

und seckiliriss einzutheilen. Jenes sind solche, welche aus dem prätori-

schen Ediere stammen, dieses solche, welche aus dem Edicte der ^eäiles

«urulss herstammen. Zu jenen gehören z. B. die svtio Servisus, Osl-

visisns u. s. w-, alles Klagen , welche von den Prätoren , welche sie

eingeführt haben, ihren Namen erhalten haben. Zu diesen gehören die

recklübitoris svti« und die sotio czusnto iniuoris. S. auch Klage.

exkibe»«uia heißt die persönliche Klage, wodurch der

Besitzer einer individuellen Sache von Jedem, welcher ein begründetes

Interesse daran hat, diese Sache zu sehen , gezwungen wird , dieselbe an

Gerichtsstelle vorzuzeigen, daß es dadurch dem Kläger möglich wird, seine

Rechte an der Sache zu verfolgen ^). Die Erfordernisse der Klage sind

folgende. 1) Der Klager muß nachweisen, baß er ein Interesse daran habe,

die Sache zu sehen 2). Dieß Interesse muß aber nicht allein zur Zeit der

litis «onteststio vorhanden sein, sondern auch zur Zeit, wo das Urtheil

gefällt wird , annoch fortdauern ^). Den Beweis des Interesses hat der

Kläger zu führen, und der Richter nach Gründen der Wahrscheinlich-

117) Ii. 43. pr. v. Ss provm-storibu». (3. 3.)

11») I.. 2. v. 47. 23.

119) I.. 3. K. 1. v. 47. 23.

12«) I.. 3. pr. 0. <I« pop. svt. 47. 23. Ii. 30. §. 3. v. Ss iureiur.

(12. 2.)

121) 1.. 7. z. I. 0. 47. 23.

1) I.. 2. 0. sck exkidenöum. (10. 4.) Ii. 19. 0. 10. 4.

2) Ii. 13. v. 1«. 4. Ii. 3, §. 11. ä. idläem.

3) Ii. 7. §. 7. v. 10. 4.
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Kit darüber zu urtheilen. Namentlich soll der letztere darauf sehen,

ob der Klager einen triftigen und zu billigenden Grund habe, aus welchem

er die Vorzeigung der Sache verlangte. Dem Beklagten bleibt es aber dabei

vorbehalten, sofort seine Einreden vorzubringen, und, wenn sie in conti-

neoti liquid sind, kann er auch die sofortige Abweisung des Klägers er»

zwingen 2) Der Kläger muß die Sache, deren Vorzeigung er vom Be

klagten verlangt, so beschreiben, daß sie von allen Sachen derselben Gat-

tung genau unterschieden werden kann Ist er nicht im Stande, dieß

in der angegebenen Weise zu thun, so muß er sein Gesuch auf die Vorzei

gung aller Sachen derfelben Gattung richten, welche der Beklagte in sei

nem Gewahrsam hat ^). 3) Die Sache, deren Vorzeigung verlangt wird,

muß eine bewegliche Sache sein 4) Der Beklagte muß es in seiner

Gewalt haben, die Sache vorzuzeigen Dabei ist es gleichartig, ob der

selbe den Jnterdictenbesitz oder den körperlichen Besitz der Sache hat. Bon

denen, welche die Sache nicht besitzen, können nur diejenigen verklagt wer

den, welche ckolo insl«, d. h. in der Absicht um dem Gegner im Prozesse

widerrechtlich zu schaden, den Besitz der fraglichen Sache aufgegeben

haben Es gilt also auch hier, wie in der dinglichen Klage, die Kot«

possessio. Die seti« s<l exlllbeuäuin ist eine svti« »rbitniria. Zuerst

erfolgt der Befehl des Richters an den Beklagten , daß er die Sache vor

zeige. Erst wenn der Beklagte diesem Befehle des Richters clvlo i»slc>

oder «uir>i> nicht nachkommt erfolgt die wirkliche Verurtheilung des

Beklagten auf das Interesse des Klägers, dessen Quantität durch das

iusiursv^lu» iu lltttil des letzteren ausgemittelt zu werden pflegt^). Die

näheren Bedingungen der Exhibition sind : s) Sie muß an dem Orte ge

schehen, wo die Sache zur Zeit der litis «ontest.ilic, befindlich war ^).

Die Kosten und das Risiko der Herbeischaffung an den Orr, wo die litis

vovtestatia geschehen, hat der Kläger zu tragen. Nur ausnahmsweise

geschieht die Exhibition auch an dem Orte, wo die Klage angestellt worden

ist, nämlich dann, wenn der Beklagte die fragliche Sache an einen ver

borgenen Ort geschafft hat, um dem Klager die Erhibition zu erschweren ;

denn dann muß er sie auf eigene Kosten und eigenes Risiko an Gerichts

stelle schaffen lassen, b) Die Sache muß in dem Zustande vorgezeigt wer

den, in welchem sie zur Zeit der litis «outeststiu war ^). Deßhalb muß

der Beklagte alle Früchte der Zwischenzeit dem Klager vergüten, ihm den

 

 

4) Summsnin 5. 3. S. 9. v. 10. 4. Vergleiche S a v i g n y in der Zeitschrift

für geschichtliche Rechtswissenschaft Bd. 6, V. 231 und folgende.

5) 5. 3. §. IS. v. 10. 4.

6) I.. 3. pr. v. 10. 4.

7) 5.3. S. 7. 0. 10-4.
S) I> 38. i» Ki>. I>» üs iuäiciis et ubi. (6. 1.)

S) 1, S S 16» 10» 4 5. 4. u. 6. v. ibidem,

10) 5 1«. 0. 1^' 4» Ii. IS. u. 5. 9. §. 2. v. ibick. 5. S. Q. »cl exbiben-

 

 

<I». (3. 42.)
11) 5. 7. «. S. 42.

,2)5.3. §.2.0.10.4.

Q 11. S. 1- 10.4.
" -Weis KM«u. (4. 17.)
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Schaden ersetzen, welchen er in der Zwischenzeit der Sache zugefügt hat, und

denselben auch wegen des Verzuges und der Accessionen entschädigen '^).

Ist die Erhibition deßhalb unmöglich, weil es nicht in der Gewalt des Be

klagten steht, die fragliche Sache vorzuzeigen, so muß er wenigstens Cau- ,

tion stellen, daß er die Sache entweder an einem bestimmten Tage ^°),

oder dann, wenn sie in seine Gewalt kommen wird , vorzeigen werde

Geschieht die Vorzeigung gar nicht, oder wenigstens nicht in der angege

benen Mast, so erfolgt die Verurtheilung des Beklagten. Der Erbe

des Beklagten ist nicht als Universalsuccessor des Verstorbenen , sondern

im eignen Namen zur Vorzeigung der Sache verbindlich Außerdem

kann der Erbe noch in folgenden Fällen belangt werden. I) Wenn der Ver

storbene cZol« millo in Bezug auf die Sache gehandelt hat denn dann

kann die Klage gegen den Erben insoweit angestellt werden, als er durch

die widerrechtliche Handlung des Erblassers bereichert worden ist. 2) Wenn

die Klage gegen den Verstorbenen, welcher die Sache weder besessen, noch

ihren Besitz äoio mslo aufgegeben hat, angestellt worden ist, und dessen

Erbe den Besitz der Sache erlangt hat 2«). Die not!« sä «xkibsnäuin

ist eingeführt worden, um die Anstellung der Eigenthumsklage vor

zubereiten 2'). Streitig ist es, ob sie dem Civilrechte oder dem in» Kc>-

norsi-inm ihren Urfprung verdankt. Späterhin ist sie auch allen denen

gestlittet worden, welche andere dingliche Rechte an einer Sache geltend

machen, oder die Jnterdicte zum nämlichen BeHufe brauchen wollen ^).

Auch demjenigen, welcher im lezistuin «riti«i.i8 die Wahl vorzunehmen

berechtigt ist, wird sie verwilligt 2»). Endlich ist sie auch dann zugelas

sen worden, wenn ein Dritter, welcher nicht Gläubiger ist, nach der Ab

zahlung der Schuld an den Gläubiger annoch den Schuldschein be

sitzt 24). Besonders wichtig ist ihr Gebrauch in der Adjudication. Denn

hier kann der, dessen Sache mit einer fremden in Verbindung gebracht

worden ist, gegen den, welcher beide Sachen verbunden hat, in allen

Fallen, wo die Trennung möglich ist, mit der seil« sä exliibsuäuiu

auf Trennung der zusammengefügten Stücke klagen 2»).

4,«Uo »e»tiin»t»rl» heißt s) im römischen Rechte die seti«

qusnw minorlg '). Sie ist eine aus dem Edicte der Aedilen stammende

persönliche Klage, welche dem Käufer gegen den Verkäufer zusteht, um den

selben zu zwingen, die Quantität des Kaufpreises durch den Richter herab-

15) I.. 9. S. 7. u. 3. v. 10. 4. '

16) I.. 12. S. S. 0. lo. 4.

17) S. S. 5 4. 17.

1») I.. 12, §. 6, v. 10. 4.

,v) Ii. 12. §. 6. 0. 10. 4. ,

"2M I.. 6. II. 1«, 4,

21) 1. 0. 10. 4.

22) I.. 3. S. 1—S. 0. 10. 4.

23) I.. 3. S. 6. v. I«. 4. I.. 3. S. 10. v. ibig.

24) I.. 18. v. 1«. 4.

25) Ii. 6. 0. 1«. 4, Ii. 7. §. 1. U. 2. v. ibiä.

1) Ii. 43. §. 6. 0. äs seäiliri« eäiot». (Zl. 1.) Ii. 18. xr.p. idiä.
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setzen zu lassen, und das Zuvielgezahlte zurückzuerstatten, wenn er die ihm

durch das Edier der Aedilen auferlegten Verbindlichkeiten nicht erfüllt.

Die Verbindlichkeiten, aus welchen die s«tio sestiinstoris entspringt,

lassen sich auf folgende Puncte zurückführen. 1) Der Verkaufer muß al

les gewähren, was er an der verkauften Sache gerühmt hat, ohne Unter

schied, ob er Vorzüge an derselben gerühmt oder die Freiheit von ge

wissen Fehlern versprochen et r>r«mi88k> prsestst ^). 2) Der

Verkäufer muß für die Fehler einstehe», welche sich in der verkauften

Sache vorfinden, und die er dem Käufer anzuzeigen unterlassen hat

S) Der Verkäufer darf sich nicht weigern, wegen der Eviction der verkauf

ten Sache, oder der anderen, ihm durch das Edict der ^eckile» ours^es

auferlegten, Verbindlichkeiten Caution zu leisten Der Grund der

»vrio sestimstorls ist fast identisch mit dem der Wandelungsklage (reä-

Kibiwriä sotio). Denn eines Theiles steht es in der Willkür des

Käufers zu bestimmen, welche Klage er anstellen wolle, die «esrlma-

roris oder die reäklbiwrla »vtio ^. äderen Theiles ist der Richter,

bei welchem die »estimstoris angebracht wird, befugt, gerade so im

Endurtheile zu erkennen, als ob die reäkibiroris angestellt worden

wäre 6). Dagegen ist es eine Eigenthümlichkeit der sestlluäwriä svri«,

daß sie wegen derselben Sache, aber aus verschiedenen Gründen, mehr

mals Mch einander angestellt werden kann ^). Jedoch wird es dabei

dem Z^)ter zur Pflicht gemacht, die Minderung des Kaufpreises nach

dem ganzen Werths der verkauften Sache zu bestimmen und bei

dem Urtheile über die zweite Klage auch das mit in Anschlag zu brin

gen, was der Verkaufer bereits durch den früheren Prozeß gewonnen hat").

Denn sonst könnte der Fall leicht eintreten, daß der Verkaufer über

den Kaufpreis hinaus noch herausgeben müßte. Die soti« se»rllu>-

torla verjährt innerhalb eines Jahres dessen Anfangspunkt vom

Abschlüsse des Kaufes (pertevta emrlo) an gerechnet wird Ist

der Kauf von einer Suspensivbedingung abhängig, so läuft die Ver

jährungsfrist von der Zeit an, wo die Bedingung in Erfüllung gegan

gen '2). Wird aber die Klage proprer ciivtui» promissumve an

gestellt, so läuft die Verjährungsfrist von der Abgabe d?s Verspre

chens an '2) , vorausgesetzt indeß , daß das Versprechen erst nach dem

2) I.. 18. pr. v. 21. 1.

3) I.. !. Z. 1. v. 21. 1. l.. 43. Z. 6. 0. ibi<l.

4) I,. 28. v. 21. 1. I,. 1. §. 1. v. idiS. I.. 37. pr. u. §'. 1, v. <Ie

e6!etion,bus. (21. 2.)!,. 21. S. 2. v. iblö. I'KeopK. III. 2S. §. 2. eä. Keitn

tom. II. p. 641.

5) 5. 48. 5 1. v. 21. 1.

6) I.. 43. S, 6. v. 21. 1.

7) I.. 31. §. 16. v. 21. 1. I,. 32. S. 1. 0. 21. 2.

8) I.. 38 §, 13, v. 21. 1.

9) Ii. 32. Z. 1. v. 21. 1.

10) Ii. 38. pr.v. 21. 1.

11) Ii. 43. S. 9. v. 2l. 1.

12) 1^. 43 Z. 9. v. ib.6.

13) 1^. IS. 5. 6 v. 21. 1. -
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Abschlüsse des Kaufes gegeben worden. Denn wenn es vorher gegeben

worden ist, so läuft die Verjährungsfrist nach der gewöhnlichen Regel

erst vom Abschlüsse des Kaufes an. Wird die Klage wegen verborge

ner Fehler angestellt, so berechnet man die Verjährungsfrist erst von

dem Augenblicke an, wo d!e Fehler entdeckt worden find Die

Verjährungsfrist wird nach den Grundsätzen des spstium utile »be

rechnet ^). K) ^estimstoris sctia nennt man auch die persönliche, aus

dem Trödelcontracte entspringende Klage, womit der, welcher eine tarirte

Sache dem Trödler zum Weiterverkaufen hingegeben hat, den Trödler

zwingt, entweder die Sache, die er empfangen, zurückzugeben, oder den

Taxwerth derselben zu ersetzen '^), ohne Unterschied, ob dem Trödler

für seine Mühe ein Lohn versprochen worden ist, oder nicht Diese

Klage heißt in der Titelrubrik 19. 3. der Pandekten sestimstoria , da

gegen in Ii. 1 . pr. D. ibicl. s«ri« cle äestirusto.

^««» »^u«,e pluv!»e »rveiRÄ»« ist diejenige persönliche Kla

ge '), womit der Eigenthümer eines Grundstückes, welcher durch ein von

Menschenhand errichtetes Werk (opus insuu tsvtuin), von welchem

das Regenwasser in sein Grundstück abfließt, in Schaden zu kommen

fürchtet, vom Eigenthümer des Grundstückes, auf welchem sich das

Werk befindet, Sicherstellung für den Ersatz des in Zukunft ihm daraus

entstehenden Schadens verlangt. Der Zweck der Klage ist EtzMigung

der esuti« äsmni iuteeti ^) , wenn der Beklagte sich dem BeMle des

Richters, das von ihm errichtete Werk niederzureißen, nicht fügen sollte^).

Zugleich wird in der Verurtheilung der Schaden, welchen der Kläger

von der litis eouteswti« an gerechnet durch das Werk erlitten hat, in der

Verurtheilung mit zu Gelde angeschlagen ^). Der Schaden aber, wel

cher vor der litis eouteststio den Kläger betroffen , kann in dieser Klage

nicht berücksichtigt werden, und es ist somit nöthig, deßhalb zu anderen

Klagen, wie zum interui<:tuii. czuoä vi sut «Isui °), seine Zuflucht zu

nehmen. Die Erfordernisse dieser Klage sind folgende. 1) Es muß Re

genwasser vorhanden sein, welches den Kläger in Schaden zu bringen

droht 6). Dabei ist es ganz gleichgiltig , ob es reines Regenwasser ist,

oder anderes, welches durch den Regen angeschwellt worden ^). Später,

hin scheint die Klage auch auf jedes fließende Wasser erstreckt worden zu

sein 6). 2) Das Wasser, welches den Schaden bringt, muß aus dem

Grundstücke des Beklagten herausgeleitet worden sein. Dieß ergibt sich

14) I.. 6S. arg. v. LI. 1.

16) I.. 19. §, 6, 0, 21. 1.

16) I.. 1. §. 1. 0. äs «estlnmt. (19. 3.)

17) I.. 2. v. 19. 3.

1) Ii. 6. I, 4. v. äs »qus et »quse. (39. 3.)

2) I.. 14. S. 2. u. 3. v. 39. 3.

3) I.. 14. S. 2. 0. 39. 3. 5.. 6. §. 6. 0. ibiäem.

4) Ii. 6 8. 6. 0. ibiäem.

5) Ii. 14. §. 3. v. ibiäem.

6) I.. I. pr. v. 39. 3. ^. 2. §. IS. U. 16. v. ibiäem, '

7) Ii. 2. §. IS. u. IS. v. 39. S.

8) Ii. 2. Z. 9. v. 39. S !<. Z3. §. 2. v. ibiäem.
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schon aus dem Namen der Klage. Denn der Dativ squse pluvise sreeu-

äse drückt denZweck der Klage aus, und arvere «qusin wird von Labeo

folgender Maßen erklärt: oursr«, ,,« uiüust 3) Die Einleitung des

Regenwassers in das Grundstück des Klagers muß durch ein durch Men

schenhand errichtetes Werk ^"), welches mit dem Boden des Grundstückes

in Verbindung gesetzt ist, verursacht worden sein Dabei ist es gleich-

giltig, ob das Werk im Niederreißen oder im Aufbauen u. s. w. bestehe.

Deßhalb fällt die Klage weg, wenn der Eigenthümer eines- niedrig gele

genen Grundstückes durch Regenwasser in Schaden kommt, welches der

natürlichen Lage der Flur zu Folge aus dem höher gelegenen Grund

stücke in das seinige herabfließt ^). 4) Das Grundstück, welches durch

das Regenwasser beschädigt wird, muß ein Landgrundstück sein Da

gegen ist gleichgiltig, ob das Grundstück, auf welchem das Werk durch

Menschenhand errichtet worden ist, ein Gebäude oder ein Acker ist ^).

S) Der Kläger muß Eigenthümer des beschädigten Grundstückes sein

denn wenn das Grundstück veräußert wird, so geht das Recht, die Klage

anzustellen, auf den Nachfolger im Eigenthumc über. 6) Der Beklagte

muß Eigenthümer des Grundstückes sein, auf welchem das Werk errichtet

worden ist In Bezug auf die Niederreißung des Werkes muß man

einen Unterschied machen, wenn es vom Eigenthümer des Grundstückes,

oder von einem Anderen errichtet worden ist. Im ersten Falle muß der

BekAlgte das Werk selbst und auf seine eigenen Kosten einreißen lassen

Im zweiten Falle braucht der Beklagte nur zu leiden, daß der Kläger es

niederreißen lasse (risrieutisin' praestst) ^). Dasselbe findet auch dann

statt , wenn das Grundstück durch die Gewalt des Wassers vernichtet wor

den ist , wenn Sand und Kieselsteine darauf geschwemmt, wenn die Ab

zugsgräben mit Schlamme bedeckt worden sind ^). Die seti« squse

srceuclae fällt in folgenden Fällen weg : 1) wenn das Werk auf öf

fentlichem Grunde und Boden errichtet ist 2"), 2) wenn der Beklagte

das Wasser abgedämmt hat 2!), I) wenn er dem Regenwasser den

Eingang in sein Grundstück versperrt hat 22), 4) wenn das durch Men

schenhände errichtete Werk zur Betreibung des Ackerbaues nothwendig

9) 5,. 2. §. 9' 0. 39. S.

10) I.. 14. Z. 1. 0. 39. 3.
11) Vgl. Schneider in Lind e's Zeitschrift fürEivilrecht und Prozeß.

Band S. S. 340. u. folgende.

12) I.. 1. §. 23. v. 39. S.

13) I.. 1. §. 17. v. 39. 3.

14) 1^. 1. 8. 17. v. 39. 3.

15) I.. 6. K. 4. v. 39. 3.

16) Ii. 3. §. 3. v. 39. 3. 1.. 4. 5. 2. p. ibiäem.

17) I.. 6. §. 7. v. 39. S.

IS) I.. 5. v. 39. 3. l.. 6. 8- 7. Ii. 11. 8. 6. u. I.. 12. v. idiäsm.

19) I.. 1!. 8- 6. 0.39. 3.

20) I.. S. 8- 3 v. 39. 3.

22) Ii. 2. 8» S. v. 39. 3.; doch widerspricht 1^. 1. §. 2. v. ib,S»».
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war 22), s) wenn das Werk auf Befehl des Regenten oder der Staats

behörden errichtet worden ist ^) und 6) wenn das Werk über Menschen

gedenken hinaus auf dem Grundstücke gestanden hat

^«tl» »rboruiiR Lurtli» «»e»»rum ist eine persönliche Klage,

womit derjenige, welcher fremde Bäume gegen Wissen und Willen ihres

Eigenthümers ^) beschädigt hat, gezwungen wird, doppelten Ersatz des

Schadens zu leisten^. Sie stammt aus den 12 Tafeln ^), und ist durch

die Juristen auch auf alle Pflanzen ausgedehnt worden. Darauf, ob

Jemand solche Pflanzen eigenhändig beschädigt hat, oder nurAnderen den

Besehl dazu ertheilt, kommt gar nichts an denn in beiden Fällen ist

die Klage statthaft. Sie ist eine Pönalklage, und geht deßhalb nicht

passiv auf die Erben über °). Sie ist eine s«ti« per^etus 6), und

steht nur dem Herren der Bäume oder, wer ihm factisch gleichgesetzt wird,

z.B. dem Emphvteuticar, zu. Dem Nutznießer wird sie nicht gestattet ^).

^«tt» lZ»Rv!»»i,» und r»vi»i>» sind zwei von den Prätoren,

welche sie eingeführt haben, benannte persönliche Klagen, um den Patron

sammt dessen Erben ^) gegen dolose Veräußerungen seines Freigelassenen

sicher zu stellen, wenn dieser durch Geschäfte unter den Lebenden sein Ver

mögen, und damit zugleich den dem Patron geschuldeten Pflichttheil ver

mindert hatte. Dieser Pflichttheil des Patrones wurde nämlich als ein

Anspruch desselben auf einen Theil vom ganzen Erwerbe des Freige

lassenen betrachtet ^), und nach der Todeszeit des. letzteren berechnet

wo diefer Anspruch erst realisirt werden konnte ^). Das Mittel, wodurch

der Patron seinen Anspruch auf den Pflichttheil realisirt, ist eine borwrura

possessio eoutra tsbulss oder iutestsii, je nachdem ein Testament des

Freigelassenen vorliegt oder nicht ^), und die svrio suppletvris, im Falle

zwar etwas, aber nicht soviel, als der Pflichttheil beträgt, dem Patron

hinterlassen worden ist °). Bei der Berechnung des Pflichttheiles wird

alles das in die Vermögensmasse des Freigelassenen mit eingerechnet,

dessen er sich böslicher Weise zum Schaden des Patrones entäußert

hat^). Und es steht dem Patrone frei, wenn er sich dadurch in sei-

23) I.. 1. §. S—7. v. 39. 3.

24) I.. 23. pr, v. 39. 3.

25) I.. 1. §. 23. 0. 39. 3. 1.. 2. §. 1. ibiSem.

1) I.. S. pr. v. 7. 7.

2) I.. 1. v. 47. 7. 1.. S. 0. idiaem. 5.. 7. v. ibig.

3) I.. 1. v. 47. 7. I>. 11. v. ibick.

4) I.. 7. §. 4. 0. 47. 7.

5) I.. 7. §. 6. 0. 47. 7.

6) I.. 7. §. 6. v. ibiS.

7) I.. S. S. 3. v. 47. 7. I.. 8. 0. ibigem.

1) 1^. I. S. 26. v. si quiä in tranöem pstroni. (38. 6.)

2) I.. 1. S. 2, v. <ie Koni» libertorum. (33. 2.)

3) 7^. 3. §. 20. v. 33. 2.

4) I.. 1. §. 2. 0. ibiclsm.

5) I.. 3. 8. 1«. v. 33. 2.

6> 8. 3. I. 6« »uveessione libertorum. (3. 8.)

7) I.. 3. 8- 20. v. 33. 1«.
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nem Pflichtteile geschmälert findet, solche Entäußerungen in so weit,

als er dadurch beeinträchtigt worden ist, zu widerrufen ^). Der

Unterschied beider Klagen, der ?svisus und Lslvisisus, besteht

darin, daß die ?sviauä nur bei der testamentarischen Erbfolge ^), die

Lslvisisv« nur bei der Intestaterbfolge, in die Güter des Freigelassenen

stattfindet Ein besonderes Erforderniß der ?svisus svtio ist es, daß

der Patron, welcher sie brauchen will, die bonorum possessio contra

wbulss für seinen Pflichtteil agnoscirt habe ein Erforderniß,

welches nur dann wegfallt, wenn er im Testamente des Freigelassenen

zum Universalerben eingesetzt worden ist '^). Bei der Lalvisisua setio

ist es aber ganz gleichgiltig, ob der Patron die bonorum possessio

iuteswti nachgesucht habe, oder nicht ^). Die gemeinschaftlichen Er

fordernisse beider Klagen sind: 1) daß der Freigelassene feine Vermö-

gcnsstücken wirklich veräußert habe ^). Zur Veräußerung rechnet man

jede Handlung, wodurch er sich bereits erworbener Vermögensstücken ent

äußert hat '2). Dagegen ist das Aufgeben eines künftigen Gewinnes

nicht unter diese Kategorie zu stellen 2) Daß diese Veräußerung vom

libertus clolo inslo, d. h. in der Absicht, um den Pflichtteil des Patrones

widerrechtlich zu kürzen, geschehen sei Darauf aber, ob der Empfänger

der Sache diese Absicht des Freigelassenen gekannt hat oder nicht, kommt

gar nichts an '^), Z) daß durch die Veräußerung der Pflichtteil des Pa-

. trones wirklich verkürzt worden sei Den Begriff der Verkürzung beur-

theilt man nach dem wahren Werthe der veräußerten Sachen , nicht nach

dem, welchen der Patron ihnen aus Vorliebe beilegt ^^). 4) Daß die veräu

ßerte Sache annoch vorhanden sei ^'), 5) daß derjenige, welcher sie vom

Freigelassenen empfangen hat ^), oder dessen Erben belangt werden ^).

Gegen suveessores sinAulsres des Empfängers können beide Klagen

deßhalb nicht angestellt werden, weil sie rein persönlich sind ^). Die

Wirkung derselben ist die, daß der Beklagte gezwungen wird, die Sache,

die er vom Freigelassenen empfangen hat , entweder in natura zurückzu

erstatten, oder deren Werth dem Patrone zu verguten ^^). Zugleich müs-

8) I<. 1. L. »i in krsiiäem vstroni. (6. 6.)

9) Ii. 1. §. S. u. 6. v. 33. S. I.. 4. xr. 0. ibiäem.

10) I.. 3. Z. 3. v. 3S. S. I.. 2. lZ. 6. S.

11) I.. 3. pr. 0. 38. 5. F r a n k e Notherbenrecht S. 491.

12) I.. 3. §. 2. 0. 38. S.

13) I.. 3. K. 3. v. 38. S.

14) I,. 4. xr. v. 33. 5. I.. 1. §. 6. v. ibiSem.

15) 1. 8. 6. 0. 33. S. I,. 6. v. ibiSem.

16) Ii. 1. 8. 6. v. 33. S.

17) I.. 4. pr. 0. 33. S. I.. S. 8. 3. v. ibickem.

13) I.. 1. 8- 4. v. 38. S.

. 19) I.. 3. 8- 3. v. 38. S. I.. 1. 8. 7. v. ibiöem. I.. 1. 0. 6. S.

20) I.. 1. 8- 12. v. 38. S.

21) I.. 10. v. 38. S.

22) I.. 1. 8. 4. v. 38. 6.

23) I.. 1. 8- 26. 0. 38. S.

24) Ii. 1.8-26.0.33.5.

26) Ii. 5. 8. 1. v. 33. S.



S8 ^ello eslumolse.

sen alle Accessione» «nd Früchte der veräußerten Sache vom Besitzer dersel

ben zurückerstattet werden 2«). Denn das vom Prätor gebrauchte Wort :

rsstiwss wird von den römischen Juristen im vollsten Sinne des

Wortes ausgelegt. In Bezug auf den Prozeßgang sind beide Klagen

sctiones srbttrsriss 2?) folgenden Fallen fallen sie ganz weg:

») wenn der Patron seine Einwilligung zur,Vornahme der Veräus-

serung gegeben hat 2»), b) wenn der Freigelassene Freunden/ die sich

Verdienste um ihn erworben haben, aus seinem Vermögen etwas ge

schenkt hat 2«), «) wenn der Freigelassene seine Tochter bei ihrer Heu

rath ausgestattet hat 2°). Beide Klagen sind schon durch die römischen

Juristen auch dem, welcher im unmündigen Lebensalter arrogirt worden

ist, gestattet worden, wenn der Adoptivvater eigene Vermögensstücke bös

licher Weise veräußert hat, um den Betrag der dem Adoptivsöhne ge

bührenden qusrw vlvi ?ll zu schmälern ^'). Man nennt diese ausge

dehnten Klagen gewöhnlich czussi Lslvisisus und qus»i ?svisns soti«.

Ein Kunstausdruck, welcher wenigstens durch die angezogene Pandecten-

stelle keineswegs gerechtfertigt erscheint.

^«ti» «»Im»»!»« oder besser «sluin»is« iuöiviuin ^)

heißt die Klage, womit derjenige, welcher aus Chicane («slumviss esuss)

verklagt wird, den Klager im früheren Prozesse auf einen Theil der Geld

summe belangt, welche der letztere von ihm verlangt hat. Der Betrag

der Geldsumme ist in der gewöhnlichen Klage ein Zehntheil des Betrages

der früheren Klage; war aber der frühere Prozeß ein lliteräiewiu, so ist

er ein Viertheil. Diese Klage gehört unter die Kategorie der Strafen,

welche den Kläger, der grundlos und gegen seine bessere Ueberzeugung

prozessirt, treffen (rwenss temere litiAsutium), und kann vom Beklagten

nach Beendigung und während der Dauer des ersten Prozesses angestellt

werden 2). Sie concurrirt electiv mit dem iusiursuäuiu osluulliiss, und

setzt voraus, daß der, welcher sie anstellt, wirklich beweise, daß der Kläger

im früheren Prozesse die Klage gegen sein besseres Wissen und Dafürhal

ten angestellt, und den Prozeß verloren habe Statt des «slumniae

iuäioiui» kann man auch das ««utrsriuiQ iu6i«iura brauchen freilich

nur in den Fällen, in welchen dasselbe seiner Natur nach stattfinden kann,

d. h. in der actio iuiurisrni»^) ; ferner, wenn die ventt-is »«mius in den

Güterbesitz des Verstorbenen eingewiesene Wittwe den Besitz auf Andere

26) I.. 1. §. 2S. II. 33. S. l.. 2. v. ibicksm. I,. S3. §. 4. 0. Ss »»uns.

(22. 1.)

27) Ii. 1. §. 12. v. 38. S. I.. S. §. 1. v. ibicksm.

23) I.. 11. v. 33. S.

29) I.. 9. V. 33. S.

3«) I.. 1. S. 11. v. 33. S.

31) I.. 13. v. 38. 6.

1) Osiu» inst. 4. §. 176. seq.

2,) 1'KsopdiI. p«spkr. 4. 10. Z. 1. eck Keitü tom. II. p. 907. 5. Osius

a. a. O. §. 176.

3) 1'KeopK. a. a. O. p. 908. Omi» a. a, O. §. 173.

4) Osius a. a. O. S. 179.

5) Osius a. a. O. §. 177.



 

böslicher Weise übertragen hat; endlich wenn der in den Güterbesitz vom

Prätor Eingewiesene an der Besitznahme der fraglichen Vermögensstücken

von einem Anderen gehindert worden ist. Die Concurrenz beider Klagen

ist nur eine elective Im Justinianischen Rechte ist das «aluinnine

iuäiviui» verschwunden. Nach dem Zeugnisse des Theophilus^) ist dieß

dem Gewohnheitsrechte zuzuschreiben.

^«tl» ««in»»«»! SiviSunS» heißt die persönliche Klage, wo

mit derjenige, welcher zugleich mit einer anderen Person eine bestimmte

Sache im Miteigenthume hat, die letztere zwingt, die gemeinschaftliche

Sache durch das Urtheil des Richters unter sich theilen zu lassen. Der

Grund der Klage ist die sogenannte «ommruiio , d. h. das Verhältniß

zweier Miteigenthümer derselben Sache, welches für jeden Theilhaber die

Verbindlichkeit erzeugt, die gemeinschaftliche Sache unter sich theilen zu

lassen. Die Erfordernisse der Klage sind : 1) daß eine individuelle Sache

vorliege, 2) daß dieß eine körperliche Sache sei '), 3) daß der Kläger ein

unbestrittenes Miteigenthum an der Sache habe. Die Klage ist eine

bouse tiäei setio ^ ^ und kann mehrmals nach einander gegen denselben

Beklagten angestellt werden, vorausgesetzt indeß, daß noch etwas zu

theilen übrig ist Der Zweck der Klage ist die Aufhebung der Ge

meinschaft unter den Miteigenthümern durch die durch das richterliche

Urtheil auszusprechende Theilung der gemeinschaftlichen Sache. Was die

Regeln anbetrifft, nach welchen die Theilung verwirklicht wird, fo soll die

selbe, wo möglich, durch Zerlegung der Sache in natürliche Theile realisirr

werden, wenn dieß überhaupt 6hne Beeinträchtigung der Parteien ge

schehen kann 4). Ist dieß nicht möglich, so wird die Sache an den,

welcher am meisten bietet, verkauft, und, wenn der Meistbietende einer der

Miteigenthümer ist, demselben adjudicirt. Dagegen wird derselbe auch

verurtheilt, die andere Partei, welche durch die säiuäiosü« verliert, in

Geld zu entschädigen. Bei gleichen Geboten verdient derjenige den Vor

zug, welcher den größten Antheil an der Sache hat. Bietet aber Nie

mand, so ist es dem Ermessen des Richters überlassen, an die Eine von

den Parteien die Proprietät, an die andere den Nießbrauch der Sache

durch säluäivstl« zu übertragen ^). Ueberhaupt soll der Richter die be« ,

sonderen Verabredungen der Parteien über die Theilung in Obacht neh

men, und darauf sehen, wie dieselbe zum größtmöglichsten Nutzen dersel

ben zu Stande gebracht werden könne °). Außer der Theilung der

gemeinschaftlichen Sache müssen im Urtheile noch gewisse Personalprä

stationen berücksichtigt werden, nämlich: s) die Vergütung der Früchte,

welche der Besitzer der Sache aus derselben gezogen hat, seitdem sie ge-

6) Osius a. a. O- §. 17S.

7) a. a. O. x. 907..

1) Ii. 4. pr. v. osmmnlü ckiviäun6o. (10. 3.)

2) l.. 4. §. 2. v. 10. S.

3) I,. 4. §. 2. 0. 1«. S.

4) I,. 1. L. «ommnni 6iviäunöo. (3. 37.) Ii. 3. <?. ibiäem.

5) I,. 6. tz. 10. 0. «ommuni äivi<iun6o. (10. 3.).

6) Ii. 21. 0. 10. 3.
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meinschaftlich geworden ist 5). Früchte, welche vorher aus der Sache

gezogen worden ^) sind, werden in dieser Klage nicht berücksichtigt. Nach

Analogie der Früchte werden auch Mieth- und Pachtgelder behandelt,

welche seit dem Eintritte der ««ininuuio aus der gemeinschaftlichen Sache

gelöst worden sind ^). K) Vergütung der Kosten, welche der Miteigen

tümer der Sache seit dem Eintritte der «oinmuuio auf die Sache ver

wendet hat !°). Früher gemachte Auslagen werden auch hier nicht

berücksichtigt. Die Entschädigung wegen Kostenaufwandes muß auch

dann geleistet werden, wenn die gemeinschaftliche Sache durch Zufall zu

Grunde gegangen ist. Das Mittel, dieselbe zu erzwingen, ist dann das

iuäivium «omuiuni älviännZ« utils Dieser Grundsatz ist auch auf

den Fall übertragen worden, wenn die eoirnriuni« durch die einseitige

Veräußerung der gemeinschaftlichen' Sache aufgehoben worden ist

Dieß alles nur unter der Voraussetzung, daß die Auslagen vom Miteigen

tümer in Bezug auf die gemeinschaftliche Sache, und zwar im vollen

Bewußtsein, daß die Sache gemeinschaftlich sei, gemacht worden seien

Denn wenn es aus der Art der Handlung selbst hervorgeht, daß die Aus

lagen mehr in der Absicht gemacht gemacht worden sind, um die Geschäfte

des Anderen zu verwalten, so kann nicht die avti« v«i»muni ckiviäuucko,

sondern nur die sotio usgotiorum gestorui» «outrsris der Entschädigung

halber angestellt werden ^). Und wenn der, welcher die Kosten aufge

wendet hat, dieß in der Meinung gethan hat, als ob die Sache ihm allein

eigenthümlich zugehöre, so fallen beide Klagen weg, und es bleibt für ihn

allein noch das an der Sache auszuübende Retentionsrecht übrig ^).

«) Vergütung des durch äolus malus ober vulps der gemeinschaftlichen

Sache zugefügten Schadens '^). Die fpeciellen, bei dieser Klage geltenden

Grundsätze sind: 1) daß es jedem von den Miteigentümern freisteht, auf

die Theilung der gemeinschaftlichen Sache anzutragen Deßhalb wird

auch der Vertrag, daß die gemeinschaftliche Sache nicht getheilt werde, für

wirkungslos erklärt , und die Verabredung , daß die Theilung binnen

einer bestimmten Zeit nicht vorgenommen werde, wird nur infofern auf

recht erhalten, als sie den Nutzen der gemeinschaftlichen Sache be

zweckt 2) Nach der litis «autsststio ist es dem Miteigentümer

nicht mehr erlaubt, seinen Antheil an der zu teilenden Sache zu veräu

ßern, außer wenn die übrigen Miteigentümer der Sache ausdrücklich ein-

7) l.. 4. Z. 2. v. 10. 3.

8) l.. 4. Z. 2. 0. idiäem.

91 I>. 6. Z. 2. 0. ibiä.

10) I.. 6. Z. 2. u. 11. 0. ibiäem.

11) 5.. II. v. ibiä.

12) I,. 6. Z. 1. v. ibiä.

13) I.. 14. pr. v. 10. 3. I.. 29.' v. ibiä

14) I.. 40. 0. äe negotii« gestis. (3. 6.) I.. 6. F. 7. v. 10. 3. l^. 29. v. ibiä.

15) I,. 29. v. 10. 3.

16) l.. 8.Z. 2. 0. 10. 3. 1.. 4. O. 3. 37.

17) I>. 2, pr. 0. 10. 3. l.. 8. pr. 0. ibiä. S. 0. 3. 37.

18) 1^. 14. Z. 2. 0. 1«. 3.

19) l.. 14. Z. 2. v. ibiä.
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gewilligt haben ^). Z) In Bezug auf die Anstellung der Klage ist es

ganz gleichgiltig, ob eine von den Parteien die fragliche Sache besitzt,

oder nicht ^). 4) Obschon diese Klage eigentlich nur für den Fall ein

geführt werden ist, wenn beide Parteien ein unbestrittenes Miteigenthum

an der zu theilenden Sache haben, so ist sie doch später auch auf alle die

jenigen, welche ein dingliches Recht an der Sache haben, erstreckt wor

den Dahin gehört der Pachter eines prseäiuiri veotigsle, und^alle

Personen, welche sich den Besitz der Sache mit der ?uK1ieisus iu rem

soüo verschaffen können ^). Endlich hat man die Klage als utile iuäi-

elum auch allen denen zugesichert, welche eine iusts possluenäi «süss

haben ^). Den luslas liclei r^ossessores ist sie aber stets abgesprochen

worden 2«). ^

^etl» «»»Les»«r!» (richtiger v«»k. svtio) hat im römischen Rechte

zwei ganz verschiedene Bedeutungen. So heißt s) die Klage, womit der

zur Servitut Berechtigte seine Servitut geltend macht, und deren Aner

kennung von einem Jeden , welcher ihn an der Ausübung derselben

hindert, verlangt '). K) Jed?, Klage, welche sich auf die in iure <zon-

tessio, , des Beklagten stützt, und dessen Verurtheilung auf eine bestimmte

Geldsumme erwirkt?). Die Wirksamkeit des Richters erstreckt sich in dersel

ben nur auf die Ausmittelung einer Geldsumme, auf welche der gestandige

Beklagte «erurtheilt werden soll^). Der Kläger hat in derselben weiter

nichts zu erweisen, als daß ein giltiges Geständnis) von Seiten des

Beklagten vorliege ^). Dazu gehören folgende Erfordernisse: s) das

Geständnis) muß vom Beklagten in Person abgegeben worden sein.

Gibt es fein Stellvertreter im Prozesse ab, so wird nur die utilis

«oiitessoris soti« gestattet ^). K) Es muß ir, iure abgegeben worden

sein 6). «) das Geständnis) muß in Gegenwart des Klägers oder dessen

Stellvertreters abgegeben worden sein ^). cl) es muß auf ein oertum,

gerichtet sein ^). Lerturn heißt hier wohl Alles, was seiner Größe und

Quantität nach allen Seiten hin bestimmt ist ^). Ist der Gegenstand

des Geständnisses ein iuvertuw, so soll der Prätor den Geständigen

zwingen , das Geständniß auf ein certuin zu richten ") , e) es muß

20) I,. I. 0. 3. 37.

21) I.. 30. v. 10. 3.

22) I.. 7. pr. v. 1«. 3.

23) I.. 7. Z. 2. v. 1«. 3.

24) I.. 7. §. 3. v. 10. 3.

25) I.. 7. g. 3. v. 10. 3.

1) Siehe den Artikel Servituten. ,

2) I,. 23. Z. 11. 0. sä legem äquilism. (9. 2.) I.. 26. 9. v. idiS.

3) I.. 2S. Z. 1. v. 9. 2.

4) I,. 23. §.11. v. 9. 2. . '

5) Ii. 25. §. 1. 0. 9. 2.

6) I.. 56. v. S« re iuäicst». (42. 1.) I.. un. <?. cls eonkessi. (7. 69.)

7) I.. 6. A. 4, v. 6e c«iltes«i«. (42. 2.) . ,

8) I., 6. pr. v. 42. 2 .

9) Ii. 6. v. 6e rebus «regit!«. (12. 1.)

10) I.. 6. S. 1. 0. 42. 2.



g2 Xeti« cksmui imuris 6sti.

das, was den Inhalt des Geständnisses bildet, nicht unmöglich gewe«

sen sein k) es muß der Inhalt des Geständnisses einen Gegen

stand betreffen, worüber Privatleute disponiren können. Daher sind

Geständnisse ungiltig , welche die Freiheit und die Jngenuität des Be«

klagten beschranken würden '^). Uebrigens scheint es, als ob die «on-

Les8«ria »oti« nur da vorgekommen sei, wo der Grundsatz: in iurs

oonkessi pro iuäivstis 8uur, wegen faktischer Hindernisse nicht habe ein»

treten können. Dieser Grundsatz nämlich kann seiner Natur nach nur

bei denen in Anwendung gebracht werden, welche ihr Geständnis) auf

eine bestimmte Summe Geld gerichtet haben, während es gerade als

Zweck der vouiessoris svtio bezeichnet wird, im Falle der ooukessi«

eine Condemnation auf eine bestimmte Geldsumme zu erwirken. Manche

Rechtsgelehrte haben diese Klage zu einer svtio säieotieise nus-

Utstis machen wollen , wohl aber mit Unrecht.

^«U» S»«>ntininrl» S»U heißt die aus der lex ^q,Ms stammende

Persönliche Klage, womit Jeder, welcher den Anderen durch eine unbe»

fugte, positive Handlung in Schaden gebracht hat, auf Ersatz des Scha

dens belangt werden kann. Sie heißt in den Quellen öfters kurzweg

ösiuni iuiuris »«tio , und ist mit der so oft vorkommenden legis

^quilis« sotio völlig identisch , da dieses Gesetz den Begriff der wider

rechtlichen Beschädigung zuerst festgestellt hat. Die Erfordernisse der

Klage sind folgende : 1) daß die fremde Handlung , wodurch der Scha

den zugefügt wird, widerrechtlich sei^). Denn der Begriff iuinrls wird

gerade in Bezug auf die lex ^auiUs so erklärt, es sei darunter

alles zu verstehen, «,u«ä oou iure Ksr. 2) Daß diese Handlung in

einer positiven Thätigkeit bestehe Blose Unterlassungen solcher Hand

lungen , welche man hätte vornehmen sollen , können nicht nach der lex

^ouilis beurtheilt werden , außer wenn positive Handlungen vorangin

gen^). Dann aber ist es ganz gleichgiltig, ob die positive Handlung

erlaubt oder unerlaubt war, wenn nur die darauf folgende Unterlassung

widerrechtlich war 2). Z) Daß von Seiten des Handelnden wenigstens

einige Schuld vorhanden sei°). Dieß setzt natürlicher Weise voraus,

daß die Person des Handelnden zurechnungsfähig sei. Daher können

Handlungen, welche von Kindern und Wahnsinnigen begangen werden,

dieselben nicht zum Schadenersatze verpflichten^). 4) Daß durch die

widerrechtliche Handlung die Substanz eines Körpers verletzt worden sei.

Die römischen Juristen gehen noch weiter. Sie gestatten die sotio legi»

11) I.. 14. §. 1. v. 11. 1. I.. 4. u. 8. V. 42. 2. I.. 23. §. 11. v. 9. 2.

I,. 24. u. 25. pr. v. Zdiäem.

12) I.. 24. O. Se über. c»us. (7. 16.) Ii. SS, <Z. idickem.

1) pr. 5. cks lege ^yuili«. (4. 3.)

2) 2. 5. idigsm. I.. S. S. 1. Z>. sä Ies«m Xqullism. (9. 2.).

3) §. 16. 1. 4. 3. ^

4) I.. 8. pr. v. 9. 2. §. 6. 5. 4. 3.

5) I.. 8. pr. v. 9. 2.

6) I.. 44. pr. vr. 9. 2. I.. 3. v. iblö. Ii. 8. §. 1. idick.

7) I.. 5. s. 2. v. 9. 3.



Xvti« 6»mnl iuiur!» 6»U, «S

^qmllss 6lreot« nur bann, wenn der, welcher die unerlaubte Hand

lung vorgenommen hat, unmittelbar, d. h. ohne daß eine andere Sache oder

Handlung dazwischen lag , Ursache der Verletzung geworden ist (« oor-

pu» «orpori l,oeuir)2). Ist der Schaden aber nur mittelbar zugefügt

worden, so gestatten sie die «vrlo legis ^quilise «tili»"). Ist aber

der Schaden wirklich geworden, ohne daß er unmittelbar durch die wider»

rechtliche Handlung hervorgerufen, und ohne daß eine körperliche Sub«

stanz wirklich verletzt worden ist (si ueque vor^ore clsiruiuia kuerit

äswm, nec>ue voraus lsesurn tuerit), so gestatten sie die nach der sotla

legis ^quillae clireets gebildete iu ksorru» seti« '") , z, B. wenn man

einen fremden gefesselten Sklaven aus Mitleiden von den Banden befreit

hat, und dieser hierauf entflohen ist. 5) Daß der beschädigte Gegen

stand einer Abschätzung in Geld fähig sei"). Daher kommt es, daß,

wenn «Jemand einen freien Menschen verwundet hat, nur Ersatz der

Versäumnisse und der Curkosten verlangt werden kann '^). Denn in

jeder anderen Beziehung gilt die Regel : Uberi corporis sestimstio vo»

est'?). Am Anfange wurde die Klage nur dem Eigenthümer der be

schädigten Sache gestattet; späterhin ist sie aber auf alle ausgedehnt,

welche ein Besitzrecht an der beschädigten Sache haben. Diese ausge-

dehnte Klage wird in den Quellen svtio urilis genannt '^). Die svtic,

legis ^quillse ist ihrer Natur nach eine Pönalklage^), und kann

gegen jeden der Theilnehmer am Delikte w soliclum angestellt wer

den'^). Gegen die Erben des Beschädigers kann sie nicht angestellt

werden"), außer insoweit sie durch da« Delikt des Erblassers berek«

chert worden sind^). Was die Wirkung der Klage anbetrifft , so ge

schieht die Werurtheilung gewöhnlich auf den einfachen Schadenersatz;

nur gegen >en, welcher den Klaggrund ablaugnet, und nachher durch

des Klägers Beweis überführt wird , geht die Klage auf doppelten Er

satz des Schadens ^). In die Summe der Condemnation wird nur

der wahre Werth der verlorenen Sache eingerechnet^"), jedoch mit Ein

schluß des durch das Delikt, wenn auch nur mittelbar, verursqchten

8) Ii. S1. pr. v. 9. 2. §. 16. 1. 4. 3.

9) §. 16. /. 4. 3.

10 Z. 16. ^. 4. 3. Ii. 1. §. 7. v. »! quäärupe» psuperism feeisiss

tur. (9. 1.) Ii. 33. §. 1. v. 9. 2. ' .

11) I.. S— 7. 0. 9. 2.

12) I,. 7. pr. v. 9. 2. I.. 13. v. ibiSem. Ii. 3. v. 9. 1.

13) I.. 3. v. 9. 1. Ii. 7. pr. v. 9. 2. I,. 7. v. Se Kis, qni eM.

äerint. (9. 3.) '

14) Ii. 2. pr. v. 9. 2. Ii. 27. §. S. v. ibidem. Vgl. L d h r von der Culpa.

S. 83. u. folgende.

15) ^rxz. Ii. 13. pr. v. 9. S.

16) §. 9. 1. Ss lege äquilia. (4. 3.).

17) Ii. 11. I. 2. v. 9. 2.

18) Ii. 9. 5. 4. 3. Ii. 23. §. 8. v. 9. 2.

19) §. 26. 6s »«tionlbu». (4.j>6.) §. 7. I. Ss obligstionidus qua«! ex

«ntrsctu. (3. 27.) I.. 2. I. 1. v. 9. 2. Ii. 23. §. 10. 0. idig.

20) Ii. 33. v. 9. 2.



«4 ^etio de eslumnlstoribus

Schadens und des luerum «««»sus^'). Die Regeln, nach denen die

Summe der Berurtheilung im concreten Falle zu bestimmen ist, kön

nen erst unter dem Artikel Beschädigung auseinander gesetzt

werden.

^et!» Se e»lunuiK»<»rKK>»s. Oslumulator heißt in dieser Klage

ein Jeder, welcher Geld empfangen hat, damit er einen seiner Mitbürger

gegen seine eigne, bessere Ueberzeugung in einen Proceß verwickele, oder

von einem bereits gegen denselben anhangig gemachten gegen seine bessere

Ueberzeugung abstehe^); ohne Unterschied, ob es ein bürgerlicher oder

ein Peinlicher Proceß ist^). Auch kommt nichts darauf an, auf welche

Weise er zu dem Velde gekommen ist , ob durch Scheinkauf, oder

durch, Erlaß des Miethgeldes oder durch Quittung einer giltigen Obli

gation^,). Gegen solche vsluinniatores wird demjenigen, zu dessen

Nachcheile das Geld hingegeben worden ist^), eine in laotuiq scitic,

gestattet 5), womit innerhalb eines Jahres der vierfache, aber nach dessen

Ablaufe der' einfache Betrag des hingegebenen Geldes eingefordert

wird 6). Der Klager ist, im Falle das Geld deßhalb hingegeben

worden ist, damit der cslamnistor sich vergleiche, derjenige, wel

cher das Geld gezahlt hat^). Ist aber das Geld deßhalb hingegeben

worden, damit der «sluirivistor eine Klage erhebe, so wird die Klage

nur demjenigen gestattet, gegen welchen der Proceß erhoben worden

ist 8). Die Jahresfrist läuft im ersten Falle von dem Augenblicke an,

wo das Geld gezahlt worden ist, wenn es dem Kläger nur überhaupt

factisch möglich war, die Klage zu erheben; im zweiten Falle von dem

Zeitpuncte an, wo der Kläger, von der geschehenen Geldzahlung Nach

richt erhalten hat^). Auf die Erben des Klägers geht diese Klage

nicht über, gegen die Erben des Beklagten wird sie aber nur insoweit

gestattet, als dieselben reicher geworben sind Mit dieser Klage con-

currirt auch die «oncilotic, ob turpem vel iuiustsni osussm"), doch

so, daß es dem Kläger frei steht, nach dieser Klage die avtio äe <m-

luiPiiswribus auf des Dreifache anzustellen'^). Ueber die heutige

Anwendbarkeit der svtia 6s oslumuistoriKus sind die praktischen Ju

risten unter sich nicht einig. Einige läugnen ihre Giltigkeit ganz und

21) §. 1«. Z. 4. 3.

1) ?»ul. «. K. I. 6. §. 1. I.. 1. v. Se rälnmni»toribu8. (3. 6.) I.. 3.

S. 1. ibidem.

2) I.. 1. §. 1. 0. 3. 6.

3) l^. 2. pr. 0. 3. 6. I.. 3. §. 2. v. ibid.

4) I.. 3. S. 2. I>. 3. 6.

5) I.. 1. pr. v. 3. 6. l.. 5. I. 1. v. ibidem.

6) I.. §. 1. v. 3. 6. I.. 1. pr. II. ibiäem.

7) I.. 6. v. idiSem.

8) I,. 3. §. 3. I>. 3. 6. 1.. 6. v. ibiösm.

9) 1.6.0,3.6.

10) I.. S. pr. 0. 3. 6.

11) I.. S. §. 1. 0. 3. 6.

12) I.. 5. §. 1. v. 3. 6.
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gar ab"), andere beschranken ihre Anwendbarkeit auf die Zurückfor-

derung dessen, was hingegeben worden ist").

^eti« S« Seleotl» «t oM«!« ist eine persönliche Klage, wo

mit jeder belangt werden kann, welcher von seinem Logis aus etwas auf

die öffentliche Straße so heruntergeworfen oder herabgegossen hat,

daß einem Vorübergehenden dadurch Schaden zugefügt worden ist ').

Diese Klage geht gegen den Inwohner der Etage , von welcher aus die

Sache herabgegossen oder herabgeworfen worden ist 2), ohne Unterschied,

ob er selbst Urheber der verbotenen Handlung gewesen, oder ob dieselbe von

einem Sclaven oder Freien von seinem Logis aus vollbracht worden ist^).

Auch kommt gar nichts darauf an , ob er zur Miethe oder umsonst da

wohnt. Wohnen Mehrere zur Miethe in derselben Etage, so geht die

Klage nur gegen den, welcher gerade den fraglichen Theil derselben be

wohnt 4). Wohnen sie aber gemeinschaftlich ohne Abtrennung der ein

zelnen Simmer zusammen, so kann sie gegen Jeden auf das Ganze an

gestellt werden''). Passagiere, welche nur für eine kurze Zeit daselbst

wohnen, können mit dieser Klage nicht belangt werden °). Spaterhin

ist sie auch auf den Fall ausgedehnt worden , wenn etwas von einem

Schisse herabgeworfen oder herabgegossen worden ist ^), und dann geht

sie gegen den Schiffscapitän als s«ti« »tili». Die Klage ist eine i»

tsoruru s«ti«6), und eine perpewä »et!«. Nur wenn ein freier

Mensch getödtet worden ist, ist ihre Dauer auf ein Jahr beschrankt^).

Sie geht auf doppelten Schadenersatz, wenn irgend ein Vermögensstück

beschädigt worden ist '"). Ist aber ein freier Mensch durch die verbotene

Handlung getödtet worden, so geht die Klage auf Bezahlung von 60 »0-

Ii<K"). Ist derselbe nur beschädigt worden, ohne daß sein Leben in

Gefahr kommt, so wird der Richter angewiesen, die Quantität der Pri

vatstrafe nach eigenem Ermessen zu bestimmen. Und dann wird die

Klage dem Beschädigten selbst stets gestattet, jedem Anderen aber nur

innerhalb eines Jahres '2). Da sie zu den Pönal- und Popularklagen

gehört, so geht sie passiv auf die Erben nicht über'^); sctiv nur

dann, wenn kein freier Mensch beschädigt worden ist, und dieß deßhalb,

weil man eine Beschädigung dieser Art für keinen Vermögensschaden an-

13) Vergl.' Glück, Erläuterung der Pandekten Theil S. S. 390.

14) Glück«, o. O. S. 391.

1) I,. 2. pr. u. S. 4. V. <Ie Kis, quZ eguäerint.

2) I.. 1. pr. u. §. 4. v. 9. 3. §. 1. I. Ss

ex delicto. (4. 5.)

3) §. 1. I. 4. 5.

4) l.. 6. pr. v. 9. 3.

5) l.. 1. §. 1«. 0. 9. 3.

6) l.. 1. 8. 9. v. 9. S.

7) I.. 6. 8. 3. v. idi6.

8) I.. 1. §. 9. v. 9. 3.

9) I.. 1. §. 4. v. 9. 3.

10) I.. 6. §. S. 0. 9. g.

11) I.. 1. pr. 0. 9. 3.

12) I.. S. §. 6. 0. 9. 3.

15) I..S. §. S.v. 9.3.

tionibu», quke qu»»i



US
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sah. Sie entsteht aus einem Quasidelicte und gehört zu den Klagen,

welche der Prätor der Straßenpottzei halber eingeführt, hat '^). In

der heutigen Praxi« ist sle in Vergessenheit gekomme», da unsere Polizei

verordnungen sie überflüssig gemacht haben. ^> > '..»'--

«.«tl««s «ckei,S« heißt die persönliche Klage, womit derjenige,

welcher ein . Interesse daran hat, die' Rechnungen eM<> öffentlichen Ban-

quiers («rZeittsrius) , in soweit sie ihn betreffen , «inzufthett , denselben

zwingt, sie ihm vorzulegen. Diese Klage geht auf Schatz, des Interesse,

wenn der Beklagte dem Befehle des Prätor, die Rechnungen vorzule

gen, sich nicht fügt'). Die Herausgabe der Rechnung«! muß unter

Hinzufügrmg, des Datum (äks «««»»»!)?), and''an'dem Orte ge«

schehen, wo der Banquier sein Geschäft betteibt°). Wird die Heraus

gabe aber an dem Orte, wo die Klage angestellt wird, verlangt, so

muß der Kläger die Kosten der Abschrift tragen. Die Unterschrift des

Banquiers wird nicht bei der Herausgabe der Rechnungen verlangt^).

Der Grund, warum der Prätor diese Klage Eingeführt hat, ist der,

daß die Rechnungen, welche die öffentlichen Bcmquiers über fremde,

bei ihnen deponirte Gelder anfertigen, gewissermaßen als Eigenthum de

rer, welchen die Gelder angehören, angesehen werden^). Die Klage

wird nicht. eher gestattet, als wenn der Kläger das iuswr»nclui» «»-

luinnise geleistet hat"). Dagegen kann sie auch gegen die Banquiers,

welche sich bereits vom Geschäfte zurückgezogen haben , angestellt wer

den^), ja sie geht sogar auf die Erben derselben passiv über, wenn

sich jene weigern, die Rechnungsbücher des- Verstorbenen vorzuzei

gen^). Die Dauer der Klage ist ein Jahr^), und der Character

derselben ein subsidiärer; denn, wenn dem, welcher die Vorzeigung

der Rechnung verlangt , zur Erreichung desselben Zweckes andere Klagen

zu Gebote stehen, kann die »vti« «k!ei«Ic> nicht angestellt wer

den "). Schon bei Zeiten ist sie auch auf Privatbanquiers („ummu-

Isrii) ausgedehnt worden, und die Praxis gestattet sie auch gegen

Secretäre und Archivare, welchen die Aufbewahrung von Originalur

kunden anvertra«t ist.

^«U» A« l» r«,» ver»« heißt die Klage, womit der , welcher

mit einem Haussohne oder Sclaven ein Geschäft abgeschlossen hat,

welches zum Nutzen des VaterS oder Herrn ^gereicht, den Letzteren

belangt, um ihn zu zwingen, daß er die Schuld des Sohnes oder

14) I.. 1. §.1. V.9. 2.

1) Ii. 8. S. 1. v. 6e egenö«. (2. 13.) l.. 10. §. 3. I). iblöem.

2) Ii. 4. pr. v. ibigem. , ,

3) Ii. 4. §. 6. 0. ibigem.

4) I.. 11. v. idiSsm. . , .

5) Ii. 4. §. 1. ibiSem.

ei Ii. e. §. 2.D. «M. Ii. 9. §. 3. v. idlSem. .,. .

7) Ii. 4. I. 4. v. ibick. ,, > :

8) Ii. 7. pr. Ii. 13. v. ibickeiu. . ^

9) 1.. 13. 1). ibiöeiu. . . . ,

10) Ii. 9. pr. v. ibiäsi».

11) Ii. 9. §. 1. 0. ibicksm. .,. . > ... . .



^cti« öe in rem verso. ß?

Sclaven aus dem GefchZfte insoweit bezahle, als er , der Vater oder

Herr, durch das Geschäft reicher geworden ist. Denn der Letztere

tritt in Bezug auf das vom Ersteren abgeschlossene Geschäft gleichsam

an dessen Stelle'). Die Erfordernisse der Klage 'sind folgende: 1) der

Sohn oder Sclave muß ein erlaubtes Geschäft mit dem Dritten abge

schlossen haben. 2) Er muß dieß in der Absicht gethan haben, um

die Geschäfte seines Vaters oder Herrn zu führen^). Darauf deutet

die Regel, baß die soti« cle in rein verso so oft eintrete, als dem

Proourstor die »etio insocksti vontrsrl», oder dem neAotioruin Aestor

die neA«t!or«in Aestoruin «vtio «outrsri» zu Statten kommen würde ^).

Denn beiden Arten von Stellvertretern werden die genannten Klagen

wegen ihrer auf die Geschäfte des Principals verwendeten Unkosten

dann abgesprochen, wenn sie diese Geschäfte als ihre eigenen besorgt

Habens. Indessen bedarf es dieser Absicht von Seiten des Sohnes

oder des Sclaven nicht gerade bei der Aufborgüng von Capitalien,

wenn er dieselbe nur bei der Verwendung des Geldes offenkundig dar

legt °). Im Zweifel muß die Präsumtion entscheiden , daß der Sohn

oder Sclave das fragliche Geschäft im eigenen Namen abgeschlossen

habe^), was auch durch dl« römischen Ideen über den' Abschluß von

Geschäften durch Stellvertreter vollkommen bestätigt wird. S) Es muß

daS, wsS der Sclave oder Sohn aus dem Geschäfte empfangen hat,

wirklich zum 'Nutzen des Herrn oder Vaters verwendet worden sein ^).

Dabei ist es gleichgiltig, ob demselben neue Vermögensstücke dadurch

erworben, oder nur Kosten, die er sonst hätte tragen müssen, erspart

worden sind 5). Selbst dann wenn der Sohn sich für den Vater

t und für ihn die Hauptschuld bezahlt hat, oder, wenn er den

oor Gericht vertreten hat und deßhalb verurtheilt worden ist, wird

<Ie in rein verso actio gestattet^). Ueberhaupt ist einein rein versioin

jedem Falle zu läugnen, wo das Geld nicht zum Nutzen, sondern nur zum

Vergnügen des Vaters oder des Herrn einseitig vom Sohne oder Sclaven

verwendet worden ist"). Im Falle des Darlehns wird nicht einmal

die wirkliche Verwendung ausdrücklich verlangt, sondern es reicht schon

zu, wenn der Gläubiger des Sohnes oder Sclaven das Geld ihm un

ter der ausdrücklichen Bedingung geliehen hat, daß er es zum Nutzen

des Vaters oder des Herrn verwende, obschon das Geld später durch

Zufall ohne Schuld des Sohnes oder Sclaven verloren gegangen ist").

1) I^. 1. pr. v. 6e in rem v«e»o. (16. 3.)

2) 1.. 7. §. 4. v. IS. S. 1>. 3. 5. S. Q. 10. §. 1«. v. ibiasm.

3) I.. 3. Z. 2. v. IS. 3.

4) Vgl. Kümmerer inLinde's Seitschrift für Civilrecht und Prozeß

Theil S. S. 148 - ISO. '

5) I.. 3. S. 1. v. IS. 3. . .'

6) I.. 10. S. 10. v. IS. 3,

7) I.. 3. S. 2. v. 15. 3.

8) I.. 3. §. 2. v. IS. 3. 5,. 7. Z. S. v. Zbiäem.

9) I.. 10. pr. u. §. 1. v. IS. 3.

10) I.. 3. S. 4. v. IS. 3.

11) 1^. 3. §. 10. v. IS. 3. 1.. 17. pr. v. idiS.



' ^«tis cls psstu.

Die Wirkung der Klage ist die, dqß der Beklagte auf soviel verurtheilt

wird, als er durch die in rem ver»Io reicher geworden ist'^). Ist demnach

nur ein Theil des erborgten Geldes zum Nutzen desjenigen, der den

Sohn oder Sklaven In der Gewalt hat, aufgewendet worden, so kann

die Klage auch nur auf Bezahlung dieses Theiles gerichtet werden"). Die

Quantität der Bereicherung soll nur nach dem wahren Werthe der

erworbenen Sachen beurtheilt werden'^). Den Beweis der Be-

reicherung hat im Zweifel der Kläger zu führen '°). Das römische Recht

gestattet es, diese Klage mit der äeveeuli« actio zu häufen '°). In

diesem Falle wird, her Prozeßrichter angewiefen, zuerst ,die Quantität

her in r«m versio auszumitteln und darnach das Urtheil M fällen ;

die 6e vevulio ««tl« soll er aber nur subsidiarisch berücksichtigen, d. h.

er soll den Beklagten nur, insoweit, als nach Abzug des Betrages der

in rein vsrsio ein Rückstand aus der Forderung noch übrig bleibt,

in Rücksicht auf das nevulium des Sohnes oder Sklaven, verurtheilen.

Was die heutige Anwendung der Klage anbelangt , so kann zwar nicht

gelaugnet werde,«/ daß sie als Klagform, wie alle andere s«ti«-

in» säisotivise, czuslitsti» außer Gebrauch gekommen ist, doch ver

steht es sich von selbst, daß die nach, neuerem Rechte dem Dritten

zustehende «onclieti« ganz nach de.n Regeln, welche von der svtlo cls

in rem vers« ,gelten , im vorliegenden Falle beurtheilt werden müsse

D^e, neueren Rechtsgelehrten lassen eine soti« äe in rem ver»« auch

dann eintreten, wenn die Person, welche die in rem versio vorge

nommen hat, iei« freier. Stellvertreter ist, , z. B. ein nroourstor und

ein negotiorum Kestor. Man nennt diese ausgedehnte Klage s«ti« cl«

in rem verso ntili» , und gestattet sie dem Dritten , der mit dem freien

Stellvertreter contrahirt hat, gegen denPrincipÄ ganz nach den Grundsätzen,

die von den Sklaven und Haussöhnen gelten. Man stützt diese Meinung

auf Ii. 7?§. I.L. 4. 26., die außer dem Zusammenhange des römischen

Rechtes gelesen wohl diese Meinung begünstigen könnte, aber nach der

historischen Erklärung nichts Anderes sagt, als die übrigen von der

s«tio cle In rem versa handelnden Stellt«^). Zudem gehört sie zu

den Reskripten, einer Gattung von Gesetzen, welche nicht sowohl zur

Einführung neuer Rechtssätze, als zur Entscheidung concreter Fälle nach

bereits bestehenden Grundsätzen bestimmt zu sein scheint.

^«t!« cke p»stu heißt die persönliche Klage, womit der Eigen-

thümer eines Grundstückes den auf Schadenersatz belangt, welcher auf

dem Grundstücke des Ersteren sein Vieh hat weiden lassen. Sie stammt

12) Q. I. v. IS. S. I,. 10. §. 4. v. ikiäem. §. 4. 5. nu«g cum ec> «zu! in

slien». (4. 7.)

lS) 8. 4. 1. 4. 7. I,. 10. §, 4. v. IS. S.

14) 5.. S. pr. 0. IS. S 1.. 3. S. I. 0. ibiclem.

15) 1,. 7. pr, <Z, ouoä cum so, oui in sliens. (4. 26.).

16) §. 4. 5. 4. 7.

17) S, 8. 1. 4. 7.

18) Vergl. Kritz Sammlung von RechtsfSllen Theil 1. S. 129. u. folg.



^«ti« 6s psuperie, W

 

aus den 12 Tafeln, und ist nur in einer einzigen Stelle der Justinianischen

Pandekten erwähnt*). '/ ?>", >" ' '

^«ti» «t« p»uP«rie oder »i tjuscitupss ^>super!eiu keeisse öi-

«stur, oder qusclruxeäsri» heißt die persönliche Klage, mit welcher der Ei-

genthümer eines zahmen Thieres, welches in einem Anfalle von Wuth Je

mandem Schaden zugefügthat, vom Beschädigten aüfSchadenersatz belangt

wird, wenn er es nicht vorzieht, durch die uoxue äeäiti« sich von dieser Ver

bindlichkeit zu befreien 2). Sie stammt aus den 12 Tafeln; ist eine »«xalis

»«ti«, und setzt folgende Erfordernisse voraus: 1) es muß ein vierfüßi-

ges Thier den Schaden zugefügt haben. Bei zweifüßigen tritt die utili«

svtiu ein ; 2) es muß von dem Thiere ein wirklicher Schaden zuge-

fügt worden fein. Dieser Schaden wird mit dem Namen psuperies be

zeichnet 4). Ob er mittelbar oder unmittelbar zugefügt worden, ist gleichgil-

tia °); 3) das Thier, welches den Schaden zugefügt hat, muß ein zahmes

Thier sein ^) ; 4) das Thier muß den Schaden in einem Anfalle von Wuth,

der außer seinem gewöhnlichen Character liegt,zugefügt haben (suimsl ooutrs

«stursrn motum uoeuisse riebet) ^). Der Beklagte ist der Eigenthü»

mer des Thieres, und die Klage geht bei der Veräußerung desselben, gleich

den anderen Noxalkagen, auf den neuen Erwerber des Thieres passiv mit

über 6). In folgenden Fällen fällt diese Klage ganz weg: s) wen» der, wel

cher beschädigt worden ist, das Thier durch seine eigne Handlung gereizt

hatte 2); t>) wenn das Thier, welches den Schaden zugefügt hat, von

einem anderen Thiere dazu gereizt worden ist ^) ; denn dann geht die Klage

sofort gegen den Eigenthümer des Thieres, welches die erste Veranlassung

zur Anreizung gegeben hat; «) wenn das Thier , welches, den Schaden

zugefügt hat, vor der litis ««uteststi« verstorben ist"). Sind mehrere

Miteigentümer des Thieres vorhanden, so kann ein Jeder von ihnen,

auf das Ganze verklagt werden ^). In manchen Fallen ist dem Be

klagten die Befugniß ausdrücklich entzogen, sich durch ooxse cieäitio

von der Verpflichtung zu befreien , Schadenersatz zu .-leisten. Nämlich :

1) in allen Fällen, wo der Beklagte als Kotus r>c>»sessc,rs behandelt wird ;

2) wenn der Beklagte fälschlich geläugnet hat, daß ihm das Thier ge

höre, und nachher vom Gegentheile überführt wird '?); 3) wenn das
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*) l>. 14. S. g. V. 6« prs«eriptis verbi» st in Kcwm aotionibu». (19. ö.)

1) Ssiilie. tom. VZI. p. 37—41. . ^

2) I». 1. pr. u. §. 1. IX « ynsaruvs« psuperiem. (9. 1.) 1,. 1. 11. v. ib!6.

3) l.. 4. v. 9. 1.

4) ? est o » 6« V. S. unter dem Worte pauperiss. 1. §. 3. 0. 9. 1.

5) I.. 1. §. 9. v. 9. 1. , '

6) 1,. 1. 5. 1«. V.9. 1. ,

7) 1^. 1. §. 7. 0. 9. 1. ?KsodK. psrspkr. inst. 4. 9. pr. t«m. II.

ZS. l.. Ä2> 5. 2. I>. »ck l««em ^«UilKm. (9. 2.) . > < ,

L) l.. 1. S. 12. v. 9. 1. <

S) l.. 1. S. 11. 0. 9. 1. ,. .

10) 1. §. g. v. idiäem., ' .^^ ' -t .! . . ^ , .

11) 1^. 1. §. 13. v. ibKIsm.

12) 1^. 1. §. 14. 0. ibi<Iem.

13) l.. 1. 5> 16. 0. 9. 1.
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Thier, welches den Schaden zugefügt hat, nach der litis «outestuti«

verstorben ist ^) ; 4) wenn der Eigenthümer, als er den Schaden erfah

ren hat, das Thier nicht sofort derelinquirt hat Was die Person

des Klägers anbetrifft, so wird die Klage einem Jeden gestattet, welcher

ein Interesse daran hat, daß die Sache nicht verletzt werde Sie steht

mjthin nicht allein dem Eigenthümer der beschädigten Sache zu, sondern

auch dem Usufructuar, Eommodatar u. f. w. Auch kann sie bei der

Beschädigung freier Personen angestellt werden, freilich nur auf Ersatz

der Kurkosten und Versäumnisse da in jeder anderen Beziehung die

Regel gilt : likeri e«rp«ris ssstiinatio uou «st. Saß die Klage actis

auf die Erben übergeht, ist aus den Pandekten gewiß ; von einem

passiven Uebergange auf die Erben kann schon deßhalb nicht die Rede

sein, weil sie nur gegen den angestellt werden kann, welcher zur Zeit der

litis vouteststi« Eigenthümer des Thieres ist

^eU» Se preuli» heißt die Klage, womit der Gläubiger eines

Sclaven oder Haussohnes den Herrn oder Vater desselben zwingt, daß

derselbe die Schuld des Elfteren in' so weit bezahle, als die Quanti

tät des psvuliuin reicht. Die Erfodernisse der Klage sind folgende :

1) daß die Forderung des Gläubigers aus einem erlaubten, mit dem

Sohne oder Sclaven abgeschlossenen Geschäfte herstamme '). Aus ver

botenen Handlungen des Sclaven oder Sohnes kann sie nur in soweit

gegen den Herrn oder Vater angestellt werden, als derselbe durch diese

Handlung bereichert worden ist^); 2) daß ein xeculium vorhanden sei.

Beim Sohne wird «erlangt, daß es ein pevuliui» proteetioiui» sei 2).

Die Größe des peculiurri wird nach der Zeit beurtheilt, wo der Prozeß

durch die »ententis entschieden wird^); deßhalb kann die Klage auch

dann giltig angestellt werden, wenn zur Zeit der litis ««»testsri« nichts

im xeculiui» sich befindet. In dieser Klage erscheint der Beklagte als

Schuldner, aber nur insoweit, als das pevuliurn zureicht Mithin

braucht er auch dem Kläger nicht mehr zu zahlen, als die Quantität des

pevuliym beträgt. In das pevulium wird Alles mit eingerechnet,

was der Beklagte cl«l« i»sl« aus dem pevulium unterschlagen hat

Und er muß dem Kläger, welcher nicht voll befriedigt wird , auf dessen

Verlangen Caution stellen , daß wenn das peoulirun künftighin einen

14) l«. ZI. pr. v. 6s noxalibus setioiübu». (9. 4.)

15) Sächsisches Landrecht II. 40.

16) I.. 2. pr. v. 9. 1.

17) 1^.3.0.9.1.

18) Ii. 1.§. 17. v. 9. I. . ' . ,

19) Ii. 1. S. 17. v. 9. 1. I.. 1. §. 12. V. !b!a«m. '. -

1) I.. 1. §. 7. 0. 6e Ki» <zui snu<l. (9. 1.) I.. SL. v. 6s ». I. (SO. 27.)

2) I.. S. 8. 12. v. äs pevulio. (16. 1.) , l . , ,

3) I.. 44. v. 15. 1.

4) I,. 30. pr. V. 15. 1. I«. 7> 8> 16. !>. cks rebus suxtoritsts pgs».

(42.4.)

5) I.. 44. 0. IS. l. , >

6) I.. 9. §. 4, v. IS. 1. I.. 21. pr. v. ibiä. ., .! .
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iieti« «le pscul!«. 7^

Zuwachs erhalten sollte , der Rückstand nachgezahlt werden würde ^). ^

In dieser Klage gilt die Regel: oeenpsnti» est meliar vonclitio

Deßhalb kann auch der Beklagte im voraus von der Quantität des

peoulirn« alles das abziehen, was der Sohn oder Sclave, welcher das

pevulium hat, ihm schuldet^). Ein Vorrecht, welches in. den römi

schen Rechtsquellen Privilegium äeäuvtiouis genannt wird und

selbst dann dem Beklagten zusteht, wenn der Kläger das Privilegium

exigeucli genießt Selbst auf Schulden des Sohnes oder Sclaven

gn fremde Personen, die der Beklagte zu vertreten oder zu entschädigen

hat, scheint es ausgedehnt worden zu sein. Wenigstens gilt dieß von

den Gesellschaftern und den Mündeln des Beklagten '^). Die Voraus

setzungen , unter welchen das Privilegium ueckuetioui» dem Beklagten

zugestanden wird, sind folgende: s) daß d?e Auszahlung der Schuld

noch nicht erfolgt sei '^); b) daß der Beklagte kein anderes Mittel

habe, um zu seinem Gelde zu kommen '^), e) daß eine wirkliche äe pe-

«uli« setio vorliege. Denn wenn eine Schuldforderung an den Sohn

oder Sclaven auf dem Wege der Compensativn gegen den Vater oder

Herrn geltend gemacht wird, so fällt das Privilegium clecluetioni» ganz

weg '5). Unter den einzelnen Gläubigern des Sohnes oder des Sclaven

geht derjenige, welcher zuerst klagt, allen Anderen vor ; doch muß ein

Jeder auf Verlangen des Beklagten bei der Zahlung Caution stellen, daß

er das Gezahlte ganz oder theilweise zurückzahlen werde, wenn vrivile-

girre Gläubiger nachkommen sollten '^). Aus Geschäften , welche un

mündige Hauskinder abgeschlossen haben, kann die Klage nur insoweit

gegen den Vater, gestattet werden, als das peeulium protsetiviuin der

selben dadurch vermehrt worden ist Die Klage ist ihrer Natur nach

eme s«ti« «6ieeti«ko uuslitstis, und unterliegt, wie die meisten per-

petuss setioues, einer 30jährigen Verjährung '^). Daß sie auf die

Erben des Klägers übergeht, versteht sich von selbst. Der passive

Uebergang der Klage auf die Erben des Beklagten ist bestritten. Im

Ganzen läßt sich wohl die Regel geben, daß die Klage auf alle Be

sitzer des peculium übergehe, ohne Unterfchied, ob sie dieß durch Sin

gular - oder Universalsuccession geworden sind ^). Doch haften diesel

ben für den clolu» des Beklagten nur in so weit, als sie dadurch reicher

., ,, ' ' '
,

'

,7) l»47.S.2..v» IS. .' < ''t.'->.^.,' ' >

L) I.. S2. pr. v. 15. I. ....

9) K. S. S. Z. v. !S>Z. ,I«.S.,S..ö.0.ii>iS. ,

10) Ii. s. z. 7. o. ö« tribut. »ct. (14. 4.) . >

11) Ii.S2.pr.v. IS. I. ,

12) Ii. S. §. 2. u. 4. v. 13. I. Ii. 11. §. 9. 0. idiaei». . i .

13) Ii. 11. v. äe inSsbiü cp«Si<ti.»»kk (12. 6.)

14) I.. 11. §. 6. v. 15. 1.

15) I,. 9. pr. V. ös ««mpsnsstionidus. (IL. 2.)

16) Ii. 52. pr. v. IS. I.

17) Ii. 1. 8. 4.V. IS. I. l - .>- , ...

18) Ii. 1. §. 1. v. ^usncko c>« psvulla^U« kmnslis »it. (15. 2.)

19) Ii. 27. 8. 2. v. IS. 1. Ii. 32. §. 2. v. ibickem. Ii. 21. S. 2. v.
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geworden sind 2«). Für ihren eigenen clolus haften die Erben des Be

klagten in »oliänm 2'). Wenn der Begriff des pevuliui» aus rechtli

chen Gründen zu existiren aufhört, erlöscht auch die svtio 6s pevulio 2«).

Doch hat sie der Prätor gegen den Vater oder Herrn noch ein Jahr lang

gestattet 25). Dieses Jahr wird nach den Grundsätzen, welche vom

unnus «tili» gelten, .berechnet ^), und läuft gewöhnlich von dem Au

genblicke an, wo der Sohn sein eigner Herr (»ui iuris), oder der Sclave

frei oder verkauft worden ist 2«). War indeß die Obligation, aus

welcher die üvtio 6s pe«u1i« zusteht, durch eine Suspensivbedingung

beschränkt, so läuft die Verjährungsfrist der Klage erst von der Zeit, wo

die Obligation klagbar wurde, d. h. von der Erfüllung der Suspensivbe

dingung an 2»). Die neueren Juristen bezeichnen diese vom Pcätor aus

gedehnte Klage mit dem Namen sotio äs pevulio sunalis , obschon sie

wohl richtiger mit dem Namen «tili» belegt würde ; um so mehr,

da sie nur eine Ausdehnung der wirklichen »vtio cle peonlio auf einen

Fall ist, für welchen sie eigentlich vom Anfange an nicht eingeführt

war 2«). Nach Ablauf des Jahres steht der Klage die Einrede der Ver

jährung entgegen 2>). Ist der Sohn durch den Tod seines Vaters »u!

iuris geworden, so wird 'sie gegen den Erben des Vaters gerichtet ; ist er

es aber durch die Deportation des Vaters geworden, so wird sie gegen

den Fiscus gerichtet , weil dieser das väterliche Vermögen einzieht ^°).

Die svtit, cle pevuli« fällt in folgenden Fällen weg : s) wenn die For

derung, welche der Gläubiger des Sohnes geltend machen will, aus

einer vom Haussohne an ihn gemachten Schenkung herstammt ^>); K^wenn

die Forderung des Gläubigers an den Haussohn gegen das KL. Klsveäo-

nisuui» verstößt^); «) wenn die Forderung aus einer unerlaubten

Handlung des Sohnes oder Sclaven stammt, und der Vater oder Herr

dadurch nicht bereichert worden ist^)z 6) wenn das peoulium keine

Vermögensstücken enthält, aus welchen der Kläger befriedigt werden

kann ^).

^«ti« 6epe»»i (richtiger äepensi svti«) heißt im vorjustinianischen

Rechte die durch die lex publilis eingeführte Klage, womit der Sponsor den

Hauptschuldner, für welchen er gezahlt hat (pro quo äepeosuui est), nach

 

2«) I.. 2l. §. 2. 0. IS. 1. I.. 30. u. 31. v. ibiäsm.

21) I.. 31. v. 15. I.

22) I.. 182. v. V. S. (S0. 16.) l.. 1. §. 3. 0. «usng« Ss pevulio. (16.

2.) I.. 3. v. ibig.

23) I.. 61. 0. mänSuti vel oontr». (17. 1.) I,. 1. pr. u. Z. 3. v. IS. 2.

24) I.. 1. §. 1 u. 2. 0. 16. 2.

26) 5.. 1. §. 2. u. 4. v. 16. 2.

26) I.. 1. §. S. 0. 16. 2.

27) I.. 61. v. mänSsti vel contra. (17. 1.)

28) I.. 1. §. 3. 0. 17. 1. ,

29) I.. 1. Z. 10. v. 16. 2.

3«) I.. 1. §. 4. 0. 16. 2.

31) Ii. 7. pr. v. <is ckonstioi.ibus. (39. 6.)

32) Ii. 6. pr. 0. äg ««. ^Kcegonisnum. (4. 23.)

33) I.. 3. §. 12. v. IS. I. .

34) Ii. 30. pr. 0. IS. 1.
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Ablauf von sechs Monaten von der Zahlung an gerechnet, zwingt, für die

geschehene Zahlung ihm Ersatz zu leisten Diese Klage concurrirte mit

der gewöhnlichen Regreßklage des Bürgen gegen den Hauptschüldner, der

insnästi s«ti» «oittrsrls, zeichnete sich aber vor derselben dadurch aus,

daß sie auf doppelten Ersatz des Gezahlten ging , wenn der Beklagte den

Klaggrund ableugnete und nachher vom Gegentheile überführt wurde

und, daß der Beklagte bei Anstellung derselben Caution dafür stellen

mußte , daß im Falle der Verurtheilung der Betrag der im Urtheile aus

gedrückten Geldsumme an den Klager richtig werde abgeführt werden^).

Im Falle des Badimoniums wurde die dem Versprechen beigefügte

Summe gerade auf soviel gestellt, als die vom Klager verlangte Geld

summe betrug 4). Ueberhaupt ähnelte das gerichtliche Verfahren, welches

man bei dieser Klage zu befolgen pflegte, demjenigen, welches man bei

der iuäiosti setio beobachtete. Daher beide Klagen auch öfters zusam

mengestellt werden °). In den Justinianischen Rechtsquellen kommt die

äexeusi »oti« nicht mehr vor. Der Hauptgrund davon ist wohl darin

zu suchen, daß die Sponsore« im Justinianischen Rechte den tiäelussores

in rechtlicher Beziehung gleichgesetzt sind. Die Natur der Klage war uns

bis zur Entdeckung der Institutionen des C a j u s gänzlich unbekannt ;

daher manche Rechtsgelehrte in den Sentenzen des Paulus I. 19. §. 1.

statt äeveusi vielmehr «levositi haben lesen wollen.

^eU« Se posttl» et «u«peil»i» heißt die persönliche Klage, wo

mit Jeder belangt «erden kann, welcher an einem Orte, wo Menschen

vorübergehen, etwas so hingelegt, hingestellt oder aufgehängt hat, daß

die Vorübergehenden durch den Herabfall desselben beschädigt werden

können (euius casus vrsetereuntibus perioulosu,» liituru» sit) >).

Diese Klage stammt aus dem Prätorischen Edicte, und steht im ge

nauesten Ausammenhange mit der aeti« «ie äeiectis et eKusi» 2). Sie

ist eine in ksvwul s«tio, und kann von Jedem aus dem Volke ange

stellt werden ^). Ihrer Natur nach ist sie eine Pönalklage ^); denn sie

geht auf die Erlegung einer Privatstrafe, welche in I u st i n i a n's Pandecten

zu 10 solicli angeschlagen wird Sie entsteht aus einem Quasidelicte.

Der Beklagte ist der Bewohner des Zimmers, wo die Sache hingestellt oder

hingehängt worden ist ohne Unterschied, ob er dieß selbst gethan oder nur

,
^ ,

. ,, , , ,
^. ^, .

1) inst. IN. 5. 127. und IV. §. 22. > '

2) 0»iv, g. a. O. ZV. K. 9. u. 171. III. §. 127, ?«ul! S. K. 1..19; 8. L

3) 0slii, a. a. O. IV. S. 2S. u. 102. ,,,>.,

4) psiu, a. a. O- IV. K. 186. , .', i ^

5) «»iu, a. a. O. IV. 5. 26. 102, 171. 186. , , . '

1) 1^. 6. §. 6. v. 6« Ki«, qu! eguckerint. (9. L.) 1'KeopK. p»r»j>Kr. 4, 5.

8. 2. eck. Keit« toin. II. p. 731. , . , ..f !^

2) 1.. S. §. 7. v. 9. 3. - .'!>. ,1^

3) 1,. S. 8- 1S.V. 9. S» ,l. . i : >,<

4) 1.. S. 8- IS. v. 9. 3.

6) I«. S. 8- 6. v. idick.

6) Ii. S. 8- W. v. ibick. ' '.. . , I ., .i ' , , ,.'

7) l.. s. 8. IS. v. idick.



gelitten hat, daß Einer von seinen Dienern es thue^). Hat aber ein

Sclave dieß gegen das Wissen seines Herrn gethan, so kann die Klage

nur als Noxalklage gegen - den Letzteren angestellt werden ^). Sie geht

activ auf die Erben über, passiv aber nie, weil sie eine Pönalklage ist

Sie gehört zu den Klagen, welche der Prätor der Straßenpolizei halber

eingeführt hat In der heutigen Praxis ist sie in Vergessenheit ge?

kommen, da unsere Pslizeiverordnungen dieselbe überflüssig gemacht

haben. " i-" >. !

M^etl» Se t!««« heißt dle persönliche Klage, womit der

Eigenthümer O«n Baumaterial doppelten Ersatz des Schadens von dem

verlangt, welcher das fremde Baumaterial für sein Gebäude oder für

seinen Weinberg verwendet hat'). Diese Klage geht gegen den bona«

und malse Käs! posss»»or 2), stammt aus den 12 Tafeln und grün,

det sich auf das in diesem Gesetze ausgesprochene Verbot, daß fremdes,

zu solchen Zwecken verwendetes Baumaterial nicht zum Schaden des Ge

bäudes oder des Weinberges von demselben^ getrennt werden soll ^).

Deßhalb wird ausdrücklich gesagt, daß, so lange das Baumaterial mit

dem Hause oder dem Weinberge in Verbindung fleht, keine Klage gegen

den Bauherrn zulässig ist^). Sobald aber das Baumaterial wieder

vom Häufe getrennt worden ist, ist auch die s«li« sä exKiKeaämn und

die rei vuiciivstio wiederum Zulässig °). Die erster? gestattete man

ausnahmsweise auch während des Bestehens des Gebäudes in dem Falle,

wenn der Bsicherr^ bei .der-Ve«wendung des Materials davon Wissen

schaft hatte, daß es dem Änderen angehöre?). , Man nahm hier nämlich

hie Idee d« ftvts possessio jU Hilfe (qussi äolo uislo äesierit possi-

äere). Die hlo 6s tiZn« iiuioto ist noch heute practifch, kann aber

jetzt nur auf den einfachen, Ersatz des Schabens angestellt werden. Con-

«urrirt sie mit der rei viuälvatia und der »ä exkibeuäum «eil«, so ist

dieser Concurs ein electiver ' - .

^«tl» «x«reU»rta, (richtiger sxerHitorl» »etig) heißt die Klage,

womit derjenige, welcher ein Geschäft mit dem Schiffscapitän (mszi-

»ter ukvl«) abgeschlossen hat, den Schiffsrheder (sxvroitor) zwingt, das

' S) I.. S«L.io.'V.!K!^ " '

9) I.. S. 5. 6. v. Ibiä.

10) I.. S. §. 13. 0. ibiS.

11) l.. i. §. i. v. idick. .i - , / i ei» ... , :

.i ,1) z. S9. äs rerum W«»!o«». fl. 1 > xr. ».^ tisao Kinvt«.

(47.3.) . .-.7,.- -i.^' '>.

2) I.. 2. v. 47. 3. Schräder zu Juftiniakös Institut. S. 199.

3) I.. 29. 1. 2. I. r.. SS. §. 6. 0. eei?,vi»Ä«Uoa«. (6. 1.) l.. 6.

p» sck exkibenäum. (10. 4.) , ,!^ ^- > >» > ' . .> ..! .' :

4) I.. 1. §. 1. v. 47. 3. Ii. 23. §. 6, u.,7. V.6..1. Savign y v.sm

Besitze. eS. V. S. 267. ^ .5 .ll .7 .5 .> !

6) 1^. 63. äs <l«nstiombu« i«ter virum et! uxorem. (24, 1.) 1>, 6. v.

10.4. , ^ .

6) §. 29. ^. 2. I. . .', . '. ,

7) I.. 23. 5. 6. 0. 6. 1. I.. 1. §. 2. l>. 47. S. , .'! ,. .. ..: , ,

5) z. 29.Z. 2. 1. ^
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zu bezahlen, wozu der Schiffscapitän sich verbindlich gemacht hat. !

da der Schiffsrheder durch die Ernennung des Capitäns im voraus c

Geschäfte genehmigt hat, welche der Schiffscapitän zum Zwecke l

Befrachtung des Schisses mit Anderen abschließen wird '), und ihm auch

aller Gewinn aus diesen Geschäften zufließt 2), so ist es auch billig, daß

er den Schaden ersetze, welcher aus den Geschäften dem Dritten entstan

den ist. Den Namen hat die Klage daher erhalten, weil die Schiffs

rheder exercitore» heißen, ohne Unterschied , ob sie Eigenthümer des

Schisses oder blos Pächter desselben sind. Die Voraussetzungen, unter

welchen die Klage gegen den Schiffsrheder stattfindet, sind folgende: s.) daß

der Kläger mit dem Schiffscapitän wirklich contrahirt habe^), b) daß die

ser Contract gerade die Branche von Geschäften betreffe, welche dem

Schiffscapitän ausdrücklich vom Schiffsrhcder zur Besorgung überwie

sen worden ist 4). Eine solche ausdrückliche Ueberweisung bezeichnet das

römische Recht mit dem Namen prse^osltio 2). Die Wirkung! der

Klage ist die, daß der Schisssrheder auf den ganzen Betrag dessen ver-

urtheilt wird, wozu der ins^lster usvis im Auftrage desselben sich ver

bindlich gemacht hat. Sind mehrere Schisssrheder vorhanden, welche

zusammen den Capitän ernannt haben, so kann jeder Einzelne von dem

Klager auf Bezahlung des Ganzen belangt werden °). Dieß deshalb,

damit der Dritte nicht die Unannehmlichkeit habe, mehrere Personen nach

einander verklagen zu müssen ^). Doch steht es natürlich dem, welcher

das Ganze für sich und seine« College« hat zahlen müssen, frei, den Letz

teren mit der »eil» Pro oder ««rnmuui o?ivi<1uuckc> in Anspruch zu

nehmen 6). Zwar gestatten manche Juristen in, diesem Falle dem eine»

Schisssrhedcr die Einrede der Theilung (bevekieium clivisiouis)

Allein diese Ansicht hat keine Stelle des römisch-Justinianischen Gefetz

buches für sich, und wird zum Ueberflusse noch durch die oben ange

gebenen Stellen widerlegt. Für Darlehne, welche der Capitän aufge

nommen hat, hastete der Schisssrheder nur dann, wenn der Erstere bei

Aufnahme derselben ausdrücklich erklärt hat, es geschehe dieß, um die

Kosten für die Unterhaltung des Schisses und der Schiffsmannschaft zu

bestreiten Dann aber ist der Schiffsrheder auch sofort zur Zurück

zahlung des Ganzen verbindlich, selbst wenn das geliehene Geld nicht zu

diesem Zwecke vom Capitän verwendet worden ist. Denn er mag es

sich selbst zuschreiben, wenn er einen unehrlichen Mann zum Capitän

bestellt hat. Die exervitorls avti« stammt aus dem prätorischen

1) l,. 1. §. 2. v. cks exercitoris actione. (14. 1.) IKeovK. vsrspkr.

IV. 7. §. 2. tom. H. p. 839.

2) I.. 1. §. IS. 0. 14. 1. . , . ., < ,

3) I.. 1. §. 2. v. 14. 1. . ,' , , '

5) I.. 1. S. 12. v. ibicl. ' ' " " "

6) I>. 1. 5. 2S. v. 14. l. '.

7) I.. 1. v. 14. 1. ^

8) Q. 14, v. Ss institori» actione. (14. 2.) > ! .

9) Glück, Erläuterungen der Pandekten Theil 14. S> 190 f. .

10) Ii. 1. §. S. u. 9. v. 14. 1. I,. 7. v. idi<I.
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Edicte, und ist? ihrer Natur nach eine s«t!« silie«!!«!»« qnsllwtts.

Besondere Bemerkungen. 1) Der Schiffsrheder ist verbindlich den

Passagieren allen Schaden zu ersetzen, welchen dieselben aus einem von der

Schiffsmannschaft begangenen Delikte erleiden. Die Klage auf Scha

denersatz, die dem Passagiere deßhalb zusteht, ist nicht die exervitoris

seti«, sondern die svti« cke rseertt« 2) Es' sieht in der Willkür

des Dritten, welcher mit dem Capitän «ntrahirt hat, ob er die Con-

tractsklage gegen diesen, oder die exervitoris gegen den Schiffsrheder

anstellen will "°). 3) Der Schisssrheder erwirbt aus dem Geschäfte,

das der Capitän für ihn mit einem Dritten-abgeschlossen hat, keine Klage

gegen den Dritten ^), sondern er muß, wMN er zu seinem Rechte

kommen will, mit der lovsti oder mauästi . sot!« den Capitän- zur

Cessio« seiner Klage zwingen, je nachdem der Letztere für Geld oder um

sonst seinen Dienst verrichtet. Nur ausnahmsweise ertheilten die xrse-

' kevri sunous« und die Statthalter der Provinzen den Schiffsrhedern

auch ohne Cession eine Klage gegen die Dritten, welche mit dem'Ca-

pitän contrahirt haben '^). Im heutigen Rechte bedarf er nie einer

Cession, sondern der Schiffsrheder erwirbt von selbst die »otia «Ms

aus dem von dem Capitän abgeschlossenen Contraete '^). ' '

^«t!» r«ff«»S«riKi» (Grenzscheidungsklage) Zst dieje

nige persönliche Klage ^), womit der, welcher ein dingliches Recht an

einem Grundstücke hat, seinen Grenznachbar zwingt, die verwirrten

Grenzen des anliegenden Grundstückes genau bestimmen zu lassen;

Der Zweck der Klage ist die Berichtigung der verwirrten Grenzen des

Grundstückes, und Schadenersatz für verursachte Störungen 2). Denn

Knes regere heißt soviel, als die Grenzen eines jeden Ackers bestimmen.

Die Erfordernisse der Klage sind folgende:' s) die Grundstücke, deren

Begrenzung verlangt wird, müssen Landgrundstücke (prseck!« rustics)

sein 2) z b) die Grundstücke müssen zusammenliegen und einander be

grenzen («oukuis praeäls) ^). Deßhalb fällt die Klage weg, wenn ein

öffentlicher Weg oder ein öffentlicher Fluß die Grenze bildet, o) Die

Grundstücke, deren Begrenzung verlangt wird, müssen schon vor der

Anstellung der Klage auf natürliche Weise getheilt worden -sein. Denn

wenn die Grundstücke, deren Begrenzung verlangt wird, nur intellektuell

zwischen dem Kläger und dem Beklagten 'getheilt waren, so kann die

Grenzscheidungsklage nicht stattfinden °). 6) Die Grenzen der Grund

stücke müssen auf irgend ein« Weise unsicher geworden sein. Zuerst

11) t.. 1. S. 2. v. 14. 1.

12) Ii. 1. I. 17. v. 14. 1.

13) I.. 1. §. 18. 0. 14. 1.

14) I.. 1. S. IS. v. 14. 1.

15) Glück 5.0. O.G. 198.

1) Ii. I. V. Knium rsßunäorvm. (lg. 1. 
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wurde b!ese Klage wohl nur den Eigenthümern der Grundstücke zuge

standen ") ; späterhin ertheilte man sie auch Jedem , der ein dingliches

Recht am Grundstücke hat, was ihn zum Besitze desselben berechtigt^).

Der Richter wird angewiesen, bei Entscheidung des Prozesses zuerst auf

die vom Staate angefertigten Verzeichnisse der Grenzfluren (tabula« eeu-

susles) zu fehen wenn nur nicht nachgewiesen werden kann, daß die

in denselben angegebene Begrenzung durch die Willkür der Besitzer

verändert worden sei. Deßhalb wird es sogar dem Richter zur Pflicht

gemacht, Feldmesser (sFrimensorss) mit der Besichtigung und Aus

messung der fraglichen Grundstücke zu beauftragen, und nach ihrem

Gutachten den Prozeß zu entscheiden ^). Können aber die ursprüngli

chen Grenzen nicht ausgemacht werden, oder halt es der Richter für

zweckmäßig , neue Grenzen eigenmächtig zu bestimmen so ist es dem

selben erlaubt, durch Adjudication eines Landstückes an die eine von den

Parteien, die Grenzen der Grundstücke zu bestimmen Im Falle der,

Adjudication wird die Partei, welche durch dieselbe gewinnt, verurtheilt,^

die andere Partei, welche dadurch verliert, in Geld zu entschädigen ^) ;

zugleich wird das iä, quoä iuterest, berücksichtigt '^), namentlich in

dem Falle, wenn die eine von den Parteien dir Grenzen absichtlich ver

rückt yder die Grenzzeichen vernichtet hat"),;, such der Ungehorsam der

Partei, welche den vom Richter abgevrdneten Feldmesser gehindert hat, die

Ausmessung der Grundstücke zu vollführen ^), wird in der Verurheilung

berücksichtigt; endlich werden darin alle Früchte, welche von der litis oouts^

ststio an gezogen worden sind, in der Verurtheilung zu Gelde angeschlagen' °).

Früchte, welche vor der litis couteswti« gezogen worden sind, werden

nach den allgemeinen Regeln, welche von dem .Fruchterwerbe gelten, be-.

urtheilt Die actio öuirnn reguuäorum gehört zu den iuäiois,

cluplivis. Mithin hat jede von den Parteien eine doppelte Rolle zu.

vertreten, nämlich die des Klägers und die des Beklagten Formell

gilt indeß der als Kläger, welcher den Prozeß durch seinen Antrag veran

laßt hat 'v). Im Falle beide Parteien zugleich darauf angetragen haben,

entscheidet unter ihnen das Loos ^"). Wenn die Klage mit einem Be-

^'s! ' '. .. , , : ,,'! 4 ,.. i' ,,!!,,

6) Ii. 1. o. liest pro v^lulicstione rei »it. (10. 1.) ,

7) I.. 4. §. 9. v. 10. 1.

L) I.. 11.0. 10. 1.

9) I.. 8. §. 1. v. 10. 1.

10) I.. 2. §. 1. 0. IN. 1.

11) I.. 2. §. 1. v. 10. 1. I.. 4. §. 6. v. ibiS. §. 6. ^. 4. 17.

12) I.. 2. §. 1. v. 1«. 1. §. 6. 3. 4. 17. 5 .,,

13) I.. 4. §. 1. v. 10. 1.

14) §. 6. 1. 4. 17.

16) §. 6. 1. 4. 17.
16) l.. 4. §. 2. v. 10. 1.

' 17) I.. 4. S. 3. 0. 10. 1.
18) 1,. 10. 0. 10. 1. I,. 37. §. 1. l>. tl« ol>Iig»t!onidus et »«tionlbus.

(44. 7.)

19) I>. 13. v. <ie iuöiriis. (S. I.)

20) l.. 14. 0. S. 1.
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rozesse kdntttrrirt, so soll der «tzte Prozeß zuerst entschieden werden,

und dann erst wird das Nrtheil in' der »ot!o linium r»SunÄvrUm ge,

föllt^>). Jrn älteren Rechte wurde der Gtenzrain durch!-einen?andftrich

von 5 Fuß Breite bezeichnet, welcher wohl dem veu» 1'erinlmi« geweiht,

und deßhalb d'er' Verjährung entzogen war^). Im Justinianischen

Rechte findet sich keine Spur davon mehr hor/-«nd es ist wohl richtiger

anzunehmen, daß dieß Vurch Gewohnheitsrecht abgekommen , - als -nach

de^t gewöhnlichen Meinung zu behaupten, daß es durch I,. 6. Lo6. 3. 39.

abgeschafft worden sei. - - ^ ^ ! " ^

^eti» in L»«tum KSversu» «K»4i»«n»»re» oder^: »gri

in«»s«r fslsmn mockum rsuuittlsvir, heißi die persönliche Klage, wo

mit der Feldmesser, welcher mit der »Ausmessung eines fiemben Grund

stückes beauftragt ist, auf Schadenersatz belangt werden kann, wenn er

Solo mst« ' oder «i>z>» 1«r» eine falsche Ausmessung vorgeirommen

h«t^). .Wegen <iner «»Ips Zsvis kann er nicht verklagt werden. Es

ist eine aUs ^em prätorischen Edicte stammende 'iu L»«tui» svti«

welche dem, welcher durch die'falsche Ausmessung in Schaden gekommen

ist, -nuö dann zusteht, wenn- er keine andere Klage hat/ um sich Scha

denersatz zu verschaffen 5)5 Sie ist Wohl eine PönaMge, da sie nicht

passiv auf die 'Erben übergeht ^), und nach SW Zeugnisse der Griechen

auf doppeltm Schadenersatz angestellt wird °), obgleich in den Justi

nianischen Mndecttn nür von dem einfachm Schadenersatze die Rede

zu sein scheint. Der Kläger ist ein Jeder, welcher durch das Urtheil

des Feldmessers in Schaden gekommen ist, oder dessen Erbe 6). Dabei

ist es gleichgiltig, ob der Feldmesser einen Lohn empfangen 'hat, oder

nicht. Denn dieß äiiderte die Natur der Klage nicht ab Die Klage

ist wohl deßhalb eingeführt worden, weil es nach dem iu« oiviie an Rechts

mitteln fehlte, um den Feldmesser zum Schadenersatze zu zwingen. Denn

eines Theiles könnte die seil« «on<Z»vti gegen dm Feldmesser schon deß

halb nicht angestellt werden, weil die Dienste der Feldmesser nach der

übereinstimmenden Meinung der vetsrss nicht Gegenstand eines Mieth-

contractes sein konnten, anderen Theiles reichte auch die Mandarsklage

gegen den Feldmesser nicht aus. Ihrer Dauer nach ist diese W isvwi»

»vti« eine svtic, Perpetua 6), und steht , wenn zwei Feldmesser mit der

Ausmessung beauftragt waren, gegen einen Jeden von ihnen i» soliäui»

zu v). Hat derjenige, welcher den Auftrag zur Ausmessung des Grund-

21) I.. 3.«. 3.39. .

22) Islgori sriglns« 5. 25. ?r«n ti iiu s ös limiübus sgrorum eg.

x. 39. «««. ' - - , ' "
1) 1,. 1. §. 1. ö. «i mensor fslsum mo6um g!xer!t. (II. 6.) ' '

2) I.. 1. pr. v. 11. 6.

3) I.. 3. §. 2. 1). 11. 6. I.. 3. §. 3. v. Zbig. I.. S. §. 1. 0. 11. 6.

4) I.. 3. K. 5. v. (11. 6.) '

5) <?<!, ^sl>r. tum. 7. v. 235. , „

6) I>. 3. §. S. 11. 6. , .

7) I,. 1. pr. v. 11. 6.

8) I,. 4. v. 11. 6. '

9) I,.S.xr. 0.11.6.
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stückes erhalten Hot, die Ausmessung nicht !n eigener Person vorgenommen,

fondern durch einen Anderen vornehmen lassen, so muß er denselben voA-

ständig vertreten, weil er gerade dadurch, daß ex sich einer wenig, zu?

verlässigen Person, anvertraute, sich eines Versehens schuldig gemacht

hat Die Klage ist. schon nach dem römischen Rechte , auf die Cal-

culatoren ausgedehnt worden, welche bei der Berechnung von Summen

sich einen Rechnungsfehler haben zu Schulden kommen lassen"), in»

gleichen auf die Architecten, welche bek der Ausmessung von Gebäuden

in ähnlicher Weife gefehlt haben '^).

^etl» ti«ttt»?i» ^richtiger lusti,wris Äviio), heißt, die prato-

rische Klage, womit derjenige , welcher mit dem Factor oder Prokuristen

einer Handlung (iusriwr) ein Geschäft abgeschlossen hat, den Principal

zwingt, daß er das vollständig bezahle, wozu der Prokurist sich im Namen

der Handlung verbindlich gemacht hat Denn da der Bortheil aus den

vom Prokuristen abgeschlossenen Contracten dem Principal zu Gute

kommt, so hat der Prätor es für billig gehalten, daß , der Principal aus

den Contracten des Prokuristen den Dritten, die mit demselben contrnhirt

haben, verbindlich werde ^). Die scitlc, in«tit«r1s hat ihren Namen von

den instiwres erhalten, worunter man nicht allein die Prokuristen, son

dern auch die Hausirer zu verstehen hat 2)'. Die Voraussetzungen, unter

welchen sie stattfindet, sind folgende: 1) daß der Dritte mit dem Jn-

stiror ein Geschäft abgeschossen habe, wodurch der Letztere 'Verbindlich

wird; 2) daß das Geschäft die Branche betreffe,, dereei Besorgung dem

Wstitor vom Principal übertragen worden ist ^). Die Klage ist ihrer

Natur nach eine svtio sälecticise quslitsti8, und stand srüherhin nur

aus erlaubten Geschäften des iustiwr zu z späterhin wurde >sie aber auch

aus Delikten gestattet, welche der Erstere bei Verwaltung seines Amtes

sich hatte zu Schulden kommen lassen ^). Diese ausgedehnte Klage

heißt in der Kunstsprache qussi iustitoris soti«. Aus Darlehnen, welche

der lustltor aufgenommen hat, wurde die svti« instltoria nur dann dem

Gläubiger gestattet, wenn der Principal dem Procuristen dicß erlaubt, wenig

stens es ihm nicht ausdrücklich untersagt?), und der Gläubiger das , Geld

unter der Bedingung vorgeschossen hat, daß es zu den Handtungszwecken

verwendet werde ?); Beides muß im Zweifel der Gläubiger erweisen «).

Doch ist es gleichgiltig, ob der Prokurist das Darlehn zum Nutzen der

10) I.. 1. §. 2. v. 11. 6. I,. 2. Z. 1. v. ibick.

11) I.. 7. K. 4. 1). 11. 6. - '

12) I.. 7. §. 3. v. idlg.

1) l^,. 1. V. <le institoris uetione. s14. 3.) §. 2. ^. quoö cum eo.

(4. 7.)

2) I.. 1. v. 14. 3.

3) I.. 4. v. 14. 3. I.. 18. v. idiä.

4) I.. S. S. 11. u. 12. v. 14. 3.

5) 1^. S. 8. 8. v. 14. 3.

6) 1^,. 1. L. 6e institoris setion«. <l4. 25.) I>. 6. §. 13. 0. 14. g.

^ 7) I.. S. §. 13. v. (14. 3.) l.. 13. pr. I>. ibig.

8) I>. 1. 0. 4. 25. I.. 13. pr. v. 14. 3. 1^. 7. §. 2. v. ge e««rc!tor!»

»etione. ^14. 1.)
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Handlung wirklich verwendet hat, oder nichts, da es der Principal

sich selbst zuschreiben muß, wenn er einen unehrlichen Mann der Hand<

lung vorgesetzt hat. Im Falle mehrere Principale vorhanden sind, so

kann ein Jeder von iHnen auf das Ganze von dem, welcher mit dem

ivstitor contrahirt hat, verklagt werden Doch steht es demjenigen,

welcher das Ganze hat zahlen müssen, frei, mit der setio pro socio

oder cornmupl älviäuUä« seinen Regreß an den Compagnon zu neh

men. Streitig ist es , ob auch der Principal aus den von dem Proru»

risten mit Dritten abgeschlossenen Contracten gegen die Letzteren sofort

klagen könne. Das römische Recht läßt die Klage des Principals nur

dann zu, wenn er auf keine andere Weise zu seinem, Gelde kommen

kann"). Vorausgesetzt indeß, daß der Eontract vom Procuriften

im Namen der Handlung, der er vorsteht, abgeschlossen worden >ist.

Die heutige Praxis läßt indeß die sotio utiUs auch ohne die zuerst ge

nannte Beschränkung zu , ^,.7- . > '

^ ^«tl» IiRterr«s»t»i7i» (besser intvrroZ. sctio) heißt int

römischen Rechte jede Klage:, in welcher das , was der Beklagte auf die

vorhergehende Frage des Prator oder des Klagers ^) an ihn, demselben

i» jure geantwortet hat, als formelle Wahrheit vorausgesetzt, und auf

diefen Grund hin eine Verurtheilung des Beklagten ausgewirkt wird.

Diese Klage- beruht auf einem besonderen Edicte des Prätor und

setzt, wenn sie mit Erfolg angestellt werden sollen, folgende Erfordernisse

voraus: 1) daß der, welcher die Frage an den Beklagten gerichtet hat,

befugt gewesen sei, dem Beklagten die Frage vorzulegen. Zuerst wurde

dieß Recht dem Kläger in den persönlichen Klagen, welche auf ein «srtum

gerichtet sind, zugestanden, um zu erfahren, ob und zu welchem Theile

der Beklagte wirklich Erbe des Schuldners geworden sei ^). Dieß war

deßhalb eingeführt, um dem Kläger den Beweis der legltimstio »cl,

esussni psssivuim zu erleichtern, und demselben ein Mittel an die Hand zu!

geben , die xlus xetitlo zu vermeiden. Späterhin dehnte man diese Be-

fugniß des Klagers auf die Erforschung des Alters des Beklagten aus ^) ;

in den dinglichen Klagen erlaubte man die Frage , ob der Beklagte Be

sitzer des Streitobjectes sei «) ; endlich gestattete man auch in den Noxal

klagen die Frage, ob das Thier oder der Sclave, welcher dem Klager den

Schaden zugefügt hat, im Eigenthume des Beklagten sich befinde ^).

9) I.. 7. §. 2. v. 14. 1.

1«) I.. 13. S. 2. v. 14. 3. Ii. 14. v. ibia.

11) I.. I. u. 2. V. 14. S.

12) Glück, Erläuterung der Pandekten Theil 14. S. 266.

1) v. 6s interrogstionldu» in iurs ksciengi«. (11. 1.) I«. 1. §. 1. V.

Zbiäem. . , .

2) I.. 9. §. 1. v. 11. 1.

3) ?r. 4. v. 11. 1. 5r. 11. §. 6. v. ibla.

4) I.. I. gr. v. 11. 1. rr. 2. u. 3. v. ibiä.

5) I,. 11. vr. 0. 11. 1.

6) I.. 10. v. II. I. I,. 20. §. I. u. 2. v. ibiä.

7) I.. 7. u. 8. v. 11. 1.
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Ueberhaupt scheint jede Frage erst, nachdem der Prätor sein Gutachten

darüber abgegeben hatte ^), zulassig gewesen zu sein, und man hielt da-

bei immer die Regel fest> daß nur solche Fragen vorgelegt werden dürften,

die in Bezug auf den vorliegenden Prozeß von Bedeutung waren v) ;

2) daß die Frage in iure, d. h. vor dem Prätor oder jedem anderen

msAistratus , welcher die iuris ckietic, hatte, vorgelegt worden fei").

Antwortete der Beklagte ohne vorhergehende Frage, so wurde dieß so an

gesehen, als ob er vorher gefragt worden wäre"); 3) daß die Antwort auf

die Frage wirklich erfolgt sei. Denn wenn der Beklagte schwieg, läugnete ,

oder zweideutig antwortete, so wurde er als oonturnsx behandelt, und

die gegen ihn anzustellende Klage auf das Ganze (in solickurn) gestat

tet '2). 4) Daß der Beklagte die Antwort in eigner Person abgegeben

habe i2). — Daß diese Erfordernisse wirklich vorhanden feien , hatte der

Klager im Zweifel zu beweisen '^). Die Wirkung der vom Beklagten

auf die Anfrage gegebenen Antwort ist die, daß sie zum Nachtheile des

selben als formelle Wahrheit angesehen und demnach ausgelegt wird '^),

und dieß deßhalb, weil man annimmt, er habe sich durch die Antwort, gleich

wie aus einem Contracte, verpflichtet. Doch beschränkt sich natürlich diese

Wirkung nur auf den Beklagten und dessen Erben; auf die Verhaltnisse

der suceessores singulare» kann sie keinen Einfluß haben. Ist die Ant

wort erfolgt , so kann sie nur aus einem gerechten Grunde zurückgenom

men werden "). Es versteht sich indeß, daß physisch und juristisch

unmögliche Antworten schon von selbst für wirkungslos erachtet werden

müssen '6). Manche neuere Juristen halten die iuterrogstorise »«tioues

für svtiones säieetivise ausiitstis. Schon lange vor Justinian sind sie ganz

außer Gebrauch gekommen, wie Callistratus in einer Pandectenstelle'^),

bezeugt. Doch ist darüber, Streit entstanden , ob dieß Zeugniß des Calli

stratus acht, oder erst von den Pandectencompilatoren verändert worden sei.

Für jene Meinung entscheidet sich Glück 2"), für diese Zimmern ^).

Demungeachtet sind die materiellen Grundsätze, welche das prätorische

Edict über die interrogstiones in iure und deren juristische Wirkungen

aufgestellt hat, auch noch in den Justinianischen Rechtsquellen als gelten

des Recht vorgetragen.

^otl» »ueri» »ver»1 (besser oneris sversi svtio), heißt die

persönliche Klage gegen den Schisser, welchem der Transport einer frem-

8) 1.. 9. S.S. v.l 1.1. l.. 21. v. ibiö.

9) Q. 9. §. 7. 0. 11. 1.

1«) I.. 2. S. 1. v. 11. 1.

11) I,.9. pr. v. 11. 1.

12) I.. 11.8. 3.4. u. 7. v. 11. I.

14) I,. 9. Z. 3. v. 11. 1. I,. 4. pr. I,. 11. 5- 9. 0. ibicl.

14) I,. 18. 8- 2. v. <Is xrobätionibns. (22. 3.)

1b) 6. 8- 1. v. 11. 1. I,. 11. 8- 1. u. 2. 0. ibia.

16) I,. 11. 8- S.v. 11. I.

17) I.. 11. 8- 8> 1«. 11- V. 11. 1. I,. 12. pr. v. N)i<I.

18) I.. 13. 16. 0. II. I.

19) I.. 1. §. 1. v. II- 1.

20) Pandectencommentar Theil 11. S. 2S5—283.

21) Römischer Prozeß S. 379.
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den Sache anvertraut worden ist, womit derselbe zum Schadenersatz ge

zwungen wird, wenn er die fremde Sache unterschlagen hat. Sie kommt

nur einmal in Justinan's Pandekten vor *), und zwar an einer Stelle,

wo ihre Statthaftigkeit bei der loosti« vonäuvrio irregularis gelaugnet

wird , weil die vom Schiffer unterschlagene Sache sein Eigenthum ge- ,

worden sei. Im spateren Rechte ist sie unnütz geworden, seitdem man

die Diebstahlsklagen auf diesen Fall angewendet hat.

^«U» r»«1U«n» ist der allgemeine Name für solche prätorische

Klagen, welche eingeführt sind, um die Gläubiger gegen den Schaden

sicher zu stellen, welchen sie aus dm dolosen Handlungen ihres insolventen

Schuldners zu fürchten haben Die einzelnen zu diesem Zwecke ein

geführten Klagen sind : I) einein laotum sotlo, deren Erfordernisse

folgende sind: s) daß das Geschäft, welches der insolvente Schuldner

mit Dritten abgeschlossen hat, ein neues Geschäft sei '^); daher leidet die

Klage auf Zahlungen, welche der insolvente Schuldner in Folge eines

schon früher abgeschlossenen Geschäftes gemacht hat, keine Anwendung

K) daß das mit dem Dritten abgeschlossene Geschäft eine Übertragung des

Eigenthumes oder eines anderen Rechtes an den Dritten oder wenigstens

eine Entäußerung eines solchen Rechtes vom Seiten des insolvente»

Schuldners zu Gunsten eines Dritten enthalte «) daß der Schuld, '

ner entweder schon insolvent sei, oder wenigstens durch den Abschluß des

Geschäftes insolvent werde °) ; 6) daß der Schuldner die Absicht habe,

durch den Abschluß des Geschäftes seine Gläubiger in ihren Rechten z«

verkürzen. Die Klage erstreckt sich nach zwei Seiten hin. Denn sie

kann gegen den Schuldner, welcher das Geschäft abgeschlossen hat, '«uf>

Restitution des ganzen aus dem Geschäfte gezogenen Gewinnes angestellt'

werden eine Verbindlichkeit, welche ihn gleichsam zur Strafe für seine

dolose Handlung trifft, und ihm selbst dann obliegt, wenn ihm sein ganzes

Vermögen durch die bonorum veuclitio entrissen worden. Gegen den

Dritten aber, welcher das Geschäft mit dem insolventen Schuldner abge

schlossen hat, geht diese Klage auf Wiederumstoßung des Geschäftes (re-

voostur negotium, resoiuäitur) und Restitution alles dessen, was er

aus dem Geschäfte empfangen hat; bei der Veräußerung von Sache»

also auf Rückgabe der Sache an die Concursmasse z bei der Eingehung

einer Obligation auf Quirtirung derselben. Vorausgesetzt indessen/ daß

der Dritte, gegen welchen oie Klage angestellt wird, äoli oousvir« war,

*) I.. 31. v. locsti «ongueti. (19. 2.)

1) 5.. 33. §. 4. v. äs (usuris.) 22. I. l'KeopK!!. psrspkr. 4. 6. Z. 6.

tom. 2. p. 794.

2) l,. 6. §. 6. v. quse in trsuäem creäitorum. (42. 8.)

3) l^. 6. §. 7. v. 42. 8. I,. 10. §. 6. v. ibidem. I.. 26. §. 1. v.

idiüem.

4) I.. I. §. 1. u. 2. 0. 42. 8. I.. 26. v. ibidem.

5) 1-,. 17. §. 1. 0. 42. 8. I.. 10. 0. qui et » quibus memumissi. (40. 8.)

6) I.. 1. pr. 42. 8. li. 2S. §. 7. v. ibiSem.

7) 1^. l«. I. 11. v. 42. 3. 5.. 10. §. 22. 0. ibickem. Vgl. Schrö

ter in Sin de' s Zeitschrift für Zivilrecht und Prozeß. Bd. 6. 133.
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d. h. darum wußte, daß der Smcursschuldner insolvent war, und d!e Ab»

ficht hatte, durch den Abschluß des Geschäftes seine Glaubiger zu verkür«

zen 6); ein Erforderniß, welches nur dann wegfällt, wenn das vom,

Concursschuldner mit dem^Dritten abgeschlossene Geschäft eine Schenkung

war v). JhrerNatur nacr/ ist diese Klage nur eine persönliche ; mithin geht

sie gegen dritte Besitzer der Sachen des Concursschuldners nur dann, wenn

sie die vom insolventen Schuldner veräußerten Vermögensstücke vom ersten

Erwerber derselben ivsls ticke an sich gebracht haben ^). Der Kläger ist

gewöhnlich der durch das Geschäft in Schaden kommende Gläubiger,

oder, wenn Concurs zum Vermögen des Schuldners eröffnet worden ist,

der «ui-ator Konorui» Die Klage gehet activ- und passiv auf die

Erben über; actio ohne Beschränkung '2), passiv nur in so weit, als die

Erben des Beklagten durch die Veräußerung bereichert worden sind ^).

Die Dauer der Klage beschränkt sich auf ein einziges Jahr , welches nach

den Grundsätzen, welche vom »onus urilis gelten, berechnet wird '^).

Der Anfangspunkt dieses Zeitraumes wird von der bonorum veoditlo

des Gemeinschuldners an berechnet '^). II) Eine rei vluaivstio reseis-

soris gegen Jeden, welcher eine Sache vom Gemeinschuldner durch Tra

dition empfangen hat, wenn der letztere diese Uebergabe in der Absicht, seine

Gläubiger zu verkürzen, vorgenommen hat '^). Die Klage war ihrer

Lormulit nach wohl eine »«tio twtiti», d. h. sie enthält die Fiction in sich,

daß die Tradition nicht geschehen sei ^), und ging auf unbedingte Resti

tution der Sache sammt ihrem Zubehöre. Die materiellen Bedingungen

dieser Klage wurden wohl nach den Regeln der iu ts«wm svtio beurtheilt;

auch scheint die Verjährungsfrist dieselbe gewesen zu sein. III) Interäiewr»

Irsuaatorinin. Siehe Artik. iureraiets.

^«tl» z,etU»rI», petitorische Klage im Gegensatze der possessori

schen Klage (possessoria svtio) heißt bei den neueren Rechtsge-

lehyen jede Klage, in welcher über das Recht, nicht über den Besitz

gestritten wird. Der Ausdruck petitoria avtio ist den röm. Rechts

quellen nicht fremd, und bezeichnet die Eigenthumsklage im Gegensatze

der Interdikte '). Wahrscheinlich hat aber dieser Ausdruck keine Be

ziehung auf die Natur der Klage, da er von der alten rei vinäiosri« per

" ,,' '., 5'",,,,, , '.-!'Z»6','

8) I.. I. pr. v. 42. 8. 6. 5. 8. Ii. 10. pr. v. ibiäsm, ^. 10,

§. 2—4. v. idickem. Vgl. F r a n k e im Archiv für civilistische Praxis. 16.

S. 126. . '

9) I.. 6. 5- 11. v. 42. 8, ,, ^! ?.

10) I.. 9. v. 42. 8.

11) I.. 1. pr. v. 4S. 8.

12) I.. 1«. 8- 25. p. 42. 8.

13) l.. 1«. 8 25. v. 42. 8. l«i 11. v. !d!S«m. -!. .

14) I.. 6. Z. 14. v. 42. S.l ! .7, !.i " > " C

16) I,. 6. 14. v. 42. 3. I«. 10. 8- 19. v. idiclsm. "'

16) 8- 6. I. 4. 6., ?KeopK. p« 4. 6. §. 6. p. 794^ t>., 7. ». «2. 3.

17) Schräder zu Justinians Institutionen S. 64l. l , ^ , ,^

1) l.. 4. ^. S« intsrckioü«. (4i IS.) L. Ä6. pr. v. Si reZ vK6Zc»t!«ne.

(6.1.) -"''-'^ "'^

6*
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snrinulgm petltorllun entlehnt zu sein scheint ^). Possessorische Klagen

(rwssessoriae soiiones) heißen bei den Neueren die Klagen, welche zum

Schutze eines rechtlich erworbenen Besitzes eingeführt sind. Dem röm.

Rechte ist diese Bedeutung ganz fremd, denn es versteht unter z>«sses-

sorise »otioues nur solche Klagen, welche ?em Konorum z>os»es»or

zum Schutze seines prätorischen Erbrechtes ertheilt werden ^).

^ett« pr»e,,»r»t»r!» (präparatorische, vorbereitende Klage)

heißt jede Klage, welche deßhalb angestellt wird, um eine andere gewisse

Hauptklage zu begründen , welche entweder anders gar nicht Statt hat,

oder wenigstens nicht sicher und mit Nutzen angestellt werden kann , als,

wenn' zuvor die vorbereitende Klage angestellt worden ist. So ist z. B>

die s«ii« uck exlübeuäm» in Bezug auf die nachfolgende Ggenthums-

klage (w rem svtio) eine präparatorische Klage, wenn der Klager sich

durch die Anstellung der erfteren davon überzeugen will, ob die Sache,

welche der Beklagte besitzt, mit der, welche er vindiciren will, identisch sei

oder nicht *).

^e«o rublieiana, kommt im römischen Rechte in zwei verschie

denen Beziehungen vor. ^) kublioisna iu rem actio (ViF. 6. 2.) heißt

eine vom Prätor P u b l i c i u s eingeführte in rera scti«, womit derjenige,

welcher eine Sache ex i«8ts osusa durch Tradition von einem Nichtei-

genthümer empfangen hat, die Sache von Jedem, welcher ein minderes

Recht daran hat, vindicirt Erfordernisse dieser Klage sind: 1) daß der

Klager die Sache ex iusw «süss empfangen habe. Unter iu«ts osusa

ist hier jeder Grund zu verstehen, aus welchem der Empfänger das Eigen

thum erworben haben würde, wenn die übrigen Erfordernisse, die zum Ei

genthumserwerb nothwendig sind, vorhanden gewesen wären 2); 2) daß

der Kläger die Sache durch Uebergabe (rrsäitio) empfangen habe

Darauf aber, ob der, welcher die Uebergabe vorgenommen hat, der Eigen-

thümer der übergebenen Sache war oder nicht, kommt gar nichts an.

Denn obschon das Edict den uou äomiuus ausdrücklich erwähnt, so ist

dieß doch offenbar nur deßhalb geschehen, um anzuzeigen, daß die Klage

auch in diesem Falle gestattet werde. Ist die Sache Mehreren nach ein

ander von demselben Nichteigenthümer verkauft und übergeben worden,

so entscheidet man sich im Zweifel für den, welcher die Sache zuerst durch

Tradition empfangen hat ^). . Ist sie aber mehreren nach einander von

verschiedenen Nichteigenthümern übergeben worden, so entscheidet man sich

im Zweifel für den Besitzer der Sache ; 3) daß der Empfänger der Sache

!» Kons Käe sich befinde. Diese bona Käes muß zu zwei verschiedenen

Zeitpuncten vorhanden sein, nämlich erstens zur Zeit, wo das Geschäft

2) Lsiu, inst. IV. §. 91—93. . ! ,,

3) Ii. 4. 0. 6e Osrdonisno ecket«. (37. 1«.)

') Ii. 3. §. 1. v. sg exkibengum, (10. 4.) I,. 3. §. S. v. ibidem.

Vergl. Glück Erläuterung der Pandecten Th. 11. S, 181.

1) 1,. 1. pr. v. 6s ?ublieisns in reg, actione. (6. 2.)

2) I.. 13. pr. v. 6. 2. i

. S) Ii. 1. pr. v. 6. 2. I.. 7. §. 16. v. ibiäem.

4) I.. 9. §. 4. 0. 6. 2.
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abgeschlossen worden ist, zweitens zur Zeit, wo die Uebergabe erfolgt ist °).

Auf die Kons öäe» des Vorgangers im Besitze wird keine Rücksicht ge

nommen^). 4) Daß die übergebene Sache einer Veräußerung fähig sei.

Deßhalb findet die Klage bei solchen Sachen nicht Statt, deren Ver

äußerung durch eine lex oder durch eine «onstiwtio verboten ist^);

6) daß die Sache der usuesvi« nicht entzogen sei ^). Nur ausnahms

weise wurde sie auch bei sgri veetiFsIes und anderen unverjährbaren

Grundstücken zugelassen ^). 6) Daß die Person, von welcher der Empfän

ger seine Rechte ableitet, veräußerungsfähig gewesen sei Doch gilt

der Empfänger schon dann für hinreichend entschuldigt, wenn er von der

Veräußerungsunfähigkeit seines Vordermannes nichts wußte. 7) Daß der

Empfänger den Besitz der Sache durch Zufall verloren habe"). Die

Klage beruht auf der juristischen Fiction, daß der, welcher iusw ex «dus»

den Besitz der Sache erworben, und denselben, bevor er sie verjährt,

verloren hat, das Eigenthum der Sache durch Ersitzung erworben

habe '2). Und diese Fiction wurde mit in die Formel aufgenom

men 12). Die Wirkung ist ganz dieselbe, wie in der rei vin6ivatio ;

auch hier gilt die tww possessio , gerade wie bei der Eigenthumsklage.

Was den Beweis in der ?nK1ieisus svtio anbetrifft, so braucht der

Kläger nur darzuthun, daß er die Sache iusw ex «süss tradirl er

halten habe, und daß der Beklagte dieselbe besitze oder wenigstens in

der Lage sei, daß er als Korus possessor angesehen werden müsse.

Dagegen wird er mit dem Beweise der eigenen Kons iiäes verschont '^),

nach der Regel: ^uilibet prsesuinitur oouus, «Zone« prokstur voutra-

riuin. In folgenden Fällen fällt die ?nKIi«isns in rein setio weg:

s) wenn der Beklagte der wahre Eigenthümer der Sache ist >°); denn

dieser kann die exceptio iusti äoininii vorschützen, welche die römi

schen Rechtsquellen mit folgenden Worten bezeichnen: si es res posses-

soris non sit. K) Wenn der Beklagte ebenfalls Kons licls und iusts

ex «süss die Sache besitzt ^). L) publioisnä uoti« heißt auch die

Eigenthumsklage, welche demjenigen, welcher in Staatsangelegenheiten ab

wesend, oder in feindlicher Gefangenschaft befindlich gewesen ist, bei

seiner Rückkehr gegen den Besitzer seiner Sache, welcher sie einstweilen

verjährt hat, verstattet wird '^). Die Klage beruht auf der rechtlichen Fiction,

5) I.. 7. §, 17. 0. 6. 2.

6) Z^.. 7. 8. 11. u. S. IS, v. 6. 2.

7) I.. 12. §. 4. v. 6. 2.

L) I.. 9. §. S. v. 6. 2.

9) I.. 12. S, 2. v. 6. 2.

10) I.. 13. §. 2. V. 6. 2. I.. §. 7. 4. v. ibidem.

11) S, 3. u. 4. Z. <i« s«t!v»!liu». (4. 6.)

12) cisius inst. 4. §. 36. §. 3. u. 4. ^, 4. 6. 1'KsovK. instit. 4.

6. §. 3. u. 4. tum, 2. p. 791. seq.

13) Osius inst. 4. §. 36.

14) I.. 7 §. 8. v. 6. 2.

15) I.. 3«. ös evictionibu«. (8. 4S,)

16) 17, v. 6. 2. l^. 24. v. 6« exceptio»« rei iuäicst»«. (44. 2.)

17) I.. 9. §. 4. I>. 6. 2.

18) §. 3—5. Z. 4. 6.
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daß die Verjährung nicht vollendet worden sei '°), und hängt wahrschein

lich mit der in integrum restitutio ex «süss sbseuti»s zustimmen 2«).

Das prätorische Edict hat späterhin diese Klage auch auf den Fall

ausgedehnt, > wenn der Abwesende tm Gerichte nicht vertreten wurde

An den Pandekten heißt sie öfters rescissoria setio, weil sie auf der

Rescission der geschehenen usnospi« beruht ^). Daher nennen sie die

neueren Rechtsgelehrten gewöhnlich ?uK1i«isuä in rem sotio resvisso-

ris. Daß sie prätorischen Ursprunges ist, ergibt sich theils aus ihrem

Namen , welcher gar nicht unverbürgt ist ^) , theils «us dem Zeug

nisse der Justinianischen Institutionen 24), theils endlich aus dem Zu

sammenhange der Klage mit der iu ivteAruiu restitutio.

^ett» K«s»« heißt die Klage, womit der, welcher mit ei

nem Haussohne oder einem Sclaven contrahirt hat, den Vater oder

Herrn desselben, welcher zu dem von der seiner Gewalt unterworfenen

Person abgeschlossenen Geschäfte seine Einwilligung gegeben hat, zwingt,

den Betrag dessen, was das Object der Obligation ausmacht, zu zah

len. Die Erfordernisse der Klage sind folgende: 1) daß der Sohn

oder Sclave das Geschäft in eigener Person mit dem Dritten abge

schlossen habe, 2) daß das Geschäft vom Sohne oder Sclaven nicht

im Namen des Vaters oder Herrn abgeschlossen worden sei denn,

wenn es im Namen des letzteren abgeschlossen worden ist, so geht die

Contractsklage sofort als s«ti« äireeta auf den Vater oder Herrn

' passiv über, und der Sohn oder Sclave wird gar nicht verbindlich;

3) daß das Geschäft mit Einwilligung des Vaters oder des Herrn ab

geschlossen worden sei 2). Ursprünglich konnte diese Einwilligung wohl

nur dann zur svti« czuoä iussu berechtigen, wenn sie dem Abschlüsse

des Geschäftes voranging. Späterhin reichte es schon hin, wenn der

Bater oder Herr das Geschäft genehmigte ^). Auf die Art und Weise der

Einwilligung kommt im Justinianischen Rechte nichts an, da wenigstens

Eine Stelle vom Auftraggeben ^) spricht, und eine andere es schon

für hinreichend erklärt, wenn der Vater den vom Sohne oder Scl«.

ven ausgestellten Schuldschein unterschrieben hat °). Uebrigens ist es

dabei ganz gleichgiltig, ob die Einwilligung des Vaters oder Herrn an

19) §. 3—5. I. 4. 6. 1'KsopK. inst. 4. 6. §. 3—S. p. 790. 5,. 57.

v. inäiuZäti. (17. 1.) 1.. 35. pr. v. Se «KÜK. «t s«t. (44. 7.)

20) Burchardi Lehre von der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand.

S. 153—155. ^,

2t) S. b. Zl. 4. 6. I,. 1. F. 1. V. ex quibus esusi« insiores. (4. 6.)

l<. 21. pr. v. ibiSem. Ii. 26. §. 8. v. idiclein.

22) I.. 23. §. S. u. 6. V. 4. 6. I.. 35. pr. v. 44. 7.

23) Schräder zu Justinian's Institutionen. S. 639.

24) §.3—5.?.4.6.

1) 1^. 5. pr. v. quoc! iussu (15. 4.) I,. 4. <?. quoä vum e«, yu! in

klien» potsstate est. (4. 26.)

2) I.. 13. «. 4. 26. I.. 1. v. 15. 4. S. 1. 5. on«ä cum «o. (4. 7.)

3) ll. 1. § 6. v. 16. 4.

4) I,. l. §. 3. v. 15. 4.

5) I,. 1. §. 4. v. ibigem.
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den Sohn oder Sklaven in Person, oder an den Dritten, welcher mit

einem der letzteren contrahitt hat, abgegeben worden ist Die

Klage ist eine sä!e«ti«ise «uslitstis seil«, und stammt aus dem ins

Kouorsrluul Der Zweck derselben ist der, daß der Beklagte auf

den Betrag des Ganzen verurtheilt werde v), weil der Klager bei dem

Abschlüsse des Geschäftes mehr den Credit des Heyn oder Vaters, als den

des Sclaven oder Sohnes berücksichtigt hat ^). Hat aber der Bater

«der Herr nur für einen Theil des abgeschlossenen Geschäftes seine Ein

willigung ertheilt, nicht aber für das ganze Geschäft, so kann er nur

auf das verurtheilt werden, worauf er seine Einwilligung beschränkt

hat i"). Es ist sehr streitig, ob diese Klage noch heute anwendbar sei

oder nicht. Die meisten Rechtsgelehrten läugnen ihre Anwendbarkeit

in dem Sinne, daß die Klage als solche formell nicht mehr vor

komme, weil in allen Fällen, wo sie früher statt fand, späterhin die «««-

rlieti« d. h. eine directe gegen den Herrn oder Vater gerichtete Klage ge

stattet worden ist "). Doch kann man recht gut diese Folgerung läug

nen, und die Wahrheit des Grundes zugeben. Denn es ist nicht

unerhört, daß zwei Klagen aus demselben Grunde gegen denselben

Beklagten zustehen; zudem wird die svti« qnoä iussu in den Pan-

decten, im Codex, in den Institutionen als ein geltendes Rechtsmittel

bezeichnet; endlich deutet die eben angeführte Stelle der Institutionen

nicht auf die Aufhebung der sotio uuocl iussu, sondern aus eine Zu

lassung der «oiiäiötio neben der uctio czuoä iussu. Den Namen hat

die svtio ouoci iu8«u wohl aus einer Stelle des prätorischen Edictes

erhalten. lussus heißt in der Kunstsprache der römischen Juristen der

vor dem Abschlüsse des Geschäftes erklärte Wille des pstertsmMä« in

Bezug auf Personen, welche seiner Gewalt unterworfen sind '^).

^«ti» re«ez»ti«i» (besser reoeptivis a«ti«) heißt die persönliche

Klage, womit der, zu dessen Gunsten ein urFe»tsrIus durch ein vonstitu-

turn clediti sich verbindlich gemacht hat, die Erfüllung des Versprechens von

dem letzteren erzwingt Diese Klage stammt wahrscheinlich aus dem (Zi

vilrechte, beschrankt sich aber auf das ««ustiwwra srgsiltsriorum , ohne

Unterschied, ob eine vertretbare oder nicht vertretbareSache constituirt wor

den ist Sie hat das Eigenthümliche, daß sie auch dann angestellt wer

denkann, wenn dem ««nstiwwi» des srgeutsriu» keine Hauptverbindlich-

keit zu Grunde liegt während das gewöhnliche «ovstiwwm äebiti erst

6) l.. 2. §. 1. v. IS. 4. I.. 3. v. ibiöem I.. S. v. ibiöem. Vergleiche

Thibaut im Archive für die civilistische Praxis. Theil 12. S. 184.

7) I>. 1. v. IS. 4. I.. 13. <?. 4. 26.

8) I.. 1. v. IS. 4. §. 1. I. 4. 7.

9) I.. 1. xr. v. 15. 4. S. 1. I. 4. 7.

10) I.. 3. v. IS. 4.

11) z. 8. 5. 4. 7. Vergl. Thibaut a. a. O. Th. 12. S. 175—191.

12) Schräder zu Justiman's Institutionen. S. 67S.

1) 11>eopK. inst,. 4. 6. §. 8. öS. Keitn. tom. II. p. 798. I,. 2. «.

äs ronstitnt» pecunis. (4. 18.)

2) VbeopK. a. a. Orte S. 798.

3) I.. 2. pr. O. verd: it» tsme». (4. 13.)
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dann als klagbar sich darstellt, wenn demselben ein wahres clebiwm, des

sen Abzahlung durch das constitutum versprochen wird, zu Grunde liegt

Den Namen hat sie wohl deßhalb erhalten, weil man vom constituirenden

srAentsrius den Ausdruck revipere gebraucht hat, vielleicht selbst in

der Klagformel, welche nach dem Zeugnisse Justinian's aus feierlichen

Worten zusammengesetzt war °). Au Justinan's Zeiten war sie bereits

ungewöhnlich, und dieser Kaiser vollendete ihre Abschaffung, indem er die

meisten Eigenthümlichkeiten derselben auf die »otio oonstitutoria über

trug b). Siehe d. Art. «onstitutum.

^«t!« re»ei»»»ri», auch iuäieiuin resvissoriui», ist in den rö-

mischen Rechtsquellen der allgemeine Ausdruck für solche Klagen, welche

die gänzliche oder theilweise Aufhebung eines rechtlichen Geschäftes be

zwecken '), oder in Folge der Aufhebung eines rechtlichen Geschäftes als

utile» actione» dem, welcher sie verloren hatte, wiedergegeben werden

Man rechnet dahin: >) die Klage, welche dem gegeben wird, welcher über

das gesetzliche Maß hinaus geschenkt hat; 2) die rei viväiostio, welche

den Abwesenden gegeben wird, wenn ihre Bermögensstücken in ihrer Abwe

senheit von Anderen durch Verjährung erworben worden sind ; 3) die

Klage, welche dem Gläubiger gegen die alten Schuldner gegeben wird,

deren Obligation durch die Jntercession einer Frau aufgehoben wor

den ist. Im Restitutionsprozeß bezeichnet man mit diesem Namen Kla

gen, welche man durch die in iutegruin restitutio wieder erlangt ^) , im

Gegensatze des iuckicium rescinäsns, womit man gewöhnlich den Restitu-

tionsprozeß selbst bezeichnet. Dem römischen Rechte sind diese letzteren

Kunstausdrücke fremd.

^«U« rssUtutorl» heißt jede Klage, welche in Folge der Aufhe

bung eines rechtlichen Geschäftes als utilis s«tio dem, welcher die äirevts

svtio verloren hat '), wiedergegeben wird. So bei der Jntercession der

Frauen , so bei der in integrum restitutio 2).

^«ti» Servi»»», kommt in den römischen Rechtsquellen in zwei

ganz verschiedenen Bedeutungen vor. H,) Bezeichnet sie die prätorische

Klage, welche dem Verpächter eines Landgrundstückes (vrseäium rusri^

ouiu) gestattet wird, um den Besitz der Sachen des Pachters zu erhalten,

welche ihm für die Bezahlung des Pachtgeldes verpfändet worden sind

4) Ii. It. pr. u. F. l, V. 6« «gn»t!tut, pevuniä, (13. 6.) Ii. 18. Z. 1,

U. I.. 19. 0. ibicl. I.. 2. pr. «. 4. 13.

6) I.. 2. pr. «. 4. 13.

6) 1.. 2. pr. «. 4. 13.

1) I,. 21. Z. 1. v. <Zs Sonstionidus. (39. 6.) Ii. 16.«. sck «O. VeNsisnum,

(4.29.)

2) Ii. 28. Z. 6. u. 6. V. ex quikus «susi« msiore». (4. 6.) I,. 24. O. öe rel

vinäicstione. (3. 32.) Ii. 18. L. cle postlimini« reversi». 8. 60.

3) Burchardi die Lehre von der Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand. S. 429.

1) I.. 8. §. 9., 12. u. 13, 14. V. »S S«. VeUeisrum (16.1.) Ii. 13,

>di<!. I.. 3. O. <le «O. VeUeisu«. (4. 29.)

2) I.. 46. I. 3. v. äe pr««urst«ribus. (3. 3.)

1) g. 7. ^. <le ^ttionidu» . (4. 6.)
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Sie ist eine m rem »et!«, und wird nach den Grundsätzen der srbitrsrlas

«otioues beurtheilt ^). Nach Analogie derselben ist die Pfandklage,

welche soti« nussi Kervisns oder b^potbevaris genannt wird, gebildet

morden ^). Den Namen hat die Servisns »«tlo vom Prätor S e r v i u s

erhalten, welcher sie eingeführt haben mag. L) ^otlo Servians heißt

auch die Klage, welche derjenige, welcher die Gütermasse eines Gemein

schuldners durch bonorum emtio an sich gebracht hat, gegen die, welche

dem Gemeinschuldner etwas herauszugeben schuldig sind, anstellt, um

sie zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit zu zwingen. Diese Klage beruht

auf der juristischen Fiction, daß der bonorum emtor Erbe des Gemein

schuldners sei (tivto SS. Kserscts 4) , und scheint dann stattgefun

den zu haben, wenn der Gemeinschuldner verstorben war. War der-

selbe noch am Leben, so konnte der bonorum emtor die vom Prätor

PubliusRutilius eingeführte, und nach ihm benannte Rutilisns s«ti«

brauchen, in welcher der bonorum emtor sich für den Bevollmächtigten

des Gemeinschuldners ausgab. Mithin stellte er die intern!« auf die

Person des letzteren, die Condemnation aber auf sich selbst °).

«ervl «»rruptt heißt die durch den Prätor eingeführte ')

Persönliche Klage, mit welcher der Eigenthümer eines Sclaven den Nicht-

eigenthümer desselben verklagt, wenn derselbe ihn zu bösen Handlungen

«erführt, und dieß in der Absicht gethan hat, um den Eigenthümer

in Schaden zu bringen. Sie steht nur dem Eigenthümer des Sclaven

gegen den Nichteigenthümer zu ^), und geht stets auf doppelten Ersatz

alles Schadens, welchen der Kläger durch die Verführung seines Sclaven

erlitten hat Sollte der verführte Sclave auch Sachen , welche sei

nem Herrn eigenthümlich angehören, bei seiner Flucht dieblicher Weise

entwendet haben, so muß auch der dadurch verursachte Schaden

doppelt ersetzt «erden ^). Auf den einfachen Schadenersatz geht diese

Klage nur dann, wenn sie während des Bestehens der Ehe vom Ehe

manne gegen seine Frau angestellt wird ^). Die Klage ist eine seil»

Perpetua, und geht activ auf die Erben über 6), passiv aber nicht,

weil sie eine Pönalklage ist. Auch, wer wissentlich einem fremden Scla

ven auf seiner Flucht eine Zufluchtsstätte eingeräumt hat, kann mit die

ser Klage belangt werden Schon nach dem römischen Rechte ist

sie auf mehrfache Weise ausgedehnt worden. Denn eines Theiles

2) §. 31. 5. 4. 6.

3) Schräder zu Justinian's Institutionen S. 641., Büchel von

der Natur des Pfandrechtes S. IIS.

4) O»!v« inst. IV. Z. 36.

5) Osius instjt. IV. Z. 3S. voll. § 86. u. f. Vergleiche Pugg 6 im Rhein.

Museum. Th. 2. S. 93.

1) Ii. 1. pr. v. äe ssrv« «orrupt«. (11. 3.)

2) I.. I. §. 1, I.. 14. §. 1. v. ibiäem.

3) Ii. 1. Z. 1. I.. 9. Z. 2. 1.. 10. v. ibiöem.

4) Ii. 10. v. ibi<Iem.

5) 1^. 17. v. 11. 3.

6) Ii. 1«. 0. ibiS.

7) Ii. 1. pr. Ii. 5. pr. V. ibiäem.
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wurde sie auch dem Usufructuar °) als utilis sctlc, gestattet, obschon

sie dembouse Käei z>«8se»s«r ganz abgesprochen wird^), anderen Theiles

kam sie auch dem Vater als utills svtl« zu statten, dessen Wustsini-

Us» von einem Anderen verführt worden In der heutigen Praxis

gestattet man sie ebenfalls dem Leibherrn wegen der Verführung seiner

Leibeigenen , dem Ehemanne wegen der Verführung seiner Ehefrau , der

Dienstherrschaft wegen der Verführung des Gesindes , den Militärchefs

wegen der Verführung der ihnen untergebenen Soldaten, der Gerichts

herrschaft wegen der Verführung ihrer Gerichtsunterthanen Doch

geht sie in allen diesen Fällen nur auf den einfachen Ersatz des zuge

fügten Schadens.

^U««» trllbutorl» (besser tribiitoria sotio) heißt die Klage,

womit die Handlungsgläubiger eines Haussohnes oder Sclaven, welcher

mit seinem pevuUuin eine Handlung etablirt hat, den Vater oder

Herrn desselben belangen, damit er das peoulluin, in so weit es zur

Handlung verwendet worden ist, unter sie nach dem Verhältnisse ihrer For

derungen vertheile. Die Erfordernisse der Klage sind: 1) daß der

Sohn oder Sclave ein pevulwm habe. Beim Sohne wird vorausge

setzt, daß es ein peeuliuin proievtloiuin sei. 2) Daß es ganz oder

zum Theile vom Sohne oder Sclaven zum Etablissement einer Hand

lung verwendet worden sei >) ; 3) daß die Handlung vom Sohne oder

oder Sclaven mit Wissen und Willen des Vaters oder des Herrn be

trieben worden sei ^) ; 4) daß der Kläger mit dem Inhaber der Hand

lung (also mit dem Sohne oder Sclaven) in Bezug auf die Hand

lung Contracte abgeschlossen habe ^) z 5) daß der Beklagte das pevu-

Uru» des Sohnes oder Sclaven auf verhältnißmäßig ungleiche Weise

unter die einzelnen Gläubiger der Handlung vertheilt habe ^). Das

Petitum der Klage wird darauf gestelllt, daß der Beklagte den Theil

des pevuliuiu, welcher zur Handlung verwendet worden ist, unter die

Gläubiger des Sohnes oder Sclaven verhältnißmäßig nach Procenten

vertheile ^). Für den übrigen Theil des pecuUum ist die Klage als

wirkungslos zu betrachten. Zu dem Fond der Handlung werden der

Apparat und die Außenstände derselben gerechnet ^), selbst die vom Be

klagten oder dem Inhaber der Handlung verheimlichten Sachen müssen

sofort herausgegeben und zum Betrage der Masse geschlagen werden'').

Die VertheUung des xeouliuiu unter die Gläubiger liegt dem Beklag

8) 5,. 7. §. 1. v. 11. 3.

9) I.. I. F. 1. v. ibidem.

1«) I.. 14. §. 1. 1^. 2. v. idiS. Vergl. Nooörvomm. sa?k>»a. S. 253.

11) Vgl. Glück Erläuterung der Pandecten. Th. 11. S. 319.

1) I,. 2. I). ge tributoriä svtion«. (14. 4.) Ii. 5. §. 4. v. ibiSsm.

2) I.. 1. Z. 3. v. 14. 4. §. 3. 5. ouog «um ««. (4. 7.)

3) Z. 3. 1.4. 7.

4) I,. 5. §. 7. u. 12. 0. 14. 4. §. 3. 1. 4. 7.

5) I.. S. Z. S. u. II. v. 14. 4.

6) I.. S. S. 12. u. 13. 0. 14. 4.

7) Z. 3. 1. 4. 7.
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ten ob, doch genießt er dabei nicht das Recht, das, was ihm der Sohn

oder Sclave schuldet, im Boraus von der zu vertheilenden Masse ab

zuziehen (Privilegium cleäuerionis) . denn in dieser Klage ist das

Verhältnis) aller Gläubiger der Handlung gleich Doch steht es dem

Beklagten srei, gleich den übrigen Gläubigern seines Sohnes oder Skla

ven auf verhältnißmäßige Befriedigung aus der zu vertheilenden Masse

Anspruch zu machen Bei der Auszahlung muß der Klager Eau-

tion stellen, daß, im Falle sich noch andere Gläubiger melden sollten, er

das an ihn zu viel Gezahlte zurückgeben werde Diese Klage ist

nach den Ansichten der neueren Juristen eine sotio «äievtieiss qusli-

tsti», und hat ihren Namen deßhalb erhalten, weil die Vertheilung des

neouUur» unter die Gläubiger der Handlung dem Beklagten erlaubt

wird Sie ist eine vernewä svtio und geht jedenfalls activ

auf die Erben über. Gegen die Erben des Vaters oder Herrn kann sie

aber nur insoweit angestellt werden, als dieselben reicher geworden

sind '^). Im Falle der Sohn oder der Sclave mit seinem xevuliuin,

verschiedenartige Geschäfte, oder an verschiedenen Orten verschiedene

Handlungen etablirt hat, findet unter den Handlungsgläubigern eines

jeden Geschäftes eine Art von Separation statt '^). Denn man nimmt

an, daß jeder Gläubiger mehr in Bezug auf den in jeder Handlung be

findlichen Fond, als auf die Person des Inhabers der Handlung de

letzteren creditirt habe. Dagegen steht es dem, welcher Maaren i

das Geschäft abgeliefert hat, noch frei, dieselben zu vindiciren

vorausgesetzt, daß sie noch in der Handlung vorhanden sind, und der

Kaufpreis derselben nicht ausdrücklich vom Verkäufer derselben dem In

haber der Handlung creditirt worden ist.

^eti» imiv«r«»Ki» heißt bei den neueren Rechtsgelehrten jede

Klage, bereu Petitum auf die Anerkennung eines Rechtes auf eine uni-

versitss gerichtet ist. Das römische Recht bezeichnet solche Klagen mit

dem Ausdrucke: svtioues, <zu»e cie univsrsitsts vronosita« sunt

und setzt sie den snsvisle» in rem, actione» entgegen , d. h. solchen,

deren Object nur eine einzelne individuelle Sache ist. Zu den universs,-

les actione» rechne? man die bereclitstis rietitio, die a,uerelkt iuotnoi-

osi, und das interckiotuni Quorum bonorum 2).

^«ti» veetlg»tt» (besser vs^igsiis svtio) heißt die dem Pach

ter eines vräsäium vevtigsls zustehende dingliche Klage , mit welcher er
 

«) I..7. Z. 1. v. 11. 3.

8) I.. 12. v. 14. 4.

9) I.. 6. v. 14. 4.

1«) s. 3. 1. 4. 7.

II) I>. S. Z. 19. 0. 14. 4.

22) §. 3. 1. 4. 7.

13) 7. §. S. 0. 14. 4.

14) I.. 7. §. S. v. 14. 4.

15) l.. 5. 5. IS. u. 16. v. 14. 4.

16) I.. S. §. 18. v. 14. 4,, §. 41. 5. g« rsrum ölvisioue. (Z. 1.)

1) I,. 1. pr. v. <le rei vii>äie»ti«ne. (6. 1.)

2) Ii. 1. I. 1. 0. yuorum bonorum. (43. 2.)
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die Restitution desselben von einem jeglichen Besitzer desselben verlangt ').

Sie steht demselben nicht allein gegen dritte Personen , sondern selbst ge

gen die Stadt zu, von welcher er den Acker zum Erbpachte empfangen

hat 2); gegen die letztere indeß nur unter der Voraussetzung, daß der

Pachter den jahrlichen Pachtzins (vectlZsI) richtig abführe. ?rssäia

vevtlgsliä, auch SAN veciiAiäes genannt, heißen solche, Municipien und

Colonien eigenthümlich zugehörende Grundstücke , welche für einen jähr

lichen Pachtzins dem Pachter und dessen Erben auf immer oder auf eine

bestimmte Anzahl von Jahren zur Benutzung überlassen werden ^). Die

jahrliche Pachtabgabe heißt in der Kunstsprache veeriZsl ^). Im Justi

nianischen Rechte ist die Lehre von den sgri vevtiZsIes Antiquität ge

worden, doch sind die Grundsätze, welche früher von ihnen galten, auf

die sgrl empK)tteuti«srii übertragen worden. Daher die vevtiAsIl«

»Ltl« im Justinianischen Rechte auch dem Emphyteuticar gestattet wird.

^etlo vis.« reoept»« (besser vis« rsesptss soti«), heißt eine

Klage, womit der Eigenthümer eines Grundstückes den Feldnachbar,

welcher einen öffentlichen Weg durch eine unrechtmäßige Handlung auf

des ersteren Grundstück zu verlegen gewußt hat , auf Schadenersatz be

langt '). Weiter ist uns von dieser Klage nichts bekannt-, da sie nur

einmal in den Justinianischen Pandekten erwähnt wird. Schütting ^)

«ennt sie vis« reievtse seti«.

^«ti»»«« y»»!!t»tl» heißen in der jetzigen

Kunstsprache gewisse durch das prätorische Edict eingeführte Zusätze zu

bestimmten Klagen, durch welche die Natur der Klage, zu welcher der

Zusatz gemacht wird, auf irgend eine Weise umgestaltet wird Es

sind mithin keine selbstständige Klagen , sondern nur Umbildungen spe-

cieller Klagen für einen concreten Fall. Gerade durch den Zusatz, wel

cher die sliieetiois qualits» bestimmt, werden solche specielle, Klagen, die

aus der Obligation hervorgehen, auf Fälle ausgedehnt, auf welche sie

ohne Zusatz nicht anwendbar gewesen wären. Ihren Namen erhalten

die einzelnen sctioue« säisctlviss «zuslitstis von dem Geschäfte, wel

ches der Klage zu Grunde liegt. So sagt man »vti« emtl äs psvulm

und setia oonckuvti tributoris 2). Gewöhnlich rechnet man zu den

svtioue» »äleotieise Huslitstis folgende: die »vti« äe rieoulio, czuoä

jus»«, äs in rei» versa, tributoris, exsrvitoris, instltoris, äse«,

quoä oerto Ivo«. Manche rechnen sogar die tritiesrl» «ouäiorl« dazu,

aber ganz ohne Grund. Der Name setio säievt. ist erst von den

neueren Rechtsgelehrten erfunden, in den römischen Rechtsquellen kommt

1) I.. IS. §. 26. v. Se asnmo inksvt«. (39. 2.) Ii. 1. pr. u. §. 1. v.

«i sger veetigsÜ» ig est empkvteutiesrius petatur. (6. 3.)

2) I.. 1. Z. 1. v. 6. 3. I.. 2. v. ibiäem.

S) I.. 1. v. 6. 3. I.. 3. v. !bi6.

4) 1^. l. pr. v. 6. 3. I,. 2. v. ibig.

1) I,. 3. pr. V. g« viä publi». (43. 11.) , ?

2) ^cl ?sulli «ent. Kecspt. II. 14. p. 252.

1) Hübner, Zusätze und Berichtigungen zu Hdpfner'ö Jnstitutionen-

commentar S. 82.

2) 1! «II «r «ommentati« ack I?r«Lm. Z2. v. ä« peculio S. 43.
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er «lcht vor. Die Veranlassung zu dem Namen hat I/. 6. tz. 1. 0. cle

exercitoris sotiune (14. 1.) gegeben, wo es von der, in diesem Titel be»

handelten Klage heißt: Irov eäivto uou trsnstertur actio, seä

scliioitur.
^«t!«i,e« iit rem »«rlptae, oder, wie sie auch heißen, sotio-

nes personales in rem »rciptse heißen in der gewöhnlichen Kunstsprache

solche Klagen , welche aus einem obligatorischen Verhaltnisse entspringen,

aber nicht allein gegen den Urheber der obligatorischen Handlung , son

dern auch gegen jeden, welcher im Besitze des in Frage stehenden Streit-

objectes ist, angestellt werden können. Man rechnet dahin gewöhnlich die

actio Huocl mein» osuss l), die svtio »i czuackrupes vuuveriein tecisse

öivatur^), die actio s<1 exuiben6um^), die s«4io sc^nse vluviae sroen-

<l»e^), das interclivtum c^nod leAstorum, das interclivtum c^nocl vi sut

clsm°), und die svtio s^olil^). Manche Rechtsgelehrte weichen insofern

von der angegebenen Begriffsbestimmung ab, als sie unter sotiouesiu rem

«vrintae solche Klagen verstehen, welche^aus einer obligatorischen Hand

lung entstehen, aber nicht allein gegen den Urheber der Handlung, son

dern auch gegen Jeden, welcher mittelbar und folgeweise dabei betheiligt

ist, angestellt werden können?). Keine von beiden Meinungen scheint

eine unbefangene Critik auszuhalten. Denn zu geschweige«, daß der

Begriff dieser Klaggattung in den römischen Rechtsquellen nirgends aus

drücklich festgestellt ist ^), so scheint er auch nur aus Mißverständniß von

kr. 9. §. 8. l>. nuoclmetus causa (4. 2.) und 1^. 1. h. Z. v. cle in-

teräivtis (43. I.) entstanden zu sein. Denn wenn es in der ersten

Stelle von der actio ouoä metus csuss heißt: cum sutem Iiae« actio

in rein »it,scrinta, ne« versonuin vim iacientis «osrcest , so heißt

dieß nur soviel, die actio «. m. c. ist eine allgemein gefaßte Klage und

beschrankt sich nicht allein auf die Person dessen, welcher die widerrechtliche

Gewalt angewendet hat. In der zweiten Stelle aber sind die Worte:

interclicts omni» , licet in rem vicleuutur «oucepts , vi tsmen ipsu

personal!» »,,nt davon zu verstehen, daß die Jnterdictensormeln allge

mein abgefaßt zu sein scheinen, in der That aber sich doch nur auf eine

bestimmte Person beschränken.

^«tl»n«s »ox»Ie« (richtiger uox. sct.) Noxalklagen, heißen

lche, in welchen demjenigen, welcher ein lebendes Wesen, das ei-

m Andern Schaden zugefügt, in feiner potestss oder im äomi-

um hat, die Wahl gelassen wird, entweder das lebende Wefen an den

eschädigten auszuantworten (noxse äsre), oder ihm den Schaden zu

1) l^>. 9. §. 8. v. izuoS metus causa. (4. 2.) I.. 14. §. 3. V. idiä.

2) 1,. 1. §. 12. 0. si c,u»6ru9es. (9. 1.)

3) I.. 3. S. 3. u. 15. v. sä exkibenäum. (10. 4.)

4) 1.. 6. S. S. v. <ie aqua. (39. 3.) I.. 12. v. ibig. I.. 1. §. 13. v.

yuoä legstorum. (43. 3.)

5) 1^. 6. §. 13. v. <zuo<I vi aut clsm. (43. 24.)

6) Osp. 18. X. Z« rest. «pol. (2. 13.)

7) Schilling, Lehrbuch der Institutionen des R.R. Band 2 S. 346.

S) Du r o i im Archiv für civ. Prax. Bd. 6. S. 110.
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ersetzen. Die Falle, in welchen sie stattfinden, sind: 1) wenn ein fremder

Sclave, 2) wenn ein fremder Kllustäiuilis», Z) wenn ein fremdes vierfüßi-

ges Thier Jemandem geschadet hat Im Justinianischen Rechte ist nur

der erste und dritte Fall noch übrig geblieben, da die noxse äeäirio

des tUiustsiuills» schon früh abgekommen ist ^). Manche von den

Noxalklagen sind selbstständige Klagen, z. B. die svri« si quacirupes

rmuperieuz, je«i8»s äivarur ; manche sind nur Zusätze, zu speciellen Klagen,

welche nach den der Klage zu Grunde liegenden Delikten benannt sind, z. B.

die svtio kurri iioxali8, 6änmi iniurls 6stl uoxslis. Die gemeinschaftlichen

Voraussetzungen dieser Klagen sind folgende : 1) daß Jemand widerrecht-

licher Weife einen Schaden erlitten habe, ohne Unterschied, ob es ein

Vermögensschaden oder eine Beeinträchtigung seiner Ehre ist; 2) daß

dieser Schade ihm von einem lebendigen Wesen, welches einer fremden

potestas oder einem fremden äouünium unterworfen ist, zugefügt wor»

den sei. Man beurtheilt dieß aber nicht nach der Zeit, wo der Schaden

wirklich geworden ist, sondern nach der Zeit, wo die Klage angestellt wird.

Daher die Regel noxs vs^ut seczuitur, d. h. die Noxalklage kann gegen

Jeden und zwar nur gegen Jeden angestellt werden, in dessen z>ot«stss oder

cioiniiiium das in Frage stehende Subject jetzt steht; gegen Andere, die

kein Recht mehr daran haben, ist sie unzulässig^). Späterhin dehnte

man indeß die «oxslis sctl« auch auf alle diejenigen aus, welche Besitzer

des esput qoveus sind, und das ist wohl der Grund, warum der Konss

und Mälas Käei Z>«88e88«r damit belangt werden kann 4). Daraus er

gibt sich , daß wenn der Beschädigte die p<zte8ts8 oder das äominium

in Bezug auf dieses Subject erworben hat, die uoxslis svtio von selbst

wegfällt 5), ein Satz, welcher im älteren Rechte wenigstens für den Fall

nicht unbestritten war, wenn der Beschädigte das Wesen, welches ihm

geschadet, ex uoxsli esr,8ä empfangen hatte ^). Daraus ergibt sich

ferner, daß wenn der Sclave, welcher den Schaden zugefügt hat, frei

gelassen worden oder gestorben ist, die uoxslls s«tlc> ganz wegfällt, ohn-

erachtet es dem Beschädigten im ersten Falle freisteht, die directe, aus

dem Delicte entspringende Klage gegen den Freigelassenen anzustellen ^).

Daraus erklart sich endlich, daß wenn ein freier selbstständiger Mann

Jemandem Schaden zugefügt hat, und sich später adrogiren läßt, die

Delictsklage als «oxslis svtio gegen den Adoptivvater angestellt wer

den kann 6). Die Noxalklagen sind theils durch das iv8 «Ivils , theils

durch das prätorische Edict eingeführt worden. Der Grund , weßhalb

1) Osius inst. 4. §. 75—79. — 1. <le noxsübus sotlonIKus. (4. 8.) —

«i qu»<lruves. (4. 9.) — v. <Zs nnxsl. »ct. <9. 4.)

2) Z. 6. 5. 4. 8.

S) Z. S. 1. 4. 8.

4) 5,. 1l. I). 9. 4. I.. 13. ibig.

5) I.. 20. v. 9. 4. , ,

6) Osius inst. 4. §. 73.

7) Z. S. 5. 4. 8. I.. 17. g. 7. 0. 6e inmrii» et fsmos!« libelüs.

(47. 10.)

8) 0siu8 inst. 4. §. 77.
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dieß geschehen ist, wird dahin angegeben, daß, nachdem man sich

darüber vereinigt hatte, die Delictsklagen auch gegen den Sclavenherrn

oder den Vater , welcher den Sohn in der Gewalt hat , zu gestatten , es

unbillig gewesen wäre, wenn man dem Beklagten die Verpflichtung hätte

auferlegen wollen, mehr Geld zum Zwecke des Schadenersatzes hinzugeben,

als das Subject, welches den Schaden zugefügt hat, Werth ist ^). Die

Art und Weife, wie die Befugniß, die noxas äeäitl« vorzunehmen, in

der Klage dem Beklagten gestattet wurde , war ein in der karmuls zu

Gunsten des Letzteren angebrachter Vorbehalt bei dessen Weglassung

der Klager eine plns perltio beging , und mithin den Prozeß verlor.

Diefer Vorbehalt wurde nach Analogie der srbitrarise svti«r>«s einge

richtet, und daherkommt es wohl, daß die n«xsles »vtloue» geradezu

von Justinian zu den srKitrsrläs svtlouez gezählt werden"). Daher

die alternative Natur der Verurtheilung in solchen Klagen: aur uoxse

liefere sut cleosni solvere ^). Die uoxss <!e^iti« wird

übrigens dem Beklagten nur noch so lange gestattet, als er über die iuäl-

«sti »ello noch nichtigem contestirt hat ^), (denn nachher, wird er ge

zwungen, nur die Geldsumme, auf die er verurtheilt ist/ zu erlegen), und

konnte von demfclben wohl auf jede Art und Weise bewerkstelligt werden,

durch welche man das Eigenthum oder respective die väterliche Gewalt

auf Jemanden übertragen konnte. Der Mancipationsform thut nament

lich Cajus '4) Erwähnung, und es cxistirte in Bezug auf diefelbe ein

Streit zwischen den Sabinianern und Proculianern, ob eine einfache

oder dreifache Mancipation bei der Mancipation eines KliusksiniUss sx

noxsli «äu8ä norhwendig sei oder nicht. Die Sabinianer entschieden

sich für die erste Meinung , die Proculianer für die zweite. Die letzteren

deßhalb, weil die 12 Tafeln die Vorfchrift enthielten, daß ein Lliusisml-

Hu» nicht anders aus. der vaterlichen Gewalt befreit werden könnte, als

wenn er dreimal verkauft worden sei; die ersteren deßhalb, weil sie die

angegebene Vorschrift nur auf solche Mancipationen bezogen, welche frei

willig, nicht gezwungen Vorgenommen werden. Für die übrigen Kinder

und Kindeskinder, welche in der elterlichen Gewalt stehen, war wohl vom

Anfange an die einfache Mancipntionsform unbestritten. In den Justi

nianischen Rechtsbüchern finden wir anstatt der Mancipation nur die

Tradition^) erwähnt, welche bei Thieren und Sclaven das Ei

genthum des esput uooevs an den Kläger giltiger Weise übertragen

konnte. Die Befugniß des Beklagten, die noxss äeäitl« vorzunehmen,

beurtheilte man nach der Zeit, wo die litis vontestatic, erfolgte, was

sich schon daraus ergibt, daß der Beklagte von der Nothwendigkeit Utei»

9) Oiu» mst. 4. §. 77. Z. 2. 5. üs noxsl. s«t. (4. 8.)

1«) S. 31. 1. äs sctionibus. (4. 6.) , ,

11) Z. 31. 5. 4. 6.

12) Zimmern römischer Prozeß S. 163 und Geschichte des römischen

Privatrechtes Theil 1. S. 701.

13) 1^. 20. Z. 5. v. ö« Kereg. Petition«. (S. 3.)

14) I. 1. §. 141., 4. §. 79.

15) 1^. 16. I). äs nox»I!bus svtivnibus. (9. 4.)

,
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zu contestiren frei wurde, wenn er entweder die uoxss äeclitlo sofort

vornahm, oder wenn ihm nicht nachgewiesen werden konnte, daß der

Sclave zur Zeit der litis «onteststio in seinem Gewahrsame Lotest»»)

war, oder daß er äolc, ms!« das Gegentheil herbeigeführt habe^). Ueber die

beiden letzten Fragen entschied gewöhnlich der Eid. Uebrigens galt die

Regel, daß man fremde Sclaven nur in ihrer Anwesenheit vertreten

konnte; eigene hingegen auch dann, wenn sie abwesend waren "). War

die Eigenthumsfrage unentschieden, so ließ man die Vertretung des Ab»

wesenden schon dann zu, wenn es anerkannt war: «um bous ticks «er-

vir«. Die Vertretung des Abwesenden hatte das Eigenthümliche, daß

der Herr entweder die «suti« iuclivio sisti für ihn leisten oder die Ii»

contestiren oder wenigstens Caution dafür bestellen mußte, daß wenn das

fragliche Subject wieder in feinen Gewahrsam kommen würde, er es vor

zeigen (exllikere) wolle '6). Laugnet der Beklagte aber fälschlich, daß der

Sclave in seinem Gewahrsam sei, oder hat er ihn ckolo ii^Io seines

Gewahrsames entlassen, so wird dieDelictsklage ohne uoxas cleättio gegen

ihn gerichtet. Im Falle der Sclave anwesend, der Herr aber abwesend

ist, so kann der erstere sofort vom Kläger abgeführt werden (äuvi po-

test) und es entsteht dadurch für den letzteren das Recht, welches

die Pandekten mit iu bovis esss bezeichnen. Doch kann der Herr, wenn

er später zurückkehrt, noch Anspruch daraus machen, den Sclaven zu ver

treten (ästeuckers). Ueber die obersten Grundsätze , welche der Prozeß-

sorm der uoxsle» sc-tionss zu Grunde liegen , ist unter den Gelehrten

viel Streit. Manche 2°) erklären sie, aus 'den römischen Ansichten von

der Privatrache, deren Kühlung dem Kläger dann gestattet gewesen sein

soll, wenn er nicht durch den Beklagten in Geld entschädigt wurde 2').

Allein dieser Ansicht steht wohl theils der Umstand entgegen, daß man es

schwerlich für vernünftig halten konnte, bei der uoxas ciectitlo eines

viersüßigen Thieres an eine Privatrache zu denken, theils der Umstand,

daß die Befugniß, die noxa« ctecliti« vorzunehmen, aus demEigenthums-

rechte oder der xotsstss hergeleitet wird 22). Auch muß es wohl in Be

tracht kommen, daß gerade iu ^udli«« vrimlniKus , wo am ersten an

eine Privatrache gedacht werden könnte, es gar keine uoxse cleäitic,

gab 22). Endlich ganz entscheidend scheint die in den 12 Tafeln ausge

sprochene Gleichstellung ganz verschiedener Verpflichtungen, nämlich der

zur uc>xs« cleäitic, und der zum Schadenersatze. Betrachtet man hin

gegen mit Zimmern 24) diese Klagen aus dem Gesichtspunkte des

Schadenersatzes, so erklären sich dadurch nicht allein die genannten Eigen-

thümlichkeiten, sondern es wird zugleich dadurch ein guter Grund für die

16) I.. 7. pr. v. 9. 4. I.. 21. pr. u. Z. 3. u. 4. 0. ibiSem. I.. Z. I. 1.

V. si ex nvxsli csusä. (2. 9.)

" 17) I.. 21. Z. 1. v. 9. 4.

18) I.. 2. Z. 1. v. 2. 9.

19) I.. 2. S. 1. v. 2. 9. I.. 32. v. 9. 4.

2«) Dirkse n, civilistische Abhandlungen Theil 1. S. 104.

21) I.. S. 0. 2. 9.

22) Osius inst. 4. §. 75.

23) Zimmern, Geschichte des rbm. Privatrechtes Th. 1. S. 701.

24) Softem der rdm. Noxalklagen S. 218.
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Ansicht gewonnen, daß die Noxalklagen hauptsachlich auf die Erzwingung

der ucixse 6e6itio gerichtet waren ^^). Was den heutigen Gebrauch

der Noxalklagen, anbelangt, so ist wohl mit den besseren Practikern anzu

nehmen, daß sie als solche nicht mehr im Gebrauche sind. Deßhalb wird

aber der Herr eines Thieres, welches Jemandem Schaden zufügt, noch

keinesweges von der Verpflichtung befreit, denselben in Geld zu er

setzen.

^eti»n«s pr»ei«ckZoi»Ie« (richtiger ^rseinck. swr. ) heißen

solche Klagen, durch deren Entscheidung eine Grundlage für die Ent

scheidung anderer Prozesse gewonnen wird >), daher auch der Name.

Bei Cajus werden sie prssiukli«sl«« torinulgs genannt, Und wenn

sie den schone» beigezahlt werden ^), so geschieht dieß nur in den Fallen,

wo das Wort seti« in der weitesten Bedeutung genommen wird, da sie

eigentlich, gleichwie die Jnterdicte, von den actione» getrennt werden ^),

und dieß vielleicht nur deßhalb , weil ^rseluäiois auch in der Form der

der^exoeritiornzs geltend gemacht werden können. Der Vortheil, wel

chen man aus der Entscheidung einer prseiiMvisl!» iormi,Is zieht, be

steht nur darin, daß man späterhin darauf neue Klagend gründen kann.

Denn eine Condemnation kann darin gar nicht erwirkt werden, weil

sie in der blosen iuteinin mit Weglassung der eoiiäeiriiistio bestehen

Auch ist es nicht nothwendig , beim Präjudicialprozesse den Grund anzu

geben, warum man die Klage anstellt Uebrigens scheint das Verfah

ren im Prajudicialprozesse nichts Ausgezeichnetes vor den übrigen Klagen

gehabt zu haben. Daher heißt es auch hier : reckclitur prseiucüvlui» ;

daher werden auch hier die svwris ^srts» erwähnt; daher ist auch hier'

von einer tormrila, durch welche der Prätor die Wirksamkeit des inäex

privstns bestimmte, die Rede; daraus erklärt es sich endlich, weßhalb

auch hier eine res iuoiegss vorkommt. Wenn es aber von ihnen

heißt : prseiuclivsies svtiones in rei» esse viclentur 2), so muß man

dieß wohl in dem Sinne nehmen, daß es allgemein gefaßte

Klagen sind. Die vorzüglichsten rirseiuäivia, welche unsere Rechts

quellen erwähnen, sind ciuguts sit clos 9), g„ Kons iure ve»ieriut

sn in s^onsuribu» socirzieuclis legitime rirseijiotuin »ir sn res,

—

24) I.. 215. 0. äs >V. «. (SO. 16.)

1) Schräder zu Just. Jnstit. S. 646.

2) Inst. 4. S. 44.

Z) ?rseiuä!«i»Ies setiones in Z. 13. <le setionibus. (4. 6.) In I».

37. pr. v. 6e «bligstionibus et seiignibu«. (44. 7.) heißt es: svtioni»

verb« eontinetur— » rs ei u cl i «i um.

4) 1^. 35. S. 2. I>. öe prornrstoribu» et <lefens«ribus. (3. 3.)

5) lZäius inst. 4. S. ^t4. IKespn. psrspkr. 4. 6. §. 13. eg KsitS

tom. II. p. 302.

6) I.. 6. 0. s! ingenuus. (4«. 14.)

7) I.. b. 0. 40. 14. 1^,. 3. v. äs eollusione. (40. 16.)

8) I. 13. I. 4. 6.

S) «sin» inst. 4. S. 44.

10) Ii. 30. v. gs rebus suct. iuä. possiö. (42. 6,)

11) «siu« inst. 3. 5- 123.
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^etiones viaÄictsm «plrsntes.

«je ^u« «Zitnr, «entum »estertiis msior «it'^), <!s psrtu gAnoskenclo,

»u »lilzuis über vel likertiiiu» »it, un lilzertus Lsii Keil »1t

c>us« ux«r kuerit '^), und dergleichen. Den Beweis in den Präjudi-

cialklagen hatte wahrscheinlich der zu führen , nach dessen Verlangen die

intenti« concipirt worden war '^). Die priielulUolai«» sotione» stam

men theils aus dem Civilrechte, theils aus dem prätorischen. Im Ju

stinianischen Rechte haben sie nichts Ausgezeichnetes mehr, außer daß auch

hiör, wie im älteren Rechte, keine Condemnation auf eine bestimmte Geld

summe aus>dem z>rae1u61ciuin erfolgen kann.

^eti«ne» vinSiet»,,» «p!r»nte» heißen solche Klagen, welche

aus einer unerlaubten Handlung, wodurch nur die Person, nicht aber

das Vermögen des Beschädigten beeinträchtigt worden ist, entspringen.

Sie ähneln einander darin, daß sie nicht auf die Erben des Klägers über

gehen '), weil man zeitig angenommen hat, daß die Erben des Beschädigten

nur dann zugleich mit dem letzteren beeinträchtigt werden, wenn der

zugefügte Schade ein Vermögensschade gewesen ist 2). Man rechnet zu

dieser Klaggattung die iuiurisrum scti« 2) . ^ iuotuin »oti« , die

dem Patrone und den Aeltern zustehet, welche von ihren Freigelassenen oder

Kindern ohne Erlaubniß des Prätor vor Gericht gerufen worden sind ^) ;

die in tsONun s«io gegen den, welcher den vor Gericht berufenen Be

klagten aus den Händen des Klägers mit Gewalt befreit hat die in

isLtum »tctl« sckver8U8 «ä1uiriu1ätors8 ^) z gjg Klage auf Rückgabe der

Schenkung wegen Unwürdigkeit des Schenknehmers ^), und die a«ti«

violsti sepulvri«). Diese geht indeß ausnahmsweise auch auf die Er

ben activ über. Manche Pandectenstcllen deuten darauf hin , daß die

Befugniß, solche Klagen anzustellen, nicht zu den Vermögensrechten ge

rechnet werden kann während bei anderen Klagen gerade das Gegen-

theil angenommen werden muß ">). Heimbach.

12) ?auli: seilt, reo. s. 9. 8. 1.

13) §. 13. 5. 4. 6. ?r. 6. v. 40. 14. ?r. 3. §. 1. v. Äs in ins v«.

esnöo. (2. 4.)

14) Ii. 3. S. 4. u. 6. l>. Äe ugnoseenÄis et slenÄ!» übsris. (25. 3.)

15) ?r. 6. 0. 40. 14. k'r. 12. v. äs exceptinnibus. (44. 1.)

1) S. I. ^. Äs psrpetiii« et temporslibu» sotiujlibiis. (4. 12.)

2) 1'KeovK. inst. 4. 12. S. 1. ed. Ksit? t«m. II. x. 873. I.. 9. v.

6s reügiosis. (11. 7.) ,

3) S. 1. 5. 4. 12. I.. Z. §. 4. v. äs «ollstions. (37. 6.)

4) 1'KeopK. inst. 4. 12. §. 1, tom. II. p. 873. 1^. 24. v. Äs in ins

vocsnÄ«. (2. 4.)

5) I,. ö. S. 4. V. ns «tiis eum, c^ui in ius voesbitur, vi eximst.

(2. ?.)

6) I,. 4. V. äs cklumniktoribus. (3. 6.)

7) 1,.^ 7. O. üs revo«änäi» Äonätionibus. (8. 56.) I,. 10. 0. ibiÄ.

8) 1^. I«. v. <is sepulvro viol^t«. (47. 12.) I,. 20. S. 6. v. Äs »«.

^virenÄä vsl «mittenÄ» KereÄitute. (29. 2.)

9) I.. 20. §. S. 0. 29. 2. I,. 1«. v. 47. 12.

10) I>. 19. ». Äs V. «. (S0. 16.) I,. 9. §. 6. 0. qu«Ä metus csu«ä

esst»,» erit. (4.2.) Vergl. Lbhr iu Grolman's Magazin Theil 4.

S. 64. u. ff.
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^etu» Ie«iU»,n» oder legitimus s«ws Heißt ein Unter gewiss

sen , von dem Gesetze vorgeschriebenen Formen vorzunehmendes Rechts

geschäft Man rechnet dahin die mäuoipsti«, wenn die Lesart der

der florentinischen Handschrift in I.. 77. 0. SO. 17. richtig ist^), oder

nach anderen Handschristen die emsucipstio, die svoeptiläti« , die Ks-

rellitstis »<l!ti«, die serv! «pti« und die clatio tutori». Eine Stelle

der vaticanischen Fragmente scheint dahin auch die «oguitoris ästi« und

exz,«nsi Istlo zu rechnen ^). Bon den genannten Rechtsgeschäften Heißt

es, daß sie ohne Hinzufügung eines Aeittermines (äies) und einer Be

dingung (oouäitio) eingegangen werden müssen, wenn sie als giltig

angesehen werden sollen. Ob dieß nun von allein actus legitim! überhaupt

gelte, ist wenigstens noch nicht erwiesen; denn es wäre wohl möglich,

daß mit den Worten setus legitim!, <zui im» 4) rgeir>lu„t diem vel

«o»clit!o»em nur eine bestimmte Gattung der svtus legitim! bezeich

net wäre. Eben so streitig ist es, ob sie durch Stellvertreter vorgenom

men werden können. Jedenfalls wäre diese Frage zu verneinen, wenn

man die Worte Ulpians : »ein« slieno »omms lege sgere zotest 6),

nicht allein auf die legis svtioues im Sinne des neueren Rech

tes, sondern auch auf die svtus legitim! beziehen dürfte. Und allerdings

hat diese Auslegung viele Wahrscheinlichkeit für sich. Den Ketzern ist

die Vornahme solcher Handlungen ausdrücklich untersagt Manche

halten die setus legitim! für identisch mit dem Begriffe «ivile negotium.

Fragt man nach den Merkmalen, welche die einzelnen »«tus legitim! ge

meinsam haben, und wodurch sie sich namentlich von den legis sotioues

unterscheiden, so dürfte nach dem jetzigen Standpunkte der römischen

Rechtsquellen nur soviel gesagt werden können, daß, so weit wir die einzel

nen legitim! setus kennen, keiner von ihnen "ein besonderes Vindications-

verfahren nothwendig machte, welches zur Zeit der sogenannten klassischen

Juristen zum Begriffe der legis »vtio gehört zu haben scheint ^). Vor-

ausgesetzt indessen, daß man in l^. 77. v. 50. 17. die Lesart m s» vi-

vsrio" vorzieht, oder die durch die Basiliken bestätigte Lesart emsu-

oipstio durch msuvivsti« erklärt, wofür theils ?r. Vst. H. Z29.,

theils der von Schräder ^) erwiesene Sprachgebrauch der röm. Juristen

zu sprechen scheint. Jndeß sind andere Juristen der Meinung, daß emsu-

eivstio richtiger mit den Basiliken ^) aus die Befreiung der Kinder von

1) Ii. 77. v. äs regul!» iuris. (60. 17.) I,. 21. <ü. äs Keretivis.

(1. S.)

2) Die Basiliken haben em»n«ipst!«. Vgl. Schilling rechtsgeschichtliche

Bemerkungen S. »7.

3) Vät. r>sgm. sä. M»! I. 329.

4) Ueber die falsche Lesart: qui reoiplunt, vergl. Zimmern rbmisch«

Rechtsgeschichte Band 1. S. 417.

5) I.. 77. v. SO. 17.

S) I.. 123. pr. v. SV. 17.

7) l.. 21. 0. 1. S.

L) D i r kse n , Beiträge zur Kunde des rdm. Rechtes S. 222.

9) Iu Justiman's Institutionen S. 287.

10) Lesil. eä. LeiiudävK tom. I. p. 70.

7
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der väterlichen Gewalt zu beziehen sei, wofür freilich auch der Umstand

spricht, daß die emsiivipati« , welche in diesem Sinne legi» »vtl« ge

kannt wird bei Theophilus mit der Adoption, welche er vo^i^

nennt '2), in ähnlicher Beziehung zusammengestellt wird, während

die Basiliken am angeführten Orte gerade den Ausdruck vo^l^a, 719^«?

brauchen, um die svws leZitinü zu bezeichnen. Heimbach.

Adcitation?) ist eine gerichtliche, arctatorifche Ladung eines

möglichen Streitgenossen , welcher an einem Rechtsstreite bisher nicht

Theil nahm, zu dem Zwecke erkannt, daß dieser sein, bei jenem Rechts

streite in Frage kommendes, unmittelbares Interesse wahrnehme.- Allein

es laßt sich nach gemeinen Rechten durchaus nicht erweisen, daß der

Richter jemals befugt wäre, die Adcitation zu verfügen; das Befugniß

hierzu ist selbst dann nicht vorhanden , wenn sie, sei es von Amtswegen,

oder auch auf Verlangen der bisher streitenden Theile, von einem völlig

kompetenten Gerichte des Hinzuzuladenden , erkannt wird. Die Adcita

tion widerspricht offenbar dem Rechte einer freien Rechtsverfolgung und

existirt also r e ch t l i ch gar nicht. Auch Gönner, der eifrigste Verthei-

digec der Adcitation , gibt im Handbuche des gemeinen teutschen Prozes

ses Bd. 1. Abh. XIX. zu, daß sie den Gesetzen unbekannt, und von

Rechtslehrern erfunden sei, allein er behauptet, daß ihr kein Gesetz ent

gegenstehe, und die nothwendige Harmonie zwischen Zweck und Mittel

ihr Dasein erfordere, sowie daß sie zum Ganzen eines vollkommenen

Prozesses n o t h w e n d i g sei. Allein dieß ist nicht der Fall , wie M i t -

termaier (Archiv für die civilistische Praxis Bd. 3. Abh. II. S. 3l.

ff.) nachgewiesen hat, dem auch Gensler (ebend. Bd. 4. Abh. XV.

S. 17ö.) beistimmt. Der gemeine teutsche bürgerliche Prozeß beruht auf

der Verhandlungsmaxime, welche ein richterliches Handeln von Amtswe-

geu in Ansehung solcher Thatsachen nicht gestattet, die von den Parteien

nicht vorgebracht worden sind. In zwiefacher Rücksicht steht die Adcita

tion im Widerspruche mit der Verhandlungsmaxime, indem sie, wie ge

dacht, I) ein richterliches Verfahren von Amtswegen in der Art einführt,

daß der Richter Thatsachen ofsiciell ergänzt, welche die Parteien gar nicht

vorgebracht haben , und Indem sie 2) einen positiven Zwang zur Rechts

verfolgung enthält. In allen Fällen, wo man Adcitationen rechtfertigen

will, liegt darin immer die ofsicielle Vorrufung solcher Personen, welche

entweder freiwillig hätten kommen können, oder auf deren Beiziehung

eine der streitenden Parteien hätte antragen können. Die Adcitation

würde also in allen Fällen ein Eingreifen in die Freiheit des Vorbringens

sein. Eben so sehr widerstreitet die Adcitation, als Zwang zur Rechts-

11) Inst. wov. 81. prksk. Bergl. auch ?äulli sentsnt. reespt. II. 25.

Z. 4. und I.. 4. v. ck« sckoot. (1. 7.)

12) 1-KeopK. 1. 10. §. I. «ck. K sit- tom. 1. r>. 90. 1. 11. xr. p. 109.

13) 1'K««,,K. 1. 10. §. 2. eck. p. 94.

1) I^berK. OKrist. Osn2 v. cks sck«it»tione tsrtll «ck litem 1'übing. 1769.

Magazin für den Prozeß I. S. St. Abh. VII. G r o l m o n , Theorie des

gerichtlichen Verfahrens §. 160. Hagemann, practische Erörterungen VI.

S. 35.
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Verfolgung , den Grundsätzen des gemeinen Prozesses. Denn wird Je

mand durch die Aberration beigezogen, damit er bei dem Prozesse als

Principalintervenient auftrete, so nöthigt der Richter entweder zu An

stellung einer Klage oder er ergänzt eine Klage, und Letzteres ist der Fall,

wenn Jemand zu einem Streite adcitirt wird, damit er als Beklagter

daran Theil nehme. Ein fernerer Grund für die Unstatthaftigkeit der

Adcitation besteht darin, daß die Rechtskraft des zwischen zwei Parteien

gefällten Urtheiles dritten Personen weder nützen noch schaden kann. Der

Dritte kann also wegen seiner Rechte an einem Gegenstande, worüber

ein Prozeß schwebt, ^>urch die in diesem Prozesse eintretende Rechtskraft

nicht verletzt werden. In den Fällen wo die Rechtskraft auf Dritte

wirkt, wird man stets finden, daß die Adcitation nichts nützte, weil der

Dritte, wenn er auch herbeigerufen wird, entweder gar kein Recht hätte,

in den Streit der Uebrigen sich zu mischen, oder weil seine Gegenwart

bei dem Streite doch weder ihm noch den streitenden Parteien etwas nü

tzen könnte. Untersucht man den Zweck, welchen die Adcitation erweisen

soll, so kann sie in einer dreifachen Beziehung gedacht werden, entweder

Z) bezogen auf den Dritten, welcher beigeladen werden soll, damit der

selbe sein Interesse wahren und ihm zustehende Rechte verfolgen könne,

deren Verfolgung vereitelt oder erschwert würde, wenn er von dem schon

anhängigen Prozesse nichts erführe; oder 2) man kann sich die Adcitation

als nochwendig wegen der streitenden Theile denken, welche dadurch Vor

theile gewinnen sollen; oder 3) Adcitation kann wegen des Richters selbst

insofern empfohlen werden , als durch Beiziehung des Dritten dem Rich

ter mehr Aufklärung verschafft, und eine vollständige Entscheidung mög

lich gemacht wird. Allein auch keine dieser drei Beziehungen kann die Adci

tation rechtfertigen. Die Verfolgung des ersten Zweckes widerspricht ge

radezu dem Eharacter des Richters, der nur über die von den Parteien

zur Entscheidung ihm vorgelegten RecKtsstreitigkeiten, und zwar so, wie

sie ihm vorgelegt worden sind, zu entscheiden hat. Eine Sorge des Rich

ters auch für dritte Personen , welche Rechte verfolgen können, gliche

jener, der Justiz überall unbekannten und gewöhnlich nur Willkür begün

stigenden, polizeilichen Vormundschaft, welche um so weniger bei Rechts-

streitigkeiten sich anwenden läßt , als der Richter von dem Verhältnisse

dritter Personen aus den Acten anderer streitender Tbeile doch nur sehr

oberflächliche Kenntniß erlangen kann, als er durch das Hereinziehen drit

ter Personen in einen anhängigen Streit nicht selten den Prozeß verzö

gern, und den streitenden Theilen durch solche Zwischenhandlungen scha

den wird, in Fällen aber, in welchen das Gesetz eine unaufgeforderte Mel

dung zur Pflicht macht, sogar die Rechte derjenigen Partei verletzen

würde, welche aus dem Stillschweigen der anderen Rechte ableiten kann.

Will man aber die Adcitation wegen des Vortheiles der streitenden Theile

rechtfertigen, so widerspricht sie theils dem Grundsatze des gemeinen Pro-,

zesses, nach welchem das Recht des Richters, Einreden und Thatsachen

zu erganzen, nicht nachgewiesen werden kann, theils enthält sie eine Un

gerechtigkeit gegen einen der streitenden Theile, welcher das Recht hat, zu

verlangen , daß der Streit nicht nach anderen , den Gegnern günstigeren
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Thatsachen beurtheilt werde, als der Gegner selbst vorgebracht hat, theils

laßt sich nicht darthun, daß wirklich die streitenden Theile Vortheile durch

Adcitation erhalten. Erwartet man endlich Vortheil für den Richter und

die vollständige Entscheidung des Streites, so ist auch dieser Gewinn

nur scheinbar. Es sind nur immer zwei Fälle denkbar: entweder ist

das Vorbringen der Parteien so unvollständig, lückenhaft und undeutlich,

daß der Richter nicht im Stande ist, ein umfassendes Urtheil über das

Rechtsverhältnis) zu fällen; öder das Vorbringens genügend, deutlich

und vollständig. Im ersteren Falle weist der Richter, nach dem ihm zu

stehenden Frag - und Leitungsrechte, durch seine Decrete die streitenden

Theile an, das Fehlende zu ergänzen und bestimmter sich zu erklären,

und kann, wenn dem Gebote nicht Folge geleistet wird, angebrachterma

ßen abweisen. Im zweiten Falle aber bedarf es keiner Ergänzung , und

das Urtheil wird nach der Actenlage gefällt. Der Richter hat stets nur nach

der Ac tenklage zu entscheiden, sollte er auch subjectiv überzeugt sein,

daß das Nechtsverhältniß nicht in seiner wahren Gestalt darin vorgetra

gen worden ist. Wollte man dem Richter gestatten, in solchen Fällen zu

adcitiren, so würde daraus ein inquisitorisches Aussuchen und Benutzen

von Beweismitteln entstehen, welches dem Richter nie gestattet wer

den kann.

Die Praxis wendet die Adcitation vorzüglich noch in folgenden Fäl

len an, und zwar: 1) wenn bei einem Gemeingute einer der Miteigenthü-

mer auf die Theilung des gemeinschaftlichen Gutes gegen einen anderen

Miteigenthümer klagt, aus den Acten aber erhellet, daß auch noch ein

dritter Miteigenthümer da ist. Hier soll dieser Dritte adcitirt werden.

Allein auch in diesem Falle ist die Adcitation unnöthig, da die Theilung

4en nicht anwesenden Theilnehmern nicht schadet, indem ihnen ihr An-

theil zurückgelegt wird , ohne daß deßwegen das Klagerecht des Einzelnen

gehindert wird ^). Nicht selten wird 2) auch dann Jemand adcitirt, wenn

eine Partei klagt , die nicht frei und ganz über den Gegenstand , worauf

sie klagt, verfügen kann, und wo der Richter weiß, daß auch ein Dritter

an der Sache Recht habe, dem durch die Disposition des Klägers gescha

det wurde. Auch in diesem Falle jedoch , wenn die Acten die Gewißheit

geben, daß derKläger kein volles Dispositionsrecht hat , bedarf es keiner

Adcitation , sondern nur einer Abweisung des Klägers , der eine Bedin

gung nicht erfüllte, unter welcher er die Klage anstellen kann. Eine Ad

citation in diesem Falle wäre die Verbesserung eines von einer Partei ge

machten Fehlers von Amtswegen. 3) Selbst dann, wen» der Richter

weiß, daß er über die Sache, welche zwei streitende Theile verfolgen, schon

zu Gunsten eines Dritten' entschieden habe, darf er Kiefen Dritten nicht

adcitiren. Es kommt hier vielmehr alles auf die Wirkung der Rechts

kraft an; ist der Fall von der Art, daß die Rechtskraft des im anderen

Prozesse gefällten Urtheiles auch auf die jetzt streitenden Parteien wirken

kann, so ist das abweisende Urtheil, auch ohne Beiziehung des Dritten,

2) 1,. 2. I. 4. v. Km. dsrvisv. (10. 2.) Ii. 43. «öS. I,. 3. pr. v. eam>

mrm, 6Zv. (10. 3,) 17. O. fsmil. Ksreisv. (3. 36.)
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klar; ist dieß aber der Fall nicht und wirkt die Rechtskraft nicht auf die

streitenden Theile, so ist der Dritte, dessen Urtheil sie nichts angeht, eine

überflüssige Person in ihrem Streite.

Endlich noch scheint die Aöcitation im Concurse der Glaubiger noch-

wendig zu sein, um allen Widersprüchen und Rechtsverletzungen vorzu-

beugen, wenn von mehreren Concursgläubigern der letzte gegen einen der

früheren appellirt, ohne gegen die mittleren die Berufung zu ergreifen, und

ohne daß die mittleren selbst appellirt haben. Allein auch in diesem Falle

wäre die Aöcitation ein Zwang zur Appellation, und ist deßhalb auch hier

überflüssig, weil der mittlere nicht leidet, und der obsiegende Appellant

nur gegen den Appellaten seinen Sieg geltend machen kann, gegen andere

Mitgläubiger aber den Vorzug nur für den Betrag derjenigen Forderung

geltend machen kann, wofür ihm der Vorzug durch das Appellationsurtheil

zuerkannt worden ist 22.

^SSIeU« ldoiRorui» heißt ^) im römischen Concursprozesse die

Handlung des Magister bovis vencluu6is, welcher die. bonorui» veu-

äitio zu verwirklichen hat, wodurch er die Vermögensmasse des Gemein

schuldners dem Meistbietenden zuschlagt '). Der Meistbietende wurde

dadurch sueoessor universalis des Gemeinschuldners, und erhielt an der

ihm zugeschlagenen Vermögensmasse dieselben Rechte , welche der präto-

rische Erbe daran erwarb ^). Der sckciiLtio bonorum ging ein öffentlicher

Anschlag vorher, welcher Kauflustige auf einen zur bonorum venäiti«

bestimmten Termin einlud. Das Bieten im Termine geschah nicht nach

einer runden Geldsumme, sondern nach Procenten. Im Justinianische»

Rechte, wo die bonorum venäitio abgekommen ist scheint auch die

damit zusammenhängende bonorum säckivt!« außer Gebrauch gekommen

zu sein. Wenigstens sagen mehrere Stellen ausdrücklich, daß der in den

Justinianischen Rechtsquellen an die Stelle des Magister getretene «ura-

' tor bonorum die Vermözensstücken des Gemeinschuldners im Einzelnen

verkauft habe (bona 6i»trsKuntur). L)^,66i«ti« bonorumliber-

tatuiu « ouservsno' srum «susa heißt der durch den msgistrs-

tu» geschehende Zuschlag der ganzen Vermögensmasse eines Verstorbenen,

welcher in seinem Testamente seinen Sclaven die Freiheit ertheilt hat, an

einen oder an alle, welche im Testamente freigelassen sind. Die Bedin

gungen dieser bonorum sckäivti« sind: s) daß Niemand aus diesem Testa

mente die Erbschaft erworben habe b) daß in diesem Testamente eige

nen Sclaven des Erblassers die Freiheit entweder als Legat oder Fidei

kommiß ertheilt werden sei ; v) daß die Verlassenschaft in der Lage sei,

daß ohne die bonorum särlivlio Concurs eröffnet werden müßte ^). Es

3) Schweppe, das Softem des Concurses der Gläubiger S. 182.

1) <?sius inst. 3. S. 79. 1'KeovK. 3. 12. pr. eg. Keit« tom. I.

§. 610—611.

2) Vergl. Ktieber üs bonorum emtione (I^ipsiae 1887.) «so. l. Z. 1.

S. 1—2.

3) ?r. I. 12.

4) ?r. Z. <ls e«, «ni libertsti«. (3. 11.)

5) §. 2. I. 3. 11.
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muß aber auch gewiß sein , 6) daß Niemand sb ints8tsto dem Verstor

benen Erbe sein werde °); e) daß der Zuschlag an einen der im Testamente

freigelassenen Sclaven mit dessen Bewilligung geschehe Dieser muß

den Erbschnftsgläubigern Sicherheit für die völlige Abzahlung der Erb

schaftsschulden bestellen ^). Die sciäiotio bouorurn geschieht durch den

insAistrsws popuU r«msni und derjenige, welchem die Vermögens

masse des Verstorbenen zugeschlagen wird, wird dessen »uovessor uuiver-

»»Iis , und nach Analogie des bouormn rwssessor behandelt

Die Wirkung der bonorum »ckäioti« in Bezug auf die im Testamente

ertheilten Freilassungen ist die, daß dieselben eben so aufrecht erhalten

werden, als wenn die Erbschaft aus dem Testamente angetreten worden

wäre Folglich werden die, welchen die Freiheit durch ein Legat er-

theilt ist, liberti orviul, d. h. Freigelassene des Erblassers; diejenigen

aber, welchen sie durch ein Fideikommiß ertheilt ist, werden Freigelas

sene desjenigen, welchem die Güter zugeschlagen werden. Doch stand es

diesem frei, bei der sciäiotio bonorum, wenn die Freigelassenen ein

willigten, darauf anzutragen, daß auch die, welchen die Freiheit durch ein

Legat ertheilt war, seine eigenen Freigelassenen würden^). Dieß Institut

schreibt sich aus einer Constitution des Kaisers Marcus Aurelius

her, Heren Zweck namentlich der war, die beim test«»«utuin ässtitrttura

von selbst zusammenfallenden Freilassungen , soviel wie möglich , aufrecht

zu erhalten Auch scheint dieß Institut späterhin mannigfache Ausdeh

nungen erlitten zu haben. Zuerst dehnte man es auch auf die iu eoäivlilis

sb iuteststo ertheilten Freilassungen aus . sodann ließ man außer den

im letzten Willen freigelassenen Sclaven auch jeden extrsueus zur »ci-

äiotlo Kouoruin zu is). Im Justinianischen Rechte ist dieß Institut

annoch geltendes Recht. .Heimbach.

^S«U«t!« luSZeaU heißt die Handlung des Magistrates, wodurch

er den geständigen oder rechtskräftig verurtheilten Schuldner, wenn er

binnen des tempu» iuäivsii seine Schuld an den Glaubiger nicht be

zahlthat, aufVerlangen des letzteren demselben als Schuldknecht zuschlägt.

Die Voraussetzungen dieser sckcZiotio sind folgende: s) baß eine Geldschuld

vorliege ^). b) Daß der Schuldner derselben entweder geständig, oder

rechtskräftig zu deren Bezahlung verurtheilt worden sei v) Daß das

6) §. 3. 5. 3. II. Ii. 4. pr. v. <Ze Ka«v«mii>. IIb. (40. 5).

7) S. 1. u. 2. 1. 3. 11.

8) S. 2. I. 3. 11. I.. 2. v. 40. S. I.. 3. §. 3. v. ibi<Z.

9) K. 1. 5. 3. 11.

10) I.. 4. §. 21. v. 40. 6.

11) §. 1. 1. 3. 11. I.. 4. S. 7. u. 12. 0. 40. S.

12) Z. 1. 5. 3. 11. I.. 4. §. 12. u. 13. v. 40. 6. I.. 15. §. 2.

13) §. 2. 5. 3. 11. Ii. 9. v. cks testsm. tutsl. (26. 2.)

14) I. 3. 5. 3. 11. I.. 2. v. 40. 6.

15) I>. 6. u. I,. 16. pr. (Z. tsswm. insnum. (7. 2.)

1) ««Ilius «ovte» ^tt. 20. 1. liiviu» Kist. 6. 13., 6. 27., 6. 34., 6. 36.,

23. 14., vonstus sä Isrentii ?K«ro>. II. 1. 21. Savigny Üher «ltrdmi-

sches Schuldrecht S. 13.

2) <Z«M»» 20. 1.
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tei»z>us luckiosti abgelaufen sek , ohne daß der Schuldner bezahlt hat

Die sääicti« selbst verfügt der Prätor, indem er befiehlt, daß der Gläubi

ger den Schuldner mit sich führen soll (äuvi ludet) Der Gläubiger

schleppte ihn nun in seine Wohnung °), und ließ ihn so lange bei sich

Sclavendienste verrichten (servire), bis er die Summe, auf die er ver»

urtheilt war, bezahlte ^). Ueber die, Verhältnisse der Schuldknechte zu

ihren Gläubigern während der Schuldknechtschaft läßt sich nur soviel mit

Bestimmtheit sagen, daß sie durch Bezahlung der Summe sofort frei wur

den, und nachher die Rechte der liberts» ungeschmälert behielten Da

gegen wurden sie, so lange sie Sclavendienste verrichteten, zum Vermögen

des Gläubigers gerechnet ^). Wie lange die säclloti« iuäi^sti im römi

schen Rechte im Gebrauche gewesen, läßt sich nicht ganz mit Bestimmtheit

ermitteln. Cajus spricht von derselben als einem noch giltigen Rechtsin-

stitute, und der heilige Ambrosius legt ebenfalls bestimmtes Zeugniß von

ihrem Vorkommen ab v). Jndeß dürfte es wohl füglich nicht anzuneh

men sein, daß ihre Fortdauer im Justinianischen Rechte stillschweigend

anerkannt werde. Entscheidend scheinen hier namentlich die Titel des

Codex und der Pandekten, welche da, wo sie die Lehre von der Vollstrek-

kung der gerichtlichen Erkenntnisse vortragen, der persönlichen Erecution

nicht mehr gedenken; und die 1^. 34. 0. äe re iu6. (42. 1.) ist wohl nur

aus historischem Wege zu erklären. Anderer Meinung ist freilich S a-

v i g n y Zur Abschaffung dieser Erecutionsart trugen wahrscheinlich

die Gesetze der christlichen Kaiser, welche die xrivstl «sreere» mehrmals

ausdrücklich verboten haben, viel bei Ueber das Verhältnis) der s6-

6Ivti« iudiesti zur Vermögenserecution (bonorum vevcliti«) ist viel

Streit unter den Gelehrten. Die ältere Art der Erecution ist wohl je

denfalls die sdäicti« iuäiosti, da sie schon in den 12 Tafeln erwähnt wird,

und die bonorum veiicliiio nach Cajus^) und Tertullianus

Zeugniß späteren Ursprunges ist. In den späteren Zeiten scheinen beide

Erecutionsarten electiv concurrirt zu haben wenigstens zeigen die 12

Tafeln, daß bei der sä<Zivtio iucllvsii das Vermögen. des letzteren unange

tastet verblieb ^— Im älteren römischen Rechte findet sich auch eine

sääioti« ex «uuss äelleti. Sie fand nach dem Gesetze der 12 Tafeln

3) «elliu» 20. 1.

4) I.iviu» Ki«t. 6. 36., Osiu« inst. 14. §. 21. u. §. 25. Oiv. äs oral. II.

63. S. 2SS., pro k'lscc« csp. 2«.

5) clomum öucit. Osiu». 4. §. 21. U. Z. 26.

6) Huinct. inst orst. 7. 3. §. 26.

7) yllinct, a. a. O. 7. 3. S. 26., 5. 10. §. 60.

8) «aiu« 4. §. 199.

9) l'okia« eao, 3., 5., 7., 9., 10. u. 1 1. Vergleiche S a v i g n y. a. a. O. S. 16.

10) g. a. O. S. 32.

11) Vergl. ^»vobu, SotKolreSu» l'Keoäo». OoS. 9. 2. tom. IH.

o. 81. u. f.

12) «elliu». 2«. 1.

13) Inst. 4. §. 36.

14) in Apologet, csp. 4.

1ö) I,ex ge «sllis. (Ziss.Ip!n» c»p. 22. lin. 46. ,

16) SeUiu» 20. 1. si volet, »uo vivit«.
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dann statt, wenn e!n freier Mann ein furtum msmkestum begangen

hatte; denn dann wurde er zur Strafe für sein Vergehen dem durch den

Diebstahl Beeinträchtigten als Strafknecht zugesprochen und es war

dabei nur streitig, ob derselbe wie ein Schuldknecht behandelt werden sollte,

oder durch die sclcliLti« selbst Sclave würde; ein Umstand, welcher die

Bermuthung begünstigt, daß die sädiLti« in diesem Falle dem Diebe eine

lebenslängliche Strafe zugezogen habe. Jndeß ist die Strenge des'Zwöif-

tafelgesetzes zeitig den Römern fühlbar geworden, und das vrätorische

Edict hat deßhalb für den Fall des turtum manifestum, unter Verdrän

gung der oben angeführten Strafe, die des vierfachen Ersatzes festgesetzt.

Heimdach.

^.Sckleti» !n Stein heißt der zwischen dem Kaufer und dem Ver

käufer abgeschlossene Vertrag, nach welchem der zwischen beiden beabsichtigte

Kauf erst dann als giltig oder als fortbestehend angesehen werden soll,

wenn sich binnen einer bestimmten Zeit kein besserer Käufer findet. Denn

sckäleers rem in <Zlem heißt Jemandem von einem bestimm

ten Termine an definitiv eine Sache zufügen. Beispiel:

iile fuuclus est« tibi emtus, uisi iutru Oslsuclss Isnusriss proxi-

ms» meliorem vomlitlonsm teverit (wenn kein Dritter — ein besseres

Gebot thut). Der Vertrag wird als Nebenvertng zum Kaufcontracte

hinzugefügt, und kann als dessen Suspensiv- oder Resolutivbedingung

vorkommen. Im ersten Falle wird der Kauf bis zum bestimmten Ter

mine als gar nicht geschlossen geachtet, und im zweiten Falle gilt er als

sogleich abgeschlossen, wird aber, wenn die Bedingung eintritt, sofort

als aufgelöst betrachtet. Der Unterschied zeigt sich namentlich bei der Re

stitution der Früchte von Seiten des Käufers, im Falle ein Dritter bessere

Bedingungen bietet. Im Falle der Suspensivbedingung muß der Käu

fer alle Früchte, die er aus der Sache in der Zwischenzeit gezogen hat, an

den Verkäufer herausgeben '). Im Falle der Resolutivbedingung ver

bleiben diese Früchte definitiv dem Käufer 2). Im Zweifel ist wohl an

zunehmen, daß diefer Vertrag als Resolutivbedingung angesehen werden

müsse 2). Als ein besserer Käufer wird Jeder angesehen, welcher dem Ver

kaufer Bedingungen, die demfelben zu größerem Nutzen gereichen, anbietet^).

Das Anbieten besserer Bedingungen heißt in der Kunstsprache «äievti« s).

Dahin gehört z. B., wenn er Baarzahlung anbietet, oder, wenn er grö

ßere Sicherheit für die Abzahlung der rückstandigen Kaufgelder gewährt.

Da nun der Vertrag offenbar das Interesse des Verkäufers allein bezweckt,

so steht es natürlich auch nur bei diesem allein, ob er beim Anbieten neuer

Bedingungen den beabsichtigten Kauf bestehen lassen will, oder nicht ^).

17) Osius inst. 3. §. 189. «elliu» noet. ^Vtt. 11. 18. Vergleiche S a v i g n y

a. a. O. S. 6.

1) 1,. 4. pr. u. 1^. 6. pr. I>. öe äögietions in Sism. (13. 2.) Ii. 8. pr. v. äs

periculo et vommoö« rel venöitse. (18. 6.)

2) I.. 2. S. 1. v. 18. 2. 1.. 2. S. 4. V. pro emtore. (41. 4.)

S) I,. 1. u. 2. pr. 0. 18. 2. 1.. 2. Z. 4. 0. 41. 4.

4) 1^. S. v. 18. 2.

5) Ii. 10. v. 18. 2.

Ii. s. pr. o. 18. 2.
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Dem Käufer ist das Recht, beßhalb vom Kaufe einseitig abzugehen, ganz

abzusprechen; doch genießt derselbe das Vorkaufsrecht, d. h. die Befugniß

den Dritten im Kaufe dadurch auszuschließen, daß er dieselben Bedingun

gen , welche dieser anbietet, dem Verkäufer gewährt Und es wird deß»

halb dem Verkäufer zur Pflicht gemacht, daß er den ersten Käufer sofort

von dem Gebote des Dritten in Kenntniß setze, damit derselbe von seinem

Vorkaufsrechte Gebrauch machen könne ^). Macht nun der erste Kaufer

davon wirklich Gebrauch, so wird dieß so angesehen, als ob er sich selbst

überboten hätte. Folglich muß er die in der Zwischenzeit aus der Sache

gezogenen Früchte, wenn das psotuin scläioiiouis iu ^liei» als Suspen

sivbedingung des Kaufcontractes hinzugefügt ist, dem Käufer erstatten, es

müßte denn geradezu etwas Anderes ausgemacht sein ^). Macht aber

der Käufer von seinem Vorkaufsrechte keinen Gebrauch, und weigert er

sich dennoch die Sache an den Verkäufer zurückzugeben, so hat Kieser ge

gen ihn nur die veoäitl soll« , um die Rückgabe der Sache zu erzwin

gen ; die rei viliäiosti« wird ihm keineswegs gestattet >o). Glimbach.

Adel Der Adel ist ein Inbegriff von verschiedenen durch die

Geburt begründeten Vorrechten vor den übrigen Geburtsstanden. Ueber

seine geschichtliche Ausbildung sowohl (s. Stand), als über seine poli

tische Bedeutung namentlich für die Gegenwart ist besonders in neuerer Zeit

viel gestritten, und sich ganz entgegenstehende Ansichten^ jenachdem man

dem einen oder dem anderen politischen Systeme anhing, sind vertheidigt

worden. Da wir es nur mit dem positiven Rechte, nicht aber mit

politischen Parteimeinungen zu thun haben, so ist hieGauch nicht der Ort,

diese Seite des Adels weiter zu verfolgen , wiewohl es oft zur Verständi

gung über der Art Streite wesentlich beiträgt, wenn man hinsichtlich des

sen, was wirklich rechtens ist, sich im Klaren befindet. Zunächst muß

also der Adel im juristischen Sinne , d. h. als ein im Staate anerkannter

Stand, dessen Berechtigungen als Zwangsrechte erscheinen, von jedem

anderen Adel, wie Geistes-, Seelenadel u. s. w. getrennt werden,

indem nach unserem Rechr nicht von diesem, sondern nur von jenem die

Rede ist. Die Gesetze spreche» freilich besonders in neuerer Zeit die rechtliche

und politische Bedeutung des wirklichen Adels im Staate selten ausdrück-

7) I.. 6. §. 1. 0. 13. 2.

8) I.. 7. u. 3. v. 18. 2.

9) I>. 6. §, 1. 0. 18. 2.

10) 1,. 41. pr. v. 6e r«Z vinöiestlons. (6. 1.)

1) KlstKsei de n«b!I!t»te, gs princip. 6ueib. Einste!. 1636. Xopp

6s insiAni lliLkerenti» inter romites et nobile» lmmeiliät. Urgent. 1723 ^. Lr.

Lr»mer 6e iuribus et prserogstivis nvbilit. svitse e^'usque probst. I<ip«.

1739. R i c c i u s zuverlässiger Entwurf von dem Adel in Teutschland Nürnb.

1737. C. L. Scheidt historische und diplomatische Nachrichten vom hohen und

niederen Adel in Teutschland. Hanno». 17S4. SchmidtBeiträge zur Ge

schichte des Adels und zur Kenntniß der gegenwärtigen Versissung. Braunschw.

1794—96. Schmidt fortgesetzte Beitrüge zur Geschichte des Adels 1795.

Eichhorn Einleitung in das teutsche Privatrecht Z. S7. u. ff. M i t t e r m a i e r

Grundsätze des teutschen Privatrechts. K. 57. u. ff. Maurenbrecher Lehr

buch des heutigen gemeinen teutschen Rechts K. S83. Als Quellensammlung:

I^Siiig «oll«cti« nov» von der mittelbaren oder landsässigen Ritterschaft 173«.
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lich aus, und man muß sie mehr aus den einzelnen dem Adel zugestan

denen Vorrechten und oft auch aus allgemeinen politischen Staats- und

Regierungsgrundsatzen abnehmen. Jndeß erwähnen wir hier, daß das

Pr. Landr. Th. II. Tit. 9. ß. 1. sagt: dem Adel liegt nach seiner Bestim

mung die Vertheidigung des Staates, sowie die Unterstützung der äußeren

Würde und inneren Verfassung desselben hauptsächlich ob. Dagegen er

wähnen die Verfassungsurkunden der einzelnen teutschen Staaten, die al

lerdings aus einer anderen Zeit stammen, eine besondere Bedeutung des

Adels im Staate gar nicht, und gehen vielmehr von dem Grundsätze der

Gleichheit aller Staatsgenossen vor dem Gesetze und in Bezug auf Mili

tärpflicht, sowie auf Wahl des Berufes und Berechtigung zu Staatsäm

tern aus, so daß die doch gesetzlich anerkannten Vorrechte des Adels als

Ausnahmen von obigem Grundsatze erscheinen.

Sowohl hinsichtlich seiner Vorrechte als seiner Entstehung u. s. w.

ist der Adel verschiedener Natur, so daß dadurch mehrfache Eintheilungen

desselben begründet werden. Seit der Ausbildung des niederewAdels

wird er zunächst in diesen und den hohen eingetheilt. Zur Zeit des

teutschen Reiches kam dieser denen zu, welche die dingliche Reichsstand

schaft, die Reichsunmittelbarkeit und die Landeshoheit hatten^); indeß

genügte nach der Meinung Mehrerer die erste« Befähigung allein;

der Klose Titel, z. B. der eines Grafen, reichte zur Begründung, des

hohen Adels aber nicht hin, und in Bezug auf gewisse Familien war

es auch streitig, ob sie zu demselben gehörten oder Nicht. Durch die

teutsche Bundesactze Art. 14. ist der hohe Adel denjenigen, welche ihn

früher hatten, trotz der Auflösung des teutschen Reiches, als fortdauernd

anerkannt, wenn dieselben auch mediatisirt wurden. Bei denen aber,

welche Souveräne geworden sind, kann jetzt von einem Adelsstande

als einer Staatsbürgerclasse nicht mehr die Rede sein ^). Ueber die Stel

lung und Vorrechte des hohen Adels, jetzt gewöhnlich Standesher

ren genannt, siehe d. besond. Artikel. Alle übrige erweislich adelige Per

sonen zählt man zu dem niederen Adel; indem es wenigstens ge

meinrechtlich eine Mittelstufe nicht gibt ^). Particularrechtlich stehen

aber nicht hochadeligen Grafen, Freiherren und Rittern gewisse Vorzüge

zu. Dies gilt auch von der Reichsritterfchaft, die sich besonders am Mit

telrhein seit dem 14. Jahrh. ausbreitete. Die gewöhnliche Eintheilung

des Adels, namentlich des niederen, in alten und neuen ist nicht mit

der in Urad el und Briefadel zu verwechseln, indem der Uradel juri

stisch nicht allemal als alter erscheint, während der Briefadel, als der aller

dings später entstandene, es doch sein kann. Der Unterschied, den man

im gemeinen Leben zwischen altem und neuem Adel in der Art macht,

daß man unter jenem nur Familien, die ihre Ahnen bis an den Ausgang

— D ,

2) Schmidt Beiträge zur Gesch. S. 24. Mittermai er Grund

sätze §. S4.

3) Klüver öffentliches Recht des teutschen Bundes. Dritte Ausgabe

z. 262. Bergl. Einhorn Einleitung g. S7.

4) Neueste Wahlcapit. 1742. Art. 24. z. 9.



Adel. 109

des Mittelalters hinaufzuführen im Stande sind, zu verstehen pflegt, ist

rechtlich ohne Bedeutung, indem der juristische Begriff des alten Adels

durch das Vorhandensein einer bestimmten, ununterbrochenen Anzahl ad

liger Ahnen bedingt 'wird. Der U r a d e i ist der, welcher von einem Ge

schlechte seit undenklicher Zeit ausgeübt und öffentlich anerkannt worden

ist, und sich nicht auf eine ausdrückliche Verleihung gründet, denn alle

die, welche von einer solchen, sei sie auch schon vor Jahrhunderten er

folgt, ihren Adel herleiten, gehören zu dem Briefadel. Insbesondere

seit Karl IV. wurde die Erlangung des Adels durch Standeser>

höhung gewöhnlich, und wenn dies Viele schon in frühere Jahrhun

derte setzen, so beruht es vorzüglich auf einer Verwechslung mit der Er-

theilung derRitterwürde ^). Den niederen und auch den hohen Adel auf

diese Weise zu ertheilen war ein Reservatrecht des Kaisers, (er hieß daher

auch Pflanzer und Handhaber des Adels), welches nur durch besondere

Privilegien einzelne Reichsfürsten erlangten ^), jetzt aber auf die souverä

nen teutschen Fürsten übergegangen ist, und wenn es auch bisher nur von

den Königen und Großherzogen ausgeübt wurde, so kann doch darin kein

Grund gesucht werden, das Recht der Standeserhöhung den übrigen

Fürsten als Bundrsmitgliedern abzusprechen, da ja alle sich rechtlich gleich

stehen und die Reservatrechte des Kaisers nicht auf einzelne Souveräne

ausschließlich übergegangen sind Derjenige, welcher um die Verleihung

des Adels nachsucht, muß die im Lande festgesetzten Taxen entrichten;

freilich dürfte es in manchen Staaten an denselben fehlen , und es wür

den dann die früheren kaiserlichen als Anhaltepunct dienen können. Die

nach der Standes,erhöhung geborenen Kinder sind adelig,- die vorhergebo-

renen nach der richtigeren Ansicht gemeinrechtlich nur dann, wenn sie aus

drücklich in dieselbe eingeschlossen wurden ^). Die Frau des Geadelten

wird wegen der Einheit der Person der Ehegatten ebenfalls adelig. Das

Annehmen des Vriefadels vom Auslande erfordert , um ihn im Inlands

geltend zu machen, die Anerkennung des eigenen Landesherrn. Dagegen

fehlt es noch an hinlänglichen Bestimmungen über die Frage, ob der von

einem souveränen Bundesfürsten einem Inländer ertheilte Adel auch in

anderen Bundesstaaten ohne besondere Bestätigung Willigkeit habe. Da

aber die Reservatrecht'e des Kaisers, insoweit sie auf die souveränen Bun-

desmitglieder übergegangen sind, sich nur über das Territorium jedes ein

zelnen erstrecken, auch schon zur Zeit des teutschen Reiches die Fürsten

sich weigerten, den Briefadel, den die mit diesem Reservatrechte Privile-

girten ertheilten, in ihren Landen anzuerkennen^), und in Folge der Willig

keit ohne Bestätigung leicht sich Mißbräuche einschleichen könnten, über-

6) X I ü b s r 6e nod!I. cogle. F. Ig. 4«

6) Scheidemantel Repertorium. Th. 1. S. 80.

7) Eichhorn Einleitung S. 60.

8) G r ü n d l e r Polemik des germanischen Rechts. Bd. 1. S. 116. behaup

tet aus unhaltbaren Gründen das Gegentheil. Vergl. Klüber äe nobil.

«vcl. S. 6.

ö) Scheidemantel Repertorium. Adel. Z. 29.
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bieß auch, einzelne Staaten nur den, in ihre Adelsmatrikel eingetragenen

Adel anerkennen, so dürfte mehr für die Verneinung als für die Bejahung

«biger Frage sprechen. Dagegen gehen aber die zu weit, welche behaup«

ten, daß es heutzutage nur einen Landesadel in dem Sinne gebe,

daß der in einem anderen teutschen Staate befindliche Adel nur dann im

Inland? als solcher erscheine, wenn er auch hier als solcher anerkannt sei.

Der teutsche Urad'el und so auch der Reichsadel galt in allen zum teutschen

Reiche gehörigen Territorien, und war nie auf ein einzelnes Land be«

schrankt, wenn schon jener erweislich aus einem solchen stammte. Sollte

daher jetzt die Willigkeit des teutschen Adels nur auf den Staat beschränkt

sein, in dem er sich gerade jetzt befindet, so müßte die Entziehung eines

früher dem Adel im teutschen Reiche zugestandenen Rechtes ausdrücklich

ausgesprochen sein, und kann nicht aus der blosen Auflösung des teut

schen Reiches gefolgert werden. Die Eintheilung des Adels in R e i ch s«

und La n des ade l kann daher dann leicht zu Mißverständnissen An

laß geben, wenn man unter dem Landesadel den versteht, der nicht

durch kaiserliche Verleihung entstand. Bezieht man aber die Einthei,

lung auf das Verhältnis) des Adels zum Reiche oder zu einzelnen Lan

desherren, so ist allerdings von einem Reichsadel jetzt nicht mehr zu

sprechen. — Der sogenannte Stadteadel ^) hangt mit der Ent

Wickelung der städtischen Verfassung genau zusammen, und wenn der

selbe, von alten patrizifchen Geschlechtern abstammend, sich fortwährend

im. Besitze der Vorrechte des niederen Adels erhalten hat, so gilt er auch

jetzt als solcher Wenn man schon den Briefadel als eine Abart

ansah und deßhalb häusig geringer achtete als den Uradel, so konnte

das Bestreben einen persönlichen Adel für gewisse Beamte, nament

lich für die Doctore»n der Rechte, zu begründen, noch weniger er

folgreich fein. Es hat daher auch zur Zeit des teutschen Reiches ge

meinrechtlich keinen persönlichen Adel gegeben, indem er entweder auf

einem besonderen Privilegium beruhte, wie der der Senatoren von

Stralsund seit 172V, oder aus blosen Scheingründen gefolgert wurde.

Man berief sich namentlich auf die Besetzung des Reichskammergerichtes

mit Adeligen und Doctoren der Rechte, sowie auf die Gleichstellung

beider hinsichtlich gewisser Vorrechte z. B. bei der Kleiderordnung '^).

Ein wahrer persönlicher Adel Ist heutzutage nur in einigen Staaten

begründet, und wird zugleich mit gewissen Aemtern und Orden er-

theilt

Wenn man gewöhnlich als Erwerbungsarten des Adels die

10) Vergl. Mittermaier Grundsätze I. 66.

11) Westphäl. Fried, a. V. §. 17.

12) Reichsabschie'b von ISO« Tit. 23. z. 6—S. Um diesen persönlichen

Adel zu erweisen, berief man sich auch darauf, daß Ulpian in den Pandek

ten nodills genannt werde, sowie daß Kaiser Sigismund zu Fiscellius ge

sagt habe: er könne an einem Tage 5<X) zu Rittern schlagen, aber nicht ei

nen einzigen Doctor, wie er sei, creiren. B artolus behauptete, Jeder, der

zehn Jahr Vorlesungen gehalten habe, sei Ritter.

13) z., B. dänisches Adelsedict §. S,
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Geburt und die Standeserhöhung bezeichnet, so ist dieser Aus-

druck streng genommen nicht ganz richtig, und jedenfalls gewahren diese

beiden Entstehungsgründe einen verschieden berechtigten Adel. Noch un»

richtiger ist es aber von einem Vererben des Adels und einem Erbadel

zu sprechen, womit nur der Geschlechtsadel gemeint sein kann. Der Adel

wird durch die Geburt fortgepflanzt und daher ist er ein ange borner,

durch bie Geburt selbst bedingter. Derselbe erfordert aber eine giltige

Ehe, und in Rücksicht auf den hohen Adel sogar eine gleiche; auch

muß nothwendig der Vater adeligen Standes sein, während der Adel

der Mutter bei dem niederen Adel nur wegen des Ahnenverhältnisses von

Wichtigkeit ist. Dagegen gibt die Geburt aus einer Ehe, in der

nur die Mutter adelig ist, gar keinen Adel; denn der sogen. Kunkel

oder Spindeladel, den Einige zu begründen versucht haben, ist nie

anerkannt worden '^). Aus dem bisher Gesagten, sowie aus dem Grund

sätze, daß das Blut des Vaters nur durch eine giltige Ehe fortgepflanzt

wird, ergibt sich auch schon, daß alle Arten außerehelicher Kinder

des Adels nicht theilhaftig werden, er also auch durch Adoption weder

erworben noch durch Cessio« übertragen werden kann. In Hinsicht

auf die Legimation muß man ebenfalls von dem Gesichtspunkte ausge

hen, daß sie in der früheren Zeit nicht zum Adel verhalf wobei auch

das Recht des hohen Adels es hat bewenden lassen. Dagegen stellt man

für den niederen Adel im heutigen Rechte den Grundsatz auf, daß die

Legitimation die Rechte des adeligen Standes überhaupt begründe,

ohne jedoch zu den Rechten zu verhelfen , welche lediglich an die adelige

Geburt geknüpft sind , wie die Erfordernisse des alten Adels, oder die

Befugnisse, welche die übrigen Familienglieder beeinträchtigen können.

Uebrigens wird auch die Legitimation durch Rescript von der durch

nachfolgende Ehe hinsichtlich der Wirkungen unterschieden, so daß

die letztere den adelig Gebornen näher bringt als jene. Je weniger streng

man bei jener die römischrechtlichen Wirkungen von denjenigen, welche die

mit ihr verbundene Standeserhöhung erzeugen, unterschied,

denn ohne eine solche begründet die Legitimation durch Rescript den Adel

nicht, desto mehr mußte man sich allmälig daran gewöhnen, daß die

durch Rescript legitimirten nicht blos des adligen Standes über

haupt theilhaftig würden, sondern auch den wirklich adlig Gebornen der

fraglichen Familie hinsichtlich der adligen Vorrechte angehörig betrachtet

würden, z. B. also auch das Familienwappen führen dürfen, wenn sie

gleich von der Succession im Lehne ausgeschlossen bleiben. Ebenso verhält

es sich auch in Bezug auf die Legitimation durch nachfolgende Ehe. Je

mehr man sich nämlich mit derJdee des römischen Rechtes befreundete^),

desto mehr war man ebenfalls geneigt, ihnen nicht blos die Rechte des

adeligen Standes überhaupt beizulegen, vielmehqA'e den wirklich adelig Ge

borenen gleichzuachten z zumal da hier eine Standeserhöhung gar nicht

14) Lnniiling sn nobilitet ventsr. Hol. 1718.

16) Eichhorn teutsche Staats- und Rechtsgeschichte Z. 361.

16) I^ov. 89. «. 9. S. 1. AiKll s legitüvis üllis giKerentss. '
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mitwirkende Ursache ist. In neuester Zeit ist von Diek (Beitrage zur

Lehre der Legitimation durch nachfolgende Ehe) die Ansicht durchgeführt

worden , daß das Juristenrecht seit dem 14. Jahrh. und selbst die Praxis

der Reichsgerichte die durch nachfolgende Ehe Legitimirten selbst zur. Suc-

cession in die Lehen zulasse, und somit die Bestimmung der bekannten

Stelle II. 26. §. 10. auf sie keine Anwendung mehr finde, insofern

nicht ein Landesgesetz das Gegentheil bestimme, was freilich immer noch

nicht selten ist.

Da es durch die Reichs- und Landesgesetze verboten ist sich will

kürlich den Adel beizulegen, so kann der Beweis verlangt werden, daß

Jemandem der Adel wirklich zustehe, und dieser Beweis heißt die Adels

probe. Schwieriger aber ist der des alten Adels oder die A h n e n-

probe^). Zu dieser gehört die Anfertignng einer Ahnentasel,

d. h. einer Abstammungstafel der fraglichen Personen von väterlicher und

mütterlicher Seite. Sie kann 4, 8, 16 und noch mehr Ahnen enthalten,

und setzt also 2, 3, 4 oder noch mehr Abstammung voraus, so daß die in

der obersten Reihe befindlichen Personen männlichen und weiblichen Ge

schlechtes jene 4, 8 u. s. w. Ahnen ausmachen. Uebrigens ist die Ahnen

tafel nicht mit der Stammtafel zu verwechseln; diese stellt nämlich

die Abstammung gerade im umgekehrten Verhältnisse dar. Wegen aller

in der Ahnentafel aujigeführter Personen muß 1) die Filiations-

probe erwiesen werden, die darin besteht , daß jede als Ahne aufzuzäh

lende Person in einer giltigen, rechtmäßigen Ehe gelebt habe, und daß der

von diesem Ehepaare herstammende Ahne auch in einer solchen erzeugt wor

den sei. 2) Die Ritt erprobe. Diese ist der Beweis der adeligen Geburt

jeder als Ahne aufgeführten Person, so daß der dem fraglichen Ahnen

erst ertheilte Adel nicht genügt. Sur Führung dieser Beweise bedient

man sich verschiedener Urkunden, namentlich der Kirchenbücher, der schrift

lichen Eheverträge, der Lehnsbriefe, der adeligen Stammtafeln u. f. w., so

wie der adeligen Kundschaft, d.h. der eidlichen Aussage zweier alt-

adeliger, der Sache kundiger Personen über das Vorhandensein aller Er

fordernisse in Bezug auf die in der Ahnentafel angegebenen Personen.

Die Ahnenprobe kommt, schon im 13. Jahrh. vor. Die Richtigkeit der

selben wird von dem, der sie zu fordern hat, geprüft. Sobald die fragli

chen Statute nur vom alten Adel überhaupt sprechen, und keine beson

dere Ahnenanzahl feststellen, genügen vier Ahnen zum alten Adel.

So wie man von dem Adel überhaupt den alten Adel unterscheidet,

so sind auch die Rechte des Adels überhaupt von denen des alten Adels

zu trennen. Jene theilt man in politische oder das öffentliche Recht

berührende und Privatvorrechte ein; dann aber auch in persönliche

und dingliche, je nachdem sie sich auf die Persönlichkeit oder den

wisse Güter längere Zeit in feinen Händen erhielt, mancherlei Vorrechte

mit denselben dinglich verbunden; sie verdanken dem Adel ursprünglich

 

Allerdings sind dadurch, daß der Adel ge-

17) Neueste Wahlcapitulation Tit. 22. §. 12. 13.

18) Estor practische Anleitung zur Ahnenprobe 1760.
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ihr Dasein ; da aber, wo von dem Adel als einem Stande die Rede ist,

können die gewissen Gütern anklebendem Rechte nicht weiter als eine

Art von Rechten des Adels in Betracht kommen '°). In Betreff der

einzehien Vorrechte des Adels überhaupt hat sich durch die politischen

Veränderungen in den einzelnen Staaten, so. wie durch das Streben der

neueren Zeit, die rechtlichen Abstufungen der verschiedenen Stände immer

mehr verschwinden zu lassen, bekanntlich so Vieles geändert, daß selbst in

Hinsicht auf die Rechte, welche man früher für gemeinrechtliche, ansehen

konnte, die jetzige Willigkeit derselben, mit wenigen Ausnahmen, als von

der besonderen Landcsverfassung abhangig erscheint. Es ergibt sich dieß

großentheils von selbst, wenn man z.B. an das erinnert, was Scheide

mantel Repertorium Art. Adel ß. 35 über die Vorrechte desselben sagt.

„Die Privilegien derer von Adel sind mancherlei: 1) bei den Turniren

wird Niemand zugelassen, er sei denn von gutem Adel. 2) In Kleidung

dürfen sie sich besser Hervorthun als Andere. 3) Bei Domherrenstellen,

Kirchenpfründen und geistlichen Ritterorden werden zuweilen 8, zuweilen

16 Aknen erfordert. 4) Die von Adel sind den Strafen der gemeinen

Leute, befonders der Tortur und Staupbesen ohne ausdrücklichen Befehl

des Landesfürsten nicht unterworfen. 5) Hiernächst müssen ihnen einige

Bedienungen vorzüglich vor den Bürgerlichen überlassen werden. 6)

Man glaubt einem adeligen Zeugen mehr, als einem gemeinen Manne,

und wird zuwchlen anstatt Eides angenommen, wenn er etwas verspricht:

bei adeliger Ehre, Treue und Glauben. Seitdem aber die, Turnire aufge

hört haben, und die Parole von Einigen sehr vernachlässigt worden, sind

diese Befugnisse sehr relativisch worden. 7) Waren sie sonst zollfrei.

8) Bei Gesandtschaften ist der Adel dem Bürgerstande vorzuziehen. 1^. 4.

0. <1e legst. 9) Der Edelmann muß zum Gerichte schriftlich vorgeladen

werden, in den Gerichten Skömmt er einen Sessel. 10) Schlechte Klei

der entschuldigen den Edelmann von der Strafe des Ungehorsams. 11)

Der mittelbare Adel hat seinen Gerichtsstand allein für den höchsten Lan

desgerichten, wenn er keine amtsässigen Güter hat. 12) Die Steuerfrei

heit und die Freiheit von bürgerlichen Abgaben ist auch hierher zu zählen.

Anderer angegebener Privilegien zu geschweige«, welche aber theils lächer

lich, theils in der Reichspraris nicht in Gebrauch sein." Uebrigens sind

unter den hier angegebenen Vorrechten des Adels, deren volle Ausübung

sich jetzt in keinem Staate mehr nachweisen läßt, doch noch einige über

gangen, die vorzugsweise hierher gehören. Dahin ist nicht nur das Vor

recht derLandtngsfähigkeit, was freilich durch die neueren Wahlge

setze aufgehoben ist, sondern auch das adelige Lehen zu erwerben, in ge

wissen Puncten eine besondere Successionsordnung zu befolgen

u^s. w., zu rechnen. Endlich verdient noch das Wappen- und Sie»

gelrecht (f. diese Art.) des Adels, so wie das auf Autonomie (f. d.

Art.) einer besonderen Erwähnung. Die Angabe der Vorrechte des Adels,

schließen wir mit der Bemerkung, daß die hauptsächlichsten Vorzüge,

welche er heutzutage in den einzelnen Staaten genießt, sich durch die Le-

19)Äergl. Mi ttermai er Grundsätze S. 63. ., v

8



114 Adel.

bensverhältnisse , die Stellung, die er früher im Staate behauptete, die

gemeine Meinung, oder wie man sie nennen will, bilden, und daher

durch positive Gesetze weder sofort genommen, noch auch gegeben werden

können. ,

Wie oben von dem Adel überhaupt der alte Adel unterschieden

wurde, so sind auch noch Hie Rechte hervorzuheben, weiche sich letzterer

besonders vorbehalten hat. Nachdem nämlich der Adel durch Standes

erhöhung erworben werden konnte, auch einzelne Vorrechte des Adels mit

gewissen Würden und Aemtern verbunden wurden, suchte sich der Ge-

schlcchtsadel insofern wieder einen Borzug vor dem übrige» zu verschaf

fen, als er dahin wirkte, daß gewisse einträgliche und ehrenvolle Rechte

ihm vorzugsweise verblieben; daher stellte man als besonderes Erforder»

niß zur Theilnahme an denselben den alten Adel oder eine gewisse

Anzahl Ahnen auf. Mit dieser Ansicht ist der alte Adel aber nur in

einigen Ländern in Bezug auf Landtagsfähigkeit, gewisse Aemter und

Lehen durchgedrungen Wenn sich auch in Bezug auf andere In

stitute allmälig die Ansicht als gemeinrechtlich bildete, daß sie den alten

Adel und zwar von 16 Ahnen erfordern, so haben doch auch diese Vor

rechte durch die neueren Gestaltungen im öffentlichen Leben großentheils

ihre Bedeutung verloren. Dieß gilt namentlich von der Bestimmung,

daß zu Turnirvereinen und zur Aufnahme in die geistlichen

Ritterorden (f. d. Art.) nach den späteren Statute» der alte Adel

Erforderniß sei. Sonach beschränkten sich die positivrechtlich anerkannten

Vorrechte des alten Adels auf die Hoffahigkeit und Stifts fa-

higkeit, welche aber ebenfalls auch keineswegs ausschließlich und von

Alters her, wie dieß im einzelnen Falle die fraglichen Statuten entschei

den, dem alten Adel zusteht.

Der Adel'geht durch ausdrückliche Verzichtsleistuug ver

loren^'). Diese muß Jedem freistehen, soweit er dadurch nicht die Rechte

Dritter verletzt; dieß würde z. B. der Fall sein, wenn ein Adeliger, der

bestimmte Anwartschaft auf eine Pfründe hat, und auf diese seine Gläu

biger anwies, den Adel, der zur Erlangung der Pfründe erforderlich ist,

aufgeben wollte. Daß der Staat die Verzichtleistung auf den Adel we

gen des Zusammenhanges desselben mit dem öffentlichen Rechte verhin

dern dürfe, kann wenigstens nach den Grundsätzen des neueren Staats

rechtes nicht behauptet werden, und es läßt sich dieß auch für das ältere

schwerlich rechtfertigen, da die den Adel voraussetzenden Einrichtungen

mehr des Adels als des Staates wegen vorhanden waren ^). Aus die

schon gebornen Kinder erstreckt sich aber der Verlust nicht mit. Der

L«) E i ch h o r n Einleitung Z. 65.

Zil) Besonders zuz.- Zeit der französischen Revolution fand ein solches

Aufgeben des Adels auch in Teutschland von Mehreren statt.

22) Wo, wie nach dem bairischen Adelsedicte Z. 18., Jeder so lange als

adelig gilt, Vis er nicht in der Adelsmatrikel gestrichen ist, wird dadurch die aus

drückliche Verzichtsleistung auch nicht ausgeschlossen, sondern nur an eine ge

wisse Formalität gebunden.
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Verlust des Adels kann auch als besondere peinliche Strafe vor

kommen; dieß ist entweder dann der Fall, wen» das Strafurtheil den

Verlust des Adels ausdrücklich ausspricht, oder dann, wenn über einen

Adeligen eine Strafe verhangt wird , die, wie die Kettenstrafe, die bür«

gerlichen Rechte vernichtet, oder auch Ehrlosigkeit zur Folge hat. Par-

ticularrechte gehen hierin noch weiter '^). Gegen diese als gemeinrecht

ende Verlustart des Adels hat man eingewendet, daß sie eine

' >tigung der übrigen Stände insofern enthalte, als diese den

Unwürdigen aufnehmen müßten. Man hat auch gefragt,

ob ein solcher Adeliger nun dem Bürger- oder Bauernstande angehöre. ,

Auf Letzteres ist zu antworten : daß dieß von den Umständen abhänge,

und daß er überhaupt durch den Verlust des Adels an sich weder dem

einen noch dem anderen Stande zugewiesen werde, indem man hier die

Eintheilung der Staatsgenossen in Adelige und Nichtadelige über

haupt, nicht aber die in den Adel-, Bürger- und Bauernstand vor

Äugen haben müsse. In Bezug auf Erstere kann aber entgegnet wer

den, daß ein solches Herabsinken in eine niedere Classe eine nothwen-

dige Folge von der einmal bestehenden Eintheilung der Stände in hö

here und niedere sei, die sich bei vielen anderen Einrichtungen im Staate

ganz analog findet; man denke nur an die Degradationen. — Durch

die Adoption eines Adeligen von einem Bürgerlichen geht der Adel an

sich nicht verloren , wohl aber dann , wenn jener auf seinen Geschlechts

namen verzichtet, oder den Adel zugleich ausdrücklich aufgibt Eben

so wenig geht der Adel auch durch blosen Nichtgebrauch verloren.

Doch nehmen Manche an, daß der Nichtgebrauch des Adels während

längerer Zeit, z. B. durch zwei Generationen hindurch, den Verlust des

selben nach sich ziehe. Aber auch hierbei ist es nicht zu übersehen, ob

das Particularrecht die Eintragung des Adels in die Adelsmatrikel ver

langt oder nicht. Eine stillschweigende Perzichtsleistung auf den

Adel setzt zwar ebenfalls einen Nichtgebrauch voraus, doch ist dieser kein frei

williger, vielmehr eine nothwendige Folge gewisser Thatsachen oder Hand

lungen. Daher zieht die Beschäftigung mit sogenannten unehrlichen

Gewerben oder gemeine knechtische Handthierung den Verlust des Adels

allerdings nach sich. Das Betreiben des zünftigen Kleinhandels, oder

zünftiger Gewerbe hat zwar nach der Ansicht vieler Practiker den Ver

lust des Adels ebenfalls zur Folge 2°); es gründet sich diese Ansicht

aber, abgesehen von der früheren Zeit, wo die adelige Beschaftigungs- Und

Lebensweise nothwendiges Erforderniß des Adels war, theils auf unrich

tige Anwendung von Bestimmungen des römischen Rechtes 2?), theils auf

eine zu weite Ausdehnung der Vorschriften einzelner Stadtrechte, nach de

nen der Adel vom Bürgerrechte und bürgerlicher Nahrung ausgeschlossen ist.

23) Mittermaier Grundsätze S. 61. , .,

24) Würtembergisches StrafedKt v. 1824. g. 36.

25) Kreittmaier Anmerk. zum bairischen Gesetzbuch. V. S. 1683.

26) I^e^se? meg. sS ?sng. spe«. 189. msö. 1. spe«. 67«. ?ve<j. 22.

27) I.. 3. 0. Se ««mmereiis verbietet den no.dile» Handel zu tyeiben-

8*
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Der eigentliche Großhandel hat aber nie- den Verlust des Adels nach sich

gezogen ^). — Verheurathet sich endlich eine Adelige an einen Nicht-

adeligen, so tritt für die Dauer der Ehe ein temporärer Verlust

des Adels ein, oder man kann auch annehmen, daß er während der Zeit

ruht; denn nach der Trennung der Ehe, und bei einer Wiederverheu-

rathung an einen Adeligen lebt der Adel von selbst wieder auf ^5.

Der wirklich verloren gegangene Adel kann nur durch eine Stan

deserhöhung wieder erlangt werden, und es ist von einer Erneue

rung desselben insofern nicht die Rede, als hierbei gerade das beob

achtet werden muß, was bei jeder Standeserhöhnng nöthig ist, und

auch der alte Adel durch dieselbe nicht wiederhergestellt wird. Eine

wirkliche Erneuerung des Adels kann daher nur dann eintreten,

wenn das zweifelhaft ist, ob Jemand den Adel noch habe oder

nicht. Auch diese Erneuerung muß vom Regenten ausgehen; der Be

weis des alten Adels ist hierbei aber möglich 2"). 22.

Adhäsion (sälisesia) i) ist in der weitesten Bedeutung eine

gerichtliche Erklärung, einer von einem Anderen bereits vorgenommenen

Prozeßhandlung beitreten zu wollen. So kann z.B. ein Streikgenosse

der von einem Anderen vollzogenen Einlassung in den Streit, und der

jenige, welcher gegen Jemanden Arrest impetriren will, dem von einem

Anderen bereits ausgewirkten Arreste adhariren. In diesem Sinne

ist jedoch das Wort Adhäsion kein technischer Ausdruck, obwohl die

Gesetzstelle 2), aus welcher dasselbe entlehnt ist, eher die angegebene Be

deutung, als die jetzt gebräuchliche, rechtfertigt, indem dort das agKse-

rer« das Anschließen an eine von Anderen ergriffene Berufung bezeich

net, um mit dem Appellanten denselben Zweck gemeinschaftlich zu ver

folgen. Als technische Bezeichnung kommt Adhäsion nur vor in

dem sogen. Adhäsionsprozesse (s. d. Art.) und in der Lehre von

der Gemeinschaft der Rechtsmittel im Civilprozesse, wovon hier die

Rede sein soll.

Die Adhäsion ^) im Civilprozesse hangt mit der Gemeinschaft der

28) Vergl. Gründler Polemik. Bd. 1. S. 12l.

29) Dieß folgt schon aus der Analogie der Sächs. Sp. I. s. 45.

30) SeleKow eiset» zur!« germsn. p. 263.

1) 8tr^Ic 6» «ommunions sp^ellstioins. ?r!m««f. 1684. k>'rsn«

6« «ommo<l!» et incommollis ex säksesions inter parte» litigsntes re<Iung»ntib.

<Z!s». 1719. KcKudert <Ie sökse». ssipellst, sb »lio interpositse.

I^ip». 1720. 8turm <le s<IKse«ione minu» prineipsli. Viteriib. 1734.

KvenöenmsKIsr ös »6K»es. sppellst. sn et qustenus es sd sppel-

Ist« intrs <le«en6ium Kerl bebest. >Vir«eb. 1742. Holkmsnn 6e sö-

Ksesivne et «ommunione »ppell. I'ud. 1769. Mehlen, über die Ap

pell, und andere Jmpugnativmittel gegen richterl. Erkenntnisse, Berlin und

Stralsund 1791. §. 13. ff. ?ustter opvsculs (Gört. 1766.) Nr. XII. L»p. I.

p. 48«. Gönner, Handb. Bd. III. Abh. S7. §. 2«. fg. u. Almen

dingen Metaphys. des Civilproz. I. Nr. VIII. 8. ISS. fg. v. Batz Ab

handlung. (Ulm 1822.) Nr. 20. A. Hoch, Entwicklung der Lehre von

der accessorischen Appellationsadhäfion im Civil- und Crim,- Prozesse. Rot

tend. 1821.

2) 0. 4. X. ge elevtione in VI. (I. 6.).
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Rechtsmittel zusammen, mit welcher sie viele Rechtslehrer für gleichbe

deutend halten, was jedoch nicht der Fall ist, da sie sich zu dieser viel

mehr verhalt, wie, die Wirkung zur Ursache oder die Ausübung eines

Rechtes zu diesem. Auch ist, wie sich ergeben wird, die Gemeinschaft

der Rechtsmittel von größerem Umfange als die Adhäsion, welcher man

freilich wieder eine weitere Ausdehnung (in der sog. Principaladhä-

sion) gegeben hat, als jener Gemeinschaft eigen ist. Wir müssen je

doch, um die Adhäsion selbst deutlich zu machen, mit der gedachten Ge

meinschaft^ als dem Sachgrunde derselben, beginnen. Vor Justinian

war die Appellation nicht gemeinschaftlich, d. h. man berücksichtigte

in der Appellationsinstanz blos die Beschwerden des Appellanten,

und betrachtete die von diesem angefochtene Entscheidung des vorigen

Richters in Bezug auf den Appel laten insoweit für rechtskräftig,

als nicht der Appellant für ihn günstige Abänderung derselben

durch das gebrauchte Rechtsmittel bewirken würde ^). Es konnte da

her auf die Berufung nur entweder eine für den Appellan

ten vortheilhafte Abänderung des früheren Urtheiles (rs-

iormsrlo iu melius ) oder die Klose Bestätigung desselben , niemals

aber eine dem Appellaten günstigere und dem Appellanten nach

theiligere Entscheidung, als die angefochtene war, erfolgen (f. g. retor-

insti« in peius). Justinian änderte dieß ab, und verordnete dage

gen ^), daß, wenn der Appellant vor dem (Appellations-) Richter er

schienen sei und seine Beschwerden vorgebracht habe, auch der Appel-

lat, wenn er gegenwärtig sei, das Recht haben solle, seine etwaigen

Beschwerden gegen das vorige Urtheil vorzubringen, und daß, wenn

der Appellat abwesend sei, der Richter dessen Interesse sogar von Amts

wegen zu wahren habe. Nach dieser Bestimmung soll also durch die,

durch die Berufung der einen Partei angefochtene Entscheidung auch für

die andere nicht rechtskräftig werden, und es auch dem Appellaten, obgleich

er keine Berufung eingewendet und eingeführt hat, gestattet sekn, Be

schwerden gegen das nur vom Appellanten angegriffene Urtheil vorzu

bringen und dadurch eine ihm vortheilhafte Abänderung desselben zu

bewirken, ja selbst der Richter gegen den Geist der Verhandlungsma

xime die Stelle des abwesenden Appellaten vertreten und das Urtheil

nach Befinden der Sache auch zum Nachtheile des Appellanten refor-

miren (rekormstio in peius) 2). Darin nun, daß alle Wirkungen,

welche die Berufung für den Appellanten haben kann, auch auf den

Appellaten ausgedehnt worden sind, besteht die Gemeinschaft der Be

rufung. Die Doctrin und Praxis wandten diese, nur für die Beru

fung gegebene Bestimmung, wegen der Gleichheit des Grundes, auf

alle ordentliche Rechtsmittel an. Vermöge dieser Gemeinschaft

kann demnach die Partei, welche selbst kein Rechtsmittel eingewendet

3) 1^. 39. «. Ss apxeüät. (7. 42.) im Eing.

4) Die Not. 3. angef. Oonst.

5) Vergl. Mittermaier im Arch. f. d. civil. Praxis, Bd. VlI. 8.

86. ff.
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und eingeführt hat, gerichtlich erklären, das von ihrem Gegner einge

wendete und eingeführte Rechtsmittel ebenfalls gebrauchen zu wollen,

und demgemäß auch ihrerseits gegen das fragliche Urtheil Beschwerden

aufstellen, um dadurch eine ihr vortheilhafte Abänderung desselben zu

bewirken. Diese Erklärung nannte man in der Doctrin und Praxis

Adhäsion, eine Bezeichnung, welche fo ganz unpassend nicht ist, als

man behauptet hat °), da der Appellat allerdings insofern an den Ap

pellanten sich anschließt, inwiefern er das von diesem ergriffene Rechts

mittel ebenfalls zu demselben Zwecke des Urtheilsangrisfes gebraucht, er

somit ihm hierin allerdings adhärirt, wenn auch sein Gebrauch und

Angriff eine der appellantischen entgegengesetzte Tendenz hat; worin der

heutige Begriff der Adhäsion von dem im Eingange erwähnten gesetz

lichen allein abweicht. Nur die distinctionssüchtige Theorie der frü

heren Zeit blieb bei diesem einfachen Begriffe nicht stehen, sondern zog

auch einen anderen Fall, nämlich den, wenn der eine Theil dasselbe

Rechtsmittel, welches der andere bereits eingewendet hat, gleichfalls noch

zur rechten Zeit selbstständig einwandte — also in Wahrheit

nicht adhärirte, unter den Begriff der Adhäsion, und spaltete diese

als Gattung- in zwei Arten, in die a c c essorische, wie sie die erster«

eigentliche, und in die Principaladhäsion , wie sie die letztere, die

nachfolgende selbstständige Rechtsmitteleinwendung des Appellaten —

diese Nichtadhäsion — nannte. Dadurch wurden einerseits die

Begriffe nur verwirrt, indem man der eigentlichen Adhäsion durch die

Beimischung von etwas ganz Fremdartigem die wahre Bedeutung raubte

und durch die Aufstellung eines neuen Begriffes — der Principalad

häsion — die Nothwendigkeit einer theoretischen Behandlung derselben,

die natürlich nur die Grundsätze von der Einwendung und Ausführung

der Rechtsmittel unter einer anderen völlig bedeutungslosen Benennung

Wiederkauen konnte, herbeiführte ; anderenseits aber die Sache , welche

man durch diese Abtheilung technisch bezeichnen wollte, nicht einmal er

schöpft, indem z. B. auf den Fall, wo beide Theile in demselben

Seitmomente dasselbe Rechtsmittel einwenden, der aufgestellte Be

griff der Principaladhäsion gar nicht anwendbar ist; abgesehen d.avon,

daß die erwähnte Abtheilung in keinerlei Hinsicht irgend einen theoreti

schen oder practischen Nutzen zu gewähren vermöchte. Daher läßt sich

von der Principaladhäsion (offenbar einer unpassenden Nachbildung der

Abtheilung der Intervention) im Grunde nichts anderes theoretisch sagen,

als daß sie ein Wort ohne Sachgehalt, die unpassende Bezeichnung der

selbstständigen Rechtsmitteleinwendung des Appellaten sei, die theoretisch

und praktisch sich von der des Appellanten in gnr nichts unterscheide, wel

che ja ebenfalls nichts Anderes als eine Rechtsmitteleinwendung ist, und

daß sehr zu wünschen wäre, die Theorie möchte doch einmal diese unlogi

sche und darum verwirrende Distinction in die Rechtsgeschichte verwei

sen, und in Zukunft blos von der Adhäsion ohne alle Abtheilung han-

6) S. z. B. Gönner u. v. Almendingen aa. VO. Reinhardt

Handb, des Proz, z. 3SS.
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deln Dadurch gewönne auch diese ihren wahren Begriff eines An

schließens wieder, und würde der pleonastische Zusatz : accessorische)

gleichfalls unnöthig. Dagegen ist die eigentliche (s. g. accessorische)'

Rechtsmitteladhäsion darum in Wahrheit ein Anschließen (Adhä-

r i r e n ), und sohin die Bezeichnung beizubehalten , weil der Appellat

seinen Urtheilsangriff nur auf die vom Appellanten beobachteten Forma

lien und die dadurch bewirkte Suspension der Rechtskraft stützen kann,

was bei der f. g. Principaladhasion durchaus nicht der Fall ist.

Hinsichtlich der eigentlichen Rechtsmitteladhäsion (Ke»eK-

«iru» säkkesi«ni8), welche, dem Bisherigen zufolge, allein einer beson

deren Darstellung bedarf, und sich auf das römische Recht stützt 9), indem

die Reichsgesetze nichts Besonderes darüber bestimmen, gelten folgende

Grundsätze. 1) Die Partei, welche adhärirt, heißt Adhär ent und ihr

Gegner A d h ä s e. 2) Adhariren kann, unter der Voraussetzung des

Daseins der sonstigen Erfordernisse, ein Jeder, welcher auch befugt ge

wesen wäre, das Urtheil durch ein ordentliches Rechtsmittel selbstständig

anzufechten; mithin auch ein Dritter, insofern er wegen seines Bethei-

ligtseins an dem Urtheile gegen dieses auch Rechtsmittel hätte gebrauchen

können. 3) Hinsichtlich der Zeit, wann die Adhäsion zu geschehen

hat, sind die Meinungen der Rechtslehrer nicht ganz einig. Während

eine Meinung ") behauptet, daß der Appellat schon nach Ueberreichung

des Beschwerdenlibells bei dem Oberrichter adhäriren könne, beding!

eine andere ^) diese Befugniß durch die Erkennung der Appellations

prozesse , und eine dritte ^) laßt sie nach Rechtfertigung der Appella

tionsbeschwerden von Seiten des Appellanten zu. Es ist nicht zu läug-

nen, daß das Rechtsmittel schon durch die Einführung und Vorbringung

der Beschwerden gemeinschaftlich '^), und insofern die Möglichkeit zu ad

häriren begründet werde, als der Appellant auf das Rechtsmittel nicht

noch vor der Rechtfertigung der Beschwerden verzichtet. Denn wenn

auch der Appellat jetzt schon, ohne vorgängige Ladung, abhäriren würde,

so wäre diese Adhäsion , sollte sie auch der Oberrichter annehmen , doch

immer nur eine eventuelle Handlung, welche nämlich nur unter der Vor

aussetzung, daß der Appellant das Rechtsmittel nicht fallen lasse oder

auf dasselbe ausdrücklich verzichte, rechtlichen Erfolg haben könnte.

Der eigentliche Zeitpunct, in welchem . der Appellat zu adhariren

hat, und welchen er ohne allen Rechtsnachtheil abwarten kann, ist

7) Vergl. Gönner, a. O. Z. 19. Danz, Grunds. Z. 416. Linde>

Lehrb. K. 339. a. E.

8) ^.ecedsre u. söksersre sind selbst in der Doctrin (snan denke an die

accessorische Intervention, die eben so gut adhüsorische genannt werden könnte)

wohl nicht wesentlich von einander verschieden.

9) Q. 39. äs »pxell. (7. 42.)

I«) s. R. A. v. 1666. z. 116. u. von 1694. Z. 96. 'S. d. S. G. O. Th. III,

Tit. 34. z. 16. u. Tit. 63. z. 2. ,

11) z. B. Mehlen, a. a. O. §. 16.V

12) z. B. Gönner, a. a. O. §. 26.

13) z. B. Martin, Lehrb. g. 276. Linde, Lehrb. Z. 393.

14) Verschiedene Ansichten hierüber s. bei G d n n er, a. a. O. K. 26.
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erst dann vorhanden, wenn er gerichtlich aufgefordert wird, sich auf die

' appellantische Ausführungsschrist vernehmen zu lassen. Jetzt muß aber

die Adhäsion geschehen, weil er nun — als prse«?«» ü,jn6i«o

zu betrachten und folglich pflichtigist, sich über das vom Gegner ange

fochtene Urtheil zu erklären, und aus der blosen Vertheidigung desselben

gegen die Beschwerden des Appellanten von selbst folgen würde, daß er

seinerseits mit der vorigen Entscheidung zufrieden sei. 4) Adhärirt er

nun in dieser ersten Antwort, so bleibt die Adhäsion selbst dann wirk

sam , wenn der Appellant nachher auf das Rechtsmittel verzichten sollte,

weil des Appellaten Beschwerdeführung zu dieser Zeit vorgenommen, nun

als eine selbstständige erscheint, auf welche des Appellanten Handlungen

keinen rechtlichen Einfluß mehr haben. Nur dann , wenn das vom Ap

pellanten gebrauchte Rechtsmittel wegen Mangels an den Formalien

zurückgewiesen werden muß, was sich auch nach der Rechtfertigung der

Beschwerden noch ereignen kann , wird auch die Adhäsion wirkungslos,

weil sie sich eben auf die formelle Statthaftigkeit des vom Gegner zur

Hand genommenen Rechtsmittels und die dadurch bewirkte Suspen

sion der Rechtskraft stützt, diese Suspension aber nicht eintrat, wenn

das Rechtsmittel wegen mangelnder Formalien verworfen werden muß.

Dagegen nützt die vom Appellanten erlangte Restitution wegen versäum

ter Formalien auch dem Adhärenren. 5) Aus dem Gesagten ergibt

sich demnach, daß der Appellat nach dem natürlichen und rechtlichen

Gange des Prozesses nicht früher mit Erfolg adhäriren könne, als bis

er vom Oberrichter zur Beantwortung der vom Gegner erhobenen Be

schwerden aufgefordert wird — was jedoch auch ohne Erkennung der

vollständigen Prozesse geschehen kann. — Diese Aufforderung

muß aber nach der Beschwerdenausführung erfolgen, wenn das Rechts

mittel nicht formell als unstatthaft erscheint, in welchem Falle aber

auch die vorher geschehene Adhäsion nach dem Obigen ohne Wirkung

wäre. Sollte der > Oberrichter nach der Beschwerdenrechtfertigung

dennoch über das Materielle des Rechtsmittels ohne den Appellaten

zu hören, erkennen, so muß er das Interesse desselben ebenso von Amts

wegen wahren, als wenn adhärirt worden wäre, weil die Partei, welche

nicht zum Handeln gerichtlich aufgefordert wird, nach den Grundsätzen

des heutigen gemeinen Prozesses als abwesend zu betrachten ist, der

Richter aber nach der oft angeführten Constitution den abwesenden Ap

pellaten von Amtswegen zu vertreten hat. Dieß ist der einzige aber

ausnahmslose Fall, in welchem der Richter den Appellaten in Folge der

Gemeinschaft der Rechtsmittel amtlich zu vertreten, gleichsam von Amts-

wegcn anstatt Und im Namen desselben zu adhäriren hat. 6) Die Ad

häsion darf sich nur auf die Puncte des Urtheiles erstrecken, welche auch

der Appellant angefochten-hat '^). Dieß ist eine natürliche Folge da

von daß sich die Adhäsion auf die durch das vom Gegner ergriffene

Rechtsmittel bewirkte Suspension der Rechtskraft gründet; diefe aber

15) «!t. I^. Zg. -

16) I»uett«r I. r. §. Ig. u. f.
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hinsichtlich aller jener Puncte eingetreten ist, welche durch das Rechts

mittel nicht angefochten wurden. 7) Wird über ein Rechtsmittel zu

Protokoll verhandelt, und daher an beide Theile, an den Appellanten

zur Rechtfertigung der Beschwerden, und an den Appellaten zur Ver

nehmlassung hierauf, gerichtliche Ladung erlassen , so kann der erschei

nende Appellat selbst dann adhäriren, wenn der Appellant ungehorsam

ausgeblieb'en sein und deßhalb zur Rechtfertigung der Beschwerden nicht

mehr zugelassen werden sollte Der Grund liegt darin, daß die frü

heren Focmalien von dem Appellanten gewahrt worden find, die Ver-

fäumung der Rechtfertigungsfrist von Seiten des Appellanten aber dem

Appellaten darum nicht schadet, theils weil der Ungehorsam der einen

Partei der anderen rechtlich ohne Nachtheil ist, theils weil diesen Mangel

der Appellat selbst durch sein Erscheinen ersetzt, und also giltig adhariren

kann, da die Gemeinschaft der Rechtsmittel schon durch die Einführung

und die Vorbringung der Beschwerden begründet wird, mithin die

rechtliche Möglichkeit der Adhäsion bereits gegeben ist (Nr. 3.). Würde

aber der Appellant noch vor dem Termine auf das Rechtsmittel ge

richtlich verzichten, so fände auch die Adhäsion nicht mehr statt, weil

der nur durch den Appellanten veranlaßte Termin abbestellt werden

müßte und dadurch dem Appellaten die Gelegenheit zur Adhäsion ent

zogen würde. 8) Ist dagegen nur der Appellat ungehorsam, so darf

der Richter, wenn er nun sofort über die gerechtfertigten Beschwerden

erkennt, das Interesse des Appellaten hierbei auch nicht von Amtswc-

gen berücksichtigen, weil dieser nicht im gesetzlichen Sinne als abwesend

betrachtet werden kann. Dasselbe ist natürlich auch dann der Fall,

wenn der Appellat die aufgegebene schriftliche Vernehmlassung versäumt

hat. 9) Daß bei den vom Adhärenten aufgestellten Beschwerden die

sumras sp^ellskili» vorhanden sei , ist nicht erforderlich, weil die Nach

weisung derselben zu den Appellationsformalien gehört, und daher nur

dem Appellanten obliegt. 10) Hat der Appellat wirklich adhärirt, so

muß der Richter dem Adhäsen ebenfalls Gelegenheit verschaffen, sich

über die Beschwerden des Adhärenten vernehmen zu lassen, oder doch,

wenn er darüber ohne eine solche Vernehmlassung erkennen will, das

Interesse des Adhäsen hierbei von Amtswegen berücksichtigen, weil von

dem Momente der wirklich geschehenen Adhäsion an der Adhärent hin

sichtlich der aufgestellten Beschwerden als selbstständiger Appellant, mit

hin der Adhäse als Appellat erscheint, und daher letzterer das gesetz

liche denekvium c«i»i»uui«uis auch für sich in Anspruch nehmen

kann. 11) Adhärirt von mehreren Streitgenossen nur Einer, so kann,

nach richtiger Auffassung der Streitgenossenschaft, worüber man jedoch

in der Theorie nicht einig ist, die durch die Adhäsion erlangte günstige

Entscheidung den übrigen, die sich bei dem vorigen Urtheile beruhig

ten, nicht zu Theil werden, weil nach jener Auffassung jeder Streit

genosse als ein selbstständiger Litigant zu betrachten ist. 12) Die Ad

häsion eines Dritten ist nach den Grundsätzen der Intervention zu be-

17) R. A. v. 1S94. z. 96.
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urtheilen. Er kann deßhalb nur dem Adharenten, accessorisch interve-

nirend, sich anschließen. Denn will er sein eigenes Interesse gegen das

vorige Urtheil verfolgen/ so muß er es durch die formelle Rechtsmittel

einwendung thun, weil die Formalienwahrung des Appellanten ihm, als

einem Dritten, nicht zu Nutzen kommt ^). ig) Hinsichtlich des Ko

stenvorschusses gilt die Regel, daß solche Auslagen, die sich auf die beider

seitige Beschwerdeführung beziehen, auch von beiden Theilen gemein

schaftlich vorzuschießen sind. Daher soll sich der Adhärent wegen der

Kosten pr« rsäsmtioue »«tonn», wenn er die Acten der vorigen In

stanz ebenfalls gebrauchen will, mit dem Appellanten verstandigen, und

wenn eine Bergleichung hierüber nicht zu Stande kommt, der Ober

richter darüber entscheiden 14) Hinsichtlich der endlichen Entschei

dung über die in der Rechtsmittelinstanz erwachsenen Kosten ist die

Adhäsion als ein selbstständig ergriffenes Rechtsmittel zu betrachten,

und hiernach von selbst klar, in welchen Fällen auf Erstattung und in

welchen auf Compensatio» der Kosten zu erkennen ist. Letztere tritt

namentlich ein, wenn die beiderseitigen Beschwerden als unerheblich oder

grundlos zurückgewiesen werden. Hieraus» ergibt sich von selbst, daß die

Adhäsion auch von Nachtheil sein könne, und wann und in welcher

Hinsicht dieser Fall eintrete.

Im Criminalprozesse ist die hier erörterte Appellationsadhäsion

darum unnöthig,' weil Criminalerkenntnisse nicht in derselben Weise,

wie die civilrechtlichen , in Rechtskraft übergehen und darum auch der

Gebrauch der Rechtsmittel nicht so, wie im bürgerlichen Rechtsverfah

ren, an Fäkalien und Formalien gebunden ist. Aus diesem Grunde

bedarf weder der Ankläger im Accusations-, noch die Staatspartei im

Jnquisitionsverfahren der Wohlthat der Gemeinschaft der Rechtsmittel

und der hierauf beruhenden Adhäsion, sondern jeder Betheiligte kann

zu jeder Zeit kraft eigenen und selbstständigen Rechtes sein Interesse

gerichtlich verfolgen, wiewohl die Bestimmungen des römischen Rechtes,

wenn es nöthig wäre, auch auf den Strafprozeß bezogen werden könnten.

S. Jordan.

Adhäsionsprozeß ') ist diejenige Prozeßart, in welcher Jemand

seinen durch ein verübtes Verbrechen entstandenen civilrechtlichen An-

18) Vergl. ?u ettsr I. e. S. 21.

19) R.A. v. 1666. §. 116. DieBehauptung, daß bei der Principaladhäsion der

(erste) Appellant alle Kosten allein zu tragen babe (s. <le Orsmer , pro«, iinp.

S. 1291. LieKsuinburg, princlp. prsx. I,ib. I. 8e«t, II. «ap. I. S. 16.) ist ,

offenbar gegen diesen R. A. und überhaupt gemeinrechtlich nicht begründet.

1) Lecker <ls tertis spec. proc. «ivil. mixti seil 6enunt. Kost. 1760.

Kleinschrod, Abhandlungen aus dem peinl. R. (3 Bde. Erl. 1797—306.)

Bd. III. Nr. 16«. 461. Tittmann, Handb. der Strafrechtswiss. (2. Ausg.)

III. Bd. z. 921. Mittermaier, das deutsche Strafverfahren ,c. (2. Ausg.)

IX. Abth. §. 206. Martin, Lehrb. des Civilproz. (1«. Ausg.) §. S2. u. 2S3.

Linde, Lehrb. des Civilproz. (4. Ausg.) Z. 364. H e ff t e r , Lehrb. des Cri-

imnalrechts. z. 69«. Bauer, Lehrb. des Strafproz. (Gott. 1335.) z. 246 fg.

Müller, Lehrb. des Criminalproz. (Braunschw. 1LS7.) g. 24S. fg.
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spruch durch Anschluß an das gegen den Verbrecher anhängige Strafver

fahren verfolgt.

I. Quellen. Wenn es auch wahrscheinlich ist, daß nach dem äl

teren römischen Rechte eine Verbindung des civilrechtlichen Verfahrens 'mit

dem Strafprozesse stattgefunden habe 2), und nicht zu bezweifeln steht,

daß nach dem Justinianischen Rechte connexe Civil- und Criminalsachen

in Einem Urtheile entschieden werden können ^), so ist doch nicht in Ab

rede zu stellen, daß die römischen (alteren oder jetzt giltigen) Rechtsquellen

nichts enthalten, worauf der Adhäsionsp rozeß sich stützen könnte. Das

selbe gilt vom canonischen Rechte. Allgemein will man zwar in der P.

G. O. ^) die Grundlage dieses Prozesses finden; wenn man aber die hier

für angezogenen Artikel näher betrachtet, so kann man in denselben nichts

entdecken, was den Adhäsionsprozeß begründen oder überhaupt auf diesen,

als eine besondere Rechtsverfolgungsform, bezogen werden könnte

Diese Prozeßart verdankt daher ihre Entstehung und Ausbildung lediglich

der Praxis und Doctrin, indem eine g em ein gesetzliche Sanction dieses

Verfahrens nicht erweislich ist °).

2) Dirksen, Beiträge zur Kunde des röm. Rechts (Leipzig 182S) Nr.

HI. S. 189. Mittermaier, Strafverf. Z. 206.

3) Hefster, Jnstit. des Civilproz. S. 109. z. 6. Linde, Lehrbuch

z. 68. Note 2.

4) Art. 12, 99, 193. Z. 4., 201. u. 207.

5) Der Art. 12 spricht von der Verhaftung des (peinl.) Anklä

gers, „bis er Bürgschaft gethan hat," und von dem Regresse des

Angeklagten gegen den Ankläger wegen grundloser Anklage. Diese Re

greßansprüche können auch vor dem Criminalgerichte, welches über die

Anklage bereits erkannt hat, geltend gemacht und sollen summarisch

behandelt werden. Von einem gleichzeitigen Verfahren wegen Calumnie oder

gar einem Anschließen des Angeklagten an dasselbe ist keine Rede, sondern es

wollte blos die Kompetenz des Criminalgerichtes auf die durch falsche Anklage

begründeten Ci vi l anspräche erstreckt werden, wie aus den Worten deutlich

erhellet. — Der Art. 99. ist im Grunde nur eine Zurückweisung ^uf den Art.

12, indem gesagt wird, daß „des Abtrages halb, so der (mit Urtheil und

Recht) ledig erkannt als kläger begern würd , die theyl alsdann zu

entlichen bürgerlichen Rechten für das Gericht wie hievor davon ange-

zeygt und gemelt ist, gehalten werden sollen." Hier ist also wieder nur von

einem dem beendigten Strafverfahren nachfolgenden Civilprozesse die Rede.

^ Der Art. 19S §. 4. verordnet, daß in den Fällen, wo die P. G. O. selbst

die Verbindlichkeit der Wiederstattung ausspricht, das Strafurtheil auch diese

Verbindlichkeit aussprechen solle. Dieß berechtigt aber den Betheiligten

blos, das zu Erstattende auf dem Grunde des Strafurtheiles civilrechclich zu

verfolgen. — Der Art. 201. bestimmt , wenn im Anklageverfahren die Ko

sten im Falle der Freisprechung des Angeklagten zu compensiren seien und

wiederholt wegen sonstiger Ansprüche der Parteien die Vorschrift des Art. 193.

K. 4. — Der Art. 207. endlich handelt von dem Verfahren über die Zu

rückgabe gestohlener «der geraubter Sachen, die sich in gerichtlichem Gewahr

same befinden, an den Eigenthümer. Auch in diefem Artikel , der nach seiner

Stellung die Beendigung des Criminalverfahrens voraussetzt, ist von

einem Anschließen der Civilpartei an dieses Verfahren durchaus nicht die Rede.

— Diese Bemerkung war nothwendig, um die oben aufgestellte Behauptung

zu rechtfertigen, da sie mit der gewöhnlichen Ansicht im Widerspruche stehet,

vgl. z. B. noch Müller a. a. O. §. 8. Rote S, u. S. 246.

6) A. M. sind Alle, welche diese Sanction in den angef. Artikeln der P.

G. O. finden wollen.
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U. Entstehung, Ausbildung und Stellung im Pro-

zeßsysteme. Ursprünglich, als nur accusatorisches Verfahren galt,

mochte es, wenn Privatpersonen als Anklager auftraten, wohl häusig der

Fall sein, daß neben der Criminalanklage zugleich auch eine «iviUs s«tia

wegen der Civilansprüche in einem besonderen Libell angestellt und nachher

der nahe liegende Versuch gemacht wurde, beide Klagen in Einem Libell

zu verbinden Als spater derJnquisitionsprozeß aufgekommen und allmZ-

lig zur Regel geworden war^), wurde die Denunciation, die jetzt an die

Stelle der wegen der Folgen gern vermiedenen Anklage trat, auch dazu be

nutzt, um wegen der, durch das denuncirte Verbrechen entstandenen Privat-

rechtsansprüche die nöthigen Anträge zu stellen , die , von dem Gerichte

einmal angenommen ^), von selbst zu einer Ausdehnung des über das

Verbrechen eingeleiteten Verfahrens auf den Civilpunct führen mußten,

insofern dieser nur eine summarische Behandlung zuließ, was theils we

gen der Geringfügigkeit des Gegenstandes, theils wegen der Liqui

dität, wenn das Verbrechen selbst erwiesen wurde, gewiß meistens

der Fall war. Sonst wurde natürlich der Civilpunct sck repara-

tum verwiesen. Bei geringeren Vergehen, die mit keiner peinlichen

Strafe bedroht waren, mußte diese Verbindung des Civil- und Straf

punktes um so regelmäßiger vorkommen, als solche Vergehungen von

Amtswegen nicht gerügt wurden, und daher die Untersuchung derselben

nur auf Anzeige der Betheiligten einzutreten pflegte. Da in diesen Fäl

len der Denunciant dem Denunciaten gegenüberstand, so lag es sehr

nahe, diese Verfahrungscnt als D enun c iation sprozeß von dem

eigentlichen Jnquisitionsprozesse, oder wegen feines doppelten Gegenstandes

als gemi schien Prozeß, von dem reinen Strafverfahren in der Theorie

zu unterscheiden. Unter diesen Benennungen wurde diese Verfahrungs-

sorm auch zuerst wissenschaftlich behandelt. Da aber in einzelnen Län

dern auch ein aus dem Jnquisitions - und Anklageprozesse gemischt es

Strafverfahren — der sogen, siscalische Prozeß — sich ausbildete,

war der Ausdruck: g emischter Prozeß für das hier fragliche Ver

fahren der Theorie nicht mehr bestimmt genug; der Ausdruck: Denun-

ciationsprozeß aber zu enge, seidem man sich in der Theorie verstan

digte und die Praxis es bethätigtc, daß man auch außer dem Falle einer

Denunciation — namentlich da, wo die wegen handhafter That früher

eingeleitete Untersuchung die Denunciation überflüssig machte — über

haupt bei jedem Criminalprozesse den mit dem Verbrechen zusammenhän

genden Civilpunct durch bei oem Criminalgerichte zu stellende Anträge,

durch ein Anschließen an das Criminalverfahren , geltend machen

könne. Auf diese Weise bildete sich auf dem ganz natürlichen Wege der

Fortentwickelung der Begriff des Adhäsionsprozesses aus, der of

fenbar weiter und allgemeiner als der des Den unc iation spro zes-

7) So hält z. B. Durant (-j- 1296) in seinem «pe°. I^ibr. IV. Vit.

äs kurtis es noch für unstatthaft, die Zivilklage mit der Criminalklage in Ei

nem Libell zu verbinden; was spater (z. B. schon von Ferrari u s s-j- 1663Z

in seiner praxi» aures tit. 62. nr. 14.) für zulässig erklärt wurde.

8) S. Wiener, Beitrüge zu der Geschichte des Jnquisitionsprozesses

Leipzig 1SZ7.
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se s, der als eine besondere Art des Adhäsionsprozesses bei geringen Ver

gehungen betrachtet werden kann, und hier und da in Teutschland noch

vorkommt, und viel bestimmter ist, als der des gern i fchten P ro zes-

ses, zu welchem ja auch der siscalische gehört, welcher also eigentlich auf

zwei Arten — den Adhäsions- und den siscalischen Prozeß — paßt. Aber

seltsam ! Je mehr sich der Begriff des Adhäsionsprozesses in der Theorie

zur wissenschaftlichen Bestimmtheit und Vollendung entwickelte, desto

mehr nahm die praktische Bedeutsamkeit dieses Prozesses ab. Der Grund

hiervon ist theils in der bestimmten Abgrenzung der Competenz der Ge

richte, die in manchen Ländern zu einer Trennung der Civil - und Crimi-

naljustiz führte; theils in ^>er wechselweisen Ausbildung des Civil- und

Criminalprozcsses, welche eine Verbindung dieser beiden Prozeßarten, die

auf einander entgegengesetzten Maximen beruhen, nothwendig immer un

verträglicher machen mußte, theils in der mit den Criminalsachen stei

gend verbundenen Wichtigkeit, die eine Verzögerung derselben durch gleich

zeitige Behandlung des Civilpunctes nicht gestattet, zumal eine solche Ver

zögerung dann, wenn der Jnquisit verhaftet ist, auch gegen die Grund

sätze der Gerechtigkeit verstoßen würde, theils endlich darin zu suchen, daß

in den meisten Criminalfällen die Größe der materiellen Rechtsverletzung

wegen deren Einflusses auf die Strafe schon von Amtswegen ermittelt

und die Verbindlichkeit zur Entschädigung, wenn sie unzweifelhaft vor

liegt, im Criminalurtheile ausgesprochen werden muß ^"), wodurch die Ad

häsion überflüssig wird, zumal da der Beschädigte stets auch wegen des Ver

brechens vernommen und dabei über seinen Schaden näher befragt, und

hierüber wieder der Angeschuldigte verhört wird.

Hinsichtlich der Stellung dieser Verfahrungsart im Prozeßsv-

steme ist man nicht einig, indem sie von Einigen ") für eine Art des

Civilprozesses, von Anderen '2) hingegen für eine Art des Criminalverfah-

rens erklärt wird. Allein wenn man unter 'dem Adhasionsprozesse das

jenige Verfahren begreift, welches den Civil - und Criminnlpunct zu

gleich zum Gegenstande hat, so ist er weder blos eine Art des Civil-,

noch blos eine Art des Criminalprozesses, sondern eben eine Vermi

sch ung beider Prozeßformen, und darum auch beiden theilweise an

gehörig, jedoch auch keine dritte Prozeßform neben jenen beiden, in

dem die Grundsätze diefer durch ihre formelle Verbindung nicht

verändert, sondern in Wahrheit zwei Prozesse neben und miteinander

eingeleitet und bis zum Ziele fortgeführt werden. Beschränkt man aber

den Begriff des Adhäsionsprozesses blos auf das mit dem Criminalpro-

zesse zu verbindende Verfahren über den Civilpunct, so ist er ossen-

9) Dieß geschah auch schon in der Absicht, um die Leute zur Anzeige

Verbrechen aufzumuntern.

10) P. G. O. Art. 193. Z. 4. v. Grolman Crim. R. W. §. 544.

11) A. B. Martin, Lehrb. des Crim.-Proz. Z. Z. und des Civilproz.

§. 253. Stübel, das Criminalverf. II. Bd. §. 6«?.

12) A. B. Gensler, Commentar zu Martin zu §. 242. Linde,

Lehrb. Z. 364. Bauer, Lehrb. des Crim.-Proz. Z. S. Müller, Lehrb.

§. s. Nr. II.
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bar eine besondere Form des Civilprozesses, d!e sich eben durch

das. Anschließen an das Criminalverfahrcn als solche characterisirt. Will

man endlich bei diesem gemischten Verfahren die Wich ti gkeit und das

-hieraus sich ergebende gegenseitige Verhältniß der beiden Objecte

des Prozesses als Entschädigungsnorm für die Stellung im Systeme auf

fassen, so wird man den Adhäsionsprozeß nothwendig dem Criminal-

prozesse anreihen müssen, weil der Criminalpunct nicht nur an sich

der wichtigere ist, u«d im Verhältnisse zum Civilpuncte als die Haupt -

fache des Verfahrens erscheint, welche dieses auch veranlaßt hat , sondern

der Civilpunct auch nur durch ein Anschließen an den Strafprozeß verfolgt

wird, und darum im Collisionsfalle dem Strafpuncte nachstehen

muß. Hiernach lassen sich die verschiedenen Meinungen recht leicht ver

einigen.

III. Begriff, Zweck und Nutzen. Der durch ein Verbrechen

Verletzte hat die Wahl ^), seinen Privatrechtsanspruch entweder vor

dem competenten Civilgerichte vor , wahrend oder nach der Untersuchung

des Verbrechens , o d er vor dem Criminalgerichre, welches dieselbe einge

leitet hat, durch Anschluß an das Criminalverfahren geltend zu machen.

In diesem Falle entsteht der Adhäsionspro zeß, welcher im en

geren Sinne, nämlich in seiner Beschränkung auf den Civilpunct, nichts

Anderes ist, als die gerichtliche Verfolgung des durch ein

Kerbrechen begründeten Privatrechtsanspruches in der

As r m d e r Anschließung an das gegen den Verbrecher an

hangige Criminalverfahren; im weiteren Sinne aber, näm

lich in Beziehung auf das durch die Adhäsion bewirkte ausgedehntere Ver

fahren gegen den Verbrecher, als der in formell er Ei nheit be

stehende Simultan- oder Doppelprozeß über den mate-

riell-connexen Criminal- und Civilpunct erscheint. Der

Zweck der Civilpartei (d»s Adhärenten) ist, wie bei jedem Civilpro-

zesse, so auch hier die Realisirung seines Rechtsanspruches gegen den An

geschuldigten (Ad Häsen), und der Zweck des Simultanprozesses ergibt

sich aus dessen gedoppeltem Gegenstande von selbst. Der Grund der

Statthaftigkeit dieses Doppelverfahrens liegt theils in der Verein

fachung des Prozesses, theils in der Connexität der beiden Puncte, und in

der daraus sich ergebenden Erleichterung für den Adhärenten hinsichtlich

der Beweisführung und des Zeit- und Kostenaufwandes. In dieser

Erleichterung, insofern sie auch in einem einzelnen Falle wirklich eintritt,

besieht eben der Nutzen des Adhasionsprozesses

IV. Rechtsgrundsätze. ^) Voraussetzungen der

Statthaftigkeit. Die Statthaftigkeit des Adhäsionsprozesses setzt

«ach der Natur der Sache voraus: 1) daß kein besonderes Landcsgesetz

die Adhäsion ausdrücklich verbiete oder indirect unmöglich mache. Letzte

res tritt namentlich ein, wenn in einem Lande die Criminal - uns Civil

is Stübel, Crimmalverf. HI. 5- 1327. Kleinschrod, a. a. O.

Z. i. u. s.

' 14)' Vergl. bes. Müller, a. a. O. z. 246.
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gerichte ganzlich getrennt sind; denn eine weitere Voraussetzung der

Statthaftigkeit ist 2), daß das Criminalgericht auch für die (Zivilsache

competent sei, d. h., daß es überhaupt Civilgerichtsbarkeit habe, und

die fragliche (Zivilsache nicht etwa einem besonderen Gerichte ausschließlich

zustehe. Unter dieser Voraussetzung wird sodann 3) das Forum selbst

entweder als das der materiellen Connexitat oder als das des begangenen

Verbrechens leicht begründet werden können , wenn nicht schon der Ge

richtsstand des Wohnortes oder der belegenen Sache vorhanden sein sollte.

Ferner 4) daß die Beschaffenheit des gegenseitigen Verhältnisses des Ci

vil- und Criminalpunctes eine gleichzeitige Behandlung überhaupt

möglich mache. Die beiden Sachen dürfen daher nicht in einem prä-

jud iciellen Verhältnisse zu einander stehen; denn in einem solchen

Fcrlle muß die Präjudicialsache, sie sei der Civil- oder Criminalpunct, stets

zuerst erledigt werden ^). Die gleichzeitige Behandlung beider Puncte

darf sodann 5) keine Verwirrung besorgen lassen. Wenn daher z.B.

mehrere Verbrechen concurriren, die auch mehrere Adhäsionen zur Folge

hätten, oder der Civilanspruch zwischen Mehreren bestritten ist u. s. w., so

wird nur eine getrennte Prozeßführung stattfinden können ; aus diesem

Grunde muß auch dann, wenn im Laufe des Simultanprozesses die

eine oder andere Sache verwickelter wird, als sie anfangs war, die Civil-

sache zur befonderen Verhandlung verwiesen werden. Wann dieß zu ge

schehen habe, hat der Richter zu ermessen. Die Criminalsache darf 6)

durch die Civilsache, die im Verhältnisse zu jener nur als Nebensache er

scheint, wie bereits oben bemerkt wurde, keine ungebührliche Verzöge

rung erleiden, die besonders dann als vorzugsweise unstatthaft erscheint,

wenn der Angeschuldigte verhaftet ist. Sobald demnach auch im Laufe

des Verfahrens der Civilpunct eine solche Verzögerung herbeiführen

würde, muß der Adhärent jetzt noch sä sepsratuni verwiesen werden.

Endlich ist 7) noch erforderlich, daß der Criminalprozeß bereits gegen die

bestimmte Person, gegen welche man adhäriren will, eingeleitet sei, oder

wenigstens zu gleicher Zeit eingeleitet werde. Letzteres kann der Fall

sein, wenn der Verletzte mit der Denunciation eines bestimmten Verbre-'

chers, welche die Veranlassung der Criminaluntersuchung bezweckt, die

Adhäsion verbindet. Immer muß aber die Untersuchungseinleitung als

der Adhäsion vorgängig gedacht werden, wie aus dem Begriffe des An

schließe ns von selbst folgt. Daher kann während der Generslinqui-

sition im engeren Sinne, welche nämlich blos die Herstellung des Thatbe-

standes und die Ausmittelung des muthmaßlichen Thäters bezweckt, nicht

adhärirt, sondern blos die Absicht, dann, wenn der Thäter ermittelt und ge

gen ihn als solchen verfahren werden sollte, adhäriren zu wollen, mit der

Bitte um Benachrichtung von dem Beginne dieses Verfahrens, erklärt

werden (eventuelle Adhäsion). Uebrigens ist es hinsichtlich der Statthaf

tigkeit der Adhäsion völlig einerlei, ob der Criminalprozeß nach dec Jn-

quisitions - oder nach der Accusationsform eingeleitet wird.

. ,,

IS) Vergl. Kleinschrod im neuen Arch. des Crim.-R. Bd. II. §.

2S7. ff. Tittmann, Handbuch Bd, III. §. 647. Mitrermaier, das

Strafverf. S. 6. u. f. — Immer aber müssen beide Sachen materiell connex sein.



128 . Abhjsionsprozcß. ^

V) Rechtliche Natur und Eigenthümlichkeiten des

Adhäsionsprozesses. Man hat die Adhäsion für eine Art der

Intervention erklärt'"), was sie aber, bei genauerer Erwägung,

tticht ist. Denn einmal paßt der Begriff eines Dazwischen tretens

auf die Adhäsion, die nur ein Beitritt ist, überhaupt nicht, und sodann

kann man auf sie weder die Grundsätze der accessorischen Inter

vention, da der Adhärent keinem Theile sich anschließt, um demselben

zum Siege zu verHelsen, sondern als eine selbstständige Partei erscheint,

noch die Grundsätze der Principalintervention anwenden, da der

unmittelbare Zweck des Adhärenten auf ein ganz anderes Object gerichtet

ist, als welches den Gegenstand des anhängigen Verfahrens, dem er sich

anschließt, bildet. Auch gewährt diese Auffassung der Adhäsion gar kei

nen Nutzen, indem die Grundsätze der Intervention doch nicht auf sie an

gewendet werden können. Will man sie aber für eine ganz besondere

Art der Intervention ansehen, so ist wieder nichts gewonnen, da für diese

sodann erst wieder besondere Grundsätze aufgestellt werden müßten, und

es wäre nur ein Wort durch ein anderes weniger passendes, erklärt. Die

Adhäsion hat blos Aehnlichkeit mit der Intervention, indem durch

sie zu einem anhängigen Prozesse ein Dritter hinzutritt, und der Adhärent

formell der Staatspartei sich anschließt, wieder accessoris cheJnterve-

-nient, aber einen selbstständigen Zweck verfolgt, wie der Principal-

'intervenient; sie ist aber ihrem Wesen nach von der Intervention schon

deßhalb völlig verschieden, weil durch die Adhäsion zwei dem Zwecke, Ge

genstände und den Grundprincipien des Versahrens nach ganz verschie

dene Prozesse entstehen, was bei der Intervention bekanntlich nie der Fall

ist. Die rechtliche Natur des Adhäsionsprozesses besteht lediglich in der

formellen Verbindung zweier, an sich selbstständiger und auf

verschiedene Zwecke gerichteter, jedoch materiell connexer Prozesse, eines

Criminal- und Civilprozesses in der Weise, daß jener selbst hinsichtlich

dieser formellen Verbindung die principale Grundlage bildet, und die

ser sich derselben nur accessorisch anschließt. Hieraus ergeben sich

die Eigenthümlichkeiten des Adhäsionsprozesses (als Simultan

prozeß aufgefaßt) ^) von selbst. Denn aus der Selbstständigkeit

beider Prozesse folgt, daß 1) ein jeder vorr ihnen seine ihm außer

dem Falle der Verbindung eigenthümlichen Grundprincipien beibehalte,

also der Criminalpunct nach der Jnquisicions-, und der Civilpunct nach

der Verhandlungsmaxime zu verfolgen sei '^); daß 2) die blos dem einen

Prozesse eigenen Handlungen und Beweismittel dem anderen keinen Ein

trag thun können, und überhaupt das Eigenthümliche des einen Prozesses

dem anderen nicht präjudicire ") ; daß 3) der Angeschuldigte hinsichtlich

16) Siehe z. B. Kleinschrod, angef. Abhandl. Th. Hl. S. 471.

Stübel, das Cnminalverf. Z. I33L. Heffter, Lehrb. des Cr.-R. §. 69«.

Bauer, Lehrb. §. 247.

17) Vergl. Müller, a. a. O. §. 247.

!S) Mittermaier, Strafverf. 5-206. Bauer, Lehrb. §. 243.

Nr. II. Linde, Lehrb, z. 364. Note 7.

IL) Mittermaier a. a. O- Nr. 2.
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des Civilpunctes cils Civilpartei zu betrachten und als solche alle Verthei-

digungs- und Rechtsmittel zu gebrauchen befugt sei, welche ihm. auch im

gesonderten Civilprozesse zu Gebote standen; und daß auch der Adhärent

nur auf solche Rechtsverfolgungsmittel beschränkt bleibe, die im Civilpro

zesse zulässig sind. Aus der formellen Verbindung beider Pro

zesse ergibt sich ferner , daß 4) der Adhärent an allen Handlungen des

Verfahrens insoweit, als es sein Zweck nöthig macht, aber auch nur

insoweit, Theil nehmen, und zu diesem Ende selbst die Einsicht der

Acten verlangen könne ^^) ; daß er 6) die actenmäßige Aufnahme aller

Anträge und Beweife zu verlangen befugt sei, welche mittel- oder unmit

telbar den Civilpunct betreffen , und ihm selbst bei solchen Handlungen,

die zunächst nur den Criminalpunct angehen, das rechtliche Gehör nicht

versagt werden dürfe, sobald er einen Einfluß derfelben auf den Civil

punct nachweist 2'); daß 6) überhaupt die Prozeßverhandlungen sich zu

gleich auf den Civilpunct mit zu erstrecken haben, dieser in denselben Acten

zu instruiren und im Urtheile über beide Puncte zugleich zu erkennen sei,

und daß 7) der Adhärent für die blos den Civilpunct betreffenden Hand

lungen die Kosten allein, für die gemeinfchaftlichen aber für seinen Antheil

vorzuschießen habe; wogegen er solche Handlungen, die blos des Crimi-

nalpunctes wegen vorgenommen worden sind , auch ohne Kistenvorschuß

für seinen Zweck, wenn und insoweit es nach der Natur des Civilprozes-

ses angeht, benutzen kann. Denn die Acten sind 8) insoweit, als sie

auch auf den Civilpunct mittel- oder unmittelbare Beziehung haben, ge

meinschaftlich. Deßhalb kann der Adhärent auch Abschriften von den

gemeinschaftlichen Ac«nstücken verlangen. Aus dem gegenseitigen

Verhältnisse beider Prozesse folgt weiter, daß 9) der Civilpunct

im Pc>,mufe des ganzen Verfahrens dem Criminalpuncte nachstehe, die

ser als Hauptsache, jener als Nebensache erscheine, und deßhalb die Ad

häsion nur insoweit zulässig sei, als sie den Criminalprozeß nicht hemmt.

Aus diesem Grunde sind 10) die vorhergenannten Befugnisse des Adhä-

renten, insbesondere sein Recht der Acteneinsicht, die Befugniß Abschriften zu

verlangen u. s. w., der Einschränkung unterworfen, daß dadurch für die

Criminalsache kein Nachlheil entstehe; muß 11) der Civilpunct selbst im

Verlaufe des Prozesses zum getrennten Verfahren verwiesen werden,

wenn die weitere Fortsetzung des Simultanprozesses die Criminalsache

stören oder verzögern würde; darf12)dasUrtheil in dieser durch die Illiqui

dität des Civilpunctes nicht aufgehalten werden, und ist 13), wenn über

beide Sachen zugleich erkannt wird, zuerst über die Criminalsache und

hierauf über den Civilpunct im gemeinschaftlichen Urtheile zu erkennen.

Daraus endlich, daß die Adhäsion nur ein Anschließen an den Crimi

nalprozeß ist, ergibt sich, daß 14) der Civilprozeß sich nach der Form des

Criminalverfahrens zu richten habe^).

2«) Mittermaier a.a.H. Nr. 7. Martin, Lehrb. des Civilproz.

§, S63. , ^ ^„,. - ^ , ^, . ^ , , . -

21) Mittermaier ü, ,a. O. Nr.,?. Mül.ley a. a. I. §.„274,

Rote 4.,^. , - ^ : ^ , ^ ... a..-.

22) Martin, Lehrb. des Cwilproz, §. 2SZ. , , -.^

S
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0) Verfahren «). 1) Das Verfahren über den Civilpunct de-

steht materiell aus denselben Stadien, wie der getrennte Civilprozeß, wenn

auch formell kein eigentlicher Schriftenwechsel , sondern in der Regel nur

protocollarisches Verhandeln, wie im summarischen Zivilverfahren, statt»

finden kann. 2) Der Verletzte muß seinen Entschluß, dem Strafver

sahren beitreten zu wollen, ausdrücklich und so zeitig erklären, daß

dadurch kein Stillstand im Criminalverfahren veranlaßt wird, und so

dann seinen Rechtsanspruch gehörig begründen. 3) Ueber diesen ist hier

auf der Angeschuldigte zu vernehmen und aufzufordern, seine ihm etwa

zu Gebote stehenden dilatorischen und peremtorischen Vertheidigungsmit-

tel vorzubringen ; zu welchem Zwecke es ihm auch gestattet sein muß, ei

nen Rechtsverständigen in Gegenwart einer Gerichtsperson zu Rctthe zu

ziehen , insoweit die Criminalunterfuchung darunter nicht leidet. Ueder-

haupt findet vollständiges Wechselgehör nach dem Grundprincipe des Ci-

vilprozesses statt. 4) Ergeben sich wesentliche dilatorische Anstände, die

ohne Verzögerung für die Criminalsache nicht gehoben werden können, so

muß der Civilpunct »6 »«psrswin verwiesen werden. 5) Nachdem beide

Theile über die gegenseitigen factifchen Behauptungen vollständig gehört

worden sind, wird der etwa erforderliche Beweis durch ein protocollarisches

Decret auferlegt, wogegen Rechtsmittel, insofern sie auch im getrennten

Civilverfahren stattfänden , nicht ausgeschlossen sind. Rur darf dadurch

die Criminalsache nicht verzögert werden, widrigenfalls die Verweisung

»ci »exsi-swm eintreten müßte. 6) Zur Beweisführung stehen beiden

Theilen die gewöhnlichen civilrechtlichim Beweismittel zu Gebote ^), de

ren Gebrauch jedoch wieder das Criminalverfahren nicht verzögern darf,

widrigenfalls die Trennung beider Prozesse zu verfügen wäre. Da

bei kann der Adhörent natürlich auch der strafrechtlichen Beweisausnm,««

insoweit adhäriren, als dieselbe geeignet ist, seine Klagansprüche civil-

rechtsgiltig zu bewahrheiten. Wegen der materiellen Connerität beider^

Sachen wird dieß in den meisten Fällen möglich sein; nur dürfen die für

den Civilprozeß erforderlichen Förmlichkeiten nicht außer Acht gelassen und-

es muß der Angeschuldigte mit dm ihm civilrechtlich zustehenden Einwen

dungen gegen die Beweismittel gehört werden. Da der Anspruch des

Adhärenten auch durch den Beweis des Verbrechens, aus dem jener ent

stand, bedingt ist, so muß ihm natürlich gestattet werden, auch Beweis.-^

mittel in Antrag zu bringen, die sich lediglich aus die Bewahrheitung Ves

Verbrechens beziehen, wobei es jedoch von dem Ermessen des Gerichtes

abhängt, ob und in wieweit der wirkliche Gebrauch derselben geeignet

sei; aber auch die Beschwerdeführung des Adhärenten gegen eine un--

statthafte Verweigerung der Benutzung dieser Mittel nicht ausgeschilös-

V , ,'

2S) Bergt. Grolman, Crim.-R. W. §. 644. Heffter a. a. O. Z.

690. Bauer a. a. O. S. 24«. Möller a. a. O- 8. 24«. ff.

24) Auch die Eidesdelation und die nothwendigen Eide sind in der Regelt

zulässig. Ob aber der Angeschuldigte zur Eidesleistung zu lassen sei, ist

nach der Beschaffenheit des ihm zur Last gelegten Verbrechens und d« L«ge

des Criminalxrozesses zu beurtheilen. -
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se» ist. Die Beweisaufnahme selbst hat In der, der Criminalxrozeßform

möglichst entsprechenden Weise und gelcgcnheiilich bei der Vornähme der

Untersuchungshandlungen zu gesg)ehcn, wie es die Natnr der Adhäsiv«

von selbst mit sich bringt. Zum Zwecke des Gegenbeweises kann der

Angeschuldigte ebenso bloö der criminalrechtlichen VertheidigungSbeweiS,

führung adhäriren, als zugleich selbstständige Beweismittel gebrauchen.

7) Nach dem Schlüsse der Untersuchung , bis zu welchem Zeikpuncte auch

die cioilrechtliche Beweisaufnahme beendigt sein muß, wenn nicht Tren

nung beider Sachen eintreten soll, ist dem Adhärenzen die begehrte Br-

Weisausführung zu gestatten, gegen welche der Angeschuldigte in der

Hauptvertheidigung sich erklären kann. L) Hierauf erfolgt über beide

Sachen die Entscheidung in demselben Urtheile. Der den Civilpunct be

treffende Theil des Erkenntnisses erstreckt sich auch über die besonderen

Kosten des Adhäsionsverfahrens, die, wie die Hauptsache selbst, ganz

nach den Grundsätzen des Zivilrechtes zu beucrheilnv.sind. 9) Da die

beiden Entscheidungen außer ihrer formellen Verbindung «ichts miteinan

der gemein haben, und daher keine der anderen prämbicirt, so kann

zwar der Angeschuldigte gegen beide zugleich, der Adhärenr aber nur gegen

die cioilrechtliche Entscheidung, Rechtsmittel gebrauchen, welche insoweit

sie den Civilpunct betreffen, hinsichtlich der Statthaftigkeit und der Ivo,

matten ganz, nach den Grundsätzen des Civilprozesses zu beuriheilen

sind, und auf die Vollziehung des den Lriminalpunct entscheidenden

Theiles des Erkenntnisses gar keinen Einfluß haben. Jedoch ist dadurch

die Statthaftigkeit von Gesuchen um provisorische Verfügungen, welche

ein lossprechendes Urtheil etwa nöthig macht,' nicht ausgeschlossen. In

der Rechtsmittelinstanz geht der Adhäsionsprozeß in dem Kalk, wenn

nur gegen die Entscheidung des CivilpuncteS von dem einen oder an

deren Theile Beschwerden erhoben werden, in den reinen Civilprozeß über.

Wird dagegen auch das strafrechtliche Urtheil von dem Angeschuldigten

oder da, wo es angeht, vvn der Staatspartei angefochten, so dauert

der, AdhMonsprozeß auch in dies« Instanz noch fort und wird auch

hier wieder über beide Sachen in demfelben Urtheile erkannt, wobei

wieder die, durch das gegen die civilrechtliche Entscheidung gerichtete

Rechtsmittel, veranlaßten besonderen Kosten von den übrigen zu trennen

und nach civilrechtlichen Grundsätzen zu beurtheilen sind. 10) Gegen

die oberrichterliche Entscheidung über die gegen den owikechtlichen Theil

des Erkenntnisses erhobenen Beschwerden finden nur dann weitere Rechts

mittel statt, wenn diese nach Beschaffenheit der Sache auch im gesonder

ten Civilprozesse zulässig wären. 11) Die Vollstreckung des Urtheile«

über den Civilpunct gestattet nach der Narur der Sache keine Adhäsion

mehr, sondern geschieht im getrennten Verfahren ganz in derselben Weise,

wie bei anderen civilrechtlichen Erkenntnissen. Denn sollten auch die

durch das Criminalurtheil begründeten Ansprüche des Staate« auf das

Vermögen des Verurtheilten eine Collision mit den dem Adhärenren zu

erkannten Forderungen ^) hgj der Erecution veranlassen, so würde,

25) Diese gehen den Ansprüchen des Staates vor. P, G. O. Art. 167,

welcher Artikel jedoch nur vom Diebstahle spricht.

9 *
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wmn es zu einem Rechtsstreite hierüber käme, dieser keine Fortsetzung

des Adhäsionsprozesses, sondern ein neuer reiner Civilrechtsstreit zwischen

dem Staate und dem ehemaligen >Adhärenten sein. S. Jordan. -

^Sieetu« oder »,U««tu« ««I»ti»i>U» heißt In der

Kunstsprache der neueren Juristen derjenige, welcher in einer Stipulation

neben dem in derselben erwähnten stipulsior alternativ so genannt wird,

daß die Zahlung des Objektes der Obligation an einen von beiden giltiger

Weise geschehen kann. Die Erfordernisse sind : 1) daß die Stipulation giltig

sei'). 2) Daß der säieows außer dem Obligationsverhältnisse, welches auS

der Stipulation zwischen dem Stipulator und dem Promissor entsteht, be

findlich fei. Denn wenn er die Obligation erwirbt, so kann er- nicht

«ckleows sein 2). 3) Daß die Stipulation alternativ in Bezug auf die

Person, welche die Zahlung anzunehmen berechtigt sein soll, gestellt sei:

inilli k>ut l'iti« clure spouäes ? 4) Daß dasselbe Object der Obligation

vorhanden sei. Denn sind es verschiedene Objecte, die dem stirniläwr

und »äieew8 versprochen sind, fo ist die Zahlung, welche an den Adjectus

geschieht, zwar nach dem iusvivile ungiltig ?), und bringt also auch keine

Uberstio zu Wege; doch wird der Schuldner, welcher die Zahlung, an

den Adjectus geleistet hat, auf dem Wege der Exception geschützt ^), wo

nach die allgemeinen Ausdrücke in Ii. 34. Z. 2. 0. cle solut. (46. 3.) zu

beschränken sind. Dagegen ist weder die Einwilligung des Adjectus von

Nöthen, noch bedarf es auch eines ausdrücklichen, von Seiten des stipu-

Istsr an den säieotu» gezeichneten Mandates. Die Wirkung der »cl^,

levtio ist die, daß dem aäie«w» giltig und mit voller Wirkung

gezahlt werden kann °) ; daß es in der Willkür des Schuldners steht zu

bestimme», wem er Zahlung leisten will, dem Simulator oder dem sci-

i««tu8z und daß jede vom Schuldner an den säieows gerichtete Zahlung

gerade so angesehen werden muß, als ob sie an den stipulator geschehen

wäre 6). Deßhalb kann s). der Schuldner, welcher an den sciievw» in-'

äsbite gezahlt hat, den stirmlstor auf die Rückgabe des Gezahlten ver

klagen 5); K) der Schuldner darf den ääieow» wegen der Rückgabe des

Gezahlten nie in Anspruch nehmen ^) ; «) der Schuldner hat , wenn er

einen Theil der Schuld bereits an den «cUeows gezahlt, den Rest an den

stirzulgtor zu zahlen?) ; ä) deßhalb können auch dieWirkungen der Zahlung

an den säisotu» keineswegs durch ein Zahlungsverbot, welches der stipulstsr

an den Schuldnerin Bezug auf den scileotus ausgebracht hat, aufgeho-

1) I.. 1«. §. 7. v. 6e vsrb. obliMt. (45. 1.)

2) l.. 95. §. 5. v. Ss »«Int. (46. 3.)

5 3) I,. 44.,S.4.,V. 6« «dligst. et s«t. (44. 7.) l.. 141. §. S. 0. 6« verbor.

odlieStionibus. (45. 1.)

4) I.. 141. §. S. v. 45. 1. tt. ,, .

5) I.. 10. v. 46. 3. 1.. 69. 1.. 95. S. 6. V. ibläsm. Vergleiche Brandls

im Neuen Rheinischen Museum. Bd. 1. S. 294, . , /

6) I.. 69. v. 46. 3. S. 4. 5. ü« inulil. stipul. (3. 20.)

7) I.. 59. 0. 46. 3. 1.. 34. pr. v. ibiäem. ' ' ' '

8) I.. 33. II. Se pignor. et KvvotK. (20. 1.) ... .

9) I.. 71. pr. V. 46. 3.
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ben oder verändert werden'"). Denn das Recht des Schuldners, an

den säiecws zu zahlen, ist ein Theil der Stipulation geworden, und Fann

also durch einseitige Willensbestimmung des «tipulstor nicht abgeändert

werden — Dagegen wird dem säieotus, dessen RechtsverhältNiß zum

Schuldner nur darin besteht, daß er die von ihm geleistete Zahlung giltig

annehmen kann '^), alle Disvositionsbefugniß über die Obligation und

deren Object abgesprochen. Deßhalb kann er 1) nie aus der Obligation

klagen '2), 2) sich keine Bürgen, kein Pfand bestellen lassen 3) keine

uovstio, keine seoeptilstio , kein «oostitutum darüber eingehen '^).

Auch ist die Berechtigung des säieows zur Annahme der Zahlung rein

persönlich ; denn sie geht auf seinen Erben keineswegs über ^). Was

aber das Verhältniß des scUeetus zum stipulstor anbetrifft, so liegt es am

Tage, daß ein obligatorisches Verhältniß zwischen ihnengar nicht eristirt,

so lange der sckievws die Zahlung noch nicht angenommen hat. Durch

die Annahme der Zahlung, wird der säieows aber Auftragnehmer (msuclä-

tsriu») des stipulstor, und es kann von diefcrZeit an von dem letzteren zur

Bezahlung der eingezahlten Summe mit der svtio mauästi clireew ge

zwungen werden '^). Es erklart sich dieß einfach daraus, daß schon in

der Fassung der Stipulation ein Auftrag von Seiten des »tipuistor liegt,

und dessen Annahme von Seiten des uäievws durch die an ihn erfolgte

Zahlung erklärt wird. Aufgelöst wird das Verhältniß des säieetus

und die aus demselben hervorgehenden Berechtigungen desselben außer

den allgemeinen Erlöschungsgründen der Obligationen: u) durch den

Tod des säieetus. b) Durch jede «spiti» cleiuiuutio des «clieetu»

mit Ausnahme der Emancipation '^). Durch die Eingehung einer

litis eonteststio über die Schuld von Seiten des »tipuistor und des

promissor ^). In der Hinzufügung eines säieetus zur Stipulation

liegt offenbar eine Begünstigung des Schuldners. Geschichtliche That-

sachen über die Einführung dieses Institutes sind in den römischen

Rechtsquellen nicht aufbehalten. Heimbach.

^SiuSle»Uo heißt im römischen Prozesse der Theil der kor-

rauls, in welchem der Magistrat, welcher die Jurisdiction hat, dem iudex,

welchen er mit der Entscheidung des Prozesses beauftragt, das Recht

ertheilt, das streitige Object der eimn von den Parteien durch die

seotentis als Eigenthum zuzuerkennen '). Dieser Theil der torrnuls

lautete gewöhnlich so: cjusutuin säiudiesri oportet, iuäsx l'itio sä-

10) 8. 4. 1. 3. 20. 5,. 16. pr. v. 46. 1. l.. 106. v. 46. 3.

11) 5. 12.8-3. V.46. 3.

12) Ii. 1». v. 46. 3.

13) I,. 10. v. 46. 3. I.. 7. I. 1. v. <is pe«. v«n,t. (13. 6.)

14) I.. 23. v. Käsms«. (46. 1.) I.. 33. v. Se pißnor. et K^potK. (20. 1.)

15) I.. 10. v. ös n«v»ti«llibu». (46. 2.) Ii. 10. v. 46. 3. 1.. 7. 8. 1. v. 13. 5.

16) Ii. SS. v. 4S, 1. 1.. 81. pr. v. 46. 3.

17) 8. 4. Z. 3. 2«. Q. 131. §. 1. v. 4S. 1. Ii. 9S. 8- 6. V. 46. 3.

18) I.. 38. pr. v. 46. 3.

19) I.. S6. 8. 2. 0. «. 1.

20) I,. S7. 8. 1. v. 46. S. Ii. 16. pr. 0. 46. 1.

1) Osiu» inst. 4. 8. 42.
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j^cl;«Ato. Daher wird auch die sZinäivstlo unter den Erwerbungs

grün!«« des Eigenthumeß mit aufgeführt ^). Sie kam nur in den

drei Theilungsklagen (iuiZi«!« cHvisoris) vor, d. h. in der ««tio esui-

»«vi eliviäunä«, fsmüiäe I^rLisouuäss, Kuium rsAunclorurn Im

Justinianischen Rechte , wo die tormulne außer Gebrauch gekommen

sind, besteht die sllinciivgtl« zwar ihrem Wesen, keineswegs aber ihrer

Fvrm nach annoch fort Derjenige, welcher hier das Eigenthum

zuspricht, ist nicht mehr der privsws, sondern der Magistrat

selbst, welcher den Prozeß in eigener Person leitet und entscheidet.

Und es wird derselbe angewiesen, wenn die eine Partei durch die sä-

juälosti« in Schaden kommen sollte, Ken Gegner, welcher das Eigen

thum der streitigen Sache durch ucliuäiosti« erwirbt, dazu zu verur-

theilen, daß er die erster« Partei in Geld entschädigest). Daraus er

gibt sich nun, 1) daß es falsch ist, wenn neuere Rechtsgelehrte die

Befugniß zu adjudiciren dem Richter auch in anderen Klagen einräu

men; 2) daß der Sprachgebrauch ungegründet ist, nach welchem man

jeden Zuschlag des Eigenthumes einer Sache durch den Magistrat,

welcher die Jurisdiction hat, mit dem Namen „Adjudication"

belegt. ^ ! Hnmbach.

Administrativjustiz. Administrativjustizsache»

Man könnte versucht werden, unter dieser Bezeichnung solche Justiz

sachen, welche den Grund ihrer Entstehung in der Verwaltung des

Staates haben, mithin Rechtsverletzungen zu verstehen, die dem Staats

genossen durch die Staatsverwaltung zugefügt werden. Allein dieß ist

nur theilweise der Fall. Man hat vielmehr darunter solche durch Ver

waltungshandlungen veranlaßte Rechtsstreitigkeiten zu verstehen, welche

den gewöhnlichen Gerichten entzogen, und durch die Verwaltungsbe^

2) VIp. kr»Km. tit. 19. §. 6.

S) VIp. Kllgm. a. a. O»

4) Z. 4—6. 1. <Zs »wcio iuglcis. (4. 17.)

5) S. 4-6. 1. 4. 17.

1) M. s. vorzüglich : Gönner, Handb. des Proz. II. S. I.fg.u. Ent

wurf eines Gesetzbuches über das gericht. Verf. 2. Bde. Erl. 181S. fg. (der 2.

Bd., welcher die Motive enthält.) Rudhart, über die Verwaltung der

Justiz durch die administrativen Behörden, Würzb. 1817. v. Spaun polit.

und literar. Phantasien, Germanien 1317. Nr. IV. Ueber das Forum admi-

nistrativcontentiöser Sachen, Ulm 1321. v. Weiler, über Verwaltung und

Justiz und die Grenzlinie zwischen beiden, Mannh. 1826. (2. Aufl. 1830.)

Derselbe, über Administrativjustiz in Frankreich und Baden (im Arch. f.

Rechtspflege in Baden, 1329. Bd. 1. Hsr. 1. S. 312 fg.) K. v. Pfizer,

Über die Grenzen zwischen Verwaltungs- u. Civiljustiz. Ulm, 1828. Der

selbe über die neuesten Einwendungen gegen die Aulüssigkeit der Verwal-

tungsjustiz und gegen ihren Umfang, Stuttg. 1833. W. H. Puchta, Bei

träge zur Gesetzgebung und Praxis des bürg. Rechtsverf. I. Bd. Erl. 1322.

Nr. 7. S. 281. fg. Mittermaier im Arch. für civil. Praxis Bd. IV.

S.344. fg. u. Bd. XII. S. 39S fg. Pfeiffer, vract. Ausführungen, Bd.

III. Nr. X. S. 131. fg. Bühl, über das Verhältniß zwischen Justiz und

Verwaltung (in P blitz Jahrb. f. Staatsk. und Gesch. Jahrg. 1832. Bd. I.

lA. 127. fg. ' '
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Hörden zu entscheiden sind. Man bezeichnet also damit Sachen, in

welchen die Verwaltung eine Art von Richteramt ausübt, das mit

dem Namen Administrativjustiz (Rechtspflege. durch die Admi

nistration) belegt wird. Allein die Lehre von der Administrativjustiz

und den dahin gehörigen Sachen ist sehr bestritten. Es ist namentlich

bestritten, ob überhaupt eine Administrativjustiz zulässig sei, und ob

nicht vielmehr die Streitigkeiten, welche vor dieselbe gezogen werden

wollen, als wahre Justizsachen zu betrachten und deßhalb von den or

dentlichen Gerichten zu behandeln und zu entscheiden sind. Nicht

minder streitet man auch darüber, ob und unter welchen Bedingungen

die durch die Staatsverwaltung veranlaßten Streitigkeiten Justizsachen

und so einer richterlichen Entscheidung, sei es durch die Verwaltungs

behörden oder durch die ordentlichen Gerichte, unterworfen seien. Denn

die Grenzlinie zwischen Justiz und Verwaltung (Regierung, Polizei),

von deren Bestimmung auch der Unterschied zwischen Justiz- und Ver- ^

waltungssachen abhängt, war von jeher ein Gegenstand des Streites,

der noch jetzt nichts weniger als ausgeglichen, vielmehr seit der neuen

politischen Gestaltung Teutschlands durch den rheinischen und teut-

schen Bund, durch die dadurch herbeigeführte veränderte Stellung der

ehemaligen Territorialherren, durch die Erweiterung der Staatsverwal

tung und die wissenschaftliche Ausbildung ihrer Principien neuen Stoff

und neues Interesse gewonnen hat. Wir dürfen daher dieses Verhält

nis; zwischen Justiz und Verwaltung (im Sinne der Ausübung aller

Rechte der Staatsgewalt mit Ausschluß der Rechtspflege) hier nicht

umgehen, da sich ohne dasselbe der Begriff von Administrativjustizsachen

gar nicht deutlich erörtern läßt, indem er eben durch dieses Verhältniß

bedingt wird. Wir gehen hierbei jedoch prüfend den geschichtlichen

Weg, der auch hier am zuverlässigsten zum Ziele führt.

I) Die Angelegenheiten einer jeden geselligen Verbindung zerfal

len wesentlich in zwei Hauptklassen, wovon die eine die utilirss »in-

Z«I«rum s. privsts , und die andere die utilitss vmvium s, public»

zum Gegenstande hat, die eine sohin den Umfang des Privatrechtes und

die andere den Umfang des öffentlichen Rechtes einschließt, und die el

ftere der letzteren in derselben Weise untergeordnet ist, wie das Son-

derinteresse der Einzelnen dem Gesammtinterysse Aller nachstehen

muß. Daher wird sich auch bei jedem Volke, welches den rohesten

Anfang des geselligen Lebens überschritten und sich zum Bewußtsein

der Zwecke desselben herangebildet hat, die Thätigkeit der Vereins

oder Staatsgewalt in dieser zweifachen Richtung materiell und formell

geltend machen. Dabei ist es auch eine Hauptaufgabe für sie, die

utilits« prlvsts.mit der utilitss publica in Einklang zu bringen und zu

erhalten, da jene durch diese, aber auch diese wieder durch jene bedingt

und zu fördern ist. Die rttiiitss puKlios bezweckt ja eben die Erhöhung

der utilitss privsts, und steigt und fällt mit dieser ; sie kann aber gleich

wohl ohne Beschränkung dieser nicht erreicht werden. Hierin liegt eben

das Schwierige und zugleich der Urgrund aller Collisionen im Staotsle-

ben, indem die utilitss privsts sich bald der utilit»» rmbli«» gar nicht
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fügen will, bald wenigstens glaubt, daß sie mehr beengt werde, als es die

utiütss publi«» nöthig mache; diese hingegen wieder leicht zu große An

forderungen an jene stellt, wenigstens jene nicht so beachtet als sie wirk

lich thun soll. Auf den Umfang der utlllts» »InAuIorum bezog sich stets

und überall die Rechtspflege (iurisälctic,) , wahrend die Regulirung und

Handhabung der utlllts» «mnium der Staatsgewalt (Imperium

oder in ihrer Beziehung auf die wirkliche Thätigkeit gedacht, Regierung)

ohne Concurrenz der iuriscllotl« oblag. Hierauf beruhte bei den Rö

mern der Unterschied zwischen res lurisälotlonls (Justizsachen) und res

imperii (Regierungssachen), zu welchen letzteren ganz consequent auch die

eigentliche Criminalrechtspflege gehört«, die ihrem Endzwecke nach of

fenbar aus die utilitss «mnium gerichtet ist, während die äelivts privsta

eben fo consequent zu den res lurlscilvtlonls gehörten. Auch in Teutsch

land konnte den Blutbann nur der Kaiser als der Inhaber des summum

Imperium verleihen. Indessen erstreckt sich die Thätigkeit des obersten

imperium im Staate nothwendig auch auf die utilitss sluAulorum,

theils insofern diese durch allgemeine Normen an sich geregelt werden

muß (Privatrechtsgesetzgebung) , theils insofern diese Normen, außer dem

Falle eines Streites zwischen Einzelnen, zu handhaben sind (Bollziehung

der Gesetze und polizeilicher Schutz der Privatrechte); theils insofern die

Rechtspflege zu organisiren, und den damit beauftragten Personen die er

forderliche befehlende Gewalt zur Herstellung des streitigen Rechtsverhält

nisses und zur äußerlichen Geltendmachung der Entscheidung (d. i. zur

Prozeßleitung und Vollziehung der Urtheile) zu ertheilen ist. Darum

war bei den Römern mit der iuri8clivti« auch ein Imperium verbunden

und bildeten in Teutschland der Gerichtsbann (Imperium) und die

Urtheils findung (iurisälvtio) die wesentlichen Bestandtheile eines

Gerichtes, die auch noch heutzutage bei jeder Gerichtsbehörde zu un

terscheiden sind, indem sich aus dieser Unterscheidung ergibt, daß unsere

Gerichte eine doppelte Eigenschaft, eine obrigkeitliche und eine rich

terliche haben, und sie nur bei der Ausübung der letzteren, weil diese al

lein in einer besonderen Fachkunde besteht, von dem summum Imperium

unabhängig sein müssen-, in Ansehung der ersteren aber infoweit von die

sem abhängig seien, als diese Abhängigkeit keinen Einfluß auf die wirkliche

Ausübung der richterlichen Function äußern kann; diese Function be

schränkt sich daher, als eine technische, blos auf die Urthei lsfä l«

lung, (lurisciivtio), die, weil sie ein Act des Schließens ist, vermöge ih

rer eigenthümlichen Natur von der obrigkeitlichen Gewalt nicht abhängig

gemacht werden ?ann, sondern nach den Gesetzen des Denkens und der

wissenschaftlichen Technik geschehen muß.

In Teutschland war vor der Herrschaft des fremden Rechtes der Ge

richtsbann von der Urtheilsfällung stets auch su b j e c t i v getrennt. Die

mit der obrigkeitlichen Gewalt bekleideten Personen (Richter, Grafen ic.)

waren königliche oder nach entstandener Landeshoheit in den Territorien

landesherrliche Beamte, die im Namen ihres Herrn das Gericht zu he

gen, vorzuladen, das Verfahren zu leiten, das gefundene Urtheil zu ver

künden und dessen Vollziehung zu besorgen hatten, während die Urtheils
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sindung vom Volke oder aus diesem gewählten Urtheilern (Schoppen,

UrtKeilssindcrn ?c.) oblag, die später ein sür allemal von der Obrigkeit zur

Urtheilssindung verpflichtet wurden. Stand und Zahl der Urtheiler rich

teten sich nach dem Stande der Parteien. Die obrigkeitlichen Personen

hatten dagegen außer dem Gerichtsbanne stets auch andere, aus die «tili-

tu» omniurn bezügliche Geschäfte (Regierungs- oder Verwaltungssachen)

zu verrichten. So lag zur carolingischen Zeit den Grafen namentlich die

Leitung der Volksversammlungen (Provinzial- oder Landtage), die Besor

gung aller «uf den Heerbann bezüglichen Geschäfte, die Anordnung der

Staatsfrohndienste zc. ob. Bei diesen Geschäften fand , wenn Einzelne

sich dadurch beschwert glaubten, keine Einmischung der Urtheiler, sondern

nur der Weg der Beschwerde an die höhere Obrigkeit, den Landgrafen,

beziehungsweise an den König statt, welche darüber nach Gutdünken

entschieden. Hiernach gab es schon frühe neben den eigentlichen Justiz

sachen auch Regierungssachen, die im Falle einer Beschwerde

nicht von den Gerichten, sondern von der Obrigkeit selbst geschlichtet

wurden, und so, wie jetzt Viele sagen würden, als Administrativ

justiz sa ch e n betrachtet werden konnten. Von einem Rechtsstreite

konnte in einem solchen Falle nicht die Rede sein, da hier der Einzelne

nicht wegen eines Privatrechtsanspruches dem Einzelnen, sondern wegen

einer Im Interesse der Gesammtheit von ihm begehrten Pflichterfüllung

der Obrigkeit gegenüberstand , hier also die Urtheilsfinder , die ja selbst in

Ansehung solcher Pflichterfüllungen unter der Obrigkeit standen, nicht ur-

theilen konnten, weil das Regieren (Begründung , Handhabung und För

derung der Utility omnlum) ihnen nicht oblag, sie mithin nicht zu ermes

sen vermochten, ob die beschwerliche Forderung an den Einzelnen nach

dem Interesse der Gesammtheit sei oder nicht.

Diese Organisation der obrigkeitlichen Gewalt blieb auch nach der

Trennung Teutschlands vom Frankenreiche fortbestehend und übte auf die

Ausbildung der staatsrechtlichen Verhältnisse einen wesentlichen Einfluß

aus. Sie allein machte die Entstehung der Landeshoheit möglich, die ja

eben darin bestand, daß die früher im fremden (des Königs) Namen

ausgeübte obrigkeitliche Gewalt in ihrem vollen Umfange , nämlich

in ihrer Beziehung auf Rechtspflege und eigentliche Regierungsgeschäfte

in einem Gerichts - beziehungsweise Regierungsbezirke (Provinz, Land-,

Herrschaft :c.) nun im eigenen Namen und kraft eigenen Rechtes ausge

übt wurde. Hieraus wird es begreiflich, daß es nichts Auffallendes, son

dern ganz natürlich war, wenn einst die Landesherren(noch in den Reichs-

gesetzen die Landesobrigkei'ten genannt) und der König selbst zu

Gerickr saßen und dabei das Richteramt ( den Gerichtsbann) ausübten,

da dieß von jeher zu ihrer obrigkeitlichen Function gehörte. Ein Ein

griff in die Urtheilsfällung war hierbei nicht zu besorgen, da diese durch

die mit den Parteien standesgleichen Schössen ?c. erfolgte. Die allgemei

nen Landesangelegenheiten (eigentlichen Regierungssachen) versahen dage

gen die Landesherren allein, entweder selbst oder mit Hilfe besonders ge

wählter Rathgeber, insoweit dieselben nicht herkömmlich oder später auch

verabrcdeiermaßen in dem pliiviimn (Landtag) zu verhandeln waren, wo
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bei jedoch die Landstände, d. i. die politisch-selbstständigen Standesklassen

im Lande (aräines proviueiale») in der Regel nur den Beirath hatten,

der jedoch darum beachtet werden mußte, weil die Beschlüsse ohne ihre

Mitwirkung nicht wohl ausführbar waren. Sehr natürlich und conse-

quent war,es auch, daß in den Fällen, wo der Landesherr nicht als Lan

desobrigkeit, sondern vielmehr als Privatmann, z. B. als Grundherr,

handelte, die Streitigkeiten, welche aus solchen in das Gebiet des Pri

vatrechtes fallenden Handlungen zwischen ihm und einzelnen Unterthanen

entstanden, der richterlichen Urtheilsfällung unterlagen. Hierin liegt die

Ursache, warum die Streitigkeiten, in welche der Landesherr wegen seiner

Grundbesitzungen (Kammergüter) mit seinen Unterthanen gerieth, ebenso

der richterlichen Cognition unterworfen waren, als wie die von ihm abge

schlossenen Verträge, besonderen Privilegien :c. Denn in allen diesen

Fällen trat der privatrechtliche Gesichtspunkt ein. In Ansehung der

Grundbesitzungen insbesondere stand er seinen Gcundholden oder solchen,

mit denen er hierüber Pacht - oder andere Verträge abgeschlossen hatte,

nicht als Landesobrigkeit, sondern nur als Grundherr oder Contrahent,

wie ein anderer Grundherr (Landsasse) gegenüber, hatte also, wie die

ser vor den Gerichten Recht zu nehmen. Aus gleichem Grunde wurden

auch die wegen der Regalien entstandenen Streitigkeiten als Justizsachen

betrachtet, insoweit nämlich durch die Verleihung derselben an Untertha

nen ein Privatrechtsverhältniß zwischen dem Verleiher und dem Empfän

ger, und überhaupt durch die Ausübung der Regalien Collisionen mit

den Privatrechten einzelner Unterthanen entstanden, insoweit, mit einem

Worte, nicht die utllitss ouiuiui», sondern die urllits8 siuAuloru,» in

Betracht kam. Denn da, wo die erstere Rücksicht eintrat, wie z. B.

bei allgemeinen Verordnungen, stand auch in Regalsachen den Landes

gerichten keine Cognition zu.

Immer konnten sich ,edoch die Landesunterthanen oder einzelne

Klassen derselben, in den Fällen, wo ihre Beschwerden gegen reine Re

gierungshandlungen vor dem Landesherrn kein Gehör fanden oder auch

auf den Landtagen keine Abhilfe derselben zu erwirken war, an den Kai

ser, als die höchste Obrigkeit im Reiche, wenden, an welchen auch der Ap

pellationszug in reinen Justizsachen nach althergebrachter Weise statt

fand. Diese Unterordnung der Landesherren unter einen höheren Richter

und eine höhere Obrigkeit konnte, da sie ununterbrochen geltend gemacht

wurde, nie in Vergessenheit gerathen, sondern erhielt durch die Errichtung

des Reichskammergerichtes erst ihre völlige Ausbildung und ihre gesetzliche

Grundlage. Die Competenz dieses Reichsgerichtes erstreckte sich sowohl

auf die eigentlichen Justizsachen als auch auf die Fälle, in welchen sich die

Unterthanen durch Regierungshandlungen der Landesherren in ihren Rech

ten verletzt glaubten. Es trat daher jetzt die Veränderung ein, daß

auch die Beschwerden der Unterthanen gegen ihre Obrigkeiten in blosen

Regierungssachen als Klagen betrachtet und im Rechtswege verhan

delt und entschieden wurden. Die Landesherren waren von nun an

auch als Obrigkeiten einem bestimmten Richter unterworfen , und

die Unterthanen gegen den Mißbrauch der obrigkeitlichen Gewalt sogar
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gerichtlich geschützt. Zwar suchten die Landesherren als Reichsstände die

gerichtliche Competcnz in Regierungssachen zu beschränken, indem der

Kaiser in der Wahlcapitulation ^) versprechen mußte, nicht zu gestatten,

daß den Ständen in ihren Landeshoheits - und Regierungsrechten , beson

ders in Polizeisachen von den Reichsgerichten eingegriffen werde, und da

für zu sorgen ^), daß Unterthanen mit solchen Klagen nicht leichtlich ge

hört, sondern ^ limine ^«äivii ab und zur schuldigen Parition an ihre

und Herren gewiesen würden: so war es doch zweifellos,

daß man solche Klagen vor die Reichsgerichte bringen konnte, und hing

doch immer von dem Ermessen derselben ab, ob und in wie weit eine

Klage zurückzuweisen , und ein Landesherr mit der Einrede , daß Kie be

schwerende Verfügung des öffentlichen Wohles wegen rwthig, zu hören sei.

Die Competenz der Reichsgerichte in solchen Regierungssachen beruhte auf

der Unterwirsigkeit der Landesherren unter Kaiser und Reich. Daher

konnten Sachen dieser Art vor die Territorialgerichte nicht gebracht wer

den, weil diese , als von dem Landesherrn angeordnet , auch ihnen unter

worfen waren, und deßhalb keine Klage wegen durch Regierungshandlun

gen zugefügter Verletzungen annekmen durften ^). Anders verhielt es

sich da, wo nach hergebrachter Weise ein privatrechtlicher Gesichtspunkt

«intrat; deßhalb waren die Streitigkeiten in Kammersachen sogar durch

bei Wahlcapitulationen vor die Landesgerichte verwiesen °).

Zur Zeit des Reiches gab es also zwei Arten von Justizsachen, nämlich

s) solche, in welchen blos die Reichsgerichte, und b) solche, in welchen

auch die Territorialgerichte kompetent waren. Zu jenen gehörten nament

lich Rechtsstreitigkeiten , die durch Regierungshandlungen veranlaßt wur

de». Man konnte sich aber in der Theorie über die Grenzlinie zwischen Ju

stiz- und Regierungssachen weder in Bezug auf die Reichsgerichte noch in

Bezug auf die Landesgerichte je verständigen"!, und viele Rechtslehrer un

terschieden bei ihrer Bestimmung einer solchen nicht einmal zwischen den

Reichs-^ und Landesgerichten. Die Ansicht G ö n n e r's war jedoch diejenige,

welche den meisten Anklang fand. Nach ihm sind Justizsachen solche

Gegenstände, bei welchen über eine Rechtsverletzung gegen ein solches

Subject Klage erhoben wird, welches einen Richter über sich anerkennt;

Regierungssachen dagegen solche Angelegenheiten, welche die Ausübung

2) Art. I. Z. 3.

3) W. E. Art. XV. §. 4.

4) S'truben, Nebenst. Th. III. S. 63.

5) W. C. v. 17S0. Art. XIX. S. 6.

6) Vergl. Cr am er, «Ks. ?. II. «bs. 662. Dessen Nebenst. Th. I.

Nr. 4. IVlevius, ?. III. 6ev. 145. Struben, Unterricht von Reg. und

Just. Sachen , Sild. 1733. (auch als Anhang des S. Bds. der rechtl. Beb.

in Span gen berg's Ausg.Bd. III. S.219. fg.). Dessen Nebenst. Th. S.

Nr. XIII. S. 62. fg. KicKreiber 6s «kmssrum politivä« et esrmv, <zu»«Hus-

tili»« oücNntur, «onkliotu et <Z!ffsrenti». Sott. 1739. v. ^ssnrUtK cke eog-

»it. «t votestst« iuclicisriä in «susis, <zu»e politiae »omüie veniunt. Lrl. 1780.

N'et-. 179«. v. B erg, Handb. des Polizeirechtes, Th. I. Buch H. Abschn. 4.

Gönner, Handb. des Proz. Bd. II. Nr. 26. S. 1. f. Dessen Staatsr,

Z. 303. ».Seist, Staatsr. §. 86. u. s. w.
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der verschiedenen in der Staatsgewalt begriffenen Regierungsrechte be^

treffen, ohne daß es dabei auf Verfolgung eines Rechtes auf gerichtlichem

Wege ankommt. Es könne aber in der nämlichen Sache die Eigen

schaft einer Justiz- und Regierungsfache zusammen vorhanden sein,

wenn dabei sowohl eine Rechtsverletzung als das öffentliche Wohl in

Betracht komme. Keine Eigenschaft hebe an sich die andere auf. Hin

sichtlich der Geltendmachung der durch Regierungshandlungen verursach

ten Rechtsverletzungen stellte man folgende Grundsatze auf. 1) Gegen solche

durch die Reichsstaatsgewalt zugefügte Rechtsverletzungen findet kein Rechts

weg statt, weil dieselbe keinen Richter über sich anzuerkennen hat; ebenso

kann 2) gegen den Landesherrn wegen durch wahre Regentenhandlun

gen entstandener Rechtsverletzungen nicht bei den Landesgerichten,

weil er diesen nicht unterworfen ist, wohl aber 3) bei den Reichsgerichten

geklagt werden, weil er unter diesen steht. Deßhalb kann 4) in den ein

zelnen teutschen Territorien durch Entstehung einer Rechtsverletzung eine

jede Regierungssache in eine Justizsache verwandelt werden^). Der Streit

über die Grenzlinie zwischen Justiz- und Regierungssachen hatte daher zur

Zeit des Reiches im Wesentlichen keine nachtheilige praktische Folgen, da

soviel feststand, daß wegen einer jeden Verletzung eines wohlerworbenen Rech

tes, durch welche Regierungshandlung eines Territorialherrn sie auch im

mer entstanden sein mochte, der Rechtsweg an die Reichsgerichte zulässig sei.

Allein dieser reichsgerichtliche Schutz gegen Mißbrauch der Territo

rialgewalt hörte mit der Auflösung des teutschen Reiches von selbst auf,

indem die Rheinbundesacte nicht das geringste Surrogat dafür gewährte;

dieß war um so bedauerlicher, als die neue Souveränetät der Bundes

fürsten, die man gewöhnlich noch als Unbefchränktheit in der Ausübung

der Staatsgewalt auffaßte, sich in der Ausdehnung der administrativen

Gewalt und in der Organisation der Verwaltungsbehörden nach franzö

sischen Principien, denen man eine zu ängstliche Beachtung der Grund

sätze des Rechtes eben nicht zum Vorwurfe machen konnte, zumal in der

Erweiterung der Polizeigewalt besonders gefiel. Die administrativen Be

hörden , angeordnet von den Souveränen und ihre Gewalt in deren Na

men ausübend, suchten den Grundsatz geltend zu machen, daß die Gerichte

ihnen nur coordinirt, und sie in den Administrativsachen eben so selbst

ständig seien, wie jene in Justizsachen, und mithin die Streitigkeiten in

jenen nicht vor die Gerichte, welche das in diesen Sachen allein in Be

tracht kommende allgemeine Wohl Nicht beurtheilen könnten, gezogen

werden dürften, sondern um so mehr von ihnen zu entscheiden seien,

als die Rücksichten des allgemeinen Wohles, dieses höchsten allem An

deren vorgehenden Principes im Staate, sich mit dem langsamen pe

dantischen Rechtsgange nicht vertrügen , und die Administrativbehörden,

die ja nur den Souverän zu vertreten hätten , überhaupt so wenig als

dieser, von den Gerichten zur Verantwortung über ihre Handlungsweise

gezogen werden dürften. Diese Ansicht fand eine gewichtige Stütze in

den Theoricen des allgemeinen Staatsrechtes, nach welchen bei der Clas-

7) M. s. v. Leist, Staatsr. 85. u. Gbnner, Staatsr. §. 303.
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sification der Rechte der Staatsgewalt die richterliche Gewalt nur als eine

Art der vollziehenden aufgefaßt, wenigsten« durchgehend neben diese ge

stellt zu werden pflegte, indem die erstere auf die Vollziehung der Rechts

gesetze beschränkt wurde, woraus natürlich von selbst folgte, daß da, wo

andere Gesetze zu vollziehen sind, ihre Competenz ausgeschlossen ist. Diese

anderen Gesetze bildeten nun eben den selbstständigen Competenzumfang

der Staatsregierung in ihren verschiedenen Zweigen. Diese Ansichten

fand man überdicß in der französischen Gesetzgebung, die man nun eben,

so, wie schon lange vorher die pariser Moden, als Muster der höchsten

Weisheit bewunderte und mit pedantischer Aengstlichkeit, wobei die Am

bition um die Gunst des mächtigen Protectors nicht ohne Einfluß blkh,

nun auch auf die neuen teutschen Souverän- (!) Scaaten herüber zu ver

pflanzen strebte, vollkommen begründet. Denn in Frankreich sprach

schon das Gesetz vom 24. Aug. 1790 den Grundsatz aus: die Richter

dürfen die Administrativbehörden in deren. Thätigkeit («p^ruti«,,!,) in kei

nerlei Weise stören. Ein späteres Gesetz (vom II. Sept. 17g«) sing

schon an, die Verwaltungsstreitigkeiten an den Staatsrat!) zur Entschei

dung in letzter Instanz zu verweisen, bis das Gesetz vom 28. pluviose

des I. VIII. in den jeder Präfectur beigegebenen Präfecturräthen soge

nannte Gerichtshöfe für Verwaltungsstreitigkeiterr anordnete, von denen

man an den Staatsrath appelliren konnte. Es entstand sonach für diese

Berwalmngsstreitigkciten (administrativ - rontenlios^e Sachen,

sösires voMeiuwuüe»), eine eigene Art von Justiz, die in Frankreich

^ uris p rn cl eu « ? »ll in in i »t r» t I v« hieß"), und jn, Teutschland

unter dem Namen Administrativ- oder Verwaltungs,ustiz

Eingang und weitere Ausbildung erhielt. Hatten einzelne teutsche Re

gierungen schon zur Zeit des Reiches manche Rechtsstreitigkeiten den Ver

waltungsbehörden zugewiesen"), so war dieß jetzt noch mehr der Fall, da

solche Entscheidungen durch Verwaltungsbehörden nun als richterliche

galten, und man nun dcßhalb glaubte, dem Rechte dadurch, daß man

das Gebiet der gerichtlichen Competenz beschränkte, keinen Eintrag zu

thun. Jemehr der Gesichtspunkt des sog. allgemeinen Wohles überwie

gend wurde, desto mehr dehnte man den Geschäftskreis der Verwaltungs

behörden aus, desto, mehr trat aber auch das Recht der Einzelnen in

den Hintergrund, desto weniger wurde es bei den unaufhörlich wechseln

den Verwaltungs-Organisationsverfuchen beachtet. Je mehr daher das

Vielregiexen intensiv und extensiv zunahm, je weniger die Beschwerden

der Einzelnen gegen Verletzung wohlerworbener Rechte durch Aomini»

strativmaßregeln bei den Verwaltungsbehörden, die bei ihren Entschei

dungen im Eifer für das Staatswohl nur zu leicht über die Rechte

8) Bergt. Als? Ii n Kspertoir iZ« Zurispru^encs unrer »«« »llnunlsirsUf.

Assesrel cks zuri^s>ru6en<:e »clmiulsträtive ?sri« 1820, und in der l'KFm!«

r»m. II. p. 26S. «<s. Kulenkamp, Beiträge zu der Lehre von dem Ver

hältnisse der Rechtspflege nach der Verfassung Frankreichs und WestpKalcns.

Gott. I31Z. — Mittermai er im Vrch. Bd. 4. 344. fg.

9) z. B. in Bayern (s. Mitter mal er, Arch. 4. S. 3Z9. und im

Großh. Hessen (f. Mühl, a. a. O- S. 130.).
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der Einzelnen wegsehen , Beachtung und Abhilfe fanden , desto größer

wurde die Unbehoglichkeit bei dem einem ewigen Wechsel unterworfenen

Zustande der staatlichen Verhältnisse; desto mehr nahm bei immer wach«

sender Gefährdung d«r wohlerworbenen Rechte die Unzufriedenheit zu,

—> desto mehr stieg endlich die Sehnsucht nach den ehemaligen Reichs

gerichten, so illusorisch auch die Hilfe in den letzten Zeiten des Reiches

war. Allein die inneren Verhältnisse blieben auch nach der Auflösung des

rheinischen und nach der Stiftung des teutschen Bundes dieselben , in

dem man die Errichtung eines Bundesgerichtes für unvertraglich mit

der wiederholt ausgesprochenen Souveränetät der Bundesglieder hielt.

Di« Administrationsjustiz behauptete ihr altes Gebiet, insoweit ihr nicht

in den neuen Verfassungsurkunden begegnet oder Schranken gesetzt wur-

den. In der Theorie dauerte der alte Streit fort, dessen völlige Schlich

tung wohl noch fern sein dürfte, da die Gegner der Administratkvjustiz

noch kein festes staatsrechtliches. Princip aufgefunden zu haben scheinen,

welches ihren Angriffen eine sichere Haltung gewahren könnk^ während

die Vertheidiger Verselben mit weit mehr Consequenz zu Wirke gehen,

wobei wir jedoch van denen absehen, wUche der Admimstrativjustiz ein.

das Grundprincip überschreitendes Gebiet einräumen wollen 'p)>

-II.) Aus dem Bisherigen ergeben sich folgende Resultate. 1) Von

jeher ward ein Unterschied 'zwischen Justiz- und Regierungssachen ge

macht, wovon jene in die Sphäre des Privatrechtss und diese in t>as,Ge-

biet des öffentlichen Rechtes fallen. 2) Die streitigen Juftizsachen unter-'

lagen stets der gerichtlichen Entscheidung; die streitigen (in die Privatrechte

«erletzend eingreifenden) Regierungssnchen dagegen wurden vor der "Errich

tung des Reichsgerichtes nur von der höheren Regierungsbehörde (der hö

heren Obrigkeit) nach administrativen Grundsätzen und Rücksichten ge

schlichtet, ohne daß 'man jedoch die Entscheidungen als" richterliche betrach

tet oder den entscheidenden Behörden dsßhalb den Character einer Justiz

behörde beigelegt hätte; nach der Errichtung des Kammergerichtes aber

als Justizsachen von diesem behandelt und entschieden.. 3) Dadurch

wurde der bisherige Begriff von Justizsachen erweitert und auf alle strei

tige Territorial- und Regierungssachen ausgedehnt, obwohl in Bezug

auf die Landesgerichte der alte Begriff stehen blieb. Nach dev Auflö

sung des Reiches entspann sich der Streit, ob die ehedem vor die Reichs-,

gerichte gehörig gewesenen Regierungssachen nun wieder von den Regie»

rungsbehörden oder als Justizsachen von den Landesgerichten zu entscheiden

seien. Die Vertheidiger der ersteren Ansicht wollen jedoch die Entschei

dung gleichwohl als eine richterliche betrachten, und deßhalb den Regie

rungsbehörden in Bezug hierauf zugleich einen richterlichen Character,

nämlich den von Administrativjustizbehörden beilegen. Nach

der ersteren Meinung würden alfo die Administrativjustizbehördew die

Stelle der Reichsgerichte in Bezug auf die streitigen Regierungssachen

, 10) z. B. Gönner im angef. Enrw: B5. kl. S. S4. O^sterlei,

Handbuch des Harrndverschen ProzeM (3 Bände, Göttingen 181S 20.)

I. B. S. 91. fg. - . . . , ' ) ..
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vertreten, wahrend nach der letzteren Meinung diese reichsgerichtliche

Competenz nun den Landesgerichten zustehen soll.

III.) Wir haben nun den richtigen Standpunct gewonnen, «on

welchem aus der Gegenstand des Streites, so wie die Richtung der Mei»

nungen aufzufassen und zu beurtheilen ist. Darüber, daß die Ausübung

der Staatsgewalt in ihren verschiedenen Zweigen, zum Zwecke der Be

gründung, Erhaltung und Förderung der utilitus oinuiuin (gewöhnlich

ssiu» public» genannt) den Umfang der Regierungssachen bilde, so wie

darüber, daß die richterliche Thatigkeit die utilltss siiiAuIoi-um (gewöhn-

lich Rechtssicherheit oder Rechtsschutz genannt) zum nächsten Zwecke

habe, und die zu ihrem Umfange gehörigen Sachen Justizsachen seien,

und endlich darüber, daß die Criminalsachen, obwohl an sich zum öffent

lichen Rechte und insofern zu den Regierungssachen gehörig, ebenfalls

als Justizsnchen zu betrachten seien, waltet kein eigentlicher Streit ob.

Denn der Umstand, daß man den Umfang der Regierungssachen bald

auf das Unterthanenverhältniß ") , bald auf das öffentliche Recht '^),

bald auf die politische Gesetzgebung '^), und bald auf den Gesichtspunkt

der Zweckmäßigkeit für das allgemeine Wohl '^) gründet, bildet keine ei

gentliche Meinungsverschiedenheit, sondern es wird hierbei dieselbe Sache

nur von verschiedenen Gesichtspunkten aufgefaßt, und darum auch ver

schieden bezeichnet. Auch ist man darüber einig, daß die, in das Privatrcchc

einschlägige Gesetzgebung, die ja gleichfalls die util!t»8 oinuiuin be

zweckt i°), zu den Regierungssachen gehöre, deren Umfang mithin die

ganze Thatigkeit der Staatsgewalt, mit Ausschluß der richterlichen Fun

ction im eigentlichen Sinne, bildet. Nicht minder ist man darüber ein

verstanden, daß die privatrechtlichen Handlungen der Staatsgewalt, so

wie die im Besitze der Privaten befindlichen Hoheitsrechtsrechte (Regalien)

zum Umfange der eigentlichen Justizfachen zu rechnen sind, sobald näm

lich hierüber ein Rechtsstreit entsteht '^). Der Streit betrifft eigentlich

blos die Rechtsverletzungen, welche einzelnen Unterthanen oder

ganzen Classen derselben durch Regierungshandlungen zugefügt werden.

Die Vertheidiger der Administrativjustiz verweisen diese durch Regie

rungshandlungen veranlaßten Rechtsstreitigkeiten vorzüglich aus zwei

Gründen vor die Regierungsbehörden selbst, weil nämlich l) diese Hand

lungen vom Regenten ausgehen, dieser aber seinen eigenen Gerichten

nicht unterworfen sei, und weil 2) diese Handlungen nicht aus dem Ge°

stchtspuncte des Rechtes, sondern aus dem Gesichtspuncte der Politik, des

Staatswohles zu beurtheilen seien, mithin außerhalb der aufRecl

11) z. B. v. Pfizer in den a. Schriften.

12) z. B. v. Weiler, a. a. O. (auf das nichtstreitige Privat- und das

öffentl. Recht).

13) z. B. v. Rotte« in v. Aretin's eonst. Staatsr. Bd. II. S. 226.

fg. u. im Lehrb. des Vernunftrechtes, Bd. 3. S. 134. fg. (S. 6.)

14) z. B. Pfeiffer, pract. Ausf. Bd. 3. S. 132. fg.

15) Iura non in singulss personss, »ecl genersliter constituentur. (fr. 3.

de leg.).

. B. v. Weiler a. a. O. §. 26.
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beschränkten Competenz der Gerichte liegen. Diese Ansicht ist s) nach

dem geschichtlichen Entwickelungsgange insofern richtig, als

Regierungssachen niemals der Cognition der Gerichte unterworfen wa

ren, sondern nur auf dem Wege der Beschwerde von den Regierungsbehörden

geschlichtet wurden. Selbst die Periode des Reiches begründet «) in Be

zug auf die Reichsregierungshandlungen keine Ausnahme, fondern

blos in Bezug auf die Territorialregierungshandlungen eine solche, indem

die dadurch veranlaßten Streitigkeiten jeder Art vor die Reichsgerichte,

denen die Landesherren als Landesobrigkeiten unterworfen waren, nicht

aber vor die Landesgerichte gebracht werden konnten, weil dieselben unter

diesen nicht standen, wie aus dem Obigen erhellet; ja selbst die Reichsge

richte durften die Regierungshandlung nicht hinsichtlich der Zweckmäßig

keit oder Nothwendigkeit derselben in Bezug auf das Staatswohl, son

dern nur von deren rechtlicher Seite in Bezug auf die klagenden Unter-

thanen :c. beurtheilen. Der Grund dieser reichsgerichtlichen Befugniß

lag nach allgemeiner Anerkennung blos in der Subjection der Territo

rialherren unter die Reichsjustiz. Mit der Auflösung des Reiches siel

dieser Grund hinweg, indem nun auch die landesherrlichen Regierungen

in dieselbe Stellung kamen, in welcher sich zuvor die Reichsregierung be

fand, gegen deren Handlungen keine Klage Platz greifen konnte, weil

sie unter keinem Richter stand. Dagegen veränderte sich die Stellung

der Landesgerichte im Verhältnisse zu den Territorialherren durch die

Auflösung des Reichsverbandes ebensowenig , als der Umfang der Com

petenz derfelben. Die Behauptung daß die reichsgerichtliche Juris

diction auf die Landesgerichte übergegangen sei, läßt sich daher, so scharf

sinnig sie auch durchgeführt wurde, nach Rechtsgrundfätzen nicht verthei»

digen. Die Reichsjustiz hatte ihr rechtliches Fundament lediglich in her

Reichsverfassung, bildete einen wesentlichen Theil derselben, und hörte

daher auf zu sein. Für einen solchen Uebergang kann man weder ein

Erbrecht, noch eine Cession, noch eine Devolution, noch einen anderen

giltigen Rechtstitel anführen , den aber allgemeine Argumentationen nicht

zu ersitzen vermögen. Mit. dem Reiche sind überhaupt alle mit der Ver

fassung desselben wesentlich verbunden gewesene Verpflichtungen der

Reichsstände erloschen, welche auch noch überdies) der Kaiser ausdrücklich

von denselben entbunden hat '^). Die Ansicht der Vertheidiger der Ad

ministrativjustiz verließ jedoch insofern den historischen Boden, als die

selben zugaben, daß die durch die Regierungshandlungen veranlaßten

Rechtsverletzungen Justizsachen seien. Dieß geben sie nämlich gerade

durch die Aufstellung der Administrativ justiz selbst indirect zu, indem

die vor diese Justizbehörden gehörigen Streitsachen, von ihnen selbst Ad

ministrativ justiz sc, chen genannt, nun wieder Justizsachen sein können,

die sich von den eigentlichen Justizsachen, die nämlich nach ihrer

Meinung allein vor die Gerichte gehören, blos dadurch unterscheiden, daß

17) S. z. B. Pfeiffer, pracr.Ausf. Bd.I.S. 224.,fg., ^ -

18) Kais. Erklär, v. 6. Aug. 130S. in v. N er, Ooi-p. niris ete. I. Bd.

S. 90. fg. . „,;.,.,..,,
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1) jene durch die Staatsregierung, diese durch Privaten (mit Einbegriff

der Staatsregierung, insofern sie als Privatperson handelt), also jene

durch Staatshandlungen, diese durch Privathandlungen veranlaßt werden,

und daß 2) bei jenen der Staat einer Privatperson und bei diesen eine

Privatperson einer anderen als Partei gegenübersteht. Dadurch ist jeder

innere materielle Unterschied zwischen jenen und diesen aufgehoben,

indem dort wie hier s) eine Rechtsverletzung und zwar b) die Ver

letzung eines Privatrechts, d.i. des Rechtes eines Unterthans , also

eine Justiz sa che vorhanden ist. Der blos äußere und darum zu

fallige Unterschied, welcher von dem verletzenden Subjecte (Staats

regierung oder Privatperson) hergenommen ist, kann die innere (we

sentliche) Beschaffenheit d e r S a ch e nicht verandern. Die Vertheidiger

der Administrativjustiz haben daher, ohne es zu wollen, die Administrativ-

justizsachen wirklich zu dem gemacht, als was sie, nach dem im Eingange

angegebenen Begriffe, vermöge der Wortbedeutung aufgefaßt werden kön

nen: zu Justizsachen nämlich, welche den Grund ihrer Entstehung in

der Staatsverwaltung haben. Sind also diese Administrativrechtsstrei

tigkeiten selbst nach der Ansicht der Vertheidiger der Administrativjustiz

in Wahrheit Justizsachen, die sich von den eigentlichen Justizsachen inner

lich (dem Wesen nach) gar nicht unterscheiden '^), so liegt auch kein

hinreichender Grund vor, sie von der Competenz der Gerichte auszu

schließen. Denn der Umstand, daß die Rechtsverletzung hier durch eine

Regierungshandlung herbeigeführt wurde, rechtfertigt es nicht, eine solche

Rechtsverletzung anders zu behandeln, und sie der Behörde, welche al

lein die technische Behörde über Rechtsverletzungen ist, zu entziehen, zu

mal wenn man einmal — wie man auch nicht anders kann — zuge

geben hat, daß die über Privatrechte entstandenen Rechtsstreitigkei

ten zur Competenz der Gerichte gehören , und man ferner mit Fug nicht

in Abrede zu stellen vermag, daß auch bei den Administrativjustizsachen

das Privatrecht der Verletzten in Frage steht, welches zu verletzen die

Staatsgewalt, deren ganze Thätigkeit eben auf den Schutz der Privat

rechte gerichtet sein soll, am wenigsten ein Recht haben kann ; man müßte

denn behaupten wollen, daß der Anspruch auf den Schutz der Privat

rechte und auf eine, im Verhältnisse zu anderen Unterthanen gleiche Be

handlung in Bezug auf die öffentlichen Pflichten nicht zum Umfange des

Privatrechtes gehöre, oder daß die Verletzung des Privatrechtes je ein Mit

tel sein könne, die Staatswohlfahrt, die doch nur in der Wohlfahrt aller

einzelnen Theile des Staates bestehen kann , in Wahrheit zu fördern,

überhaupt daß das Recht der Politik nachzustehen habe, also das Mittel

dem Zwecke vorgehe. Der Umstand ferner, daß die Regierungshandlun-

gen vom Regenten ausgehen, dieser aber seinen Gerichken nicht unterwor

fen sei, daß es mithin für die sogen. Administrativjustizsiichen an einem

kompetenten Richter fehle, begründet blos die Nothwendigkeit, für diese

Justizsachen entweder eigene Gerichtsbehörden einzuführen, oder die Com

petenz der bestehenden auf dieselben auszudehnen, kann es aber nicht

18) S. z. B. v. W e i l e r, a. a. O. §> 31. sub Ut. d).

I«
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rechtfertigen, diese anerkannten Rechtssachen anders zu behandeln und

Behörden zur Entscheidung zuzuweisen, die keine Gerichtsbehörden sind,

denen also die technische Sachkunde zur Beurtheilung von Rechtsfra

gen gänzlich abgeht. Der Grund, daß hier zugleich Administrativ«

fragen, die sich auf das allgemeine Interesse beziehen, zur Sprache kom

men, führt blos zur Nothwendigkeit, beide Arten von Fragen zu trennen,

und jene (die Rechtsfragen) an die Gerichte, diese hingegen an die Re

gierungsbehörden zu verweisen; rechtfertigt es aber nicht, diesen Behör

den auch die Entscheidung der Rechtsfrage einzuräumen, oder gar die

Rechtsfrage der Administrativfrage unterzuordnen, jene als Neben- und

diese als Hauptsache zu behandeln, und auf diese Weise das Recht der

Politik nachzusetzen, und jenes in dieser auf- oder untergehen zu lassen.

Die Benennung: Administrativjustiz, worin zwei formell und ma

teriell wohl zu unterscheidende (wenn auch nicht, wie behauptet worden,

einander entgegengesetzte) Dinge vereint erscheinen, hat auch vorzugs

weise die ganze Verwirrung herbeigeführt. Denn besteht das Rechtspre

chen in einer Technik, die nur den Gerichten eigen ist, so kann es auch

nur durch die Gerichte geschehen. Ein Rechtsprechen durch Regierungs-

(Verwaltungs-) Behörden kann daher nur als ein Eingriff in ein frem

des, einer anderen Technik angehöriges Gebiet, als eine Rechtspfuscherei

erscheinen, und ist eben so unstatthaft, als eine Justizregierung

fein würde, wenn nämlich die Gerichte Regierungshandlungen vorneh

men wollten. Diese Benennung war auch offenbar daran Schuld,

daß man eine Menge Civilrechtssachen den Gerichten entzogen und der

Verwaltungsjustiz zugewiesen hat. Den darüber entstandenen Klagen

glaubte man dadurch begegnen zu können, daß man erklärte, die Ver

waltungsjustiz gewähre ja ebenfalls, wie die Gerichte, einen Rechts

schutz '^). Denn wer sollte über die administrative Willkür und Be

drückung oder über Verweigerung der Rechtshülfe gegen die Regierungs

gewalt mit Grund Klage führen, da die Administration selbst so gefäl

lig ist, eine Art von Richtermantel umzuwerfen, um nun als Richterin

über die von ihr selbst zugefügten Rechtsverletzungen zu entscheiden?

Schon der Grund, aus welchem man die Administrativjustiz Vorzugs«

weise für ersprießlich hielt, nämlich die Berücksichtigung des allgemeinen

Wohles, welches bei solchen Sachen mit betheiligt sei, und die admini

strativen Rücksichten überhaupt, beweist, daß man bei dieser Justiz die

Sache ganz verkenne, und sich blos mit dem Scheine, dem Namen be

gnüge, da es gerade zum Wesen der Rechtspflege gehört, das Recht al

lein und ausschließlich in's Auge zu fassen, und eine Justiz, welche dem

Rechte nur Ein — vielleicht halbgeöffnetes — Auge zuwendet, das

andere aber auf fremde Dinge — sei es auch das allgemeine Wohl —

richtet, den Namen einer Justiz nicht ansprechen kann. Darum konnte

auch diese, von Frankreich eingewanderte, Themis mit halbverbundenen

Augen und administrativen Gewichten auf der einen Waagschale sich in

Teutschland keine Popularität erwerben. Man gab etwas für Justiz

19) s. Mittermaicr im Arch. Bd.
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aus, was keine war, keine sein konnte, weil außer dem Gesagten bei

derselben auch der erste Grundsatz aller Rechtspflege: Niemand kann

Richter in eigner Sache sein, unbeachtet blieb. Diese Zwitternatur der

Administrativjustiz, die in Wahrheit weder Administration noch Justiz

mehr ist, hat ihr auch so viele Gegner 2") zugezogen, welche die Unstatt-

hafligkeit der Administrativjustiz darzuthun suchten, jedoch meistens mehr

in einzelnen Fällen die Entscheidbarkeit der sogen. Administrativjustiz:

sacken durch die Gerichte nachwiesen, als von einem von allen Seiten

unantastbaren, Grundpcincip ausgingen, hier und da auch unhaltbare

Satze aufstellten, und meistens nicht gehörig nachwiesen, wie die Ver

waltung mit der Justiz in Einklang zu bringen sei. Am wenigsten

dachten sie darauf, die gewöhnliche Theorie des allgemeinen Staatsrechtes,

welche nothwendig zur Administrativjustiz führt, zu bekämpfen. Denn

die Ansicht der Vertheiiziger der Administrativjustiz ist b) auch nach die

ser gewöhnlichen Theorie deS allgemeinen Staatsrechtes

richtig, auf welche schon oben hingewiesen wurde. Diese Theorie be

ttachtet nämlich die richterliche Gewalt als eine Unterart der vollziehen

den im weiteren Sinne, und stellt dieser die vollziehende Gewalt im

engeren Sinne als die andere Unterart gegenüber Jener wird hier

nach die Vollziehung der Rechtsgesetze, und dieser die Vollziehung an

derer Gesetze zugewiesen. Da nun zu den Rechtsgesetzen im strengen

Sinne nur die das Civil- und Criminalrecht betreffenden gerechnet wer

den, so folgt hieraus von selbst, daß die richterliche Function nur auf

das Civil- und Criminalrecht beschränkt ist, und daher die anderen Ge

setze, welche nämlich das Civil- und Criminalrecht nicht betreffen, sondern

sich auf die Staatsverwaltung in ihren verschiedenen Zweigen beziehen, von

ihrer Competenz ausgeschlossen sind, daß mithin auch die Streitigkei

ten, die über oder durch die Anwendung dieser Gesetze entstehen, von

der vollziehenden Gewalt im engeren Sinne, d. i. von der Verwaltung,

die ja eben diese Gesetze allein und ausschließlich zu vollziehen hat,

selbst enschieden werden müssen, da sie unentschieden nicht bleiben kön

nen. Wäre also diese Theorie nicht richtig, so würde auch die Admi

nistrativjustiz als eine Nolhwendigkeit erscheinen, ja man müßte der Ver

waltung noch dafür dankbar sein, daß sie auch auf ihrem Gebiete noch

ein Recht, eine Justiz wenigstens anerkennt und zu gewähren verspricht, da

nach der gedachten Staatsrechtstheorie alle Verwaltungsgesetze den Rechts

gesetzen gegenübergestellt, mithin als Nichtrechts- oder Willkürgesetze auf-

20) M. s. vorz. Mittermaier, in der Hall'schen Lit. A. v. iLltt.

Rr.1LH. u. im Arch. in den a. a. LO. Rudhard üb. die Verwaltung der

Justiz durch die administrativen BeHorden, Würzb. 1817. v. Spaun, polit.

und iiterar. Phantasien, Germ. 1317. Nr. IV. W. H. Puch ta, Beitr- zur

Gesetzg. u. Prar. ic. (I. Bd. Erl. 1822.) Nr. VII. Siebenpfeiffer, über

die Frage unserer Zeit in Beziehung auf Gerechtigkeirspflcge (Heidelb. 1823.)

S. 104. fg. Feuerbach, Betrachtungen üb. die Leffentiichteit u. Münd

lichkeit der Gerechtigkeitspflege (2 Bde. Gieß. 1821 u. 1äi!5) II. Bd. S. S. fg.

Weisser, aa. OO. u. s. w.

21) Statt Aller s. Aachariä, vierzig Bucher vom Staate I. Bd. S.

1Z6. fg.

.« .
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gefaßt werden, von der Verwaltung also das einer anderen Sphäre ange-

hörige Recht gar nicht berücksichtigt zn werden brauchte; wie es denn auch

nichts Seltenes ist, selbst, von Rechlsgelehrten zu hören, daß es bei der

Verwaltung, namentlich auch bei der Polizei, auf Beachtung der Rechts

grundsatze eben nicht ankomme, und selbst Pfeiffers) unterscheidet die

Justiz von der Verwaltung wesentlich dadurch, daß jene blos auf Gesetz

mäßigkeit und diese blos auf Zweckmäßigkeit zu sehen habe ; woraus kon

sequent gefolgert werden könnte, daß die Verwaltung auf Gesetzmäßigkeit

gar keine Rücksicht zu nehmen habe, da sich doch in Wahrheit die Zweck

mäßigkeit nur auf die Art der Vollführung des Gefetzmäßigen beschranken

darf. Nach dieser Theorie kann demnach die Entscheidung der sogen. Ad

ministrativjustizsachen nur durch eine Inkonsequenz, durch eine Ueber-

schreitung des der richterlichen. Gewalt zustehenden Gebietes, den Gerich

ten eingeräumt werden. Durch sie ist dieser Streit zwischen Justiz und

Administrativjustiz, und insbesondere auch die Verwirrung in der Lehre

von den Gegenständen des bürgerlichen Prozesses entstanden, wie denn

immer Verwirrung entstehen muß, wenn man im Grundprincipe eine

Scheidewand errichtet und in der Anwendung des Princips dieselbe

nachher wieder einreißt. So lange man also diese Theorie, die nothwm-

dig zu einer objektiven Sonderung der Justiz - und Regierungssa

chen führt, anerkennt, muß jede Bekämpfung der Administrativjustiz

scheitern. Denn jeder andere, das allgemeinstaatsrechtliche Grundprincip

selbst nicht zerstörende Angriff gegen dieselbe kann nie zum Ziele führen,

sondern, da er die staatsrechtliche Wurzel dieser Justiz unangetastet läßt,

nur die äußere Form betreffen (wie sie denn auch schon in dieser Hinsicht

als ein Unding, als sogenannte, als nicht rechte und willkürliche Justiz

bezeichnet worden ist), dadurch die Parteien des Kampfes nur erhitzen, Lei

denschaftlichkeit aufregen und so die Verwirrung noch mehr — verwirren.

Ueberdieß muß sich jeder Staatsmann bald von der Unmöglichkeit über

zeugen, alle, die Einzelnen betreffenden, Streitigkeiten durch die eigentli

chen Gerichte entscheiden zu lassen; was bei der Langwierigkeit und Kost

spieligkeit der Prozesse auch für die Unterthanen keine Wohlthat wäre, und

auf der anderen Seite die Verwaltungsbehörden, wenn sie bei jeder Hand

lung einen Rechtsstreit zu besorgen hätten, nicht nur in ihrer Wirksamkeit

hemmen , sonderü ihnen auch das zu dieser erforderliche Ansehen untergra

ben würde. Das Ausscheiden einzelner Falle , womit sich die Gegner der

Administrativjustiz vorzüglich beschäftigen , kann nicht ausreichen , sobald

man nicht ein Grundprincip aufstellt, unter welches die aufgestellten —

jedoch nie zu erschöpfenden — Fälle subsumirt werden können , und wel

ches bei Competenzconflicten eine Entscheidungsnorm gewährt. Dieß ist

allerdings schwierig, aber darum nicht unmöglich, sobald man nur auf

die berührte, traditionell freilich tief eingewurzelte Theorie des allgemeinen

Staatsrechtes verzichten will, eine Theorie, die schon, um deßhalb unhalt

bar sein dürfte, weil sie durch die objektive Sonderung der Gesetze und

der diese handhabenden Behörden eine Spaltung in das Staatsleberr

22) Pract. Ausf. NI. Bd. S. 189. fg.
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bringt, welche durch die gesetzgebende Gewalt so wenig ausgeglichen wer

den kann, daß vielmehr jene Spaltung diese selbst in dem Gegensatze

der Gesetze durchdringt; weil sie dadurch die innere Einheit des Staats-

lebens aufhebt, die Gerichte der Verwaltung als Gegensatz gegenüber-

. stellt, jene außerhalb der Sphäre der regierenden Gewalt in eine von

dieser unabhängige Stellung, und diese außerhalb. der Sphäre des Rechts

in einen Zustand der Willkür versetzt; weil sie sich mithin, da sich im

wirklichen Staatsleben die Gerichte der regierenden Gewalt nicht ent

ziehen können, und die Verwaltung ckie Rechtsprincipien nicht von sich

weisen darf, da mit Einem Worte der Staat eine innere Einheit bil

den muß, wenn er bestehen soll, nicht konsequent durchführen läßt, und

deshalb sich als irrig erweist, da richtige Principien sich vorzugsweise

durch ihre consequente Durchführbarkeit im Leben als solche bewähren

müssen, und endlich durch die Jnconsequenzen nur zur Verwirrung und

zu Streitigkeiten führen kann. > ^.Z .-.«.-^z^,

V) Aus dem Bisherigen ist wohl Mr Genüge klar, daß man hier

auf eine Zusammenstellung gemeingiltiger «der auch nur theoretisch allge

mein angenommener Grundsätze und AnK'chtemyerzichten müsse, und daß

es unmöglich sei, auf dem bisher betretenen Weze zu ejner Ausgleichung

des Streites zu gelangen. Die Administrativjustiz scheint selbst nur eine,

durch das Rechtsgefühl hervorgerufene Abweichung von der oft erwähn

ten Staatsrechtstheorie zu sein, indem man es sich doch nicht abgewinne«,

konnte, offen auszusprechen , daß man aüf demGMete der Verwaltung

nur die Politik, mit Ausschluß aller Rechtsgrundsätze, selbst den Einzeln

nen und ihren Rechten gegenüber, zu beachttwhate,. Miesaus jenev^ dZe?

Rechts- und politischen Gesetze als Gegenfatzevscheidenden The«« mit'

Nothwendigkeit folgen würde. Man suchte. daher, um dem RechH zu>

genügen, auch, auf dieser politischen Hemisphäre eine Art von Richterftrchl'

unter dem Namen der Administrativjustiz zu errichten. Man übersah

aber die Täuschung, welcher man sich hierbei Hingabe .Denn diese Ju

stiz kann nur entweder mit der eigentlichen Justiz in ver änderen HeMi»'

sphäre identisch oder von dieser wesentlich verschieden sein; im ersten Falle'

ist sie, aber.eben wegen ihrer Identität von der eigentlichen Justiz durch

aus nicht trennbar, und dürfen daher auch die dahin gezählten Falle nicht

anders als die übrigen Rechtsfachen behandelt, also nicht vor Admini

strativbehörden gezogen werden; denn sie ist mit Einem Worte keine Ai>-

mittastrariv- sondern reine Justiz; im zweiten Falle dagegen hört .

sie auf Justiz zu sein/ weil ^^Gattungsbegriff wegen der w e se n Gli

chen Verschiedenheit nicht mehr auf sie paßt, und kann sie daher mit der

Justiz nichts Andres gemein haben, als den leeren Namen, den Schein;,

sie ?st mWEinem Worte nur Adttiiniftrarion. An diesem Dilemma muß^

deßhatb auch jeder Versuch scheitern, der Administrativjustiz einen festen

Boöen in der Wisse nschn^t^u verschaffen. Wissenschaftlich

ist und bleibt sie ei« Swittergeschöpf, das weder Justiz, Äoch Verwaltung

ist, ebewwett sie Beides 'zugleich fein will. Was aber einer wissenschaft

lichen Grundläge entbehrt, kann sich auch im Leben für die Dauer Und

mit gedeihlichem Erfolge nicht geltend machen. Wie matt aber dennoch
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zu dieser Administrativjustiz kommen und sie mit dem reinsten Willen ver-

theidigen konnte , ist au« der obigen geschichtlichen EntWickelung ersicht

lich. Frankreich spendete die gleißende Frucht, welche die, den Gerichten

von jeher nicht besonders holden , Verwaltungsmanner begierig als ein

Mittel ergriffen, um sich von den Ansinnungen und Eingriffen der Ge

richte zu befreien, ohne dabei, im Uebermaße der Freude, den Kern der

Frucht 'zu prüfen, oder gar deren innere Gehaltlosigkeit zu bemerken. Man

brauchte nun , da die Verwaltung jetzt selbst in ihrem Kreise zu Gericht

sitzen konnte, die Gericht?, denen ja — nach anerkannter Staatsrechts

theorie — ohnehin nur die Vollziehung der Rechtsgesetze zusteht , nicht

mehr in das Gebiet der Administration, der auch die Gerichte keinen Ein-

griff in ihren Gebietsumfang gestatten, herübergreifen zu lassen. Und

sollten die Administrativbeamten , an Würdigkeit und Sachkunde , fowie

an äußerer Stellung den Richtern gleichstehend, nicht im Stande sein,

eben so die Anwendung der politischen oder Verwaltungsgesetze, wie

die Richter die ^Anwendung der Rechtsgesetze, zu beurtheilen , und

hierbei dasselbe. Vertrauen^ , wie diese, verdienen und in Anspruch

nehmen könne»? Hierzu^ kam noch, daß mit dem Reiche die für

streitige Regierungssacheu allein competenten Gerichte (die Reichsgerichte)

wegfielen, und man daher , da man eine Unterwerfung der Landesherren

unter ihre eigenen Gerichte, welche schon zur Zeit des Reiches nach den

allgemein anerkannten Staatsrechtsgrundsätzen nie angenommen wurde,

jetztxiber noch Möhr für unvereinbarlich mit der neu erlangten Souveranetät

derselben hielt und positiv eine solche auch nicht begründet fand, auf ein

Mittel sinnen mußte, Kiese Streitigkeiten zu entscheiden. Diese als reine

Regierungssachen/ wie, vor der Zeit der Reichsgerichte, zu behandeln, ging

um so weniger an, als man sie schon feit so langer Zeit als Reichsjustiz

sachen theoretisch betrachtet und praktisch behandelt hatte. Dieser doppel

ten Verlegenheit, dem Mangel eines competenten Gerichtes und der Noth-

wendigkeit, diese Sachen als Rechtssachen zu behandeln, schien nun eben

wieder die Administrativjustiz vollständig zu begegnen und abzuhelfen.

War diese neue Justiz einmal im Gange und einerseits den Staatsmän

nern erwünscht , andernseits aber auch nach ihrem Urtheile ein geeignetes

Mittel , einem durch die politischen Veränderungen herbeigeführten Be

dürfnisse abzuhelfen, so konnte es nicht fehlen, daß man sie auch wissen

schaftlich zu begründen, aber auf der anderen Seite sie auch dazu zu benü

tzen suchte, um durch Ausdehnung derselben, auf eigentliche Rechtssachen

die Verwaltung zu erweitern und ungenirttr zu machen.

Zu leugnen ist auf der anderen Seite nicht , daß auch die Gerichte

durch das Bestreben, ihre eigene Competenz immer weiter auszudehnen

und durch die Behauptung einer, von der regierenden Gewalt völlig un

abhängigen, gleichsam souveränen Stellung zu dem Zwiste zwischen ihnen

und der Staatsverwaltung und so mittelbar auch zur Entstehung und

Erweiterung der Administrativjustiz das Ihrige beigetragen haben. Man

vergaß bei den Gerichten die doppelte, in Teutschland einst , wie oben be-,

merkt wurde , auch subjectiv getrennte Eigenschaft, die obrigkeitliche Ge

walt, und die Urtheilssindung, zu unteischeiden , und machte deßhalb die

Unabhängigkeit, welche der Urtheilssindung (dem iu» «Uvere oder seuteu
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<i»m f«rre), als einem logischen und technischen Acte , allein gebührt,

auch für die obrigkeitliche ^Gewalt in sbstravt« geltend. Durch diese

Verwechselung oder Jdentificirung der richterlichen Function mit den Ge

richten, vor welcher ein richtiger praktischer Tact unsere Vorfahren schützte,

vergaß man allmalig ganz , daß die Gerichte in ihrer obrigkeitlichen Ei-

genschaft selbst nur administrative Staatsbehörden sind z wie andere Ver

waltungsbehörden nur befehlende Gewalt ausüben ; selbst, wie diese, un»

gehorsamen oder ungebührlich sich benehmenden Parteien oder Zeugen '

Strafen androhen und gegen sie selbst dann verhangen, wenn sie die Be

leidigten sind; bei diesen Strafen also, wie die Administrativbehör

den, nicht auf das strenge Recht sehen; die Polizei im Gerichte handha

ben, eine höhere Obrigkeit und eine höchste im Regenten anzuerkennen

haben, und daher, wie andere Staatsbehörden, in dieser ihrer Eigenschaft

von der höchsten Obrigkeit im Staate , dem Regenten , abhangig sind.

Daß die Gerichte bei der Prozeßleitung im einzelnen Falle ihrem eigenen

Ermessen folgen dürfen, davon liegt der Grund nicht in einer vorgeblichen

Unabhängigkeit, sondern darin, daß sie als technische Behörden allein im

Stande sind , die Thatsachen in einer für die UrtheilsMung erforderli,

chm Weise festzustellen, daß mithin diese Feststellung der Thatsachen eben

so eine Vorbedingung zur rechtlichen UrtheilsMung ist , wie z. B. die

durch Aerzte vorzunehmende Section — die Herstellung des Thcttbcfun-

des — Vorbedingung zum ärztlichen Gutachten. Diese Unabhängig

keit ist, ja muß auch jeder Administrativbehörde zum BeHufe der Aus

übung ihrer Technik eigen sein. Daß übrigens die Thätigkeit der Ge

richte bei der Prozeßleitung und Vollziehung der Urtheile eine administra

tive sei , kann nicht in Abrede gestellt werden , da das Befehlen kein Ur

theile« « und Auflagen (Mandaten.) keine Erkenntnisse sind, und bei

dieser Thätigkeit theils andere , gar nicht zum Streitgegenstand gehörige

Verhältnisse der Parteien mit zu berücksichtigen sind, theils mehr auf die

Zweckmäßigkeit, als auf das strengeRecht gesehen werden muß; wie denn

such gegen solche obrigkeitliche Verfügungen nur der (administrative) Weg

der Beschwerde bei der höheren Obrigkeit zulässig ist, wovon die

Rechtsmittel gegen die Producte der eigentlichen richterlichen

Function, d.i., gegen Urtheile, bekanntlich wesentlich verschieden

sind. Daß bei dieser obrigkeitlichen Thätigkeit auch Eingriffe in die Pri

vatrechte Einzelner vorkommen, wegen welcher kein Rechtsweg, son

dern nur der gedachte Weg der Beschwerde statthaft ist, bedarf kaum be

merkt zu werden. Man denke z. B. nur an die Geld-, Gesängniß- und

anderen Strafen wegen Ungehorsams oder ungebührlichen Benehmens, an

dm Zwang zum Zeugnisse oder zur Herausgabe von Urkunden, an Haus

suchung, an die Hast während einer Criminaluntersuchung, an die Ungehor

samsstrafen im Eriminalverfahrenzc.—, und man wird sich überzeugen, daß

sile dies« Verfügungen wesentlich die Privatrechte verletzen , ohne daß sie

«.Folge richterlicher Ursheile erlassen worden, oder wegen der Verletzungen

durch dieselben gerichtliche Klagen als Regel zulässig sind , für welche

such, da aus jeder Prozeßleitung hierüber wieder neue Klagen ähnlicher

Art entstehen könnten, keine unparteiischen, d. h. wegen der verletzenden
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Verfügungen an der Sache nicht betheiligten , Gerichte aufzufinden oder

möglicher Weise einzurichten wären.

Hätte man diefe obrigkeitliche Eigenschaft der Gerichte niemals aus

dem Auge gelassen, so würde einerseits die Behauptung der Unabhängig

keit der Gerichte in der ungemessenen Ausdehnung unterblieben, und auch

niemals eine so feindliche Spannung zwischen den Gerichten und Admi

nistrativbehörden entstanden sein, und würden andernseits Ke Gegner der

Administrativjustiz aus der obrigkeitlichen Thätigkeit der Gerichte die

Ueberzeugung gewonnen haben, daß es schlechthin unmöglich sei, für jeden

verletzenden Eingriff in die Privatrechte den eigentlichen Rechtsweg zu ge

statten, da sonst auch gegen zede obrigkeitliche Verfügung der Gerichte im

Civil- oder Criminalprozesse , durch welche sich Jemand in seinem Rechte

verletzt glaubt, eine gerichtliche Klage zulässig sein müßte, und daß dem

nach die Vertheidiger der Administrativjustiz nicht in der Sache, sondern

blos in der Bezeichnung und Ausdehnung derselben irren.

Zu der berührten Verwechselung oder Jdentificirung der doppelten

Eigenschaft der Gerichte mußte abermals die ofterwähnte staatsrechtliche

Theorie nothwendig dadurch führen , daß sie das Wesen der richterlichen

Function in die Vollziehung setzte, die doch gar nicht zur r i ch ter-

l i ch e n Thätigkeit gehört, indem diese vielmehr blos die Vollziehung da,

wo diese wegen eines Streites über das zu Vollziehende nicht geschehen

kann, möglich machen soll wenn gleich die dadurch möglich gemachte

Vollziehung auch den Gerichtsbehörden, obwohl nicht nothwendig,

aus Gründen administrativer Zweckmäßigkeit übertragen werden kann,

und bei uns wirklich übertragen ist. Durch diese Auffassung der richter

lichen Function als einer vollziehenden mußte man nämlich nothwendig

die eigentliche richterliche Function, das Urtheilen, aus dem Auge

lassen, und die Unabhängigkeit, welche blos der Urtheilssindung gebührt,

den Gerichten, als vollziehenden Behörden, vindiciren, fowie,

um diefe vollziehenden Behörden von den übrigen vollziehenden Behör

den im Staate zu unterscheiden , jene auf die Vollziehung der Rechtsge

setze beschränken, und so zu der oben erwähnten objectiven Sonderung

der vollziehenden Behörden gelangen. Dadurch ging zugleich der objectiv

allgemeine Character der richterlichen Function verloren, welchen man

doch wieder im Kampfe gegen die Administrativjustiz geltend machen

will; was man aber bei der Anerkennung dieser Theorie nur mit Inkon

sequenz thun kann.

VI. Es mag genügen, den wahren Standpunkt der Sache, damit

die Nothwendigkeit, den bisher zur Ausgleichung des Streites befolgten

Weg zu verlassen und einen anderen zu betreten, und diesen selbst ange

deutet zu haben. Weiter zu gehen ist hier der Ort nicht. Nur sei uns

am Schlüsse noch Folgendes zu bemerken erlaubt. Geht man davon

aus, daß das Staatsleben, der in der Erscheinung divergirenden Richtun

gen im Privat- und öffentlichen Leben ungeachtet, eine innere, durch die

, M. s. S. Jordan, Versuche über allgcm. St. R. (Warb. 1328)
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StaatSregkerung vermittelte, Einheit bildet, so kann es auch keinen inneren

oder Principsgegensatz zwischen den verschiedenen Gesetzen des Staates

geben, sondern es muß allen dasselbe Princip der Gerechtigkeit zum Grunde

liegen, so verschieden sie auch ihrer Richtung , ihrem nächsten Zwecke und

ihrem Gegenstande nach sein mögen. Es läßt sich daher auch zwischen

den sogenannten Rechts - und politischen Gesetzen kein innerer oder we

sentlicher Unterschied feststellen, da auch die Letzteren auf Gerechtigkeit be

ruhen sollen; .ihre Hauptunterscheidung ist vielmehr darin zu suchen, daß

jene die Privatrechte , deren Wesen in der freien Verfügung des Berech

tigten besteht, diese aber das öffentliche Recht, in welchem die freie Ver

fügung des Einzelnen ausgeschlossen ist, zum Gegenstande haben. Die

Strafgesetze, insofern man von Privatstrafen absieht, gehören an sich dem

öffentlichen Rechte an. Aus demselben Grunde der inneren Staatsein

heit läßt sich auch zwischen den verschiedenen Behörden, so verschieden sich

auch ihre Thätigkeit in gegenseitiger Vergleichung äußerlich darstellen Mag

und muß , kein innerer Gegensatz auffinden , indem eben durch ihre ver

einte Gesammtthätigkeit und Wechselwirkung die Einheit des Ganzen er

zielt und lebendig erhalten werden soll. Es kann daher auch keine von

der Staatsgewalt unabhängige Behörde im Staate geben , da vielmehr

alle ihre obrigkeitliche (befehlende, leitende, zwingendem.) Gewalt nur

von jener erhalten haben können. Dagegen ist auch jede Behörde inner

halb der ihr eigenthümlichen Technik oder Sachkunde wieder von der

Staatsgewalt, in welcher als solcher gar keine specielle Technik enthalten

ist, unabhängig und selbstständig, weil sich jede Technik wesentlich nach

den ihr eigenthümlichen Wissenschaftsprinclpien oder Kunstregeln zu' rich-^

ten hat und daher keine fremdartige Einwirkung zuläßt.- In.' Vits«,

durch die Mannigfaltigkeit der Staatsgeschäfte begründeten Verschieden

heit der Technik (im allgemeinsten Sinne des Wortes) und in der durch

sie bedingten Modifikation der obrigkeitlichen Gewalt besteht , wenn MSN

von der hierarchischen Unterordnung der Behörden derselben Technik

(Branche) absieht, der eigentliche , äußere Unterschied der Staatsbehörden

verschiedener Geschäftszweige, und somit auch das allein zulässige und zu

gleich sichere Princip für die Bestimmung und Abgrenzung der Emtip«

tenz derselben. Hiernach sind die Gerichte, wenn man — wie man auch

wirklich thun muß ^- ihre eigenthümliche Function , das Urtheilen, «'S

Auge faßt, diejenigen Staatsbehörden , deren Technik im Rechtsprechen

besteht, und deren obrigkeitliche Gewalt ebey durch diese Technik modificirt

und beschränkt wird. Wo daher immer ein Rechtsprechen W diesem

technischen Sinne nothwendig ist, da muß auch die Thätigkeit der Ge

richte eintreten, weil diese Technik ihnen allein und ausschließlich eigen'ist.

Muß man nun zugeben , daß die wohlerworbenen Rechte Einzelner auch

durch Handlungen der Staatsgewalt , die ja nur durch Menschen ausge

übt wird, verletzt werden können , so leuchtet von selbst ein, daß, wenn

der Rechtsschutz der Uarerthanen vollständig sein soll, auch die durch die

Regierungshandlungen veranlaßten Rechtsverletzungen durch die Gerichte

zu entscheiden seien> weil rechtliche Entscheidungen nur durch diese erfolge»

können, ohne sie also eine rechtliche Entscheidung dieser Rechtsvttle
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Hungen nicht möglich ist. Will dahev die Staatsregierung die Grund

satze der Gerechtigkeit ihren Unterthanen gegenüber achten und befolgen,

oder, was auf Eines hinausläuft, die wohlerworbenen Rechte der Letzteren,

wie sie gewiß foll, als heilig respectiren, so muß sie auch die durch ihre

Handlungen veranlaßten Rechtsfragen der richterlichen Entscheidung un»

rerwerfen. Die Einwendung, daß die Staatsregierung ihren eigenen Ge

richten nicht unterworfen sei, zerfällt von selbst , wenn man erwägt , daß

diese, vorgebliche Unterwerfung in Wahrheit nichts Anderes ist, als eine

Anerkennung des technischen Gutachtens der Behörden, welche die Staats

gewalt selbst zur Ausübung dieser Technik autvrisirt und mit der hierzu

nöthigen obrigkeitlichen Gewalt versehen hat. Es wäre in der That eine

wunderliche Jnconsequenz, wenn die Staatsregierung die Gutachten (Ur-

theile) der Behörden , welche als die technischen Behörden anzuerkennen

doch alle Unterthanen von ihr selbst verpflichtet worden sind, nicht eben

so g e g e n sich anerkennen wollte, wie sie dieselben fü r sich , z. B. bei

verdammenden Strafurtheilen, anerkennt; wenn sie demnach durch die

That erklären wollte, daß die Gutachten nur dann, wann sie nicht gegen

sie entschieden, sachrichtig seien. Die Staatsregierung muß ja in glei

chem Maße die Gutachten der übrigen technischen Behörden, z. B. der

Medicinal-, Bau- :c. Behörde,» anerkennen, ohne daß man deßhalb in sol

chen Fällen eine Unterwerfung- derselben unter diese behauptet hätte.

Dabei darf nicht übersehen werden, daß die Staatsregierungen von jeher

in Criminalsachen, in welchen sie nach anerkannter Doctrin als anklagende

Parteien erscheinen , kein Bedenken getragen haben, die Rechtssprüche

der Gerichte auch gegen sich, wie bei lossprechenden Urtheilen ivnd Berur-

theilung des Staates in die Koste» zc., anzuerkennen. Auch sind in allen

Staaten,- wenigstens in den conftitutionellen, Beamte vorhanden, welch«

für die Regierungshandlungen auch die rechtliche Verantwortlichkeit zu

übernehmen haben. Nur durch eine solche vollständige Anerkennung der

richterlichen Technik auch in Bezug auf die eigenen Handlungen schützt sich

die Staatsregierung vor der Gefahr der eigenen Verletzung der Rechte, deren

rechtlicher Schutz ihr als erste und heiligste Pflicht obliegt , und wird «S

ihr sohin möglich , die Gerechtigkeit zum wahren Grundpfeiler des Staa,

tes zu erheben. Es. versteht sich hierbei von selbst, daß die richterliche

Technik Such bei dm Regierungshandlungen lediglich auf die Rechtsfra

gen zu beschränken ist, auf deren genaue Abgrenzung Alles ankommt.

Jedoch soll der Rechtsweg nicht gestattet werden, bevor nicht Her admini

strative Weg der Remonstration und Beschwerde, gleichsam als Mah

nung, vergeblich versucht worden ist , und die Suspmsivwirkung da , wo

eine'svlche überhaupt eintreten kann, in Folge der Klagestellung erst dann

stattfinden, wenn dieselbe nach der Erklärung der betreffenden Behörde

keine dem öffentlichen Interesse nachtheilige Wirkung herbeiführt. Wenn

man«ußer der genauen Bestimmung des Umfanges der richterlichen Technik

auch das Prozeßverfahren nach Beschaffenheit der Fälle gehörig regulirr,

so werden die Gründe, welche man für die Administrarwjustiz anführt,

von selbst wegfallen, und dieses Institut auch in Teutschland, wie z. B.

W Glgla»d, als völlig entbehrlich erscheinen ; die Staatsregierungen aber,



durch unumwundene Anerkennung der richteröchen Technik ebenso an An»

sehung und Achtung , als durch ihre Haltung innerhalb der Grenzen der

Gerechtigkeit an Energie in ihren eigenthümlichen Thätigkeitssphären ge«

Winnen. ' > ,., S.Jordan.

(Annahme an Kindesstatt) heißt, i>!e unter Mitwirkung

des praetor oder des poxulu» «ouisuus vollbrachte Handlung, wodurch

eine freie Person voneinem Manne, in dessen elterlicher Gewalt sie vor«

her nicht gestanden hat, an eines ehelichen Kindes oder Enkels :Statt an

genommen wird. Die Form der Adoption ist verschieden, je nachdem

die zu adoptirende Person selbstständig (sui iuris), Khyk Mer fremden

Gewalt unterworfen ist («lieui iu»«). In jenem Falle heißt sie sciorM«

im engeren Sinne (»Äopti«, bei den Neueren ««opri« tu speviez »i«

liivt») im zweiten Falle heißt sie »ärvAsii«. In, ersten Falle, wmn «in

Haussohn (tiUuskszrnIiss) in Adoption gegeben «urhe, bedurfte es einer

dreimaligen Mancipation von Seiten seines leiblichen Vaters, von denen

die erste und zweite mit einer insiiuraissi«, verbunden wurde. Nach der

dritten Msncjpstion wurde der Haussohn gewöhnlich M seinen leiblichen

Vater von demjenigen, welchem er mancipirt worden wgr^ zmuckmancipict,

und dieser übertrug nun seine Gewalt an den Adoptivvater durch einen vor

dem Prätor oder jedem Wsgistrsiu», b« welchem eine ieF» s«ti« vorge

nommen werden konnte, Porzunehmende iu iu^re cessio seines Sohnes ^

Bei Töchtern und Enkeln , welche in der väterliche« und respective,groß

väterlichen Gewalt standen, bedurfte es wohl nur einer einzigen

ristia, auf welche sofort hie iq wre Tftlgtk . Mithin bedurfte

es hier wohl nichteinKalider msuuluissi«. Im Justinianischen Rechteist

diese Adoptionsform abgekommen, und die Kvtorvm »oleinuitss an deren

Stelle getreten, d> h. es wird vor dem msgistrst»» die Einwilligung der

Interessenten zur Adoption formlos erklärt, und darüber ein Protocoll

aufgenommen '^). Vorausgesetzt wird indrß dabei , daß der Adoptirende,

der zu Adoptirende und dessen, leihlicher Watet anwesend seien/ und daß

der Magistrat, vor dem die Adoptmn geschieht, "«ompetevs sei, d. h. die

legi» »vti« habe ^). Im Falle deridäroKati«, welche nur dann stattfm-

den kann, wenn die zu adoptirende. Person »ui iuris ist, bedurfte es im

älteren Rechte einer lex «urist», d. h. eines in ««mitis ourista obge^

faßten Volksschlusses. Der Magistrat, «elcher die vvnutiä zusammen«

berufen hatte, fragte ^) zuerst den, welcher adrogiren wollte, , ob er wollte,

daß der zu , Adrogirende , sein iu«tu» Slius sei; hierauf wurde auch dieser

um seine Einwilligung befragt, und endlich wurde an das in den Comi-

tien versammelte Volk die Frage gerichtet, ob es dieß genehmige. Darauf

folgte die Abstimmung, wie bei der Rogation der leZes. Daher auch der

Name sclroZsti«. Auch die pouTiooes wurden däbei zu Rathe gezogen ;

1) ««Iii«» Nact. ^tt. 6. 19. e«us inst. 1. §. 1S4.

2) I.. 11. «. äe »ckopt. (3. 48.)

3) Buch holz, juristische Abhandlungen S. 22«.

4) Sellin» «oot. ^,tt. S. 19.

5) Osios inst. 1. §. 99, ) ^
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ferner wurde namentlich darauf gesehen, daß das Vermögen des zu Adro-

girenden durch die Abrogation keine Verringerung erleide ; auch zog man

es in Betrachtung, ob der Adrogirende nicht in einem Alter stehe , wo er

noch die Fähigkeit besitze, eheliche Kinder zu erzeugen ; endlich wird auch

noch 4in vom Adoptirenden zu schwörender, vom Pontifer Yuintus Klu-

viu» Kosovo!» geförmelter Eid erwähnt^). Unmündige (^u^Illi) und

Frauen (teiuinäe) konnten in den älteren Zeiten gar nicht adrogirt wer

den^); jene deshalb nicht, weil sie unfähig waren, giltig ihre Einwilligung

zur Abrogation zu erklären, und auch von ihren wtör^« in dieser Rücksicht

nicht vertreten werden konnten; diese wahrscheinlich deßhalb nicht, weil sie an

den «omitls «urists keinen Theil nehmen durften. Doch ist die Abrogation

der püpiltt späterhin durch eine Constitution 5es Antoninus Pius ^) er

laubt worden ; freilich nur unter folgenden, für den Adoptivvater ziemlich

drückenden Bedingungen : s) daß der rrttor, in dessen Gewalt der Un

mündige steht, ausdrücklich dazu seine Einwilligung gebe ^) ; K) daß

die nächsten Verwandten des Unmündigen ihr -Gutachten über die Abro

gation abgeben'"); «) daß der insgiswws eine Untersuchung («svsss

c«Fniti«) darüber einleite, ob die Abrogation dem Unmündigen

nütze, und ob ein anständiger Grund für die Vornahme der Abro

gation vorhanden sei Dabei soll namentlich in Bekocht gezogen

werden, wie groß das Vermögen des Unmündigen und das des Adoptiv

vaters sei; was der Adoptivvater früherhin für einen Lebenswandel ge

führt habe; auch soll matt darauf sehen, ob es Nicht besser sei , daß der

Letztere sich Kinder aus einer rechtmäßigen Ehe, als durch dK Abrogation

zu verschaffen suche ) ' <H> daß der Adoptivvater Caution dafür bestelle,

daß er die Güter des zwzzillus an diejenigen, welche -ihn beerbt haben

würden, wenn er in seiner früheren Lage verblieben wäre, zurückerstatten

werde, wenn der püpiUu« vor Erreichung der Hubertus versterben

sollte'^). Dies Versprechen wird an p«r5«»se pvbliea« vom Adop

tivvater abgegeben. Im älteren Rechte waren es wohl die Ks r vi ^ u -

1,11 vi, welchen diese Caution zu Gunsten des puzzülus geleistet wurde;

in den späteren Zeiten scheinen es freie Meeschen gewesen zu sein, welche

die sota zu besorgen hatten '^). Es versteht sich wohl von selbst, daß diese

Caution nicht allein zu Gunsten der wirklichen Intestaterben, sondern

such derer, welche dem rmriiUus pup!ll«riter substituirt waren, geleistet

wurde '6). Aus der-Caution entsprang für die , welche nach dem Tode

des puz>UIus dessen Güter beanspruchen konnten, eine utiUs setiö gegen

6) »ellins n«ct. ^tt. 6. IS.

7) «ellius 5. 19. Osiu8 1. §.

8) VIp. k'rsgm. t!t. 3. F. 5.

S) 1^. 6. 6« äu«t«r!t»t« prsestsnää. (6. 69.)

1«) 1^. 2. «. 6e sÄ«s>t. (8. 48.)

11) S. 3. Z. S« söuptionibus. (1. 11.)

12) 1^. 17. §. 2. 0. <ie ääontiunibus. (1. ?.),!- . ^

13) I.. 18. U. 1. 7. S. 3.5.1.11.

14) I.. 3. O. äs tsdulsrüs. (1«. 69.) , ,^

15) 1^. 4«. v. äs viil^sr! et pup. subst. (28. 6.)
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dm Adoptivvater des Letzteren '6), eine Klage, die auch dann zugelassen

wurde , wenn er gar keine Caution bestellt hatte Die Caution selbst

ist eine ssriscistl« ^), und bedarf also wohl der Stellung von Bürgen'^).

e)Daß der Adoptivvater, wenn er den adrogirten Unmündigen aus seiner

Gewalt ohne eine von der Obrigkeit durch «süsse «oZnitio gebilligte Ur

sache durch Emancipation entlasse oder ihn im Testamente enterbe, dem

Unmündigen nicht allein sein ganzes Vermögen und Alles, was er dem

Elfteren erworben hat, wieder herausgeben, sondern daß ihm auch der vierte

Theil des eigenen Vermögens desAdrogator ausgehändigt werden werde^).

Dieser Theil heißt in der Kunstsprache der neueren Juristen Yusrts vlvl

?ü. Diese Quart mußte dem adrogirten Unmündigen gewöhnlich im

Testamente hinterlassen werden^). Fragt man nun weiter, ob der Unmün

dige im Falle der Emancipation sofort diese Quart habe verlangen können,

so scheint dies verneint werden zu müssen; denn das Recht, die Quart zu

verlangen, kann der Emancipirte erst nach dem Tode seines früheren Adop

tivvaters geltend machen 22). Die Klage, welche er deßhalb gegen die Er

ben des Letzteren anstellen kann, wird in den Quellen nicht weiter bezeich

net; nur so viel wird gesagt, sie sei eine persönliche Klage 2»), und gehe

auch auf die Erben des Unmündigen über. Diese Quart wird nach der

Vermögensmasse, welche der Adoptivvater zur Todeszeit hatte, berech

net ^), nachdem im voraus alle Güter , die der Erblasser durch das

Adoptivkind erhalten hat, in Abzug gebracht worden sind 2s). In Be

zug auf die Erbschaft des Adoptivvaters gilt dieser Pflichttheil des Adop

tivkindes als Erbschastsschuld (se» sUeuum) 2«), und kann demselben

selbst dann nicht entzogen werden, wenn er das Testament des Adoptiv

vaters mit der quereis InoKiviosi te«tsrr>e»ti vergeblich angefochten hat.

Sollte der Adoptivvater, um diesen Pflichttheil zu schmälern, Veräuße

rungen vorgenommen haben , so kann der Pflichttheilsberechtigte dieselben

mit der setio ?svisus und Lslvisisus anfechten, in wie weit sie seine

Quart verringern 2^). Der Unterschied zwischen beiden Klagen beruht

auf der Verschiedenheit der Testaments- und Intestaterbfolge. Im ersten

Falle steht die ksvlsus actio zu, im zweiten die Lslvisisus 2«). In den

Kaiferzeiten ist die Form der Abrogation durch das Abkommen der «ornl-

—

16) I.. 4«. v. 23. 6.

17) I.. 19. v. 1. 7.

18) 5,. 2«. v. 1. 7.

19) I.. 2. O. 8. 43.

2«) §. 3. ^. I. 11. I.. 13. v. si nulg in bsuöem pstroni. (33. S.) I.. Z.

«.8.48. , ,

21) I.. 2. «. 8. 43.

22) I.. 1. §. 21. v. Ss «ollst. (37. 6.) Wcrgl. Franke, Notherbenrecht

S. 479.

23) ?er»onslis svti« in I«. 1. §. 21. v. a. «. O.

24) I.. 13. v. 38. S.

25) §. 3. 1. 1. 11.

26) Ii. 8. §. IS. v. inoff. test. (6. 2.)

27) I,. 13. v. 38. S.

28) I.. 3. §. 3. 0. 33. S. Bergl. Franke, Notherbenrecht S. 490.
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tis verändert worden; denn an die Stelle des populu» Romanus trat

schon zu den Zeiten Diocletians, und vielleicht noch früher der Kaiser,

dessen Einwilligung zur Abrogation durch ein r«s«rir>win erklart werden

mußte 2"). Ein solches Rescript nennt man in der Kunstsprache Arroga-

tionsrescript. Auch in den Pandekten finden sich Spuren einer Abrogation

durch re»«rir>wm prinvipi» ^) ; doch sind diese Stellen wohl von den

Pandectenconpilatoren interpolirt worden. Auch die Abrogation der

Frauen ist in Justinian's Pandecten erlaubt worden ^). Die Wirkung

der geschehenen Adoption ist die, daß das adoptirte Kind den Namen und

Stand des Adoptivvaters annimmt, ihm und dessen »Znsti sAuatu»

wird ^), und in des Elfteren elterliche Gewalt übergeht, ausgenommen,

wenn ein Kind, welches in der väterlichen Gewalt steht, von Jemand

adoptirt wird, welcher nicht ein leiblicher Adscendent des Adoptivkindes

von väterlicher oder mütterlicher Seite her ist. Denn in diesem Falle

erlangt zwar das Adoptivkind das Recht, den Adoptivvater, wenn er

ohne Testament verstirbt, zu beerben; aber es geht nicht in dessen elterliche

Gewalt über, sondern es verbleibt in der Gewalt seines leiblichen Vaters, an

dessen Gütern es auch zugleich alle ihm zustehende Erbrechte sortbehält.

Diese Beschränkung der Wirkung der »äopti« im engeren Sinne rührt

vom Kaiser Justinian ^) her , und scheint dadurch veranlaßt worden zu

sein, daß die Adoptiveltern öfters ihre Rechte über das Adoptivkind be

nutzten, um dessen Lage zu verschlechtern. Diesem Uebel zu steuern, traf

nun Justinian eine Verfügung, welche die Rechte des Adoptivvaters da

hin beschrankte, daß er den Zustand seines Adoptivkindes wohl verbessern,

nicht aber verschlechtern könnte. Den leiblichen Adscendenten des Kindes

hingegen traute der Kaiser nicht die Absicht zu, daß sie die ihnen durch

die Adoption übertragenen Rechte zur Verschlechterung der Lage des Adop

tivkindes mißbrauchen würden , und deßhalb ließ er für diesen Fall die

Wirkungen der säoritio des älteren Rechtes vollständig fortbestehen. Die

neueren Juristen theilen nun, gestützt auf diese Verordnung Justi

nian's, die sclopti« im engeren Sinne in sckopti« xlsvs, eine Adop

tion mit vollen Wirkungen, d. h. eine solche, welche ein leiblicher Adscen

dent des Adoptivkindes mit demselben vornimmt, und »äoritio ini-

»u» eine Adoption mit nicht ganz vollen Wirkungen, d. h. eine

solche, welche von einem extrsueu» vorgenommen wird. Bei der Arro-

gation hingegen ist es stets beim Alten geblieben. Die Arrogation hat

noch die eigenthümliche Wirkung, daß der Adoptivvater sucivessor uui-

versslis des Adoptivkindes wird, mithin in dessen Rechte und Verbind-

29) Vopis«! ^vrslisvus «SP. 14. Vergl. Cramer's kleine

Schriften S. 214.

3«) l.. 2. <Z. 3. 48. I.. 8. (?. IbiSem.

31) I.. 21. v. 1. 7. I.. 20. v. ibiä.

32) I.. 20. §. 1. v. 1. 7. I..21.V. ibig.

33) I.. 23. v. 1. 7. I.. 4. §. 10. v. ü« srsgidus. (33. 1«.) §. 2. 5. äs

Isßit. SAN. Sllv«. (3. 2.)

34) Ii. 1«. «. 3. 48. §. 2. 5. 1. 11. Z. 14. I. üe dssreSitstibu», yuse

»b lutsststo. (3. 1.)



lichkeiten von selbst eintritt. In Bezug auf den leiblichen Bater stellt

das römische Recht den Grundsatz auf, daß, so lange die Adoption in ih

ren Wirkungen besteht (czusi»cliu »u»r lu «äoptiv» ksiuUI») , die adop»

tirten Personen so behandelt werden, als ob sie mit ihrem leiblichen

Water gar nicht verwandt wären (exrrsueoruui »nmero Ksbeutur ^^).

Werden sie aber durch Emancipation aus der elterlichen Gewalt des

Adoptivvaters entlassen, so werden sie in Bezug auf den leiblichen Va»

ter gerade fo angesehen, als ob sie von diesem emancipirt worden wä

ren. Die Wirkung dieser Ansicht ist nun die, daß die Adoptivkinder, so

lange die Adoption besteht, von ihrem leiblichen Vater weder zu Erben

eingesetzt, noch enterbt werden müssen , und daß sie nach der Emancipa

tion gerade fo von demselben zu Erben eingesetzt oder enterbt werden müs

sen , wie wenn sie von ihm selbst emancipirt worden wären. Dieser

durch die Doctrin eingeführte Rechtssatz 2°) verdankt seinen Ursprung

wohl der Ansicht , daß es unbillig sei , der Willkür des Adoptivvaters es

zu überlassen, zu bestimmen, wer die Erbschaft des leiblichen Vaters

des Adoptivkindes haben solle In Bezug auf den Adoptivvater

hingegen gilt der Grundsatz, daß die Wirkungen der Adoption nur so

lange bestehen, als derselbe das Adoptivkind nicht emancipirt. Daher

werden die emancipirten Adoptivkinder nach der Emancipation als mit

ihm gar nicht verwandt angesehen («xtrsneorui» 1o«c> Ksbeutur) 2s);

mithin verlieren sie das Erbrecht in dessen Güter, und hören auf seine

sFvsrl und voZusti zu sein, wenn die Cognation nur auf dem Wege der

Adoption entstanden war ^). — Das Detail der Lehre von der Adoption

beruht auf folgenden drei Hauptsätzen : l) säopti« nswram üuiistur.

Die Stellen, in welchen dieser Grundsatz vorkommt ^), deuten darauf

hin, daß durch Adoption nur solche Personen in die väterliche Gewalt des

Adoptivvaters kommen können , welche er seinem Alter und seinem Zu

stande nach aus rechtmäßiger Ehe hätte zeugen und in seine väterliche

Gewalt bringen können. Dieser Grundsatz scheint ehedem eine weitere

Ausdehnung gehabt zu haben ; wenigstens erklärt sich daraus recht gut,

warum man Niemand an Bruders Stelle adoptiren könne ^'). Daß man

indeß bei der Anwendung dieses Satzes aus einzelne aus der Adoption

entstehende Rechtsverhältnisse bchutsam sein müsse, zeigt der Satz, daß

man auch, wenn man keinen Sohn hat, Jemand an Enkels Statt

adoptiren kann n) Die Adoption ist ein subsidiäres Mittel, um

Kinder zu erwerben, d. h. sie ist nur für den Fall erlaubt, wenn der

Adoptirende keine Hoffnung mehr hat, Kinder durch Zeugung zu erwer

ben ^). Eine Anwendung dieses Rechtssatzes findet sich bei der Arro»

35) §. 4. 1. S« exKaersSstions liberorum. (3. 13.) §. 10. I. 3. 1.

36) §. 10. 5. 3. 1. plsruit.

37) Schräder zu Justinian's Institutionen S. 419.

S3) K. 11. 5. 3. 1.

39) Ii. 3. v. un<Z« «o^nät!. (33. 3.)

40) 8.4.^.1.11. 1.. 16. v.l. 7.

41) 7. <Z. äe Kereäibu« institiienäi». (6. 24.)

42) 8. 6. 1. 1. 11. '

43) l' K so p K. psnpki^ 1. 11. pr. eg. Kei t « tom. I. p. 109.



ISO ^gopti«.

gation des puxMu»^); denn hie« soll namentlich darauf gesehen wer

den, daß der Adoptivvater keine leiblichen Kinder habe. Hat er bereits

leibliche Kinder, so darf ihm die Adoption nicht erlaubt werden, theilS

deßhalb, damit den Rechten der leiblichen Kinder des Adoptivvaters nicht

geschadet werde, theils deßhalb, damit auch der Adoptivsohn dabei nicht

zu kurz komme. Manche Rechtsgelehrte ^) geben diesem Grundsatze

eine zu große Ausdehnung, wogegen freilich das Zeugniß von Theophilus

selbst spricht. III) Die Adoption darf weder deM zu adoptirenden Kinde,

noch irgend einem Dritten zum Nachtheile gereichen. Ein Rechtssatz, welcher

sich namentlich bei der Arrogation der xupilli zeigt und auch im spa

teren Rechte Veranlassung zur Einführung der »äopti« plsvs und

luiuus pleus gegeben haben mag. — Fragt man nun: wer kann

adoptiren?, so antwortet man wohl am besten, daß Alle diese

Fähigkeit haben, welchen sie nicht ausdrücklich durch das Gesetz oder durch

die Grundlagen des Institutes entzogen worden ist. Unfähig , Kinder

zu adoptiren, sind I ) Verschnittene (esstrsti) weil sie für immer zur

Zeugung Unfähig sind. Adoptiren können aber die spscione«, d. h.

Personen, welche durch einen Naturfehler der Zeugungsfähigkeit beraubt

sind z vielleicht deßhalb , weil man die Hoffnung noch nicht aufgab,

daß sie die Zeugungsfähigkeit einmal erhalten könnten. 2) Personen,

welche jünger sind, können ältere nicht adoptiren ^), weil es gegen die

Natur der Dinge sein würde, eine ältere Person zum Kinde zu haben.

Ja es ist sogar festgesetzt worden, daß der Adoptivvater wenigstens >8

Jahr älter sein müsse, als der Adoptivsohn^), ein Alter, welches in den

Gesetzen mit dem Namen xlena pubsrts» bezeichnet wird. Für den

Fall , daß Jemand den Anderen an Enkels Statt adoptiren will , ist

nichts Besonderes im römischen Rechte bestimmt. Doch nimmt die Pra

xis hier an, daß der Adoptivgroßvater wenigstens 36 Jahr älter sei»

müsse, als der Adoptivenkel ^). 3) Weiber können eigentlich Nieman

den adoptiren, weil sie keine Gewalt über ihre Kinder Habenz doch

wird es ihnen zum Ersatz für leibliche Kinder, die sie durch den Tod

verloren haben, gestattet, Andere durch kaiserliches Rescript an Kindesstatt

anzunehmen^). Dennoch erhalten sie auch dadurch keine elterliche Gewalt

über ihre Adoptivkinder. 4) Niemand kann einen Anderen aus einem den

Moralgesetzen nach unerlaubten Grunde adrogiren^^). Deßhalb wird der

Richter angewiesen, so viel wie möglich durch eigene Untersuchung sich da

von zu überzeugen, daß ein solcher Grund im concreten Falle nicht vorliege,

ö) Den Vormündern, seien sie tuwre» oder «urswres, ist es untersagt,

44) l.. 17. §.3. v. 1.7.

45) Glück, Erläuterung der Pandekten Th. 2. S. 35S.

4S) I.. 17. §. 3. v. 1. 7.

47) S. 9. Z. 1. 11.

48) S. S. 1. 1. II. I.. 2. §. 1. v. 1. 7.

49) §. 4. 5. 1. 11.

S«) §. 4. 5. 1. 11. I.. 40. §. 1. v. 1. 7.

51) Vergl. Glück, Erläuterung der Pandekten Th. 2. S. 3SS.

52) §. 10. I. 1. 11. 5,. S. v. 8. 48. Ii. 29. S. 3. v. äs inoff. tsst.

(6. 2.)

53) I.. 17. vr. v. 1. 7.
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ihren Mündel, so lange er das 26. Jahr noch nicht überschritten hat,

zu adrogiren °^). Dieß deßhalb, weil zu befürchten stand, daß die Vor

münder eine solche Erlaubniß benutzen würden, um sich der Ver

pflichtung, Rechnung über die von ihnen geführte Vormundschaft abzule

gen, zu entziehen. 6) Wer das 60. Jahr noch nicht überschritten hat,

darf in der Regel keine Abrogation vornehmen, weil er noch Hoffnung

hat, sich selbst Kinder aus rechtmäßiger Ehe zu erzeugen °°). Nur wenn

ein gerechter Grund angegeben und erwiesen wurde, konnte die Abrogation

Personen jüngeren Alters gestattet werden. Man rechnet zu diesen

Gründen z. B. folgende Fälle: wenn man durch Krankheit oder sonstiges

körperliches Uebelbefinden von der Erfüllung der ehelichen Pflicht abgehal

ten wird, oder wenn eine Verwandtschaft zwischen dem Adoptirenden und

dem zu Adoptirenden nachgewiesen werden kann. 7) Niemand darfMehrere

zugleich oder nach einander adrogiren, wenn er nicht einen gerechten Grund -

sen im Stande ist 8) Ein Armer kann keinen Reichen

außer wenn sein Lebenswandel unsträflich, und seine Zunei-

letzteren bekannt ist und euf einem achtungswerthen Grunde

cht. — Fragt man weiter: wer kann «dopt irr werden?

so ist wohl zu antworten: Jeder, w elcher in dve älterliche Ge

walt kommen kann, und nicht ausdrücklich durch ein

spec ielles Gesetz verhindert wird, sich adoptiren zulas

sen. Ausgenommen sind: 1) alle Concubinenkinder (ustursle» UKsri)

in Bezug auf ihren natürlichen Vater. Zwar erlaubte Kaiser Anasta

sius ihre Abrogation allein Justini an verbot dieselb/ als un

anständig 26). 2) Der Adoptivsohn kann , wenn er spater emancipirr

oder von neuem zur Adoption gegeben worden ist, von dem früheren

Adoptivvater nicht wieder adoptirt werden Dagegen bleibt es dem ^

leiblichen Vater oder Großvater unverwehrt, von ihm emancipirte Kinder

wieder zu adoptiren ^"). 3) Niemand kann gegen seinen ausdrücklich

erklärten Willen adoptirt werden °'). In der Abrogation bedarf es zu

diesem Zwecke der ausdrücklichen Einwillung des Adoptivsohnes ; in der

Adoption im engeren Sinne reicht es schon zu, wenn der zu Adoptirende

nicht ausdrücklich der Handlung widerspricht. 4) Personen, welche un

ter der «urs stehen, können nicht ohne ausdrückliche Einwilligung ihres

Curators adrogirt werden ^). Dieser Rechtssatz ist von dem Kaffer

Claudius eingeführt worden. 5) Die Abrogation der Freigelassenen ist

in gewisser Rücksicht beschränkt. Denn eigene Freigelassene des Adop

tivvaters können nur durch kaiserliche Vergünstigung adrogirt werden ^),

54) Ii. 17. pr. v. 1. 7.

55) I.. IS. §. 2. 0. 1. 7.

56) I.. 16. 3. 0. 1. 7.

57) Ii. 6. O. öe nsturslibus liberi«. (Z. 27.)

58) Kov. 74. «ap. 3. Nov. 89. <np. 11.

59) I.. 37. §. 1. v. 1. 7.

60) I.. 12. v. 1. 7. I.. 41. 0. idiil.

61) Ii. S. v. 1. 7.

62) I.. 8. v. 1. 7.

63) Ii. 46. v. 1. 7.

II
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und zwar unter Angabe eine« triftigen Grundes Fremde Freige»

lasscne hingegen können gar nicht adrogirt werden — Spccielle Re

geln, welche sich in Bezug auf die Adoption im römisch -Justinianischen

Rechte noch vorfinden, sind folgende. 1) Keine Adoption kann vom An

fang an auf eine gewisse Zeit beschränkt werden °°). Sollte eine Be

schrankung dieser Art hinzugefügt fein , so wird angenommen , daß die

Adoption ohne Beschränkung eingegangen sei. 2) Wenn Jemand, wel

cher einen leiblichen Sohn in seiner väterlichen Gewalt hat, einen Ande

ren an Enkels Statt adoptiren will, so bedarf es zu dieser Adoption in

der Regel der ausdrücklichen Einwilligung des in der väterlichen Gewalt

stehenden Sohnes. Denn sonst würde demselben gegen seinen Willen

ein suu» Ker«» agnasciren. Ein Satz, welcher gegen das ins «Ivil«

verstößt Ist aber die Einwilligung des Sohnes nicht vorhanden , so

' besteht die Adoption ^) «n Enkels Statt in der Person des Adoptiven«

kels fort, freilich nur vermöge der Annahme, daß der Enkel dem Adop-

tivgroßvater von einem invertus Klius geboren sei *"). Als Folge die

serAnnahme ist es zu betrachten, daß der Adoptivenkel im letzteren Falle nach

dem Ableben des Adoptivgroßvaters keineswegs in die väterliche Gewalt

des von dem letzteren hinterlassenen Sohnes kommt. 3) Durch ein 80.

SsKinisuuin ist der Rechtssntz eingeführt worden , daß , wenn Jemand

einen von 3 Söhnen, welche zusammen in der Gewalt des nämlichen

Vaters stehen, adoptirt (»i yuis cl« trlbus i»sribu» sclor>tstur), er

ihm ein Viertheil seines ganzen Vermögens hinterlassen müsse ^°). Thut

er dieß nicht, so wird dem adoptirten Kinde nach dem Tode des Adoptivvaters

eine Klage gegen die Erben des letzteren gestattet, womit es dieselben

zwingt , ihm den vierten Theil des Vermögens des Erblassers auszuzah

len. Dieses Viertheil nennm die neueren Rechtsgelehrten qusrts 8sbi-

niä»s. Wahrscheinlich hängt die Vorschrift des 80. mit den Berechti

gungen zusammen , welche man mit dem Namen ius liberorum zu be

zeichnen pflegt, und war gewiß auch nicht die einzige in ihrer Art , da die

tre» msre» auch noch in anderer Beziehung begünstigt werden Im

Justinianischen Rechte besteht diese Vorschrift des 80. 8nbiuisiluiii wohl

noch als geltendes Recht fort, da wenigstens Theop hilus Justi-

nicm's Institutionen und die I.. 10. Z. 3.«. >1s säoxitiouibus (8. 48.)

die Verfügung desselben als annoch geltendes Recht erwähnen. Freilich

ist es dabei fehr auffallend, daß gerade in dem Pandectentitel, welcher

fpeciell die Lehre von der Adoption behandelt, dieß 8O. ganz und gar

64) I.. S. <?. L. 48.

65) I>. IS. §. 3. v. 1. 7.

66) 1^. 34. v. 1. 7.

67) §. 7. 5. l. 11. I.. 6.0. 1.7.

63) l. 10. u. 11. v. 1 7.

69) Schräder zu Justinian's Institutionen. S. 81. . « z

70) l^opd. I°«t. Ä. 1. S. 14. eä. Keit- tom. l. p. S29. I.. 1«. S- 6-

8. 48.

71) I.. 132. 1'deoä. O. Se cieeur. (12. 1.)

72) IKsopK. gg. Ksil« tom. 1. p. S30. «e<Z.

73) Z. 14. 1. 3. 1.
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übergangen worden ist.—^ äoptio per t «8 tsru en tuin heißt die

Erbeinsetzung einer bestimmten Person im Testamente unter der Bedin

gung, daß sie den Namen des Erblassers führe. Für diese Meinung

sprechen namentlich folgende Gründe: daß der Ausdruck »cloptsre per

testsmentui» oder testsmeut« bei den juristischen Classikern gar nicht

vorkommt; daß die Ausdrücke servus säoptstus und kilius no-

iniustus als gleichbedeutend gebraucht werden daß die Annahme

des Namens des Erblassers von Seiten des Erben als der wesentliche'

Character dieser Adoptionsform hervorgehoben wird z und daß

endlich die Erbeinsetzung als ein wesentlicher Bestandtheil dieser Adoptions

form angesehen wird ^). Daß übrigens diese Adoption von den röm.

Juristen als eine eigentliche Adoption niemals anerkannt worden ist, er

gibt sich theils daraus, daß dieselben die uäopti« per ?rsetorem oder

per populum Romsuuin allein als giltig anerkennen^) , rheils daraus,

daß sie die Lehre von der »äoptlo per testsraeuturn in den Erörterun

gen über das Erbrecht vortragen ^). Es scheint demnach der Ausdruck

säoptio, säoptsre testsiveuw in einer uneigentlichen, von der juristi

schen Kunstsprache ganz verschiedenen Bedeutung genommen zu sein.

S. auch d. Art. väterliche Gewalt, Heimbach.

^S»tip»I»tt» heißt der Act, wodurch eine Person neben einer, an- <r

deren sich dieselbe Sache von demselben versprechen laßt. Sie setzt s)

Gleichartigkeit des Objectes der Stipulation, b) Identität des Schuld

ners voraus^ erfordert «) zwei verschiedene Personen, welche durch die

»tipuZstio Gläubiger werden, cl) zwei verschiedene Stipulationen, wel

che jeder der Gläubiger getrennt vom anderen vornimmt ^Ästi-

pul»r1 heißt sich etwas neben einem Anderen von demselben Schuldner

versprechen lassen. Daher heißt sästlpulstor derjenige, welcher als Ne

benmann des Gläubigers in der sästipulstio auftritt. Ihrer Natur

nach ist die Adstipulation eine Stipulation, deren Inhalt und Bestehen

ganz von der Giltigkeit der Hauptstipulation, zu der sie hinzutritt, ab

hängt 2). Daher kann der sästipulswr sich nicht mehr vom Schuld

ner versprechen lassen, als derselbe dem Hauptgläubiger versprochen

hat 2); deßhalb kann der Adstipulator sich nichts pure versprechen

lassen, was dem Hauptgläubiger unter einer Resolutivbedingung v««

sprechen worden ist; deßhalb kann endlich der Adstipulator keinen frü

heren Zahlungstermin für sich ausmachen , als der Hauptgläubiger ^).

74) §. 12. 5. ne sSoptionivv». (1. 11.)

75) ?Iinius Kist. nst. 3S. 2. Vergl. Dirksen, Versuche zur Critik

und Auslegung der Q. des R. R. S. 83. ,

76) «uet. I'ider. csp. 6.

77) 0»iu» inst. 1. S. 98. I7Ip. Ksgm. tit. g. S. 2.

78) (Zsius üb. 2. üe Säei«omn>issis in. Ii. 63. Z. 10. v. sä SO. Iredell.

(36. 1.)

1) «»ins inst, 3. §. 110—112.

2) Osiu« Inst. 3. §. 126.

3) Osins inst. 3. §. 113.

4) Lsius a. a. O.
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Die Wirkungen der Adstipulation sind die, daß ») der sästtvulstor

über das Obligationsverhältniß giltig disponiren kann. Denn er kann

das Object der Adstipulation einklagen °), die Obligation durch s««e^ti-

Istio quittiren ^) und wahrscheinlich auch durch novstl« in eine andere

Obligation verwandeln. Kinder, welche in der vaterlichen Gewalt sind,

können als uästipnlswre» nur in Person über die Obligation disponi

ren;. doch können sie die Obligation nicht eher einklagen, als bis sie

ohne eszM» äeininut!« aus der väterlichen Gewalt befreit sind, b) Der

»ckstivulator hat das Recht, die Zahlung aus der Obligation giltiger

Weise anzunehmen Dieß ist nach den Rechtsregeln zu beurrheilen,

welche vom säieetus solutionis «süss gelten. Was aber das Verhält-

niß des sclstipulstor zum Hauptgläubiger betrifft, so wird dasselbe nach

den Regeln des Mandates beurtheilt; denn der sckstipulstor wird als

Bevollmächtigter des Hauptgläubigers angesehen, und kann von dem

selben mit der s«tio rngucksti ckirecw verklagt werden, wenn er die ver

sprochene Summe vom Schuldner eingeklagt, oder die Obligation durch

Äcceptilation quittirt hat ^). Außerdem steht dem Hauptgläubiger noch die

s«rio legi» ^nuilise gegen ihn zu , wenn er zum Schaden des ersteren

die Obligation durch Äcceptilation quittirt hat ^). Dieser Fall war im

zweiten Capitel der lex Pullis enthalten, und wurde gcmz nach den

Regeln des cisinnu,» iu^uriä ästui» beurtheilt, so daß, im Fall der Be

klagte die Klage grundlos leugnete, dieselbe von selbst auf den doppel

ten Ersatz des Schadens erhöhet wurde (Iis iukoisucio in äupluin «res-

«it). Unfähig zur Vornahme der sästivulstio sind Sclaven und nach

der späterhin herrschend gewordenen Meinung auch Personen, welche sich

im msneipium befinden '"). Die letzteren deshalb, weil sie den Sclaven

factisch gleich stehen (nuouimu servoruin loe« sunt). Die Wirkung

der sästir>u1»ric> erlischt: 1) durch den Tod des sästipularor 2) durch

jede «Spitts deminutio von Seiten des sästinulstor 12), Z) durch'Auflö-

sung der Hauptverbindlichkeit, von welcher die sclstivuisti« ein Theil ist, >

und 4) durch eine über das Object der Stipulation zwischen dem Haupt

gläubiger und dem Schuldner eingegangene litis «onteststi«. Dieß

wenigstens nach Analogie des säie«tu» solutionis Srstis und der »6-

promissores. Die Adstipulation ist offenbar zum Nutzen des Sti-

pulator eingeführt, und namentlich dann von Wichtigkeit, wenn die Sti

pulation lautet: vost inortei» lnesni äsii Denn obschon die

Stipulation in diesem Falle deßhalb nichtig (inutilis) war, weil

5) Oälu» 3. §. 110.

6) «siu» 3. 8. 216.

7) Lsius 3. § 111.

L) Läills3. S. III. u. §. 216.

9) Osw» 3. I. 215.

1«) «s!>is 3. I. 113.

11) «s!u»3.§. 113., IV. §. 113.

12) Lsius 3. S. 114.

13) l)s!us 3. S. U7.

14) Oslus 3. §. 99. u. 117.
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man es für inkonsequent hielt, den Anfang einer Obligation auf die

Person des Erben zu verschieben, so wurde sie doch in der Person des

säsripulsror aufrecht erhallen, und dieser konnte, wenn er die verspro

chene Summe vom Schuldner eingehoben hatte, vom Erben des Stipu-

lator auf Rückgabe des Erhobenen mit der ivsuclst! sei!« belangt wer

den. Im Justinianischen Rechte kommt die slistipulsri« gar nicht

mehr vor, und es wird deßhalb ausdrücklich berichtet, daß das 2te Ca-

pitel der lex Pullis nicht mehr im Gebrauche sei '^). Heimbach.

Advocat '), Fürsprecher, ist diejenige vom Staate dazu eingesetzte

Gerichtsperson, welche die Parteien, auf deren Verlangen oder von rich-

' terlichem Amts wegen dazu bestellt, vor Gericht vertritt und deren Rechte

ausführt.

Das Recht, welches der Staat verwaltet, ist nicht das ewige unwan

delbare, von der ewigen Wahrheit unzertrennliche Recht, auf welchem das

Universum ruht, sondern nur eine FormdesRechtes, vonden Gesetzen

dargeboten ^), dessen Erlangung nicht minder an Bedingungen geknüpft

ist, die ihrerseits ebenfalls eine besondere Form des Rechtes bilden, welche

unter dem Namen Prozeß begriffen werden. Beide Formen, die des

Rechtes und dessen Erlangung , bilden die Grundlagen des Staates und

eben dadurch auch die Bedingungen dessen Daseins und Dauer.

Dadurch ist die Kenntniß von dem , was der Staat als Recht aner

kannt, und die An und Weise, wie in einzelnen Fällen es zur Anerken

nung gebracht wird, schon seit den ältesten Zeiten der Menge entrückt, und

je höher der Culturzustand in einzelnen Staaten gestiegen , jemehr Kunst

IS) §. 12. 5. äs lege äquilis. (4. 3.)

1) Hauptschriften: Ii ib. Lokkmsnn 6s poswlatoridu» , »övocatis et

Kis, izui notsntur inkäniis.' Zeil. 1691. 'I' K o s n n ik er sävocstus pruösns in

kor« eivilZ. ?rkk. 1718. ezusö. sävocätus pru«len5 in kor« «riminsli. 1?rKf.

1703. S?. G. (Grupen) Abhandlung von denen ^,ävoväti» und denen in

den römischen Rechten und den Reichsgesetzen verbotenen vsctis der Advoca-

ten mit ihrer Partei. Lemgo 1766. Kirchhof, Abhandl, von den Advoca-

ten und ihren Pflichten. Bötzow 1768. SokaeKer <le »Svocätis. 1'üd.

1788. v. Ramdohr, von der Organisation des Advocatenstandes. Han

nover 1801. Wangenheim genannt von Wangenstein, der Ad-

vocatenstand. Gdtt. 1311. v. Kettenadler, Betrachtungen über die Män

gel des'Advocatenstandes. Freib. 1818. S. I. Gans, von dem Amte der

Fürsprecher vor Gericht. Hannover 1820 u. 1830. Mittermai er, Anlei

tung zur Vertheidigungskunst im dreifachen Criminalprozesse. Landshut 1814.

3. Aufl. 1828. Gerstücker, Anweisung zur zweckmäßigen Abfassung der

gerichtl. Pertheidigungsschriften. Leivz. 1821 u. 1822, Werthvoll sind noch

der dreifache Artikel: Advocat, historisch (Sie denke es), juristisch und

politisch (Mittermaier), in der allgemeinen Encyclopädie von Erfch und

Grüber, ÄH. I. S. 463 u. f. und der Artikel: Advocat, im Rot

teck u. Welcker'schen Staatslexikon, Th. I. S. 363 u. f. sowie' die Aus

führungen in mehreren Lehrbüchern des Prozesses, namentlich in Linde's

«ehrbuche des Civilprozesses, Bonn 1328. z. 126. u. f. und Müller's

Lehrbuche des Criminalprozesses. Braunschmeig 1337. z. 166 u. f. Völlig

werthlos ist Slevoqt der deutsche Advocat, oder so ist der Schlendrian in

den Gerichtshöfen, Jena 18«3. 2 Theile.

2) U «nte»<zuieu Lsprit ckes I^oix. 1°. I. LKsv. 1. livre 1.
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und Wissenschaft und alles was die Menschheit veredelt, in die Höhe ge

kommen, selbst zu einer nur Wenigen zugänglichen Wissenschaft erhoben

worden, der Rechtswissenschaft.

Daher die Nothwendigkeit des Advocatenstandes an sich und dessen

innere Begründung durch die Vertretung der Rechte der Unk und igen,

d. h. durch die Kenntniß des Rechtes Wir finden denn auch den Ad-

vocatenstand seit den ältesten Zeiten, bei allen Völkern, welche Aufrecht

haltung des Rechtes durch Gesetze erstrebten , unter welchem Namen er

auch auftreten mag, und selbst da fehlen dessen Spuren nicht, wo es sich

nur darum handeln konnte, den Schwachen und Unfähigen gegen den

Machtigern zu vertheidigen. Mit Recht nennt daher der Canzler ä'^,i- '

Aussssiiinseinem cliseours sur l^uöspeiicleiiOs <1s I'ävovst. Oeuvres.

I. psA. 3 den Advocatenstand „einen Stand , so alt wie das Richter

amt, so edel wie die Tugend, so nothwendig wie die Gerechtigkeit." ^)

Den eigentlichen Namen Advocat, Herbeigerufener, hat der Fürspre

cher aus den Zeiten des römischen Staates herübergebracht, in welchem der

Advocatenstand den höchsten Glanzvunct seines Daseins erreicht hatte,

tvAstorrull «ousortium , insofern, soweit unsere Nachrichten reichen und

wir einen Blick in das innere Getriebe der .römischen Rechtsverwaltung zu

werfen vermögen 6) , er diesen nur der Rechtspflege allein und der unaus

gesetzten Wachsamkeit auf dieselbe verdankte. Das Ansehen , welches die

Advocaten auch jetzt noch in Frankreich und Britanien und in den nord

amerikanischen Freistaaten genießen , ist zwar sehr groß und ihr Einfluß

in den beiden letztgenannten Staaten auf die öffentlichen Angelegenheiten

vielleicht größer, al,s er jemals in Rom gewesen 6), allein sie verdanken

diesen Einfluß nicht blos der Rechtsvertheidigung, sondern anderen mit der

Rechtspflege selbst nicht unmittelbar zusammenhangenden Verhältnissen,

die zum Theil in der Verfassung dieser Länder, zum Theil aber auch in

dem noch sehr zurückstehenden allgemeinen Culturzustande der großen

Volksmassen ihren Grund haben.

Da wo die Advocaten unter anderen Benennungen, z. B. Justizcom

missarien, Justizräthe, Kriegsräthe u. f. w. vorkommen, zeigt dieses schon

von einem Verfalle des Advocatenstandes an sich, besonders wenn Titel

der Art als besondere Vergünstigung gesucht und ertheilt werden , denn es

ist ein Beweis davon , daß der Advocatenstand als solcher kein Ansehen zu

verleihen vermag. Es ist dieses nur in Teutschland und in einigen

angrenzenden unter dessen, unmittelbaren , sei es politischen oder geistigen

Einflüsse stehenden Ländern der Fall, In Teutschland ist aber auch seit

Jahrhunderten durch Einführung des Jnquisitionsprozesses im Civil«

3) Ii. 2. §. ult. v. g« orZgins juris. (1. 2.)

4) IIn orörs sussi sncis» yu« Is msgistrsturs, »ussi nodls qus I» vsrt«,

»ussl necssssire yns Is Mstics.

6) i?rsneis«. polstus. Listoriä kori romäni. I,ib. II.

6) Sehr ausführlich in dem v. Rotteck u. Welker'schen Staats-

lmkon a- a. O.
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und Criminaverfahren, durch heimliche Rechtspflege, durch Schriften

wechsel und Actenhäufung , durch die Macht der Richter, und durch eine

Masse von unvernünftigen und zweckwidrigen Gesetzen Alles geschehen,

um den Advocatenstand herabzudrücken, ihn in die Fesseln der Disciplin

von dereinen und den Gunstbezeugungen von der anderen Seite zu schmie

den, und ihn desjenigen Ansehens und derjenigen Ehre zu berauben, wel

che das Lebenselement seiner ächten Stellung im Staate sind. Die große

Masse des Volkes aber, stets der Macht huldigend und die Macht scheu

end, hat ihren Spott und Muthwillen dahin getragen, wo ungestraft er

hingeschleudert werden konnte, auf die Advocaten, und gleichsam in selbst

mörderischer Unvernunft dazu wesentlich mitgewirkt, durch Herabsetzung

seiner Vertreter und Vertheidiger, deren Wirksamkeit bis fast zur Vernich

tung zu schmälern. Unzählig sind die Spottnamen, welche den Advoca

ten gegeben worden sind, und eine Zeitlang war es so arg, daß eine Masse

teutscher Pedanten in übermüthiger Weisheit die Frage sogar zur öffent

lichen Discussion brachten, ob überhaupt Advocaten in einem wohlgeord

neten Staate (dem heiligen römischen Reiche) zu dulden seien

In neueren Zeiten sind jedoch hierunter große Veränderungen und höchst

wesentliche Verbesserungen eingetreten, besonders in Landern, wo noch das

gemeine Recht seine volle Giltigkeit hat. Der Advocatenstand hat sich hier

für die kurze Zeit auf eine erstaunliche Weise emporgehoben, und an Ansehen

nicht blos bei den Gerichtshöfen und Staatsbehörden , sondern auch im

Volke selbst wesentlich gewonnen. Er verdankt dieses keineswegs durchaus,

wie man hin und wieder wohl angenommen zu haben scheint, den in einem

Theile der teutschen Bundesstaaten eingeführten Formen repräsentativer Ver

fassungen und dem Umstände, daß hier und da Advocaten zu Deputirten in

den Standeversammlungen erwählt worden sind, sondern der immer mehr

zunehmenden Einsicht von der Bedeutung und dem Werths des Standes, dem

immer mehr und mehr sich Verbreitentenden Gefühle von der wahren, von

der Gunst unabhängigen Ehre des Berufes und einem im höchst erfreuli

chen Fortschreiten begriffenen Bestreben nach wissenschaftlicher Ergründung

des Rechtes und Bildung überhaupt, sowie in einer beiden würdigen Aus»

Übung der Berufsarbeiten. Nicht weniger haben teutsche Regierungen

und Gerichtshöfe sich rühmlich bestrebt, das was früher durch sie verschul

det wurde, wieder gut zu machen, und zweckmäßige Anordnungen mancher

Art, wohin auch das Bestreben, die s. g. „teutschen Advocaten oderCau-

senmacher," die Pest des Advocatenstandes, zu unterdrücken, gehört, haben

wesentlich zur Hebung des Advocatenstandes beigetragen.

Vor allen anderen leuchtet in dieser Hinsicht die Regierung des Kö

nigreichs Hannover hervor, welche durch die Landesverordnungen vom

7) l? r » m s r ölsquisiti« sö vovsti in rsdus public!» tolsremäi sint, oder

ob die Advocaten in der Republik zu dulden sind? Lips. 1736. Zc>Kä„n

LernK. k'risssös säv«e»t«rum inksdilitsts. lense 1776. kloltsrmunn

cks nequiüs scivveätorum. Nsrb. 1679. Wissssnsee 6s kosöitäte sorum,

qo! sgvocstorum munere kunglmtur. VItr. 1712. Erörterung der Frage:

ob die Abschaffung der Advocaten dem gemeinen Leben nützlich oder schädlich

sei? Berlin 1780.
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4. April 1831 über die Prüfung und Anstellung der Advocaten, und vom

31. Januar 1833 das Regulativ für die zu berufenden Deputationen, der

Advocaten betreffend ^) , nicht allein für die innere , sondern auch durch

Herstellung eines großen Theiles seiner Unabhängigkeit von den Gerichts

höfen und durch Autorifation von Advocatendeputationen, nach dem

Muster der französischen Ädvocatenkammern, für die äußere Hebung des

Advocatenstandes sehr wesentlich gesorgt hat.

Doch hauptsachlich von dem Advocatenstande selbst ist dasjenige bis

her ausgegangen, was zu seinem so erfreulichen Emporkommen geführt

hat, und muß auch von demselben ausgehen, wenn es Bestand haben und

Wurzel fassen soll. So hat denn auch der Advocatenstand der Residenz

stadt Hannover, der schon vor den genannten Verordnungen in einen

noch blühenden Verein zusammengetreten war, und dessen über jedes Lob

erhabene Thätigkeit in der Vertheidigung Hilfsbedürftiger und für die

Verbreitung und Fortbildung des vaterlandischen Rechtes und dessen Pflege

durch die jetzt vorliegenden sechs Hefte der Annalen dieses Vereines beur

kundet wird v), hauptsachlich auf die Entschließungen der Regierung gewirkt.

In einem dem Advocatenstande gewidmeten Artikel durfte dieses nicht über

gangen werden, denn es ist dadurch ein ruhmwürdiges und nachahmungs-

werthes Beispiel für ganz Teutschland gegeben, ein Beispiel, von welchem

man dereinst die äußere Anerkennung des wahren Werlhes und des von

demselben unzertrennlichen wahren Wesens des Advocatenstandes datiren

wird. Dereinst, d. h. wenn erst öffentliche und mündliche Rechtspflege

allenthalben eingeführt, und dem Advocaten, nach Jahrhunderten, das

eigentliche Feld wiedergegeben worden sein wird, auf welchem er seine

ganze Thätigkeit entfalten und mit lebensvoller Krsft seinen Beruf erfül

len kann. Erst dann wird der teutfche Advocatenstand sein ganzes ihm

gebührendes Ansehen erlangen, erst dann zu der Höhe sich emporschwingen

können, auf welcher derselbe in Frankreich stehet, wenn er auch gewiß nie

den, von ganz anderen Ursachen abhängigen und in der Verfassung jener

Staaten eigenthümlich begründeten Einfluß auf die öffentlichen Angele

genheiten erlangen wird, den der Advocatenstand in Nordamerika ausübt.

Wer aber wollte mit Zuversicht behaupten können, daß dieses ein Uebel.

für Teutschland sei? Doch Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechts

pflege, diefe in allen und jeden Beziehungen größte Segnung , welche ei

nem Volke zu Theil werden kann, und an welcher die Völker, die ihrer

sich zu erfreuen haben , fest und unbeugsam als einem unerschütterlichen

Fels der Rechtssicherheit und des Wohlseins halten; dieses Gut, welches

das Eigenthum der teutschen Nation war '"), und durch den von der

spanischen Inquisition herübergebrachten Jnquisitionsprozeß im Civil- wie

im Strafverfahren ihr entzogen worden ist; im Laufe der Zeit wird es

 

8) Gesetzsammlung für das Königreich Hannover vom Jahre 1831.

Erste Abtheil. Nr. 13. u. v. Jahre 1833. Erste Abth. Nr. S.

S) Annalen des Advocatenvereines zu Hannover. 1832—1836.

1«) Maurer, Geschichte des altgermanischen Gerichtsversahrens, dessen

Portheile, Ngchtheile u. Untergang. Heidelberg 1824.
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auch Teutschland wieder gegeben werden und Oeffentlichkeit und Münd

lichkeit unaufhaltsam die Grundlage des Rechtsverfahrens bilden , wenn

auch Aengstlichkeit und Vorurtheile selbst von sonst erleuchteten Personen

getheilt und selbst böser andere Zwecke verfolgender Wille ^) diesen

glücklichen Zeitpunct noch auf längere Zeit hinausschieben mögen.

Die Grundlage des Advocatenstandes, des Fürsprecheramts, ist

Kenntniß des Rechtes, und zwar durchaus diejenige Kenntniß des

Rechtes, deren auch der Richter bedarf, um seinen Beruf erfüllen zu

können. Früher hat inan auch in Teutschland nicht daran gezweifelt,

denn noch der Schwabenspiegel enthält C. 74.,^ 1. die schönen

Worte: „Und alles was wir haben gesagt, das an den Richtern soll fein,

das soll auch an den Fürsprechern sein als an den Richtern," und selbst

bei den Fehmgerichten konnte nur ein Wissender, d. h. ein die Kennt

niß des Fehmrechtes mit dem Richter Theilender, das-Ämt eines Advoca-

ten für den Angeklagten verwalten ^). Später ist es aber vielfach ver

kannt worden, und wie dieses, wesentlich zum Verfall des Advocatenstan

des in Teutschland beigetragen hat, so hat auch das, wiewohl erst späte

Zurückkommen von diesem Jrrthume seinen Einfluß auf desse» ^mpor-

blühen nicht verfehlt.

Der Advocat muß also ein Rechtsgelehrter sein, peritla iuris

ivrtriiLw» 14), worunter in Teutschland verstanden wird, daß er auf

übliche Weise sein Facultätsstydium gemacht hat. , In den meisten

Staaten ist daneben auch noch eine besondere Prüfung und Vorbereitungs

zeit, oder die Erlangung eines Magister- oder Doctorgrades erforderlich.'

Nicht alle Rechtsgelehrten sind aber zum Advocatenstande zulässig;

ausgeschlossen davon sind, außer denjenigen, welche das Alter von 17 Jah

ren noch nicht vollendet haben, was in einigen Staaten auf die ganze

Zeit der Minderjährigkeit ausgedehnt wird, ferner den Frauensperso

nen ^) und den physisch Behinderten, wie völlig Tauben und Blin-

11) W. H. Puchtau. Linde zc. Zeitschrift für Zivilrecht und Prozeß.

1«. B. 1. Heft, Gießen 1836.

12) Mit großer Wahrheit sagt Grävell in seiner neuesten Schrift:

die Geschichte meines, Austrittes aus dem Staatsdienste. Jena 1837. Th. 1.

S. 102: „die Oeffentlichkeit, die Vermittlung der Verständigung und Ver

einigung denkender Wesen über Alles, was sie angeht, eben aber auch eine

„unwiderstehliche Macht gegen Alles, was die Menschheit trennt, auflöst und

„sondert, ist es ein Wunder, daß sie von Allen denen gehaßt und. verschrieen

„wird, deren ganzes Streben in Sonderung, Bevorzugung und Beherrschung

„aufgeht?" und es gilt dieses auch vollkommen von der Frage über Oeffent-

lichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege. ^ '

13) Berk, Geschichte der westphülischen Fehmgerichte. S. 167. 168, ,

14) 5.. 11. Z. 1. «. äs aSv. üiver«. juSie. (2. 7.)

15) Wie Adam^ den Menschen das Paradies, so hat die in dem Gesetze

li. 1. Z. 3. v. g« postuIanÄ« (3. 1.), genannt Lariams , nach dem Ausdrucke

des Sachsenspiegels, B. II. A. 63. „den Weibern es verwirkt , daß sie nicht

xostuliren dürfen." Das Gesetz sagt, diese Osi-Knis sei eine iiuprvbissims

toeivin« gewesen, quse iti^erevunae postulsns et msgisträtnm in^iiietsn« esu-

»am 6e<Zit «lllvto, Lsmill. IZorsIl üe Lg. Klsglstr. 1,1b. I. «ap, ?. ?1r, 47.

legt das anders aus, indem er andeutet, <zn«6 iuSex irmlieri» venuswts ve>

Kvunäis »mors cäpi passet, und das läßt sich viel besser hören.
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dm, 1) ordinirte Geistliche "y, 2) Excommunicirte, 3) Ketzer,

was in Teutschland hier ausnahmsweise noch auf Juden bezogen wird,

übermachtige Personen, 6) ehrlose, d. h. durch intsrrüs !u-

rl» et ksvtl befleckte Personen, 6) ein Jeder, welcher ein Richteramt

bekleidet. Außer den beiden letzten Ausnahmen haben die übrigen ihr

practisches Interesse verloren; gegen die letzte wichtige Ausnahme, obwohl

dieselbe in der Natur der Sache und der Vernunft gegründet und durch

klare gesetzliche Vorschriften sanctionirt ist wird vielfach gefehlt, na»

mentlich in Beziehung auf Patrimonialrichter und städtische Gerichtsper

sonen. Zulässig im allgemeinen zum Amte des Fürsprechers selbst, aber

ausgeschlossen .in einzelnen Sachen sind 1) Notare in

Sachen, wo eine von ihnen gefertigte Urkunde in Frage stehet, 2) der

Anwalt des Fiscus in Sachen gegen den Fiscus, selbst wenn er

aus dem Dienste getreten ist, 3) der Lehnsmann in Sachen gegen

seinen Lehnsherrn, was aber nicht immer so genau genommen und auf

Sachen gegen die fürstlichen Domänen nicht bezogen wird.

Die Rechte und Pflichten des Advocaten theilen sich in Rechte

und Pflichten gegen das Gericht und Rechte und Pflichten gegen die

Partei, welche er vor Gericht vertritt.

Gegen das G e ri ch t ist der Advocat zur Achtung und Ehrerbietung

verpflichtet, selbst dann, wenn er gegen das Gericht selbst sprechen muß,

^denn die Heiligste aller menschlichen Einrichtungen sind die Gerichtshöfe.

Unter dieser Achtung und Ehrerbietung ist aber nicht zu verstehen eine

sklavische Unterwürfigkeit und jenes unterthänige Bitten und Flehen um

Verwaltung der Gerechtigkeit, welches so lange in Teutschland üblich ge

wesen und hier und da als Zeichen der Unterwürfigkeit sogar gefordert

worden ist, sondern eine, der Würde des Gerichtshofes als solchem ent

sprechende Schicklichkeit und Anständigkeit in allen seinen Handlungen,

eine gründliche , dem Rechte wie der Wissenschaft geziemende Erfüllung

seiner Berufspflichten, ein männliches, aber stets anstandvolles Benehmen

gegen die Gegenpartei, hauptsächlich aber das innige Bestreben , den Ge

richtshof nicht zum Hummelplatz der Leidenschaften und der Convicien

herabzuwürdigen und denselben nicht mit Forderungen und Ansprüchen

zu behelligen, welche dem Rechte, den Gesetzen und der Redlichkeit entge

genstehen, nicht in ihm gleichsam einen Lotteriesaal zu sehen , in welchem

der Erfolg der Bestrebungen nur vom Glücke abhängig ist.

Dagegen ist der Advocat berechtigt, auch von dem Gerichte die

jenige Achtung und Anerkennung seiner Bestrebungen zu verlangen, ohne

welche er immer unfähig sein wird, seinen Beruf in seiner ganzen Aus

dehnung zu erfüllen; er ist berechtigt zu verlangen, daß ihm in Ausübung

dieser seiner Berusspstichten keine Hindernisse irgend einer Art entgegen-

16) O«m Ksseräotis sit officium null! novere, «mnidus sutsiv vells prodesse

— nisi pro ss ipso vel Lcolesiu ete. sagt das Gesetz nicht ohne Witz «sp. 3. X.

üe postuls»6o< (1. 37.)

17) Ii. 6. <Z. ös postulemä«. (2. 6.) I,. 14. O. 6s sssessoribu«, (l. 61.)
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gesetzt werben, und daß der Richter ihm hinsichtlich der Art und Welse,

wie er die ihm anvertraute Rechtssache behandelt, keine Fesseln anlege.

Steht es aber in der Gewalt des Richters , den Advocaten zu strafen,

weil er eine Sache so und nicht anders behandelt, weil er diesen und

nicht jenen Weg eingeschlagen, weil er da zu kurz, dort zu weitläufig ge

wesen, weil er Rechtsmittel zur Hand genommen, die nach der Ansicht

des Richters keinen günstigen Erfolg haben konnten, weil er für feine

Partei Hilfe in höheren Instanzen gesucht, welche dazu da sind, um

solche Hilfe zu leisten; dann ist auch die Freiheit der Vertheidigung,

die Freiheit des Advocatenstandes vernichtet. Das aber ist eben der

wunde Fleck, vor dessen Heilung eine wahrhafte Erhebung oder vielmehr,

Wiederherstellung des Advocatenstandes nicht möglich sein wird, denn

auf solche Weise hat durch die Praxis das Verhältnis, zwischen dem Ad

vocaten und den Gerichtshöfen sich gestaltet. Erst mit Einführung der

öffentlichen Gerichtspflege wird diese Wunde ganz geheilt werden können,

denn beide, sowohl Richter als Advocaten, stehen dann unter der mäch

tigen Controle der Oeffentlichkeit. ,

Die Rechte und Pflichten des Advocaten gegen seine Partei sind

in dem begründet, worauf das ganze Wesen und der Zweck des Amtes

selbst beruhet: Redlichkeit und Kenntniß des Rechtes. Beide

müssen seine steten Begleiter sein und jedwede seiner Amtshandlungen

leiten.

Aus jener, der Redlichkeit, folgt die Verpflichtung des Advocaten,

seiner Partei ohne Rückhalt die rechtliche Lage ihrer Sache vor Augen

zu legen; denn der, welcher einen ihm aufgetragenen Rechtsstreit gegen

seine Ueberzeugung von der Gerechtigkeit der Sache, nur durch seine

Kunst verficht, der tritt aus dem ehrenvollen Amte eines Advocaten hin

aus; dagegen hat der Advocat das Recht zu verlangen, daß auch die

Partei die Wahrheit sage, und keine Umstände der Sache ihm verhehle.

Freilich für, seine redliche und gewissenhaft abgegebene Meinung, sobald

solche nicht gegen durchaus klare Gesetze oder schon rechtskräftig abgege

bene Entscheidungen anstößt, hat der Advocat seiner Partei nicht einzu

stehen, denn der Erfolg liegt nicht in feiner Gewalt, am wenigsten in

Staaten, wo das gemeine Recht annoch in seinem ganzen Umfange

seine Giltigkeit behalten hat, tagtäglich neue Forschungen den bis

herigen Rechtszustand aufhellen , verdunkeln und anders gestalten,

und neue Ansichten und Erfahrungen, vielleicht allzuleicht, Eingang

in die Gerichtshöfe finden; allein er ist immer verantwortlich da

für, daß das, was er als seine Ansicht ausgesprochen, auch seine wahre

Meinung sei. Es folgt ferner daraus die Verpflichtung zur Treue und

zwar einer Treue, die nicht blos darin besteht, daß man nicht untreu ist,

sondern eine solche , die sich wahrhaft thätig in dem ganzen Verlaufe und

der ganzen Ausdehnung der Rechtssache beweist. Positive Untreue,

wie heimliche Begünstigung der Gegenpartei, Verrath der Geheimnisse

der Partei an den Gegner, begründet ein besonderes Verbrechen, das der

Praevarication, ein schon in so alten Zeiten besonders ausgezeichne

tes Verbrechen , daß man schon unter den Römern über den Ursprung
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dessen Benennung zweifelhaft war '^). Dieses Verbrechen kann sowohl

durch Handlungen als Unterlassungen, oamiuitteiicto et orriitisuä«,

verübt werden; in jenem Falle durch Rathgebüng an die Gegenpartei,

Führung deren Sache, Verrarh der Geheimnisse der Partei, in diesem

durch absichtliche Vernachlässigung z immer aber muß Beides in böslicher

Absicht geschehen sein. Auch noch nach Auflösung des Verhältnisses des

Advocaten zu der Partei, d. h. nachdem jener die Sache abgegeben oder

solche ihm abgenommen worden , ist der Advocat von der Verpflichtung

zur Treue in Beziehung auf die ihm anvertraut gewesene Sache nicht

entbunden, und er darf daher niemals ihm auvertraut gewesene Geheim

nisse verrathen oder zu der Gegenpartei übergehen, ohne sich jenes Ver

brechens schuldig zu machen. Die Verhaltnisse, in denen der Advocat zu

seiner Partei steht, sind der zartesten Natur, und wiewohl die römischen

Gesetze auch hier, wie immer, den feinsten Tact beweisen, hat doch die

reutsche Praxis, und blos von Cathedern ausgegangene Aftergelehrsam

keit, über diesen Gegenstand eine solche Verwirrung im Einzelnen ver

breitet, daß es fast keine Meinung gibt, die nicht ihren Vertheidiger ge

funden hat, und die Mehrheit der Stimmen nur die gröbsten Handlungen

des Venathes und der Untreue zur Prävarication zählen und überhaupt

zur gerichtlichen Ahndung überweifen. Die sorgfältigste Beachtung der

eigenen Ehre und der Ehre des Standes, die punctuellste Rechtlichkeit

und die kein Opfer scheuende Zurückweisung Alles dessen, was auch nur

möglicher Weise einen Verdacht rege machen oder zu einer zweideutigen

Beurtheilung'Anlaß geben kann, ist hier des Advocaten Pflicht, wenn er

seinen Beruf begriffen und ihn ernstlich zu erfüllen den Willen hat. Ein

zelne Regeln lassen sich darüber so wenig geben, als aus Schriften der

Civilisten und Criminalisten holen; der Ehre und dem Gewissen des An

waltes muß hier das Hauptsächlichste überlassen bleiben.

Es folgt ferner aus jener Verpflichtung zur Redlichkeit die Ver

pflichtung zur Thätigkeir für die Partei, so wie zum Schadener

satze, insofern der Advocat diese seine Pflicht vernachlässigt oder verletzt,

so daß man unbedingt die Regel annehmen kann, daß in allen Fällen, wo

Jemand wegen fehlerhafter Amtsführung zum Ersätze des Schadens ver

pflichtet wird, auch der Advocat die Verpflichtung zum Schadenersatze auf

sich ladet. Aber weiter kann man auch nicht gehen, denn sobald es der

Ädvocat an Thatigkeit nach seinem besten Wissen nicht hat mangeln las

sen, kann für den Ausgang der Sache und selbst für mangelhafte Rechts

kunde ihm eine Verpflichtung zur Schadloshaltung nicht aufliegen, eben

so wenig wie der Richter für den Jrrthum feiner Entscheidungen verant

wortlich ist.

Wegen Jrrthums in Ansehung von- dem Advocaten vorgetragener

Thatsachen, wozu auch der Jrrthum hinsichtlich eines besonderen Rechtes

oder einer besonderen Befreiung gehört, bestimmen die Gesetze, daß ein

Jrrthum der Art zu jeder Zeit, und so lange noch kein rechtskräftiges Er-

18) Ii. 1. v. g« prsevariestions. (47. 16.) ? I i n i us Rist. Lib. 18. esp. 19.
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kenntniß im Wege stehet, verbessert werden kann ^) , «uch selbst ein in

der Partei Gegenwart vorgetragener Jrrthum der Art kann ohne Nach

theil für diese binnen drei Tagen widerrufen werden fo daß in diesen

Beziehungen von einer Entschädigungspflicht des Advocaten gegen seine

Partei, sobald nicht wirkliche Vernachlässigung eintritt, nicht die Rede

sein kann.

Das klagbare Recht, welches der Advocat gegen seine Partei in

Anspruch nehmen kann, ist das auf Belohnung für seine Mühwal-

tung, sowie, was sich von selbst verstehet, Erstattung der Auslage«.

Im alten Rom war der Patron zur Vertheidigung seines Clienten

wegen des Patronatsverhältnisses verpflichtet, und mannigfaltig wa

ren die Bande, welche den Clienten an ihn knüpften und dadurch belohn

ten. Demungeachtet wurde es im Laufe der Zeit zum Herkommen, daß

der Patron sich für den gerichtlichen Beistand und zwar fehr hoch bezahlen

ließ. Daher erwirkte im Jahre 650 der Stadt der Tribun Marcus Cin-

cius Alimentus ein Gesetz, die berühmte I^sx Liuvis, daß Niemand für

die Vertheidigung einer Rechtssache Bezahlung oder Geschenke annehmen

solle. Das Gesetz blieb aber ohne Erfolg, weil es auf die Uebertretung

keine Strafe verfügte. Unter August wurde das Gesetz erneuert, und

als Strasbestimmung der Ersatz des Vierfachen hinzugefügt, aber mit

eben so wenigem Erfolge, fo daß unter Claudius der Senat auf? dessen

Erneuerung antrug, statt dessen aber die Belohnung auf ein Maximum

von 10000 Sestertien (ungefähr 250 Ducaten jetzigen Geldes) festgesetzt

wurde. Zwar wurde unter Nero das Cincische Gesetz wieder hergestellt

und das Claudianische aufgehoben, allein nach dem Berichte Sueton's.

schon von ihm selbst wieder abgeändert, und unter Trajan das Claudia«!-

sche Gesetz förmlich wiederhergestellt mit der Erklärung, daß das be

stimmte Maximum der Belohuuug nur für Führung der ganzen Sache

gelte, nicht für einzelne Handlungen, für welche Rechtsbeistande es sich

hätten bezahlen lassen Seit dieser Zeit ist das Recht der Advocaten,

Belohnung für ihre Mühwaltung verlangen zu können, nicht mehr be

stritten un d gesetzlich denselben gesichert worden, was auch unter den ganz

veränderten Verhältnissen, da der Advocat diesem Berufe sein ganzes Le

ben widmen muß und derselbe seine einzige Erwerbsquelle ist, der Na

tur der Sache nach sich schon von selbst verstehen muß.

Was die römischen Gesetze über das Verhältnis) der Belohnung für

einzelne Handlungen enthalten, ist antiquirt, da in den teutschen Bundes

staaten dasselbe durch Taxordnungen sehr speciell geregelt ist, so

daß dem Advocaten bei größerer oder geringerer Strafe verboten ist, diese

Taxen zu überschreiten , wenn es auch keineswegs unerlaubt und unter

gewissen Umstanden auch sogar gesetzlich gestattet ist, eine außerordentliche

19) l>. 7. <z. ös Zurls et KlLti ignarsntiä. (I. 13.) I'it. 6. äs erroribus

sävoestorum. (2. 10.)

ZV) S. O. Ss errorib. sövo«. (2. 10.)

21) R rummer Oomment. sü I,. Lincism. eg. <Z. Leier. I.ip. 1716.

v. Savigny über die l,ex Oinci» äe clonis et umneribus. Jeitschr. für

geschichtl. Rechtswissenschaft B. 4. Heft 1. Nr. 1.
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Belohnung anzunehmen oder sich zu bedingen ^). Au. den gänzlich ver»

botenen Verträgen der Art zwischen Advocaten und ihren Parteien ge»

hört aber der Vertrag über einen Theil des in Streit befangenen Gegen»

standes, rislitum cle czuots litis, und unter gewissen Bedingungen der

über eine besonders bestimmte Belohnung im Falle des glücklichen Aus«

ganges des Rechtsstreites, xslmsriumz beide Verträge sind gesetzlich für

nichtig erklärt, wenn dadurch das gesetzliche Maximum überstiegen

wird 22), und sie müssen daher auch jetzt noch als nichtig betrachtet wer

den, sobald dieselben die Taxordnungen überschreiten. Dieses Recht auf

Belohnung stehet dem Advocaten aber nur dann zu, wenn seine Partei

des Vermögens ^ist, ihm eine solche Belohnung zu geben, der armen

Partei ist er unentgeldlichen Beistand schuldig; dagegen kann er auch

in eigner Sache, gleichsam als sein eigner Advocat, die gewöhnlichen Tax

gebühren für seine Mühwaltung verlangen , wenn die Gegenpartei in die

Kosten verurtheilt ist. Ist eine vertragsmäßige Belohnung für das

ganze Geschäft festgesetzt, so kann diese erst nach Beendigung des Ge

schäftes, oder wenn durch Schuld der Partei dessen Erledigung verhindert

oder die Sache durch Vergleich' geschlichtet ist, gefordert werden. Be

steht die Belohnung in einem Jahrgehalte und stirbt der Advocat vor

Ablauf des Jahres, so kann nur eine verhältnißmäßige Zahlung gefordert

werden, und nur die Anwälte des Fiscus haben das Vorrecht, daß von

deren Erben der Betrag des vollen Sterbejahrs verlangt werden kann.

Ist dem Advocaten das Honorar vorausbezahlt worden und er ist

ohne sein Zuthun verhindert, das Geschäft auszuführen, oder er verstirbt

vor dieser Zeit, so kann das Vorausgezahlte nicht zurückgezahlt werden,

wie klare Gesetze solches bestimmen Eine ausführliche Erläuterung

aller dieser besonderen Verhältnisse findet man in Glück ausführl. Er

läuterung der Pandekten Th. V. Z. 369. u. f.

Taxordnungen, welche die Gebühren der Advocaten entweder im all

gemeinen für das Ganze eines Rechtsverfahrens oder für den Umfang

der Arbeit bestimmen, werden niemals ihrem Zwecke entsprechen, und die

gerechten Ansprüche der Advocaten einer- und die Interessen der Parteien

andererseits befriedigen, und nur eine nach dem Werths des Streitgegen

standes eingerichtete Taxe, wie solche in Frankreich gesetzlich besteht, und

nach welcher in den meisten teutschen Bundesstaaten jetzt auch die Ge

richtsgebühren im allgemeinen erhoben werden, würde diesen Ansprüchen

und Interessen am nächsten kommen, zugleich aber würde eine solche Taxe

zur Ecmunderung und Beförderung redlicher, geschickter und' fleißiger

Advocaten dienen, denen dann durch Übertragung wichtiger Sachen die

Aussicht auf ein ihren Verdiensten angemesseneres Auskommen eröffnet

werden würde.

Auf die großen Honorare , deren sich die Advocaten in Frankreich,

Britanien und Nordamerika zu erfreuen haben, und die zuweilen das

22) ^.d INmensteln opnsc Zurig. Hsnnov. 1731. ?lr. 5.

23) I,. ö. b. «. üe postulsnä«. (3. 6.)

24) I.. 33. §. 1. v. loesti. (19. 2.) I.. 11. lZ. esng. od csus. (4. 6.)
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Einkommen der höchsten Staatsbeamten übertreffen , werden die Advoca»

ten Teutschlands wohl schwerlich jemals einen Anspruch machen können,

sie dürften vielmehr gerne damit zufrieden sein, wenn ilWen nur die ge

setzlichen Taxen, die ,kaum Groschen gewähren, wo in jenen Ländern

Thaler und Guineen zugewilligt werden , ungeschmälert blieben. Aber

auch hier ist der teutsche Advocat den Bestimmungen s. g. Modera-

turen von Seiten des Richters unterworfen, der nicht allein das zu

hoch Angesetzte bis auf die Taxe herabsetzt, sondern auch das Taxmaßige

unter dieselbe herabsetzen, und sogar den ganzen Verdienst des Advocaten

streichen kann. Ware nur das Erstere der Fall und würde das Letztere

«ach bestimmten Normen und nur da angewendet, wo Mißbrauch des

Amtes und böser Wille offen vorliegen, so würde, so lange der Advocat nicht

unter der Controle der Oessentlichkeit steht, dagegen nichts einzuwenden

sein. In den meisten Bundesstaaten Teutschlands ist der Advocat hierunter

aber der reinen Willkür des Richters untergeben, der, den Nichter gar oft

mit dem Recensenten verwechselnd, nachdem die Vortrage des Advocaten

seinen Beifall finden oder nicht, und uneingedenk des eignen taglichen

Jrrthums in Auffassung der Thatsachen und Anwendung des Rechtes, den

Jrrthum des Advocaten durch Herabsetzung oder Entziehung seiner Be

lohnung bestraft und seinen Unwillen an ihm ausläßt. Es ist dieses durch

Eigenmacht teutscher Gerichtshöfe eingeführte, den Gesetzen widerstreitende

Verfahren eine der Ursachen des tiefen Verfalle? des Advocatenstandes

gewesen, an sich sowohl, indem es den Advocaten auch in seinem Erwerbe

abhängig vom Richter gemacht hat, als dadurch, daß Erlangung der

Gunst des Richters das höchste Bestreben des Advocaten werden mußte,

ein Bestreben, welches mit der rücksichtslosen, redlichen Ausübung der Be-

rufspflichten nur zu oft im Widerspruche stehet. Auch diese Wunde wird

erst durch Oessentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens ganz geheilt

werden können.

Was der Advocat durch seine Wissenschaft erworben, wird nach ge

meinem Rechte dem Solde der Militarpersonen, xevuliuin «S8trei>se,

gleich geachtet, eines Vorzugsrechtes in Concursen aber haben seine For

derungen gesetzlich sich nicht zu erfreuen , obwohl die Praxis und Particu.

largesetze es demselben hier und da zusprechen. Dagegen hat der Advocat

für seine Forderungen ein Retentionsrecht an den Acten und den

zu denselben ihm eingehändigten Documenten und sonstigen Gegenstän

den, welches, als ein rein particulares Recht, obwohl das Gegentheil früher

fast allgemein angenommen war, nach richtigerer und bei den Gerichtshö

fen Eingang gefunden habender Meinung auch in Concursen den Advoca

ten nicht entzogen werden kann.

Die zwischen dem Advocaten und seiner Partei entstandenen Ver

haltnisse erreichen ihre Endschaft : durch den Tod des Fürsprechers,

nicht aber sofort auch durch den Tod der Partei, 2) durch Entsetzung

des Advocaten von seinem Amte, 3) durch wechselseitige Aufkündigung,

welche aber dem Advocaten vor Erledigung der Sache wider Willen der

Partei nicht immer und nicht ohne hinreichende Ursachen freisteht, zu wel

chem hauptsachlich die Ueberzeugung von der Undurchführbarkeit de«
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der Sache und die vergebliche Ausklazung des Honorars zu zählen

sind 2»).

Die römischen Gesetze enthalten viele Verordnungen über die Vor

rechte der Advocaten und die denselben gebührenden Auszeichnungen , eS,

kann davon aber auch jetzt nur das wiederholt werden, was Claproth

schon vor sechszig Jahren geschrieben hat: „Was von den Freiheiten und

„Vorrechten der Advocaten hier und da in den Gesetzen vorkommt,

„wird heutigen Tages nicht mehr beobachtet 2«). Gans.

^eSUt» heißt ursprünglich der Beamte, welchem die Sorge für öf

fentliche und Privatgebäude übertragen ist Späterhin wurde der

Name auch auf öffentliche Staatsbeamte übertragen. Die Würde der

selben heißt ssgiliNns, ein Wort, welches noch Analogie von msgistrstus,

politikOstus gebildet ist. Bei den Griechen heißen sie «^«^avo^oi.

Die weitere Untersuchung muß in zwei Theile zerfallen. Zuerst soll von

den Aedilen in Rom, dann von den Aedilen in den Municipien gesprochen

werden. Was die Aedilen in Rom anbetrifft, so finden sich die ersten

Spuren derselben bei Errichtung des Volkstribunates vor. Sie werden

da als Magistrate bezeichnet, welche den iribuu! pleKis Gehorsam schuldig

sind, welchen die Sorge für die dem Staate zugehörigen Orte und die

der Gottheit geweiheten Tempel und für die Getreidezufuhr übertragen

ist. Zugleich wird ausdrücklich bemerkt, daß sie in den ältesten Zeiten

iuckioe» (Stx«sr«l) hießen ^). Sie wurden aus der Plebs alljährlich

gewählt 2), und sollen der Zahl nach zwei gewesensein. Theophilus be

zeichnet sie als die oberste Gerichtsbehörde der Plebejer, und setzt sie in

dieser Beziehung den Consuln entgegen, welche die Gerichtsbehörde für

die Patricier gewesen sein sollen ^). Späterhin wurden zu gleicher Zeit,

als die Prätur eingerichtet ward, auch die seäiles «urule» eingeführt.

Dieß fällt in das Jahr 399. der Stadt ^). Den' Namen haben sie je

denfalls von der sells «urulis dem Abzeichen aller rr»Aistrstus p«-

pull Koinsui 5). Die sells «urull» war ein auf gewundenen Füßen

ruhender Sitz, welcher seinen Namen daher erhalten hat, weil er auf dem

Wagen («urrus) gefahren zu werden pflegte Der ueäiles «urules

gab es vom Anfange an blos zwei, welche nur aus den Patriciesn gewählt

wurden; späterhin wurde der Magistrat auch Plebejern zugänglich, so daß

im ganzen vier Aediles neben einander alljährlich gewählt wurden. Den

Geschäftskreis der seälles «urrlles betreffend, so scheint aus einer Stelle

26) I.. 1Z. §. 9. 1.. 14. O. 6ezuö!ci!s. (3.)

26) Einleitung in den ordentl. bürgerl. Prozeß. §. 79.

1) ? e s t, u » «6. 1)s«. p. 13. V a r r o 6s linKU» I,stinä üb. 4. «. 14.

2) Dionys. Uslic. 6. 90. p. 1249. eS KeisKe.

3) ?ompo nius in I,. 1. S. 21. v. 6e «rigine iuris. (1. 2.)

4) 1° K e o p d. psrspk. inst. I. 2. 27. tom. 1. p. 37.

5) I.iv. bist. 6. <Äp. 42., 7. «sp. 1. Vergleiche Schilling rechtsge

schichtliche Bemerkungen S. 92.

6) l'KeopK. a. a. Q. 1. 2. S. 7. tom I. x. 37.

7) 1'KeopK. 1. 2. S. 7. tom. 1. p. 33.

8) «eil. IV. ^. III. csv. 18.



 

von Cicero, wo er von seiner Ernennung zum Aedilis redet b), soviel mit Ge

wißheit hervorzugehen, daß ihnen die Besorgung gewisser, einzelnen Göt

tern geweiheter Spiele oblag, daß sie die Aufsicht über die Tempel und andere

heilige Gebäude hatten, und daß die Sicherheit der Stadt ihnen anver

traut war (milii totsm urdein tueuäsrn esse vommlssuin). Für das

römische Recht ist namentlich der Zweig ihrer Amtstätigkeit von Wichtig

keit, welcher die die Marktpolizei betreffende Gerichtsbarkeit umfaßt. In

dieser Beziehung haben sie auch Edicte bekannt gemacht, in welchen sie

die Borschriften zusammenstellten, welche sie bei der Ausübung der ihnen

zustehenden Gerichtsbarkeit zu befolgen gedachten. Ihr Edict gilt nicht

allein in Rom, fondern auch in den Provinzen, wo die Quästoren dar

nach Recht sprechen '"). Bei der Theilung der Provinzen in proviueise

populi und Laesnr!» kam der Grundsatz auf, daß keine Quästoren in die

provinvise l?ae8.iri8 geschickt würden; mithin siel die Anwendbarkeit des

Edictes der Aedilen in diesen Provinzen weg. Dieß Edict heißt in der

Kunstsprache ecliotum seäilitium, und scheint im Namen beider seälles

«urules abgefaßt worden zu sein, da der gewöhnliche Kunstausdruck ecll-

«tum »ecllliuiu vurulium auf eine Mehrzahl von Verfassern schließen

läßt und dieß auch durch andere Stellen, welche von den Verfassern

des Edictes in der Mehrzahl reden, bestätigt wird Daß die seckiles

plel>i8 ebenfalls edicirt haben, scheint unerweislich , Und wird auch durch

das Zeugniß des Eijus ^) und Theophilus widerlegt, welche das

Recht, durch Edicte neue Rechtsregeln einzuführen, als ein Refervatrechr

der WSAistrsws populi Komsui bezeichnen. Dazu kommt, daß Kom

mentare römischer Juristen zum Edicte der ueäiles «urules oftmals er

wähnt werden ^), nirgends aber zu dem der aeäiles plebi. Im ecli-

«tum Perpetuum, das Julianus unter Beihilfe des Cornelius Servius un

ter Hadrian anfertigte, , war auch das ädilicische Edict mit aufgenom

men '°), und es stand dafelbst als Schluß des Ganzen hinter dem Edicte

des praetor urbsnu» und des praetor pere^riuus. An diese Recen-

sion des Edictes scheinen sich auch alle späteren Commentatoren desselben

angeschlossen zu haben. Die Klagen, welche durch das Edict der senile»

«urules eingeführt sind, betreffen nur bestimmte Zweige des römischen Obli

gationsrechtes '^). Nämlich den Kauf, vornämlich den vonSclaven und

Lastthieren; dasHalten gefährlicher Thiers auf öffentlichen Straßen ^) z die

9) «iv. in Verr. 2. 5. 14.

1l>) l^sius inst. 1. Z. 6.

11) Vergleiche Zimmern Geschichte des rbm. Rechtes bis auf Justinian.

Th. 1. S. 12 l.

12) ^,eSiles volunt I>. 26. pr. v. äs seöilieio «äict«. (21. 1.) Vergleiche

Zimmern a. a. O. Note 17.

13) Osius inst. 1. S. 6.

14) 1'KeopK. psr. 1. 2. §. 7. tom. 1. p. 33.

15) I.. 37. ur. 0. 21. I.

16) ^ustinisni const. 0m nein r eip udli c»e. S. 4., 1'KeovK. psrspbi-.

1. 2. S. 7. tom. 1. p. 33.

17) S. 7. Inst. 1. 2.

18) l^. 4«. §. 1. v. 21. 1. I.. 41. u. 42. v. idiS.
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Verstümmelung junger Sclaven durch Castration Auf die Miethe

hingegen hat sich das Zdilicische Edict nie erstreckt 2°), eben so wenig,

als auf die Schenkung 2').— Neben den secliies «urules und plebi

wurden in Rom seit den Zeiten des Julius Cäsar noch zwei andere

Aedilen erwählt, welchen die Sorge für die Getraidezufuhr anvertraut

war. Sie heißen seckile» «eresle» 22). <Fje wurden aus der pleb»

gewählt, und standen somit wohl den seclile» pledl dem Range nach

gleich 22). Von ihnen ist es völlig ungewiß, ob sie edicirt haben.

Auch scheinen sie gar keinen Einfluß auf die Bildungsgeschichte des

römischen Rechtes gehabt zu haben. — Was aber das Aedilat in

den Municipien und Colonien anbetrifft, so scheint das häusige Vor

kommen derselben auf Steinen 2^) und bei Schriftstellern , welche zur

Zeit der Republik und unter den Kaisern 2«) lebten, darauf schließen

zu lassen, daß es eine in den italischen Republiken sehr gewöhnliche

Magistratur war. Daß sie auch in den Provinzialstädten vorkamen, kann

nach ausdrücklichen Zeugnissen nicht bezweifelt werden 2«). Im Album

von Canusium werden sie von den übrigen Municipalmagistraten, den

ciuoviri, den quiiiquenvsle» und den cjuseswres ausdrücklich unter

schieden^). Ja in manchen Städten kommen sogar qusworvirl seäiii-

cis« rwteststi» vor 2b). Dieß und der verwandte Ausdruck prsskeotu»

seclilioise zioteststis 2«) laßt sich wohl am leichtesten durch die Vermu-

thung erklären, daß in manchen Städten der Geschaftskreis und die Ab

zeichen der Aedilen für einige Zeit den qustuorviri oder prsetecti lur«

lliLnnäo übertragen worden seien. Ueber den Geschäftskreis der Muni-

cipalädilen laßt sich wegen Mangels an bestimmten Zeugnissen nicht viel

Gewisses sagen. Persius berichtet, daß sie über Maaß und Gewicht die

Aufsicht führten 2°), Petronius schreibt ih«en die Sorge für die Verpro-

viantirung der Municipalstädte zu ^'); Appuleius ^) endlich scheint an

zudeuten, daß sie eine Art von iu^eriui» hatten. Man nimmt gewöhn

lich an, daß die Municipaläbilen einen ähnlichen Wirkungskreis in ihren

Städten hatten, wie die seäiles «urules und zzlebi zu Rom. Helmbach.

^eq^ult»« kommt im römischen Rechte in mehreren ganz verschie

denen Bedeutungen vor: 1) versteht man darunter die Beurtheilung

19) I^. 27. §.28. v. sä legem äquMsin. (9. 2.)

2«) I.. 6Z. 0. 21. I.

21) 1^.62. v.idiä.

22) I.. 2. §. 32.1). 1. 2.

23) vio Oss». Kistor. lib. 43. e»p. 51. p. 378.

24) ^eäil. «olon. ?ute«Isoorum bei Lrst. inscrivt. x. 196. Vergl. Ott«

äe seäilibns evlooisrum S. 64. u. folg. >

25) Spart. Usär. «. 19. ?ers. »st>r. I. v». 129.

26) ?«drelli inscr. csp. II. p. 91. Oiv. sä ^,ttie. II. 1.

27) ?sbr. inscrlpt. esp. 9. nr. 9.

28) k'sdr. csv. 6. nr. 160., csp. 5. n. 297., Kemesii inser. eis»«. 6. nr. 21.

" 29) «ruter. imser. p. 482 . et 4S5.

3«) ?ers. »st?r. I. v«. 129.

31) ?etr. sst^r. esp. 44.

32) NetsmorpK. lib. I. sä Kn.
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gleicher Verhältnisse nach gleichen Grundsaßen '); 2) die Uebereinstim-

mung eines Falles, eines Verhältnisses mit dem Geiste des natürlichen

oder bürgerlichen Rechtes ^) ; Z) die Uebereinstimmung positiver Rechts

bestimmungen mit dem ideellen Rechte ^); in diesem Sinne kommt na

mentlich der Ausdruck i.sriir.ilis sequlrss vor ^) ; 4) Billigkeit im

engeren Sinne d. h. die Ausgleichung der Folgen des strengen Rechtes

mit dem natürlichen Gerechtigkeitsgefühle °). In d-eser Beziehung wird

der Ausdruck sequitn8 fast immer dem iu» (strenges Recht) entgegen

gesetzt 6). Schon zeitig ist die sequits« im Gegensatze der Edicte der

Magistrate, und des Gewohnheitsrechtes zum in« vivile gerechnet wor

den ^), und namentlich das iu» Iionornrium ^) schont dazu bestimmt ge

wesen zu sein, die aus derselben sich ergebenden Grundsätze in das Leben

zu übertragen ^). Auch spatere Juristen haben die Notwendigkeit, die

selbe zu berücksichtigen, anerkannt und die spateren Kaiser sind ihrem

Beispiele gefolgt"). Siehe d. Art. Gesetze, deren Auslegung.

^er»ri>Ki» hieß zu den Zeiten des römischen Freistaates die Volks-

cnsse, welche nach dem Zeugnisse des Plutarch '), zuerst von Valerius

pobliool» in dem Tempel des Saturnus eingerichtet worden ist. Die

Einkünfte, welche demselben angewiesen waren, bestanden theils aus dem

tributum, welches nach dem vensus bestimmt wurde, theils in der

Beute, welche die Feldherren aus den eroberten Landern zurückbrachten,

theils in dem Kaufpreise, welcher aus dem Verkaufe der Staatsländereien

gelöst wurde, theils in den Pachtgeldern, welche die Pächter des »Aer

zniKIivus oder der veetiFslin abgeben mußten. Eine befondere schon

früh erwähnte Abtheilung des sersrium ist das sogenannte sauet!»»

«ersnuin , in welchem bestimmte Geldsummen für unvorhergesehene

Fälle aufbewahrt wurden ^). Namentlich wurde darin das snruin, vi-

cesimsrium d. h. die Geldsummen, die aus der vieesims insnumiss!»-

1) eie. I'op. esp. 4. !.. 20, I>. 6s re i,i6!cäti> <42. 1.) Ii. 3. 0. pro socio.

(4.37Y I..6. «. 6e:niurils. (9.3Z.) Vergl. Schi lli n g Institutionen S.37.

2) 7,. 31. I. 1. 0. 6ep«siti vel eontrs. (16. 3.) 1^. 1. Z. 1. I). »i is, qni te>

stsmento über. (47. 4 )

3) I,. 1. pr. l>. c>u«6 nuisque iuris in slterum. (2. 2.) I,. 1. pr. v. 6e «vi-

Kt, (37. 6.)

4) I,. 19. pr. v. 6e vsptivi». (49. 15.) Ii. 1. pr. v, 6s p»et!s. (2. 14.)

5) I,. 7. pr. v. 6e in integr. rest. (4. 1.) I». 183. l>. 6s reguli» iuris »nt!>

oni. (60.17.)

6) I,. 32, pr. V. 6e pecul. (IS. 1 ) I,. 2. Z. 6. v. 6s »qua et «qv»e plnvine,

(Z9. 3.) Vergl. S ch i l l i n g a. a. O. S. 39.

7) (Zie. I'op. csp. 6.

8) I.. 7. S. 1. v. 6e iustitis et iure. (1. 1.)

9) I.. 1. pr. v. 6e psetis. (2. 14.) I.. 1. pr. v. 6e «ollstion. (37. 6.) Ii. 1.

vr. V.qun6 ouisque iuris. (2. 2.)

10) I>. 90, v. S«. 17. (?äullus.)

11) 1^. S. O. 6e iu6icii«. (3. 1.)

1) Vit» ?«dlie«lss csx. 12. Vergleiche ?ränlienst«in 6e »ersri« in

»Tntsgm. 6>«». «6. Lrseviu». p. 626.

2) liiv. Kist. 27. esp. 12. (.'!«. »6 ätt. 7. epist. 20.
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»UM gesammelt wurden, aufbewahrt 2). Auch leidet es keinen gegrün»

beten Zweifel, daß im sersriui» die lege» und KO. zum ewigen Gedacht«

niß aufbewahrt wurden^). Selbst die Rechnungen, welche die Provinzial»

Magistrate beim Abgange von ihrer Magistratur ablegen mußten, wurden

im sersrlum behalten. Daher der Ausdruck rstiove» »ck sersriui» ge-

ierre °). Auch die signs der Legionen wurden im sersriru» aufbe

wahrt °), uud alle fremden Gesandten, welche Rom betraten, mußten

sich beim »ersrium melden, und ihre Namen von den «rsekeoti «ersrli

verzeichnen lassen ^). Unter den Kaisern wurde das sersrium als Volks»

casse beibehalten und obschon noch andere Cassen , wie das sersrirun

militsrs und der 6s«us errichtet wurden'), so bestand doch das sersriur»

wenigstens als eine von demselben getrennte Casse fort, wie namentlich

der in den ersten Jahrhunderten nach Christus oft wiederkehrende Gegen»

sah zwischen sersriruu und Kgous schlagend beweißt Wie lange die

ser Unterschied zwischen »ersriurn und ü»«us in der Kaiserzeit sich erhalten

habe, laßt sich nicht mitBestimmtheit sagen. Eine Stelle des D i o Ca s-

sius") und ein wahrscheinlich unverdorbenes Zeugniß des Paullus '2)

lassen vermuthen , daß er bis in das dritte Jahrhundert nach Christus be

standen habe. Unter Augustus wurde dem Aerarium der Ertrag der «»-

äuos und erevtoria überwiesen '^), was indeß schon Caracalla zu Gun»

sten des tiscus, wenigstens bei den oscluca abgeändert zu haben scheint ^).

Das Recht über das sersrluiu zu verfügen hatte seit Augustus der

Senat '6); ind'eß scheint auch hier der Kaiser, wenn er wollte, eingegrif

fen zu haben. Die materielle Verwaltung der Volkscasse stand vom

Anfang unter den quseswres '6), die urbsui genannt wurden. Julius

Cäsar übergab dieß Amt den Aedilen Augustus hingegen übertrug eS

an zwei besonders gewählte Präfecten, die zuerst aus den abgehenden

Pratoren, späterhin aus den wirklichen Prätoren ernannt wurden '^),

bis Claudius die Verwaltung der Volkscasse wiederum den Quästoren

zurückgab Nero überließ diese Verwaltung denen, welche die Prätur

3) I^iv. Ki»t, 7. csp. 16., 27. «SP. 12.

4) 8uet. in Zulio csp. 28. in Ootav. csv. 94., I's«. ^nnsl. 3. esp. S1.

5) i)ic. scl k»m. S. 2«.

6) I^iv. Ki«t. 4. csp. 22., 7. c. 23.

7) ?Iut. quasst. Kom. csp. 43.

g) vio Os«»iu» Kist. 53. csp. 16. u. 22.

9) Suet. V«t«v. 49. vi« t^s«s. 66. p. 666. Vergleiche HeinecciuS

eomm. s<i legem ^ulisin et ?spi»m üb. 3. csp. l. p. 361.

10) 1'scit. ^nn. 2. rsp. 47., 6. «p. 2., ?Iin. psneAT?. «sp. 36. 42. Wal«

ter rdm. Staats- und Rechtsgeschichte. Bd. 1. S. 283.

11) I^ib. 63. p. 611.

12) Sentent. «ev. 6. 12.

13) l'sc. snn. 3. 26. Vergl. HeinecciuS a. a. O. S. 260.

14) VIp. frsgm. 17. S. 2.

16) via «sss. 63. 16, 22.

16) ?Iut. in vits ?«blio. e»p. 12.

17) vi« Oss«. 43. csp. 48.

18) vi« c?ss». 63. 2, 32. ?»<:. ^nnsl. 13. 29. 8ust. dotsv. «sp. 39.

Vergl. Walter a. a. O. S. 297.

19) l'kv. Xnnsl. 13. 29. Suet. «IsuS. 24.



 

altet hatten. Späterhin scheint sie an wirkliche Prätoren ge

kommen zu sein (praetor«» serarii 2«^ Unter Trajanus werden prse-

kevti sersrii erwähnt 2>), und diese scheinen längere Zeit hindurch die

Verwaltung des sersrium gehabt zu haben, da sie noch bei den Pandekten-

juristen vorkommen 22). Was die Jurisdiction in Sachen des sers-

rillr» anbelangt, so stand sie wahrscheinlich den prsekevti sersrü zu 22),

wäkrend für die fiscalischen Prozesse seit Nerv« und Traianus ein beson

derer Prätor ernannt wurde 24). — Außer dem sersriuin populi Koiuöui

bestand seit Kaiser Augustus noch eine besondere Armeecasse (sersriuiu

uiilitsre), deren Verwaltung den prsekeoti sersrü militsris übertragen

war 2«). In diese Casse flössen außer den Abgaben der proviucise

l)sessris noch besondere, erst von Augustus eingerichtete Abgaben , na

mentlich die vicesiills liereclltätluiil 2«), gje clueevtesüns reruin ve-

»slium u.s. w. — Unter den späteren Kaisern verlor sich der Unterschied

zwischen den genannten drei Cassen, und aus ihrer Verschmelzung ent

stand eine einzige, welche man mit dem allgemeinen Namen Lsvus zu be

zeichnen pflegte (DiA. 49. 14., <>'ocl. 10. 1. voust. uu. tz. 12. <?. äs «s-

«jucis tolleuclis 6. 51.) Darnach sind die Fragmente der Pandectenju-

risten, welche von den Vorrechten des sersrlu,» reden, unter den Titel

cle iure Ks« gestellt worden ; und vom Standpunkte der Justinianischen

Gesetzgebung aus muß man alle Stellen der älteren Juristen, welche vom

»ersrlum reden, auf den Ksvus beziehen. Hkimbach.

^e» et Ubr», ist ein Kunstausdruck des vorjustinianischen Rech

tes, um Alles dasjenige zu bezeichnen, wobei die Mancipationsform ange

wendet wird, ^es deutet auf das s» , librs auf die eherne Wage,

welche bei der Mancipation angewendet wurde. So sagte man tests-

inenturu, <zu«ä per se» et Ildrsm <ll«itur um das alte testsinen-

tum Iuris «ivilis, welches in der tsruilise msnvipsti« bestand, zu be

zeichnen ; so sagte man per sssein et librsrn eivtui» säoptsre, weil

bei der Adoption im engeren Sinne die Mancipationsform angewendet

wurde 2) ; endlich brauchte man den Ausdruck iä, cznoä per se» et Ii-

brsiu geritur, um Alles zu bezeichnen, was unter die Kategorie des

nexura gehört ^). I^exuW ist aber nach der Meinung des Manilius,

dem auch Aelius Gallus beistimmt, die allgemeine Bezeichnung für

 

20) Vsv. änns!. 13. 29, Iiistor. 4. 9.

21) ?tir>. vsneg^r. «sp. 92.

22) 4,. 13. §. 1. v. Se iure «»«. (49. 14.), kr. IS. I. 4. u. 6. v. ibiä. l..

8. §. 19. v. 6s trsnssctionidus. (2. 16.) — VI p. 1,. 12. 0. 6e Kis, qass ut

ioäigni«. (A4. 9.)

2Z) I.. 12. v. 34. 9. kr. 13. S. 1. v. 49. 14. kr. IS. §. 4. u. 6. v. ibig.

24) I.. 2. §. 32. v. Ss origine iuris. (I. 2.)

26) Lust, vctsv. «. 49. vi« Osss. 65. 25. Vergl. Heineccius a. a.

O. S. 362.

26) vi« Lsttiu» 66. esp. 25.

1) <Z»ius illit. 2. §. 101. u. 103., pr. I. äs t«t»ment!» orSinsS!«. (2. 10.)

2) Suer. ^vg. rsp. 64.

3) 6« V. S. v. « e x u m. Vurro üe 1^. I,. VI. p. 53.
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Alles , was unter Beobachtung der Mancipationsform vollbracht wird ;

nach der Meinung -des Mucius Scävola hingegen ist der Begriff nur auf

die Falle zu beschranken , in welchen außer der Mancipationshandlung

noch etwas vorkam , damit eine Obligation daraus entstehe Darauf

deutet auch schon der Name nexui» hin ; denn bei der einfachen Mancipation

geht das Eigenthum der Sache sofort an den Empfanger über, und es

ist hier von einer Verpflichtung (»eoti) nicht die Rede. Genau ist von

iisxuin (i) nexus (us) zu unterscheiden, ein Wort, mit welchem man die

Mancipationshandlung selbst bezeichnet). So erklärt sich auch der Ausdruck

traditio nexu, welches die Mancipation verbunden mit der Tradition im Ge

gensatze der in iure vessi« bezeichnet''). Die Idee, welche allen Obligationen,

die durch Mancipation eingegangen werden, zu Grunde liegt/ ist die, daß

der einseitig erklärte Wille dessen, welcher eine Sache dem Anderen manci-

pirt, wenn sie als Nebenbestimmung der Mancipation angesehen werden

muß , giltig sei , mithin den Empfänger der Sache dazu verpflichte, daß

er dieselbe in Obacht nehme. Die Obligationen, welche in den juri

stischen Quellen als Nebenbestimmungen der Mancipation von Sachen

vorkommen , sind das äeposituin und das pignu» Wahrscheinlich

konnte auch das mutuum in diese Form gekleidet werden. Nach der

Meinung des Mucius Scävola würde Folgendes vom Begriffe uexum

auszuschließen sein: 1) die Errichtung eines Testamentes unter Beobach

tung der Mancipationsform, 2) die i,nsFiu«ri» »olutic, per ses et

librsiu«). Man versteht darunter eine in Gegenwart von fünf Zeugen und

unter Zuziehung eines libripe«» abzugebende Quittung über eine rechts

kräftig zuerkannte, oder aus dem uexum entstandene Schuld ^). Dabei

mußte derjenige, welcher sich frei machte, gewisse feierliche, bei Cajus nur

zum Theile lesbare Worte sagen; dann berührte er mit dem s« die eherne

Wage, und gab dasselbe dem, dessen Schuldner « war, an Zahlungs

statt hin. Auch auf die Obligation , welche durch das legst«,,» per

clsinvstmneln entsteht, ist die »nlutio per se» et librsrn angewendet

worden nämlich unter zwei Voraussetzungen, s) daß der Gegenstand

des Legates in Sachen besteht , welche zugewogen und zugezählt werden

(res, qime pouciere, numer« ec>n»tsut). Manche dehnten dieß auch

aufSachen aus, welche zugemessen werden (res, czuse uieusur« «oustsut).

K) Daß der Gegenstand des Legates ein oertm» war, d. h. eine ihrem Gat

tungsbegriffe, ihrer Qualität und Quantität nach bestimmmre Sache

Ob die nexl liberatl«, welche F e st u s nach dem Zeugnisse des Aelius

4) V>'rgl. P u ch t a , Lehrbuch für Jnstitutionenvorlesungen , Vorrede

S. 3«.

ö) Li«, psräöox. 6., pro IVIurens esp. 2., sg viv. 7. ZU, siZergl. C. W.

E. H e i m b a ch Se äelio «sllo (Leipzig 1823) p. S2.

6) i «. I'op. «kp. 6.

7) «»ins inst. 2. S. S9. u. 6«.

8) Inst. 3. §. 173.

9) ci,ivs a. a. O. 3. I. 173. 174. l.i v. Ki»t. 6. 14.

1«) ««ins a. a. O. 3. §. 175. Li «. Se legibus. 2. 20.

11) 6. v. v> rebus «regit!«. (12. 1.)

12) A. a. O. Verb. «oxum.
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Gallus unter den Geschäften, welche zum nexum gehörten, anführt, mit der

solullo xer se» et llbrsi» identisch war , ist nicht ganz gewiß. Doch

sprechen, wie es scheint, treffende Gründe für die Identität. Im Justi

nianischen Rechte, wo die Mancipation ganz außer Gebrauch gekommen

ist, ist von dem i>exum nicht mehr die Rede. Auch der Ausdruck nexus

(u»), scheint in den Justinianischen Pandecten ein jedes Obligationsver-

hältniß zu bezeichnen ^). Heimdach.

^Hbuiu heißt nach dem Zeugnisse der alten Stcintaseln eine weiße

Tafel , auf welcher etwas mit schwarzen Buchstaben geschrieben wird

So gebraucht den Ausdruck die lex SsrvIIis 2^ u^t) die tsbuls Hers-

«leeusi» s). Zeugnisse, welche jedenfalls glaubwürdiger erscheinen, als

das des Theophilus^), welcher behauptet, daß man mit dem Namen sl-

Kuin, das Edict deßhalb bezeichnet habe, weil es mit weißen Buchstaben

geschrieben worden sei. Bei den Griechen heißt »lbu,» ^kvxcs^a. Manche

halten das »lbum für eine weiße Wand, auf welcher das Edict mit

schwarzen Buchstaben geschrieben wurde °), was auch durch die Beispiele von

Mauerschrift, welche sich in Pompeji noch jetzt vorfinden, vollkommen

bestätigt wird. Der Gebrauch des «lbuin findet sich bei den Al

ten sehr verbreitet. Es diente zum Verzeichnisse der Namen der einzel

nen Senatoren (slKum seustus) und der einzelnen Decurionen in den

Municipialstadten (slbin» «urlse), zur Bekanntmachung kaiserlicher Con

stitutionen und des prätorischen Edictes. Daher das letztere in den Ju

stinianischen Pandecten «ur ^«^M alkum heißt, z. B. in der avtl« sIKI

eorru^tl. Zwar behauptet Heineccius, daß auch der Prätor verschiedene

«Iba gehabt habe"): Eins, auf welchem er das e<U«wm perpewui»

bekannt gemacht; ein anderes, auf welchem er die tormnlae »ctlonuin

zur öffentlichen Kenntniß gebracht habe. Dem scheint indcß das Zeugniß

des Theophilus entgegenzustehen, welcher das prätorifche slKum gerade

zu für identisch mit dem prätorischen Edicte erklärt ^), und auch dieZeug-

nisse des Labeo^) und des Kaisers Alexander^) sprechen eher gegen als

für diese Meinung. Wenn Jemand es wagte, das auf dem sIKu,»

ausgeschriebene Edict böslicher Weise zu verletzen , so konnte er mit der

svtio «lKi eormpti auf Bezahlung einer Privatstrafe, deren Betrag die

Justinianischen Pandecten auf 500 »olicli angeben belangt werden.

Diese aus dem prätorischen Edicte stammende Klage ist eine «otl« zio^u-

13) I,. I. v. <le srceptüätione. (46. 4.)

1) Vergl. K e it 2 zum 'I'KeopKilus tom. II. p. 80l.

2) Bei L r l » s « >> ! u » gs formuli» p. 133.

3) Bei 0 « n rä 6 i parergs lib. III. p. 3S4. u. f.

4) k>srspk. inst. 4. 6. S. 12. 8«l.

5) A,rg.?Iäut,l ?ers. 1.2. v«. 21. Geradezu Suidas «>!. «uisloiä

tom. II. p. 2298. Ke««»,^« r«tzi«s /vis,« «^iz^i^k, »g ^65 »o/>lrl

6) Uistoria e6!et«rum in de» «pp. postum. 1,. 94.

7) ?srspkr. 4. 6. S. 12. p. 801.

«) I.. 1. §. I. v. äe eg«nöo. (2. 13.)

9) I.. I. «. 6e interZiotis. (8. 1.)

1V) I,. 7. pr. 0. cke iurlsäivtione. (2. 1.)
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Isris, und entsteht nur aus der Verletzung derjenigen Anschläge, welche

perpetua« iurisäiviiouis «süss gemacht worden sind Geschah die

Verletzung vor der öffentlichen Bekanntmachung oder während derselben,

so konnte die Klage nach den Worten des Edictes nicht stattfinden , doch

ist sie mit ihren Wirkungen auch auf diesen Fall durch die Vermittelung

der römischen Juristen erstreckt worden ^). Wahrscheinlich rechnete man

schon zeitig böslicher Weise vorgenommene Verletzungen des slbum zu

den Delikten, weil man darin eine Verletzung der Achtung, die man dem

Prätor schuldig war, erblickte Wenigstens zeigt sich auch be! der serio

»IKi «orrunti das bei allen Delictsklagen wiederkehrende' Phänomen,

daß, wenn mehrere Theilnehmer bei der Haupthandlung concurriren, jeder

auf das Ganze verbindlich wird '^). Im Justinianischen Rechte besteht

die Klage annoch fort, und dieß ihr Fortbestehen scheint zugleich ein halt»

barer Beweis für die Behauptung zu sein, daß die Magistrate auch nach

der Anfertigung des eclivtuin vernewuru unter Hadrian niemals ganz

aufgehört haben zu ediciren '°). Heimbach.

L>,I!«»K iuris. Man versteht unter dem Ausdrucke KZ, <zui »lieni

iuris sunt, alle diejenigen, welche der Botmäßigkeit eines Anderen unter

worfen sind. ^lieni iuris esse ist die Negative von »ui iuris esse^ Zu

den Perfonen, welche »lieui iuris sind, rechnet man alle Sclaven, die

der herrschaftlichen Gewalt (Smniniea notests») unterworfen sind ; alle

Freigebornen, welche in der elterlichen Gewalt (osreuruin notests») ste

hen; alle Frauen, welche in der insnus des Ehemannes oder eines Frem

den sind; alle Freigebornen, welche von ihrem leiblichen Adscendenten/

in dessen elterlicher Gewalt sie standen, Anderen mancipirt worden sind

(Iii, qui in msnvipio sunt). Im Justinianischen Rechte, wo die INS-

nu» und das insneipium verschwunden sind, kommen nur die beiden zu

erst genannten Fälle des slieni iuris esse noch vor. Hembach.

^Uiueuta, (Unterhalt) nennen die Römer nur dasjenige, was

zur Leibes Nahrung und Nothdurfe gehört, und rechnen dahin namentlich

Essen und Trinken (cidsris), Kleidung (vestitus) und Obdach (KsKits-

tio) >). Alles andere schließen sie vom Begriffe der Alimente aus, na

mentlich die Kosten des Unterrichtes ^) (Studirkosten) und die Prozeß

kosten. Nur in gewissen Beziehungen werden die Kosten des Unterrichtes

den Alimenten gleichgesetzt. Es sind folgende Beziehungen: s) sie werden

zu den nothwendigcn Auslagen gerechnet ^) ; b) demjenigen, welcher die in

Kons inissio ex eclivt« Osrbonisu« erlangt hat , wird es erlaubt, aus

den Gütern gußer den Alimenten auch die Unterrichtskosten nach Wer-

11) Zl>. 7. pr. v. ibickem.

12) I.. 7. S. 2. v. 2. 1.

13) l.. 9. v. 2. 1. . i -

14) I.. 7. 0, 2. 1.

13) Vergl. H ug o's Rechtsgeschichte. (II. Auflage) S. 803.

1) I,. 6. ö. 2. 6s sümentis vel r!b»rii» legstis. (34. I.) - "

2) I.. 6. v. 34. 1. I.. 6. S.S. v. üsOärbonisi.0 eäiet«. (37. 10.) I..4. v.

ul>i puplllus eävcsri. (27. 2.)

3) I,. 6. §. S. v. 37. 10.



 

haltniß der Größe des Vermögms zu entnehmen «) wenn der Vor

mund eines Unmündigen dessen Schwester aus dem Vermögen seines

Mündels ohne Decret der Obrigkeit Alimente und Unterrichtskosten ver

abreicht, so kann er nach beendigter Vormundschaft nicht auf Ersatz der

selben vom Mündel belangt werden; vorausgesetzt indeß, daß die Schwe

ster des Mündels kein Vermögen, auch keine anderen Hilfsquellen hatte,

um den, nothwendigen Aufwand zu bestreiten ^). Ganz verschieden vom

Begriffe der Alimente ist der Begriff views; denn dieser umfaßt außer

den Alimenten auch noch die Kosten der Verpflegung im Falle der Krank

heit °); und in der Uebernahme der Verbindlichkeit, Jemand zu erziehen,

liegt zugleich die Verpflichtung, nicht allein die Alimente, sondern auch

Alles, was zum vivws gehört, der zu erziehenden Person zu gewahren

Die neueren Practiker theilen die Alimente in uswrslla (nothdürftiger

Unterhalt) und «IviUä (standesmäßiger Unterhalt). Doch scheint diese

Eintheilung schon deßhalb nicht richtig zu sein , weil sie im röm. Rechte

nicht anerkannt wird , und der Begriff slunenta stets auf den noth-

dürftigen Unterhalt bezogen wird. Indeß ist der oben angegebene Be

griff der sUi»euw elvUls in die teutsche Praxis übergegangen. Zu den

selben werden die Kosten des Unterrichtes, der Prozesse und der Verpfle

gung im Falle der Krankheit gerechnet. Die allgemeinen Grundsatze,

welche von den Alimenten gelten , lassen sich auf folgende Puncte zurück

führen. 1) Das Quantum der Alimentationsgelder bestimmt im Zweifel

der Richter nach dem Bedürfnisse des zu Ernährenden und dem Vermö

gen des, welcher zur Alimentation verpflichtet ist^). Im Fall sie der

schwangeren Wittwe aus der Erbschaft, welche für den venier aufbewahrt

wird, verabreicht werden, soll der Richter bei der Bestimmung des Ali-

mentationsquantums auch den Stand des Verstorbenen und der schwan

geren Wittwe berücksichtigend). 2) Wer zur Alimentation verpflichtet

ist, kann vom Nichter auf dem Wege der extraorcklusrlä «ozviti« zur

Erfüllung seiner Verbindlichkeit gezwungen werden >"). 3) Alle Alimente

sind zu pranumeriren Dieß deßhalb, weil ja der zu Alimentirende

bei der Postnumeration der Alimente schon im ersten Jahre verhungern

würde. 4) Alle Alimente setzen voraus, daß die zu alimentirende Person

noch lebt i2); denn mit dem Tode derselben hört auch die Alimentations

pflicht auf. S) Im Fall kein Endtermin für die Entrichtung der Ali-

4) l.. 6. §, S. 0. 37. 10.

5) I,. 4. v. Z7. 2. , i

6) »rg. Ii. 43. u. 44. v. 6« vsrbor. slgnlk. (SO. 16.)

7) I.. 23. v. 34. 1.

8) Ii. S. §. 7 —13. v. 25, S. .

S) 1,. 1. §. 19. v. äs ventrs !s possssslonsm nüttMöo. (37. 9.)

10) I,. S.pr. §. 8. u. 10. u. 12. v. 26. 3.Vergl. Schrdtkr in Lindt'S

Zeitschrift für Prozeß. Bd. 6. S. 313.

11) Ii. 15. pr. l>. 6s sl'uveoti» vel cidsrü» leguti«, (34. 1.) Ii. 27. V. ibick.

12) I.. 14. xr. v. 34. 1. 1.. 3. §. 1«. l>. ck« t»n»«üonidus. (Z. IS.) Ii. 26.

§. 2. V. c^u«>cko giv, Ieg»tor»m esSit. (36. 2.) ' .''
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mente bestimmt ist, müssen dieselben das ganze Leben des zu Ernährenden

hindurch verabreicht werden, ^). ,

Alimentationspflicht oder Alimentntionsverbindlichkeit

heißt die Verpflichtung bestimmter Personen, arideren bestimmten Personen

Alimente aus eignem Vermögen zu gewähren. Die Gründe dieser Verpflich

tung können theils im letzten Willen liegen (legats und Käsioommisss

sUments) ; theils in einem giltigen Versprechen , ohne Unterschied, ob es

eine rwlliviratio oder eine »tivulstio ist ; theils in der Nähe der Verwandt

schaft; theils in dem Respectsverhältnisse der Freigelassenen zum Patron und

dessen Familie. Die ersten beiden Gründe können hier füglich mit Still

schweigen übergangen werden, da sie nach den allgemeinen Regeln von den

Testamenten, Codicillen, einseitigen Versprechungen und Verträgen zu be-

urtheilen sind. Was aber die Nahe der Verwandtschaft anbetrifft, so gelten

hier folgende allgemeine Regeln: 1) die Alimentationspflicht der Ver

wandten hat ihren Grund in der natürlichen Verwandtschaft (««Znsti«)

Mithin kommt darauf, ob die fraglichen Perfonen im Verhältnisse der

Agnation oder väterlichen Gewalt zu einander stehen, gar nichts an.

Auch schon die präsumtive Verwandtschaft verpflichtet zur Verabreichung

der Alimente '6). 2) Wenn derjenige, welcher wegen unterlassener Ver»

abreichung der Alimente belangt wird, leugnet, daß er mit dem Kluger

verwandt fei , so muß der Richter zuerst über die angebliche Verwandt

schaft nach den Gründen der Wahrscheinlichkeit urtheilen (summstü»

««Zuoscit) , und hierauf erst die Alimentationsfrage entscheiden'"). Im

Fall er aber die Alimente dem Kläger zuerkennt, so erleidet der Beklagte

dadurch noch kein Präjudiz in Bezug auf die Verwandtschaftsfrage, son

dern es steht ihm immer noch frei, dieselbe auf dem Wege des r>r»e)u6i-

«Win zur Entscheidung zu bringen ^). 3) Die Alimentationspflicht we

gen Verwandtschaft hört mit dem Tode des, welcher die Alimente verab

reicht, auf >6). Nur ausnahmsweise ist sie auch auf die Erben desselben

zu erstrecken. Dieß in folgenden Fällen. ») Die Concubinenkinder (nsttirales

über!) können Alimente auch von den Erben des natürlichen Vaters verlan

gen, wenn sie vom väterlichen Nachlasse durch die legitimen Kinder des

Verstorbenen oder dessen Wittwe ausgeschlossen werden ^). K) Die Erben

des Sohnes können zur Verabreichung der Alimente an den, Vater ge

zwungen werden, wenn der Sohn bei seinen Lebzeiten bereits aus Liebe

zu ihm dieselben an ihn entrichtet hat ^"). 4) Die Verpflichtung, Alimente

zu leisten, tritt nur subsidiarisch ein, d. h. wenn der, welcher die Alimente

verlangt, nicht selbst im Stande ist, sich durch eigene Arbeit zu ernähren'^').

13) I.. 14. pr. v. 34- 1.

14) Ii. 6. S. 1. 0. sZnoseeniüs vel slengis liberi«. (26. 3.)

16) I.. 6. S. 8. u. 9. v. 26. 3. . .

16) I.. 5. Z. 8. v. 26. 3.

17) I.. S. S. 9. 0. 26. 3. l.. 7. v. ibid. I.. 1«. v. Se ni,, qul S»! vsl älieni

Huris sunt. (I. 6.)

13) l.. S. s. 17. v. 26. 3.

19) lust. Ilov. 89. e»p. 12. n, 13,

20) 6. §. 17. v. 25. 3.

21) 6. S. 7. v. 26. 3. ^
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S) Alimente können denen, welche selbst in der höchsten Armuth sind,

nicht abverlangt werden^). 6) Das Recht, Alimente zu verlan

gen, fallt in jedem Falle weg, wo der, welcher es hat, sich eine

große Undankbarkeit gegen die, von dem er sie verlangen kann, zu

Schulden kommen läßt^). Die Verbindlichkeit, Verwandte zu M

mentiren, liegt I. den Adscendenten ob, und unter ihnen

dem rechtmäßigen Vater ohne Unterschied, ob die Kinder i

Gewalt stehen oder nicht. Zwar legt eine Stelle des Justinianift

dex dem Vater diese Verbindlichkeit erst von der Zeit an auf, wo das

Kind das dritte Lebensjahr zurückgelegt hat ^°). Doch hängt dicß wohl

nur mit der Gewohnheit der Römerinnen zusammen, ihre Kinder bis in'S

dritte Jahr zu säugen, und es hat daher die teutsch- rechtliche Praxis die

sen Termin wohl mit Recht verlassen, und den Vater schon von den er

sten Lebensjahren an zur Alimentation des Kindes verbindlich gemacht.

1>) Der unrechtmäßige Vater ist zwar nach dem Pandectenrechte nie zur

Alimentation der Kinder verpflichtet^), weil man von den »nuril «Iii

annimmt, daß sie gar keinen Vater haben ^). Doch ist diefe Strenge

des Rechtes durch Verordnungen der christlichen Kaiser in Bezug auf

die Concubinenkinder («atursles Ildsri) gemildert worden ^). Denn

diese können vom natürlichen Vater stets Alimente verlangen, aber nur

unter folgenden Voraussetzungen: «) daß die Concubine mit dem Vater

in Einem Hause wohne, /Z) daß sie von dem angeblichen Vater wirk

lich schwanger geworden sei, z>) daß derselbe die Kinder als seine eige

nen bisher ernährt und erzogen habe. Kindern, welche aus netsi-ise

und cksinnslus nuptias entsprossen sind, wird das Recht, Alimente

vom Vater zu verlangen, ganz abgesprochen ^). Die teutsche Praxis,

gestützt auf das canonische Recht ^"), welches beiden Eltern die Ver

pflichtung aufzuerlegen scheint, die im Ehebruch erzeugten Kinder (Ii-

Kerl sckulterini) zu ernähren 2"), hat den Grundsatz festgestellt, daß Je»

der, welcher erweislich der Erzeuger eines unehelichen Kindes ist, auch

zu dessen Alimentation verpflichtet sei^); ohne Unterschied, ob die Ehe

unter den Concumbenten verboten ist, oder nicht. In die Quantität der

Alimente werden die Entbindungs- und Taufkosten mit eingerechnet;

doch gestattet die Praxis dabei dem Vater das bensiioinin coinpet«»-

Iis«. Dagegen ist es streitig, ob Kinder, welche aus nelsriss und

cisnuistse nuptias erzeugt sind, heutzutage den Vater um Alimente

22) l>. 2. <?«ö. «'s slengls libsr!« sc psrsntidus. (6. 26.)

23) 1.. 5. §. U.V. 2S. 3,

24) I.. S. pr. u. Z. I. V.2S.3. 8. Z. S. O.gs banis,o.uke l!beris. (6.61.)

25) 1.. 9. <üo<l. <Ze pstrla potestate. (3. 47.)

26) S. S. 6. II. 2S. 3. I., 7. v. ibi6.

27) I,. 23, II. 6e ststu Koininum. (1. 6.) I,. 12. In5t. 6e nuptils. (1.

28) lust. Nov. 18. «so. S. u. Nov. 89. csp. 12.

29) Nov. 89. «»p. IS.

3l>) e»». S. X, <ls e«, qui «liixit in mstrlmonium, qusm pollliit. (4. 7.)

3!) Vergl. Schröter in Linde's Zeitschrist für Prozeß und Civilrecht

Band S. S. 308. u. folg.

32) Vergl. G tt, « Erläuterung der Pandecten Th. 28. S. 184.
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ansprechen können. Diese Controverse kann nur dadurch entschieden

werden, daß zuerst die Vorfrage beantwortet wird, ob man in der Ver

fügung der teutschen Praxis ein correctorisches System sieht, oder nicht.

«) Nach dem Vater hat sofort die Mutter die Verbindlichkeit, das Kind

zu ernähren, zu übernehmen^), selbst wenn das Kind ein uneheliches

ist^ Dem steht zwar die^utksut. »i vstsr scl sonst, uu. Lock. 6.

24. (äivortio kavto, »puä quem) , freilich aus Mißverstand ihrer Quelle,

der Nov. 117. osv. ?., gewissermaßen entgegen, indem sie festgesetzt

hat, daß bei culposen Ehescheidungen der schuldige Ehegatte allemal die

Kinder aus der getrennten Ehe zu ernähren habe. Allein die teutsche

Praxis hat diese Vorschrift verworfen. Manche Juristen behaupten,

daß der väterliche Großvater vor der Mutter zur Alimentation der En

kel gezwungen werden könne ^). Allein die Gründe für diese Mei

nung sind unhaltbar, u'nd überdies) widersprechen ihr die oben angeführ

ten Stellen, welche die Verbindlichkeit der Mutter sofort beim Wegfall

des Vaters eintreten lassen, ci) Der väterliche Großvater. Doch ist der

Väterliche Großvater keineswegs verbunden, die unehelichen Kinder sei

nes Sohnes zu ernähren ^)z nicht einmal dann, wenn sie Concubinenkin»

der desselben sind 25). e) Der mütterliche Großvater^). II. Die Descen-

denten. Die Verbindlichkeit, die Eltern zu ernähren, geht dem rö

mischen Rechte nach auf alle Descendenten, welche Vermögen haben,

gleichmäßig über 2°). Was die Rangordnung betrifft, nach welcher die

selben diese Verbindlichkeit zu übernehmen haben, so scheint der Grund

satz zu gelten, daß der nähere Verwandte den entfernteren ausschließe.

Zwar wird diese Meinung nicht ausdrücklich durch Zeugnisse unserer

Rechtsquellen unterstützt; aber es scheint sich doch so viel aus densel

ben als Regel zu ergeben, daß die Alimentationsverbindlichkeit unter

den Adscendenten und Descendenten eine gegenseitige Verpflichtung ist 4").

Mithin scheint unter den Descendenten der nähere Grad den entfern

teren eben so auszuschließen, wie dies unter den Adscendenten der Fall ist.

Daß auch Concubinenkinder ihren Erzeuger im Nothfalle ernähren müssen,

hat Kaiser Justinian ausdrücklich verfügt. "). III. Ob «ndlich die

Geschwister verbunden sind, beim Wegfall der Adscendenten und De

scendenten einander gegenseitig zu ernähren, ist streitig. Das römische

Recht gibt darüber keinen sicheren Ausschluß^), und deßhalb wird die Ver-

33) l.. 5. §. 4. v. 2S. 3. 1.. S. §. 14. v. ibiä. Nov. 117. «sp. 7.

34) 1.. 5. §. 4. v. 2S. 3.

35) »rg. 1,. S. xr. u. §. 4. v. 25. 3. 8. pr. v. !diu.

36) 1,. 6. Z. S. 0. 26. 3.

37) »rg. Nov. 89. «sp. 12. §. 6.

3S) I» 8. 0. 25. 3. I.. S. §. 1—5. v. ibl<!. Vergl. Glück a. a. O.

Theil 28. S. 223.

39) I.. 6. §. 13. v. 23. 3. I,. 1. u. 2. OoS. Ss slenSIs Uber!« »v va>

reutibu». (5. 25.) Nov. 127. «ap. 7.

40) I,. 6. §. I. 0. 25.3. Nov. 117. «sp.7. ä,utd. »! vater so! eonst.

Un. Log. üivortio fscto, spuu quem. (5. 24.)

41) Nov. 89. °»p. 13.

42) Vergl. Glück a. a. O. Th. 23. S. 236. u. folg.



 

Kindlichkeit der Geschwister, einander gegenseitig zu ernähren, von den mei

sten Rechtsgelehrten in Abrede gestellt. Nur die Concubinenkinder kön«

nen von den legitimen Kindern ihres Erzeugers, wenn diese dessen Erbschaft

erhalten, verlangen, daß sie ihnen Alimente aussetzen^). Dieß wohl

nur deßhalb , weil die Concubinenkinder durch das Vorhandensein der le

gitimen Kinder des Erblassers von der Erbschaft, auf welche sie sonst ein

Recht hätten^ ausgeschlossen werden. Zum Schlüsse noch die Bemer«

kung, daß es eine allgemeine Annahme der römischen Juristen gewesen

zu sein scheint, daß, wenn ein Verwandter dem anderen Alimente verab«

reicht, ohne dazu rechtlich verpflichtet zu sein, er dieselbe späterhin nicht

zurückfordern kann^); eben so wenig als der, welcher sie erhalten hat,

späterhin gezwungen werden kann, dieselbe sich auf seinen Erbtheil bei

Beerbung desjenigen, der sie an ihn verabreicht hat, abrechnen zu lassen

Denn man nimmt an, daß solche Alimente xiststi» luwltu d. h. aus der

den nächsten Verwandten schuldigen Liebe an dieselben verabreicht worden

sind 4°), außer wenn der, welcher sie gegeben hat, bei der Verabreichung

derselben ausdrücklich oder stillschweigend erklärt hat, daß er dieß nur vor«

schußweise (sniino ereäeucki) thue^). — Der letzte Grund, aus dem man

verpflichtet ist, Alimente an Jemand zu verabreichen, ist das Verhältniß

des Freigelassenen zu dem Patron und dessen Familie Denn der

Patron und dessen Familie haben auf die Güter des Freigelassenen, so

lange derselbe lebt, nur der Alimente halber einen Anspruch *°), und zwar

die Letzteren nur unter der Voraussetzung, daß die betreffenden Familien«

glieder Descendenten oder Adscendenten des Patrons sind. Adscen«

deuten aber haben nur dann einen Anspruch, wenn der Patron und des

sen Descendenten nicht mehr am Leben sind ^). Die allgemeinen Vor

aussetzungen, unter welchen diese Verpflichtung eintritt, sind folgende:

1) daß die zu ernährende Person darbe °!)z 2) daß der Freigelassene nicht

selbst in der äußersten Dürftigkeit lebe ; 3) daß der zu Ernährende den

Freigelassenen nicht eines Verbrechens angeklagt habe, auf welchem die

Todesstrafe steht ^) ; 4) daß es gewiß und unbestritten sei, daß derjenige,

von welchem die Alimente verlangt werden, wirklich der Freigelassene des

jenigen ist, welcher die Alimente verlangt^). Deßhalb muß auch die

43) «ov. 89. «p. 12. F. 6.

44) Vom Vater Ii. 60. v. ksmiliss Kerciscvngss. (10. 2.), der Mut

ter 11. l). ös negotii« gestis. (2. 19.) I,. 34. ö. 6s negotii» gestis,

(3. S.), der Großmutter I.. 34. v. 3. S., den Geschwistern I.. 13. §. 2. v. cks

^gministrstione. (26. 7.) I>. 4. v. ubi pupillus. (27. 2.) I,. 1. S. 2. v. «>«

tut. et rstion. Äistr. (27. 3.), vom Onkel I,. 27. S. 1. v. 3. S.

45) I.. S0. v. 10. 2.

46) I.. 27. §. 1. u. I.. 34. v. 3. 6. I.. 11. <?oS. 2. 19. I.. 16. O. ibig.

47) I.. 60. v. 10. 2. I,. 11. «öS. 2. 19. I.. IS. «. ibig.

48) I.. 9. 0. 2S. 3. I.. 6. u. Ii. 5. S. 18.—26- v- idiS.

49) Ii. 9. v. 2S. 3. Ii. S. S. 2«. u. §. 26. v. ibiö.

60) Ii. 6. s. 26. 0. 26. 3.

51) Ii. 6. u. 9. v. 2S. 3. Ii. S. §. 19. u. 26. 0. iiiig.

52) I.. 6. Z. 26. v. 25. 3.

SS) Ii. S. §. 23. v. 26. 3.

S4) I.. S. §. 13. 0. 26. 3.



Alimentenklagen.

Alimentationsftage so lange ausgesetzt bleiben , bis der Richter über die

erste« Frage entschieden hat. Die Älimentationsverbindlichkeit des Frei

gelassenen ist formell der, welche aus der Verwandtschaft entsteht, sehr

ähnlich 6b). Daher auch hier eine extisor<Zivsri» eoAuiti« statt fin

det^); daher auch hier die Größe des Alimentationsquantums durch ein

Decret bestimmt wird ^) ; daher auch hier dieselben Zwangsmittel gegen

den Freigelassenen angewendet werden , wie bei den Kindern , wenn sie

sich weigern, ihrer Verbindlichkeit nachzukommen ^). Außerdem können

aber die Freigelassenen, welche ihre Patrone in der Armuth vernachlässi

gen, gezwungen werden, denselben zur Strafe Sclavendienste zu thun^).

Lassen sie sich aber auch dadurch nicht bestimmen, ihre Verbindlichkeit zu

erfüllen, so werden sie unter der Leitung des Magistrates verkauft, und

hos dafür gelößte Geld wird dem Patron als Entschädigung überlassen.

Alimentenklagen heißen solche Klagen, womit das Recht, Ali«

mente von Jemand zu verlangen, geltend gemacht wird. Die Römer

kennender Form nach nur die «xtrsorcliusrla persevutio ^), als reine

Alimentenklage, bei welcher die Abpfändung (piAuorls espio) als Exe-

cutionsart vorkommt ^'). Sie dachten sich mithin die Alimentations

pflicht als eine Obligation , welche nicht auf dem Wege der tormuls,

sondern auf dem außerordentlichen Wege der «süsse «oZuiti« geltend

gemacht wird 62). Um sich dieß Verhältnis) anschaulicher zu machen,

kann man wohl die Verpflichtung des Erben, die Fideicommisse zu

zahlen ^), zu Hilfe nehmen , und aus der Vergleichung beider Verhält

nisse möchte man schließen, daß auch die Älimentationsverbindlichkeit

nicht gleich vom Anfange an klagbar gewefen, fondern es erst durch die

Intervention des Prator geworden sei °^). Außer dieser reinen Alimen

tenklage gab es im römischen Rechte noch andere Klagen, mit welchen

man die Verabreichung der Alimente wenigstens mittelbar erzwingen

konnte, z. B. das Z>rseiu6i«i>im 6« psrtu SAuo8veucl« ; nur mit dem

Unterschiede, daß diese Klage nur von der geschiedenen Frau gebraucht'

werden konnte, welche zu erweisen im Stande war, daß sie von ihrem

Manne aus der Ehe wirklich schwanger geworden sei ^°)z ohne Unter

schied, ob das Kind bereits geboren war, oder sich annoch im Mutter

leibe befand. Dieß nach dem KL. risuvisuui» ^°). Ein spateres 80.,

55) I.. S. I. 18. v. 2S. 3.

56) I.. S. §. 18. u. 19. v. 2S. 3.

57) I.. S. §. 13. u. §. 20. v. 2S. 3. roll. I.. S. §. 8. v. !bi<Z.

58) I.. S. §. 1«. v. 2S. 3.

59) I.. 6. v. 2S. 3.

60) I.. S. pr. §. 8. u. 18. v. Ss ugnoseenöis. (2S. 3.) tr. 7. v. iKZ6.

Ir. 3. pr. u §. 4. v. uoi pupillu». (27. 2.) Vergl. Pugg« im Rheinischen

Museum Jahrgang 3. S. S69.

61) I.. S. §. 10. v. 23. 3.

62) I.. 9. O. 6s pstris poteststs. (8. 47.)

63) III», fr. 25. §. 12.

64) I.. 9. O. 8. 47.

65) 1'KeooK. parspnr. Inst. 4. 6. §. 13. «<!. Ke!t2. tom. II. p. 803. I,.

I. §. 13—IS. v. 2S. 3.

66) I.. 3. 8. 1. v. 2S. 3.



 

Klage auch auf den Fall aus, wenn das Kind während des Bestehens

der Ehe geboren wird, und der Ehemann sich dennoch weigert, dasselbe

Altare'). ^. Nach dem katholischen Kirchenrechte.

Der Mittelpunkt des Gottesdienstes, der Ort, von welchem aus der Prie

ster das Meßopfer spendet und seine Gebete für die Gememde darbringt,

ist das Altar. (^Itsrs sb sltiruckru« «oustst e«5e nominstui»,

qussi slta srs. I8iä. Ltz^m. XV. 4.) Es empfangt seine Bestim

mung durch feierliche Consecrcttion , welche zu den vorbehaltenen Or

densrechten des Bischofs gehört, und nach den im römischen Pontisical^)

enthaltenen Vorschriften vollzogen wird. Dabei ist insbesondre das

Einsenken und Verschließen von Reliquien in das Innere wesentlich

nothwendig 2) z ein aus der frühesten christlichen Zeit ererbter , nicht selten

unter Berufung auf ^rw«. VI. 9. (Vi6i »ubrus »Itsre solmss iu-

tsrkectorurn probier verbum Vei et«.) an die heil. Schrift selbst an»

geknüpfter Gebranch, von welchem auch die noch jetzt übliche, gravähn-

liche Form der Altäre herrührt. — In der Regel sind die letzteren fest

stehend, von Mauerwerk errichtet; doch finden sich seit dem 11. Jcchrh.

(in der urchristlichen Zeit die ausschließlich übliche Form) auch tragbare

Altäre, welche von dem Bischöfe in seinem Sitze consecrirt und auf einem

von dem Priester benedicirten Tische aufgestellt werden, nicht selten in Kir

chen, häufiger in Oratorien, dagegen nur in gewissen gesetzlich beschränk

ten Fällen , und , außer in Nothfällen , nur mit päbstlicher Erlaubniß in

Privathäusern oder anderen Orten ^). Das den Dominicanern undMino-

riten in letzterer Beziehung von H o n o r i u s III. ertheilte Privilegium ^),

an jedem Orte an einem sltsr« vistivuin, ohne Erlaubniß des Ordina

rius, Messe lesen zu dürfen, ist durch den Kirchenrath von Trient (8es».

XXII. «. uu. und spätere päbstliche Bullen und Verordnungen der

OÄnßreAkttio rituuin aufgehoben^). Rücksichtlich der Zahl der Altäre

gilt gegenwärtig, abweichend von dem beschränkenden Rechte der älteren

Zeit ^), der vorzüglich durch die neu ausgebildeten Ansichten von der

Messe bedingte Satz, daß jede Kirche wenigstens drei Altäre, ein Hoch-

Z. 1. V. <ie in«pi«Ien6« venire. (25. 4.)

1) Vergl. Slevogt, kurze Abhandlung von den Rechten der Märe,

Jena 1726. 8. und in Beziehung auf das geschichtliche Element u. a. Sin-

gksm «rig. 3. 222. Augufti Denkwürdigkeiten 11. 432., Sinterim

Denkwürdigkeiten 4. Bd. 1. Th. S. 94.

2) ?ont. «,«m. 156, Kom. 159S. p. 316. sq.

3) e. 26. vist. I. äs c«n«. (««««. LsrtK. 6. s. 401.)

4) SersrSi Oom. in jus eeel. univ. (Veuet. 1778.) 2. v. 116.

5) v. 30. X. Se privil. V. 33.

6) Oonst. tllem. XI. Huvnism ssnotä ssncte (Lull. Olem. XI. p. 640).

— ve«I. «vngr. rit. v. 15. vev. 1702. 23. Nsi. 1713. bei ?itt«nus Oon-

»titutione» pontikvise et«. »ck s»«ros ritus spevtänte». Veuet. 1740. Vom. 2.

p. 42. 186.

7) Keg. 1. 151. — Auch in neueren Zeiten hat man die Zahl der

zu ernähren 6).
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altar und zwei Nebenaltare haben müsse. Bon diesen sind die ersteren

jetzt gewöhnlich mit dem unter verschiedenen Armen erscheinenden Indult

ausgestattet, daß an ihnen auch außer der Rubrik Votiv- und Seel

messen gelesen werden dürfen (sltsris privilegists), wodurch der Wi«

derspruch zwischen dem Gesetz ^) und der hohen Zahl der von den Gläubi

gen gestifteten Messen vermittelt werden soll. — Nicht selten sind die

Altäre mit besonderen Stiftungen versehen^), aus denen ein bestimmter.

Vorzugsweise mit dem Messelesen beauftragter Geistlicher unterhalten wird.

In diesem Falle und in dieser Form liegt unter Voraussetzung der bi

schöflichen Institution ein wirkliches LeueKoiuin (slmplex) vor, bei wel

chem auch ein von dem Kirchenpatronat verschiedenes und unabhängiges

Altarpatronat (Altarlehen) mit allen in dem Patronatrechte enthaltenen

Befugnissen, insbefondre dem Rechte der Präsentation des Altaristen,

vorkommen kann. — Die Consecration der Altare geht verloren durch

Berrückung der Basis, durch ganzliche oder theilweise Zerstörung, durch

Erbrechung des Siegels der Reliquien oder durch Entwendung dieser

letzteren selbst, und in diesem Falle bedarf es einer wiederholten Weihe.

> Die Befleckung erfolgt durch Hiefelben Acte, durch welche die Kirche

' selbst polluirt wird, welchenfalls vor geschehener Reconciliation das Al

tar nicht gebraucht werden darf. ,

i L. Nach evangelischem Kirchenrechte. Die evangelische

Kirche ist rücksichtlich der Anzahl der Altäre auf den Gebrauch der älteren

Zeit zurückgegangen ; es findet sich also regelmäßig in jedem Gotteshause

(gleichviel, ob in demselben die Sacramente verwaltet werden oder nicht).

Ein Altar, und zwar in der Regel ein feststehendes, mit gemauerter Ba

sis versehenes. Eine Confecrntion im Sinne der katholischen ist in der

evangelischen Kirche nicht üblich; doch wird auch in ihr das neuerrich

tete Altar, unter Anwendung der geeigneten liturgischen Formen, feier

lich vor versammelter Gemeinde eingeweiht. Die Grundsätze des cano

nischen Rechtes über Exsecration, Pollution und Reconciliation sind, wie

auf die Kirchensachen überhaupt, so auch auf die Altäre in der evan

gelischen Kirche unanwendbar. Richter. ,

Altenburg , Sachsen - Altenburg, eines der sächsischen Her-

zogthümer ernestinischer Linie mit (im I. 1836) 120,690 Einwohnern

auf 23^ HHMeilen in 8 Städten, .wovon die Haupt- und herzogliche

Residenzstadt gleichen Namens 13,809 Einwohner zählt, 2 Flecken, 453

Dörfern. Dasselbe wird durch die Herrschaft Gera in zwei Hälften

getheilt, wovon die östliche, größtentheils vom Königreiche Sachsen um«

geben, hauptsachlich und namentlich in den Dörfern, von Einwoh,

Altäre wiederum zu beschränken gesucht; vergl. z.B. für Oesterreich Wald

au f das Pfarr- und Decanotamt, (Grütz, 1836.) Th. 1. S. 146.

L) e. S3. vist. I. Se con«. <Msx.II. ». 1065.)

9) Walter, Lehrb. d. Kts. 7te Aufl. K. 211. 279. — Ueber den Unter

schied der Altarstiftungen in dem bezeichneten Sinne , der Meßstiftungen, Anni

versarien, u. s. w. und ihr Verhältniß zu den Pfründen vergl. insbesondre

L s r » r ä I Lamm. 1'. Z. x. 261. seq?.
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nern slavifch-wendischen Ursprunges (man rechnet deren Anzahl auf 1l)—

11,000) bewohnt jst, welche eigenthümliche Tracht, Sitten und Rechts

gebräuche haben. Wenn auch Personen diesen Ursprunges in die Städte

ziehen, so pflegen sie doch da ihre Tracht und mit solcher ihre Sitten ab«

zulegen. Am mehresten ist dieß in, der Hauptstadt der Fall, wö sogar der

Bauer, der das Bürgerrecht erlangt, nicht in wendischer Bauerntracht

den Bürgereid leisten und vor dem Magistrate ferner in dieser Tracht er«

scheinen darf. Die wendischen Rechtsgebräuche auf den Dörfern finden

daher in den Städten dieser östlichen Gebietshälfte nicht statt und ver

lieren sich mit der wendischen Tracht, je mehr man sich dem Westen

näherte Sie entstehen vorzüglich aus dem unter dem Namen Kür»

recht üblichen Minorate, wonach das Gut des Vaters unter Geschwi

stern zweierlei Geschlechtes oder blos Brüdern der jüngste Sohn , unter

blos Schwestern die älteste Tochter erbt und den übrigen Geschwistern

ihre Erbtheile baar herauszahlen muß. Das Gut wird dabei immer zu

einem sehr mäßigen Preise und unter dem wahren Werthe angeschlagen.

Selten wird von der landesgesetzlichen Vorschrift ^) Gebrauch gemacht,

daß, dem eigentlichen KÄrcecht entsprechender, der Aelteste das Gut wür--

dert und der Jüngste es süc die gewürderte Summe annehmen kann.

Man darf vielleicht im Durchschnitte behaupten, daß der Kürerbe das

Gut um drei Viertheile des wahren Werthes erhält. Doch pflegt die

väterliche Willkür, bei Ueberlassung des Gutes an den Kürerbcn noch wah

rend Lebzeiten des, Vaters, sich nicht darauf zu beschränken; ebenso

bei testamentarischer Disposition , die jedoch in der Maaße selten vor

kommt, daß der Vater das Gut bis an seinen Tod eigenthümlich behielt.

Vielmehr wird der Kürerbe oft noch bedeutender begünstigt. Dagegen

pflegt in Fallen, wo der Vater noch als Eigentümer des Gutes und

ohne testamentarische Disposition stirbt, die Gleichheit des Erbrechtes Un

ter den Erben mehr berücksichtigt zu werden. Güterbesitzerinnen aber

folgen in ihren Dispositionen dem Beispiele der Väter. Treten Gründe

ein, aus welchen der Kürerbe das Gut nicht erhalten kann, z. B. wenn

er beim Uebergange des Gutes aus dem väterlichen oder mütterlichen Be

sitze in das Eigenthum eines der Kinder noch zu jung ist, so wird ihm

für die Aufgabe des Kürrechtes eine Entschädigung in Geld — ein Kür -

g eld —> ausgesetzt,, bei welchem jedoch der Kürerbe im Vergleiche mit den

Vortheilen des Gutsbesitzes gewöhnlich verliert. Dasselbe pflegt n«r bei

sehr bedeutenden Gütern die Summe von 100 Meißnischen Gülden zu

übersteigen. Die Erbtheile derjenigen Geschwister, welche das Gut nicht

erhalten, werden auf demselben in der Regel, wenn nicht Rechtsgründe

die sofortige Auszahlung gebieten, verzinslich versichert, auch ist es Ge

brauch, daß den Geschwistern auf so lange, als sie ledig sind, besonders für

den Fall der Krankheit und Dienstlosigkeit, der Aufenthalt in dem väter

lichen Gute hypothekarisch vorbehalten wird. Denjenigen abgefundenen

Geschwistern aber, welche noch nicht geheurathet haben, wird gewöhnlich

eine, den Stücken nach bestimmte Ausstattung — ein Kammerwa-

1) Landesordnung S. l61.

1«
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gen — und ein Hochzeitsmal—AusgangSmalzeit — ausgesetzt und

unterpfändlich auf dem Gute festgestellt. Bei der letzteren werd n häufig

die Gerichte, mindestens die Anzahl der Gäste fpeciell bestimmt, und zwar

diese nach der Anzahl der Tische , an denen sie (nach^den Landesgesetzen

12 an jedem) sitzen, z. B. „eine Malzeit für drei Tische Leute." — Die

Landesgesetze ^) erlauben dem Bürger und Bauer, wenn er nicht Dis

pensation erlangt, nur drei Tische. Ausstattung und Ausgangsmalzeit sind

eben so, wie die Erbtheile der noch unverheurcttheten Geschwister gewöhn

lich bei deren Verheurathung oder Einrichtung besonderer Wirthschast fäl

lig, oder endlich nach Erlangung eines gewissen Lebensjahres derselben, in

der Regel bei Söhnen des 21. oder 26., bei Töchtern des 18. oder 20.

Häusig übernimmt der Gutsbesitzer die Erhaltung und Erziehung der

noch unerzogenen Kinder bis zu ihrer Consirmaticm, entweder ganzunent-

geldlich, oder gegen Perception der Zinsen von deren Erbtheil, Er muß

dann auch gewöhnlich ihnen bei erfolgender Consirmation — „wenn

das Kind zum ersten Male zum heiligen Abendmale

geht" — eine Art Ausstattung, Behufs des Eintrittes in einen Dienst

oder in eine Lehre geben, die in einem Abendsmalsanzuge und einer Lade

zu bestehen pflegt. Oft ist auch ein alsdann fälliges Lehrgeld festgesetzt

— Alles hypothekarische Lasten des Gutes. Im übrigen findet in der

Regel das gemeine sächsische Erbrecht und zwar rücksichtlich der Eheleute

in der Maaße statt, daß der Ehemann seine verstorbene Ehefrau zu

zwei Drittheilen , die überlebende Ehefrau den Ehemann , wenn sie ihre

Jllaten nicht zurückfordert, sondern mit einwirft, zu Einem Dritttheile

beerbt, das Uebrige aber an die anderen Verwandten nach Erbgangs

rechte fallt. Concurriren mit der Mutter Kinder, so bekommt erster?

häufig, wenn sie ihr Einbringen nicht zurückfordert, Kindestheil. Da

die Bauergüter sogenannte Bauerlehen , oder teutsche Erbzinsgüter sind,

von welchen (außer dem Annahme- oder sonderbaren Lehen

geld e bei jeder Acquisition) auch in Fällen, wo das Gut vererbt wird, in

den mehrsten Ortenein Sterbe- oder G esammtle Hengs ld von

den Erben zusammen an den Lehenherrn gezahlt werden muß, das häusig

dem nächst vorhergehenden Annahmelehengelde gleich , oder eine Quote

desselben ist ^); so pflegt, zur Ersparung dieses Aufwandes für seine Er

ben, in der Regel jeder Gutsbesitzer noch bei seinem Leben dem Kürerben

das Gut zu verkaufen und sich dabei einen Auszug, zuweilen auch noch

die Wirthschaft, d.h. die Führung und Nutznlesung der gesamm-

ren Oeconomie, auf mehrere Jahre, vorzubehalten. Daher hat sich häusig

2) Hochzeitsordnung vom 19. Sept. 1736. Z. 6, 3. Beifugensammlung

S. 11.

3) Durch ein Gesetz vom 23. Mai 1837 (Gesttzsamml. von 1837 Stück

X. Nr. 27. S. 220) sind bestimmte Vorschriften zur Erleichterung der Ab

lösung desjenigen Lehengeldes, welches mehr als 5 pCt. beträgt, des nach

Procenten des Gurswerthes zu entrichtenden Gesammt- oder Sterbelehengel

des und der, in einer bei jedem Erbfalle gleichen Abgabe, welche vom Guts-

complex oder von jedem Erben entrichtet wird, bestehenden Erbgebühren

lassen worden.
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die Observanz, zum Vorthekle der Lehensherren gebildet, daß die Erben

desjenigen Gutsbesitzers , der <rst auf dem Sterbebette oder nach Erlan

gung eines gewissen Lebensalters sein Gut veräußert, dennoch das Ster

belehengeld entrichten müssen, z. B. das ganze, wenn der Gutsbesitzer

schon 70, das halbe, wenn er schon 60 Jahre alt war. Nach allem die

sen liegt die Unthe ilbarkeit der Bauergüter ganz im Character

dieses Volkes. Sie ist so iSi Herzogthum Altenburg Regel und durch

die früheren Landesgesetze ^) bestätigt worden. Nähere Bestimmungen

enthält aber die Verordnung vom 28. Juni 1828, wonach unter lehens?

herrlicher Genehmigung ANfpanngüter bis auf H Acker (den Acker zu 200

zehnelligen HZRuthen gerechnet) dismembrirt werden können. Im all

gemeinen kann man als Regel annehmen , daß die Unteilbarkeit um so

mehr üblich , je reicher der Landestheil ist, dahingegen in den ärmeren

Theilen, namentlich in dem ärmsten, dem Amte Roda, die einzelnen

Grundstücke, selbst Häuser bis auf die kleinsten Parcellen getheilt werden.

Eigentlich gibt es in dem slavifch-wendischen Altenburg folgendem Grund

stücksbesitz: 1) Anspanngüter, das sind solche , auf denen ursprüng

lich Pferdefrohne ruht; bei ihnen wird die Nothwendigkeit Pferde zu.

halten vorausgesetzt, und selbst von den Gemeinden deren Abschaffung

häufig , wegen der in Kriegözeiten rücksichtlich der Vorspanne entstehen

den Jnconvenienzen , widersprochen. Die Anzahl der Pferde richtet sich

nach dem Bedürfnisse, ohne daß eine bestimmte Ackerzahl für die einzel

nen Arten der Anspanngüter (vierspännige? zweispänn ige,

einspännige) festgesetzt ist-. 2) Handgüter, solche, auf denen

ursprünglich nur Handstohne haftet; sie wurden in der Regel mit Küh

anspannung bewirthfchaftet und heißen daher auch noch jetzt häufig Kü h «

guter. Allein seit dem Ende der für die Pferdeanfpannung so ver

derblichen napolconischen Kriege haben diejenigen Handsrohngüter,

welche bedeutende, manchmal 30 und mehr Scheffel Feldbesitzungen ha

ben, getrieben von dem, dem altenburger Bauer eigenen Stolze auf

Pserdebesitz, sich Ein, zuweilen mehrere Pferde angeschafft, und wollen

den Namen Kühgut nicht mehr leiden, der gewöhnlich jetzt nur auf die

Handgüter paßt, die nicht mehr als höchstens 10 Scheffel Feld haben.

3) Gartnergürer, das sind solche, die zu ihrer Bewirthschaftung

nicht einmal zweier Kühe bedürfen. 4) Kleinhäuser, das sind Häu

ser ohne oder mit so kleinen Gärten, daß in der Regel keine Kuh gehal

ten werden kann. Die angeführten Observanzen sind, wie schon er»

wähnt, sehr verschieden. Vorzüglich findet das Angegebene in den

xnehreften Theilen des Kreisannsbezirkrs Altenburg statt, und zwar

sowohl bei den Einwohnern slavischen als anderen Ursprunges; doch ist:

es auch mit größeren und geringeren Modifikationen in die übrigen Therle

des Herzogthums Altenburg übergegangen. Die mehresten Aende-

rungen aber sind durch die verschiedenen Stadtstatuten hervorbracht

worden. >' ' >! '

4) Landesordnung S. 1S9, 160, 189, und Verordnung vom 29. No».

182S (Ges.-Samml. v. d. I. S. 34).
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Abgesehen von diesen besonderen Rechtsgewohnheiten gründet sich

der Rechtszustand im Herzogthum AltenKurg auf dßssen Grundgesetz

vom 29. April 1831. Früherhin bestand nämlich daselbst eine dem

Feudalwesen entnommene Verfassung. Die Landschaft wurde ge«

bildet aus den adeligen Rittergutsbesitzern unter Voraussetzung ei«

ner gewissen Anzahl von Ahnen und aus den ersten Magistrats«

Personen der Städte. Sie theilte sich in drei Collegien. An dem

Collegium der allgemeinen Ritterschaft nahmen alle landtagsfähigen ade

ligen Rittergutsbesitzer Theil; die Landtagsfähigkeit wurde aber sehr bald

auf den gesammten rittergutsbesitzenden Adel ohne Ahnenzahl mit Ein»

schluß der Lehenträger ausgedehnt. Die bürgerlichen Rittergutsbesitzer

und die nicht erscheinenden Adeligen mußten landtagsfähige Anwesende

bevollmächtigen. Aus der Mitte dieses Collegiums wurde das Ausschuß«

Collegium, das erste landschaftliche Collegium, gewählt. Das Städte«

Collegium war das dritte im Range. Nur selten versammelte sich die

gesammte Landschaft zu einem allgemeinen Landtage. In der Regel

wurden Ausschußtage gehalten, an denen nur das Ausschußcollegium und

die ersten Magistratspersonen der Kreisstädte Altenburg, Saalfeld (nach

gänzlicher Abtretung dieses Fürstenthums an Coburg, späterhin Kahla)

und Eisenberg Theil nahmen. Im Jahre 1821 wurde schon eine neue

Verfassung projectirt, welche sich von der jetzigen dadurch wesentlich un«

terschied, daß dabei zwei Kammern beabsichtigt waren. Sie trat indeß

nicht in's Leben, blisb übrigens in ihren Tendenzen bei dem neuen

Grundgesetze vom 29. April 1831 nicht unberücksichtigt. Danach bildet

das Herzogthum ein staatsrechtliches, zur Theilnahme an einer und

derselben Verfassung vereinigtes Ganze (§. 1.), wovon kein Theil (§. 2.)

veräußert werden kann. Bei Erbvertheilungen im Gesammthause Sach

sen finden jedoch die Grundsätze desselben statt, und selbst ein durch

Verhältnisse mit den Nachbarstaaten rathlicher oder unvermeidlicher Aus

tausch kleinerer Gebietstheile kann nur nach Vernehmlassung der Lan

desdeputation erfolgen. Zur Erläuterung dieser Vorschriften wird die

Erinnerung an folgende historische Vorgänge dienen. Nachdem auf er

folgtes Ableben Herzog Emsts I. (des Frommen) von Gotha dessen

Land unter seine sieben Söhne (1680) vertheilt, und dalki dem Her

zoge Friedrich I. von Gotha die altenburgischen Aemter Altenburg, Leuch

tenburg und Orlamünda, dem Herzoge Christian zu Eisenberg aber

die auch altenburgischen Aemter Eisenberg, Ronneburg, Roda und Kam«

bürg zugetheilt und so die einzelnen Bestandtheile des Herzogthums Al-

ttnburg zerrissen worden waren; so nahm nach Christians ohne Lei»

beserben erfolgtem Tode (1710) Herzog Friedrich II. von Gotha-Alten»

bürg die zuletzt erwähnten ehemaligen altenburgischen Aemter, in Ge

mäßheit eines, unter den ernestinischen Häusern am 6. April 1699 zu

Coburg abgeschlossenen Vergleiches, in Besitz. Es wurde auch der, deß-

halb und wegen der Besitznahme von Römhild nach Herzog Heinrichs

daselbst erfolgtem Ableben entstandene Streit mit dem Herzoge von

Meiningen erst im Jahre 1720 dahin beendigt, daß Herzog Friedrich II

die ganzen altenburgischen Aemter, jedoch nur einen Dritttheil des röm.
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hildischen Amtes Themar behielt °). So wurden die einzelnen Theile

Altenburgs wieder zusammengebracht und so waren die Herzogthümn

Gotha und Altenburg unter den Herzögen von Gotha vereinigt, bis

am 11. Februar 1825 mit Herzog Friedrich IV. zu Sachsen-Gotha»

Altenburg diese Linie ausstarb. An die erledigten Lande machten die

sämmtlichen damaligen Herzöge ernestinischer Linie, die Herzöge von

Coburg-Saalfeld, Meiningen und Hildburghausen Ansprüche. Durch

den zu Hildburghausen am 12. November 1826 abgeschlossenen Erb«

vertrag wurden nun die sämmtlichen gotha- altenburgischen Besitzungen

unter gedachte Fürsten vertheilt, so daß sich daraus und aus den zeithe»

rigen Besitzungen, jener Fürsten die Herzogthümer Altenburg, Coburg«

Gotha und Meiningen-Hildburghausen bildeten. Nur die Unterhal

tung von Jena und Schleusingen blieb gemeinschaftlich. Insonderheit

erhielt der damalige Herzog Friedrich von Hildburghausen, Senior

des ernestinischen Hauses und der drei herzoglichen Speciallinien, gegen

Abtretung des eben genannten Herzogthums, das Herzogthum Alten

burg mit einigen ehemals saalfeldischen Orten, jedoch mit Ausschluß des

sonst dazu gehörigen Amtes Kamburg mit der Saline Neusulza, mehrerer

Orte vom Amte Eisenberg und der sonst altenburgischen Enclaven im

weimarischen: Merzehenheiligen , Lichtenhain und Mosen, welches Alles

zum Herzogthume Meiningen geschlagen wurde °). So steht das Herzog

thum Altenburg, das vor der erwähnten Theilung nebst Gotha in der teut-

schen Bundesmatrikel mit 1857 Mann Bundescontingent von 185,682

Einwohnern aufgeführt war, jetzt in derselben allein mit einem Bundescon

tingent von 982 Mann. Und so ist das herzogliche Haus Hildburg

hausen zum herzoglichen Hause Altenburg geworden. Der Herzog, jetzt

und zwar seit dem 29. Sept. 1834, Joseph, ist, besage des von dem

ersten altenburgischen Herzoge, der Hildburghausischen Linie, Frkedrich,

dem Lande im Jahre 1831 verliehenen, also, nach den Eingangsworte»

des Gesetzes, octroirren, jeirvch „nach erfolgtem Beirath der Landschaft

und mit deren Zustimmung" gegebenen Grundgesetzes, als souveräner Lan

desherr das Oberhaupt des Staates, vereinigt in sich die gesammte,

ungetheilte Staatsgewalt und übt sie unter den in der Ver-

sassungsurkunde festgesetzten Bestimmungen aus (K. 4. d. Verf.-Urk.).

Daher macht er allein die Gesetze bekannt (§. 5.), steht an der Spitze

der Staatsverwaltung und vertritt den Staat gegen andere Staaten

<§. 6.) ; alle Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt wird in seinem Namen

verwaltet (§. 7.); von ihm allein können unter den verfassungsmäßi

gen Bestimmungen die Landesabgaben ausgeschrieben werden (§. 9.);

ihm steht die ausschließliche Verfügung über das Militär zu (§. 10.).

5) Man vergleiche hierüber Galletti, Geschichte Thüringens, Gotha,

178S, 31. Buch i. Abschn. S. 212, 228 u. 22S. Witzleben, Geschichte ^

des ernestinischen Hauses Sachsen vom Jahre 1547 bis auf die neuesten Zei

ten, Budissin, 1837.
6) Man vergleiche hierüber die belehrenden Nachrichten von Kotz m

Pölitz, Jahrbücher der Geschichte und Staatskunst, «uguft 1831. Rr. Z.

E. 133.
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Der Titel des Herzogs ist: Herzog zu Sachsen, Jülich, Cleve und

Berg, auch Engern und Westphalen, Landgraf in Thüringen, Mark

graf zu Meißen, gefürsteter Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark und

Ravensberg, Herr zu Ravenstein u. s. w. Sein Wappen ist ein teutschet

Schild mit einem Mittelschild und in 18 Felder gerheilt. Der Mittel

schild führt die 5 schwarzen Balken mit dem sächsischen Rautenkranze;

in den Feldern sieht man die Schilder: 1) von Thüringen, 2) von

Eleve, 3) von Meißen, 4) von Jülich, 5) von Berg, 6) und 7) von

der Pfalz Sachsen, 8) von der Mark Landsberg , 9) von Orlamünda,

10) von Eisenberg, 11) von Altenburg, 12) wegen der Regalien, 13)

von Brehna, 14) von der Mark, 15) von Eoburg, 16) von Henneberg,

17) von Heldburg und 18) von Ravensberg, Von den 6 Helmen sind

3 gekrönt, die Helmdecken gold und roth. Der ernestinische Hausorden

wird durch den Herzog mit vergeben. In dem herzoglichen Hause Al

tenburg ist durch die Primogeniturordnung vom 24. Juni 1703

und iurch die letztwillige Verordnung vom 11. Januar 1705 die

Thronfolge nach dem Rechte der Erstgeburt eingeführt; die nachgebornen

Prinzen erhalten Geldapanagen, die Prinzessinnen Aussteuer, die Witt-

wen Witthum. Der erwähnte letzte Herzog von Hildburghausen trat,

noch ehe er Herzog von Altenburg wurde, dem Erbsolgerecesse vom 28.

Juli 1791 bei. Uebrigens ist die Majorennität der männlichen Glieder

des herzoglichen Hauses auf das 21. Lebensjahr festgesetzt; doch kann

der Herzog auf Ansuchender Vormünder die Prinzen, nach erfülltem 18.

Lebensjahre, für großjährig erklären; ihm selbst kann in gleichem Falle

von dem, an Jahren ältesten regierenden Herrn des sächsischen Eesammt-

«auses aller Linien die Majorennität ertheilt werden (tz. 15. d. Bf.-Urk.).

Die Vormundschaft über den minderjährigen Landesherrn und die Regent

schaft wird zunächst von der leiblichen Mutter, dann von dem ältesten voll

jährigen Agnaten im herzoglichen, und, fehlt auch dieser, vom ältesten regie

renden Herrn im Gesammthause Sachsen gothaischer Linie geführt (K. 16.).

Der Vormundschaft steht ein Regentschastsrath zur Seite (§. 17.). Das

Domänenvermögen ist Eigenthum des herzoglichen Hauses und erbt in

der Staatserbfolge des Hauses Sachsen-Altenburg so fort, daß nichts dar

aus von einem Ailodialerben in Anspruch genommen werden kann-(§. 3.

und 18.). Das Einkommen der Glieder des Fürstenhauses wird d.urch

dieWvilliste im Allgemeinen bestimmt, deren Verwendung für einzelne

FaiMienglieder deeHörzog festsetzt (§. 19.). Nur die Schatulleneinkünfte

und darunter die Mdeicommißcapitalien stehen unter der unbeschränkten

Disposition des Souveräns (§. 20. 21. 22.). Alle Vermählungen der

Glieder des herzoglichen Hauses ohne Zustimmung des regierenden Herrn

sind nichtig (§. 28.). In privatrechtlichen Verhaltnissen stehen die Glie

der des herzoglichen Hauses unter den Landesgesetzen ; Klagen aus Ei

genthums- und Vettragsverhälbnisscn werden bei dem Justizcollegium an

gebracht. In anderen AngeKgenheiten bestimmt der Herzog das Ver

fahren nach Anhörung des, aus ihm und den volljährigen unbetheiligten

Prinzen, unter Zuziehung des Ministeriums und der ersten Hofämter,

bestehenden Familienrnthes (§. 34. u. 35.). Der Herzog ist unverant



Altenburg. ISA

wortlich ; er übt die Regierungshandlungen unter Verantwortlichkeit nicht

eines einzelnen (übrigens unerläßlich) contrasignirenden Ministers, son

dern des aus mehreren Rathen bestehenden Ministeriums aus (§. 36. u.

37.) 5). Der Herzog ist zugleich Mitglied des Gesammthauses Sachsen

und des teutschen Bundes, in dessen engerem Rathe Altenburg zur 12.

Stelle gehört, während es im Plenum der teutschen Bundesversammlung

Eine Stimme hat. Sonnch machen auch die Beschlüsse der Bundesversamm

lung einen Theil des altenburgischen Staatsrechts aus, und haben, nach Ver

kündigung durch den Landesherrn, gesetzliche Kraft (ß. 11u.12d.Bf.-Urk.)°).

Die oberste Landesstelle ist das Geheime Ministerium, der

malen bestehend aus drei Beamten, unter den Prädicaten von Minister und

Geheimen Conferenzräthen. Es besorgt die oberste Leitung der gesamm-

ten Staatsgeschäftsführung, beaufsichtigt alle Behörden, macht dem Lan

desherrn unmittelbar Bortrag und vertritt denselben, wenn er keinen

fürstlichen Stellvertreter ernannt hat. Die Justiz ist selbst in den oberen

Stellen nicht überall von der Administration geschieden ^). Das oberste

Justiztribunal ist das, sämmtlichen großherzoglich- und herzoglich-sächsi

schen, ingleichen den fürstlich-reußischen Häusern gemeinschaftliche O b e r-

Appellarionsgerichr zu Jena, dessen Hauptnorm noch dermalen

die „Provisorische Ordnung des gemeinschaftlichen OberappeMtions-

Gerichts zu Jena" vom Jahre 1816 ist "). Die zweite Instanzen ge.

wöhnlichen und die erste in Rechtssachen gegen schristfässige Personen

und gegen die landesherrlichen Lassen (mit Ausnahme der dem Consisto-

rium und der Militärbehörde überwiesenen Gerichtsbarkeit und mit Aus

nahme der Polizeivergehen) bildet das Justiz collegium, das zu

gleich Lehnhof ist, die Oberaufsicht über die Rechtspflege im Lande führt

und, nach einem ganz neueren Gesetze"), die Geschäfte des als obere In

stanz für die Militärjusiiz eingefetzten Generalaudiloriats, unter Beisitz

eines nicht bei den activen Bundestruppen dienenden Stabsofsiciers, ver

waltet. Bei schriftsässigen Personen und Behörden wird die zweite Jn-

7) Näher hat sich darüber, inwiefern Ministerverantwortlichkeit in die

sem Herzogthume stattfindet, der Verf. des gegenwärtigen Artikels verbreitet

in der Schrift: Die Mimsterverantwortlichkeit in konstitutionellen Monar

chien, Monographie eines alten Geschäftsmannes, Leipzig, 1833. Abschn. 125.

S. 249. folg.S) Umständlich hat sich über die Verfassungsurkunde ausgesprochen:

Pölitz, Andeutungen über den staatsrechtlichen und politischen Character des

Grundgesetzes für das Herzogthum Sachsen-Altenburg vom 29. April 1831

mit vergleichender Rücksicht auf die Verfassungen von Schwarzburg-Sonders

hausen, "Hessen, Hannover und Braunschweig, Leipzig 1831.
9) Man vergleiche über dieses Alles das „ Edict in Bezug auf einige

Verhältnisse des Staatsdienstes und auf die Bildung und Geschüftsthätigkeit

der Landescollegien vom 13. April 1831."
1«) vr. Adolph Martins provisorische Ordnung des O.-A.-Gerichts

zu Jena :c. mit Hinzufügung der vom 1. Januar 1817 bis 1. Juli 133«

ergangenen Erläuterungen, authentischen Interpretationen und Zusätzen, Jena,

Schreiber, 183«. .11) Geheime Ministen«! - Bekanntmachung vom 26. März 1837 ,m al

tenburgischen Amts- und Nachrichtsblatre v. d. I. Nr. IS. S. 167.
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stanz durch das Rechtsmittel der Leuterung ersetzt. > Dle erste Instanz

haben die Landesunterthanen, mit Ausschluß der im Nachstehendem näher

bezeichneten Consistorial-, der Militair- und Hofmgrschnllamts-Justiz, bei

den herzoglichen Justizämtern und den Patrimonialgerichten. Zu den

letzteren gehören auch die in den eigentlichen Städten für deren Einwoh

ner vorhandenen Stadtgerichte. Alle diese Behörden bestehen aus Eins

zelxichtern unter Zuziehung der stummen Richter und Schöppen für ge

wisse Handlungen. Seit dem einflußreichen Jahre 1830 sind diese

Stadtgerichte in der Regel vom Stadtmagistrate getrennt, und es sind ih

nen, besonders in der Hauptstadt, diejenigen Thcile der Stadt, welche

früher unter dem Justizamte standen, mit untergeben worden. Bis

jetzt ist nur im Kreisamte Altenburg die Criminaljustiz durch Trennung

jenes Amtes in zwei Abtheilungen von der Civiljustiz separirt. Es

ist aber, auf einen Ministerialanttag, nach umständlichen Berathschla-

gungen von der Landschaft des Herzogthums Altenburg am 2. März

1337 beschlossen worden, „daß die Landschaft im allgemeinen die Zweck

mäßigkeit einer Centralisirung (Vereinigung) der Obergerichtsbarkeit und

Leren Uebertragung auf den Staat anerkennend, für Errichtung von

Landescriminalgerichten sich ausspreche, beifügend, daß es in ihren

Wünschen und Absichten liege, zwei Criminalgerichte für das Herzogthum

erriciM zu sehen; daher erkläre sie, vorbehältlich definitiver Resolution,

ihre Geneigtheit zu Abtretung der Obergerichtsbarkeit an den Staat" zc.

Vorläufig ist aber ein Gesetz über den Jnstanzenzug in Criminaljustiz-

fachen ^) erschienen, wonach in allen Criminalsachen in der Regel, mit

Ausnahme der Falle, «enn neue erhebliche Thatsachen zur Kenntniß der

Behörde gelangt, oder Lebens» oder mindestens zehnjährige Zuchthaus

strafe erkannt, oder wenn dispensationsweise vom Landesherrn zur Min

derung der Strafe ein drittes Erkennntniß zugelassen wurde, nur zwei

Instanzen in Criminalsachen statt finden sollen. Die erste wird in der Re

gel in allen Sachen , wo über 8 Woche« Gefängniß zu erkennen ist,

durch das Landesjustizcollegium, und in den Sachen, worin das Consi-

storium competent ist und worin nur Geld - oder Gefängnißstrafe zuer

kannt werden kann, durch dieses, in allen den Fällen aber, wo die gedach

ten beiden Collegien die erste Jnstanz'sind, wird die zweite vom Oberap

pellationsgerichte in Jena gebildet. In den Fällen unter 8 Wochen

Gefängnißstrafe sind die Untergerichte die erste, das Justizcollegium die

zweite Instanz. Das Justizcollegium hat in dem erwähnten Wirkungs

kreise die streitige und freiwillige Civil - und die Criminal- (jedoch nicht

die Polizeistraf-) Gerichtsbarkeit, das Vormundschafts- und Nachlaßregu-

lirungs- auch Hypotheken-, Depositen- und Concurswesen, sowie die Ver

mögensverwaltung Verschollener — dieß Alles unmittelbar rücksicht-'

lich schristsässiger Personen. Hingegen hat es nur die Oberaufsicht in

allen diesen Beziehungen über gedachte Behörden erster Instanz, jedoch

12) Die S. 207 dieses Artikels erwähnten landschaftlichen Mittheilungen

p«n 1837, S. 343 flg.

13) Vom 27. Januar 1837.
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die Todeserklärung , Adoptions - und Adrogati'onsbestätigungen , inglei»

chen die Vorbereitungen zu landesherrlichen Volljährigkeitserklarungen

und Legitimationen unehelicher Kinder rücksichtlich aller Unterthanen; so

wie kein Gantverfahren von einem Untergerichte ohne Genehmigung des

Justizcollegiums eröffnet werden darf. Die Prüfung der, im Justizfache

. Anzustellenden, deren Verpflichtung, die Disciplinaraufsicht über alle

im Justizwefen Angestellten , die Entscheidung aller Eompetenzstreitigkei-

ren der Unterbehörden, endlich die Redaction des Amtsblattes und der

Gefetzsammlung liegen ferner diesem Collegium ob. Das Hauptadmini-

.strativcollegium ist die Landesregierung. Ihrer Wirksamkeit unter

liegen die landschaftlichen Wahlen, die Erhaltung der Landeshoheit und

der Landesgrenzen, die Feststellung der Bezirksgrenzen, die Aufnahme

von Unterthanen, das Einquartierung^- , Marsch - und Recrutirungswe»

sen, sowie die gesammte innere Landesverwaltung in Bezug aus" landes

herrliche Rechte, Landeswohlfahrt, eigentliche Landescultur, also auch

Frohnablösungswesen , Bewirthschaftung der Privatholzungen , Ex

propriationsangelegenheiten, Gemeinde- und Corporationsfachen, Buch

handel, Landesvermessung, die gefammte obere Polizei, mithin alle

öffentlichen Anstalten zur Erhaltung und Herstellung der allgemeinen Si

cherheit und Ruhe, also auch unter anderen die Bürgergarden, Feuer-

Polizeianstalten , die Besserungs - , Arbeits - und Strafanstalten ^) , die

gesammte Leitung des Sanitatswesens, das gefammte Steuerwesen, die

Brandversicherungs - und Armenanstalten, die Wittwensocietat, Pen

sionsfonds u. f. w., und die Vermittelung der Anstellung aller Beamten

für diese Branchen. Die Aemter, Patrimonialgerichte und Stadtmagi«

strate, ingleichen in Steuerangelegenheiten die SteuerZmter, sind die

Unterbehörden dieses Collegiums. Es ist aber auch daö Land gegenwartig

in zwei Kreise getheilt, den altenburgischen und den kahl« - eisenbergischen,

deren jedem ein Kreishauptmann zu besserer Erreichung einiger Geschäfts

obliegenheiten der Verwaltungsbehörden vorstehet. Sie sind außeror

dentliche Mitglieder- der Regierung und als Commissarien aus dessen

Mitte zu betrachten. Gleich steht den beiden genannten oberen Behörden

das Consistori um, das in der Hauptsache in allen Kirchen-, Schul-

und sonstigen Cultussachen die obere Administrativ - und Justizbehörde,

letztere auch in Ehesachen bildet, wiewohl die Aufsicht über die katholi

schen Glaubensgenossen in Bezug auf Wahrung landesherrlicher Gerecht

same der Landesregierung zusteht. Die Unterbehörden des Consistoriums

sind in Cultussachen die Ephorien, in Administrationssachen der Kirchen

und Schulen die Kirchen und Schulinspectionen, welche aus dem Epho-

rus und dem Justizbeamten jedes Kirchspiels zusammengesetzt sind, in

Rechtssachen die oben erwähnten Justizbehörden erster Instanz. Ein

 

l4) Attenberg hat ein Zuchthaus auf der Beste Leuchtenburg, wohin alle

zu längerer Zuchthausstrafe verurtheilte Verbrecher gebracht werden, und ein

Zucht- und Zwangarbeitshaus zu Altenburg, das in der Hauptsache zu poli

zeilicher Correction von Vagabunden und arbeitsscheuen Leuten, aber auch zur

Aufnahme geringerer Verbrecher bestimmt ist.
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viertes Landescollegium ist die Kammer, welcher die Verwaltung der

landesherrlichen Kammergüter, Forsten, Jagden, Regalien (unter andern

des Postregals, inwiefern dabei noch die Landesadministration eingreift,

während die Posten in der Hauptsache dem fürstlichen Hause Thurn und

Taxis übertragen sind), dann der Gerichts- und anderer Nutzungen an

Flößen, Ziegeleien, Lehen, Zinsen, Frohnen, Gewerbabgaben, die Erhal

tung des Domänialbestandes, das Bauwesen, die Kunst- und Landstra

ßen und die Verwaltung der Kammer- und der dieser untergeordneten

Lassen obliegt. Ihre Hauptunterbehörden sind die Bau-, Floß- und

Rentamter, auch Chausseegelder-Einnahmen. Die Kammer und die Lan

desregierung als ObersteuercoUegium bilden zusammen das Finanz-

collegium, welchem als Hauptsache die Oberaufsicht über Verwaltung

der Landesbank übertragen ist. Es sollen aber überhaupt in diesem Colle-

gium die Interessen dey-Kammer- und ObersteucrverwaltlMg vereinigt sein,

daher in demselben alle Abänderung der bestehenden Etats, größere Ein

nahmeerlasse, bedeutendere unvorhergesehene Ausgaben gedachter beider

Behörden vor Stellung der dießfallsigen Antrage an die höchste Stelle zu

berathen sind. Die Kammerrechnung wird der Prüfung der Obersteuer

behörde, die Obersteuerrechnung der der Kammer, nach erfolgter gewöhn

licher Revision, unterworfen, und die Posten eines Kammerpräsidenten

und Obersteuerdirectors dürfen nie in Einer Person vereinigt sein. Der

Kammer liegen zunächst die landesherrliche Civilliste, die Kosten der eige

nen Verwaltung, die Erhaltung des Kammervermögens , der Chausseen

und Landstraßen,, der Aufwand auf die landesherrliche Gerichtsbarkeit

und gewisse Beiträge zu gemeinnützigen Anstalten ob. Die Obersteuer-

casse hat dagegen einen Beitrag zur landesherrlichen Civilliste, die Kosten

der Landesbehörden mit Ausnahme der Kammer, Zuschüsse für Geistliche,

Schulen und Bildungsanstalten, Erhaltung der Armen-, Medicinal-,

Polizei- und Strafanstalten, Unterstützung der Kammer bei größeren

Straßenbauten auf landschaftliche Verwilligung , Beiträge zum Flußufer

bau nach einem observcmzmäßigen Verhältnis), die Kosten der teutschen

Bundesverhältnisse und der diplomatischen Agenten, des Militärs und

der landschaftlichen Versammlungen, den Aufwand in Landeshoheitssa

chen und die Verzinsung der Landesschulden zu bestr«ten. Genau sind

daher die Bestimmungen beider Lassen nicht geschieden. Darauf beruhen

aber die Grundsätze der Finanzverwaltung, welche in einer besonderen Bei

lage zu dem erwähnten Grundgesetze aufgestellt sind. Nur das ist noch

zu bemerken, daß bei der Regierung als Obersteuercollegium der Land

schaftspräsident und ein landschaftlicher Abgeordneter der Stadt Alten

burg Beisitzer sind. Endlich das Militär co lieg ium hat, nach der in

der Gesetzsammlung für das Jahr 1327, Seite 28, auszugsweise bekannt

gemachten Instruction vom 1. Juni jenen Jahres, die Einberufung der

militärpflichtigen Mannschaft nach der Loosnummer der Conscription, die

Assentirung freiwillig Eintretender, die Verabschiedung d?r Soldaten, die

Vorbereitung der Pensionsgesuche, Aufrechthaltung des Militäretats, die

Militäröconomie , Montirung, Armirung, Brotverabreichung, Muste

rung, das Militärdepositenwesen, das Militärhosvital , die Munition
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und die Verwaltung der zur KriegHcasse gehörigen Fonds zu besorgen und

zu beaufsichtigen.

Im übrigen hat das Land drei Kreisämter: 1) das zu Al

tenburg, dessen eine Abtheilung, wie gedacht, das Crimina lamt Al«

tenburg bildet und dem das Justizamt Ronneburg und die in die

sem Kreise befindlichen Patrimonialgerichte einbezirkt sind. 2) Das

Kreisamt Leuchtenburg mit Orlamünde zu Kahla, zu welchem das Zu-

stizamt Roda sammr den dortigen Patrimonialgerichten , und 3) das

Kreisamt Eisenberg, zu welchem die darin einbezirkten Patrimonialgerichte

gehören. Jedem Kreisamte steht ein Kreisamtmann vor, der mit dem

Kreishauptmann in keiner näheren Geschäftsverbindung steht, als jedes

andere Justizamt. Schließlich ist hier zu bemerken, daß die S a ch w a l-

ter im Hzgth.Altenb. in zwei Classen zerfallen, WHofadvocaten, d.s.

solche, welche bei allen Behörden des Landes practiciren dürfen, und in blose

Advocaten, denen nur vor den Untergerichten die Praxis gestattet ist.

Da ftüherhin die Zahl der Hofadvocaten beschränkter war, so heißen die i«

diese beschränktere Zahl Aufgenommenen, welches gewöhnlich nach der

Reihefolge des Dienstalters geschieht, ordinäre Hofadvocaten. Sie

haben einige Prärogativen vor den anderen, welche extraordinäre

Hofadvocaten heißen. Für die Notarien besteht ein eigenes Ge»

setz vom 2. September 1811 ^), ihre, besonders neuerlich, seitdem

auch bei den Patrimonialgerichten die Requisition derselben sehr be

schränkt ist, beinahe blos auf Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit im

strengsten Sinne des Wortes 'und auf Protocollführung in gewissen

Fällen sich erstreckende Thätigkeit regulirt. Noch kann nicht unerwähnt

bleiben, daß in diesem gut und besonders sorgfältig verwalteten Lande

auch die Armenanstalten zweckmäßig geordnet sind, und daß eine,

verhältnißmäßig bedeutende, theils reitende, theils Fußgensdar-

merie angestellt ist. Endlich war unter dem 16. Septbr. 1822 eine

Medicinalcommission in Wirksamkeit getreten, welcher die Auf

sicht über das gesammte Medicinalwesen des Landes oblag. Sie ist

jedoch durch die Bekanntmachung der herzogl. Landesregierung vom 26.

Febr. 1835 (Ges.-Samml. v. diesem Jahre S. 31.) aufgehoben und

ihr Geschäftskreis der Landesregierung, unter Beigebung zweier Aerzte,

als sachkundiger außerordentlicher Beisitzer, übertragen worden.

Die schon erwähnte Verfassungsurkunde ist eine der umständlich

sten unter den auf Veranlassung des Jahres 1830 erschienenen. Sie

verbreitet sich sehr detaillirt über die allgemeinen Rechte und Pflichten

der Unterthanen (§. 38. ff.), erfordert zur Befähigung bei der Auf

nahme in den Staatsverband (§. 42.) das Bekenntniß der christ

lichen Religion, sichert durch bestimmte Vorschriften den Rechtsschutz

(§. 45. ff.), die Freiheit der Person (§. 61/ ff.), die Sicherheit und

Dispositionsrechte rücksichtlich des Eigenthums (Z. 64. ff.), Anwart

schaft auf öffentliche Aemter, das Recht der Verheurathung, Hausstan

desbildung, Beschwerdeführung, der Presse, der Auswanderung und

16) 3. Beif.-Samml. S. 614.
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der Versorgung für den Fall der Hilfsbedürftigkeit (g. 61 ff.). Anderer»

seits bestimmt sie genau die Pflichten der Staatsunterthanen gegen Lan»

desHerrn, Gesetze und Obrigkeit, sowie die Verpflichtung zur Theilnnhme

an den Staatslasten und am Waffendienste (Z. 7l ff.). Auch die

Staatsbürgerrechte, deren Erlangung und Verlust (Z. 81 ff.), die Rechte

und Pflichten der Forensen (§. 9! ff.), der temporären Unterthanen und

Auslander (§. 94 ff.), der Korporationen im Staate, namentlich der

Dorf, und Stadtgemeinden (§. 99 ff.), insonderheit der darin volles

Ortsbürgerrecht habenden und der Ausmärker und Schutzverwandten,

sowie der Gemeinden, als Körperschaften, sind darin genau abgehandelt.

Die vierte Abtheilung der Verfassungsurkunde hat die Kirchen, Schu

len und milden Stiftungen zum Hauptgegenstande, namentlich das

Werhältniß des Herzogs als Kirchen- und Stäatsregenten, die Ausübung

der Kirchengewalt unter Mitwirkung der Synoden durch das Consisto»

rium und die Verwaltung des Vermögens der Kirchen, Schulen und mil«

den Stiftungen (tz. 128 ff.). Zuletzt behandelt dieses Gesetz die Land,

stände (§. 162 ff.). Sie sind das verfassungsmäßige Organ der Ge-

sammtheit der Unterthanen in dem Verhältniß zur Staatsregierung , wer

den aus den Classen der Rittergutsbesitzer , der Stadtbewohner und des

Bauernstandes nach der, der Verfassungsurkunde in 59 Paragraphen an

gehängten Wahlordnung gewählt, bilden nur Eine Kammer und wirken

gesetzmäßig auf Berufung des Landesherrn — jede andere Versammlung

ist gesetzwidrig — entweder bei einem allgemeinen Landtage — dieß regel

mäßig alle 4 Jahre — oder durch die Landesdeputation. Sehr weise ist

in der Verfassungsurkunde, an welcher (§. 266) nur im Einverständnisse

des Landesherrn mit der Landschaft etwas geändert werden kann, doch

ausdrücklich darauf hingedeutet (tz. 168), daß die in der Wahlordnung

vorgeschriebene Geschäftsform „bis zur Erlangung anderweiter Erfahrun

gen und Erlassung eines anderen Gesetzes provisorische Willigkeit habe".

Staatsbürgerrecht, Volljährigkeit, christliche Religion und Unbescholtenheit

des Rufes werden zur Wahlfähigkeit und Wählbarkeit, zu letzterer aber

auch ein 25jähriges Alter, vorausgesetzt (§. 1 69 ff.). Nur die Mitglieder

des Geheimen Ministeriums können nicht Abgeordnete werden, wohl aber

andere Beamte, denen die Erlaubniß hierzu ohne erhebliche, in dem We

sen des Amtes beruhende Gründe nicht versagt werden soll (§. 182.).

Die Praxis dehnt dieß soweit aus, daß der jetzige Regierungs - Vicepräsi-

dent und Kreishauptmann des altenburgischen Kreises zugleich Stellver

treter des Landschaftspräsidenten ist. Die Wahl der Abgeordneten erfolgt

auf 12 Jahre und ein Drittel derselben erneuert sich nach jeder Landtagsauflö

sung (§. 174). Die Wahl der Abgeordneten der Rittergutsbesitzer ge

schieht durch Urwahl, die der Städte und des Bauernstandes durch indi

rekte Wahl, also durch- Wahlmänner. Um unter Ersteren wählen zu

können, ist der eigene Besitz eines landtagsfähigen Rittergutes oder die

Eigenschaft eines Hauptbelehnten, Lehnsvormundes, oder eines Ehegat

ten oder 26jährigen Sohnes der Lehnsbesitzerin erforderlich; wählbar

hingegen sind, im Falle ermangelnden eigenen Besitzes eines landtags

fähigen Rittergutes, nur die beiden Letzterenz die Besitzerinnen sowie
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ihre LehntrZger sind weder wahlbar noch wahlfähig (§. 184 ff.). Eben

so ist es rücksichtlich der Hausbesitzerinnen unter dem Bürger- und

Bauernstande. In den Städten ist, um an der Urwahl Theil nehmen

zu können, stetiges Wohnrecht und eigener Hausstand und, beim Wohn«

sitz innerhalb der Stadt, die Entrichtung städtischer Abgaben, beim Wohn

sitz in der Vorstadt die directer Steuern, mindestens der Schulsteuer

erforderlich. Auf dem Lande concurriren bei der Wahl der WahlmäM

ner nur die Eigenthümer eines bauerlichen Gutes, mindestens eines

Hauses. Für die Wählbarkeit eines Abgeordneten vom Bürger- oder

Bauernstände besteht «in nach den verschiedenen Orten und Aemtern

verschieden festgesetzter Census an Land-, Handels-, Grund- oder Vieh

steuer. Derselbe wird aber zur Wählbarkeit der Mitglieder des Stadt-

rathes und der Stadtverordneten nicht erfordert (ß. 190 ff.). Die

Landstände sind im allgemeinen verpflichtet, die Interessen aller Clss^

sen und Stände zu vertreten und nicht das besondere Interesse ihres

einzelnen Standes oder Bezirkes. Ohne ihre Zustimmung kann keine

Veränderung der Gesetze über die Freiheit der Personen, das Eigenthum

der. Staatsangehörigen, die Grundverfassung und die Militäraushebung

erfolgen. Sie müssen den Bedarf des Staates mit der Landesre

gierung erörtern und die Mittel zur Deckung der nöchig befundenen

Ausgabeansätze verwilligen. Bei ermangelndem Einverständniß über den

künftigen Finnnzetat kann der Landesherr die Seitherigen Berwilligun-

gen «och einmal auf Ein Jahr ausschreiben, innerhalb dessen die Ver

handlungen zum Schlüsse zu bringen sind. Verweigerung der Zustim

mung von Seiten, der Landschaft darf nur unter Anführung aller Gründe

geschehen (§. 199 ff.). Bei anderen Gesetzen concurriren die Landstände

nur konsultativ ; reglementarische Verfügungen zur Ausführung bestehen

der Gesetze, Verordnungen in Folge des Aufsichts- und Verwaltungs

rechtes, polizeiliche Anordnungen, auch solche zur Sicherheit des Staa

tes, bedürfen der ständischen Begutachtung nicht (§. 210 ff.). Mängel

in der Verwaltung haben die Stände dem Landesherrn eben so anzu- .

zeigen, als die Beschwerden einzelner Unterthanen, CorporationeN und

Orte bei ihm zu vermitteln, wenn nachgewiesen ist, daß man sich vor»

her ohne Erfolg an die geeigneten Landescollegien und zuletzt an die

höchste Stelle gewendet hat. Zu Commissionen, durch außerordentliche,

außer dem regelmäßigen Gange der Staatsverfassung liegende Ereignisse

veranlaßt, wobei Geld- oder persönliche Leistungen der Unterthanen in

Frage kommen, sollen ständische Abgeordnete als Mitglieder zugezogen

werden (g. 215 ff.). Zum Schluß enthält die Verfassungsurkunde sehr

umständliche Bestimmungen über die Art der Ausübung der landschaft

lichen Thätigkeit, je nachdem sie auf Landtagen oder durch die Landes

deputation geschieht, und für den ersten Fall die Vorschriften über Beru

fung, Eröffnung, Geschäftsführung, Geschäftsform und Schluß deS

Landtages <§. 2 l 8 ff.). Die Landesdeputation, bestehend aus dem Präsi.

Kenten, dessen Gehülfen und 6 Mitgliedern, durch Stimmenmehrheit auf

die Zeit von einem Landtage zum anderen gewählt, hilft die vom Landes»

Herrn bestätigten Beschlüsse des Landtages, so weit es von landschaftlicher
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Seite geschehen kann, in Vollzug setzen, vermittelt Finanzanstande und

bereitet die Geschäfte der nächsten Versammlung vor, bringt verfassungs

widrige Ereignisse zur Kenntniß des Landesherrn, besetzt die landschaftli

chen Stellen bei dem Magdalenenstifte und der Carolinen-Töchterschule,

wird vom Landesherrn, so oft er es nöthig erachtet, berufen, und kann

vom Sinn und Zweck landschaftlicher Beschlüsse nur dann abweichen,

wenn dazu durch das Vorkommen neuer Thatsachen eine nothwendige

Veranlassung gegeben, nicht von mindestens drei Dcputationsmitgliedern

auf Befragung der ganzen Landschaft angetragen wird und Gefahr auf

dem Verzuge hastet (§. 249 ff.).

Im Fall einer nicht auszugleichenden Differenz zwischen Regierung

und Ständen über Auslegung einzelner Puncte der Verf. -Urk. tritt ein

schiedsrichterliches Verfahren nach Analogie der ß§. 41—44 der Ober-

Appellationsgerichtsordnung ein. Da indeß diese Stelle eigentlich nur

Streitigkeiten der Durchlauchtigsten, zum O.-A. -Gericht vereinten

Höfe zum Gegenstande hat, so möchte deren Anwendung selbst wieder

manchen Streitigkeiten unterworfen sein. Jeder Regierungsnachfolger

erklärt bei seinem Regierungsantritte, daß er an das Grundgesetz ge

bunden sein wolle (§. 266). Die Erklärung des jetzigen Herzogs Joseph

vom 29. September 1834 '^) lautet so : „erklären Wir hiermit feierlich

den Antritt dieser Uns von der göttlichen Vorsehung anvertrauten Regie

rung und sind entschlossen, solche als an das von Uns mit vollzogene

Grundgesetz für das Herzogthum Altenburg vom 29. April 1831 gebun

den zu üben und zu handhaben, wie von Uns zur Vollziehung des §. 266

dieser Verfassungs - Urkunde hierbei noch besonders erklärt und versichert

wird^

Von jeher haben die Beherrscher Altenburgs sich einer sorgfältigen

und zur allgemeinen Kunde zweckmäßig eingerichteten Gesetzgebung beflis

sen. Es sind daher, wenn auch Altenburg kein besonderes Landrecht hat,

doch dessen Gesetze den Unterthanen weit zugänglicher , als in vielen an

deren, selbst sächsischen Ländern. Schon im Jahre 1705 erschien eine

allgemeine Landesordnung, deren erster Theil: Von geistlichen Sachen,

der zweite: Von weltlichen Sachen, überschrieben sind, und deren dritter

Theil die, in den vorigen Theilen angezogenen und dazu gehörigen Bei

fugen enthält. Da diefe Landesordnung succefsiv durch einzelne Gesetze

ergänzt worden war, so wurde regierungswegen im Jahre 1760 eine

„Sammlung verschiedener von Zeit der publicirten Landesordnung ergan

gener Gesetze ic." zu Altenburg herausgegeben, welcher im Jahre 1775 die

„Aweite Sammlung verschiedener, von Zeit der publicirten Landesord

nung ergangener Gesetze" n., und im Jahre 1820 die „Dritte Sammlung

verschiedener Gesetze :c. nachfolgten Darin sind beinahe alle einzelnen

16) Ges.-Samml. von 1834, S. 207. .

17) Die gewöhnliche Allegirmethode ist für die der Landesordnung im 3.

Theile angehängten Beifügen: „Beifugen zur Landesordnung, Seite«.",

für die Beifügen von 1760: „1. Beifugensammlung, Seite für die bei

den andern: „Z. oder 3. Beifugensammlung, Seite zc."



bis zum Jahre 1820 im Herzogchume Altenburg erlassenen Gesetze enthal-

ten. Seit 1821 erscheint nun jährlich eine Gesetzsammlung, welcher ein

chronologisches Verzeichniß der Gesetze und ein alphabetisches Repertorium

beigefügt sind, wahrend auch jedes einzelne Gesetz als Beilage zum al-

tenbürgischen Amtsblatt ausgegeben wird. Unter den einzelnen größeren

Gesetzen möchten.besonders zu erwähnen sein: Die Wechselordnung von

17S0, die Vormundschaftsordnung von 1785, das Lehnsmandat vom

179S, unter den, nach den successiv gemachten Ersahrungen häufig

veränderten Armeng<>setzen die noch bestehenden vom 27. März 1829,

10. Febr. 1830, 8. Sept. 1831, 6. Febr. 1832 und besonders das vom

9. August 1833, ingleichen die Constitution über die fleischlichen Verbre

chen und den Kindermord vom 7. Juli 1823. Vorzügliche Sorgfalt

wurde aber von jeher und so auch in neuerer Zeit auf die Prozeßgesetzge

bung gewendet. Im Jahre 1744 wurde eine eigene „altenburgische Ge

richts- und Prozeßordnung" erlassen, welche in der Hauptsache der erläu

terten und verbesserten kmsächsischen Prozeßordnung von 1724 nachgebil

det ist und deren Grundsätze adoptirt hat. Unter dem 7. April 1823 er

schienen aber zwei Gesetze, wodurch mehrere bedeutende Lücke» in der

Prozeßgesetzgebung ausgefüllt wurden, nämlich das „Mandat, Erläute

rungen und Zusätze zu der Prozeß - und Advocatenordnung enthaltend,"

und das „Gesetz über den unbestimmten summarischen Prozeß und das

Rechnungsversahren," dessen erster Abschnitt den unbestimmten summa

rischen Prozeß und darunter im XI. Titel besonders das Verfahren im

Baggatellsachen, der 2te Abschnitt das Verfahren in Rechnungssachen be

handelt. Ihnen folgte unter dem 27. Juni jenes Jahres die „Taxord

nung der Gerichts-, Sachwalter- und Notaricttsgebühren." Der Ge

brauch aller dieser Gesetze ist durch das im Jahre 178S von Haberland

und Schu ltes herausgegebene „Realrepertorium sämmtlicher Gesetze des

Herzogthums Altenburg", und dessen, im Jahre 1836 von einem Neffen

des ersten Mitherausgebers Schultes erfolgte Fortsetzung bis mit 1835

auf eine solche Art erleichtert worden, wie man dieß in wenigen teutschen

Ländern findet. Im übrigen gilt da, wo diese Specialgesetze nicht aus

reichen, im Herzogthum Altenburg d«s gemeine Sachsen - und zuletzt sub

sidiarisch das gemeine teutsche Recht. Zur Erläuterung der Gesetze, wel

che seit' 1832 erschienen sind, dienen, inwiefern diese Gesetze auf dem

Landtagen berathen werden, die zu jedem Landtage ofsiciell ausgegebenen

„Uebersichtlichen MittlMungen und Nachrichten von der landständischen

Thätigkeit des altenburger Landtages," rücksichtlich deren nur zu beklagen

ist, daß in neuerer Zeit die Namen der Redner über die einzelnen Gegen

stände nicht mit bekannt gemacht werden , und so das Land nicht erfahrt,

wem es manche einsichtige und heilbringende Bemerkung oder Motion

verdankt.

Hat sich nach Allem diesen die Gesetzgebung des Landes vorzüg

lich auf das Prozeß-, Polizei-, Kirchen- und Schulwesen und auf ei

nige Theile des Eriminalrechtes geworfen, so enthält dieselbe in der

That, mit Ausschluß dessen, was wir oben über die bäuerlichen Ver

hältnisse umständlich erwähnten, recht wenige Abweichungen vom ge°
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meinen Civilrechte und besonders vom gemeinen teutschen Privat-, na»'

mentlich vom gemeinen Sachsenrechte. Nur aphoristisch können wir

Folgendes herausheben. Die, Erbfolge beruht großentheils da, wo sie.

vom gemeinen Sachsenrechte abweicht, auf Observanz; nur die Stadt«

statuten ^) machen davon bestimmte Ausnahmen; Gerade und

HeergerZthe sind mit allen dießfallsigen Gesetzen nnd Localstatuten ab

geschafft ^). Das ReprZsentationsrecht des römischen Rechtes ist, ge

gen die Grundsatze des Sachsenrechtes, wiewohl mit Berücksichtigung

etwaigen Rerorsionsrechtes, in Bezug auf Beerbung vollbürtiger Ge

schwister eingeführt ^"). Das Retorsionsrecht ist übrigens 2') in der

Maaße festgestellt, daß, wenn in einem anderen Staate durch Gesetze

oder besondere Verfügungen Fremde im allgemeinen, oder Altenburger

insbesondere von den Vortheilen gesetzlicher Privatrechte der dortigen

Unterthanen ausgeschlossen sind, ein Erwiderungsrecht gegen letztere,

wenn sie im Herzogthume verweilen, jedoch nur mit Genehmigung deS

Landesherrn, angewendet werden kann. Das Heimfallsrecht des Fis«

cus auf die Verlassenschaft der Ausländer, oder de.r zu ihren Gunsten

hinterlassenen Erbschaften (ckroit ä'^ubsiue) ist rücksichtlich Frank«

«ichs und der Krone beider Sicilien 2?) aufgehoben. Hin«

sichtlich der Testamente sind zu deren Aufnahme von schriftsässigen

und von solchen Personen, welche in schriftsässigen Häusern wohnen,

eben so von Geistlichen, die erbgerichtlichen Unterbehörden des Landes

ermächtigt, müssen aber nach eingetretenem Tode des Testators die Te«

stamente uneröffnet an die höhere competente Behörde einsenden 24).

Merkwürdig ist, daß ein Landesgesetz 2») ^r den Fall der Verbreitung

der «Kolerä morbus in die herzoglich altenburgischen Lande ein privi-

legirtes Testament, s>1 moäum testsuieuli tempore pestis «oucliti, ein

geführt hat. Einheit der Handlung und besonderes Erbitten der Zeu

gen sind dabei nicht erforderlich, nur müssen diese unverdächtig und

glaubhaft, mindestens 18 Jahre alt sein und durch Gesicht und Gehör'

sich von der Sache überzeugen; ein vom Testator .geschriebenes und

unterschriebenes Testament braucht blos zwei Zeugen übergeben zu wer

den, welche es längstens binnen 14 Tagen, nachdem der Ort für ge

reinigt erklärt ist, der nächsten Civilgerichtsobrigkeit übergeben sollen.

Binnen halbjähriger Frist von dieser Zeit an muß der Testator, wenn

er nicht an der Cholera gestorben ist, das Testament zurücknehmen oder

18) A. B. die Statuta der Stadt Altenburg, änno 1725.

19) Bekanntmachung vom 12. Mai 1S23. Gesetzsammlung von diesem

Jahre Seite 2t.

20) Bekanntmachung vom 24. Juni 1829. Gesetzsammlung von d. I,

S. 27.
21) Grundgesetz vom 29. April 1831. ß. 96. Gesetzsammlung v. d. I.

S. IM.

22) Gesetz vom 6. Nov. 1778. 3. Beif.-Samml. S. 452.

23) Eonv. vom 30. Dec. 1318. Nachtrag zur 3. Beif.-Samml. S. 242.

24) Commissoriate vom 4. Mai 1318 in dem angez. Nachtr. S. 233,

und Regulativ v. 17. Juni 1733. g. 7.

25) Mandat v. 2. August 1832. Gesetzsamml. v. d. I. S. 58.
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auch für künftig gilt!g erklären. Fehlt die Erbeinsetzung darin, so tritt

zwar Intestaterbfolge ein, das Testament gilt « der wie ein Jntestat»

codicM Dieß Privilegium wirkt, wenn ein Ort t>on tzer Polizeibehörde

für angesteckt erklärt, oder wegen dringender Gefahr der Ansteckung

außer Commumcation mit dem übrigen Lande gesetzt worden ist. Was

den Nachlaß Abwesender anlangt, so werden die Edictalien schon

nach Verfluß von 10 Jahren seit der letzten Nachricht über das Leben

des Verschollenen erlassen und es wird, wenn sich Niemand in dem

anberaumten Termine meldet, den darum nachsuchenden Verwandten

das Vermögen ohne Cautionsleistung ausgeantwortet, dessen Stock sie

nur dem Verschollenen, wenn er zurückkehrt, zurückgeben müssen.

Alle sich später Meldenden sind ausgeschlossen. Doch müssen in jedem

Falle, bevor das Präcluswdecret ertheilt wird, dw Acten an das Lan«

desjustizcollegium gesendet werden, um über die Aulassigkeit der Todes«

erklärung erst Resolution zu erhalten ^). Die Militärperfonen, welche

den Feldzügen von 1810—14 beigewohnt und sich bis zum 1. Januar

1818 nicht als zurückgekehrt gemeldet haben, wmrden schon zu diesem

Zeitpuncte für verschollen geachtet Die Ortsarmencasse ist Erbe

jedes Almosenpercipienten. Dieser kann weder unter den Lebenden,

noch auf den Todesfall über seinen Nachlaß disponiren ^). Uneheliche

Kinder haben auf den Nachlaß ihrer Mutter gleich,? Ansprüche wie die

ehelichen, auf den des Vaters aber, ungerechnet die für sich bestehen»

den Alimente u. f. w., nur dann, und zwar zu ^, wenn sie nicht in

Blutschande erzeugt sind, wenn die Paternität des Vaters bei dessen

Leben außer Zweifel gestellt wurde und wenn das uneheliche Kind ohne

Descendenten oder Ascendenten und ohne Testament starb. Die übrigens

fallen an seine gesetzlichen Erben. Der Vater des Unehelichen hat ein

Erbrecht zu demselben Theile und unter denselben Bedingungen an ihn;

seine Notherben, Ehefrau und Seitenverwandten haben aber am un

ehelichen Kinde gar kein Erbrecht ^"). Mantelkinder sind, selbst wenn

die Lehenbriefe oder Familienverträge auf ehelich Geborene lauten, von

dem Trauungsacte ihrer Eltern an für sich und, wenn sie diesen Act

nicht erlebt hätten, für ihre legitimen Descendenten, gleich den in Poll-

giltiger Ehe erzeugten Kindern, in Ritterlehengüter und Lehenstämme

successiönsfähig ^'). Stirbt ein- Findling mit Vermögen , aber ohne

Nachkommen und Testament, so sind seine Erben die, welche ihn um-

entgeltlich aufgenommen und verpflegt haben, subsidiarisch an deren

Stelle, die Gemeinde ^). Erben werden wegen persönlicher Verbind

lichkeiten ihres Erblassers vor dessen Gerichtsstand so lange belangt, als

26) 2. Beif.-Samml. S. 283.

27) Edict v. IS. April 1831.' K. 32. Gesetzsamml. v. d. I. S. 27. und

iSekanntmachung v. 19. Mai 1832. S. Sl.

2«) 3. Beif.-Samml. S. 5l8. Nachtrag dazu S. 232.

29) Gesetzsamml. von 1833. S. 141 flg. ^

30) Gesetzsamml. von 1823. S. 271—27S.

31) Gesetzsamml. von 1821. S. 32 flg.

32) Gesetzsamml. von 1823. S. 306.
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die Erbschaft ganz oder theilweise noch dort vorhanden und, wenn mehren

Erben sind, noch nicht getheilt ist. Erbschaftsklagen werden da, wo die

Erbschaft sich befindet, erhoben, und zwar so, daß, wenn die Erbschafts»

stücke theils im Altenbiurgischen, theils in einem der Staaten sind, mit

welchen über die CivUrechtspflege Convention besteht, der Klager die

Klage, ohne Rücksicht wo mehr oder weniger ist, theilen muß; doch

werden alle Activforderungen und beweglichen Erbschaftsstücke, als am

Wohnorte des Erblassers befindlich angesehen ^). — Die oben erwähnte

altenburgische Wechselordnung ^) war in den Erfordernissen eineS

Wechsels so bestimmt, daß sie nur in den seltensten Fällen mit Effect

angewendet werden konnte, indem beinahe nie (außer wenn ein alten»

burger Jurist dabei co«,cmrirte) Wechsel so ausgestellt werden, wie darin

erfordert wurde, „daftrne sie anders in hiesigem Fürstenthume giltig

sein sollen." Namentlich wurde darin verlangt, daß allemal der Ort,

wo die Zahlung geschehen soll, dann die Angabe, nicht nur von wem,

sondern auch wie die Valuta empfangen worden, enthalten sei. Dieß

ist durch ein Patent vom 24. Mai 1819 in der Maße geändert,

daß zur Rechtsbeständigkeit eines Wechsels nur erforderlich ist, daß er

nach den Vorschriften des Landes oder des Ortes , wo er ausgestellt

worden, abgefaßt sei, und es ist die Angabe darin, von wem und wie

Vsluta empfangen worden, sowie die Unter» und völlige Ausschreibung

des Vornamens nicht mehr nothwendig. . Uebrigens ist die Elausel:

,ub K^potiieva bonorum, nur von Mobilien und zwar blos so weit

giltig, als „das mobile insbesondere genennet worden" ^). Ueberhaupt '

ist die bekannte Streitfrage wegen der Faustpfänder im Concurse durch

die altenburgischen Gesetze^) dahin entschieden, daß der Pfandgläubi

ger binnen sächsischer Frist vom Ausflusse der Edictalien an, bei Ver»

lust seines Rechtes, daS Pfand sä äsrwsitum liefern muß und auS

dessen Erlös seine Schuld, wenn sie sich sonst als richtig zeigt, vor»

züglich und noch vor dem Locationsurthel bezahlt werden soll. Hypo»

theken sind übrigens, nach der ausdrücklichen Vorschrift des Patents

vom 20. Juni 1817 26), nicht nichtig, wenn sie au.ch nicht in daS

Consensbuch eingetragen, wenn die Unterpfandsgerechtigkeit nur gehörig

reservirt und gerichts- und lehenherrlich bestätigt ist. Was die Münz-

sorten, in denen Verbindlichkeiten contractmäßig gewirkt werden können,

anlangt, so ist die frühere Vorschrift, wonach Contracte »ub rwsna

33) Man «gl. das schultcssische Realrepertorium unter dem Worte: Cr»

vilrechtspflege.

34) Sie befindet sich auch in der 3. Bcif.-Samml. S. 426 und in Sie«

gels Oorpu« Huri» «»mbisli» 1. Th. S. 179.

35) Nachtrag zur 3. Beif-Samml. S. 246 flg.

36) Ebendas. G. 429. z. 8.

37) 2. Beif.-Samml. S. 314. Buchst, e.

3S) In dem erwähnten Rachtrage zur 3. Beif.-Samml. S. 228 gegen

die nicht in Buchhandel gekommene, Ronneburg den 21. Januar 1316. L S.

(Lofsius) unterzeichnete Schrift: Eine mit gericht- und lehensherrlicher Gunst

versehene, aber nicht in das Consensbuch eingetragene Hypothek hat keine

Willigkeit.
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n«IIUst!s nur auf valvationsmäßigem Fuße abzuschließen waren, auf»

gehoben und festgesetzt worden, daß, wenn eine gewisse Gattung von

mandatmaßigcm Gclde im Contracte bestimmt ist, diese bestimmt geleistet,

wenn hingegen blos im allgemeinen aufmandatmäßigcs Geld contrahirt ist,

auch preußisches Geld, bis zu H Thlr. incl., der Thaler zu 22^ Gr.

Conv., ^ Stücke aber der Thaler zu 22 Gr. Conv., geringere Stücken

jedoch gar nicht und eben so das preußische Geld bei den öffentlichen

Lassen angenommen werden muß. Ist keine Münzsorte im Contracte

bestimmt, so wird mandatmaßiges Geld (Convcntionsgcld) verstan«

den 22). — Die Geschlechtscuratel ist durch ein Gesetz vom 18. November

18364") aufgehoben. Zur Erleichterung der Civilrechtspflege sind die schon

erwähnten Konventionen mit Weimar - Eisenach laut Verordnung vom

18. August 1831 ^'), Preußen laut- Verordnung vom 14. Marz 1832,

den «usischen Landen laut Verordnung vom 16. August desselben I. ^

und Coburg-Gotha, laut Verordnung vom 15. März 1833^) «hge-

schlössen worden. Sie haben zum Gegenstande: die gegenseitige Rechts«

Hilfe, gegenseitige Vollstreckung der Erkenntnisse, den Gerichtsstand bei

der Widerklage (nämlich lorum eovventiouis), der ProvocationMage

(nämlich forum rirovoosittis), den persönlichen Gerichtsstand besonders

des Domicils , namentlich in Bezug auf Kinder unter väterlicher Ge«

walt, dann der Pachter, Studirenden, Dienstboten, Erben (f. oben),

weiter den Gerichtsstand im Concurs, das korrun rei siwo in Bezug

auf Realklagen, possessorische Rechtsmittel und svtioues i» rei» svri-

ritse , ferner den Gerichtsstand des Arrestes , des Contractes (mit be«

sonderer Berücksichtigung der Wechselclausel : aller Orten zur Verfalls«

zeit), und der Intervention, auch den Einfluß der verschiedenen Lan«

desgesetze auf nicht streitige Rechtssachen. Eine besondere Convention

darüber, inwiefern Requisitionen zu deferiren sei, ist mit dem Großher«

zogthume Hessen unter dem 2. Mai 1818^) abgeschlossen worden.

Diese betrifft auch die Criminalrechtspflege, rücksichtlich welcher zur E»

leichterung der Criminalprozeßkosten , mit Schwarzburg-Sondershausen,

laut Verordnung vom 17. Nov. 1821 ^), dem Königreiche Sachsen

laut Verordn. v. 15. Nov. 1326 Wüctemberg, laut Verordn. v.

3. Oct. 1828 ^), Bayern, laut Verordn. v. 16. Mai 1834^),

Oesterreich, laut Verordn. v. 21. Jan. 1835^), hjernachst aber zur

59) Edict vom 9. April 1821. Gesttzsamml. v. d. I. S. 10 flg.

40) Gesctzsamml. v. d. I. S. 83.

41) Gesttzsamml. v. d. I. S. 241.

42) Gesttzsamml. v. d. I. S. 23 u. 62.

43) Gesttzsamml. v. d. I. S. 89.

44) Nachtr. zur 3. Beif.-Samml. S. 234.

45) Gesttzsamml. v. d. I. S. 3V.

46) Gesttzsamml. v. d. I. S. 43.

47) Gesttzsamml. v. d. I. S. 33.

48) Gesttzsamml. v. d. I. S. 123.

49) Gesttzsamml. v. d. I. S. 4.
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Erleichterung der Criminalrechtspflege selbst mit Preußen °°), Weimar«

Eisenach °'), Schwarzburg -Rudolstadt^), Reuß-Schleitz und Gera

nebst Snalburg °^), Coburg - Gotha °^), auch Meiningen Conven-

tionen vorhanden sind. Sie haben besonders die Nichtauslieferung

der Staatsunterthanen, die Vollstreckung der Urtheile über äelivts «oiu-

munIs bei zurückgekehrten Verbrechern, die Auslieferung entflohener Ver»

brecher eines anderen Staates und möglichste Niederschlagung der, den

Stcintscassen zur Last fallenden Kosten, zum Gegenstande. — Das wich

tigste Gesetz im Criminalfach ist die schon oben erwähnte Constitution

über die fleischlichen Verbrechen. Sie hat schon zur Zeit ihrer Erlas

sung (1823) die milden Grundsätze aufgestellt, welche nunmehr ziem

lich allgemein sind, als Beschränkung der Untersuchung des Ehebruches

und der Nothzucht, ingleichen in gewisser Maße auch der Blutschande

nur auf Anzeigen, die im Gesetze näher bestimmt sind (S. 16, 28, u.

31), ferner sehr, milde Bestrafung, wenn gleich nicht gänzliche Straf

freiheit der einfachen Schwächung (eine geringe Geld- oder Gefängniß-

strafe von 1 Thlr. 6 Gr. oder viertägigem Gefängniß bis zu 6 Thlr.

oder achttägigem Gefängniß für den 1. und 2. Fall §. 12.), beson

deren Fürsorge für die Schwangere und deren Kind, wobei unter an

deren der Grundsatz: plure» «oiisturirstores teueutur iu sollckum

(§. 59.), aufgestellt ist. Noch sind in Altenburg außer der Freiheits

beraubung auch andere Strafen üblich , z. B. Pranger und körperliche

Züchtigu»g, vorzüglich bei Feld-, Garten- und Holzdiebstählen. Rück

sichtlich der Forstverbrechen bestehen besondere Conventionen mit dem

Königreiche Sachsen^), der fürstlich reuß - plauenschen Regierung zu

Gera ^) und mit Weimar ^), welche vorzüglich die geg«nseitige Stel

lung der Forstverbrecher, die Nachfolge in das jenseitige Gebiet, dort

zu veranstaltende Haussuchung und die Beitreibung der Kosten und

Strafgelder bezwecken. Die mit Preußen ^) darüber geschlossene Con

vention hat dieß auch zum Gegenstande, jedoch mit Ausschluß alles

dessen, was auf die gegenseitige Stellung der Verbrecher und deren

Folgen Bezug hat. Disciplinar- und polizeiliche Strafen können die

Landesregierung, Aemter, Patrimonialgerichte und Stadträthe, als Ver

waltungsbehörden , bis zu jedem Betrage der gesetzlich ausgesprochenen

Ahndung, hingegen bei nicht bestimmt ausgesprochenem Strafmaße

SV) Nachtr. zur 3. Beif.-Samml. S. 248, und Gesetzsamml. von 1832.

S. SS.

51) Gesetzsamml. v. 1822. S. 6. v. 1824. S. 7. v. 1331. S. 249. v.

1S3S. S. 2 IS.

52) Gesetzsamml. v. 1832. S. 44.

53) Gesetzsamml. v. 1832. S. 70. .

54) Gesetzsamml. v. 1333. S. 97.

55) Ebendas. S. 120.

66) Gesetzsamml. v. 1823. S. 333 flg.

57) Gesetzsamml. ». 1826. S. 19 flg.

58) Gesetzsamml. v. 1829. S. 36. Eine mit Coburg-Gotha im I. 1S29

geschlossene ist nicht publicirt.

59) Gesetzsammlung v. 1L2S. S. 4 flg.



Alter, Altersstufen. 21g

d!e Landesregierung bis zu 14 Tagen bürgerlichem Gefängniß und 2S

Thaler Geldbuße, die anderen genannten Behörden aber nur bis zu 4

Tagen Gefängniß oder 6 Thlr. Geldbuße erkennen. Bei allen höheren

Strafen concurrirt das Justizcollegium. Gegen' polizeiliche Strafbe

fehle findet, wo nicht Gefahr auf dem Verzuge beruht, binnen 3 Tagen

von der Eröffnung Recurs an die Landesregierung und an den

Landesherrn statt °"). Uebrigens darf kein Unterthan seinem ordentli

chen Richter entzogen und keiner, außer aus gesetzmäßigen Gründen,

verhaftet, in diesem Falle aber muß er, bei Vermeidung der Sachsen

buße für den saumigen Richter, längstens binnen dreimal 24 Stunden

verhört werden. Nur in Fällen offener Empörung und thätigen An«

strebens gegen die Staatsgewalt dürfen außerordentliche Criminalge-

richte oder Standgerichte angeordnet werden, jedoch bei minderer Dring

lichkeit nur nach Einholung der Genehmigung der Landesdeputation "').

Ungewöhnliche Bestimmungen sind, wenig« zu treffen. Wir rechnen

dahin den Begriff eines Pasquill's, der auf jede beschwerende Anzeige,

- welche nicht die erforderlichen Beweismittel andeutet und mit Namens-

unterschrift versehen ist, ausgedehnt wird^), vorzüglich aber die Be

stimmung der, freilich ohne Zustimmung der Stände erlassenen Kriegs

artikel für die Unterofsicicre und gemeinen Soldaten vom 25. Marz

1837, Art. 38 °°), daß an „dem tobten Körper" derjenigen Militärs,

welche sich der ihrer harrenden Strafe durch den Selbstmord entziehen,

diese Strafe, „so weit es möglich und zur Abschreckung Anderer dien

lich ist," vollzogen werden soll. Dieß ist um so befremdender, wenn

man bedenkt, daß auch bei dem Militär noch körperliche Strafen

stattfinden. > ButzdeuS.

Alter, Altersstufe» 4) nach römischem Rechte. Die

wichtigsten Altersstufen, welche das römische Recht anerkennt, sind

die Majorennität und Minorennität. Jene fängt mit der Vollen

dung des 25. Jahres an, diese bezeichnet das Alter unter 25 Jahren.

Personen jenes Alters nennt man insiores viFiuti quinque »llvls,

Wolljährige; Personen dieses Alters nennt man minore« vi-

givii izuiuyu« »nvis , Minderjährige. Dieser Termin ist durch

die lex ?Isetoris eingeführt und die Volljährigkeit wird deßhalb öfters

legltims sews genannt 2). Dieß Gesetz heißt daher bei Plautus auch

'lex quink vißensris und scheint die Minderjährigen in 3 Puncten

allein begünstigt zu haben : s) in der Bestellung von Curatoren für diesel,

ben aus bestimmten im Gesetze nahmhaft gemachten Gründen *)z d) in

6«) Gesetzsamml. v. 183!. S. 39 flg.

61) Ebend. S. LS flg. und 87 flg.

. .62) Amtsblatt v. ISN. S. 79.

63) Gesetzsamml. v. d. I. S. 2S.

64) Ebendas. Art. S, 12, 33, 43, 46. S. 20 flg.

1) Ii. 2. 1?Keo6. (Zog. Se Sonktionibu». (8. 12.)

2) Ii. 27. pr. v. äsnegotüs Ksstis. (3. S.) Vergleiche B u r ch a xdi, die

Lehre von der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand S. 202.

3) ?I»ut. ?seuS. 1. 3. vs. 6S. . i '

4) <Zkxiit«I. im Leben des Nsreu» «sp. 10. . >
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der Verwerfung aller Stipulationen, wodurch Minderjährige verbindlich

werden «) in der Festsetzung gewisser Criminalstrafen auf den an den

Minderjährigen verübten Betrug °). Das Alter des Gesetzes ist uns un

bekannt. Nur soviel läßt sich mit Gewißheit sagen, daß sie älter sein

muß, als das Todesjahr des P lau tu s, da dieser Lustspieldichter im Pseu-

dolus auf dasselbe anspielt. Auch der Name des Gesetzes ist bis in die

neuesten Zeiten zweifelhaft gewesen. Manche nannten es lex I^etoris,

manche ?1setoris. Doch ist wohl nur der letztere Name urkundlich be

gründet, da ihn die Steintafel von Heraclea enthält ^). Erst nach ge

raumer Zeit ging der von diesem Gesetze bestimmte Alterstcrmin in das

prätorische Edict über, als Grundlage der iu iuteArmn restitutio iniuo-

'rums), und, seit dieser Zeit sind die Vorrechte der Minderjährigen im

röm. Rechte immer mehr und mehr ausgebildet worden. Der Grund dersel

ben wird im allgemeinen darin gesetzt, daß der Wille Minderjähriger noch

wenig fest fei, und daß sie deßhalb der Beeinträchtigung von Seiten der

Mitmenschen zu sehr ausgesetzt seien — In der Minderjährigkeit un

terscheidet man wiederum zwei Altersstufen, die prirn^ und sevuuäa se-

tas '0). Unter jener ist das Alter der Unmündigkeit, unter diefer das der

Mündigkeit bis zum vollendeten 26. Jahre zu verstehen Da indeß

diefe Eincheilung nur in Gesetzen Justinians und bei dessen Zeitgenossen

vorkommt '2), und sich auch bei den Erklarern des Evangelium Luc.

Kap. 12. ganz unzweideutig vorfindet, so sclDnt es fast, als ob dieselbe

der christlichen Kirche entlehnt sei. — Nach einer anderen, jedenfalls

älteren Ansicht unterfcheidet man in der Minorennität folgende einzelne

Altersstufen: 1) die inkäiitis (das Kindesalter). Ints«« heißt nach

der Ansicht der klassischen Juristen jede Person, die noch nicht deutlich

und verständlich reden kann Deßhalb werden die Ausdrücke iu-

Lsns und i», ylü Isri «on Igtest in den angeführten Stellen syno

nym gebraucht. Die Beurtheilung des concreten Falles mußte mithin

dem Urtheile des Richters anHeim fallen. In den späteren kaiserlichen

Constitutionen wird der Begriff Ink»«s nach den Jahren bestimmt,

und jeder, welcher das 7. Jahr noch nicht erreicht hat, für iotsus er-

ö) ?riscläniis ^rsmm. üb. 8. p. 744. sä. ?utsck. ?Iäutus ?sen6

!. 3. vs. 68.

6) Oio. 6e Off. III. «sp. IS., 6s K»t. veor. III. csp. 30.

7) VsK. »«rs«I. Jeile l 12. Vgl. S a v i g n u von dem Schutze der Min

derjährigen nach R. R. S. 6. , ,

8) 1,. 1. S. 1. 0. 6s minorZbu» XXV. snnis. (4. 4.) Vgl. Burchardia.

a. O. S. 209-214.

9) Ii. 1. pr. O. 6s mirwribii» vigint! <Mnq»s «nui». (4. 4.)

10) I,. 30. (?. 6s epissop. su6ielit. (l. 4.) I«. 10. (Z. 6s impud. »udst.

(6. 26.) I.. 3. S. 1. u. 3. 0. 6s Koni,, quaelideri». (6.61.) viov. 72.

prsek.

11) Vgl. Schilling, Institutionen des R. R. Theil II. S. 139.

12) Interpp. s6. I'lieook. p«»pk. III. 19. §. 9. tom. II. p. 65 l.

13) 3«. I. 1. u. 2. v. 6s K6eivomm. Udert. (40. 5.) I.. 66. §. 3. v.

«4^8O. 1'rebelliäiiuni. (36. 1.) I,. 70. v. 6s verdoruW obl!^. (45. 1.) Vgl.

Unterholzner in Savigny'S Zeitschrift für geschichtliche Rechtsw.

Bd.- 1. S. 4-4. flg.
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achtet'^), wovon bei der Vormundschaft schon früherhin Spuren sich

finden Somit scheint also für das Justinianische Recht der

Satz festzustehen, daß alle Personen unter 7 Jahren für intsn-

tes zu halten seien. Bon dem Kindesalter nimmt man an, daß Per«

sonen, die darin sich befinden, keine Ueberlegung haben (uullum Iis-

Iient irttellecwu! Deßhalb können sie auch keine Obligation ein»

gehen, durch die sie verbindlich werden. Selbst äolus und «ulps kann

ihnen nicht zugerechnet werden. 2) iuksntis« proxiini heißen

mach der gewöhnlichen Meinung die, welche das Kindesalter überschrit»

ten haben, aber demselben noch näher stehen, als der Mündigkeit (xu-

derws). Da nun die Mündigkeit nach Justinianischem Rechte bei

Mannern mit dem vollendeten 14. Jahre, bei Weibern mit dem voll

endeten 12. Jahre eintritt, so ist die Meinung entstanden, daß bei

Männern der Endtermin der sogenannten inisnttss proximits» das

vollendete 10^ Jahr sei, bei Weibern aber das vollendete Jahr.

Diese Meinung wird, ohngeachtet sie in die Praris übergegangen ist,

vollständig durch das Zeugniß des Theophilus widerlegt, welcher über

haupt junge Leute, die im siebenten und achten Lebensjahre stehen, zu

den i»saiitiae proximi rechnet ^). Von den iliisutlse proxiiui gilt

dieselbe Regel, wie von den intsutes, daß sie keine Ueberlegung haben ^).

Mithin können sie auch sich nicht verbindlich machen; auch kann ih

nen kein clolu» und keine «ulpa zur Last gelegt werden. Doch ist es,

wenn es sich um ihren Vortheil handelt, ein von den Juristen aner-

ter Rechtssatz, daß sie alsdann nach den Regeln beurtheilt wer-

von den pudertsti proximi gelten. Wenigstens können sie

, rtwas durch die Stipulation versprechen lassen '^). Z) pudert sti

zzroxiini (auch proxiini prtberwti), heißen nach der gerichtlichen

Meinung diejenigen , welche der Mündigkeit (rmdertg«) näher stehen,

als dem Kindesalter (inisiuig). Somit rechnet man in diese Classe

alle diejenigen, welche aufgehört haben, i„is,niäs proxlini, zu sein, und

doch die Mündigkeit noch nicht erreicht haben; also mit anderen Wor

ten Männer vom 10^ Lebensjahre bis zur Vollendung des 14. ; Weiber

vom 9^ Lebensjahre bis zur Vollendung des 12. Allein auch diese

Meinung scheint keineswegs in den Quellen begründet zusein. Denn,

obschon dieselben ausdrücklich sagen, daß die pudertsti proximi älter

feien, als die iui»iniä<? proximi ^«), was doch zweifelsohne schon aus

der Zusammensetzung der Worte sich ergibt, so entscheiden sie doch nichts

in Bezug auf die Annahme eines bestimmten Termines. Und es dürfte

somit viel richtiger zu sein, wenn man die Beurtheilung dessen, ob das

 

 

14) 1.. 18. xr. O. <Z« iure gsüberkwäi. (6. 30.)

16) 1,. 1. S. 2. I>. de sgministr»ti«ne et periculu. (26. 7.)

16) S. 10. ^. äs inutilibu» stipulstionlkus. (3. 20.)

17) l'KsopK. pärspk. 3. 19. §. 9. tom.il. p. SSl.

18) §. 10. Z. 3. 20. ' „ .
) 1'KeopK. psr^Kr. instit. S. 19. S. 9.'«<Z. Keit» t«m. II. p.66^.IS.

V.4S. 1. I.. 141. ß. 2. v.lbia. . ..^

5.10.1.3.20. , 4 ^i'M
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in Frage stehende Individuum ivksntise oder pubertst! proxiuiua,

sei, dem Ermessen des Richters überlaßt Dem proximus puber-

tsü schreibt man nicht allein die Fähigkeit deutlich und verständlich zu

' reden, sondern auch Ueberlegung zu ^^). Ja, es wird von ihm aus

drücklich gesagt,, daß er sich giltiger Weise etwas durch Stipulation

versprechen lassen kann Man nimmt auch an, daß er absichtlich

schaden könne 24); mithin kann ihm ein Diebstahl und eine Inju

rie, die er begeht, angerechnet werden 2»). Auch ist die äoli msli

»ctio gegen denselben zulässig , namentlich wenn er durch seinen äolus

bereichert worden ist ^«). Dagegen ist es wohl schlechthin zu leug

nen, daß die pubertsti proxinn für eine enips, welche sie begangen

haben, zurechnungsfähig seien. Denn davon schweigen eines Theiles die

Justinianischen Rechtsquellen, anderen Theiles darf man aus der Re

gel: praxi in I inksutise cloli sunt «spsves nicht folgern,

daß man denselben soviel Ueberlegung zutraue, als erfordert wird, um

eine o„Ir>a zu vermeiden. 4) ?ukerss (Mündige Heißen diejenigen,

welche die Jahre der körperlichen Reife erlangt haben. Im ältesten

Rechte beurtheilte man dieß wohl nur nach dem Austande des Körpers

(Kadlws corporis) ; im späteren Rechte entspann sich bei der Beantwortung

der Frage, welchen Einfluß der Eintritt der Pubertät auf die Pupillar-

tutel habe, ein Streit zwischen den beiden Juristenschulen, den Sa-

binianern und den Proculianern. Die Ersteren beurtheilten auch hier

den Eintritt der Pubertät bei Männern nach der körperlichen Reife 2?),

die Letzteren hingegen nach den Jahren, denn sie erklärten jeden Mann,

welcher das 14. Jahr überschritten hat, für puKe». Andere endlich,

unter welchen Priscus namentlich aufgeführt wird 2»), wollten die

Pubertät nicht allein nach dem Eintritte der körperlichen Reife , son

dern auch nach den Jahren beurtheilt wissen. Denn sie stell

ten de» Satz auf: pube» ist nur der Mann, der das 14.

Jahr vollendet, und die körperliche Reife erlangt hat^).

Diese Meinungsverschiedenheit ist im Justinianischen Rechte dahin ent

schieden, daß man nur auf die Anzahlte? Jahre zu sehen habe. Mit-

21) Vergl. ^versn! interpr. iuris civilis II. esp. 14. §. 1.

.2?) ? K s « p K. 3. 19. Z. 9. tom. ll. p. 6S2. l^. 14. v. äs SO. Silsnikm«.

(S9.5.)

23) Vergl. die Stellen der Note 19.

24) 5.. 13. §. 1. v. äs äolo m»Io. (4. 3.) I,. 4. §. 26. v. äe äoli insl! et

metu, exceptione. (44. 4.) 5»lisnus — «crivsit, äoli pupillo»,

«jui props pudertstenV »int, vspsees esse.

25) 1,. 3. v. 6s K. I. (60. 17.) §. 18. 5. äs odligstionibus, ^uss ex

Delicto. (4. 1.)

26) I.. 13. §. I. 0. äs ä«I« mslo. (4. 3.) ^ >. ,

27) Osius inst. 1. §. W6. VI», ^rssm. 11. §. 28.

28) PIp. ?r. 11. S., 28.

29) VIp. I^r. 11. §. 2S. ?r. Inst, quibns moäi» tut. (1. 22.) 1'KeopK.

pur. 1. 22. pr. tom. I. p. 173. Servlus »<I Virgil, erlog. 8. vs. 39. u. sä ^en. 7.

v«. 57. Oaius in»K I. S. 40., V. S. 113. «. K. «I. 4. s. S. l. I.. 5.

v. qui test. ks«. (28. 1.) I.. 4. «. qui te»d.,s»«. (« 22.) Vergl. Simmern,

Rechtsgeschichte Th. 1. S> 43«. '
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hin ist jeder Mann, welcher das 14. Jahr vollendet hat, für zmb«

zu halten 2«). Indessen läßt sich wohl annehmen, daß man auch schon

früherhin diefe Meinung bei der Testamentsmündigkeit und der Pu-

pillarsubstitution 2') ziemlich allgemein befolgt habe. Durch die Be

schränkung der Mündigkeit auf eine bestimmte Anzahl Jahre ist nun

zugleich die ältere Art und Weise, wie man die Pubertät zu beweisen

pflegte, nämlich die insvevtio oorporls, sür immer ausgehoben wor

den ^). Bei den spsckoues verlegte man schon zeitig den Eintritt der

Pubertät auf den längsten Termin, d. h. auf das vollendete 18. Jahr^).

Was den Eintritt der^ körperlichen Reife bei den Frauen anbetrifft, so

scheint man denselben von jeher nach den Jahren bestimmt zu ha

ben. Wenigstens sagen die Rechtsquellen alle einstimmig, daß man

jedes Mädchen vom vollendeten 12. Jahre an gerechnet für xubes ge-

- halten habe ^). Diese Ansicht scheint uralt zu sein, doch ist es wohl

falsch, daß sie wenigstens in Bezug auf die Ehe bereits von Numa

Pompilius snnctionirt worden sei ^s). Somit scheint sich die Meinung

derer zu erledigen, welche auch bei den Frauen in den früheren Zeiten

eine insxevtio corporis zum Beweise der Pubertät für nothwendig

hielten. Die neueren Rechtsgelehrten bezeichnen das Alter, in welchem

die körperliche Reife eintrit, mit dem Namen minus pleus. Huberts»,

die Römer nennen es kurzweg pubertss 2«). Die allgemeine Be

zeichnung für Menschen, welche dieses Alter erreicht haben, ist pube-

res 27). Doch wird dieselbe auch namentlich auf Männer allein

bezogen, im Gegensatze solcher Ausdrücke, womit man mannbare Frauen

insbesondere bezeichnet, z. B. viripoteus. Alle Menschen, welche dieß

Alter noch nicht erreicht haben, heißen imrmKerss, und, wenn sie Frauen

sind, auch uouclum viripotente» 2«)z pupilli aber heißen sie in der

Kunstsprache nur dann, wenn sie imputier«» sui iuris sind 2«). Die

Wirkungen der Pubertät zeigen sich namentlich in der Befugniß eine

» , ' - , r, ' .>.!>- .

30) I,. 3. Ooö. qusnäo tutores esse äesin. (6. 60.) ?r. Inst. 1. 22. I,.

24. O. 6s miptüs. (S. 4.)

31) 1,. 16/ v. äs vulgär! et vnvillsri substitutions. (23. 6.) 1,. 2. pr.

p. ibiS.

32) I.. 3. OoS. 5. 60. . ,

SS) ?«nlli S. K. III. 4. s. §. 2. " .

34) Lsius inst. II. §. 113. 1^ S. V. qm testsment« tscere possunt. (28.

A») 1^. 2. pr. V. äs vulg. et pup. »übst. (28. 6.) I,. 4. v. äs ritu nupt!».

rum. (23. 2.) I,. 32. S. 27. v. <Is 6«n»tionibu« inter virum et uxorem. (24.

I.) I,. 12. §. 2. v. <js turor. et curst. dstis sb Kis. (26. 6.) 1^. 3. 0. qusnSo

tutores vel eurstores esse desinmit. (6. 60.) 1° K s o p K. inst. 1. 22. pr. toin.

I. x. 174.

35) Vergl. Dirksen, Versuche zur Kritik und Auslegung der Quellen

des rbm. Rechtes. S. 303. - -

^ ^SS) ?r.^. 1. 22.

?, >M?) VI», rr. 8. §. s, II. 1. 1. VIp. I"r. s. §. 2. Vergl. I,. 1. 5. 32. v.

Ss SO. Silsui. (29. S.)

' SS) I,. 1.§. S2.V. 29. S.

39) I.. S29. v. «s V. S. (S0. 16.) «sius inst. 1. §. 182. VI?. l?r. 11.

5. 18. «te.
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giltige Ehe einzugehen, ein Testament zu errichten , in der Befreiung

von der Pupillartutel und in der Vernichtung aller Wirkungen der

Pupillarsubstitution. 6) Die plens pubsrts,, d. h. ein Alter von

18. zurückgelegten Lebensjahren. Die Stellen, in welchen dieser Kunst

ansdruck vorkommt, deuten aber nicht sowohl auf die ersten 18 Lebens

wahre, sondern beschränken ihn nur auf ein relatives Aeltersein ^°).

Das 18. Lebensjahr wird im römischen Rechte in folgenden Beziehun

gen berücksichtigt: 1) bei der Adoption muß der Adoptivvater wenig

stens 18 Jahr älter sein, als der Adoptivsohn Und gerade in

dieser Beziehung wird dieß Alter pleus piKerts» genannt; 2) die

Pubertät der »rmäoi,,?« wird vom vollendeten 18. Jahre an datirt^);

3) zur Ausübung des Richteramtes wird von Seite» des Richters we

nigstens «in Alter von 18 Jahren verlangt"); 4) alle Contracte sol

len giltig sein, welche Manner von 18 Jahren zu dem Zwecke abge

schlossen haben, um ihre, in der feindlichen Gefangenschaft befindlichen

Eltern loszukaufen^); 5) Kindern, welche ihre in der feindlichen Ge

fangenschaft befindlichen Eltern auszulösen verabsäumt haben, kann

dieß erst dann als Enterbungsgrund von Seiten der Eltern angerechnet

werden, wenn sie das 18. Jahr überschritten haben 6) der Ter

min, bis zu welchem den Kindern, welche in dm öffentlichen Waisen-

Häusern erzogen werde», Alimente verabreicht werden, ist nach einer

-Constitution Hadrian's bei Männern das vollendete 18., bei Frauen

das vollendete 14. Jahr ^). 7) Wenn Jemandem der Unterhalt bis zur

Pubertät hinterlassen ist, so versteht man diesen Termin nicht von der

sogenannten uii»u« pleus pubsrtss, sondern man dehnt ihn durch In

terpretation bei Männern auf das vollendete 18., bei Frauen auf das

vollendete 14. Jahr aus, und dieß nach einer Constitution des Cara-

calla ^). Soviel steht also nach den angeführten Zeugnissen fest, daß

die Vollendung des 14. Jahres nicht ausdrücklich für den Termin der

pleus pubertss bei Frauen erklärt wird; denn die gelegentliche Erwäh

nung desselben bei der Lehre von dem Vermächtnisse des Unterhaltes

hat offenbar in einer positiven Bestimmung ihren Grund. Und es

widerlegt sich dadurch die Meinung der Practiker , welche die

xleua pubertss bei Männern mit dem vollendeten 18. Lebensjahre,

bei Frauen mit dem vollendeten 14. Jahre eintreten lassen. — In

der Majorennität unterscheidet das römische Recht keine Altersstufen,

außer der seneOt,« (Greisenatter,). An vielen Stellen wird die seue-

40) I.. 40. §. 1. v. sgoptionlbus. (1. 7.) §. 4. 5. <>e ääoptionibus.

<1. 11.) 1'Ksopd. idiö. tom. 1. p. IIS.

41) I.. 4«. S. I. v. 1. 7. S. 4. 1. 1. 1l.

42) S. K. III. 4. s. I. 2.

43) S7. v. Se r? iuöicsts. (42. 1.)

44) Nov. IIS. csp. 3. §. 13.

45) Nov. 115. csp. 3. S. 13.

46) I>. 14. §. 1. v. äs «UmeM» vsl «ibiu-ii« lesst». (34. l.)

47) 14. 8. 1. 0. 34. 1.
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«tus nur unbestimmt im Gegensatze des jüngeren Alters bezeichnet ^).

In manchen Beziehungen kommt ein bestimmter Alterstermin für die

selbe vor. Denn das vollendete 70. Jahr befreit von der Uebernnhme

von Vormundschaften, ohne Unterschied, ob sie eine wtels oder eine

eurs ist 42), und von allen übrigen inuners «ivills °°). Und in an«

deren Stellen wird gerade in Beziehung darauf dieß Alter seveows

genannt Doch ist auch dieß nicht ganz außer Zweifel, da «ine

andere Stelle des Justinianischen Codex zur Befreiung von den «in-

nera eivilis schon ein Alter von 55 Jahren für hinreichend erklärt^).

Daraus haben Manche geschlossen, daß, da diese Constitution das

jüngste von allen Gesetzen ist, die von dieser Excusation bei muners «i-

vilis reden , im neueren römischen Rechte schon die Vollendung des

55. Jahres von der Uebernahme aller muver» «IvIUs befreie. So

dann wird die Befreiung von der Uebernahme des Decurionats auf

das vollendete 55. Jahr verlegt ^). Endlich wird an anderen Stellen

behauptet, daß keinerlei Alter von der Uebernahme der sogenannten Ko-

uore» (Ehrenämter) befreie °^). Heimbach.

L) «ach teutschem Rechte. Schon das alte Recht

kenn« Abstufungen des menschlichen Lebensalters, doch ist in Rück

sicht der einzelnen Zeitabschnitte keine völlige Uebereinstimmung,

was sich zum Theil daraus erklären laßt, daß man jene ursprünglich

nicht nach Jahren, sondern nach gewissen Kennzeichen körperlicher oder

geistiger Reife bestimmte Bis zum 7. oder 8. Jahre ist man

Kind, von da an tritt man in seine halben Rechte, z.B. wegen des

Wergeldes, wegen persönlicher Abgaben bei Leibeigenen. Die meisten

älteren Quellen ^) nehmen dann die Großjährigkeit schon mit dem er

füllten 12. Jahre nn, so daß man mit diesem Alter, so weit es die

geistige und körperliche Reife zuließ, als völlig rechtsfähig erschien. Man

hatte nicht nur die volle Dispositionsfähigkeit, sondern konnte auch Eide

ablegen, eine Ehe eingehen, mußte dagegen auch Kriegsdieriste leisten,

dem Gerüste folgen, und Bürger in den Städten werden. Durch

das Hinzufügen der Zeit von Jahr und Tag bildete sich die Lehens

mündigkeit von 13 I. 6 Wochen 3 Tagen v). Häusig setzte man

48) I.. 16. v. Ss KSeieomm. IIb. (40. 6.)

49) §. 13. 5. äs excus. tut. (1. 25.) Ii. 2. pr. V. äs exvusstwnZbns. (27.

1.) Ii. 3. V. ös iurs immunitstis. (50. 6.) 1» un. Oo6. qni sstske. (6. 63.)

Bergl. Thivaut im Archive für civil. Praxis Band 8. S. 34. u. f.

6«) 1,. 2. §. 3. v. Se 6scurioiiidll«. (50. 2.) I,. 1. §. 3. v. äs vseatione.

(SO. b.) Ii. 2. S. 1. v. iblS. Ii. S.v. SO. 6.

51) I.. 3. pr. v. S«. 6.

52) I,. 3. (ü. qui setsts prokessions. (10. 49.) Die Lesart bestärkt

auch <?s«uäa) LuststKius yvTrA so. i?ä«Käri»s r/. 238. not. 69.

53) I.. 2. §. 8. v. SO. 2. Ii. 11. v. idiS.

L^) Ii. 2. §. 3.V. S0. 2. Ii. 2. §. 1. V. 60. 6. Ii. 8. vr.V. Zbia.

1) Sachsensp. I. ». 42.

2) S. Kraut, die Bormundschaft nach den Grundsätzen des Kutschen

Rechtes 1S3S, Th. 1. S. III flg.

3) Sachs. Lchenr. «. 23.
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jedoch den halben Zeitraum der gedachten Unmündigkeitszelt der Groß

jährigkeit noch hinzu, so daß dieselbe oft mit dem 18. Jahre an

genommen wurde. Auch war es rechtens, daß der Großjährige noch

unter dem Mundium bleiben konnte, und zwar bis zum 21.

Jahre. Der gewöhnlichen Ansicht zu Folge soll aber das 12. Jahr

nur einen der römischen xudertss ähnlichen Abschnitt bezeichnet ha

ben, und die Großjährigkeit auch in der früheren Seit erst mit dem 21.

Jahre eingetreten sein. Nach dem Sachsenspiegel^), und überhaupt

nach dem späteren Rechte war es sogar Regel geworden, daß die Vor

mundschaft bis zu dem 21. Jahre, oder auch nach Aufnahme des

römischen Rechtes bis zum 25. Jahre dauerte. Uebrigens bezeichnen

die Quellen das Alter von 12 Jahren durch den Ausdruck „zu sei

nen Jahren kommen", und das der Großjährigkeit von 21. Jahren

mit den Worten „zu seinen Tagen kommen", doch ist nicht allemal

mit Sicherheit aus diesen Bezeichnungen auf das gedachte Alter zu

schließen ^). Wenn auch heutzutage über Alter und Altersstufen ge

meinrechtlich die Grundsätze des römischen Rechtes gelten, so haben sich

doch in einzelnen Staaten, namentlich in Sachsen, die einheimischen

Bestimmungen erhalten, oder es haben auch neuere Gesetze, um den

Großjährigkeitstermin auf eine unseren Verhältnissen entsprechende Weise

festzusetzen, einen früheren Lebensabschnitt als den des römischen Rech

tes, z. B. in Bayern und Baden das 21., in Preußen das 24. Jahr,

angenommen ^). Auch kennt man eine besondere Eides - und Testa

mentsmündigkeit, sowie dann wieder für die Ausübung gewisser politi

scher Rechte ein höheres Lebensalter als das der landesgesetzlichen Groß

jährigkeit verlangt wird.

Amtsverbrechen und Amtsvergehen, Dienstverbre

chen und Dienstvergehen, im allgemeinsten Sinne, sind alle straf

baren Verletzungen der, einem öffentlichen Beamten oder Amtscandida-

ten in Hinsicht des von ihm verwalteten oder bezüglich zu verwaltenden

Amtes obliegenden Pflichten '). Im engeren Sinne sind blos Beamte

das Subject und ist nur Verletzung der wirklichen Amtspflichten das Ob-

ject der Verbrechen. Nur strafbare' Pflichtverletzungen characterisiren

diese Verbrechen und Vergehen; denn nicht alle Amtswidrigkeiten

fallen in diese Kategorie, vielmehr haben die letzteren im allgemeinen nur

privatrechtliche Folgen ^). Erst durch die Strafbarkeit erhalten sie jenen

Eharacter. Diese Strafbarkeit aber gründet sich entweder auf ein förmli

ches Criminalstrafgesetz — Amts- oder Dienstverbrechen, oder

4) 1. s. 42.

5) Kraut S. 146.

6) Mittermaier, Grundsätze des teutschen Privatrechtes, fünfte Aus

gabe z. 44.

1) Wir müssen gegenwärtige Definition im Einverständnisse mit der

Mehrzahl der Rechtslehrer, welche zu diesem Verbrechen auch die eigentliche

Amtserschleichung rechnet, so weit süssen. Man vergl. übrigens Bauer,

Lehrbuch des Strafrechtes Z. 370.

2) Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechtes, z. 477.
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KloS auf die Disciplinargewalt der Borgesetzten , d. t. auf die Befugniß,

Untergebene durch Strafen zur Beobachtung ihrer, rücksichtlich ihres Am«

tes ihnen besonders vorgeschriebenen Schuldigkeit anzuhalten. — Ämts-

oder Dienst- oder Disciplinarvergehen, Amts- oder Dienst-

.excesse ^). Die Androhung der Strafe für ein Amtsverbrechen kann

aber eben sowohl durch ausdrückliche gesetzliche Bestimmung, als ver

möge der Gesetzesanalogie geschehen Landesgesetze und Gerichtsbrauch

bestätigen dieß und die Lage der Gesetzgebung in Teutschland machte eS

nothwendig. Denn unser einheimisches gemeines Reckt ist in dieser Be

ziehung so höchst dürftig, daß die Nothwendigkeit der Bildung eines Ge»

richtsbrauches von selbst hervortrat. Nur die peinliche Gerichtsordnung

im 61. und 180. Artikel ^) enthält eigentlich allgemein anwendbare

Grundsätze, jedoch nur in Bezug auf den Mißbrauch der nun auch obso

leten. Tortur und in Bezug auf Beförderung der Flucht peinlicher Ge

fangener durch die Gefangenwärter. Die Vorschriften der übrigen

Reichsgesetze ^) beziehen sich in der Hauptsache nur auf die ebenfalls nicht

mehr eristirenden Reichsämter, während die früheren römischen Gesetze so

gar schon in die Justinianische Gesetzsammlung in veränderter Form über

gingen und bei der Verschiedenheit der Verhältnisse der jetzigen und der

römischen Staatsdiener nur eine höchst beschränkte Anwendung leiden

Daher möchte auch die Eintheilung der älteren Rechtslehrer in Amtsver«

brechen, welche in den Gesetzen benannt sind, äeliots »«rniusw, wohin

man Amtserschleichung, Amtsmißbrauch und Cassenveruntreuung rechnet,

und in unbenannte Amtsvecbrechen, clelicta iunomiusts, nicht L«nz

zu mißbilligen sein. Nur dürfen die letzteren nicht über die Gebühr aus-

3) Nicht ganz übereinstimmend mit B a u e r a. a. O., wohl aber ent

sprechend den Grundsätzen des canonischen Rechtes (SöKmeri zu» ecvles.

prot. tom. V. IIb. V. tit, 31, S. 27), welchem die Beamtenhierarchie ihre Dis-

ciplinargrundsjtze in der Hauptsache verdankt. Man vgl. d. Art. Discipli»

narsachen im 26. Bande der Ersch-Gruberischen Encyclopädie.

4) Zuerst führte dieß aus I^e^ser ineckit. sö. v. Vol. VIH. me6.

67l. Ihm folgte X o v K instltut. zur. «rim. S. 629—632. und dann die

mehresten Neueren. Darüber s. Bauer a. a. O. Note b. Dagegen spricht

Feuerbach im Lehrbuchs des peinlichen Rechtes §.477. Note K.

6) Uebereinstimmend mit Henke, Handbuch des Criminalvechtes und

der Criminalpolitik, 3. Th. S. 43l, doch gegen Martin, Lehrbuch des

Criminalrechtes Z. 217. Note 7., welcher auch die Art. lll. a. E. IIS und

134. hierher zieht, deren erster a. E. aber gegen den Münzherrn, cnso nicht

gegen einen öffentlichen Beamten, die letzteren gegen Procuratoren und Aerzte

gerichtet sind, welche damals noch nicht als öffentlich angestellte Personen be

trachtet werden konnten.

6) R. Polizei -Ordn. von 1577. Tit. 1. z. 6. Tit. 17. §. 8. Tit. 18.

K. 6— 8. Tit. 32. §. 3. a. E. Tit. 3S. §. 4. Landfr. v. 1S48. Tit. 29.

z. 3. u. 4.

^v>7) Martin und Henke a. a. O. Die Particulargesetzgebung ist in

dieser Beziehung thätig gewesen, z. B. preuß. Landrecht Th. II. Tit. 20. §.

S66. flg., baver. Strafgesetzbuch Art. 35l. flg. Einzelnes darüber findet sich

auch in den verschiedenen Staatsdienergesetzen, z. B. im königlich sächsischen

v. 7. März 1835, dann in Particulargesetzen über einzelne Amtsverbrechen, z. B.

Eassenveruntreuung. Dahin gehören die in der 157. Note angegebenen Gesetze.
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gedehnt werden °). Nicht aber blos die Verletzung der durch das Amt

dem Beamten auferlegten, sondern aller in Hinsicht des Amtes dem

Beamten und Amtscandidaten obliegenden Pflichten begründet diese Ver-

brechen, inwiefern man dazu, die Amtserschleichung im engeren Sinne (s.

w. u.), von Seiten eines Amtscandidaten begangen, rechnet. Denn die

ses Verbrechen wird zu Schulden gebracht , noch ehe der nachn.alige Be-

nmte das Amt erhalten hat, mittelst desselben wird folglich nicht eine erst

durch das Amt auferlegte Pflicht verletzt ^). Eben deßhalb theilt man

aber auch die strafbaren Handlungen der Beamten in gemeine Ver

brechen (äsU«tÄ eoiuuiuuis) , wobei die amtliche Stellung des Veam«

ten gar nicht concurrirt, und in Verbrechen im Amte (franz. tortai-

tures), welche in unmittelbarem Zusammenhange mit dem Amte stehen.

Diese letzteren zerfallen wieder in gemeine Verbrechen im Amte,

d. f. allgemeine, von jedem Unterthan möglicher Weise zu begehende

Verbrechen, deren sich der Beamte in Bezug auf sein Amt und auf Ver-

nnlassung desselben schuldig gemacht hat, und in eigentliche Amts

verbrechen, d. s. solche, wodurch ein Beamter die ihm speciell obliegen

den Amtspflichten verletzt. Rur diese sind eigentlich Gegenstand des vor

liegenden Artikels, inwiefern er gemeinschaftliche Grundsätze enthalt.

Von den gemeinen Verbrechen der Beamten ist hier blos zu bemerken,

daß, wenn sie zu den schwereren und infamirenden gehören, neben der all

gemeinen gesetzlichen Strafe, Dienstentsetzung für immer nach gemeinem

Rechte ihre unausbleibliche Folge sein soll. Eine reservatio isinss

und also ein Vorbehalt des Amtes kann um der Würde des letzteren willen

nur Folge der Verkennung der ganzen Verhältnisse sein Jene

Amtsverbrechen im engeren Sinne sind entweder gemeine

Amtsverbrechen der Beamten aller Art, oder besondere gewisser

öffentlicher, z. B. Justiz- Militair- Rechnungs- u. s. w. Beamten '^).

Sie können sowohl durch Begeh u>n g s- als durch Unterlassungen

Handlungen zu Schulden gebracht werden. Uebrigens giebt es Amts

verbrechen und Vergehen sowohl bei den zur Verwaltung der Staatsho-

S) Man vergl. Bsuer a.a.O. F. 371. Rote ». und Heffter in der

nachstehend, Note 13, angezogenen Abhandlung z. 9. (Arch. 13. Bd. 1. St.

S. 71.)

9) Manche, z.B. Bauer a. «. O. Z. 375. Note halten dieß daher, und

zwar in gewisser Beziehung wohl logisch richtiger, für ein gemeines Verbrechen, .

gegen Martin a. a. O. §. 218. u. A.

1«) 1^. 12. O. <Ie tttgnitstibus. (12. I.)

11) Heffter in der nachstehend,, Note 13. angeführten Abhandl. §. 6.

(Arch. 13. Bd. 1. St. S. 61.)

12) Die besonderen Militairverbrechen sind einem eigenen Artikel vorbe

halten, zumal, inwiefern von den Vorschriften des gemeinen Rechtes die Rede

ist, diese in vorliegender Materie,' wegen der, seit Erlassung der darauf bezüg

lichen Gesetze ganz veränderten Militärverfassung, rein als Antiquität erschei

nen. Martin a. a. O. §. 232. B a u e r a. a. O. §. 376. Rote ». Daher

dürfte auch der Versuch Feuerbachs zu Darstellung des gemeinen Rechtes

über Militärverbrechen (a. a. O. Z. 486. flg.) wenigstens nicht als praktisch ge

lungen anzusehen sein.



heitSttchtt förmlich angestellten eigent.lichenStaatsdmnem, als bei den

uneigentlichen Beamten, sogenannten patentirten Staatsdie»

nern im engeren Sinne, welche nur zu Ausübung gewisser, durch die Be»

dürfnisse der Unterthanen nöthiger und nur auf der Letzteren Wunsch aus»

zuübender Functionen cmtorisirt und verpflichtet sind, z. B. Aerzten, Ad»

vocaten, verpflichteten Maklern, Wechsel- und Waaren-Sensalen u. s. w.

und eben sowohl bei mittelbaren als bei unmittelbaren Staats«

beamten '^). Nicht anwendbar ist dieser Begriff auf die Verbrechen und

Bergehen der blosen Hofdienerschaft. Dagegen sind« er statt bei denje»

nigen Kirchen- und Schuldienern, welche bei einer bestehenden öffentlichen

Kirche oder Schule eiste bestimmte Function (<M«iu,n) haben ^). Nach

den Grundsätzen des katholischen Kirchenrechtes, namentlich der tridentini»

schen Kirchenversammlung '^), sind in der Regel nur solche Kirchendiener,

roelche insjoris oräiuis sind (s. Ordination) und nicht blos die z>rü»s

'tonsurs erhalten haben ^), eigentlicher Kirchenamtsverbrechen und

Wergehen fähig. Dennoch rechnen die Protestanten neuerer Zeit auch

die Schullehrer und andere Kirchenbeamten, z. B. Kirchenväter, Kirchen

vorsteher, Kirchkastner u. f. w., selbst gegen die Ansichten früherer pro»

testantischer Kirchenrechtslehrer '^) , zu diesen Kirchendienern "). In

gegenwartigem Artikel können jedoch Kirchen- und Schuldiener nur ganz

im allgemeinen und so weit die allgemeinen Principien über Amtsverbre»

chen auf sie Anwendung finden, berücksichtigt werden. Inwiefern hinge

gen die besonderen Grundsätze des Kirchenrechtes bei ihnen eingreifen, na»

mentlich rücksichtlich der einzelnen Verbrechen der Kirchen- und Schuldie

ner, ist die Erörterung für besondere Artikel zu versparen (s. Sim«ie,

Kirchen- und Schuldiener). Ob. und inwiefern die Rabbiner als öffent

liche Beamte anzusehen sind, hangt von den Mchten ab, die dem jüdi

schen CultuS an den verschiedenen Orten eingeräumt werden ">).

Daß in der Staatshoheit neben dem Rechte zur Anordnung und

Besetzung der Staatsämter, auch das Oberaufsichtsrecht über die Sraats-

diener und eine dießfallsige Disciplingrgewalt begründet ist; dieß bedarf

keiner weiteren Ausführung. Eben so ist es unbestritten, daß die nie

dere oder blos corrective Disciplin, welche sich darauf beschränkt,

13) Ueber diese Eintheilungen s. Heffter über Verbrechen und DiS-

ciplinarvergehungen der Staats - und Kirchendiener, im neuen Archive de«

Criminalrechtes, lg. Bd. I.Stück S. 49, und Schmid, Lehrbuch des teut«

schen Staatsrechtes 1 . Abth. Z. SS. flg.

14) Heffter a. a. O. §. 2. S. S0.

15) 8es». XXIIl. 6s reform. e. 6.

16) I^isI benekcium ecelss!»stioum dsdesnt, gut, olerivslsm Ksbitum et

tovinrsi» Zskerente«, »licui eerle»!»« «x insnckuto ep!«c«p! Inservlsnt , vel In

»«ivinsrio sut In »liqus sckol» vel universitsk« g« Ilcent!» eulseopi ^v«! In

s<I ivszore5 orillne» suselplenöo» vsrsentur.

17) S SKmsr «. I. tom. V. IIb. V. tld. 37. §. 60. Mn!»tro» evolesias

«>« vor«, nui vert« ««stui liösllum seu ee«I«»!»s «um muner« «soro prssp«.

«iti ivnt, velut! epi«>:«pi, presb^tsrl, 6i»covi stv.

18) Heffter a. a. O. §. 2. S. S1.

IS) Heffter a. a. O. Note 7.
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die Staatsdrener zu ihrer Schuldigkeit, nörhigen Falls durch Strafen und

andere Zwangsmittel anzuhalten, der Administrativbehörde zusteht. Da

aber jede Disciplinarstrafe den eigenthümlichen Character einer Admini-

strativ-Diensthandlung nicht verleugnen, folglich sich in der Regel auf

solche Uebel beschränken muß, die nicht in den Rechtszustand des Bestraften

eingreifen, so tritt die große Frage ein, ob und wie weit zu den Attributen der

Administrativbehörde die höhere oder reinigende Disciplin gehört,

welche die störenden Elemente aus dem Staatsdienste zu entfernen hat?

Rücksichtlich der blos correctiven Disciplin sind nämlich die Disciplinar-

mittel auf folgende zu beschränken. 1) Ermahnung zur treuen Pflichter

füllung (movitio, säruonitio, franz. svertissemsut^. 2) Zurechtweisung

(re«t!K«stio) d. i. die Erklärung, daß eine irrige Ansicht genommen und

in welcher Art der fragliche Gegenstand zu behandeln sei 2°). z) Ver

weis (repreksvsio, franz. «eusure 21^ welcher eine strafende Mißbilli

gung wegen mindestens leichtsinniger «der leicht zu vermeidender Ver

fehlung der rechten Handlungsweise ausdrückt. Derselbe hat mehrere

Grade: s) der einfache Verweis, K) der Verweis unter Androhung schär

ferer Discivlinarmittel: „bei Vermeidung ernsterm Einsehens," c) der Ver

weis mit Oeffentlichkeit der Vollziehung 4) Geldbuße (inulors).

Häufig heißt sie hier Ordnungsstrafe und den katholischen Kirchen

dienern werden statt ihrer oft Bußübungen auferlegt. S) Zeitliches Ge>

fängniß («sroer) und zwar nur auf kürzere Zeit. An protestantischen

Geistlichen wird dies durch Einsperrung in den geistlichen Gehorsam, an,

katholischen häusig durch Einsperrung in ein Kloster oder Bußhaus, an

Staotsdienern entweder durch Verhängung des Hausarrestes, oder durch

Einsperrung in der sogenannten Gehorsamsstube, nicht in einem

öffentlichen.Gefängnisse, »usgeübt. 6) Zeitliche Untersagung der Amts

führung, Suspension («uspeusio sb ottivio), die in diesem Falle nur

auf Monate und ohne Einziehung der Amtseinkünfte zu geschehen

pflegt ^). Diese correctiven Disciplinarmittel werden angewendet bei

Unregelmäßigkeiten in der Lebensart, Nachlässigkeiten im Dienste, leiden

schaftlicher Ueberschreitung der Grenzen der Amtsgewalt , Ungehorsam

gegen die Vorgesetzten u. s. w. Je nachdem diese Excesse von schwererer

oder geringerer Pedeutung sind, wird ein schwereres oder geringeres Cor«

rectivmittel verfügt, insonderheit aber wird bei Wiederholungen vom ge

ringeren zum schwereren übergegangen, so daß Excesse, die mit ösfent»

20) Die Ministerverantwortlichkeit in constitutionellen Staaten, Mono

graphie eines alten Geschäftsmannes , Leipzig 1833. Abschn. 22. und 23.

S. 30.

21) Bon Quistorp, Grundsätze des teutschen peinlichen Rechtes 1. Th.

z. 81. Note n. Desselben rechtliche Bemerkungen, Leipzig 1793. Bemerk.

1. Von Verweisen oder Weisungen.

22) Die Schürfung des französischen Rechtes, «snsurs ave« reprimsnäe,

verbunden mit dem Verluste eines monatlichen Gehaltes (Gesetz über die ge-

richtl. Organisation vom 20. April 131«. Art. SO.) haben wir in Teutsch

land nicht.

SS) Quistorp a. a. O. 1. Th. §. 31. Note m.
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lichem Aergerniß verbunden sind, gegen gute Sitten anstoßen, und

dauernder Ungehorsam mit Gefängüiß und Suspension bestrast werden.

Rücksichtlich des Verfahrens bei Anwendung dieser correctiven Disciplin

ermangeln wir gemeinrechtlicher bestimmter Vorschriften, indeß pflegt

dabei in der Regel nach den Grundsätzen des summarischen Untersu

chungsprozesses verfahren und die Sache desto förmlicher verhandelt zu

werden, um ein je höheres Disciplinarmittel es sich handelt. Jeden

Falles sollte der Beamte vor Anwendung eines dieser Mittel allemal mit

seiner Vertheidigung gehört werden und es ist eine sehr üble, jedoch häufig

bei oberen Administrativbehöcden stattfindende Gewohnheit, auf blos ein«

gezogene Erkundigung das Disciplinarmittel mit ausdrücklichem, oder

wohl gar (das Bequemste!) stillschweigendem Vorbehalte der Rechtferti-

' gung anzuwenden. Dieß Letztere hat in der Regel die Folge, daß der

auch ungerecht corrigirte Beamte keine Genugthuung bekömmt, indem

die obere Behörde, um sich nicht zu compromittiren, unter jedem erdenkli

chen Vorwande das Disciplinarmittel aufrecht erhalt. Viel wichtiger

sind nun aber die Disciplinarmittel der reinigenden, höheren ^Disciplin,

welche mit den Strafen wegen Amtsverbrechen in Eines zu

sammenfallen 24). Sie bestehen in der 1) Suspension auf längere Zeit,

welche m diesem Falle gewöhnlich mit der »usxeusio a beuekvio, also

mit dem Verluste der Einkünfte auf die Zeit der Suspension verbunden

ist: 2) Die' Amtsentziehung (privativ s. sillissic, oitioii et denskoii).

Sie ist s) Versetzung (rrsuslstio s. trsusloestio) von einem Posten zum

anderen, ein, wenn es, wie in den häusigsten Fällen, ohne rechtliches Er-

kenntniß angewendet wird, höchst gefährliches Mittel, durch welches, un

ter dem Vorgeben bloser administrativer Nothwendigkeil, die größten

Unbilligkeiten und Bedrückungen ausgeübt werden können, zumal in der

Regel, und nach mehreren darüber ausdrücklich disponirenden Particu-

largesetzen, auf die zufälligen Vortheile nicht Rücksicht genommen wird,

die der zu versetzende Beamte in seiner zeitherigen Stellung hatte. K) Her

absetzung auf einen geringeren Posten (cisArsäsrio), und ^) die völlige

Amtsenksetzung (clL^osikio oder remotic, oder äiiuiüsio sb oktivio), mit

Verlust des Ranges und der Diensteinkünfte, auch der ferneren

Anwartschaft auf ein Amt. Je nachdem einer oder der andere

dieser Schärfungszufätze, oder alle hinwegfallen, ist diese Strafe im

Grade verschieden und heißt, wenn sie mit allen diesen Zusätzen an

gewendet wird, Cassation. Daß so wichtige, Ehre/ guten Namen und

bürgerliche Existenz betheiligende Maßregeln nur nach einer formge

rechten Untersuchung und vollständigem Gehöre des Angeschuldigten an

gewendet werden sollten, liegt in der Natur der Sache und entspricht den

gemeinen Rechtsprincipien. Indeß hat, besonders seit dem Jahre 1830,

in diesen Beziehungen die Particulargesetzgebung hausig der Administra-

24) Umständlich ist über die Strafen der öffentlichen Beamten gehandelt

in H e p P , das Strafensystem des neuen Entwurfs eines Strafgesetzbuches

für das Königreich Würtemberg vom Jahre 1W. Heidelberg, Mohr, I.83S.

S. 63—87.

15
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tion sehr freie Hand gelassen. Dem gemeinen Rechte und zugleich dem

Interesse der Administration am entsprechendsten scheint es zu sein, wenn

in allen Fällen, wo von Anwendung eines höheren Disciplinarmittels

die Rede ist, der Administrativbehörde nur das Recht der Suspension vom

Amte (suspevsio sb oki'wi« nicht a bnietioio) zugestanden, hingegen der

Hauptpunkt zur Untersuchung und zum Erkenntnisse des Gerichtes ausge

stellt, und in Fallen, wo der Antrag der Administrativbehörde auf ein solches

Mittel der reinigenden Disciplin durch die Behauptung des Mangels

an Fähigkeit, gutem Willen, Thätigkeit u. s. w. unterstützt werden will,

das Gutachten auswärtiger unparteiischer Administrativbeamten darüber

gehört wird. Auch das Recht der Versetzung, so gefährlich es ist, kann

der Administrativbehörde nicht ganz entzogen werden; doch muß dem

versetzten Beamten freistehen, wenn ihm nicht nachgewiesen werden kann/

daß er gerechten Forderungen seiner Vorgesetzten in seinem vorigen Po

sten nicht entsprach, auf dem Rechtswege volle Entschädigung zu fordern,

auch rücksichtlich zufälliger Vortheile seines vorigen Amtes. Im allge

meinen werden die höheren Disciplinarmittel angewendet, wenn der Be

amte denjenigen Voraussetzungen nicht entspricht, unter welchen ein Be

amter angestellt werden kann und unter welchen das fragliche Amt dem

Beamten übertragen worden ist. Dieß tritt namentlich ein im Falle großer,

die Interessen des Amtes benachtheiligender Nachlässigkeit, eigen- oder

böswilliger, vorsätzlicher Nichtbefolgung oder gar Mißbrauches der Dienst-

instruction und Vorschriften der Vorgesetzten, selbstverschuldeter physischer

oder moralischer Dienstunfähigkeit, grober Unsittlichkeil und erbitternder

Unverträglichkeit, Ergreifung einer mit der Würde des Amtes unverein

baren Lebensart oder eines solchen Gewerbes, endlich, im Falle der Un

verbesserlichkeit, auch rücksichtlich geringerer, sonst nur durch Correctiv-

mittel zu regelnder Dienstwidrigkeiten und Unregelmäßigkeiten. Diese

wird angenommen, wenn, drei Mal angewendeter Correctivmittel un

geachtet, Besserung nicht erfolgte ^).

Die Veranlassung zur Untersuchung gegen einen Beamten geht

gewöhnlich von der oberen Administrativbehörde aus; doch leidet es keinen

Zweifel, daß nach allgemeinen Grundsätzen auch jedes Strafgericht, un

ter dessen Jurisdiction der Beamte steht, auf erlangte ausreichende Notiz

von einem Amtsverbrechen desselben , mit der Untersuchung amtswegen

gegen ihn verfahren kann. Dabei liegt die Nothwendigkeit schleuniger

Communication mit der vorgesetzten Behörde des Beamten in der Maße,

daß der Staatsdienst nicht durch die Untersuchung leide, in der Natur

der Sache 2°). Mein diese letztere Besorgniß, und die Eifersucht der

25) Man vergl. über diesen ganzen Abschnitt den oben (Note 3) ange

zogenen Artikel der E rsch - Grube r'schen EncyclopSdie und besonders die

auch schon erwähnte Heffter'sche Abhandlung im I. und 2. Stück des 13.

Bandes des neuen Archives des Criminalrechtes.

26) Muß das Criminalgericht von der Einleitung einer Untersuchung ge

gen einen Administrationsbeamten jedesmal der competenten königl. Regierung

Nachricht geben? zc. zc. in Hitzig, Zeitschr. für die Criminalrechtspflege,

27. Heft. S. 113.
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Verwaltungs - gegen die Justizbehörden , sowie die vielleicht häufiger zu

rücksichtslosen Vorschritte der letzteren Hilden mehrfache Beschränkungen

der Justizgetvalt in diesen Verhältnissen hervorgebracht. Abgesehen von

der oft zu viel ausgedehnten ^) Vertretung der Staatsdiener durch

die Administrativbehörden (Asrantis 6ss touetionusirs public), wegen

'deren beinahe überall ohne Erlcmbniß der Regierungsgewalt kein Staats

diener wegen eines im Amte begangenen Verbrechens verfolgt werden

darf, hat diese unstreitig die Befugniß, vermöge des Rechtes der Ober

aufsicht, eine Voruntersuchung in der Sache zu veranstalten. Dagegen

muß aber auch dem Gerichte das Recht zustehen, die Verwaltungsbe

hörde um Nachricht und Auskunft über die , zur Vervollständigung der

Untersuchung zu eruirenden Thatsachen zu requiriren. Theoretisch die

Sache betrachtet, ist die Verwaltungsbehörde verbunden , diese Auskunft

jederzeit zu geben, wenn nicht die höchste Behörde die Versch'weigung ge

wisser Umstände, für im Interesse des Staates nöthig, erklärt. Allein

in der Praxis sind die Gerichte häufig der Willkür der Admininistrativ-

behörden Preis gegeben, die auch über solche Umstände oft nur unvoll

kommene Auskunft ertheilen, deren Verschweigung mehr im persönlichen,

als im Stantsinteresse liegt. Bei der Voruntersuchung muß der Admi-

nistrativbchörde das Recht der Verhaftung des Jnculpnten eben sowohl

in diesem Falle, wie in polizeilichen Fällen und wie der Justizbehörde zu

gestanden werden, da sonst die Zwecke der Voruntersuchung, ja die ganze

nachsolgende Criminaluntersuchung leicht vereitelt werden könnten. Nur

sind von der Administratiybehörde genau die dießfallsigen rechtlichen Er

fordernisse zu berücksichtigen ^). nach obgedachter Ansicht die Ver

waltungsbehörde nicht die Suspension des Beamten für die Dauer der

Untersuchung verfügt, so steht diese Verfügung dem Gerichte in dem

Falle zu, wo ein zur Amtsentsetzung qualisicirendcs Verbrechen mit bedeu

tenden Verdachtsgründen gegen den Angeschuldigten klar vorliegt, da das

Amt als verwirkt zu betrachten ist, sobald der Beamte durch seine Hand

lungsweise sich desselben unwürdig gemacht hat. Denn auch die Ent

ziehung des Amtes bildet einen Theil der Strafe und, sagt das Gesetzt),

sluml statte eulin vivtus c^uis est «jus msleüvU, euju» rweu» est

ststuts, «tstlm clsbetur. Ist der Jnculpat in hohem Grade ver

dachtig , so kann das Gericht sogar auf suspens!« s »älurio erkennen,

wo dann der Gehalt sequestrirt wird und nur zurückzugeben ist, wenn

vollkommene Lossprechung erfolgt 2°); doch wird auf den Verlust der

Einkünfte nur vom Tage der erfolgten Suspension an erkannt. Uebri-

gens kann schon nach Grundsätzen des gemeinen Rechtes ^) Suspension

und Absetzung vom Amte eines Kirchendieners nur von der oberen geistli

chen Behörde, sonach, erachtet solche der weltliche Richter für gesetzlich,

27) Pfeiffer's praktische Ausführungen aus allen Theilen der Rechts

wissenschaft, 3. Bd. S. 430. u. 4SI.

28) Man vergl. übrigens Pfeiffer o. a. O. S. 417 flg.

29) Q. 244. v. Ss vsrbor. sißiiif. (5.. IS.)

30) V. Q u ist 0 rp , peinl. Recht 2. Th. Z. 674.

31) Nov. 123. «s«. 21. S. 1.

,5*
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nur im Einverständnisse mit jener Behörde (dem Bischöfe in der ka

tholischen, der die jura ern8o«x>slis ausübenden Stelle, also in der

Regel der Consistorien in der protestantischen Kirche) geschehen. Ja

bei gemeinen Verbrechen wird es ganz dem Gesetze entsprechen, daß,

wenn das Verbrechen Dienstentsetzung oder Suspension nach sich zieht,

die geistliche Behörde nach ihrerseits gemachter Untersuchung jene ver

fügt und den Jnculpaten zur weiteren Untersuchung und Bestrafung

an den weltlichen Richter abgibt. Dieß ist jedoch nach den Grund

sätzen des neueren katholischen Kirchenrechtes nur auf gewisse Verbre

chen beschrankt. Diejenigen protestantischen Consistorien hingegen,

welche noch die geistliche Gerichtsbarkeit haben , dürfen in der Regel

nur bis zur Specialinquisition verfahren und in manchen Landern nur

nach summarischer Untersuchung auf geringere Strafen, höchstens kür

zere Zuchthausstrafe erkennen. Die Execurion solcher Strafen aber

müssen sie dem weltlichen Criminalrichter überlassen, auch bei größeren

Verbrechen den Angeschuldigten an jenen abgeben^). Durch An

klage und Denunciation dessen, der durch die strafbare Handlung lei

det, kann die Untersuchung, gegen Staats- und Kirchenbeamten gleich

falls veranlaßt werden, worauf dann der Criminalrichter so verfährt, als

wenn er auf irgend einem anderen geeigneten Wege von dem Verbrechen

in Kenntniß gesetzt worden wäre. Eine merkwürdige Ausnahme von

allen diesen Grundsätzen bildet in konstitutionellen Staaten die An

klage höherer Staatsbeamten, namentlich der Minister in Bezug auf

die ihnen obsiegende Verantwortlichkeit für die Regierungshandlung-en,

besonders für Verletzung der Verfassung — ein dem gemeinen Rechte

ganz unbekanntes Institut. Daher fehlen auch alle gemeinrechtlichen

Vorschriften darüber und nur die einzelnen Constitutionen der ver

schiedenen Staaten geben die Normen dafür an. Gewöhnlich ist ein

eigener Gerichtshof für diese Anklagen, welche von den Landständen

nur ausgehen können, und ein eigenes Verfahren dafür bestimmt,

und selbst das Erkenntnis) hat hier, wo es politische Verhältnisse der

höchsten Interessen gilt, seine eigenen Normen ^). Bei den anderen

Beamten pflegen die oben erwähnten besonderen Amtsstrafen neben

denjenigen Strafen erkannt zu werden, welche das begangene Ver

brechen oder Vergehen, inwiefern es ein gemeines (äsliowm «oisMune)

ist, bei jedem anderen Staatsbürger nach sich zieht. Wahrend übri

gens die Strafbarkeit des Beamten durch feinen geleisteten Diensteid

und wegen der, durch das Werbrechen beleidigten Würde seines Am-

32) Heffter a. a. O. 13. Bd. 2. Stück. §. 14. flg. Bauer a. a.

O. 8.373.

33) Sowohl die allgemeinen Grundsätze über diesen Gegenstand, als die

speciellen, bis zum Jahre 1333 in den verschiedenen Staaten Europa's dieß-

falls bestehenden positiven Gesetze sind vom Verf. dieses Artikels in der oben,

Note 20, angezogenen Monographie über die Ministerverantwortlich

keit zusammengestellt. Man vergl. auch: Betrachtungen über die Anklage

höherer Staatsbeamten zc. im Microcosmus von Dr. Aöpfl, 2. Heft.
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tes sich in der Regel auch bei gemeinen Verbrechen erhöht, dürften

ihm bei manchen Ämtsverbrechen und Vergehen auch besondere Mil-

derungsgründe zur Seite stehen. Dahin möchten namentlich die, durch

die neueren Dienstpragmatiken, besonders durch die vermehrte Büreau-

krasie herabgewürdigte Stellung der niederen Beamten und das hausig

dadurch hervorgebrachte übermüthige Benehmen der Unterthanen gegen

sie hiernachst, wenn die Rede von Veruntreuungen, Bestechungen

u. f., w. ist, die oft schlechten und mit den zu leistenden Diensten,

besonders mit der dazu erforderten Vorbereitung und Befähigung nicht

im Verhältnisse stehenden Besoldungen, zu rechnen sein ^).

In civilrechtlicher Beziehung gilt rücksichtlich Her Amtsverbrechen und

.Amtsvergehen das allgemeine rechtliche Princip, daß jeder Staatsbürger,

der durch ein Verbrechen leidet, seine dießfallsige Entschädigung zu for

dern berechtigt ist, und zwar zunächst an denjenigen, der die Gesetz

widrigkeit begangen hat ^). Daher haftet auch ein Collegium, unter

dessen Namen eine Gesetzwidrigkeit zu Schulden gebracht worden ist,

für den dießfallsigen Schaden im ganzen; der Beschädigte ist nicht

genöthigt, sich an den Einzelnen zu halten, der den gesetzwidrigen Be

schluß des Collegiums erwirkte oder ausführte ^). Wohl aber hat

der untere Beamte, wenn er im Auftrage des Oberen unter den ge

eigneten Umständen handelte, an feinen Vorgesetzten, es hat das Col-

legium, wenn es durch unerlaubte Handlungen seines Mitgliedes, z. B.

durch eine falsche Relation desselben, zu einem gesetzwidrigen Schritte

verleitet, oder wenn in seinem Namen von einem Mitglieds des Col

legiums eine Gesetzwidrigkeit begangen und das Collegium dafür in

Anspruch genommen wurde, an dieses Mitglied, endlich hat ein Col-

legienmitglied, wenn es dem Beschlüsse des Collegiums gemäß han

delte und dafür haften Mußte, an das Collegium den Regreß. Denn

in diesem Falle ist das Collegicnmitglied als Unterbehörde des Colle

giums anzusehen. Jede Unterbehörde aber hat die, auf die gesetzlich

geordnete Weise ihr zugehenden Befehle ihrer Oberbehörde ohne wei

teres zu befolgen und ist für die Befolgung der Befehle nicht, wohl

aber für deren Nichtbefolgung verantwortlich, wenn ihr Inhalt nicht

klaren Pönalgesetzen entgegen ist ^). Doch hindert dieß keineswegs

34) Puchta, die Landgerichte in Bayern und ihre Reform zc. Erlangen

1834. S. 72."

' S5) Wie sehr dieß Uebel das Innere des Beamtenwesens vernichtet, sehen

wir, um die näher liegenden Beispiele nicht zu erwähnen, unter den europai

schen Staaten an Spanien (Cook's Skizzen aus Spanien, übersetzt von

Frisch, Stuttgart, Cotta, 18S4) und außer Europa besonders an China

(Minerva von Brun, April 1834 S. 10. aus Vo^sgs sutuur üu monäs

psr l^splsee). < '

, SS) 5,. 29. §. 7. 0. Leg. äquilism. (9. 2.) Ii. IS. §. 1. v. 6s Solo

«,»!«. (4. 37) '

37) Maurenbrecher, Grundsätze des heutigen teutschen Staatsrechtes,

§. 162. Note K.

35) Die Ministerverantwortlichkeit a. a. O. Abschnitt 29. S.

42. Bauer a. o. O. 8. 372. Damit stimmt (gegen Maurenbrecher
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die civilrechtliche Haftung des Unterbeamten für die gesetzwidrige Hand«

lung wiewohl unter Vorbehalt des Regresses gegen die Oberbe-

hörde , wenn er deren Befehl auf die gesetzlich geordnete Weise erhielt

und dieser Befehl nicht einem klaren Pönalgesetze zuwiderläuft. Denn

in diesem letzten Falle konnte er selbst beurtheilen, ob die Handlung

unerlaubt war. Die Beamtenhierarchie fordert unweigerliche Befolgung

der, gesetzlich von den Oberbeamten ertheilten Befehle; es stehen ihnen

deßhalb die oben erwähnten administrativen, da nöthig gerichtlichen

Mittel zu Gebote, um den Unterbeargten zu seiner Schuldigkeit an

zuhalten; sie müssen daher auch für die Handlungen des Unterbeam-

ten, so weit ex dadunch ihre Befehle befolgte , haften und bis Justiz

entscheidet über die Entschädigungsfrage ^). Dagegen hat jeder Be

amte auch in civilrechtlicher Hinsicht für alle auf eigene Hand be

gangenen unerlaubten Handlungen einzustehen^'). Die Frage, ob

ein Richter rücksichtlich der von ihm begangenen Handlungen blos für

äolus oder auch für sulp« zu haften habe ist «ach dem Stand

punkte, auf welchem jetzt die Rechtswissenschaft und namentlich die

Lehre von clolu» und eulps stehen, eine sehr schwierige, doch gehört

ihre Abhandlung in die, diesen beiden Materien gewidmeten besonderen

Artikel. Dagegen wird eine nähere Prüfung nicht erfordern die von

den älteren Rechtslehrern ^) aufgeworfene , sich aber durchgängig selbst

beantwortende Frage, ob der Nachfolger im Amte für die Verbrechen

g. a. O. §. 162. Note K. und in gewisser Maße gegen Murhard, die

kurhessische Verfassungsurkunde, erläutert und beleuchtet zc. 2. Abth. Z. 61.

S. 139) diese kurhessische Verfassungsurkunde vom S. Januar 1831. §. 61.

selbst überein, wenn sie jeden Staatsdiener für „Vollziehung einer, nicht in

der verfassungsmäßigen Form ergangenen Verfügung einer höchsten

Staatebehörde" verantwortlich macht; ganz klar aber das oben angezogene

kdnigl. sächsische Staatsdienergesetz vom 7. März 1335. g. 7. Man vergl.

jedoch Sam Haber, Beiträge zur Strafrechtskunde :c. Nürnberg, 183«.

Abb,. XI. S. 67. : Soll der von einem Staatsbeamten oder einer öffentlichen

Behörde den untergebenen Beamten gegebene Befehl zu Begehung einer un

erlaubten Handlung, welche als Mißbrauch, Überschreitung oder Verletzung

der Amtspflicht erscheint, den gehorchenden Theil von der Strafe befreien?

S9) Die Ministerverantwortlichkeit a. a. O. Abschnitt 30.

S. 45.

4«) Maurenbrecher a. a. O. §. 162. s. E. u. §. 185. Note q.

41 > Elvers und Bender allgemeine juristische Zeitschrift 1. Jahrg.

1L23. S. 467: Ist ein Beamter, der die Echtheit einer Unterschrift beglau

bigt, zum Ersätze des durch die unächte Unterschrift entstehenden Schadens

verbunden ?

42) Von der Rahmer Sammlung der merkwürdigen Entscheidungen

des herzoglich nassauischen Oberappellationsgerichtes zu Wiesbaden, 2. Band.

Nr. 6. S. 39, und Weber, Erörterung von der a«ti« contra iu^ie. qu! Iii.

si»m teeit, insbesondere der Fragen : 1) Ist der Richter blos für äolv«, oder

ist er auch für irgend eine «ulps, negligentia etc. in zuäicsncl« verantwort,

lich? 2) Ist seine regressorische Verbindlichkeit eine blos subsidiäre? in der

Linde— Marc zoll — Schrote r'schen Zeitschrift für Civilrecht und Prozeß.

7. Bd. 1. Heft. Nr. 1. S. 1 flg.

43) SS. O.uifto rp a. a. O. 1. Th. Z. 93. Note '). „ , .
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fernes Borgangers zu haften habe? Alle Amtsverbrechen und Ver

gehen sind aber freilich nach dem eigenthümlichen Wesen des beson

deren Amtes und der dafür bestehenden Instruction zu beurtheilen ^).

Viel schwieriger ist die Frage, wie weit der Staat für seine Beamten,

der, Gerichtsherr für seine Gerichte rücksichtlich des durch Amtsverbre

chen angerichteten Schadens zu haften schuldig ist^)? Geradezu ist

diese Frage in den Gesetzen nicht entschieden; man kann, wenn man

auf das römische Recht zurückgeht, nur auf die Grundsätze vom Man-

datscontract und auf die Analogie des Rechtsverhältnisses des exer-

«itor zum institor verweisen, besonders auf den Grundsatz, daß der

exeroitor qussi ex «isleöoio für die Handlungen seiner Leute haften

muß, weil er, wie die Gesetze sagen: sI1czu«teuu» «ulpse reus est,

HU«ä «r>era insloruui Komiuuin rtteretur 46), und »iki imriutsturo

qui rirseriosuir^). Wenn daher auch die Gesetze den exervitor nicht

für verpflichtet halten, Contractsverbindlichkeiten zu erfüllen, die sein

institor unbefugt eingegangen ist, so erachten sie ihn doch für ver

bunden , für den , von seinem Stellvertreter durch begangene Verbre

chen angerichteten Schaden einzustehen ^). Ist es nun aber gesetz

liche Vorschrift, daß Jeder, dem die Verwaltung eines Geschäftes an

vertraut ist , den Character eines Jnstitor hat ^), so ist kein Zwei

fel, daß zwischen dem Staate und seinem Beamten im allgemeinen

das Verhältniß des exeroiror zum ivstltor stattfindet. Eine bedeu

tende Ausnahme hiervon wird jedoch jeden Falles die Justiz machen.

Sie besteht im Staate ganz unabhängig von allem Einflüsse der Ad

ministration auf sie, und jedem Staatsbürger sind die Mittel, sich ge

gen Beeinträchtigungen der Justiz zu schützen, durch Beschwerden bei den

oberen Behörden, namentlich, inwiefern es irrige richterliche Handlun

gen gilt, durch den Jnstanzenzug gegeben. Es würde also dem gan

zen Verhältnisse widersprechen, wenn die Regierungsbehörde, die sich

in die Justizverwaltung nicht mischen darf, für die eigentlichen richter

lichen Handlungen der Justizbehörden haften sollte. Daher gaben

auch die römischen Gesetze wegen Schäden, durch leichtsinnige oder bös

willige Richter gestiftet, nur Ansprüche gegen diese, nicht gegen den

Staat In einem Falle der letzteren Art würde dem Lädirten eine

44) Feuerbach s. o. O- §. 477.

45) Hagemann und Bülow practische Erörterungen aus allen The,'-

len der Rechtsgelehrsamkeit, 4. Bd. S. Z60: Der Gerichtsherr ist nicht im

mer verbunden, den Schaden zu ersetzen, welchen sein Beamter, bei Ausübung

der Rechtspflege, aus Vorsatz, Unachtsamkeit, Uebereilung oder Nachlässigkeit,

verursacht hat.

4L) §. vlt. 5. 6e «bl. q. qussi ex 6el. nssc. (4. 5.) 6. §. ult. v. öe

«dl. «t »et. (44. 7.)

47) 1^. 1. §. 4. 0. äs exer«. sct. (14. 1.)

48) Q. 1. §. 2. 0. Se exercit. «ct. (l4. 1.)

49) I,. 6, pr. v. cke insritor. sct. (14. 3.) Ouieunizue igitur negotio prse-

posito» »!t, institor recte sppellkbirvr.

60) I,. ult. v. ge extmorg. «ognit. (60. 13.) Z«t. pr. ^ üe «KI. <zu»e
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pcrsönlick)e Klage auf Schadenersatz (sei!« s^ucllcatus In tsvrum) zu

stehen, wahrend in Fallen, wo das materielle Recht durch das formelle

gekränkt ist , dem so Verletzten gar keine Hilfe gewahrt werden kann,

da der Staat nur formelles Recht gibt. Doch Alles dieß versteht sich,

wie erwähnt, nur von eigentlich richterlichen Handlungen und daher

haftet der Gerichtsherr allerdings , 1) wegen durch sein Gericht began

gener Unterschlagung hinterlegter Gelder und anderer werthvoller Ge

genstände 2!). Denn der öffentliche Schutz, welcher den Depositen

durch die gerichtliche Deposition verliehen werden soll, wird nur von

dem Gerichte in ausdrücklichem Auftrage und als Organ der Staats

gewalt, nicht mittelst eines eigentlich richterlichen Actes gewährt. Der

Privatmann, der sein Cigenthum diesem Schutze anvertraut, hat kein

Mittel, sich wegen Mißbrauches dieses Vertrauens zu entschädigen, als

den Regreß gegen den Gerichtsherrn, in der Regel den Staat, wenn

die verbrecherische Gerichtsperson unvermögend ist. So wie in diesem

Falle, so hastet 2) der Gerichtsherr in allen den Fällen für die wi

derrechtlichen Handlungen seines Gerichtes , in welchen die , letzterem

übertragenen Geschäfte Ausfluß der Theilnahme an der Ausübung der

Staatsgewalt sind. Dieß findet besonders bei dem Hilfspersonal des

Richteramtcs und namentlich im Erecutionsverfahren Statt. Anders

ist es rücksichtlich der Administrativbeamten. Sie repräsentiren den

Staat in seiner Wirksamkeit unmittelbar. Haben sie also in Eon-

tractsverhältnissen gegen einen Staatsbürger ein Verbrechen oder Ver

gehen begangen, so treten die Grundsätze des Mandats oder die oben

ausgeführten römischrechtlichen Grundsätze über Verletzungen ein. Ha

ben sie die ihüen anvertraute Amtsgewalt zum unerlaubten Zwange

gegen den Staatsbürger gemißbraucht, so muß der Staat, weil er die

unbedingte Unterwerfung unter seine Gewalt fordert und vermöge sei

ner Stellung fordern muß, auch für die unerlaubten Handlungen de

rer, die er mit dieser Gewalt bekleidet hat, einstehen. Von selbst ver

steht es sich nach Allem diesen , daß der Staat nicht für die verbreche

rischen Handlunge» der obenerwähnten uneigentlichen Beamten, der

sogenannten patentirten Staatsdiener im engeren Sinne haftet, welche

nur zu Ausübung gewisser, durch die Bedürfnisse der Unterthanen

nöthiger uyd nur auf der letzteren Wunsch anzuwendender Functionen

autorisirt sind ^).

Unter den einzelnen Amtsverbrechen und Vergehen

pflegt oben an

qus«! ex nssc. (4. 6.) I>. IS. §. 1. v. Se zuälc. st ud. (5. 1.) e. 2. O.

poen» zuü. <zui msle z,i<Z. (7. 49.)

6l) Strubs' s rechtliche Bedenken, Spangenberg'sche Ausg. 2. Band.

Beb. «LöexXII. (2. SS.): Ob ein Gericht oder der Gerichtsherr die von

dem ^«tusri« «»vese angegriffenen Depositengelder zu erstatten schuldig ?

S2) Sund heim, practische Rechtsfragen, Giesen 1827. I. Ueber

Schadensstiftung durch Staatsbeamte und Haftverbindlichkeit des Staates da

für, S. l. flg. Pfeiffer a. a. O. 2. Th. Nr. 12. Von den nothwen-

digcn Einschränkungen der Verantwortlichkeit des Staates für widerrechtliche

Handlungen der Staatsbehörden, S. 361.
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^ 1) die Amtserschleichung («rlmsn smKIws) im weiteren

Sinne gestellt zu werden, d. i. jedes absichtlich gesetzwidrige Verfah

ren in Hinsicht auf die Besetzung eines öffentlichen Amtes Sie

kann begangen werden von dem Amtscandidaten , von ihm und einem

Dritten zugleich, von diesen Beiden und dem Amtsverleiher zugleich,

von Letzterem allein, von ihm und einem Dritten zugleich, von ihm

und dem Candidaten zugleich und von dem Dritten allein. Nur bei

öffentlichen Aemtern, nicht bei Privat- und Hofdiensten und nicht durch

Fahrlässigkeit kann dieß Verbrechen geschehen; der Vorsatz, auf uner

laubte Art das Amt zu erlangen, oder zu vergeben, und diese uner

laubte Art selbst, welche nicht auf dem Voraussetzungen des Staates

bei Aemtervertheilung , nämlich Förderung des gemeinen Besten, vor

züglicher Tüchtigkeit und Billigkeitsrücksichten beruht , sind die wesent

liche Form dieses Verbrechens. Dasselbe wird vorzüglich durch Be

nutzung der Habsucht des Verleihenden, selbst unter dem Scheine, er

laubter Geschäfte (wo es dann sinkiws ^sllisws ist) begangen ^).

Es gibt aber auch Fälle, in denen selbst das Geschenkgeben beim

Dienstgesuch eine ganz erlaubte Handlung ist, namentlich, wenn sich

klar dabei herausstellt, daß keine Bereicherung des Amtsverleihers beab

sichtigt war, z. B. bei Uebersendung seiner Schriften von Seiten eines

schriftstellernden Candidaten 2°). Dagegen kömmt es, wenn die Stimme

des Amtsverleihers für den Candidaten durch einen ihm gewährten

Vortheil erlangt wurde, nicht darauf an, ob der unerlaubte Vortheil

ihm bereits wirklich zugewendet, oder nur versprochen war ^). Dieß

Verbrechen zerfällt in die Amtserschleichung im engeren

Sinne, eigentliches «rimeu »mbirus, d. i. eine absichtlich

durch unerlaubte Mittel unternommene Bewerbung um ein öffentli

ches Amt für sich oder einen Dritten, und in die gefetz widrige

Verleihung eines öffentlichen Amtes, widerrechtliche

Amtsbesetzung, d. i. die Ertheilung eines öffentlichen Amtes ab

sichtlich nicht unter den Voraussetzungen, welche der Staat dabei for

dert ^). Nur diese letztere Art der Amtserschleichung gehört eigent

lich, wie schon aus Obigem erhellt, zu den Amtsvergehen, wenn man,

wie man wohl sollte,, diese Nur in die strafbare Verletzung der durch

ein öffentliches Amt auferlegten Pflichten setzt. Die eigentliche

Amtserschleichung ist, inwiefern sie nicht von dem Amtscandida

ten begangen wird, jeden Falles nur ein gemeines Vergehen. Sie ist

Vollendet, sobald die unerlaubte Handlung, wohin besonders Fälschung,

Bestechung, Zwang und Erpressung gehören, vollendet ist, durch welche

der Erschleich« das Amt für sich oder einen Dritten zu erlangen

 

53) Bauer a. a. O. §. 3SS.

64) Martin a. a. O. §> 219.

55) Tittmann a. nachstehend a. O. Z. 237. Noten.

56) Deßgl. §. 237. a. E.

57) Tittmann, Handbuch der Strafrechtswissenschaft 2. Bd. §. 236.



234 Amttverbrechen :c.

sucht War indeß das Mittel, wodurch die Amtserschleichung der

wirkt wurde, ein größeres Verbrechen, als diese selbst, z. B. Betrug;

so treten die Principien, insonderheit die Strafe dieses Verbrechens

ein 59). Die Straft des eigentlichen unibitu» nach römischem Rechte

besteht, in Gemäßheit des vorstehend erwähnten Gesetzes, außer den

nachher anzugebenden gemeinschaftlichen Strafen für beide Arten der

Amtserschleichung, in der Geldbuße von 100 Ducaten (surei) und der

Infamie. Die widerrechtliche Amtsbesetzung wird erst durch

das wirkliche Gelangen des Candidaten zu dem erschlichenen Amte voll

endet. Wurde dem Candidaten, eben so einem Dritten für ihn, aus

den erwähnten widerrechtlichen Gründen die Stimme blos zugesichert,

aber nachmals nicht gegeben, so ist blos der Versuch zu diesem Ver

brechen vorhanden und eine unerlaubte Vermögensbcreicherung, geeig

neten Falles eine Bestechung, wenn der Amtsertheiler Etwas dafür bekam.

Der Beamte muß entweder allein das Amt zu vergeben gehabt haben,

oder eine wirklich mitzuzahlende Stimme dabei; eine blos beraihende

reicht nicht hin. Die besondere Straft dafür ist Amtsentsetzung des

unrechtmäßig begünstigenden Beamten und Erlegung des zu consisci-

renden vierfachen Geldbetrages des dem Beamten» zugeflossenen Emo-

lumentes 6°), mit Vorbehalt noch härterer Bestrafung für den Fall

besonders großer, dem Staate ans dem Verbrechen entstandener Nach

theile. Obgleich auf die Tauglichkeit oder Untauglichkeit des angestell

ten S«bjectes rücksichtlich des Thatbestandes nichts ankömmt, so mil

dert sich doch im ersten Falle die Straft 6'). Für beide Arten der

Amtserschleichung ist ferner bestimmt Unfähigkeit des Candidaten zur

Verwaltung des fraglichen Amtes, Confiscation der, dem Amtsver

leiher Behufs des Verbrechens wirklich zu Theil gewordenen, nicht der

blos angeboten/n pecuniären Emolumente Die römischen Gesetze

drohten auch die Straft des Exils und körperlicher Züchtigung^);

doch ist es allerdings ungewiß, ob die erwähnten Gesetze, selbst schon

in den späteren Zeiten der römischen Kaiser, wegen der, seit Erlassung

derselben ganz veränderten römischen Verfassung, noch Giltigkeit hat

ten. Cessirten sie blos aus dem, in einem Pandectengesetze angegebe

nen Grunde^), so dürften sich wohl bei den jetzigen Communämtern

diejenigen Voraussetzungen wiederfinden , welche früherhin zu Anwen

dung der römischen Gesetze Veranlassung gaben ja die Ansicht

68) Bauer a. a. O. I. 354. Martin a. a. O. un. S. 1. 0. sck

leg. smbit. (48. 14.)

29) Tittmann a. a. O. §. 237.

60) «. f. 0. sä 1>eg. revet. (9. 27.)

61) Martin a. a. O- 8. 22«.

62) Ii. 31. in f. «. 6s episc. et rler. (1. 3.) Nov. 123. c. 2. §. I.

63). O. un. «. sg 5ul. Ss smdltv. (9. 26.) Kov. 8. «up. 8.

64) II»ee lex in nrbe K«6!e ee»«st^ yuiä sg «ursm ?rin«!pi» msglstra-

tinim «reat!« pertinet, non »<! popul! ksvorem, Ii. un. pr. V. öe lege

smbitus. (48. 14.)

65) Martin a. a. O- §. 213. Not, 7. . „
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derer, welche sie auf die öffentlichen Stellen der Geschworenen, Wolks

und Communrepräsentanten zc. angewendet wissen wollen ^°), dürfte

viel für sich haben. Allein eine, die Strafbarkeit in jenen Fällen sehr

erhöhende Voraussetzung, die Ableistung desjenigen, aus das Verbrechen

des siubiru» bezüglichen Eides, der Allen denen gesetzlich^) vorge

schrieben war, die ein Amt antraten, fehlt jeden Falles. Daran wird

die Anwendung der früheren Gesetze stets scheitern und es wird daher

da, wo nicht Particulargesetze besondc« Vorschriften für diese Gesetz

widrigkeiten enthalten, wohl bei der Praxis, wie sie sich gebildet hat,

bleiben. Diese bestraft nämlich beide Arten der Amtserschleichung will

kürlich mit Absetzung oder Suspension, immerwahrendem oder zeitigem

Verluste des Wahlrechts, Geldstrafe (besonders sä pios nsus), Consiscation

des dadurch von dem Amtsverleiher erlangten unerlaubten Gewinnstes.

Die unrechtmäßig ausgewirkte Anstellung des Candidaten ist an sich nichtig

und gilt, bei befundener Tauglichkeit desselben, doch nur, wenn er

ster« höhern Ortes noch besonders genehmigt wird, wodurch die, außer

dem ausdrücklich vorzubehaltende Strafe zugleich als erlassen anzusehen

ist Uebrigens pflegt man die Amtserschleichung häufig in die

weltliche und in die g eistliche einzutheilen und unter der letzteren die

Simonie (s. d.) im engsten Sinne zu verstehen^), welche Ein-

theilung jedoch kaum zu rechtfertigen sein dürfte. Denn diese geistliche

Amtserschleichung ist nur eine Unterart der so viele Verbrechen begrei

fende» Simonie im weiteren Sinne, ist also im Zusammen

hange mit jener umfassenden Lehre und nach den ganz besonderen

Principien derselben zu behandeln ?°).

Aus denselben Gründen, aus welchen man die Amtserschleichung

in die Kategorie der Amtsverbrechen und Vergehen setzt, würde man

dazu, auch

2) die Verweigerung der Uebernahme öffentlicher

Aemter rechnen müssen, und wirklich geschieht dieß von einigen

Rechtslehrern unter dem Anführen , daß man die Widerspenstigen mit

Geld- und Gesängnißstrafe zu belegen und zu Vergütung desjenigen

Aufwandes anzuhalten pflege, den die einstweilige Verwaltung des strit

tigen Amtes durch einen Stellvertreter verursache ^'). Jndeß inwie

fern der Widerspenstige ein schon angestellter Beamter ist, würde er den

oben erwähnten Disciplinarmcchrcgeln anheimfallen, wenn in seinem

dermaligen Amte die Pflicht zur Uebernahme des neuen liegt, oder zu

66) Rotteck und Welcker Staats - L<riksn u. d. W. Amtserschlei

chung.

67) «. 6. O. sa Zul. repet»n<>. (9. 27.)

68) Man vgl. über die Grundföhe der Praxis Bauer a. a. O. §. 355.

v. Quistorp a. a. V. Th. I. K. 214, Tittmann a. a. O. Z. 238.

6S) Rotteck und Welcker a. a. O. Tittmann a. a. O. §. 237.

Rote m. , . ' ^

7«) Tittmann, Grundlinien der Straftechtswissenschaft , §. 199, An

merkung.

71) B. Quistorv o. a. O. §. ZSS.
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billigende Gründe für seine Versetzung vorhnnden sind. Inwiefern

man aber den gemeinen Militärdienst zum Staatsdienst rechnet, wird

die Frage über Verweigerung desselben zu der Lehre von der Mili

tärpflicht gehören. Außerdem dürfte die Verbindlichkeit zur An

nahme eines gehörig bezahlten höheren öffentlichen Amtes schwerlich

viel zur Frage kommen ; die gemeinen Rechte enchalttmiaber auch

keine directe Bestimmung darüber. Hingegen ist neuerlich bei Bestel

lung so vieltt unentgeldlicher Ehrenämter durch die Constitutionen und

Städteordnungen dieser Gegenstand Particularrechtlich häusig behandelt

Worden. Beide letztgedachten Gesetze mit ihren Beifugen enthalten ge

gen die Renitenten mehrfache Strafbestimmungen ^), welche in der

Regel in Verlust des Wahlrechtes und Geldstrafen bestehen. Mit, die

sem Vergehen zusammenhangend ist- "-'-<>«'> ,, - ^ -

3) die eigenmächtige Verlassung des öffentli chen Am

tes d. i. dasjenige einseitige Aufgeben eines vertragsmäßig" über

nommenen öffentlichen Amtes mittelst Entfernung von dem Amtsorte,

durch welches die Amtsgeschäfte unterbrochen werden. Nach dem Be

griffe dieses Vergehens versteht sich rücksichtlich dessen Thatbestandes

von selbst, daß die Beibehaltung des Amtes für den Staat bedungen

sein muß, daß es daher in der Pflicht des Beamten lag , um seine

Entlassung vorher nachzusuchen und , wurde ihm diese unrechtmäßiger

weife verweigert, sich zu Erlangung derselben der geeigneten rechtlichen

, Mittel zu bedienen. Hätte sich der Beamte nicht wicklich entfernt,

sondern unterließ er blos die Amtsverwaltung , so wäre dieß- ein der

Eorrectivdisciplin unterliegendes anderes Vergehen. Ja nach der Wich

tigkeit des Amtes, nach dem durch das Vergehen gestifteten Schaden

und nach der dabei gehegten Absicht besteht die Strafe dieses Verbre

chens in Geld, Gefängniß, selbst Juchthaus. Die wichtigste Art des

selben ist die Verlassung des Militärdienstes (Desertion).

4) Mißbrauch der Amtsgewalt ^) im Allgemeinen

(«rlmen re^>etvinclsrum iu sensu lato s. «riinen insl« Asstss scliniui-

srrsrionis) ist die, von einem Beamten erfolgte Benutzung der, ver-

möge seines Amtes ihm anvertrauten Gewalt, als Mittel zur Bedrü.

ckung der Unterthanen im Allgemeinen und zu Befriedigung seiner

Habsucht insbesondere Dieses Verbrechen zerfällt in

72) Z. B. das Wahlgesetz für das Königreich Sachsen vom 24. Sept.

1831. Z. 18. Allgemeine Städteordnung für dasselbe g. 96.

73) Tittmqnn a. o. O. z. 206. flg. Derselbe im Handbuche 2.

Th. §. 2S«. ' . - v

74) Heber das Verbrechen des. Mißbrauchs der Amtsgewalt", Wag -

ner's Seitschrift für österreichische Rechtsgelehrsamkeit zc. l. 1. S. 321. VII.

2, 161.

76) Wir sind in Definition und Eintheilung hierbei vorzüglich Feuer

bach a. a. O. §. 473 flg. gefolgt, doch scheint uns das von ihm gebrauchte

Wort Amtsmißbrauch ein hjex zu viel, und den größten THH der eigentli

chen Amtsverbrechen begreifender Ausdruck, weßhalb wir auch die Bestechung

nicht als eine Unterart dieses Verbrechens ansehen können. Man vgl. hier-
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«) den Mißbrauch der Amtsgewalt (vrlnien repetuncis-

rurn iu seiis. strivt.) im engeren Sinne, d. i. die, unter dem Scheine

der Amtsbefugnisse oder Amtspflichten , oder auch mit offener Ueber-

schreitung derselben an der Person eines Unterthans von einem Beam«

ten verübte Bedrückung oder Mißhandlung. Nach dem Zeugnisse des

Sigonius^) wurden bei den Römern diejenigen Beamten darunter

begriffen: Hui svsre, seil etisui czrü libicliuose, su^erbe, «ruäeliter

se iu ziroviuolä gssseriut. Nicht nur der Civilrichter und der Admi-

niftrativbeamte können, fondern es kann auch ganz vorzüglich der Cri-

minalrichter sich dieses Verbrechens durch Verhunzung einer nicht be

gründeten, Untersuchung , ungesetzlicher Haft, Verlängerung dieser und

der Untersuchung aus den verschiedensten Motiven, auf die es rücksicht

lich des Thatbestandes gar nicht ankömmt, schuldig machen. Derglei

chen Arten des vorliegenden Verbrechens werden nach der lex ^ulis,

repsruucksrmn ^) bestraft, doch kann auch die Amtsgewalt durch ge

meine Verbrechen im Amte gemißbraucht werden und es gehören solche

Handlungen zuweilen unter die lex Oorvelis 6« siovsriis zuweilen

sind sie nach den Principien der vi» xuklies^) zu beurtheilen. Welche

dieser Gesetze und wie solche in Anwendung kommen, ist nach der

Größe und Art des Gewaltmißbrauchs, nach der Absicht des Thäters,

den Beweggründen zur That, der Größe des angerichteten Schadens

und nach dem Umfange der Verletzung der Amtswürde zu beurtheilen.

Danach richtet sich insonderheit die Strafe, welche die oben erwähnte

lex ^ulis repetunclsri^u«, droht, und welche eine willkürliche fein, ge

wöhnlich in Verbannung bestehen soll, ja nach Verhältnis) noch höher

steigen, die Todesstrafe erreichen kanm Gefängniß- und Festungsstrafe

dürfte den Princivien der jetzigen Praxis und dem jetzigen Verhältnisse

der Staatsdiener am angemessensten sein ^). Auch Amtsentsetzung,

Verlust der Standeswürde und die Unfähigkeit zur Zeugenschaft trifft

nach den .Gesetzen ^) nicht nur den Beamten, der diefe Art des Ge

waltmißbrauchs, sondern auch den, welcher

, K) die 2. Art desselben, die amtliche Erpressung (oo»<:us-

sio), zu Schulden bringt ^)., Sie besteht in dem Mißbrauche der

»iAFlU''«^ ^ - V - - . - .' - ,' . , » ,

bei auch Bauer a. a. O. §. 376. 377, und Henke a. a. O. Z. 191. S.

499 fl«.
76) I.. 2. °sp. 27,

1^. 7. 5. 3. 0. <Ze lege ^ulis repetungariim (48. 11.)

78) Ii. 4. pr. v. »<I I. Lornel. 6e et venef. (43. 8.)

79) I,. 7. V. »S I. 5uII»n> 6« vi publi«s. (48. 6.)

80) Tittmann im angezogenen Handbuche K. 244. ^ ^ H

81) I.. 6. S. 1. v. üs leg, ^,1. «-epet. (43. Ii.) I,. 2«. I. S. v. qui ts-

«. K«. poss. (28. I.) O. 2. « 12. «. äs äignitst. (12. 1.) Visitatations-

abschied des Cammergerichtes zu Wetzlar von 1713 Z. 46. in Schmaußen's

Lorpu» ^uris publiri^. 1162 flg. ^ . .

82) Tittmann a. a. O> §. 241. flg. Derselbe in seinen angeführ

ten Grundlinien z. 2«2. flg. Feuerbach a. a. O. g. 479. flg. Bauer

,a. a. O. z. 373. Martin a. a..O. §. 224. Henke a. a. O. S. 493

ftg. Die Abhandlung von Cucumüs über das Verbrechen der Erpressung,



288 Amtsverbrechen ic.

verliehenen öffentlichen Gewalt zur Erlangung eines unrechtmäßigen

Vortheils unter falschen Vorspiegelungen. Sie wird nur von einem

öffentlichen Beamten begangen, theils durch das betrügliche Vorgeben

einer, dem Unterkhan obliegenden rechtlichen Verbindlichkeit, theils ge»

waltthätigerweise, und zwar entweder durch wirkliche physische Anwen-

dung der Amtsgewalt, um den Unterthan zum Herausgeben des Ge

forderten zu bewegen, oder durch Bedrohung mit derselben und mit da«

durch herbeizuführenden unangenehmen Ereignissen, oder endlich durch

eigenmächtige Zueignung im Vertrauen auf die obwaltende Furcht vor

der Amtsgewalt. Dahin gehören ganz vorzüglich die illicitse exuvti«-

neg, »uxerexsLtiones , wenn der Beamte mehr Abgaben, auch mehr

Geböhren erhebt als er soll Charakteristisch ist besonders die für'

den Fall der Weigerung angewendete Drohung mit der öffentlichen

Gewalt, oder der letzteren wirkliche Anwendung und die falsche Vor

spiegelung eines diesfallsigen Rechtes, wodurch sich dieß Verbrechen von

dem der blosen Nöthigung unterscheidet ^). Doch braucht die er

wähnte Drohung eben so wenig bestimmt zu sein, als die Weige

rung. Eine Andeutung der Sache reicht hin. Immer aber ist die

wirkliche Erlangung eines unerlaubten Vortheils zum Thatbestande die

ses Verbrechens erforderlich, und das bloss Versprechen begründet blos

einen Versuch desselben. Die einfache Zueignung eines unerlaubten

Vortheils ohne Drohung oder Anwendung der öffentlichen Gewalt ist

nicht dieses Verbrechen, sondern blos eine ungerechte Anmaßung. Bei

der Erpressung ist es übrigens ganz gleichgiltig, ob der erlangte Vor»

theil in irgend einer Beziehung zu der in Frage seienden öffentlichen

Gewalt steht oder nicht. Außer den schon erwähnten Strafen der In

famie, Amtsentsetzung, Jntestabilität steht auf dieses Verbrechen in der

Regel die Strafe des vierfachen Ersatzes ^), wovon in einigen Fallerw'

zwei Theile der Damnificat und zwei Theile der Fiscus in andereiM

nur die einfache Summe der Damnificat und die übrigen drei Theile

das sersriui» erhalten soll. Diese Strafe kann noch ein Jahr

lang nach dem Tode des Verbrechers eingeklagt werden eine Aus-

, nähme vom Gesetze, die nur hier und bei dem Majestätsverbrechen statt

finden soll ^).» Bei den oben erwähnten superexavrioues der össent-

Beitrag zur Beurtheilung des Entwurfes des Strafgesetzbuches, München

1831, im Archive des Criminalrechtes , Neue Folge, 1834, I. St. III. Abh.

S. 55, hat, abgesehen von der in der Hauptsache porticularrechttichen Ten

denz, das gemeine Verbrechen der Erpressung nicht die amtliche Erpressung,

eigentlich zum Gegenstande und daher hier weniger Anwendung.

» 83) 1,. un. O. 6e «uperexsvtionibu«. (lO. 20.) ?1ov. 82. Lsp. 7. pr. et

IVov. 124. Osp. 3. Ii s > » e r meäit. »S v. »pev. 669 meck. 26.

84) Dagegen Cucumus a. a. O. S. SS flg.

85) I.. 1. s<1 leg. ^ul. repet. (9. 27.)

86) I,. 3. äe sclsessoribus ete. (1. S1.)

87) ««v. 124. «»p. 3. . ^ ;

88) Ii. 14. 0. sä leg. InI. pevnlat. (43. 13.) <?. 2. O. aä leg. r«!. ropet.

(9. 27.) Ii. 2. 0. 6e leg. 5u>. repet. (43. 11.)

89) Ii. 20. v. äs »eeusätionidus et inscript. (43. 2.)
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lichen Einnehmer ist gesetzlich nur die poeus äupll «") gedroht. Sehr

richtig bemerkt ein ausgezeichneter Criminalist : es fehlt an Rechts-

gründen, warum diese Grundsatze, bei dem ganzlichen Schweigen des

einheimischen gemeinen Rechtes über dergleichen (noch jetzt) nicht

ganz seltene Verbrechen, nicht noch anwendbar sein sollten. Dennoch

bestraft die Praxis dieß Verbrechen nur willkürlich unter Berücksichtigung

der Größe und Beschaffenheit der Erpressung, der Pflichtwidrigkeit, Amts--

Verletzung und Drohung mit Suspension, Geld- und Gefangnißstrafe in

geringeren, Festungsbau- und Zuchthausstrafe in schwereren Fällen, wo

bei Nichtigkeit der durch die Erpressung erwirkten Handlung und Scha

denersatz sich von selbst verstehen^).

ö) Bestechung tm weiteren Sinne («orrupti« , crimen r«r>e-

tuurisruin, s. bsrsttsrls«) «S), jst hgg Verbrechen, dessen sich ein öf

fentlicher Beamter durch Annahme des Versprechens oder der wirklichen

Leistung solcher Voktheile in Beziehung auf von ihm zu bewirkende

oder zu unterlassende Amtshandlungen, welche er gesetzlich nicht zu for

dern berechtigt ist, und dessen sich derjenige schuldig macht, welcher der

gleichen dem Beamten oder dessen Angehörigen verspricht oder wirklich

gewahrt. Das römische Gesetz, welches darüber disponirte, war die

lex Fulis repvwuäsruin, die sich jedoch, wie aus Vorstehendem (Nr. 4)

erhellt, über noch mehrere Verbrechen, als die Bestechung verbrei

tet °"). Schon aus gedachter Begriffsbestimmung folgt, daß die Be

stechung theils active, theils passiv« (widerrechtliche An

nahme von Geschenken) ist, welche letztere wieder in die wider

rechtliche Annahme von Geschenken im Allgemeinen und

in die widerrechtliche Geschenkannahme Behufs einerBe-

stechung zerfällt. Daß nur die passive Bestechung oder die wider-

chtliche Annahme von Geschenken ein Amtsverbrechen, die active hin-

^-gen ein gemeines Verbrechen ist, liegt in der Natur der Sache.

Viele Rechtslehrer trennen daher die Behandlung Beider, besonders

weil die Strafbarkeit derselben auf verschiedenen Gründen beruht ^).

Da indeß die Gesetze selbst diese Materien nicht scharf trennen und

sogar die Bestrafung in mehrfacher Hinsicht übereinstimmt; so werden

Beide wohl besser vereinigt behandelt. Dieß ganze Verbrechen geht

so) Ii. UN. O. 6« »upsrexsetionibus. (10. 20.)

91) Martin a. a. O. §. 224. S. 647.

92) Tittmann im angeführten Handbuche, 2. Th. Z. 243. Henke

a. a. O. S. 494.

93) Bauer a. a. O. §. 356 u. 3L«. Martin a. a. O. §. 221 flg.

Henke a. a. O. §. 182. S. 361 flg. Feuerbach a. a. O. §. 479 flg.

Desselben Themis «der Beiträge zur Gesetzgebung, Landshut, 1812. IV.

S. 186: Ueber die Bestechung der Staatsbeamten, v. Bülow und Hage

mann praktische Erörterungen aus allen Theilen der Rechtsgelehrsamkeit zc.,

fortges. von Hagemann VII. S. 220.

94) Pandectentitel : v« leZe Fall» repetuuäärm». (48. 11.) Titel des

Codex : ^6 legem ^ulism repetuuäärum. (9. 27.)

96) Henke a. a. O- S. 361 u. 363. Bauer a. a. O. §. 3S6, 330

und 3S1.
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von dem Bietenden aus. Denn würde der Beamte den Anfang ma

chen, also fordern, so wäre das hier in Frage kommende Verbrechen

nicht Bestechung, sondern Erpressung (s. d.). Dagegen ist der Be

amte insofern die Hauptperson, als der Bestechende, der jedoch in der

Regel wenigstens als Miturheber angesehen wird, blos eine allgemeine

Bürgerpflicht, der Beamte hingegen zugleich seinen Amtseid verletzt.

Dabei treten dem Bestechenden dann noch mehr Entschuldigungsgründe

zur Seite, wenn er die Bestechung blos bewirkte, um von dem Beam

ten eine pflichtgemäße Amtshandlung zu verlangen. Denn auch

das ist amtliche Bestechung ^), nicht blos , wenn dem Beamten der

ungesetzliche Vortheil zu Erlangung einer pflichtwidrigen Amts

tätigkeit gewährt wurde. Es ist auch für de» Thatbestand gleichgil-

tig, ob die Sache, um die es sich handelt, gerecht oder ungerecht ist.

Uebrigens ist hier nur von der Bestechung eines wirklichen mittelbaren

oder unmittelbaren Staatsbeamten bis Rede, «S sei ein höherer oder

niederer, Justiz- oder Administrativbeamter der, wie das Gesetz

sagt, ein uiullis publice Wsucksrui» ^ gekleidet; die Bestechung soge

nannter patentirter Staatsdiener im engeren Sinne (s. S. 223) wird

nur dann , amtliche Bestechung sein, wenn die Rede von ihrer, Amts-

thätigkeit in Bezug auf den Staat ist. Bestechung eines dem Gegen-

theile dienenden Advocaten gehört zur Prävarication (s. w. u. Nr. 12.),

ist nicht amtliche Bestechung, wohl aber ist dieß die Bestechung einer

verpflichteten Hebamme, um die Zeichen eines Kindermordes nicht an

zuzeigen. Privatdiener der Staatsbeamten, denen diese die Besorgung

ihrer Amtsgeschafte übertragen haben , können passiv das Verbrechen

der amtlichen Bestechung nicht begehen. Bei der Bestechung und der

oießfallslgen Geschenkannahme wird vorausgesetzt^ daß sie geschehe, um

eine zukünftige Amtshandlung zu erwirken, oder zu verhindern , also

den Beamten von seiner Pflichterfüllung abwendig zu machen. Diese

Absicht gehört nothwendig zur Form des Verbrechens. Geschenke,

welche der Amtshandlung erst nachfolgen, sind, selbst wenn diese pflicht

widrig zum Vortheil des Schenkenden war, nur dann als Bestechun

gen anzusehen, wenn sie der Beamte erwarten konnte und danach die

Handlung einrichtete. Doch sind nach dem Reichsgesetze °") Richter

hiervon ausgeschlossen, welche keine Geschenke annehmen dürfen „es sei

vor oder nach ergangenem Urtheile." Die Annahme eines vorher

nicht versprochenen oder zu erwartenden Geschenkes ist aber wenigstens

nicht Bestechung ^°) Daß nach niedergelegtem Amte vorher nicht be

dungene Geschenke angenommen werden können, läßt sich'-so- wenig

bezweifeln ""), M daß , wenn lange nach dem fraglichen Falle Ge-

96) Der in der Note S1 angezogene Wisitat.-Abschied sagt: „Gestalten

alle Parteien zc. durch so unredliche Wege :c. auch nur die Beförderung der

an sich sonsten gerechten Sach zu suchen, um so mehr zu vermeiden habe» u.s.w.

97) Tittmann a. a. O. K. 249. Note ,

98) I.. ult. v. äs leg« 5uliä rspet. (48. 1^.) ^

99) Siehe Note LI. , .

10«) Martin a. a. O. Z. 221. Note S.

101) v. Quistorp a. a. O. §. 422 a. E.
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schenke aus Dankbarkeit und Liebe gegeben werden, dieß kein Verbre

chen ist. Daß die in den angeführten Fällen erlaubte Geschenkannahmc

allerdings leicht zu Umgehung des Gesetzes führen kann, übrigens oft

auch gegen die Amtswürde lauft, dieß liegt klar vor, kann daher zu

disciplinarischen Esrrectivmitteln gegen einen Beamten berechtigen. Es

veranlaßte dieß auch die römischen Gesetze, wonach den Beamten alle

Annahme von Geschenken, wenn sie auch ganz ohne Beziehung auf

Amtshandlungen angeboten werden sollten, untersagt ist und wovon

nur die Geschenke der Ehefrau, nahen Verwandten oder Verschwäger

ten und die, den Beamten in den Provinzen bei ihrer Ankunft ge

schenkten, den Werth von 100 Ducaten (snrei) nicht übersteigenden

Speifen und Getränke (x?nis), ausgenommen waren Auf diese

gesetzlichen Vorschriften bezieht sich die obige Eintheilung der passiven

Bestechung, indem die widerrechtliche Annahme aller Ger

schenke nur in dem ganz besonderen römischen Beamtenverhältnisse

ihren Grund hat. Wenn gleich dadurch allerdings allen Bestechun

gen vorgebeugt wird , wohin auch das römische Verbot aller Käufe und

verzinslichen Geschäfte für die Provinzialbeamten '"^) gehört, so fin

det doch jenes allgemeine Verbot in Teutschland keine Anwendung

mehr '^), da selbst das oben erwähnte Reichsgesetz '"^) dem Reichs

kammergerichte nur «erbot, „in den, bei demselben rechtshängigen Sa

chen" Geschenke anzunehmen. In Teutschland ist daher nur die zweite

Art der passiven Bestechung, die widerrechtliche AnKahme von

Geschenken Behufs einer Bestechung, Gegenstand des gemei

nen Criminalrechtes. Es versteht sich sonach auch von selbst, daß in

Teutschland Vortheile, die dem Beamten in Bezug auf seine Thätigkeit

außerhalb seiner Amtssphäre versprochen oder gegeben werden, hier nicht

in Anspruch kommen. Die Gesetze reden übrigens nur von Vermö

gensvortheilen "'6) M Bestechungsmitteln, und darauf möchte daher

auch blos das Verbrechen der Bestechung gemeinrechtlich zu beschrän

ken sein. Allein ob die Sache Geld oder Geldeswerth, verzehrbar oder

nicht ein positiver oder negativer Vortheil, bedeutend oder gering,

die Art der Bestechung eine directe oder indirecte sei, z. B. Verkaufung

einer Sache von großem Werths für einen geringen Preis u. s. w., das

102) 1^. uii. O. Äs eontrsbt'bus zug. (Ii S3i) I,. 1. w 7. §. 1. v. cle leg.

Zul. repetung. (48. 1 1.) 1^. 6. §. 3. v. 6e okkcio proconsul. (I. 16.)

103) 1.. 33. u. 34. v. 6s red. «reäit. (12. 1.) I.. 16. <Z. si vert. pst.

(4. 2.) I.. un. 5. 2—4. 0. <Is vvntrsct. iuS. (1. 53.)

104) Der von Bauer a. a. O. §. 331. angenommene einzige Fall der

Anwendung gehört nach Vorstehendem zur widerrechtlichen Geschenkannahme

Behufs einer Bestechung.

105) Siehe Note LI.

106) F e u e r b a ch , der in der oben angeführten Themis S. 2 l« und in

der 1. Ausgabe seines Lehrbuches ß. 611. anderer Meinung zu sein schien,

erkennt dieß in den späteren Ausgaben des letzteren §. 479° selbst an.

107) v. Quistorp in den angef. Grunds, des peinl. Rechtes 1. Theil.

§. 421. Note s. ^ .

16
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ist gleichgiltig Auch ist es nicht gerade nöthig, daß die Absicht,

auf die Wirksamkeit des Richters einwirken zu wollen, bei der Schen-

kung genannt wird, wenn sie nur stillschweigend d«durch bedungen

war. Dagegen ist es keine Bestechung, wenn dem Beamten blos das

jenige versprochen oder gegeben wird, was er rechtlich , nach klaren Ge

setzen oder rechtsgiltiger , nicht mißbräuchlicher ^) Gewohnheit, für

seine Amtsthätigkeit zu fordern hat. Denn nur das ist Bestechungs

mittel, was der Beamte gesetzlich nicht zu fordern berechtigt ist. Wah

rend übrigens die eigentliche Handlung, wodurch der Beamte sich die

ses Verbrechens schuldig macht, in der mittelbaren oder unmittelba

ren Annahme des Bestechungsmittels, sei dieß der Vortheil selbst

oder das Versprechen desselben, besteht, begeht der Unterthän solches

durch Anbieten oder wirkliche Gewährung des Vortheiles, nehme dieß

der Beamte an oder nicht, thue der Bestechende dieß selbst oder durch

einen Anderen, in welchem letzten Falle die allgemeinen Grundsätze über

Hilfreichung und Autorschaft des Verbrechens zur Anwendung kommen.

Bei activer und passiver Bestechung reichen daher die angegebenen Hand

lungen zur Vollendung des Verbrechens hin, ohne daß es der wirklichen

Bewirkung oder Unterlassung der Amtshandlung zum Vortheile des Be

stechenden bedarf, obgleich dieß die Strafbarkeit erhöht, z. B. wenn der

Einnehmer um eines solchen Vortheiles willen die Beitreibung der Abga

ben, unterläßt, der Recrutirungsbeamte eben deßhalb gewisse Subjekte

von der Aushebung befreit ü. f. w. Häufig enthalten die Particularge-

setze nähere Bestimmung hierüber Ganz irrig ist es , wenn man

die Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit von denjenigen ausneh

men will, die Object der Bestechung sein könnten. Kein Gesetz recht

fertigt dieß "2). Ebenso wenn man die Geschenke der Verwandten

etwa bis zum 6. Grade vom diesem Verbrechen ausnehmen will.

Die StraA der Annahme von Geschenken Behufs einer Bestechung

besteht, außer dem Verluste des Amtes und der Ehre , bei dem Civil-

richter in dem Ersätze des doppelten Werthes von dem versprochenen und

des dreifachen von dem wirklich gewährten Vortheile, bei dem Criminal-

108) v. Quistorp a. a. O. Z. 421. erwähnt mit Beziehung auf Fer

dinand III. Reichshoftathsordnung Tit. 1. S. 19. vorzüglich des Falles, wo

Minister, Gesandten u. s. w. ohne Vorwissen ihres Herrn Gehalte von frem

den Mächten heziehen.

1W) Nov. 134. «. 1. in Sns.

110) Man vgl. den angez. Visitat.-Äbsch. Z. 46. in den Worten : „we

der durch sich selbst noch die Seinigen."

111) Man vgl. z. B. v. Hohnhorst Jahrbücher des großherzogl. ba

dischen Oberhofgerichtes zu Mannheim 3. Bd. S. 181: Wenn ein Hatschier

die ihm bekannt gewordenen Uebertretungen gegen Geschenke verschweigt, ist

dieß Rechtsfeilschaft , oder ist dieß Verbrechen nach der Verordnung vom 23.

Mai 181« nur als Dienstpflichtsverletzung anzusehen?

112) Martin ä."a. O. §. 222. Note 2. gegen v. Quistorp a. a.

O. Z. 422. ' ,

113) I^auterbseK, e«II. tkeor. prsvt. I.. 43. Vit. 11. §.5. Seil,

Hugex et äslensor <?sp. VI. §. 42.
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richter in mindestens Exil und Vermögenseinziehung. Anden Staats»

diener werden, außer dem Verluste des Amtes, mit willkürlicher Strafe

belegt, welche wenigstens dem vierfachen Betrage des Bestechungsmit»

tels gleich kommen soll Z„ scharfen ist dieß , wenn der Bestochene

dadurch noch andere mehrere Verbrechen begangen hat "°). Die alten

Teutschen bestraften einen solchen Richter häufig mit dem Tode "«). Ein

auf Bestechung sich gründendes Urthel ist nichtig '"). Die teutsche Pra

xis, ausgehend von der schon oben erwähnten irrigen Annahme der Un-

anwendbarkeit der römischen Strafen des mehrfachen Ersatzes , sieht die

Strafe für willkürlich an, und verhangt .Suspension oder Amtsentsetzung

in Verbindung mit Geld-, Gefängniß - und Zuchthausstrafe Den

eingeführten Mißbrauch der Geschenkannahme hat man häusig als Mil'

derungsgrund betrachtet.

Die eigentliche Bestechung soll an dem Bestechenden möglichst st

geahndet werden, als an dem bestochenen Beamten, so weit auf Ersteren

die Strafen des Letzteren anwendbar sind '^); der Erster? wird als

Miturheber angesehen. Hat er in einer Zivilsache den Richter bestochen,

so wird er seines Anspruches verlustig '^"), wenn auch gleich ein nicht

angefochtenes Urtheil ihm denselben in Folge der Bestechung zuspräche.

Concurrirt dabei zugleich ein anderes Verbrechen, so wird nach den Grund«

sätzen von der idealen Concurrenz verfahren. Zeigt er seine Bestechung/

selbst an und beweist sie, so soll ihm verziehen, wird im Civilprozesse

das Geschenö nicht angenommen, so soll er milder bestraft werden

Die Praxis statuirt auch hier arbiträre, gewöhnlich Geldstrafen und für

den Advocaten oder Procurator , der dcchei den Unterhändler machte,

Suspension oder Remotion nach Analogie der mehrerwahnten Stelle des

Visitationsabschiedes '22).

6) Beugung des Rechtes aus Parteilichkeit, ver«

letzte Richterpflicht («riineu svnälvgw»), ist die Handlung des,

jenigen Richters, welcher in einer streitigen Rechtssache durch Nichtaus»

Übung (6ei,?Aäts vel ^rotrsots zustltin) oder gesetzwidrige Ausübung

seines Amtes, ohne beabsichtigten Gewinn, jedoch absichtlich, eine Ungerech

tigkeit begeht Nur streitige Rechtssachen sind der Gegenstand dieses

114) Analog nach 1^. 3. 6s sä«e»»oriku» ete. (I. 61.) li. 1. O. sck

leg. 5ol. repetunä. (9. 26.) ,

115) Martin a. a. O. §. 223. ., - . '

116) «. Quiftorp a. a. O. §. 423. o. E.

117) Ii. 7. O. qusoäo provocsr« »on s. »se. (7. 64.)

118) Henke a. a. O. S. 504. . , , !

119) l>fov. 124. osv. 2. in k. I.. 1. S. 2. et I.. 21. 0. Ises «oroel. S«

kski«. (4«. 10.)

120) I<, 1. O. 6e poens zvä. qv! male ^oäiosv. (7. 49.)

121) Martin a. a. O. Z. 223.

122) Henke o. a. O. S. 373.

123) Feuerbach a. a. O. §. 483. Bauer a. a. O. Z. 379. Titt.

mann a. a. O. K. 239.

IS*
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Verbrechens; nur ihrer erwähnen die Gesetze '^). Auch kann der

Thäter nur ein Richter sein, auf andere Beamten, patentirte Staats

diener u. s. w. erstreckt sich dieß Verbrechen nicht, daher nicht auf Cas-

sirer, die schuldige Zahlungen nicht leisten, nicht auf Vormünder,

Aerzte, AdvocateN u. f. w. '^). Geschieht die Beugung des Rechtes in

der Absicht eines Gewinnes, so ist das Verbrechen Bestechung oder Er

pressung u. s. w., nicht aber das vorliegende Verbrechen , das nach den

Gesetzen „von Bitte, Freundschaft, Feindschaft, oder anderen derglei

chen Ursachen" herrührt '2°). Absichtlich muß die Rechtsbeugung auch

geschehen, sonst ist die Parteilichkeit, welche den Hauptcharacter dieses

Verbrechens ausmacht, nicht vorhanden; blose Trägheit, Ungeschicklich

keit und Nachlässigkeit fallen der Correctivdisciplin anHeim ^) z sie sind

zwar auch in Criminal - und Civilsachen strafbar , gehören aber nicht 'zu

diesem Verbrechen '^). Nicht blos durch ein ungerechtes Endurtheil,

sondern durch jede Handlung oder Unterlassung im Beginne oder Laufe

des Prozesses wird das Verbrechen begangen, durch welches in Civil

sachen die eine Partei vor der anderen begünstigt wird. Uebrigens kann

nach den Gesetzen erwähntes Verbrechen nur von „Urtheilern" und

„Richtern", also von stimmführenden Gerichtsperfonen zu Schulden ge

bracht werden '^'). Zum Thatbestande desselben gehört immer Unge

rechtigkeit einer stimmführenden Gerichtsperson und ein daraus entstan

dener Rechtsnachtheil. Es kann aber nicht blos durch widerrechtliche

Entscheidung , sondern auch durch unrechtmäßige Nachsicht , sgwie durch

unrechtmäßige Scharfe bei der Exemtion in Civil- und Criminalsachen,

Zeugnisse, Registraturen u. s.'w. geschehen. Die Strafe soll nach Be

schaffenheit des gethanen Unrechtes und der Mittel dazu , auch nach der

Strafbarkeit der Absicht dabei, nach Maßgabe der Größe, Ersetzlichkeir

oder Unersetzlichkeit des gestifteten Nachtheiles und nach den Beweggrün

den zur Rechtsbeugung, Haß, Feindschaft, Mitleid u. f. w., vorzüg

lich aber nach der Rücksicht, ob die Handlung zugleich ein anderes be

stimmtes Verbrechen enthält, abgemessen werden. Das römische Recht

erklärt die vorschliche Rechtsbeugung des Civilrichters im allgemeinen

für strafbar, das canonische Recht läßt den geistlichen Richter in diesem

124) Martin a.a.O. Z. 226. Note 10. Feuerbach a.a.O. §.484.

Note ».

125) Tittmann a. a. O. g. 239.

126) Kammergerichtsordnung von 16SS. Th. 3. Tit. 63. g. 6. und 10.

1^. 16. S. 1. 0. 6s Hu6ie!is et ubi quisque. (6. 1.) Die irrigen Meinungen

derer, welche sogar Bestechung allemal dabei erfordern, siehe in Tittmann's

erwähnten Grundlinien z. 20« Anmerk., und im Handbuche Z. 239. Note K.

Uebrigens schließt Tittmann selbst (s. Handbbuch Z. 239) irrigerweise die

Bestechung hier nicht aus.

127) Henke a. a. O. Z. 196. S. 619 gegen Feuerbach a. a. O.

§. 484. Note S. u. e.

123) Bauer a. a. O. Note s.

129) Martin a. a. O. besonders Note 11.

durch unterlassene Untersuch
 

nöthiger Puncte, falsche Berichte,
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Falle für die Utk »estimutio haften, und suspendirt ihn auf ein Jahr

vom Amte, mit Vorbehalt der anderen gesetzlich gedrohten Strafen.

Die Reichsgesetze erwähnen der Strafbarkeit auch nur im allgemeinen.

Die Praxis straft daher willkürlich mit blosen Disciplinarmitteln, auch

Suspension, Remotiv«, leichteren und schwereren Freiheitsstrafen. Eben

so wird bei Criminalrichtern die Sache angesehen , doch ist die Strafe

hier härter z auch blose Fahrlässigkeit wird da (wenn gleich nicht unter

der Kategorie dieses Verbrechens) bestraft '^").

7) Begünstigung der Flucht eines Arrestaten

durch den Gefangenwächter (häusig nicht ganz bezeichnend

«rimeu eikrsvti s. violsti esrceri» genannt) bedarf keiner näheren Be

griffsbestimmung '2'). Der Thatbestand dieses Verbrechens erfordert

die absichtlich oder aus Fahrlässigkeit von einer , zur Bewachung eines

Straf - oder Detentionsarrestaten öffentlich angestellten Person verschul

dete Flucht des Letzteren aus dem Gefängnisse. Auch in dem Falle blo-

ser Nachlässigkeit ist die Handlung strafbar. Gleichgiltig Ist es , beson

ders nach dem römischen Rechte, in Hinsicht auf den Thatbestand, ob

ein Oberaufseher des Gefängnisses (««m«isutsrierisi»), oder Gehilfen

desselben, Gefangenwärter, Schließer, Frohne, Amtsdiener, Soldaten,

oder zur Bewachung befehligte Privatpersonen die Flucht befördert, auch,

ob sie dabei physisch oder blos intellektuell, ob sie absichtlich oder blos

durch Fahrlässigkeit gewirkt, und sich dabei der Vergewaltigung von Per

sonen oder Sachen schuldig gemacht haben, oder nicht; gleichgiltig,, ob

der Arrestat zur Sicherheit während einer Untersuchung oder zur Verbü-

ßung einer zuerkannten Strafe verhaftet war. Das Verbrechen ist völl-

endet, wenn der Arrestctt die Freiheit erlangt hat , und es ist dann gleich,

ob er wieder verhaftet worden ist oder nicht. Die römischen und letti

schen Gesetze gedenken nur der, von einem Gefangenwächter bewirkten

Begünstigung der Flucht eines Criminalarrestaten aus der Haft '^).

Nach dem römischen Rechte werden der vounnentsriensis und seine

Untergebenen mit der tsllonis, d. i. in diesem Falle mit derjeni

gen Strafe belegt, welche der Entsprungene verwirkt hat, sei er dazu

schon condemnirt, oder geschehe dieß erst später '^). Doch wird durch

die peinliche Gerichtsordnung dieß dahin erläutert '^), gc>ß nur derje

nige Hüter, der dem Gefangenen wirklich^ttüshilft", mit dieser Strafe

belegt werden soll. Geschieht dieß durch Unfleiß des Hüters, „solcher

vnfleiß ist nach gestalt der fachen vnnd radt u. s. w. zu straffen." Schon

früh legten die Rechtslehrer diesen Artikel, soweit das wirkliche Aus

helfen zu bestrafen ist, theils von einer gewaltsamen Befreiung, theils

130) Henke a. a. O. Z. 196, 621 u. 522. Bauer a. a. O. Titt«

m a n n's Handbuch H. 240.

131) Henke a. a. O. Z. 196. Martin a. a. O. §.227. Bauer

a. a. O. §. 367. . .

132) Ii. 4. 0. äs euswa» rsorum. (9. 4.) Ii. 12. u. 14. v. soä. Ut.

(48. S.)

1S3) Vgl. die Gesetze in vorstehender Note.

134) Art. 180. -
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davon aus , daß dabei ein , einer Capitalstrafe unterworfener Arrestar

vorausgesetzt werde. Dieß sowohl als die allgemein gefühlte Ungerech-

tjgkeit der paevs talionis, zumal im vorliegenden Falle die Strafe des

Arrestaten häufig sich schwer würde ausmitteln lassen, bewirkten/ daß

man sehr bald eine arbiträre Strafe einführte. Sie besteht, mit Be

rücksichtigung der Schwere des Verbrechens des Arrestaten, in Leibes-,

neuerlich Zuchthausstrafe, wenn dieser das Leben oder eine sehr lange

Freiheitsstrafe verwirkt hat, in Gefängniß, wenn seine Strafe geringer

sein würde. Für eine Soldatenwache ist im Fall vorsätzlicher Beför

derung der Flucht eines Criminalarrestaren der Tod, im Falle blosec

Nachlässigkeit Degradation oder körperliche Züchtigung gemeinrechtlich

gedroht. (Man vergl. das, was oben (Note 12) über die Militär-

v er brechen gesagt ist und letzteren Artikel selbst.) Nichtmilitarische

Wächter (vugsui) werden willkürlich gestraft.

8) Verletzung der Amtsverschwiegenheit ist diejenige

von einem Beamten erfolgte Bekanntmachung der, ihm nur durch

Führung seines Amtes bekannt gewordenen, Angelegenheiten, durch

welche dem Staate oder Einzelnen ein Schade entstehen kann^).

Nur ein Beamter kann dieß Verbrechen begehen durch Veröffentlichung

der , ihm als Beamtem, nicht in seiner zweiten Qualität als Privat

mann, zur Notiz gelangten, auch nicht schon ohne sein Zuthun ver

öffentlichten Angelegenheiten, es mögen diese unmittelbarer Gegenstand

seiner Amtsthätigkeit gewesen, oder ihm bei der Letzteren Ausübung zu

fällig bekannt worden sein. Diese Veröffentlichung aber muß wider

rechtlich, der Beamte muß zur Geheimhaltung verbunden sein, entwe

der nach gemeinem Rechte oder nach besonderen Dienstinstructionen

oder Particularrechten '2°). Denn nicht für jeden Gegenstand der

anUlichen Thätigkeit ist die Verschwiegenheit Pflicht, zumal da die Ge

schäftsführung der öffentlichen Behörden in der Regel eine öffentliche

ist, und sein soll. Die Verschweigung der Geschäftsangelegenheiten

kann aber nur aus folgenden Gründen Pflicht werden: 1) wenn die

Angelegenheit als ein eigentliches Staatsgeheimniß zu bewahren

ist, 2) wenn aus ihrer Veröffentlichung Störungen in der Geschäfts

führung und Nachtheile für diese zu fürchten sind, z. B. durch Be

kanntmachung der nicht in öffentlichen Sitzungen abgegebenen Stimmen

und Ansichten der einzelnen Mitglieder eines Collegiums, oder der decre-

tirten Verhaftungen, Verfolgungen, Haussuchungen und Sicherheits

maßregeln, 3) wenn die Veröffentlichung mittelbar oder unmittelbar

135) Man vergl. Tittmann in den Grundlinien zc. §. 204, welcher

nach Klein, in den Grundsätzen des peinlichen Rechtes, §. 632, Grol-

man, in den Grundsätze» der Criminalrechtswissenschaft, §. 60l, undGründ-

ter in den Grundsätzen des teutschen peinlichen Rechtes, Z. 214, dieses Ver

brechen zuerst in sein Criminalsystem aufnahm. So auch desselben Hand

buch §. 245.

136) Braunschw. Dienstgesetz von 1832. Z. 24. Preuß. Gesetz vom 13.

Der. 1834. Anm. 2. Bayer. Strafgesetzbuch Th. 3. S. S24, 325. Vergl.

Maurenbrecher a. a. O. Z. 162. Rote K.
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für den Staat oder für einen Einzelnen nachtheilig wirkt. Daher ist

nach diesen drei Rücksichten selbst die, in Instructionen, Verpflichtungs-

sormeln und speciellen Anordnungen zur Pflicht gemachte, Geheimhaltung

der Geschäfte zu beurtheilen. Buchstäblich kann und muß sie nur ausge

legt werden bei den Bewahrern der öffentlichen Rechnungen, Urkun

den, Acten, Archive u. s. w., namentlich bei den Collegien- und Canz-

leisubalternen , rücksichtlich des Befehles, ohne Vorwissen ihrer Borge-

setzten Anderen nichts daraus mitzutheilen; dann bei Staatsrechnungs

führern und den zur Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten

angestellten Personen. Bei Allen diesen macht in der Frage über die

Verbindlichkeit zur Geheimhaltung weder der Gegenstand der Bekannt

machung noch der letzteren Schadlosigkeit einen Unterschied. Viel kömmt

dabei auf die Stellung des Beamten bei dem einzelnen Geschäfte an.

So z. B. wird der Communalbeamte sich dieses Verbrechens schuldig

machen, welcher der oberaufsehenden Staatsbehörde in dem Falle eines

Prozesses zwischen dieser und der Commun die der letzteren bei Füh

rung des Prozesses nachtheiligen Umstände mittheilt. In den entge

gengesetzten Fällen ist die Veröffentlichung der Geschäftsattgelegenheiten

nicht strafbar und kann höchstens, inwiefern sie aus bloser Plauderei

geschah,, zu einem Verweis oder noch geringeren Correctivmittel Veran

lassung geben. Mittheilungen zu wissenschaftlichen Zwecken ohne die

oben erwähnten Nachtheile sind in der Regel für ganz erlaubt zu hal

te«. Die Verletzung der> Amtsverschwiegenheit, wenn sie als dieses

Werbrechen für sich behandelt werden soll, darf übrigens auch nicht in

ein anderes benanntes Verbrechen, z. B. Staats- und Hochverrath,

Unterschlagung u. s. w. ausarten , außerdem treten die Grundsätze die

ser Verbrechen ein '^). Zusammenhängend mit dem' vorliegenden'

Verbrechen ist offenbar die strafbare Verletzung des Beichtsiegels von

Seiten des Beichtigers; ist aber nicht sowohl nach den Grundsätzen

über Amtsverbrechen, als nach den dießfallsigen kirchlichen Principien

zu beurtheilen. Nach Verschiedenheit des rechtswidrigen Vorsatzes und

der Motive dazu, oder der blosen Fahrlässigkeit und Unvorsichtigkeit,

des beabsichtigten oder wirklich gestifteten Schadens u. f. w., ist die

Strafe der Verletzung der Amtsverschwiegenheit bloser Verweis, Geld,

Gefängniß, leichte und kürzere Suspension (blos ab «Koio), oder Ver

setzung, längere und strengere Suspension (auch a KeueKvio), Absetzung,

Gefängniß-, Festungs-, Zuchthausstrafe '^). >

Noch werden als besondere Amtsverbrechen häufiger von den

Rechtslehrern folgende zwei angeführt:

9) Verletzung der Subordination. Das Letztere ist ein

besonders schweres und hart bestraftes Verbrechen bei dem Militär.

Andere Beamten sind in dieser Hinsicht zwar nach gemeinrechtlichen

Grundsätzen, aber nicht nach den besonderen Bestimmungen des ccmoni-

137) Tittm a n n's Grundlinien §. 20S. Anw.

138) Ueber diesen Art. vgl. Henke g. a. O. 193 und Tittmann

im Handbuche §. 245 flg.
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schen Rechtes, rücksichtlich der Geistlichen (s. S. 223) zu beurtheilen.

Nach Obigem (S. 229) muß der Unterbeamte die ihm auf geordne

tem Wege zukommenden Befehle seiner Vorgesetzten unbedingt befol

gen, wenn sie nicht klaren Pönalgesetzen zuwiderlaufen. Thut er dieß,

so ist er straflos. Die Verantwortlichkeit auch der Unterbeamten für

ihre Handlungen auf Befehl ihrer Oberen kann sich hier und da nur

auf particularrechtliche Vorschriften, und selbst da nur auf irrige Folge

rungen aus dem auf die Landesverfassung geleisteten Eide gründen.

Befolgt der Unterbeamte den vorhin erwähnten Befehl nicht, und die

Sache ist eine wahre Dienstsache, beruht auch nicht auf offenbar fal

schen Voraussetzungen, ss sind es, außer in ganz wichtigen Angele

genheiten, und wo aus der Insubordination ein großer Schade ent

stand, nur gewöhnliche Diseiplinarmittel, welche dabei angewendet wer

den. In den eben gedachten entgegengesetzten Fällen aber, oder wenn

der Ungehorsam bis zur Widersetzlichkeit ansteigt, wenn mehrere Grade

der Correctivmittel fruchtlos angewendet sind, wenn die Amtsehre durch

den Ungehorsam verletzt wird, pflegen dann die Mittel der reinigenden

Disciplin, auch Geld-, Gefängniß- und längere Freiheitsstrafen ange

wendet zu werden '^).

10) Konnivenz der Vorgesetzten gegen ihre Unter

beamten, d. i. die Passivhandlung eines Amtsvorgesetzten, mittelst

deren er Dienstvergehen von seinen Untergebenen wissentlich begehen

läßt,, odex, sind sie begangen, sie nicht pflichtmäßig rügt. Im ersten

Falle ist der Vorgesetzte als Gehilfe, im letzleren als Begünstiger des

Vergehens nach den dießfallsigen allgemeinen Principien zu bestra

fen Das letzte und in vieler Art merkwürdigste Amtsverbrechen ist

11) die Veruntreuung im weiteren S i n n e («rüneu re-?

Lläul s. äe residuis) '^'), d. i. die, von einem Beamten bewirkte ab

sichtliche, pflichtwidrige Vorenthaltung des , ihm vermöge seines Amtes

anvertrauten beweglichen öffentlichen Gutes (pevuula publivs) >^^).

Nicht also blos Staatsgut, fondern auch Kirchen- und Gemeindegüt,

uyd zwar bewegliches, in der Regel fungibiles ist der Gegenstand die

ses Perbrechens "2). Depositen gehören also an sich nicht pazu; in-

deß doch wohl inwiefern die Bewahrung derselben vermöge des Staats

schutzes dem Beamten übertragen ist und der Gerichtsherr des Beam

ten, am häusigsten der Staat, dafür haften muß ^). Wohl aber

gehört dazu das Privatvermögen des Regenten und seiner Gemah

lin '45). Zurückhaltung, pflichtwidrige Vorenthaltung des anvertrau-

139) Bauer a. g. y. K. 372. Henke a. a. V. §. 194.

140) Ebendaselbst.

141) Roßhirt, Einiges zur Lehre vom crimen Se resiguis, im neuen

Archive des Criminalrechtes 10. Bd. 3. Stück, Nr. Vlll. S. 4S3 flg.

142) 1^. IS. u. 17. 0. äe verdor. sigriif. (SO. 16.)

143) 1,. 1. u. 4. S. 7. l>. »6 leg. Znl. peeulstu» et 6e 5aerileei5 et resi-

Su,5. (43. 13.)

144) Henke a. a. O. §. 197. S. 539.

145) 4rg. 1.. 6. §.1. v. äs iur. «sc. (49. 14.) I,. g. «. <is <zusar!ennii
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ten Gutes ist, nach den ausdrücklichen Worten der Gesetze (qui pe-

«uuism r eiiuueri t , spuci <zuem pevuuia public:« rsseclit^^)

— daher «rirne» äe resiäuis —) der Hauotcharacter dieses Verbre

chens, das nur ein Beamter, zwar in der Regel der öffentlich ange

stellte Cassirer, doch auch nicht gerade immer ein eigentlicher Cassen-

beamter, sondern jeder Andere, der für Rechnung einer öffentlichen

Behörde pecuniäre Leistungen zu verwalten hat, vermöge seines AmteS

mit dem Bewußtsein der Pflichtwidrigkeit begehen kann. Beein

trächtigung des öffentlichen Gutes durch Klose Nachlässigkeit eben sowohl,

als durch eine Privatverson ist ausgeschlossen. Das Erstere kann zwar

eine Verletzung der Amtspflicht, aber nicht dieß Verbrechen sein. Da

her ist die, von älteren Rechtslehrern ersonnen? Eintheilung in crimen'

resivlui verum und uussi vriiuev resiäui, letzteres von dem Falle der

blosen Fahrlässigkeit verstanden, unrichtig^). Das Motiv dazu, od

Habsucht oder ein anderes , ist für den Thntbestand ganz gleichgil-

tig "^). Jeder hohe und niedere , zur Besorgung öffentlichen Gutes

angestellte Beamte, der es weiß, daß öffentliches Gut in seinen Hän

den und daß die Unterlassung der Ablieferung desselben an den Staat,

oder der Verwendung zu den vorgeschriebenen Zwecken unerlaubt ist,

kann das Verbrechen an dem in seinen Händen befindlichen Gute be

gehen. Begeht er es am Staatsgute, das ihm nicht vom Staate an

vertraut ist, das nicht zu seinem Wirkungskreise gehört (z. B. ein

Cassirer am Gelds einer Casse, die er nicht zu verwalten hat); so ist

er nur wie ein Fremder anzusehen. Aber jeder Andere, der auch nicht

Cassirer ist, der blos öffentliche Gelder zu verwenden hat, z. B. ein

Staatsbaumeister, ein Beamter für die Uniformirunq des Militärs u. f. w.,

kann dieß Verbrechen begehen. Ob der Beamte durch Eid oder durch

einfaches Angelöbniß verpflichtet sein müsse, und ob seine Strafbarkeit

von diesem Umstände abhänge, ist streitig '5°). Aber das ist gewiß,

daß der Beamte, der nicht blos für diese Gutsverwaltung angestellt ist,

sondern auch noch für andere Geschäfte, dieses Verbrechens sich schul«

dig machen kann. Es kann übrigens geschehen durch Unterlassen der

Einziehung und Aufbewahrung, oder der Ablieferung und pflichtmäßi

gen Verwendung des Gutes. Nicht nothwendig zu diesem Begriffe

sind die, häusig Behufs dieses Verbrechens begangen werdenden Fäl

schungen und Verwendung der peouuis publica zu anderen Zwecken.

priese. (7. 37.) Henke's Ansichten a. a. O. §. 197. S. SS9 und §. 199-

S. 6S7. kommen auch darauf hinaus, ob sie sich gleich beim ersten Anblicke

zu widersprechen scheinen.

146) 1^. 4. S. 3. u. 4. I.. 9. S. 6. v. ««S. tit.

147) I,. 1. in tine idicl. verb. : ksvist seien» m»I«>

14S) Henke a. a. O. S. 643.

149) Gegen Tittmann a. a. O. §. 28S.

160) Tittmann a. a. O. K. 282 setzt die Verpflichtung im Einver

ständnisse mit den mehresten Particulargesetzen voraus; die Gegner sind bei

ihm in der Note v angeführt; rücksichtlich des gemeinen Rechtes gehört noch

Martin dazu a. a. O. 8. 2S0. Note 8.



Amtsverbrechen zc.

Da die beiden Gesetze des römischen Rechtes, welche über Verletzung

des öffentlichen Gutes disponiren, die lex ^ulis ä« resiäuis und die

lex ^ulis xeoularus in dem vorstehend (Note 143) angeführten Paris

dectentitel zusammengestellt sind; so ist hier vorerst zu erwähnen,

daß beide genannten Verbrechen (s. r,e«ulsws) vorzüglich in folgen

den Punkten verschieden sind. Vor allerg Dingen geschieht der Pe-

culat von einer Privatperson, das crimen 6« re»i<1uis von öffentlich

angestellten Beamten ^). Dann setzt der Pecular allemal die active

Handlung des Entwendens und Verwendens in den eigenen Nutzen ^)

voraus, das crime» cie resiäui» kann aber auch blos durch eine Un

terlassung, durch bloss Jnnebehaltung, ohne die Absicht der Unter

schlagung geschehen. Daher, ist es eine irrige Ansicht, daß zu diesem

Verbrechen ein eigentlicher Cassendefect vorhanden sein müsse ^s).

Vollendet ist das Verbrechen der Veruntreuung des Staatsgutes, so

bald die Handlung geschehen ist, durch welche das Staatsgut beein

trächtigt werden soll, durch welche das Staatsgut in den Privatbesitz

des Beamten übergeht, es mag das verwendete Gut schon verbraucht

sein oder nicht, wenn nur z. B. die Verheimlichung erfolgt ist, einge

gangene Gelder noch als Reste in der Rechnung aufgestellt sind

u. s. w. ^). Die Absicht, das Entnommene wieder zu ersetzen, hebt das

Werbrechen nichtauf. Die Veruntreung ist entweder Veruntreuung

im strengsten Sinne, d. i. die blos unterlassene Ablieferung oder

Verwendung des öffentlichen Gutes zu den vorgeschriebenen Zwecken,

oder die Unterschlagung (häufig Malversation, und besonders

wenn sie an öffentlichen Geldern begangen wurde, Cassenverun-

treuung genannt), d. i. die Zueignung des öffentlichen Gutes, z. B.

Behufs der Verwendung zu Privatzwecken ^). Die Strafe der El

fteren ist blos nach römischem Rechte zu beurtheilen, da die peinliche

Gerichtsordnung darüber schweigt. Die römischen. Gesetze belegen die

ses Verbrechen, außer dem Verluste des Amtes, mit der Entrichtung

des dritten Theiles der zurückgehaltenen Sache '^), wobei sich die Heraus

gabe der letzteren von selbst versteht. Für einzelne nicht mehr an

wendbare Fälle bestimmt das römische Recht noch besondere, zum Theil

ebenfalls nicht mehr anwendbare Strafen. Die Unterschlagung hinge

gen soll, nach der peinlichen Gerichtsordnung ^), Diebstahl ge-

161) Tittmann a. a. O. §. 281 a. E.

1S2) Ii. 1. v. sä I. Zul. peculätu« et«. (43. 13.) verdis : ve »uterst,

nsve intercipist, nevs in rem susiu vsrtsr. l,. 4. eoü. tit. vsrd. : <zui peeu-

nisin etc. sbstulerit, interceperit. In Ii. 6. §. 1. u. 2. ist das Wort turäri

davon gebraucht.

163) Man vgl. über dieses Alles Henke a. a. O. S. 641, und Roß-

Hirt a. a. O. §. 6. S. 466 flg.

164) Tittmann a. a. O. §. 2S6.

166) So unterscheidet Bauer a. a. O. Z. 334 und wohl richtig wogegen

Tittmann a. a. O. S.283 u. 234 gerade die entgegengesetzte Nsmenclatur hat.

166) Gegen Feuerbach a. a. O. K. 482s, besonders N-ote c, womit

aber Henke a. a. O. Z. 197. S. 643 zu vergleichen ist. . ' .

167) Art. 170.
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straft werden. Dabei treten nun aber freilich die besonderen Rücksich

ten ein, daß der Staatsdiener durch seine Handlung zugleich seine

Amtspflicht, also in der Regel seinen Amtseid verletzt, und daß hie«

vom Staatsgut die Rede ist, dessen Entwendung selbst beim gemeinen

Diebstahle vorzüglich strafbar erscheint. So hat sich denn für beide,

Arten der Veruntreuung das Princip willkürlicher Strafbarkeit gebil

det^ wobei die Größe des Schadens, die Gefährlichkeit der bösen Ab»

ficht, die Strafbarkeit der angewendeten Mittel, z. B. Vernichtung dev

Acten und Rechnungsbücher samt Belegen u. s. w., die größere ose«

mindere Bedeutung der verletzten Pflicht, den Maaßstab abgeben. War

vorzüglich damit noch ein anderes Verbrechen verbunden, z. B. Fäls

schung u. s. w. ; so steigt dadurch die Strafe, so daß, neben der Amts

entsetzung, 2-, 3-, 4-, 6-, lOjähriges Zuchthaus die Folge sein kann^

Particulargesetze erhöhen gewöhnlich diese Strafen, so daß oft schon,

für Unterschlagung geringerer Summen lebenslängliches Zuchthaus ge

droht ist '^). Der Ersatz des Unterschlagenen von Seiten des Beam

ten versteht sich von selbst; dem Fiscus steht sogar deßhalb eine Hy

pothek an des Letzteren Vermögen zu. Dieser Ersatz, ja sogar die Ab

sicht des Ersatzes, wenn sie auf einer Wahrscheinlichkeit beruhte, wer

den eben sowohl als drückende Armuth für Milderungsgründe ange

sehen "«).

Unter den Dienstvergehen und Verbrechen der uneigentlichen

oder sogenannten patentirten Staatsdiener im engeren Sinne

zeichnen die Gesetze

12) das Verbrechen der Prävarikation aus. Im weite

ren und ursprünglichen Sinne ist dieß daß Verbrechen des An-'

klägers, der den von ihm eines öffentlichen Verbrechens Angeklagten

begünstigt ^"). Da der Anklageprozeß in den teutschen Landern , wo

gemeines Criminalrecht gilt, nicht mehr im Gebrauche ist, so können

wir uns nur auf das Verbrechen der Prävarication im engeren,

abgeleiteten, uneigentlichen Sinne beschränken, welches vom

einem Advocaten begangen wird, welcher zum Nachtheile derjenigen

Partei , deren Rechte er zu wahren übernommen hat, die Gegenpartei

vorsätzlich begünstigt. Also die Absicht der Begünstigung des Gegen-

168) Das altenburgische Malversationsmondat vom 29. April 174« in

der ersten Beifugensammlung zur Landesordnung S. 433 flg. setzt auf Mal

versation unter 1« Mfl. 2 Monate Hausarrest, bis zu 3« Mfl. 2jähriges

Zuchthaus ohne Willkommen, mit ewiger Orts- und Gerichtsräumung, bis zu

S0 Mfl. S Jahre lang mit Dienstentsetzung, dem Willkommen und hierauf

Landesverweisung, bis zu IVO Mfl. 1V Jahre unter gleichen 'Schürfungen,

über 100 Mfl. lebenslängliches Zuchthaus mit Willkommen. Ueber andere

Particulargesetze ähnlich strengen Inhaltes s. Str^K us. moä. II, 43, 13.

1. 4. Martin a. a. O- z. 229. Note 8. - ,

159) Ueber diesen letzteren Theil des gegenwärtigen Art. ist vorzüglich

Tittmann a. a. O. z.287, im allgemeinen aber sind über den Art. beson

ders Bauer, Henke, Martin und Feuerbach a. a. O> nachzu

lesen.

160) Bauer a. a. O. Z. 312.
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theiles wird dabei nothwendig vorausgesetzt, und ein öffentlich ange

stellter Advocat, Procurator u. s. w. Denn unwillkürliche Vernach

lässigung begründet dieses Verbrechen nicht. Und wenn blos ein Pri

vatgeschäftsführer sich desselben schuldig macht, so ist dieß nicht die als

öffentliches Amtsverbrechen sich characterisirende Prävarication '^'). Die

unerlaubte Begünstigung kann durch mündlicke oder schriftliche Gut

achten zum Vortheil des Gegentheiles, Rathsertheilung, Communication

der Beweismittel, Verschweigung der für die Partei des Sachwalters

sprechenden Gründe u. s. w., jedoch nur in der Rechtssache, in wel

cher der Sachwalter die Rechte des Clienten vertritt, geschehen. Prä

varication ist es nicht, wenn der Sachwalter dem Gegner seines Klien

ten eine, mit der ihm übertragenen nicht zusammenhängende, Rechts

sache führt, vorausgesetzt, daß er ihm nichts »ertraut, was er erst durch

Führung des Rechtsstreites seines Clienten erfahren hat. Die Präva

rication kann aber eben sowohl unentgeldlich , als für eine Belohnung

begangen werden. Der Sachwalter muß auch, damit es dieß Verbre

chen sei, die Wahrung der Rechte seiner Partei bereits freiwillig, oder

vermöge seines Amtes als Armenanwalt, Fiscal u. s. w. übernommen

haben, die Sache seines Clienten mag gerecht oder ungerecht sein.

Nach aufgehobenem Mandatsverhältniß findet zwar eigentlich keine Prä

varikation mehr statt, doch würde der Sachwalter, der, nach Aufge-

bung seiner Vollmacht, die Rechte des Gegentheiles gegen seinen

Clienten in der früher von ihm behandelten Sache vertreten, oder je

nem die von seinem Clienten vorher erfahrenen Geschäftsgeheimnisse

verrathen wollte, allerdings Prävarikation begehen ^). Daß dem

Clienten aus der Handlung des Sachwalters auch wirklich ein Scha

den entsprungen sei, ist zum Thatbestande des Verbrechens nicht nöthig.

Obgleich die Gesetze nur von Parteien sprechen, und daher viele Rechts

lehrer die Prävarikation blos in streitigen Sachen für möglich halten

so muß doch, nach Analogie der Criminalsachen, in denen nach unserer

jetzigen Verfassung auch nicht von Parteien die Rede ist, und rücksicht

lich deren die Möglichkeit einer Prävarikation doch nicht bezweifelt

wird, so wie in dem Betrachte, daß da, wo entgegengefetzte Interessen

einander begegnen, wie so häufig in Sachen der voluntärischen Ge

richtsbarkeit, auch von Parteien die Rede sein kann, die Anwendung

der gesetzlichen Vorschriften auch auf Angelegenheiten der freiwilligen

Gerichtsbarkeit für thunlich erachtet werden '^). Die peinliche Ge

richtsordnung drghr dem Procurator, der dieses Verbrechens über

führt würde, neben der Verpflichtung zum Schadenersatze für seinen

Clienten, Pranger oder Halseisen nebst Staupenschlag und Landesver-

161) Gegen Tittmann a. o. O. §. 497.

162) Gegen Tic t mann K. 498, welcher die für unsere Meinung spre

chende Literatur in der Note m. angibt.

163) Mit Tittmann a. a. O., wo die Literatur über diesen Gegen

stand in der Note angegeben ist, gegen Martin a.a.O. §. 233, beson

ders Note 6.

164) Art. 116.
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Weisung oder willkürliche Strafe. Man wendet den Inhalt des dieß-

fallsigen Gesetzes auf die Advocaten an, und die Praxis statuirt Geld

buße von 10, 20, 30 und mehr Thalern, Gefängniß auf 8, 14 Tage,

ja häusig zu 3 Monaten, Suspension und Remotion von der Praxis,

doch kann dieß auch bis zu mehrjähriger Freiheitsberaubung selbst im

Zuchthause ansteigen, wenn der äolu» dabei sehr strafbar und der

Schade sehr groß ist >^). , ^ ^ ^

Da Vormünder durch ihr Amt nur eine Bürgerpflicht, und nach

unserer Verfassung lediglich eine vom Staate ihnen anvertraute Gewalt

ausüben, so rechnet man auch die von ihnen in dieser Qualität be

gangenen Verbrechen zu den Amtsverbrechen und zählt dazu vorzüglich

13) die Verletzung der Treue von Seiten eines Vor

mundes gegen seinen Pflegbefohlenen. Unter Vormün

dern sind hier nur wirkliche Alters- und Standes-, nicht Geschlechts

vormünder zu verstehen. Da das Wohl und .Wehe ihres willenlosen

Pflegbefohlenen ganz ihren Händen anvertraut ist, so haben mit

Recht die Gesetze ^°) ihre Untreue gegen den Pflegbefohlenen für sehr

strafbar erklärt, jedoch nur die Strafen der lex Loruelia äs tslsls

demjenigen Vormund ausdrücklich gedroht, der vor Niederlegung feines

Amtes und vollständiger Erfüllung aller daraus ihm obliegenden Pflich

ten mit dem Fiscus einen ihn verbindenden Contract abschließt '^).

Im übrigen sind, mit Ausschluß der Infamie, welche für die untreuen

Vormünder bestimmt ist '^), die Strafen in den eingeführten Gesetzen

stillschweigend, aber auch noch ausdrücklich dem Ermessen des

Richters anHeim gegeben. Remotion von der Vormundschaft, Gefäng

nis), ja Zuchthausstrafe bei sehr bedeutender, besonders aus Eigennutz

bewirkter Benachtheiligung des Pflegbefohlenen pflegen in der Praxis

erkannt zu werden ""). «uddeus.

Anhalt, als Gesammthaus, besteht jetzt aus den Herzog-

thümern Anhalt-Bernburg, Anhalt-Dessau und Anhalt«

Cöthen, welche zusammen ungefähr 48 lUMeilen ausmachen, auf

denen nach den neuesten Zählungen 133,232 Einwohner leben. Je

desmal der Aelteste der drei Herzoge heißt ältestregierender (ältester re

gierender) Herzog zu Anhalt, und leitet als solcher die das Gesammt-

165) Man vgl. über dieses Alles besonders Bauer, Martin u. Titt

mann a. a. O.

166) I.. 1. §. 3. u. Ii. 2. u. 3. §. IS. v. 6s «nsxeet. tut. (26. 1«.) Ii. 9.

v. gs tut. (26. 1.) I.. 1. §. 7. 0. 6e «Kei« prsek. urbi. (1. 12.) I.. 21. §. 6.

V. cks tutor. st curst. 6sti». (26. S.)

167) I.. 49. v. luvst!. (19. 2.) Ii. un. 0. ne tut. vel curat. (S. 41.) I..

1. §. 9. v. Isg. (Zorn. 6e KI»!». (48. 10.)

168) 13. §. 1. O. Arbitrium tutelss. (S. 51.)

, , 169) Ii. 13. §. 1. <Z. «ditr, tutel. (S. 61.)

17«) Wir sind in dieser Materie Martin a. a. O. §. 234 in der

Hauptsache gefolgt, da noch kein anderer Criminalist, s« viel wir wissen, die

ses Verbrechen förmlich in das Strassystem und an dieser Stelle aufgenom

men hat. ,'
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Haus betreffenden Geschäfte nach vorheriger Berathung mit den beiden

anderen herzoglichen Häusern. Nach dem im I. 1793 erfolgten Aus«

sterben der Linie zu Anhalt-Zerbst hat das Seniorat des Hauses An»

halt mehrere Male unter dessen Regenten gewechselt. Der vorletzte

Senior war Herzog Alexius Friedrich Christian zu Anhalt-Bernburg,

und nach dessen im 1. 1834 erfolgtem Absterben ging dasselbe aus den

Herzog Heinrich zu Anhalt-Cöthen über.

Was die Regenten dieser Landestheile anlangt, so nennen die

Chronikenschreiber Bernthobald I., II. und III., Behringer I.,

II., III. und IV. u. s. w. als Ahnherren der jetzigen Herzoge zu An

halt. Allein es ist vergebliche Mühe, die Abstammung dieses Hauses

über den Grafen Esicus IV. von Wallenstedt (Lsivus, LsivKo,

LscKe, ^8«K«, ^svsulus), welcher im elften Jahrhunderte lebte, und von

dem vielleicht' der Name ^«eauis herkömmt, dem Erbauer des Stamm»

schlosses Anhalt am Harz, und Vollender des Hauses und Schlosses

zu Aschersleben, hinaus zu untersuchen. Höchstens kann man als

glaubwürdig annehmen, daß nach den anhaltischen Stammtafeln Al

brecht V. der Vater dieses Esicus und der Bruder Ludwigs v. Corvey

gewesen ist , deren Großvater Albrecht IV. war , und die Einigkeit der

Neueren Genealogen in der Abstammung des anhaltischen Hauses von

Alb i oN ersetzt den Mangel des Beweises dieser Behauptung ganz und

gar nicht. Unter den Regenten, welche sich Grafen zu Wallenstedt

und Ascharia (AscaniM , Äschersleben) nannten , ist besonders Otto

der Reiche (s 1123), welcher das Schloß Anhalt erweiterte, wegen

feines vielbewegten Lebens, vorzüglich aber durch seinen berühmten Sohn,

Alb recht den Bären merkwürdig, der zwischen 1090 und 1095 ge

boren ward. Derselbe ward 1123 Markgraf von der Lausitz, etwa 1(1

Jahre später Besitzer von der sogenannten nordischen Mark (Altmark)>

und nach des Herzogs Henttich's des Löwen Unglücksfällen ward ihm

113ö das Herzogthum Sachsen übertragen. Allein Heinrich der Löwe

eroberte nicht nur seine Länder wieder, sondern auch die Erblande Al

brechts des Bären, welche letztere dieser erst nach einigen Jahren wie

der erhielt. Er erbte hierauf in dem Zeiträume von 1142 bis 1147

das wendische Königreich (Mittelmark und Priegnitz), deren Hauptsitz

die Stadt Brandenburg war, und 1147 die Graffchaft Plötzkau. Nach

seinem im I. 1170 erfolgten Tode erhielt von seinen sieben Söhnen

der älteste, Otto, die Mark Brandenburg , dessen Linie mit Churfürst

Heinrich 1320 ausstarb, Hermann Orlamünde, dessen Stamm zu Ende

des 15^ Jahrhunderts erlosch, und Bernhards welcher den Titel ei

nes Grafen zu Anhalt und Ascanien (Aschersleben) annahm, und al

lein das Geschlecht der Grafen zu Anhalt fortpflanzte, Aschersle

ben. Dem letzteren wurde, nachdem Herzog Heinrich der Löwe auf

dem Reichstage zu Würzburg 1180 in die Acht und seiner Her-

zogthümer verlustig erklärt worden war, auch ein Theil .des Her-

zogthumes Sachsen verliehen, worauf er den Titel Herzog zu Sach

sen annahm. Er starb 1212 und hinterließ zwei Prinzen, Hein»

rich I. und Albrecht, von denen der erster« die anhaltischew Länder
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bekam, und sich zuerst Fürst zu Anhalt nannte, dem letzteren aber

das Herzogthum Sachsen zufiel, wodurch die späterhin wieder ausge»

storbenen Linien Sachsen-Wittenberg und Sachsen-Lauenburg entspran»

gen. Unter Heinrich I. ist Anhalt zuerst als abgesondertes Land und

Fürstenthum zu betrachten, in welches sich seine drei Söhne so theil-

ten, daß Heinrich II. den Harz, Gernrode und die Grasschaft Aschers

leben, Bernhard I. Bernburg, Wallenstedt und einige der thüringischen

Güter, und Siegfried I. Cöthen, Dessau und Koswig erhielt, so daß

auf diese Weise drei Linien, die aschersleben'sche, die alte bernburgische und

die alte zerbstische Linie gestiftet wurden, von welchen die aschersleben'sche

schon 1315 mit Otto II. erlosch, worauf ein Prinz aus de»: Hause

Anhalt, welcher zu der Zeit Bischof von Halberstadt war, Fürst Bern

hard II., die Grafschaft Aschersleben für das gedachte Bisthum in Be

sitz nahm, und aller von Seiten Anhalts geschehenen Reclamationen

ungeachtet, ist es nie wieder an dasselbe zurückgegeben worden. Die

ältere bernburgische Linie starb mit Bernhard VI. 1468 aus, dagegen

blühete die Linie Siegfried's, welcher zu Ende des 13. Jahrhunderts

starb, fort, und gab allen folgenden und noch jetzt eristrrenden Linien

des anhnltischen Fürstenhauses ihren Ursprung. Von Siegfried's

vier Söhnen erhielt Alb recht I. die väterlichen Lande, und erwarb

1307 dazu noch die Stadt Jerbst. Auch schaffte er 1293 nebst Bern

hard II. und dem Abt Conrad zu Nienburg an der Saale den Ge

brauch der wendischen Sprache in den Gerichten ab, und führte dafür

die tcutsche Sprache ein. Seine beiden Söhne, Albrecht II. und

Woldemarl., regierten gemeinschaftlich, und erkauften im I. 1358

Stadt und Schloß Roslau von den Grafen zu Lindau. Albrecht starb

1362 und Woldemar fand fünf Jahre später seinen Tod in einer

Schlacht. Des Elfteren Sohn, Johann I., brachte 1370 die Grafschaft

Lindau an sich, und starb 1382 auf einer Wallfahrt nach Palästina.

Meorg I., der Aeltere, welcher von 1405 länger als sechzig Jahre re

gierte, vereinigte 1448 alles Land auf dem linken Elbufer, wozu 20

Jahre nachher noch Bernburg kam, und verstarb 1474 mit Hinterlas

sung einer zahlreichen Nachkommenschaft. Unter den nachherigen Für

sten zu Anhalt ist besonders Wolfgang, geb. 1492 und gest. 1565,

wegen seines warmen Antheiles an der Reformation merkwürdig;

er gehörte zu den Fürsten, welche 1529 gegen den Reichstage zu Speier

eine förmliche Protestation einreichten, und in dem darauf folgenden

Jahre die augsburgische Eonfession mit unterschrieben.

Nachdem nun hierauf die anhaltischen Länder nochmals von ihren

Regenten unter sich getheilt worden waren, sielen solche 15/0 allein

dem Fürsten Joachim Ernst anHeim. Dieser führte, wie weiter

unten näher angegeben werden wird, 1572 ein neues allgemeines Ge

setzbuch ein, ließ 1583 die erste Elbbrücke zwischen Dessau und Roslau

erbauen, und starb 1586, worauf sein ältester Sohn, Johann Georg l.,

anfänglich die Regierung führte, aber 1603 sich mit feinen Brüdem,

nachdem sie majorenn geworden waren, so auseinandersetzte, daß er

selbst Dessau, Christian Bernburg, Rudolph Zerbst und Ludwig Cö«
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then bekam, August aber m!t Vorbehalt seiner Nachfolge, auf den Fall,

daß einer seiner Brüder oder dessen Nachkommen, ohne Erben verster

ben sollten , mit Velde abgefunden wurde. Als nun Ludwigs Sohn,

Wilhelm Ludwig, 1665 unbeerbt verstarb, siel Cöthen an Augusts

Söhne, Leberecht und Emanuel. Diese vier sürstlichen Linien blüheten

bis 1793 sott, wo die zerbster mit Friedrich August erlosch, dessen Land

1797 unter die übrigen drei Linken vertheilt wurde. So erhielten Au

wachs Anhalt - Cöthen durch die Aemter Roslau, Lindau und Dorn

burg , Anhalt - Dessau durch die Aemter Aerbst und Walternienburg

(letzteres steht unter königl. preuß. Hoheit), und Anhalt-Bernburg durch

die Aemter Koswig und Mühlingen; wahrend des französischen

Protektorates zog dasselbe noch die im Amte Koswig belegenen Güter

der Lrdenscommende Burow ein. Wahrend die drei bisherigen Für

sten zu Anhalt in den Jahren 1806 und 1807 den Titel Herzog zu

Anhalt angenommen hatten, traten solche unter dem Protektorate Na-

poleon's 1807 dem Rheinbunde bei, bis dieser mit dem im I.' 1814

erfolgten Ende der französischen Zwingherrschaft in sich selbst wieder

zerfiel. . >

Gemeinschaftlich besitzt das herzogliche Hans zu Anhalt an Terri

torium weiter nichts, als seit dem Theilungsvertrage vom 30. Juni

1603: den Berg und das Haus Anhalt (d. h. den am Selkethale

am Harz unweit der Grenze der unter königlich preuß. Hoheit stehen

den, einem von der Asseburg gehörenden Grafschaft Falkenstein, belege

nen großen Hausberg mit der darauf noch sichtbaren Ruine des alten

Schlosses Anhalt). Gemeinschaftlich ist ferner das in der, Stadt Des

sau sich befindende anhaltische Gesammtarchiv , worüber der jedesmalige

ältestregierende Herzog die Oberaufsicht führt, wenn gleich der jedesma

lige herzogl. anhält - dessauische Regierungspräsident Gesammtarchivar

und eines der herzogl. anhält - dessauischen Regierungsmitglieder Cu-

stos desselben ist. In dasselbe gelangen auch fortwährend die noch

jetzt vorkommenden schriftlichen, das Gesammthaus Anhalt angehen

den Verhandlungen, während die jedem einzelnen herzoglichen

Hause angehenden Schriften in die davon getrennten Hausarchive

kommen. Schon bei der 1215 unter Fürst Heinrich zu Anhalt er

folgten Landestheilung ward festgesetzt, daß die verschiedenen Linien ei

nerlei Titel und Wappen führen sollten, welches bis in die neuesten

Zeiten, einige Kleinigkeiten abgerechnet, beibehalten worden ist. Jede

der drei Linien hat von jeher die Landeshoheit besessen, auf den put

schen Reichstagen aber hatte Anhalt seit Joachim Ernst 1582 nur

Ein Votum. Nachdem Anhalt von dem Rheinbunde sich los

gesagt, und 1815 dem teutschen Bunde beigetreten war, führt es

in der teutschen Bundesversammlung zu Frankfurt a. M. mit den

oldenburgischen und schwarzburgifchen Häusern gemeinschaftlich zwar nur

Eine Stimme, die 15., in der vollen Versammlung (iu xler,«) aber

hat jeder regierende Herzog zu Anhalt eine eigene Stimme. Vermöge

des durch den Theilungsvertrag von 1603 und Erbvertrag von 1635

eingeführten Smiorates, was jedoch, kein Majorat sein soll, werden die
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gemeinschaftlichen Angelegenheiten, wie schon weiter oben angedeutet

wurde, von dem jedesmaligen ältestregierenden Herzoge besorgt, der da

für bestimmte Gelder erhält. Durch die genannten Verträge ist auch

festgesetzt, daß, wenn eine der Linien aussterben sollte, die übrigen sich

in deren Land gleichmäßig theilen sollen, welches auch von den römisch«

teutschen Kaisern bestätigt worden ist. Das Recht der Erstgeburt

wurde in den Fürstenkhümern Anhalt, wie bei jedem ganz besonders

angegeben werden wird, nicht zugleich, sondern zu verschiedenen Zeiten

eingeführt, und die nachgebornen Prinzen erhalten eine Absindung

(Apanage). Die anhaltischen Fürsten erlangen, dem sächsischen Rechte

gemäß, mit dem 21. Jahre ihre Majorennität, jedoch sind hiervon in

der neuern Zeit Ausnahmen gemacht worden (s. Bernburg). Was

die Vormundschaft über minderjährige Fürsten betrifft, so ist die

Mutter sowohl <jv«ad eKevtum eduvstionis als s^iniiiisti-ationi,

durch Observanz dazu befähigt. In Hinsicht der Prinzessinnen der

Herzog!. Hauser war 1603 zur Ausstattung derselben eine Fräulein

oder Prinzessinncnsteuer eingeführt, welche jedoch jetzt aus der Trank»

steuer bestritten wird. Am 18. November 1836 stifteten die Herzöge

den gemeinschaftlichen Hausorden Albrechts des Bären, welcher aus 3

ölassen, Großkreuzen, Commandeurs und Rittern, besteht.

Das Münzrcgal haben die Fürsten zu Anhalt schon seit 1376

ausgeübt, wo sie zu Zeröst eine eigene Münze besaßen. Auch waren

stüherhin die auf dem Unterharze befindlichen Bergwerk« gemeinschaft

lich. Nachdem aber Anhalt-Cöthen und Anhalt-Dessau schon früher

dem Miteigenthume an solchen entsagt, von Anhalt --Zerbst aber solches

noch bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts ausgeübt und hierauf

ausgegeben wurde, haben die ersteren beiden Häuser schon früher, An-

Halt-Zerbst aber erst mit seinen Aussterben aufgehört, Münzen zu prä

gen, und es wird jetzt nur noch von Anhalt-Bernburg (auf dem Un-

terharze) Geld geschlagen; sogar aus väterländischem Golde. Was die

Lehnsverhaltnisse Anhalts anlangt, so wurden dessen Fürsten vom rö-

mifch-teutschen Kaiser mit ihren Landen belehnt, welches aber mit der

Auflösung des remschen Reiches, wo sie souverän wurden, von selbst

wegsiel. Uebrigens ist das gemeine, besonder« das sächsische Recht, die

Richtschnur in Lehnssachen, wovon auch die nnhaltische Landesord

nung im 15. und 16. Titel, und die Prozeßordnung im 18. Titel

handelt, woraus hauptsächlich nur als abweichend hervorzuheben ist,

daß, wenn drei oder mehr Töchter vorhanden sind, die aus dem Erbe

itnen Unterhalt und Ausstattung nicht bekommen können, dieselben da

für den zehnten Theil des Wethes der Lehngüter, nach Abzug der

Ähnsschulden, erhalten sollen, wenn aber der Verstorbene nur eine oder

zwei Töchter hinterläßt, denselben ihre Aussteuer von den Lehnsfolgern

statt der Alimentengelder bis zu ihrer Verheurathung verzinst werden

soll, so wie auch, daß bei Verpfändung eines in ihrem Lande befind

lichen Lehnzutes die Herzöge ihren Confens nicht länger als auf sechs

Jahr ertheilen, nach deren Verfluß derselbe renovirt werden kann, und

endlich, daß veräußerte Lehngüter, wenn der Verkäufer noch lebt , bin
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nen Jahresfrist von den Mitbelehnten durch Erstattung des Kaufgel«

des, wenn aber der Verkäufer verstorben, binnen 36 Jahren unent-

geldlich revocirt werden können. Der oberste Lehnsherr und Inhaber

der Lehnscurie ist jetzt in jedem Lande der regierende Herzog. Wergl.

übrigens Mosers Staatsrecht des hochfürstl. Hauses Anhalt.

Eine landständische Verfassung, wie sie früher in Anhalt statt

fand, ist bis' jetzt trotz der Bestimmung der teutschen Bundesacte noch

nicht wieder eingeführt worden, indem von 1603 bis 1698 mehrere

allgemeine Versammlungen der Landstcknde oder Landtage, von welchem

besonders der Landtagsabschied von 1611 und 1652 als das Haupt

grundgesetz der anhaltischen Landes- und Steuerverfassung zu betrach

ten ist, zur Regulirung des landschaftlichen Schulden - und Steuerwe

sens gehalten worden sind. Von 1693 an aber haben wegen der

Steuersachen nur sogenannte Landrechnungstage stattgefunden (Oocksx

^»Ksltwus oder von Landtagsdeputationen und Ausschreiben. Zerbst

1794). Zu den Abgaben, welche für die sämmtlichen Herzogthümer

erhoben werden, indem jedes einzelne nach einem gewissen Arrangement

hiervon Einkünfte hat, gehört die Tranksteuer der Stadt Zerbst. Alle

übrigen Abgaben und Steuern Anhalts fließen in die Lassen der einzel

nen Herzogthümer, und werden weiter unten bezeichnet werden.

In Anhalt hat bei gerichtlichen Verhandlungen von jeher das

sachsische und subsidiarisch das römische Recht gegolten, wobei die an

haltischen Landesgesetze einzelne Rechtsverhältnisse näher bestimmen.

Fürst Joachim Ernst führte den 21. April 1572 mit Beistimmung

der Landstände zuerst ein neues allgemeines Gesetzbuch, die anhaltische

Polizei- u. Landesordnung ein, wozu der gelehrte vr. I. K ö p p e n einen

Commentar unter dem Titel : lu »räiustioues «uK»Itir>ss » 5. kirnest«

21. ^pr. 1572 Vssskviss ^roi»ulSst»s vouiinentsr. suvviuctus suv-

tore 5. Rosien, 5«t«. llesvrrpt. Kervestss 1677, schrieb, ohne daß

solcher jedoch jemals in Druck erschienen ist. Doch giebt es einen ge

druckten Commentar von F. G. A. Lob et h an, betitelt: die fürstlich

anhält, revidirte und verbesserte Landes - und Prozeßordnung, heraus

gegeben von Lodethan, Cöthen 1804. Hierauf wurde im Jahre

1666 unter den Namen der sämmtlichen damaligen anhaltischen Für

sten, Friedrich, Johann, Leberecht, Johann Georg II., Emanuel und

Victor Amadeus eine erneuerte und verbesserte Landes- und Prozeßord

nung wieder herausgegeben. 1653 war auch eine Gesindeordnung er

schienen, welche in der verbesserten Landesordnung bestätigt wmde, ohne

daß sie jedoch vor Gericht zur Anwendung kommt. Nach der im I.

1806 erfolgten Auflösung des teutschen Reichsverbandes wurden von

den Herzögen zu Anhalt für ihre Unterthanen die Landesregierun

gen als oberste Landesjustizcollegien eingefetzt. Nachdem aber die

Regenten Teutschlands im hohen Rechtsgefühl beschlossen hatten, für

ihre Unterthanen eine oberste und letzte Gerichtsbehörde in bürgerliche»

Rechtsstreitigkelten und peinlichen Sachen zu constituiren, vor welcher

alle dergleichen Sachen in dritter Instanz entschieden werden sollten,

so vereinigten sich die drei regierenden Herzöge zu Anhalt, mit den
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zwe! regierenden Fürsten zu Schwarzburg zur Errichtung eines gemein

schaftlichen Oberappellationsgerichtes, welches seinen Sitz in Zerbst ha

ben sollte, und unterm 14. Oct. 1817 wurde solches daselbst feierlich

installirt. Das Personal desselben besteht aus einem Präsidenten, vier

Rathen, einem Secretär, welcher jetzt den Titel Canzleirath führt, ei

nem Ccmzlisten und einem Canzleidiener. Mit der Errichtung dieses

gemeinschaftlichen Oberappellationsgerichtes ist für die Herzog!, anhalti

schen und fürstl. schwarzburgischen Souveränetatslande eine provisorische

Lberappellationsgerichtsordnung unter dem Titel: Gesetzliche Vorschrif

ten, die Competenz des gemeinschaftlichen Oberappellationsgcrichtes zu

Serbst und das gerichtliche Verfahren bei demselben betreffend, im

Druck erschienen. Hiernach ist

1) für die vereinigten regierenden Souveräns selbst Z. 14. wört

lich bestimmt worden: „Insbesondere wollen die theilnchmenden durch

lauchtigsten regierenden Fürsten in allen Dienstentsttzungssachcn bestall

ter Civilstaatsdiener, und in allen persönlichen Dahrlehns- und sonsti

gen Eontractssachen bei Höchstihren Landesjustizcollegien in erster In

stanz, jedoch nur nach den Formen des Oroinarprozesses, Recht geben,

und dergleichen Sachen in dem gewöhnlichen Jnstanzenzuge an das

Oberappellationsgericht gelangen lassen."

2) Klagsachen gegen Mitglieder der fürstlichen Familien unter

liegen nach §. 15. denselben Bestimmungen , wie andere schriftsässige

Angelegenheiten, d. h. die erste Instanz bilden die Landesregierungen,

die zweite Instanz ist die der Leuterung, und in dritter Instanz kommt

die Sache an das Oberappellationsgericht zur Entscheidung, und nach

§. 52 ist Wider ein von dem Oberappellationsgerichte in einer Civil-

sache ertheiltes Erkenntnis, nur dann ausnahmsweise das Rechtsmittel

der Nichtigkeitsbeschwerde einzulegen nachgelassen worden, wenn Je

mand behaupten wollte, daß durch jenes entweder absolut wesentliche

Bestandtheile des Prozesses verletzt, oder gegen den klaren Inhalt der

Oberappellationsgerichtsordnung oder der speciellen Landesgesetze gespro

chen worden sei. Jeder Civillrechtsstreit, wenn dessen Gegenstand 200

Thaler Hauptwerth oder 8 Thaler Jahresnutzung gewährt, oder, wenn

er gar nicht zu Gelde abzuschätzen ist (Letzteres jedoch mit mehreren

Ausnahmen), wird in dritter Instanz vom Oberappellationsgerichte ent

schieden ; in Criminalfällen ferner gehören vor dasselbe alle Sachen, wo

es entweder auf eine Lebens- oder Leibesstrafe von mehr als 2 Jah

ren, auf Geldstrafe von mehr als 200 Thaler ankommt, oder Fälle,

bei denen üi tliesi Strafen eintreten, wo auf Reinigungseid oder Spe

cialinquisition erkannt worden ist, ferner wo Entsetzung von einem

Staatsamte eintritt, und wo bei höheren Ständen auf eine Strafe

erkannt worden ist, die den Verlust der Ehre nach sich zieht. Nach

dem jedoch durch einen Bundestagsbeschluß die Versendung der Cri-

minalsachen zu einem auswärts einzuholenden Spruch verboten worden

ist, gelangen auch geringere Criminalsachen in zweiter und letzter In

stanz vor das Oberappellationsgericht. Besonders wichtig ist die Be

stimmung der §§. 23 und 25, nach welchen die Competenz des Ober
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appellationsgerichtes zu Zerbst auch bei Beschwerden über verweigerte

oder verzögerte Rechtspflege sowohl in Civil- als auch Criminalfäl«

len ausgesprochen worden ist. Jeder der «ereinigten Höfe führt

der Reihe nach abwechselnd ein vom 1. October anhebendes und mit

Schluß des 31. Ott. im 'nächsten Jahre endendes Jahr hindurch die

genauere Aufsicht über den Geschäftsgang bei dem Oberappellationsge

richte und über dessen öffentliche Verhältnisse, unter dem Titel eines

Jnspectionshofes, während von den herrschaftlichen Cassen der fünf ver

einigten Souveränitätslande zu gleichen Theilen die Besoldungsbeiträge für

das Oberappellationsgerichtspersonal eingezahlt werden, und wozu Anhalt-

Dessau noch einen besonderen Beitrag unter dem Titel Miethgelder giebt.

Die jedem einzelnen der drei Herzogthümer Anhalt eigenthümliche

Verfassung, deren Gesetze u. s. w., siehe bei den Artikeln: Bernburg,

Dessau und Cöthen. <s—e.

Anklage, Anklageprozeß ist diejenige Art des strafrecht

lichen Verfahrens, worin eine besondere, vom Richter getrennte Person

eine andere wegen eines Verbrechens vor Gericht verfolgt, die Liefe

rung der Schuldbeweise gegen dieselbe übernimmt, und die Verurthei-

lung in die gesetzliche Strafe zu erwirken sucht.

I. Besonders wichtig ist die historische Bedeutung des An

klageprozesses wegen der Erklärung mehrerer älteren Rechtsquellen.

— Schon das römische Recht beruhte auf dem Anklageprozesse, wel

cher bis in die spätesten Zeiten die Hauptform des Strafverfahrens

blieb. (Vergl. Roßhirt im Archiv f. Cr. XI. S. 338; über das

Anklageverfahren in den kznsestioue» perpewse von Birnbaum im

Archiv f. Cr. IX. S. 340 flg., besonders über das Wort orimsn

im Sinne von Anklage.) — Vielfache Beweise davon finden sich auch

bei dem römischen Classikern (siehe besonders die in Mitte rmaier

Strafverfahren §. 12. Nr. II. u. IV., §. 27. und §. 210. citirten

Stellen und dazu ?1io. Lpiswl. X. 93.) — Die Hauptpuncte des

Anklageprozesses waren demnach: 1) die »ouuuis ckelstio, 2) die z>o-

»tulsti« rsi, wahrscheinlich da, wo der reu« iu iu» vocsjus nicht er

schien, 3) die ins«rlz?tia «riuiiul», eine Art von Ausführung oder Recht

fertigung der Anklage, und 4) die subsoriptl« i» vrii»«n, die förm

liche Unterwerfung unter die Folgen einer falschen Anklage. Damit

hingen denn noch mehrere Vorschriften über verläumderische Anklage

(osluinnii,), sowie über Verbot des leichtsinnigen Surücktretens von der

Anklage (praevsrlvstio, rerAiver«stio, und KtZ. 1'urz>ilisuuiu) zusam

men. (Klailidsi äs «rimw. Q. 48. I'it. XIII. 0. 6.) Aus den

Justinianischen Rechtsbüchern sind besonders 1^.3. §.1. v. cke s««u«.

(48. 13.) und 17. Lock. ««ck. Ur. Hervorzuhebenz die Hauptfrage

betraf die gänzliche oder theilweise Ausschließung gewisser Personen

(Verwandter, Weiber, Geistlicher u. s. w.) von dem Rechte der An

klage (s. bes. Xittler, «orp. ^ur. «rim. »vscksi». S. 644).

Auch das älteste germanische Recht, sowie alle aus einem wahren

Volksleben hervorgegangenen Rechte, erkannten als obersten Satz ihres

Criminalprozesses das Axiom: Ohne Ankläger kein Richter (s. bes. die
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in U»Itsu» Vlos». voee Anklage und in Mittermai er d. St. V.

§. 27. Rote 15—26 angeführten Beispiele). — Im Verlaufe der Zeit

bereitete aber hauptsächlich die Besorgnis), es möchten viele Verbrechen

in Ermangelung eines Anklägers straflos bleiben, den allmäligen Ueber-

Fang zum Untersuchungsverfahren vor. Dahin gehört insbesondere die

anfänglich nur für größere Verbrechen, spater aber allgemeiner geltende

Vorschrift des sogenannten Klagens von amtSwegen (s. bes. (?. <?.

Art. 88. iu Ku. Maurer teutsch. G. V. S. 152 und Biener Bei

träge zur Geschichte des Jnquis.-Prozesses S. 140 flg.). Daher wer»

den auch im canonischen Rechte (z. B. o. 24. X. 6« sovus. V. 1. i»

tln.)drei Arten des Strafverfahrens, sevusstio, äeuuutlsti« und iuczuisiti«

als nebeneinander zulässig genannt. So sind auch die meisten Artikel

der auf beide Arten des Prozesses (Ankl. u. Unters.-Verf.) an

wendbar. Von der ersten Art reden hauptsächlich nur Art. 11, von der

Pflicht des Anklägers, die That genau anzugeben, Art. 12—15 von

der Sicherheitsleistung wegen Kosten und Schaden für den Fall un

rechter Anklage, Art. 17 von der Nothwendigkeit für den auswärtigen

Ankläger, einen Wohnsitz zu wählen, Art. 70 flg. von der Stellung

der Zeugen durch den Ankläger nebst Ueberreichung von Artikeln, vom

Rechte sich über die eröffnete Kundschaft zu erklären , eine Beweisaus

führungsschrift einzureichen. In vielen anderen Artikeln wird dann

noch von AnträgR, Vorträgen und Beweifen des Anklägers geredet,

so z. B. im Art. 142, wenn der Ankläger beweisen müsse, daß sich

der Angeklagte nicht im Stande rechter Nothwehr befunden habe und

dergl. — Das alte strenge Anklageverfahren hatte sich aber selbst nach

und nach immer mehr zum Unters.-Verf. hingeneigt, vermittelst der

Elausel : suPer ^uibus «innibu» et «inAuii» et«, (so. implor« «ftiviui»

»obile iuäicis); daher überließ auch der Ankläger die geeigneten Maßre

geln dem Richter, und es wird als «ouiisuuis «r>iui« der Practiker des

XVI. Jahrhunderts angeführt : et svousstiovem esse iu «kkoi« iuäici,

(s. z.B. eisri Seut. tz. So. qu. 12 Nr. 3). Das Unters.-Verf.

trug daher den Sieg davon ; erst in neuerer Zeit hat man in Teutsch

land die Zweckmäßigkeit desselben in Frage gestellt, und über den Vorzug

des Anklageverfahrens geschrieben (s. bes. die bei Mittermaier §.

27. Note 76 angeführte Literatur). Der Hauptvorzug des letzteren

besteht ohne Zweifel in der größeren Bestimmtheit der Formen, wäh

rend im reinen Jnquisttionsprozesse eine schwankende Unbestimmtheit

im Verfahren, sowie ein leichter mögliches Uebergreisen der Beamten

die Wahrheit eher gefährdet, als befördert. —/

ll. In Bezug auf die praktische Bedeutung des Anklagepro

zesses ist der Privatankläger von dem öffentlichen zu trennen.

.1) In den Ländern des gemeinen teutschen Rechtes, wo das Unters.-

Verf. als Regel gilt, erscheint der Anklageprozeß nur als erlaubte

Ausnahme, insofern es jedem Privatmanne frei steht, wegen eines

Verbrechens als Ankläger aufzutreten. Solche Fälle sind w r>r»xi

seltner: man findet ein neueres Beispiel in Hitzig's Annalen der teut

schen Criminalrechtspflege Heft 14 und '15, wo Jemand wegen Nach
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ahmung der Firma einer andern Handlung auf TabakspZckchen belangt

wird. Ueblich ist diese Form des Verfahrens sonst auch in Jnjuriensa-

chen. Ueber dasselbe gilt im Ganzen als, Regel: > ^

«) die Stellung des An klag er s richtet sich imAweifel nach

der Analogie des Civilprozesses, daher muß sich. 1) der. Anklager zur

Sache legitimiren, wobei die Borschriften des römischen Rechtes über

die sck»is»i« sck sevusstioves wichtig werden; 2) der Ankläger muß

eine logisch abgefaßte, gehörig begründete, mit einem Gesuch versehene

Klage einreichen oder zu Protocoll geben? 3) die von der L. L. <?. vor«

geschriebene Sicherheitsleistung (s. W. Müller Lehrbuch des Crim.-

Proz. g. 187) kann allerdings noch von dem Anklager gefordert wer

den, doch beschränkt man wohl richtiger die Verbindlichkeit dazu auf

die Falle, wo die bürgerliche Stellung des Anklagers keine Sicherheit

gewährt, z. B. wenn derselbe Ausländer oder vermögenslos ') ist, und

besonders dann, wenn er auf Verhaftung des Angeklagte» anträgt

(dafür spricht namentlich die Analogie des Arrestprozesses); 4) dem

Anklager können und .müssen Termine für seine Handlungen gesetzt

werden; wegen Versäumung derselben wird er damit ausgeschlossen.

S) Dem Ankläger wird aufgegeben, Beweise zu liefern, jedoch nur durch

einfaches Decret. 6) Wie der Kläger im Civilprozesse, so ist such der

Ankläger auf Verlangen und über jede Einwendung des Angeklag

ten immer zu höre», und das ergangene Urtheil^nuß ihm bekannt

gemacht werden (Martin Lehrbuch ß. 144. a. E. §. 153. Rote 2).

7) Der abgewiesene oder ungehorsame Ankläger kann in die Kosten

verurtheilt werden. 8) Gegen die Abweisung der Anklage, sowie gegen

das seinen Anträgen nicht entsprechende Urtheil steht dem Ankläger das

Recht der Berufung an den höhere» Richter zu. (Hierin unterscheidet

er sich namentlich vom blose» Denuntianten, der kein weiteres Recht

der Theilnahme an der Untersuchung, als eS ihm der Richter einräumt,

und kein Recht der Appellation hat.)

K) Die Stellung des Angeklagten, sowie die Schritte der Un

tersuchung von Seiten des Richters erleiden aber durch die Anklage

keine Veränderung; auf sie ist die Analogie des Civilprozesses nie an

wendbar. Wie im Untersuchungsverfahren nimmt daher der Richte«

in Abwesenheit des Anklägers die Verhöre vor; eine Mitcheilung der

Anklageschrift bei der Vorladung des Angeklagten ist nicht nochwen

dig; dieselbe muß aber nach geschlossener Untersuchung zur Einsicht

offen stehen;, von amtswegen hat der Richter auch für den Entschul

digungsbeweis zu sorgen, wie dem Angeklagten das unbedingte Recht

der Vertheioigung durch einen Advocaten freisteht. Der Richter darf

> sich deßhalb auch mit dem blosen Geständnisse des Angeklagten nicht

begnügen, sonder» muß stets die »aHeren Umstände der eingestandenen

,-,,'.,), , . , , . .

1) Der Ankläger kann in diesem Falle andere Personen um Cautwnsbe-

stellung angehen; ist er nicht im Stande, eine Caution herbeizuschaffen, so

mager seine Anklage (wenn sie anders gegründet ist) in eine blose Anzeige

verwandeln. „ .
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Thatsache erforschen. Ein besonderes Vorverfahren findet nur da statt,

wo der Angeklagte sogenannte prozeßhindernde Einreden (der fehlenden

Caution, Legitimation, Einreden der Rechtskraft oder Klagenverjährung

u. dgl.) vorbringt, über welche der Anklager zuerst vernommen werden

muß. — Von einer Eideszuschiebung, einem Vergleiche oder nothwen-

digen Eiden kann aber nie die Rede sein. —

2) In denjenigen teutschen Staaten «) oder Landestheilen (wie

Rhein« Preußen , Rhein-Bayern), wo das Amt des öffentlichen

Anklägers (Staatsanwaltes) eingeführt ist, erscheint der An

klageprozeß als gebieterische Regel. Die Fälle, wo das Gericht

ohne Anklage eine Untersuchung verfügen Her einleiten kann, sind dar

nach nur Ausnahmen. — Für die Kenntniß des Institutes der Staats

anwaltschaft vergleiche man besonders W. Müller das Institut der

Staatsanwaltschaft nach seinen Hauptmomenten u. s. w. Leipzig 1825

und das Werk von Urtolk» et I^eöesu Is miuisters public er»

?rs»ee. II. V»!. Vsri» 1831, wo auch die vom französischen Justizmi

nisterium erlassenen Instructionen abgedruckt sind.

Da, wo das Verfahren in Strafsachen auf dem Grundsatze der

öffentlichen Anklage ruht, hat der Staatsanwalt nicht nur die Un.

tersuchung durch zweckmäßige Anträge zu beleben, und für Herbeischaf

fung der Beweise mit thätig zu sein, sondern er führt auch die An

klage bei dem urtheilenden Richter durch, und sorgt für die Vollziehung

des erfolgten Erkenntnisses. Der wichtigste Theil der Thätigkeit des Saats-

anwalteS ist u. A. die Verfertigung der Anklagsurkunden (»et« cl'svvu-

sstioo), (s. gute Bemerk, darüber in der neue» Pariser Lnc^olor,. 6u

6r«it im Artikel ,,»evu««tiou" S. 18S flg.). Fern von jedem Parteiin-

terefse kennt der Staatsanwalt nur das Streben nach Recht und Wahr

heit, nicht durch Stolz und angemaßte Allmacht sucht er dem Gerichte

seine Meinung aufzudrängen, sondern, jede Leidenschaftlichkeit von sich

verbannend, bleibt er stets in ruhig würdiger Haltung, wenn er seine

Ansicht vorträgt und das Gericht davon überzeugen will. Er strebe

nach Achtung und vermeide Gehässigkeit; denn sein kluges und ehren

haftes Benehme» wirkt hier meist besser, als die gelehrteste Rechts-

kenntniß! —

In mehreren teutschen Staaten hat man sich in neuerer Zeit für

Anklageverfahren mit Staatsanwaltschaft ausgesprochen, z. B. 1827

und 1831 aus dem Landtage in Bayern; über die von der Gesetzge

bung dabei zu beobachtenden Rücksichten yergl. u. A. Archiv f. Crim.-

R. XI. Band, S. 446 flg. . « «.

2) Kaum als Anklageprozeß kann dasjenige besonders noch hier und da

in Nordteutschland übliche Verfahren betrachtet werden, wo nach geschlossener

Untersuchung ein ständig aufgestellter oder auch nur »<I provessum ernannter

Fiscalonwalt Avklageartikel entwirft, z. in einzelnen Theilen von Hannover

(s. Oefterley, Hann. Pr. z. 38. in Ungarn, (VuvKeticK inst. iur.

«im. Krmg. I«d. II. 5. AI.) und Holstein, nach v. Schi räch in Falcks neues

St. B. Magazin III. 2. S. 4«S.
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Annaten Der Grundsatz , daß das Sacrament der Weihe

unentgeltlich ertheilt werden müsse, zieht sich durch die kirchliche Gesetz

gebung^) von der ersten Zeit an, aus welcher überhaupt Gesetzgebungs-

documente urkundlich erhalten worden sind. Zeitig schon findet sich

jedoch eine Reaction gegen denselben, gegen welche das ökumenische

Concilium von Kalchedon ^) vergeblich das göttliche Gebot gratis so-

«epistis, grstis äste (Matth. 1ö, 8.) zu sichern bemüht war, und

endlich wurde unter Justinian das Unrecht sogar zum Recht erhoben,

indem für die Ordination gewisse durch die 123. Novelle festbestimmte

Taxen theils zum Vortheil des Ordinirenden, theils der Notarien an

geordnet wurden ^). Auch jn der römischen Kirche hatten diese Ein

richtungen Eingang gefunden; aber schon im Jahre 595 findet sich auf

einer unter Gregor d. Gr. gehaltenen römischen Synode eine absolute

Erneuerung des verdrängten alten Rechtes ^), durch welche jedoch , wie

ausdrücklich hinzugefügt wird, freiwillige Geschenke an den ordinirenden

Elerus nicht verboten werden sollten. Wie gering der »Erfolg dieser

Maßregel gewesen, bezeugen die Klagen der Kirchenversammlungen,

insbesondere der großen im I. 829 versammelten Synode von Paris,

welche laut und dringend forderte, daß jene oäibilis pesti» a Komsus

1) Aus der reichhaltigen Literatur über die Annaten find insbesondere

hervorzuheben: l'Komsssin vet. et nov. ««vi. 6>s«. p. III. I. II. «. ö6—

6ö. — ?» üe IVlsrvs eonvorg. «se. «t imp. I,. 6. «. 10. »eiz. — Lsr-

toel Vis«. 6« eoneorästis. sin Opp. ree. Lsmb. 1761. 1°. II. p. 262 seq.

— t?rsA«I Vis«. 6e iurikus nst. LerM. ex sevept. Oeoretor, Lssil. quse-

«ti». 8. 67. seq. (in Lrst« Lontin. tkessur. iur. ecvl. Vol. I, Nogunt. 1829.

v. 87.) — v. Ssrtori geistl. und weltl. Stagtsr. Band I. Theil v.

14. 17.—

2) Vergl. die Ausammenstellung bei Gratian Osus. I. qu. 1—7.

S) «. 2. (p. 8. O. I. qu. 1.)

4) <?. 3. „?ro «onsuetuöinibus sutem ills sols permittimus prseberi sb

oröinsti» episcopis, «uss subsequenter prsesenti legi inserts sunt, ^ude-

mus ißitur bestissimos sr«Kispis«opos et pstrisrekss , K. e. seniores Komss

et Oonstsntinopoleo» et Xlexsnäriss et l'Keopoleo» et Lierosol^morum , s!

yuiäsin ««nsustucio Ksbst, episoopis et vlsricis in eorum oröinstione non

minus <jusm viginti suri librss ösri; ipss solummoä« prsederi, c>»ss eou-

snetuöo reeognosrit; plus sutem sb Ks« qusntitste nikil suprs viginti suri

librss prseberi. Netropolits» sutem s proprls s^noöo sut » bsstissimi«

pstrisrekis «röinstos et sllos «mnes epi«««po» , izui sut s metrovolitis «r-

öinsntur, 6sre pro intkronistieis izuiäsm soliäos esntum, notsrii» sutem or-

öinstis et sliis ministrsntibu» ei et svlenniter secipientibus soliclos tre-

eento» et«." — <Z. 16.: „8e<1 nsqus elericum euiuscunqus grs<lus <lsre

sliizuiä ei, s <zuo «r«linstur, sut »Iii euilibet personse psrmittimu»; sols»

sutsm prsebere eum «onsuetuclines ii», qui «röinsntium ministrsnte« sunt,

ex ««nsuetu<lins sveipientibu« uniu» snni emoluments no» trsns-

««enäentes. Namentlich in der letzten Stelle pflegt der Ursprung der Anna

ten, und zwar selbst der quantitativen Bestimmung gesucht zu werden, eine

Ableitung, welche immerhin mißlich ist, da es an der ndthigen Vermittelung

zwischen jener Bestimmung Justinians und dem späteren Rechte fehlt. . . :

5) I.. 4. O. 1. «j«. 2. . !. . ^
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«um viFesnt ueoe»,« e,t «), und fast zwei Jahrhunderte spater die

Briefe des Ivo von Chartres (Romsuse sc>«1esi»e «ousuetuclüle se äs-

Leucluut, in uns clicunt eubivulsri«» et miuistros »svri Päistii

multk exigere » ««»«evrstis episeopis vel sbbstibu», «use «blstio-

Iiis vel r>eue6ivtior>i» uomiue psllisutur , <zuum «e« «alsmu», ue«

«Ksrts Arsti» iki, ut «juut, Ksbestur). Allgemein wurde diese Klage,

als inzwischen das Recht die erwählten Bischöfe zu weihen und zu be

stätigen ein päbstliches, jene Abgabe zu einer allgemeinen geworden

war, wie denn unter anderen Vuil. vursutis, Bischof von Mende ^),

in seiner Schrift: l)e mos?« Aeuersli» «onoilii eelsbrsixli ausdrück

lich unter den der Abhilfe bedürftigen Puncten jenen ketzerischen Miß

brauch der römischen Kirche erwähnt, in «us etism «oetus 6«miu«>

rum vsrcliuslium vult Ksbere uus «um cioiuin« Paris eertsm ^>«r-

tiouem s prselstis, <zui riromoveutuv ibicl«m. Die Aufhebung aber

war am wenigsten in einer Zeit zu erwarten, in welcher alle materiellen

und sittlichen Kräfte des römischen Hofes gelähmt waren, wie nie zuvor

noch später. Deßhalb blieb nicht nur jene Abgabe von den zu Rom

bestätigten Metropoliten und Bischöfen (für welche schon im I.' 1317

der Name servitia «omiuruüa erscheint sondern Johann XXII.

6) I.. 1. «. 11. . . , , > - ^- ^ . ,

7) Lp. 133. , , ,., , , .

L) (Paris 1671) vergl. 6e Zttsres a. a. O., der jedoch den Speculstor

mit seinem Neffen und Nachfolger, dem Verfasser der ermahnten Schrift ver

wechselt, vergl. v. Savigny Gesch. des R. R. V. 61«. 62S.

9) In einer Quittung bei Kleinmairn, Nachrichten von Juvavia

S. 16Z—166. — Die Behauptung, daß die Annaten schon im 13. Jahrh.

quantitativ (nach dem Werthe der Früchte Eines Jahres), bestimmt gewesen

seien, wird von fast allen Kirchenrechtsschriftstellein (vgl. z. B. 6e Zlsr«»

a. a. O. It>. §. 14. a. E. und unter den neuesten auch noch von Wal

ter Lehrb. des K.-R. 7. Aufl. §. 194 Note 0, und Eichhorn T. Staats

und Rechtsgesch. 4. Ausg. §'. 466. Note b.) durch Berufung auf die 1>ecturs

Lostiensi» »<i c. Inter eetera 16. X. <Is off. iu6. or6. I. 31. begründet.

Dieß ist jedoch ein Versehen, welches durch eine Stelle in dem Commentar

des Joanne» ^närese zu der citirten Decretale veranlaßt worden ist.

Dort heißt es nämlich (nach der Ausg. Venet. 1489. p. 164) : „1» gl. ult.

in L. <lieit Uostiensis, <zu«6 Komsnsm ecelesism exvusst neeessit»», quoä

nec <le »u« passet omnibus provillere ; iteii^ Privilegium 6« »ntiizu» «onsus-

tuöins ism obtentum, et Zielt, quocl episeopi «onsntnr etism Koe mutsri

(imitsri), quoä esse n«n liebet, ut in <levrets>i prima 6s temp. or<i. et

«ie re i»<I. in «susi». ?l»rie» «Ismuvi in tsntum, qu<xi cle Ko« suit »erm«

in' ««nvilio Viennensi, quo«' «ptsrenb, quoä euri» reeiperet vigesimsm

re<l>I!tuum «lerioorum totiu» «rbi» »ä »iisteiitätionem ?»pse et ««üinslium,

et nidil exjgi vel revipi posset pro »ervitiis praelstorum, <zoos promo-

vit, excepti» »»Isrii« tsxstis Isdorsntiuiu , put» »oriptorum et »imilium , et

tun« pr«vI6eret legsti» et nunciis, ijuo» niittit <I« prse6i«ts »zuots et sbsti.

nerst ab exsetione Kuctuum primi »nni, ex»«ti«nibus öecimäruin et »imi-

lium." Bei Hostien»!« ist jedoch lediglich von der Forderung des PabfteS

die Rede, daß Legaten und Runeien von' den Bischöfen erhalten werden sollten,

in deren Didcesen sie gesandt würden. Die angeführte Stelle des 5osnne»

^nSress ist übrigens wörtlich in die Glossen des Täbsrslls, ksnormitaaus u.

A. übergegangen. .. ^ i. .
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forderte als außerordentliche Steuer auch vo» allen anderen, der Wahl

nicht unterworfenen Pfründen auf drei Jahre die Früchte des ersten Jahres

nach der Zehntentaxe, oder wo solche nicht vorhanden, nach der Hälfte des

wahren Werthes '"). Endlich gestaltete sich unter Bvnifaz IX. ") dies,

transitorische Abgabe zu einer regelmäßigen, auf die Hälfte des Ertra

ges nach einer besonderen Kannnertaxe festgestellten (unter dem wohl

«st in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts gangbar gewordenen

Namen Anna ten) und es erscheint nunmehr also ein völlig aus

gebildetes Besteuerungssystem für alle von Rom irgend abhängige

Pfründe», so zwar, daß von Bisthümern und Abteien die gleichzeitig

durch Zusammenrechnung der Consirmationsgebührev und der Annaren

um das Doppelt« gesteigerten «ervirls gg» den von Rom aus ver

liehenen niederen Pfründen die einfachen Ännaten gezahlt werde».

Diefe bestätigte unter geringen Modifikationen der Costnitzer Ver

gleich auf welche» auch die Aschaffenburger oder Wiener Concor-

date nach der durch das Concil von Basel '°) vergeblich decretirten

völligen Aufhebung, zurückgegangen sind. Seit dieser Zeit nun sollten

die an den römischen Stuhl zu zahlenden Abgaben sich in folgender

Weise gestalten:

1) Die servitls communis von den durch den Pabst im Consi-

storio präconisirten Erzbischöfen, Bischöfen und Aebten. Sie sollen

nach dem Werths der Früchte Eines Jahres, wie dieser in der apostoli

schen Kammertaxe festgestellt ist, und zwar nach den Wiener Eoncor-

daten in zwei gleichen jährigen Raten gezahlt werde», und fallen halb

dem Pabste, halb den Cardinäleu zu.

10) O. 10. 11. cke vrseb. in extr. ««mm. — Für Mainz vergl. die in

das erste Regierungsjahr Johannes XXII. gehörende Bulle bei ^Vürckt-

vs!n sud«. ckipl. I. 458. — Ein ähnliches Verhültniß findet sich auch früher

schon öfter, indem einzelne Bischöfe, wo nicht ein in» ckeportus hergebracht

war, das Indult erhielten, die Früchte vacant werdender Pfründen, auch um

ihres Nothstandes willen, auf einige Zeit ziehen zu dürfen, z. B. der Bischof

von Toul «. 32. X. äs verd. sign. V. 40. — Vergl. auch c. 10. cke rescr.

i» VI. (I. 3.) über die um das 1. 1806 durch Clemens V. ausgesprochene Re.

servarion, nach welcher die Früchte der in England während eines zweijähr.

Zeitraums vacant werdenden Pfründe» der Curie zufallen sollten, vgl. T h o -

massin a. a. O.

11) ackorious Ks^nslck»» sä 4.1392.

12) Vergl. z. B. das Instrument, in welchem die Mainzer Capitel und

Klöster sich gegen den vom Papste ausgeschriebenen Sehnten vereinigen bei

(Zucken Lock, ckipl. III. 607. Für dgö iu» ckeportus kommt der Name schon

früher vor, und wahrscheinlich ist er von diesem auf die an die päpstliche

Kammer zu leistende Abgabe übertragen worden. Vergl. vu Lsnge «1«»».

13) So hatten sich z. B. für Salzburg die Annaten von 6250 Gfl.,

welch« 1339 bezahlt worden, im I. 1S96 auf 12066 Gfl. gesteigert. Kl ein -

mairn a. O.

14) Bei Münch Samml. aller Concortat« I. 27.

15) Bei «d, »«ivtio prsgm. p. 230.

16) »es,. XXII. w Verb, mit dim AtUptationsinstrumente vom 26.

Mai 14Ä9. (Münchs.«. O. S. 82.)



 

Z) Servltik, mluuta >^), welche nach schwankendem (zuweilen

5:1 angenommenem) Verhältniß zu den »erv. comm. als Canzleige-

bühren an die päbstlichen Unterbeamten gezahlt werden.

3) Annale« im eigentlichen Sinne, von den vom Pabste außer

dem Consistorio verliehenen (niederen) Pfründen, nach Höhe des halben

Werthes der Früchte eines Jahres; jedoch nicht von denen, welche

nicht über 24 Goldgulden (tl«re»i cl« vsmer») angesetzt sind.

4) Die Yuluäeriui«, eine von Paul II. eingeführte Abgabe, welche

von allen für immer unirten Pfründen in je 15 Jahren zum Ersatz

der durch die Union weggefallenen Annaten nach dem Maßstabe dieser

letzteren gegeben werden sollen '^).

In Teutschland sind nun diese Taxen nicht durchgängig, oder doch

«icht unter den vorbezeichnetcn Formen in's Leben getreten. Zuför-

derst sind die Quindcnnien nicht praktisch geworden, und auch die ei

gentlichen Annaten konnten, wenn nicht als abgeschafft, doch als min

der beschwerlich angesehen werden, da in den Büchern der römischen

Kammer die meisten niederen Pfründen in Teutschland nur mit 34

Kammergulden angesetzt sind "). Dagegen erscheinen die »erviii«

«oinmuuis unter ungünstigeren Bedingungen,, als diese im Wiener Eon-

cordate vereinbart worden waren; denn nicht nur verlangte der römische

Stuhl 2°) die Bezahlung in ungetrennter Summe vor der Consirma-

tion, und zwar bei Versetzung eines Bischofs doppelt« sondern die

Taxe ^') war svctroährend eine willkürliche, der Steigerung unterwor-

fene geblieben. Mit der Auflösung der teutschen Kirchenverfassung in

Folge des Reichsdeputationshauplschlusses lösten sich auch diese Be

schwerden, aus deren Beseitigung namentlich die Emser Punctarion ^)

nachdrücklich gedrungen hatte. Bei der Wiederherstellung, der Verfas

sung durch die mit dem römischen Stuhle geschlossenen Verträge sind

indessen die Annaten zum Theil wiederhergestellt worden. So bestimmt

u. a. das bayerische Eoncordat, IX. ^^), daß die Annaten und Canz-

leitaxen nach dem Maßstabe der jährlichen Einkünfte eines jeden Bis

thums von Neuem festgestellt werden sollen, und nach Brendel und

Kopp 2*) ist dieß dergestalt geschehen, daß für München 1000, für

Bamberg 800, für Regensburg, Augsburg, Würzburg 600, für Passau,

Eichstadt und Speicr 400 Goldgulden (zu 4 Fl. 50 Xr. rhein.) an-

17) Verql. Gregel a. a. O- Z. 82. und Kleinmairn a.a.O. S. tSS.

13) Vergl. «. 4. 6e »nnsti, in VII. (II. Z.) >

18) O KoKier »g Keg. c»n«. I.XI. 5, Zt.

20) Kopp die kathol. Kirche im 19. Jahrb. (Mainz ISS0) S. 23.

21) Eine Ausammenstellung solcher Taren ist im I. 1661 von Banck

zu Franeker herausgegeben worden. Nach ihr zahlten Mainz, Edln u. Salz

burg 10,««), Lüttich 7200, Wieg 7«t», Bambergs«««, Eonftanz 2S«0,

Würzburg 230« rdm. Kammergulden. — Zlehnliche Tarrollen hat Sartori

o. a. O.

22) Münch a. a. O. Bd. I. S. 416.

23) Ders. a. a. O. Bd> II. S. S2Z.

24) Ders. a. a. O. S. 26.
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genommen worden sind. Nach der Circumscriptionsbulle Oe 8slute «nima-

nun für Preußen 2») ist Cöln mit 1000, Gnesen«Posen mit 1000, Breslau .

mit 1100^, Trier, Münster, Paderborn, Culm und Ermeland mit666I

Ggulden angesetzt. Für Hildesheim beträgt nach der Umschreibungs

bulle Iinpeuss Rom. ?our. 2«^ die Taxe 756, für Osnabrück 666H

Ggulden. In der oberrheinischen Kirchenprovinz endlich ist in der

Bulle ?roviäs soUersqu« 2^ Freiburg mit 668^, Mainz mit 348^,

Fulda mit 332, Rottenburg mit 490, Limburg mit 332 Gfl. abge

schätzt, während die „Grundzüge zu einer Vereinbarung über die Ver

hältnisse der katholischen Kirche in teutschen Bundesstaaten" §. 95 2»),

bestimmt hatten: bei Bestätigung der Erzbischöfe und Bischöse sollen

keine Taxen oder Abgaben, von was immer für einer Artz an den rö

mischen Hof bezahlt werden, und noch zuletzt in der in den Staaten

der oberrheinischen Kirchenprovinz publicirten Verordnung 2») über die

Ausübung des oberhoheitlichen Schutz - und Aufsichtsrechtes über die

katholische Landeskirche ausdrücklich ausgesprochen worden ist, daß Taxen

" oder Abgaben, von welcher Art sie auch seien, oder wie sie auch Namen

haben mögen, weder von inländischen noch ausländischen geistlichen

Behörden erhoben werden dürfen; die Erhebung von Expeditionsge

bühren aber in jedem Staate von der landesherrlichen Bestimmung ab

hängen soll. —

Soviel nun zuletzt die Frage nach der Rechtmäßigkeit der Anna-

ten anlangt, so ist diese mit der anderen nach dem Verhältnisse der

päbstlichen Befugnisse zu dem Rechte überhaupt identisch, und eben

deßhalb hier nicht zu erörtern. Die Billigkeit einer Abgabe aber zur

Erhaltung des anerkannten höchsten Regimentes der katholischen Kirche

wollen auch wir, die wir auf dem entgegengesetzten Standpuncte stehen,

nicht bestreiten. . Richter.

^nt!p»p!iKl».»i,» heißt bei den griechischen Rechtsgelehrten der

Theil der Justinianischen Pandekten , welcher das 20., 21. und 22.

Buch umfaßt '). Der Name kommt in den Basiliken und den spä

teren Rechtsquellen gewöhnlich verstümmelt vor. Er heißt da '^vn-

n«nt«vos, was sich einfach daraus erklärt, daß der Jurist pspiuisuus

bei den Griechen und Lateinern des Mittelalters fast durchweg ?sr,is-

»us genannt wird 2). Den Namen erklärt schon Jacob Euias ^)

für einen Collegiennamen, und leitet seinen Ursprung scharfsinnig ge

nug aus der Einrichtung der alten Juristenschulen her, in welchen vor

- > / . !

26) Münch a. a. O. S. 290. > .

26) Ders. das. S. 306. - '

27) Ders. S. 32«. . .!

28) Ders. S. 366. .,!"

29) Vergl. u. a. für Hessen - Darmstadt L i p p e r t , Archiv des K. » R.

Bd. I. S. 211. §. 22.

1) Vergl. Hugo 's civilistisches Magazin, Band 6. S. 37« flg.'/.

2) Vergl. 6 irsräi n! I^ovell»« p. 37—48, OonrsSi psrsrgä p. 101,

Savigny Geschichte des R. R. im Mittelalter Band 2. S. 26.

S) Od», «t emenSst. lid. VII. Osp. 33. , . , .
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Justiman den Swdenten im dritten Jahre beS akademischen Lehreur<

sus Papinians res^ovgs vorgetragen wurden ^), mährend nach Justi«

nians ausdrücklicher Vorschrift °) an deren Stelle das 20., 21. und

22. Buch der Justinianischen Pandekten denselben erklärt werden

mußte. Somit scheint es, als haben die genannten drei Bücher der

Justinianischen Pandekten, indem sie die Stelle der Papinianischen

response nach dem neuen Lehrplane vertraten, den gedachten Namen

erhalten, welcher der Etymologie nach nur das bezeichnen kann, was

an die Stelle des Pcipinianus getreten ist. Die griechischen Scholia-

sten der Basiliken citiren diese Bücher so: « /. rwv üv«?r«?rkav<,v

^ovojZttU»v (Buch 22) Es erklärt sich diese Citirart daraus, daß

Buch 20—22 der Pandekten von Justinian selbst als Ubri si»Au1sre»

viKestoruiu bezeichnet worden sind ^). Heimdach.

^»t»»Iiiu« ist ein von den römischen Kaisern des zweiten und

dritten Jahrhunderts nach Christi Geburt beliebter Beiname. Pius

W6r der erste Kaiser dieses Namens. Seit dieser Zeit haben ihn er

weislich folgende Kaiser getragen: Marcus Aurelius, Lucius VeruS,

Eommodus, Carcicalla, Geta, Diadumenianus, Heliogabalus In

Betreff des Lucius Berus und Geta fehlt es freilich an Münzen,

welche diese Angabe bestätigen Auch Macrinus soll sich den Na

men Antoninus beigelegt haben Allein es bedarf dieß wohl noch

einer Bestätigung. Auch vom Geta haben es schon mehrere der

alten Geschichtsschreiber bezweifelt, ob er wirklich den Namen Anto

ninus getragen habe ^), und selbst der Kaiser Alexander Severus scheint

diese Ansicht getheilt zu haben. Daher kommt es, daß Manche 8,

Andere 7 Antonine unter den römischen Kaisern haben finden wol

len. Hierzu tritt noch ein Sohn des Pius, M. Annius Galerius An

toninus, welcher zwar- nicht den Titel Augustus geführt hat, aber doch

auf den Kaisermünzin als Antoninus genannt wird Bis zu Com«

modus war der Name Antoninus erblich; die späteren Kaiser haben

ihn nur als Titel angenommen. Bei den classischeu Juristen werden

nur 3 Kaiser mit diesem Namen belegt, nämlich Pius, Marcus Au

relius und Caracalla °). Pius heißt bei den Juristen, die zu seiner Zeit

4) Vergl. eonstituti« sä snteee»5. Omnein rsiziublivss §. 1.

5) Ibidem 8. S.

6) Lssil. ecl. r»dr. tom. V. p. 642. X. 7., S. 6., tom. VH. p. 272.

0. 4.

7) Oonst. 0 mn ein. §. 6.

1) Lspitol. in Alscrin« «sv. g., in Vero «sp. 4., Iismpriäias in Lsvera

esp. 20., in <Zets vsp. 1.

2) Vergl. Svsndeiin äe nsu st z>rsest»ntis »umismstum äis». 12.

§. IS. tom. I. p. S«6—S0S.

3) Ospitol. in Kllsvrino. «sp. 11.

4) <?spit«I. in visäuni. esp. 6.

5) Vergl. Spanheim a. o. O. S. 607.

6) Vergl. Kammerer Beiträge zur Geschichte und Theoriedes R. R.

1. Nr. 1. §. ,S. , , : ,
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schrieben, gewöhnlich imperswr ^»winnu» ^), wenn er als lebmd be,

zeichnet wird; nach seinem Tode heißt er Divus Pius Antoninus ^),

vder DivuS Pius^ — Marcus Aurelius wird von den Juristen, welche

vor Caracalla schrieben, oft kurzweg mit dem Namen Antoninus bezeich

net, bei den späteren heißt er gewöhnlich Divus Marcus. — Caracalla

wird von den Juristen, welche unter ihm schrieben, gewöhnlich ünxe-

rstor ^ntoniuu» genannt, und wahrscheinlich ist auch der Ausdruck

Divus Antoninus oder Divus Magnus Antoninus, wenn «r von Ju

risten, welche gleich Nach seinem Tode schrieben, gebraucht wird, auf

ihn zu beziehen ^). Der letztere mit um so größeren Rechte , je ge

wisser es ist, daß nur er sich den Beinamen Magnus beigelegt habe'").

<— Heliogabalus heißt nur in einzelnen Unterschriften der kaiserlichen

Constutionen Antoninus "). > ' Hambach.

Anwachsungsrecht, äovresber« kommt zunächst in unseren

Quellen, und zwar in ganz vulgarem Sinne, für «res««« mit hinzu

gefügter Verstärkung (»<l) vor, d. h. heranwachsen Insbesondere

aber wird es für jede Vermehrung einer zunächst in's Auge gefaßten

Hauptsache gebraucht, in welchem Sinne es mit svveclers synonym

ist 2). Noch beschränkter ist die Bedeutung, wo das zu vermehrende

?riump»Ie der eine ideelle Theil einer Sache, dasjenige aber, woraus

die Vermehrung entnommen wird , ein anderer ideeller Theil derselben

Sache ist, so daß also durch die Accrcscenz nicht die Sache selbst, son

dern die Antheilsquote ves einen von mehreren Mitberechtigten vermehrt

wird 2). Ist die Sache, um deren Quoten es sich handelt, eine Erb

schaft, oder ein Vermächtniß, so nennen wir das Recht, durch welches

demjenigen, der zu der einen Quote berufen ist, unabhängig von einer

besonderen, für diesen Fall getroffenen, Verfügung des Erblassers, die

Quote eineS anderen zugleich mit ihm Berufenen, welche dieser nicht

erwirbt, oder wieder verliert, ganz oder theilweise zufällt, im technischen

Sinne !u» »««r«»«eucii, Anwachsungsrecht.

In ganz abweichender singulärer Bedeutung reden die Römer

auch von einem sevresvere, wo es sich nicht um anwachsen, sondern

um ein wachsen handelt. Die Prätention gewisser »ui (der Tochter

und der Enkel) nämlich macht nach vorjustinianischem Rechte das Te

stament nicht null und nichtig , sondern läßt sie nur de» eingesetzten

Erben in der Art, gleich als ob sie im Testamente ebenfalls berufen

7) «sin» inst. I. §. 102., II. §. 1ZS.

8) O»iu» II. 19S.

9) Bergt. Simmern Geschichte des römisch,« Pn'vatrechteS US auf Zu--

stinian Th. 1. S. ISS.

40) Bergl. »«Kulting »ck VIpisni trsgm. tit. Z0. §. 10.

II) I,. 8. O. negotii« gestis. (2. 19.) ,

1) VirKsen Ittsimsle Istinitsti» kontiutn K. §. 3. vk. KeK ums na

»6 ? « r e s I l i n i I<exi«on tot. Istinit. K. v.

2) Ii. 13. §. 14. 0. äs svt. smti. (19. 1.) I.. 12. V. Ss eonglet. «. S.

(12. 4.)

3) vlpisni krsgm. I. 18. ?»uli ree. sent. IV. 12. §. I.
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wären, einwachsen, daß d!e Letzteren, wenn sie extrsn« sind, ihnen

die Hälfte, wenn sie aber selbst ebenfalls »ui sind, einen Kopstheil des

Nachlasses herausgeben müssen ^). So ist denn diese Accrescenz der

entfernteren »ui eine Decrescenz für die instituirten Erben.

Schon aus dem Gesagten ergibt sich, daß von einem Accrescenz-

rechte im eigentlichen Sinne nur da die Rede sein kann, wo der Eine

bereits zu der demnächst dem Anderen accrescirenden Quote wirklich be

rufen war. Wo also vielleicht dem Einen für den Fall, daß er über

haupt, oder doch in dem, die Succession entscheidenden Momente existent

und erbfähig sein sollte, eine Quote bestimmt ist, da kann die letztere,

im Falle jener überhaupt nicht zur Existenz gelangte, oder im Falle «r

vor dem entscheidenden Augenblicke wieder aufhörte zu existiren, oder

erbfähig zu sein, zwar vielleicht nach ähnlichen Grundsätzen vertheilt

werden; ein eigentliches Accrescenzrecht ist es aber nicht, durch welches

die zugleich Berufenen den so erledigten Theil erhalten. Hierher gehö

ren die Fälle, wo einzelne der Jntestat- oder Testamentserben vor dem

Erblasser verstarben °), wo Personen, die im Testamente honorirt wa

ren, schon damals nicht mehr lebten °), oder umgekehrt, wo dieselben

als z>o»will1 bedacht wurden und nachher nicht zur Welt kamen

u. s. w. ^). Aehnlich verhält es sich mit der dreifachen Portion , die

bei der Jntestatsuccession für die zu erwartenden Nachgeborenen zurück

gelegt werden soll, und welche demnächst, wenn gar kein xoswiuus

geboren wird, ganz, wenn aber weniger als drei Kinder zur Welt kom

men, theilweise den Miterben zufällt 6). Aus den gleichen Gründen

läßt sich ferner auch dann vom Anwachsungsrechte im eigentlichen Sinne

nicht reden, wenn der Erblasser über die Quoten seines Nachlasses nur

unvollständig verfügt hatte, und der von feinen Dispositionen nicht be

troffene Rest unter den eingesetzten Erben pro rata vertheilt wird ^).

>— Daß dagegen derjenige, dem die, einem Anderen bestimmte Quote

accrefciren soll, die seinige bereits wirklich erworben habe, ist keineswegs

erforderlich ">).

4) ?rinv. 5. 6e exksreo. über. (Z. 13.) Ii. 4. <?. Ss liberis prset. (6.

28.) «s^'i 5. II. 124—26. VIpisni trsgm. XXII. 17. ?k»li reo.

sent. III. 4. L. §. 8. I^rsgin. öe iure tisci §.11. II u « « K K e nemo pro psrts

tsststus im rhein. Museum VI. 315. 16.

5) 1,. u». §. S. 4. O. de «scluvi, toll. (6. 61.)

6) Ii. 31. v. äe »eqv. vol «mitt. Ker. (29. 2.)

7) I.. IS. §. 1. 1.. 16. §. 2. v. Se legst«. (1. 30.) Ii. 7. pr. v. Se rsd.

Sud. (34. S.) Bergl. Karl Wert Schneider, das altcivile und Justinia

nische Anwachsungsrecht bei Legaten und den caducarischen Bestimmungen der

I» lulis et ?»oia S. 42 flg.

8) Ii. 3. 4. v. »I p»r« Keregit. vet. (S. 4.) vergl. mit Ii. 30. §. 6. 0.

ös sequ. vsl om. Ker. (29. 2.)

9) §. 7. I. Ss deren, inst. (2.14.) Ii. 13. Z. 2. 3. V. ib!n. (28. S.)

. Wergl. Huschke a. a. O. S. 303.

1«) Anderer Meinung scheint Gans Erbrecht in weltgeschichtlicher Wnr-

wickelung II. S. 424.
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In obiger Weise beschränkt kommt nun das !us socresveuä! so-

wohl unter denen vor, die zugleich zu einer Erbschaft berufen sind,

als unter den, mit einem Vermächtnis) Bedachten; jedoch mit dem

Unterschiede, daß es dem Wesen der Legate und Fideicommisse im all

gemeinen durchaus nicht widerspricht, wenn der, durch den Ausfall eines

von mehreren zusammen Honorirten erledigte Theil nicht den Collega-

rarien zufällt, sondern in der Erbschaft bleibt, daß es also zur Begrün

dung eines Accrescenzrechtes unter Vermächtnißnehmern noch eines be

sonderen, in Form oder Inhalt des einzelnen Vermächtnisses liegenden

Rechtsgrundes bedarf, während das Accrescenzrecht unter Miterben schon

in dem Wesen der Univerfalsuccession, wie sich dieselbe bei den Römern

entwickelt hat, wurzelt. Die wesentliche Einheit der zu vererbenden

Lsiuilis gestattet nämlich überhaupt keine ausschließende Erbesberu

fung (durch letzten Willen oder durch Gesetz) zu einem Theile des Ver

mögens, so daß der Rest unabhängig seinem anderweiten Schicksale

überlassen bliebe, sondern, jede Berufung zur Univerfalsuccession ist in

der Art auf das Universum ins äetuucti gerichtet, daß sie, sobald die

coucurrirenden Miterben den Berufenen nicht mehr auf eine bestimmte

Quote beschränken, den ganzen Nachlaß umfaßt "). Insbesondere

aber die wesentliche Unteilbarkeit des subjectiven Willens, durch wel

chen der Erblasser sich Testamentserben beruft, läßt es nicht zu,

daß diese Berufung, als auf einen Theil des Nachlasses beschränkt,

und der Rest als der gesetzlichen Erbfolge anHeim gefallen gelte (ueinc,

PSASnu« pro ^srte testatus, ^>r« Psrte intestatus cleverere polest)^).

Wesentliches Princip des Accrescenzrechtes unter Universal-

successoren ist also, daß den aus dem gleichen Rechtsgrunde zusam

men Berufenen die Erbschaft allein, ohne Zuziehung dritter, aus einem

anderweitigen Rechtsgrunde zu Berufender, ausschließlich verbleibt, soll

ten auch Einzelne unter ihnen nicht zur Succession gelangen '^). ES

ist also ihr Accrescenzrecht mit anderen Worten, da jeder von ihnen

eventuell zum ganzen Nachlasse berufen ist, beim Ausfall der Einzel

nen ein iu» noo 6e«resveu6i. Hieraus ergibt sich denn von selbst,

daß der accrescirende Theil, da er ja in demjenigen, auf welchen die

Berufung sich zunächst erstreckte, eventuell bereits enthalten war, nicht

erst selbstständig neu deferirt wird, und nach Gefallen angenommen

oder ausgeschlagen werden kann, fondern daß er unabhängig von der

Willkür desjenigen, dem er zuwächst, wenn dieser die Erbschaft von fei

nem Theile bereits angetreten hatte, ja selbst wenn er nicht mehr am

Leben, und sein Erbtheil bereits auf seinen Erben übergegangen sein

sollte diesen Erbtheil ixs« iure vermehrt. Umgekehrt kann natür-

11) Husch ke s. a. O. S. 279—81, 306.

12) Huschke a. a. O. S. 296 flg. 3«4.

13) S. 5. 5. Ss d«„«r. possess. (3. 9.) 5.. 3. F. 9. 1.. 4. S. v. ibick. (37. 1.)

Ii. 1. §. 1«. v. 6e sucvess. eSicto. (33. 9.)

14) 1,. 9. v. öe suis «t Isgit. (33. 16.) Ebenso gebührt die accrescirende

Portion auch dem Käufer des Erbtheiles, welchem accrescirt. Mühlenbruch

Lehrbuch des Pandektenrechtes Z. 703. Zlnm. 6.
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lich nachdem einer der Erben ausgefallen ist, keiner der Miterben, wel

cher die Erbschaft bis dahin noch nicht angetreten, seinen Erbtheil nun

mehr ohne den Zuwachs aus der Portion des Ausgefallenen erwer

ben

Ferner ist wahre Erledigung eines Erbtheiles, alfo ein Accresciren

desselben, nur so lange möglich, als der zu ihm Berufene ihn noch nicht

erworben hat; denn da, wer einmal Erben geworden ist, nicht wieder auf

hören kann,- Erbe zu fein so ist auch eine Vertheilung seiner Por-

tZön an die Miterben nicht denkbar. Dessen ungeachtet wird factisch

ein Erbtheil mehrfach mit allen seinen Vortheilen und Lasten von der

Person des Erben wieder getrennt, so daß diesem nur das vuäurn »«-

,nen Kereäis bleibt. Geschieht dieß nun nicht in der Art, daß der

dem Erben entgehende factische Inhalt des Erbtheiles aus einem beson

deren Rechtsgrunde sofort auf einen bestimmten Anderen übertragen

wird, wie bei der Restitution des Universalfideicommisses und in den

meisten Jndignitatsfällen , sondern kommt es zunächst nur darauf an,

daß der Erbtheil factisch von dem Erden wieder losgetrennt werde, so

läßt sich weiter fragen, was nunmehr das Schicksal des Elfteren sein

solle? Die wichtigsten unter den hierher gehörigen Fällen sind die des

suus, der sich von der Erbschaft abstinirt, und des minor, der gegen

die bereits erfolgte Erbschaftsantretung in integrum restituirt wird

Ob nun gleich in beiden Fällen von einer eigentlichen Accrescenz nicht

die Rede sein kann, so wird doch der erledigte Theil auf die Miterben

Überträgen; indeß nach ganz anderen Grundsätzen als beim Anwach

sungsrechte. Hat der Miterbe des s«u» oder des iniuor nämlich erst

nachdem der Erste sich abstinirt hat, oder der Letzte gegen die Ankre

is) I.. 53. S. 1. v. els^, v. o, K. (29. 2.) Ii. 6. pr. in f. v. bon.

xoss. (37. 1.) I.. 2. §. 8. in f. öe S. ?. S. (37. II.) — I.. 20. S. 2. v.

v. o. Ii., welche als widersprechend angeführt worden ist, redet überall

nicht vom Accrescenzrechte, sondern von einer zweiten Einsetzung desselben Er

ben sud «onclitione. Ist hier'der Eingesetzte ein Sklave, so soll die Antre

tung des pure hinterlassenen Erbtheiles noch nicht hinreichen, damit existent«

«onältion« auch der zweite (unter dieser Bedingung zugewiesene) Erbtheil ipso

Zur« erworben werde, sondern es soll dazu einer zweiten Antretung bedürfen.

Ebenso, aber ohne Unterscheidung zwischen Freien und Sclaven, verhält es

sich, wenn der Kerss pro p«ts durch eine zweite Berufung einem seiner Mit

erben fubstituirt ist. I>. 35. pr. v. <Zs v. o. K. Anderer Meinung sind in

deß Lor6o», prssterniissor. «sp. 18. in Otto Vaessuro» II. 890—WZ.

und lZKikklet, <Zs »udsritutionib. esp. S. ibiä. V. 683. Was endlich den

Erbtheil betrifft, den Kov. 1. «sp. 1. K. 1. dem Institut«« wegen nicht prü-

stirter Legate entreißt, so fällt derselbe theils, ungeachtet der entgegengesetzten

Meinung des Cujacius (expositio Novells? d. I. Opp. «6. V«net«»IVluti-

neu». II. 881. roeitstt. »olemn. in eog. VI. 10. vpp. IX. 611), allerdings

ebenfalls den Miterben ipso iur« zu, theils gehört die Bestimmung der No

velle, wie Cujaz hier ganz richtig bemerkt, nicht in die Lehre vom Accre-

scenzrechte, sondern zu den Jndignitütsfällen.

16) I,. 7. §. 10. 0. ä« ininoribu». (4. 4.) I,. 83. in 5. v. Se KereSid. in-

»t!t. (28. 6.)

17) 1^ 67. pr. 1. 1. v. 6e v. «. K. (29. 2.) I.. 1. §. 7. v. si qui»

vmisss skuss. (29. 4.) I>. 30. S. 10. v. cke Kcleieomi». libsrt. (40. S.)

18
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tung restituirt worden ist, für seinen Theil angetreten, oder, wenn er

selbst ein suus ist, sich .immiscirt, oder hat der Miterbe des minor

umgekehrt angetreten, bevor noch der Letzte das Gleiche gethan, so muß

er sich den Anfall der durch Abstiniren oder Restitution erledigten Por

tion ohne Weiteres gefallen lassen, denn im ersten Fall kannte er die

Erledigung bereits, oder konnte sie doch kennen, und im letzten mußte

er gewärtig sein, daß ihm der Theil des Miterbcn durch gewöhnliche

Accrescenz zufallen werde ^). Trat dagegen der Miterbe deS'-sutis an?

oder immiscirte er sich zu einer Zeit, wo jener von dem iu» sbstinellclZt

noch keinen. Gebrauch gemacht , so kann er zwar nicht nach eigner

Willkür den nachher durch Abstinenz erledigten Theil des »im» ausschla

gen und die ursprünglich eigene Portion behalten; er hat aber das

Vorrecht, auch wenn er ein extreme«» ist, dem kein in» smstiuenäi,

zusteht, den also der Grundsatz semel Keres semper Keres in seiner

ganzen Strenge trifft, trotz der bereits erfolgten Antretung, um den

Erwerb der erledigten Portion zu vermeiden, sich von beiden zugleich

(der eigenen und der nun zufallenden) durch ein übertragenes ius »K-

stineucli loszumachen. Dabei ist auch die Untrennbarkeit der beiden

Portionen nicht so wesentlich, daß nicht die persönlichen Gläubiger des

Erben diesem, wenn er ihnen droht, von der Befugniß, seinen ursprüng

lichen Theil nun wieder aufzugeben, Gebrauch zu machen, gestatten

könnten, wenn er ihnen nur nach wie vor für diesen gerecht werde,

den ihm neu zufallenden, von ihren Ansprüchen unangefochten für sich

allein zu behalten (also eine Art von beusriemm sez>»rsti«nis unter

Erbtheilen) Noch weiter von den Grundsätzen des Accrescenzrech-

tes entfernt sich das Recht des Miterben an dem Theile, welcher erst,

nachdem ersterer angetreten, durch in integrum restitutio des minor

erledigt wird. Da nämlich diese letztere ein außerordentliches Rechts

mittel ist, und von dem Miterben, als er sich zur Antretung entschloß,

nicht verlangt werden konnte, daß er auf eine solche Restitution, als

eine zu erwartende, Rücksicht nehme, so ist Annahme oder Ablehnung

des so erledigten Erbtheiles ganz in seine Willkür gestellt 2°).

18) I.. 33. v. de 4. v. 0. K. (29. 2.)

19) Ii. 65. öS. v. sog.

20) I,. 6l. «od. Vergl. ^. I?sK«r srrors» prsgmstieor. 6ee»s l,. srr.

8. — Ziemlich unjuristisch meint Baumeister das Anwachsungsrecht unter

Miterben S. 131., der Miterbe, dem der Theil des Abstinirenden zufällt,

bleibe im Falle der 1^. 66. «it., auch wenn die Gläubiger die Trennung bei

der Portionen zugestanden hätten, juristisch Erbe auch in Beziehung auf die

accrescirende Portion. Bekanntlich aber gebührt dieß Prüdicat (nur juri

stisch Erbe zu sein) nicht jenem, sondern dem abstinirenden suus. Die

Worte: quis non potest exonsrsri, ni«i deferstur conditio hat Baumeister

gleich den meisten andern Auslegern falsch verstanden. Sie enthalten nur den

Grund, warum die Gläubiger sich zuzugeben entschließen, daß der Erbe ihnen

bloß seinen ursprünglichen Erbtheil zur Befriedigung überlasse. Der Regel

nach konnte er sich der einmal erworbenen Erbschaft nicht mehr entledigen,

den Gläubigern also dieß Object ihrer Befriedigung mcht mehr entziehen.

Nun kann er es aber ausnahmsweise, weil die zu Anfang der Stelle erwähnte
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Das erbschaftliche Accrescenzrecht, dessen Grenzen nun»

mehr genauer festgestellt sind, kommt in gleicher Weise, wie bei der ei»

gentlichcn bereältss, bei der dvuoruin possessio und bei der testamen»

tarischen Succession in das castrensische Vermögen eines Musksrnilis»

,»Nes vor ^'). Ferner tritt sie, obgleich nicht ganz in gleicher Weise,

bei der Succession gegen das Testament, aus dem Testamente, und

ab iuteststo ein. W«,

Was zunächst das Accrescenzrecht beiW.fr su«<z. sb in-

teststo betrifft, so ist es allgemeines Princip, daß, wenn einer der Mit»

erben, nachdem die Erbschaft ihm bereits deserirt war, dieselbe ausschlägt,

verstirbt, oder sonst ausfällt, dje übrigen berufenen Erben ganz ebenso

succediren, als ob jener bereits vor der Delation verstorben wäre.

Hieraus ergibt sich von selbst, daß, wenn der dem einen Miterben

zufallende Antheil nicht allen übrigen Miterben gegenüber eine Portio

virilis, oder einen bestimmten Theil der Portio virili»> fondern wenn

er nur , einen Theil der für mehrere Miterben, ohne Rücksicht auf ihre

Anzahl zu berechnenden Eollectivportivn ausmacht, er durch den

Ausfall des Erben, für den er bestimmt war, nur den an

dieser Eollectivportivn theilhabenden, nicht aber den übri

gen Erben zuwächst. Nicht allein also wächst nach der Nov. 113,

wenn einer von mehreren Enkeln aus demselben Sohne, oder einer von

mehreren Neffen aus demselben Bruder ausfällt, dessen Portion mit

Ausschluß der übrigen Söhne und der Enkel aus ihnen, und mit Aus»

schluß der übrigen Brüder und der Neffen aus ihnen, allein den En

keln aus demselben Sohne oder den Neffen aus demselben Bruder

zu 22) ; sondern in gleicher Weise vermehrt der Ausfall eines der gleich

nahe verwandten väterlichen Afcendenten nur die Portionen der übri,

gen Afcendenten vaterlicher, nicht aber mütterlicher Linie. Eoncurriren

dagegen mit diesen Ascendenten Brüder oder Bruderkinder, so kommt

der Ausfall eines der Ascendenten, oder eines der Brüder allen Con-

currenten zu Gute. Ebenfalls nur gewissen, nicht aber allen Miterben

accrescirt die erledigte Portion bei der 6ii»i«iise psrtis bonorum pos-

sessio des Patrons gegen das Testament oder gegen die suos non us-

tursles des libertus, und bei der bonorum possessio ex eai«t« «1s

«ouMugenäis oum eirisuc-ipato liberis. Fällt nämlich im ersten Falle

einer der mehreren Patrone aus, so accrescirt sein Theil nur den Mit

patronen, nicht aber den Testamentserben, den Adoptivkindern, oder der

Frau rnsuu des Freigelassenen 22); succedirt dagegen überall kein

Patron, so kann man bei der wesentlichen Verschiedenheit des Princi-

pes der Berufung nicht sagen, die den Patronen gebührende psrs

eonSit!« ihm deferirt ist. Um dieß Resultat zu vermeiden, entsagen die Glüu°

biger lieber ihren Ansprüchen auf den zuwachsenden Theil.

2Z) l,. 3. S. 9. 1,. 6. I). ge Kon. p«»«. (37. 1.) 1,. un. O. yusnö« non

petentium. (6. 10.)

22) Vergl. I.. 12. pr. v. ge doii. po»s. v. tsb. (37. 4.)

23) Ii. S. v. Se do». pos«. (37. 1.) Ii. 21. 0. äs bon. Udert. (38. 2.)

I.. 3. S. 7. v. äs «ssijZiumä. Udert, (3S. 4.)

18*
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accrescire den Testaments- oder Intestaterben des Liberten,

sondern nur dessen Nachlaß werde von einer auf ihm geruht habenden

Last befreit. Ebenso wenig vergrößert natürlich der Ausfall eines der

»orivti, Kerecles oder der sui no» »st. des Freigelassenen die psrs cli-

micUa der Patronen ^). Handelte es sich dagegen um die am Nach

laß des UKertus ceuteusr!« msior nach dem Papischen Gesetze dem Pa

trone, weniger als drei Kindern (auch suis »swrslIKu») gegenüber, ge

bührende Virilportion , so würde diese durch den Ausfall eines Kindes

allerdings von H auf H steigen.

Im zweiten Fall, dem der nova «läusula Bullau! , vermehrt der

Ausfall eines der mehreren vom Erblasser i» rwtestste behaltenen »e-

potes nicht allein nicht die Portionen der übrigen Erben, sondern auch

nicht einmal die seines emancipirten Vaters, vielmehr kommt dieser

Ausfall blos den in gleicher Stellung befindlichen »evote», seinen Ge

schwistern, zu Gute. Umgekehrt accrefcirt die Portion des emancivirten

Vaters, wenn sie erledigt wird, nur dessen in großväterlicher Gewalt

befindlichen Kindern, nicht aber dessen Brüdern^).

Nach dem, erst in Justinians neuerer Gesetzgebung wieder abgeän

derten,. Rechte der christlichen Kaiser fuccedirt die Mutter des Eblafsers,

dem Vaters Bruder und dessen Söhnen und Enkeln gegenüber, an

fangs je nachdem sie selbst das ius triur» liberorui«, hat, oder nicht,

in H oder in I 2«), später allgemein in S des Nachlasses Eben

so muß sie den emancipirten Brüdern H herausgeben 2»). Ferner sol

len des Erblassers Enkel aus einer Tochter nicht, wie nach der reinen

suovessi« !u Stirpes, den vollen Kopftheil der ihrer Mutter gebührt

hätte, erhalten, sondern den Geschwistern ihrer Mutter anderweiti

gen Agnaten aber j des mütterlichen Erbtheiles abgeben 2»). Endlich

erhält in der Concurrenz emancipirter und agnatischer Geschwister des

Erblassers jeder der letzteren doppelte Portionen 2°). In den beiden

letzten Fällen unterliegt es nun keinem Bedenken, daß, trotz der Un

gleichheit der Portionen bei dem Ausfall eines der Zusammenberufe

nen, Äccrescenz nach allgemeinen Grundsätzen, jedoch mit ebenso unglei

cher Vertheilung der accrescirenden Portion, eintritt. Waren also zwei

agnatische und zwei emancipirte Geschwister vorhanden, und fällt einer

der ersteren aus, so wird fein Dritttheil in der Art vertheilt, daß dem

agnatischen Bruder noch ^, den beiden Emancipirten aber zusammen nurZ-

24) Vergl. auch l.. 42. §. 1. v. Ss von. Udert, u. I.. 1. §. 9. v. »S. «?.

1'srtuUisn. (38. 17.)

25) l>. 1. S. 12. V. äs conZungenll. «. einsnv. üb. (37. 8.)

26) VKeog. OoS. V. 1. «onst. 1. 2.

27) Oonst. 7. pr. idiS.

28) §. 2. ibig., §. S. 5. Ss S«. I'ertull. (S. 3.)

29) l'KeoS. lZoä. I. «. «onst. 4. 5. S. 16. 16. 5. 6e Kere6it. «u. »b intest.

(3.1.)

30) 1'KeopKiIi vsrspkr. »ck S. 1. 5. 6s »uevessions eognktorum.

(3. 6.)
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zuwächst Im Falle der Concurrenz der Mutter mit pstruis oder

mit emancipirten Brüdern dagegen, kann nur unter diesen letzteren von

Accrescenz die Rede sein; der Ausfall der Mutter aber befreit, gleich

dem bereits ermähnten des Patrons, nur die Blutsverwandten von

einer Beschränkung. .

Nicht unähnlich dem so eben erwähnten Rechte der Mutter ist

nach der Nov. 117. das der dürftigen Wittwe; jedoch mit dem

Unterschiede, daß ihr, drei und mehreren Kindern des Erblassers gegen

über, nicht eine unabänderliche, sondern eine Virilportion zusteht. Dar

aus ergibt sich denn, daß, bis die Zahl der concurrirenden Kinder auf

drei zusammengeschmolzen ist, der Ausfall eines Einzelnen allerdings

den der Wittwe gebührenden Kopftheil vergrößert, also Accrescenz für

sie bewirkt. Fällt aber von drei Kindern eins aus, so vermehrt sich

dadurch nur der Antheil der beiden anderen , und dem der Wittwe

wächst nun weiter nichts mehr zu, sollte auch keines der Kinder zur

Erbschaft gelangen^).

Während bei der Succession der dürftigen Wittwe sich die Folge

nach Virilportionen in eine »«««es!« iu «ertsm rmrtei» verwandelt; kom

men noch andere Fälle vor, wo das Princip der Vertheilung

ein anderes ist, je nachdem ein Mitberufener zu den

Successoren gehört oder nicht; es kann sogar geschehen, daß

die Zulassung eines Dritten davon abhängig ist, ob ein Mitberufener

ihm durch seine Dazwischenkunft den Weg zur Erbschaft bahnt, oder

unter Umständen auch umgekehrt ihn zurückweist. Bon der ersteren

Art ist die, von Justinian erst eingeführte spät« aber wieder abge

schaffte Verschiedenheit des Erbrechtes der Mutter, je nach dem Ge

schlechte der Geschwister des Erblassers , mit denen sie concurrirt, sowie

serner die Verschiedenheit der Theilung unter Ascendenten , je nachdem

vollbürtige Geschwister und deren Kinder concurriren oder nicht und

dem teutschen Reichsgesetze zufolge auch unter Geschwisterkindern, je nach

dem sie alleinstehen oder mit Ascendenten oder Geschwistern zusammen

treffen ^agt sich nun im ersten Falle, ob, wenn die Mut

ter mit drei Schwestern und einem Bruder concurrirte, jedem Erben

also ^ gebührte, beim Ausfalle des Bruders dessen Portion lediglich den

Schwestern, oder zu gleichen Raten ihnen und der Mutter accresciren,

oder ob nunmehr die andere Art der Theilung eintreten, und die Mut

ter jede der Schwestern aber nur H erhalten soll? Ferner im zwei

ten Falle, ob die Portion des einzigen, nunmehr ausgefallenen Bru-

31) Baumeister a. a. O- S. 32, 33.

32) Glück Erörterung der Lehre von der Intestaterbfolge, 2. Ausg. S.

166, 471. Baumeister a. a. O. S. 69-61. Witte vreuß. Jntestat-

erbrecht S. 89. Anm. 11.

33) I^. 7. xr. O. »ö 8«. I'srtull. (6. 66.)

34) Nov. 22. esp. 47. I. 2.

35) Nov. 118. vsp. 2. ^ „. «, « ,

36) Abschied des Reichstags zu Speier von 1529. Z. 31. N. Samml.

der Reichsabschiede II. 299. u. 301.
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ders, unter Beibehaltung der durch seine Concurrenz hervorgerufenen

Theilung in «sMä den Ascendenten zuwachsen, oder ob jetzt unter die»

sen in liness getheilt werden soll? Endlich im letzten Falle, ob unter

den Bruderkindern die Succession iu Stirpes, welche die Concurrenz

mit dem Bruder u. s. w. bewirkte, nach dem Ausfalle des letzteren

fortbesteht, oder sich in suvvessi« in espits verwandelt? — Ueber das

gesammte Successionsrecht des einen Miterben entscheidet die Concur

renz des anderen namentlich in folgenden Fällen: 1) Obgleich der

oonssnFuiusns und die «onssnAniuea unter den legitiinis zusammen

succediren, hat dennoch die Mutter nach dem Tertullianischen SC.

agnatischen Brüdern des Erblassers gegenüber kein Erbrecht; mit Schwe

stern allein aber concurrirt sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Schwe

stern zu einer Hälfte ^). Umgekehrt schließt Z) trotz der, wie oben er»

wähnt ward, gleichen Berechtigung der Mutter und der Schwester, die

letztere sowohl den Vater des Erblassers, der aus irgend einem Grunde

weder Gewalthaber, noch Manumissor, sondern nur Cognat ist «ls

dessen i» scko^tiv» tsmilia befindliche Kinder aus, während die Mutter

diesen Personen allein gegenüber von dem Tertullianischen Erbrechte keinen

Gebrauch machen, sondern nur gemeinschaftlich mit ihnen im «rck« «oZna-

rorum succediren darf^). — Soll nun im ersten Falle der Ausfall des

einzigen Bruders nur die Erbtheile der Schwestern vermehren, oder soll

nunmehr die Mutter zur Hälfte des Nachlasses zugelassen werden, und

soll im zweiten, ungeachtet des Ausfalles der Schwester, der cognatische

Vater oder adoptirte Sohn ferner für ausgeschlossen gelten, oder sollen

umgekehrt diese Personen nunmehr neben der Mutter succediren? I»

ähnlicher Weise ist nach der Nov. 118 ^"), welche Bruderkinder neben

Ascendenten nicht zuläßt, zu fragen, ob der Ausfall des einzigen Ascen

denten nur die Portionen der Geschwister vermehrt, oder nunmehr auch

den Bruderkindern Raum gibt?

Die richtige Antwort auf diese Fragen ist nun diejenige, welche

sich aus confequentem Festhalten an dem Grundprincipe, daß der Aus

fall eines der mitberufenen Erben den Nachlaß so vertheilen läßt, -als

wäre dieser Erbe niemals vorhanden gewesen, ergibt. In Betreff des

Tertullianischen Erbrechtes der Mutter wird es ausdrücklich bezeugt, daß,

wenn neben der Mutter zwei Successoren vorhanden waren, deren einer

den anderen ausschloß, während dieser letzte mit ihr allein concurrirte,

der Ausfall des erster« nicht etwa nur die Portion der Mutter ver

mehrt, sondern sie mit dem letzteren zusammen ganz ebenso succediren

läßt, als wäre der Erste nie berufen gewesen Dieses Princip für

37) §. 3 in f. Z. cle SO. I'ertull. (3. 3.) S«Kr»asr in noti» ibiu. sS

verlzs „svror . . , psriter."

38) Witte v. Ss luctuos!» Kereoiwtib. p. 29—32.

39) 1,. 2. S. 9, 17—20. v. sg 8«. I'ertull. (38. 17.) «5. Witt« v. eit.

p. 33-35.

40) Osp. 3. pr. nn. ver«.

41) I.. 2. S. 1». II. au 8« I'ertull. — Zwar hat man aus K. 2. §. 14.

s«ö. herleiten wollen, daß umgekehrt, wenn die Mutter mit Schwestern und
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ein singuläres zu halten , ist um so weniger Grund , als bei anderer

Gelegenheit ganz allgemein ausgesprochen wird: Nor, ^>r« uuiuero

»uz>erstituui mortis tempore, »e6 suvoeckeutium »vluo'itur IisreM-

t«8 Wenn dagegen «llerdings die Nahe der, zur Succession be

rufenden Verwandtschast nach der Zeit der Delation und nicht nach

den späterhin etwa eingetretenen Veränderungen beurtheilt werden soll^),

so ist dieser Grundsatz nur für die Berufung zur Erbschaft im Allge

meinen entscheidend; keineswegs aber folgt aus ,ihm, daß jeder so

Berufene auch sogleich im Momente der Delation ein ius qusesiwrn

auf eine bestimmte Quote der Erbschaft erlange. Hingegen kommt auch

nicht in Betracht, daß nach diesen Grundsätzen, scheinbar gegen die

Natur des Anwachsungsrechtes, der Ausfall eines Erben die Por

tionen einzelner Miterben, statt zu vergrößern, verkleinern kann;

denn einestheils beweisen die Wirkungen der Nachgeburt eines Postu-

müs, daß auch nach erfolgter Delation die Erbschastsquote noch gemin

dert werden kann, anderentheils müssen auch die Gegner des obigen

Principes wenigstens für den Fall der Succession des Vaters in

einen Viriltheil des Ususfruktus an dem seinen emancipirten Kindern

von der Mutter hinterlassenen Vermögen einräumen, daß das ius

sooresoeuäi unter Umständen sactisch in eine Decrescenz umschlage^).

Die oben erwähnten, durch den Ausfall eines ursprünglich Beru

fenen, nachträglich eintretenden Personen (die Mutter, der cognatische

Vater und die Bruderkinder), standen bereits in einem unmittelbaren

verwandtschaftlichen Verhältniß zu dem Erblasser. Es kann aber auch

geschehen, daß ihre Verwandtschaft eben durch den jetzt Aus

fallenden vermittelt ward, und insbesondere für diesen Fall

wird vielfach geleugnet, daß solchen, zur Zeit der Delation gar nicht

in einer zur Jntestatfolge berechtigenden Verwandtschaft stehenden, Per

sonen, so lange noch mit dem Ausgefallenen zusammen Berufene vor

handen sind, Erbrecht gewährt werden könne, oder daß, wie man die

Frage ebensowohl ausdrücken kann, in den drei ersten Elassen des neue

sten Intestaterbrechtes das Accrescenzrecht durch »ueosssio

ßrsäuum ausgeschlossen werde. Zu solchen nur mittelbar

mit dem Erblasser verwandten Personen, gehören entferntere Descen- -

einem einzigen Bruder des Erblassers concurrire, der Ausfall dieses Bruders

nur den Schwestern Accrescenz bringe, nicht aber die Mutter zulasse. Bau

meister a. a. O. S. ?6—27. Es bedarf aber kaum einer Erinnerung, daß

man, wie auch schon die Basiliken (X^>V. l. «sp. 28. 1. 10. «g. l>'abr«t.

VI. 14.) und die Glosse thun , unter denen, qui «um L>ia »ömiuuntur jenex

Stelle nur andere Kinder des Erblassers, und wenn letzterer centsnäi?» nnlor

ist, den Patron, keinenfalls aber Brüder verstehen kann.

42) I.. 2. «. »6 «0. «rpKIUsn. (6. S7.)

43) Baumeister a. a. O. S. 4<Z. Anm. 52.

44) Baumeister a. a. O. S. 61 flg. Vgl. mit Schräder Abhand

lungen aus dem Civilrechte I. 98—164.

45) Vergl. überhaupt M. S. Maver d. Recht d. Anwachsung bei dem

teftamentl. und gesetzt!. Erbrechte und den Legaten «der Fideicomm. S. 261

vis 265. Witte preuß. Jntestaterbr. S. 4«, 49. *
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Kenten, wenn ihre Väter (oder Mütter), durch die sie vom Erblasser

abstammen, ausfallen; ferner entferntere Aszendenten, wenn ihre Kin

der u. s. w., welche die einzigen näheren Ascendenten waren,' und durch

welche der Erblasser von ihnen abstammte, nicht zur Erbschaft gelan

gen, endlich Bruder- (oder Schwester-) Kinder, wenn ihre, mit dem

Eblasser verschwisterten, Eltern nicht Erbe werden können oder wollen.

In diesen Fällen nun zwar die entfernteren Verwandten zur Succes-

st'on zu lassen, wenn die ihnen bisher im Wege gestanden habenden

durch natürlichen oder bürgerlichen Tod hinwegsielen , sie aber auszu

schließen und unter den Rest der ursprünglich berufenen Erben Accre-

scenz eintreten zu lassen, wenn jene näheren Verwandten die Erbschaft

ausschlugen, wie dieß namentlich K o ch ^) gethan hat, dazu ist,

wie schon Glück ^) und Andere bemerkt haben, kein rechtlicher Grund;

denn entweder sind Alle, denen im Augenblicke der sb iutestst« defe-

rirten Erbschaft noch ein Anderer im Wege stand, für immer ausge

schlossen, und dann gewährt ihnen auch der Tod des Vorgehenden kein

Erbrecht , oder jener Moment ist nicht ausschließlich entscheidend , und

dann müssen jene Entfernteren zugelassen werden, so oft der Nähere

aus irgend einem Grunde nicht Erbe wird. Wenn nun allerdings in

den Justinianischen, vor der Novelle 113 compilirten, Rechtsquellen Fälle

der angegebenen Art, wo der entferntere Verwandte, nachdem der

nähere, 'durch welchen er mit dem Erblasser verwandt ist, ausgefallen

ist, zugleich mit denen succedirte, mit welchen auch der Ausgefallene die

Erbschaft zu theilen gehabt hätte, nicht vorkommen, so liegt der Grund

davon weder in einem, diesen Letzteren durch die Delation erworbenen,

eventuellen iu» qusesiwm auf die ganze Erbschaft, noch in dem, von

unseren Rechtsgelehrten erdichteten, Repräsentationsrechte, durch welches

nur ein zur Zeit der Delation bereits Verstorbener von seinen Descen-

denten (oder Ascendenten) repräsentirt werden könnte; sondern lediglich

in dem speciellen Principe der Succession in den einzelnen Ordnungen

des älteren Erbrechtes. Dem Civilrecht nämlich war überall eine su«-

«essio grsduuiu so wenig als eine «uvvessi« oräluuui ^^) bekannt.

Das prätorische Recht gewährte zwar die letztere, konnte aber die erste

in die, dem Ejvilrechte nachgebildeten, oder unverändert aus ihm aufge

nommenen, «räiues likerorurn und tsAitimorui» nicht hineintra

gen^), und im orck« coAnstorum , in welchem suvoessi« Ars6uuin

galt, konnte der Fall, daß ein früher durch einen ihm im Wege Ste

henden Ausgeschlossener, nach dessen Ausfall mit dessen Concurrenten

succedirte, um deßhalb niemals vorkommen, weil in diesem orcl« überall

nur dem Grade nach gleich nahe Verwandte zusammen berufen wur-

46) «accessio s.d intsstst« §. 78, Nr. IV. p, 134- A, 102. p. 160—62.

47) Intestaterbfolge g. IS«, 162.

48) Glück Intestaterbfolge §. 66. S. 2SS. Vergl. indeß SeKrsäer

sö S. 7. 5, 6s legit. sgnst. suv«. (3. 2.) verdis : „In so genere."

49) Daß im orgo lidsrvriim »ri«c««s!o grsäuum gegolten habe, behauptet

indeß Mayer Recht der Anwachsuvg S- 271—282.
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den. Justinian hat nun die »u««e»i« Arsckuurn schon vor der Novelle

118 für die Agnaten ausdrücklich eingeführt ^), und unzweifelhaft

passen die Gründe, auf welche er sich dabei stützt, ganz ebensowohl auf

den orci« likerorum. Wenn also diese suvoessi«, wie schon die Glos

satoren annahmen ^), bereits nach dem Rechte des Ooäex für alle

Ordnungen der Intestaterbfolge galt, so muß sie auch in jeder Classe

der Nov. 118 und 127 zugelassen werden, und alsdann ist wieder

kein Grund vorhanden, diejenigen auszuschließen, die nach dem Aus

falle der ihnen bisher Zuvorstehenden, die dem Grade nach Nächsten

und mit den übrigen bereits Berufenen gleichmäßig zur Succession berech

tigt sind 62). — Auch bei diesem Einrücken neuer Successoren kann

es geschehen, daß dadurch das Princip der Theilung verändert

wird; doch ist daraus eben so wenig als in den oben erwähnten Fällen ein

Argument gegen die Geltung des aufgestellten Grundsatzes herzuleiten.

Sind also ein Bruder und eines vorverstorbenen Bruders Kinder zur

Jntestatsuccession berufen, so kann der Erste, falls er zahlreichere Kinder

besitzt, als sein verstorbener Bruder hinterlassen, dem teukschen Reichs

gesetze zufolge, die auf seinen Stamm fallende Portion dadurch ver

mehren, daß er die Erbschaft repudiirt, und dadurch seinen Kindern

mittelst der »uovessio Arääuuru Zutritt gewährt ^).

60) S. 7. 5. cks leg. sgn. snee. 8«Krscker ibick. verd.: „Leck nos."

IV I t t s lege» restitutse p. 196. Kr. XX.

61) <ZI. Ks gst in k. sck I,. 3. 0. uncks Uber! (6. 14.) .^.2« summs eock.

tat. cke «ucv. eck. (6. 16.) Kr. 3

62) Unter den älteren Juristen wurde dieß Princlp mindestens für das

Einrücken der Bruderkinder nach dem Ausfalle ihrer Eltern von Vielen aner

kannt: Litr^Ic sucoessio si> intestst« V. III. «sp. I. S.II. I»«^»er me»

^itstiones sck ?snckeetss. »peo. 423. meck. 4. Im Allgemeinen wurde es aber

verneint: ^nt. ?»ber «ockex ckennition. koren«. II. 3. ckenn. 15. Kr. 6. 6.

Die neueren Juristen erklären sich durchgingig dagegen. Vergl. Baumei

ster o. a. O. S. 42— S3. Verfochten ist dasselbe neuerlich von Francke,

Beiträge zur Erläut. einzelner Rechtsmat.'S. 167—186. Mayer a. a. O.

S. 266—297. Wening-Jngenheim, Lehrbuch des gem. Civilrechtes 6.

Ausg. III. §. 439. Anm. r. Schwepped. rdm. Privatrecht 6. Ausg. von

Mejer K. 830. Anm. 1. Witte preuß. Intestaterbrecht S. 43—46. —

Es könnte scheinen, als wäre eine solche sucvessi« gräckuum schon deßhalb un

zulässig, weil sie alles Transmissionsrecht überflüssig machen würde.- Theils

aber verliert dieß Bedenken zunächst aus dem Grunde an Gewicht, weil die

Theodosische und Justinianische Transmission sich auf das Recht einer Zeit be

ziehen, welcher die »««cessio grsckuuin noch unbekannt war; theils findet jenes

Zusammentreffen nur allenfalls für Descendenten und Brüder, nicht aber für

Ascendenten statt; theils endlich wirkt auch die »uvvessi« gräckuum ganz an

ders als die Transmission. Die Justinianische, auf die es hier allein an

kommt, setzt voraus, daß die Deliberationsfrist noch nicht abgelaufen sei; die

«ncv. grsck. gerade umgekehrt, daß weder der zunächst Berufene, noch wer an

seine Stelle getreten, mehr succediren könne. Die Transmission überträgt das

Erbrecht als das des Transmitrirenden auf seine Testaments- oder Intestat

erben ; die «uec. grsck. dagegen beruft den Einrückenden aus dessen eigenem

Rechte. — Die Transmission also schließt eben sowohl »u«e. grsck. als Accre-

scenz aus.

63) Str^K I. «. Schweppe a. a. O. Anderer Meinung ist Vo et

«omment. uck psvckeet. XXXVIII. 17. §. 3. in k.



Sind den Intestaterben durch einen ««clioillu, »K iute,tsw,

oder durch eine Codicillarclausel Lasten auferlegt, fo ist zum Be

huf der Beantwortung der Frage, ob derjenige, dem die Portion des

Ausgefallenen accrescirt, in gleicher Proportion deren Lasten zu tragen

habe, weiter zu unterscheiden: Ist die Belastung dem namentlich be

zeichneten, nunmehr ausgefallenen Erben auferlegt, so wird sie durch

den Ausfall jenes Erben ebenso unwirksam, wie überhaupt das an ei

nen bestimmten Erben gerichtetete Fideikommiß dadurch , daß derselbe

nicht Erbe wird (portio trsusit sius »u« ouere) Sind dagegen

die Intestaterben überhaupt damit beschwert, lag, also jenes onus dem

nunmehr Ausgefallenen nur insofern ob, als er Miterbe war, so wird

dasselbe auch nach Proportion des accrescirenden Antheiles denen aufer

legt, die an dessen Platz rücken.

Die öivisio psreutui» !ut«r liberos ist, infofern die

den einzelnen Kindern zugewiesenen Gegenstande mehr oder weniger

als ihre Erbschaftsrate betragen, ein «oäicillvs »K iuteststo, und zwar

ein an bestimmte Erben gerichteter, wie letzteres sich schon daraus

ergibt, daß Nov. 18 eine Mitunterschrift der Kinder unter der Thei-

lungsurkunde verlangt. Fällt daher eines dieser Kinder aus, so kön

nen unter den ührigen diejenigen, welche der Testator durch jene Thei-

lung begünstigt hatte, den Theil des Mehrbetrages der ihnen zugewie

senen Objecte im Vergleich mit dem wahren Betrage ihrer Jntestatpor-

tion, welchen der Ausgefallene zu tragen gehabt hätte, eben so wenig

von ihren Miterben pro rsts der Accrescenz fordern, als umgekehrt,

wenn der Ausgefallene der durch die Theilung Begünstigte war, die

Accrescenz diesen Mehrbetrag mit umfaßt ^°).

Was die Accrescenz bei der Succession gegen das Te

stament anlangt, so ist zu unterscheiden zwischen der Frage, ob durch

den nach des Erblassers Tode erfolgenden Ausfall des einen zur An

fechtung des Testamentes Berechtigten iure soo^esceuäi dem anderen

ein Anspruch auf eine größere Portion in der Art gewährt werde, daß

er nunmehr nur, wenn diese letztere ihm hinterlassen war, von An

fechtung des Testamentes ausgeschlossen «st, zwischen der zweiten Frage,

ob die dem einen zustehende Anfechtungsklage, wenn derselbe sich ihrer

nicht bedient, als solche den übrigen zur Anfechtung Berechtigten pra

rsts accrescire, und zwischen der dritten Frage, ob, wenn einmal oas

Testament umgestoßen und Intestaterbfolge herbeigeführt ist, in dieser

letzteren die Portion des Ausgefallenen den wirklich Succedirenden zu

wachse? Von diesen Fragen ist die dritte eben so regelmäßig zu bejahen,

wie die erste und zweite zu verneinen.

Zunächst ergibt sich von selbst, daß bei der Kouorurn posses-

»I« «ontr» tsbuls» inAeuui eine Accrescenz überall nicht statt

finden kann, jene Fragen sich also auch nicht aufwerfen lassen. Da

64) I.. 11—13. pr. v. Se ior» «völeill. (29. 7.)

SS) Vergl. 5.. 21. §. 1. <Z. Se teswment. (6. 23.) 1.. 2l. 26. «. Km!I.

»clsc. (3. 26.) «ov. 18. esx. 7. d!ov. 107. esp. 3.
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nämlich diese bonorum possessio, wenn sie auch nur von einer der zu

ihr berechtigten Personen angestellt wird, dennoch das ganze Testament,

die ausnahmsweise aufrecht erhaltenen Verfügungen abgerechnet, um

stößt, so kommt es auf die zweite und dritte Frage nicht an, und da

eine bestimmte Quote der Einsetzung überall nicht erfordert wird, um

jenes Rechtsmittel auszuschließen, so erledigt sich auch die erste Frage.

Nur insofern kann' man , obwohl sehr uneigentlich , von einem Accre-

scenzrechte sprechen, als einestheils, wenn diejenigen über!, die im Te

stamente aus einen geringeren als ihren Jntestnterbtheil eingesetzt waren,

und die wegen Concurrenz der prseteriti (oonnnisso per slios eäiet«)

befugt gewesen wären, gleichfalls bon. poss. «onrrs tsb. zu agnosciren,

es vorziehen, sich vom Prätor in ihren testamentarischen Erbtheilen

schützen zu lassen die Differenz der Testaments- und Jntestatportio-

nen dieser Uueri nun die Jntestatportionen der vontrs rsbulss Agno-

scirenden vermehren Hilst; und als anderentheils den nahen Verwand

ten , denen die im Testamente ihnen hinterlassenen Legate u. s. w. bis

zur Höhe eines Erbtheiles prästirt werden müssen ^), das Ausfallen

eines aus ihrer Mitte insofern zum Vortheile gereicht, als dadurch jene

Beschrankung verhältnißmaßig für die übrigen erweitert wird.

Anders verhält es sich mit der bonorui» possessio von-

tru tabula» liberri, da dieselbe dem Patrone eine bestimmte

Quote des Nachlasses zu gewähren bestimmt ist, und das Testament

nicht umstößt, sondern nur die eingefetzten Erben nöthigt, dem Patrone

diese Quote zu erfüllen. Hier ist zunächst so viel gewiß , daß , wenn

vor dem Tode des UKertu» die Zahl seiner Patronen sich durch Tod,

oder durch einen der Gründe, um derentwillen das Patronatrecht verlo

ren geht, gemindert hat, nun die Wenigeren zusammen ebensowohl

auf die Hälfte des Nachlasses Anspruch machen können, als früher die

Mehreren, daß also der jedem Einzelnen gebührende Antheil dadurch

vergrößert ist ^). Da aber die Frage, ob dem Patrone in Betreff je

ner Quote genügt sei, in jeder Beziehung nach dem Momente des To

des des Freigelassenen beurtheilt wird , und spätere Veränderungen ohne

Einfluß bleiben so könnte es scheinen, als fei eine contra tsbulss '

bonorum possessio unzulässig, wenn der Freigelassene jedem seiner drei

Patrone (oder der drei Kinder eines Patrons) seines Vermögens hin

terlassen, sollte auch nachher einer derselben gestorben sein, oder vielleicht

auf die oo». poss^ verzichtet haben °"). Dieß ist aber nicht der Fall;

denn nicht den einzelnen Patronen gebührte von der Erbschaft des Ii-

berws je sondern den Patronen im Ganzen, als wären sie nur ein

Mann, die Hälfte. Die übrig Bleibenden, seien ihrer nun wenige

66) k'osrster öe bonorum possessio»« liberorum prseteritorum contrs

tsdulss psrentum. §. 152—1S4. 161—166.

S7) I?oer«ter l. c. S. 137. sq. I. 142 sq. 146. sq. IluscKKe nemo

pro parte testsw» im rheNl. Museum VI. 319. 320. 333—336.

68) Ii. 24. v. äs donis Udert. (38. 2.)

59) I.. 2. pr. §. 1. I,. S. v. eoä.

60) Vgl. 1^. 3. §. 7. 1.. S. pr. v. 6« «sign, üb. (33. 4.)
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oder viele, werden also die unverkürzte Hälfte ebenso in Anspruch neh

men, als wäre jener Gestorbene oder Verzichtende schon vor dem Tode

des Freigelassenen ausgefallen"'). Es läßt sich aber in einem solchen

Falle nicht etwa von einem Accresciren der dem Ausgefallenen gebührt

habenden bou. poss. sprechen; denn jene Vermehrung tritt gleich

mäßig auch dann ein, wenn der Ausgefallene durch Anklage des Liber-

ten durch RückVerkauf von clonuni, niunns und «perke u. f. w.^),

seines patronatischen Erbrechtes «erlustig geworden war. Wenn indeß

einer der Patrone, durch Annahme eines Legates oder sonst, iuäioiui»

rletuueti agnoscirt hat ^), so accrescirt die Portion, die er durch ««»-

tr» tsbnlss bonorum possessio hätte erlangen können, nicht etwa den

Mitpatronen; denn er gilt gleich einem, der die äebiw Portio vollstän

dig erhalten.

Hat der Patron einem seiner Kinder ausschließlich den liberru»

assig nirt, so ist ersteres, und sind nach dessen Tode, nicht durch

Enterbung u. s. w. ausgeschlossene, Descendenten so lange allein zu

der dem Assignirenden zugestanden habenden bonorum possessio be

rechtigt, als dieselbe, abgesehen von der Assignation, den Nachkommen

des letzteren zugestanden haben würde. Waren also zwei Patrone,

deren erster dem einen seiner Kinder den Freigelassenen asfignirt hat,

so hat nach dein, Tode dieses Kindes der von ihm Hinterbliebene Enkel,

so lange von dem zweiten Patrone noch Kinder ersten Grades vorhan-"

den sind, nur dann das Recht auf die bonorum possessio, wenn auch

von seinem Großvater (dem Assignirenden) noch ein successionsfähiger

Sohn lebt; denn da die patronatische Erbfolge nur den dem Grade

nach Nächsten deferirt wird ^), würde er in Concurcenz mit eines Pa-

trones Kindern ersten Grades ausgeschlossen bleiben,, wenn er sich nicht

auf seinen Vatersbruder stützte ^). Aus dem gleichen Grunde erhält

derjenige, dem assignirt ist, so viel Portionen, als ohne die Assignation

auf die Descendenz des Assignirenden gefallen wäre °^). Ist der Li-

berte zugleich mehreren assignirt, so concurriren sie mit gleichem Rechte,

wenn die Stämme, welche sie gewissermaßen revräsentiren, ohne die

Assignation gleichmäßig succedirt sein würden. Gehören beide demsel

ben Stamme an, so stehen sie einander mit gleichem Rechte gegenüber;

der noch lebende Eine schließt aber die Kinder des verstorbenen Anderen,

und eben so schließen die dem Grade nach näheren Descendenten des

Einen die entfernteren des Anderen aus ^). Fällt einer von mehreren,

denen assignirt ist, aus irgend einem Grunde aus, so wächst sein An-

61) I.. 21. v. äs bon. IIb.

62) I.. 14. e«a.

63) I,. 37. pr. eock.

64) 1.. 6. §.4. 1.. 8. e«a.

66) I.. S1. v. a« «peris libertär. (33. 1.) I.. 2. Z. 2. I.. S. §. 1. 5,.

23. §. 1. v. debon. libert.

66) I.. 2 . v. Äe »»sign. libert. (38. 4.)

67) I.. 1. §. 8. eock.

68) I.. 3. §. 7. I,. S. §. 2. eog.
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theil ausschließlich dem anderen zu; war nur diesem Einen assignirt, so

lebt das Recht, wie es ohne die Assignation bestand, wieder auf (i»

Ist der zur Zeit des Todes des Freigelassenen Berechtigte auf den

geziemenden Theil eingesetzt worden, so steht dessen Successoren oder

den übrigen Angehörigen des Patrones keine eontrs tsbulss douo-

ruru z>«»se»»I« zu, wenn jener auch, bevor er noch seouuäum tsizulss

agnoscirte, verstorben war ^°). Fällt dagegen der zunächst Berechtigte,

weil ihm sein Vater enterbt hat, oder weil er durch seine Handlungen

gegen den Libertus des patronatischen Erbrechtes verlustig gegangen

war, aus, so treten, wenn keine mit ihm zugleich Berufenen vorhan

den waren, denen sein Antheil accrescirte, nach einer Art von suvves-

»!« ßrsäuur» die nach ihm zu jenem Erbrechte Nächsten, vorausge

setzt, daß sie nicht unter seiner potestss stehen, ein ^). Dagegen

kann, weil immer nur die dem Grade nach Nächsten berufe» werden,

der Fall hier nrcht vorkommen, daß die durch sucosssi« Zrsäuui» Ein

rückenden vorzugsweise vor den ursprünglich Mitberufenen (denen das

Accrefcenzrecht zusteht) zur bou. po»«. «ontrs tsb. zugelassen würden.

In Betreff des Anwachsungsrechtes bei der <zuer«1a

testsineuti ist zuerst zu bemerken, daß der Erb

lasser in Ansehung dieser Querel, und des dieselbe ausschließenden, dem

Notherben zu hinterlassenden, Pflichttheiles den einzelnen Pflichtheils-

berechtigten einzeln gegenüber steht, daß also nicht etwa, wie bei der

Kon. poss. «outr» isK. liberti sämmtlichen in diese Kategorie gehören

den Personen, mögen ihrer viele oder wenige sein, eine sich gleich blei

bende Quote des Nachlasses gebührt. Mit anderen Worten: dem ^

dei'tus ist nur ein Theil seines Vermögens zur freien Verfügung ge

lassen, während der Rest nothwendig dem Patrone zufällt; der luge-

»uus dagegen kann über sein Vermögen völlig frei verfügen, und ist

dabei nur gehalten, die nächsten Angehörigen, insofern sie diesen An

spruch nicht durch ihr Betragen verwirkt haben, bis zu einer gewissem

Höhe zu berücksichtigen Wenn daher der Vater jedes seiner drei

Kinder auf ^ (seit der Nov. 18 auf instituirt hatte, und eines

dieser Kinder fällt nach des Erblassers Tode durch Tod, Repudlation

u. s. w. aus, so können die beiden übrigen, obwohl ihre Jntestatpor-

tion sich von H nunmehr in ein H verwandelt, dennoch nicht etwa das

Testament anfechten, weil ih^en nicht ein H (nach der Nov. hin

terlassen sei; denn jedem von ihnen war zu der allein entscheidenden

Zeit des Todes des Erblassers volle Gnüge geschehen. Aus demselben

Grunde kann eines von zweien Kindern, wenn sein Bruder enterbt ist,

und das Testament unangefochten laßt, nicht etwa als der nunmehr

einzige Suceessor ^ (nach der Novelle des ganzen Nachlasses als

69) I.. S. §. 9. v. Se Kon. IIb.

70) I.. 2. §. 1. sock. .

71) I.. 27. 28. ««<!.

72) Bergl. Huschke im rhein. Museum VI. 282. 233.
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seinen Pflichttheil in Anspruch nehmen, sondern ihm gebührt ebenso,

als ob der Bruder nicht enterbt wäre, nur H (jetzt ^), rmrtem ts«it

exliereäsws ^). gleicher Weise wird nach der Nov. 18 auch be»

hauptet werden müssen, daß, wenn von 5 Kindern eines rit« enterbt

war, der Pflichttheil der übrigen nicht, als ob ihrer im Ganzen nur 4

wären, sondern ^ ihrer Jntestatportion beträgt, »uineruin ks«ir. —

Der den Notherben gebührende Pflichttheil wird also durch keinerlei

Accrescenz vermehrt, wenn auch einzelne der Concurrenten giltig enterbt,

oder nach des Erblassers Tode ausgefallen sind.

Allerdings tritt dagegen eine Accrescenz, und zwar ganz die früher

für das Intestaterbrecht entwickelte ein, wenn, nachdem das Testament

mittelst siegreicher Durchführung der Yuerel» einmal vernichtet und

volle Intestaterbfolge eingetreten ist ^), eine der zur gemeinsamen Jn-

testatsuccession berechtigten Personen ausfällt. Ein solches Ausfallen

geschieht aber nicht allein durch Tod, Unfähigkeit, Indignität und ei»

gentliches Ausschlagen, sondern auch durch stillschweigende Entsagung, ^

wohin wieder insbesondere das absichtliche Nichtanstellen der Querel

(c^ni reriuciisutis anim« nou veriit s<1 socusstioriein inoK««sl re-

»tsmenti) 55), das Fallenlassen derselben und die Versäumniß der für

diese Klage geltenden fünfjährigen Verjährungsfrist gehört^). Wer

im Testamente in solcher Weise enterbt war, daß er die Querel mit

Erfolg nicht anstellen konnte, wicd, sobald einmal. das Testament völlig

umgestoßen ist, nicht mehr wegen jener Enterbung ausgeschlossen werden

können denn die Enterbung allein kann von einem übrigens zu

sammengestürzten Testamente nicht bestehen bleiben ^), wohl aber we

gen seines, einen Verzicht involvirenden, Stillschweigens. Hat- er die

Querel schon früher angestellt, ist er aber rechtskräftig abgewiesen, so

bleibt die Geltung des Testamentes, trotz des demnächst von einem an

deren Notherben erstrittenen umstoßenden Erkenntnisses, gegen ihn res

iuäicsts. Der eingesetzte Erbe wird also für die Jntestatportion jenes

Enterbten die Kereclits» ex testsmento fortbesitzen. In der Regel

wird also der verdienter Weife Enterbte nur dann an der, durch die

Querel eines anderen Pflichttheilsberechtigten erstrittenen, Jntestaterb-

73) 5,. 8. §. 8. v. a« inoss. testsm. (S. 2.) In diese Stelle hineinzule«

gen, daß dem, der Querel sich nicht bedienenden, Sohne die legitim» titul«

singlllsri hinterlassen sei, wieVoorös bei s^kulting etSmsllevburg

nvtae sä vig. VII. S67, Francke, das Recht der Notherben und Pflicht

theilsberechtigten S. 213—2 IS, u. Mühlenbruch Fortsetzung von Glück's

Pandectencommentar XXXV. S. 402—405, thun , ist durchaus kein Grund

vorhanden. Vergl. Huschke a. a. O. S. 34S—347.

74) I.. 8. §. 16. 0. ge inoss. te»t.

75) Ii. 17. pr. eoä. „psrtem non k»<^t K!s, qui esnöem movere volunt,^

d. h. wenn es zur Intestaterbfolge kommt, so gebührt ihnen kein Theil daran.

76) I.. 23. §. 2. evtl.

77) Anderer Meinung ist Mühlenbruch a. a. O. S. 40« flg.

7S) I.. 20. xr. v. üs doo. e. t. (37. 4.) Ii. 12. §. S. v. cks Koni«

Udert. (38. 2.)
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folge Theil nehmen, wenn er selbst die Quere! wenigstens schon vor

bereitet hatte, als sein Miterbe obsiegte ^").

Es fragt sich aber ferner, wann in Folge der durchgesetzten

Querel die Jntestatsuccession als vollständig eingetreten gelte? Keinem

Zweifel unterliegt es, daß dieß der Fall sei, wenn der einzige Noth

erbe, der zugleich der einzige zunächst berufene Intestaterbe ist, gegen

den einzigen Testamentserben mit der Yuerels obsiegt ^'), oder natür»

lich ebenso, wenn sämmtliche Roth- und nächsten Intestaterben gleich

zeitig sämmtliche Testamentserben durch jene Klage besiegen. Ebenso

ist es umgekehrt keinem Bedenken unterworfen, daß wenn der Notherbe

nur gegen den einen lustitutus ein günstiges Erkenntniß erstreitet, ge- "

gen den anderen aber entweder die Querel gar nicht anstellt, od« mit

derselben zurückgewiesen wird (wie letzteres sowohl wegen abweichender

Ansicht des diesem Beklagten gegenüber' erkennenden Richters ^'), als

deßhalb geschehen kann, weil der Klager diesem Beklagten gegenüber

kein Recht hat, wie wenn der enterbte Bruder gegen eine turpi» und

eine Konests persona klagt, welche beide instituirt sind ^)), die Jnte

statsuccession in Folge der Autorität des rechtskräftigen Erkenntnisses

nur für den Theil erledigt ist, auf welchen jener Erste eingesetzt war,

während der andere Testamentserbe nach wie vor seine Portion auf

Grund des Testamentes fortbesitzt. Streitig ist dagegen die Wirkung

der Querel, welche nur einer von mehreren Nocherben durchgesetzt hat.

Um diese Wirkung zu beurtheilen , ist es nöthig, die zweifache Natur

der Querel zu berücksichtigen. Sie ist nämlich eine Kerectitstis xetiti«,

aber eine qualificirte der. pet. Wer sie anstellt, behauptet 1) Erbe zu

sein, kann also insofern er (sd intesww) Miterben hat, deren Por

tionen ihm nicht etwa schon accrescirt sind, nur behaupten, pr« xsrt«

Erbe zu sein, er stellt also in dieser Beziehung die Klage nur theil«

weise an 62); 2) stützt aber der Kläger diese Behauptung auf die

79) Sehr abweichend von den im Texte vorgetragenen Sätzen ist die Dar

stellung bei Mühlen bruch a. a. O. S. 393— 3SS. Es scheint indeß in

keiner Weise zulässig, von dem Rechte der contra t»d. Kon. poss. auf das der

Querel Schlußfolgerungen zu ziehen. Namentlich hat die hier zu entscheidende

Frage, ob, wenn des Baters Testament durch Querel vollständig umgestoßen

ist (inteswto pstrsksmiliäs facto), die darin ausgesprochene Enterbung als

einziger Ueberrest fortbestehen soll, nichts mit den beiden anderen gemein: 1)

ob der Sohn (der ja nach dem Rechte der bon. poss. «ontra tsb. ingenui nur

eine formelle Berücksichtigung fordern konnte), wenn er enterbt (wcnn ihm

also formell genügt) war, neben seinem präterirten Bruder vontr» tsb. des

Waters bon. ovs». agnosciren kann, und 2) ob der von seinem Vater, dem

Patrone, in einem giltig bleibenden Testamente Enterbte befugt sein soll,

gegen die täbnls» des väterlichen lidertu» die partis cllmiäiäe bon. poss. zu

agnosciren.

80) Francke d. R. d. Notherben S. 293.

81) I.. IS. §. 2. v. cls inolr. lest. ^. 13. «. eocl. (3. 28.) I.. 12. §. 4.

V. bon. Udert.

82) I.. 24. 0. Ss inoff. tost.

83) Huschke a. a. O. S. 344. Anm. 145. — I,. 17. pr. eoS. „8i gs

inokkvios« testsmento pstris alter ex lideris »Kere<i»ti» sgsret, qui» resc!,»«
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andere, baß daS Testament, aus welchem der Beklagte angetreten, M

inofficioses und daher ungiltig sei, und in dieser Beziehung geht d'i?

Klage, wenn dem Kläger auch nur der hundertste Theil der Erbschaft

«K iutsstato gebührt, dennoch gegen das ganze Testament, und

wenn der Kläger obsiegt, ist diesem Beklagten gegenüber das ganze Te

stament durch re» Wckiests, vernichtet^). Waren also außer dem Kla

genden noch andere Intestaterben vorhanden, die nicht etwa ihre An-

sprüche aufgegeben, so succediren sie (vorausgesetzt nur, daß das Testa

ment nicht anderen Institut!» gegenüber noch gilt) nun gemeinschaft

lich mit ihm, und die Portionen der Ausfallenden accresciren den wirklich

Erbenden ^). Dabei macht es denn auch keinerlei Unterschied, ob diese

jetzt concurrirenden Intestaterben in eigener Person gleichfalls ein Recht

zur Testamentsanfechtung gehabt haben würden oder nicht; auch im

letzteren Falle kommt ihnen der Sieg des Notherben, der die Querel

angestellt, zu statten. Waren also ein Ascendent und ein Bruder, welche

beide der Testator enterbt hatte, und außerdem ein Bruderssohn vor

handen, denen zwei lustituti, eine persona Kvuesta und eine turrns,

gegenüber standen, und erstreitet der Vater mit seiner Querel gegen

beide sori^ti Ksrsäes ein günstiges Erkenntniß, so wird der ganze Nach

laß unter den drei Intestaterben vertheilt, obgleich der Bruder über die

Einsetzung des makellosen Erben sich gar nicht beschweren konnte^).

In gleichem Sinne wird sogar, wenn ein zur Intestaterbfolge jetzt gar

nicht Berechtigter (z. B. die Mutter, wahrend noch ein Kind des Te

stators vorhanden ist), die Querel durchsetzt, dieser Sieg ihm selber gar

nicht, wohl aber den vor ihm berechtigten Intestaterben zu statten kom

men. Im neueren Rechte, wo die Notherben nie mehr als ihre legi-

tiuis fordern können, und wo dies« immer eine Quote der Jntestat-

portion ausmacht, wird ein solcher Sieg allerdings nur durch Jrrthum

(wenn z. B. dem Richter die Existenz jenes Kindes unbekannt geblie

ben war) oder durch Wiurlä iuäiei» gedacht werden können; anders

testsmento, »Iter quoqus »6 sucvessioiiem sb intestst« vovstur, et iäe« «ni-

verssm dereäitstem non rect« vüxjivssset etc."

84) Anderer Meinung ist Mühlenbruch a. a. O. S. 393, vgl. mit

420 flg.
LS) „We (nämlich der die Querel Anstellende) si «dtinuerit, utütur re!

ZuZiostä« suctoritäte" heißt es in der Ii. 17. «it. weiter, und zwar in Betreff

der ganzen Erbschaft, da sich nun ergeben, daß der andere Bruder rspuäisn.

tis sniiuo an der Anstellung der Querel keinen Theil genommen. Er hat

also die Querel nur als psrtiäris Kereäitstis petitio angestellt, dennoch aber

gewährt ihm der Sieg, weil das Testament vollständig umgestoßen ist, die

ganze Erbschaft : oussi eentumvir! nun« solum nlium in rebus Kumsnis esse

uiinu, yuum tacerent intestätum, ereäiclerint. Anders erklären diese Stelle

(welche dem Paulus die berüchtigten Vorwürfe des Fulgosius zugezogen,

vergl. L«KK«r6 Kermensutics iuris §. 84. Wut» *)), GlüÄ, Pondectencom-

mentär VII. 433—43S. und Francke, Recht der Nocherben 2SS, 2S9. Siehe

indeß H u sch k e a. a. O. S. 344. Anm. 146.

86) Anderer Meinung ist Mühlenbruch a. a. O. S. 416—419; vgl.

indeß Huschke a. a. O- S. 346.
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jedoch nach älterem Rechte, wo auch der entferntere, seiner Meinung

nach aber um den Erblasser besonders verdiente Intestaterbe sich darü

ber beschweren konnte, daß jener, indem er ihn nicht bedachte, ein «k-

Kcium pietsri» verletzt habe ^).

Wäre indeß die Querel von einem unter mehreren Intestaterben

nur gegen einen von mehreren Testamentserben durchgesetzt worden, so

wäre es zwar gleichmäßig wahr, daß diesem »oriptu» Kere, gegenüber

das ganze Testament als ungiltig zu betrachten ist, keineswegs aber

würde es überhaupt als ungiltig anzusehen sein. Wollten also die

übrigen Intestaterben von dem siegenden Kläger ihren Antheil an der

dem Testamentserben abgenommenen Erbportion fordern, so würde er

sie darauf verweisen, daß die Jntestatsuccession , so lange noch andere

»orlpti liereäe» aus dem Testamente Erben seien, nach dem Grund

sätze uem« pro parte testatus pro rmrte iuteststus cleveciere potest,

nicht als erledigt gelten könne ^"), daß ihm selbst also sein erstrittener

Theil nicht sowohl als Intestaterben , denn vielmehr auf Grund der

res iuäieitt« zustehe. So würde denn in dem oben erwähnten Falle,

wenn nicht der Vater, sondern der Bruder die Querel angestellt, also nur

gegen den anrüchigen Testamentserben obgesiegt hätte, die Portion, die

er von diesem Erhalten, nicht mit dem Vater und dem Bruderssohne

getheilt werden, sondern so lange ihm allein verbleiben, bis Elfterer da

durch, daß er die Querel auch gegen den makellosen Erben durchsetzte,

das Testament vollkommen umgestoßen hätte ^). Ständen sich drei

Geschwister gegenüber, von denen nur der Eine eingesetzt wäre, so

würde, wie noch weiter zu zeigen ist, jedes der beiden Enterbten, insoweit

als jener Erste auf seine Jntestatportion eingesetzt ist, das Testament

als iuotneiosuiii nicht angreifen können. Es würde also derselbe sei

nen Theil jedenfalls ex testsmento fortbesitzen. Klagt mithin nur der

Eine der Enterbten, so ist durch dessen Sieg sür den Anderen die Jn

testatsuccession noch nicht eröffnet ^"). Ebenso wenn dieser Andere mit

seiner Klage abgewiesen ist. Hat endlich der jetzt zur Jntestatsuccession

gar nicht Berechtigte gegen nur einen von mehreren Testamentserben

mit der Querel obgesiegt, so bleibt ihm, wenigstens vorläufig, gerade

umgekehrt wie in dem Falle, wo er gegen den einzigen Testamentser-

den geklagt hatte, die erstritten« Portion allein, ohne daß die Intestat

erben Theil daran hätten

87)1.. 6. §.1. 0. 6« Znoff. tsst. Bcrgl. Glück Commentar VII. S.

Mühlenbruch a. a. O. S. 422.

L8) Ii. 12. I. 4. 0. g« don. Udert.

89) Vergl. das Beispiel in ««Kol. i. vssilicor. »S XXIX. t. e»r>. 25.

i?»drot. V. 2SS.

90) I.. 16. pr. v. 6e inoss. te»t. Daß diese Stelle nicht, wie Cujaz ge

meint, vom Acerescenzrechte zu verstehen sei, haben schon Francke, d. Recht

der Notherben S. 275, Mühlenbruch s.a. O. S. 412—414. nachgewie

sen. Im Uebrigen ist ihre Auslegung mit der im Texte gegebenen nicht

übereinstimmend. Bergl. indes. Huschle a. «. L. S. 340. Anm. 137.

91) Ii. 25. K. 1. «»<>. Vgl. Iii seil rveitstt. svlvmn. K<i Ii. 6. S. 1.

«»ck. opsr« VII. 170. Huschte a. a. O. Anm. 136.

1«
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Hat von den mehreren Pflichttheilsberechtigten jeder geklagt, dn

eine aber ist rechtskraftig abgewiesen, während der andere gesiegt hat,

so gilt, wie bereits erwähnt worden ist, das Testament zu Gunsten der

darin eingesetzten Erben ebenso dem Ersten gegenüber, wie es im Ver

hältnis) zum Zweiten als nicht bestehend betrachtet wird. Der Nachlaß

bleibt also den »«riptis Kersäibus insoweit, als sie ihn im Falle des

Unterliegens an die abgewiesenen Querulanten hätten herausgeben müs-

sen. Sind endlich die eingesetzten Erben selbst, sämmtlich oder theil»

weise, zunächst berufene Intestaterben (gleichgiltig ob Pflichttheilsberech-

tigte oder nicht) , so kann die von dem Notherben angestellte Querel

nicht die Wirkung haben, das ganze Testament umzustoßen. Insoweit

der Erblasser jenen Institut!», die auch »K iuteswto mit dem klagen»

den Notherben concurrirt haben würden, nicht mehr als ihre Jntestat-

portion zugewandt, war sein letzter Wille nicht inofsiciosz die Einse

tzung eines solchen Intestaterben hat also die Wirkung, daß d'er Klä

ger in der Querel nicht nur sein Petitum nur auf seine Jntestatportion

richten, sondern daß er auch zu dessen Begründung nur innerhalb die

ser Grenze Jnofsiciosität behaupten kann. Das obsiegliche Erkenntniß,

das er erstreitet, macht den Erblasser nur in jenem Umfang iutesw-

tu«; im übrigen besteht die testamentarische Succession fort, und zwar

nicht nur zu Gunsten des eingesetzten Jntestat- oder Notherben, sondern,

wenn diesem nicht sein voller Jntestaterbtheil hinterlassen war, auch zu

Gunsten des miteingesetzten extrsueu» v^).

Wenn nun dem Obigen zufolge der Regel nach die auch nur von

einem unter mehreren Notherben durchgeführte Querel auch zu Gun

sten der übrigen Jntestatfuccession hevorrüft, so ergibt sich schon dar

aus in Ansehung der zweiten unter den früher aufgeworfenen Fragen,

daß e,., Accresciren der Querel, als einer Anfechtungsklage, gar nicht

gedacht werv^Hmn^); sie würde ja, für der Erbschaft angestellt,

nicht wirksamer werden, als sie es schon für ^ ist. Außerdem be

zieht sich die Querel auf das reinpersönliche Verhältniß zwischen dem

Erblasser und dem Querulanten, namentlich auf die Art, wie letzterer

gegen den ersten die «kKoi» riietsti» erfüllt hat; sie läßt sich also als

Anfechtungsklage von der Person des Notherben überall nicht in der

Art trennen, daß ein Anderer, dem sie accrescirt wäre, sie statt des

ursprünglich Berechtigten anstellte. Nicht die Querel also accrescirt, son

dern die in Folge der durchgeführten Querel deferirte Jntestatportion.

Daraus ergibt sich denn insbesondere, daß es darauf, ob der Ausge

fallene selbst zur Anstellung der Querel berechtigt gewesen wäre, eben

^ 92) I>. 1,9. eoä. Diese Stelle, die von den Glossatoren zu den sechs I«.

gibus gämnätis gezählt wurde, wird verständlich, sobald man nur in dem:

itkqus siel potest ein (verworfenes) Bedenken erkennt ! es könnte scheinen, als

ob die Portion der eingesetzten Rotherben , weil sie nicht geklagt (1^. 17. pr.),

der der klagenden Enterbten accresciren müsse. Vergl. Huschle a. a. O. S.

SSI, SS2. Abweichend sind die Erklärungen bei Francke a. a. O. S. 259

bis 26S und Mühlenbruch S. 430—432.

93) Anderer Meinung ist Mühlen bruch a. a. O. S. 406 flg.
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so wenig ankommt, als ob derjenige, dem accresciren soll, zu den Noth«

erben gehört; wahrend, wenn es sich nur um Accrescenz der Querel

als solcher handelte, die Jntestatportionen der nicht zur Querel Be

rechtigten, z. B. des rechtmäßig Enterbten, oder des mit Astenden«

ten und Brüdern concurrirenden Bruderkindes, dem Testamentserben

verbleiben, letzterer also befugt sein müßte, dem auf solche Accrescenz sich.

Berufenden fammtliche Einreden entgegen zu stellen, welche ihm gegen

den Ausgefallenen zugestanden haben würden. — Stehen drei Noth-

erben sich gegenüber, wovon der eine instituirt, die beiden anderen

exheredirt sind, und fällt der eine der letzteren aus, so accrescirt dessen

Jntestaterbtheil zur einen Hälfte dem anderen exkereästus , welcher

die Querel durchgeführt hat. Man kann aber nicht sagen, daß die

zweite Hälfte dem ivstiwtus accrescire, denn zwischen Jntestat- und

Testamentserben gilt kein Accrescenzrecht, sondern es wird ihm nur

um so viel weniger entrissen. Stände neben dem eingesetzten Nother

ben noch ein extraueu», so würde diesem jene zweite Hälfte der Por

tion des Ausgefallenen zu Gute kommen; denn nur ihm wäre durch

den klagenden Notherben Etwas entrissen worden.

' Unter den Personen, die in Folge ihrer Verwandtschaft mit dem'

Erblasser zur Querel berechtigt sein können, gehen diejenigen vor, de

nen auch die Jntestatsuccession zunächst gebührt. Verzichten indeß diese

auf Anstellung der Querel, oder unterliegen sie in dem wirklich,,erho

benen Prozesse, so können, jetzt die nächst ihnen sb iutsswt« Be

rufenen das Testament, als ein inossicioses anfechten. Allerdings ist

es eine Ausnahme gegen die allgemeine Regel, welcher zufolge das ge-

sammte Pflichttheilsrecht nach dem Momente des Todes des Testators

beurtheilt werden soll, wenn hier Personen, die damals gar nicht In

testaterben des Erblassers waren, das Recht gegeben wird, das Testa

ment, in dem ihnen kein Pflichttheil hinterlassen war, anzufechten. Aber

selbst die genügend begründete, Enterbung des nächsten Notherben soll

nach römischer Ansicht den Erblasser zu keiner, die übrige Familie

nicht berücksichtigenden, Willkür, sondern nur dazu befugen, daß er den

Enterbten als todt betrachtet (exlisreclsws pro uiortuo)^), nun also

auf die nach ihm folgenden Notherben die gleiche Rücksicht nimmt,

als ob ihnen Niemand zuvorstände Damit eine solche suovessio

In «zuerelsm eintreten könne, ist wesentlich erforderlich, daß der zu

nächst Berechtigte nunmehr auch von der Jntestatfolge als ausgeschlos

sen gelte; denn widrigenfalls würde der Sieg der Kläger nur zu des

sen Nutzen gereichen. Ein solches Ausschließen wird aber auch regel

mäßig in dem ausdrücklichen oder stillschweigenden Verzichte, im Tode

des zuerst Berechtigten, und in dem ungünstigen Erkenntnisse liegen.

Da ferner nur derjenige die Querel anstellen kann, dem die leAitiuis

nicht gewahrt ist, und da die legitlraa eine Portio z>orti«»I» »b wie-

stst« ist, so können die nachstehenden Pstichttheilsberechtigten nur dann

94) Ii. 1. §. S. v. 6s eon^ung. «. eman«. üb. (37. 8.) ? i

95) Vergl. F r a n ck e R. d. Notherben S. ZSO.
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klagen, wenn ihnen jetzt auch die Jntestatsuccession wirklich deferirt ist.

Daraus folgt denn, daß vor Justinian die suvvessi« in «uerelsm für

die Uber! und für die legitim! nur eine »»«cessio «rclinuin, für die

Cognaten aber außerdem auch noch eine snooessi« Arsäuum sein konnte.

Namentlich können nach dem Rechte dieser Zeit die Enkel, nachdem

ihr Vater auf die Querel verzichtet oder mit ihr abgewiesen ist, die

Quere! nicht als Uber!, sondern nur wenn und insofern ihnen noch

Kon. poss. unlle «n^ngti deferirt wird, anstellen^). Anders verhält

es sich jedoch seitdem Justinian für Agnaten , und , wie bereits er

wähnt worden, ebenso für Descendenten die »uveessio Fragmin einge

führt hat ^). Gegenwartig also ist es allgemeiner Grundsatz, daß,

wenn der zur Anstellung der Querel zunächst Berechtigte ausfällt, die

Entfernteren ganz in derselben Ordnung zur Anfechtung des Testamen

tes zugelassen werden, in welcher die Jntestatsuccession ihnen deferirt

wird. Waren nun zwei enterbte Söhne vorhanden, von denen der

eine sich der Querel begibt, so kann, wenn er Kinder hat, nach dem

bereits Ausgeführten von einer Accrescenz, durch welche das Anfechtungs

recht nunmehr allein dem anderen Sohne zustande, nicht die Rede

feyn z fondern die Enkel sind neben dem Bruder ihres Vaters zur Que

rel berechtigt

Wesentlich haben sich diese Grundsatze nach der Nov. 115 ver

ändert, bei deren Erörterung die ausschließliche Richtigkeit des sogenann

ten Derogations -, und in demselben des Nullitätssystems hier voraus

gesetzt werden soll ^). Ist nämlich den Anforderungen der Novelle

in Betreff der Art der Enterbung für sammtliche Exheredirte genügt,

ist also für einen jeden derfelben eine «süss exkereckstioul» angegeben

und ist diese «snss auch eine der von dem Gesetze als zureichend an

erkannten, und wird sie demnächst von den »«riptis Kersälbus als in

der Wahrheit begründet erwiesen so bleibt das Testament natür-

,96) Hierdurch erklärt sich I.. 34. <?. 6s in»«', tsst. (3. 28. vom Jahre

630.), in welcher Stelle Justinian den ungewöhnlichen Fall, daß dem die

Querel intendirenden nep«s, der »K intestst« im or<io eognstorum succediren

müßte, keine Verwandten im ort!» likerorum oder legitimorum vorgingen,

unberücksichtigt läßt. Francke a. a. O. S. 283—285. Zwar führt die S.

Ausgabe von Wening-Jngenheim Lehrbuch §. 494. Note gegen die

«uccsssi« ^räZiiuin auch die 1,. 10. Z. 4. L. cks süoptt. (8. 48.) an; doch redet

diese Stelle überall nicht von einem Fall, wo schon dem Sohne (als exkers-

clstu«) Querel zustand.

97) I.. 4. «.Äs don. libsrt. (6.4. vom 1. Dec. 631. vgl. «odrsÄsr

»ä S. 3. 5. cke legit. sgnät. »uev 3. 2.)

98) Die Sulässigkeit der successio ßrsguum für die Querel leugnet M ü h-

lenbruch a. a. O. S. 475—48«, und Lehrbuch des Pandectenrechtes H. 771.

Anm. 11; nicht aber der von ihm als einstimmend angeführte Francke a.

a. O. S. 281.

99) Mühlenbruch Fortsetzung von Glück XXXVIl. 29S—373.

1<X>) Descendenten müssen ohne Unterschied des Geschlechtes und Grades

ausdrücklich exheredirt werden; für Ascendenten genügt Prätention unter

Angabe eines zureichenden Grundes. Mühlenbruch a. a. O. XXXVIl.

190 flg., 230 flg.
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lich bei vollen Kräften. Ebenso wenn die Notherben zu einem, wenn

auch noch so geringem, Theile eingesetzt sind, in welchem Falle ihnen

die »pletoris s«tin das nn der legitim» etwa Fehlende gewahrt. Ist

aber auch nur für einen der bei des Testators Tode noch lebenden Exhe-

redirten einem dieser Erfordernisse nicht genügt, ist also ein Notherbe

präterirt, ohne Angabe des Grundes exheredirt, oder ist der angegebene

Grund kein von der Novelle anerkannter, oder vermag endlich der Te

stamentserbe die Wahrheit dieses Grundes nicht nachzuweisen, so gilt

in Betreff der Erbeseinsetzungen das Testament ebenso vollständig für

null, als wenn nach altem Civilrechte der Kliu» »>,u» präterirt wäre,

und die rite geschehene Enterbung der übrigen Pflichtthcilsberechtigten

dient, auch wenn die Institut! die Wahrheit der es«»» exkere^stiouis

beweisen, ihnen nicht dazu, deren Jntestatportionen für sich zu behalten.

Zwar verordnet die Novelle, daß, ungeachtet der in solchem Falle ein

tretenden Nichtigkeit der Erbeseinsetzungen, Legate und Fideicommisse,

Freiheitsertheilungen, Bestellungen von Vormündern und alle sonstigen

vom Rechte anerkannten Verfügungen '"^) rechtsbeständig bleiben sol

len; ein Bestehenbleiben der wohlverdienten Enterbungen läßt sich aber

daraus nicht folgern, da Erhcredationen höchstens nur den Institutio

nen gleichgestellt werden '^). Hat indeß der Enterbte gegen den »«ri-

ptus Keres geklagt, ist er in diesem Prozesse abgewiesen worden, und

wird demnächst in einem zweiten Prozesse das Testament für ungiltig

erklärt, weil einem anderen Notherben nicht Genüge geschehen, so ver

bleibt die Zntestatportion jenes Ersten dem eingesetzten Erben; denn in

dem zwischen diesen Beiden geführten Prozesse wurde nicht blos über

die Rechtsbeständigkcit der Enterbung des Klägers, sondern über den

Bestand des Testamentes überhaupt gestritten durch die ergangene

r« iuäiost« ist also dessen Willigkeit, und daß dem Kläger seine Zn

testatportion nicht gebühre, unter den Parteien zum formellen Rechte

geworden — Die Nullität des Testamentes macht in einem sol

chen Falle eine Accrescenz wegen versäumter Anstellung der Querel,

deren es ja überall nicht mehr bedarf, unmöglich; ebenso die »uovessi«

in yuerelsin 1"«). Das bloße Nichtklagen erledigt den dem einen

Notherben zugefallenen Theil nur insofern, als darin nach allgemeinen

Grundsätzen eine Repudiation liegt. Schweigt ein Enterbter über seine

Exheredation, so steht es den übrigen, vielleicht giltig ausgeschlossenen,

oder auch auf weniger als ihre Zntestatportion eingesetzten, Notherben,

ja, der richtigeren Meinung nach nicht minder auch den Intestaterben,

101) Mühlenbruch a. a. O. S. 256 flg.

102) «H« v!asH»or« «P«1«t« ro!« vo/ilvts «z'v««^»«.

103) Anderer Meinung ist ^V»rnK««n!g eommenwrii Zur. rom. Hl.

p. 299. i»k. Bergt, indeß Mühlenbruch a. a. O. XXXVIl. 273, 23«.

Anw. S4s.

104) I.. 95. v. s. v. o. t>. (29. 2.)

105) Mühlenbruch a. a. O- S. 282. , '

1«S) Mühlenbruch a. a. L. S. 2W, 2S4. ,
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die keine Notherben sind frei, eben sowohl sich auf die wegen for

mell ungenügender Exheredation des Elfteren eingetretene Nichtigkeit zu

berufen, als unter der Behauptung, die formell genügende sei unwahr,

den Beweis der vom Erblasser angegebenen Thatumstande vom ein

gesetzten Erben zu fordern. Gelingt dieses also nicht, oder war die

Enterbung formell ungenügend, so treten nunmehr sammtliche Inte

staterben, mit Einschluß des in solcher Weise ungiltig Enterbten ein,

dessen Portion mithin weder dem Testamentserben verbleibt, noch den

Miterben accrescirt. Verzichtet der ungiltig Enterbte aus seinen An-

theil, so ist, so lange die Erfordernisse einer Kereäitstis veuäiti« an

dem Testamentserben nicht eingetreten sind, kein Grund vorhanden,

diesem die ausgefallene Portion zuzusprechen, es muß also Accrescenz-

recht eintreten '^). Ist der ungiltig Enterbte iulurla iuäiois mit sei

ner KereMstis petirla ex «auss uulllistis abgewiesen, so verbleibt auf

Grund der res Wäiesw sein Erbtheil unzweifelhaft dem Testamentser

ben. Sehr bedenklich aber ist es, ob den übrigen Noth- oder Inte

staterben noch gestattet werden soll, in ihrem Interesse und in einem

neuen Rechtsstreite gegen den Testamentserben zu erweisen, daß dieselbe

exkereästi« , deren Giltigkeit dem Enterbten gegenüber einmal richter

lich ausgesprochen ist, dennoch nichtig sei. So viel innere Wahrschein

lichkeit indeß die Annahme für sich hat, daß Justinian hier eine Aus

nahme von der Regel, nach welcher die res iiMvsw nur unter den

Parteien für Wahrheit gilt, beabsichtigte, und eine Ausschließung auch

dritten gegenüber als gerecht angesehen wissen wollte, deren Ungerech

tigkeit dem Ausgeschlossenen selbst nachzuweisen nicht gelungen war, so

hat der Gesetzgeber jene Ausnahme doch mit bestimmten Worten nicht

eingeführt, und so bleibt nur übrig, bei der Regel stehen zu bleiben,

und demzufolge den Mitberufenen, und nach ihnen den entfernteren

Intestaterben immer noch zu gestatten, die ihnen zugefallenen Portionen

auf den Grund derselben angeblichen Nullität einzufordern ^). Da

indeß hierbei eine Accrefcenz der einmal aberkannte» Portion nicht statt

finden kann, so geht die Kereäitstis petitio eines jeden nur auf seinen

ursprünglichen Erbtheil, und sind sammtliche Zusammmenberufene rechts

kräftig abgewiesen, so können die Entfernteren durch suvLessIo graäuum

oder «rckiuuiu nicht eintreten.

107) Mühlenbruch a. a. O. S. 272 flg. Die entgegengesetzte An

sicht, daß die Richtigkeit des Testamentes wegen ungenügender Ausschließung

der Rotherben nur eine relative, zu Gunsten dieser letzten eintretende, sei,

kann sich nur auf die, von Bluntschli Entwickelung der Erbfolge gegen den

letzten Willen nach römischem Rechte mit besonderer Rücksicht auf die Nov.

116. S. 264, 26S, auch ausgesprochene, Ansicht stützen, daß es das Recht der

evntrs wb. bvn. pvss. sey, welches Justinian durch die Nov. habe generalisi-

ren wollen. Es sind aber gerade nur die Grundsätze der eivilrechtlichen Nul

lität, welche auf die Novelle übertragen werden müssen. Mühlen bruch a.

a. O. S. 246. , .

108) Anderer Meinung ist Mühlenbruch a. a. O. S. 269 flg.

1«9) Mühlenbruch a. «: O. S. 273 flg.
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Das Accrescenzrecht be! der 8uooe««I« «x tests-

meuto beruht, wie bereits oben erwähnt worden, auf der Untheilbar-

keit des zur Universalfuccesfion berufenden Willens des Erblassers.

Wollte der Erblasser diese Accrescenz durch eine besondere Berfü-

gung seines Testamentes ausschließen, so müßte er dadurch, wenn diese

Verfügung aufrecht erhalten werden sollte, zugleich seinem letzten Wil

len jene Unteilbarkeit, also ein wesentliches Moment seines Bestandes

nehmen mit anderen Worten, baß keine Accrescenz eintrete, kann

der Testator selbst durch ausdrückliche Anordnung nicht bestimmen'").

Dieser Grundsatz ergibt sich indeß nur durch die Unterwerfung des

subjectiven Willens des Testators unter die objectiven Rechtsprinci-

pien"2)z wo diese Unterordnung aufhört, wo nur nach dem subjectiven

Willen des Erblassers als solchem, nicht aber danach gefragt, wird , ob

er rechtlich-vernünftig sei oder nicht, wie bei dem Testamente der

Soldaten, da kann zwar Anwachsungsrecht ebenfalls eintreten, aber

es ist alsdann nicht auf die rechtlich nothwendige Untheilbarkeit des

letzten Willens überhaupt, sondern auf die Bermuthung des eventuel

len Willens eben dieses Testators gegründet "^). Daraus folgt denn,

daß, wenn der testirende Soldat ausdrücklich .nur über eine einzelne

Sache oder einen aliquoten Theil seines Vermögens letztwillig verfügt

hat, der Rest desselben, so lange nicht feststeht, daß der Testator sich

jener Quoten nur als eines ungeschickten Ausdruckes, mit dem er sei

nen ganzen Nachlaß umfassen wollte, bedienet habe "^), nicht den

11«) Vergl. 1>. SS. v. S« lentis. (1. 30.)

111) Natürlich steht es indeß dem Erblasser frei , den Eintritt des Fal

les, in welchem allein Accrescenzrecht eintritt, d. h. den der Erledigung

der Erbportion durch eventuelle Verfügungen, nämlich durch Substitution, zu

verhindern. ?su1i receptss sententis« IV. 8. §. 26. in f. I,. 2. S. g.

v. 6e b«n. pos«. sec. rsd. (37. 11.) Die Accrescenz als eine stillschweigende

Substitution anzusehen, wie Gans Erbrecht in weltgeschichtl. Entwicrelung

II. 427. Rudorfs über bie esetueorum vinäicsti« in der Zeitschrift für

geschichtl. Rechtswissenschaft. VI. 399, 4M, und wenigstens theilweise auch

Schneider Anwachsungsrecht S. 49, So, thun, ist irrig. Obgleich näm

lich die gegenseitige Substitution der Miterben den Theil des Ausfallenden

unter den Uebrigen gleich der Accrescenz pro psrtibu» Kereöütsri!» vertheilt,

§. Z. 5. 6e vulg. «übst. (2. IS.) und ihre Wirkung, sobald der Substitut

nur die Jnftitutionsportion bereits erworben, ip»« iure äußert I,. 3S. pr. 0.

Ss ^. v. o. K. (29. 2.), so enthält sie doch immer eine neue Berufung der

Person des Substituten, wird also unwirksam, sobald derselbe inzwischen ge

storben ist, während es für das Anwachsungsrecht heißt : porti« portioni u«>

er«s«!t. Ii. 9. v. 6e »ui». (38. 16.) Daraus folgt , daß, wenn unter den

rerZprore Substituirten zur Zeit des Ausfalles einer Portion einzelne gestorben

waren, jene Portion nur den noch Lebenden iurs sudstiwtionis zufällt. Waren

sie Alle gestorben, so ist die Substitution erledigt, und nunmehr tritt Accre

scenz zu Gunsten der auf die Erben der Erben übergegangenen Portio

nen ein.
112) l'sstsmentum «st voluntstls nostrse ivst» «ententis. I,. I.V.

qui testsinent». (28. 1.)

113) Huschke im rhein. Museum VI. 326—333.

114) 1^. 3. 0. 6s teslsm. milit. (6. 21.)
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eingesetzten Erben zuwachst, sondern an die Intestaterben fällt "2). Succe-

dirt alsdann einer dieser Letzteren nicht, so versteht es sich von selbst, daß

für die übrigen Intestaterben die gewöhnlichen Grundsätze über Accre-

scenzrecht gelten, und daß die Portionen des Testamentserben sich da

durch nicht vermehren. Umgekehrt muß aber behauptet werden , daß,

wenn im obigen Falle einer der Testamentserben des Soldaten aus

fallt, dessen Portion im Zweifel den Intestaterben und nur, wenn die

gegentheilige Absicht des Testators deutlich erhellt, den übrigen im Te

stamente Berufenen zuzuweisen ist. Hat der testirende Soldat zu sei

nen castrensischen und nichtcastrensischen Gütern oder sonst zu getrenn

ten Abtheilungen seines Vermögens verschiedene Erben berufen "6), sg

wird, sobald sich mit Bestimmtheit ergibt, daß der Erblasser die In

testaterben ganz ausschließen wollte das Acrescenzrecht zunächst

unter den in solcher Weise Zusammenberufenen, dann aber auch un

ter den sich Gegenüberstehenden, und zwar mit Rechtsnothwenoigkeit,

wie bei dem ?sFär>u», eintreten "^). Ist endlich im Soldatentesta

mente das ganze Vermögen ordnungsmäßig und nach Quoten ver

gabt, so werden durch den Ausfall eines der berufenen Erben im Zwei

fel, unter Ausschließung des Accrescenzrechtes , die Intestaterben beru

fen . nur der Beweis des den letzteren bestimmt entgegenstehenden

Willens des Testators läßt das Anwachsungsrecht, und alsdann völlig

nach den gemeinrechtlichen Principien zu.

Wenn für die Testamente der Nichtsoldaten die rcchts-

nothwendige Untheilbarkeit des erblasserischen Willens als der Grund

angegeben ist, warum Accrescenz überhaupt eintritt, so ist damit noch

nicht gesagt, daß die Art, wie sie eintritt, nicht möglichenfalls noch

von einem anderen Principe beherrscht sein könne, und in der That

ergibt sich, daß während ursprünglich auch über jenes Wie des Accre-

scirens, d. h. über die Vertheilung der ausfallenden Portion, das objective

Recht ohne Berücksichtigung des präsumtiven Willens des Testators,

also nach denselben Grundsätzen wie bei der Jntestatsuccession entschei

det, spater dieser Wille, der bei Soldatentestamenten ausschließlich

darüber bestimmt, ob Accrescenzrecht gelten solle, bei Beantwortung

der Frage: wie accrescire? eine mehr oder weniger untergeordnete

Beachtung findet.

115) I.. 6. v. eoS. (29. 1.) 1.. 2. O. eoä.

116) Vergl. I.. 25. S. 1. v. i»m. nervi,«. (10. 2.) I.. 78. pr. v. 6s

Kereckid. insUt. (28. S.) Ii. 19. S.Z. v. 6e ««trensi perulio. (49. 17.)

117) I,. 1. L. ge tsstam. milit. Vergl. mit 5'»Ker error«« prsgm«.ti-

corum <lec. I^XXI. err. 1«. und I.. 42. §. 1. 2. v. Äe b«i>. libert. (33. 2.)

Vgl. mit kl' » K e r ibick. See. I.XXII. err. 1. 4.

IIS) I.. 17. §. 1. v. üs testsm. mil. Vgl. mit ?»ber I. e. 6e«. I.XXI.

«rr. 9. Weil jedoch castrensische und pciganische Güter als zwei verschiedene

Vermögen gelten, so gewinnt der Erbe, der in die Kon» der einen Art bereits

sucudirt ist, durch den Ausfall des zu den buu?» der anderen Art Berufenen,

gleich dem Miterben des abstinirenden »uns (vgl. oben Anm. 19) das Recht,

nun beide Vermdgenstheile zugleich aufzugeben.

119) I,. 37. V. ge testsni. mil.
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Der die Accrescenz im Intestaterbrechte beherrschende Grundsatz,

daß der Ausfallende als nie vorhanden gewesen zu be

trachten sei, ergibt in seiner Anwendung auf Teftamentarsuc-

cession, daß, wenn alle Erben gleichmäßig ohne ausdrückliche Bezeich

nung einer Portion berufen sind, unter den übrigbleibenden nunmehr

die ganze Erbschaft eben so zu gleichen aber vergrößerten Raten ver

theilt wird, als wären von jeher nur diese instituirt gewesen. Hatte

der Testator die Erbschafe nach Quoten vertheilt, dabei jedoch die Ein

heitüberschritten, so» würde, wenn alle Berufenen succedirt wären, eine

verhältnißmäßige Herabsetzung jedes Antheiles nöthig gewesen sein.

Macht nun der Ausfall eines Eingesetzten, daß die übrig bleibenden

testamentarischen Quoten jetzt zusammen der Einheit genau gleich kom

men, so hat es dabei sein Bewenden, ganz ebenso, als ob der Erblasser

jene Einheit niemals überschritten hätte. Ist dagegen auch jetzt noch

mehr als eine einfache Einheit vertheilt, oder war umgekehrt diese Ein

heit schon durch die ursprüngliche Vertheilung nicht erreicht, oder wurde

auch die vom Testator vorgenommene, gerade aufgehende oder über

zahlige Vertheilung erst durch den Ausfall' eines Erben eine unvollstän

dige, so findet die verhältnißmäßige Reduction oder Vermehrung der

Raten, zu denen der Erblasser berufen, ganz ebenso statt, als ob die

nach jenem Ausfalle stehen bleibenden von jeher die einzigen, über die

das Testament verordnet, gewesen wären '^). Das Princip der Ac

crescenz in dieser ersten und einfachsten Gestalt fällt also mit dem der

Berichtigung einer ursprünglich unvollständigen oder überzähligen Ver

theilung und nicht minder mit dem gleichlautenden Principe zusammen,

nach welchem Berufungen von zur Zeit der Testamentserrichtung be

reits verstorbenen oder erbunfähigen Personen (es quse pro , uo»

»«riptls Käbeuwr) den Mitberufenen nach Portionen ihres Erbtheiles

zu Gute kommen, welches Zugutekommen doch nur mißbräuchlich eine

Accrefcenz genannt werden kann ^').

Hatte der Erblasser die Erben entweder sämmtlich, oder einzelne

unter ihnen nicht in der Art berufen, daß er für einen Jeden eine be

stimmte Quote ausgesetzt, so entscheidet sich, von diesem Principe aus

gehend, die Frage, ob der Ausfall eines Einzelnen allen Uebrigen oder

nur Einzelnen zu Gute komme, danach, ob in Folge der Art, wie der

Erblasser gesprochen, die Portion des Ausfallenden sofort selbstständig

zu ermitteln, oder ob sie zunächst für ihn und einen anderen zusammen

120) Ii. S9. §. s. v. s« Ksrsg. !n5t. (28. s.) 4 und s waren jeder zu

Z, V aber zu Z eingesetzt; die beiden Ersten hätten also nach der vorzuneh

menden Reduction jeder ^x, der Letzte aber erhalten müssen. Nun fällt

S aus, und seine Portion accrescirt den beiden anderen in der Art, daß X

jetzt im Ganzen O aber ? erhält. Oder X war auf z, L auf ^ und O

auf ^ eingesetzt; diese Portionen hätten auf Z?, und erhöht werden

müssen. Fällt nun L aus, so accrescirt seine Portion den anderen beiden in

der Art, daß jetzt ^ im Ganzen Z, « aber Z hat.

121) l.. 2«. F. 2. 0. äs Kereäib. tnstit. ^. 21. §. 3. C. Üs tsstsmenti».

(6. 2S.)
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bestimmt war, und dann erst Jeder von ihnen weiter durch eine nicht

schon vom Testator selbst verordnete Theilung, also lediglich durch ihr

gemeinsames Zusammentreffen, auf einen Theil jener Portion beschränkt

ward Im letzten Falle nämlich bleibt jene primäre Portion un

geachtet des Ausfalles dieselbe, aber die Subdivision wird durch den

letzteren unnöthig; der mit dem Ausgefallenen zu der gleichen Portion

Berufene erhält diese nun also ganz '23) IM anderen Worten:

während alle Erben als Univerfalsuccessoren in der Repräsentation des

Erblassers verbunden (rs Ooi.iui.otl) und dadurch »ohne Unterschied zum

Accrescenzrechte unter einander im Allgemeinen befähigt sind, kön

nen einzelne unter ihnen auch speciell zu einer Erbportion in ähnli

cher Weise verbunden sein, und wie dadurch bei wirklich eintretender

Concurrenz dieselbe unter ihnen vertheilt worden wäre, so bleibt sie

beim Ausfalle eines von ihnen den Uebrigen ungeschmälert, es steht

diesen ein vorzugsweises Accrescenzrecht zu.

So wenig nun die Accrescenz selbst der Willkür des Erblassers un

terworfen ist, so ist doch die Frage nach der Art, wie der Testator den

Nächlaß vertheilt wissen wollte, von welcher jene abhängig ist, eine reine

Willensfrage. Daß, wenn die mehreren Erben fämmtlich in gleicher

Weise ohne Angabe eines Erbtheiles berufen waren, oder, wenn um

gekehrt einem Jeden durch die Worte des Testamentes selbst eine be

stimmte Quote, wenn auch vielleicht in einem Redesatze mit der Be

rufung eines anderen Erben verbunden (verbis «oniuuoti), ausgesetzt

war, sich die Portion eines Jeden selbstständig ergab , also von einer

Verbindung im obigen Sinne nicht die Rede sein konnte, das darf

keinem Zweifel unterliegen ^«). Ob aber der Testator, indem er, an

deren einzeln Berufenen gegenüber, Mehrere ohne Bezeichnung der Por-

122) Ii. 80. V. üe legst. (3. 32.) Oonjimotim Kersöes institui, . . . Ko«

est : totsW Kereäitstsm . . . «ingulis üstsm esse, partes sutem «oneursu öeri.

Vgl. Baumeister Anwachsungsrecht S. 163, 164. Schneider Anwach

sungsrecht S. 263.

123) I,. 63. V. öe Kereäib. instit. — : si qiii» ex vonjunvtis clsoessit, doe

nun s<! omnes, seü scl reli^uos , <zui vonHuavti ersnt pertinet. Vgl. Lros-

««Ken observstt. j. rom. p. 101. 102. I^s. d. Baumeister«, a. O> S.

185, 186. Mayer, Recht der Anwachsung S. 66, 57. «it^Ier c>u»e»t.

6s lege ZUIis et ?sp. ?«pp. spe«. II. p. 10. Ks. 7. S. auch Ii. 34. pr. in k.

v. äs leg. (1. 30.) I.. 3. pr.-v. 6e usuir. »«eres«. (7. 2.) Daß das Accre

scenzrecht unter Erben aus der Berufung auf eine Portion nicht hervorgehe,

sondern allein von der Wortverbindung abhängig sei, behauptet wohl nur

Gans Erbrecht in weltgeschichl. Entwicklung II. 426—431.

124) ^rg. I,. 89. v. äs legst. (3. 32.) Verdis («onjulieti viclsntur) non

etism re: 'litio et 8eio kunöuin seyuis psrtibus clo, leg«,

quonism Semper psrtes dsbent legstsrii. Vgl. Rudorfs a. «. O. S. 416

flg. Baumeister a. a. O. S. 226—235. Der Letztere hält S. 19« bis

206 nur diejenigen für verbis «onMnvti, denen der Erblasser den fraglichen,

zwar zunächst ausdrücklich unter ihnen vertheilten, Erbtheil (oder das Legat),

doch eventuell ganz, also vorzugsweise vor den übrigen Concurrenten zuge

dacht hat. Siehe indeß Schn ei d er/ Anwachsungsrecht S. 266—270. Vgl.

auch 1.. 20. 0. äs legst. (2. 31.)
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tion zusammenberief, die Letzteren zusammen nur einem der Ersteren

gleichstellen '^), gh er, indem er den Zweiten zu dem gleichen Theile

berief, zu dem er bereits den Ersten eingesetzt hatte, Beiden zusammen

nur jenen einen Theil geben, oder «b er dadurch blos ausdrücken

wollte, Beide sollten an dem Gesammtnachlasse gleich große Antheile er

halten '^), ob er endlich, wenn er über einen Theil der dem Ersten

ertheilten Portion zu Gunsten des Zweiten verfügte dadurch Beide

in Ansehung jenes Theiles concurriren zu lassen, oder ob er die erste Erbes-

einsetzung für jenen Theil zu Gunsten des Zweiten zurückzunehmen be

absichtigte '2"): das Alles sind Fragen, die sich nur durch mehr oder

minder trügerische Vermuthungen entscheiden lassen, und in Betreff

deren die römischen Juristen daher auch verschiedener Meinung sein

konnten. Auch gehört ihre Beantwortung wesentlich in die Lehre von

der Interpretation der Erbeseinsetzungen; in die von der Accrescenz

aber nur insofern, als die Annahme einer solchen Verbindung zu einer

und derselben Portion nothwendig zu der einer Anwachsung, im Falle

der so Verbundene aussiele, führt.

126) Nach I,. 69. §. 2. v. Se Kere<Z. inst, gelten bei der Einsetzung :

rius Keres est» ; Leius et Mseviv» Kerecles sunt« die beiden Letzten zusammen

nur so viel als der Erste; Jeder von ihnen erhält nur 5, l'itin» aber

Ebenso nach I>. 14Z. mecl. v. <Is verb. sign. (50. 16.) bei der Einsetzung :

Leins, »Kevins derecles sunt« ; ?itius ex parte liimiöis Keres est«. Hat der

Testator dagegen gesagt : l'itius Keres est«, Lsius et IVIasvius aequis ex par-

tibus Keredes sunt«, so gelten die beiden letzteren nicht als auf eine Portion

verbunden (Xon tsm coiijunxisss, l>uan> «elerius öixisse vicletur), es muß also

angenommcn werden, daß jeder der berufenen Erben ^ erhält, und unter den

beiden Letzten findet keine ausschließliche Accrescenz statt. 1,. 66. v. Äs Kereö.

instit. Vergl. Baumeister a. a. O. S. 195— 193. Mayer a. a. O.

S. 60 flg.

126) Nach I.. 142. in k. v. 6e verk. sign, sollen bei der Einsetzung: l'i-

tiu» ex parte climickia Keres est« ; Leins ex parte c>ua Vitium institui, Keres

es«,« ; semproniu» ex parte äimiöia Keres est«, nicht wie im Falle der I>. 66.

«it. drei Dritttheile als vertheilt, sondern, hauptsächlich wegen der schließli

chen Einsetzung des Semproniu» auf ^, litiu» und Seius als zu derselben Hälfte

berufen gelten. Das Gleiche nimmt jedoch 1^. 16. 0. cle Kered. inst, auch in

dem Falle an, wenn die Einsetzung folgendermaßen lautete: Kemprcmius ex

parte tlimicliä Keres est« ; Keius ex parte climiclis; ex qua parte Leiuin inst!»

tu!, ex esöem parte l'itin» Keres est«. Vgl. LroesvKen I. e. p. 101 sy.

Baumeister a. a. O. S. 224 flg. Schneider a. a. O. S. 62.

127) Die ganze Jnstitutionsportion kann der Testator dem einmal beru

fenen Erben in demselben Testamente nicht wieder nehmen. I>. 13. §. 1. v.

Äs Uberi et post. (23. 2.) Ii. 17. S. 2. 0. 6e testsm. mil. (29. 1.)

12«) Ii. 23. pr. <?. Ss legatis. (4. 37.) bestimmt zunächst für Legate,

wenn erst dem Einen das Ganze, dann aber dem Anderen eine Quote dieses

Ganzen hinterlassen sei, so solle die letzte Honorirung vollständig realisirt, die

erste also in entsprechendem Maße herabgesetzt werden. Die Anwendbarkeit

dieses Grundsatzes auf Erbeseinsetzungen läßt sich bezweifeln. Nach dem

Sinne des alten Rechtes, wie er sich in I>. 16. pr. eit. 1^. 41. pr. v. cle

legat. II. ausspricht, würde vielmehr immer eine verhältnißmäße Reduktion

sämmtiicher Honorirungen auf die Einheit angenommen werden müssen. Vgl.

Schneider a. a. O- S. 277 flg.
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Besondere Beachtung verdienen indeß ein paar Falle, in denen es

zwar nicht zweifelhaft sein kann, einen wie großen Theil der Erblasser

den einzelnen berufenen Erben zugedacht habe, wohl aber, ob die Por

tion Mehrerer als eine ausschließlich zusammen zu berechnende anzusehen

sei. Hat nämlich der Testator zuerst zwei Erben, jeden zur Halste,

und dann einen dritten zur gesammten Erbschaft berufen, so kann es

zwar nicht füglich einem Bedenken unterliegen, daß jeder der beiden Er

sten nur zu ^, der Letzte aber zu^ succedirt; zu diesem Resultate kann

man aber auf verschiedenen Wegen, die für das Accrescenzrecht ver

schiedene Consequenzen ergeben, gelangen. Sieht man nämlich die Be

rufung des Dritten so an, als ob dadurch die beiden Ersten auf eine der

beiden Halsten, über die der Erblasser zu ihren Gunsten bereits verfügt

hatte, beschrankt würden, so erscheinen diese nunmehr als durch jene

neue Berufung Verbundene, und beim Ausfalle des einen muß sein

Antheil allein dem anderen accresciren. Man kann aber auch alle drei

Berufungen so auffassen, als ob der Erblasser von Hause aus eine

doppelte Einheit habe vertheilen wollen, so daß sämmtliche Institutio

nen in gleichem Verhältnisse auf die einfache Einheit reducirt werden

müssen '^). Alsdann erscheinen die zwei Ersten in keiner Art verbun

den; fallt also einer von ihnen aus, so accrescict sein Antheil den bei

den Miterben pro rata Ii«r«lUtsria , oder was gleichviel bedeutet,' die

Institutionen werden nach seinem Ausfall nicht von 2 auf 1, sondern

von 1^ auf 1 reducirt. Diese letzte Auffassung erklären die Quellen

mit Recht für die allein richtige '^).

Hätte der Erblasser einige Erben zu bestimmten Quoten, andere

aber ohne eine solche Angabe berufen, so war es wiederum unzweifel

haft, daß den Letzteren der nach Abzug der Portionen der Ersteren blei

bende Rest der Einheit, oder wenn diese durch jene Portionen erschöpft

war, die zweite Einheit (alsdann natürlich unter demnächstiger Redu

ktion sammtlicher Erbtheile auf die Hälfte) zufiel '^'). Bedenklich aber

mußte es erscheinen, ob diese Letzteren, wenn sie nicht als eine Perso

neneinheit Critlu» «r KIsevius tiereäe» »uut«), sondern ganz selbststän

dig C?itiu8 Iiere» e»to, Klsevius Keres est«), vielleicht durch anderwei

tige Dispositionen getrennt, berufen waren, dennoch den übrigen Erben

129) Vgl. li. 13. §. 3—7. v. äs KereS. instit.

13N) Ii. 41. pr. v. cls legst. (2. 31.) spricht diesen Satz zwar nur für

das Legat eines innllu» aus; es ist aber kein Grund, ihn nicht ebenso für Er

beseinsetzungen als geltend zu betrachten. Vergleiche über die Auslegung der

Stelle: k'ubsr error«» prsgmäti«. ckec. X1.1X. err. 8. Baumeister«,

a. O. S. 2ZS — 239. Völlig mit Unrecht behauptet Schneider Anwach

sungsrecht S. 6«, 61, in dem Falle jener Stelle sei Sein» schon ursprünglich

auf dieselbe Hälfte gerufen, wie Nseviu». Wäre dem also, so müßten, da

der Erblasser statt der einfachen Einheit 1j vertheilt hätte, die beiden Ge

nannten zusammen H erhalten. Sollte dann, wie ^»volenus sagt, was

aber gegen alle Rechtsregeln wäre, si Leins clseesserit, z>»r» eius utriqn«

»evrescer«,, so würde von dem Sechstheile des Seins dem litiu» Z (A), dem

Ittsevi,,» aber 5 (zv) zufallen.

131) I.. 17. I. 3-5. v. 6e KereSid. inst.
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gegenüber als zu jenem Reste verbunden betrachtet werden sollten? Die

Analogie des vorigen Falles lag nahe, in dem ebenfalls die durch Con-

currenz Anderer auf einen bestimmten Theil Berufenen doch unter ein

ander nicht als «oniunvti galten '^). Wird nun demgemäß die obige

Frage verneinend entschieden, wird es mit anderen Worten so ange

sehen, als ob der Erblasser die beiden »ine r>srt<? Jnstituirten ausdrück

lich auf Hälften des Restes der Einheit eingesetzt hätte, so accrescirt''

die Portion des Ausfallenden nicht dem anderen gleichfalls »in« parte

Berufenen allein , sondern allen Miterben nach Proportion ihres Erb-

theiles. Dies Resultat weicht aber von dem oben an die Spitze ge

stellten Principe des Accrescenzrechtes sb inte»tsto, daß der Ausgefal

lene als nie vorhanden gewesen betrachtet werden solle, ab; denn die

sem zufolge hätte nun dem anderen »ine psrte Eingesetzten der Rest,

ausschließlich zufallen müssen '^). Daher wird denn auch berichtet,

daß über diese Entscheidung viel geschwankt,, sxiz aber man hatte sich

bereits daran gewöhnt, die Regel, der ausfallende Erbtheil eines nicht

«oniuuotus accrescire (als ein Recht) den übrigen Miterben pro rsw

derecZitsris, die in den meisten Fällen mit jenem Principe zu den glei

chen Ergebnissen führte, statt des Principes selber zu nehmen '^).

Wächst in solcher Weise die ursprünglich dem einen Erben zuge

dachte Portion seinen Miterben zu, so muß beim eigentlichen Accre-

scenzrechte ursprünglich jede vom Testator mit dieser Honorirung ver

bundene Last (Legat, Fideikommiß, «onciitioni» impiencks« «süss im-

riositä u. s. w.) untergehen, wenn sie der Person des Honorir-

tenz aber auf die Miterben in Folge der Accresrenz r>r« rst» über

tragen werden, wenn sie der Portion selbst auferlegt war ^°).

Bei Erbeseinsetzungen, welche von Anfang an z>r« uou scriptis galten,

132) Auf einen bestimmten, scheinbar ihnen gemeinsam zugewiesenen,

, Theil werden sie nur dadurch berufen, daß sie anderen, auf ausdrücklich vom

Testator genannte Quoten, welche noch einen Rest lassen, eingesetzten Erben

gegenüber stehen. Rur auf diesen Fall also sind die im Texte ausgesproche

nen Sätze zu beschränken. Vgl. Ii. 59. §. 2. v. äs Kereä. inst. Siehe oben

Anm. 126.

133) 1.. 17. §. 1. 2. v. äe K«r. inst. Vgl. über die Auslegung dieser

vielbestrittenen Stelle: ^sber «rr«r. prsgm. äe«. XlilX. err. 2. und eine

andere Interpretation ebendas. äe«. 0. err. 10. L,smo» äel Nsn?»»» sä

t!t. I). äs legst, psrs II. «sp. 1. §. 34—40. in IVIeermsnn l'Kessur. VII.

291—294. «oeseken I. «. p. 104. «s. «. Rudorfs in der Zeitschrift

für gesch. Rechtswissenschaft VI. 421, 422. Zimmern in Neustetel und

Zimmern römisch rechtl. Untersuchungen S. 93 — 10«. Baumeister«,

a. O- S. ISS, 187, 220—224. Mayer a. a. O. S. 68—72. «it^Isr

I. e. p. 11. 12.

134) 1^. 69. §. 3. v. äs Kereä. inst. Ii. un §. 10. vires meä. v. äs

«säuv. toll. (6. 61.)

135) Es wurde angenommen, die Last sei der Person, nicht der Portion

auferlegt, wenn der einzelne Erbe, als der zur Prüstation Gehaltene, nament

lich genannt war (si sb Kereäe nominstim legstum est). Ii. 29. S. 2. v. äs

legst, (2. 31.) S. auch Ii. 54. §. I. 0. äs eonäitt. et äemonstr. (35. I.) vgl.

mit Ii. 61. §. 1. 1>. äs leg. II. Ii. SV. v. äs eonä. «t äem.
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konnte es nie so angesehen werden, als wenn die Portion belastet

wäre, denn rechtlich war über diesen Theil überall nicht verfügt; er fiel

als« den Miterben sine su« «nere zu ^). Nur das dem unwirk

sam Honorirten auferlegte Fideicommiß der Freiheit soll ausnahmsweise

von denen erfüllt werden, an welche jene Erbportion fallt In

Ansehung der ursprünglich giltig geschehenen Einsetzungen von Erben,

die später ausgefallen sind, ist dagegen die Frage, ob die Last der Per

son oder der Portion auferlegt sei, eine nicht im Allgemeinen zu ent

scheidende qusestio voluntstis '^). Seitdem indeß unter Severus

und Caracalla der Grundsatz durch Reskripte anerkannt wurde, daß

die dem insriruws auferlegten Lasten für stillschweigend auf den suK-

»tirurus übertragen anzusehen seien '^), wandte man das gleiche Prin-

cip auch auf die Accrescenz an ^°), so daß jetzt: Porti« 5rsu»ir erun

.su« ouere, als Regel gilt> und die Absicht des Testators, die Last nur

der Person des Ausgefallenen aufzuerlegen, aus der nur auf diese

Person bezüglichen Natur dieses «uus, oder sonst nachgewiesen wer

den muß.

Erleidet nun in solcher Weise die dem einen Erben ursprünglich

zugewiesene Portion durch Accrescenz eine Vermehrung, so ist weiter zu

fragen, ob und in welcher Art die letztere auf die Berechnung der tsl-

«iäia Einfluß habe? Hier ist nun zunächst so viel unbedenklich, daß

eines Theiles die mehreren nunmehr in einer Person verbundenen Por

tionen , nebst den darauf gelegten Lasten, in Betreff der Berechnung

der tslvikliä als eine einzige betrachtet werden, insofern es sich um

Vermächtnisse handelt, die der gesammten Erbschaft, nicht dem einzelnen

Erben,' auferlegt sind ^'), oder insofern die mehreren Erbtheile durch

136) Ii. un. §. 3. 9. «. Se esS. toll. (6. 51.)

137) l^. S6. §. 6. v. 6« Kaeivoinin. libert. (40. 5.) Die citirte Ii. un.

spricht von einigen Ausnahmsfällen (null« grsvsinin«, nisi perrsr«, su>

perveniente, — eorum qusedsm, «tsi tslis spro non «oriptis^ «int, ts-

inen cum suo onsre veniedsnt : Huse et no» in novi iuris compositions «ps-

eisliter enumersri iu»simu») ; daher führen die Glosse, und nach ihrem Vor

gange die Neueren, z. B. Schneider, Anwachsungsrecht S. 81, noch die

Bestimmung an, daß, wenn Jemand gegen die Vorschrift des Libonianischen

LiO. seine Honorirung in der Urkunde des Testamentes selbst geschrieben hat,

wenn diese also pro n«n «eriprs ist, die ihm gemachte Auflage, das ihm Zu

gewiesene an einen Dritten zu restituiren, auch diejenigen bindet, denen nun

das Object jener Honorirung zufällt. Ii. 6. 0. <le bis quse pro non «er. (34.

8.) Ii. 14. §. 2. v. 6e Ii. cor», äs ksls. (48. 10.) Im Grunde ist aber jene

Auflage als ein unmittelbares, gegen das 8L. liibonisn. nicht verstoßendes,

und daher schon nach allgemeinen Grundsätzen giltiges Fideicommiß zu be

trachten.

138) OonHeeturs ex voluntste teststoris «spienös. Ii, 77. S. 16. V. 6s

legst. (2. 31.)

13») Ii. 74. v. 6e legst. (1. 30.) Ii. 61. §. 1. v. cle legst. (Z. 3!.) c5.

Ii. 4. «. sö. ««. Iredellisn. (6. 49.) Vgl. Hugo Rechtsgeschichte 1l. Aus

gabe S. 791. Roßhirt, die Lehre von den Vermächtnissen nach römischem

Rechte I. 458.

14«) Ii. 61. §. 1. cit.

141) Ii. 1. §. 13. in f. 0. I. tsleiö. (3S. Z.)



ausdrückliche Bestimmung des Erblassers (wenn auch die eine pur«,

die andere sub e«väitl«i.e) demselben Erben unmittelbar zugewie»

sen sind und daß anderen Theiles jene Portionen, trotz ihrer nun»

mehrigen Verbindung in einer Person, in Ansehung der kslciäis als

getrennte gelten, wenn der Honorirte die eine unmittelbar, die andere

aber nur mittelbar dadurch, daß er einen unmittelbaren Successor des

Erblassers (als Kere» PuMarsubstitut als Arroga-

tor '4°), oder sonst) beerbte , erlangt hat. Zweifelhast bleibt also nur,

wie es mit den , den einzelnen nunmehr vereinigten Erbtheilen aufer

legten, Lasten gehalten werden solle, wenn die Vereinigung nicht durch

den Willen des Erblassers, sondern durch das Gesetz, also durch Accre»

scenz, geschah? Daß nun durch den Ausfall des zu der fraglichen Por

tion berufenen Erben die auf diese Portion gewiesenen Legatare einen

Vortheil genießen sollten, war um so weniger anzunehmen, als ja die

Verpflichtung des durch Accrescenz eintretenden Erben, jene Vermächt

nisse überall zu prästiren, erst durch das neuere Recht festgestellt wor-

142) Bekanntlich ist jede. Vulgarsubstitution eine Institution sub eonSi-

tione. Vgl. 5>. 3b. v. <le v. o. a. (29. 2.)

143) , 5. 1. S. 13. cit. I.. 87. §. 4. e«g. Die Worte dieser letzten Stelle:

Koe ita verum est, si Kliu8, snteqiism patri Kere» existeret, öeeesslsset,

ergeben, daß der Fall, für den pupillsriter substiruirt war, sich gar nicht ereig

net hatte, daß also eine bloße Vulgarsubst. in Frage stand. Mit Oujs«. ods».

IV. SS. XV. 16. anzunehmen, daß die dem instituirten impuKe« aufgebürdeten

Lasten ausdrücklich, als dem substitütus auferlegt, wiederholt seien, ist ebsn so

wenig Grund vorhanden, als mit vonelk eoinment. <lej. eiv. (8. 23.) §.7.

e<l. SueKer V. 16— 19. den Grund der Zusammenrechnung der Portio

nen darin zu finden, daß der ursprünglich Onerirte vivo reswtore gestorben

war, daß also die Institution niemals wirksam geworden sei. Vergl. auch

Westphal, Darstellung der Rechte von Vermächtnissen und Fideicommissen,

II. 792—794. Ebenso unrichtig ist es, wenn Roß Hirt a. a. O. S. 536,

in der 1^. 87. A 4 den Satz finden will, wenn dem Pupillarsubstituten, der zu

gleich instituws sei, in seiner ersten Qualität Legate auferlegt seien, so müsse

er Substitutions - und Jnstitutionsportionen zusammenrechnen, was weder in

jenem Fragmente steht, noch überall wahr ist. Großentheils sind diese Miß

verständnisse daraus entstanden, daß nicht gehörig erkannt ward, wie Ii. I.

z. 13. in f. lediglich vom Aecrescenzrechte rede. Siehe unten Anm. 148. —

Auch I.. 14. §. 2. v. s<! I. Klc. gehört Hieher, denn fie redet gleichfalls von

zwei selbststündigen Einsetzungen des gleichen Honorirten.

144) Ii. I. §. 16. 0. ää l. fule.

146) Ii. 87. §. 4. in 5. e«6. Ganz verschieden von der im Texte aufge

worfenen ist die Frage, ob die dem eingesetzten Pupillae, und die dem Pupil

larsubstituten als solchen (nicht als selbstständig instituirten Erben) aufer

legten Lasten in Ansehung der falvig!» zusammen zu rechnen seien? Diese

Frage ist eben so bestimmt zu bejahen , wie für den im Texte aufgeführten

Fall die Ausammenrechnung zu verneinen ist. Ii. 1. §. 7. s«<l. Ii. 1. §. 1. »i

eui plus quam per I. kale. (36. 3.) Nur wenn Einem Pupillen zwei Ver

schiedene substituirt, und jedem von ihnen besondere Lasten auferlegt sind, sol

len die «ners des Pupillen auch hier mit denen seines Substituten zusammen

gerechnet, die taleiSis jedoch für jeden der Letzten besonders bestimmt werden.

Ii. 11. §. 6. v. »S 1. kslciS.

146) Ii. 1. §. 16. cit.
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den war ^). Hätten also die Legatare sich wegen Uebermaaßcs der

diesem Theile auferlegten Lasten von dem auf denselben ursprüng

lich eingesetzten Erben einen Abzug der kslciiclia gefallen lassen müssen,

so können sie dadurch, daß jener Erbtheil nun 1ur« sveresvencii mit

einem anderen vereinigt wird, der nach Abzug der tuloigi» einen Uber

schuß bietet, nicht gewinnen; die Quarta wird ihnen abgezogen, als

wenn jener Erbe nicht ausgefallen wäre '^). Umgekehrt lag in jeder

Einsetzung schon die eventuelle Berufung auf die durch Ausfall der Mit-

erben accrescirenden Portionen; war also der Erbe auch ursprünglich

befugt, von den ihm auferlegten und seinen Erbtheil überlastenden Le

gaten die tsIoicUa abzuziehen, so kommt den Legataren doch jeder Zu

wachs zu Gute; sie können, wenn die accrescirende Portion einen

Ueberschuß bietet, deren Zusammenrechnung mit der ursprünglichen for

dern '^).

Wesentliche Veränderung haben die bisher entwickelten Grundsätze

durch die QexFuIia et papis popris^s erfahren, durch welche

Erbportionen, die entweder schon nach altem Rechte, oder nach den,

eine neue Art von passiver te»rsuieuti tsvti« (je nach der von der

sittlich politischen Tendenz dieser lege» zu beurcheilenden Würdigkeit)

einführenden, Principien dieses neuen Gesetzes, aussielen, nicht nach den

abstracten Regeln des alten Rechtes , sondern je nach den Qualitäten,

welche der Gesetzgeber als Verdienste erkannte, den Miterben, Legata-

147) Vgl. Anw. 139.

143) Ii. 1. §. 13. 0. »ck I. falviZ. 8eä es, qiike sd so legstu sunt (die

Vermächtnisse, welche demjenigen unmittelbar auferlegt sind, von dem in der

ersten Hälfte des Z. angenommen ward , daß ihm die Portion eines Miterben

durch Substitution zugefallen sei), «i «iniserit Kereöitstem (wenn auch er die

Erbschaft nicht annimmt), non »ugeduntur (sie genießen nicht den Vortheil

der Susammenrechnung der Portion , welcher sie auferlegt sind , m>t der , ei

nen Ueberschuß gewährenden, Portion eines dritten Miterben, .welchem jener

Erbtheil nun in Folge jenes Ausfalles iure K««re««en<li zufällt). Ueber die

Schlußworte des Z. vergl. oben Anm. 141. ^- Siehe überhaupt: ^. k'sder

«viijscturse IV. 13. p. m. 177. — In gleicher Weise verstehen diese Stelle

auch die Basilik en XLI. 1. «zp. 1. §. 8. k>brot. V. 3S9. u. ««Kol. u.

idiä. p. 408, 409. — Die Meinung derjenigen, welche in Abrede stellen, daß

S. 13 vom Accrescenzrechte handle, stützt sich hauptsächlich darauf, daß im

nächsten §. die gleiche Frage noch einmal erörtert werde. Diese letzte Voraus

setzung ist aber irrig; die Worte des K. 14: si eokereöi» Wei porti« exkäu-

»r« »it, mes integr», et illäin vincii«»ver«, lassen keinen Zweifel, daß

derselbe von der esäiieorum vinoleätio des «oberes puter handelt; für diese

aber lag es ebenso nahe, die Susammenrechnung der neuverbundenen Theile

mit Cassius und Caracalla zu leugnen, weil (wie bei der Accrescenz) das

Gesetz selbst dem Vindicanten die Portion des Ausgefallenen zuweise, als mit

Proculus und Julianus sie anzunehmen, weil jenes Gesetz sich an den Willen

des Erblassers anschloß und ihn gewissermaßen fingirte. — S. auch I>. ?S. in

L. 0. »S l. tÄclä.

149) 78. «it. Bekanntlich pflegen unsere Juristen diese Regel so aus

zudrücken : non gravst» portion« »eerescente grsvatss, non ge<lu«itur quarts,

gravats vero »««rescente non Arävstse, <IetI>i«itlir. — Im Wesentlichen

stimmt die im Texte gegebene Darstellung ,überein mit Mühlenbruch,

Lehrbuch des Pandektenrechtes §. 749. Nr. S. »—«.
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ren u. s. w., zugewiesen wurden. Mit anderen Worten die lex 5.

?. ?. fingirte, daß der Erblasser vorzugsweise vor der, durch bloße

Rechtsnothwendigkeit eintretenden, Accrescenz diejenigen unter den Mit

erben u. s. w. zu der ausfallenden Portion habe berufen wollen, welche

einer solchen Berufung, nach Ansicht jener lege« vor Anderen würdig

waren '^°). Die Berufungen der lex >I. ?. ?. zu den ausgefallenen

Portionen schlössen sich also dem Willen des Erblassers an, aber indem

sie ihn durch willkürliche Fictionen modelten.

Damit nun eine Erbportion im Sinne dieser neuen Gesetzgebung

als ausgefallen (osäuoum), und daher als nach deren Principien zu

vergab?nd gelte, ist erforderlich:

1) Daß ex testsineuto succcdirt werde, und zwar muß nicht blos

ein giltigcs Testament errichtet sein, sondern dieß Testament muß auch,

wenigstens in einem Theile seiner Wirkungen noch fortbestehen. Bei

der Jntestatfuccession oder bei einem vollständig destitut gewordenen

Testamente kann von «säuvls nicht die Rede sein ^').

2) Die specielle Honorirung, welche caduc werden soll, muß aber

auch ursprünglich giltig gewesen sein; wäre sie es nicht, so hieße der'

ausgefallene Theil nicht vsäuvuin, sondern pro nc»i «vrlpt«, in Be

treff welches letzteren die lex >l. ?. ?. keine Veränderungen gemacht

hat 's-).

' 3) Muß der Honorirte das ihm Hinterlassene, aus irgend einem

Grunde nicht erworben haben ^). Die Fälle diefes Nichterwerbes auf

diejenigen zu beschränken, wo die fragliche Honorirung noch keine Art

von rechtlicher Wirksamkeit gezeigt hat jst kein rechtlicher Anlaß

vorhanden. So werden denn also Erbportionen caduc:

») Deren Bedingung ausfällt, sollte auch vielleicht der Erbe, wäh

rend die Bedingung noch schwebte, durch b«u. poss. see. tsb., oder

(bei negativen Potestativbedingungen) durch Aluvisuu «sutl« in den Besitz

des fraglichen Erbtheiles gelangt sein '°°).

150) Lsii instltntiones H. 286. I7Ip!sr>! Irsgments XVII. 1.

161) I7Ipisni I. v. si ex psrte Kere» »crjptu» <!eoe»»er!t,

vel pereger tsctu» sit. ck. Lsiu« II. 144. Schneider, Anwachsungsrecht

S. S7, öS. Nr. I, 3.

152) Vlpiäni I. c. (f. die nächste Anm.) Ii. un. §. 2. 3. L. öe «säue.

toll. (6. S1.) Schneider a. a. O. Nr. 2.

1SZ) I^Iplsni I. «. ^u«6 <zu!s »!Ki testsinellto relietum, it» nt iure

eivili cspere po«sit, »liliu» ex «süss n«n «eperit, cäöucuim sppellstur, ve-

luti, «eeiäerit, sd e«. War das Hinterlassene deßhalb nicht erworben , weil

der Honorirte servu« xoense geworden war, oder weil der Erblasser den ho

norirte« fremden Sciaven hinterdrein erkauft hatte, so galt es pro nvn i«ri»

z>t«, nicht aber als csäueum. I,. 3. S. 1. 2. L. ^« Ki» yuse pr« ««o »cr.

^ ' 1S4) So thut Schneider a. a. O. S. III, 112.

155) Anderer Meinung ist Schneider a. a. O. S. 99. Nr. 4s. S.

112—114.

ISS) Nach der lex 5. ?. wird nur noch dem Keres ex ssse, wie nach

altem Rechte, die Erbschaft schon motte testatoris deferirt; dem Kere, pro

parte erst l>o»t spetts» tsbols». Er kann also nicht früher antreten, und

2«
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b) Deren Erbe vor erfolgter Delation, d. h. srite sperts8 wdu-

!s«, oder bevor der instiwtus, dem er substituirt ist, ausgefallen war,

stirbt. Dieser Grundsatz kann natürlich auf instituirte suos Kerecles

nur insofern, als dieselben vivo teststore sterben, angewandt werden;

denn m i t dessen Tode erwerben sie, auch ex testauieiito, !^>sc> iure, ein

Ausfall ist also nicht mehr möglich '^).

«) Wenn der Erbe, ebenfalls vor erfolgter Delation, die passive

testsiueuti facti« verliert (irislor «siiiti« cleininiiti« erleidet) ^^^).

cl) Wenn der Erbe, nachdem ihm die Crbportion deferirt war,

dieselbe ausdrücklich durch repucki»tl«, oder durch Versäumung der Cre-

tions- und Agnitionsfristen, ausschlagt '^^).

e) Wenn er, ebenfalls r>«st s^>ertss tsbulss, aber vor erfolgter

Antretung stirbt i««).

k) Wenn er in der gleichen Frist erbunfahig wird '^').

g) Wenn der Erbe,, der als I^sttnus ^unisnu8 nicht erbfähig war,

nicht binnen der ihm vom Gefetze gewährten hunderttägigen Frist das

Erbfähigkeit gewährende römische Bürgerrecht erlangt

K) Wenn derselbe als «oelebs nicht binnen gleicher Frist durch

Eingehung einer den Anforderungen des Gesetzes entsprechenden Eye

demselben Genüge leistet ^).

i) Ebenso, jedoch nur für die Hälfte der hinterlassenen Portion,

wenn demselben, insofern er kinderlos, «rKu«, ist, nicht binnen der

gleichen Zeit in giltiger Ehe ein Kind geboren wird ^).

Unter diesen Fällen gehören die «uli » bis k aufgeführten dem al-

en Rechte an, d. h. wo sie eintraten, konnte der Erbe schon nach

altem Rechte nicht succediren; die sub A bis! genannten dagegen sind

dadurch eine ihm inzwischen etwa zustoßende Unfähigkeit für sich unschädlich

machen. 1^. un. S. 1. 5. cit. Vgl. Mayer a. a. O. S. 200, 201.

157) Vergl. Schneider a. a. O. S. S9. Nr. 4b. S. 114, 116. —

Justinian unterscheidet in 1^. un. S. 2. O. <Ze «säu«. toll, noch zwischen den

Honorirungen , die erledigt werden, weil viv« testswre der Honorirte stirbt,

oder die Bedingung ausfallt (in remss «säuci), und denen, für welche die Er

ledigung erst nach dem Tode des Erblassers eintritt («säucum). Eine mate

rielle Bedeutung dieses Unterschiedes ist uns aber nicht bekannt.

158) Vgl. Schneider a. a. O. S. 99, 100. Nr. 4s. S. jedoch auch

unten Ann?. 253 a. E.

159) Schneider ebendaselbst S. 99. Nr. 4S. S. 117—119, 148.

16«) Schneider ebendas. S. S9. Nr. 4e. S. 115, 116.

'161) Schneider a. a. O. S. 100. Nr. 4k. Die Meinung derjenigen,

die in den beiden letzten Fällen die ausgefallene Portion für doniun vaesiis

halten, ist genügend widerlegt von Schneider S. 102 flg.

162) «sius I. 23. II. 110. VIpiäni frsgm. XVII. 1. XXII. 3.

Schneider a. a. O. S. 10«. Nr. 4g. S. 12«, 121.

163) (Zsius II. III. 144. 286. vlpisni II. e«. Schneiders.«.

O. S. 100. Nr. 4K. S. 119, 12«. Zimmern Geschichte des rdm. Privat'

rechtes §. 172. Anm. 9.

164) <Zaiu» II. cv. Die dem «rbu» nicht gewährte Hälfte seiner Hono«

rirung hält Schneider a. a. O. S. 121—131, 153, nicht für caduc, son

dern für donum vs«sn»; meines Erachtens jedoch mit Unrecht. Vergl. auch

«itnl er qusest. Se I.. ^. ?. ?. II. 33. N«. 2«s.
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der I<. 5, ?. k>. eigenthümlich, und sie verrathen diesen ihren Ursprung

theils in ihrer, den sittlichen Bestrebungen des Gesetzes entsprechenden,

Tendenz, theils aber darin, daß diese neuen von der lex aufgestellten

Requisite der Erbfähigkeit nicht, wie die alte passive te,tsinei,tl tsvtl«,

zur Zeit des errichteten Testamentes, ja nicht einmal zu der der Dela«

tion, sondern allein zur Zeit der binnen einer Präklusivfrist'^) gestat«

teten Erwerbung gefordert werden '°°).

Der Erbtheil, der in solcher Weise erledigt, caduc, wird, accre«

stirt nicht, wie nach altem Rechte, den Miterben, je nachdem sie in

der Berufung zur speciellen Erbportion, oder nur in der zur Erbschaft

überhaupt verbunden sind, sondern je nachdem sie nach den Principien

der lex des ausgefallenen Theiles vorzugsweise würdig und in der Be-

rusung des Erblassers demselben am nächsten gestellt sind. Als wür

dig gelten nun dem Gesetze diejenigen Männer die Kinder ha

ben '66) z als durch die Berufung am nächsten gestellt, aber zuerst die

in demselben Redesatze, wenn auch nicht zu derselben speciellen Por

tion, vom Erblasser Verbundenen (verbis «oujuneti) '««). dann die

Kinder besitzenden Miterben überhaupt, ohne Unterschied, ob sie zu dem

einzelnen Erbtheil verbunden waren oder nicht; ferner selbst die im

196) Hundert Tage, offenbar von der Cretion entlehnt, eitiler I. «.

II. 3l. I>ls. 13. Ist also ein Iiätinus ^unisnus, ein «oelebs oder ein orbus

berufen, so können diejenigen, denen seine Portion zufällt, im Falle sie erle

digt bleibt, ihr Recht darauf erst geltend machen, nachdem sie IM Tage ge

wartet, ob inzwischen der Berufene den Erfordernissen der lex Genüge leisten

werde, l^rsgm. <le iure Ks« S. g. Seltsam mißverstanden ist diese Bestim

mung bei Gans, Scholien zum Cajus S. 376. Vgl. Baumeister, An-

wachsungsrecht S. 87. 83. Schneider a. a. O. S. 177—182.

166) vlpisni trsgm. XVlI. 1. XXll. 3. Bergl. Schneider a. a.

O. S. 132—136. ,

167) Auch durch das spätere Recht (l'keoo'««. OocI. VIH. 16. «onst. 1.)

haben Weiber dieß Vorrecht niemals, wie Sch n eider a. a. O. S. 23ö. irrig

behauptet, erhalten. '

168) Osiu» II. 286. Vlpisni krsgm. I. 21. XIX. 17. XXV. 17.

Irsgm. 6e Ks«! §.3. Rudorfs, in der Zeitschrift für gesch. Rechtswis--

senschaft VI. 404 flg. Das Nähere über die Beschaffenheit dieser Kinder siehe

bei Rudorfs S. 41«. Schneider S, 169. Gitzler S. 34, 35. Uebri«

gens kann dieß iu» liberorum auch demjenigen , der keine Kinder hat , Kens-

ticio principi» verliehen werden. Schneider S. 226. Nr. «.

169) Das Zeugniß des Cajus II. 207. über den Vorzug der «onjuneti

bezieht sich zwar zunächst nur aus die Caducität der Legate, es scheint aber

kein Bedenken, denselben auf erledigte Erbportionen zu übertragen. Vergl.

Rudorfs a. a. O. S. 418 flg. Schneider S. l63. Das Gegentheil

behauptet indeß Gitzler >. «. S. 34. Daß die nächste Berufung zu der

caduken Portion durch wörtliche, nicht durch gegenständliche Verbindung be

dingt ward, ergibt sich besonders aus 1^. 89. v. 6e legst. (3. 32.) Siehe

oben Anm. 124. Vgl. Schneider S. 170, 171. Rudorfs a. a. O. S.

422. — v. Lohr, im Archiv für civilist. Praxis V. 389. Anm. 19. behaup-

tet ein Vorzugsrecht derjenigen ««Kereäe» pstre», die schon dem in» imUijuum

zufolge zur Accrescenz berufen wären; doch finde ich für diese Ansicht keine

ausreichende Begründung.



Anwachsungsrecht.

gleichen Testamente honorirten Legatare "°), vorausgesetzt, daß sie

Väter sind, und endlich die römische Staatskasse und zwar ur

sprünglich das sersrium pop. roin., seit Earacalla aber der Ksvus Ose-

Skrls ^^). Ob das Recht der «okerecles und «olleFStsrli ristr?»

durch den letztgedachten Kaiser auf den L8«us übertragen, und dadurch

die alte vackuvoruin vluckiest!« der Privaten ganz aufgehoben sei, ist

streitig; doch sprechen überwiegende Gründe für die verneinende An

sicht '").

Diese, durch die 1^. 5. ?. ?. in den weitaus meisten Fällen an

die Stelle des alten Accrescenzrcchtes gesetzte Vergabung ausgefallener

Portionen hat mit dem ersteren das gemeinsam, daß sie, wenigstens

zunächst, zum Vortheil der Miterben ausschlagt; sie unterscheidet sich

aber von ihm in Betreff der Ordnung der Delation, indem sie den

nur durch den Redebau der Worte des Erblassers Verbundenen einen

Vorzug einräumt, und dagegen den Vorzug der zu der gleichen Por

tion , aber in verschiedenen Redesatzcn Berufenen unbeachtet laßt ^*),

sowie nicht minder indem sie die Miterben nicht pro psrribu» Kerecli-

tsriis, sondern nach Kopftheilen, außer den Miterbcn aber auch die

Legatare beruft ; sie unterscheidet sich in Betreff der Art der Er

werbung, indem die cscluvk den zu ihrer Vindicatio« Berechtigten nicht

ir>sc> iure anwachsen, sondern beliebig angenommen und ausgeschlagen

werden können "«); sie unterscheidet sich endlich in Betreff des Rech

tes, das sie crtheilt, indem die cs<ln«^ ohne weiteren Unterschied der

Art wie die Lasten dem erledigten Theile auferlegt sind, schon ur

sprünglich, also lange vor den Constitutionen des Severus und Cara-

170) Hlxisni srügiu. I. 2l. Mit Unrecht behauptet das Gegentheil

Gitzler I. c. S. 33. Die Fideicommissare genießen des gleichen Rech

tes nicht.

171) l'svit. ännsl. III. 28. «sios II 160. 236. trsFm. Se «sc!.

§. 3. 1^. un. §. 14. O. ge cullii«. tvll. (6.. 61.) Vergl. Schneider S.

136, 1S7.

172) vlpisni trggm. XVII. 2. 3. Vergl. überhaupt Schneider S.

187—197. Derselbe schlägt S. 134 mit vieler Wahrscheinlichkeit vor, in der

oben erwähnten Stelle des Ulpian den K. 3. mit den Worten: se<l, servsto

iure sntiquo anzufangen. Vgl. oben S. 130 Anm. 14.

173) Die bejahende hat, nachdem Gans, der sie in der Scholien zum

Cajus S. 376 ausgesprochen, sie wegen der ihm von Zimmern, Heidelb.

Jahrbücher 1821. S. 481. entgegengestellten Gründe fallen gelassen (Erbrecht

II. 436.), Rudorfs a. a. S. 423, «4, wieder aufgenommen. Vgl. auch

Baumeister a. a. O. S. 96—S8, 101—103.

174) Vgl. An.m. 168. >

176) Vgl. Gi tz l e r I. c. S. 32, 33.

176) And. Mein, ist Rudorfs a. a. O. S. 403. Vgl. indeß Schnei

de r S. 173—177. Schlügt Mthin einer von den zur rsllucvriini v!nclic»ti«

Berechtigten dieses sein Recht aus, so accrescirt seine Portion zu gleichen An

teilen den übrigen Berechtigten. Machen sie sämmllich keinen Gebrauch von

ihrem Rechte, so tritt das' alte Accrescenzrechl aller Miterben ohne Unter

schied ein.
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call« niemals ohne diese Lasten erworben werben können '^),

denn es werden die «säuoa nicht wie die accrescirende Portion wegen

bloßer Rechtsnothwendigkeit, sondern auf Grund einer, wenn auch nur

fingirten, eventuellen Berufung des Erblassers,, für welche mithin die

Wiederholung der Lasten vorausgesetzt werden muß, erworben.

Indem dieß papische Recht der osäuvs fast das ganze Gebiet des

alten Accrescenzrechtes einnahm, blieben die dem letzteren ähnlich zu

behandelnden Falle der Erbeseinsetzungen, welche pro ««» »«riptl» sind,

durch das neue Recht unverändert '^). Außerdem ist aber die «acl„-

«orum viiiäiostlg durch besondere Vorrechte in einigen Fallen ausge

schlossen, in welchen also der ausfallende Theil nach den Grundsätzen

des alten Accrescenzrechtes (ius suii<jnruir) den Miterben zuwächst:

1) Eltern und Kinder des Testators bis zum dritten Grade

haben nicht nur wie alle nächsten Cognaten und Affinen '^") das Recht,

auch als «oelibes und orbi die ihnen hinterlasscncn Portionen voll

ständig in Anspruch zu nehmen (»olicli «n^svits»), sondern, wenn ein

Miterbe ausfällt, so accrescirt ihnen auch dessen Erbtheil; Letzteres je

doch nur insoweit, als dieß schon nach altem Rechte geschehen wäre^').

177) S. Ann,. 139. . , !, . . , . !

178) vlpisni frsAin. XVII. 3. I,. 5. 0. ös vnlg. et pup. »ub«t.

(2». «.) I.. 29. 0. 6s liberat. leg. (34. 3.) I.. un. S. 4. 8. 11. 0. <le csclu-

c!s tuli. S. Rudorfs a. a. O. S. 408. Note 3. Ueber die Frage, mit

welchen Rechtsmitteln die c«<wcä von demjenigen eingefordert werden, dem sie

zugefallen sind, vgl. Schneider«, a. O. S. 136—139^ Am angemessen-'

sten scheint es, ihm dieselben Klagen zu gewähren, die dem Ausgefallenen zu

gestanden haben würden, — Wohl zu unterscheiden von den c«<Iucis sind so--

wohl die «re,ptitis als die Kons vseu^idi». Den ersten Namen führen-

lctzrwillige Honorirungen, wenn dem Honorirten weder zur Zeit des errichte

ten Testamentes die alte testsmenti facti«, noch zur Zeit der Erwerbung

die papische Fähigkeit zum «s>>ere mangelt«, wenn er aber dem neueren Rechte'

unwürdig (inSigniis) erscheint, das ihm Hinterlassen« zu behalten, wenn

ihm also die Rechtsmittel zur Verfolgung seines Rechtes verweigert werde»

(set!«nes «Zenegintnr). Eine solche Unwürdigkeit kann ebensowohl für den-

Jntestat» als für den testamentarischen Süccessor angenommen werden; immer

aber tritt derjenige, dem die sre^tki» zugewiesen werden , ganz an den Platz

des inclißnus. Vgl. Schneider a. a. O. S. 139—146. Vsvsnti» heißen '

die dona dagegen, wenn sich überall kein Erbe dazu findet. Eine einzelne

ausgefallene Portion kann also nicht donum, v»oans sein, denn sie muß, als

csäuLM» oder durch Accrescenzrecht, immer einen Successor haben. Die b«,,»

vsclmtis ist nun der,ii«e„,°, als den Erben gleich gestellter Universalsuccessor,

binnen gewisser Fristen sich zuzueignen befugt. Doch muß er sowohl die'

Schulden, als die vom Erblasser ausgesetzten Vermächtnisse trage». Vergl.

Schneider a. o. O. S. 146—167. Witte xreuß. Intestaterbrecht S.

ISS, ISS.

179) Schneider a. a. O- S. 203—212. Vgl. oben Anm. 1SZ, 1S3.

18«) K lenze in der Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissenschaft Vi/

67—7«.

181) vlpisni fr»gm. XVII. 3. XVIII. I.. >m. pr. «. äe e»<ln«. tull.

Ueber die Frage, ob die Beschränkung auf den dritten , Grad blos für Ascen-.-

dcntc», oder auch für Descendenten gaU, vgl. Baumeister Anwachsungs-
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Sind also z. B. neben einem xsrens noch andere Miterben , welche

dieses, die «sciuvoruui vindicatio ausschließende, iu» snti^uuin ni6)t

haben, so werden die Theile der ausgefallenen Portion, die nach altem

Rechte diesen hätten accresciren müssen, caduc; der Rest aber fällt dem

psrsus zu. Ist der Aureus zugleich auch zum csckucui» berechtigt

(pster), so muß für ihm zunächst Accrescenz, da diese ipso iure wirkt,

eintreten; dann aber muß ihm freistehen, das Mehr, welches die ca»

ducarische Virilportion ihm geboten hätte, nachträglich einzufordern'^).

2) Die Soldaten unterliegen den Beschrankungen der lex ?»pis,

nach welchen man nur diejenigen mit Erfolg einsetzen kann, qui «a-

per« possunt (die weder I^stiui ^un., noch «oelikes, noch «rbi sind),

überall nicht; denen des alten Rechtes, nach welchen passive restsmeiiti

ksvti« des eingesetzten Erben gefordert wird, aber blos insoweit, als es

schon genügt, wenn der Eingesetzte nur zur Seit des Todes des Erb

lassers erwerbsfähig ist, sollte er auch tempore testsinenti «ouäiti un

fähig gewesen sein '^). So fallen denn für die Soldatcntestamente

die Gründe der Caducität zum großen Theile hinweg. Daß aber die

«s6ne«rum vinail^ti« auch in den übrigen Fallen, z.B. derRepudia-

tion, der fortdauernden Unfähigkeit, des Todes u. f. w., nicht eintrat,

sondern daß über die erledigte Portion nach den Grundsätzen des alten

Rechtes, also zu Gunsten des Intestaterben, oder, wo Accrescenz ein

trat, des Miterben verfügt ward, scheint keinem Bedenken zu unter

liegen >^).

Verschieden von dem ius sntlnunm dieser Personen, ist die ande

ren ertheilte, und für das Accrescenzrecht ganz bedeutungslose »oliäi

«s^svitss, d. h. das Recht, auch in Ermangelung der Requisite der

1« pgpis, die Kinterlassenen Erbtheile vollständig zu erwerben '^).

Die in solcher Weise sollcli «srisves haben nämlich in Betreff der aus

fallenden Portionen sowohl ihrer Miterben überhaupt, als insbesondere

der des gleichen Vorrechtes Genießenden kein ius sutiauuru.

recht S. 90, 91. Schneider S. 219. Letzterer will S. 220—222, meiner

Meinung nach mit Unrecht, die Worte der Ulpianischen Stelle: ut. . . . qu«ä

<zui» «x so testsment« non espit , s6 da« (liberus et psrente») pertinest,

sut totum, gut ex parte, prent pertinere riossit, so verstanden wissen, als ob

das ius sntiquum jener Personen nur in den Fällen eintrete , wo die ausge

fallene Portion schon nach Grundsätzen des alten Rechtes als, erledigt galt,

nicht aber für die neuen Erledigu^gsgründe der lex ^. ?. ?. In dieser Be

ziehung ist nur zuzugeben, was sich jedoch von selbst versteht, daß die dem

«rdu» vorenthaltene Hälfte dem ius sntiquum nicht unterliegt; denn ein von

dem Honorirten (wenn auch nur zur Hälfte) wirklich erworbener Erbtheil kann

niemals accresciren.

182) Vgl. SeKuIting Xs. 6. sä Ulpisni XVIII. Ileineeeiu« »g

I.. Z. ?. ?. III. g. S. 2. p. m. 294. And. Mein, sind Baumeister a.

a. O. S. 9S, 96. Schneider S. 221, 222.

183) «sin» II. 11«. III. I.. 13. §. 2. v. Se testsm. milit. (29. I.)

184) Vgl. Ii. 31. svS. und überhaupt oben Anm. 113—119.

185) vlpisni trsgm. XIV. XVI. I.. 42. 0. ge legst, (Z. 3l.) I..

28. v. <le legst. (Z. 32.) Ii. 51. 0. cke reg. iur. S. auch vlpisni XV.

Vgl. Schneider a. a. O- S. 223—227.
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Als unter den christlichen Kaisern die gänzliche oder theilweise Un

fähigkeit der «oelibe» und orki, Erbschaften zu erwerben, verschwand'^),

und als Justinian den IlKerti» I^atiul» ^uuisuls römisches Bürgerrecht

ertheilte '"^), sielen die der Ii. >l. ?. ?. eigenthümlichen Gründe der Er«

ledigung einer Erbportion hinweg, und es blieben für die oacluooruin

viuäicstic, nur noch die Fälle übrig, in denen schon nach altem Rechte

Accresccnz eingetreten war. Auf der anderen Seite waren die Jmpe«

Kationen des Rechtes eines psreus (iu» liberorum), als eines Privi-

legii, immer häufiger geworden, und wenigstens in der Form, in der die

Constitution Theodos des Jüng. in den Justinianischen Codex '^) auf

genommen ist, enthält sie eine allgemeine Ertheilung jenes Rechtes an

alle römischen Bürger. Da hierdurch jeder zur Accrescenz berechtigte

Miterbe auch zugleich als wenigstens singirtcr xarer die ausgefallene

Erbportion für seinen Antheil als vscluouiu vindiciren konnte, so sielen

nunmehr Accrescenz und «sckuooruin viuäivstio vollständig zusammen,

und es konnte nur noch auf eine Verschmelzung der bisher für beide

Institute einzeln gegolten habenden Principe ankommen. Diese Ver

schmelzung hat nun Justinian wicklich vorgenommen „nd zwar

1) den Streit, ob der ausgefallene Theil von den Miterben ipsa

iure (wie nach altem Accrescenzrechte), oder nach Willkür (wie bei der

«scluciorum viuäicstio) erworben werde, nach Vorgang einer (verlo

ren gegangenen) Decision, zu Gunsten der ersten Alternative ent

schied,«.

2) Die cmers werden nun immer, wie ja auch bei der Accre

scenz schon längst zur Regel geworden und für die l^äuca stets fest

gestanden hatte, zugleich mit der Portion, auf welcher sie haften/ über

tragen.

3) Der Zuwachs geschieht, wie bei dem Accrescrenzrechte pro r>or-

tiouibu» Ilereclitsriis, nicht pro parte virili ^).

4) Das Anrecht der leZstsrli patres auf erledigte Erbportionen ist

ganz aufgehoben.

5) Sehr streitig ist, ob über den Vorzug bei der Accrescenz er-,

ledigter Erbportionen das Princip der gegenständlichen Verbindung (zv

der gleichen Portion, wie bei der alten Accrescenz), oder das der Ver

bindung in demselben Redesatze (wie bei der «acluvoruui vinciiosti«)

entscheiden soll, oder ob vielleicht die re vou^uucti neben den verbi»

186) l'Keog«». Oo6. VIII. 16. eonst. 1. VIU. 17. eonst, 1—4. e«u.

Vitt. Log. 6s innrmsnä. posnis eoslibät. und 6s iure libervr. (3. 57. 63.

P3. 69.Z) ' >' " -5' , ^
1K7) I.. UN. <?. 6« Ist. Udert, toll. (7. 6.) ' ' ? '

133) I.. 1. O. 6s iurs liber. ««II. 1'Ken6. OoZ. VM. 17. eon^t. S.'

Vgl. Mayer das Recht der Anwachsung S. 205—207.

189) I,. rm. §. 1«. (1. 6« «söu«. toll. (6. 61.) vom 1. Jüm 534. Schon

bei Redaction der Pandecten hatte der Kaiser befohlen, daß die Lehre von den

cscluci» nicht mit aufgenommen werden solle. I>. 2. 8. 6. l?. 6« vet. iure

suuel. (1. 17.)

IS«) «gl. I.. un. 5. S. «. cit.
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eon^'rmvü» und kn welcher Ordnung, namentlich ob vielleicht mit einem

Borzuge der rs et verKis oonjuncti in der Anwachsung einen Vorzug

vor den blos zur Erbschaft überhaupt Verbundenen genießen sollen"").

Zwar sagt Justinicm mit bestimmten Worten, daß, wenn einige Erben

cksjunotim,, und andere «onzuuetiin eingesetzt seien, die Portisn des

ausgefallenen eo>,)un«tus nur an die mit ihm Verbundenen, .die des

<Zisjuuc:w» an sammtliche Erben fallen solle. Was aber Justinian hier

unter eoujunetis und äisjuuvtis verstehe, das ist eben streitig. Es

kann indeß wieder keinem Bedenken unterliegen, daß der Kaiser in der

unmittelbar folgenden Stelle ganz ebenso wie in den Institutionen un°

ter cll8zunvtis ebensowohl die nur gegenständlich , als die überall gar

nicht Verbundenen, unter den ooi^unotts aber die durch einen Rede

satz, gleichgiltiq, ob zugleich auch gegenständlich oder nicht, Verbunde

nen verstehe '^). Da nun dieser Sprachgebrauch noch überdieß der

Ii. 5. ?. ?. völlig entspricht , so scheint es nicht füglich zu bezweifeln,

daß er auch der des §. 10 ist '^). So steht denn also dieß neue Äc-

crescenzrecht den in einem Redesatze Berufenen, ohne weiteren Unter

schied, ob sie zugleich re coiizuuvti, sind (IttillZ et Alaeviu» pro pärte

llimickla lierecles «uuto ; Keius pro »Itero semisse Ileres esto) oder

Nicht (l'itllis et IVIsevIu8, czuivis eorum pro ciusdrsnte, Kerscle» suut«;

Leiu» pro alt. »ein. Iisr. esto) vorzugsweise zu, und erst nach ihnen

^ den übrigen Erben, gleichgiltig, ob unter einzelnen derselben und dem

191) Nur belsplelswelse stelle ich von den Autoritäten, wie sie mir zufäl

lig zur Hand sind, folgende als Verfechter verschiedener Ansichten zusammen:

nur den re cun^unctis, ohne einen Borzug der re et verbi« eon^'un«!, geben

das Anwachsungsrecht: Zimmern in Neustetel und I. röm. rechtl. Unter

such. S. LI—95. v. Wening -I ngen h ein? Lehrbuch des gem. Zivilrech

tes, 5. Ausg. v. Fritz Buch V. §. 137. WärnKosni«: institut. iuris

ram. priv. eS. 3, 661. Mit einem solchen Borzuge. Mühlen bru ch

Lehrbuch des Pandectenrechtes Z. 789. Rur die rs et, verdis eon^inctos, mit

Ausschluß sowohl der re, als der Verdis conMncti lassen zu: die Glosse äS

1^. un. «!t. Ouiä«. ?»r»titlä «6 Kuno tit. Opp. su'. Vsn. Klüt. II. 375.

Khibgut System des Pandektenrechtes 3, Ausgabe §. 99S. Mackeldeu

Lehrbuch des heut. röm. Rechtes 11. Ausg. vsn Roßhirt K. 699. Nächst

den rs et vsrliis «on^'un«tis lassen auch die rs, oder die verbis Verbundenen

zu: ^,20 suirimä cndivis K. ^. 19. Dusrsn <Ze iure secreseeNsli I.

10. in Opp. p. m, 1083. ^Vissenb^cb vornmentst. estderlr. s<Z co6. K. I.

Nur den gleichartig verbundenen wollen L erger «econoin!» iuris II, 4. §. 12.

2. und, wie es scheint auch Schweppe das rom. Privatrecht 4. Ausg.

v. Mejer V. §.879. vor den Miterben überhaupt das Anwachsungsrecht ge

währen. Allein von der wörtlichen Verbindung endlich machen die Accrescenz

abhängig: vonell. «omment, öe z. «iv. VII. 13. §, 1—27, eä. LuvKsr

IV. p. 14S — 158. ?er«? prseleet. in coöie. K. I. iX«. 13. HokacKer

'prineipiki i. c!v. II. 1463. Westphal über die Gesetze von Vorlegung

und Eröffnung des Testam. S. 161. Gans Erbrecht II. 431. Mayer

Recht der Anwachfung S. 223—23«. -

192) T h i h a p r im Archiv für tisMst. Praxis VII. 409. Mayers,

a. O. S. 22S, 226. " '

193) Ounzuneti pxopter nnitsteni serinoni, qussi in unuin cor-

pus rell^cti »unt.
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Ausgefallenen noch eine gegenstandliche Verbindung stattgefunden habe

(l'itivs Ii?res esto z Hein» I>t>res est«; Nsevius riro psi-te, czuk l'i-

lium institui, Iiere» esw), oder nicht. Diese Grundsätze stimmen nun

freilich mit den noch in den Pandekten vorgetragenen nicht gehörig

überein '^); es darf aber nicht vergessen werden, daß die 1^. ui>. äs

v«6. toll, um ^ Jahr jünger ist, als die Publikation der Pandecten. ^

Nichtsdestoweniger hat die Mehrzahl unserer Juristen den nur re Ver- .

bundcnen stets ein vorzugsweiscs Anwachsungsrecht zugeschrieben, und

,nur geschwankt, ob dasselbe dem der verdi» ooi^uuvti vorgehen öder

nachstehen solle.

In Ansehung der S ingularsu ccessionen auf den To

desfall läßt sich nicht, wie in Ansehung der Erbschaften sagen, daß

das Accresccnzrccht der zusammen Berufenen aus der Unteilbarkeit des,

diese Art der Successioncn ordnenden, Willens nothwendig hervorgehe. .

Es ist kein Grund vorhanden, warum der Erblasser nicht ausschließlich

über einen Theil einer einzelnen Sache sollte verfügen können, und

warum die Mehreren, denen er solche, wenn auch ideelle, Thcile zuge

wiesen hat, nothwendig in einer weiteren Verbindung mit einander

stehen müßten. Wo indeß in der Ertheilung eines, zunächst nur den

Theil einer Sache gewährenden, Legates die Berufung auf das Ganze

ebenso enthalten ist, wie in der Einsetzung eines von mehreren Susam-

menberufenen auf einen bestimmten Erbtheil die Berufung auf diesen

ganzen Erbtheil, da tritt auch für die Legate gleiche Folge, nämlich

Accresccnz ein. Hat der Erblasser einmal in solcher Weise verfügt, so

kann er auch hier das Accrescenzrecht nicht verbieten; die einzige Form,

iri der er es vermöchte, wäre eventuelle Ademtion des Theiles , dessen

Accrescenz erwartet wird '^).

So kommt es denn nur darauf an, festzustellen, in welchen Fällen die

Berufung Mehrerer zu demselben Objecte, als (eventuelle) Berufung zu

dem Ganzen anzusehen sei, und in welchen nur als Berufung zu

selbstständigen Theilen? Hier ist nun zunächst so viel klar, daß, wo

der Testator selbst blos Theile vergabt hat, in welcher Form dies übri

gens geschehen sei (l^itio et Nsevl« fun6uin Kei»pr«nisr>um r^ro

psrlikus ctimiäii« ä« leAci, oder Keres iueus clsrnus» est» l'ltio et

Lein^rcmic, ventnm «ulumo» senna Isnve «istributos äsre), eine,

selbst eventuelle, Berufung auf das Ganze nicht vorliegt, eine Accre

scenz (des alten Rechtes) also nicht stattfindet ^). Aber auch außer

dem gilt niemals die gleiche Sache in der Art Mehreren ganz hinter

lassen, daß erst eonoursu zzsrtes tiuut, wenn nächster Gegenstand des

Vermächtnisses nicht eine körperliche Sache (oder ein absolutes Vermö

gensrecht darauf), sondern eine Verbindlichkeit des Erben ist. Diese

Verbindlichkeit gilt nämlich nicht etwa erst durch die Geltendmachung

des Vermächtnisses, sondern sofort durch dje letztwillige Disposition des

194) Vgl. oben Anm. 122—128.

195) Vgl. Schneider a^'a. O. S. 36—67. >

" . 196) Schneider S. 6/7. . c..< < ... -
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Erblassers als begründet, und als ihrem Umfange nach bestimmt; zu

einem, natürlich erst bei Realisirung des Vermächtnisses stattfindenden,

«on«ursu8 psrt?« Kerl kann es also überall nicht kommen Ist

mithin dieselbe Sache oder Summe in solcher Weise Zweien zusammen

(««i^unotim) vermacht, so ist die Pflicht des Erben, ihnen das Legat

zu prästiren, unmittelbar durch diese Art der Berufung getheilt, er

schuldet Jedem von ihnen von allem Anfange nur die Halste; von ei

nem eventuellen Hervortreten eines ursprünglich auf die ganze Sache

gegebenen Rechtes, von einem Accrefciren der ausfallenden Portion

kann hier also nie die Rede sein. Wäre die gleiche Sache oder Summe

in solcher Weise Zweien einzeln (älsjuuvtli») vermacht, so würden diese

beiden Vermächtnisse wieder kein gemeinsames Object haben, sondern nur

dem Einen würde die Sache selbst, dem Anderen aber deren »estirnsti«

als vermacht gelten, - in ähnlicher Weise, als wie wenn Jemand die

gleiche Sache Zweien verkauft hat. Von einem Hexvortreten eines um

fassenderen Rechtes durch den Ausfall eines Concurrenten kann hier

also noch weniger die Rede sein; denn jeder Legatar hatte ja den Ge

genstand seiner Honorirung (die Sache oder deren Werth) bereits voll

ständig "2). Auch hier bleibt also das Accrescenzrecht ausgeschlossen,

und es gereicht nur dem Erben zum Vortheile, wenn er die Verbind

lichkeit in Solge des Ausfalles statt mehrmals nur einmal zu erfüllen

hat — Solche, nur auf eine Prästationsverbindlichkeit des Erben

gerichtete Vermachtnisse sind nun aber die leFsia per rlsmustio-

usin 20»), uns sweuäi naoä« 2«>) und die Fideicommisse 2««).

197) Vgl. Cajus II. 244. Ueber die verschiedenen Erklärungen dieses

Unterschiedes vgl. Schneider S. 3—13, ig, 13—ZS.

198) Gleiches gilt auch bei Vermächtnissen der entgegengesetzten Art,

wenn sie auf einen Gegenstand gerichtet sind, der jedem nur ganz prästirt wer

den kann , z. B. auf eine «ervitt» praeckiorum I,. 3. I>. cle «ervit. leg.

(33. 3.) Vergl. Schneider S. 28 — 31, der zum Theil anderer Mei

nung ist.

199) Osius II. 206. VIpiäni kr. XXIV. 13.

200) «siusu.HIpiäni I. v. Vgl. M ey er d- R. d.Anwachs. S. 23 bis

3«. Daß nicht allein die, dem condemnatorischen Urthelsspruch verglichene, Form

des Damnationslegates die im Texte vorgetragenen Grundsätze bedingt (gamustio

psrtes Kcit. Vstiv. lrsgm. §. LS), wie Schneid er S. 22—25 meint, ergibt

sich daraus, daß sie in gleicher Weise auch für das formlost Fideikommiß gelten.

201) Nur darüber war unter den Römern Streit, ob auch bei dieser

Form der Erbe, wenn die gleiche Sache Zweien äHiinctim legirt war, dem

Einen die Sache selbst, dem Anderen aber deren Aestimation geben müsse, oder

ob der Erbe seiner Pflicht Genüge gethan, sobald er nur dem sich zuerst

Meldenden die Sache überlassen habe. Cajus II. §. 21S. Vgl. Maver

a. a. O. S. 13«, 131.

202) Vsti«. trägm. S. 8S. «k. «aius II. 262. I.. 83. §. 6. v. cle

legst. (2. 31.) I.. 33. §. 2. I.. 41. S. 9. v. Se IeZ»t. (3. 32.) Anders

natürlich, wenn der Testator die Accrescenz ausdrücklich verordnet hat, 1.. 34.

pr. 0. <le usu et iinnir. (33. 2.) Mauer S. 131—139. Die scheinbar ent

gegenstehende I>. 4. pr. v. äe slim. vsl eib. leg. (34. 1.) erklärt sich dar

aus, daß nicht benimmt« Fideicommissare, sondern die Liberten überhaupt, also

natürlich die 6i« ««gents noch Lebenden, honorjrt waren ; Ii. 16. Z. 4. I>. »6
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Anders verhält es sich mit den Vermächtnissen , welche Eigen»

thum oder ein sonstiges absolutes Vermögensrecht unmittelbar vom

Erblasser auf den Legatar übertragen. Sie gelten erst in dem Augen»

blicke rechtlich als zur Existenz gekommen, wo das Testament durch den

Tod des Erblassers realisirt wird; dann aber stellen sie den Legatar

unmittelbar der Sache gegenüber H^te nun der Erblasser die

gleiche Sache in solcher Weise. Zweien, und zwar Jedem ganz, ver

macht, so galt sie durch den bloßen Umstand dieser Zusammenberufung

noch nicht als getheilt ; die Theilung geschah vielmehr erst dadurch, daß

Beide zugleich die Sache in Anspruch nahmen, und sich dadurch gegen«

seidig aus Hälften beschrankten («oriOursu xsrt« iZebsnr) ^). War,

also - vor dem Tode des Testators Einer der Legatare ausgefallen, oder

repudiirte er das Legat nachher, oder starb er vor dem Eintritte der Be

dingung, unter der ihm lcgirt war, so bleibt die Berufung des Andere»

auf die ganze Sache NUN in ihrem, vollen Umfange bestehen; die Hälfte

des Ausgefallenen accrescirt ihm also 2»s), Damit aber die Berufung

eine zur Accrescenz führende sei, muß jeder der Legatare auf das Ganze

berufen, sie müssen re vousunoti sein, möge dieß nun in einem gemein«

samen Redesatze geschehen sein' (re et verbis «oi^'unoti, z. B. I'itio et

Nsevio tuuclui» Keul^rouisuum ck« leg«), oder nicht (blos re «ou-

iuuvtl z. B. I'itio kupck. Keiner, clo lego, euuclern fuuäum et Alaevio

äo lego) 2««).. Sind indeß unter Allen, denen dieselbe Sache ganz

vermacht ist, also unter den re coi^uuotls, wieder Einzelne zusammen

durch die Wortstellung, als nur für eine einzige Person zählend, be»

zeichnet worden, also re et verbis «oryunvti, so erhalten diese gemeinsam

nur einen Kopftheil an der vermachten Sache 2«?), und wenn Einer

von ihnen ausfällt, bleibt diefer Kopftheil dann ungetheilt den Ande

ren ; die re et verbis o«Hui,«ti genießen alfo in der Accrescenz einen

Vorzug vor den blos verbis eor^'uuetis 2««). In demselben Redesatze

zu, vom Erblasser selbst bestimmten, Quoten der gleichen Sache Beru

fene (verbis collicuiciti, z. B. I'itio et Kluevio tuucl. Lein^ir. z^ro ael^liis

SO. I'rsbell. (36. I.) aber daraus, daß wer cosetus sgüt, immer allen ihm

aus der Erbschaft erwachsenen Vortheil herausgeben muß.

203) Vgl. I,. 1. S. 3. Ku. vers. v. Ss ,ll>uir. seeres«. (7. 2.) Lsius

II. 194. 195.

204) I,. 80. V. lle legst. III. OonHunctim legsri K«v est: ... . tots

legiits «inguli» ästs esse, psrte« »utem ««„cursu Keri. S. oben Anm. 122.

Vgl. Vati«, trsgm. §. 78. 79. (1^. 3. pr. v. Ss u«»kr. seerese.)

205) «siu» II. 199. VIpisni trsgm. XXIV. 12. Vgl. Schnsi-

d e r a. a. O. S. 9—17, 25—34. ^

206) S. 8. 1. cle legst!». (2. 20.)

2«?) Vgl. oben Anm. 122, 123. Wenn Schneider a. a. O. S. 63

bis 71 den re et verbi» cviiMictis zwar ein vorzugsweists Accrescenzrecht

einräumt, aber leugnet, daß sie bei Vertheilung der Portionen zusammen

nur für eine Person zähle», so kann dieß nur in Folge einer Verwechselung

des Principes der papischen «söucorum vin<Zicsti« mit dem des alten Accre«

scenzrechtes geschehen. Verzl. auch 1^. 17. §. 3. in L. v. 6e Kereä. inst.

(23. 5.)

203) Ii. 34. pr. v. Ss legst. (1. 30.) Bgl. Schneider S. 65-71.
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pr.i-tlKn» 6« Isgo) sind dagegen für das alte Accrescenzrecht einander

ebenso fremd als mit ganz verschiedenen Sachen Bedachte''""). Aus

fallende Legate solcher Art verbleiben also gleich den ganz allein stehen

den, die erledigt sind, dem beschwerten Erben. Vermächtnisse, durch

welche das Eigenthum, oder demselben analoge Rechte, unmittelbar

vom Erblasser auf den Legatar übertrage« werden , bei welchen allein

also das alte Accrescenzrecht gilt, sind nun allein die le^sts per

rliostiauem (ckc> lezo leg.) 2"), nicht aber die im UebrigM gleichge

stellten per prseoeptiousm ^'^).

Seit das Neronicmische 8<?. die Legate, die nach den Grundsätzen

nicht zu Recht bestehen konnten, welche für die Wortform, in der sie

hinterlassen waren, galten, ebenso aufrecht erhielt, als ob sie in der

Wortform eines anderen Legates angeordnet wären ^^), konnten Vin

dikationslegate auch an fremden Sachen u. s. w. bestehen. Fiel als

dann einer der so Zusammenberufenen aus, so blieb die Berufung des

Anderen auf das Ganze bestehen, und man konnte nicht sagen, das

Vermächtyiß gelte als ein Damnationslegat vom Anfang an als ge-

theilt; denn die Fiction des SO., daß in dexi Worten des Damna»

209) Ueber die ältere Ansicht, nach welcher auch den blos verbls ««nZun«'

tis ein eigentliches Accrescenzrecht zustände j vergl. Schneider S. S8—66.

Ueber die bei dieser Gelegenheit von ihm gegebene Erklärung der I>. 41. pr.

V. <Z« leg. (2. 31.) siehe oben Anm. 130. Wenn auch Baumeister em

solches Anwachsungsrecht behauptet (vgl. oben Anm. 124), so versteht er un

ter verbaler Conjunction gegen die Autorität der Quellen eine, wenigstens

stillschweigende, Substitution, und auch für diesen Fall kann man nicht sagen,

daß wahre Accrescenz eintrete, sondern der Collegatar erhält die erledigte Por

tion iure «ubktltutioiiis. ,

. 21«) I,. 84. §. 12. 0. äe Ieg»t. I.

211) Vgl. Anm. 202 und Mayer S, 111—118.

212) Cajus II. 223. Nach der Meinung der Sabinioner Ca jus II.

217. konnte nur Miterben per präs««ptionem legirt werden. Insofern aber

ein Erbe sich das Legat selbst zu prästiren hätte, d. h. insofern er Erbe ist,

ist das ihm ertheilte Legat wirkungslos, inutüe. lvlpiani frsgm. XXlV.

22—24. I.. 34. §. 11—13. v. 6« le^st. (l. 30.) I,, 18. §. 2. v. Äs bis

quse ut incllgn. (34. 9.) ; es besteht nur insoweit er es von seinen Miterben

zu empfangen hat, für deren Erbquoten, insofern er nicht Erbe ist, I,. 116.

S. 1. 0. Äs IsgiU. I. Von den mehreren Mite; den, denen dieselbe Sache

per präecs,itionem vermacht war, galt also rechtlich Keinem die ganze

Sache als legirt; dieß ist aber wesentliche Bedingung der Accrescenz. Zu

gleich mit derselben Sache honorieren excranei» konnte sie zwar g anz ver

macht werden; ein legstum per prseceptionem an einen extränsu« war ja

aber den Sabinmnern zufolge ungiltig, und wenn es auch nach der Ansicht

des Julian durch das Neronianische 80. aufrecht erhalten ward (Cajus II.

218.), so geschah dieß doch theils nur durch Gleichstcllung mit dem Damna

tionslegate, bei welchem keine Anwachsung galt, theils schien es aber ebenso

wenig zulässig aus zweierlei Legatsformen Accrescenz zuzulassen, wie aus

zweierlei Testamenten I,. 16. in f. v. quid. m«6. usu«tr. smibt. (7. 4.) Vgl,

Mayer S. 118—123. Schneider S. 86—9«.

213) Laie,» II. 197. SIS. vlpisni XXIV- IIa. .
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tionslegates vermacht sei, kam erst in dem Augenblicke zur Anwendung,

wo das Vermächtniß realisirt werden sollte ^'^).

Maßstab der Accrescenz ist auch für Legate die Größe des An-

theilcs an der gemeinsamen Sache, der demjenigen zustehet, welchem

accresciren soll '^). Ferner erfolgt die Accrescenz auch .hier ipsa

iure ohne daß eine Ausschlagung möglich wäre 2"), und selbst

wenn der Legatar, nachdem er seine eigene Portion erworben, nicht

mehr am Leben ist. Endlich gehen die dem Ausgefallenen auferlegten

Fideicommisse und anderen Lasten, nach den gleichen -Grundsätzen, wie

bei der Ebschaft, durch die Accrescenz mit über ^'^).

Auch die Veränderungen, welche die 5,ex ?spls in Betreff der Ac

crescenz der Legate gemacht hat, sind den oben in Ansehung der Erbschaften

vorgetragenen ganz analog. Eine für die Vermächtnisse durchgreifende

Neuerung war zunächst die, daß, während früher die Legatare, denen xurs

legirt war, schon mit dem Tode des Erblassers ein festes Recht auf das Ver

mächtniß erlangt hatten (äiesleZsti oesserst), so daß von diesem Momente

an ein Ausfallen für sie nicht mehr möglich gewesen war, sie nun das

feste Recht erst von Eröffnung des Testamentes an erlangten, so daß

der zwischen dem Tode und der Apertur zu erwerben unfähig gewor

dene Legatar das Legat nicht mehr wie früher behielt, und der in der

gleichen Frist gestorbene es nicht mehr auf seine Erben transmittirte,

sondern daß es in beiden Fällen oscluvuni wurde '^'^). Der Begriff

der esäuos entspricht für die Legate dem für die Erbschaft aufgestell

ten 22s>). Auch sind die Fälle der Caducität die nämlichen wie sie oben

unter s bis i aufgeführt sind, sobald nur überall, wo dort „Delation

der Erbschaft" gesagt ist, hier clies «euens des Legates gesetzt wird^').

Daß scl il. eine Versäumniß der Cretions- oder Agnitionsfristcn für Le

gate nicht vorkommen kann, bedarf keiner besonderen Erwähnung; da

gegen ist neuerlich aber ohne genügenden Grund, behauptet wor

den, das vom Legatar ausgcschlagene Vermächtniß werde nicht wie der

repudiirte Erbtheil caduc, sondern accrescire als Vindicationslegat nach

ius suiinuuul den Collegataren , verbleibe aber in den übrigen Fällen

214) ^rg. §. LS. Vst. trugm. Vgl. Schneider S. 307—309.

215) I.. 41. pr. 0. <Ie IeZ. (2. 31.) Vgl. Anw. 130 u. 134.

216) I.. 17. §. 1. I.. 34—36. 0. sä l. äyuil. (9. 2.) l.. 30. v. 6e von-

ll!t. et 6emonstr. (32. 1.)

217) I.. 4«. 1^. S9. 0. öe legst. (2. 31.)

218) S. oben Anm. 135—140.

219) 1^. un. §. 1. Se csüuc. toll. (6. 51.) Vgl. Anm. 126.

22«) S. Anm. 1S1—124.

221) Mit Unrecht bezeichnet Schneider a. a. O. S. 112. die Zeit der

Eröffnung des Testamentes allein als entscheidend.

222) Schneider a. a. O. S. 100—102, 149—122. In dem dort an

geführten K. L4 der Vst. t'rsßm. ist ubi non tit «säucum mit in den Sül

len, wo das Legat nicht caduc wird, zu übersetzen, z. B. wenn es in einem

Soldatentestamente ausgesetzt war. 9. v. cle u»u et usu«tr. leg. (33. 2.)

Der s> 77. ibid. dagegen setzt offenbar einen Fall voraus, wo aus irgend

einem Grunde Caducität nicht eintrat, das iu« snriquuiu nicht bestehen

blieb.
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dem belasteten Erben. Für die gleichfalls bestrittene Eaducität der dem

«rkus vorenthaltenen Hälfte seines Legates gilt das Gleiche, was oben

über dessen Erbportion gesagt ist^). Endlich kommt aber für Legate

noch ein neuer Caducitätsgrund, nämlich die für die Erbschaften nicht

zulässige 2-4) Ademtion des Legates, hinzu 22»).

Gleicher Weise sind die zur osäuoorum v!u6I«st?« berufenen Per

sonen bei ausgefallenen Legaten ganz dieselben, wie bei erledigten Erb

portionen , auch ist die Reihenfolge ihres Eintretens die nämliche 22«).

Den für den Erbtheil aufgeführten Vindicanten geht indeß hier noch

eine vorzugsweise berechtigte Person voraus, nämlich der eolleKstsi-ius

«oi^unLws, gleichgiltig übrigens, ob das Vermächtnis) in der Form

eines der vier alten Legate ertheilt, ja ob vielleicht die nämliche Sache

Mehreren nur durch Fideicommiß vermacht war 22?). Ob unter dem

«oi^'unows der re, oder der verbis Verbundene zu verstehen sei, scheint

unter den römischen Juristen eine Zeit lang streitig gewesen zu sein,

doch siegte die für die zweite Alternative sich erklärende Meinung auch

hier ob, wie dieß schon um deßwillen nöthig war, weil ja eine gegen

ständliche Verbindung im wahren Sinne nur für Vindikationslegate

möglich war, der Caducität aber alle Arten von Vermächtnissen unter

lagen 228). Ebenso galten die über Vertheilung , Art der Erwerbung

und Recht an den «acluois oben vorgetragenen Grundsätze auch für die

erledigten Legate 22s). Was dagegen das ius smüzuum betrifft, so ist

dasselbe den Iiberi8 und psreutlbus des Erblassers nur als Erben, nicht

aber als Legataren ertheilt, d. h. ein theilweise erledigtes Legat wird

niemals um deßwillen, weil ein Collegatar zu den Eltern oder Kindern

des Erblassers gehörte, der Caducität entzogen und nach den Grund

sätzen über Accrescenzrecht vergabt 22"). Die Vorrechte der Soldatente«

223) S. Anm. 164.

224) S. Anm. 127.

225) Das Gegentheil behauptet Schneider S. 152, aber ohne eine ge»

nügende Autorität dafür anzuführen.

226) S. Anm. 167—171.

227) Cajus II. 207.

228) S. Anm. 124, 168 u. 173. DK Ii. 89. v. ös legst. (Z. 31.) (Vgl.

darüber Mühlenbruch Lehrbuch des Pandectenrechtes 8. 79«. Anm. S.)

setzt als bekannt voraus, daß eine c«n^un«i« ein vorzugsweises Recht zur c»»

«ucorum vinllicsti« gewähre; als zweifelhaft aber, welche Art von von^iinoti«.

Wo beide Arten der ««nMictio zusammenträfen, sagr sie, sei jener Vorzug,

welcher Meinung man auch anhängen möge, jedenfalls (umn!m«6«) unzweifel

haft. Nun geht die Stelle auf die beiden Arten der Conjunction gctrennnt

ein : die gegenständliche gewähre keinen Vorzug , wohl aber die in demselben

Redesatze (et msgis esl, ut et ipse prseferstur). Ein Vorzug des re et ve»

bis vor dem nur verbis «onjuncms ist hier also nicht ausgesprochen, vielmehr

ist jede verbale Conjunction nach der Fiction der I>. ^. ?. ?> als eine neue,

eventuelle Honorirung zu betrachten.

229) S. Anm. 175—178.

230) vlpisni krsgm. XVIII. I,. im. xr. O. 6s esSuo. toll. (6. 61.)
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stammte aber erstrecken stch sowohl auf die darin verordneten Legate als

Erbeseinsetzungen ^').

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß auch, nachdem voellbs», ordl

und I^atini ^uiiisui fähig geworden waren , Legate ebensogut als Erb«

.schaften vollständig zu erwerben, Accrefcenz und osäuearum viuäi«sti«

für die Ersten doch dem Objecte und den berechtigten Personen nach

keinesweges so vollständig zusammensielen, wie für die Letzten: dem

Lbjecte nach nicht; denn für erledigte IsZsrs 6s»iustioul8 , ^rseosp-

tiouis und 8inencII uioclo sowohl als für Fideicommisse galt keine Ac

crescenz, wohl aber «säuvvr. viucli«. Den berechtigten Subjecten nach

nicht; denn der Collegatar in den eben genannten Vermächtnißarten,

und der nur durch denselben Redesatz Verbundene im Vindicationsle»

gate hatten niemals Anwachsungsrecht gehabt, wohl aber durften sie die

«aäuos vindiciren. Gerade umgekehrt verhielt es sich mit dem nur ge

genständlich verbundenen Collegatar. Beide Institute berührten sich alfo

auch zu Justinians Zeiten nur; sie deckten einander nicht. Daher hat

denn der Kaiser, anders wie bei der Erbschaft, nicht Beide mit einander

verschmolzen , fondern nur mit Rücksicht auf einander im Einzelnen

modisicirt, im Uebrigen aber sie selbstständig neben einander bestehen lassen.

Nachdem Justinian nämlich zuerst den Termin des eeäer« cllei

leZliroruin (vorausgesetzt, daß sie nicht bedingt sind) auf den Tod des

Testators zurückverlegt, und dadurch die Fälle der Erledigung beschränkt

hat 2^2), überträgt er die bisher für die vscluvorum vinälvstio gegol

ten habende Gleichstellung sämmtlicher Vermöchtnißformen auf das Ac-

crescenzrecht; die Gleichstellung in dieser Beziehung erforderte nun aber

auch nothwendig, daß zugleich die Theilung der Obligation unter eou»

juuetim Honorirten und die Vervielfältigung derselben unter lUsjuu«-'

tis, welche bisher für das Damnationslegat gegolten, aufgehoben werde,

weil ja widrigcnfalles öie Berufung Mehrerer auf das gleiche Ganze, die

wesentliche Bedingung alles Accrescenzrcchtes, gefehlt haben würde '"»).

231) S. Ann,. 183.
232) I,. un. K. 1^6—7. «. 6s csö. toll. Von den, zur Zeit der Te

stamentserrichtung bereits Verstorbenen, zugewandten Honorirungen (aus« pro

non srripti» sunt) handelt der §. 3, ünd bestimmt, in Betreff ihrer solle es

ganz beim alten Rechte, woran auch die 1^. ^. ?. ?. nichts geändert, verblei

ben. Demzufolge bleibt also ein, nur einem Einzigen in solcher Weise hin»

terlassenes Legat oder Fideicommiß dem damit Beschwerten. Waren Mehrere

zugleich damit honorirt, so mußte die Nichtexistenz des ohne rechtliche Wir

kung Bedachten nach altem Rechte den rs «onHun«',» zu Gute kommen. Den

blos verbi» c«»^un«ti» konnte auch die I^sx aus dieser ungiltigcn Ver

gabung kein Recht gewähren, da ein cadueum überall nicht in Frage stand.

Nun sagt zwar der «it. §. 3, den Antheil des bei der Testamentserrichtung

bereits Verstorbenen solle sein «on^unetus erhalten, und regelmüßig ver
 

Kaiser in dieser einen Stelle gedankenlos den Sprachgebrauch des alten Rech

tes beibehalten habe.

23S) 1^. u». §. 11. l>v«l i».
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Im Uebrigcn beruft nun der Kaiser zuvörderst zur esclueornin

v!n,U<:!>iiu, und demnächst erst zum Accrescenzrechte. Sind nämlich

Collegatare vorhanden, die mit dem Ausgefallenen in dem gleichen Rc-

desatze verbunden sind ^^^), so wird diesen die Accrescenz mit gleichem

Rechte, wie' sonst die «s^n^ornin vinilicistio angeboten. Jeder hat ei

nen Anspruch, nicht nach Verhältnis; seines Antheiles am Legate, son-'

dern pro virili portione ; der Zuwachs geschieht nicht ipso iurs, fon

dern er ka.-m abgelehnt werden^), und die accrescirende Portion geht,

den einzigen Fall abgerechnet, wo die auferlegte Last von einem Ande

ren als dem ursprünglich Honorirten nicht übernommen werden kann

oder nach Absicht des Testators nicht soll, immer oum suo oners

über 226). Dabei einen Borzug der rs et verkis voi^uuvti vor den

bl)Zs verbis vouj,i»c)sis anzunehmen, ist kein Anlaß.

Sind dagegen für dieß Legat vsrbis conjunvti überall nicht vor

handen, oder haben sie sich ihres Rechtes nicht bedienen wollen, sind

aber mehrere Legatare, in was immer für einer Form, felbstständig zu

der ganzen Sache berufen worden, rs cionjuuoti ^-"), so tritt für sie

die alte Accrescenz ein, d. h. die Jedem von ihnen ganz vermachte Sache

wird nun für die übrig Bleibenden um den Theil der Ausgefallenen

nicht mehr gemindert. Diese Accrescenz äußert ihre Wirkung ipso iure,

ist also von der Willkür dessen, dem anwachsen soll, unabhängig; sie

überträgt das onus der erledigten Portion nur dann, wenn die Erb

schaft als solche damit beschwert sein sollte, was im Zweifel nicht an

zunehmen ist; auch muß man consequenrer Weise annehmen, daß bei

ihr ein Vorzug der r« et verdis vor den nur rs eonsuneiis gilt, und

daß die Vertheilung nicht pro virili, sondern je nach den Anrheilen an

der legirten Sache geschieht^").

Fehlt es endlich auch an solchen Collegataren , so bleibt der Ge

genstand des Vermächtnisses dem damit Beschwerten, mit der Verbind

lichkeit, die demselben ferner auferlegten Lasten gleich dem Ausgefallenen

zu erfüllen. Waren mehrere Beschwerte, so sind sie dazu in der glei-

234) Es versteht sich von selbst, daß zugleich Beziehung auf dieselbe

Sache, von der etwa Jedem ideelle Hülsten zugewiesen sind, erfordert wird;

außerdem wäre unter ihnen gar keine Gemeinschaft (z. B. 1'iti« er Semnr«.

o!« LtieKum et enuum 6« ; 1'iti« 8ticKnm, 8emvr«ni« eljuum).

235) 8i Kader« msluerinr, ....»! omnes noluerint, quum vero

quülsm vvluerint, ljniliam nvluerint. 1^. im. S. 11. in. Schneider a. a.

L. S. 257, 258, der anderer Meinung ist, sieht sich dadurch zu einer sehr

gezwungenen Deutung dieser Worte genöthigt.

23li) S. 9. 11. ibiS.

237) Der S. 11 unterscheidet auf das Deutlichste (verbis) con^inct! und

öisMivti (d. h. r« coiizunvt!). Dagegen scheint 8- 4 für den Fall des in

«susä eslluc!, dem doch die übrigen Erledigungsfälle gleichstehen (Anm. 157),

alles Anwachsungsrecht nur aus einer «oi^uneti« herzuleiten. Bei genauerer

Betrachtung ergibt sich indeß/ daß der letzte S. überall nur von der der «säu-

corum vi„aic»lio nachgebildeten Anwachsung spricht; daher erwähnt er denn

auch den Ausfall der der erledigten Portion auferlegten oners gar nicht.

23L) Dieser Unterschied kann erheblich werden, wenn z. B. die Portion

eines Legatars durch Vererbung auf den anderen übergegangen ist.
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chcn Proportion^ verpflick)tet, wie sie das Vermächtnis) selbst hätten er

füllen müssen; also die Erben z>r« rata Ireieälksris, die Legatare pro

Psrte virlli

Von dem sonstigen Accrescenzrechte an Legaten, sowohl im

ursprünglichen Gruüdprincipe, als in den spateren Umgestaltungen we

sentlich verschieden ist das am legirten ususkruotus. Während

nämlich das Legat einer körperlichen Sache in dieser selbst seine objek

tive Begrenzung findet, und während daher bei der Zusammenberu-

fung Mehrerer zu derselben Sache das Thcilverhältniß ihrer Anrechte >

sich bei der ersten Concurrenz definitiv bestimmt, während also die spä

teren Schicksale, welche die legirte Sache bei dem Legatar erfahrt, für

den Collegcttar ohne alle rechtliche Wirkung bleiben, gewährt das Legat

des Ususfructus nur eine Bcfugniß zu stets wiederkehrendem Fruchtge

nuß, die erst in dem Umfange der jedesmal zu gewinnenden Früchte,

und in der bei jeder einzelnen Perception stattfindenden Concurrenz ihre

Grenze findet^). Die nächste Felge dieser Eigenthümlichkeit ist, daß,

wenn auch ein Legatar bei der ersten Realisicung seines Nießbrauchs

rechtes sich durch Concurrenz eines Collegatars auf einen bestimmten

Antheil beschränkt sah , dennoch jedes spätere Hinwegfallen dieser Con

currenz die bisherige Beschränkung zu .Gunsten des Ersteren aufhebt;

daß also bei dem legirten Ursusfructus Anwachsung nicht nur gilt,

wenn der Legatar, bevor er das Legat erworben hatte ausfallt, son

dern ebensowohl auch, wenn er seinen Antheil am Nießbrauch, nach

dem er> ihn eine Seit lang genossen, in irgend einer Art wieder verlo

ren hat 2").

Dabei versteht es sich indeß, daß das allgemeine Erforderniß aller

Accrefcenz, nämlich das Zusammenberufensein des Ausgefallenen und

desjenigen, dem anwachsen soll, auf ein gemeinsames Ganze auch hier

vorhanden sein muß. Hieraus folgt denn nicht nur, daß unter Denen,

welchen der Nießbrauch an derselben Sache, durch ein IsAstum cismus-

tionis oder »iueixii i»«cl«, oder von verschiedenen Erben hinterlassen ist,

keine Anwachsung gilt sondern auch , daß den Erben gegeneinan

der kein usufrüctuacisches Accresccnzrecht zusteht, wenn sie den Nieß

brauch an einer Sache dadurch erhalten haben, daß der Testator einem

Dritten die bloße Proprietät (die Sache 6«<1u«ta usutruvw) legirt hat;

denn sie haben in diesem Falle nicht den Nießbrauch als ein, Jedem

239) I.. nn. §. 8. 9. — Ueber die ganze Bedeutung der Justinianischen

Constitution für das Accrescenzrechr bei Legaten ist nicht minderer Streit als

' für das bei Erbschaften. Vergl. Anm. löl. Das im Texte Gesagte ist viel

leicht am meisten verwandt mir der Ansicht von Mayer Recht der Anwachs.

S. 214— gegen welche indeß Schneider a. a. O. S. 245—282 sehr

lebhaft, jedoch mit für mich nicht überzeugenden Gründen streitet. Ueber die

Literatur vgl. insbesondere v. We»ing°Jng.enheim Lehrbuch 5. Ausg.

Buch V. K. 2VS.

240) Vst. frsgm. S, 60. 1,. un. v. qusng« öies ususkruct. (7. 3.)

241) Vst. fr»g„>. K. 77. I>. 1. S. 3. v. 6« usutr. acrres«. (7. 2.)

242) Vst. KsL>u. S- 8S. 87. 88. I.. 11. 12. 0. Se us. scer.

2!
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von ihnen einzeln zugewiesenes, Ganzes, sondern pur als einen Theil

ihrer Proportion erhalten 2«). Ihr Anwachsungsrecht beschränkt sich

also lediglich auf das ihnen an ihren Erbtheilen zustehende, und wenn

daher Einer von ihnen den einmal erworbenen Ususfruktus durch non

»su», espit!» äumiuetio oder sonst verliert, so verbindet sich derselbe

durch Consolidation mit dem Eigenthume, nicht aber accrescirt er dem

anderen Nießbraucher der gleichen Sache 244). War mehreren Miter-

bcn der Nießbrauch an derselben Sache legirt, so gilt unter ihnen keine

Accrcsccnz, weil Jedem das Legat nur von der Erbportion seines Mit-

erbcn gewahrt wird. War dagegen der Ususfructus neben den Erben

auch noch einem extrsneus vermacht, so concurriren die Erben als Le

gatare für die Portion, für welche sie nicht Erben find, mit diesem

exti-anens ; daher gilt denn für Kiefen Antheil zwifchen ihnen und ihm,

nicht aber unter ihnen selbst Anwachsungsrecht 24»). Ebenso wie mit dem,

bei der von mehreren Erben legirten Proprietät, diesen verbleibenden

Ususfructus verhält es sich, wenn zwei vouäomii,!, wie immer ihr

Miteigentum entstanden fei, dasselbe an zwei Verschiedene veräußern,

wobei sich dann wieder von selbst versteht, daß die Confolidation durch

Erlöschen des Nießbrauches immer nur zu Gunsten derjenigen Eigen

thumsrate geschieht, von der eben dieser Nießbrauchsantheil zurückbe

halten ist 24«). War dagegen der Nießbrauch einem Sclaven vermacht,

der zwei Herren gemeinsam gehörte , so galt der erste« nicht etwa als

diesen beiden clorninis pro rsw constituirt, fondern der Sclave wurde

immer als das eigentlich berechtigte Subject betrachtet; ging also das

Recht des einen cloinluu» unter, fo blieb der Sclave doch immer noch

als eigentlicher Usufructuar, und durch ihn steht alfo dem anderen von-

6oinluus nun der volle Nießbrauch zu 24?). War umgekehrt zweien

Sclaven desselben , Herrn der Ufusfructus vermacht, so bleibt das Recht

des Einen immer noch ganz bestehen, wenn das des Anderen unterge

gangen ist; der Herr behalt also den Nießbrauch ganz, wenn er ihn,

auch Namens des einen Sclaven ausgeschlagen hat 24»).

Ist dem Einen der Nießbrauch, dem Anderen aber das Eigenthum

der Sache legirt, so wird unter dem letzteren Legat immer der Frucht

genuß als wesentlicher Theil des Eigenthumes als mitbegriffen angesehen ;

es also , abgesehen von der dem zweiten Legatar ausschließlich zufallen

den Proprietät, ganz ebenso betrachtet, als ob jedem der beiden Lega

tare der ganze Nießbrauch vermacht wäre, d. h. sie theilen sich darein

zu gleichen Theilen^»); den Fall allein ausgenommen, wenn dem

243) Vst. frsgm. §. 7L. 79. 82. in k. 1^. 1- §- 4. l.. S. vr. v. 6e

usukr. scer.

244) 2. I>. <Zs us. sccr.

245) Vgl. Schneider Anwacksungsrecht S. 306.

246) Vs,,. kr. S. 80. I.. 3. §. 1. 0. I. «.

247) Vst. fr. §. 7S. 11.. 1. S. 1. 2. 0. äe usnlr. accr.

248) Vst. fr. §. 82.

24ö) 1^. 6. i>r. V.^Is usutr. esr. rer. (7. 6.) Ii. 19. 0. äs usu et ususr.

leg. (33. 2.)



zweiten Legatar die Proprietät ausdrücklich <Zsäu«t« usutruvw vermacht

ware^"). Dieses Gegenüberstehen des Eigenthums- und des Nieß

brauchlegatars ist aber ein generisches, d. h. ist auch Mehreren das Ei

genthum, oder Mehreren der Nießbrauch legirt, so erhalten doch sammt-

liche Nießbrauchlegatare nur die eine, sammtliche Eigenthumslegatare

aber die andere Hälfte des Ususfruktus^'). Verliert alsdann einer der

so Berufenen seinen Antheil am Nießbrauch?, so wachst derselbe zunächst

den generisch Gleichartigen; da aber dennoch eventuell Jeder auf den

ganzen Nießbrauch als berufen galt, demnächst auch den zu dem anderen

Rechte Berufenen zu 2^). Schon hieraus ergibt sich, daß das Zusam

mentreffen des Nießbrauches und des Eigenthumes in einer Person das

Accrescenzrecht nicht nothwendig aufhebt. Ist eine solche ConsMdation

erst ex ziost eingetreten, so kann man von einem Erlöschen des Usus-

fructus, da dieser «Mein selbststandiges Recht nun gnr nicht mehr be

stehet, im Grunde nicht reden ; da jedoch Wer in solcher Weise Nieß-

brauch und Eigenthum in einer Person vereinigt, gegen den Collegatar

Anwachsungsrecht behalt, so gewährt der Prätor umgekehrt auch Diesem

in den Fällen, wo jener Mirberufene, wäre er noch bloßer Usufructuar

gewesen, den Nießbrauch verloren haben würde, »viioues utile» zu dem

gleichen Zwecke^).

Die Gründe, um derentwillen der legirte Nießbrauch dem Ver-

mächtnißnehmer verloreg geht, können solche sein, welche das Recht selbst

vernichten, oder auch solche, welche nur die Ausübung, wie sie dem Le

gatar bisher zugestanden hatte, betreffen. Zu den ersten gehört der na- '

türliche und bürgerliche Tod des Legatars^), zu den letzten der Nicht

gebrauch und das zum Nachtheile des Nießbrauchers ausgefallene Er»

kenntniß^). Ein Verlust der ersten Art stellt nun immer nur fest, daß

die bisherige Ausübungsart dem Legatar, nicht mehr zustehe;, das Recht-

selbst dagegen bleibt ihm, und, kann er von diesem in einer von der jetzt

verloren gegangenen unabhängigen Weise Gebrauch machen , so ist er

dazu vollkommen befugt. Unabhängig von der bisherigen ist aber die

Ausübung, welche den, inzwischen erst frei gewordenen, Theil des Nieß

brauches umfaßt, der bis dahin dem Eollegatar zugestanden hatte. Wer

also nur die Ausübung des legirten Nießbrauches, wie sie ihm bisher

zugestanden, nicht aber das Recht selbst verloren hat, dem accrescirt un-

erachtet dieses Verlustes der Nießbrauchantheil seines Collegatars, wenn

auch dieser denselben einbüßt '^°). In ihren alten Grenzen hat indeß

260) Z. 1. 5. öe usutr. (2. 4.)

231) I>. ö. O. <Ie ususr. sccr.

252) Vat. kr. I. 33. I.. 3. S. 2. v. I. v.

2SS) Vat. kr. I. o.

254) Vst. kr. S. 6l. 62. I,. 1. pr. §. 1. 0. quid. mvS. usustr. sm. (7.4.)

Ii. 2ö. 0. 6« usu et usulr. leg (33. 2.)

255) Vst. lr. §. 46.

256) I,. 10. v. 6e u»utr. »ccr. I.. 33. §. 1. v. 6e usuk. (7. I.) I,. 14.

S. 1. 1). de ex«, r. iu<I. (44. 2.) Ueber diese Stellen siehe besonders Sch n ei -

der a. a. V. S. 291—295. Vergl. mit Keller Litiscontestation S. 17«,

21 *
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der Legatar durch Nichtgebrauch u. s. w. die Ausübung seines Rechtes

definitiv eingebüßt; den Antheil, den er erst gehabt und dann verloren

kann er also niemals durch Accrcscenz wiedergewinnen Daraus

ergibt sich denn, daß, da sobald bei dem einen Legatar beide Anthcile des

Ususfruktus durch Accrescenz vereinigt sind, sie demselben nun als ein

untrennbares Ganze zustehen, wenn etwa auch dieser Legatar den Nieß

brauch verlieren sollte, nun nicht etwa dessen ursprünglicher Antheil dem

Erstem: accresciren kann.

Die neueren Veränderungen dieser Rechtsgrundsatze anlangend, so

wirkt das Neronianische 80. hier insofern ganz ebenso, wie beim lcgir-

ten Eigenthume, als es sich um einen Ausfall vor erworbenen Legate,

also um.die gewöhnliche Accrescenz handelt. War dagegen der falschlich

durch Vindikationslegat hinterlasse«? Nießbrauch durch die Fiction des

SL. einmal erworben, so mußte er nun auch deMtiv als durch Dam

nationslegat constituirt gelten, und die Accrcscenz daher hinwegfal-

len 2s»>.

Was endlich die Iiex 5u!!a pappaes betrifft, so konnte die

Lehre von den «scluvig nach der ganzen Fassung der aus die dem

Nießbrauch eigenthümliche Accrcscenz, d. h. die nach bereits erworbenen

179, 278—280. ucber die erste dieser Stellen habe ick vor mehr als 20 Jah

ren in meiner Inauguraldissertation (Witte Abh«dl. aus dcm Gebiete des

rbm. Rechtes Berlin 1317. Nr. I), eine Jnterprctcition gegeben, die ich jetzt

für irrig erklären muß. Der Verlust des ersten Legatars war durch »«„ usu«,

während er mit Jemanden stritt , qui liri se «brulerät, geschehen 1^. 5. F. 5.

«i u«ustr. pet. (7. 6.) Der des zweiten erfolgte vermuthlich durch natürli

chen oder bürgerlichen Tod. Nun fragt der Jurist, was <jui liti se «bwlerst,

der also dcm (trotz der inzwischen eingetretenen erlöschenden Verjährung) ob

siegenden Kläger, dessen rechtiiches'Jnteresse prästiren müsse 1^. 6. v. «od.

Vgl. Mit 1^. 27. pr. z. 3. 0. <Z« rei vinclie. (6. 1.) 1^. 45. v. 6« Keregit. pet.

(5.3.), diesem eigentlich zu bezahlen habe: ob den ganzen Rießbrauch, weil ja

während des Prozesses die Portion des Collegatars ausgefallen sei, also dem

Kläger accrescirt sein würde, wenn er selbst noch im Besitze seiner Portion

gewesen wäre, oder ob nur dessen ursprüngliche Portion, auf welche allein der

Prozeß sich bezogen habe? Ulpian entscheidet sich für die zweite Alternative:

psrtem climiclism <iu»t«xst qusin smisit (durch Richtgebrauch) <M litem conte-

statu» est »<lver»u» «um, <zui liti se «btulit (also der erste Legatar), s possessor«

(d. h. von dem Beklagten, qui liti se obtulit) «onsequitur ; pars eniin col-

.IsK»tsrii (der Antheil, welchen dieser durch capitis deminutio verloren) ipsl

(nämlich dem ersten Legatar) secrescit, non äomin« Proprietät!«. Die Schwie

rigkeit der Stelle besteht hauptsächlich darin, daß Ulpian 1) die genauere Be

zeichnung der Natur des von dem ersten Legatar geführten Prozesses (daß er

nämlich gegen einen Kerns possessor gerichtet war), erst am Schlüsse beiläufig

ausspricht, wo diese Bezeichnung dann dazu dient, unklar zu machen, was das

Subjert des Satzes sei , 2) daß er eben den, der nicht Besitzer ist, mit einem,

freilich sonst nicht seltenen, hier über zur Verwirrung führenden, Sprachge

brauch, durch das Wort possessor als Beklagten bezeichnet, und ihn scheinbar

dem eben zuvor Genannten, <zui liti «e «Ktulit, mit dcm er doch identisch ist,

gegenüberstellt. Uebrigens findet sich die richtige Erklärung außer den Basili

ken auch schon in einer ungedruckten Glosse des Hugolinus.

257) V»t. fr. §. 76. I.. 3. §. 2. v. quid. mvcl. „sustr. (7. 4.)

258) V»t. kr. 5. SS. Schneider a. o. O. S. 307, 30S.
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Rechte des Collegatars, wenn dieser dm Nießbrauch wieder verliert, ei»-

tretende, nicht übertragen werden. Aber auch in den Fallen, in denen

sonst bei Legaten überhaupt Accrescenz, nunmehr also Caducität eintrat,

litt die letztere auf das Legat des Nießbrauches um deßwillen keine An

wendung, weil das «sclueum immer seinem pollem Rechte nach auf den

Vindicanten übertragen wurde, eine solche Uebertragung aber bei dem

Nießbrauchs seiner Natur nach unmöglich war. Ueberdieß hatte es ei

nem so als «aäuvuin vindicirten Nießbrauch an allem Maßstäbe gefehlt,

wenn derjenige, auf dessen Person er sich allein bezog , bereits natürlich

oder bürgerlich todt war u. s. w. So galt denn auch nach der I,ex

?apia für den Nießbrauch ausschließlich das ius suticzuui» ^),

eben daraus erklärt es sich, warum in den Quellen des römischen Rech

tes die Lehre von der Accrescenz vorzugsweise in Bezug auf den legirten

Nießbrauch abgehandelt wird. Aus dem gleichen Grunde ergibt es sich,

daß im Justinianischen Rechte die Accrescenz des Ususfruktus keine we

sentliche Abänderung erlitten. K«l Witte.

Anwartschaft (Lxs^evtstivs) ist dgs von dem Verleihungs

berechtigten ertycilte Recht auf eine bestimmte künftig vacant werdende

Pfründe. Hervorgegangen aus den einfachsten gesellschaftlichen Bezie

hungen, und durch dieselben lebendig erhalten, sind die Anwartschaften

schon früh der Gegenstand kirchlicher Verbote gewesen, und namentlich

sind sie durch das dritte ökumenische Concilium vom Lateran unter

Berufung auf die Bestimmungen des römischen Rechtes über die Erb

verträge ausdrücklich als unsittlich und eben dcßhalb ungiltig bezeichnet

worden Diese letztere Verfügung Ist jedoch Nicht sofort zu allseiti

ger Anerkennung gekommen, wie dieß schon aus der Thatsache hervor

geht, daß die späteren Decrctalensammlungcn in einem eigenen Titel:

De «oueessioue evvlesiue et ^>ra«Ke«><1äe nou vavinitis, immer wieder

auf dieselben zurückkommen. Das von dem Collaturberechtigten ganz

allgemein gegebene Versprechen, eine von den seiner Verfügung unter

worfenen Pfründen verleihen zu wollen, war jedoch in jenes Verbot

nicht mit eingeschlossen; vielmckr hatte noch Jnnocenz III. 2) dasselbe

für vollkommen verbindlich erklärt. Aber schon Bonifaz VIII. setzte

dasselbe der auf eine bestimmte Pfründe ertheilten Anwartschaft durch

die Bestimmung per «gz (pr'omksiuue») v»1 ipssrum gliijugin

»(! vrovlcleiicluin slleui nulluni cleiuv«^» fjuoiuocloliliLt «bli^ari,

gleich, und der trienter Kirchenrath hat dieß ausdrücklich bestätigt

Noch jetzt aber erscheinen in dem Pftündcnwescn zwei Anwartschaften,

von denck die eine sogar durch die trienter Synode ihre Sanction

2S9) äi-ß. 5.. 9. v. äe usu et usustr. log. (3^2.) Vgl. S ch N e i d e r a.

a. O. S. 227—23«.

1) I<. 2. X. äe «on«. prssb. et «ecl. uon vac. (3. L.) (cone. I^ut. III.

1179.)

2) I.. 14. X. K. t.

3) I.. 2. K. t, in VI. (A° 7).

4) «es». XXIV. «. 19. llv qF.
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erhalten hat. Dieß ist diejenige , welch« dem C o a d j U t o r auf . die

Prälatur ertheilt wird, deren dermaligem Inhaber er zur Aushilft

beigeordnet worden ist. Eine zweite kam früher in 'vielen teutschen

Stiftern vor, in denen über die festgesetzte Zahl der vollständig prä-

bendirten Domherren (vs^it.ulsi'es), und der mit einer prssbeuäs miunr

versehenen Domicellaren (s. d. Art. Stifter) sogenannte Supernume-

rarcanonikcr mit dem Rechte der Anwartschaft auf eine Präbende auf»

genommen zu werden pflegten °). Anwartschafter dieser Art (canonici

«xspkotstlvsril iu I^erKis) mußten im Besitze der statutenmäßigen

Qualifikation sein , und leisteten den in den Capitelordnungen vorge

schriebenen Eid ; doch waren sie weder zur Residenz noch zum Dienst

im Chor verpflichtet In die erledigte Präbende rückten sie (dafern

sie nicht besondere Eigenschaften voraussetzte, wie dieß z. B. in den ge»

mischten Stiftern rücksichtlich der den Katholischen oder den Augsbur

gischen Confessionsverwandten nach dem Normaljahr zustehenden Prä-

benden der Fall war), nach dem Alter ein, so zwar, daß dieß Recht

von dem älteren auf den nachfolgenden überging, wenn der erste die

gewöhnlich auf 20 Tage festgesetzte Vigilanzzeit unbenutzt hatte ver

streichen lassen. — Mit der Umgestaltung der teutschen Capitelsoerfas-

sung sind auch die Erspectativen in dem bezeichneten Sinne außer

,Uebung gekommen; doch finden sich z. B. in den österreichischen Ca-

piteln noch jetzt Supernumerarcanoniker ^). — Zwei andere Arten der

Anwartschaften, die papstlichen ßrstiss exsz>e«tativss , und die kaiser

lichen prlinse r>,'ee?8 sind im Zusammenhange mit der Lehre von der

Verleihung der Kirchenpsründen darzustellen, auf welche deßhalb

hin verwiesen wird.

In Beziehung auf das Recht der evangelischen Kirche bemerken

wir, daß in den, in dieser Kirche erhaltenen Hoch- und Collegiatstistern

die oben in kurzen Umrissen gezeichneten Anwartschaften zum Theil

unter ausdrücklicher Zulassung ^) der Landesgesetze noch ' jetzt üblich

sind. Rücksichtlich der übrigen Pfründen ist dagegen das Verbot des

canonischen Rechtes in manchen Ländern wiederholt worden, wahrend da,

wo nicht ausdrückliche gesetzliche Bestimmungen vorliegen, wie z. B. im

Königreiche Sachsen"), die Anwendbarkeit desselben von den entschei

denden Behörden bald verneint, bald mit Recht behauptet worden ist.

S. auch Lehnsanwartschaft. Richter.

5) Vergl. V^ol». 8eKmitt Vis«, äs es, iznoä «irca exspeotstivss »>I

csnonicstus ex ststutis et «dserv»ntii« <Zerm»ni»e Austum est im ersten Bande

des 1 Ke«aur. n«v. iur. eeei. eä M s ^ e r p. 249.

6) Eichhorn Grundsätze des K.-R. II. 604.

7) Vergl. Helfer t von der Besetzung, Erledigung und dem Ledigstehen

der Beneficie^ (Prag 182L) S. 1«. ......

8) Z. B. preuß. A. L. R. II. 11. 8. 1227 flg. . , '

ö) v. Weber ft,st. Darstellung des im K. Sachsen geltenden K.-R. II.

2. SIS.
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Anweisung'). ' Wenn ^ den R beauftragt, sich vom 6 irgend

Etwas (in der Regel eine Summe Geld) geben zu lassen, und zu

gleich den L ersucht, dem L diesen Gegenstand nusznantworten oder

jene Summe zu zahlen, so heißt diese Geschäftsform Anweisung

oder Assignation, und ^ wird Assignant (Anweisender), L As-

signatar und l) Assignat genannt. — Das Anweisungsgeschäft

an sich war auch den Alten, namentlich den Römern , nicht eben un

bekannt (s. Cicero's Briefe an den Atticus XII, 24. XV, IS.);

doch kommen die Ausdrücke sssiAnsti« — s»»iA„gi-s nicht in dem Sinne

vor,, wo sie das bezeichneten, was wir heutzutage Anweisung oder

Assignntion nennen. Bei der Darstellung dieser Lehre ist zu' unter

scheiden die Anweisung als eine blos gemeinrechtliche Geschäfts

form von der kaufmännischen Assignation. Die gemeinrechtliche

Theorie der Anweisung beruht auf folgenden Grundsätzen. 1) Das

Wesen der Anweisung besteht in einem doppelten Auftrage des Assi-

gnanten (^,), theils nn den Assignaten (L) irgend Etwas (wie bemerkt,

meistens eine Geldsumme) an den Assignatnr (L) zu g'eben — theils

nn diesen S selbst den angewiesenen Gegenstand beim L zu empfan

gen. 2) Dieser Auftrag ist, insofern er an den Assignaten (V) ge

richtet ist, ein gewöhnliches Mandat; insofern er aber den Assignatar

(L) ertheilt ist, ein insucksturu in r«rn 8uum, d. i. ein Auftrag, der

in der Absicht geqegeben wiöd, daß der Beauftragte das Geschäft zwar

im Namen des Auftraggebers, jedoch zu seinem (des Beauftragten)

eigenen Vortheile besorgen, und also hier, daß U das, was er von L

empfangen wird, an sich behalten soll.» 3) Es wird nicht präsumiHt,

daß Schuldner des ^, und ebensowenig, daß ^ Schuldner des K

sei. — Diese Grundsätze reichen hin , um alle Eigenthümlichkeiten des

Anwcisungsgeschästes daraus zu erklären. ^<11. Aus diesem Satze folgt,

daß derjenige, welcher als Assignant einen Auftrag der beschriebenen Art

geben will, nicht nur überhaupt die Fähigkeit, Rechtsgeschäfte einzuge

hen, insbesondere die Befugniß haben muß, einem Dritten mit einer

Zahlung zu beauftragen, sondern daß er auch bis zur wirklichen Been

digung des Geschäftes in diesem Zustande verblieben sein muß; aus

welchem letzteren Satze sich anderweit ergibt, daß, wenn er vor der

Zahlung in formellen Eoncurs geräth, der dem Assignaten gegebene

Zahlungsauftrag für erloschen zu achten ist, und zwar von dem Augen-

1) 8sm. 8trvK de inre gssignntioniim inter merestores (ki>ä„l!k. 1703.)

^o. liier. 8t enger, <l!s«. de »»sigiiütionibu» mervätorum s<I mentem po-

«,i««!mum msililsn Keg. «t LIeet. 8äx«n!se 6. s. IW9 (l>!j>«. 1722).

Auch tcutsch mit Zusätzen und Vermehrungen zu Leipzig 1724. t?»r. ?>>.

LirKerer, cummoiitiUi« iuriöioä <Is s«s!ßiiätiu>i!1»i» ((Ziss. 1782). I^i»

«IielmsuA, »j>e«imen »iste»» summ« «spi a «lacdri» >e 6e lls»lgnst!«»!bu»

((krz'pkis«»!,'!»« 1805). O. I>V <Z ii n tk«r, pr. de »»s!g»gt!«»il>us »j,e>?. I.

«pe«. II. I^ips. I82V. — Eine Reihe einzelner Aufsätze über das Recht der

Anweisungen sicbc in Sickel's Repcrtorium (Leipzig 1835), dcsgl. in Kapp-

l e r's prouUuurium (Stuttgart 1L35), in beiden Werken unter d. W. An

weisung.
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blicke an, wo Letzterer von der formellen Insolvenz des Ausstellers

Kenntniß erlangt hat oder hatte haben können und sollen — eine Prä

sumtion, die gegen ihn eintritt, sobald der Eoncurs des Ausstellers öf

fentlich bekannt gemacht worden ist. Da ferner Niemand gezwungen

werden kann, einen Austrag, den ein. Dritter ihm gibt, anzunehmen

und auszuführen, so wird es auch in der Regel, und wenn nicht be

sondere Verbindlichkcitsgründe vorhanden sind (wofür jedoch der Um

stand, daß zufällig iZ an den Betrag der angewiesenen Summe

schuldet, noch nicht zu achten ist), von dem Willen des L abhängen,

-ob er die in der Anweisung ihm aufgetragene Zahlung an den L lei

sten, oder die Assignation zurückweifen will. — L steht an und für sich

in gar keinem Rechtsverhältnisse mit 6, sondern nur mit ^. — Eine

bestimmte äußere Form ist übrigens, da das Mandat blos auf Consens

beruht, durchaus nicht nöthig, und es kann also die Anweisung eben

sowohl mündlich als schriftlich geschehen. — ^.ä 2. Da der Auftrag,

welchen ^ an O gibt, ein einfaches Mandat ist, so erlischt er mit dem

Vöde des Auftraggebers kann auch von demselben beliebig zurück

genommen werden, Beides natürlich nur so lange er noch nicht erfüllt,

oder für erfüllt zu achten ist. Einige glauben , daß die Befugniß des

den Auftrag an « zu widerrufen , bis zum Augenblicke der wirkli

chen Zahlung dauere und nur erlösche, indem diefe erfolge; Andere

nehmen an, daß, wenn zwischen L und L ein Vertrag geschlossen wird,

vermöge dessen ^ sich verbindlich macht, dem L die von ^ angewiesene

Summe zu zahlen, schon durch diesen Vertrag das Recht des ^, sei-

neH Auftrag zurückzunehmen, wegfalle. Es werden folgende Fälle zu

unterscheiden sein. Wenn die Anweisung des ^ dahin lautet, daß 0

dem L an einem bestimmten Tage Zahlung leisten solle, so dauert das

Widerrufsrecht des ^ unbedingt bis zu diesem Tage, und wenn auch 6

dem R vorher versprochen hatte, er wolle ihm Zahlung leisten, so würde

dieß Versprechen wohl einen Obligationsnexus zwischen L und O her

vorbringen, keineswegs aber den seines Rechtes, das Mandat zu wi

derrufen, berauben. — Insofern dagegen die Anweisung eine Bestim

mung der Zeit, wenn das Angewiesene geleistet werden soll, nicht ent

hält, und L mit L eine Vereinigung trifft,- vermöge welcher L dem

L die angewiesene Summe in einer gewissen Seit zu leisten ver

spricht, so wird durch diesen Vertrag das Recht des den Auftrag zu

2) Daß durch den Tod des Assignnnten bci dem in der Anweisung dem

Assignaten gegebenen Auftrage das Mandat erlösche, scheint nach I<. 10S.

p, il« solutiorijdus «t liberatiuiiibus. (4t. 3.) außer Zweifel, zumal, wenn man

die von Cujacius (0i>»erv!,t. 1^. I. Lsp. 38.) vorgeschlagene, durch die Basiliken

Crom. IV. I.ib. XXVI. 1°it. 3. ««„st. 1«3.) bestätigte Lesart, die auch Ludwig

Roussards Wanuscript enthielt (s. dessen Note zu r,. »It. U, gs Elution, in

seiner Ausgabe der Pandecten, Lugd. 1S6« f.) als die richtige annimmt, nach

welcher die Schlußworte jenes Gesetzes heißen würden: Li autem, «ul iu«»i <l,!bl-

torsm meuni solvsrs, post mortem meum i>«n repte solvitur. Bei gl. G l ü ck,

Erläuterung der Pandekren Thl. XV, §. ö59. S. 339 flg. Daß dieß auf die

kaufmännischen Anweisungen nicht anzuwenden ist, wird später bemerkt werden.
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widerrufen, ausgefchlossen ; denn der Vertrag zwischen L und O ist, fo

viel den ^ betrifft, der Leistung selbst gleich zu achten, und ^ kann in

diesem Falle nicht sagen, daß die aufgetragene Leistung zu früh, mithin

auftragswidrig erfolgt sei, da er keine Zeit, wenn sie erfolgen sollte,

bestimmt hat. — Wenn zwar eine Zeit, wo 0 den Auftrag erfüllen

sollte, bestimmt gewesen ist, L aber zu dieser Zeit denselben weder wirk- '

lich erfüllt, noch auch nur zu seiner Erfüllung gegen L sich verbindlich

gemacht hat, so kann auch spater noch und so lange, bis das Eine oder

das Andere erfolgt, von ^ das Mandat zurückgenommen werden. Da-

gegen ist in diesem Falle das Revocationsrecht des ^ für erloschen zu

achten, wenn L zur Verfallzeit der Anweisung dem L auch nur das

verbindliche Verfprechcn, die Zahlung leisten zu wollen, gegeben hat,

gesetzt auch, daß die Zahlung selbst nicht erfolgt wäre. — Anders ge

stalten sick die Verhaltnisse hinsichtlich desjenigen in der Anweisung lie-

genden Auftrages, welchen ^ dem L zur Erhebung des angewiesenen

Gegenstandes gibt. Da hier das Mandat in Beziehung auf den O

präsumtiv ein insnäuwm in rem su^in ist, so kann dasselbe nicht zu

rückgenommen werden, obgleich seine Wirksamkeit wegfällt, wenn der

damit unmittelbar verbundene Austrag an den L zurückgenommen wird

oder erlifcht. Ferner hat L zwar die Verpflichtung, dem Inhalte des

Auftrages allenthalben gemäß zu handeln, alfo namentlich sich wegen

Empfanges der Zahlung zur rechten Zeit bei dem L zu melden. , (Die

rechte Zeit ist in der Regel die in der Anweisung angegebene. Ware

keine angegeben, fo muß L die Zahlung von Lsobald als möglich

— was nach richterlichem Ermessen zu bestimmen sein würde — ein

fordern.) Dessen ungeachtet hat, wenn L dicß unterläßt, ^ im Falle

der wirklichen Anweisung keine setlo insiiästi 6ire«rs gegen den Lz

hätte daher auch ^ die Anweisung an den L, z. B. um deswillen ge

geben, damit L das beim ^ erhobene Geld als ein von ^ empfange

nes Darlehen behalten solle, so würde er gegen den L dennoch nicht

als gegen seinen Mandatar auf Wiedererstattung des Erhaltenen kla

gen können, sondern er würde die Darlehnsklage gegen ihn erheben

müssen. — .4,iNl<n>«n msinlatl lZIi-eviavl könnte ^ nur anstellen, wenn

das dem L gegebene Mandat kein insnä»tuin iu rem suuin, mithin

das Geschäft gar keine Anweisung gewesen wäre. Wollte aber bei ei

nem Geschäfte, das die äußere Form einer Anweisung hätte, ^ behaup

ten, daß das von ihm dem L gegebene Mandat nicht üi rem inuiida-

tsrii, sondern als gewöhnliches Mandat, mithin iu rein ,r,»»6ai>tis ge?

geben sei, so müßte er dieß besonders beweisen. — Nichtsdestoweniger

kann ihm nach Befinden der Umstände eine Erception zustehen. Wenn

nämlich L nn den ^ eine Forderung hatte (was jedoch, wie unter 3

bemerkt ist, nicht zum Wesen der Assignation gehört, und also nicht

präsumier werden kann), und ^ dem L eine Anweisung an den L ge

geben hat, damit durch die von ^ zu leistende Zahlung jene Schuld

des ^ getilgt werden sollte, L aber diese Anweisung nicht zur rechten

Zeit vorgezeigt hat, und nun seine Forderung aus den Grund des Ge

schäftes, woraus sie entstanden ist, z. V. eines Kaufes gegen den ^,
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gellend machen will, so kann, wenn durch d!e Saumniß des S in Vor

zeigung der Anweisung Schaden entstanden, z. B. wenn V Schuldner

des ^ war, und, obgleich zur Zeit des Verfalles der Anweisung sol

vent und bereit zu zahlen, doch später insolvent geworden ist, der As-

si'gnant ^ sich ausfluchtsweise hierauf beziehen, und sich dadurch gegen

den Anspruch des L schützen; allerdings aber muß er beweisen, daß

durch jene Zögerung wirklich ein Schaden entstanden ist. — 0 kann

zwar an sich von L nicht belangt, oder sonst zur Annahme und Zah

lung der Anweisung genöthigt werden; wenn er indessen dcm ö die Er

füllung des Auftrages zusagt, so tritt er hierdurch in eine selbstständige

Verbindlichkeit gegen den R, der nunmehr hieraus gegen Hn auf Er-

füllung klagen kann. Aber auch gegen den ^ übernimmt er durch jene

dem L ertheilte Zusage die Verpflichtung, den erhaltenen Auftrag zu

erfüllen, und daher wird auch ^, wenn dieses Versprechen unerfüllt

bleibt, und er dadurch einen Schaden erleidet, den Ersatz desselben mit

telst Klage 'von ihm fordern können; keineswegs aber wird O, wenn er

von L in Anspruch genommen wird, diesem Kläger solche Ausflüchte

entgegensetzen dürfen, die er vielleicht gegen den ^ mit Erfolg hatte

gebrauchen können. — Uebrigens kann ö seinen Auftrag, Geld beim

L zu erheben, an dritte Personen übertragen. Diese treten zwar zu

ihm in dasselbe VerhZltniß, in welchem er zu dem ^ steht, aber sie

bleiben ganz außer Verhältnis) mit dem ^ selbst. Dagegen gehen, die

Rechte, die L etwa schon gegen den 0 in Bezug auf die Anweisung

erworben hatte, ckuf die Untermandatarien des ö über, also wenn z. B.

eine schriftliche Anweisung von ^ an L auf den L gegeben worden

wäre, und lZ hätte darauf erklärt, daß er die Post nn L bezahlen wolle,

so würde das Recht der Einforderung auch denjenigen zukommen, auf

welche S die Anweisung übertragen hätte. — Wenn L mit dem L

eine besondere Vereinigung über die zu zahlende Summe abschließt, so

hat diese unstreitig Rechtsgiltigkeit zwischen diesen beiden Personen; sie

ist aber ohne Wirkung auf den .4. Also wenn z. B. L, welcher laut

der Anweisung nm 1. Januar Geld beim zu erhalten hatte, sich

mit dem Versprechen dcs L, zum 1. Februar bezahlen zu wollen, be

gnügt, und dem <Z ausdrücklichen Credit ertheilt, ihn also für seinen

Schuldner annimmt, V aber zuletzt doch nicht zahlt, so kann L nun

gegen den ^ sich nicht darauf berufen, daß er von L Nichts erhalten

habe, sondern es wird in Bezug auf den ^ die Sache so anzusehen

sein, als ob « gezahlt hatte, 3. s) Es wird nicht präsumirt, daß

0 Schuldner des ^ sei. Daraus folgt, daß, wenn v auf die Anwei

sung des an den L oder an Jemanden, dem ö seine Rechte über

tragen hatte, Zahlung leistet, er nunmehr »vtione m.inästi «unti-sri»

seinen Regreß an den ^ nehmen und von diesem Wiederbezahlung for

dern kann. War er zufällig doch Schuldner des ^, oder hat er von

diesem bereits die Mittel zur Bezahlung der Anweisung empfangen, so

muß ^ dicß ercipircn und beweisen. . K) Es wird nicht präsumirt, daß

Schuldner des L gewesen sei. — Daher hat L keinen Regreßan

spruch an den ^, wenn V aus die Anweisung nicht zahlt. Ware er
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aber doch Gläubiger des ^ gewesen und hätte seine Forderung durch

die Zahlung des L getilgt werden sollen, Chatte aber diese Zahlung ver

weigert, so müßte er gegen ^ nicht aus der Anweisung, sondern unter

Anführung des Grundes, auf welchem seine Forderung an den ^ be

ruht, klagen. Eben deßwegen ist es, auch, wenigstens bei der gemein

rechtlichen Anweisung, niemals nöthig, daß ü bei dcm wenn dieser nicht

zahlt, einen Protest erheben läßt. — Das Gleiche gilt^wenn S das von

^ ihm gegebene znsuclstum 1« rem »usrn an eine dritte Person über

trägt. Auch diese hat, wenn der Assignat nicht zahlt , aus der Anwei

sung selbst niemals eine Rcgreßklage gegett ihn, weniger noch gegen

den ^. — Aus den Grundsätzen unter 2 und 3 gemeinschaftlich folgt

nun noch, daß die Assignation kein irioäus rollenäi obligatio»«,!,, na

mentlich keine Zahlung ist (kssignsrio unu est solutio). Aber ebenso

wenig ist sie eine Cessio« oder gar eine Delegation, und dieß zwar schon

um deßwillen nicht, weil es ja sehr wohl der Fall sein kann, und auch

wirklich oft ist, daß der Assignat L gar nicht Schuldner des Assignan-

ten ^ ist, ja selbst wenn es zufällig wäre, so würde man die Assigna

tion auch dann nicht (Zession nennen Können , da durch sie das Klage

recht des Assigncmten, das er in diesem Falle gegen den Assignaten

hätte, keineswegs auf den Afsignatar übergetragen wird; und wenn der

Assignat an den Afsignatar Zahlung leistet, so thut er dieß nicht, weil

er dem Assignnnten Geld schuldig ist, und' das Forderungsrccht des

selben nunmehr als auf den Assignatar, übergetragen betrachtet, son

dern blos, weil ihm die Zahlung von dem Assigncmten aufgetragen ist.

Dieß stimmt auch völlig mit dem oben Bemerkten zusammen, daß der

Afsignatar an sich kein Klagerccht gegen den Assignaten hat, was er

doch haben müßte, wenn er (Zessionar wäre. Diese Grundsätze leiden

keine Ausnahme, wenn auch wirklich ^ Gläubiger des 0 war, und als

solcher den L selbst dergestalt an den 0 anweist, daß er ihm zugleich

Vollmacht zur Einklagung der angewiesenen Post gibt. Das Geschäft

ist hier ein doppeltes: eine Anweisung und eine Vollmacht zum Kla

gen.' Erstcre wird aber durch die letztere immer noch nicht zur (Zession z

denn K kann auch jetzt nur als Mandatar des ^, nicht aber selbst-

ständig und für feine Person gegen den L klagen. (Vergl. Mühlen-

bruch, Cession der Forderungsrechte §. 19.) Enthielte freilich auch

die Vollmacht ein inkinclstuin in rem susm für den L, d. h. trüge ^

auf den L das Recht über, die Forderung des ^ an den O in seinem)

des L, eigenen Namen gegen den Schuldner geltend zu machen, so

wäre es keine Vollmacht und das damit verbundene Geschäft keine

Anweisung mehr, sondern Beides zusammen bildete eine wirkliche Cession

und wäre also nach den Regeln derselben zu beurtheilen. Der praktische

H'ouptunterschied zwischen dem Falle, wo L gegen L in eigenem, obwohl

von ^ auf ihn übergetragenen Rechte (ex iure «esso) klagt — und

jenem Falle, wo er im Namen des ^ klagt, ob er gleich vom ^ ermäch

tigt worden ist , das Geld zu behalten , was er von V einklagen wird,

ist der, daß im ersten Falle der Beklagte v dem klagenden Cessionar »

nicht nur solche pcremtorische Ausflüchte entgegensetzen kann, welche sich
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auf sein VerhZltniß zu dem ^ bezichen, sondern auch solche, welche ih

ren Grund in den besonderen Verhältnissen des 6 zum L haben; er

kann z. B. dem L, wenn er an denselben eine Gegenforderung hat,

diese Forderung als Compensationspost entgegensetzen. Im anderen

Falle aber, wo S blos als Mandatar des auftritt, sind Exceptionen

der letzteren Art gänzlich unzulässig; es erscheint hier nicht L sondern ^

als Kläger, und> 6 kann daher nur das excipiren, was sich auf fein

Verhältniß zum ^ bezieht. — Schlüßlich ist noch die Frage zu beruh«

ren, ob der Assignar aus der eingelösten und mit der Quittung des

Assignatars versehenen, versteht sich schriftlichen, Anweisung — inglei-

chen der Assignatar, wenn aus der schriftlichen Anweisung sofort erhellt,

daß der Assignant sein Schuldner gewesen ist und die Schuld durch die

Anweisung, ihre Zahlung vorausgesetzt, habe tilgen wollen, diese Zah

lung aber dennoch unterblieben ist — an den Assignantcn Regreß mit

telst einer anzustellenden Exe cutivklage nehmen können? In Be-

'zug auf die letztere Frage muß man sich den Fall etwa so denken, daß

der Assignant in der Anweisung selbst bekennt, den Werth derselben

erhalten zu haben. Nach der richtigeren Meinung wird in keinem von

beiden Fällen Erecutivklage erhoben werden können, wiewohl verschiedene

Rechtslehrer 2), wenigstens in Ansehung des letzteren Falles, freilich mehr

in Bezug auf kaufmännische Assignationen, der entgegengesetzten Mei

nung sind. Nicht ganz von denselben Grundsätzen geht das österrei

chische und preußische Recht aus. Wir übergehen Einzelheiten und be

merken nur die Hauptunterschiede. Das preußische allgemeine Land

recht Th. I. Bd. II. Tit. 16. Absch. 5. §. 251. bezeichnet die Anwei

sung als einen Auftrag: Etwas, welches der Austragende von ^jln,M

Dritten zu fordern hat, bei demselben für seine eigene Rechnung zu

erheben. Es nimmt also an, daß dem Wesen der Assignation zu Fblge

der Assignat Schuldner des Assignanten sei. Ob es die gleiche Prä

sumtion in Bezug auf den Assignanten, im Verhältnisse zum Assigna

tar annehme, ist nicht deutlich ausgesprochen; doch scheint nach §. 280

bis 284 dieß nicht in dem Willen des Gesetzgebers gelegen zu haben.

— Das österreichische allgemeine bürgerliche Gesetzbuch Th. III.

Hauptst. II. §. 1400—1410. kennt die Präsumtion eines Schuld« cxus

- ,i„,

3) B. Sangcnn und Korr, Erbrtcrungen practischer Rechtsfragen

Th. I. Nr. IX. S. 75—81 der 2. Ausg. In Bezug auf die erste Frage ist

der Verfasser dieses Aufsatzes selbst früher anderer Meinung gewesen und hat

den Erecutivprozeß für statthaft gehalten. Siehe das oben angeführte Pro

gramm <le s»«lg„ätiur>i>iii» sp. II. S. 6. p. 10. Allein erwägt man, baß der

Erecutivprozeß, wo nicht die Gesetze eine besondere Ausnahme machen, alle

mal ein ausdrückliches Bekenntniß des Beklagten, daß er Schuldner sei, vor

aussetzt, und daß der Gebrauch von Präsumtionen, wenigstens insofern sie zur

Begründung der Klage dienen sollen, in dieser Prozeßgattung ausgeschlossen

ist, so erscheint die Ansicht, daß in dem Falle, von welchem hier die Rede ist,

der Erecutivprozeß unstatthaft sei, als die richtigere, — eine Ansicht, die in Be

zug auf kaufmännische Assignationen auch allgemein in der Praxis angenom

men ist.
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zwischen dem Assignanten und Assignaten nicht, wohl aber die, daß der

Assignant Schuldner des Assignatars sei. Hinsichtlich des Regresses

gilt nach dem österr. Gesetzbuche (§. 1405. 1406.) der Satz, daß der

Assignant dem Assignatar für den Eingang der Anweisung unter den

selben Bedingungen, wie ein Cedent dem Ccssionarius, zu hasten als

dann verpflichtet ist, wenn der Assig nat die Anweisung an

genommen hat. Wird sie aber nicht angenommen, so soll der As

signatar den Assignanten hiervon ohne Verzug in Kenntniß setzen,

widrigenfalls aber für die Folgen haften. Das preuß. Landrecht a. a.

O. §§. 280 flg. enthalt im Wesentlichen dasselbe, drückt sich aber we

niger bestimmt aus. Es heißt §. 283: Ist die Anweisung zwar an

genommen, die Zahlung aber binnen der bestimmten Frist nicht gelei

stet worden, so hat der Angewiesene die Wahl, ob er sogleich auf den

Anweisenden zurückgehen, oder sich an den Assignaten aus der geschehe

nen Annahme halten wolle." Ob aber dieses „Zurückgehen" blos auf

den Grund der Anweisung geschehen kann, oder ob der Assignatar auf '

den Grund des Nechtsgeschäftes klagen muß, welches der Anweisung

zum Grunde lag, ist im Gesetze wenigstens nicht klar ausgedrückt. Doch

scheint das Letztere angenommen werden zu müssen, weil, wie bemerkt,

für den Assignatar nach preuß. Rechte die Präsumtion nicht spricht,

daß er Gläubiger des Assignanten sei. Es ist nicht zu leugnen, daß

beide Gesetzgebungen weder so consequent, noch dem sachlichen Verhält

nisse so angemessen sind, als das gemeine Recht.

Dicß von den gemeinen, d. i. nicht kaufmännischen Assignationen !

Einige Aenderungen, wiewohl bei Weitem nicht so viele, als man ge

wöhnlich annimmt, erleiden diese Grundsätze in Bezug auf die kauf'

mannische Anweisung. Diese hat theils hinsichtlich des ihr zum

Grunde liegenden Verhältnisses, theils in Ansehung einzelner rechtlicher

Bestimmungen Vieles mit den eigentlichen Tratten (Wechseltratten) ge

mein. Historisch betrachtet ist sie allerdings älter, als der Wechsel;

dennoch ist sie rücksichtlich des Gebrauches, der von ihr bei Betreibung

der 'Geschäfte gemacht wird, jetzt in der Hauptfache nur als eine neben

dem eigentlichen Wechsel besiehende zur Milderung der Strenge jenes

Institutes bestimmte Form anzusehen. Die kaufmännische Anweisung

hat den Zweck, Stellvertretcrin des Wechsels, und also mittelbar des

baaren Geldes zu sein. Daraus folgt nun schon mit Nothwendigkeit,

daß sie nicht anders als in Schriften gegeben werden kann, während

die gewöhnliche Anweisung eben so gut mündlich als schriftlich bewirkt

wird. Aber selbst nicht jede Schrift, welche den das Wesen der Assig-

nation ausmachenden doppelten Auftrag enthält, wird als eine kauf-

männifche Anweisung, mithin als ein solches Papier anzusehen sein,

welches die Stelle des baaren Geldes zu vertreten bestimmt ist, sondern

es muß sich, wenn sie diese Geltung haben soll, jene Absicht schon

durch die äußere Form der Schrift ankündigen , welche gewöhnlich der

Form des Wechsels ähnlich ist, nur daß sie den Ausdruck „Wechsel"

nicht enthält. — Der Hauptunterschied zwischen der gemeinrechtlichen

Anweisung und der kaufmännischen in Bezug auf das Recht ist Her,
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daß nach einer allgemeinen, durch ganz Teutschland angenommenen Pra

xis der Tod des Assignanten das dem Assignaten durch die Anweisung

gegebene Mandat zu zahlen nicht aufhebt. Es scheint dieß seinen

Grund darin zu haben, daß man dasselbe sich mehr von der dem As»

signanten gehörigen, auch nach seinem Tode fortbestehenden Handlung,

gleichsam einer Art von moralischer Person, als von dem Individuum,

welches gegenwartiger Eigenthümer des Geschäftes war, ausgehend ge

dacht hat. Eine andere, wohl auch durch ganz Teutschland anerkannte

Eigenthümlichkeit der kaufmannischen Assigncttion ist, daß der Assignat,

wenn er Schuldner des Assignanten, und die Forderung selbst liquid

und gefällig ist, eine Verpflichtung gegen den Assignanten (aber nicht

gegen den Assignatar) hat, die Assignation zu honoriren, und daß er,

wenn er dieß unterlaßt, für verpflichtet geachtet wird, den hieraus für

den Assignanten erwachsenen Schaden zu vergüte«. Außerdem läßt sich

keine Verschiedenheit des Rechtes zwischen den kaufmännischen und den

gemeinen Anweisungen mit Sicherheit als gemeinrechtlich giltig behaup

ten. Mehrere nehmen zwar an, daß der Assignatar an den Assignan

ten, insofern der Assignat nicht gezahlt hat, einen dem Wechselregesse

ahnlichen Rückanspruch habe, und daß ein gleicher Regreß der Indos

satare an die Indossanten stattfinde, wenn die Anweisung girirt wor

den; allein es läßt sich keine dießfallsige allgemeine Gewohnheit nach

weifen. Höchstens würde jener Satz bei solchen Anweisungen gelten,

welche dadurch, daß fix den Ausdruck „Werth oder Valuta empfangen"

enthalten, sich völlig und förmlich als Papiere ankündigen, die ganz in

gleicher Maße wie die Wechsel die Stelle des baaren Geldes vertreten

sollen. Dieß ist z. B. in Sachsen ehemals, ehe neuere bald zu erwäh

nende Gesetze die Anweisungen den Wechseln in den meisten Beziehun

gen ausdrücklich gleich stellten, angenommen worden. Wenn man aber

überhaupt einen solchen Regreß siatuirt, so tritt nunmehr auch die Noth-

wendigkeit ein, bei nicht bezahlten Anweisungen in derselben Maße wie

bei Wechseln Protest erheben zu lassen. — Eben so irrig ist es , die

kaufmannischen Afsignationen als eine Art von Cessionen oder Delega

tionen zu betrachten. In den Gesetzen mancher Länder ist hierauf be

sondere Rücksicht genommen. So ist in dem sächs. Mandate vom

Assignant, wenn er Schuldner des Assignatars, und zugleich Gläubiger

des Assignaten ist, und die Anweisung vim ästionis in solntuirt er

äelegstioiiis haben soll, er diese seine Absicht nicht nur ausdrücklich

und zwar schriftlich erklären, sondern auch sich vom Assignatar eine

Quittung über die schuldige Post geben lassen solle, indem er (den we

nig praktischen Fall des in Sachsen ziemlich außer Uebung gekommenen

Scontrirens ausgenommen) mit einem anderen Beweise zur Entkräf

tung der Präsumtion, daß die Anweisung nur in Kraft eines Austra

ges (allemal das oben schon bemerkte insnclstnm in rein susi» verstan-

standen) gegeben worden, nicht zu hören sei. Aehnliches ist in der wür-

tcmlMgischen Wechselordnung Eap. VI. §. 14. enthalten. — Acccpta-

23. Dec. 16S9

2. Jan. 1700

(0. 4. II. S. 2069) ausdrücklich verordnet, daß der



tion der Anweisungen ist ebenfalls ungewöhnlich ; daher denn in der

Regel jede Anweisung bis zu ihrem Verfalle in der oben schon beschrie'

denen Maße vom Aussteller widerrufen werden kann. — Indessen

haben die positiven Gesetze vieler Länder hierin wesentliche Aenderungen

getroffen. Wir übergehen hier diejenigen gesetzlichen Bestimmungen,

welche sich auf die eigentlichen, Wechsel beziehen, dennoch aber nicht er

fordern, daß die Urkunde sich selbst in ihrem Concepte ausdrücklich als

„Wechsel" bezeichne, wo sie dann freilich von einer kaufmännischen An

weisung imAeußern nicht zu unterscheiden ist. (S. den Art. Wechsel.)

Aber auch in den Landern, wo zwischen Wechseln und kaufmännischen

Anweisungen wirklich ein anerkannter, auch sofort erkennbarer Unter

schied besteht, hat man doch häusig viel Eigenthümlichkeiten des eigent

lichen Wechsels auf die blose Anweisung übergetragen. Dieß ist z. B.

in Sachsen durch das Mandat: die den kaufmännischen Anweisungen

beigelegte Wechselkraft vom 23. Dec. 1829 geschehen (Gesetzsammlung

vom Jahre 1830 St. II. Nr. 2. S. 9). Nach diesem Gesetze sind die

im Handel und beim Geschäftsbetriebe der Fabrikanten gebrauchlichen

Anweisungen den gezogenen Wechseln in der Hinsicht gleichgestellt, daß

weqn auf eine solche Anweisung zu der darin bePmmten Seit dieZah

lung der vorgeschriebenen Summe ganz oder zum Theil nicht erlangt

und deßhalb vom Inhaber, auf die in gleichem Falle bei Wechseln ge

wöhnliche Weise, gebührend protestirt worden ist, die Regreßnahme

gegen die Indossanten und den Aussteller in derselben Maße gestattet

sein soll, wie sie nach der leipziger Wechselordnung §. 19. und dem

Anhange der erläuterten Prozeßordnung §. 14. bei Wechseln stattfin

det. Altch sollen solchenfalls die gerichtlich in Anspruch genommenen

Indossanten und Aussteller mit der Strenge des Wechselrecht»s zur Zah

lung angehalten werden; nicht minder soll, wenn etwa von einem Drit

ten, als Jiitcrveiumten, auf eine solche Anweisung unter Protest Zah

lung geleistet worden, demselben auf gleiche Art, in Gemäßheit der Be-

Ungefähr dasselbe galt schon früher in der sächsischen Oberlausitz, ver--

stimmungen des §. 17. der leipziger Wechselordnung, der Regreß zustehen,

möge des mittelst Oberamtspatentes vom 13. Dec. 1776 publicirten

oberlausitzer Wechselmandates vom 16. Nov. 1776 §. 1. Nach dem

preuß. Landrechte Th. II. Tit. VIII. Z. 1259 flg. gelten alle Assigna-

tionen, welche ein Kaufman in Handelsgeschäften ausgestellt hat, für

kaufmännische. . In Bezug auf Verfallzeit und Münzsorten findet bei ih

nen alles das Anwendung, was bei Wechseln verordnet ist; im Uebri-

gen aber genießen sie das Recht der Wechsel nur in den Orten und

> Provinzen, wo ihnen dasselbe durch besondere Gesetze beigelegt ist. Auch

nach preuß. Rechte ist Anweisung selbst unter Kaufleuten keine Zah

lung; nimmt jedoch ein Kaufmann von dem anderen eine Assignation

ohne Vorbehalt stütt Zahlung an, so wird das Geschäft durchgehend

als eine Cession und bei hinzutretender Einwilligung des Assignaten

als Delegation angesehen. Ein Gleiches findet statt, wenn mit Ein

willigung sammtlicher Interessenten durch Ab - und Zuschreiben in ih

ren Büchern eine Ueberweisung (Scontration) geschehen ist. In allen
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diesen Fällen haftet der Anweisende nicht für die Sicherheit des Assig

naten. Ist in der Assignation keine Zahlungszeit bestimmt, und der

Inhaber befindet sich mit dem Assignaten nn einem Orte, so muß der

selbe sich spätestens' binnen acht Tagen nach dem Empfange bei dem

Assignaten melden und Bezahlung fordern. Leben sie aber an verschie

denen Orten, so muß die Assignation vom Inhaber mit nächster Post

zur Eincassirung abgeschickt werden. Ist sie auf eine Messe oder einen

Markt gestellt, so gelten wegen der Präsentation dieselben Vorschriften,

wie bei Meßwechseln. — Ist ein Zahlungstermin bestimmt, so muß

die Anmeldung spätestens den ersten Tag nach der Verfallzeit erfolgen.

Weist der Assignat -die Assignation zurück, so kann und muß der In

haber dieselbe spätestens innerhalb 24 Stunden dem Assignanttn, wenn

dieser an demselben Orte wohnhaft ist, zurückgeben; wohnt dieser aber

nn einem anderen Orte, so muß Ersterer sofort protestircn lassen, und

den Protest mit nächster Post demselben zusenden, wobei alle Formaü-

tÄen, ebenso wie beim Wechselprotest, zu betrachten sind. Hat der

Inhaber die Präsentation in den gesetzlichen Fristen verabsäumt, so

haftet er für allen daraus entstehenden Schaden, und hat den Regreß

nur im ordentlichen Prozesse. — Daß Assigncttionen zur Acceptation

vorgelegt werden müssen, ist im L.-R. nirgends verordnet, wohl aber

setzt eS voraus, daß die Acceptation geschehen könne, und dann ver

pflichtet nur schriftliche Acceptation zur Zahlung. Das Klose Verspre

chen, acceptiren zu wollen, ist nach den Vorschriften von Bürgschaften

zu beurtheilcn. Uebrigens kann der Aussteller nach geschehener Accep-

tion die Zahlung nicht mehr untersagen, wohl aber vor derselben. —

Erfolgt die Zahlung einer acccptirten Assignation zur Verfallzeit, welche

eben so, wk bei Wechseln berechnet wird, nicht, so muß der Inhaber

eben so verfahren, wie in gleichem Falle bei Wechseln vorgeschrieben ist.

Respekttage finden auch bei kaufmannischen Assigncttionen statt. Hicr-

nächst ist der Inhaber, wenn der Assignant nicht an demselben Orte

wohnt, außer der Aufnahme und Verhandlung des Protestes, auch

noch, und zwar bei Verlust seines Rechtes an den Assignanten, schul

dig, auf dessen Kosten die Klage wider den Assignaten sogleich anzu

stellen, und den Prozeß so lange gehörig fortzusetzen, bis der Assignant

dazu nach dem gewöhnlichen Laufe der Posten selbst die nöthigen Ver

fügungen treffen kann. Kommt der Protest innerhalb der bestimmten'

Fristen zurück, so muß der Assignant die Assignation unweigerlich wie

der zurücknehmen. Hat er die Assignation zur Tilgung einer Schuld,

womit er dem Empfänger verhaftet war, crtheilt, so steht Letzterem frei,

seine- Schuld eben so einzufordern, als ob das Assignationsgeschäft gar

nicht geschehen wäre. Hat aber der Empfänger die Assignation von

dem Aussteller gekauft, so kann er gegen Rückgabe derselben die Er

stattung der bezahlten Summj nebst Zinsen und Kosten forden. Ent

hält in diesem Falle die Assignation ein Empfangsbekenntniß der baar

bezahlten Valuta, so findet gegen den Aussteller binnen Jahresfrist nach

dem Verfalltage der erecutivische Prozeß statt. Ist dergleichen Em

pfangsbekenntniß im Instrumente selbst nicht enthalten, so muß der
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Empfänger seine Schadloshaltung von dem Aussteller mittelst des or

dentlichen Prozesses suchen. Hat der Inhaber die Fristen zur Auf

nahme und Versendung des Protestes wegen Nichtzahlung versäumt,

oder dem Assignaten nach der Acceptation irgend eine Nachsicht gestat

tet, so haftet ihm der Assignant nur als Bürge im ordentlichen Pro

zesse für den ohne sein Verschulden entstandenen Ausfall. Hat der

Assignat die Anweisung acceptirt, so muß er dem Inhaber Zahlung

leisten und kann sich mit einer schon erfolgten Befriedigung des Aus

stellers nicht schützen. Auch andere Einwendungen, die dem Acceptan-

ten gegen den Aussteller zustehen, kann er dem Inhaber nach der Ac

ceptation nicht mehr entgegen setzen. Ist jedoch über das Vermögen

des Ausstellers vor eingetretenem Verfalltage Concurs entstanden, so ist

der Assignat dem Inhaber auch auf eine schon acceptirle Assignakion

Zahlung zu leisten weder schuldig, noch berechtigt. Hat er aber nach einge

tretenem Verfalltage die Zahlung geleistet, ehe die gerichtliche Bekannt

machung der Eoncurseroffnung zu seiner Wissenschaft gelangt ist, so

wird er dadurch voir seiner Verbindlichkeit gegen den Aussteller und

dessen Masse allerdings befreit. Aus einer acceptirtcn Assignation kann

gegen einen Kaufmann zwar nicht wechselmäßig, aber doch binnen Jah

resfrist vom Verfalltage nn gerechnet executivisch geklagt werden. —

Das Giro findet bei kaufmannischen Anweisungen in eben der Form

statt, wie bei Wechseln, und der Indossant sieht mit dem Indossatar in

eben dem Verhaltnisse, wie der Aussteller mit dem ersten Inhaber. Sind

mehrere Indossamente geschehen, 'so hat der Inhaber in der Ziegel bloS

die Wahl, sich entweder an seinen unmittelbaren Vormann, oder an

den Aussteller zu halten; wo jedoch die kaufmannischen Assignationen

Wechselrecht haben, gelten hinsichtlich des Regresses gegen die Bormän-

per und Aussteller dieselben Vorschriften, wie bei Wechseln. In' allen

Fallen muß jedoch der Inhaber auf die oben bemerke Weise für Er

hebung und Remission des Protestes sorgen, auch, wenn die Assigna

tion acceptirt worden ist, einstweilen die K.lage gegen den Acceptanten

anstellen und fortsetzen. — Die schlesische Wechselordnung schreibt, vor,

daß alle kaufmännische Assignationen entweder schriftlich acceptirt' oder

protestirt werden sollen. Erfolgt die Acceptation, so erlangen sie da

durch die Natur eines Wechselbriefes. Fremde Anweisungen, in denen

kein bestimmter Zahlungstermin ausgedrückt ist, müssen binnen 24

Stunden bezählt oder, wenn sie Indossamente haben, protcstirt werden.

Handelsleute, welche Waaren auf Credit erkaufen, sollen . zur Versiche

rung derjenigen Creditorcn, welche an sie angewiesen werden, an den

Verkäufer einen Revers oder Schuldschein ausstellen, worin die Schuld

anerkannt und die Zeit, wo die Zahlung erfolgen soll, bestimmt wird.

Die würtembergische Wechselordnung geht, wie das prcuß. Recht,

von der Ansicht aus, daß der Assignat Schuldner des Assignanten sei.

Sie enthalt mehrere Vorschriften, theils in Bezug auf die Zeit, in wel

cher der Afsignatar sich bei dem Assignaten melden und die Zahlung

fordern muß, theils über die Beweismittel, wodurch er darzuthun hat,

daß er diese Frist beobachtet habe. Der Assignatar muß von dem As
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signaten Zahlung fordern, wenn die angewiesene Schuld eine Wechsel«

schuld ist, spätestens am Verfalltage; wenn sie eine Waaren- oder eine

andere gemeine Handelsschuld, und kein Zahlungstermin bestimmt ist,

innerhalb acht Tagen von dem Empfange der Anweisung gerechnet,

wenn aber ein Zahlungstermin bestimmt ist, spätestens den Tag her»

nach. Zahlt der Assignat nicht, so muß der Assignatar die Anweisung

sogleich dem Assignanten zurückgeben, oder, wenn dieser abwesend ist,

zum Beweis, daß er seine Verbindlichkeit erfüllt habe, protestiren, wo

durch er einen Regreßanspruch gegen den Assignanten begründet, den

er im Executivprozesse ausführen kann.— Nach dem badenschen Land

rechte soll eine Tratte, welche nicht die Erfordernisse eines Wechsels hat,

als bloser Handelszettel betrachtet werden. Hinsichtlich der Handelszet

tel unterscheidet aber dieses Recht 1) Zettel auf Erhebung (beschränkte Han-

delsassignationen), welche nur denjenigen zur Erhebung berechtigen, der

darin genannt ist und den Zettel vom Ausgeber empfängt; 2) Zettel

auf Umlauf (unbeschränkte Handelsassignationen), welche Jeden, auf den

sie durch Jndossirung übergetragen sind, zur Erhebung ermächtigen;

3) Zettel auf Inhaber, welche den Empfanger gar nicht benennen, fon

dern Jeden, der ihn in den Händen hat, zur Erhebung befugt machen.

Letztere können nur von Staatsanstalten oder von öffentlichen Wech

selhäusern ausgegeben werden; die beiden anderen Gattungen von Han

delszetteln gelten als formlose Erhebungsvollmachten ; sind sie Zettel aus

Umlauf und werden sie indossirt, so gilt das Indossament für Asterbe

vollmächtigung. Sie bedürfen übrigens der Förmlichkeiten der Annahme

und Absage, auch der Einforderung und Zahlung an bestimmten Ta

gen nicht, können auch, wenn sie nicht ausdrücklich als Zahlung ge

nommen worden sind, vom Aussteller beliebig widerrufen werden. Die

Indossatare und Indossanten werden unter sich zu Nichts, und gegen

den Aussteller nur dazu verbindlich, binnen einem Jahre vom Tage der

Ausstellung an, wenn kein bestimmter Verfalltag ausgedrückt ist, oder,

wo diefer bestimmt ist, binnen des Doppelten der bei Wechseln gesetz

lichen Frist die Erhebung zu bewirken oder den Zettel dem Aussteller

5,zurück zu schicken. Unterbleibt Zahlung und Rücksendung länger, so

wird der Inhaber Eigenthümer der Schuldforderung (insofern nämlich

der Assignat Schuldner des Ausstellers war), dagegen aber auch Schuld

ner des Ausstellers für deren Betrag, und kann sich deßhalb allein an

den angewiesenen Schuldner halten, doch mit Vorbehalt des Regres

ses an seinen Vormann, wenn er von diesem den Zettel zu spät er

halten.

Eine besondere Art von Anweisungen sind die sogenannten Cas-

sirbriefchen, d. i. Anweisungen, die man auf seinen Banquier gibt.

Sie sind besonders in Holland üblich, wiewohl man selbst dort über

ihre eigentliche Geltung nicht recht einverstanden ist, und ein nam

hafter hollandischer Rechtsgelehrter, Vollmer Lürrips vsn '?is,illc,ven,

erklärt sich in seinen «piuious p. 54 sehr zweifelhaft über dieselben.

Laut der niederländischen Wechselordnung Art. 106—109 soll der Aus

steller für den Cassirbrief verantwortlich sein, dafern der Inhaber beim
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Banquier binnen lZ Tagen nach der Ausstellung, oder, wenn ein Zah

lungstag darin angegeben ist, 6 Tage nach diesem Zahlungstage die

Zahlung fordert. Unterläßt er dieß, so verliert er den Regreß, wenn

der Aussteller beweist, daß er während jenes Zeitraumes das nöthige

Geld zur Deckung bei dem Banquier stehen gehabt habe. Kommen

solche Cassirbriefchen in dritte Hand, so ist der Uebertragende nur die

nächsten drei Tage nach der Uebergabe oder dem Zahlungstage (die

Sonntage ungerechnet) dafür verantwortlich. Wird der Banquier in

diesen Terminen banquerout, so ist die Vorzeigung unnöthig. — Etwas

Achnliches sind die in London üblichen KsnKer» «Keks.

Die seit einiger Zeit unter den Kaufleuten, besonders in Leipzig,

üblich gewordenen Stellzettel können jedenfalls nur als gemeinrechtliche

Anweisungen angesehen werden. — Ueber die Anweisungen, die zur

Bezahlung der Wechsel an Zahlungsstatt gegeben werden, s. den Art.

Zahlung. Günther.

Anzeige —Denunciation — Denunciant '). Anzeige,

Denunciation, nennt man Im Criminalprozesse die Benachrichti

gung der Obrigkeit von einem vorgefallenen Verbrechen mit oder ohne

specieUe Benennung des Thäters.

Sowie dieselbe heutzutage im Jnquisitionsprozesse vorkommt, ist

sie sowohl ihrer inneren Natur als ihrer äußeren Begrenzung nach

rechtlich wesentlich verschieden : 1) von der äelstio des römischen Rech

tes und dem Delatorenwesen während der römischen Kaiserhcrr-

schaft, und wie daher die hierauf bezüglichen Bestimmungen der römi

schen Constitutionen auf unsere heutigen Denunciationen keine, oder

doch nur eine sehr eingeschränkte Anwendung finden können, so liegt

auch der nicht seltenen rechtspolitischen Verwechselung Beider ein gro-

ßentheils in Rechtsunkunde beruhender Jrrthum zu Grunde; 2) von

der Anklage, wiewohl wegen der Achnlichkeit des Zweckes Beide nur

allzuleicht confundirt werden und bis zur völligen Ausbildung des ei

gentlichen Jnquisitionsprozesses selbst in den Gesetzen nicht klar von

einander unterschieden sind, so daß die Ausdrücke cienuueistio , 6«-

uu»v!sn», und »ovussti« und soeusswr untermischt gebraucht werden ^). K»

Die heutige Denunciation im Jnquisitionsprozesse begreift ledig

lich die Anzeige eines geschehenen Verbrechens mit oder ohne Be

ll lZ. ^. Struv, cke 6elsti«nibus. ?ens 1676. Käiu. >ViI-

lend erg, üs üeouneistione criminum. (Zeösu 1703. Olir. NkNk. ?ks t'k,

<le e« iznv^l Austum est eire» revel»n<lä vel rstiesnö» 6eli«t» oecult« etism

strocis. I'üb. 1764. ?«K. Ossp. Heimdurg, ge rirsecipui» denuneistio-

ins voluntsriss iuöicisti» espit. Zen» 1766. <). L. Kiekte r, 6e prob»-

dilitste in srgnmevtis, quss profert denuneisns, rit« lleterivinsnäi». ^!t.

1743. ^ok. Lsrol. Keivdsrä, <Ie «6i« 6«Iätorum. Vitemb. 1776. Haupt»

sächlich: Biener, Beitrüge zur Geschichte des Jnquisitionsprozesses. Leipzig

1827. S. 17 flg., 63 flg. Mittermai er, das teutsche Strafverfahren.

Heidelb. 1327. 11. Abth. g. 103, und Tittmann, Handbuch der Criminal-

rechtswissenschaft. Th. IV. §. 714 und 820.

2) Wiener a. a. O. S. 68. Mittermaier a. a, O> , ..

l
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nennung des THZters an die Obrigkeit, sei dieselbe selbst die Criminal-

behörde oder nur zu weiterer Beförderung der Denunciation an diese

verpflichtet, in sich, ohne daß der Denunciant eine Verpflichtung zu

prozessualischen Handlungen im. Verlaufe des Untersuchungsprozesses

oder gar die Pflicht zum Beweise seiner Angaben auf sich lüde, und

das weitere Verfahren allein dem Richter überlassen bleibt; wahrend

der Anklager zur fortwährenden Theilnahme an dem Prozesse verpflich

tet ist und sowohl in Beziehung auf den Beweis, als auf das zu

beantragende Erkenntnis?, mehr oder weniger, jenachdem auch beim

Ankiageprozesse das Jnquisitionsverfahren als mitwirkend erscheint, die

Stelle des Klägers vertreten muß.

Diese Denunciation nun ist, sowie der Jnquisitionsprozeß über

haupt, aus dem canonischen Rechte auf uns gekommen, wo die

selbe, als auf Matthäus XVlll. 15—17 gestützt, und daher mit

dem Namen 6«iiuii«inti« evauZeliciä belegt, nur einen sehr schwachen

Anfang nahm und keine «ndere Folgen als Privatwarnung , «Ksri-

tiNivä inoniti« genannt, und höchstens Kirchenstrafe nach sich ziehen

konnte 3). Erst unter Jnnocenz Hl. erhielt sie nach und nach ihre

größere Ausdehnung auf Verbrechen und strafrechtliche Verfolgung und

Ahndung derselben, längere Zeit aber blieb die mouitlo «Iisriwtlva im

mer noch ihre nächste Folge; bis endlich die Denunciation mit der

Ausbildung des Jnquisitionsprozesses auch selbst ihre Ausbildung er

hielt

Der Drnunciant ist darnach, wie schon bemerkt, zu einer fer

neren selbstständigen Theilnahme an dem aus seine Anzeige erfolgenden

Untersuchungsprozesse nicht gebunden, sowie demselben auch keine Be

weispflicht irgend einer Art aufliegt; wohl aber ist er verpflichtet, als

Beweismittel sich gebrauchen, d. h. so oft es erforderlich ist, sich

vernehmen, mit dem Denunciaten sich confrontiren und,, wenn es noth-

wendig wird, auf seine Aussagen sich beeidigen zu lassen.

Benunciationen können freiwillig, oder als durch Amts

pflicht, oder durch gesetzlich ausgesprochene bürgerliche Zwangs-

?pfli cht geboten, geschehen. Ihre innerlichen Rechtsverhaltnisse aber

werden dadurch nicht verändert, und es ist gewiß falsch, wenn einige

neuere Gesetze, den Denuncicmten von Amtswegen einen größeren juri

stischen Glauben beilegen, als den freiwilligen, und durchaus verwerf

lich, wenn das auch da gesetzlich bestimmt ist, wo ein persönliches

Interesse des Beamten bei der Denunciation, in Bezugnahme auf die

ihm aus einer Verurtheilung des Denunciaten zufallenden Gebühren

und Emolumente, vor Augen liegt. Die Glaubwürdigkeit des Denun-

cianten ist von der Belegenheit der Sache, von der Constaticung des

Thatbestandes , von der Unbescholtenhcit der Person des Anzeigenden

und von dessen mehr oder minderem Interesse an dem Ausgange der

3) c?äp. 19. Osus. II. yuaest. 1. Osp. 13. X. II. 1. iuäiciis. B i e-

n e r a. a. O- S.. 17, 18.

4) Wiener a. a. S. S. SS. Mittermaier a. a. , .
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Sache abhängig, und davon ist es denn auch lediglich bedingt, inwiefern eine

Beeidigung des Denuncicmten als Zeugen stattnehmig sein kann, und

welche Kraft seinem Zeugnisse beigelegt werden muß. Specielle Regeln

lassen sich darüber nicht geben, das aber, was in dieser Beziehung

praktisch hergebracht und allgemein räthlich ist, findet sich in dem Hand

buche Tittmann's a. a. O. sehr zweckmäßig ausgeführt. In keinem

Falle aber sollte da, wo der Denunciant persönlich dabei interefft'rt ist,

daß der Denunciat des gegen ihn zur» Anzeige gebrachten Verbrechens

überwiesen werde, was auch hauptsächlich dann der Fall ist, wenn auf

die Entdeckung eines Verbrechens eine Belohnung öffentlich ausge

schrieben worden ist, der Erstere als Zeuge gebraucht und in Eid und

Pflicht genommen werden können, denn es würde dadurch gegen die

ersten, unantastbarsten Grundsatze des Rechtes gehandelt werden, was

sich unter keinen Umständen rechtfertigen ließe.

Wo außer der Amtspflicht eine gesetzliche Zwangspflicht zur An

zeige kund gewordener oder vorbereiteter Verbrechen und deren Urheber

und Theilnchmer besteht, was nach älteren Rechtsbestimmungen nur

beim Hoch- und Landesverrathe, nach mehreren neueren Gesetzbüchern

aber auch bei Brandstiftungen und Complottcn verschiedener Art ein

tritt: sind doch die nächsten Verwandten und Verschwägerten der Ur

heber und Theilnehmer von einer solchen Iwangspflicht befreit. Nach

Vieler Ansicht sollte auch ein enges Freundschnftsvcrhältniß eine solche

Befreiung bewirken; allein das ist gewiß unrichtig, denn abgesehen da

von, daß sich über die Qualität eines solchen Verhältnisses gesetzliche

Bestimmungen nicht geben lassen, so würde auch eine .allgemeine An

ordnung der Art nur dazu dienen, die gan^e Zwangspflicht zu verei

teln, der doch bei schweren, ausgebreiteten und die Wohlfarth eines

großen Theiles der Bürger bednchenden Verbrechen her Staat nicht ent-

rathen kann.

Wie anonyme Anzeigen und Dcnunciationen niemals, falls nicht

die angegebenen Thatsachen anderweit schon als bewiesen oder doch als

höchst wahrscheinlich vorliegen, zu richterlichen Schritten gegen eine Per

son berechtigen können, so darf auch rechtlich dem Denuncianten nie

mals eine gänzliche VerschVeigung seines Namens versprochen wer

den. Abgesehen davon , daß dieses ohnehin schon nicht ausführbar ist,

wenn, was nur in seltenen Fällen überflüssig sein wird, der Denun

ciant zu Protocoll vernommen werden muß, so ist es auch nothwen-

dig, daß der nrtheilende Richter, wenn er, wie wenigstens immer in

den weiteren Instanzen, nicht zugleich Untersuchungsrichter ist, den Na

men des Denuncianten kenne; und eben so darf dem Dcnunciaten,

wenn die Denuociation als eine falsche sich darstellt,' das Recht nicht

entzogen werden, den Denuncianten wegen Verläumdung in Anspruch

zu nehmen. Denn wenn auch der Denunciant, der Natur der Sache

nach, und da eine Einwirkung auf das Untersuchnngsverfahren ihm nicht

gestattet ist, nicht gehalten sein kann, seine Anzeige wahrzumachcn, so

icMtt er doch in dem Augenblicke, wo es sich zeigt, daß er wissentlich

oder in strafwürdiger Leichtfertigkeit eine falsche Denunciation eingebracht
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hat, aus diesen Rechtsverhältnissen heraus, und er ist dann als Ca-

lumniator dem Denunciatcn verhaftet. Gewiß ist es daher widerrecht

lich, wenn, wie das so häusig geschiehst, in öffentlichen Auslobungen

von Belobungen für die Anzeige soecieller Verbrechen dem Denuncian-

ten schlechthin Verschweigung seines Namens versprochen wird; denn

dieses Versprechen kann nicht unter allen Umständen gehalten werden,

und überdem kann dasselbe nur zu den größten Nachthellen führen,

indem dadurch, wovon es an Beispielen nicht fehlt, Dcnunciationen

nufs Gerathewohl hervorgerufen und oft ganz unnützer Weise weitläu

fige Untersuchuugen veranlaßt werden.

Wo aber Verschweigung des Namens des Denuncianten unter

allen Umstanden nicht allein gelobt, sondern ein solches Versprechen auch

streng gehalten wird, kann von Rechtsverhältnissen nicht weiter

die Rede sein; es wird dann in das Gebiet der sogenannten Gehei

menpolizei, und was damit im Zusammenhange stehet, übergegan

gen, ein Gebiet, in welchem es cm einem jeden Stoffe zu rechtlichen

Erörterungen gänzlich mangelt. S. P. Gans.

Anzeige — Anzeigung — Jndicium — Anzeigenbe

weis '). Anzeigen, Jndicia, im Allgemeinen , sind Thatsachcn,

welche mit einer zu beweisenden Thatsache in einem solchen Zusammen

hange stehen, daß von denselben auf die zu erweisende Thatsache, sei

es diese bestätigend oder vernichtend, geschlossen werden kann.

Es sind diese Thatsachcn Mittel zur Führung eines aufliegenden

Beweises, und es wird von diesem Beweismittel sowohl im Civil -

als im Criminalprozesse, besonders aber in letzterem, ein häufiger

Gebrauch gemacht.

Im Civilprozesfe wird der Beweis durch Anzeigen unter dem

Namen des künstlichen oder artificiellen Beweises begriffen,

und die Anzeigen selbst führen dort den Namen: Vermuthungcn,

^ruesumtloues, welche, jcnnchdem die Gesetze selbst einzelnen Thatsa

chcn der Art schon ein beweisendes Gewicht beigelegt haben, oder die

Beurtheilung deren Beweiskraft lediglich dem Richter für den speciell

vorliegenden Fall überlassen bleibt, in praezuinticm?» iuris und prae-

sruutiones Iloiniu!« eingetheilt werden. ^ Die letzteren umfassen das

ganze Gebiet des Daseins und der menschlichen Handlungen, und da

der Grad der juristischen Gewißheit, welcher sich aus den Schluß

solgerungen von der einen Thatsache auf die andere ergeben muß, an

1) <?. X. Struv, 6s inllicü«. 1666. 8t. Nc. cls Ii I eist (?r.

<l e Locvezi) 6s fällsribn» «riminuni inclici!«. Francs. 1691. ^. 1^. 15.

?iittmsnn, äs Ivbrie« in6i»«r»m. I^Ips. 178Z. G. A. Kleinschrodt,

über die Wirkungen eines unvollkommenen Beweises in peinlichen Sachen.

Würzb. 1786. X. I?'. >V» ^melsng, sn iur« Koäisrn« «riminsli»

ex ir>tIicÜ5 «t<ctui possit. Reiäelb. 1819. Vorzüglich: IZentKnm, trsit«

<I« prsuves iiKlicisire». e<l. p»r. Oumont. ?»ri» 1823. I'. II. l.!v. V.

Mittermaier, die Lehre vom Beweise im teutschen Strafprozesse. Darmst.

1834. Abth. VII. z. 63 flg. Müller, Lehrbuch des Criminolprozcssks

Brounschw. 1837. z. 1Z5 flg.
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keine anderen Bedingungen gebunden ist, als die, welche nach den Ge

setzen der Logik gefordert werden, so lassen sich specielle Regeln darüber

gar nicht aufstellen 2/. Wie aber im Civilprozesse nur die Herstellung

eines formellen Rechtes und einer formellen Wahrheit, der sogenannten

juristischen, bezweckt werden kann, so wird diese auch durch den'

rechtskräftigen Ausspruch des Richters giltig für die streitenden Parteien

geschassen, gleichviel, auf welche Weise der Richter zu der ausgesproche

nen Ueberzeugung gelangt ist.

Ganz anders im Cr im in alvrozesse , dessen Zweck niemals

ein anderer sein kann und darf, als die Erforschung höchster materiel

ler Wahrheit, damit weder ein Unschuldiger Strafe leide, noch ein Schul

diger dieser entgehe. Der Beweis durch Anzeigen im Criminalprozesse

hat demnach eine durchaus andere Bedeutung, als der künstliche Be

weis im Civilprozesse, und er ist um so vieles wichtiger, als es die ma

terielle Wahrheit vor der formellen ist, als den Gütern, worüber der

Criminalrichter zu erkennen hat, und ihnen der Vorrang gebührt vor denen,

welche nur Gegenstand der Civilrechtsstreiti^keit sein können. Vorzugs

weise kommen daher nur deren Beziehungen, zur Strasrechtspflege in

Betracht, wenn von Anzeigen und Anzeigenbeweis im Allgemeinen die

Rede ist.

Criminalrechtlich wird unter Anzeige (Jndicium, Anzeigung,

Wahrzeichen) verstanden: jede Thatsache, welche, mit einem begangenen

Verbrechen in natürlichem Zusammenhang steht, und aus welcher auf

die Schuld des Beschuldigten, oder die mit Bezugnahme auf den An

geschuldigten im Gegensatz zu dem verübten Verbrechen sich findet, und

aus welcher auf dessen Unschuld vernünftigerweise geschlossen werden

kann. Das Letztere wird in Gesetzen und Lehrbüchern auch, unter dem

Namen Gegenanzeigen, Entschuldigungsanzeigen begrif

fen. Ist von Anzeigen generell die Rede, so versteht man darunter

gemeiniglich nur Anzeigen für den Schuldbeweis; die inneren Rechts

verhaltnisse Beider sind sich aber völlig gleich.

Auch im Civilprozesse umfassen Anzeigen das ganze Reich mensch

licher Handlungen und Zustande, nichts ist davon ausgeschlossen, denn

selbst der an sich kleinste und geringfügigste Umstand kann, in seinem

Ausammenhange mit anderen Thatsachen, zum Beweist' der Schuld oder

Unschuld führen. Darauf beziehet sich der Glaube, daß kein Verbre

chen ungestraft bleibe, und das teutsche Sprichwort: Es ist nichts so

fein gesponnen, es kommt doch an die Sonnen. Es haben aber zu

Anzeigen sich eignende Thatsachen, sie mögen so wichtig oder so gering

fügig sein als sie wollen, alle an sich nur einen relativen, d. h. ei

nen gleichen rechtlichen Werth für oder gegen das, was zu erweisen ist;

auf einen absoluten Werth kann keine Anspruch machen: und da

her fällt denn auch die Unterscheidung in präesuiuUoue» iuris et Ko-

2) Martin, Lehrbuch des bürgerlichen Prozesses, 9. Aufl. Z. I3l und

233. Linde, Lehrbuch des Civilprozesses, z. 237 »nd 314 flq.
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min!» lm Crimmalrechte gänzlich aus Früher ist das in Teutsch

land wenig beachtet worden, und da sich in der peinlichen Ge

richtsordnung Carls V.^) und in den Reichs» Und Particula»

gesetzgebungen'mehrfache Umstände, als besonders zu Jndicien sich eig

nend, aufgeführt finden, z. B. das Betreffen der Person oder der Sa

chen des Angeklagten an dem Orte, wo das Verbrechen begangen;

der Besitz mit dem Verbrechen im Zusammenhange stehender Gegen'

stände; die Neigung zu Verbrechen gleicher Art; Drohungen das Ver

brechen begehen zu wollen u. s. w., so hat man nicht selten irrthüm-

lich diesen Umständen, die doch an und für sich überall nichts beweisen,

und nur in dem Zusammentreffen mit anderen Umständen erst Werth

und Geltung für den Anschuldigungsbeweis erhalten, die Bedeutung von

^,'s«»vmtioi,es iur',8, und denselben, wenn sie in einem speciellen Falle

vorkamen, ein oft ihnen gar nicht gebührendes Gewicht beigelegt; die

alteren Sammlungen von Rechtsfällen, wie Carvzov's, Oldekop's,

und selbst noch die so höchst lehrreichen des alteren Meister geben

davon hausigen Beweis. Es liegt dem ein schwerlich ganz auszurot-

tender Jrrthum zu Grunde , nämlich das auch in dem speciellen Falle

für höher zu achten, was schon im Allgemeinen die Aufmerksamkeit des

Gesetzgebers auf sich gezogen hat; und man sollte dcßhalb bei neuen

Gesetzen über den Criminalprozcß davon abkommen, beispielweise Jndi

cien anzuführen. Für den wissenschaftlich gebildeten, erfahrenen Crimi- .

nalrichter sind solche Angaben ganz unnöthig, der weniger gebildete

aber legt denselben einen Werth bei, den sie nicht haben, begnügt sich

mit deren Dasein in einem vorkommenden Falle, und versäumt da

durch die Erforschmig derjenigen Umstände, welche jenen erst beweisende

Kraft verschassen können. Zu diesem Jrrthume, wodurch den gesetzli

chen Beispielen von zu Anzeigen dienlichen Thatumständen ein über

triebener, fast absoluter, Werth beigelegt wurde, z. B. der Flucht, was

schon in dem Parömio : „Flüchtig Mann, schuldig Mann", ausgespro

chen wird, kommen noch eine ganze Masse abergläubischer und lächerli

cher, förmlich in die Rechtspflege aufgenommener, und mit gleichsam

wahnwitziger Pedanterie festgehaltener sogenannter Jndicien, wie die

aus der Blutung der Wunden beim Herannahen des Tootschlägcrs,

«rueuwtioiiis , Baarrccht, genannt, Und viele andere von gleichem

Werth« vor, besonders in den Hexenprozessen, so daß das Dasein solcher

Anzeigen auch mit der Verurtheilung des Angeklagten, und Verurtei

lungen der Art mit dem gleichbedeutend waren, was wir heutzutage

Justizmord nennen. Vergebens eiferten Carolina und Reichsgesetze

gegen ein solches Verfahren, sie wurden mißverstanden oder mißachtet;

und erst den im Anfange dieses Artikels allegirten Mannern, Struv

und Coccejus, gelang es, neben den allgemeinen Bestrebungen des gro

ßen Thomasius, das Licht der Wahrheit allgemeiner zu verbreiten,

und die ganze Lubricitat dieser so hochgeachteten Anzeigen, und die oft

3) Mittermaier a. a. O. S. 404.

4) Art. 13—24, 3«, 31 flg.
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genug dabei unterlaufenden Betrügereien an den Tag zu legen. Doch

sehr langsam schritt man vor, und noch 1785 konnte Püttmann in"

der citirten Abhandlung bittere Klagen darüber erheben, noch 1783 be»

dürste es der ganzen Autorität des Reichskammergerichtcs , um einen

kleinen teutschen Gerichtsherrn davon abzubringen. Viel, sehr viel ha»

bcn Criminalrechtswissenschast und Gesetzgebung noch zu leisten/ um das

unschuldige Blut zu sichern, womit in solchem Wahne teutsche Richter

und Schoppen Teutschlands Boden getränkt haben.

Die Eintheilungen der Anzeigen in nahe und ferne, proximä

und r?m«ls, in die der That vorangehende, sie begleitende

oder ihr folgende, sntseedenti», «auvomitsnris und subsscjueiiti«,

endlich in allgemeine, «cnnrunnis, insofern solche bei allen Verbre

chen, und eigenthümliche, xroziris , insofern solche nur bei einem

Verbrechen oder bestimmten Arten derselben vorkommen können, wie solche

Unterscheidungen noch in manchen Gesetzen und in allen Lehrbüchern

angetroffen werden, sind insgesammt ohne allen practischen Werth ; denn

die der Theorie nach entfernteste Anzeige kann zur nächsten werden,

die theorethisch - nächste ganz werthlos sein, die vorangehenden, gleich

zeitigen und nachfolgenden Anzeigen können in einem speciellen Falle

in einem ganz umgekehrten Verhältnisse vorkommen, und eben so sind

die der Theorie nach eigenthümlichen keineswegs blos auf das ihnen

angewiesene Verbrechen beschränkt. Da sie aber ohne practischen Werth

sind, so wirken sie auch nur schädlich, und deßhalb sollte denn auch in

den Gesetzen eine solche Eintheilung niemals ihren Platz finden, denn

nicht alle Untersuchungsbeamte und Criminalrichter sind Professoren der

Rechte, und jene ist oft eine Quelle großer Verwirrungen und ganz un

nützer Arbeiten.

Desto wichtiger ist aber die in den meisten Lehrbüchern vermißte

Eintheilung der Anzeigen in solche, welche 1) zur Verdächtigung,

2) zur Erkennung der Specialinquisition und 3) zum Be

weise der Schuld oder Unschuld geeignet sind, denn diese Eintheilung

hat einen wahrhaften und einen so großen practischen Werth, daß man

in derselben fast den Nerv der ganzen Lehre zu suchen berechtigt sein

könnte. Approfondirt ist diese Eintheilung noch von keiner Seite, und

es würde dieselbe eine würdige Aufgabe für eine eigene Abhandlung

sein. Jndeß enthält das bayer'sche Strafgesetzbuchs) darüber recht

gute und zweckmäßige Andeutungen.

In den wenigsten Criminalfällen gelingt es durch direkten unum

stößlichen Beweis, die Schuld des Angeklagten oder dessen Unschuld an

den Tag zu bringen, in den meisten und besonders den wichtigsten

Fällen muß dieser Beweis durch Anzeigen erbracht werden. Diese

Nothmendigkeit ist zu allen Zeiten anerkannt worden, und die römischen

und canonischen Gesetzbücher geben dieses in zahlreichen Stellen zu er

kennen, wiewohl eS sehr schwierig ist auszumachen, wie weit nach den-

S) Art. 303 flg.
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selben die Krcift des Anzeigenbeweises gereicht haben mag ^). Die Lehre

vom Anzeigen beweise ist also die wichtigste des heutigen Crimi-

nalrechtes, zumal da nach der allgemeinen Abschaffung der peinlichen

Frage jetzt auch , sowohl nach speciellen Gesetzgebungen als gemein

rechtlich, der Beweis durch Anzeigen zur Anwendung voller Strafe

hinreicht. Eben aber über diese wichtigste, die größten Güter des irdi

schen Daseins, das Glück so vieler tausend Familien und künstiger

Generationen umfassende Lehre laßt sich Mit Ausnahme einiger Rudi»

mente nichts lehren; denn wollte man über das Verhältniß der An

zeigen zu dem durch dieselben intendirten Beweise, über die Kraft der

selben als Beweisstück in dem einzelnen Falle allgemeine Regeln auf

stellen, so müßte man erst im Stande sein, alle möglichen Gesetze der

Natur und des Geistes zu entdecken und in Regeln zu fassen. Es ist

das große Reich der Erfahrung, aus welchem der Richter das Mate

rial zu seinen Schlüssen herbeiholen, es sind die Gesetze des gesunden,

leidenschastiosen Denkens, aus welchen er diese Schlüsse aufbauen, es

ist das ernste , gründliche und einsichtsvolle Streben nach materieller

Wahrheit und unparteiischer Gerechtigkeit, welches in Anwendung die

ser Schlüsse ihn leiten muß, und bei welchem ihn das Bewußtsein nie

mals verlassen darf, daß auch die sich ihm darlegende höchste Evidenz

nur auf Schein und Jrrthum beruhen könne. Erfahrung und eine

gesunde redliche Anwendung derselben werden hier immer die Haupt

sache sein. In den neueren Sammlungen von Criminalrechtsfällen,

wie in den von Hitzig herausgegebenen Zeitschriften, finden sich viele

lehrreiche Fälle darüber, was zu einem Anzeigenbeweise erfordert wird,

wenn derselbe für vollständig soll betrachtet werden können; beispielweise

mag hier auf den höchst lehrreichen, von Feuerbach mitgetheilten Fall

des Paul Forster hingewiesen sein

Lassen sich nun zwar über den Beweis durch Anzeigen allgemeine

Regeln, giltig für alle oder auch nur die meisten Fälle, ni<U geben, so

ist derselbe doch an Bedingungen gebunden, die, unerläßlich an sich,

auch die Stelle allgemeiner Regeln wohl zu vertreten im Stande sind,

und an die man sich getrost halten kann, ohne Gefahr zu laufen in

Jrrthum zu verfallen. Diese Bedingungen sind:

1) Daß der Anzcigenbeweiß überhaupt nur auf die Schuld eines

Angeklagten nn einem verübten Verbrechen sich erstrecken, und daher

nicht eher von einem solchen Beweise durch Anzeigen die Rede sein

kann, bevor nicht das Verbrechen seinem Thatbestande nach vollständig

erwiesen vorliegt;

2) daß jeder Thatumstand, welcher als Anzeige für den Beweis

benutzt werden soll, an sich durchaus vollständig und zweifelsfrei erwie

sen sein muß;

6) KI ä t t K a e i , äs criminib. XI<VHI. 19. xsp. 6. Mittermaiera.

0. O- S. 443 flg.

7) Feuerbach, actenmüßige Darstellung merkwürdiger Verbrecher. Th.

II. Gießen 182S. S. 121 flg.



3) daß es einer Mehrheit von unter sich zustimmenhängender und

durch keine Gegenanzeigen geschwächter Anzeigen bedarf, um für den

Beweis zu genügen.

Diese Bedingungen sind daher auch fast durchgangig von der

Rechtswissenschaft und der Frucht derselben, den neuen Gesetzgebungen,

anerkannt worden; am klarsten ausgesprochen finden sich dieselben in

der denkwürdigen kaiserlich österreichischen Verordnung über den ,

Beweis durch Anzeigen vom 6. Juli 1833.

Die erste dieser Bedingungen ist an sich klar und zweifelsfrei,

denn wenn nicht blos die Schuld eines Angeklagten an einem began

genen Verbrechen, sondern auch die Existenz des Verbrechens selbst

durch Anzeigen, d. h. ohne reellen Beweis durch Schlüsse soll festge

stellt werben können, so mangelt es dem peinlichen Prozesse an einer

jeden sicheren und unmittelbaren Grundlage, und es wird derselbe dann

in ein fesselloses Walten regelloser Willkür hinübergezogen , und eine

jede Rechtssicherheit dadurch geradezu vernichtet. Das an und für sich

erwiesene Verbrechen ist die nothwendige, ganz unerläßliche Grundlage,

auf welcher allein der Jndicienbeweis aufgebauet werden kann, eine

Grundlage, deren Mangel, selbst bei dem größten Scheine gegen den

Angeklagten, nur zu leicht zu Justizmorden führen kann, und immer

und ohne Ausnahme es dem Aufalle allein überläßt, daß nicht ein

Unschuldiger gestraft werde, eben weil alles ja dann auf Schein be

ruhet., Pütt mann in der allegirien tresslichen Abhandlung 6s W-

briv« inäi«ioru,n führt S. 7 flg. einen Criminalfoll an, der wohl ge

eignet ist, die Wahrheit dieses Grundsatzes in das hellste Licht zu

setzen. , ,

Ebenso zweifelsfrei ist die zweite Bedingung, und deren Uncr-

läßlichkeit auch wohl von keiner Gesetzgebung verkannt worden. Es ist

ein Jrrthum mehrerer neuerer Rechtslehrer, daß Anzeigen auch durch

. Anzeigen sollen erwiesen werden können «), ein Jrrthum, welcher sei

nerseits wieder auf ganz irrigen Gründen beruht; denn wenn gesagt

wird , daß die Forderung des vollständigen Beweises der Anzeigen aus

der alteren Ansicht herstamme , daß Jndicien nie vollen Beweis machen

können, und daß man dabei vergesse, daß es Anzeigen gibt, welche nicht

auf einer bestimmten physischen Thatsnche, sondern nur auf einer mo

ralischen Grundlage beruhen, wie z. B. Feindschaft: so. ist das Erste«

wohl gerade umgekehrt der Fall, wenigstens erfordert die Ansicht, daß

Anzeigen einen vollen Beweis machen können, nur noch größere Strenge

im Beweise der Thatsache, und was das Zweite anbelangt, so werden

Thatsachen, die nur auf einer moralischen Grundlage ruhen, wenn

man überhaupt so sich ausdrücken darf, wie Feindschaft, niemals in die

Reihe der redlichen Anzeigen aufgenommen werden können, wenn die

selben sich nicht durch Thatsachen, welche in Beziehung zu dem began

genen Verbrechen stehen, manifestirt haben. Dann sind es aber diese That-

8) Mittermaier a. a. O- S. 427. MüNer a. a. O. S. 27«.

Note 4. '
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fachen, nicht der Schkuß, welcher aus denselben auf einen moralischen

Austand geformt werden kann, welche die Anzeige bilden. Großer Gott,

wohin würde es dann mit der Criminalrechtspflege, mit dem Criminal-

r echte überhaupt kommen, wenn durch Schlüsse sollten Anzeigen ge,

schaffen, durch so geschaffene Anzeigen wieder auf die Schuld nn einem

Verbrechen sollte geschlossen werden — vielleicht gar erst das Verbrechen

selbst durch Schlüsse seine Existenz sollte erhalten können! Man werfe dann

nur den ganzen Criminalprozeß als unnützen Ballast über Haufen , und

setze an dessen Stelle mit mehr oder weniger schönen Floskeln die Regel:

es hängt vön dem vernünftigen Ermessen des Richters ab, ob ein Ver

brechen begangen und die ihm als Thäter vorgeführte Person desselben

schuldig sei.

Die in der Natur des Anzeigenbeweises selbst unerschütterlich be

gründete, und auch ohne Ausnahme allgemein anerkannte dritte Be

dingung kann einer weiteren Erörterung nicht bedürfen.

Selbst aber auch dann, wenn alle Bedingungen des Anzeigenbe-

weifes zusammentreffen , selbst , wenn nicht blos mehrere , sondern auch

eine große Anzahl vollständig erwiesener, untrüglicher Anzeigen gegen

einen Angeklagten zusammentreffen, wird doch immer nur eine mora

lische Gewißheit hervorgebracht, die ihrerseits zwar durch Combinatio-

nen des Verstandes und Erfahrung, aber nicht durch unmittelbares,

sondern nur in der exris^tsiio essuum »imillum beruhendes Erken

nen, ihre Begründung erhielt, die immer noch die Möglichkei t übrig

läßt, sei sie auch die allerentfernteste, fast, aber immer nur fa st an die

Unmöglichkeit streifende, daß der seine Unschuld bethcuernde Angeklagte

auch wirklich unschuldig sei. In Britannien und Frankreich, und da

wo Ocssentlichkeit und Jury die Grundlage des Strafprozesses bilden,

hat die Gesetzgebung auf diese Möglichkeit keine Rücksicht genommen,

sondern deren Erwägung dem Gewissen der Geschworenen allein über

lassen. Anders in Teutschland, wo überall lobenswerthe Scheu Stra

fen zu erkennen, wenn nicht der Beweis sonnenklar vor Augen liegt

und, wie mehrere ältere Verordnungen, z. B. die hannoversche Eri-

minalinstruction vom Jahre 1766, tresslich sich ausgesprochen : „das Land

mit Blutschuld zu belasten," es gehindert haben, Strafen, die keiner Re

paration im Wege Rechtens oder durch die höchste Staatsgewalt fähig

sind, auf bloßen Anzeigenbeweis zu erkennen. Nach der peinlichen Ge

richtsordnung Carls V. sollte daher nur das eigene Bekenntniß

des Angeklagten zur Anwendung der Strafe, und der Beweis durch

Anzeigen nur zu dem letzten Mittel, dieses Bekenntniß zu erlangen,

zur peinlichen Frage, Tortur, führen können^), uneingedenk freilich,

daß das durch die Tortur oder die Furcht vor derselben entdeckte Ge

ständnis; auch nicht mehr als eine Anzeige in sich faßt. Nachdem aber

die Tortur allenthalben abgeschafft worden, und nunmehr« die unerläß

liche Nothwendigkeit eingetreten ist, auch Vcrurtheilung zur Strafe auf

dm Beweis durch Jndicien zu gestatten, sind doch allenthalben wcnig-

9) <Z. «. Art. 22.
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stens die Todesstrafen, die keine Reparation zulassen, wmn nach

Vollziehung des Erkenntnisses die immer übrig bleibende Möglichkeit

der Unschuld z«r Wirklichkeit werden sollte, von denjenigen Strafen

ausgenommen, welche auf den blos durch Anzeigen erbrachten Beweis

der Schuld erkannt werden können. Darin stimmen alle neueren put

schen Gesetzgebungen überein. Mit großem Unrechte also eifert Feuer-

bach^) bei der vorerwähnten Mittheilung des Paul Forster'schen

Eriminalfalles gegen diese Vorsicht. Allerdings mag es geeignet sein,

das Gefühl zu verletzen, wenn ein nach moralischer Ueberzeugung über

wiesener Raubmöder der wohlverdienten Todesstrafe entgeht, bloö weil

er die schlechte Kraft besitzt, allen gegen ihn aufgethürmten Beweisen

ein kaltes höhnendes Leugnen entgegen zu setzen, während der reumüthig

bekennende, vielleicht nur durch einen Zusammenfluß unglücklicher Um

stände zu der Missethat verleitete Verbrecher unter dem Henkerbeile

verbluten muß! Von einem solchen Gefühle hat sich Feuerbach über

mannen lassen, denn die Gründe, welche gegen den diese Vorsicht aus

sprechenden Art. 3ZO des bayer'schen Strafgefetzbuches angeführt

werden, gehen in der That nur die Todesstrafe und den in dem

selben Gesetzbuche aufgenommenen, aber schon anderweit und ziemlich

allgemein gemißbilligteu bürgerlichen Tod, als Folge der Ketlen-

strafe, selbst an. Beide sind Gottlob nicht für die Ewigkeit be

stimmt !

Hat das durch einen speciellen Fall aufgeregte Gefühl einen so

hoch gestellten Rechtslehrer schon zu solchen Ansichten verleiten können,

wie denn auch schon früher P fister dadurch verleitet war, gegen die

Aufhebung der Tortur zu klagen"), — welche große Rolle müssen das

selbe und die so oft aufgeregte Indignation dann erst bei der Beur-

theilung der Kraft eines Anzeigcnbeweifes spielen? Daher sollte' es denn

prozessualische Regel sein, daß, wo ein Erkenntniß über den Anzeigen

beweis abzugeben ist, niemals der Untersuchungsrichter an einem solchen

Erkenntnisse Theil nehmen dürfe und in der weiteren Instanz im

mer das richterliche Personale verändert werden müsse, eingedenk der

goldenen Worte Quintilian's: Luui irss«, ksvere, «6is8e, inisereri

iulUoe8 eoeiz«rlut, sgi isin rein »usm existlinsilt, et »l«ut ainsutes cle

Lorins iu^ivsre »«u rz«88uut^ ciuis »eosuni oouloruili TZreiuit sinor,

itu oiuuem veritut!» illljulieucise rationell! iu^ex smittlt, «oouzzstus

eöeotibus : »estn tertur, et velut rspicli tluinlui ok8eciuitur.

Zureichende Regeln über die Beurtheilung der Kraft des Anze!-

genbeweises lassen, wie bemerkt worden, sich nicht geben, so Vieles und

Treffliches darüber auch gesagt werden kann '2); aber verliere der Be«

urtheiler nur niemals die Möglichkeit aus den Äugen, daß die Anzeigen

trügen und der Angeklagte trotz derselben schuldlos sein könne, sei er

10) A. a. O. S. 192 flg.

11> L. A. Pfister, merkwürdige Criminalfalle mit besonderer Rücksicht

auf die Untersuchungsführung. Tb. I. Heldelb. 1L14, und Franks. 1L22.

12) Mi tt er maier a. a. L. j. 59, 60.
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der Wahrheit stets eingedenk: nk?ma repeui« fulr tur^isslmus, und

lasse er daher an umsichtiger Nachforschung es niemals fehlen, selbst

da, wo er schon Gewißheit zu erblicken glaubt, und rufe er sich stets

in's Bewußtsein, daß es dem Menschen nicht gegeben, Alles zu ergrün

den, und auch Gott sich ein Strafamt vorbehalten habe. Schön sind

die Worte, die einst ein König in Frankreich zu den Richtern seines

obersten Gerichtshofes sprach: Ihr sollt wissen, daß, wenn Gott nicht

den augenscheinlichen Beweis eines Verbrechens zulaßt, Er euch nicht

zu Richtern über dasselbe bestellt, sondern Sich Selbst das Richteramt

vorbehalten hat, wie denn eben auf den Beweis durch Anzeigen auch

die berühmten Worte Trajans (1^. 5. v. äs riosuis (48. 19.) sich

bezichen: sstiu» euiin s»ss, imPuuituui relin^ui laeiuu» usvestls,

Husin iunooeure^ri clsin»»re. S. P, Gans.

Apostasie <spost«?Is sidsi) ist der Abfall vom christlichen Glau

ben ; das Vertauschen desselben mit den Judaismus oder dem Cultus

des Heidenthumes. In ihr kann, von dem Standpuncte philosophi

scher Betrachtung aus, kein Verbrechen gefunden werden, da Jeder be

rechtigt sein muß, sich zu dem Glauben zu bekennen, in welchem er für

sich größeres Heil und Beruhigung zu finden wahnt. Dagegen hat

das canonifche Recht, gemäß der Grundlehre der katholischen Kirche,

welche, als die einzige, alleinseligmachende, ein Recht auf jedwedes In

dividuum anspricht, die Apostasie unter die sogenannten reingeistlichcn

Verbrechen und unter den Gesichtspunct der Ketzerei gestellt '). Hierin

kam ihm die Gesetzgebung der christlichen Kaiser zu Hülfe, indem sie

(auch ihrerfeits die ausschließliche Sendung der einen, katholischen

Kirche anerkennend) an den Abfall den Verlust bürgerlicher Rechte und

vielfache harte Strafen knüpfte, welche unter dem Artikel Ketzerei int

Zusammenhange mit den Bestimmungen des cnnonifchen Rechtes darzu

stellen sein werden. Es ist jedoch vorläufig schon hier zu bemerken,

daß sowohl diese bürgerlichen, als die kirchlichen Strafen der Verbrechen

gegen das Dogma schon langst lebendige Theile der Rechtsordnung

zu sein aufgehört haben 2). Dagegen besteht noch jetzt überall das

Verbot, welches den Juden die Aufnahme christlicher Proselyten unter

sagt, ein Verbot 2), welches von dem Standpuncte des christlichen

Staates aus keiner Rechtfertigung bedarf.

Als Apostasie wird in dem canonischen Rechte auch der eigen-

machtige Rücktritt der höheren Geistlichen und der Religiösen in den

Laienstand bezeichnet (sriosisslä uräiuls s. iriSKulsi-ltsti», spo-

»täsia rsligloiiis). Die Letztere soll die Ercommunication, Kerker

strafe, und selbst nach erfolgter Rückkehr und geleisteter Buße die Sus-

1) «. 13. dser. in VI. (5. 2.)

2) Ab egg, Lehrbuch der Strafrechtswissenschaft §. 678. -

S) Vergl. z. B. für Preußen: Cab. -Ord. v. 19. Nov. 1814, Ministe

rialbesch, v. 1«. Würz ISIS, angef. von Eichhorn, Grunds, des K.-R.

11. 212. - >' '
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xensim der inzwischen etwa empfangenen Weihe nach sich ziehen ^),

während die Erste«, nach fruchtlos angewandten geistlichen Iwnngsmit»

teln 6), den Verlust der geistlichen Amts- und Standesrechte, sowie die

Irregularität zur Folge hat. Aber auch hier hat die Strenge des

Rechtes einer milderen Ansicht weichen müssen; ein nbsoluter Zwang

zum Wiedereintritt in den geistlichen Stand oder das Kloster wird mit

Recht für unstatthaft gehalten °), da er weder der zwingenden Kirche,

noch dem Gezwungenen zum Nutzen gereichen kann, und als Folge für

die Verletzung der feierlich übernommenen Verpflichtungen tritt nur die

Entziehung der an die eine oder die andere Art der letzteren gebundenen

Standesrechte und die Verweigerung der kirchlichen Heilsmittel ein.

M^D«t «vakgelischen Kirchenrechte ist der Begriff der Apostgsie un«

bekannt. RH,«.

Appellation und Appellationsverfahren (sp^eUst!« et

prov«8»us sripellstorius). Die Appellation (Berufung) ist, in

ihrem jetzigen gemeinrechtlichen Gattungsbegriffs aufgefaßt,

dasjenige, Rechtsmittel , durch welches ein höheres Gericht (mclex sck

quem) angegangen wird , einer beschwerenden Verfügung eines ihm

unmittelbar subordinirten Untcrgerichtes (wile.x a quo) durch eine neue

Verfügung abzuhelfen. Nur unter einem in dieser Weise ausgedehn

ten Begriffe blassen sich alle einzelnen Arten der Appellation, die ge

meinrechtlich begründet und angenommen sind, folgerecht subsumiren,

wie sich aus der , Darstellung ergeben wirbt-?':',-

Die Appellation findet sowohl in bürgerlichen als in pein

lichen Rechtssachen, statt, und setzt in, beiden Fallen ein geordnetes

Jnstanzenverhältniß, wenigstens zwei Instanzen, eine höhere

und eine dieser unmittelbar untergeordnete niedere, voraus. In (Zivil

sachen sind in Teutschland regelmäßig ') drei, in Strafsachen dagegen

zwei Instanzen einander untergeordnet ^).

Aus dieser Voraussetzung des Jnstanzenverhältnisses ergibt sich,

daß die Appellation wesentlich das obrigkeitliche Verhältnis) (das

Imperium) der Gerichte zugleich berücksichtige; was lediglich in der ei-

genthümlichen Verfahrungsart bei derselben, in den dabei nothwendigen

4) Vergl. «. 1. 6. 6. ös spost. (ö. 9.) e. 2. ns «ler. vel mon. jn VI.

<Z. 24.) von«. 1'rikl. VI. 3. 6s rsk. — Stach der angeführten Stelle des Sextu,

tritt die Excommunication ip»« iure nur <lln>i«s«>Käditu ein; besondere Or

densstatuten und Priviligien können jedoch hier eine Erweiterung begründen.

5) 0. 3. 6e spost. (5. 9.)

6) Vergl. v. Droste- Hülshoff Grunds, d. K.-R. II. 2. 145.

1) Eine Ausnahme begründet in vielen Ländern der sogenannte pri vi«

legirte Gerichtsstand, wenn nämlich die gewöhnliche zweite Instanz die pri-

vilegirte erste bildet: ein aus geschichtlichen Gründen hervorgegangenes Ver-

hällniß, welches, an sich betrachtet, mehr eine Rechtsverkürzung, alö

eine B erg ü n stig un g ist. ,,

2) Der Gebrauch der Rechtsmittel, welche das Subordinatiensverhältniß

nicht voraussetzen, ist durch diese Abstufung der Znstsnzen nicht bedingt,

und darum meistens ausgedehnter.
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Befehlen an den Unterricht«, seinen Grund hat, und woraus zugleich

die Ursache erhellet, - warum stets an den zunächst höheren Richter np»

pellirt werden muß, indem nur dieser, als die höhere Obrigkeit, dem

Unterrichter, als der unter ihm stehenden Obrigkeit, unmittelbar

befehlen kann. Daß sich aber dieses hierarchische Jnstanzenverhältniß

nur auf die obrigkeitliche Seite der Gerichte beziehe, wird aus der Er

wägung klar, daß die Richter, in ihrer eigenthümlichen Function als

Urtheiler (ius cli^entes), in keinem Subordinatioysverhältnisse stehen,

sondern der unterste Nichter eben so frei und unabhängig ist, wie der

oberste; im Rechtsprechen es also nur ein erstes, zweites, :c.,

aber kein unteres, oberes :c. Urtheil geben kann, weil dqs Recht-

spvechen eine rein wissenschaftliche Thatigkeit ist, die, auf geistigen Ge

setzen, beruhend, keinen äußeren Zwang verträgt. .,, ,

Nach dieser allgemeinen Betrachtung über die. Natur der Appella

tion wollen wir zuerst von der Berufung in bürgerlichen Rechts

sachen handeln ; wobei sich das befolgte System aus den einzelnen

Rubriken vi^n selbst wird entnehmen lassen.

. !, i. G e sch i ch Z li ch e E inl eitu n g.

.4. Römisches Recht v

1) Die oben erwähnte Eigenschaft der Appellation, daß sie we

sentlich die obrigkeitliche Gewalt (das Imperium) berücksichtige, war auch

die einzige, welche ihr in .bürgerlichen Angelegenheiten anfangs zukam.

Denn eine materielle Prüfung einer durch Spruch (senientia) abgeur-

theilten Sache (res iuäiv.itä) war zur Zeit des Freistaates ganz unstatt

haft; die, vom Judex als Geschworenen und von den durch die Parteien

gewählten Schiedrichter, gefällte Entscheidung galt als Wahrheit ^) und

gewahrte, wie alle übrigen Obligationen, sotio und exceptio;, nur

durfte der Spruch selbst nicht etwa nichtig sein ^). Ein ordentliches

Rechtsmittel gegen eine »eiNentia luinua gab es also damals nicht

Zu dieser Zeit war daher die Appellation blos ein Anrufen einer mit

iinperium oder potsstss versehenen Behörde, um eine verletzende Ver

fügung einer anderen zu entkräften, deren Vollführung zu hemmen.

3) ?suli 8. K. 3Z—37. 0. 49. tit. 1—7. u. 9—13. «öS. Hieog. 11.

tit. 29—38. Loci. 5u«t. 7. tit. 61. 62. 6S—70. >«v. 23. 126. Kr. l)«r.

Oonrsgi, ius provoestioniim ex »ntiquitste Komgn» erutum (l.ips. 1723.

— 8er!j>ts minors eä. ?er,liee Vul.sl, n. 1.) Schweppe, R. RecKrs-

geschichte (2. Ausg.) Z. S84. flg. Heffter, Jnstir. S. «9 flg. Zim

mern, R. Rechtsgesch. Bd. III. Z. 169 flg. Linde, Handb. Bd. I V. K.

31 flg. Bes. Beth m ann, Hollweg, Handbuch des Civilproz. I. Bd. I.

Abth. (Bonn l«34.) §. 32 flg. S. 347 flg. — Will).- Rein, das R. Pri

vatrecht :c. (Leipzig 1836.) S. S17 flg.

4) 1^. 25. ä« ütstu K«m. (1. S.) — M. s. bes. Keller, über Litiscont.

und Einred. lZürich 1827.) S. 197 flg. Be t h mann-Holl weg a. a. O.

5) Heffter a. a. O. S. 247 flg. Rein s.a. O. S. 43« flg.

6) Die restitutio in integrum halte wohl nicht die Ausdehnung, welche

ihr S i m m e r n a. a. O. S. 6l)l) gibt, und die «ententise revovätio in ^u-

plum (L jc. pro Kls«:o. esr>. 2l.) gehört gar nicht in die Zeit der Re

publik. . ,



Denn dazu war Zeder Magistrat, welcher der verfügt habenden Behörde

gleich oder höher als diese stand, befugt; er konnte intercediren,

sein Veto einlegen, aber keine andere materielle Verfügung erlassen, weil

alle Behörden unabhängig nebeneinander standen. Eine solche Jnter-

cession konnte hiernach in (Zivilsachen nur dem verurtheilten Beklagten,

nicht aber auch dem abgewiesenen Kläger nützen, der also vergeblich ap-

pellirt haben würde. ^- Die durch wirkliche Jnteccession, welche übri

gens sowohl in einer Verletzung des materiellen Rechtes als in einem

fehlerhaften Verfahren ihren Grund haben konnte, herbeigeführte Hem

mung des verletzenden Beschlusses dauerte ss lange, bis eine gütliche Ver

ständigung unter den dissentirenden Magistraten oder die Abänderung

des Beschlusses selbst durch die Behörde, welche ihn erlassen hatte, der

selben ein Ende gemacht haben mochte^). In den Provinzen war,

nach der Natur ihrer Einrichtung , diese Appellation um Jntercession

wohl nur gegen die ininora iu,äl«s, nicht aber gegen die Vorsteher der

selben möglich.H»

2) Erst zur Zeit der Kaiser bildete sich die Appellatiott in ein ei

gentliches Rechtsmittel aus , kraft dessen nun der Appellant nicht mehr

ein bloses Hemmen der nachtheiligen Verfügung, sondern auch eine ma

terielle Abänderung derselben bewirken konnte. Der Kaiser nämlich, dem

alle Obrigkeiten des Reiches unterworfen waren und neben diesem höch

sten imzieriru» auch die oberste' (letzte) iurisäivtio zugestanden wurde,

konnte nicht blos vermöge des erstcren — der nun bleibend mit ihm ver

einigten tribunizischen und proconsularischen Gewalt — den obrigkeitli

chen Verfügungen intercediren , sondern diese auch «ermöge der letzteren

reformiren. Zur Erlangung dieser realen Rechtshilfe war aber auch

ein gesetzlich bestimmtes Verfahren erforderlich , da die materielle Beur-

theilung der gegen die verletzende Verfügung vorgebrachten Beschwerde

ohne Prüfung dieser letzteren nicht erfolgen konnte. In dieses Verfah

ren wurde nun schon durch Augusts) die alte, blos auf Jntercession ge

richtete, Appellation umgestalte^ und eben dadurch in ein wahres Rechts

mittel verwandelt, mittels dessen man von nun an gegen alle Verfügun

gen der Magistrate bei dem Kaiser, oder bei seinen Stellvertretern und

dann erst bei ihm selbst, ebenso gegen die Verfügungen der Municipnl-

obrigkeiten bei dem ProvinZialstatthalter, und sogar gegen den Judex bei

dem Magistrate, welcher ihn bestellt hatte, Beschwerde führen und Mate

rielle Abhilfe derselben bewirken konnte. Durch diese neue Verfahrens

form wurde erst eine hierarchische Stufenfolge aller gerichtlichen Instan

zen bis hinauf zur höchsten, dem Kaiser, herbeigeführt;, wobei jedoch die

hierarchische Steigerung blos im K»z>erwm lag, welches bei jeder Stufe

stets hemmend eintreten mußte, um die neue materielle Prüfung und so

das wiederholte iu» äieer« möglich zu machen. Denn durch diese Um

gestaltung oder vielmehr Ausdehnung der Appellation siel die alte hem

mende Jntercession nicht nur nicht weg, sondern erlangte sie vielmehr

 

7) Heffter a. a. O. S. 4S0.

8) S»«t«». Vit. Qvtav. «sp. 3Z.
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eine wesentliche Erweiterung, indem sie von nun an nicht blos den weiteren

Fortgang der Sache, wie früher, sondern auch den Eintritt der Rechts

kraft der verletzenden Sentenz hemmte ; wodurch sich die neue Umbildung

der Appellation — als eines eine materielle Reformation der beschwerli

chen Verfügung bezweckenden Rechtsmittels — mit den früheren Ansich

ten von res iuäiöstä , wenigstens in den Fallen , wo eine solche sonst

wirksam eintrat — und diese waren nach spaterer Ausbildung die einzi

gen, in, welchen Appellation stattfand — allein in Zusammenhang und

Einklang bringen ließ. Denn Grundsatz blieb es fortwährend, daß ge

gen eine rechtskräftige Entscheidung keine Appellation stattfinden, diese

mithin niemals rescissorische Kraft haben sollte. Die weiteren geschichtli

chen Momente des römischen Rechtes, welche sich auf die Zulassigkeit und

das Verfahren der Appellation beziehen, werden, insoweit es zum richterli

chen Verstandnisse dieses Rechtsmittels beitragt, an den gehörigen Orten

berührt werden

L) Canonisches und teutsches Rechj.

1) Das canonische Recht nahm die Appellation ganz in

dem Sinne des römischen Rechtes auf, und dehnte, ohne an der Form

des Verfahrens eine wesentliche Veränderung bestimmt zu haben, bloS

die objective Statthaftigkeit derselben aus; wobei das ausgebildetere Jn-

stanzenverhältniß in der Kirchenverfassung nicht ohne Einfluß blieb.

2) Nach dem teutschen Rechte") war zur Zeit der Volksge

richte eine Appellation schon deßhalb unmöglich, weil es keinen höheren

Richter gab, und keinen solchen geben konnte, da bei demokratischer Ver

fassung das Volk selbst das höchste Imperium ausübt. Zudem war, da

das Recht im Volke lebte und mit diesem sich fortbildete, kein äußeres

Gesetz vorhanden, gegen dessen Verletzung hätte Beschwerde geführt wer

den können; die Urtheiler fanden nicht blos das Urtheil, sondern auch

das Recht, worauf sie jenes gründeten. Nur ein Leugnen des Unheiles

9) Nur auf diesem Wege wird es möglich, Wiederholungen selbst in den

Rubriken zu vermeiden.

10) vecret. «rat. «. II. qu. 6. vsmet. I.. 2. t!t. 28. «ext. Ii. 2. t!t.

15. «em. üb. II. tit. 12. Heffter a. a. O. S. 458. Linde, Handbuch

IV. z. S3.

11) I.. WisigotK. Ii. 2. tit. 1. I.. ^lem. tit. 41. §. 2. tit. 94. l..

Iivngob. 1,. II. tit. S9. ?a«t„» leg. 8«I. IiX. §. 1. — Oür,. 2. s>. 80S. 8. —

Sachs. Landr. Bd. II. Art. 12. §. 4 flg. Richtsteig Landr. Cap. 43. 60.— Sachs.

Weichb. Art. 74. — K. G. O. v. 1495. z. 9. 20. v. 15«« Tit. 16. 18. 12«.

v. 1507. Tit. 2. '3. v. 1523. Tit. 4. 6. v. 1524. Tit. 21. und v. 1655.

Th. II. Tit. 28—31. (Concept. d. K. G. O. Tit. 31—34.) Dep.-Absch. v.

16W. §. 14. u. 98—114. I. R. A. Z. 58—75. 164. W. Cap. v. 1792.

Art. 14. §. 3. R. Hofr. O. Tit. 2. — «. lieferst«!,,, in« provoesti«.

num plurium tZermaniäS p«j>ulur. usque äll <?sr«Ii IVl. »elftem. Usl. 1776.

«. Ii. SoeKmer, eleew iur. c!v. («o«tt. 1777.) 1. II. p. 13 s>z. — ^.

XoKgstocK, 6e provocativns spug «ermsnos usczus s<i seeul. XI. Lerol.

1S31. Siehe noch Linde Lehrb. (4. Ausg.) z. 40«, u. Handb. IV. Z. 34.

Heffter, S. 459. Nr. 9. Mittermaier, der gem. teutsche bürger.

Proz. 3. Beitr. S. S flg. (2. Ausg.)
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war, so lang< cs an schriftlicher Beurkundung desselben fehlte, möglich

und insofern eine Ucberweisung des Leugnenden nölhig. Bei ausgebil

deter Schösscnvcrfassung kam zwar die Scheltung des Urtheiles vor ;

diese war aber' keine Appellation an einen höberen Richter '^), den cs

gar nicht gab, da das Urthcilsinden nur von Standesgcnossen geschehen

konnte, sondern eigentlich ein Angriff gegen dir Urtheilcr selbst '^), der

eben wegen Ermangelung eines höheren Richters (UrtheilercoUeqiumS)

zum Kampf-, d. i. Gottesgerichte führen mußte Schon hieraus

wird es klar, daß die in den Capitularien erwähnte Berufung vom

«oines an den missus und von diesem nn den König, wenigstens in den

tcutschen Provinzen des Reiches, kein gescholtenes Urthcil in Eivilrechls-

sachen , sondern nur Regierungsanqelegenheiten ") — Querelen gegen

den com« als Obrigkeit — zum Gegenstände haben konnte, da der

cum?» und mi«8U8 nur Regicrungsbeamten (Obrigkeiten und der !»!>>>,, ,>i

nur eine temporare) waren, die kein Urlheil fällen durften , von Schöf

fen aber, die unter des ,ni!>«us Leitung gcurtheilt hätten, in den (Kapi

tularien nirgends die Rede ist, noch sein kann, weil der Begriff von

Standcsgenossen, die bereits gcurtheilt haben , jede Unterordnung aus

schließt, und der König selbst endlich nur die «ntimste» als Schöffen

zum Rechtsspruche versammeln konnte, der nur wieder die Rechtssache

eines Großen zum Gegenstände haben durfte. Selbst die Berufungen

in Lehnsfachen an den Oberlchnsherrn waren keine eigentlichen Appella

tionen, sondern eher Que-relen , da sie in der Regel nicht den materiellen

Inhalt der Urthcile unmittelbar anfochten , sondern meistens Rcchtsver-

wciqcrung betrafen, oder den Rcchtsbcstand des Urtheiles durch die Be

hauptung angriffen , daß der erste Gerichtshof nicht gehörig besetzt ge

wesen sei "). Auch die zur Prüfung gescholtener Urtheile gewählten

Lberhöfe waren, obwohl ihre Aussprüche verbindende Kraft hatten, keine

Appellarionsgciichte, da sie kein imp^riuin über die Gerichte der ersten

Instanz hatten. Sie übten vielmehr blos mandirte Gerichtsbarkeit aus,

etwa in der Weise, wie beutzutaqe die Spruches lleqien bei der Actcn-

versendung, wenn nicht devolutive Rechtsmittel ergriffen worden sind.

Ueberhaupt konnte von einer eigentlichen Appellation so lange keine Rede

sein, als die UrtKcilsfällung durch Standesgcnossen geschak, und das

Jnstanzenverhältniß noch nicht hierarchisch geordnet war. Erst die Ein

führung (oder vielmehr Eindringung) des fremden Rechtes machte das

Ersicre unmöglich, da den StanoeSgenossen dieses neue Recht unbekannt

5

12) Maurer, Gesch. des altgcrm. zc. GcrrichtsvcrfahrciiS (Heidelberg

1824.) S. 21, «4.

' 13) I. Grimm, t. Rechtsalterth. (Gött. 1323.) S. 86S.

14) Rogge, über das Gerichtswcs. der Germanen (Halle I82S.) S. 91.

Mittermaier a. a. O. S. 12 flg.

15) l^spit. lid. II. «sp. 26. (,'spii. I^u<1«v. ?ii s. 329. csp. 24.

16) ^. 1>. Hle^er, espiit, «ri^Ine et propre» de» inst!tut!a»e» !„<Ii-

eislre» et«. Vol. I. p. 466. »ot.

17) !>le>er, es,,rit etc. Vol. III. cksp. 19. Buchner, das' öffcntl.

GerichtsvWfahren (1825.) S. 1«2 flg.

2»'
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war, und das Letztere nothwendkg , well der hierarchisch? Jnsianzenzug

als ein wesentlicher Bestandtheil des fremden Rechtsverfahrens erschien.

Die in Teutschland allenthalben vorhandenen geistlichen Gerichte dien

ten bei dieser Umgestaltung zum Muster, wie überhaupt die teutsche

Staatsverfassung sich nach dem Borbilde des Kirchenregimentes aus

bildete. Bei den geistlichen Gerichten konnte man sich zudem von dem

fremden Rechtsverfahren praktische Anschauung verschaffen, und es war

daher sehr natürlich, daß die weltlichen Gerichte auch dieses Verfahren

zum Vorbilde nahmen. Diese Umgestaltung, welche hauptsachlich durch

die Auflösung des alten Gauverbandes veranlaßt wurde, erfolgte, wie

jede aus den geschichtlichen Verhaltnissen sich hervorbildende Neuerung,

nur allmälig, und nicht , überall in gleichem Umfange, indem nament

lich im nördlichen Teutschland, das stets an dem Einheimischen fester

hing, als das südliche, gar Vieles von den alten Einrichtungen stehen

blieb oder sich doch neben den neuen erhielt. Wenn auch die hohe

Vorstellung, welche man von der mit der Kirche innigst verbundenen

Gewalt des Kaisers, als Nachfolgers der römischen Imperatoren, hatte,

zur Anerkennung und Erweiterung der kaiserlichen Jurisdiction wesent

lich beitrug, die noch durch den Umstand erhöht wurde, daß während

der Zeit des Faustrechtes die wenigsten Gerichte im Stande waren, ihre

Urtheile zu vollziehen, und schon bei den kaiserlichen Kammer-, Land-

und Hofgerichten Formen des fremden Rechtes Eingang fanden; so

ward doch der Sieg desselben und der damit verbundenen hierarchischen

Gerichtsverfassung erst durch die Errichtung des Re ich s kammergerich-

tes (1495) vollständig entschieden, indem dieses seinem Zwecke gemäß

das oberste Appellationsgericht in Civilrechtssachen für das ganze Reich

im Sinne des fremden Rechtes sein sollte, dessen Verfahren es auch,

wie dieses bei den geistlichen Gerichten im Gebrauche war, zu befolgen

hatte. Denn jetzt war ein Gericht vorhanden, welches, als höchste ge

richtliche Obrigkeit im Reiche, alle Territorialgerichte, als gerichtliche

Landesobrigkeiten, über sich anerkennen mußten, und damit die Noth-

wendigkeit begründet, das Prozeßverfahren bei Kiefen Gerichten ebenfalls

nach dem fremden Rechte umzubilden. Von nun an hatte die Gesetz

gebung des Reiches und der Territorien, sowie die Doctrin und Pra

xis lediglich die Aufgabe, die fremden Rechte mit den einheimischen

Verhaltnissen, oder diese mit jenen in Einklang zu bringen, wobei man

eben nicht immer auf die zweckmäßigste Weise zu Werke ging, und

namentlich in den Territorien die Reform bei den höheren Gerichten

zuerst begann, was sich nur aus der größeren Wichtigkeit derselben, die

sie insbesondere als privilegirte Gerichte erster Instanz (ein Nachhall der

alten Pärsgerichtseinrichtung) hatten, erklären läßt, und dann erst sich

zu den Niedergerichten wandte Das Wesen der Appellation erlitt

bei dieser Ueberpflanzung auf teutschen Boden keine Veränderung, wie

es bei der unbegrenzten Hochachtung , die man dem fremden Rechte^, , ' , , ,

18) Mittermaier a. a. O. S. 6 flg.
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zollte, nicht anders zu erwarten war. Auch das Verfahren hatte sich

im Wesentlichen derselben Gunst zu erfreuen, und diente sogar dem

Verfahren bei den vorzugsweise aus einheimischen Verhältnissen her

vorgegangenen nicht devolutiven Rechtsmitteln, insoweit es anging, als

Vorbild und Grundlage.

L. Resultat — Verhalt« iß der Quellen — Doc«

trin und Praxis.

We Appellation verdankt demnach ihren Ursprung und ihre Haupt

lehren dem römischen Rechte, welches daher die vorzüglichste Quelle der

selben bildet, indem das canonische Recht dieses Rechtsmittel in der Ge

stalt, welche es im römischen Rechte erhalten hat, in sein System auf

nahm, und blos nach diefem modisicirte. Die Reichsgesetzgebung er

kannte beide Quellen an , und traf da , wo es die einheimischen Ver

haltnisse nöthig oder räthlich machten, wieder ihre besonderen Bestim

mungen. Dadurch ist zugleich das Berhältniß dieser Quellen

zu einander gegeben. In den Normen nämlich, die einer jeden

dieser Quellen eigenthümlich sind , geht im Zweifel die Quelle vor,

welcher die fragliche Norm angehört; wo dagegen das canonische Recht

«der die Reichsgesetze aus dem römischen Rechte geschöpft haben und

sichtlich nur das darin Festgesetzte wieder geben wollten, ist ein etwa

gebliebener Zweifel aus dem römischen Rechte zu entscheiden, und bei

zweifelhaften Bestimmungen der Reichsgesetze da, wo d.iese eine dem

canonischen RecW angehörige Lehre betreffen, dieses als letzte Entschei

dungsquelle zu vefolgen. Das Streitige in der Lehre von der Appel

lation hat daher seinen Grund theils in der Art der Auffassung und

Erklärung der angeführten Quellen an sich , und theils in der Ver

schiedenheit der Ansichten über die Anwendbarkeit und das gegenseitige

Berhältniß derselben. Das Richtige in allen diesen Puncten zu ermit

teln und dadurch das Streitige wahrhaft durch rechtlich und geschicht

lich haltbare Grundtagen auszugleichen, ist die Aufgabe der Doctrin,

deren eigentlicher Werth Nur in der inneren Wahrhaftigkeit, nicht aber

in der oft zufälligen oder gar auf Respect und Bequemlichkeit beruhen

den Uebereinstimmung Vieler besteht. Und die wahre Praxis, soll

sie nicht einer höheren Grundlage entbehren, darf nur die im wirkli

chen Leben sich manifestirende und so durch die That sich bewährende

Doctrin sein. ,

II. Zulässigkert der Appellation.

^. Algemeine Bedingungen der Aulässigkeit.

Die Zulässigkeit der Appellation setzt im Allgemeinen voraus :

1) das Dasein einer gerichtlichen Verfügung, welche in einer

Livilrechtssache eine solche prozessuale oder materielle Bestimmung ent

hält, die, wenn kein Rechtsmittel dagegen gebraucht wird, in eine für

die Bctheiligten unabänderliche Norm übergeht. Die Verfügung darf

daher s) keine blose ungebührliche Handlung des Richters als

Obrigkeit enthalten, die zwar für eine Partei beleidigend oder kränkend

ist, aber auf die Rechtssache selbst gar keine Beziehung hat. Denn
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eine solche Verfügung begründet zwar eine Klage ober wenigstens eiiie

Quere l gegen den Richter, aber keine Appellation, die immer eine

Sachverfügung voraussetzt, und daher cumulativ mit der Querel dann

stattfindet, wenn die beleidigende Verfügung zugleich von Einfluß

auf die Rechtssache ist Die Verfügung darf K) nicht an sich

nichtig sein. In diesem Falle ist die Berufung zwar nicht ausge

schlossen 2«), wenn die Verfügung, abgesehen von ihrer Nichtigkeit, be

schwerlich ist, aber nicht nothwendig, weil in diesem Falle auch ein au

ßerordentliches Rechtsmittel nach Eintritt der formellen Rechtskraft ge

stattet wird, die, wenn man ggG kein Rechtsmittel gebraucht, jedenfalls

auch materielle Rechtskraft erlangt, weil die Nichtigkeit so lange nicht

rechtlich ermittelt ist, als sie nicht durch die kompetente Behörde aner»

kannt und ausgesprochen wird, und somit selbst das an sich Nichtige

bei nicht erfolgter Anfechtung durch die stillfchweigende Zustimmung der

Betheiligten verbindende Kraft erlangt. Ist e) die Verfügung dun-

kel^), sei es ganz unverstandlich oder doch mehrdeutig, so kann man

zwar zunächst blos um Erläuterung nachsuchen, aber mit dieser

auch die Berufung eventuell verbinden, was dann sogar geschehen muß,

wenn die Verfügung in einer der möglichen Auslegungsweisen eine

Beschwerde enthält, und nur durch ein ordentliches Rechtsmittel an der

Beschreitung der Rechtskraft gehindert werden kann, weil sonst der Be

schwerde, welche etwa selbst in dem erklärten Sinne der Verfügung

enthalten sein sollte, nicht mehr abzuhelfen ist. 2) Die richterliche Ver

fügung muß für die Partei, welche appelliren will, eine Beschwerde

(gl-.»-«»««,) enthalten, d.h. das Decisiv beeret (Erkenntniß) muß

der Partei in den entscheidenden Worten, die allein der Rechts

kraft fähig sind, entweder ein wenigstens vermeintliches Recht aber

kennen, oder eine vermeintlich nicht begründete Verbindlichkeit auf

legen, oder einen vermeintlich zu entscheiden gewesenen Streitpunkt

unentschieden lassen, oder doch überhaupt in Bezug auf

alle bei der Sache in Betracht kommende Momente, diese

mögen bereits zu den Acten gebracht sein, oder erst noch zu denselben

gebracht werden können, den Rechten nicht gemäß sein; ein ein

faches Decret aber, es sei in einer streitigen oder nicht streitigen

Civilrechtssache erlassen, ein vermeintlich begründetes Begehren ab

schlagen, oder einem unbegründeten Antrage stattgeben. Die Be

schwerde muß bereits zugefügt und nicht etwa blos zu besorgen, mithin

die Verfügung wirklich erlassen sein. Denn die sogenannte blinde

Appellation, d. i. die vorläufige Berufung gegen eine noch nicht erlas

sene Verfügung, somit wegen eines Zravsmsu luturinn, ist unzulässig^).

19) Gönner, Handb. Bd. III. Abh. 68. §. S.

20) k<on 6ebst, eui plus licet, quoci minus est, non licsre. I.. 2l. V.

ä« ». Z. (50. 17.) Martin, Lehrb. des Civilproz. 277.

2!) Bergl. Linde, Handb. IV. §. S5.

22) 2. 18. X. 6s upnell. (2. 23.) Olem. 3. <Iv sppell. (Z. 12.)

Linde, im Arch. für civ. Prax. Bd. XIX. S. 2.
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3) THe richterliche Verfügung darf noch nicht zur unabänderlichen

Norm geworden sein. ») Das Decisiv beeret darf demnach noch

nicht die Rechtskraft beschritten haben, und die Hemmung derselben

nicht rechtlich unmöglich sein, sei es, weil kein höherer Richter für die

fragliche Sache mehr vorhanden, oder die Appellation aus einem beson-

deren Grunde unzulässig ist (s. unter S). b) Das einfache De

kret, es mag eine streitige oder nichtstreitige Rechtssache betreffen, darf

nicht von dem durch dasselbe Beschwerten ausdrücklich oder stillschwei

gend anerkannt, oder von einen Richter erlassen worden sein, welcher

in der fraglichen Sache keinen höheren Richter mehr über sich hat.

L. Insbesondere hinsichtlich der richterlichen

Verfügungen. «

1) Das römische Recht«) stellte für streitige Eivilrcchts-

- fachen den Grundsatz auf, daß nur gegen Dcfinilivurthcilc appellirt wer

den dürfe. Die Berufung gegen blos prozeßleitHnde Dccrcte («pr»»!-

Istio »i proiiicilvl« s. »rtle-nl« ». iiiterloculioiie) war schon vor Justi-

snian bei Geldstrafe verboten«), ausgenommen: 1) wegen Inkompe

tenz des Richters, 2) wenn eine peremtorische Einrede verworfen, 3) die

Zulassung der Klage versagt, oder 4) eine Frist zur Anschaffung von

Beweismitteln abgeschlagen wurde«). Erst Justini an verbot«)

jede Appellation vor dem Endurtheile bei Strafe von 50 Pfund Sil

ber, ohne die erwähnten Ausnahmen in seinen Loder aufzunehmen.

Dieses Verbot beabsichtigte jedoch keine Verkürzung der Rechtshilfe,

sondern blos Vermeidung von unnöthigen und deßhalb verzögerlichen

Appellationen «), indem es davon ausging, daß man jede im Verlause

des Verfahrens zugefügte Beschwerde bei der Berufung gegen dasEnd-

urthcil geltend machen könne«). Wo daher dieses nicht angeht, muß

man die Appellation auch vor dem Endurtheile ausnahmsweise für zu

lässig erklären. Ein solcher Fall trat namentlich ein, wenn der Richter

verdächtig war «), wenn ein präjudicieller Ncbenpunct definitiv ent

schieden 2-), und wenn der Richter bei der Vollziehung eines rechts-

23) M. s. Zimmern, IN. §. 170 u. 173. Bethmann-Hollweg,

a. a. O S. 351 flg.

24) l.. 1. 2. u. 3. O«6. 1'Ksock. quor. »s>n. (ll. 36.) noch andere Stel

len bei B«thmann-Hollweg S. 352. Note 7.

25) l,. 13. u. 23. <_!o6. 'rksock. .jvor. »vp. (ll. 36.) 1.. 37.

l'ueoS. 6e «pp. (ll. S0.)

26) Das Gesetz selbst ist bis jetzt nicht aufgefunden, siebe jedoch I.. 2l.

u. 36. O«6. 6e spp. (7. 62.) I.. 16. Oo6. 6e iu<!. (3. 1.) 1.. ult. Ovil. 6»

,ent. (7. 45.)

27) Uebcr vcrzögerliche Appellationen (morstorine sppslliillone») s. Linie,

Handb. IV. §. 32.

23) I,. 36. l^«6. 6s spp. (7. 62.) — 5ssqns e»!m Ineclitur qm», »! in>

teres fsct» kuerit interlocut.« , quse illi 6«neße>, in» «iniipeteiis — z pote«t

eiüm in sppellstione («ontr» »ent. 6ef.) omni» <lenu6«r« etc.

29) Q. 30. 6« »pp. (7. 62.) vergl. mit I.. 63. 0«6. 1Keo<l. 6e

«vp. (11. 30.) Linde in der Seitschrift für Eivilr. ,c. Bd. IV. S. 2.

SO) A. B. Ii. 29. v. eis vünor. (4. 4.) I,. 2. v. 6s »pp. (49. S.)
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kraftigen UrtheileS den gesetzlichen oräo «xevutlouis nicht beach

tete «').

Außerdem konnte man auch gegen Verfügungen ln nicht strei

tigen Rechtssachen zur Appellation seine Zuflucht nehmen; nament

lich gegen die Uebertragung von uiuuers und Iiouores in den Muni-

cipien, um seine Entschuldigungsgründe geltend zu machen, und gegen

die Verwerfung der gegen die Uebertragung einer. Vormundschaft vor

schriftsmäßig vorgebrachten Excusationen 22).

2) Das canonische Recht, ^) suchte das Gebiet der Appella

tionen über die Gebühr auszudehnen. Es ließ dieses Rechtsmittel nicht

blos gegen jede mögliche Verfügung eines Richter in einer streitigen

Rechtssache, ohne Unterschied zwischen Definitivurtheilen und Interlo

kuten sondern auch gegen jede beschwerende Verfügung eines Rich

ters oder einer anderen Behörde in nichtstr eitig en Sachen 25), ja

sogar eine sripsUstio Aenersli8 gegen alle Beschwerden zu, die ein Rich

ter in einer Sache zufügen könnte 2«). Es erklarte jedoch die Appel

lation für nothwendig blos gegen Endurtheile 2?), und solche Bei-

urtheile, deren Inhalt weder der Hauptsache nach präjudicirt, noch an sich

nichtig ist, indöm eine durch derartige Interlokute zugefügte Beschwerde

durch die Appellation gegen das Endurtheil nicht mehr gehoben werden

könne 2»). In allen übrigen Fallen war die Berufung zwar zulassig,

aber deßhalb unnöthig, weil den etwa zugefügten Beschwerden bei der

Appellation gegen das Endurtheil abgeholfen werden durfte 2»). Hier

aus folgt, daß nach canonischem Rechte eine Berufung gegen ein Be-

wcisinterlocut nicht nothwendig sei ^").

Das tridentinische Eoncilium *') ließ jedoch wieder die Appella

tion nur gegen Endurtheile und solche Interlokute zu, welche die Kraft

eines Endurthciles haben oder eine Beschwerde enthalten, die durch die

Appellation gegen das Endurtheil nicht mehr gehoben werden kann.

31) Ii. 21. c?«a. 6e SPP. (7. 62.) Ii. s. <?«Z. quor. SPP. (7. 65.)

32) I.. 1. §. I. u. 2. 0. qusnd« spp. (49. 4.) ^ Heffter, Inst.

S. 432.

SZ) M. s. Linde, Handv. IV. Z. 33. und in der Zeitschrift, a. o. O.

S. 3 flg.

34 > «. S. 12. X. g« spp. (2. 23.) «. 1. Se spp. in VI. (2., 15.)

35) (?. 6, 12. X. äs spp. e. 8. ,1s spp. in VI. clem. 3. tls spp.

(2. 12.)

36) «. 18. X. 6s spp. (2. 28.) elem. 3. 6s spp. (2. 12.) vergl. «. 2.

. X. c,e spp. (2. 23.)

S7) c:. 12. 44. X. Äs spp. r. I. ös spp. In VI. (2. 15.)

W) 12. >Is spp. in VI. (2. 15.)

W> «. 12. cls spp. in VI. (2. IS.)

40) Das kurhess. Prozeßgesetz vom 16. Wept. I8Z4, hat im Z. 34. die

Berufung gegen Beweieinterlocute für unstatthaft erklärt. Ueber eine solche

Bestimmung s. Gensler, Comment. zu Martin zu K. 2S6. (Mörstadts

Ausg.) Bd. II. S. 124 flg. — Linde, Handb. IV. z. 77. Mittermaier,

ll. «eitr. (2. Aufl.) <S- 142 flg. und III. Beitr. S. 46.

41) «ess. 24. «. 2(1.
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3) Die teutsche Reichsgesetzgebung") sprach die im tri-

dentinischen Concil festgesetzte Beschränkung schon vor diesem aus"),

und bestätigte sie auch nachher*-). Allein dieser klaren Gesetzesbestim«

mungen ungeachtet befolgte man in der Praxis die Vorschriften des ca

nonischen Rechtes vor dem tridentinischen Concil und gestattete die

Appellation gegen alle richterlichen Decrete ohne Unterschied"), wozu

außer der Schwierigkeit, die in den Gesetzen gemeinten appelladlen De

krete auszumitteln, die irrige Auslegung der Reichsgesetze, in denen

man eine Bestätigung dcS canonischen Rechtes finden wollte"), Ver

anlassung gab.

4) Dem Bisherigen zufolge ist demnach gemeinrechtlich die Ap

pellation ä) in streitigen Civilrechtssachen zulässig: I) gegen

Endurtheile, welche nicht ir>,o iure rechtskräftig werden. Dieß ist

der Fall: ») wenn kein höherer Richter mehr vorhanden, oder das Er-

kenntniß von dem höchsten Richter gefällt worden ist; t>) wenn das

Urtheil blos die Folge eines abgeleisteN Haupteidcs ausspricht "), oder

«) nur ein eventuell bereits gefälltes Urtheil nach einem geleisteten oder

verweigerten richterlichen Eide purificirt *?). Die Appellation ist sodann

auch zulässig, II) gegen Jnterlocute (Zwischenbescheide)*'), sie mö

gen vor der Litiscontestation oder im Verlaufe des Prozesses erlassen

worden sein. Hinsichtlich der Zulässigkeit treten, unter der Vor

aussetzung der Appellabität der Sache, zwar nach dem, in der Praxis

befolgten canonischen Rechte, hier gar keine Beschränkungen ein. Allein

die Reichsgesetze ^") gestatten sie nur in solchen Fällen , wo die Be

schwerde durch die Appellation gegen das Endurtheil nicht mehr geho

ben werden kann. Und wenn auch die Reichsgesetze selbst in diesen

Fällen die Appellation nur für zulässig, nirgends aber für noth-

42) Linde, Handb. IV. §. 34. Bauer, Vorträge (Ausgabe 1S30.)

S. 467.

43) C. G. O- v. 149S. §. 2«.

44) C. G. O. v. 1SSS. Th. II. Tit. 2». 5. «. «it. 29. Z. 3. u. 4.

Th. III. Tit. Sl. §. I«. u. II. R. A. v. 1570. §. S1. R. D. A. v. 1««.

§. 113. I. R. A. §. SS.

45) S. Mittcrmaier, a. a. O. S. 37 flg. — v«,Kmsr, I. «.

?r. II. 23. 10.

46) M. f. z. B. noch Gönner, Handbuch III. Abh. 61. Z. 2?. und

Reinhardt, Handb. des Proz. Bd. II. §. 35«.

' 47) I.. 12. §. 3. 6« red. «re<i. >4. 1.) Das Gesetz spricht zwar

nur dem Deferenten jedes Rechtsmittel ab; Min wegen der transoctorischen

Natur dieses Eides nach R. R. muß der <Wknd dcr Jnappellabilität nicht

blos in der Eidesdelatio n , sondern in dem Eide selbst, als einem Trans-

acte, gesucht werden. Die Anwendbarkeit dieser Bestimmung kann, wenn man

diesen Eid blos als Beweismittel auffaßt, bezweifelt mcrdcn. Die Frage:

ob das Urtheil wirklich nicht weiter gehe, als beschworen worden, kann ent

schieden Gegenstand einer Appellation werden.

4») Andere , meistens hierher gezogene Salle , werden an ihrem eigentli

chen Orte erwähnt werden.

49) M. s. Linde, Handb. IV. §. 3S., und besonders in der Zeitschrift

a. a. O. S. « flg. und S. 217 flg.

SV) E. G. O. 14«S. ö. 20. C. G. O. v. 1S5S. Th. II. Tit. 28. §. 6.
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wendig erklären, so erscheint sie in denselben doch zugleich auch als

nothwendig deßhalb, weil die etwaige Beschwerde bei der Appellation

gegen die Desinitivsnttcnz nicht mehr vorgebracht werden kann, mithin

ohne besondere Berufung keine Abhilfe finden, also ein grnvamen ir-

repsrslzlle sein würde. Zwar lassen die Reichsgesetze ^) die Appella

tion gegen Jnterlocute mit der Kraft eines Endurtheiles unbedingt zu;

da sie aber den Begriff dieser Jnterlocute nirgends feststellen, so ist

dadurch der Zweifel nicht gehoben, noch weniger ein Princip dafür ge

funden, ob, und in welchen Fällen eine Berufung gegen andere

Jnterlocute nöthig sei? Ein Aufzahlen der einzelnen Fälle ghne ein

solches Princip ist aber eine vergebliche Mühe und unwissenschaftlich.

Der von Linde ^) aufgestellte Grundsatz: die Zulässigkeit der Ap

pellation von Beiurtheilen hängt von dem Umfange der Befugniß des

höheren Richters ab, bei Gelegenheit der Appellation von dem Endur-

theile die durch Beiurtheile von dem unteren Richter zugefügte Be

schwerde aufzuheben, enthält noch weniger eine Lösung des Zweifels, in

dem er blos die Unbestimmtheit wiederholt, die in den Neichsgesetzen

liegt. Denn das ist eben die zu lösende Frage: welchen Umfang

jene Befugniß habe? Und wenn Linde hierbei auf den Gebrauch der

Gerichte verweiset, so mag dieses zwar für die Praxis in einem einzel

nen Lande genügen, ist aber für die Theorie des gemeinen Prozesses

dadurch gar nichts gewonnen. Am Sichersten führt noch immer der

von der Doctrin in neuerer Zeit aufgestellte Unterschied zwischen ein

fachen und Decisivdecreten zum Ziele. Letztere, welche nämlich

einen Punct, worüber beide Theile gehört worden sind, worüber also

Antrag und Vernehmlassung (Litiscontestation) stattgefunden haben,

definitiv entscheiden, machen immer eine sofortige, selbstständige Appella

tion nothwendig, weil sie, als endliche Entscheidungen irgend eines, nur

nicht in der Hauptstreitfrage bestehenden Punctes, in derselben

Weise, wie die Endurtheile, d. i. die die Hauptstreitsrage selbst völlig

decidirende Decrete, in Rechtskraft übergehen, nach deren Eintritt

der entschiedene Punct sowenig mehr angefochten werden kann, als die

rechtskräftig entschiedene Hauptstreitfrage. Eine durch ein solches De

kret zugefügte . Beschwerde kann also bei der Appellation gegen das

Endurtheil nicht mehr gehoben werden , es wäre denn — was jedoch

nicht leicht der Fall sein wird — das Decret selbst noch nicht rechts

kräftig geworden.

Alle Decifivdecre^e haben die Kraft eines Endur

theiles (vi,n äekuitivse), da sie sich von diefem nur durch Hie

objective Beschaffenheit des entschiedenen Streitpunktes unterscheiden,

den Punct aber, welchen sie zum Gegenstande haben, ebenso definitiv

und mit derselben Fähigkeit der Rechtskraft erledigen, wie das Endur-

61) C. G. O. v. 1S55. Th. II. Tit. 29. Z. 3. u. 4. u. Th. III. Tit.

31. 8. 1«. u. 11,

62) M. f. z.B. Horm. Vult^ns, <le i.^irl!« I!K. IV. c. 2. p. 631.

63) In d:r Zeitschrift a. a. O. S. 16. Handbuch ^V. K. 3S flg. Lehr

buch §. 412.
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thell die Hauptstreitfrage und damit den Streit selbst erledigt. Die

gewöhnliche Doctrin faßt zwar die iuterloeutorls vim äskuitivse Ks-^

der,» in einem beschrankteren Sinne auf, und bringt diese vis in ein

präjudicielles Verhältniß zum Endurtheile selbst, indem sie dieses Prä-

dicat nur solchen Interlokuten beilegt, welche die Beschaffenheit des

Endurtheiles bedingt in sich tragen, gleichsam voraus bestimmen, wie

die Beweisinterlocute. Allein eine solche beschrankte Auffassung ist we-

, der in den Gesetzen begründet, da diese nirgends einen Begriff voii ei

ner ir>tsrl«c>itorls«viiii äeliuitivss Kaken» aufstellen, noch dem inneren

Wesen der Sache entsprechend, weil der mehr oder weniger innige Zu

sammenhang eines Nebenpunctes mit der Hauptsache keinen inneren

oder wesentlichen, sondern nur einen zufalligen Unterschied zwi

schen den Entscheidungen einzelner Neben- oder Vorfragen begründet,

da das Wefen aller Entscheidungen vielmehr in der völligen (defi

nitiven), der Rechtskraft fähigen Erledigung einer streitigen,

daher zwischen zwei Parteien obschwebenden, Rechtsfrage besteht, dieses

Wesen aber alle Decisivdecrete — das Endurtheil selbst nicht ausge

nommen — mit einander gemein haben. Faßt man dagegen alle De

cisivdecrete (eigentlich Sentenzen) als vii» clenuitivssGksbentes im

obigen Sinne auf, so gewinnt man für die Appellation gegen Decisiv

decrete ein bestimmtes gesetzliches Princip, indem die Reichsgesetze ^)

für solche Zwischenurtheile, welche die Kraft eines Endurtheiles haben,

dasselbe Verfahren, wie für die Berufung gegen das Endurtheil selbst,

vorschreiben; wie denn die neuere Theorie diese Vorschrift wirklich —

und mit Recht — auf alle Decisivdecrete anwendet. Die einfachen

Decrete (Decrete im eigentlichen Sinne im 'Gegensätze der Senten

zen) sind dagegen richterliche Verfügungen auf einseitige Anträge einer

Partei, sonach keine Entscheidungen eines streitigen Punctes, aus

denen die noch nicht gehörte Partei ein Recht ableiten oder sofort ver

bindlich werden könnte. Diese sind daher an sich, sie mögen gewäh

rend oder abschlagend sein, schon beßhalb keiner Rechtskraft fähig, weil

in Anfehung des Punctes, den sie betreffen, noch kein Rechtsstreit

zwischen zwei Parteien stattfand, mithin die Bedingung fehlt,

ohne welche ebensowenig eine Entscheidung als folglich eineRechts-

kraft möglich ist ^°). Es ist daher eine völlig unhaltbare Behaup

tung 66), daß Abschlagsdecrete als solche ohne sofortige Appellation in

Rechtskraft übergehen; der Grund, daß der Jmplorat schon durch den

Nichter vertheidigt sei, verstößt gegen die Verhandlnngsmaxime ; auch

wird derjenige, auf welchen sich der Antrag bezieht, durch diesen al

lein in Bezug auf den Punct, den der Antrag betrifft, noch kein

wirklicher Gegner (Jmplorat) im rechtlichen Sinne; weßhalb ein

" — >—.
„,^

64) C. G. O. v. 1SSS. Th. II. Tit. 29. I. 3. u. 4. LH. III. Tit. 31.

Z. 10. u. 11. Dep.-A. v. 1600. g. 113. I. R. A. §. 68.

65) Bergl. Gönner, Handb. I. Abh. VII. z. 26.

56) M. s. z. B. Mi tter maier im Arch. für civ. Praxis Bd. V.

S. 36S.
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solcher, da er noch nicht eristirt , auch nicht v^m Richter vertheidigt

werden kann, wäre auch eine solche Bertheidigung, zumal als Regel,

gesetzlich statthaft. Solche Decrete darf vielmehr der Richter, welcher

/ie erlassen hat, selbst wieder abändern^). So lange er dieses thun

kann, ist daher auch eine Appellation gegen ein solches Decret nicht

nothwendig, indem die betheiligte Partei vor derselben den gravirenden

Richter selbst durch begründete Remonstrationen um Hebung der Be

schwerde so lange anzugehen befugt ist, als noch eine Abänderung der

Bcrfügung rechtlich möglich bleibt. Ist aber ein Umstand eingetreten,

«elcher eine solche Abänderung als unstatthaft darstellt, so wird dadurch

auch bei diesen Decreten die Appellation nothwendig. Dabei versteht

es sich von selbst, daß es von der Willkür des Beschwerten abhängt,

ob er nicht lieber sogleich die Appellation ergreifen, und den Weg der

Remonstration ganz unversucht lassen wolle ^). Dieß wird er dann

thun, wenn er keine bessere Begründung seines Antrages zu bewirken

im Stande ist, und daher nur das bereits Vorgebrachte wiederholen

müßte. Es fragt sich nun weiter: s) wodurch werden einfache De

crete bindend , so daß sie der Richter , welcher sie erlassen hat , nicht

mehr abändern^ kann? und b) ist bei allen so unabänderlich gewordenen

Decreten die Appellation nothwendig? Was die erste Frage betrifft,

so werden 1) Abschlagsdecrete, welche die Einleitung eines

Prozeßverfahrens durch die Zurückweisung des ersten Angriffes,

z.B. der Klage, des Mandatsgesuches zc. unmöglich machen, nie, un

abänderlich, selbst dann nicht, wenn die dagegen gebrauchte Appellation

zurückgewiesen (dem vorigen Decrete inhärirt) wird. Es findet eines

solchen Jnhäsivbescheides ungeachtet noch immer Remonstration bei dem

Richter statt, der den letzten Jnhasivbescheid erlassen hat, indem dieser

noch immer dem Gesuche willfahren kann. Bei Abschlagsdecreten im

Verlaufe eines Prozesses ist zu unterscheiden: betreffen sie ein auf

den Prozeßgang gar nichs bezügliches Gesuch , z. B. um das beneti-

«lum psuperwtls, so daß der Gegner dabei gar nicht interessirt ist, so

werden sie ebenfalls nie unabänderlich. Haben sie dagegen auf das

Verfahren oder die Sache selbst Beziehung, dann tritt ihre Unabänder

lichkeit ein sowohl durch ein auf dagegen gemachte Remonstration er

folgtes Jnhäsivdecret 2°), als durch stillschweigende Anerkennung, wenn

nämlich der Jmplorant die durch die Verbindlichkeit des Abschlagsde-

cretes bedingte Fortsetzung des Prozesses ruhig geschehen läßt. Bei ei

nem Decrete eines höheren Richters, wodurch ein Rechtmittel abge

schlagen wird (r^evtorlum), ist, als einem Jnhäsivbescheide, auf die

Beschaffenheit des Decretes zu sehen, gegen welches das Rechtsmittel

gebraucht wurde. Ist dieses ein der Rechtskrast oder Unabänderlichkeit

ST) I,. 14. v. Ss r« (42. 1,) 1^. 3, u. S. OoiZ. «omminst, (7. 67.)

«. 6«. X. <le upp. (2. 23.) «. 10. <le spp. W VI. (2. IS.) Linde in der

Zeitschrift a. a. O. S. 13.

5><) Linde, Handb. a. a. O. S. 106,

S9) Man vergl. Bayer, Vorträge S. Soi.



 

fähiges Decret, so kommt diese Eigenschaft auch dem Jnhäsivbescheide

zu 6"). Z) Gewährende Decrete werden durch rechtlich ver

säumte oder verworfene Vertheidigung des Angegriffenen unabänderlich,

indem das gewahrende Decret durch den die Vertheidigung als versäumt

oder unbegründet aussprechenden Bescheid die Natur eines Decisivde-

cretes annimmt ^').

Die zweite Frage anlangend, so ist die Appellation aller

dings bei allen in der bemerkten Weise unabänderlich gewordenen

Decreten, wenn die durch sie zugefügten Beschwerden gehoben werden

sollen, nach dem in der Praxis üblichen Prozeßgange auch noth wen

dig. Zwar ist nicht zu leugnen, daß hiernach die Appellakion sehr

mißbraucht werden kann ^); allein die Möglichkeit des Mißbrauches

erweitert sich bei jeder prozessualen Einrichtung in dem Maaße, in wel

chem man die Zulässigkeit des Gebrauches einer solchen zum Schutze

der Rechte ausdehnt. Da sich die practisch möglichen Fälle von wirk

lich beschwerenden Verfügungen nicht erschöpfen lassen, und möglicher

weise jedes Decret beschwerend sein kann, so ließe sich der Mißbrauch

nur durch die Beschränkung des Gebrauches selbst, somit auf Kosten

des Rechtsschuhes, vollständig beseitigen. Die Verschiebung der Beru

fung gegen beschwerliche Decrete bis zur Appcllaticn gegen das End-

urtheil setzt bestimmte Vorschriften für den Appellationsrichter voraus,

an denen es aber im gemeinen Rechte fehlt. Denn sonst setzt sich der

Beschwerte der Gefahr aus, daß seine verschobenen Beschwerden als

verspätet zurückgewiesen werden. Dieß ist um so leichter zu besorgen,

als kein Gesetz den Begriff eines Zrsvsmsu irre^srsbile festsetzt und

darum eine übereinstimmende Ansicht der Richter über die darunter be

griffenen Fälle sich nicht erwarten läßt. Es bleibt daher nichts anders

übrig, als im Zweifel ein Arsvsinen für irrepärsbile zu halten und

die Berufung nicht bis zum Endurtheile zu verschieben. Linde, der

diese Ansicht tadelt, konnte gleichwohl dem gemeinen Rechte nichts an

deres abgewinnen, als eine algebraische Formel von unbekannten Grö

ßen, indem er, wie oben bewerkt wurde ^), die Zulässigkeit der hier

fraglichen Appellation von der mehr oder weniger ausgedehnten Befug-

niß des Appellationsrichters, die durch Beiurtheile zugefügten Beschwer

den bei Gelegenheit der Appellation gegen das Endurthcil zu heben,

abhängig machte, den Umfang dieser Vcfugniß aber unbestimmt lassen

mußte. Offenbar ist es diesem Mangel an bestimmten Vorschriften

zuzuschreiben, daß die Appellation in der nach canonischem Rechte ge

statteten Ausdehnung practisch in Gebrauch kam, und zur Nothwen-

digkeit wurde. Denn jede, gegen ein Interlokut eingewendete Appella

tion hätte, als zu früh gebraucht, nur aus dem Grunde zurückgewie«

6«) Gönner, Handb. I. Abh. 7. §. 26. III. Abh. 67. §. 3. u. 4.

61) Baner, Vortrüge S. 501.

62) M. s. Linde, Handb. IV. S. 107 flg. in der Zeitschrift a. a. O.

!. IS.

63) Siehe oben Note Sl.

S
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sen werden können, daß das Jnterlocut nicht die Kraft eines Endur-

theiles habe und kein Aravameu irre^srädil« vorliege; worüber,, da die

Gesetze diese Begriffe nicht bestimmen, gewiß in den meisten Fällen ein

besonderer Streit, und dadurch eine größere Verzögerung herbeigeführt

worden sein würde, als die materielle Prüfung der Beschwerde selbst

verursachte. Man fand es daher — und mit Recht — gerathener,

diese Prüfung selbst vorzunehmen, die ja doch nicht hätte vermieden,

sondern nur bis zur Appellation gegen das Endurtheil verschoben wer

den können, anstatt die Appellation, als zu früh erhoben, zurückzu

weisen.

Die Appellation ist sodann auch L) gegen richterliche Ver

fügungen in nichtstreitigen Civ i l rech tssachen, sowohl nach

dem römischen und canonischen Rechte, als auch nach den Reichsgese

tzen zulässig Das canonische Recht nannte diese Berufung

voostia scl vsussin 65), ^0 spater uzizzellatio extrslucliviulis 66). ?>ie

Reichsgesetze ^) enthalten in ihrer richtigen Auffassung keine Beschran

kung, sondern nur eine richtige Bestimmung des Begriffes dieser Beru

fung, wenn sie diese nur in den Fallen zulassen, wo der Richter wirk

lich in seiner richterlichen Eigenschaft (tsuc^i»» iuäsx) gehandelt hat,

indem da, wo derselbe als Partei handele, mehr eine simplex czusrels

denn die Appellation statthabe. Denn auch hier setzt die Berufung

das Dasein einer Sachbeschwcrde voraus, welche durch ein von dem

kompetenten Richter erlassenes Dccret zugefügt wurde. Uebrigcns kann

hier ebenfalls der Weg der Gegenvorstellung vor der Appellation ver

sucht werden.

5) Auf der Verschiedenheit der richterlichen Verfügungen, gegen

welche die Appellation gerichtet ist, beruht die, vom canonischen Rechte

(Nr. 4.) entlehnte Abtheilung der Appellation in die gerichtliche

(upp. iuäi«iu1iL) und außergerichtliche («i^. extrsinäläli«) 6»).

Jene ist vorhanden, wenn gegen Endurtheile und andere Decisivde-

crete, d iese dagegen, wenn entweder gegen Extrajudicial- (d. i. ein

fache) Decrete in streitigen Rechtssachen^) (uneigentliche Extra

judicial appellation — Appellation in prozessualischen Extrajudi-

cialsachen), oder gegen richterliche Decrete in nichtstreitigen Rechtssa

chen (eigentliche Ertrajudicialappellation) appellirt wird.

64) ösrtkel, «pusculg, 1*. I. ??r. 9. (,'Kr. k>. Pennsr, gg »ppeil»»

tions extrsiugieiiili ew. M»rb. 1742. Gönner, Handbuch III. Abh. 68.

Heffter, Inst. S. 48S. Linde, Lchrb. §.413. und besonders in der Zeit

schrift, Bd. IV. Nr. 9. S. 226 flg.

65) O. S. X. cls »l>p. (2. 23.)

66) Olem. 3. 6e sp,>. (2. 12.)

67) R. H. R. O. Tit. II. g. 2. R. A. v. 1595. Z. 94. u. 95.

68) ?iitter, epit. S. 117. ab DImsnüteln, «puseul. (Usnnoveras

1731.) 3. Danz, ord. Proz. (Ausg. v. Gönner, 1S21.) Z. 424. Mar

tin, Lchrb. §. 275. Linde a. o. O.

, 69) Gensler, Comment. Bd. II. S. 1'40, auch Gönner, Handb. III.

Abh. 57. z. 4.
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V. Hinsichtlich der Sachen ?°).

1) Die Appellation findet in allen (Zivilrechts fachen statt,

wenn die übrigen Bedingungen der Zulassigkeit vorhanden sind. Die

Polizei-, Regierungs-, Cameral- zc. Sachen sind hiervon nicht ausge

nommen, wenn und inwieweit sie Gegenstande eines Civilprozesses

werden. — Denn in diesem Falle kommt nicht ihre ursprüngliche eben-

genannte Qualität, sondern nur ihre prozessuale Eigenschaft .„ Be

tracht, in Folge welcher sie gleich anderen Civilprozcßsachen zu behan

deln sind. Dabei kommt nach der richtigeren Meinung ^) gemeinrecht»

lich ^) auf die Prozeßform nichts an, indem auch im summarifchen

Verfahren und in Besitzstrcitigkeiten die Appellation Platz greift. Die

in solchen Fallen oft eintretende Beschränkung ihrer Wirkung "),

welche in der besonderen Beschaffenheit der beschwerenden Verfügungen

ihren Grund hat, setzt die Zulassigkeit des Rechtsmittels selbst geradezu

voraus. Ob übrigens in den einzelnen Fallen, in welchen das römische

Recht die Appellation für unzulässig erklärt, früher die Supplicarion

stattgefunden habe ^), kann man dahin gestellt sein lassen, da diese

Frage rein geschichtlicher Natur ist. Jedenfalls sind diese Fälle solcher

Art, daß eine begründete Beschwerde dabei nicht wohl vorkommen

konnte, die Appellation also nur frivol und verzögernd gewesen fein

würde. Es ist nämlich die Appellation verboten: ») gegen die Eröff

nung eines (giltigen) Testamentes^); K) gegen die Einweifung eines

Keres »oiiptus ^^) ; v) gegen die Veräußerung einer Hypothek^);

, gegen Verfügungen, die eine klare Gesetzcsvorschrift nur zur Ausführung

bringen ^); ^ jn siscalischen und kaiserlichen Privatsachen ^), und

e) gegen die verfügte Getreidezufuhr zu den Militärmazazinen °>").

Jn den ersten zwei Fällen konnte man aber z. B. die Giltiqkeit des

Testamentes oder die Erbcnqualität, im dritten die Giltigkeit des Pfandes,

 

M

70) Gönner, Handv. III. Abh. 61. Linde, Handb. IV. 64 flg.

Bayer, Vorträge S. 469 flg.

71) M. s. Linde, Handb. IV. z. 6l. Bayer a. a. O. — Jn Be

zug auf Besitzstreitigkeitcn bes. G b n n e r a. a. O. S. 24 flgi And. Mein.

z.B. Danz, ord. Pro;. 426.

72) Ii. un. Loä. äs Moment, poss. (7. 49.) e. 10. u. 16. X. <Is r«8tlt.

»polist. (2. 13.) 01em. un. äs esuss poss. (2. 3.) R. A. v. 1b94. g. 93.—

Particulargesetze enthalten häusig Beschränkungen.

73) I.. un. «oä. äs mom. poss. (7.49.) R. A. V. 1694. Z. 93. Von

dieser Wirkung unten.

74) M. s. Puchta in Schunck's Jahrb. Bd. IX. S. 16 flg. Zim

mern, III. S. 621. Bayer, Theor. der summar. Proz. München 1830.

ß. 71. Rote S. — Vergl. Hefster, Inst. S. 458 u. 466. Note 6Z. ^

76) 1^. 7. pr. I>. äs sppellst. rse. (49. ö.) Ii. 6. Loci. yuor. spp.

(7. 66.)

76) Die in Note 73 cit. Gesetze.

77) Ii. 7. 2. v. äs spp. re«. ^ ,

78) Ii. 7. S. 1. V. äs spp. re«.

79) Ii. 4. u. S. O«ä. yuor. spp. (7. 65.) S. Linde, Handbuch IV.

§. 61.
80) Ii. 7. pr. D> cko spp. re«.
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und im vierten die Anwendbarkeit oder Art der Anwendung des Gesetzes mit

Erfolg klagend bestreiten, nicht aber, nachdem mau die Grundlagen der Ver«

sügungen als richtig zugegeben hatte, gegen diese mit Grund appelliren.

2) Man konnte nach römischem Rechte nicht blos in der Haupt

sache, sondern auch wegen der Nebensachen, z. B. der Früchte, Zinsen,

und selbst der Prozeßkosten halber appelliren Justinian verord

nete zwar, daß, wenn der unterliegende Theil appellirt, dem Sieger

nicht gestattet sein solle, blos der Kosten wegen selbststandig zu

appelliren, weil in diesem Falle der Oberrichter schon von Amtswe

gen, oder wenigstens durch eine Consultation veranlaßt, gerechte Hilfe

hinsichtlich der Kosten gewähren könne ^^). Hieraus folgt von selbst,

daß der Sieger in dem Falle, wenn der Besiegte gar nicht appellirte,

auch der Kosten wegen selbststandig provocircn konnte. Nach einer

neueren Verordnung Justinians^) mußte dem Sieger auch im

ersten Falle eine selbstständige Appellation gestattet werden, weil nach

derselben das Urlheil in allen Puncten, in Ansehung welcher nicht ap

pellirt wurde, Rechtskraft erlangte, mithin eine amtliche Abhilfe hinsicht

lich der Kosten nicht mehr möglich war ^).

3) Auf den Werth des Streitgegenstandes kommt nach dem neue

ren römischen Rechte ^) nichts an. Nach dem älteren ^) war die

Berufung an den Kaiser durch eine bestimmte Summe beschrankt, welche

auch die Novellen ^) für bestimmte, jetzt unanwendbare Fälle (für die

Berufung aus Aegypten, Lydien :c.) wieder vorgeschrieben haben.

Linde's Ansicht^), daß die Vorschriften des römischen Rechtes nicht

die Appellntionssumme , sondern Competenzbestirnmungen, betroffen ha

ben, dürfte schon darin ihre Widerlegung finden, daß die Appellations

summe überhaupt auf die Competenz des höheren Richters Bezug hat,

im Grunde eine Competenzsumme ist, von deren Dasein die Zustän

digkeit des Appellationsrichters mit abhängt ^).

Das canonische Recht v") stimmt mit dem neueren römischen Rechte

'überein und läßt die Berufung auch in den geringfügigsten Sachen

zu. Auch das ältere teutsche Recht kennt keine Beschränkung dieser

Art. Die ersten Spuren von einer sogenanten Appellationssumme

81) I.. 10. OoZ. kls usur. (4. 32.) Nov. 23. csp. 1. — Zimmern,

III. S. S10 u. S20. Linde, im Arch. für eis. Pr. Bd. IX. S. 231.

82) I.. 1«. (Zock, quäncku provvc. (7. 64.) (v. I. 529.)

33) 39. pr. Log. <!s spp. (7. 62.) (v. I. 530.)

84) Linde a. a. O. S. 233, und Handbuch IV. S. 311. glaubt, der

Sieger könne der Kosten wegen adhüriren. Wann dieses angehe, s. das Rechts

lexikon unter Adhäsion S. 12«. Nr. 6. Bayer, Vortrüge S. 470.

S5) 5,. 2«. ««6. <Zs spp. (7. 62.)

86) I.. 10. §. 1. v. 6e «pp. (49. 1.)

87) Nov. 23. «sp. 3.

88) Im Arch. für d. Pr. Bd. XI. S. 91 flg. Handb. IV. §. 79. v> «.

a. O. f. unten.

»9) Bergl. Mittermaier, III. Beitr. S. 67. Scholz in der Seit

schrift für Civilr. ic. Bd. X. S. 17« u. 172.

90) tt. 11. X. 6s »pp. (2. 23.)
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(z,:,nrns gxi,LNabli:>!) >>) findet man in Particularqcscbcn Für

die Appellation an das Rcichskamnicrgcricht wurde erst iin I. 1521^)

eine Summe von 50 Reichsguldrn sesigefetzt, welche im I. R. A. v.

1654 auf 400 und bei Arme« auf,300 NcichsguldeN crböht wnrde^).

Bei diesen Summen blieb es auch bis zur Auflösung des Reiches.

Nur bei Jnjurienfachen, wenn auf Widerruf geklagt ward, bei Strci»

tigkcitcn über Obrigkeit (i»r!i,ll!vt!o), Gerechtigkeiten, Servituten, ewige,

unablösbarc Gilten, Zinse und Nubungcn, sowie überhaupt bei solchen

Sache», st' nicht gewiß Achtung (Schätzung) hätten, kam es auf keine

Appellalionssummi an. Jedoch wurde in Bezug auf unadlisbare Gil

ten, Zinsen und Nutzungen int I. 1570 festgesetzt''"), daß ein jährli,

cher Betrag von wcnigstcns stchS Gulden die 8m»„,u <irr>, llsliili« ftin,

solle, welche nachher zu zwölf Gulden "°) und zuletzt auf 16 Rthlr. er«

Höhr wurde

Bei der Berechnung der Appcllationssumme ^) durfte man

nur auf die eingeklagte Hauptsache, nicht aber zugleich auf die Neben»

fordcrungen, als Zinsen, Früchte, Interessen ?c., außer wenn diese das

sclbstständige Prozcßobject bildeten, oder als Rückstände zugleich mit

dem Capital eingeklagt wurden, Rücksicht nehmen ; dagegen mehrere, ouS

demselben Grunde entstandene, in demselben Prozesse eingeklagte, ver

handelte und entschiedene Forderungen desselben Klägers oder mehrerer

Streitgenosscn zusammen rechnen. Jedoch kam es bei dem Gebrauche

der Appellation nicht darauf an, ob der eingeklagte Streitgegenstand

die AppeUationssumme erreiche («mnins Illielli), lvelche vielmehr nach

der aufgestellten Beschwerde bestimmt wurde (»umins ßisvmnini») "').

Indessen gestattete man in Bezug auf das römische Recht ""'), mehrere

91) Man f. darüber: 1>vöovieZ (Nsl. 1710.) urid «tsrck s«ie«.

177S.) 6s summ» «ppellsbili. Gönner, Handb. III. Abh. 63. Z. 1—7.

Mitt,rm«.ie« a. a. O. S> 3Z flg. Linde, im Arch. für civ. Pr. Bd.

IX. S. 219 flg. und Bd. XI. S. 91 flg. und S. 2U4 flg. in der Eilschrift

Bd. X. S. ISS flg. Handbuch IV. §. ?n flg. und Lehrbuch §. 4l>3. Scholz

in der Zeitschrift Bd. X. S. 161 flg. Bauet, Vorträge S. 47« flg.

92) Schon 15««. S. «indc Handbuch IV. Z. «7.

93) E. G. O. v. 152 1. «it. 24. vergl. R. L. G. O. v. IS6S. Th. II.

Tit. 2S. 5. 4.

94) I. R. A. Z. 112. u. 114. (Arm war nach j. 114, wer beschwören

konnte, daß sich sein Vermögen nicht nicht über '-«u« Sl. erstrecke.)

SS) R. A. v. 157«. Z. 67. (Di, App. « Summe wurde im j. 66. auf

IS« Fl. festgesetzt.)

96) Dep.-A. ». 1600. g. 14.

97) I. R. A. S. 112.

98) Man s. hierüber Linüe in den Note 91 angef. Abhandlungen, und

Handbuch IV. §. »4 flg., auch Lehrbuch §. 4«3.

99) ?ukenck«rl, tom. I. uds. 3».

10«) 1.. 1«. S. 1. v. <Is spp. (49. I.) — v. Bü low und Hage

mann, Bd. II. Srbrt. 23. Hess t e r, Jnstit. S. 461. Note 44. Bayer,

Vortr. S. 471. Daß die Berechnung nur nach den Reichsgesetzen gesche

hen dürfe, behauptet z. B. Lind, im Archiv a. a. O., was wenigstens zu

bezweifeln ist, — s. v. Bülow, Abhandlungen über einige einz. Mat. des

R. R. Braunschw. 1L17. Bd. I. S. 1S7 flg.

 

 

24



Appellation.

Posten zusammenzurechnen, um die Appellatlonssumme herauszubrin

gen. Nur bei der Berufung gegen Interlokute genügte blos die Ap

pellationssumme des Streitobjektes, weil hier der Werth der Beschwerde

nicht wohl destimmt werden kann^).

Da übrigens diese reichsgesetzlichen Bestimmungen nur die, auch

durch die vielen den Reichsständen theils gesetzlich, theils durch beson

dere Privilegien verliehenen Befreiungen von den Reichsgerichten (pr!-

vileAia 6s uoii uppellsuä«) sehr beschränkte Berufung an das Reichs

kammergericht betrafen; so sind sie durch die Auflösung des Reiches

völlig unanwendbar geworden. Zudem sind sie ihrem inneren Gehalte

nach keinesweges so beschassen, daß sie den Landesgesetzgebungen i» un

serer Zeit als Muster empfohlen werden könnten, obwohl sie denselben

früher häusig zum Vorbild dienten ^2).

v. Hinsichtlich der Personen, welche appelliren

können.

1) Die Befugniß, die Appellation zu ergreifen, steht nach römi

schem Rechte in der Regel nur den streitenden Theilen zu^), weil

ein Urtheil in Bezug auf Dritte als eine res iuter »Ho» s«w erscheint,

und daher der Regel nach auch nur die Parteien verbinden kann. In

dessen ist es ausnahmsweise auch dritten Personen gestattet, sich dieses

Rechtsmittels zu bedienen, sobald sie eine iusw «süss dazu haben ^"^).

Eine solche ist z. B. vorhanden, wenn der Verlust der Sache dem

Dritten nachcheilig werden könnte ^) ; wenn das ungünstige Urtheil

die Lage des Dritten auch blos factisch erschweren würde, dieß aber

durch die Appellation verhindert werden kann ^-°). Umgekehrt kann

aber auch eine Partei aus Rücksicht auf einen Dritten schuldig sein,

die Appellation zu ergreifen, wenn nämlich ein Recht gegen den Drit

ten , z. B. das Recht auf Evictionsleistung , durch den nachtheiligen

Ausgang der Sache bedingt^?), oder er dem Dritten wegen dieses

Ausganges verantwortlich ist^). Das canonische Recht ^) stimmt

hinsichtlich dritter Personen mit dem römischen überein, ja gestattet so

gar dem Richter die Appellation, wenn die von ihm erlassene Entschei

dung i« Folge einer Berufung reformirr worden ist — Der Dritte

101) Linde, Handb. IV. §. 10«.

102) Man s. über die Politik der Legislation in dieser Materie Mit-

termaicr a. a. O., vorzüglich Scholz a. a. O., und über die particular-

rechtlichen Bestimmungen außer Mittermaier vorzüglich Linde, Handb.

IV. §. 102 flg. und dort z. 117. über den legislativen Gesichtspunkt.

1l)3) I,. S. pr. 1>. lle spp. (49. 1.) : ^, sententis intsr »lios üietu »p»

pellsri non pvtest.

104) I,. «it. 6. — „n!si ex mst» esv»s."

105) 1^. S. pr. I.. 4, S. 2. u. 3. 0. cke »pp. (49. 1.)

106) A. B. 1^. 6. pr. 1^. 4. I. 3. 0. iie »pp. (49. 1.) Man s. Linde,

in der Seitschrift, Bd. V. S. 417 flg.

107) I.. 63. S. 1. u. 2. I>. öe eviot. (21. 2.)

103) 1^. SO. S. 1. v. «le le«. I.

109) O. 17. X. ,Ie «ent. (2. 27.)

1 10) ll. 64. X. <Ie «pp. (2. ZS.)
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kann übrigens sein Interesse sowohl durch selbststandige Appellation,

wenn diese von keinem der streitenden Theile ergriffen werden sollte, als

durch Anschließung an die berufende Partei geltend machen ^^), er

scheint jedoch in beiden Fallen in Bezug auf die ursprünglichen Liti

ganten als Jntervenient, und zwar immer als acccssori scher in

fofern, inwiefern sein Interesse stets mit dem Interesse der Partei,

welcher, sie mag nun wirklich appelliren oder nicht, eine Abänderung

des Urtheiles vortheilhaft ist, übereinstimmen muß, er mithin wenigstens

in Bezug auf die Urtheilsabänderung in die Rolle dieser Partei ein«

tritt. Denn ein principales Jntervenircn in dem Sinne, wornach

der Dritte gegen beide bisherige streitenden Theile austreten würde, ist

schon deßhalb unmöglich, weil in einem solchen Falle das Interesse des

Dritten auf einem Rechtsgrunde beruhen müßte, der von dem des an

hängigen Rechtsstreites völlig verfchieden wäre, auf den sich daher auch

das gefällte Urtheil gar .nicht beziehen könnte, weil folglich dieses in

Bezug auf daS Interesse des Dritten in Wahrheit nur als eine res

iurer sllos gesta erschiene. Will man aber daS selbstständige Appelli

ren des Dritten Principalintervention nennen, so ist damit weder für

die Theorie noch Praxis etwas gewonnen, und die Bezeichnung nicht

blos gegen den gewöhnlichen damit verbundenen Sinn verstoßend, fon-

dem auch deßhalb ungenau, weil hier der Dritte eigentlich an die

Stelle der Partei tritt, welche die erwünschte Abänderung des Urthei

les durch die Appellation zu erzielen aus was immer für einem Grunde

unterläßt, und als selbstständiger und alleiniger Litigant sein unmittel

bares Interesse gegen die andere Partei formell — wenn auch mate

riell zugleich zum Vortheile der einen Partei — verfolgt. Darum ist

selbst der oben gebrauchte Ausdruck: accessorischer Jntervenient

in diesem Falle nur auf den gemeinfchaftlichen materiellen Vor°

theil zu beschränken und ohne processuale Bedeutsamkeit aufzufassen.

Denn der Dritte hat hier alle Formalien ebenfo, als wenn er ursprüng

liche Partei wäre, zu wahren und nur noch außerdem durch die

Nachweisung seines Interesse sich zur Sache zu legitimiren. Der Fall,

wo ein Dritter an der Aufrechterhaltung des Urtheiles ein be

gründetes Interesse hat und diefes durch Anschließung an den Appel

laien verfolgen kann "^), gehört gar nicht hierher, da es sich hier nur

um die Befugniß zu appelliren handelt. -

2) Das. römische Recht enthält dagegen auch Falle, in welchen

sogar einer ursprünglichen Partei die Appellation untersagt ist. Es

durfte nämlich s) der «oute»»«» in iure nicht appelliren weil das

in Wre abgelegte Geständniß schon an sich die Kraft einer unabänder-

111) Vgl. Linde, über die Intervention in der Instanz der ^

el, in der Zeitschrift für Civilr. :c. Bd. V. S. 417 slg.

112) Man s., das Rechtslexiken unter: Adhäsion S. 121. Nr. 12.

113) Man s. Bethmann-Hollweg, Versuche über einzelne Theile

der Theorie des Civilproz. (Berlin 1327.) S. 259 flg. Linde, Handb. IV.

K. 32. u. SS.
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lichen Verurtheilung hatte, und daher dem ecmkessus, als einem be

reits Verurtheilten, die sr>r>eUstio nichts nützen konnte, welche deßhalb

auch als inoratoria sppellstio untersagt war. Diese mit der alten

römischen Gerichtsverfassung zusammenhangende Bestimmung, welche in

der Theorie zu mancherlei Unterscheidungen Veranlassung gegeben hat"^),

wurde jedoch weder bei den geistlichen noch weltlichen Gerichten je be

achtet, und von der Praxis sowohl als der Doctrin für unanwendbar

erklärt "6). Ebenso soll b) der wegen ununterbrochenen Ungehorsams

Vcrurtheilte von der Appellation ausgeschlossen sein (vontumsx uou sr>-

pellst)"«); was jedoch nur den Sinn hat, daß er die Appellation nicht

auf das durch feinen Ungehorsam Versäumte begründen dürfe "?), nicht

aber so zu verstehen ist, als sei der ooutuirisx gänzlich von der Appel

lation ausgeschlossen. Das Gesetz hat vielmehr auch hier blos eine

vergebliche, eine morstmis sr>z>ellr>ti« verbieten wollen. Wenn daher

der «outumsx eine durch den Ungehorsam nicht abgeschnittene Be

schwerde gegen das Urtheil vorzubringen, z. B. den Rechtsbestand der

«ontumacis, oder der damit verküpsten Folgen anzugreifen, oder zu

zeigen vermag, daß das Urtheil, selbst die «onwmseis als begründrt

zugegeben, dennoch für ihn beschwerend sei, so kann er die, zur Gel

tendmachung einer solchen Beschwerde ihm gestattete Appellation sogar

durch neues, nicht contumacirtes Vorbringen begründen.

L. Hinsichtlich des Richters, an welche» zu ap-

pelliren ist"«). .

Es ward schon im Eingange dieses Artikels darauf aufmerksam

gemacht, daß die Appellation vorzugsweise und wesentlich das obrigkeit

liche Verhältniß der Gerichte (iinperiuiu) berücksichtige, weil dieses

Rechtsmittel ein Befehlen an den Unterrichter nöthig mache. Hieraus

wird es von selbst klar, daß sich der Gang der Appellation nothwen-

dig nach der obrigkeitlichen Unterordnung der Gerichte zu richten habe,

und jede Legislation, welche den gemeinrechtlichen Begriff der Appella

tion beibehalten will, auch den Grundsatz aussprechen müsse: es kann

nur an den. zunächst höheren Richter, d. h. an denjenigen appellirr

werden, welcher dem iuckex s quo unmittelbar vorgesetzt ist Die

sen Grundsatz festhaltend ""), erklärt auch das gemeine Recht das

Ueberfpringen des nächsten Oberrichters (sogen. s^peUsti« per sslwru)

für unerlaubt^"). ^Hat Jemand yrrthüm Ii ch nn einen unrechten

114) Bethmann-Hollweg a. a. O. S. 295 flg.

115) Bethmann-Hollweg a. ä. O. Linde a. a. O. §. 63.

116) 1,. 73. §. 3. v. äs iuä. (5. 1.) I.. 1. OoS. quor. »pr>. (7. 6S.)

Heffter, Inst. S. 466. z. .17. Linde, Handb. IV. z. SS.

117) Gönner, Handb. III. Abh. 61. K. 9 flg. Heffter, Inst. S.

462. §. 13.

118) Bayer, Vorträge S. 475 flg. Linde, über die Gerichtszustän

digkeit bei der Appellation in der Zeitschrift :c. Bd. IX. S. 1 flg.

119) N»v. 23. e. 4. «. 66. X. Se spp. (2. 28.) C. G- O- Th. ü. Tit.

29. z. ^ „

120) I,. I. §. 4. v. « quid, »pp. (49. 2.) K. 1. v. qui», » quo si^p. (49.

3.) I.. 32. §. 3. Ooä. Ss sxp. (7. 62.) ' ' ' . ,



Appellation. S?S

Rt hter appellirt, ^o ist zu unterscheiden: ») Ist der angegangene Rich

ter gleichen oder höheren Ranges (nach dem hierarchischen Sud«

ordinationssvsteme) mit dem eigentlich kompetenten Oberrichter, so muß

die Sache an. diesen abgegeben wevden, es bleibt also der Jrrthum ohne

Nachtheil, Wrd dagegen b) an einen, dem Range nach niederern

Richter appellirt, so geht die Appellation verloren, weny nicht der Jrr-

thum noch innerhalb der Einwendungsfrist verbessert werden kann^),

Bon deni dclegirten Richter geht die Berufung an den delegirenden.

Bei der mandirten Gerichtsbarkeit entsteht dagegen kein solches Jn-

stanzenverhältniß ^2), Mandatar blos das Imperium des Man

danten ausübt, also kein besonderes, diesem untergeordnetes Imperium

erlangt. Ist der nächste Oberrichter aus irgend einem rechtlichen Grunde

verhindert, die Appellation anzunehmen, z. B. an der Sache als Pri

vatmann betheiligt, oder recusirt, oder wegen eines Rechtsstreites über

die Gerichtsbarkeit außer Stand, sie auszuüben ^^), so geht gemein

rechtlich die Berufung an den zunächst über jhm stehenden höheren

Richter ^). Djeses ist aber keine stellst',« per 8Sltum das

Mittelgericht in einem solchen Falle in Bezug auf die fragliche Appel

lation gar nicht eristirt, mithin auch nicht übersprungen werden kann,

der über demselben stehende Richter vielmehr wegen des mangelnden

Mittelgerichtes hier wirklich der zunächst höhere ist. Die Anordnung

einer das fehlende Mittelgericht vertretenden Commission ist im ge

meinen Rechte nirgends vorgeschrieben, und auch aus einer richtigen

Auffassung des in den Reichsgesetzen normirten Jnstanzenverhältnisses

nicht als nothwcndig abzuleiten^), d.i vielmehr gerade die privile-

girten Personen und Sachen sogar in der Regel nur zwei Instan

zen hatten, und es zweifellos war / daß, wenn die höhere Territo

rialinstanz wegen eines oben erwähnten Grundes nicht angegangen

werden könnte, die Appellation sofort an das Reichskammergcricht ging

und, von diesem selbst entschieden wurde; es war nur Grundsatz, daß

kein wirklich vorhandenes nächstes Gericht übergangen werde.

Die Anordnung eines fehlenden Mittelgerichtes konnte von dem

Reichskammergerichte nicht einmal geschehen, da dieselbe der betreffenden

Territorialhoheit zukam, welcher zwar befohlen war, eine solche Mittel

instanz überhaupt zu errichten, nicht aber, im Rccusations- oder einem

anderen Verhinderungsfälle derselben auch für ein Smrogatgericht zu

sorgen,

121) 5,. 1. S. 2. v. <Ze spx. (49. 1.) 0. 66. X. äe spp. (2. 23.)

122) Heffter a. a. O. ^

123) Danz, Grunds. §. 425.
124) Vergl. R. C. G. O. g. a, O. Dgnz a, a. O. Linde, index

Zeitschrift a. a. O.

125) «. M. ist Linde a. a. O.
126) M. s. Lind ex im Arch. für Civilpr. Bd. XV. S. 173 flg. A.M.

ist Gönner, Handb. I. Abh. 12. Z. 4. u. III. Abh. S5. §. 31. — Parti-

culargesetze schreiben hiusig die Anordnung einer Commission oder die Ueber-

tragung der Sache an ein anderes Gericht vor.
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Zwischen mehreren in derselben Sache gleich kompetenten Ober

gerichten hat der Appellant die Wahl. Appellirt er aber an mehrere

zugleich, oder jede Partei an verschiedene, so entscheidet zwischen den

selben die Prävention nach den gewöhnlichen Grundsätzen.

-Hinsichtlich d er Wiederholung des Gebrau-

ches der Appellation^).

1) Jede Partei kann in demselben Rechtsstreite so oft appelliren,

als sie in den ihr zugefügten Beschwerden Veranlassung und Grund

dazu hat, vorausgesetzt jedoch, daß die Sache überhaupt appellabel ist.

Denn der Zweck dieses Rechtsmittels besteht eben darin, daß die be

gründeten Beschwerden der Parteien nicht ohne Abhilfe bleiben sol

len 228). Insofern ist, die Wiederholung des Gebrauches der Appella

tion keiner Beschränkung unterworfen.

2) Anders verhält es sich aber bei der Frage: wie oft die Ap

pellation wegen des nämlichen Beschwerdepunctes gebraucht werden

dürfe? Denn, daß hier eine Beschrankung des Gebrauches derselben

nothwendig sei, leuchtet von selbst ein, weil sonst die Streitsucht gar

keine Schranke hätte, zumal das Recht selbst, wie schon Ulpian be

merkt in den Appellationen eben nicht immer eine Garantie fin

det. Die natürliche Beschränkung des Gebrauches des Appellation liegt

in der Gerichtsverfassung eines jeden Staates. Denn da die Appella

tion ihrem Wesen nach das Dasein eines dem beschwerenden Richter

vorgesetzten, somit höheren Gerichtes voraussetzt, so ist ihre Wiederho

lung durch die für die in Frage befindliche Sache vorhandene Jnstan-

zenzahl beschrankt. Hiernach ergibt sich von selbst , wie oft man in

jedem Lande über dieselben Puncte in einem Rechtsstreite appelliren

könne. Meistens ist noch überdieß der Gebrauch dadurch beschränkt,

daß die Appellation an die höchsten Gerichte eine größere Appellations

summe voraussetzt. Diese auf die einzelnen Länder bezüglichen Be

merkungen mögen darin ihre Entschuldigungen finden, daß die gemein

rechtlichen Bestimmungen überlas Jnsta'nzenverhaltniß bei uns völlig

unanwendbar sind.

Das römische Recht ^«) enthalt in Bezug auf die Wiederho

lung der Appellation, jedoch ohne Rücksicht auf die etwa vorhandene

Jnstanzenzahl, die Bestimmung, daß man in einem Rechtsstreite über

dieselben Puncte nicht zum Drittenmale appelliren dürfe. Nach

den Worten der einschlägigen Stellen ist nun zwar nicht erforderlich,

daß die drei Urtheile (dag erste und die beiden Appellationsurtheile) über

127) Linde, Handb. IV. §. 7 flg. Heise und Croup, juristische

Abhandlungen zc. (Hamb. 18Z0.) II. Bd. S. 183 flg.

123) 1^. 1. pr. v. cle spp. (49. 1.)

12ö) Ii. I, pr. V. <ls gpp. (43. 1.): — I^Ivot ^»«»n» gppellsnöi) nonnnn>

rniam >>ene latgs »ententi»« i» peius reformet. ^1«lj>ie sstim utlljus melius

pronmi^iät, <^ni »ovis»imn» «ententiüm läturus est.

1S0) I,. un. Loä. ne livsst (7. 70,) Kov. LZ. e. 5.
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die einzelnen Streitpunkte gleichlautend fein müssen, um die dritte

Berufung auszuschließen, sondern genügt zu einer solchen Ausschließung

schon eine zweimalige Verwerfung derselben Beschwerde, gleichviel, ob

dieß, ganz oder nur theilweise, aus demselben oder aus verschiedenen

Gründen erfolgt sein mag. Gleichwohl legten schon die Glossato-

ren diesen Stellen den Sinn unter , als sei eine dritte Berufung

dlos dann ausgeschlossen, wenn die drei Urtheile über die streiti

gen Puncte völlig conform seien. In demselben Sinne nahm auch

das canonische Recht diese Bestimmungen auf, und seitdem galt

in der DoctriN und Praxis der Grundsatz, daß eine weitere Be

rufung erst dann unzulässig sei, wenn schon drei gleichlautende Urtheile

über den Beschwerdcpunct vorliegen. Dasselbe Princip stellten auch

Particulargesetze auf ^). Hinsichtlich der Appellation allein

konnte man zwar diesen Grundsatz in Teutschland deßhalb nicht prak

tisch geltend machen, weil es für keine Sache je mehr als drei, mit

hin für die Appellation nur zwei Instanzen gab, also eine dritte oder

gar vierte Berufung stets völlig unmöglich war; er hatte aber gleich

wohl in Bezug auf die Rechtsmittel überhaupt, und so mittelbar auch

in Bezug auf die Appellation von jeher insofern praktische Bedeutung,

als vor der Berufung oder zwischen der erst?« und zweiten Appella

tion auch nicht devolutive Rechtsmittel, deren es nach manchen Lan-

desgefctzen jetzt noch viele gibt, gebraucht und solange wiederholt werden

konnten bis drei gleichlautende Urtheile über denselben Punct vor

lagen. So oft daher auch solche Rechtsmittel zur Hand genommen

worden sein mögen, immer bleibt noch die Appellation zulassig, sobald

nur noch nicht tres «onturines erfolgt sind, und die letzte Appellations

instanz noch nicht gesprochen hat.

III. Begründung der Appellation — Kbnekiviun,

n o v « r u ni

1) Eine der bestrittendsten Fragen in der Lehre von der Appella

tion ist die, welche den Umfang der statthaften Begründung derselben

zum Gegenstande hat. Der Streit, näher bezeichnet, betrifft nament-

131) «Io»»a leg. unic. <?«<!. (7. 70.)

132) «. 65. X. g« spp. (2. 23.) «lein. I. <Is rs !u^. (2. 11.)

133) M. s. Heise u. Cropp a. a. O. S. 1S4. Note 4.

134) Beispiele s. m. bei Heise u. Cropp a. a. O. S. 186. Note 6.

135) Noch nach 1823 Mte die Juristensacultät zu Marburg über einen

Zwischcnpunct in einer Streitsache über eine ÄZaarenschuld das zwölfte

Urtheil.

136) Man s. v. Almcndingen, Metaphys. des Civilproz. (Gießen

1308.) I. Bd. Nr. VII. S. 101 flg. GdnMer, Handb. III. Abh. 60. Z.

6—18. Danz, ord. Pro«. Z. 427. Martin, Lchrb. Z. 292. Gensler,

Comment. Bd. II. S. 152. Heffter, Inst. S. 475. §.25. Bayer,

Vortr. S. 471 flg. Mittermaier, III. Beitr. S. 73 flg. Spangen

berg, im Arch. für civ. Prax. Bd. IX. S. 52 flg. Linde, Handbuch IV.

Z. 133 flg., oder in der Zeitschrift für Civilr. Bd. IV. S. 460 flg. Des

sen Lehrb. z. 4VS.
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lich den Umfang des neuen Vorbringens und die Frage, ob die

Appellation auch durch dieses allein begründet werden dürfe. Denn

daß überhaupt uova m der Appellativnsinstanz zulässig seien, ist eben

so unbestritten, als der Umstand , daß die Appellation durch die Acten,

welche- vor derselben in der Sache verhandelt worden sind, uneinge

schränkt begründet werden könne.

Das Recht des neuen Vorbringens heißt KeusK«!uiu novorui»

s. nonclum llslluLw l1eäu<!«n61 et uoiicluin probst» riroksn6i. Denn

wenn und inwieweit man nova vorbringen darf, so und insoweit muß

man diese auch durch Deduction und Beweis begründen dürfen,

weil das bloße Vorbringen zwecklos wäre. Daher ist von selbst

klar, daß insbesondere das Recht der neuen Ausführung (Keukk.

«onäuin cleck^vta äeriuc encli) sich hier nur auf die vorgebrachten novs

beziehen könne, da dieBefugniß, das bereits früher Vorgebrachte, über

haupt das in den Acten Enthaltene neu auszuführen, keinem Zweifel

unterliegt. Dagegen kommt das Recht des neuen Beweisens (be-

uet'. noucilim probats pr«bs„6i) hier in doppelter Hinsicht in Betracht:

s) in seiner Beziehung auf das bereits Vorgebrachte, ob und-

inwiefern dieses, früher entweder gar nicht oder nur ungenügend be

weisen, jetzt noch bewahrheitet oder doch besser, als vorhin geschehen, zu

bewahrheiten versucht werden dürfe, und b) in seiner Beziehung auf

die neuen erst in der Appellationsinstanz vorgebrachte» Thatsachen.

In letzterer Beziehung ist jedoch dieses Recht, als blos eine norhwen-

dige Folge der Befugniß, neue Thatsachen vorzubringen, ebenso unbe

stritten, als die Deduction in ihrer Beziehung auf die erlaubten »ovs.

Es ergibt sich hiernach für die weitere Prüfung von selbst das Resul

tat, daß das beuekeiuin novoruin, infoweit es ein Gegenstand oer

Meinungsverschiedenheit ist, sich nur, auf neue Thatsachen, und auf

neue Beweise in Bezug au.f früher vorgebrachte Thatsa

chen beschranke.. .

2) Nach dieser Festsetzung des eigentlichen Gegenstandes der Un

tersuchung fragt es sich zunächst im Allgemeinen: s) was in

einem anhängigen Civ ilprozesse in Bezug auf die Ap-

pellation überhaupt als ein uovum, gleichviel ob es auf

j'svta oder proukttioue» Bezug habe , betrachtet werden könne?

Denn ohne richtige, Feststellung Hes Begriffes ist es schlechthin unmög

lich, die Hauptsrage selbst: inwieweit uov» zulässig seien, befriedigend

zu beantworten. Als ein solches uovurn erscheint zuvörderst dasjenige

nicht, was auf den Gegenstand des Rechtsstreites — auf den Angriff

oder die Verthcidigung — gar keine innere rechtliche Beziehung

hat; denn djcß wäre kein novum 1» «süss peucienti, sondern

eine uovs oder «Iis esuMl. Daher muß das uovuin zunächst so

beschaffen sein, daß es zu dem streitigen Rechtsverhältnisse in einem

inneren rechtlichen Zusammenhange steht. Dabei kommt es

sodann auf die Starke dieses Zusammenhanges, ob nämlich das «u-

vuin zux Begründung oder blos zur Unterstützung des An

griffes odex der Vcrrheidigung beitrage, gar nicht a»/ wenn es nur



Appellation.

überhaupt pertinent ist. Diese innere Beschaffenheit de« iinvnn,

vorausgesetzt, darf ferner das, was als solches gelten soll, nicht schon

von einer Partei gebraucht worden sein. Denn was man

schon zum Zwecke eines Angriffes oder einer Vertheidigung zu den

Acten gebracht hat, wird dadurch kein iiovmn in ea„8», daß man es

Hon einer neuen Seite aufsaßt, neue Schlüsse darauf baut, kurz neu

anwendet. Dem wirklichen Gebrauche siebt aber rechtlich de»

verschuldete, d.i. freiwillig versäumte Gebrauch völlig gleich.

Denn wer rechtlich aufgefordert, bestimmte Thatsachen bei Vermeidung

des Verlustes vorzubringen, freiwillig unterlaßt, derartige ihm bekannte

Thatsachen vorzubringen, hat auf den Gebrauch derselben vollgillig ver

zichtet. Sie find rechtlich den wirklich vorgebrachten, aber für ganz

wirkungslos erklärten Thatfachcn zu vergleichen — sind von der Partei

selbst unbrauchbar gemachte, gleichsam zerstörte, und in Bezug auf den

weiteren Fortgang des Prozesses verbrauchte <a«l«, welche durch den

rechtlich erfolgten Verlust auch rechtlich gehaltlos geworden sind. In

jeder Präclusion liegt nämlich zweierlei: 1) die.Fiction,

daß die Partei das, was sie vorzubringen rechtlich pflichtig war, wirk

lich vorgebracht, jedoch die Erklärung beigefügt habe, daß sie

von dem Vorgebrachten niemals für sich einen rechtli-

chen Gebrauch machen wolle, sondern auf diesen für im

mer verzichte, und 2) die formale auf Kiefen Verzicht ge

gründete Vernichtung des Vorgebrachten zu Gunsten

tzes Gegners. Die Fiction bildet die Voraussetzung oder Prä

misse ^ und die Vernichtung liegt in der cttisgesprochcnen Präcln»

sion. Würden die Thatsachen nicht als wirklich vorgebracht fingirt, so

wäre die Präclusion ohne Objekt; wie denn eine Partei mit dem,

was ihr zur Zeit der Vorbringungspflicht unbekannt war, und sie darum

nicht vorbringen konnte, auch wirklich nicht präcludirt wird. Das iwvmn

darf demnach endlich auch kein durch Präclusion vom ferneren Gebrauche

ausgeschlossenes factum oder Beweismittel sein. Als ein u«vu,n ist folglich

nur dasjenige zu betrachten, was in Bezug auf die 118 pencleu»

pertinent und noch nicht voraeb rächt , der nicht als vorge

bracht fingirt ist. Was sodann^) die weitere Frage betrifft, ob eS

sich mit der Appellation überhaupt vertrage, sieausuovu

zu gründen? so ist dieselbe unbedenklich zu bejahen. Denn die Ap

pellation ist nicht gegen den i»6ezc » quo, sondern gegen die von

diesem erlassene Sentenz gerichtet, somit durch das Dasein einer i»

dieser liegenden Sachbeschwerde bedingt, welche daher zwar — und

gewiß meistens — in einem Versehen des Richters in prooeclencio

yder iuäicsrick«, aber nicht nothwendig blos hierin , sondern ebensogut

auch in einem Versehen der Partei insofern ihren Grund haben

kann, als diese nicht Alles während des Verfahrens vorgebracht hat,

was sie in Bezug auf das concrete Rechtsuerhältniß zwar hätte vor

bringen können, aber sei es wegen des Vertrauens auf das wirklich

Vorgebrachte, oder aus einem anderen Grunde vorzubringen unterlassen

hat. Die Beschwerde kann also, mit anderen Worten, njcht blos in
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dem formalen, sondern auch in dem materiellen Rechte, nämlich

in der iulquitss liegen, welche dem Urtheile zwar nicht in Bezug auf

die actenmäßigen Thatsachen, aber wohl in Bezug auf die Thatum-

stände anklebt, welche außer den actenmäßigen noch auf das fragliche

RechtsverhZltniß Beziehung und Einfluß haben, so daß, wenn diese zur

Zeit der Urtheilsfallung noch vorgelegen hatten, sogar der iuclex s «zu»

wahrscheinlich so würde erkannt haben, wie die nun beschwerte Parter

gewünscht, und vertrauend auf das Borgebrachte auch gehofft hat, daß

es geschehen werde. Da aber nicht nach ihrer Hoffnung erkannt wor

den, so bleibt ihr nun nichts Anderes übrig, als auf dem Wege der

Berufung Alles, was auf die streitige «süss, Bezug hat, namentlich die

nach ihrer nunmehrigen Meinung einflußreichen dem höheren

Richter vorzulegen, um wenigstens jetzt ein der ganzen Sachlage ent«

sprechendes Urtheil zu erwirken. Denn bei dem iuclex s quo kann sie

die ihr etwa noch zu Gebote stehenden o«vs nicht mehr vorbringen,

da sein Amt mit der Isis senteutis zu Ende ist, und er diese nicht

mehr abändern, noch ihr Fortschreiten zur Rechtskraft hemmen darf.

Wir sehen hier von der blos auf »ovs — die zudem auch neu ent

deckt sein müssen — zu gründenden Restitution gegen ein formal rechts

kräftiges Erkenntniß ganz ab, da es sich hier bei noch nicht eingetre

tener Rechtskraft nur darum handelt, ob sich die uovs mit der Appel

lation überhaupt vertragen. Und in dieser Hinsicht ist es wohl ein

leuchtend, daß der Beschwerte die novs im oben bezeichneten Sinne

vor dem höheren Richter ebenso geltend machen, als dieser sie — da

die Rechtskraft nicht eingetreten, mithin noch res lutsKrs und diese an

ihn zur vollständigen Entscheidung devolvirt ist — berücksichtigen dürfe.

Nach der bisherigen EntWickelung kann es endlich «) auch keinem be

gründeten Bedenken unterliegen, daß eine Beschwerde, mithin auch

die sie geltend machende Appellation, an sich auch blos auf n«vs

gestützt werden könne. Denn wie ein Urtheil blos in Rücksicht

auf das nicht Vorgebrachte für eine Partei gravirlich sein kann, so

muß ihr auch gestattet sein, eine solche Beschwerde allein vor dem höhe

ren Richter zu verfolgen, da die Appellation für jede Beschwerde,

welche eine Partei gegen ein UrtlMil hat, gestattet ist, und es bei

der Beurthcilung einer Beschwerde nicht darauf, ob sie der Richter

zugefügt habe, sondern nur darauf ankommt, ob dieselbe in dem Ur

theile wirklich liege, wenn dieses mit der ganzen Actenlage, das

erlaubte neue Vorbringen des Appellanten mit eingeschlossen, also mit

der ganzen iu » z>z> «11 »tori« vorliegenden Actenlage, auf welche

ja der Appellarionsrichter allein zu sehen hat, in Vergleichung gebracht

wird. Kurz, dürfen vovs zur Begründung einer Beschwerde vorge

bracht werden, und kann eine Beschwerde auch blos durch uovs be

gründet werden, so muß folgerichtig auch eine Appellation nur auf

novs gestützt werden dürfen, wenn eine solche Beschwerde nicht

ohne Abhilfe bleiben soll.

3) Diese allgemeinen Betrachtungen waren nothwendig, um für

die Beurthcilung der positiven Gesetzgebung des gemeinen Rechtes, zu
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der wlr uns nun wenden, eine sichere Grundlage zu gewinnen. Was

nun zunächst das römische Recht betrifft, so ist darüber, daß nach

demselben uov» vorgebracht werden dürfen, kein Zweifel, da dieß die in

Justin ian's Codex aufgenommene Verfügung Diocletian's und

M a x i m i a n's^) ausdrücklich gestattet, die Verordnung des T h e o d o s I.,

Arcadius und Honorius dagegen, wornach in zweiter Instanz

über nichts entschieden werden könne, worüber nicht schon in erster ver

handelt worden "6), nicht in denselben übergegangen ist. In jener

Verfügung wird insbesondere als Beweggrund angeführt ^), dc>sz, da

lediglich (materielle) Gerechtigkeit das leitende Princip sein soll, ein we

sentlicher Umstand deßhalb, weil er etwa früher nicht vorgebracht wor

den, nicht unbeachtet bleiben dürfe. Nach dieser Stelle, wenn sie auch

nur wörtlich aufgefaßt wird, leidet es überhaupt kaum einen Zweifel,

daß die Appellation auch blos der novs wegen Platz greifen könne,

indem sie besagt:, wenn eine Partei im früheren Verfahren etwas

nicht vollständig genug oder gar nicht vorgebracht hat, so soll

sie dieß bei dem Äppellationsrichter geltend machen. Ja das Gesetz

spricht nur von der Geltendmachung der uovs, ohne diese durch ein anderes

gleichzeitiges Anführen zu bedingen. Es wird nach der angeführten

rsti« blos vorausgesetzt, daß die «ov» auf die gerechte Entscheidung

der Sache wesentlichen Einfluß haben. Daß hier die Gerechtigkeit

der Entscheidung nicht blos in Bezug auf die vorigen vor dem inäex

» «zu« verhandelten Acten — mithin nicht blos in Bezug auf die Sen

tenz dieses Richters, sondern in Bezug auf alle materiellen, für die

Sache sprechenden Momente bemessen werden wollte, folgt schon daraus,

daß nach der Voraussetzung des Falles dem iuäex s quo gerade solche

Umstände, welche auf die gerechte Entscheidung wesentlichen Einfluß

haben, unbekannt blieben. Mag es auch selten oder gar nie der Fall

gewesen sein, daß Jemand die Berufung blos auf uovs gestützt, also

gegen eine Sentenz gebraucht habe, gegen welche, von den ««vis ab

gesehen, keine Beschwerde erhoben werden konnte; so kommt hierauf

gar nichts an, da es sich lediglich nur darum handelt, ob dieß wenig

stens nach den Gesetzen statthaft gewesen sei; wiewohl eine Appellation

aus bloßen novi» nach dem römischen Prozeßverfahren, wornach es

keine peremptorische Beweisfristen gab, und man bei der Regel, daß

nur gegen Endurtheile appellirt werden solle, alle diesem Urtheile vor

gangigen Acte zur neuen Judikatur iu szis,eli»wrlo bringen durfte,

allerdings recht leicht practisch vorkommen konnte. In Justini an's

eigener Verordnung will man zwar ziemlich allgemein eine Be

schränkung im Gebrauche der uovs, und namentlich die Bestimmung

 

137) I.. 6« ««a. «I« avp. (7. 62^

133) Ii. nn. 1'Keock. «le pos»e«!vns kl, so, <zui Ki« prov. (II. 3S.)

139)1^.6. 8. 1. OoS. (7. 62.): l)um votum gerentidu« nodi« sliuck

»ikil in lud!«!!», c>uam iustitism lovum Ksbsrs 6ebsre, ns»

evssuris re», korts tr »n «n> i »» a, non «x vk u<Iencks villestur.

14«) 1^. 4. Ooä. «I« temr>. (7. 63.) I,. 37. in «n. 6e spv. (7. 62.)
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finden, daß die novs blos zur Unterstützung deriübrigen skk die

vorige Actenlage gegründeten Beschwerden , gebraucht werden dürften ;

was natürlich voraussetzt, daß eine Appellation nur zulassig sei, wenn

das Urtheil auch in Bezug auf die früheren Verhandlungen beschwe

rend ist. Muß man aber schon überhaupt Gesetze, wenn es nur eini

germaßen angeht, so auffassen, daß durch deren Erklärung kein Wider

spruch zwischen ihnen entsteht, so verdient hier noch ferner Erwägung,

daß, wenn die gedachte Beschränkung richtig wäre, ein römischer Appel-

lotionscichter in die seltsame Lage, hätte kommen können, eine vollkom-

nien begründete Appellation zurückweisen und so eine nicht minder be

gründete Beschwerde ohne Remedux zu lassen, sobald nämlich eine solche,

was gezeigtermaßen sehr wohl möglich war, durch bloße vollstän

dig gerechtfertigt und der Äppellationsangriff sonach nicht gegen die

Konformität des Urtheiles mit den verhandelten Acten, sondern nur

gegen die Consormität desselben mit allen auf die «süss bezüglichen

sactischen Momenten gerichtet wurde. Dieß wäre gewiß der Stellung

des römischen Appellationsrichters, der über die ganze esu«s, wie sie

eben in seiner Instanz nach erfolgter Rechtfertigung vor ihm lag, zu

entscheiden hatte, ebenso zuwider, als mit dem Rechte, uova überhaupt

vorbringen zu dürfen, unvereinbar gewesen. Penn durfte man

vorbringen, so wäre es wahrlich sehr sonderbar gewesen, wenn diese

blos dann hätten berücksichtigt werden dürfen, wenn sie die Beschwerde

unterstützten, dann aber hätten verworfen werden müssen^ wenn sie

die Beschwerde vollkommen und allein schon begründeten, da man

doch denken sollte, daß sie gerade im letzteren Kalle weit mehr Berück«

sichtigung verdienen. Und wer hätte nun über die durch uova voll

ständig begründete Beschwerde entscheiden sollen, da eine Sache, einmal

an den Appellationsrichter devolvirt, nicht wieder an den iuclex s qn«,

dessen Amt ohnehin schon nach der seMeMs lata aufhörte, zurückge

schickt werden durfte?^) >, -

Allein wenn man Justinian's Verordnung etwas genauer in's

Auge faßt, sp wird man finden, daß sie eine solche Beschränkung gar

nicht enthält, vielmehr mit der Constitution des Diocletian und

Maximian völlig im Einklänge steht. ., ,

In der ersten Stelle^) gestattet nämlich Justinian sowohl

dem Appellanten als dem Appellaten, bei den Berufungen auch rwvs

zu gehrauchen, fügt aber (vermuthlich un? einem eigerissenen Miß

brauche, der mit dem neuen Vorbringen in der Praxis getrieben wor

den sein mochte, zu begegnen), die — schon in der Natur der Sache,

und darum auch in Piyci. etiqn's zc. Vorschrift liegende — Modifi-

catiqn hinzu, daß die neuen Angrisse (ussertloues) und Einreden, (ex-

verttiouss) nicht zu ei«er anderen Sache (»ovuni «spitulrun) gehören

dürfen , sondern aus jenen (Angrissen und Einreden), welche bei dem

141) I.. 6. pr. OoS. Ss »px. (7. 62.)

142) 1,. 4. Loä. üs tsmp. (7. 63.) ' -



 

vorigen Richter vorgebracht morden sind, entspringen und m.i> diesem

in Verbindung stehen solle». Die novs sollen hiernach nicht fremday«

tig, sondern pertinent fein, und mit Recht, wM sie ja sonst, aizf die

Entscheidung der anhängigen Sache gar keinen Einfluß hätten, alsa

ganz vergeblich vorgebracht werden würven^,- > > , ,5 , / >,

In demselben Sinne sind auch die liovse , ?s»ertio»es in der

zureiten Stelle ^) aufzufassen. Die Worte: e^i» in — sck^i, wor«

quf man so großes Gewicht legen will, würden, wenn sie sich , auch nicht

auf die in voriger Instanz vorgebrachten. Gründe — was nach richtiger

Ausfassung gewiß der Fall ist ^) sondern wirklich auf die in der

Appellationsinstanz geführten Beschwerden bezögsn, dennoch gegen die Be-

gründung der Appellation durch bloße uovs nichts entscheiden, weil das, was

in Verbindung mit etwas Anderem zu einem bestimmten, Zwecke gebraucht

werden darf, vom Gebrauche außer dieser Verbindung an sich (ohne

ausdrückliches Verbot) nicht ausgeschlossen ist, „sobald es auch allein

zum Ziele führt. Nirgends ist aber ein Verbot zu finden, die Ap»

pellation blvs durch nova zu begründen; esz iiegt vielmehr im Geiste

des ganzen römischen Appellationssvstems, daß der höhere Richter bei der

Beurtheilung einer Appellation, zu deren Zulässigkeit schon uns «süss,

zzroKsKUls genügte, und bei welcher man sogar die- zuerst aufge

stellte «süss gppl'IIgittii wieder fallen lassen und zu einer anderen grei

fen konnte^'), sich nicht an die Verhandlungen der vorigen Instanz

zu binden , die Beschwerde nicht ängstlich nach denselben zu bemesseih

und darauf Rücksicht zu nehmen brauchte, ob der vorige Richter

recht verfahren und entschieden habe, sondern in Bezug, auf die Lanze

Sachlage und nach seiner Auffassung derselben und aller darauf

bezüglichen Momente auszusprechen hatte, ob die iiiterposits r>r«v«oa-

ti„ Iiiiasia vRl iu^ts ^) sei. Die gegentheilige Meinung beruht Haupt»

sachlich aus der im römischen Rechte nirgends ausgesprochenen An

sicht ^), daß die Appellation wesentlich eine in den bisher verhandel

ten Acten begründete, iniijmta» voraussetze z ,was, ,wäre es richtig, das

de«eüc:Il,in uovorur» ziemlich überflüssig machen würde.

4) Das canonische Recht gestattet bei Appellationen gegen

eine iuterlocutorls vel s Frktvsrnius iuclleis keine uova ^^), und mit

 

 

 

143) l.. 37. !n f. <?«g. Ss spz>. (7. 62.) ^> ZZmm«rn. R-.°G. V. S.
S32 u. dort Note 14., . , , ^ - ^ s, „, ^ - t

144) M. s. v. Altne«dingen a. a. O. S. 112. flg.

145) I.. 13. I. 2. v. 6e spp. (49. 1.). ' ^ '

146) l.. 3. §. 3. v. ck« spp. (49. 1.) ' ' ^ ^ ' ' . "

147) I.. «. pr. in «n. V«<I. <1e spp. (7. 62.) H esst er, Inst. S. 47«^

148) Mit 1^. I. pr. 0. Ss spp. (49. 1.) : Luv, ' h>ppel>sii<ti usus) iniqui-

t»t«m suöiesntium, vel impermsin eorrigst, kann sie nicht begründet wer

den, da diese den gewöhnlichen Fall betreffende' Bemerkung den anderen Fall,

wo die im,juits« nicht vom Richter, sondern von der eigenen Unvorsichtigkeit

der Partei ia sgenllo vel gefenäeng« herrührt, mcht ausschließt. A. M. ist

Linde, Seitschrist IV. S. 4SS. M. s. dagegen Ii. 1. z. 1. Log. <Zs »ppi,

(7. 62.) ' ' ' ^ ^ - " ^ ,„

149) Olem. S. Ss spp. (2. 12.) , ^ i'/'
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Recht, weil hier der Grund der Beschwerde nur in <iner Handlung des

Richters liegen kann. Schon aus diesem Verbote würde mit Recht ge

folgert werden können, daß bei einer Appellation gegen die seutsntia

ZeKnitivs nova zulässig seien, wäre dieß nicht ausdrücklich für statthaft

erklärt. Eine solche Erklärung liegt aber in der Bestätigung dessen,

Was das römische Recht über die stellst!« gegen die »sutentls cleK-

»itiva verordnet hat ^). Das canonische Recht führt überdieß einen

Fall an, in welchem eine Appellation blos auf ein uovuin, auf

eine im ersten Verfahren gar nicht erwähnte Bedingung bei einem

Hauskauft, begründet wurde, und eine für den Appellanten günstige

Entscheidung zur Folge hatte ^). Als Grund der Zulässigkeit des

no^uln wird blos die Pertinenz desselben angeführt "^). Das cano

nische Recht stimmt olso ganz mit dem römischen in der oben aufge

faßten Weise überein. Nur dürfen neue Zeugen über Satze, worüber

schon publicirte Zeugenaussagen vorliegen, nicht mehr vorgeschlagen wer-

den

5) Die teutschen Reichsgesetze änderten das römische und

canonksche Recht nicht ab. Gleich dem letzteren verbieten sie zunächst

das neue Vorbringen bei Appellationen gegen einfache Interlokute

In Bezug auf die Appellation gegen Beiurtheile, welche die Kraft ei

nes Endurtheiles haben, und gegen Desinitivsentenzen setzte sodann

schon die C. G. O. v. 1500 ^ oie-Befugniß des Appellanten und

Aopellaten, neue Beweise und Thatsachen vorzubringen, dadurch als

begründet voraus, daß sie blos das dabei zu beobachtende Verfahren

naher vorschrieb. Ein Gleiches that die C. G. O. v. 1507 Erst

die C. G. O. v. 1555 bestimmte die Beschaffenheit der zulässigen

kovs näher dahin, daß sie der Klage gemäß und aus derklben gezogen,

und nicht auf andere Klagen und Sachen gestellt sein sollen. Ein

das Keueöviui» novoruiu dahin beschränkender Gemeiner Bescheid

daß der Appellant, außer den Beschwerden, noch besonders anzeigen

solle, was er ferner, als zuvor geschehen, und welcher Ge

stalt er von Neuem zu beweisen begehre, wurde gesetzlich aufgeho

ben^). So verblieb es bis zum jüngsten Reichsabschiede; nur ward

150) «. 1. Ss Kpv. !» VI. (2. 16.)

151) lZ. 10. X. Ss KS« instrum. (2. 22.)

152) HuoS e«i novum essst «spitulum, penäedst tsmen sx vsteri.

153) Olem. 2. So lest. (2. 8.)

154) C. G. O. v. 1507. Abs. XXXVI. Art. II. §. 7. v. 1656. Th. III.

Tit. Sl. K. 1Y. Dep. A. v. 1600. §. 113.

165) Art. XV. §. 9. u. 1«.,

, ., . '156) Abs. XXXVI. Art. III. Z. 11 flg.

, 157) Th. HI. Tit. 33. §. 6. offenbar nach I.. 4. «oä. cks temx. (7. 63.)

und nicht bestimmter als in dieser lex (A. M. Spangenberg im Arch.

Bd. IX. S. 54 u. 63.), aber nach dieser Quelle auch auf das neue Vorbrin

gen des Appellaten (das. §. 5.) analog anzuwenden.

' 168) Vom 13. December 1S93. in Bergmann's cor,,. Zur. S. 369.

Note 1.

159) Durch R. D. A. v. 1600. Z. 114. ' ^
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noch weit« verfügt, daß be! der Rechtfertigung der Appellation ein

allgemeiner Eid vor Gefährde, jedoch nur, wenn die eine oder

amere Partei solches verlangen würde, ausgeschworen werden solle^").

Der gedachte I. R. A. ^) wiederholte in Bezug auf das beneKviui»

novorum zwar nur die früheren Bestimmungen^) dahin: daß in der

Appellationsinstanz nicht allein nach Ausweis des gemeinen geschriebe

nen (röm. und can.) Rechtes, was in priori instsutiä nicht vorge-

kommen oder deducirt worden, 6« novo zu deduciren und zu beweisen,

sondern auch, was in voriger Instanz bereits vorgebracht, ferner und

besser zu beweisen, gestattet sein solle; er verwandelte aber zugleich den

erwähnten Gefährdend in Bezug auf das beneöcium uovoruin in ei

nen von dem Appellanten im ersten Termine bei Strafe der Desertion

abzuleistenden AppellationSeid, den keine Partei der anderen er

lassen konnte, ja sogar der Appellant und sein Anwalt, sowie die Nach

folger Beider stets schwören mußten ^). Der Appellat war, wenn er

keine »ovk vorbrachte, und dessen Anwalt selbst in diesem Falle von

dem Eide frei ^). Die Eidesformel ^) wurde dem Concept der C.

G. O. entnommen und lautet so: Daß er (Appellant beziehungs

weise Appellat) von seinem neuen Einbringen »ovorru» 6eckuvsnäo-

rum, so ihm bereits bei Ablegung des Eides vorkommen, oder in Voll

führung der Appellation vorkommen möchten, in erster Instanz keine

Wissenschast gehabt, oder dieselben damahlen einzubringen nicht vermocht

oder für undienlich und unnöthig geachtet, nunmehr aber

dafür halte, daß sie ihm zur Erhaltung Rechtens dien

lich seien. Diese Eidesformel erregte vorzüglich den Zweifel:

ob nun in Folge derselben das KensScirmi »ovorui» in demselben Um

fange zulässig sei, wie nach römischem und canonischem Rechte, wel

chen beiden ein peremtorischer Beweistermin ebenso unbekannt ist, als

die Eventualmarime z ob also die in dem I. R. A. selbst und zwar

zuerst festgesetzten Bestimmungen über Desertion und Präklusion ^)

in Bezug auf die Appellation dergestalt wirkungslos seien, daß man

auch das in der ersten Instanz durch Präclusion oder Desertion Verlo

rene in der Appellationsinstanz als uovui» vorbringen dürfe, wenn man

den erwähnten Eid leistet?

160) C. G. O. v. 1Sl>7. Abs. XXXVI. Art. III. Z. 8. S. 41, und v.

1SSS. Th. III. Tis. 32. z. 6.

161) I. R. «. §. 73.

162) Dep.-A. v. 1600. Z. 114. C. G. S. v. 1SSS. Th. III. Tit. SS.

164) I. R. A. jj. 73. a. E.

165) I. R. A. Z. IIS. vgl. auch Z. 73.

166) C. C. G. O. v. 1613. Th. III. Tit. SS. §. 15.

167) Vgl. I. R. A. §. 38, 7S, 97.

16») Man s. z. B. Gönner, Handbuch III. Abb. 60. «. 18. Nr. 2.

Spangenberg a. a. O. S. 66 flg. Reinhardt, Handb. ll. §.34Sflg.

Kgyer, Bortr. S. 474.

8. s. 
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Die gewöhnliche Meinung ^) nimmt dieß an, während v. At

mendingen 1°") und Linde"") eine solche Ausdehnung des Rech

tes des neuen Vorbringens im I. R. A. nicht finden. Wenn cMch

die Worte des Eides, der mit Unrecht sogar für einen Rest i tu -

tionseid erklärt worden ist ^^^), offenbar aus Versehen etwas weit

gerathen sind, indem man das Eonccpt der E. G. O. vor Augen hatte ;

so konnte die Absicht des Gesetzes wohl nicht auf eine Wieder-

aufhcbung der zu gleicher Zeit festgesetzten so äußerst wohlthätigen Be

stimmungen gerichtet sein. Auch läßt sich nicht annehmen, daß man

der eidlichen Versicherung ein so großes Gewicht zugetraut habe"-),

daß die Parteien aus Gewiffensangst von einem Mißbrauche dieser

Befugniß würden abgehalten werden; wenigstens würde man es selbst

bei dieser Voraussetzung gewiß sür zweckmäßiger gehalten haben, die

Parteien einer Versuchung zum falschen Eide gar nicht auszusetzen.

Ebenso wenig kann man dieser Bestimmung die Absicht, die Appella

tion nn die Reichsgerichte möglichst zu begünstigen, unterlegen. Wir

halten dafür, daß das in der vorigen Instanz durch Präclusion oder

Desertion Verlorne schon aus dem oben (Nr. bemerkten Grunde—

aus der Eidesformel — selbst in ihrer weiten Fassung — ausgeschlossen

sei, weil es nämlich rechtlich als bereits früher vorgebracht betrachtet

werden muß. Jedenfalls muß der Eid nag) der Absicht des Gesetzes

in diesem beschränkten Sinne erklärt werden. — Particulargesetze ha

ben dieses benelioicim, theils beschränkt, theils aufgehoben

IV. Wirkungen der Appellation ^^).

1) Unter den Wirkungen der Appellation hat man nicht

das, .was sich in Folge ihres Gebrauches als materielles

Evgevniß hinsichtlich der erhobenen Beschwerden in der endlichen

oberrichterlichen Entscheidung herausstellt (weiches vielmehr als eine

Wirkung von der Beschaffenheit der Beschwerden selbst erscheint , «i

deren Verfolgung die Appellation blos das Mittel ist), noch das zu

verstehen, was sich auf die rechtliche Durchführung der Beschwerden

bezieht. Daher ist das beuetiviuia üdvnrum keine Wirkung der

Appsllation "^), sondern vielmehr ^ gesetzlich gestattetes Mittel,

169) Methaph. I. S. 121 flg.

170) Z. B. in drr Zeitschrift Bd. IV. S. 476 flg. — M«n s. auch

Martin, Lehrb. §. 292. ! . .! . ,.'

171) Z. B. v. Grolman, Theorie des Proz. 8. 214, siehe dagegen

Gönner, Handbuch UI. Abh. 60. §. 12, und Linde n. a. S. S. 479.

" ' '172) Dieß scheint Llnde a. a. O. S. 477'flg. zu glauben.

173) M. s. Mitte r maier a. a. O.

174) M. s. v. Almendingen a. a. D. Nr. VI. S. 71 flg. Danz,

ord. Proz. z. 427. Gdnner, Handb. III. Abh.^ 60^ Hefster, Inst. S.

4S9 flg. Linde, in der Zeitschrift Bd. IX. S°. 311 flg.

175) So wenig, als z. B. die Begründung der Klage, oder was dazu

dient, eine Wirkung der Anstellung der Klage Ist. A. M. sind die Mei

sten, s. z. B. Noch Linde, Sehrv. z. 405. M. f. aber z. B. Heffter u.

Bayer a. a. O.
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di'e Appellation !n Bezug auf ihren Endzweck wirksam zumachen.

Als Wirkung der Appellation kann man nur dasjenige betrach

ten, was sich als eine nothwendige Folge aus ihrem ge

setzlichen Begriffe ergibt, und daher blos deßhalb noth-

wendig eintreten muß, weil die Appellation wirklich

gebraucht wird. Solche Wirkungen sind blos die Suspensiv-

und Devolutivkraft und die Gemeinschaft der Appella

tion oder Appellationsadhäsion. Da von der letzteren schon in

einem besonderen Artikel^) die Rede war, so ist hier nur mehr von

der Suspensiv- und Defensivkraft zu handeln^).

2) Die Sufpensivkraft (et?eew8 su8z>eu»ivu,) besteht darin,

daß wahrend der Appellationspendenz die Gewalt (im-

periui») des Unterrichters (iuäex » quo) gehemmt ist, und

die durch die Appellation angefochtene Verfügung nicht

zur Vollziehbarkeit fortschreiten kann^). Diese Wirkung

ist eine nothwendige Folge der Appellations einleg ung "^), mit wel

cher sie auch sofort eintritt, wenn der Unterrichter von derselben auch

sogleich Kenntniß erlangt ^"). Denn da der Gebrauch der Appella

tion eine Abänderung der unterrichterlichen Verfügung bezweckt, so

würde ein Fortschreiten in der Sache, ein Vollziehen der Verfügung

völlig zweckwidrig sein, ja oft die Realisirung des Zweckes unmöglich

machen.

In der Sufpensivkraft liegt dem Begriffe nach zweierlei: «) die

Suspension der unterrichterlichen Gewalt in Bezug auf das weitere Verfah

ren in der Sache, und b) das Hemmen des Fortschrittes der richterlichen

Verfügung zur Vollziehbarkeit oder Rechtskraft. Daher ist jede vom Unter

richter nach eingetretener Sufpensivkraft in der Sache vorgenommene Ver

änderung (Neuerung) als eitt Attentat (Wucivstio) ungiltig und strafbar,

und auf Begehren der betheiligten Partei vom Oberlichter- wieder aufzuhe-

den, der zu diesem Zwecke Aufhebungsbefehle (msnäsis «sssst.) erlaßt ^).

Hinsichtlich des zweiten Momentes wurde behauptet ^), daß die Sus

pensivwirkung den Eintritt der Rechtskrast nur in Ansehung der Puncte

hemme, gegen welche die Appellation gerichtet ist, der übrige Theil des

176) Siehe den Art. Adhäsion des R.-L. Man s. noch Linde, im

Arch. für civil. Prax. Bd. XIX. S. 46Z flg., und Bd. XX. S. 63 flg.

177) Die Wirkung, welche ein Appellationsurtyeil auf Dritte haben

kann (s. I,. 1. u. 2. Loci, «i unu« ex plur. (7. 63.) und Bayer, Vortr.

S. 497.), ist ebenfalls keine Wirkung der Appellation, sondern eines be

sonderen Verhältnisses zwischen dem Appellanten und dem Dritten.

178) l,. un. pr. v. nibil innovsri. (49. 7.) I,. 3. OoS. äs »zip. (7.

62.) Nov. 134. «. 3. in f. «. 7. cls »px. in VI. (Z. 16.)

179) Man s. I.. un. pr. v. eit. Gönner a. a. O. z. 3. Heffter

a.a.O. Linde, Lehrb. §. 405. Bethmann-Hollweg, Handbuch I.

S. 366.

ISO) Ohne Kenntniß kann er bleiben , wenn die Einlegung der Appella

tion vor dem Notar geschieht und ihm davon keine Nachricht gegeben wird.

181) 0. 7. äs spp. in VI. (2. IS.)

182) Gönner a. a. O- Z. 3.

2S
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Erkenntnisses aber rechtskräftig werde. Dieß ist insofern unrichtig,

als in Bezug auf den Unterrichter, schon wegen des ersten

Momentes der Suspensivkraft, die Vollziehbarkeit des ganzen Urthei»

les suspendirt wird , da er überhaupt in der Sache nichts mehr thun

darf, und er bei der (Anlegung der Appellation, bei welcher die Be

schwerden nicht angegeben zu werden brauchen «uch nicht einmal

erfährt, inwieweit das Urtheil als gravirlich werde angefochten werden;

aber insofern völlig wahr, als in Bezug auf den Oberlichter

das angefochtene Erkenntniß nur in Ansehung der Beschwerdepuncte

als suspendirt, hinsichtlich der übrigen Theile hingegen als rechtskräftig

und somit unabänderlich erscheint.

Die Suspensivkraft tritt als eine nothwendige Folge der Appella

tion durch die Einlegung der letzteren von selbst ein. Einhalts

befehle (inkibirorisles) des Oberrichters sind daher, von dem Falle

eines Attentates abgesehen, zur Bewirkung derselben unnöthig. Nur

wenn die Appellation nach Ablauf der Einlegungsfrist interponirt und

vom Oberrichter die Restitution wegen der versäumten Jnterpositionsfa-

talien ertheilt wird, oder die Jnterposition vor einem Notar geschah,

ohne daß dem Unterrichter davon Nachricht gegeben wurde, sind Inhi

bitorien erforderlich , weil der Unterrichter in Kiefen Fällen sonst in der

Sache fortschreiten kann, ohne ein Attentat zu begehen Ebenso

wenig hat die Ansicht des Unterrichters über die Zulässigkeit der Appel-,

lation auf den Eintritt der Suspensivkraft Einfluß Von felbst

erfolgt jedoch dieser Eintritt nur bei Appellationen gegen De-

cisivdecrete, weil diese ohne Suspension in Rechtskraft übergehen

würden; bei Appellationen gegen einfache Decrete muß dagegen

die Suspensivkraft erst durch oberrichterliche Inhibition bewirkt werden,

bis zu welcher daher der Unterrichter, ungeachtet der geschehenen Av-

pellationseinlegung, in der Sache weiter verfahren kann, ohne sich da

durch eines Attentates schuldig zu machen Dasselbe findet auch

bei Extrajudicialappellationen statt

In einigen Fällen soll, wie man gewöhnlich sich ausdrückt,

die Suspensivkraft gar nicht eintreten. Allein so darf man

die Sache nicht auffassen, weil, wenn dieß sich wirklich fo verhielte,

die Appellation zweck- und sinnlos wäre. Die Suspensivkraft tritt viel

mehr auch in diesen Fällen, jedoch nur beschränkt und bedingt

ein; beschränkt, insofern der Unterrichter in seiner Gewalt ent

weder gar nicht, oder wenigstens nicht in Bezug auf provisorische Verfü-

183) Man s. darüber Linde im Arch. a. a. O.

184) l). Z. §. 3. äs sxp. in VI. (2. 16.) C. G. O. v. 1S55. Th. III.

Tit. 29. z. S.

185) Ii. 6. v. 6s svpell. rsc (49. 6.) 1. pr. v. ninil innovsri.
(49.7.) v ^ r

186) 0. 7. äs spp. in VI. (2. 15.) e. 2. üs Solo et eont. in VI.

(2. 6.)

187) R. A. v. 1S94. z. 94.
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gungeN/ welche die Umstände wegen der Suspension der Sache gebie«

ten gehemmt wird; bedingt dagegen, in Bezug auf die ange

fochtene Verfügung, insofern diese — der eingewandten Appell«»

tion ungeachtet — bedingungsweise entweder in Kraft bleibt^),

wenn sie bereits ausgeführt ist, oder doch vollzogen werden kann. Hier

tritt nämlich die Sufpensivkraft blos unter der aufschiebenden Be

dingung, wenn die Appellation begründet befunden

wird, ein. Fällt daher die Bedingung weg, so wird die Verfü

gung unbedingt, und bleibt in Kraft; tritt dagegen die Bedingung

«in, so wird die Suspensivkraft unbedingt mit denselben Folgen,

als wenn sie bei der Appellationseinlegung pure eingetreten wäre. Diese

Fälle sind, wenn s) gegen possessorische Erkenntnisse ^«), b) in eini

gen summarischen Prozeßarten ^"), oder e) in solchen Fällen appellirt

wird, wo die unbedingte Suspensivkraft den Zweck des Prozesses verei

teln würde ^2). Hinsichtlich der nothwendigen provisorischen Verfü

gungen wird der Unterrichter durch die Suspensivkraft niemals in

seiner Gewalt suspendirt; auch tritt in Bezug auf diefe Verfügungen,

wenn dagegen besonders appellirt werden sollte, die Suspensivkraft stets

nur bedingt ein.

3) Die Devolutiv? raft (elteows clevolutivu«) besteht darin,

daß durch die Appellationseinlegung die Zuständigkeit

in der Sache ausschließlich an den Oberrichter übergeht,

welcher sonach allein sowohl über die Zulässigkeit der Appellation ohne

Rücksicht auf die Ansicht des Unterrichters darüber, als über den Grund

der Beschwerden zu entscheiden hat ^). Sie tritt sofort mit der

Einlegung der Berufung von selbst und zwar immer ein, so daß,

wenn diese zu spät erfolgt, auch die Restitution nur vom Oberrichter

ertheilt werden kann und ist nicht blos von der Appellation , son

dern auch von der — wenigstens bedingten — Suspensivkraft

unzertrennlich. Denn die Devolution hätte ohne alle Suspension,

188) Z. B. die Verfügung über Alimente : I.. 27. §. 3. v. ä« inoff.

test. (S. 2.)z über Caution: I,. 6. §. 1. v. ut legstor. ». Läeicoim». (36.

3.) über Deponirung der Früchte: I.. 21. §. 8. v. äs spp. (49. 1.)

189) A. B. der bereits verhängte Arrest.

190) Welche nämlich die Wiederherstellung eines unrechtmäßig entzogenen

Besitzes anordnen : 1^. un. Loä. «i äs moment. pos». (7. 69.) Gönner,

andb. III. Abh. 61. Z. 4 flg. Bes. Bethmann-Hollweg, Handb. I.

37. S. 333 flg.

191) Z. B. in Meß- und Handelssachen, I. R. A. Z. 107. Vgl. noch

Hefster, Inst. S. 466. §. 17.

192) I. B. wenn gegen verfügten Arrest, gegen angeordnete Sequestra

tion «. appellirt wird.

193) 1,. 6. 0. äs sxp. reo. (49. S.) Ii. 1. pr. v. nikil innov. (49. 7.)

II.. 3. Ooä. äe app. (7. 62.) e. 65. X. äs sop. (2. 28.)

194) Gönner, Handb. III. Abh. S8.

195) unter dieser Modifikation ist v. Almendingens Ansicht von

der Unzertrennlichkeit der Suspensiv- und Devolutivkraft völlig begründet.

2S*



388 Appellation.

die sie gerade als Bedingung voraussetzt, ebensowenig Sinn, als die

Suspension ohne Devolution der Sache an einen höheren Richter.

4) Ueber die Dauer der Devolutivkraft, wann nämlich

die Zuständigkeit des Oberrichters wieder erlischt und von ihm an den

Unterrichter remittirt werden muß (rsiuissorisles), stimmen die Ansich

ten der Rechtslehrer nicht ganz miteinander überein. a) Nach

römischem Rechte^) soll eine durch Appellation an einen höheren

Richter devolvirre Sache unter keinem Verwände mehr an den Unter

richter remittirt werden. K) Nach canonischem Rechte^) trat

a) bei grundlos befundener Beschwerde immer, es mochte ante

oder posr seutentiäifl «leliultlvsm appellirt worden sein, Remission der

Sache an den Unterrichter ein, außer wenn dieser eine vor der De-

finitivsentenz eingewandte Appellation schlechthin (simpllLlter) für zu

lassig erklärte, in welchem Falle wegen des aus dieser Erklärung gefol

gerten Verzichtes des Unterrichters auf seine Zuständigkeit die Remission

auch unterbleiben durfte; oder wenn auf die Appellation zeitig ver

zichtet oder von beiden Parteien die Zustimmung zur Remission gege

ben wurde, in welchen Fällen diese bei jeder Appellation eintrat. Fand

dagegen /Z) der Oberichter die Appellation für begründet, so blieb

er auch für die fernere Behandlung der Sache zuständig, ohne Unter

schied , ob vor oder nach der Desinitivsentenz appellirt wurde. «) Die

Reichsgesetzgebung ^) bestätigte hinsichtlich der zulässig be

fundenen Appellation das römische Recht, und verordnete ferner, daß

der Appellationsrichter bei unzulässiger, mithin nicht an ihn erwach

sener Berufung zwar über die Kosten des Appellationsverfahrens ent

scheiden und diese Entscheidung vollziehen könne, die Sache aber an

den Unterrichter zur weiteren Behandlung zu remittiren habe. 6) Der

Gerichtsgebrauch hält sich jedoch an die angegebenen gesetzli

chen Bestimmungen nicht genau. Um nämlich keiner Partei das Recht

auf die drei Instanzen zu entziehen, pflegt man nach dem Gerichtsge

brauche die Acten immer zur weiteren Verhandlung an den Unterrich

ter zu remittiren, so oft nach der Entscheidung über die Appellation

noch ein Punct übrig bleibt, worüber in voriger Instanz noch gar

196) Dan z, ord. Proz. §. 440. Gönner, Handbuch III. Abt). 6«.

§. 33 flg. Martin, Lehrb. Z. 291. Bayer, Vortr. S. 492 flg. I^suK,

vbservst. lor. «iica qussäsm pro«, civ. «spit. ^Virveb. 1817. od«. III.

Wal deck, Controversenentscheidungen des gemeinschaftl. O. A. G. zu Wol

fenbüttel, Braunschweig 1827. I. Bd. S. 1 flg. u. 304 flg. Linde, im

Arch. f. d. civ. Prax. Bd. XV. S. IS! flg. und Lehrb. §. 411.

197) I.. 6. pr. (Zog. 6s spp. (7. 62.) «k. l.. 36. O«S. eo6. u. Ii. 39.

v. äs minor. (4. 4.) Dieß galt wohl nur von Appellationen gegen Endur-

theile, s. Bethman-Hollweg, Handb. I. S. 367. u. dort Rote 90.

198) 0. 3S. 38. 59. 61. u. 70. §. 2. X. 6s ävp. (2. 2ti.) e. S. äs

»px. in VI. (2. IS.)

199) C. G. O. v. 1SSS. Th. III. Tit. S0. Z. S. u. 6.

2««) Man s. Gönner, Handb. III. Abb. 6«. z. 3S flg. Bayer

Vortr. S. 493.
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nicht gesprochen worden ist. Demgemäß tritt Remission ein: «) bei

Appellationen gegen bloße Zwischenbescheide immer, diese mögen

in der höheren Instanz bestätigt oder abgeändert worden sein ; jZ) bei

Appellationen gegen Endurtheile aber dann, wenn diese bestätigt

wurden, oder die erfolgte Abänderung derselben ein neues Verfahren

über einen Punct nöthig macht, worüber der Unterrichter noch nicht

gesprochen hat.

5) Daß die Appellation keine rescissorische Kraft bewirke,

d. h. den Rechtsstreit nicht in die Lage zurücksetze, in welcher er sich

zur Zeit der Litiscontestation befand, was man stüher, besonders wegen

des beuskoium iiovorum, allgemein angenommen hat, dürfte sich aus

dem Bisherigen, besonders aus dem über dieses beiieüoirnn Gesagten,

von selbst ergeben, und ist von Gönner^) gründlich gezeigt

worden.

V. Appellationsverfahren^).

1) Das Appellationsverfahren besteht in dem Inbegriffe

der durch den wirklichen Gebrauch der Appellation veranlaßten, und die

rechtliche Möglichkeit der Entscheidung über die Zulässigkeit und den

Grund derselben bedingenden Verhandlungen. Bei diesem Verfahren,

welches ein. eigenes Prozeßstadium bildet und sich in materieller Hin

sicht auf die aufgestellten Beschwerden beschränkt, erscheint derjenige,

welcher appellirt (Appellant), als der angreifende Theil demjenigen

gegenüber, welcher die angefochtene richterliche Verfügung gegen die

durch die Appellation bezweckte Abänderung derselben vertheidigt (Ap-

pellat).

2) Das Appellationsverfahren zerfällt in zwei Hauptperio

den, wovon die eine die Zulässigkeit der Appellation, die andere

aber den materiellen Grund derselben zum Gegenstande hat, und

wovon letztere dann gar nicht eintritt, wenn das Resultat in erster«

verneinend ausfällt. Die zu beiden Perioden gehörigen Handlun

gen lassen sich in Bezug auf die Richter, vor welchen sie vorkom

men, ebenfalls in zwei Hauptabschnitte theilen, wovon der erste

die Handlungen vor dem Unterrichter (iuckex s qno), nämlich

die Einlegung der Appellation, das Gesuch um Apostel und

Actenmittheilung, und die hierauf bezüglichen Verfügungen

des Unterrichters, und der zweite die Handlungen vor dem

201) Handb. m. Abh. eo. K. 6 flg. Zuerst zog die rescissorische Kraft

v. Grolmann (Theorie Z. 2 14) in Zweifel. Vgl. I.. 20. I). lugieat. »olvi.

(46. 7.) Heffter, Inst. S. 478.

202) M. s. Simmern, R. G. Bd. III. z. 171. u. 174—176. Beth-

mann -Hollweg, Handb. I. S. 354 flg. Danz, ord. Proz. g. 428 flg.

Martin, Lehrb. Z. 286 flg. Gensler, Comment. Bd. II. S. 141 flg.

Heffter, Inst. S. 462 flg. Bayer, Vortr. S. 476 flg. Linde, Lehro.

§. 404 flg. Mittermai er, III. Bcitr. S. S1 flg. — Ueber die Appella

tion der Kaiser nach älterem rom. Rechte per «onsullutlonem oder more ««n-

»uitmioiii» inöbesond. Heffter a. a. O. S. 462. §. 4. und Bethmann-

Hollwcg a. «. O. S. 360 flg.
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Oberrichter (iudex sä quem), nämlich die Einführung und

Rechtfertigung der Appellation, die darauf bezüglichen Ver

fügungen des Oberrichters, namentlich die nach der Rechtfertigung

erfolgende Erkennung der Appellationsprozesse, wenn es

überhaupt dazu kommt, und das nun erfolgende Verfahren der

Parteien, insofern ein solches nöthig ist, in sich begreift.

3) Das Appellationsverfahren ist verschieden, je nachdem gegen

Decisivdecrete, diese mögen Awischenurtheile mit der Kraft einer

cieKuitivs oder Endurtheile sein, oder gegen einfache Decrete und

außergerichtliche richterliche Verfügungen appellirt wird.

Dieß macht eine Absonderung der beiden Verfahrungsarten noth-

wendig.

^) Bei Appellationen gegen Decisivdecrete.

s) Verfahren vor dem iudex s quo.

1) Wer gegen ein Urtheil das Rechtsmittel der Berufung ergrei

fen will, muß dieß vor dem iudex u quo zeitig und ausdrücklich erklä

ren. Diese Erklärung, appelliren zu wollen, heißt Einlegung (Ein

wendung) der Appellation (iuterpositio sppellstionis). s) Sie

muß nach römischem Rechte immer vor dem iudex s quo ge

schehen; nur wenn ein erweisliches Hinderniß es unmöglich macht, zu,

diesem zu gelangen, kann man dennoch die Appellation bei dem Ober

richter nach der Einlegungsfrist ohne Nachtheil einführen ^). Auch

vertritt eine publlvs teststio die Stelle der iuterpositio, wenn diese

an den iuäex selbst proprer eius vloleutlsi» nicht geschehen kann ^).

Diesen Bestimmungen folgend gestattet das canonische Recht, so

wohl wegen Furcht als Unzugänglichkeit des iudex a quo , eine außer

gerichtliche Appellationseinlegung in Gegenwart rechtlicher Männer^).

Die Reichsgesetze lassen dem Appellanten in allen Fällen die Wahl,

die Appellation vor dem Unterrichter oder vor einem öffentlichen No

tar und zwei Zeugen zu interponiren. Im letzteren Falle beginnt

jedoch die Suspenswkraft nicht eher, als bis der Unterrichter von der

Jnterpofition Kenntniß erlangt hat^). K) Die Jnterposition mußte

nach älterem römischen Rechte in eigener Sache iuira biduum und

in, fremder iutra triduui» vom Tage der Urtheilsverkündigung

und utiliter von dem Zeitpunkte an geschehen , wo man zuerst Gele

genheit hatte, dem iudex s quo den Appellationslibell zu überreichen^?).

203) Ii. 1. §. 10. v. quancko sppell. (49. 4.) I.. 19. <?«ck. cks spp.

(7. 62.)

204) 1^. 7. 0. cks spp. (49. 1.) Ii. 2. Lock, cks Kis, qni per met.

(7. 67.)

2«S) «. 73. X. cks spp. (2. 28.) — Ueber die unmittelbare Ap

pellation an den Pabst s. «. 4. u. 34. X. sock.

206) Notar.-Ordn. v. 1512. Tit. II. K. 1. C. G. O. v. 1SSS. Th. III.

Tit. 29. z. S.

207) I.. 5. §. 4. 0. cks spp. (49. 1.) Ii. 1. 5. 6. »q. v. qusuck« spp.
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Won Jusiinian wurde dafür, ohne Unterschied zwischen eigener und

fremder Sache, eine Frist von zehn Tagen, vom Zeitpuncte der Ur-

theilsverkündigung an gerechnet, festgesetzt'-^), womit auch das kanoni

sche Recht und die Reichsgesetze übereinstimmen Dieses äevea-

«Ziura ist eine Nothfrist (kstsle iuterponenäse sppsll.), welche von

Moment zu Moment berechnet wird, und dessen Versäumniß sofort die

Rechtskraft des Urtheiles und somit den, nur noch durch restitutio in

iuteZr. abwendbaren Verlust der Appellation zur Folge hat'""). Eine

Verlängerung dieser Frist ist dem Richter nicht gestattet 2"). Nach Ab

lauf derselben kann selbst eine Einwilligung der Parteien die Appel

lation nicht zulässig machen, weil eine solche Uebereinkunft, bei nun

eingetretener Rechtskraft, als ein Vergleich über eine res iudicata oder

als ein Compromiß auf einen höheren Staatsrichter unerlaubt ist. Der

Appellationsrichter muß daher die versäumte Berufung sofort verwer

fen, wenn gleich die prs<?»«rirttio kori nicht vorgebracht wurde. Jedoch

wäre ein Erkenntniß desselben in der Sache selbst nur dann nichtig,

wenn diese prsssvripti« wirklich vorgeschützt worden ist, weil es erst in

diesem Falle «outrs rem iuäiostsru nichtig erlassen wäre ^). «) Die

Jnterposttion kann sowohl mündlich sä sota durch die bloße Erklä

rung: Ich appellire, jedoch nur sogleich nach der Verkündigung des

Urtheiles, als schriftlich innerhalb der Nothfrist durch Ueberreichung

einer Appellationsanzeige (libslll s^eüstorii, »vlisuuls sppellstionis)

geschehen^), in welcher man, ohne Anführung von Gründen, den

Appellanten, den Appellaten, dessen Weglnssung jedoch unschädlich

ist und das beschwerliche Urtheil namhaft macht und um Zulas

sung des Rechtsmittels bittet. Der Appellant muß sich übrigens aller

Injurien gegen den iudex s quo enthalten, sonst kann er gestraft wer

den ^). «l) Will eine Partei nach Ablauf der Nothfrist appelliren

und zu dem Ende um Restitution nachsuchen, so muß sie anstatt der

Jnterposttion die Appellation sogleich bei dem Obercichtcr mit der Bitte

um die Restitution einführen, und diese Bitte begründen, was zweck

mäßig durch die mit der Einführung verbundene Rechtfertigung ge

schehen kann. Dem iudex s quo wird hiervon Anzeige gemacht und

um Sistirung des Verfahrens gebeten, e) Legen beide Theile die Ap-

208) Nov. 23. «. 2.

209) O. 15. X. <Zs spp. (2. 23.) C. G. O. v. 1S5S. Th. II. Tit.

2«. §. 2.
210) 0. 15. X. äs »ent. (2. 27.) 1.. 7. §. 11. I). äs minorib. (4. 4.)

Ii. 8. in k. 0. 6« in integr. rest. (4. 1.)

211) C. G. O. v. 1SSS. Th. II. Tit. 29. §. 2. I: R. A. Z. 121. I..

ck. 20. §. 2. v. cle »pp. (49. 1.)

212) Heffter, S. 4S3.

213) I.. 2. u. 6. §. 6. v. äs spp. (49. 1.) Ii. 14. Ooä. äs spp.

(7. 62.)

214) 1^. 1. §. ult, I.. 3. pr. u. F. 3. I). äs spp. (49. 1.)

215) I,. 8. v. äs spp. (49. 1.) Ueber andere particularrechtliche Förm

lichkeiten, z. B. Bezahlung von Gebühren :c. s. Danz, ord. Proz. K. 4SI.
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pellation ein, so nennt man die spater erfolgende Jnterposition sehr un

passend ^) die Principaladhäsion.

2) Außer dem kstsle iutsrponsuäse hat der Appellant noch zwei

LstsUs bei dem Unterrichter zu beachten. Er soll nämlich noch bin

nen 30 Tagen, vom Zeitpuncte der Urtheilsverkündigung

an gerechnet, den Unterrichter um ein schriftliches Zeugniß über

die geschehene Jnterposition (literse äiniissorise , s. likelli

öimissorii s. sriostoli) (fatale reczui reu^orum sz>«st«1c>-

rui») und sodann binnen 30 Tagen, vom Tage der In«

terposition an gerechnet, um die Herausgabe^der Acten an

ihn (tstsls reczuirsuäoruin sotormu) bei Vermeidung des Verlu

stes der Appellation bitten '^). Beide Gesuche können zweckmäßig

mit der Jnterposition verbunden werden^«), s) Das römische

Recht schrieb anfangs vor, daß der untere Richter dem Appellanten

binnen fünf Tagen, binnen welcher dieser insisuter et »sepiu» bei

Strafe der Desertion um die Ertheilung der Apostel bitten mußte, die-

. selben ausstellen sollte 22«), wodurch die Sache an den höheren Richter

überwiesen wurde 221). Nach späterem Rechte mußten die Apostel dem

Appellanten sofort ausgefertigt werden, selbst wenn dieser darum gar

nicht nachgesucht haben sollte ^). Der Untercichter hatte auch sämmtliche

bisher verhandelte Acten zugleich mit den Aposteln, wenn diese nicht schon

früher ausgehändigt worden waren, und einem Berichte (relsti«) binnen

30 Tagen, vom Tage der UrtheilsMung und später vom Tage der Jnterpo

sition an gerechnet, auszuhändigen, widrigenfalls er den durch die verlorene

Appellation entstandenen Schaden ersetzen und Strafe zahlen mußte^).

b) Das canonische Recht schärfte die Notwendigkeit, um Apostel

nachzusuchen, wiederholt ein, bestimmte dazu ein Fatale von 30 Tagen,

vom Tage der Urtheilsverkündung an gerechnet, und erlaubte anstatt

nach Vorschrift des römischen Rechtes ssepius et iustsnter um die Apo

stel zu bitten, dieß mehrmal in demselben Gesuche zu thun. «) Die

Reichsgesetze stellten zwar das Gesuch um Apostel, wie das

neuere römische Recht, in die Willkür des Appellanten, machten ihm

aber das Gesuch um Herausgahe der Acten, welche das römische Recht

216) Man f. den Art. Adhäsion des R.-L.

217) «. 1. u- 6. cks »pp. in VI. (2. 15.) «lem. Z. äs «?p. (2. 12.)

«t> conc. I'riö. «sss. 24. gs reform, v, 20. in fm.

213) C. G. O. v. 15SS. Th. II. Tit. 31. §. 1. I. R. A- §. 61 flg.

219) v. Grolman, Theor. Z. 215. — Bei der außergerichtlichen

Jnterposition füllt das erste Gesuch weg , weil hier der Notar die Unterposi

tion und die Zeit, wann sie geschah, zu bescheinigen hat (sog. svostoU te»ti-

monisles).

22«) ?»uli S. K. V. 34. I.. un. v. «s «bell, älmiss. (49, 6,)

221) 1^. un. pr. v. «it. I.. 106. 0. 6e V. «.

222) I.. 6. §. 6. «'s spp. (7. 62.)

223) I.. 24. u. 32. Z. 2, Log. «it. Nov. 126. «. 3.

224) Siehe Note 211.

225) C. G. O. v. 1SSS. Th. II. Tit. 30. Z. 1.
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blos dem Richter als Pflicht auflegte, zur Verbindlichkeit, und die

Frist, zur Ucberreichung desselben zu einem Fatale ^"). 6) Die Pra

xis befolgte hinsichtlich der Apostel das canonische Recht, hinsichtlich

der Actenrequisition aber die Reichsgesetze. Nur das oftmalige und

inständige Bitten um die Apostel wurde nach der Praxis niemals

für wesentlich gehalten.

3) Aus das Gesuch um Apostel hat der Unterrichter zu prüfen,

ob die Appellation zulässig und vom Appellanten die genannten Fäka

lien beobachtet worden seien oder nicht. Im ersten Falle ertheilt er

gewährende Apostel, welche von der Theorie und in den Reichs

gesetzen sriostoli revereutlsles im Gegensatze der abschlä

gigen (sriostoli rekntsrorii) genannt werden^). Zu dieser

nutzlosen Unterscheidung gab das canonische Recht ^) Veranlassung.

Die frühere Doctcin nahm sogar neben den revereutistes noch s. <1i-

znissoriäl«« (zustimmende Apostel) an, wenn der Appellation

nicht, wie bei jenen, blos aus Achtung gegen den Oberrichter, sondern

aus Ueberzeugung , daß die Beschwerden begründet seien, statt gegeben

wird. Hierzu kommen noch die oben (Note 219) erwähnten s. res-

tlinonisles des Notars. Inden, in Form eines Decretes zu fassenden

Reverentialaposteln bezeugt nun der iuäex a quo, daß und wenn

der Appellant die Berufung eingelegt und um die Apostel und Actcn-

mittheilung gebeten habe, und bemerkt zugleich, daß der Appellation

stattgegeben (deferirt) werde. Im zweiten Falle erläßt er dagegen

refutatorische Apostel, d. h. ein Abschlagsdecret, welches sich vom

vorigen blos in der Schlußbemerkung dadurch unterscheidet, daß in der

selben der Appellation aus den ausdrücklich anzuführenden Gründen

nicht deferirt werden könne, was jedoch die Fortsetzung des Rechts

mittels nicht hindert ^). Nach römischem Rechte ^") war es dem

Unterrichter erlaubt, ja in einigen Fällen sogar vorgeschrieben, die Ap

pellation nicht anzunehmen («ppellstiouein uou reoiriere) ; nur mußte

er, wenn er die Appellation wirklich abschlug, nn den Oberrichtcr be

richten und so lange das weitere Verfahren einstellen, bis eine Ent

scheidung von demselben erfolgte ^). Die verweigerte Annahme des

Rechtsmittels hinderte jedoch den Appellanten nicht an der Ausführung

seiner Beschwerde vor dem Oberrichter ^2).

226) Man f. Note Z12.

227) C. G. O. v. ISZl. Tit. XXIU. S. l. und Tit. XXIV. Z. 3, v.

1SSS. Th. II. Tit. 3«. §. 1.

223) <ü. 1. äs »pp. in VI. (2. 15.) vel si »ppellationi torsku ex

»iiperioris reverentls sit clelstum,

229) «. I. ci« a?P. in VI. (2. IS.)

23«) Man s. 0. lid. 49. tit. S. l)o«. üb. 7. «t. 6S. He ffter, S,

466. z. 17. Beth mann-Hollweg, Handb. I. S. 3SS flg.

231) I.. v. Se spp. re«. (49. S.) I.. 1. pr. u. §. 1. 0, nitpl wuov. (49,

7.) li, 6, 8, 9. 0. äe ii^j. rupt, et irr. l»yt. tsst. (28, 3.)

232) I>. S. pr. u. S. 1. v. cke »pp. ree. (49. 5.)
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Das (gewährende oder abschlägige) Decret wird beiden Theilen,

dem Appellaten unter Anfügung der Einwendungsschrift zur Nachricht

mitgetheilt. Nach der das canonische Recht befolgenden Praxis ist in

diesem auch die Frist zur Einführung der Appellation als ein Fatale

(tst. iutrocluveuä»« spp.) von dem Unterrichter vorzuschreiben -^).

Nebst dem ist derselbe zwar auch verbunden ^), dem Appellanten die

Acten herauszugeben; dieß wird aber jetzt von den meisten Gerichten

so lange verschoben, bis der Oberrichter die Einsendung derselben befiehlt,

was insofern zweckmäßig ist, als man vor der Einführung der Appel

lation noch nicht weiß, ob der Oberrichter überhaupt Prozesse erkennen

werde ^).

b) Verfahren vor dem iuäex quer».

1) Das Verfahren bei dem Oberrichter beginnt mit der Ein

führung der Appellation (introcluotio sppellstlouis). In dem

Jntroducrionslibell hat der Appellant zunächst, nach einer kur

zen geschichtlichen Einleitung, die gehörige Beobachtung der Fäkalien

bei dem iudex a quo und der Einführungsfrist durch Anfügung der

Apostel und eines Zeugnisses über das gestellte Gesuch um Actenmit-

theilung, auch das Dasein der Appellationssumme und, in zweifelhaften

Fällen, die Competenz des Oberrichters nachzuweisen; sodann die ein

zelnen Beschwerden gegen das, zu dem Ende gleichfalls dem Libell an

zulegende, Erkenntniß aufzuzählen, ohne sie jetzt schon durch An- und

Ausführung der Gründe rechtfertigen zu müssen; und endlich zu bit

ten, die Förmlichkeiten für berichtigt und die Appellation für devol-

virt (erwachsen) zu erklären, auch ihm eine Frist zur Rechtfertigung

der aufgestellten Beschwerden anzuberaumen, wenn nämlich eine solche

nicht schon landesgesetzlich bestimmt ist, was nach dem jetzt befolgten

gemeinem Rechte nicht der Fall ist.

2) Die Einführungsfrist wird, wie oben bemerkt worden,

in der Praxis dem canonischen Rechte gemäß vom Unterrichter in dem

Decrete auf die Jnterposition als Fatale bestimmt. ») Das römische

Recht überließ es dem Appellanten, die erhaltenen Apostel und Acten

dem höheren Richter in gesetzlich bestimmter Zeit zu überbringen 22«),

und hiermit die Appellation einzuführen. Die Frist hierzu betrug früher

regelmäßig sechs, bei Municipalmagistraten und delegirten Richtern zwei

Monate, deren letzter Tag (äles temporal!» s. Latslis) zum Beginne

233) «f. e. 4. IS. 33. 44. u. 67. X. 6« spp. (2. 28.) — Bei der außer

gerichtlichen Jnterposition muß diese Fristbestimmung auf die Anzeige hiervon

oder auf das Gesuch um Actenmittheilung erfolgen.

234) C. G. O. v. 1SSS. Th. II. Tit. 3l. K. 10. I. R. A. Z. 61. a. E.

235) Gönner, Handbuch III. Abh. 62. ö. 2. Bayer, Vorträge

S. 483.
236) ?sul. «. K.V.34. S. I. wo das rcckckicksrlt nicht in sckickerlt

zu verwandeln ist. And. Meinung ist Heffte r, S. 45S. Note 22. Man s.

aber I,. S. (Zock, cke »pv. (7.62.) und Berhmann-Hollweg I. S. 3S7.

Note 39.
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der Verhandlungen ohne Ladung des Appellaten, der, den gesetzlichen

Termin kennend, von selbst erscheinen konnte, bestimmt war und vom

Appellanten bei Strafe des Verlustes des Rechtsmittels nicht versäumt

werden durfte. Aus trifftigen Entschuldigungsgründen konnte jedoch

binnen bestimmter Fristen, und selbst gegen die einmalige Versäumung

einer solchen Frist, rezikrsti« sripellatiouis, jm letzteren Falle

jedoch nur vom Kaiser, erlangt werden, wovon dann dem Appellaten

Kenntniß zu geben war^). Ein späteres, in Justinian's Samm

lung ^) aufgenommenes Gesetz Theo dos II. und Valentinian's

fügte, wahrscheinlich an die Stelle der regelmäßig gewährten reparsti«,

der Jntroductionsftist und ihrem ckies tatslis noch drei monatliche Fri

sten hinzu, und erlaubte nachher noch um repsrati« bei dem Kaiser

binnen drei Monaten nachzusuchen. Justinian bestätigte dieß zwar

im Allgemeinen, verkürzte aber die Jntroductionsftist für Appellationen

aus den zunächst gelegenen Provinzen auf drei Monate, und ordnete

für jede Frist zehn äie» tstsles an^). Das canonische Recht

überläßt die Bestimmung der Einführungsfrist dem Unterrichter ;

im Unterlassungsfalle sollten die Fristen für die Appellations a u s s ü h -

rung auch für die Einführung gelten^"), o) Die Reichsge-

setze^) fetzten für die Einführung der Appellation bei dem Reichs

kammergerichte eine Frist von 1 bis 6 Monaten fest, und überließen

es dem Ermessen des Unterrichters, innerhalb dieser Grenzen die Frist

im einzelnen Falle näher zu bestimmen. — Particulargesetze setzen oft

noch andere Bedingungen fest 2^).

3) Der Oberrichter hat nun die eingeführte Appellation hinsichtlich

ihrer Zulässigkeit zu prüfen, ob nämlich alle Formalien bisher

gehörig beobachtet worden, und die Sache überhaupt, abgesehen von den

Beschwerden, appellabel, insbesondere die Appellationssumme vorhanden

sei. s) Findet er, daß die Appellation wegen irgend eines solchen Man

gels unstatthaft, und somit abzuschlagen sei, so spricht er dieß, ohne

ein weiteres Verfahren zu veranlassen, in einem Absch la gsd ecr ete

(6e«r. reievwrlum) sofort aus, wovon außer dem Appellanten auch

dessen Gegner, unter Mittheilung der Einwendungsschrift, benachrichtiget

wird. Damit hat nun auch das Appellationsverfahren vor dieser

Instanz, und, wenn sie überhaupt oder in Bezug auf die Beschaffen

heit der Sache die letzte war, für immer, hinsichtlich des fraglichen

Urtheiles, ein Ende, b) Hat der Appellant mit der Zntroductionsschrift

237) S. Heffter, S. 456. Bethmann-Hollweg, S. 357 flg.

238) 5,. 2. ««ck. öe tempor. et repsr. (7. 63.)

239) I>. S. 0og. de temp. et rep. (7. 63.)

240) 0. 4. S. 33. 44. u. S7. X. cle spp. (2. 23.)

241) 5. u. 57. X. de »pp. (2. 28.) Llem. 2. Ss spp. (2. 12.)

242) C. G. O. v. 1521. Tit. 23. u. v. 1SSS. Th. II. Tit. 30. K. I flg.

243) Z. B. das Erbieten zum Calumnieneid, das Deponiren ciner be

stimmten Geldsumme für den Fall des Unterliegens (Succumbenz gelber).

Man s. Gönner, Handb. III. Abh. 63. K. 1. Götz, im Arch. für civ.

Prax. Bd. V. S. 121 flg. Linde Lehrb- §. 3L3. Note 4.
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das Gesuch um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

gegen eine versäumte Formalität verbunden, so ist die Un-

statthaftigkeit der Berufung jetzt noch nicht auszusprechen, wenn diese

— abgesehen von der versäumten Förmlichkeit — nicht als verwerf

lich erscheint, sondern die Rechtfertigung der Beschwerden, insofern sie

nicht wegen des Restitutionsgesuches mit der Jntroduction verbunden

worden, zu veranlassen, die Gewährung der Restitution aber von der

Beschaffenheit der Beschwerden abhängig zu machen, und daher die

Verfügung über die erbetene Restitution bis nach eingelaufener Recht

fertigung der Beschwerden auszusetzen. «) Hat der Oberrichter gegen

die Appellation in formeller Hinsicht gar nichts Wesentliches zu erin

nern, so ertheilt er in dem zu erlassenden Decrete dem Appellanten

eine Frist zur Rechtfertigung der aufgestellten Beschwerden, und

setzt auch hiervon den Appellaten in Kenntniß, damit dieser nicht zu

unnöthigcn Schritten in der Sache, z. B. wegen Desertion des Rechts

mittels, verleitet werde. Die Dauer dieser Frist hängt jetzt von der

Bestimmung des Oberrichters ab. Denn die Vorschrift des römischen

und canonischen Rechtes, wornach die Appellation iutrs sunurn oder

im Falle eintretender Hindernisse intra bieuiiiui» ausgeführt und zu

Ende gebracht werden soll, wird heutzutage nicht mehr beobachtet '^).

cl) Läßt die Einführungsschrift in Bezug auf einzelne Formalien noch

erhebliche Zweifel übrig, so kann der Oberrichter dem Appellan

ten mittelst Vorbescheides, noch vor der Auflage der Rechtfertigung, an

befehlen , dieselben innerhalb der hierzu anzuberaumenden Frist bei

Strafe der Desertion zu beseitigen, worauf, wenn die Zweifel nun be

friedigend gehoben sind, die Rechtfertigungsfrist verwilliget wird '^).

e) Auf die Erheblichkeit der Beschwerden erstreckt sich die Prü

fung des Oberrichters jetzt, wo dieselben noch nicht gerechtfertigt

sind, in der Regel noch nicht. Indessen ist dieß nicht untersagt ^4«),

und daher die Möglichkeit, eine Appellation wegen völliger Uner

heblichkeit oder Unstatthaftigkeit der Beschwerden jetzt schon zu verwer

fen, wenigstens nicht ausgeschlossen, da die Gestattung einer nutzlosen

Handlung, als welche in einem solchen Falle die Rechtfertigung erschei

nen würde, niemals den Gesetzen entsprechend ist. Es können nämlich

Fälle vorkommen, wo die aufgestellten Beschwerden gar keine solchen

im rechtlichen Sinne, oder so beschassen sind, daß durch sie etwas zwei

fellos Gesetzwidriges verlangt wird u. s. w.; wo also die Rechtfertigung,

244) I,, 6, §. 4. Se tempor. et repar. (7. 63.) Olem. 3. spp.

(2.12.) Bethmann- Hollweg, Handb. S. 3S0. Danz, ord. Proz.

§. 435. Note s. Bayer, Vortrüge S. 435 flg.

245) Danz a. a. O. §. 434. Linde, Lehrb. §. 39l. u. dort Rote 8.

Die Berichtigung minder wichtiger Zweifel kann auch in dem Decrete aufge

geben werden, welches die Rechtfertigungsfrist vorschreibt.

246) Aber auch nicht ausdrücklich erlaubt, denn v. 38. X. as spp. (2. 23.)

bezieht sich auf den Fall der bereits stattgehabten Rechtfertigung. Martin,

Lehxb. S- 289. Itote c. Und. Mein, ist Linde in der Zeitschrift, Bd. X.

S. 315 flg.
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durch was immer für Gründe sie auch erfolgen mag, deßhalb nuhlos

ist, weil das, was gerechtfertigt werden will, entweder facrisch gar nicht

besteht, oder wegen klarer gesetzlicher Vorschrift doch in keinem Falle

gewährt werden darf. Bei solchen offenbar frivolen Appellationen würde

die Gestattung der Rechtfertigung den Pflichten des Oberrichters zuwi

derlaufen, und muß daher ein Abschlagsdecret wegen Unerheblichkeit oder

Unstatthaftigkeit der Beschwerden erfolgen, sollten auch die Formalien

ganz in gehöriger Ordnung sein.

4) Der zur Rechtfertigung (iu5tIK«»ti«) gelassene Appellant

hat nun diese innerhalb der anberaumten Frist bei Strafe der Deser

tion zu bewirken. Eine Verlängerung dieser Frist , wenn vor de

ren Ablauf aus erheblichen Gründen darum nachgesucht wird, kann

indessen vom Oberrichter sogar wiederholt gewährt werden. Die Recht«

fertigung geschieht durch Ueberreichung der Ap p ellati ons re chtfe r-

tigungsschrift (libellus Krsvsmiuui»). Der Appellant hat in die<

ser zunächst die Beobachtung der Rechtfertigungsfrist nachzuweisen, hin

sichtlich der übrigen Formnlien und der Geschichtserzählung aber sich

blos auf die Jncroductionsschrift zu beziehen; auch die ihm etwa auf

gegebene Beseitigung der hinsichtlich der Formalien noch obwaltenden

Zweifel genügend zu bewirken; sodann die aufgestellten Beschwerden

einzeln, der Ordnung nach, durch An- und Ausführung von Rechts

gründen, durch Vorbringung zulässiger »ovs, durch Beziehung auf die

Voracten, welche auch allein jede andere Rechtfertigung vertreten

kann ^6), und durch Widerlegung der Gegengründe (rsturstZ«) zu be

gründen und so zu rechtfertigen ^»), und endlich ein, aus der Recht

fertigung als consequente Schlußsolge sich ergebendes Gesuch um Abän^

derung des Urtheiles und Verurtheilung des Appellaten in die Kosten

dieser Instanz zu stellen. Dieses Gesuch geht formell dahin : zu erken

nen, daß wohl appellirt 2«"), daher es bei dem vorigen Urtheile nicht zu

belassen, dieses vielmehr dahin abzuändern, daß zc.z wobei die ge

wünschte Abänderung so zu fassen ist, daß sie als torinuls prouur.-

visuäl wörtlich beibehalten werden kann, wenn die Beschwerden wirklich

ihrem ganzen Umfange nach für begründet befunden werden sollten;

eine Regel, die bei allen Sachgesuchen im Civilprozesse wegen des Grund

satzes, daß der Richter nicht ultra perlt» partium erkennen soll, befolgt

zu werden pflegt. Der Richter ist indessen, wie es sich von selbst ver

steht, befugt und verpflichtet, von dem Petitum abzugehen, wenn es

247) Danz, orv. Pr. §. 436.

248) I. R. A. z. 6S.

249) Osuss« sppeUstionK reääers. Ii. 4. S. I. Ii. 6. §. 2. V. 6e »pp.

(49. 1.) I,. L. «oä. eoä. (7. 62.) Bethmann-Hollweg, Handb. I.

S. 359.

250) Das Gesuch dahin: daß übel gesprochen und daher wohl appel

lirt, ist zwar üblich, aber nicht dem Rechte gemäß, da blos auszusprechen ist,

daß die Appellation — auch in Bezug auf vovs, iust» vel iniustä sei : I,. 6.

voä. 6e spp. (7. 62.)



S!>3 Appellation.

in Bezug auf seine Begründung nicht concludcnt ist. Ein Prozeß

gesuch ist nur dann nothwendig, wenn eine, nicht als Regel geltende,

mithin außerordentliche Verfahrungsart gewünscht und beabsichtigt wird.

Denn da der Richter in Bezug auf die Pcozeßleitung als Obrigkeit

erscheint und daher von Amtswegen über die Beachtung der Prozeßvor

schriften zu wachen hat, so ist im Eivilverfahren überhaupt ein Pro

zeßgesuch nur in dem Falle erforderlich, wo neben dem regelmäßigen

Gange auch noch ein ausnahmsweiser besonderer Weg zulässig ist und

eine Partei auf diesem die Sache eingeleitet haben will, weil ohne be»

sonderes Gesuch der Richter das Verfahren zu befolgen hat, welches

als Regel gilt, um welches daher auch nicht besonders nachsucht zu

werden braucht.

Daß übrigens die Rechtfertigung auch mit der Einführung ver

bunden werden könne, wurde schon oben bemerkt. Eine solche Verbin

dung ist nicht nur da, wo um eine Restitution in den vorigen Stand

wegen versäumter Formalien nachgesucht wird, sondern überhaupt zur

Abkürzung des ohnehin sehr gedehnten Appellationsverfahrens zu em

pfehlen, jedoch nicht immer möglich , weil die Vorbereitung zur Recht

fertigung, besonders wenn man i>ovk> gebrauchen will, oft nicht inner

halb der Einführungsfrist erfolgen kann. Wenn dagegen der Appellant

die Beschwerden nur durch einfache Rechtsdeductionen, oft blos mit

anderen Worten als in früheren Prozeßschriften , oder gar durch bloße

Beziehung auf die Voracten rechtfertigen kann, so erscheint es in einem

solchen Falle als eine nicht zu duldende Prozeßverzögerung, wenn die

Rechtfertigung von der Einführung getrennt wird.

5) Nach erfolgter Rechtfertigung der Appellation hat der Oberlich

ter nun abermals die Appellation zu prüfen, und zwar s) hinsichtlich

der Formalien, ob die Rechtfertigungsfrist gehörig gewahrt worden

und ob die aufgegebene Beseitigung anderer die Formalien betreffender

Zweifel genügend geschehen sei oder nicht. Im letzkern Falle wird auch

jetzt noch ein Abschlagsdecret ob äeteotum kormäliuin erlassen. Sind

dagegen die Formalien völlig in Ordnung, so hat er sodann b) die

Materialien, d.h. die Beschwerden selbst, einer Prüfung zu unter

werfen, nach derem Resultate sich nun die Beschaffenheit der zu erlas

senden Verfügung richtet. Die Verfügung über die Beschaffen

heit der Beschwerden, ob nämlich diese relevant oder irrelevant sind,

somit über die Relevanz derselben, welche jedoch die Sache selbst

noch nicht betrifft, heißt Relevanzbescheid 2«). Dieser kann nun

251) Die Rechtslehrer sind über den Begriff des Relevanzbescheides oder

Decretes nicht einig, man s. z. B. Danz, ord. Proz. z. 43S. Martin,

Lehrb. z. 281. Gensler, Comment. II. S. 13S. Gönner, Handb. III.

Abh. 6«. z. 19. (der im Wesentlichen den obigen Begriff aufstellt). Heff-

ter, Inst. S. 474. Darum schlägt Linde, in der Zeitschrift Bd. X. S.

324 einen anderen Begriff vor, der aber wohl nicht sachgemäß sein dürste.

Der oben gegebene rechtfertigt sich wenigstens aus dem Begriffe der Re

levanz.
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entweder verwerfend (dejectorisch), oder die Erheblichkeit der Be-

schwerden anerkennend ausfallen. Zm letzteren Falle wird, weil

ein bles anerkennender Relevnnzbescheid zu nichts führen würde, und

daher ausdrücklich nie erfolgt, sondern nur stillschweigend in der wegen

der Erheblichkeit (Relevanz) der Beschwerden zu erlassenden Prozeß

oder Sachverfügung enthalten ist, der Oberrichter entweder u) der

offenbar begründeten Beschwerde sofort, oder doch nach eingesehenen

Acten, deren Einsendung daher vorläufig vom Unterrichter verlangt wird,

abhelfen, sei es «) durch ein förmliches, den Beschwerden entspre

chendes Decret^), oder /Z) durch ein Rescript an den Unterrichter,

welches diesem die erforderliche Abänderung aufgibt (Ordination,

resoriPtui» cle eme»clsuclc> vel to11en6c> Arsvsinine), oder b) ein wei

teres Verfahen der Parteien über die Beschwerden durch

Erkennung der Appellationsprozesse veranlassen, und sodann

nach Beendigung desselben v) ein förmliches, abänderndes, b estä

tigendes oder gemischtes Appellationserkenntniß (seMsu-

ris) fällen.

6) Nach dieser, der Deutlichkeit wegen gegebenen, allgemeinen Ueber«

ficht der möglichen oberrichterlichen Verfügungen auf die Appellations

rechtfertigung ist nun näher zu untersuchen, in welchen Fällen die eine

oder andere derselben stattfindet, s) Die Appellation wird ob clekevwi»

ivaierlsliuin abgeschlagen, was man auch so ausdrückt: die Ap

pellationsprozesse werden abgeschlagen, wenn die Beschwer

den offenbar unerheblich (grundlos) sind. Der Oberrichter vergleicht

hierbei das angefochtene Erkenntnis), zu dessen besseren Prüfung er auch

vorher die Acten vom Unterrichter einfordern kann, mit den aufgestell

ten Beschwerden und den zur Rechtfertigung derselben vorgebrachten.

Gründen; und wenn er nun hiernach findet, daß das unterrichterliche

Erkenntniß in Bezug auf den Appellanten nach der ganzen Sachlage

— czuoscl isoiuin et ius — keine Iniquität enthält, und es daher den

Beschwerden an jeder rechtlichen Grundlage gebricht, daß insbesondere

die etwa vorgebrachten novs unzulässig oder irrelevant sind: so hat er

die Appellation sofort abzuschlagen. Nur hat der Oberrichter zugleich

darauf Rücksicht zu nehmen , ob das Urtheil in den, vom Appellanten

angefochtenen Puncten nicht für den Appellaten eine genügende

Veranlassung zur Beschwerde enthalte. Denn in einem solche« Fall«

darf das Abschlagsdecret nicht erfolgen, bevor nicht der Appellat gehört

und ihm so Gelegenheit gegeben worden ist, seinerseits in Folge der

durch die Rechtfertigung eingetretenen Gemeinschaft der Appellation da^

Urtheil anzufechten 222). Man kann zwar dagegen einwenden, daß der

252) Dieses Decret nennt Linde a. a. O. Relevanzbescheid.

253) Die sogenannten präoccupatorischen Vorstellungen des Appellaten,

(Präoccupationslibelle) (R. A. ». 1713. §. 47. s. Linde, Lehrb. §. 407. u.

dort Note 1.), d. i. Vorstellungen, die er unaufgefordert vor, nach oder zu

gleich mit der Appellationsrechtsertigung einreicht , verdienen blos in Bezu,z

auf seine, etwa darin eventuell erklärte Absicht, adhäriren zu wollen, Berück

sichtigung. A. M. scheint Linde a. a. O. zu sein.
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Appellat auf eine solche Berücksichtigung deßhalb keinen Anspruch habe,

weil, wenn er die Absicht hätte, sich gegen das Urtheil zu beschweren,

er es zur rechten Zeit durch eigene Appellationseinwendung, gethan ha

ben würde, und daher, da er dieß unterlassen, anzunehmen sei, er habe

auf die Beschwerdeführung stillschweigend verzichtet und sich daher bei

dem Urtheile beruhiget. Allein durch die Rechtfertigung der Appella

tion erlangt der Appellat vermöge ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift

ein Recht, das Urtheil in den durch den Appellanten angefochtenen

Puncten auch seinerseits anzufechten, an dessen Ausübung er um so

weniger verhindert werden darf, als das Gesetz dem Oberrichter sogar

ausdrücklich die Pflicht aufliegt, denselben, wenn er abwesend ist, d. h.

wenn er nicht zur Erklärung gerichtlich aufgefordert wird, von Amts

wegen zu vertreten und so sein Interesse bei der materiellen Verfügung

über die Appellation wahrzunehmen, b) Sind die Beschwerden nicht

offenbar unerheblich, so werden in der Regel Appellationspro

zesse, wie man sich auszudrücken pflegt, erkannt, d. h. weitere

Verhandlungen eingeleitet. Man unterscheidet vollständige und

unvollständige Appellationsprozesse (provessu» sppeilst«

plsni e?t minus pleui). Au jenen rechnet man: «) die Iii. iulii-

bitorisles, d. h. Einhaltsbesehle an den Unterrichter, wodurch ihm

nämlich das weitere Vorschreiten in der Sache untersagt wird; /Z) die

lit. «o»ipu1s«riä1s8, d. h. Befehle an denselben, die Acten mit

Bericht an den Oberrichter einzusenden, und y) die eitati« sppel-

Isti, d. h. die Auflage an den Appellaten, sich über die ihm zu dem

Ende mitzutheilende Appellationseinführungs - und Rechtfertigungs

schrift binnen einer zu bestimmenden Frist vernehmen zu lassen, seine

etwaigen Erinnerungen dagegen abzugeben, und bei dieser Gelegenheit

nuch (worauf sich jedoch die Auflage nicht erstreckt) der Appellation

zü adhäriren. Werden dagegen nicht alle diefe Verfügungen zugleich

getroffen, so sind die Appellationsprozesse unvollständig. So all

gemein und unangefochten diese Ansicht von Appellationsprozessen auch

ist, so erscheint sie dennoch nicht sachgemäß. Denn Jnhibitoriales

sind, wie schon oben bemerkt worden, bald gar nicht zulässig, bald un-

nöthig, weil die Suspensivkraft schon durch die Appellationseinlegung

iz>so iure eintritt, und daher Inhibitorien blos zu erlassen sind, wenn

entweder der Unterrichter von der Einwendung, weil sie außergerichtlich

geschah, gar keine Kenntniß erlangt, oder ein Attentat begangen hat,

oder wenn die Suspensivkraft nur beschränkt oder bedingt eintrat und

eine Inhibition gesetzlich statthast geworden ist. Auch wird durch die

Inhibitorien kein Verfahren (proceäers) veranlaßt, vielmehr gerade

dns weitere Verfahren gehemmt. Die Compulsoriales dagegen

können selbst nach der Appellationseinführung schon vorkommen, wenn

z. B. der Oberrichter die Acteneinsicht zur Beurtheilung der Formalien

oder zur besseren Ueberzeugung von der Unzulässigkeit der Beschwerden

254) I.. 39. OoS. Ss spp. (7. 62.) s. das Rechtslexikon unter: Ad

häsion.
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u. s. w. für nöthig oder zweckmäßig erachtet z sowie aus der Erlassung

derselben nach der Appcllationsrechtfertigung noch keineswegs die Noth-

wendigkeit der Zulässigkeit der Beschwerden und sonach eines weiteren

Verfahrens folgt, da die Acteneinsicht auch blos zur Beurtheilung der

Unerheblichkeit der Beschwerden erforderlich sein, und diese Unerheblich

keit gerade aus der Acteneinsicht sich ergeben kann, so daß daher selbst

nach der gewöhnlichen Sprache — ungeachtet schon in den Compulso-

rialien ein Theil der Appellationsprozesse erkannt wor

den ist — dennoch die Appellationsprozesse abgeschlagen werden

müssen! Der eigentliche Appellationsprozeß, nämlich ein Verfah

ren zwischen den Parteien über den Appellations angriff zum

Zwecke einer förmlichen Definitivsentenz über denselben, wird blos

durch die eitstio sppelluti eingeleitet, von deren Verfügung daher

auch allein mit sachgemäßer Richtigkeit gesagt werden kann, daß ein

Appellations Prozeß erkannt worden sei, auf welche deßhalb auch diese

Bezeichnung zu beschränken wäre. ^Ausnahmsweise kann jedoch

auch der Fall eintreten, wo der Oberrichter wegen der besonderen Be«

schaffenheit der Beschwerden ohne eigentliche Prozeßeinleitung, d. h.

ohne den Appellaten über den Appel lationsangrisf ge

hört zu haben, das angefochtene Urtheil fofort auf eine den Be

schwerden entsprechende Weise abändern, und so den eigentlichen

Appellationsprozeß ganz abschneiden kann. Dabei ist es völlig einerlei,

ob er dieß durch eine unmittelbare Sachverfügung, d. h. durch

ein förmliches Decret, oder mittelbar, d. h. durch einen Be

fehl an den Unterrichter bewirke, durch welchen dieser beauftragt

wird, das Urtheil auf die im Befehle näher angegebene

Weise abzuändern (orärusti« s. reserirituui cl« euieucisuclo vel

tolleuäo grävsmlue). Die Theorie nennt daher diese, auf einseitigen

AppeUcttionsvortrag erfolgende Abänderung des Urtheiles überhaupt eine

Ordination 22b), weil sie gewöhnlich in der Form einer Ordination

erfolgt und die formelle Verschiedenheit der Verfügung aus die Sache,

nämlich auf die Statthaftigkeit einer solchen Abänderung, gar

keinen Einfluß äußert. Nach römischem Rechte '"°) unterlag eine solche

auf einseitiges Vorbringen erfolgende Abänderung keiner Schwierigkeit,

da es nach demfelben Regel war, daß der Appellationsrichter in allen

Fällen schon auf den Antrag und nach, Anhörung einer Partei eine

Entscheidung gab. Der Appellat hatte zwar das Recht zu erscheinen,

und wurde, wenn dieß der Fall war, mit seinem Widerspruche, nach

neuerem Rechte sogar mit seinen Beschwerden gegen das Urtheil

265) M. s. ?ütter, opnsc. rem. iuck. im^ier. illristr. k^r. XV. p. 602sq.

H. k'. Olsrs», <Ie e« yu«6 iustum est «ires reseriptä cle einend, seu

«rSin. «oett. 1798. Gönner, Handbuch III. Abh. 69. v. Almendin

gen a. a. O. I. Nr. IX. S. 189 flg. Linde, in der Zeitschrift Bd. X.

S. 313 flg.

256) M. s. Heffter, Inst. S. 472. §.22. Bethmann-Hollweg,

Handb. I. S. 3SS.

257) I.. 39. Oocl. Se spp. (7. 62.)

2«
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gehört; aber nothwendig war seine Gegenwart nicht. Erschien er daher

nicht, so wurde die Sache ohne eigentliches Contumacialverfahren ein

seitig fortgesetzt, nur mußte der Richter nach dem berührten neueren

Rechte bei der Entscheidung der Sache auch das Beste des abwesenden

Appellaren von Amtswegcn berücksichtigen , also nach der wahren Lage

der Sache, nicht wie sie etwa nach dem einseitigen Vorbringen des

Appellanten erschien, erkennen. Dagegen hatte der Richter auch des

Appellanten Interesse in gleicher Weise zu berücksichtigen , wenn der

Appellat allein erschien und zur Verfolgung der Sache neue Gründe

oder Deductionen vorbrachte. Bios die Kosten sielen dem ausblei

benden Appellanten immer zur Last 22«). Schwieriger stellt sich aber

die Frage: in welchen Fällen der Appellationsrichter eine sogenannte

Ordination erlassen dürfe, und natürlich, wenn ein solcher Fall eintritt,

auch erlassen solle? nach dem jetzigen Prozeßverfahren dar, nach wel

chem es zu den Grundprincipien gehört, niemals eine materielle Ent

scheidung über einen Prozeßangriff zu Gunsten des Angreifenden zu

erlassen, bevor nicht auch der Angegriffene über den Angriff ge

hört worden ist^). Die Lösung der obigen Frage, sonach die Zu-

lässigkeit einer Ordination, kann daher nur aus diesem Principe des

Wechselgehöres selbst abgeleitet werden. Hierin ist, mit anderen Wor

ten, das Princip für die Ordinationen zu suchen, welche demzufolge

nur zulassig sind, wenn durch dieselben die Grundma

xime des gegenseitigen Gehöres nicht verletzt wird. Alle

von den Rechtslehrern angeführten Erfordernisse^^'), unter deren Vor

aussetzung die Ordinationen statthaft sein sollen, können deßhalb nur

als Nachweisung der Bedingungen aufgefaßt werden , unter deren Ge

sammteintritte der Fall gegeben ist, in welchem jene Maxime iu ««u-

«reto durch eine sofortige Abänderung des Urtheiles nicht verletzt wird.

Es muß demnach, wenn eine Ordination statthaft sein soll: «) das

Vorbringen des Appellanten so beschassen sein, daß dieses nicht als ein

erlaubter neuer Angriff erscheint, über den der Appellat noch gar

nicht gehört worden, also jetzt noch zu hören ist. Es darf daher jZ) keine

relevante, jetzt noch zulässige uovs iu ksoto oder probstione enthalten,

sondern 7) sich nur auf solche Gründe stützen, über welche der Appel

lat laut der Voracten schon hinlänglich gehört worden ist, so daß, man

mag auf die innere Beschaffenheit des Vorgebrachten oder auf die jetzige

Art der Darstellung desselben Rücksicht nehmen, ein weiteres Gehör

des Appellaten offenbar als überflüssig erscheint. Endlich muß sich S)

aus der Beschaffenheit der Sache in ihrem Verhältnisse zum Urtheile

die Gewißheit ergeben, daß der Appellat seinerseits das letztere in kei

nerlei Weise durch erlaubte Adhäsion anfechten werde oder anfechten

268) H effter a. a. O. u. dort Note 87. — «ov. 49. c. I. xr.

259) Martin, Lehrb. Z. 14. Gönner, Handb. I. Abh. 9. Z. 6.

260) M. s. z. B. v. Almendingen a. a. O. S. 203 flg. oderLinde

in der Seitschrist Bd. X. S. 3SS flg.
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könne, daß er dieß namentlich nicht durch novs zu thun vermöge. Daß

übrigens ein, auf irgend eine Art ausdrücklich, z. B. in einer soge

nannten präoccupatorischen Vorstellung, oder stillschweigend, z. B. durch

Gesuche, die Appellation für desert zu erklären u. s. w., unzweifelhaft

ausgesprochener Verzicht des Appellaten auf weiteres Gehör ebenfalls

die Statthaftigkeit einer Ordination begründen könne, versteht sich von

selbst. Immer muß jedoch der Oberrichter bei der Erlassung einer sol

chen das Interesse des Appellaten wegen der Gemeinschaft des Rechts

mittels zugleich berücksichtigen, also bei der Abänderung des Unheiles

die Sachlage in ihrer actenmäßigen und rechtlichen Beschaffenheit in's

Auge fassen und nach dieser das Vorbringen des Appellanten würdigen

und berichtigen.

7) Erachtet der Oberrichter entweder schon vor oder doch nach der

Einsicht der bisher verhandelten Acten die Vernehmung des Ap

pellaten noch für zweckmäßig oder nothwendig, so veranlaßt er nun

durch Erkennung der Appellationsprozesse, insbesondere durch die eltsiio

sppellsti, ein weiteres Verfahren zwischen den Parteien über den

Appellationsangriff. Die Ausdehnung dieses Verfahrens, welches in ei

nem dem ersten Verfahren analogen Schriftenwechsel besteht, hängt

hauptsächlich von der Beschaffenheit der appellatischen Vernehmlassung

ab. Enthalt diese nichts Neues in tsoto, was zu einer Weiterung

Veranlassung geben könnte, auch keine Adhäsionsbeschwerden, so wird

das Verfahren jetzt schon geschlossen. Wenn dagegen der Appellat di

latorische oder peremtorische Einreden in Bezug auf die etwa vom Ap

pellanten vorgebrachten uov» W tsvt« verschützt oder sich darauf ver

neinend einläßt, und selbst die seinerseits erhobenen Adhäsionsbeschwer

den durch neues Vorbringen unterstützt, das wieder Litiscontestation

von Seiten des Appellanten nöthig und dilatorische und peremtorische

Einreden möglich macht; so muß das Verfahren, wie jenes in der er

sten Instanz, so lange durch Wechselschriften (Appellations -, Replik-,

Duplik- zc. Handlungen) der Parteien fortgesetzt werden, bis das dila

torische Vorbringen beseitigt, und lu kaeto nichts mehr streitig ist, in

welch' letzterer Beziehung selbst ein Beweisverfahren durch Interlokut

zu veranlassen und zu vollführen sein kann. Beschränkt übrigens der

Appellat, wie es in der Regel der Fall ist, wenn er nicht selbst Be

schwerden aufstellt, seine Vertheidigung blos darauf, daß er eine Abän

derung des Urtheiles zu verhindern strebt, so kann er dieß theils durch

Anfechtung der Formalien, z. B. durch Nachweisung der fehlenden Ap

pellationssumme, sowie durch sonstiges dilatorisches Vorbringen, z. B.

gegen die Prozeßlegitimation ?c., theils durch Bestreitung der Erheb

lichkeit der Beschwerden, z. B. durch Nachweisung der Irrelevanz, oder

der UnHaltbarkeit der Rechtfertigung, durch Gegenduction, und bei vor

gebrachten oovis, die keine Litiscontestation nöthig machen, durch Dar

legung ihrer Unzulässigkeit, Irrelevanz, Impertinenz :c., aber auch

überhaupt durch bloße Beziehung auf die Voracten thun. Das Ge

such geht in diesem Falle stets auf Verwerfung der Appellation und

Bestätigung des vorigen Urtheiles, sowie aus Verurtheilung des Appel

26*
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kanten in die Kosten der Appellntionsinstanz. Greift er dagegen das

Urtheil auch seinerseits durch Adhäsionsbeschwerden an, so wird seine

Rolle eine zweifache, und sein Sachgesuch, nach Rechtfertigung der Be

schwerden, theils auf Verwerfung der gegentheiligen Appellation, thcils

auf eine seinen Beschwerden gemäße Abänderung des Urtheiles in der

selben Form gerichtet, in welcher, wie oben bemerkt worden, der Appel

lant in der Appellationsrechtfertigungsschrift sein Gesuch vorzubringen

hat. Dieser hat dagegen in Bezug auf die appellatischen Beschwerden

die Rolle des Appellaten (Adhäse) in seiner etwa nöthig erachteten

Vernehmlassung hierauf zu übernehmen. Ob und inwieweit Litiscon-

testation nöthig und peremtorische Exceptionen , Repliken ?c. Einwen

dungen gegen Beweismittel u. s. w. zulässig seien, ist nach der Be

schaffenheit der von der einen oder anderen Partei vorgebrachten »«v»

zu beurtheilen.

8) Ist dieses appellatorische Wechselverfahren geschlossen, so er

folgt nun das oberrichterliche Definitiverkenntniß nach den

jenigen Gesetzen, welche der Unkerrichter zur Zeit der Fällung des an

gefochtenen Urtheiles zu befolgen hatte 2^). In diesem Erkenntnisse

hat der Oberrichter nach römischem Rechte in Bezug auf die ganze

Actenlage, wie sie ihm vorlag, blos auszusprechen, ob wohl oder übel

appellirt worden '-^), nicht aber auch darauf Rücksicht zu nehmen, ob

der vorige Richter in der Lage, wie er die Sache fand, recht gesprochen

habe oder nicht, da erlaubte n«v» die Appellation als begründet dar

stellen können, obgleich dem Unterrichter in Bezug auf das von ihm

nach der damaligen Sachlage gegebene Erkenntniß kein Vorwurf ge

macht werden kann. Es ist jedoch in der teutsche» Doctrin und Pra

xis, wiewohl nicht im Einklänge mit der Lehre von dem KeueKouim

»ovorum, durchgängig üblich geworden, die materielle Beschaffenheit

der Appellation, nämlich den Spruch darüber, ob wohl oder übel ap

pellirt worden sei, nach der Beschaffenheit des vorigen Urtheiles in des

sen, Verhältnisse zu dem nach jetziger Actenlage zu .fällenden Erkennt

nisse zu bestimmen, und daher hiernach sogar zu bemerken, ob in vori

ger Instanz wohl oder übel gesprochen worden; ein Beisatz, worauf

auch, nach früherer Bemerkung, das Gesuch des Appellanten in der

Justisicationsschrift gerichtet zu werden pflegt, und welcher nach der

Höflichkeitstheorie der Practiker blos wegzulassen ist, wenn in voriger

Instanz bereits ein höherer Richter, also nach teutscher Einrichtung der

Richter zweiter Instanz, gesprochen hat. Das Urtheil erklärt sich übri

gens auch über die Formalien (daß die Appellation in ihren Forma

lien rechtsbeständig und zu gebührender Rechtfertigung anhero (hierher)

erwachsen), und ändert in der Sache selbst das vorige Erkenntniß

ganz oder zumTheilab, je nachdem die Beschwerden sämmllich

oder nur eine oder einige davon vollständig gerechtfertigt worden sind,

261) Nov. IIS. pr. u. c. 1.

262) I.. 6. <l« spp. (7. 62.) H efft er, Inst. S. 473. Beth -

mann-Hollweg, Handb. l. S. 366 und dort Rott «4.
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oder bestätiget dasselbe im Falle ganzlich mißlungener Rechtfertigung.

Mit einer lheilweisen, genau auszudrückenden Abänderung, welche for

mell den ersten Platz im Urtheile einnimmt, wird immer die Bestäti

gung der nicht abgeänderten Fhejle ausdrücklich verbunden, und im

Eingange dsr Appellant, und wenn beide Parteien das Rechtsmittel

eingewendet haben, diejenige zuerst genannt, welche dasselbe zuerst ein?

gelegt hat; was auch in den früheren Decreten beobachtet zu werden

pflegt. Die Kosten der Appellationsinstanz muß im Falle der Ver

werfung der Berufung der Appellant tragen; bei einem reformatori

schen Erkenntnisse hat dagegen der Oberrichter, ohne Rückficht auf das

vorige Urtheil, diejenigen Bestimmungen darüber zu treffen, welche dem

Appellationserkenntnisse und den allgemeinen Rechtsgrundfätzen über

Prozeßkosten angemessen sind. Bei einer theilweifen Reformation wird

daher in der Regel Eompensation , bei einer völligen Aufhebung des

vorigen Unheiles aber Verurtheilung des Appellaten in die Kosten ein

treten, wenn nicht etwa eine wenigstens theilweise Abänderung zu sei

nem Gunsten Compensatio» rechtlich nothwendig macht 2^).

Hat eine, vom vorigen Richter aus grober Schuld begangene Ini

quität die Appellation veranlaßt, so ist derselbe auch in die durch diese

verursachten Kosten zu verurtheilen. Die Versendungskosten theilen nur

dann das Schicksal der übrigen, wenn die Actenversendung von Amts

wegen geschah; denn erfolgte diese auf Begehren des einen oder ande

ren Theiles, so hat der Nachsuchende dieselben immer allein zu tragen,

wie immer auch das Urtheil über die anderen Kosten ausfallen mag.

Nach dem älteren römischen Rechte 2^) ymßte der unterliegende

Appellant nicht nur dem Gegner den Kostenaufwand vierfach erstatten,

sondern er verwirkte auch zur Strafe diejenige Summe, gewöhnlich den

dritten Theil des Werthes des Pcozeßgegenstandes betragend, welche er

binnen fünf Tagen nach Empfang der Apostel als Succumbenzgeld de-

poniren oder durch Bürgen versichern mußte. Diocletian substi-

tuirte jedoch diesem Succumbenzgelde eine arbiträre Strafe, die auch

I u st i n i a n beibehielt -^). Das canonische Recht und die Reichs-

gefetze bestätigen dieses. Die Praxis beachtet dieß in der Regel

nicht. Wenn aber Particulargesetze Succumbenzgelder eingeführt ha

ben, so ist in dem Appellationsurthcile auch darüber zu erkennen. Au

ßerdem können in demselben auch Verweise oder andere Strafen gegen

Advocaten wegen anzüglicher Schreibart u. s. w. vorkommen; sowie

263) Der practisch fast immer angewendete Satz: daß bei reformatori

scher Entscheidung deßhalb Eompensation eintreten müsse, weil der Appellat das

vorige Urtheil für sich habe, ist nur unter Beschrankungen richtig.

264) ?äul. S. K. V. SS. et 37. 1'se. ^m«I. XIV. 23. Heffter,

Inst. S. 479. §.27. Bethmann -Hollweg, Handb. I. S. S67flg. Vgl.

oben Note 236.

265) I.. 6. §. 4. u. I.. 19. «öS. cls spp. (7. 62.)

266) 0. 1. u. S. cks »vp. in VI. (2. 16.) C. G. O. v. 15SS. Th. II.

Tit. 31. §. 3.
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auch über andere Präjudicialpuncte, welche im Appellationsverfahren

angeregt und nicht in früheren Decreten erledigt worden sind, jetzt noch

zu entscheiden ist. Ebensowenig sind provisorische Verfügungen, mit

deren Vollziehung, wenn es nöthig ist, der Unterrichter beauftragt wird,

in dieser Instanz ausgeschlossen.

9) Ist das Appellationsurth eil entweder durch die bloße

Publikation, weil es keine höhere Instanz mehr gibt, oder durch Ab

lauf der zum Gebrauche fernerweit zulässigen Rechtsmittel, ohne daß ein

solches eingewendet wurde, in Rechtskraft erwachsen, so wird die Sache

mit den Acten der vorigen Instanz und einer Abschrift des Urtheiles

(die iu stellar«»« verhandelten Acten bleiben als Eigenthum des

Obergcrichtes bei diesem zurück) an den Unterrichter zum weiteren sach

gemäßen Verfahren in den geeigneten Fällen remittirt, sonst aber vor

dem höheren Richter in der Sache weiter verfahren, wie es die Be

schaffenheit des ergangenen Urtheiles mit sich bringt. Wird dagegen

abermals die Appellation zulässig eingewendet, so ist der bisherige Ober

richter im Verhältnisse zu dem neuen Appellationsgerichte als Unter

richter hinsichtlich seiner Entscheidung zu betrachten, und nun wieder

ebenso zu verfahren, wie über die vorige Appellation.

c) Außerordentliche Behinderung der Appella

tion^).

Die eingewandte Appellation kann auch auf unregelmäßige oder

aus außerordentliche Art in ihrem Gange gehemmt, und so ein weiteres

— bis zum Endziele sortgesetztes Verfahren rechtlich unmöglich werden.

Ein solcher Fall tritt ein: 1) durch Versäumung einer der stufenweise

vorgeschriebenen Nachfristen, ohne daß um Restitution gegen das Ver-

säumniß nachgesucht oder dieselbe erlangt wird, in welchem Falle das

vorige Urtheil rückwärts (extuüo) die Rechtskraft beschreitet und sofort

vollziehbar Wirdes); 2) durch ein vor der Appellation oder nach deren

Einwendung schriftlich abgeschlossenes z>»otru» äe »ou sripellsuäo oder

im letzteren Falle cl« appsllailous uou prosequeuäs, wenn der Appel-

lat davon Gebrauch macht und es als Einrede vorschützt^); 3) durch

Zurücknahme der Appellation oder durch freiwillige Anerkennung des

vorigen Urtheiles ^°), überhaupt durch Verzicht^), welcher jedoch nach

der Rechtfertigung insofern von 'den Folgen der Appellation nicht be

freit, als der Appellat bereits adhärirt hat; 4) durch den Untergang

des Streitgegenstandes 2?2) z 5) durch das erblose Ableben des Appel-

267) Man s. Gönner, Handb. III. Abh. 67. h. 3« flg. Martin,

Lehrb. §. 282. Heffter, Jnstit. S. 481. §. 30. Linde, Lehrb. S. 397.

Beth mann-Hollweg, Handb. I. S. 363 , „ . . ^ « «, /.

268) I.. 6. §. 1. v. äs Kis, <;ui not. (3. 2.) I.. 2. u, tm. I..5. §. 4.

c?«ä. <Ie tempor. (7. 6S.) I.. 8. «oö. <Is spo. (7. 62.)

26V) I.. 1. §. 3. v. s quid. spp. (49. 2.)

270) I.. 23. «öS. ll« spp. (7. 62.)

271) Man s. darüber Linde, im Handb. IV. §. 118 flg. im Arch. für

civil. Pr. Bd. XIV. S. 1 flg. und 177 flg. und Lehrb. §. 397.

272) 1^. 6. Ouä. si penu. upp. m«r». (7. 66.)
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kanten, oder wenn dessen Erbe gar kein Interesse bei der Sache hatx

denn sonst muß dieser den Streit fortsetzen, wozu ihm eine neue Frist

verwilligt wird, oder das Urtheil anerkennen und ß) durch ein

»poliuin des Appellanten an der res litigiös» ^?4)

S) Bei Appellationen gegen einfache Decrete

und außergerichtliche richterliche Verfügun

gen-").

Das Verfahren bei diefen Appellationen weicht von dem bisher

beschriebenen nur in einigen Puncten ab, welche hier noch kurz zu

sammenzustellen sind.

1) Die Appellations interposition, welche, wie aus Obigem

erhellet, erst nach vergeblicher Gegenvorstellung nothwendig ist, muß

zwar auch intra clecsuciiuin , das bei außergerichtlichen Verfügungen

vom Tage der erlangten Wissenschaft der beschwerlichen Verfügung

an gerechnet wird^), jedoch schriftlich und mit ausdrücklicher

Anführung der Befchwerdegründe geschehen 2^), damit der

Unterrichter einen festen Standpunct zur Prüfung erlange und die Be

schwerden noch selbst heben könne 2"). Bei Absch lagsdecreten, ge

gen welche Gegenvorstellungen versucht wurden, beginnt das äeoeucUuiu

von dem Tage der Insinuation der Jnhasivbescheide an. Wurden gegen ein

der anderen Partei willfähriges Decret Einwendungen gemacht, so

laust zwar auch hier das äeesuäluiri vom Tage der Insinuation des

die Einreden verwerfenden und das vorige Decret erneuernden Beschlus

ses an; allein dieser wird eben durch die Verwerfung der Einreden

und die damit verbundene Erneuerung der früheren Verfügung einDe-

cisivdecret, und gehört darum nicht mehr hierher 2").

2) Die Suspenfivkraft tritt nicht von selbst ein, wenn der

Unterrichter die Berufung nicht unbedingt für zulässig erklärt hat ^°),

und der Gegenstand derselben keinen Präjudicialpunct betrifft 2"). Er

kann daher, ohne ein Attentat zu begehen, so lange fortschreiten ^),

bis der 'Oberrichter inhibirt '^), der dieses nur thun soll, wenn nicht

evicleus xerieuluin iu mors oder ein, aus der Inhibition sich ergeben-

273) v. 49. 13. si penä spp. mors int. u. O«ä. 7. 66. eoä.

274) «. 42. X. äs spp. (2. 2S.)

275) Man s. Heffter, Inst. S. 489 flg. Bayer, Vortr. S. 602

flg. Linde, Lehrb. §. 412 u. 413.

276) O. 8. äs spp. in Vl. (2. 15.)

277) l?. 1. u. 10. äs spp. in VI. «. 69. u. 6«. X. 6s spp. (2. 28.)

«sm. 5. äs spp. (2. 12.) C. G. O. v. 1656. Th. II. Tit. 29. §. 4. u.

Th. III. Tit. 31. K. 1«. D. A. v. 1»w z. 113. I. N. A. Z. 68.

278) <ü. 10. äs SPP. in VI. (2. 15.)

279) Bayer S. 503.

28«) c?. 6. äs SPP. in Vl. (2. 16.)

231) <Z. 10. u. 33. X. äs spp. (2. 28.)

232) l). 7. äs spp. in VI. (2. 16.)

283) Ol. Clsm. 1. äs sent. (2. 11.)
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des 6suu,um Zrrepsrsdile bescheinigt vorliegt 2^). Ebenso tritt die

Devolutiv? rast nur ein, wenn der Unterrichter die Beschwerde nicht

selbst heben will 2»°).

3) Die Appellation darf in der höheren Instanz durch keine an

deren Gründe gerechtfertigt werden, als welche schon bei der Jn-

terposition angeführt worden sind. Neues Vorbringen ist unstatt

haft^»); wenn nicht die uovs erst später aufgefunden wurden 2«?).

4) Eine angemessene Einführungsfrist kann der Unterrichter

bestimmen; unterläßt er es, so treten die allgemeinen Einführungsfri

sten ein'"«).

5) Bei dem Oberrichter wird gewöhnlich kein vollständiges Ap

pellationsverfahren eingeleitet, sondern der Beschwerde, wenn sie

begründet befunden wird, durch eine Ordination abgeholfen.- Bestätigt

dagegen der höhere Richter unter Verwerfung der Berufung die ange

fochtene Verfügung , fo wird der Appellant auch hier in die Kosten

verurtheilt. In Ansehung der Remission gelten die allgemeinen Grund

satze. S. Jordan.

Appellation in Strafsachen (»rzpellstlo l» «»«8?« «rlmlns-

Ilbus >). Sie unterscheidet sich von der »ppelluti« in «susis «Ivilidus

nicht ihrem Wesen, sondern nur ihrem Gegenstande nach. Wie

jene gegen beschwerende Verfügungen des Unterrichters in Civilrechts-

sachen, so ist diese gegen beschwerende Verfügungen desselben in Crimi-

nalsachen gerichtet, und setzt, wie jene, ein hierarchisch geordnetes Jn-

stanzenverhältniß voraus.

234) R. A. v. 1694. 8. 94.

28S) l). 60. X. 6s spp. (2. 28.) e. ZS. X. Ss sent. exeoivm. (5. 39.)

186) «lern. 5. 6e spp. (2. 12.) Not. O. v. 1512. Tit. IV. g. 1. (vgl.

dagegen l.. 3. §. 3. 0. <!s »pp. (49. 1.) C. G. O. Th. III. Tit. 31. Z.

10. u. Ii. D. A. v. 1600. z. 113. wodurch die Bestimmung in E. G. O.

v. 1503. II. §. 7. aufgehoben worden. And. Mein, ist Linde, Lehrb. S.

412. Note 23.

287) «. 4. Ss elect. in VI. (1. 2.)

288) O. 1. gs spp. in VI. (2. 16.) v. 6. u. 33. X. Se spp. (2. 28.)

1) Man s. »!. >VsrnKer, ös sppetlstione in csus!« criminsl. ex z.

Koni. Os». et Lerm. Vit. 1739. L. KcKrsäer, «omm. äs reineci. eontrs

«ent. et 6s re iu6i«. in esu». «rim. ?. I. Liött. 1803. IVl. ^eder,

6e sppell. in csus. erim. Lsmd. 1803. (teutsch : das. 1805.) Bau rittet,

über die Berufung in Straff. Mannt). 1806. Schwenken, die Rechtsmit

tel in Strafsachen und das Verfahren bei deren Anwendung nach kurhess.

Rechte, Hanau 1834. Tittmann, Handbuch der Strafrechtsw. 2. Aufl.

Halle 1824. Bd. III. g. 906 flg. Stübel, das Criminalvers. Leipzig 1811.

Bd. V. §. 3240 flg. Mittermater, Handbuch des peinl. Proz. Bd. II.

Heidelb. 1312. S. 633 flg. Dessen Strafverfahr. 2. Aufl. Heidelb. 1832.

Abth. VII. §. 194 flg. Martin, Lehrb. des Strafproz. 3. Aufl. Heidelb.

1831. §. 156. Ab egg, Lehrbuch des Criminalproz. Kdnigsb. 1333. §. 184

flg. Bauer, Lehrbuch des Strafproz. Gott. 1836. S. 205. Müller,

Lehrbuch des Criminalproz. Braunschw. 1837. K. 21S flg.
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I. Geschichtliche Einleitung.

1) Im römischen Rechte entwickelte sich die Appellation inCri-

minalrechtssachen gleichen Schrittes mit der in Civilrechtssachen aus dem

!us interoecleuäi. Sie hat mit dieser ganz gleiche Fortbildungsstusen,

weßhalb sie auch in den römischen Rechtssammlungen nicht getrennt von

dieser, sondern überall gemeinschaftlich und gemischt mit derselben be

handelt wurde. Es gab nur eine sppellsti«, deren Wesen von der

Verschiedenheit des Objectes unabhängig war, welche daher in allen Sa

chen, in welchen ihre eigenthümliche Natur eine Anwendung gestattete,

als ordentliches Rechtsmittel gebraucht werden konnte. Hieraus ergibt sich

von selbst, daß alle Bestimmungen, welche das römische Recht über

Appellation enthalt, auch auf die sppellsti« in «susis orimiuslibu» Bezug

haben; was in gleichem Maaße auch von der allmäligen geschichtlichen

EntWickelung der sppellati« gilt; weßhalb wir uns in dieser Hinsicht

lediglich auf den vorhergehenden Artikel beziehen können. Die wenigen

Abweichungen, welche das römische Recht über Criminalappellation ent

hält, betreffen blos subjektive und objective Verhältnisse,

welche jetzt, bei veränderten Strasrechtsansichten, keine praktische Be

deutsamkeit mehr haben, und überdieß nicht durchgängig mit einander

im Einklänge stehen. Während z. B. Ulpian nach einer Stelle ^)

nicht blos dem Verurtheilten selbst, zu der Seit noch, wenn er zur Ere-

cution abgeführt wird, sondern jedem Dritten in dessen Namen, ja

sogar gegen dessen ausdrückliche Protestation zu appelliren gestattet , stellt

er in einer anderen ^) den allgemeinen Grundsatz auf, daß in ei

ner Rechtssache, in welcher man nicht durch einen Anderen verhandeln

lassen dürfe, auch das Appelliren durch einen Anderen unstatthaft sei,

wie namentlich in einer esusa ospirsli, und spricht er in einer dritten

Stelle 4) dem offenkundigen Räuber, dem Aufrührer, überhaupt jedem

gefährlichen Verbrecher, dessen Bestrafung nicht ohne Gefahr verschoben

werden könne, das Recht der Appellation ganz ab; wiewohl kaum ein

zusehen ist, wie der Aufschub der Bestrafung Gefahr dringen konnte,

da der Appellant, der Appellation ungeachtet, in der eusroäis blieb,

wenn er keinen tauglichen Bürgen stellte und sogar in Bezug auf

solche Verbrecher, die man besonders hart strafen wollte, angeordnet

war, daß die Vollstreckung der Strafe 3l) Tage verschoben, und so das

Loos derselben in einem ungewissen Zustande bleiben solle °). Ein

Anverwandter des Angeschuldigten konnte nur innerhalb des bicluum

für denselben appelliren, weil hier die Berufung als eine «ppellsti«

in eausä proprio galt ^) ; und ein Sclave blos dann, wenn sein Herr

nicht für ihn appellirte «). Ueberhaupt galt der Grundsatz, daß bei

2) I.. 6. v. a« SPP. (49. 1.)

3) l,. 1. V. sn per süum csus. spp. (49. 9.)

4) Ii. 6. §. 9. v. S« inz,, rupt., irrit. Ket. test. (2S. 3.)

5) l.. 6. §. 3. U. I.. 12. Loci. 6e spp. (7. 62.)

L) I>. 2«. 0«<I. gs poen. (9. 47.)

7) I.. 2. §. 3. v. yusn^o spp. (49. 4.)

8) I.. 15. 0. ge spp. (49. 1.)
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Verbrechern, deren schnelle Bestrafung durch das Staatsinteresse gebo

ten wurde, wie bei berüchtigten Räubern, Aufwieglern oder Häuptern

von Verschwörungen, auch bei völlig überwiesenen und geständigen

Mördern, Giftmischern, Zauberern, Ehebrechern, Entführern u. s. w.,

keine Berufung zugelassen werden solle, außer wenn im letzteren Falle

der Beweis oder die Willigkeit des Geständnisses angegriffen wurde ^).

2) Das canonische Recht machte ebensowenig einen Unterschied

zwischen der sppsllsti« iu osusis «ivUibu» und der iu «susis «rlmü-

iialibus. Es gestattete in den letzteren Sachen die Berufung ausdrück

lich "'); nur bei notorischen Verbrechen war sie unzulässig").

3) Das teu tsche Recht, insofern nämlich darunter blos das auf

einheimischen Rechtsnormen beruhende zu verstehen ist, kannte in Straf

sachen gar keine Appellation in dem eigentlichen Begriffe, nämlich als

ein suspensives und devolutives Rechtsmittel^). Das Urthcilschelten,

die Beschwerden bei den Königen und die von den Oberhöfen einge

holten Rechtsbelehrungen waren nichts weniger als Appellationen im

angegebenen Sinne. Wir können uns daher auch hier wieder auf das

im vorigen Artikel über den Urfprung der Appellation in Teutschland

Gesagte beziehen. Denn auch in Strafsachen wurde die eigentliche

Appellation erst durch das fremde Recht bekannt. Nur vermochte sie

nicht in Strafsachen ihre Herrschaft in gleicher Weise geltend zu ma

chen, wie in Civilrechtssachen. Der Blutbann, frühe schon vom Kaiser

oft besonders verliehen ^), ging bei der Auflösung der Gauverfassung

auf die neuen Landesherren, als ein in ihrer obrigkeitlichen Gewalt ent

haltenes Recht, über. Wie sie den Blutbann früher als Beamtete aus

übten, so thaten sie es jetzt als Landesherren oder Obrigkeiten (Herr

schaften). Es gelang ihnen auch, in der Ausübung dieses Rechtes die

alte Unabhängigkeit von dem nach den fremden Rechtsansichten einge

richteten Reichskammergerichte zu behaupten, dessen Einwirkung auf

ihre Territorien sie auch in Civilsachen theils direct durch die erlangten

Appcllationsprivilegien, theils indirect durch Erhöhung der Appellations

summe immer mehr zu beschränken wußten. Dieß wurde ihnen theils

durch das eigenthümliche Criminalverfahren , wornach die Vollziehung

der Strafe der Urtheilsfällung meist unverzüglich folgen mußte ^),

theils durch den Entwickclungsgang erleichtert, welchen jenes Verfahren

nack) dem Eindringen des fremden Rechtes nahm, indem die nach die

sem regelmäßige Prozeßsorm der Anklage schon frühe zur Ausnahme

und statt derselben das Jnquist'tionsverfahren allmälig zur fast aus-

9) Ii. 16. c?oS. Se »pp. (7. 62.) Ii. 2. Lo6. quor. SPP. (7. 66.) Ii. UN.

l/'o<Z. <Ie rsptu (9. 13.)

10) Osm. 2«. 21. u. 31. §. 2. «. 2. qu. 6.

11) (Z. 13. 14. u. 61. X. 6s spp. (2. 23.)

12) S. Buch« er, das bffentl. Gerichtsverf. Erl. 182S. §. 69 u. 93.

13) Man s. z.B. äipl. pro evel. Usnädrug. u. 804. Moser, osnabr.

Gesch. I. Urk. 1.

14) Man s. z. B. Sachsens?. I. Art. 66.
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nahmslosen Regel wurde, und man überdieß diesen inquisitorischen Pro

zeß in der Doctrin und Praxis als ein summarisches Verfahren be

trachtete, bei welchem die Appellation unstatthaft sei. Gleichwohl wur

den auch in Strafsachen Appellationen an das Reichskammergericht ge

bracht, welche dieses auch annahm und in gleicher Weise, wie in Ci-

vilrechtssachen, behandelte. Allein die Territorialherren, eifersüchtig aus

ihre Rechte, brachten es, sich auf das Herkommen stützend, bald dahin,

daß solche Appellationen in peinlichen Sachen reichsgesetzlich verboten

wurden^). Man darf sich daher auch nicht wundern, daß die spä

ter publicirte Carolina von der Appellation in peinlichen Sachen

gänzlich schweigt. In dem Projekte von 1521 wird zwar noch dem

nicht zum Tode verurtheilten Verbrecher, und, wenn dieser zum Tode

verurtheilt war, dessen Lberherren oder gesippten Freunden (denn

die Vollstreckung sollte dadurch nicht aufgehalten werden) eine Be

schwerde oder Klage (nicht aber, wie gewöhnlich behauptet wird,

eine Appellation) gestattet^). Allein dieser Artikel blieb, sowie

auch der letzte Artikel des Projektes von 1529, welcher die Appellation

in peinlichen Sachen ausdrücklich verbot, und vorschrieb, daß die Ur-

theile ohne Appellation vollzogen werden sollen ^), in der endlichen

Redaction der Carolina gänzlich weg. In der neuesten Reformation

der Reichskammergerichtsordnung ^) wurde das Verbot der Appella

tion an das Rcichskammergericht „in peinlichen Sachen, die Leibesstrafe

auf ihnen tragen", wiederholt, und nur eine Nullitatsquerel in densel

ben erlaubt. Eine Appellation an die Reichsgerichte war demnach

in peinlichen Sachen völlig unstatthaft, damit jedoch nicht die Appel

lation überhaupt verboten, wenn solche nach der Gerichtsverfassung

der Territorien möglich war, und ihr kein ausdrückliches landesgesetzli

ches Verbot entgegenstand.

4) In der Doctrin, welche man auch in der Praxis befolgte,

insoweit nicht Landesgesetze etwas Anderes anordneten, bildete sich seit

Carpzov die Ansicht, daß bie Appellation zwar im Anklageprozesse,

aber nicht im Jnquisitionsprozesse zulässig sei. Carpzov ging näm

lich davon aus, daß das Jnquisitionsverfahren ein summarischer Prozeß

sei, mit dem sich die Appellation nicht vertrage. Anstatt dieser ließ er

16) R. A. v. 1330. §. 96: Item als jetzt etliche Zeit her von peinli

chen Sachen vielfältig an Unser kais. C. Gericht appellirt, auch dieselbe Ap

pellation angenommen, darauf Prozeß erkennt und rechtlich gehandelt morden,

und solches dem alten hergebrachten Gebrauch im h. Reich zuwider : So sezen

und ordnen Wir, daß hinfürter in peinl. Sachen kein Appellation angenom

men , sondern damit nach altem hergebrachten Gebrauch gehalten wer

den soll.

16) «res» srt. 119. O.O.O. S. 6 flg., welcher das Projekt von 1621,

das kaum mißverstanden werden kann, richtig auffaßte. And. Mein, ist z. B,

Feuerbach, Lehrbuch §. 620, und noch M üller, Lehrb. 8. 216.

17) Creß a. a. O.

18) Von 1666. Th. II. Tit. ZS. §. 6. (Conc. der C. G. O. Th. H-

Tit. S1. 8. 14.)
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eine äsksu»!o sogar mehrmal zu"), die auch Brunnemann^)

aufnahm und Ludovici^) zuerst förmlich als ein Rechtsmittel dar

stellte, welches unter der Benennung der weiteren Vertheidigung

^äst'eusio ulterior) nachher in ganz Teutschland zur Anwendung kam.

Zwar fehlte es nicht an Vertheidigern für die Zulassigkeit der Appella

tion auch im Jnquisitionsverfahren ^) z allein bis gegen das Ende

des 18. Jahrhunderts, bis wohin die Prozeßlehrer den Criminalprozeß

auch in der Regel unter den summarischen Prozessen behandelten

blieb es herrschende Ansicht 2^), daß im Jnquisitionsverfahren keine

Appellation, sondern nur weitere Vertheidigung zulässig sei. Seit die

ser Zeit wurde dagegen die Ansicht von der Statthaftigkeit der Beru

fung im Jnquisitionsprozesse mit Recht völlig allgemein 2«), ' wiewohl

noch manche Rechtslehrer 2») die Appellation so darstellen, daß sie nur

dem Namen nach eine solche ist. Die durch das Studium der Philo

sophie in neueren Zeiten entstandene Ansicht, daß es sich im Straf

rechte um materielle Wahrheit handele, und der Verzicht des Ange

schuldigten ausgeschlossen sei 2^), weil es hier unveräußerliche Rechte

gelte, führte sogar, jedoch gewöhnlich nur bei Capitalverbrechen, soge

nannte nothwendige, von Amtswegen vorzunehmende Prüfungen der

Criminalurtheile durch höhere Gerichte (Revisionen) herbei, wahrend bei

nicht kapitalen Verbrechen in den meisten neueren Landesgesetzen die

Appellation neben anderen Rechtsmitteln blos gestattet wurde 2»).

II. Zulässigkeir und Bedingungen derselben.

1) Es unterliegt dem Bisherigen zufolge keinem begründeten Zwei

fel, daß die Appellation gemeinrechtlich auch in Strafsachen zu-

19) Lsrvüovii prset. nov. rer. «im. an. 139. bes. n. 37. s<z. auch

qu. 115. n. 35. sq. u. qu. 136. n. 67.

20) 1'rsctst. iurig. 6e inquisitionis proc. k'rsnLof. 1697. «sv. VIII.

§. 12.
21) Einleitung zum peinl. Proz. Halle 1707. Cap. 8. §. 12.

22) A. B. der heftige Olg evop, tr^et. <lu« «ontrs Oarv?. äs sppsll.

in «su«. «riin. Brem. 1691. « rn K e r I. «. ^

23) Z. B. noch Danz in den summar. Proz. Stuttg. 1792. 3. Aus

gabe 1L06.

24) Man s. z. B. D a n z a. a. O> S. 265. und die dort Note « ange

führten; Klein, Grundsätze des peinl. R. 2. Ausg. Halle 1799. §. 574.

25) v. Grs l man, Grunds, der St.-R.-W. 1. Ausg. Gieß. 1797. 4.

1325. §. 518. bezweifelt noch gewissermaßen die Zulässigkcit; gelangt jedoch

am Ende zu einem richtigen Resultate und faßt auch die Appellakion in ihrem

wahren Begriffe auf. v. Feuer dach, Lehrb. I. Ausg. ILM. Z. 62«. spricht

sich ganz bestimmt aus, nennt aber noch die entgegengesetzte Meinung die all

gemeine.

26) I. B. Stüde I, Criminalverf. §. 3316 flg. Tittmann, St.-

R.-W. §. 905. III. Th. Salchow, Lehrbuch des peinl. R. 3. Ausg. Halle

1823. §. 621.
27) Man f. z. B. auch Gönner, Handb. des Proz. III. Abh. 16. §. 2.

28) Vergl. Mitter maier, das Strafverf. §. 194. und dort Note 29.

Müller, Lehrb. Z. 215. Note 6.
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lässig und nach den römischen und canonischen Rechtsbestimmun-

gen, deren Anwendarkeit kein verbietendes Reichsgesetz im Wege steht,

zu beurtheilen sei, indem das rcichsgesetzliche Verbot derselben an das

Reichskammergericht nicht die Appellation an sich betraf. Es treten

jedoch bei der Anwendung des fremden Rechtes manche durch die ver

änderten Ansichten über Strafrecht und Prozeß herbeigeführte Modifi

kationen ein, zu welchen aber blos particularrechtliche Bestimmungen

nicht zu rechnen sind, da diese überhaupt nicht in das gemeine Recht

hereingezogen werden dürfen, insofern sie nicht, auf gleichen Rechtsan

sichten beruhend, die überall in Teutschland gleich wirksam waren, we

nigstens ein historisch gemeines Recht bilden; in welchem Falle

die darauf gebaute Theorie allerdings auch wegen ihrer allgemeinen An

wendbarkeit eine gemeinrechtliche genannt werden kann, indem sie zur

subsidiären Ergänzung aller der Particularrechte dient, die auf jenen

Ansichten beruhen.

2) Die Appellation setzt auch hier ein geordnetes Instanzen-

Verhältnis,, ein zu derselben berechtigtes Subject und eine

durch eine richterliche Verfügung zugefügte Beschwerde voraus. Ge

wöhnlich ist nach der teutschen Gerichtsorganisation, wor-

nach in eigentlichen Criminalsachen die Mittel- oder Obergerichte, welche

in nicht privilegirten Civilrcchtssachen die, erste Appellationsinstanz bil

den, das erste Endurtheil zu fällen, häusig auch die Hauptuntersuchung

zu führen haben 20), nu« eine einmalige Appellation, und in den Fäl

len, wo nothwendige Revisionen eintreten, nicht einmal diese möglich,

wodurch jedoch andere Rechtsmittel nicht ausgeschlossen sind. ,

3) Was die Frage: wer zu appelliren befugt sei? betrifft,

so steht im Allgemeinen die Befugniß, das Rechtsmittel der Appella

tion zu gebrauchen, einem Jeden zu, der an der richterlichen Verfü

gung rechtlich betheiligt ist, und mithin durch dieselbe verletzt werden

kann. Im Anklageprozesse kann daher auch der Anklager ap

pelliren In Bezug auf den Privatankläger ist dieß zweifellos;

bei dem öffentlichen Anklager, welcher nämlich im Interesse des

Staates als solcher aufzutreten die Pflicht hat, wird es darauf ankom

men, ob dem Staate überhaupt die Appellationsbefugniß gegen den

Angeschuldigten zustehe oder nicht. Im ersteren Falle ist natürlich auch

dessen Mandatar zur Appellation berechtigt, nicht aber im letzteren. Es

liegt jedoch kein Rechtsgrund vor, den Staat von dem Gebrauche

dcr Appellation auszuschließen. Wenn nämlich auch das gemeine^)

Recht keine ausdrückliche Bestimmung hierüber enthält, so folgt

diese Berechtigung des Staates doch aus dem entschiedenen Interesse,

29) Vergl. die Note 1 angef. Schriften.

3«) Man s. Joh. Fr. Kratzsch, tabellar. Uebersicht des Justizorganis-

mus der sümmtlichen teutschen Bundesstaaten, Leipzig 1V36. Fol.

31) Ii. 1. in k. 0. »n per slwm. (49. 9.)

32) Anders nach Landesgesetzen, s. Mittermaier, das Strafverf. §.

190. und dort Note 6.
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welches er an den Strafurtheilen hat ^). Der von v. G r o lm a n ^)

hiergegen angeführte Grund, daß der Staat und der gesprochen ha

bende Richter eine und dieselbe Person sei, ist einmal an sich irrig, da

der urtheilende Richter v^om Staate verschieden und unabhängig

ist, und würde sodann, wäre er richtig, die Rechtsbeständigkeit

des Urtheiles selbst zerstören, weil es in diesem Falle als in eige

ner Sache erlassen erschiene. Aus dieser behaupteten Appellationsbe-

fugniß des Staates folgt jedoch nicht auch die Notwendigkeit,

von derselben wirklich Gebrauch zu machen; er kann vielmehr darauf

auch verzichten, was zu thun gewiß ebenso einer richtigen Poli

tik als der Großmuth und Milde angemessen ist. Dem Staate

steht diese Befugniß übrigens auch im In quisitions Prozesse zu,

weil die Verschiedenheit des Verfahrens auf daS Interesse

am Urtheile keinen Einfluß haben kann. Dagegen muß hier dem

Denuncianten das Recht zu appelliren abgesprochen werden, weil

er keine Partei ist, und auch sonst am Urtheile kein rechtlich be

gründetes Interesse hat ^). Anders verhält es sich jedoch bei dem

sogenannten Denunciationsprozesse ^°), in welchem er als Partei —

sei es wegen des civilrechtlichen oder wegen des von ihm beantragten

Strafpunctes —, allerdings auch zur Appellation berechtiget ist. Dem

Angeschuldigten steht in jeder Verfahrensform das Recht der Be

rufung unbestritten zu. Ebenso können auch Dritte ^), welche den

Angeschuldigten zu vertreten oder zu alimentiren ^) haben, und

insofern an dem über ihn ergangenen Urtheile betheiligt sind, ge

gen dieses appelliren; Andere dagegen nicht, indem sie ihnen etwa

bekannt gewordene uovs, wegen welcher allein sie das Recht haben,

sich in die Sache einzumischen, nur zur Kenntniß der nächsten Obrig

keit, gleichviel , ob diese überhaupt ein Criminalgericht, oder gar das in

der Sache kompetente sei oder nicht, zu bringen brauchen, um die an

gegangene Obrigkeit in die deßhalb erforderliche Amtsthätigkeit zu ver

setzen 4"), deren Unterlassung in einem solchen Falle , wenn die novs

relevant sind, Strafe wegen vernachlässigter Amtspflicht zur Folge ha

ben würde. Es hängt sodann von der durch die Obrigkeit, welcher

33) Man s. Heffter, Lehrbuch des Crim.-Rechtes Halle 1833. §.677.

Note 4.

34) Grunds, der Cr.-R.-W. §. 613.

35) Heffter a. a. O. Spangenberg im neuen Arch. des Cr.-R.

Bd. XI. S. 69 flg.

36) Man s. unter : Adhäsionsprozcß.

38) Z. B. Vormünder, Curatoren (1^. t. u. 2. v. s! tutor vs! «urstor

(49. 10.) und Ehegatten, s. Mittermai er a. a. O. §. 196. Vergl. 1^.

16. v. <I° spp. (49. I.)

39) 1<. Z. S. 3. V. quäng« sppell. (49. 4.) »eeessariä Person».

40) Mit dieser Modifikation ist das Prin cip in 6. v. spp. (49.

1.) noch anwendbar. Andere (s. z. B. Heffter, Cr.-R. §. 679) halten

die «t. noch unbedingt für anwendbar bei Capitalstraftn ; vgl. aber hier»

gegen schon im R. R. 1«. 1. v. sn per alium. (49. 9.)
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die Anzeige geschah, zu beurtheilenden Wichtigkeit der vorgebrachten

uova ab , ob in ^Folge derselben ein Hemmen der vorhablichen oder

schon im Gange befindlichen Vollstreckung des Urtheiles nothwendig sei

oder nicht. Dagegen sind die im römischen Rechte enthaltenen, be

reits oben (II. 1.) erwähnten Beschrankungen, wornach bestimmten Ver

brechern die Appellation untersagt ist, nach den jetzigen, anerkannten

Strafrechtsgrundsätzen nicht mehr zulässig weil nach diesen nicht

mehr die Beschaffenheit der Delicte, sondern das an die materielle

Wahrheit geknüpfte Princip der Gerechtigkeit zu beachten ist.

4) Die Appellation ist gemeinrechtlich in keiner Strafsache

ausgeschlossen, indem das den römischen Verboten zum Grunde lie

gende politische Princip, daß die Appellation in solchen Strafsachen,

bei denen das Staatsinteresse keinen Aufschub der Stcafvollziehung ge

statte, oder die objektive Beschaffenheit des Verbrechens ^) dem allge

mein anerkannten Principe der Gerechtigkeit nachstehen muß.

Ebensowenig kann es an sich auf die Beschaffenheit des Beweises,

worauf die Verurtheilung beruht, nach dem gedachten Gerechtigkeitsprin-

cipe jetzt mehr ankommen, indem nicht nur die Beweismittel selbst, ob

sie nämlich wirklich so beschaffen und so gewichtig seien, wie der Rich

ter bei seiner Urtheilsfällung angenommen hat, sondern auch die aus

diesem Beweise abgeleiteten Folgerungen, und die Strafbestimmung

hinsichtlich des wirklich erwiesenen Verbrechens eine rechtlich begründete

Anfechtung als möglich zulassen. Daher sind die in der geschichtli

chen Einleitung erwähnten fremdrechtlichen Bestimmungen, daß bei

notorischen, oder durch Geständniß erwiesenen Verbrechen die Appella

tion unzulässig sei, jetzt nicht mehr anwendbar^). Aus gleichem

Grunde kommt hier auch keine Apellationsfumme in Betracht in

sofern nicht etwa von einem , mit dem Verbrechen cohärenten Civil-

puncte die Rede ist, welcher ganz nach den Civilrechtsgrundsötzen beur-

theilt werden muß. Die landesgesetzlichen, nach der Quantität und

Qualität der Strafen und selbst nach der Verfahrensform ^) bestimm

ten Beschrankungen der Appellation gehören, als auf keinem allgemein

anerkannten Principe beruhend, vielmehr dem Grundsatze der materiel

len Gerechtigkeit unangemessen, nicht in die Theorie des gemeinen

Rechtes.

5) Die Appellation findet nicht blos gegen Endurtheile, son

dern auch gegen Interlokute^), überhaupt gegen jede beschwerende

Verfügung statt, welche der Richter selbst nicht mehr abändern kann,

41) H effter a. a. O. §. 676.

42) Man s. die Rote 9 angef. Gesetze.

43) Heffter a. a.,O. Müller, Lehrb. F. 217.

44) Martin, Lehrb. S. 16S. und dort Note 9. Müller a. a. O.

45) Hierher gehört z. B. das sogen, standrechtliche Verfahren.

46) I,. 2. O. cle spp. re«!p. (49. ö.): ^nt« sentsiNism sppellsri potsst,

»I qUÄvstionem !n «ivili negotl« Ksbenäsm in<Zex Interloontiis »it: v«I in

eriminali, si «ontrs lege» Koc tucist. — Müller, Lehrb. Z. 217.
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oder auf deßhalb geschehene Remonstration nicht mehr selbst abändern

will. Indessen wird die Appellation in der Regel nur gegen De-

cisivdecrete oder Sentenzen von Erfolg sein, weil nur diese von

dem Richter, welcher sie erlassen hat, nicht wieder einseitig abgeändert

werden können, wiewohl auch diese, sie mögen lossprechend oder verur-

theilend sein , unabänderlich oder rechtskräftig im civilrechtlichen Sinne

aus dem Grunde nie werden können, weil in Criminalfachen durch

das allgemein als wesentlich anerkannte Streben nach materiellem

Rechte jeder Verzicht, und darum auch jede peremtorische Frist in civil-

rechtlichem Sinne ausgeschlossen wird. Ihre Folge ist daher zwar auch,

wie die der einfachen Prozeßverfügungen, nur Vollzieh barkeit

allein diese kann bei eigentlichen Urtheilen durch zeitig gebrauchte Rechts

mittel suspendirt werden, was bei jenen, da sie durch die prozes

suale Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit geboten werden, nicht der

Fall ist, eben weil jeder Aufschub mit dem Zwecke des Verfahrens in

der Regel unvertraglich sein würde. Daher wird bei solchen Verfü

gungen der Weg der Remonstration und, wenn diese erfolglos

bleibt, der Beschwerde bei dem höheren Richter gewöhnlich am Be

sten zum Ziele führen, mag diese letztere auch in die Form einer Ap

pellation eingekleidet werden.

6) Die Appellation muß auch hier an den zunächst höheren Richter

geschehen, obwohl, wenn der unrechte Richter angegangen wird, dieß

— wenigstens für den Angeschuldigten — immer ohne rechtlichen Nach

theil ist, weil es keine absolute Nothfrist im peinlichen Prozesse gibt.

Die Sache muß hier sodann stets von Amtswegen an den competenten

Oberrichter abgegeben werden.

III. Begründung der Appellation — benekiolum

u « v « ru i».

Die Appellation kann entweder durch bloßes Beziehen auf die bis

herigen Acten, oder durch bloßes neues Anführen oder durch Beides zu

gleich begründet werden. Insbesondere ist das Recht des neuen Vor

bringens (beuekvllli» »«voruin), die uovs mögen in Thatsachen oder

in Beweisen bestehen, weder durch Präklusivfristen noch sonst be

schränkt 48), und darum auch nicht durch den im Civilprozesse deßhalb

vorgeschriebenen Eid bedingt. Ja es genügt im Jnquisitionsprozesse

schon ein bloßes Anführen der »ovs und der darauf bezüglichen Be

weismittel, indem das höhere Gericht dadurch allein schon amtlich ver

pflichtet wird, die Bewahrheitung der uovs, insofern sie relevant sind,

durch die sorgfältigste Benutzung der angeführten , sowie aller anderen

47) Ueber die Frage: ob und inwiefern Criminalurtheile rechtskräftig

werden, s. m. z. B. Martin, Lehrb. §. 56. Mitrermaier, Strafverf.

§.195. Abbeg, Cr.-Pr. §. 183. Bauer, Lehrb. §.201., bes. Müller,

Lehrb. S. 207.

43) Martin, Lehrbuch §. 15S. Nr. ll. Bauer, Lehrbuch §. 204. 0.

Müller, Lehrb. §. 212.
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etwa noch sich ergebenden Beweismittel zu veranlassen. Zu diesem

Ende wird in der Regel das Untersuchungsgericht mit der erforderlichen

Beweisaufnahme vor dem Spruche über die Appellation beauftragt. Deß-

halb kann diese Beweisaufnahme auch schon vor der Appellationsrecht

fertigung durch hierauf bezügliche Gesuche an das UntersuchungsgericKt

zweckmäßig veranlaßt werden. Selbst solche »ovs, die gar nicht an

gebracht, aber doch sonst auf irgend eine Art dem Appellations - oder

auch Untersuchungsgerichte bekannt werden, sind auf die angegebene

Weise von Amtswegen zu erforschen und bei der Urtheilsfallung zu be

rücksichtigen, sollte auch der Angeschuldigte auf dieselben ausdrücklich

verzichtet oder gegen deren Gebrauch protestirt haben.

IV. Wirkungen der Appellation.

1) Die Wirkungen der Appellation sind auch hier, wie in Civil-

rechtssachen, die Suspensiv- und Devolutivkraft und die Gemeinschaft

des Rechtsmittels 4«).

2) Die Suspensivkrafr, welche die Bollziehbarkeit der

angefochtenen Verfügung, und somit auch das weitere Fortschreiten in

der Sache hemmt , tritt sogleich mit der Einwendung der Appellation

und zwar immer ein. Ist jedoch die Berufung gegen eine bereits

vollzogene Verfügung, B. gegen eine bereits verhängte Verhaf

tung gerichtet, so bewirkt die Suspensivkrafr keine Aufhebung dersel

ben 5°), da der Zweck solcher Verfügungen ganzlich vereitelt würde,

wenn ihre Vollziehung wieder zurückgenommen werden müßte. Sie

tritt daher in solchen Fällen nur bedingt, wie bei civilrechtlichen

Verfügungen ähnlicher Art, ein. Darum sind auch hier provisorische

Verfügungen, die durch die vorhandenen, oder während des Appella

tionsverfahrens eintretenden Umstände als nothwendig geboten werden,

durch die Suspensivkrafr nicht ausgeschlossen; wogegen alle anderen

Neuerungen von Seiten des Unterrichters nach dem Eintritte derselben

als Attentate erscheinen würden. Die Praxis, sowie auch neuere

Landesgesetze gestatten jedoch dem Angeschuldigten häufig, die im an

gefochtenen Urtheile ihm zuerkannte Freiheitsstrafe, der eingewandten

Appellation ungeachtet, einstweilen anzutreten^), um, wenn das Ur-

theil bestätigt werden oder das neue Erkenntniß blos die Strafe min

dern sollte, die sonst im Untersuchungsarrefte zuzubringende Zeit zur

Verbüßung der Strafe zu benutzen; was sich im Allgemeinen schon

darum nicht rechtfertigen laßt, weil eine Verbüßung der Strafe sich

49) Die Wirkung, welche ein günstiges Appellations urth eil für nicht

appellirt habende Mitschuldige haben kann (s. I«. 1. u. 2. Oo<l. si unu» sx

plur. (7. 68.) Mittermaier, Strafverf. I. 196. Tittmann, Handb.

III. S. 906), ist auch hier keine Wirkung der Appellation, sondern eine Folge

der Gleichheit des Sachverhältnisses und des Principes der Beachtung des ma

teriellen Rechtes. ,

60) Lsrp?. qu. 139. n. 42 sz. Iie^ser, »p. 665. me6. 15. u. 65.

Stübel, Cr.-B. §. 3319.

SI) Mittermaier, Strafv. §. 196. und dort Note 11.
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da rechtlich nicht denken läßt, wo die Strafe selbst noch nicht rechts

beständig ausgesprochen ist^).

3) Die Devolutivkraft^), welche gleichfalls immer und von

selbst eintritt, hat hier nichts Besonderes; nur findet hinsichtlich der

Dauer die Abweichung statt, daß in Criminalfachen immer nach Be

endigung des Appellationsverfahrens die Sache an den Unterrichter so

gar schon zur Eröffnung des ergangenen Erkenntnisses remittirt

wird

4) Die Gemeinschaft der Appellation wird zwar von den

Rechtslehrern bei der Appellation in Criminalfachen nicht erwähnt^);

gleichwohl aber lassen alle Neueren ^) eine reformatio in peius zu,

die sich ohne die Voraussetzung einer solchen Gemeinschaft nicht wohl

rechtlich erkären laßt. Denn die Einseitigkeit des Jnqmsitionsprozesses,

woraus z. B. Martin die retorinsrio in peius ableitet, ist nur eine

formelle Erscheinung, die eine materielle Abänderung des Ur-

theiles zum Nachtheile dessen, welcher, um ein milderes Urtheil zu be

wirken, die Appellation gebraucht, am wenigsten zu rechtfertigen vermag,

da gerade der Umstand, daß dem Appellanten kein Gegner gegenüber

steht, eine Milderung des Erkenntnisses zu seinen Gunsten um so leich

ter möglich machen würde, als Niemand einen Widerspruch dagegen

erhöbe. Materiell ist aber auch der Jnquisitionsprozeß zweiseitig,

ein Verhandeln zwischen zwei Parteien, und darum ein wahrer Rechts

prozeß, mit Hessen Natur sich ein Begünstigen der anderen Partei,

die keinen Schritt zur Abänderung des Unheiles gethan hat, schlechthin

nicht verträgt. Das Streben nach materieller Wahrheit oder das In

teresse der bürgerlichen Gesellschaft ^) kann an sich die rekormittio

peius ebensowenig rechtfertigen, theils weil in dem zufälligen Um

stände, daß der Angeschuldigte appellirt hat, keine Pflicht für den Rich

ter liegt, jene Rücksichten zu beachten, die, wäre diefer Umstand nicht

eingetreten, völlig unbeachtet geblieben wären; theils weil der Richter,

der Natur seiner Stellung nach, erst die Anträge der Parteien zu er

warten, bevor er deren Interesse berücksichtigt, und nicht weiter zu gehen

hat, als insoweit von ihm Hilfe verlangt wird, und er daher auch in

Bezug auf das Interesse der bürgerlichen Gesellschaft ebenso erst die

Anträge dieser letzteren abzuwarten hat, wie er es auch in Bezug auf

den Angeschuldigten thut; weil mithin jenes Interesse zwar eine noch-

62) Schwenken, die Rechtsmittel «. §. 28 flg.

63) ?v,kenäo rt I. ob«. 151. §.1. Stübel, Criminalverf. §. 3S16.

Martin, Lehrb. §. 166. Müller, Lehrb. I. 216.

64) Martin, Lehrb. S. 56 a. E. Müller, Lehrb. §. 22«.

65) Bios mit einein »rg. wird sich auf 1^,. 39. Ooct. <le spp. (7. 62.)

bezogen, z. B. bei Martin, §. 165. Note 1Z. Müller, §. 212. Note?.

56) A B. Tittmann, III. §. L98. Martin a. a. O. Mitter

mai er, Strafverf. §. 196. Bauer, Lehrb. S. 204. u. §. 205 a. E.

Müller a. a. O. — Anders die Aelteren, z. B. lieber, «p. 639. meä. 7.

vergl. auch Heffter, Cr.-R. §.679.

57) Darauf bezieht sich z. B. Mittermaier o. a. S.
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malige Prüfung von Amtswegen, nicht aber ein gelegenheit

liches Beachten desselben da, wo die andere Partei nur für sich

ein besseres Loos erkämpfen will, gleichsam eine Allianz mit dem

Gegner des den unparteiischen Richter anrufenden Theiles

rechtfertigen könnte. Das materielle Recht insbesondere kann sich nur

darauf beziehen, daß dem Angeschuldigten kein größeres Uebel

zugefügt werde, als er wirklich verschuldet hat; nicht aber dar

auf, daß er nicht etwa ein geringeres erleide, da der — auf die

Strafe berechtigte Staat von seinem Rechte etwas nachlassen, ja die

ganze Obligation dem Angeschuldigten erlassen kann, wie er dieß na

mentlich bei der Begnadigung wirklich thut. Kann hiernach der Staat

auf sein Recht aus dem Verbrechen verzichten, so muß, wie bei

allen verzichtbaren Rechten da, wo der Berechtigte sich bei einem

über sein Recht ergangenen verletzenden Erkenntnisse beruhigt, obgleich

ihm ein Rechtsmittel dagegen zu Gebote steht, rechtlich angenommen

werden, er habe auf das ihm aberkannte Recht wirklich verzichtet.

Dagegen erklart sich die Befugniß oder vielmehr Pflicht zur retorms-

ti« W peius, die wir zwar allerdings für statthaft halten, von welcher

jedoch der Staat in seiner Stellung dem Angeschuldigten gegenüber

aus politischen Gründen und aus Rücksichten der Humanität keinen

Gebrauch machen soll ganz einfach aus der positiv festgesetzten

Gemeinschaft der Appellation, vermöge welcher das Interesse des Appel-

laten, wenn er abwesend, d. h. zum Handeln in der Sache nicht be

sonders aufgefordert worden ist, von dem Richter bei der Urtheilsfällung

von Amtswegen mit berücksichtigt werden soll. Die Verschiedenheit

dieser Gemeinschaft von der im Civilprozesse besteht nur darin, daß der

Appellat zu jeder Zeit auch seinerseits gegen das suspendirte Urtheil

Beschwerden vorbringen kann und dabei nicht blos auf die vom Appel

lanten angefochtenen Puncte beschränkt, sondern auch jeden anderen

Theil desselben beschwerend anzugreifen befugt ist. In Folge dieser

Gemeinschaft muß daher der Richter den Staat, wenn er über die Ap

pellation erkennt, ohne ihn zuvor zur Vernehmlassung aufgefordert zu

haben, bei der Urtheilsfällung von Amtswegen vertreten und zu sei

nem Gunsten erkennen, wenn dieß die Actenlage rechtlich nothwendig

macht.

V. Verfahren«»).

1) Hinsichtlich des Verfahrens tritt keine wesentliche Verschieden

heit darnach ein, ob die Berufung gegen Endurtheile oder Jnterlocute

gerichtet ist. Ueberhaupt wurde das Appellationsverfahren durch die

Jnquisitionsmaxime und die Rücksicht, daß es im peinlichen Prozesse

auf materielle Wahrheit ankomme, und darum jeder Verzicht des An-

S8) Daher sind jene Landesgesetze zu loben, welche die rstormsti« in xein»

verbieten.

69) I,. 39. «öS. Ss spp. (7. 62.)

6») Vergl. Martin, Lehrb. Z. 166. Mittermaier, Strafv. §.196.

Bauer, Lehrb. §. 205. Müller, Lehrb. §.213 flg.

2?*
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geschuldigtcn urlstatthaft sei, sehr vereinfacht und von allen jenen Förm

lichkeiten entblößt, welche bei der Appellation im Civilprozessc so wichtig

und einflußreich sind.

2) Das Verfahren beginnt mit derJnterposition der Appella

tion , welche bei dem iuäex s qua entweder mündlich sofort nach Er

öffnung des Urtheiles oder innerhalb der zehntägigen Nothfrisi ge

schehen muß. Außer dieser Frist, gegen deren Versäumung jedoch we

nigstens dem Angeschuldigten die Restitution nie versagt werden

darf, gibt es keine weiteren Fäkalien. Die Gesuche um Apostel und

Actencinsendung fallen wenigstens im Jnquisitionsprozcsse als

überflüssige Formalien ganz weg, weil es, da die Einwendungsfrist nicht

im Sinne des Civilprozesses praclusiv ist, keiner besonderen Bescheini

gung über deren Beobachtung bedarf; die Acten aber wegen des Jn-

quisitionsprincipes im Falle Bedürfens von Amtswegen eingefordert und

eingesendet werden müssen.

3) Die Appellationseinführung bei dem Iudex sä quem

geschieht in der Regel durch die Einreichung der Rechtfertigungsschrift

selbst, wozu der Unterrichter eine aus hinreichenden Gründen stets er

streckbare Frist bestimmt. Die Versäumung dieser Frist hat jedoch

nicht den Verlust des Rechtsmittels, wohl aber nach Umständen eine

Disciplinarstrafe gegen den nachlässigen Anwalt oder Vertheidiger des

Angeschuldigten zu Folge. Eine besondere, blos die Beschwerden

namhaft machende Einführungsschrift läßt sich nur billigen,

wenn entweder die Rechtfertigung innerhalb der verwilligten Ein

führungsfrist nicht erfolgen kann, und eine Verlängerung dieser letzteren

vom Unterrichter versagt wurde, oder aber vor der Rechtfertigung noch

eine auf diese bezügliche Ergänzung der Acten erforderlich ist, um

welche das Untergericht vergeblich angegangen wurde. In diesem letz

teren Falle ist mit den Beschwerden gegen das Urtheil selbst auch eine

Beschwerde wegen der verweigerten Actenergänzung zu verbinden und

nach erfolgter Nachweisung der Erheblichkeit der noch nicht actenmä-

Hig gemachten Puncte um einen Auftrag an das Untergericht zur

Actenergänzung , sowie um die Erlaubniß zu bitten , die Rechtferti

gung in der Hauptfache nach der Erledigung des Präjudicialvunctes

binnen einer zu dem Ende anzuberaumenden Frist einbringen zu

dürfen. Der Appellant kann auch die Appellation , ohne besondere

Einführung derselben bei dem Oberrichter, sogleich bei der Einwendung

oder auch nachher zu Protocoll rechtfertigen, welches sodann mit den

übrigen Acten, und zwar nach vorgängiger Ergänzung derselben, wenn

die Rechtferligungsgründe eine solche nothwendig machen sollten, an

den höheren Richter einzusenden ist. Will aber der Appellant durch

seinen Defensor oder einen anderen Anwalt die Appellation rechtferti

gen lassen, so hat er dieß bei der Einwendung derselben zu erklären

und die erforderliche Wahl zu treffen. Geschah die Einwendung von

dem Angeschuldigten selbst mündlich zu Protocoll, so ist er von dem

61) Heffter, Cr.-R. §. 679.
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Untergerichte von Amtswegen zur weiteren Erklärung über die Wahl

eines Anwaltes aufzufordern. In der nun protokollarisch erfolgten

Wahl des Anwaltes liegt sodann auch die hinlängliche Vollmacht für

diesen. Die Ausführung der Appellation kann auch von dem Anwalte

entweder mündlich zu Protocoll vor dem Unterrichter oder durch Ueber-

reichung eines förmlichen Appellationslibelles bei dem höheren Gerichte

geschehen, zu welchem Ende ihm alle zur Vorbereitung erforderlichen

Mittel, namentlich die Einficht der Acten, Abschriften einzelner

Aktenstücke, wie z. B. des Urtheiles, und die Unterredung mit dem An

geschuldigten, so oft er es für nöthig hält, zu gestatten sind. Die

Appellationsschrift ist nach der Art von Vertheidungsschristen zu be

arbeiten. Die Nachweisung der Formalien fällt in derselben weg, und

auch die Anfügung des Urtheiles erscheint nicht wesentlich, da sich das

selbe schon bei den Acten befindet, und mit diesen an den Oberrichter

gelangt. Dagegen wird sich der Anwalt zu seiner Legitimation zweck

mäßig auf die auf ihn gefallene Wahl und den in Folge derselben

an ihn ergangenen gerichtlichen Auftrag beziehen, auch, um seinerseits

sich gegen Verweise zc. sicher zu stellen, die Beachtung der ihm ver-

willigten Ausführungsfrist bemerklich machen.

4) Mit der erfolgten Ueberreichung des Rechtftrtigungslibells wird

in der Regel auch das AppellatiomZverfahren , zumal im Jnquisitions-

prozesse, geschlossen, und über das Rechtsmittel erkannt, wenn nicht

etwa zuvor noch eine beantragte und begründet befundene oder von

Amtswegen für nöthig erachtete Ergänzung der Acten, z. B. wegen

neuen Vorbringens, ein durch einen Vorbescheid oder Befehl an den

Unterrichter zu veranlassendes Jncidentvcrfahren erforderlich macht.

Förmliche Appcllationsprozesse werden nie erkannt, da solche die

Jnquisitionsmarime ganz überflüssig macht. Selbst wenn eine Ver

nehmlassung des Appellaten, was im Akkusationsprozesse eher vorkommen

kann, nöthig sein sollte, wird dieselbe regelmäßig in der Form einer Acten-

crgänzung erfolgen.

5) Nach völlig beendigtem Verfahren hat nun der Oberrichter

zum Zwecke der Urth eilsfällung die Sache nach allen bei dersel

ben in Betracht kommenden Momenten sorgfaltig zu prüfen, und so

dann nach dem sich hiernach ergebenden Resultate das vorige Urtheil

zu bestätigen oder ganz oder theilweise abzuändern, und nach

der Beschaffenheit des Erkenntnisses in der Hauptsache auch den Ko

stenpunkt zu erledigen. Ein Zwischenurtheil wird, wenn gegen

ein End urth eil appellirt worden ist, jetzt in der Regel nicht mehr

erfolgen, weil die Ergänzung der Acten, worauf sich ein solches allein

noch beziehen könnte, schon vor der Urlheilsfällung durch Reskripte an

Unterrichter bewirkt worden ist; es sei denn, daß man eine, allerdings

auch jetzt noch mögliche, Lossprechung von der Instanz ein

Zwischenurtheil nennen will wiewohl sie in Wahrheit kein

62) Martin, Lehrb. §. 143. Müller, Lehrb. §. l9t.
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solches ist^), weil der Begriff eines Zwischenurtheiles es mit sich

bringt, daß die darin enthaltene Verfügung die endliche Entscheidung

vorbereite und zum Zwecke habe; was von der Entbindung

von der Instanz, welche das ganze Verfahren — wenn gleich nur

einstweilen — einstellt und für jetzt beendiget, nicht gesagt

werden kann. Mit der Auflage eines Reinigungseides wird in der

Regel das durch diesen bedingte Endurtheil angefügt ^). Nur wenn

dieß nicht geschieht, kann jetzt noch ein Zwischenurtheil auf Eid we

nigstens in geringeren Sachen vorkommen. Die Entscheidung in der

Sache selbst soll, den richtigen Prozeßgrundsätzen zufolge, nie durch ein

bloßes Rescript, sondern stets durch ein förmliches Erkenntniß erfolgen,

in welchem jedoch die im Civilprozesse nöthige Erklärung über die For

malien wegfällt. Völlig grundlose Appellationen werden durch ein ein

faches Verwerfungsdecret zurückgewiesen, und Beschwerden, welche nur

Nebenpuncte, und nicht die endliche Entscheidung der Sache betreffen,

kann zweckmäßig durch ein Reskript (res«riz>tuiu cls erueucisiiäa et toi-

leiliZ« zzrsvsinins) abgeholfen werden.

6) Das gefällte Urtheil wird in förmlicher Ausfertigung zur Er

öffnung und Vollziehung sammt den eingesendeten Acten an das

Untergericht remittirt.

7) Die eingewandte Appellation kann auch in Strafsachen auf

außerordentliche Weise in ihrem Gange gehemmt werden^):

s) durch den Tod des Angeschuldigten, gleichviel, ob dieser Erben hin

terließ oder nicht, und ob die Appellation für oder gegen ihn ergrissen

war, wenn es sich nur nicht um die civilrechtlichen Folgen des Ver

brechens handelt, und dieses kein solches ist, welches ausnahmsweise

auch nach dem Tode des Thäters verfolgt werden kann 6°); b) durch

freiwillige Abhilfe der Beschwerde von Seiten des gravirenden Gerich

tes in Fällen, wo dieß noch rechtlich geschehen kann ^), und «) durch

Verzicht des Appellanten vor erfolgter Appellationsrechtfertigung, wel

cher ihn jedoch gemeinrechtlich^) nicht hindert, das Rechtsmittel nachher

wieder fortzusetzen. S. Jordan.

^«l»» «»tt!S!»»» oder HuotiSk»»» heißt bei den römi

schen Juristen jedes Gewässer, welches man alle Tage vermittelst ei

ner Wasserleitung beziehen kann Dabei kommt es gar nicht

darauf an, ob man von diesem Rechte wirklich jeden Tag Gebrauch

63) Man f. z. B. S t ü b el , Criminalv. §. 3099 flg. Henke, Dar

stellung des gerichtl. Verf. in Strafsachen, Zürich 1817. §. 168. und dort

Rote 8. Bauer, Lehrb. §. 193. Note s.

64) Stüb el, Cr.-V. §. 3»93. Martin, Lehrb. S. 143 a. E.

65) Martin, Lehrb. S. 165. Note IS. Müller, Lehrb. §. 214.

66) Man s. darüber Müller, Lehrb. I. 8S. und dort Note S u. 6.

67) «f. 1^. 42. v. ü« r« iucl. (42. 1.)

68) Landesgesttze weichen oft hiervon ab, s. Müller, Lebrb. §. 214.

Note 4.

l) I.. l. Z. 2. 1). il« »qua rottiäläng. (4Z. 20.)
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macht oder nichts. Die sq. oott. bildet den Gegensatz der squ»

»«stlvs, womit man solche Gewässer bezeichnet, welche entweder ihrer

natürlichen Beschaffenheit nach eine Einleitung nur für die Sommerzeit

gestatten, oder von demjenigen, welcher zu ihrer Benutzung berechtigt

ist, nur den Sommer hindurch und zu keiner anderen Jahreszeit be

nutzt werden 2). Stillschweigend wird bei beiden Begriffsbestimmungen

vorausgesetzt, daß das einzuleitende Wasser unversiegbar sei (squs pe-

reuvis) und seiner natürlichen Lage und Beschaffenheit nach auch

eine Einleitung gestatte^). Der Hauptunterschied beider Arten von

Wasserleitungen zeigt sich bei den Interdikten , welche zum Schutze des

gestörten Besitzstandes einer Wasserleitung gegeben werden (iuterciictui»

äs s<zus cjuotiäisu» et sestivs VIA. 43. 20.); denn, während bei dem

iuterö'iotui» de squs quotiäisiiä zur Anstellung der Klage verlangt

wird, daß der Kläger im letztverflossenen Jahre die Wasserleitung im

guten Glauben besessen habe ist es beim iitterclietuiu öe squ»

Kesrlvs eine unerläßliche Bedingung, daß der Kläger im zunächst ver

gangenen Sommer (prior« ssstst«) Besitzer der Wasserleitung gewe

sen fei so, daß in manchen Fällen der Besitzstand von einem und

einem halben Jahre, manches Mal sogar von zwei Jahren nachgewie-

sen werden muß «). Das Erste, wenn das Wasser im Anfange der

Frühlings- Tag- und Nachtgleiche eingeleitet worden ist, und die Klage

im folgenden Sommer einen Tag vor der Herbst- Tag- und Nacht

gleiche erhoben wird. Das Zweite, wenn die Anstellung der Klage in

dem folgenden Winter verwirklicht wird. Späterhin ist das Jnterdict

als utile iiNerckictum auch auf den Fall ausgedehnt worden, wenn

der Besitzer der Wasserleitung nur den Sommer, in welchem die Klage

angestellt wird, hindurch Gebrauch von derselben gemacht hat ^). Eine

ähnliche Ausdehnung wurde auch in dem Falle gestattet, wenn der

Kläger nur im Winter, nicht aber im Sommer das fragliche Wasser

eingeleitet hat ^"). — Außer der eben erläuterten Einteilung der Ge

wässer ist in den römischen Rechtsqnellen an manchen Orten noch von

der i>c>ua ckiurus und uovturna die Rede"). Unter s«,use novturuse

serviws versteht man das Recht, des Nachts allein eine Wasserleitung

2) I.. 1. F. 2. u. 3. v. 43. 20. Ii. 6. v. idig. Ii. IS. ». Se ,erv!t. prseü.

rnstieorum. (8. 3.)

S) I.. 1. §. 3. u. 4. v. ibüa.

4) I.. 1. K. S. V. ibid.

5) Ii. l. 8. 6. v. idig.

6) Ii. 1. pr. u. §. 1«. u. 19. v. 43. 20. Bergl. S a v i g n y das Recht des

Besitzes S. S99. (6. Ausg.)

7) Ii. 2. §. 29—34. v. ib!ä. Ii. 6. 0. !b!g. Vgl. S a v i g n u o. a. O.

») Ii. l. §. 33. U. 34. v. ibicl.

9) Ii. 1. S. 36. 0. 43. 20. Vgl. Schilling rechtsgeschichtliche Bemer

kungen S. 276.

10) Ii. 1. §. 35. v. 43. 20.

11) Ii. 10. 1. v. ^uemsämoäum servltute» smittsntur. (8. 6.) I,. 17.

V. 6« »qua et s^uso pluvise. (39. 3.)
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zu benutzen; beschränkt sich dieß Recht auf die Tageszeit allein, so heißt

die Gerechtigkeit scjuse äiurrm« «ervitu». Beide Servituten sind so

von einander unterschieden, daß, wenn sie Einem an demselben Grund

stücke zustehen, sie dennoch für verschiedene Servituten angesehen wer-

Arbiter. Dieser Ausdruck kommt in mehreren Bedeutungen

vor. Im weiteren Sinne versteht man darunter jeden Privatmann,

welcher mit einer «rbitrsris formuls zur Entscheidung des Prozesses

niedergesetzt ist. Diese Formel berechtigte ihn, bevor er condemnirte, an

den Beklagten den Befehl (lussus, srbitriuiu) zu erlassen, in welchem

er ihm auferlegte, Etwas an den Klager zurückzugeben (resriwere), oder

demselben vorzuzeigen (exliikere), oder demselben zu bezahlen (»«1-

vere). Da indeß auch die Kons« K6ei geradezu srbltrls, ge

nannt werden ^), und der Richter in manchen Kcwse öckei svttooes

geradezu «rbiter genannt wird, so scheint es ziemlich gewiß, daß auch

in den Koos« Läei svtioues der iussus luckiois vorgekommen, und der

Privatrichter »rbiter genannt worden sei Im engeren Sinne heißt

srKiter der Schiedsrichter, welcher nach dem Compromiß der Parteien

eine unter ihnen obwaltende Streitigkeit durch sein Urtheil (srbitriuin,

clsLoirio bei den Römern , bei den Neueren Isuärun) zu entscheiden

übernommen hat ^). Der Vertrag der Parteien , durch welchen ihm

die Sache übertragen wird, wird theils in der Form der Stipulation ^),

theils in der des uuäum psvwin^) abgeschlossen. Zwischen dem

Schiedsrichter und den Parteien hingegen eristirt wahrscheinlich ein

Mandatsverhältniß; die Parteien sind die Machtgeber, der Schiedsrich

ter der Mandatar. Dieß Verhaltniß heißt in der Kunstsprache reeep-

tum «). Der Wirkungskreis des srditer befleht in der Abgabe der

sein«ntis. Erfordernisse der seutentia sind folgende: «) der srkiter

muß sie in eigener Person abgeben, mithin kann er keinen Anderen zu

diesem Zwecke substiluiren ^) ; b) der srbitsr muß sie über die im

Compromisse bezeichnete Sache abgeben ^), sonst ist sie ungiltig; «) er

muß sie binnen der im Eompromisse angegebenen Zeit abgeben "), sonst

ist sie ebenfalls ungiltig; 6) er muß sie nur in der Beziehung abgeben

in welcher ihm das Urtheil durch vas Compromiß übertragen worden ist!").

Mit der Abgabe der seuteuüs tritt der srbiter vom Schauplatze ab"),

und er kann mithin, wenn er einmal dieselbe ausgesprochen hat, sie

1) ttc. 6s «ff. S. 17.

2) Schräder zu Justinian'S Institutionen S. 662.

3) I). tle reeepti«, et qui «bitrium. (4. 3.)

4> 5,. 1l. 8.2—4.0. 4.8.

5) 1,. 11. §. 2. 0. 4. 8. I,. 6. O«S. <Zs revepti» »rbitris. (2. 56.)

6) l.. 3. §. 2. u. 3. I>. 4. 8. vergl. mit der Ueberschrift des Titels.

7) l.. 32. S. 16. u. 17. v. 4. 8.

8) I.. 32. z. IS. v. 4. ».

9) I.. 32. 8. 21. v. 4. 8. I.. 1. O. 2. S6.

10) s.. 32. §. IS. 0. 4. S.

11) 19. S. 2. 0. 4. 3. 5,. 21. pr. 0. ZdiS.

den. (S. auch Wasserrecht.) Heimboch.
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späterhin aus keinem Grunde, nicht einmal wegen eines Jrrthumcs, >

widerrufen Weigert er sich aus nichtigen Gründen sein Urtheil

zur gehörigen Zeit abzugeben, so wird er dazu vom Prätor gezwun

gen^). Das gewöhnliche Zwangsmittel, dessen sich der Prätor zu

diesem Zwecke bedient, ist die Auferlegung einer Geldstrafe ^). Nur

in folgenden Fallen fallt der Zwang weg : a) wenn der srbiter ein

gleiches oder höheres Imperium hat, als der Prätor /Z) wenn der

srkiter notorisch durch Geld bestochen worden ist^); wenn derselbe

mit der turxiwclo behaftet ist ; ist aber seine Infamie durch Hand

lungen der Parteien veranlaßt worden, so kann er nur causa ooFniw

sich entschuldigen ^) z ö) wenn der srKiter dringende Geschäfte hat^),

z. B. wenn er verreisen muß; r) wenn er im Greisenalter steht ^");

5) wenn er krank wird^)z ^) wenn er ein obrigkeitliches Amt, das

ihm viel zu rhun gibt, verwaltet^); H) wenn er selbst seines eigenen

Prozesses halber vor Gericht zu erscheinen hat^); l) wenn zwischen

ihm und den Parteien oder unter den Parteien selbst eine Todfeind

schaft entstanden ist^); «) wenn die eine von den Parteien banke

rott wird 26) ; wenn die Parteien nach der Eingehung des Compro-

misses den Weg der gerichtlichen Klage eingeschlagen, oder auf einen

anderen srbiter compromittirt haben, und späterhin auf den ersten

Schiedsrichter zurückkommen ^«). Für die Parteien bildet die vom sr-

Klier abgegebene Sentenz eine unveränderliche Norm, der sie sich durch

aus unterwerfen müssen, selbst in dem Falle, wenn sie eine offenbare

Unbilligkeit enthalten sollte^). Denn die Parteien mögen sich es-

selbst zuschreiben , wenn sie auf ungerechte Schiedsrichter compromittirt

haben. Appellationen und andere Rechtsmittel sind gegen solche Sen

tenzen ganz unzulässig 2«). Vorausgesetzt wird dabei, daß 1) die »eu-

tentls nichts Unanständiges enthalte 2») ; 2) daß das Compromiß nicht aus

irgend einem Grunde ungiltig seiz 3) daß die seuteutia nicht durch offen-

12) Ii. 19. §. 2. v. 4. 8. Ii. 20. V. ib«.

13) I.. 16. v. 4. 8. I.. 3. S. 2. u. 3. v. lblS. I.. 32. §. 12. v. idlS. I..

11. S. 2. 0. idia.

14) I.. 32. §. 12. 1). ibick.

15) Ii. 3. S. 3. v. ibig.

16) I.. 9. §. 3. 0. 4. 8. I.. 3. O. 2. 56.

17) I.. 9. §. 3. v. 4. 8.

13) I.. 9. §. 4. v. 4, 8.

19) Ii. 15. 0. 4. 3.

20) Ii. 16. v. 4. 3.

21) I.. 16. v. ib!6.

22) 1^. 16. 0. ibi<Z.

23) Ii. 16. v. ibid.

24) Ii. 16. v. ibtt.

26) Ii. 17. pr. v. ibiS.

26) Ii. 17. S. 1. 0. 4. 8. Ii. 9. §. S. Ii. 10. Ii. 11. 0. ibiö.

27) Ii. 19. pr. v. 4. 8. I.. 27. K. 2. 0. ibi<Z.

28) Ii. 1. Loci. 2. 66. Ii. 14. v. 4. 8.

29) Ii. 21. §.7.0. 4.3.
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bare Parteilichkeit des srolter oder durch Bestechung desselben motivier

sei 2"). Im letzten Falle steht es der Partei, welche durch die Abgabe

der senteuris in Schaden gekommen ist, frei, der s«tl« ex stivuisru

des Gegners, womit er die Befolgung des Urtheiles erzwingt, die ex-

eexri« cloli ruali entgegenzusetzen, welche eine Art von Appellation zu

enthalten scheint^). — Uebrigens ist gewiß, daß durch das Compromiß keine

Litispendenz begründet wird 22), und daß aus der senteuris des srkiter

keine actio iuäicsti entstehet ^). Das einzige Mittel, die Befolgung der

»entevtis zu erzwingen, ist die aus dem Compromiß entstehende »«tl«

ex stipulsru, welche natürlich von beiden Parteien angestellt werden

kann, weil das Compromiß aus einer gegenseitigen Stipulation be

steht ^). Nur unter gewissen Bedingungen kann die seuteutis des

»rbiter auch an die Civilgerichte zur Bollstreckung ^^) abgegeben wer

den. Die Bedingungen sind folgende : s) wenn das Isuckui» schriftlich

abgefaßt und von den Parteien unterschrieben worden ist; b) wenn

zehn Tage von der Publikation der »eutevris an verflossen sind; «)

wenn kein Rechtsmittel von den Parteien dagegen eingewendet worden

ist. Aber das Mittel, die Execution bei dem Civilgerichte zu erzwin

gen, ist nicht die iuälesti »«Ii«, sondern eine in factum svrio. —

Sind mehrere Schiedsrichter im Compromisse ernannt, so ist ihr Ver

hältnis) zu einander bei der Abgabe der sentemis zunächst nach der

Beschaffenheit und dem Inhalte des Compromisses zu beurtheilen 2°).

Ist im Compromisse nichts darüber bestimmt, so kann Keiner für sich

allein zur Abgabe der »eureuris gezwungen werden, sondern nur Alle

auf einmal ^), und das Urtheil kann nur von Allen zusammen, wenn

sie Menwärtig sind, abgegeben werden^). Sonst ist es ungiltig.

Sind die Meinungen der Einzelnen verschieden, so entscheidet die Stim

menmehrheit ^). Betrifft die Verschiedenheit aber nur die Quantität

der Condemnationssumme, so muß man sich für die mindeste Summe

entscheiden, weil auf diese Summe alle zurückkommen^). Ist auch

auf diese Weise keine Entscheidung zu erlangen, so können die bestell

ten Schiedsrichter auf den vorhergehenden Antrag der Parteien vom Prä

tor gezwungen werden, daß sie eine dritte Person erwählen, auf deren

Ausspruch dann Alles ankommt "). Diese dritte Person heißt in der

Kunstsprache der neueren Juristen Obmann (8uxersrbiter). — Unfähig

- 30) Ii. 32. §. 14. v. 4. 8. I.. 3. <?. 2. 55.

31) I.. 32. S. 14. v. 4. «. I.. 3. 0. 2. 56.

32) I.. 30. II. 4. S. I.. 9. §. 5. 0. id!6.

33) I.. 1. V. 2. 56.

34) I,. ll. S. 2. v. 4. 8.

35) Ii. 5. i>r. u. 8. 1. «. 2. S6.

36) Ii. 32. 8. 13. 0. 4. 8.

37) Ii. 17. S. 2. I>. 4 8.

38) Ii. 17. 8- 7. v. 4. 8. Ii. 18. v. !K!<I.

39) 1.. 17. 8- 7. IX 4. 8. Ii. 27. S. 3. 0. ibi<I.

4«) Ii. 27. 8. 3. II. 4. 8.

41) Ii. 17. Z. 6. v. 4. 8.
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zur Uebernahme des srbltrlurn sind folgende Personen: 1) Taube, 2)

Stumme, 3) Wahnsinnige 4) Leute, welche das 20. Jahr noch

nicht vollendet haben ^). Alles dieß beruht auf einer Ausdehnung der

Vorschriften der lex «lulis 6« iuäleii» auf die srbitri. Doch ließ man

schon im gewöhnlichen Prozesse das Urtheil Derer gelten, welche das 18.

Jahr bereits vollendet hatten, wenn sie nur unter ausdrücklicher Ein-

willung der Parteien zu Richtern bestellt waren ^). Waren diese Vor

schriften nicht beobachtet, so konnte die sevtentis des srblter keine

Giltigkeit erlangen und jede Klage aus dem Compromisse wurde abge

schlagen. Heimboch.

^rv!ti>»<u», auch «rkltrkul», heißt die Bestimmung gewisser

Puncte abgeschlossener Geschäfte oder testamentarischer Verfügungen

durch dritte Personen, welche außer dem Obligationsnexus sich befinden.

Man unterscheidet hier nach der gewöhnlichen Theorie zwei Fälle: 1)

wenn Derjenige, auf dessen Urtheil die Entscheidung des Punctcs ge

stellt ist, eine bestimmte, namhaft gemachte Person ist. Hier kommt

Alles auf sein Urtheil an, und es ist gar kein Unterschied , ob das von

ihm abgegebene Urtheil billig oder unbillig ist ; denn beide Parteien müs

sen sich demselben unterwerfen^). Das Urtheil heißt in diesem Falle

bei den Neueren merur» srbitriuvi. Bei Obligationen tritt die Nich

tigkeit derselben sofort ein, wenn der genannte srbiier sein Urtheil nicht

abgibt, oder, bevor er sein Urtheil abgibt, verstirbt ^). Bei Legaten

und testamentarischen Verfügungen hingegen treten die Grundsätze ein,

welche bei dem b«»I viri si-bitrsws gelten ^). Nach denselben Grund

sätzen wird auch der Fall behandelt, wenn die Entscheidung einer von

den contrahirenden Parteien übertragen worden ist^). 2) Wenn Der

jenige, auf dessen Urtheil die Entscheidung des Punctes gestellt ist, nicht

namentlich erwähnt ist. Hier kommt Alles darauf an, ob die vom

Schiedsrichter abgegebene Entscheidung den Grundsätzen der Billigkeit

entspricht, oder nichts. Man nennt diesen Fall bo»i viri srbi-

trat u«. Eigenthümlich sind demselben folgende Grundsätze: 1) alle

srbitri aus einem Testamente können gezwungen werden, ihr Urtheil

abzugeben °). 2) Alle srbitri, welche bei Legaten zu urtheilen haben,

können durch neue ersetzt werden, wenn die alten aus irgend einem

Grunde wegfallen. Dieß ist durch die Praxis eingeführt. 3) Ein sol-

42) Ii. 9. §. 1. v. 4. 8.

43) 41. 0. 4. 8.

44) I.. 67. v. «« r« iocliests. (4?. l.)

45) 1.. 9. S. 1. v. 4. 8. Ii. 41. v. ibid.

1) Ii. 76. 0. pro socio. (17. 2.)

2) Ii. 43. Ii. 44. u. Ii. 141. §. I. v. gs verdorum vdliß»t!vnil»,5. (45. 1)

S. 1. 1. 6« «mplione veiillilioiie. (3. 24.) Ii. 15. L. ü« eontrskenä» emptioris.

(4. 38.) Ii. 25. pr. 0. locsti «onöucti. (19. 2.)

5) Ii. 1. I. 1. D. <I« legst!». 2. (31.)

4) Ii. 77. u. 78. IX 17. 2.

6) Ii. 76. I>. 17. 2.

6) v. 19. X. <Ie te»tsm°,Uk. (3. 26.)
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ches srliltrlum kann dem Ermessen des Gläubigers und Schuldners

überlassen werden?). Kunstausdruck: ^rbitrstor heißt be! den

Neueren Derjenige, welcher als vir Konus urtheilt. Heimbach.

Archidiaconus ist ursprünglich als der erste der Dmconen des

bischöflichen Presbyterii, spater als der Vorgesetzte eines bestimmten

Sprengels des Bisthumes (Archidiaconat) nach dem Bischöfe selbst der

mächtigste Kirchenbeamte, zuletzt meistens nur ein Ehrentitel für ein

zelne Personate i).

Schon in den ersten Jahrhunderten der Kirche wurden die Bi

schöfe durch den Umfang und die Mannigfaltigkeit ihrer Functionen

genöthigt, für die einzelnen Geschäftskreise besondere Gehilfen anzuneh

men. Aus dem ihnen zur Seite stehenden Rathe, dem Presbyterium,

bedienten sie sich für ihre priesterlichen Verrichtungen als eines Stell

vertreters des ältesten Presbyters (Archipresbyters, f. den Art.),

zur Handhabung der äußeren Kirchenangclegenheiten nahmen sie dage

gen einen aus der Mitte der Diaconen, nach freier Wahl und be

stellten ihn zum Archidiaconus (prlinus, prior, priinioerlus 6Isvo-

norum). Sie überließen dem Letzteren auch alsbald einen so großen

Wirkungskreis, daß schon im vierten Jahrhunderte über Mißbranche

desselben geklagt werden konnte^). Anfangs gab es in jeder Diöccfe

nur einen Archidiaconus, seit dem achten Jahrhunderte aber mehrere

für bestimmt abbegrenzte Sprengel (srvlliäls«ousws, bsmis srolrirlis-

vouslis) Das erste bisher bekannt gewordene Beispiel einer solchen

Eintheilung der Diöcese in Archidiaconate gab Heddo, Bischof von

7) I.. 77. v. 17. 2. I.. 24. pr. 0. 19. 2. I.. 76. °r. v. ös lentis. 1.

(30.) I.. 11. 5. 7. 0. ös letalis. 3. (32.)

1) Vcrgl. I'it. X. <!e vslieio si-ckiäisconi. (1. 23.) I^Komsssin. ve>

tu» et novs <I!s«!plins eccl. ?. I. IIb. II. «sp. 17—20. vingnsm orlz;!.

»es eccles. lib. II. esp. 21. Joh. Paul Kreß rechtbcgründete vollständige

Erläuterung des Archidiaconalwesens und der geistlichen Sendgerichte, Helm-

stüdt 1725. 8. Joh. Georg Pertsch Abhandlung von dem Ursprünge der

Archidiaconen , Archidiaconalgcrichte u. s. w,, Hildesheim 1743. S. Johann

Wolf Abhandlung von den geistlichen Commissarien im Erz stifte Mainz, 1797.

8. Binterim, die vorzüglichsten Denkwürdigkeiten der christ - katholischen

Kirche, Band I. Th. I. S. 386—434.

2) Die selbstständige Wahl des Archidiaconus ist regelmäßig als ein Recht

des Bischofes in der Kirche des Occidents betrachtet worden (siehe Anm. 9).

Ausnahmen finden sich nur im Falle der Nachlässigkeit des Bischoses, oder wo

es besonders hergebracht war (s. «r^rlem. post c. 2. Heer. 1.XXXIX. Uebcr

eine Ausnahme in der Diöcese Würzburg s. m. Binterim a. a. O.

S. 427).

3) Isidoru« ?elusi«ts epist. IIb. VI. ev. 188.

4) Die Grenzen der Archidiaconate fallen regelmäßig mit denen der Gaue

zusammen. Die bedeutenderen derselben in Teutschland nennt Binterim

a. a. O- S. 413 flg. Bergl. noch Delius über Grenzen und Eintheilung

des Erzstiftcs Bremen, 180», und von demselben drn Attila: Archidi^conltt,

in Ersch und Gruber allgemeiner Encyclopüdie Th. V. S. 138, 139. Bod

man«, Rheingauische Alterthüiner, Band II. S. 842 flg.



ArchidiaconuS. 42S

Straßburg, dessen Anordnung Pabst Hadrian I. bestätigte, und welcher

man bald allgemein folgte^).

Bisher hatten die Archidiaconen ihre Gerechtsame^) nur vermöge

eines besonderen bischöflichen Mandates geübt. Dieß änderte sich seit

der Einführung der vita «snouies , bei welcher das Archidiaconat re

gelmäßig mit der Würde des Propstes in den Dom- und Collegiatstif-

tern^) verbunden wurde. Dadurch erhielt das Archidiaconat den Cha-

racter eines dauernden Amtes, und der ArchidiaconuS wurde ein blei

bender vivsrius nstus, nicht blos mit delegirter, sondern ordentlicher

Gerichtsbarkeit (inriscliotic, oräinsris). Von jetzt ab wuchs diese Macht

der Archidiaconen schnell und bedeutend, nicht selten bis zur eigenen

Gerichtsbarkeit (iuriscli«tio propris) v), und erreichte ihren Gipfel im

zwölften Jahrhunderte. Vermöge ihrer Stellung mußten ihnen selbst

Geistliche höherer Weihen gehorsamen^), wie namentlich der Archi-

presbyter.

Nach dem Systeme der Decretalen i°) besaßen sie folgende Rechte :

1) Die Aufsicht über ihren Sprengel und damit in Verbindung

die Visitation, bei deren Ausübung sie den Anspruch auf bestimmte

Procurationen hatten ").

2) Jurisdiction in Rechtsstreitigkeiten und Strafsachen im weite

ren Umfange i2). Die Strafgerichtsbarkeit handhabten sie nach besonderen

Instructionen auf eigenen Synoden (Send, Laiensynode)

ö) S. 8 « K o e p fl i n ^Isstis . . . 6iplomäties. vol. I. p. 46. <Z r s n -

öiöier Kistoirs äe l'eglise et lies Lveques <Is LtrssbourA, I. p. 176.

291. V. II. cliplom. 66.

6) Eine Uebersicht ihrer Rechte und Pflichten im siebenten Jahrh. findet

sich in «. 1. §. 10. 11. vist. XXV. vergl. «. 2. X. g« off. srcdia.

7) Daher der Unterschied des srekiäisvonus msior und der minores.

8) S. <Z. 10. X. d. t. «. 7. X. de prsebengi«. (3. 5.) e. 3. äs Kppells-

tionibu» in VI. (2. 16.) Vgl. Inno«. Lirvnii «bservstiones iuris «snoniei

lid. II. «sp. 8.

9) Erforderlich war eigentlich für den ArchidiaconuS der «r6o älsooni

(«. 1—3. vist. I^X.). Die Bischöfe bestellten aber vermöge ihres freien Wahl

rechtes auch Geistliche niederer Grade zu Archidiaconen, bis dieß Pabst Euge-

nius II. ausdrücklich verbot (Lolleetio Lonoiliorum eä. Largouin. 1'om. IV.

«ol. 12S8).

1«) Man f. besonders «. 7. X. K. t. verb. mit e. 1. 9. eog.

11) Die Visitationsgebühren wurden oft überschritten, und durch ein gro

ßes Gefolge der Visitatoren den untergebenen Geistlichen eine bedeutende Last

aufgebürdet, so daß es genauer Vorschriften und Beschränkungen bedurfte.

Man s. z. B. «. 3. vist, XOIV. (Ooncil. «skiloneiise II. «. 15. s. 813.) «.

6. X. 6e «erisibus. (3. 39.) (^lsxsnäer III. in Loncil. 1,»tersn. «n. 1179.)

12) Wie die Archidiaconen in den Besitz dieser Gerichtsbarkeit kamen

weist nach l'urk 6s iuriüllivtionis eivili» per meäium sevum «um eoelesiä-

stics «oi^unetss «rigine etv. KlonssterU 1832. 8. esp. 3.

13) S. die Anm. I. citirte Literatur. Dazu vgl. m. ^nto» S «Kmi gt

öiss. 6e «vn«6is srokigisoonslibn»... in <Zerinsn!ä. 1773. in SeKmickt tkessn-

rus iuris eccl. 1'om. III. >lr. IX. Ueber dieses Institut in Preußen: Ja

cobson Geschichte der Quellen des Kirchenrechtes des preuß. Staates, Th. I.

Bd. I. S. IIS flg.
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3) Prüfung und Investitur der Geistlichen

4) Anspruch aus einige besondere Leistungen, wie das in» iuvuncki

llitroitu» 8iv« sdveutu», ius exuvisrum et clsportus U. a. ^^).

Der Geschäftskreis der Archidiaconen hatte auf diese Weise mit

der Zeit einen solchen Umfang erreicht, daß ihnen die Anstellung be

sonderer Vicare oder Officiale zugestanden werden mußte ^°). Sie such

ten jetzt aber auch mehr und mehr ihren Einfluß zu erweitern") und

sich der Autorität ihrer Oberen vollständig zu entziehen, so daß die Bi

schöfe sich genöthigt sahen, für dieselben Beschränkungen eintreten zu

lassen. Sie entzogen daher den Archidiaconen, insoweit es thunlich

war, geradezu einen Theil der Jurisdiction^), oder beschränkten sie

indirect durch Bestellung von besonderen Vicarien für manche Fälle^).

Seit der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts geschah dieß principmäßig

in den einzelnen Diöcesen, jedoch nicht überall mit gleichem Erfolge^),

und entscheidender wirkte erst das Concil von Trient, welches, um den

gesunkenen Einfluß der Bischöfe wieder zu erhöhen, unter andern auch

die Archidiaconen in engere Grenzen zurückwies. Dasselbe bestimmte

zunächst, daß gemäß dem älteren Rechte nur Magister der Theologie,

Doctoren und Licentiaten des canonifchen Rechtes als wirkliche Archi

diaconen zugelassen würden ^"), daß Archidiaconen, Decane und andere

niedere Geistliche das Visitationsrecht da, wo sie es gesetzlich hergebracht

hätten, für die Zukunft nur mit dem ausdrücklichen Confense ihres

Bischofes ausüben^), über Ehe- und Criminalsachen aber keine Ge

richtsbarkeit ihnen mehr zustehen sollte^).

Nicht sogleich, jedoch nach und nach wurden diese Bestimmungen

in Vollziehung gesetzt^), und oft ging auch die ganze Gerichtsbarkeit

von de» Archidiaconen auf die nun bleibend angeordneten Vicare, Of-

ßciale und Generalvicariate über (f. d. Art.)^). Da, wo nicht bis

zu Anfang des jetzigen Jahrhunderts das ganze Institut bereits seinen

14) <Z. 7. 9. X. K. t. e. ug. X. 6e »crutim« in «rS. ks«. (1. 12.) siche

Noch RontKsim Kistvri» l^evirensis l'om. I. p. 833. Binterim a. a.

O. S. 422. 426,

15) 1Vür6tiv«!a srekigioecesi» IVloguntMä Vom» I. p. 156. 628.

Sreß a. a. V. Cop. 6. Binterim a. a. O. S. 430—432.

16) <Z. S. §. 1. 6« »xpsIKt. iu VI. (2. IS.) (Innoe. IV. s 1245.)

Wolf a. a. O. Beil. 1. vVürütvvei» I. «. l'om. I. p. 624.

17) Man s. z. B. c. 3. 16. X. äs exeessibus prselstorum. (6. 31.)

18) Bodmann a. a. O. S. 846. Anw. ». Binterim a. a. O. S.

402. Auw. XX.

19) Vit. «Ze oMei« vicsrii in VI. (1. 13.)

2«) So behauptete sich z. B. im Bistbume Meißen der Archidiaconus

von Budissin bis zur Reformation. S. Janke von dem Archidiaconat zu

Budissin. Görlitz 1317. 4.

21) Lüne. I'r!<Z. sess. XXIV, cle rskorm. «sp. 12,

22) A. a. O. Cap. 3.

23) «. a. O. Cap. 2«.

24) Binterim a. a. O. S. 417, 423, 425.

25) ?'»rk I. P. xsp. M.
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Untergang gefunden hatte, erfolgte derselbe fast allgemein durch die seit

dem für die katholische Kirche überhaupt eingetretenen ungünstigen

Schicksale. Nur hin und wieder haben sich noch Archidiaconen, jedoch

der Vorschrift des tridentinischen Conciles gemäß, und mehr als bloße

Personatus mit wenigen Rechten, wie namentlich der Mitwirkung bei

Ordinationen (s. Anm. 14), erhalten. Bei der neuen Organisation

der bischöflichen Capitel war die Herstellung des zur Unbedeutenheit

herabgesunkenen Amtes nicht mehr nöthig, weßhalb seiner auch in den

neuesten Concordaten und Statuten nicht gedacht wird.

Als Ehrentitel findet sich noch mitunter das Pradicat Archidiaco-

nus nicht blos in der katholischen, sondern auch in der evangelischen

Kirche. In der letzteren wurden bisweilen die Erzpriester (Superinten

denten) auch Archidiaconen genannt 2°). ^. F Jacobson.

Archipresbyter (Erzpriester — Landdechant) ist derjenige erste

Presbyter oder auch Pfarrer, welchem außer der besonderen Seelsorge

die kirchliche Aufsicht in einem bestimmten Distrikte der Diöcese über

tragen isti).

So wie sich der Bischof für die Verwaltung der äußeren Kirchen

angelegenheiten eines seiner Diaconen bediente (s. den Art. Archidia-

conus), nahm er aus seinem Presbyterio zur Unterstützung bei den

ihm als Presbyter zukommenden Obliegenheiten den ältesten der Pres-

byteren (prluoeps presb^t«r«rum, srlilii^resb^ter) 2). 5Mjt der Er

weiterung der Diöcösen wurden auch an den Hauptkirchen der Städte

besondere Archipresbyteren (sr«I>i^>r«sK^ter1 urbsui, olvitstenses) be

stellt, und selbst auf's Land übertragen (srokipr. exteri, rursles).

Ursprünglich wandten sich nämlich die auf dem platten Lande lebenden

Christen an die Kirche der Stadt, von der aus sie bekehrt waren. Seit

sie selbst eigene Gemeinden und Kirchen (titull) zu bilden ansingen,

erhielten die größeren von ihnen (xlebes) eigene Archipresbyteri , die

kleineren (minores tituli, orstoris) nur einfache Pfarrer ^). Nur Jenen

stand das Recht zu taufen (daher ecvlesis KsMsuisIIs) sowie die Be-

fugniß zu strafen in der Gemeinde zu, und die zireso^teri iniuorutu

26) Daniel Heinrich Arnoldt Kirchenrecht des Königreiches Preußen.

Buch 2. Cap. 12. z. 3. S. L«.

1) Bergt. Vit. X. <Z« «fkci« sr«Kipre,d?teri. (1.24.) 1'Komsssin.

vetus et nova ecel. äiüdpl. ?. I. lid. II. esp. 3—6. LingKsm «rigines

üb. II. csp. Ig. S. 1?. OKpK. > e l I e r «Iis», plebium »rck!or«»b^-

teris in eoinmvni (sck csp. 4. X. K. t.). 1°rsviri» 1771. und in ^nton

8 v d in i ä t tkessurus iuris eoel. III. ZVr. VIII. B i n t e r i m Denkwür

digkeiten der christ-kathol. Kirche, Band I. Theil I. S. Sl4—529.

2) Urkundlich finden wir einen solchen bereits im vierten Jahrhunderte,

s. Rieronz'ini epist. 4. »6 Kusticmn. «. 7. List. I.XXXV11I. (Loneil.

tksg. IV. «. 17. sn. SSL.)

3) Ueber den Ursprung derselben und über den etwaigen Zusammenhang

mit den OKorejiiscopis sind die Ansichten getheilt. S. Rheinwald kirchliche

Archäologie S. 66 flg. H eifert von den Rechten und Pflichten der Bi

schöfe und Pfarrer Theil I. §. 140. Eine weitere Betrachtung darüber im

Artikel: Chorbischos.
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titul«i>um waren zugleich ihrer Aufsicht unterwo.'ftn ^). Auf diese Weist

zerfiel mit der Seit die ganze Diöcest in Archipresbyterate (rsginuvu-

Ise, vouellls, «Iirisiisnitatss, «leesulse), welche, fowie die Archipres-

byteren stlbst, den Archidiaconaten untergeordnet waren ^). Im neun

ten Jahrhunderte war ,dieß in Teutschland schon ziemlich allgemein der

Fall «).

Die weitere Entwickelung dieses Institutes erfolgte sehr analog

dem Verhältnisse der Archidiaconen. Bei der Einführung des gemein

schaftlichen Lebens erhielt der Archipresbnter gewöhnlich die zweite

Stelle, die des vevsuus, im Capitel, wahrend die erste dem Archidia-

conus zufiel ^). Ihre Wirksamkeit bezog sich nun theils darauf, an

den Kathedralen für den Bischof im Falle seiner Verhinderung den

Gottesdienst zu leiten, sonst aber überhaupt die Sorge für den Cultus

zu übernehmen, theils die Stelle eines poeuitentisrius zu bekleiden").

Mißbräuche und andere Umstände führten aber häusig den Verfall der

stadtischen Archipresbyterate herbei, oder bewirkten, daß sie bei einzelnen

Capiteln als bloße Personate fortdauerten.

Auf dem Lande gestalteten sich dagegen die Verhältnisse der Ar-

chibresbyteri anders: denn, indem dort ebenfalls besondere Collegia

(später Ruralcapitel genannt) begründet wurden, traten die Archipresby-

teri als Decane (später Landdechante) an deren Spitze, und behaupte

ten diese Stellung auch über die nach und nach zu wahren Pfarreien

erhobenen Capellen und Oratorien. Sie besaßen in ihrem Kreise das

Recht der Aufsicht, Visitation, und eine beschränkte Gerichtsbarkeit in

den einzelnen Diösen in verschiedenem Umfange, sowie bisweilen einige

andere Gerechtsame"). Ihr Visitationsrecht wird insbesondere vom

tridentinischen Concil ^) anerkannt. Aehnlich , wie die Archidiaconen,

hielten sie auch besondere Convente (»^noclu8 srotii^resbz'tsrsli»), ge

wöhnlich am ersten jeden Monats (daher Kalende, Kalendgesellschaf-

ten, s. den Art. Brüderschaft), auf welchen, außer besonderen Bera-

thungen, auch allgemeinere Statuten erlassen wurden").

4) «. 43. XVI. qu. 1. (Leo IV. 849). Dazu s. m. I. H. Böh

mer Note 63. (eorp. iur. csn. 1?. I. v. 663), und 1^ ellsr äiss. eit.

6) Sollte nicht, sowie zwischen den Archidiaconaten und Gauen, auch ein

bestimmter Zusammenhang zwischen den Archipresbyteraten (Decanaten) und

Decanien nachweisbar sein? Man s. z.B. Bodman«, rheingauische Alter-

thümer Band 2. S. 862. Anm. 5.

6) Binterim a. a. O. S. 618, S19.

7) Daher s«Ht Innoe. III. in «. 7. S. 2. X. <ls «skvio srekiöiäc.: ^r-

ckipresb^tsri, qui s pluribus llevsni nuncupsntur: vgl. c. 64. Oist. I,. (e.

s. 700.) «. II. L. XVI. c>u. 7. (dslixtus in Oonc. I^utersn. s. 1123) und

Alexander IH. nennt sie: präslktos: («. 1. X. 6« eo qui kurtive oräi-

nein susc. (S. 30.) s. 1180.)

8) S. bes. c. 1. 8. 12. I>i8t. XXV. «. 1—3. X. K. t.

ö) S. Bodmann a. a. O. Binterim a. a. O. S. 621 flg. und

die daselbst S. 602 flg. mitgethcilten Statuten.

10) «ess. XXIV. csp. 3. t>e reform.

1^) S. Anm. ö verb. mit ^nton 8cKmi6t 6i»s. lle s^noöi« — — sr-

eKipreLb^tersIibu» in Lermsniä: im 1'Kessurus iur!» ««eles. I'om. III. Kr.
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Also hat sich das Verhältniß der Erzpriester häufig bis jetzt be

hauptet, oft ist dasselbe durch das Institut der Landdechcmte mehr mo

dificirt, und in der letzten Zeit neu organisirt worden ^) (s. den Art.

Decan).

In den evangelischen Kirchen einzelner Länder ist der Titel Erz

priester aus früherer Zeit für die sonst gewöhnlich unter dem Namen

Superintendenten vorkommenden geistlichen Vorgesetzten beibehalten ^).

H. K. Jacobson.

Archiv, srvkivuin, sreliium, «9Aktov (sb prln«!pstu8,-

n>gAi8trstu») l»gAistrstuuln «uris, tabulsriüm wird jede Samm

lung von Acten (f. d. Art.) genannt, sowie auch der Ort, wo die Ac

ten aufbewahrt werden. Wie die Acten, so sind auch die Archive ent

weder öffentliche oder private, je nachdem sie von einer öffentlichen Be-

Hörde oder von Privatpersonen angelegt werden; und die Verschieden

heit in der Benennung der Acten nach ihrem Gegenstande findet auch

bei den Archiven statt. Daher gibt es Reichs- und Staatsarchive,

Stadtarchive, Kirchen- und Schularchive, Familienarchive zc.

Die größte Aufmerksamkeit verdient die äußere und innere

Einrichtung der Archive. In ersterer Beziehung ist hauptsächlich darauf

zu sehen, daß die Acten möglichst gut erhalten, und die Archive also so

angelegt werden, daß die Acten, die darin aufzubewahren sind, gegen

Feuchtigkeit, Feuer, Ungeziefer ?c. geschützt sind.

Da die Acten und Urkunden, welche in den Archiven aufbe

wahrt werden, mehr oder weniger ein allgemeines und bleibendes ge

fchichtliches Interesse haben, und daher öfter aufgesucht werden müs

sen, so muß die innere Einrichtung der Archive von der Art sein,

daß jedes Aktenstück und jede Urkunde leicht aufzufinden ist. Die

Beschaffenheit eines jeden Archives muß die Regeln an die Hand ge

ben, welche man zu Erreichung dieses Zweckes zu befolgen hat. Es

IX. In Preußen wurden solche Archipresbyteraiconvente gewöhnlich zur Vor

bereitung für eine Didcesensynode gehalten. S. Jacobson Geschichte der

Quellen' des Kirchfnrechtes des preuß. Staates, Th. I. Bd. I. S. 118.

12) Man vergl. die Auszüge aus den teutschen Gesetzen in Andr. Mül

ler Lexikon des Kirchenrechtes, Bd. II. S. 11 flg. Helfert, von den Rech

ten und Pflichten der Bischöfe. Bd. I. Z. 143 flg.

13) Wilh. Heinrich Beck her preußische Kirchenregistratur S. 44—46.

B a o w s k i neue preuß. Kirchenregistr. S. 62—54. A r n o l d t Kirchenrccht

des Königreichs Preußen Buch II. Cap. 12. Erst das Gesetz vom 28. Au

gust 1806 (neue Edictensammlung S. 73ö), hat in Preußen den Titel Erz

priester für evangelische Superintendenten abgeschafft, während er »och jetzt für

die katholischen Decane angewendet wird. S. allgem. Landrecht, Theil II.

Tit. XI. K. IS« flg.

*) A. I. W. Buchhorn Anleitung zum Prozeßregistraturwesen Mag-

beb. 1781. Claproth Grunds, v. Verf. der Rechnungen 3. Ausgabe 178«.

S. IIS flg. Terlinden pract. Anleitung zur Registratur-, Expeditions-,

Canzlei - und Sportelwissenschaft 1796. I. A. Oegg Ideen einer Theorie

der Archivwissenschaft 1304. Pütter Anleitung zur juristischen Praxis §.

447 flg.

28
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ist z. B. weit leichter Archive einzurichten und in Ordnung zu erhal»

ten, worin nur Acten von einer Gattung aufbewahrt, als solche,

worin Acten von verschiedenem Inhalte niedergelegt werden. In al

len Fallen aber hat man die Aufmerksamkeit auf das Actenverzeichniß

— gewöhnlich Repertorium genannt — zu richten. Dieses Reverto-

rium ist der sichere Führer im Labyrinthe des Archives. Enthält das

Archiv nur Acten von einerlei Gattung, z. B. Vormundschaftsacten,

so wird in der Regel ein Actenverzeichniß nach den Namen der Be

theiligten ausreichen. Sind aber die aufzubewahrenden Acten ihrem

Gegenstande nach verschiedenartig, so ist, außer dem Namenverzeichnisse,

noch ein Sachregister nothwendig. Bei dem Sachregister hat man

darauf zu sehen, daß man die Mitte hält und nicht gar zu verschie

denartige Gegenstande unter eine Rubrik bringt, sich aber auch vor allzu

großer Zerstückelung derselben hütet. Bei dem Namenregister dagegen

^versäume man nicht, die Namen aller Betheiligten unter die betref

fenden Buchstaben einzutragen; denn nicht selten kommt der Fall vor,

daß in spaterer Zeit, wenn ein Aclenstück verlangt wird, zwar der Name

des einen Betheiligten, aber nicht die der übrigen Interessenten bekannt

sind. So muß z. B. bei Hypotheken- und Consensbüchern nicht nur

der Name desjenigen eingetragen werden, auf dessen Grundstücken eine

Hypothek oder sonst ein Nealrecht notirt wird, sondern auch der Name

des Berechtigten muß im Register bemerkt werden. e.

^U,rsent»r!i sind öffentliche Banquiers, welchen von Staatswe

gen gewisse tsberuae zur Betreibung ihrer Geschäfte angewiesen wa

ren. Sie standen auf dem korum Komsuum an einem Orte, wel

cher bald mit dem Namen «ub veteribus, bald mit dem Namen »üb

uovis bezeichnet wird ^), genossen gewissermaßen Kckes zsubliva und

wurden schon zeitig von Staatswegen begünstigt, da sie als ein noth-

wendiges Glied im Organismus des römischen Staates anerkannt wor

den sind 4). Ihr Geschäftsleben wird mit den Ausdrücken srgeuta-

risi» fs«ere, exerosrs bezeichnet. Ihre Hauptbeschäftigung bestand in

der schriftlichen Aufzeichnung alles Dessen, was sie von Geschäftswegen

vornahmen °) (daher ihre Rechnungsbücher eoäioesy Instrumentum

»rFeutsriss genannt werden ^)), in der Leistung von Zahlungen für

Andere in der Uebernahme fremder Verbindlichkeiten ^), in der Ein-

cassirung der Gelder von den Käufern bei den Auctionen^) (daher

die Redensart zier srFeutsrluin veuäere) u. s. w. Bei der Anlegung

1) ??onius 6e övctorum inösgine v. I'abernss.

2) ?l«ut. Ourcul. 4. 1. v«. 19. I.iv. Kist. IX. 4«. — XXVI. 27.

3) Ii. 24. K. 2. v. 6e rsku» suotoritste W6. (42. 6.)

4) Ii. 1«. pr. 0. <I« edeiiöo (2. 13.)

5) I.. 1«. pr. v. 2. 13.

6) I.. 4. §. S. v. 2. 13. I.. 9. §. 2. v. ibig.

7) ?!«ut. ä»in. 2. 4. v». 30.

8) I.. 6. §. 3. v. 2. 13.

9) Ii. 88. 0. äs solutwnibus. (46. 3.) Ii. IL. pr. 0. Kssreö. pet>

tione. (S. 3.)
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der Rechnungen mußten sie namentlich folgendes in Obacht nehmen:

1) sie mußten für die Gelder eines jeden Einzelnen besondere Rech-

nungen anlegen^); 2) sie mußten jeder Angabe im Handelsbuche

das Datum (61«8 et coosul) beifügen ; 3) sie mußen alle Ein

nahmen und Ausgaben, die sie in fremdem Namen gemacht hatten,

genau verzeichnen^). Dabei kommen die Kunstausdrücke »eoeptui»

Lerre und expevsur» terre vor. Mit jenem bezeichnet man die Hand«

lung des srAeutsrlus , welcher etwas in die Einnahmebücher ein

tragt, mit diesem die Handlung des Eintragens in die Ausgabe

bücher ^). Solche srAeutsrü gab es nicht allein in Rom, son

dern auch in den Provinzen^). Sie bildeten häufig Handelscom-

vagnien, daher der Ausdruck srFeuisrii »ovii ^^). Daß die srKeutsrü

von den uuuiuiulsril bei den Römern verschieden waren, beweisen ge

gen die gewöhnliche Meinung die Pandectenjuristen ^). Wahrschein

lich waren nummulär^ Privatbanquiers. Ihre Geschäfte waren denen

der srK«utsrii ahnlich. Wenigstens heißt es auch von ihnen, daß sie

genau, wie die srFeutsrü, Buch und Rechnung über ihre Handelsge

schäste führen müssen^); daß sie Gelder in Empfang nehmen und

ausgeben; daß auch bei ihnen fremde Gelder deponirt werden"), und

durch sie fremde Gelder ausgeliehen werden ^'). Ihr Geschäft

wird mit dem Namen uinnirmlsriä bezeichnet 2"), und wenn

sie wegen Concurses flüchtig werden, so wird von ihnen der Ausdruck

koro vsäer«2i) gebraucht. Hieraus ergibt sich zugleich, wie unrichtig

es ist, wenn Salmasius die vuiiiinulsrii als Commis der »rAeutsrü

betrachtet wissen will ^). Im byzantinischen Reiche scheint der Unter

schied zwischen srAeutsrü und uununulsrii schon zu Justinians Zeiten

aufgehört zu haben ; wenigstens deuten darauf manche Zusammenstel

lungen einzelner Fragmente in den Pandekten, in welchen offenbar die

Rechtssatze, welche von den nunurlulsrii gelten, stillschweigend auf die

srgeitt»rU übertragen werden ^). Selbst Justinian, welcher so viele

1«) 5,. 4. §. 1. v. 2. 13. I.. 6. §. 6. v. ibiS.

11) Ii. I. §. 2. v. 2. 13. Ii. 4. pr. v. ibid. Ii. 6. §. 6. 0. idid.

12) Oi«. pro Oaev. e»p. 6. I,. 6. S. 3. v. 2. 13.

°13) Li«. pr« Ose«, «sp. 6., ?liaü bist. nst. 2. 7., ^svoi». »<! lZio. in Ver

rem. 1. 39.

14) I.. 4. §. 6. v. 2. 13.

15) I.. 25. pr. v. de psct». (2. 14.) I.. 27. pr. v. ikiö. I«. S2. §. S. 0.

pro ««««. (17. 2.) I,. 34. pr. v. 6s reoepti«, qui. (4. L.)

16) 9. §. 2. v. ?sulu». (2. IS.)

17) I.. 9. §. 2. v. 2. 13. l.. 47. §. 1. 0. 2. 14. I.. 2V. v. de iastitor.

»et. (14. 3.)
18) I,. 7. §. 2. v. dspositi ve! «ontr». (16. S.) I.. 24. §. 2. v. äe rebu»

»uctoritste iuä. (42. 6.) Ii. 39. v. äe »olut. (46. 3.)

19) Ii. 7. 8. 2. v. 16. 3. Q. 24. 8. 2. v. 42. S.

2«) Ii. 24. §. 2. v. 42. S. Ii. 20. v. 14. 3.

21) Ii. 7. §. 2. v. 16.3.

22) ve mmris csp. 17. p. 497.

23) Ii. 7. §. 2. u. 1.. L. v. 16. S.



4ä« ^igvutllri!»

Constitutionen zu Gunsten der Innung erließ,, erkennt nirgends ei

nen Unterschied zwischen srFeutsrü und »uminulsrii an^). Der

von ihm in den Novellen so oft gebrauchte Ausdruck «yz,oH«?rs«r«k

umfaßt offenbar beide Gattungen von Banquiers. Auch entspricht

demselben genau der lateinische Ausdruck srAsnri äi,rrsetc>-

res, welchen derselbe Kaiser in lateinischen Constitutionen angewendet

hat 25). In Constantinopel bildeten die ayz,oyo7r9«r»t zu Justinians

Zelten eine besondere Innung (svsrM«) 2"). Streitig ist es, ob die

bei den Pandecrenjuristen öfters vorkommenden- inensulsru mit den

si-AsiNsrü oder »ummulsrii identisch sind. Für die letztere Ansicht

sprechen indeß einige Stellen, in welchen uuuil»ulsriu» geradezu mit

«i<?n»»>«rius abwechselt, um denselben Begriff zu bezeichnen Die

vornehmsten Beziehungen, in welchen die ärgeutsrii im römischen Rechte

in Betracht kommen , sind : 1) Nach dem pratorischen Edicre muß-

ten sie Jedem auf Verlangen ihre Rechnungsbücher, so weit sie den

Letzteren betrafen, nach vorgangigem Eide vor Gefährde desselben unter

Angabe des Datums vorzeigen (rstione, eäuut) ^»). Dieselben Grund

satze sind auch zeitig auf die uumin^lsrii ausgedehnt worden '^). 2)

Wenn spFentsrii, welche in Societätsverhaltnissen standen, Gläubiger

einer und derselben Person aus demselben Obligationsverhaltnisse wa

ren, so konnte ein jeder von ihnen das Ganze »erlangen Einge

führt ist dieser Rechtssatz durch kaiserliche Constitutionen. Deßhalb scha

dete die Quittung oder der allgemein gestellte Erlaßvertrag des Einen

exceptionsweise auch dem Anderen, wenn er das Ganze einklagen

wollte und deßhalb werden sie auch öfters mit den äua rei 8tiz>u-

luuäi verglichen^). 3) Gegen die srSentsrii, welche die Ausantwor-

tung irgend eines Objectes Jemand ohne Stipulationsform verspro

chen hatten, stand demjenigen, welcher das Versprechen erhalten hatte,

eine besondere aus dem Civilrechte stammende Klage selbst in dem Falle

zu, wenn dem Versprechen gar keine Obligation zu Grunde lag ^).

Sie hieß reoeptitis sotio und scheint schon vor Justinian durch Nicht

gebrauch aus dem römischen Rechte verschwunden zu sein ^). Justi-

nian selbst ging noch einen Schritt weiter, indem er diese Klage aus

drücklich aufhob und zugleich verfügte, daß die prätorische sotio 6e coo-

24) Vergl. Kraut srgentsrZK et nummulsrus (Göttingen 1826) S.

21 flg.
25) Ii. 27. Log. Se pZgnoribus et K^pvtKseis. (3. 14.) l>. 2. §. 2. Ooö.

öe «onstituts pe«. (4. 18.) 1,. un. L. neß. ne mil. (12. 35.)

26) ?1ov. 136. proöem., Ilist. eüirt. 7. ösp. 3. U. 4. u. 7., eä. 9. prooem.

27) 8uet. ^ug. esp. 4. 1.. 47. S. 1. v. 2. 14.

28) I.. 4. pr. 0. 2. IS.

29) I.. 9. S. 2. 0. 2. 13.

3«) ^. 27. pr. 0. 2. 14.

31) I,. 27. pr. v. 2. 14.

32) I,. 9. pr. v. 2. 14. I.. 34. pr. v. 4. 8.

33) I,. 2. pr. «. 4. 13. l'KeopK. psrspkr. 4. 6. §. 8. tom. II. p. 797

34) I.. 2. pr. «. 4. 13.
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»ritut«, welche bis dahin nur auf Sachen, die zugezahlt, zugemessen

und zugewogen werden, sich beschränkte und nur innerhalb eines Jahres

gestattet wurde, gleich der re«ez>ti«is sott« auf alle Sachen, die der

Gegenstand einer Obligation sein können, ausgedehnt und künftighin

nicht mehr auf ein Jahr beschrankt werden solle. Somit ist das «ou-

«tiiuwi» der srZeutsrii dem der übrigen Staatsbürger gleichgesetzt,

und jede Spur der re«epti«is s«ti« in den Justinianischen Pandekten

sorgfältig vertilgt worden. 4) Alle si-Fentsrü mußten, wenn sie einen

ihrer Schuldner verklagten, zuvörderst vor Anstellung der Klage von

der Summe desjenigen, welches das Object der Obligation ausmacht,

soviel im Voraus abziehen, als sie demselben aus anderen Geschäften

schuldig waren ^), und nur das, was übrig blieb, konnten sie einkla

gen. Man nennt dieß «um «oinpeussiione sgere. Versäumten sie

dieß, so begingen sie eine xlu« periti« »unuus und verloren den Pro

zeß 26), Diese «ompeussti« wurde zur iuteutio der L«ri»uja gesetzt

und als Hheil derselben betrachtet. Die Klagformel mit der vompe«-

sstio lautete folgendermaßen: »i psrst Vitium Lsi« Sei« X. millis

6»re «rwrters sinplius, «zusi» ips« l'iii« «Zebet. Vorausgesetzt wurde

indeß dabei : s) daß die compensirte Schuld fällig und K) daß das

Object der compensirten Schuld mit dem der zu compensirenden gleich

artig sei 2«). So konnte Wein mit Wein, Geld mit Geld, Getreide

mit Getreide allein compensirt werden. Manche Rechtsgelehrten gin

gen noch weiter; sie leugneten die Möglichkeit der Compensatio» selbst

in dem Fälle, wenn die Objecte der verschiedenen Obligationen zwar

im entfernteren, nicht aber im näheren Gattungsbegriffe überein kamen,

z. B. wenn verschiedene Sorten Wein in Frage standen. In den Ju

stinianischen Rechtsbüchern findet, sich keine Spur des «um «ou^en»»-

ti«u« s^ere vor. Mithin scheint es, als ob nach der Aufhebung der

kormulse im römischen Prozesse auch diese gesetzliche Auszeichnung der

srgeutsrii verschwunden sei,. 5) Von besonderer Bedeutung ist das

Privilegium derjenigen, welche Gelder bei den uuuunulsrii oder insu-

sulsrü deponirt haben. Ulpian spricht davon an zwei Stellen, welche

beide aus seinem Commentare zum Edicte genommen sind^)z doch, so,

daß es in der That den Anschein gewinnt, als ob er sich selbst wider

spräche. In der ersten Stelle sagt er, daß, so oft ein uuminulsriu»

bankerott werde, man yor allen anderen privilegirten Gläubigern die

6erw»itsrli zu berücksichtigen pflege. Den Begriff a'erwsitsrü erklärt

er sofort durch die Worte: ei, «u! Deposits» peouuis» Ksbueruut.

Dieß in Verbindung mit §. 3 zeigt unwiderleglich, daß nur diejenigen

^epositsril genannt werden, welche ihre Gelder hei dem uummulsriu»

deponirt haben. Eine Erklärung, welche auch die Basiliken sammt ih-

35) Oklius inst. 4. §.64.

36) «»ius I. l. 4. I. 68.

37) Lsi»» 1. 1. 4. 67.

33) «siu» I. I. 4. 8. 66.

39) 7. 8- 2. u. 3. v. 16. 3. l.. 24. I. 2. 1). 42. 5.



488 ^rgentsrii.

renScholiasten geradezu angenommen haben ^). Doch soll dieß Pri

vilegium nicht denen zu statten kommen, welche entweder von Anfang

an oder späterhin Imsen für die deponirten Gelder genommen Habenz

den» im Nehmen der Zinsen liegt ein 'stillschweigendes Aufgeben des

Depositum von Seiten des Deponenten. Unter den einzelnen Depo

nenten solle« aber nicht die den andere» vorgehen, welche zuerst depo

nirt haben, sondern es solle» alle, ohne Berücksichtigung der Zeitfolge,

gleiche Rechte an der Concursmasse haben. Die zweite Stelle ergibt

nur soviel als gewiß, daß, wenn Concurs zu den Gütern eines meusu-

Isriu» entsteht, die, welche Gelder bei demselben deponirt haben, nach den

»rivilegirten vor den einfachen chirographarischen Gläubigern des wen-

sulsriu« befriedigt werden sollen;— vorausgesetzt indessen, daß sie von

den deponirten Geldern keine Zinsen erhalten haben. Denn wenn dieß der

Fall ist, so können sie nur unter die letzteren einrangirt werden, und

genießen mithin kein Vorzugsrecht. Sollte indeß das bei dem meu-

»ulsriu» deponirte Geld noch iu ustura vorhanden sein, so steht es

dem Deponenten frei, dasselbe zu vindiciren, und mithin vor allen pri-

vilegirten Gläubigern des Gemeinschuldners Befriedigung aus der Con

cursmasse zu erhalten. In den neuesten Zeiten hat man versucht, den

Widerspruch, welcher zwischen den beiden angeführten Stellen obzuwal

ten scheint, dadurch zu heben, daß man die letzte Stelle von denen, die

Gelder bei dem inensulsriu» deponirt haben, interpretirt; die erste«

dagegen von dem Falle versteht, wenn der, welcher das Geld beim

nummulsrirm deponirt hat, das, was er deponirt hat, selbst erst als

Depositum von einem Andere» empfangen hat Allein auch dieser

Erklärung steht, sowie den übrigen, der Z-usammenhang der ganzen

Stelle und das Zeugniß der Basiliken entgegen, und es scheint viel

einfacher, die erste Stelle mit den Scholiasten der Basiliken ^) «uf den

Fall zu beziehen, wenn das bei dem »ui»i»ul»rw» deponirte Geld noch

!u »stursl vorhanden ist, während i» den übrigen Fällen der Depo

nent nach Analogie von Ii. 24. §. 2. 0. 42. S. wenigstens den pri-

vilegirten Gläubiger» des inensulsriu» nachstehen muß. Bei dem Con-

curse der srAsutsrii scheint allerdings eine Ausnahme stattgefunden zu

haben. Denn nach Papinians Zeugnisse welches doch wohl nur

durch die Willkür der Pandectencompilatoren mit dem vorhergehenden

Fragmente Ulpians in Verbindung gebracht worden sein kann, wird

im Concurse eines srAeutaiius der Deponent auch in dem Falle vor

alle» anderen Gläubiger» Jenes befriedigt, wenn das deponirte

Geld nicht mehr in »stur» vorhanden ist, weil sich das Vorzugsrecht

der Deponenten auf die ganze Concursmasse des si-Seuwrius bezieht.

6) Die srSe»tarü genieße» nicht das durch Justiniaus 4. os«.

4«) s»5'il. «I. ?»dr. tsm. II. p. 9S u. 119.

41) Verzl. Reustetel römisch - rechtliche Untersuchungen Nr. II. und

Zimmern rdm. Rechtsgeschichte, Theil Z. S. 2SZ.

42) Lssil. ecl. ?»br. t«W. II. p. 119.

. 4Z) I^.L. 0. 16.Z.
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1. und 2. eingeführte benekolum «räinis, sondern können sofort ver

klagt werden, ohne daß es nöthig wäre erst den Hauptschuldner u. s. w.

auszuklagen Dagegen können die Schuldner der si-Asuwrli das

angeführte Keueö«!rnn «räinis brauchen, außer wenn sie demsel

ben vertrngsweise entsagt haben ^). 7) Die srAentsrü genießen

nicht, wenn sie als Schuldner verklagt werden, die durch Justinians

Nov. 4. osp. Z. prooei». eingeführte Rechtswohlthat des Hingebens

an Zahlungsstatt (pro solutc, ästio) 4°). 8) Rechnungen und schrift

liche Verzeichnisse der srAeutsrü, welche die Specification einzelner für

ihre Committenten geführter Gefchäfte enthalten, bedürfen, wen« sie

von dem Interessenten unterschrieben sind, keines weiteren Beweises

für die Wahrheit der in ihnen behaupteten Thatsachen^), es müßte

denn der Interessent dem srFeutsriu» oder dessen Erben den Eid über

diefe Thatsachen antragen wollen. Allein auch diese Eidesdelation be

schränkt sich nur auf die Zeitfristen, welche zur Vorschützung der ex-

«eptio u«u numerkttss zzevuilis« dem Aussteller des Chirographum

gestattet werden. Aus dieser Verfügung haben die Practiker den Satz

hergeleitet, daß gegen Quittungen und Schuldschreiben, welche zu Gun

sten der srAsntsrii ausgestellt sind, die exvepti« uou llinnerstse pe-

«uuiss nicht zulässig fei. 9) Wenn si-Aeutsrii Geld unter der Be

dingung vorgestreckt haben, daß der Empfanger des Geldes damit eine

bestimmte Sache kaufe, so haben sie eine vor allen anderen Gläubigern

bevorzugte Hypothek an der gekauften Sache, wenn das Darlehn

schriftlich eingegangen und in der Urkunde ausdrücklich erwähnt wor

den ist, daß der srZeutariuZ an der gekauften Sache eine specielle

Hypothek haben solle; vorausgesetzt, daß er beweisen kann, daß die

fragliche Sache mit seinem Gelds wirklich angeschafft worden sei. 10)

Wenn srgsntsrii Etwas an Jemand verkaufen, und der Kaufer den

Kaufpreis schuldig bleibt, so haben dieselben das Recht, von einem jeden

Besitzer der verkauften , Sache dieselbe zu vindiciren; ohne Unterschied,

ob sie eine Hypothek an der Sache sich haben bestellen lassen oder

nicht 4«). 11) Wenn srZeutsrü für fremde Rechnung Geld auslegen

und dieß in ihre Rechnungen eintragen, so versteht es sich von selbst,

daß sie auch ohne ausdrückliches Zinsverfprechen 8 Procent Zinsen zu

fordern berechtigt sind s"), da dieß eines Theiles der für sie festgesetzte

Zinsfuß ist^), anderen Theiles nicht zu vermuthen steht, daß sie, welche

selbst verpflichtet sind für das Geld Zinsen zu zahlen, dasselbe ohne

Zinsen vorschießen werden. Auch bei den einfachen Darlehnen, wobei

zwar Zinsen den »rZeutarll versprochen, aber deren Größe nicht5

44) Nov. 4. «»p. 3. §. I. Nov. 136. praes.

45) Nov. 136. «sp. l.

46) Nov. 4. r»p. 3. §.1.

47) Nov. 136. csp. 6.

43) Nov. 136. «sp. 3.

49) Nov. 136. cap. 3.

50) Nov. 136. «sp. S. §. I.

51) Ii. 26. S. 1. «. <1e vsuris. (4. 3Z.)
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ausdrücklich durch Bertrag bestimmt worden ist, steht zu vermu-

then, daß das Zinsversprechen auf 8 Procent laute ^). über

haupt sind die srAeutsrü befugt, schon aus dem einfachen Zinsver

trage, selbst wenn er ohne Schrift und Stipulation abgeschlossen wor

den ist, acht Procent Zinsen zu verlangen 12) Wenn Jemand

den srAsutsrii gegen Bestellung einer Hypothek Geld dargeliehen hat,

so kann er sich wegen der Zurückzahlung des Capitals an die verkaufli

chen mUitiss halten, welche der srAeutsrlus seinen Kindern oder Ver

wandten verschafft hat, ohne daß er nöthig hätte zu beweisen, daß die

irülitia« mit dem von ihm vorgeschossenen Gelde angekauft worden

sind; vorausgesetzt, daß nicht die andere Partei erweise, daß die ini-

ritia mit anderen Geldern angekauft worden ist ^). Nimmt aber

der Gläubiger Andere wegen der vom srAentsriu, denselben gekauften

mMiss in Anspruch, so muß er wenigstens den Beweis führen, daß

zu diesem Ankaufe Gelder des srZsutsriu» verwendet worden seien. Es

wird nämlich stillschweigend dabei vorausgesetzt, daß die für die Rück

zahlung des Capitals bestellte Hypothek auch auf die luilitise mit aus

gedehnt worden sei. Dasselbe Privilegium ist aber auch auf die sr-

Asutsrii ausgedehnt worden, wenn sie Jemand Geld leihen, und

dieser sich oder seinen Söhnen eine käufliche miilti» verschafft hat. Ein

Fall, welcher ganz nach denselben Regeln, wie der obige, zu beurthei-

leN ist °°). Heimbach.

Armenrecht. Im weiteren Sinne hat man unter dem Aus

drucke: Armenrecht schon den Inbegriff der Ansprüche verstanden,

die einem Armen, weil er arm ist, dem Gesetze nach zustehen, und

wozu besonders die Befugniß, die Mittel der Subsistenz anzusprechen,

gehört i). Im engeren und technischen Sinne versteht man unter Ar

menrecht eine bestimmte bei dem Gerichte nachzusuchende Wohlthat,

welche in der Befreiung von Kosten besteht, die sonst einer Partei durch

Anstellung einer Civilklage oder Führung eines Civilprozesses erwach

sen 2).

52) Nov. 136. esp. 6.

53) Nov. 136. «sp. 4.

64) I,. 27. 0. äs pißnorlbu, st KvpotKsei» (3. 14.), Nov. 136. «sp. 2.

öS) Nov. 136. «ap. 2.

1) Falck, Eranien zum teutschen Rechte: über altnordisches Armen

recht, von Dr. A. L. I. Michelson in Kopenhagen, zweite Lieferung, Hei

delberg 1326. Nr. IX. S. 117 ic. Dritte Lieferung , Heidelberg 1828. Nr.

XXI. S. 63 zc. Mittermai er, neueste Erscheinungen im Gebiete der

ausländischen Legislation Nr. S. Englischer Parlamentsbericht über die aus

dem Auslande erhaltenen Nachrichten, die Armengesetze betreffend (kritische

Seitschrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslandes, Band 8.

S. 330—339), S. 338.

2) 8«K»uioburß prinvipi» prkxeo» iurZ6i<«e iuckielarise. Zsnse 1750.

I>ib. I. 8eet. II. <Zsp. III. v« iure psuperuin. p. 362—370. Clap-

roth, Einleitung in den ordentlichen bürgerlichen Prozeß, 3. Auflage, Got

tingen 17SS. Theil 1. Z. 63. Bon dem Rechte armer Parteien. S. 26t
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Bei den Römern wurde den Armen die Justiz unentgeldlich ver

waltet 2), und ihnen für den entsprechenden Fall ein Officialanwalt bei

gegeben. Die päbstliche Gesetzgebung war wesentlich dieselbe ^).

Das Mittelalter war vorübergegangen, und die Reichsgesetzgebung

fand Anlaß genug, das Armenwesen, eine Angelegenheit, welche immer

mehr die Aufmerksamkeit des Staatsmannes und Gesetzgebers in An

spruch nimmt, zum Gegenstande ihrer Thätigkeit zu machen. So konnte

sie, indem sie das Prozeßrecht normirte, nicht umhin, sich darüber aus

zusprechen , wie es bei der Nothwendigkeit, für Alle Justiz zu admini-

striren, gehalten werden solle, wenn ein Armer außer Stand sei, die

mit der Führung eines Civilprozesses verbundenen Kosten zu bestreiten.

In dem ß. 1. des 25. Titels der Kammergerichtsordnung von 1521°)

bestimmte der Gesetzgeber, daß der, welcher durch eidliche Erhärtung

(vergl. ?. Kliiller Olssertsti« <!e ^rokatioue psu^ertsti». 5eu. 1677.

Ktr^K, vissertst. iursinento psupertstl8. k'rsucokurt. 1679) seine

Armuth darthue, auf so lange von diesen Kosten befreit sein solle, als

er nicht durch Bermögenserwerb zu deren Erstattung in den Stand

gesetzt sei, eine Vorschrift welche wir in dem §. 105 des Rcichsabschie-

des vom Jahre 1566 wiederfinden. Die Kammergerichtsordnung vom

Jahre 1555 verordnet Th. 1. Tit. 19. §. 5., daß dem Armen ein Of

ficialanwalt beigegeben, unter den Anwälten jedoch eine Reihenfolge

(turuus) beobachtet werden solle, damit keiner von dem anderen be

schwert werde, während sie Tit. 41 die frühere Vorschrift vom Jahre

1521, jedoch mit der Modifikation wiederholt, daß mit der Ableistung

des Armeneides die Beibringung eines Zeugnisses der Obrigkeit oder

anderer glaubwürdiger Personen verbunden werden solle, und Tit. 78

die Formel dieses Eides vorschreibt. (Ihr sollet schwören einen Eid zu

Gott und auf das heilige Evangelium, daß ihr also arm seid, auch

nicht an liegender oder fahrender Haab noch Schulden vermöget, daß

ihr die Canzlei um nothdürftige Briefs noch euren Advocoten und Pro-

curatorn bezahlen oder belohnen möget, daß ihr auch darum euer Haab

bis 268. Gdnner, Handbuch des teutschen gemeinen Prozesses, Band 1.

2. Auflage, Erlangen 1804. Abh. XXIV. S.S03—SIS. Grolman, Theo

rie des gerichtlichen Verfahrens in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 3. Auf

lage, Gießen 181«. §. S8 d. S. 86, 87. Martin, Lehrbuch des teutschen

gemeinen bürgerlichen Prozesses, 11. Auflage, Heidelberg 1834. §. 307 b.

Linde, Lehrbuch des teutschen gemeinen Civilprozesses, 4. Ausgabe, Bonn

1836. Z. 120. S. 171—173. Hagemann, practische Erörterungen aus al

len Theilen der Rechtsgelehrsamkeit, Band 8. Abtheilung 1. herausgegeben

von Spangenberg, Hannover 1329. Nr. XXIl. Vom Armenrechte. S.

49, S«.

3) Es dürfte zu untersuchen sein, ob das Institut, welches wir in der

Eongregation von St. Joes in Rom erblicken, der Sprosse einer alten Wur

zel ist. Diese Congregation führt die Prozesse Armer.

4) Linde, Bemerkung über die Zweckmäßigkeit der in Teutschland gel

tenden Grundsätze über das Armenrecht im Prozesse (Archiv für die civil.

Praxis, Band 16. Heidelberg 1833. S. 61—83), S. 62.

5) Sammlung der Reichsabschiede, Frankfurt 1747, Theil 2. S. 183.
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und Güter gefährlicher Weiß nicht veräußert oder übergeben habt und

so ihr euer Sachen mit Recht behalten oder sonst zu bessern, Vermö

gen kommen werdet, daß ihr alsdann jedem nach seiner Gebühr Be

zahlung und Ausrichtung thun wollet.) Der Reichsdeputationsabschied

vom Jahre 1600 verordnet im §. 6, daß in Armensachen Abschriften

auf Kosten des Armenseckels gefertigt, diese Kosten aber erstattet werden

sollten, wenn die Armcnpartei zum Siegen gelange. Aus dem §. 8

dieses Reichsgesetzes geht hervor, daß schon damals die häusig geschehene

Zulassung zum Armenrcchte bei dem Reichskammergerichte sehr gemiß

braucht wurde, daher es im K. 9 vorschreibt, es solle zuvörderst unter

sucht werden, ob die Sache des um Zulassung zum Armenrechte Bit

tenden baufällig und auf einem bösen Grund gelegt sei, indem sein

Gesuch alsdann zurückgewiesen werden solle. Im §. 10 finden wir

die Vorschrift, daß der Bittende, ehe er den Armeneid ableistet, ernstlich

verwarnt und darauf aufmerksam gemacht werden solle, daß, wenn es

sich zeige, daß die Sachen unbegründ und baufällig und betrüglicher

weiß damit umgegangen werde, Strafe eintreten werde ^).

Diese in der Reichsgesetzgebung ausgesprochenen Grundsätze ^) fin

den wir im Ganzen als Grundlage der Gesetzgebung der einzelnen teut-

schcn Staaten. Als herrschendes Princip finden wir darin den Satz,

daß die Armenpartei von allen den Kosten befreit ist, welche ihr erwach

sen würden, wenn sie nicht zum Armenrechte zugelassen wäre. Preu

ßen, Fürstenthal, Lehrbuch des preußischen Civil- und Criminal-

prozesses, Theil 1. Königsberg 1827. §. 172. Vom Armenrechte.

S. 96. — Sachsen, Kori, Theorie des sächsischen bürgerlichen

Prozesses, Jena 1322. §.41. Armenrecht. Sie u er, Systems pro«,

et «ommunis et ssxouioi. L6. XruA, I. Ler. et

1834. §. 50. — Bayern, v. Mendt, Handbuch des bayer-

schen Civilprozesses, Nürnberg 1827. §. 84. S. 140, 141»). —

Würtemberg, Schütz, der würtembergische Civilprozeß mit Ein

schluß des Concurs- und Wechselprozesses, Tübingen 1834. S. 167,

168. — Baden, Prozeßordnung vom 31. December 1831. Tit. 4.

Vom Armenrecht. §. 161. — Braunschweig, Krüger, systema

tische Darstellung des bürgerlichen Prozesses im Herzogthume Braun-

6) Im Z. 11 wird der Armenpartei noch untersagt, den Ossicialanwalt

zu überlaufen und sich ungebürlich lange am Sitze des Reichskammergerichtes

aufzuhalten. Ueber den Armenseckel des Reichskammergerichtes zur Unterstü

tzung der dürftigen Parteien s. Visitationsabschied vom Jahre 1613. §. HO.

Sammlung der Reichsabschiede Theil 4. S. 2S2, 283. Der ß. 6« dieses

Reichsgesetzes schreibt noch vor, daß in Armensachen besondere prompte Justiz

administrirt werden solle.

7) Denkwürdig ist die Praxis des Reichskammergerichtes, wornach Is

raeliten vom Amenrechte ausgeschlossen waren (Erkenntniß vom 27. Okto

ber 1765). Osmer. vbserv. iur. univ. 1°. 1. ob«. 63.

8) In Rh ein dauern gilt ein Gesetz vom 29. November 1814 (die

fünf französischen Gesetzbücher in teutscher Sprache, Zweibrücken 1827. Anhang

S, 24—26), das im 2. z. denselben Grundsatz ausspricht.
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schweig, Braunschweig 1829. §.28. Armenprozesse. — Freie Stadt

Frankfurt, Bender, Lehrbuch des Civilprozesses der freien Stadt

Frankfurt, Frankfurt a. M. 1837. §. 35. Auslage und Erstattung dcr

Prozeßkosten. Armenrecht. S. 73— 80. — Großherzogthum

Hessen, Gesetz vom 29. März 1836. Das Armenrccht in den Pro

vinzen Starkenburg und Oberhessen betreffend Ferner finden wir

in den teutschen Particulargesetzgebungen den Grundsatz ausgesprochen,

daß der Armenpartei nur Credit gegeben, und sie zur Nachzahlung ge

halten sei, wenn bessere Vermögensumstande sie dazu in den Stand

setzen. Preußen, Fürstenthal a. a. O. ^°). — Sachsen,

Kori a. a. O. — Baden, Prozeßordnung §. 167. —> Großher

zogthum Hessen, das angeführte Gefetz vom 29. März 1836.

Art. 13. (Gesetz vom 4. April 1817 für Nheinhessen Art. 2. Satz 2.)

— Freie Stadt Frankfurt, Bender a. a. O. S. 79. Nur

im Königreich Würtenberg ist es, was die Sporteln betrifft,

Rechtens, daß die Gewährung des Armenrechtes nicht blos ein Cre-

ditiren derselben, sondern eine förmliche Befreiung bei nachfolgen

dem Vermögenserwerb zur Folge hat"). Blos dann, wenn die Ac-

9) Es heißt im Art. 1 dieses wohl neuesten Gesetzes über das Armen-

recht, welches, zugleich in Verbindung mit der zur Ausführung erlassenen aus

führlichen Instruction, das ausführlichste sein dürfte, daher es, wie ich glaube,

besonders beachtet zu werden verdient : Die Wohlthat des Armenrechtes be

steht in der einstweiligen, bis zu besseren Vermögensumständen bewilligten Be

freiung von Stempel und Taren, Gebühren des Gerichts- und Actuariatsper-

sonales, sowie der Gerichtsdiener und sonstigen Hilfsbeamten der Justiz, fer

ner von den Kosten der den Armen beigegebenen Anwälte, von Hinterle

gung der Verlustgelder und von der Stellung einer Caution wegen der Kosten

des Gegners und dessen etwaiger Widerklage. Im Art. 2 heißt es: Sind in

einzelnen Fällen Diäten und Transportkoste» des Gerichts oder der Anwälte,

Zeugen-, Experten- und Jnserakgebühren, nach strenger Prüfung des Gerichts,

durchaus nicht zu vermeiden, so werden diese Kosten durch unser Ministerium

des Innern und der Justiz auf die Staatscosse angewiesen. Für die Pro

vinz Rheinhessen besteht noch das, S. 53—66 des sechszehnten Bandes

des Archives für die civilistische Praxis vollständig mitgetheilte Gesetz vom 4.

April 1817, dessen Art. Z im Wesentlichen gleichen Inhaltes ist.

10) Der Bittsteller muß schwören, daß er, wenn er künftig einmal zu

besseren Vermögen gelangen sollte, die jetzt laufenden Prozeßkosten, soweit

ihm selbige sonst zur Last fallen, ehrlich nachzahlen wolle. In dem von der

Praxis (Archiv des Civil- und Criminalrechres der königlich preuß. Rhein-

provinzen, Band 9. Cdln 1827. S. 41.) auf alle gerichtliche Acte angewen

deten Gesetze vom 16. Februar I32Z über das Armenrecht in den preußischen

Rheinprovinzen (allgemeine juristische Zeitung vom Jahre 1829, Str. 7«, S.

280.) heißt es K. 12 : Wenn der Arme durch den Prozeß oder sonst hinrei

chendes Vermögen erwirbt, ein Umstand, über dessen Vorhandensein im zwei

felhaften Falle das billige Ermessen des Gerichtes entscheidet, so muß er die

Kosten nachzahlen und dafür, daß dieses geschieht, müssen das öffentliche Mi

nisterium und der Rentmeister sorge«.

11) Gleichen Grundsatz scheint die österreichische Gesetzgebung «dop-

tirt zu haben. Füg er, das gerichtliche Verfahren in Streitsache» nach dcr

österreichisch allgemeinen Gerichts- und Concursordnunq zweite Auflage, Thcil

1, Wien 1SZ3, S. ZSS, wo xs heißt: Taxfrei sind alle jene, welche durch
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menpartci während des Rechtsstreites zu Vermögen gelangt, setzt das

Obertribunal Spötteln an. Schätz a. c>. O. S. 167^). Nach

der Gesetzgebung in Preußen ist die Zulassung zum Armenrechte durch

Beibringung eines Armuthszeugnisses und Ableistung des Armeneides

bedingt. Fürstenthal a. a. O. Gleiches gilt von der freien

Stadt Frankfurt, Bender a. a. O. S. 78 Im König

reich Hannover wird blos die Ableistung des Armeneides gefordert.

Klaproth, Einleitung in den ordentlichen bürgerlichen Prozeß, 3.

Auflage, Göttingen 1795. Theil t. §. 68. S. 264, 265. In ande

ren Staaten wird blos ein Armuthszeugniß verlangt, z. B. in

Bayern, v. Wen dt a. a. O. ^); Baden, Prozeßordnung §. 160z

Würtemberg, Schütz a. a. O. Braun schweig, Krüger

a. a. O.; Großherzogthum Hessen, das angeführte Gesetz Art.

3^°); Churfürstenthum Hessen, Wagner, Grundzüge der

obrigkeitliches Jeugniß oder in anderen Wegen glaubwürdig ihre Mittellosig

keit darthun; und sollen in diesem Falle, wenn mittellose Parteien mit ver

möglichen streiten , die Taxen blos zu dem Ende angemerkt werden , damit,

wenn die »ermögliche Partei in den Ersatz der Gerichtskosten verfüllt wird,

von ihr der Betrag der adnotirten Taxen abgenommen werden könne.

12) Nach S. 110 muß die Armenpartei den Officialanwalt honoriren,

wenn sie durch den glücklichen Ausgang des Prozesses oder durch bessere Ver

mögensumstände dazu in der Stand gesetzt wird. Gleiches ist Rechtens im

Herzogthume Nassau (in Gemüßheit eines Ministerialrescriptes vom 22.

Juli 1623. Von der Nahmer, Sammlung der merkwürdigen Entschei

dungen des herzoglich nassauischen Ober>>ppellationsgerichtes in Wiesbaden,

Band 2. Franks. 1L2S. S. 382.), und im Groherzogthume Oldenburg, nach

dessen Gesetzgebung das Dcservit des Anwaltes sogar einen Vorzug vor den

Gerichtstaren hat, während nach dem bayerischen Entwürfe einer Cwilpro-

zeßordnung vom Jahre 1825 das umgekehrte Vorzugsrecht vorgeschlagen er

scheint.

13) Auch der Reichshofrath forderte bei der Canzlei: Grundriß

des reichsyofräthlichen Verfahrens, Band 3. Abth. 2. Stuttgart 178«. S. 24.

Das Gleiche vertan zt das Civilqesetzbuch für das Königreich Griechenland

vom April 1834, Art. 220. Maurer, das griechische Volk, Band 3, Hei

delb. 183S, S. 666.

14) Die bayersche Gerichtsordnung von 1763 verlangte Erkundigung nach

dem Vermdgensstande und Armeneid. Neuere Gesetzgebungen verlangen blos

ein (unentgeldlich zu ertheilendes) Seugniß der Polizeibehörde, und zwar nur

in dem Falle, wenn die Armuth nicht notorisch ist.

15) Früher wurde ein obrigkeitliches Aeugniß oder die Ableistung des

Armeneides verlangt. Die Hofgerichtsordnung vom Jahre 1654 forderte

Beides.

16) Es heißt in demselben (in wesentlicher Uebereinstimmung mit dem

Art. 3. des Gesetzes vom Jahre 1317 für Rheinhessen) : Wer veranlaßt ist,

als Kläger oder Beklagter einen Rechtsstreit zu führen, und zum Armenrechte

zugelassen sein will, muß dem Gerichte, bei welchem er aufgetreten ist, oder auf

treten will, nachweisen, daß er nicht so viel Vermögen besitzt, und auch nicht

so viel durch körperliche oder geistige Kräfte, weder jetzt, noch im Verlaufe

des Prozesses aufzubringen vermag, als zum Betriebe desselben, neben den

nothwendigsten Lebensbedürfnissen für sich und diejenigen, welche er alimenti-

ren muß, erforderlich ist. Im Art. 4 heißt es noch unter Andern : Das Ge

richt prüft diese Nachmeise; es berücksichtigt nur das vorhandene Vermögen
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Gerichtsverfassung und des untergerichtlichen Verfahrens, sowohl in

streitigen (Zivilsachen, als bei den Handlungen der freiwilligen Gerichts

barkeit in Kurhessen. Zweite vermehrte Ausgabe. Marburg 1827. S.

87. — Mit der Zulassung zum Armenrechte ist nach Umständen die

Beigebung eines Ofsicialanwaltes verbunden, der verpflichtet ist, für

seine Officialpartei unentgeldlich ebenso zu handeln, wie er für den

zahlbaren Clienten thätig sein muß. Baden, Prozeßordnung §. 163.

Bayern,». Mendt a. a. O. — Hannover, Spangenberg,

das Oberappellationsgericht in Celle für das Königreich Hannover, nach

seiner Verfassung, Zuständigkeit und nach dem bei demselben stattfinden

den Geschäftsgänge und Prozeßverfahren, Celle 1833. S. 121, 143.—

Braunschweig, Krüger a.a.O. — Würtemberg, Schütz a.

a. O. S. 168. Sckeurlen, der teutsche gemeine und würtember-

gische Civilprozeß, Band 1. Tübingen 1836. S. 366. Note 3. —

Sachsen, Kori a. a. O. — Schleswig-Holstein, Falk, »die

Gerichtsverfassung der Herzogthümer Schleswig und Holstein nach ihrer

geschichtlichen Bildung und jetzigen Gestalt, Altona 1835. S. 65, 66.—

F reie Stadt Frankfurt, Bender a. a.O. S. 78. Einzelne Gesetz

gedungen enthalten nähere Vorschriften, die, wenn man sie vergleicht, schon

wegen der Verschiedenheit der Gerichtsverfassungen divergiren. So spricht

sich die badische Gesetzgebung §. 163— 166 dahin aus: Der zum

Armenrechte Zugelassene, wenn er nicht im Stande oder nicht befugt

ist, seine Sache selbst vor Gericht zu vertreten, kann verlangen, daß

ihm ein Vertreter von Amtswegen beigegeben werde. Dieser Vertreter

wird, wenn Anwälte am Gerichtsorte sind, aus diesen, wenn dieses der

Fall nicht ist, aus anderen am Gerichtsorte wohnenden Personen ge

wählt. Die Armenpartei hat das Recht, den ihr von Amtswegen er

nannten Vertreter aus erheblichen Gründen zu verbitten, namentlich,

wenn er die Sache für grundlos hält. Im letzten Falle hat er die

Gründe in einer besonderen Darstellung dem Gerichte vorzutragen, wel-

und die Erwerbqüelten, nicht aber etwaige Schulden 5 es bringt den muthmaß-

lichen Kostenaufwand in Anschlag und verweigert oder bewilligt das Armen

recht. Die Bewilligung geschieht nur für einen Rechtsstreit und auf eine be

stimmte, d"em Ermessen des Gerichtes überlassene, jedoch nie auf längere Zeit

als zwei Jahre, nach deren Ablauf von Neuem nachzusuchen und zu entschei

den ist; die Bewilligung kann aber auch, sofern veränderte Vermögens- oder

Erwerbsverhältnisse immittelst eintreten, jeder Zeit wieder entzogen werden.

Wie die Nachsuchenden bei Erbringung der ihnen obliegenden Nachweise und

die Gerichte bei Prüfung der Vermögens- und Erwerbsverhültnisse von den

Ortsvorständen oder sonstigen Beamten zu unterstützen sind, wird durch be

sondere Instructionen bestimmt Wörden. (Diese Instruction, welche in 12 §g.

zerfüllt, folgte dem Gesetze unterm' 22. Aptil 1837 nach.) Sehr zweckmüßig

und, so viel bekannt, noch von keiner anderen Gesetzgebung adoptirt, ist die

Vorschrift des Art. S des hessischen Gesetzes: Ehe das Gericht die Bewilli

gung ausspricht, schreibt es dem Gegner der Armenpartei eine unerstreckliche

Frist (Rothfrist) von 14 Tagen vor, binnen welcher es demselben gestattet

ist, die Acten einzusehen und seine Bemerkungen dem Gerichte auf stempelfreiem

Papiere vorzutragen zc.
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ches solche der Armcnpartci mittheilt und ihr auf ihr Verlangen einen

anderen Vertreter ernennt. Nachdem zwei Anwälte sich auf gleiche

Art erklart haben, ist der Armenpartei nunmehr selbst zu überlassen,

einen Vertreter, wobei sie nicht auf die Advocaten und recipirten Schrift

verfasser beschränkt ist, für sich aufzufinden und zu bestellen. Nach

der Gesetzgebung und Praxis im Königreich Würtemberg haben

die Gerichte zu untersuchen , ob die Armenpartie eines rechtsgelehrten

Beistandes bedarf. Hat der Gegentheil einen Anwalt, so ist aus die-

sem Grunde schon ein Ofsicialanwalt zu bestellen. Die nicht am Ge

richtssitze wohnenden Anwalte sind nicht zum persönlichen Erscheinen

verbunden. Die Bestellung zum Ofsicialanwalte geschieht nach Rei

henfolge (wrnus). Wer ohne statthafte Gründe die Anwaltschaft nicht

annimmt, wird der Advocatur verlustig. Der Ofsicialanwalt hat Voll

macht beizubringen, was indessen nach der Praxis des königlichen Ober

tribunals nicht nöthig ist. Die großherzoglich hessische Gesetz

gebung vom 29. Marz 1836 laßt (Art. 15) unbedingt einen Ofsicial

anwalt aus der Zahl der öffentlichen Anwälte bestellen^), wenn der

Rechtsstreit bei dem obersten Gerichtshofe, oder bei einem der Mittel

gerichte (Hofgerichte) zu führen oder dahin zu bringen ist (da nach der

bestehenden Gerichcsverfassung bei den Gerichtshöfen nur durch das

Vehikel eines Anwaltes gehandelt werden kann). Ist dagegen bei einem

Untergerichte zu handeln, so wird der Ofsicialpartei nur dann ein An

walt beigegeben, wenn sie entweder durch Kränklichkeit und Gebrech

lichkeit verhindert ist, in Selbstperson vor Gericht zu erscheinen und

sich in ihrer Familie Niemand findet, der geeignet und bereit ist, sie zu

vertreten; oder wenn sie weiter als sechs Stunden von dem Gerichts

sitze entfernt wohnt, und wenn ihre Rechtssache nicht von der Beschaf

fenheit ist, daß es zu deren Betreibung nur einfacher Anrufungsvor

träge bedarf; oder endlich, wenn sich das Gericht nach vollandiger Auf

nahme der Materialien zu Protokoll überzeugt, daß, ungeachtet der ihm

obliegenden Pflicht, die zur rechtlichen Beurtheilung nothwendigen Tat

sachen gehörig zu erforschen, die Armenpartei dennoch wegen besonde

rer Verwickelung oder Schwierigkeit der Verhältnisse außer Stand ist,

ohne einen Anwalt ihre Rechte zu wahren. Im Gegensatze zu dem

in Würtemberg herrschenden Grundsatze und zur früheren Praxis

der hessischen Gerichte bestimmt das Gesetz vom 29. März 1836: der

Umstand, daß der Gegner durch einen Anwalt vertreten sei, berechtige

die Armenpartei nicht, die Beigebung eines Officialanwaltes zu verlan

gen. Hält dieser die Rechtsansprüche der Ofsicialpartei für unbegrün

det, so muß er, wenn diese ungeachtet der Abmahnung auf Fort-

fetzung besteht, die Thatfachen, welche diese behauptet, und die darauf zu

gründende Bitte dem Gerichte vorlegen.

17) Nach I. 7 der zur Ausführung des Gesetzes erlassenen Instruction

soll eine Reihenfolge (turnu») beobachtet werden. Die Bestellung zum Ofsi

cialanwalt gilt (K. 10) für alle Instanzen. Muß der Officialanwalr eine

Reise machen, s« werden ihm die Diäten und Reisekosten auf die Staatscasse

decretirt (z. 1).
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Die Vorschriften der Reichsgefetzgebung, daß das Gericht die An

sprüche des um Zulassung zum Armenrechte Bittenden ^) prüfen solle^),

finden sich in einzelnen Gesetzgebungen wieder. Würtemberg,

Schütz a. a. O. S. 167. — Großherzogthum Hessen, Gesetz

vom 29. Marz 1836 Gleiches ist der Fall in Bezug auf Straf

androhung wegen Mißbrauchs des Armenrechtes. Einige Gesetzgebungen

beschränken sich auf Wiederentziehung des Rechtes, z. B. die Legisla

tion des Herzogthums Braunschweig nach dem Zeugniß von

Krüger a. a. O. Andere Gesetzgebungen lassen zugleich Strafen ein-

18) Diese Nothwendigkeit der Initiative des Bittens ! Mit Recht spricht

Jassoy Aphorismen über bürgerliche Gesetzgebung und Rechtspflege, Stutt

gart 1826, S. 118zc. von dem unterdrückenden Uebergewichte des Richen, der

den Armen ermüden kann, und von der drückenden Lage des verschämten Ar

men, indem er unter Anderem sagt: Durch die Anordnung von Armenadvo-

eaten und Befreiung von den Gerichtskosten wird diesem Unwesen nicht abge«

Holsen, indem sich verschämte arme Leute, welche nicht geradezu Almosen for

dern, selten entschließen, sich öffentlich in das Armenrecht zu schwören, was

denselben an vielen Orten noch erschwert wird.

19) Ueber die Zweckmäßigkeit der Untersuchung durch einen Anwalts-

ausfchuß, siehe Hofmann, über die Nothwendigkeit der Befreiung der

Anwälte von richterlicher Disciplinargewalt , mit besonderer Rücksicht auf die

bei den älteren Provinzen des Großherzogthums Hessen; bei Bopp, Mit»

theilungen aus den Materialien der Gesetzgebung und Rechtspflege des Groß

herzogthums Hessen, Band 6. Darmstadt 1832. Nr. I. S. 1—S6. Absch. IV.

Won Officiolsachen und von Armensachen insbesondere, S. 31 «. In Wür

temberg hat der Vorstand der Procuratoren blos die Verth eilung der

Armensachen unter die Procuratoren oder Rechtsconsulenten. Scheurlen

a. a. O.

20) Dieser Gesetzgebung überweist die mit Abmahnung zu verbindende

Prüfung in bestimmten Fällen dem Ofsicialanwalte selbst. Denn sie bestimmt

im Art. 8: Ist der Rechtsstreit, für welchen um das Armenrecht gebeten wird,

bei einem Stadt- oder Landgerichte anhängig zu machen, oder fortzusetzen, so

hat das Gericht im Anfange, wie geeigneten Falles im Laufe des Prozesses,

zu prüfen, ob der behauptete Anspruch offenbar, oder muthmaßlich, oder frivol

erscheint, und in diesem Falle den Nachsuchenden vom Beginn oder Verfolge

des Prozesses unter Verwarnung vor Strafe durch zu Protokoll zu bemerken

den Verhalte abzumahnen; während sie im Z. 9 hinzufügt: Ist aber der

Rechtsstreit bei einem höheren Gerichte anhängig zu machen, wozu auch

Rechtsmittel oder sogenannte außergerichtliche Beschwerden gegen Erkenntnisse

oder richterliche Verfügungen gehören, so hat der Officialanwalt der Armen

im Anfange, sowie geeigneten Falles im Verlaufe des Prozesses die im vor

hergehenden Artikel verordnete Prüfung und beziehungsweise Abmahnung vor

zunehmen, auch von dieser, jedoch ohne Angabe der Motiven, dem Gerichte,

welches in der Hauptsache entscheiden wird, Anzeige zu machen. Dieser An

zeige wird öffentlicher Glaube beigelegt. (Im K. 6 der Instruction wegen

Handhabung des Gesetzes vom 26. April 1836 heißt es unter Anderem: Die

Ofsicialanwalte werden das Vertrauen, welche das Gesetz zu ihnen durch die

ihnen übertragene Prüfung und beziehungsweise Abmahnung ausgesprochen

hat, durch die pünktlichste Pflichterfüllung bei diesem Geschäfte rechtfertigen;'

sie werden sich vor jeder Einseitigkeit zu bewahren suchen und sich weder durch

die Aussicht, vermittelst der Abmahnung einer Armenpartei entledigt zu wer

den, noch auch durch ein unzeitiges Mitleid mit den Verhältnissen der Meu

ten beherrschen lassen.)
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treten. Nach dem bereits gedachten Gesetze vom 16. Februar 1823

für die preußischen Rheinprovinzen wird der muthwillige Liti

gant mit Gcfängnißstrafe von höchstens 5 Tagen bestraft. Erschlei

chung des Armenrechtes wird mit Gefängnisstrafe von einem bis sechs

Monaten bestraft, und alle Prozeßkosten müssen erstatte.! werden. Das

in Rheinbayern geltende Gesetz vom 19. November 1814 bedroht

den, welcher durch vorschliche Verdrehungen des Factums oder auf jede

andere muthwillige und boshafte Art sich das Armenrecht zum Nach

theile der Gegenpartei erschlichen hat, mit Gefängnißstrafe von 8 Ta

gen bis zu einem Monate, und verlangt Erstattung der Kosten, selbst

durch das Mittel der körperlichen Haft. Nach Art. 7 des großher

zoglich hessischen Gesetzes wird der, welcher durch Verschweigen

oder Ableugnen sich die Zulassung zum Armenrechte erschlichen hat,

mit Gefängniß von acht Tagen bis vier Wochen, vorbehaltlich der Strafe

etwaiger Fälschung, bestraft, und werden die bisher entstandenen Kosten

von ihm beigetrieben. Weiter bedroht der Art. 1(1 die Armenpartei,

welche sich durch die auf Prüfung gegründete Abmahnung nicht abhal

ten ließ, für den Fall, daß die Entscheidung gegen sie ausfällt, mit

einer in derselben auszusprechenden Gefängnißstrafe von 8 Tagen bis

8 Wochen, je nach dem Grade der Frivolität, und mit der Verbind

lichkeit des Ersatzes des durch den Mißbrauch des Armenrechtes dem

Gegner verursachten Schadens. Nur dann, wenn der Richter sich

überzeugt hält, daß die Armenpartei in gutem Glauben gehandelt habe,

fällt die Strafe weg. Die Gesetzgebung des Großherzogthums

Oldenburg verordnet, daß die Armenpartei , die sich nicht habe ab

mahnen lassen, wegen Mißbrauches des Armenrechtes mit Gefängniß bis

zu 3 Tagen bestraft werden solle.

In neuester Zeit ist in Ständeversammlungen und auf dem

Felde der Wissenschaft^^) die Frage lebhaft erörtert worden, ob dem

Gegner der Armenpartei im Ganzen dieselben Vortheile eingeräumt seien

oder werden sollten, welcher diese durch Zulassung zum Armenrechte ge

nösse. Es ist wohl nicht zu leugnen, daß die verneinende Ansicht die

konsequente und der bestehenden Gesetzgebung entsprechende ist, daß aber

die bejahende sich in Bezug auf bestimmte Kosten, die, welche als Spor-

teln ?c. in die Staatskasse fließen, der Gesetzgebungspolitik empfiehlt.

21) Im Großherzogthume Hessen auf den beiden Landtagen von ^ZZF

und iZzz.

22) Gans, über Armenrecht im Prozesse (in dessen Zeitschrift für die

Civil- und Criminalrechtspflege im Königreiche Hannover, Band I. Hanno

ver 1827. S. 26—33. Dag. mit Beifall Martin (Lehrbuch §. 307 K).

Linde, Beitrag zu der Lehre über das Armenrecht im Prozesse (Zeitschrift

für Civilrecht und Prozeß, Band 1. S. S7—77), und Bemerkungen über die

Zweckmäßigkeit der in Teutschland geltenden Grundsätze über das Armenrecht

im Prozesse (Archiv für die civil. Praxis, Band 16. S. S1—83). Wieder dag.

Sartorius, über die Wechselseitigkeit des Sportelcredits in Prozessen ar

mer Parteien mir vermögenden Gegnern (Archiv für die riv. Praxis, Band

18. S. 237—2S3).
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Schon hat eine Gesetzgebung, die badische Prozeßordnung vom 31. De»

cember 1831, den Satz adoptirt: von der Zeit der Zulassung einer Par»

tei zum Armenrechte ist nicht nur sie selbst, sondern auch die Gegen

partei einstweilen von Entrichtung der von da an blos vorzumerkenden

Gerichtssporteln und Stempelgebühren — frei; und bereits im Jahre

1822 sprach sich ein herzoglich nassauisches Ministerialrescript dahin

aus: der Umstand, daß zuweilen der wohlhabende Beklagte von dem

zum Armenrechte zugelassenen Klager mit einem am Ende als unge

recht sich darstellenden Prozeß durch alle Instanzen verfolgt und auf

diese Art fchuldlos in bedeutende Kosten ohne Hoffnung des Ersatzes

gestürzt werde, verdient allerdings Berücksichtigung, und es ist daher

genehmigt worden, daß, wenn der zum Armenrechte Admittirte der Kla

ger ist, auch die Schriften des Beklagten und die von demselben ex

traHirten Decrete auf Freipapier geschrieben werden dürfen. Von der

Nahmer, Sammlung der merkwürdigeren Entscheidungen des herzog

lich nassauischen Appellationsgerichtes in Wiesbaden. Band 2. Frank

furt 1825. S. 379. — Einzelne StaatsvertrZge sichern auch dem

Auslander die Wohlthat des Armenrechtes zuweilen mit der Wir

kung, daß der Gegner keine Cautionsleistung fordern kann '^). Nach

einzelnen Gesetzgebungen wirkt der Grundsatz der Gegenseitigkeit^).

Daß die Zulassung zum Armenrechte keine Befreiung der Armenpartei

von der Verbindlichkeit enthalt, dem Gegner die demselben verursachten

Kosten zu erstatten, wenn sie dazu verurtheilt erscheint, versteht sich von

selbst -°). Einzelne Gesetzgebungen haben dieses (zum Ueberflusse) aus

drücklich ausgesprochen. Preußen, Fürstenthal a. a. O.^)— Groß

herzogthum Hessen. Das angeführte Gesetz vom 29. März 1836 Art.

7, und das Gesetz vom Jahre 1817 für Rheinhessen, Art. 10

23) Solche Staatsverträge hat z. B. die Staatsregierung des Großher

zogthums Hessen mit Bayern, Oesterreich, dem Königreich der Nie

derlande und Baden abgeschlossen; s. meine Schrift: der hessische Rechts

freund. Ein gemeinnütziges Handbuch zur Kunde des Rechtes und der Ver

waltung im Großherzogthume Hessen, Damstadt 1837. v. Armenrecht S.

42, 43, 47.

24) Kurhessen, Wagner a. a. O. Die badische Civilprozeßord-

nung bestimmt H. 289: Gegen den zum Armenrechte zugelassenen Ausländer

findet die Einrede mangelnder Caution für die Prozeßkosten nicht statt.

25) Im Art. 1 des großherzoglich hessischen Gesetzes heißt es: Die

Wohlthat des Armenrechtes kommt auch Ausländer» zu statten, wenn in dem

Staate, welchem sie angehören, unsere Unterthanen gleiche Vergünstigung ge

nießen. Ueber Nassau s. von der Nahmer, Sammlung zc. Band 2.

S. 396, — über Würtemberg, Schütz a. a. O. S. 167.

26) Ueber die Verwerflichkeit der Kostencompensation, wenn eine Ar

menpartei unterliegt, s. Weber, über die Prozeßkosten, fünfte Auflage,

Hannover 1811. S. 132.

27) In Preußen kann verlangt werden, daß die schuldigen Kosten ab

verdient werden. Schon Schaumburg a. a. O. S. 370 hält dieses für

gerecht und billig.

28) Nach der Praxis der Gerichte der freien Stadt Frankfurt ist

die Verbindlichkeit zum Kostenersatze durch Besserung der Vermögensumstände

2!)
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Die Gesetzgebung des Großherzogthums Oldenburg hat

den humanen Grundsatz adoptirt, daß, wenn die zur Kostenerstattung

verurtheilte Armenpartei vergeblich dazu angehalten worden ist, der da

durch beschädigte Gegner aus der Gerichtssportelcasse entschädigt wird.

Boxx.

Arrest, ArrcstprozeH. Den Römern war das, was jetzt

Arrest undArrestprozeß genannt wird, unbekannt Dieses Institut ist

germanischen Ursprunges. Die Reichsgesetzgebung — Neichsabschied von

1570. §. 84. v. 1594. ß. 81. 87. Deputat.-Absch. v. 1600. §. 43.

R.-A. Z. 139. C. d. K. G. O. «. 24. — fand, als sie sich auch die

ser Rechtsmaterie zuwendete, ein längst herrschendes, schon in Landrech

ten anerkanntes Princip, und beschränkte sich darauf, Einzelnes

zu normiren und auszusprechen, daß der Arrest (in der Sprache des

Mittelalters Kummer) erlaubt sei, der Verhaftete gegen Caution Auf

hebung des Arrestes ansprechen, und im Falle der Verweigerung Man

date impetriren dürfe, wahrend, besonders da, wo die Statutarrechte ^)

keine Norm enthielten, Landesgesetzgebungen, das Bedürfniß beachtend,

die das Ganze construirenden Grundsätze feststellten. Ein gleiches Be

dürfniß nöthigte die Praxis, die Lehre auszubauen. So hat sich die

Theorie des gemeinen teutschen Arrestprozesses gebildet, der in manchen

teutschen Staaten, z.B. im Herzogthume Nassau^) und Groß;

bedingt. Bender a. a. O. S. 79. Gleiches ist im Civilprozeßgcsctzbuch:

für das Königreich Griechenland Art. 224 ausgesprochen. Maurer a.

a. O. S. 667.

1) Heffter, Institutionen des römischen und teutschen Civilprozesses,

Bonn 132ö. S. 426. Mittermaier, der gemeine teutsche Prozeß in Ver-

gleichung mit dem preußischen und französischen «Zivilverfahren, vierter Bei

trag, Bonn 1826. S. 143. Mühlenbruch, Entwurf des gemeinrechtlichen

und preußischen Civilprozesses, Halle 1827. S. 247.

2) ?iitter, Introcl. in rem !uä. imp. Z. 114. Danz, Grundsätze der

Reichsgerichtspraris. Z. 230. Volle», Vis», «isten» expli«. const. !mp. lls

kirresti», (»!e»s. 1733. I'skinzier, Institut, iurispr. esm. §. 518 et«.

Hanzely, Anleitung zu der neuesten Reichshofrathspraris §. 938 zc.

3) Au den Statutarreckten , welche vom Arreste handeln, gehört z. B.

das badensche Landrecht vom Jahre 1622. Th. I. Tit. 34. Wann und

wie Arrest und Kimmer zugelassen werden soll; das trier'sche Landrecht.

Tit. 17. Von Arresten und BeHemmungen der Personen oder deren Güter.

Von der Nahmer, Handbuch des rheinischen Particularrechtes, Band 2.

Frankfurt 1331. S. 6S9, 660. Das Landrecht der Grafschaft Saarbrück. Cap.

4. Art. 7. Vom Kummer. Von der Nahmer a. a. O. S. 996—1001.

Mainzer Landrecht. Tit. 21. Vom Arreste oder Kummer, auch denen, so

doni» cediren. Von der Nahmer a. a. O. S. 739, 74«. Landrecht der

oberen Grafschaft Katzenellenbogen, Th. 1. Tit. 8. Von Arrestiren und Kum

mern. Das solmsische Landrecht. Th. 1. Tit. 10. Von Arresten oder

Kummern, wie es damit gehalten werden soll, desgleichen der Sequestration.

4) Flach, Erläuterungen zum Prozeßgesetze des Herzogthumes Nassau

vom 23. April 1822, Wiesbaden 1337. S. 110, wo der Verfasser sagt: Bei

dem Arrestprozesse kommen bei uns ganz die gemeinrechtlichen Grundsätze zur

Anwendung, indem er hinzufügt: Ich habe hierüber nur zu bemerken, daß

von den herzoglich nassauischen Gerichten bei Arresten durchaus mit der groß
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Herzogtums Hessen °), lediglich Norm ist. Man versteht unter

Arrest die richterliche Verfügung (über die Nichtigkeit einer Arrest»

anlegung durch ein Untergericht, welches zugleich Administrativbe

hörde ist, auf Geheiß der oberen Administrativbehörde, s. von der

Na hm er, Sammlung der merkwürdiger« Entscheidungen des herzog

lich nassauischen Oberappellationsgerichtes zu Wiesbaden, Frankfurt 1825.

Band 2. S. 33—38), wodurch Jemand (Jmpetrat) zum Besten ei,

nes Anderen, dessen Ansprüche gesichert werden sollen, und auf dessen

(des Jmpetrantcn) Anstehen verhindert wird, sich von einem bestimmten

Orte zu entfernen — Personalarrest — oder das Seinige wegzu

bringen oder darüber zu disponiren — Realarrest — (Mackel-

dey, Lehrbuch des heutigen römischen Rechtes, Band 1. §. 170, und

Wening-Jngenheim, Lehrbuch des gemeinen Zivilrechtes, Band

1. §. 66.), sowie unter Arrestprozeß das summarische Verfahren,

das mit dieser richterlichen Verfügung beginnt °). Dieser außerordent-

ten Vorsicht und Schonung verfahren wird, und namentlich Personalarreste

in Civilsachen zu den größten Seltenheiten gehören. Nach v. Merx, Hand

buch zur näheren Kenntniß der Verfassung und Verwaltung des HerzogthumS

Nassau, Band I. Abth. 1. Wiesbaden 1836. S. 98. unter Arrest, kann

in eilenden Füllen der Ortsschuldheiß Real- und Personalarrest verfügen, wenn

Gefahr auf dem Verzuge hastet; nur muß er davon sogleich das Gericht in

Kenntniß setzen.

5) Siehe B o p p , der hessische Rechtsfreund, ein gemeinnütziges Handbuch

zur Kunde des Rechtes und der Verwaltung im Großherzogthume Hessen,

Darmstadt 1837. unter Arrest, S. S«—S2, und dessen Mittheilung aus

den Materialien der Gesetzgebung und Rechtspflege des Großherzogthums Hes

sen, Band 4. S. 43—67. Von den Erfordernissen zur Begründung eines Ar'

restgesuches :c. Ein Gesetz vom 19. Januar 1836 enthült Bestimmungen we

gen Person alarrestes gegen Ausländer, welche zu Offenbach Handels

verbindlichkeiten eingegangen sind. Nach diesem Gesetze reichen die Vorausse

tzungen, die zur Verhängung des Personalarrestes genügen, zu, um einen

Realarrest zu erwirken, der mit jenem cumulirt werden kann, und überhaupt

auch überdieß, gleichwie der Personalarrest, in allen gemeinrechtlich dazu sich

eignenden Fällen zulässig bleibt.

6) ?. l,. ^,utdaen», 6s srr«5t. ^rg. 1664. ^Vsrlin, cls srrsst.

«le»s. 1684. 1,e>»sr, ineäit. »ck ?snS. tom. Vis. sp. 47S. p. 430—440.

Vsurrest«. IVleviu», K^noptirs trsrtstio <Ie urresti». Rsst. 1646.

I^i»p5. 1718. Stett. 1734. Struv., cke iurs srresti. 5ei>. 1676. Hol.

Isn6, <le srrestorum mstsriä utilissinis. ?uk. 1731. Ludovici, Einlei

tung zum Civilprozesse, 6. Auflage, Halle 1719. Cap. 4. Von dem Arrest

prozesse. S. 37—50. Knorre, Anleitung zum gerichtlichen Prozesse, neue

Auflage, Halle 1777. Buch 3. Hauptst. 6. Von dem Arrestprozesse. S. 63t

bis 643. Fredersdorf, Anweisung für Justizbeamte, Band 3. Lemgo

1774. S. 186—206. Von dem Arrestprozesse. Mehlen, Anleitung zum

summarischen gerichtlichen Prozesse, Berlin und Greifsw. 1804. Absch. IV.

Bon dem Arrestprozesse. S. 101—123. K. 62—79. Danz, Grundsätze des

summarischen Prozesses, 3. Ausgabe 1800. Sechstes Hauptstück. Bon dem Ar-

restprozefse. S. 88—111. Grolman, Theorie des gerichtlichen Verfahrens

in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, Z. 41. 239—241. Claproth, Einlei

tung in sämmtliche summarische Prozesse, 4. Auflage, herausgegeben von Wi l-

lich. Göttingen 1308. S. 193—22«. Vom Arrestprozesse. Hesftex a. a.

20*
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liche Prozeß, welcher mit einer Art von Exemtion, also mit einem Act

beginnt, der sonst das letzte Stadium eines Verfahrens bildet, kann

seinem, so dem Grundprincipien des Civilprozesses ganz widerstrebenden

Character gemäß nur unter einer ganz besonderen Boraussetzung («su^s

»rrk>stl) ') Raum finden, nämlich nur dann, wenn die Gefahr droht,

daß, ohne das Mittel der Arrestanlegung, die Ansprüche des berechtig

ten Theiles (Jmpetrantens) gar nicht oder mit vieler Schwierigkeit gel

tend gemacht werden können, wenn namentlich der Verbundene (Jm-

petrat) schon auf der Flucht oder derselben sehr verdächtig ist oder

sein Vermögen zu verschwenden anfangt, oder bei dem ausländi

schen competenten Gerichte des Jmpetratcn aus irgend einem Grunde

kein Recht erlangt werden kann^). Personalarrest findet nur

dann statt, wenn vom Realarrest keine Rede sein kann; stellt Jm-

petrat Sicherheit, so muß der Arrest sogleich wieder aufgehoben wer-

0. S. 416—432. Mittermaier a. a. O. S. 143—167. Der Arrestpro

zeß. Mackelde», Grundriß zu Vorlesungen über den gemeinen teutschen

und preußischen Civilprozeß, Bonn 1333. S. S—11. Arrestprozeß. Sie-

ner, 8?»t. pro«, iucl. et ««mm. et ssx. 8iebärst et Krug, Vom.

II. Ler. et I,ips. 1335. t^p. 6. De proeessu »rresti. §. 268—263. p.

143—152. Staatslexikon, herausgegeben von Rotteck und Welcker, Bd.

1. Altona 1834 «. v. Arrest, Arrestprozeß. S. 696.

7) Obwohlcn , sagt das Mainzer Landrecht a. o. O. Z. 1, sonsten ge

meiniglich in Rechten nicht erlaubt, daß, wenn einer den andern zu belangen

hat, der Prozeß vom Arreste und Kummern angefangen werde, so giebt er

doch in Rechten solche erhebliche und wichtige Ursachen, daß sothane Arreste

gar wohl erlaubt und einem Creditori ohne selbigen nicht wohl zu deme, wag

ihm gebühret, geholfen werden könne.

8) Nach österreichischem Prozeßrechte kann nur wegen der Flucht oder

Gefahr derselben Arrest impetrirt werden. Füg er, das gerichtliche Verfah

ren in Streitsachen nach der österreichischen allgemeinen Gerichts- und Concurs-

Ordnung, zweite Auflage, Theil 2. Wien 1828. S. 170 vergl. mit S. 175.

9) Einzelne teutsche Gesetzgebungen zählen eine Reihe von Fällen auf.

So bestimmt z. B. die Legislation des Herzogthums Braun fchweig, der

Arrest sei zulässig, wenn 1) Jemand flüchtig oder in ein anderes Gericht zu

'ziehen verdächtig sei, ohne Habe von genügendem Werth zurück zu lassen; 2)

ein nicht mit Grundstücken angesessener Ausländer im Jnlande contrahirt habe;

3) wenn ein Ausländer eines Inländers Schuldner sei, und Letzterem von des

Ersteren Richter Rechtshilfe verweigert werde; 4) wenn Jemand wegen einer

Erbschaft oder anderer beweglichen Sachen belangt werde und eine Veräuße

rung oder sonstige Entfremdung zu befürchten sei; 5) wenn ein Gast weg

ziehen und die Zehrung schuldig bleiben wolle; 6) wenn ein Pächter oder Mie

ther, ohne den Pacht' oder die Miethe zu entrichten, davon ziehen wolle. Krü

ger, Darstellung des bürgerlichen Prozesses im Herzogthume Braunschweig,

Braunschweig 1829. S. 146. Ganz ebenso normirt das Landrecht der oberen

Grafschaft Katzencllenbogen a.a.O. §. 1, das angeführte badische Landrecht

-a. a. O. und die Gesetzgebung im Kurfürstenthume Hessen. Wagner,

Grundzügc der Gerichtsverfassung und des unterrichterlichen Verfahrens in Kur

hessen, 2. Ausgabe, Marburg 1827. ß. 209. Andere teutsche Gesetzgebungen

sprechen statt der Auszählung von Fällen nur einen allgemeinen Grundsatz aus.

So läßt das bayer'sche Prozeßrecht Arrest zu, wenn Rechtsbesriedigung

ohne besondere Beschwerde bei der ordentlichen Obrigkeit nicht erlangt werden

kann. Mendt, Handbuch des öaver'schen Civilprozesses, Theil 2. Z. ISS.

Arrestprozeß.
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den i"). Competent ist der Richter, unter dem sich der Schuldner selbst

oder mit seiner Habe betreffen läßt. Sur Begründung eines Gesuches

um Anlegung eines Arrestes wird Bescheinigung der Existenz eines An

spruches des Jmpetranten, der die Art und den Gegenstand des Arre

stes genau zu bezeichnen hat, an den Jmpetraten, sowie weiter die Nach-

Weisung eines rechtlichen Grundes zur Anlegung des Arrestes (vsuss

siresti) gefordert Das Gericht, das sich von der Prüfung der

Begründung des Arrestgefuches nicht dadurch dispensiren kann, daß es

den Arrest auf Kosten und Gefahr des Jmpetranten oder gegen Cau-

tionsbestellung von dessen Seite verfügt untersucht sorgfältig, ob

das Arrestgesuch begründet ist. Ist dieses nicht der Fall, so verwirft

es das Arrestgesuch , dem es im entgegengesetzten Falle stattgibt, indem

«s zwei Verfügungen erlaßt. Die erste Verfügung besteht in dem Ar-

restmandate. Soll ein P erso nal arrest angelegt werden, der in der

10) Gleiches bestimmt das österreichische und preußische Prozeß

recht. Füger a. a, O. S. 176, l3l. Fürstenthal, Lehrbuch des preu

ßischen Civil - und Criminalprozesses, Theil 1, Königsberg 1827. §. 213. S.

119. Das b ayer'sche Prozeßrecht läßt gleichfalls Cautionsbestellung zu, be

schränkt aber die juratorische Sicherheitsleistung , indem diese bei Ausländern

gar nicht, und bei Inländern in dem Falle nicht zugelassen wird, wenn sie

schlechten Leumuths und im Verdacht der Flucht sind. Ganz unzulässig ist jurato

rische Caution nach frankfurter Prozeßrecht. Bender, Lehrbuch des Ci-

vilprozesses der freien Stadt Frankfurt, Frankfurt 1337. S. 260, und nach

dem mecklenburgischen Particularrechte, Tratsche, Materialien zu ei

nem Handbuche des mecklenburgisch - schwerinischcn Particuiarcivilprozess.es,

Güftrov 1837. S. 40S, und Gleiches lehrt die Theorie des gemeinen Prozes

ses. Mittermaier a. a. O. — Auch vom Jmpretrant,en kann nach

diesen Gesetzgebungen und dem braun schweig! sehen Prozeßrechte (Krü

ger a. a. O. S. 149) nach richterlichem Ermessen wegen möglichen Scha

denersatzes Cautionsbestellung gefordert werden. Nach den kurhessischen

Prozeßgesetzen wird dem Jmpetranten, wenn er zur Beibringung der erforder

lichen Bescheinigung außer Stand, oder große Gefahr im Verzuge ist, die

Leistung einer hinreichenden Caution auferlegt und , je nachdem diese geleistet

wird oder nicht, der Arrest angelegt oder das Arrestgesuch verworfen. Wag

ner s. a. O. g. 213.

11) Siehe hierüber Mittermaier a. a. O. S. 1S6—1S8. In Meck

lenburg-Schwerin wird fdmiichc Liquidität des Anspruches in be

stimmten Fällen verlangt. Tratsche a. a. O. S- 403.

12) Ueberhaupt ist der Richter für Uebercilung in der Arrcstanlegung, so

wie für Unrechtmäßigkeit der Verweigerung derselben, verantwortlich, indem

er wegen Ehrverletzung oder Schadenersatz belangt werden kann. L riieK -

uer, Illssertsti« <Ie setione ininiisrum «I> srreötui» contra lleliitorei»

vsnä« existentem «lolvss irnpetrstimi «ompetente. ^en. 1723. Wslil,

^e iuctice srrestum eontrs iugitlvum <leb!t«rein clenegsnte. (ZoettinA. 1746.

Gestcrding, alte und neue Jrrthümer der Rechtsqelchrten, eine Reihe von

Abhandlungen, Greifsw. 1826. Abh. Xll. Madche, Misccllen aus allen

Theilen der Rechtsgelahrtheit. Srück I. Breslau 1814. S. 284 zc. Meh

len a. a. O. §. 76. S. 121, lehrt ganz willkürlich, der Richter brauche es

nicht sehr genau zu nehmen, wenn der Schulder von geringem Stande sei,

dessen Ehre und Credit durch den Arrest wenig oder überall nicht leiden

rann. (? Z)
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Regel in der Bewachung des Jmpetraten in seiner Wohnung besieht^),

oder hat der anzulegende Realarrest bewegliches, in dem Besitze des

Jmpetraten befindliches Gut zum Gegenstande, so besteht das Arrestman

dat in einem Erlaß an den Gerichtsdiener, worin demselben die Arrest

anlegung aufgegeben und vorgeschrieben wird, wie er ihn anlegen soll^).

Besteht der Gegenstand in einem solchen beweglichen Gute, welches ein

Dritter besitzt, so wird demselben aufgegeben, sich bei Vermeidung des

Nachtheiles eigenen Haftens der Herausgabe desselben zu enthalten,

wahrend, wenn eine Forderung des Jmpetraten an eine dritte Person

das Object ist, dieser die Auszahlung derselben bei Vermeidung der

Verbindlichkeit doppelter Zahlung untersagt wird Besteht das Ob

ject in unbeweglichem Gute, so untersagt der Richter dessen Veräuße

rung bei Strafe der Nichtigkeit dieses Actes oder verfügt einen Se

quester Die zweite richterliche Verfügung besteht in einem De

krete an beide Theile, wodurch diese von der Erlassung des Arrestman

dates benachrichtigt werden (dem Jmpetraten wird sogleich ein Du

plikat des Arrestgesuches mitgetheilt), und ein Termin zur Rechtferti

gung des nun angelegten Arrestes anberaumt wird wozu jeder

Theil, und zwar Jmpetrant unter dem Rechtsnachtheile der Aufhebung

des Arrestes, Jmpetrat bei Vermeidung des Verlustes seiner Einreden

vorgeladen wird. Erscheint in diesem Termine Jmpetrant nicht, so er

läßt das Gericht sofort ein Erkenntniß, wodurch es den Arrest aufhebt

und den Jmpetranten zum Ersätze der Kosten und des etwa durch An

legung des Arrestes dem Jmpetraten verursachten Schadens vcruxthcilt.

13) Nach österreichischem Prozeßrechte ist es Regel, daß Jmpetrat

in dem Gerichtsgefängnisse verwahrt wird; doch kann das Gericht nach seinem

Ermessen oder auf dessen Ansuchen blos Hausarrest verfügen, indem es

eine Wache beordert. Im ersten Falle muß, wenn er ohne Hilfsmittel ist,

Jmpetrant bei Vermeidung der Relaxirung des Arrestes den Unterhalt verab

reichen, im letzten Falle muß Jmpetrat bei Vermeidung der Versetzung in

das Gerichtsgefängniß seinen Bedarf selbst bestreiten. F ü g e r a. a. O. S.

179^181.

14) Fredersdorf macht a. o. O. S. 194 zierliche Distinctionen, und

meint, wenn ein Mann von angesehem Stande mit Personalarrest bestrickt

werden solle, so müsse ihm der Richter selbst die Aufwartung machen und

auf gute Art die Sache beibringen, hernach eine Wache zurücklassen ; sei es

ein Mann vom Mittelstande, so sei er durch einen Subalternen des Gerichtes

in eine Arreststube zu bringen. Wäre es aber ein geringer Mann, so werde

er durch einen Gerichtsdiener arretirt, und in das Gefängniß gebracht, jedoch

in kein solches, worin Missethüter säßen. — Ausführliche Vorschriften über

Personalarreft enthält das griechische Civilprozeßgesttzbuch vom 2. (14.) April

1834, siehe Maurer, das griechische Volk, Band 3. Heidelberg 183S. S.

LVS flg.

16) Ueber die Arrestanlegung in solchen Fällen nach französischem

Rechte s. Mittermaier a. a. O. S. 160, 1S1.

16) S. Sequester. ,

17) Mehrere Prozeßgesetze, z. B. die oldenburgische Prozeßordnung

lassen nur aus sehr erheblichen Gründen gegen den Willen des Jmpetraten

eine Erstreckuug dieses Termines zu.
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Erscheint Jmpetrat nicht, so wird er mit seinen Einreden ausgeschlos»

sen Erscheint Jmpetrant, so hat er die Rechtmäßigkeit der Anle

gung des Arrestes näher darzuthun, wenn dieses nicht schon genügend

geschehen ist Jmpetrat bringt seinen Einwand gegen die Anlegung

des Arrestes überhaupt, oder in ihrer besonderen Beschaffung vor, wor

auf bis zum Schluß verhandelt wird, und der Richter definitiv urtheilt,

indem er entweder den Arrest aufhebt und den Jmpetranten zum Ko

sten - und Schadenersatze verurtheilt ^«), oder den Arrest bestätigt

oder auf Grundlage geschehener Sicherheitsleistung denselben relaxirt. Es

fehlt her gemeinrechtlichen Lehre vom Arrestprozesse bei dem Mangel

positiver Stützpuncte nicht an Streitfragen. Eine derselben beschäftigt

sich damit, zu untersuchen, ob, wenn das Gericht die Bescheinigung

der Arrestursache durch den Jmpetranten im Rechtfertigungstermine

nicht für genügend erachtet, es auf bessere Bescheinigung interloquiren

soll und darf. Martin, Lehrbuch des teutschen gemeinen bürgerli

chen Prozesses, 11. Ausgabe, Heidelberg 1834. §. 243, und Heff-

ter, Institut, des römischen und teutschen Civilvrozesses, Bonn 1825.

S. 430, sind der Anficht, daß das Gericht dazu aufgefordert sei, wäh

rend andere Prozessualisten, als Linde, Lehrbuch des teutsch - gemei

nen Civilvrozesses, 4. Auflage, Bonn 1835, Mitter maier a. a.

O. S. 162, 163, lehren, daß ein Iwifchenurtheil unzulässig sei, da

dasselbe dem Zwecke des Rechtfertigungstermines und den Grundsätzen

des unbestimmten summarischen Prozesses, die hier in Anwendung kommen.

18) Nach kurhessischem Prozeßrechte wird Jmpetrat nochmals peremtorisch

vorgeladen und das Präjudiz realisirt, wenn er auch in diesem zweiten Ter

mine nicht erscheint. Wagner a. a. O. Z. 214.

19) S. hierüber Mittermaier g. a. V- S, 1S9.

20) Schauß, Ueber die Entschädigungefordcrung wegen eines wider

rechtlich impetrirten Arrestes, Landshut 1821. — Nach braunschweigi-

schem Prozeßrechte kann Jmpetrant auch in eine Geldstrafe verurtheilt wer

den. Krüger a. a. O. S. 149.

21) Particulargesetzgebungen enthalten zuweilen Bestimmungen über die

Zulüssigkeit von Rechtsmitteln oder des Suspensiveffektes. Das bayer'sche

Prozeßrecht enthält die schwankende Vorschrift, daß ohne besonders erhebliche

Ursache nicht leicht die Appellation oder der Suspensiveffect statthaft und bei

zwei gleichförmigen Erkenntnissen eine dritte Instanz unzugänglich sei. Bon

Mendt a. a. Ö. (siehe auch noch Sartorius, Sammlung merkwürdiger

Rcchtsfälle Bayerns, Band 2. Erlangen 1831. S. 371 flg, Unter welchen

Voraussetzungen kann nach bayerischem Rechte Perssnalarrest erkannt wer

den?) Ueber das Prozeßrecht der freien Stadt Frankfurt s. Bender a. a.

O. S. 349. Das gedachte großherzoglich hessische Gesetz vom 19. Januar

1836 bestimmt: weder Beschwerden gegen provisorische Arrestverfügungen, noch

auch Rechtsmittel gegen auf gepflogene Verhandlungen gefällte Urtheile hätten

Suspensivkraft z Rechtsmittel gegen ein Erkenntniß seien innerhalb 8 Tagen

unerstrecklicher Frist und bei Vermeidung der Desertion anzuzeigen und zu

rechtfertigen, worauf, nach Einfendung der Acten das Mittelgericht binnen 15

Tagen entscheidet. Rechtsmittel gegen dieses Erkenntniß sind wieder binnen

8 Tagen unerstecklicher Frist anzuzeigen und zu rechtfertigen, worauf nach

Einsendung der Acten das oberste Gericht binnen 30 Tagen zu entschei

den hat.
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widerstreite. Wenn Mittermai er a. a. O. vorträgt: wenn einige

Juristen auf Bescheinigung der Arrestursnche interloquiren lassen wollen,

so widerspricht dieses dem Grundsatze, daß der Jmpetrant sogleich den

Grund des Arrestes rechtfertigen sollte, und daß der Justificationster-

min ohnehin gleichsam als der Termin zur Bescheinigung gilt, so, daß

Jmpetrant sich die Abweisung mit dem Gesuche gefallen lassen muß,

wenn er der Auflage, den Arrest zu justificiren, nicht nachkommen

konnte. Dieß laßt sich um so weniger bezweifeln, als man sonst konse

quent zum Nachtheile des Jmpetrctten annehmen müßte, daß der Arrest

gegen ihn bis zum Urtheile über das Resultat der Bescheinigung fort

dauern sollte, während er doch das Recht hat, Aufhebung zu verlan

gen, sobald der Jmpetrant im Termine nicht den Arrest rechtfertigen

kann, so läßt sich das entscheidende Gewicht dieser Gründe nicht ver

kennen, welchen auch die neuere Praxis huldigt. Im Jahre 1827

sprach sich z. B. das grohherz. Hofgericht in Darmstadt in diesem Sinne

aus 22). Eine zweite Streitfrage ist die, ob durch die Anlegung des

Arrestes der Gerichtsstand auch für die Hauptsache (für die Verhand

lung über die Ansprüche des Jmpetranten , zu deren Sicherung der

Arrest dienen soll) begründet werde. Mehrere Prozessualisten, z. B.

Mehlen a. a. O. ß. 65. S. 107, Scheurlen, der teutsche ge

meine und würtembergische Civilprozeß, Band 1, Tübingen 1836, §.

82. (der Gerichtsstand des Arrestes), Mittermai er a. a. O. S.

165 Krüll, Prüfungen einzelner Theile des bürgerlichen Rech

tes, Band 4, Landshut 1804, Abh. 3, vereinen die Frage, während

Andere, z. B. Klevius, Deels. ?. IV. <!e«. 348, Knorre a. a.

S. 545, Claproth, Einleitung in den ordentlichen bürgerlichen

Prozeß, Th. 1. §. 44, v. Grolman a. a. O. g. 41, Dan; a.

a. O. S. 102, IloinKerAk, 211 Vaoti ?rogr. cie iustltiä srresti

MlurKurA 1749, WaK,1 äe tor« srresti, privile^ist«, «oe«. 1749.

§. 39, sie bejahen Die Praxis scheint sich der Bejahung hinzu-

22) Präjudizien des großherz, hessischen Hofgerichtes der Provinz Star

kenburg. Auf Verfügung des großh. hessischen Hofgerichtes gedruckt. Darm

stadt 1837. S. 52, S3.

23) Dieser Rechtslehrer läßt übrigens dann eine Ausnahme zu, wenn ge

gen einen Ausländer Arrest erkannt würde, oder der Inländer durch den Man

gel eines festen Domicils oder durch sein Benehmen, z. B. durch Flucht oder

Wegschaffung aller Effecten, die Absicht, sein bisheriges Domicil aufzugeben,

ausspricht, sich einem Ausländer gleichstellt. Auch Scheurlen läßt derglei

chen Ausnahmen zu,.

24) Mackeldey unterscheidet, indem er a. a. O- S. », 9,, vorträgt:

Das Verfahren über die Arrestanlegung, deren Rechtmäßigkeil oder Unrecht

mäßigkeit, also der eigentliche Arrestprozeß gehört immer vor den Richter,

welcher den Arrest angelegt hat. DaKei entsteht nun aber die Frage : ob und

in wiefern dieser durch die Arrestanlage ausnahmsweise auch competent für die

Hauptsache wird, wenn er dieß sonst nicht ist? oder mit anderen Worten: ob

und in wiefern durch den Arrest ein forum spsrisle für die Hauptsache bei

dem Arrestrichter begründet wird? Die Regel ist, daß durch die Anlegung ei

nes Arrestes allein kein torum spsvmls für die Hauptsache begründet wird.
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neigen^). Nach dem Zeugnisse von Hage mann, praktische Erör

terungen, Band 7. Nr. XIII. (Competenz des Arrestrichters in der

Hauptsache), hat das Oberappellationsgericht in Celle in den Jahren

1809 und 1815 sich für die Bejahung entschieden. Gleiches beurkun

det Bender a. a. O. S. 254, 255, von Frankfurt, Scheur-

len a. a. O. von Würtemberg ^). Ueber die Herzogthümer

Schleswig und Holstein f. Falk, die Gerichtsverfassung des Her-

zogthums Schleswig und Holstein, nach ihrer geschichtlichen Bildung

und jetzigen Gestalt, Altona 1835. §. 64. S. 272, 273. Der Ge

richtsstand des Arrestes. Der Verfasser bemerkt dort: ob nach gemei

nem Rechte der auf Anhalten einer Partei verfügte Arrest eine Proro

gation der Gerichtsbarkeit in der Hauptsache zur Folge habe, ist zwar

bestritten. Daß aber der ältere teutsche Gerichtsgebrauch der provisori

schen Verfügung der Arrestlegung jene Wirkung beilegt, kann nicht

füglich bestritten werden. Unsere Gesetzgebung bezeugt wenigstens für

beide Herzogthümer diesen Gerichtsgebrauch. Der dadurch sanctionirte

Grundsatz muß in der That auch als ein höchst natürlicher erscheinen,

da das Gesuch um Verfügung des Arrestes auf keine andere Weise,

als durch die Ausführung der Hauptsache vollständig gerechtfertigt wer

den kann. Der oben erwähnte, aus dem älteren Gerichtsgebrauche

herstammende, Grundsatz ist bei uns nicht nur bei allen Personalarre-

sondern daß diese immer an den für dieselbe competenten Richter verwiesen

werden muß. R.-A. 1SS4. §. 3t. 81. A. G. O. §. 43 flg. Nur in fol

genden Fällen begründet die Arrestanlegung ausnahmsweise zugleich Compe

tenz in der Hauptsache: ») wenn Vagabunden und flüchtige Schuldner sich

mit idrem Vermögen ihrem ordentlichen Richter entzogen haben; d) wenn

auswärtige Gerichte die Rechtspflege verweigern , und der Arrest aus diesem

Grunde gegen den Auslinder bei inländischen Gerichten nachgesucht wird. Dieß

muß j<etzt auch bei den teutschen Bundesstaaten unter sich gelten; wenigstens

ist dieser Grundsatz angenommen in dem preußischen Gesetze vom 2. Mai 1823.

8. 4. <s. über dieses Gesetz Mittermaier a. a. O. S. 1S6.)

26) Einzelne Landrechte, z. B. das solmsische a. a. O. §. 6, haben

diesen Grundsatz ausdrücklich festgestellt.

2S) Dieser Rechtslehrer trügt überhaupt vor : In Würtemberg begründet

in der Regel die Arrestanlegung von Seiten eines Gerichtes für dasselbe den

Gerichtsstand in der Hauptsache, wobei es gleichgiltig ist, ob der Arrestat ein

Inländer oder ein Auslinder ist. Diese Regel über das forum srresti leidet

aber in Beziehung auf die Ortsobrigkeiten , welche provisorische Arrestverfü

gungen erlassen haben, eine Modification. Nach dem IV. Edicte sind nämlich

die Ortsobrigkeiten außer der Amtsstadt berechtigt und verpflichtet , auch bei

solchen Streitigkeiten , welche zur Competenz des Oberamtsgcrichtes gehören,

auf Anrufen einer Partei provisorisch Real- oder Personalarrest zu verhingen,

wenn die Sache so dringend ist, daß ohne eine solche Verfügung die Partei

Gefahr laufen würde, aus ihrem Rechte verdringt zu werden, oder die Ver

folgung desselben vereitelt oder sehr erschwert zu sehen. Durch eine solche

provisorische Arrestanlegung wird die Competenz der Ortsobrigkcit für

die Hauptsache überall nicht begründet. In den von Würtemberg mit

Bayern, mit Baden und H ohenzollern - Sigmaringen abge

schlossenen Jurisdictionalvertrigen ist der Satz, daß Arrestanlegung den Ge

richtsstand für die Hauptsache selbst begründe, verschieden modificirt.
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sten, die übrigens auch von Ausländern in hiesigen Landen Zmpetrirt

werden können , sondern auch bei denjenigen Realarresten, welche gegen

die Güter der Ausländer impetrirt werden, unverändert beibehalten wor

den. In Ansehung der Landesunterthanen ist aber durch die bereits

angezogene Verfügung vom 13. November 1782 der frühere Grundsatz

aufgehoben und ausdrücklich verfügt worden, daß ein gegen sie ver

hängter Realarrest eine Prorogation der Gerichtsbarkeit auf die Haupt

sache nicht serner bewirken solle. Der den Arrest impetrirenden Par

tei liegt es vielmehr ob, den Jmpetraten in seinem gewöhnlichen kor«

hauptsächlich zu besprechen. Der §. 23 der badischen Prozeß

ordnung vom 31. December 1831 setzt fest, daß die Arrestanlegung

den Gerichtsstand für die Hauptsache selbst begründe, ») wenn der

Arrest auf Anrufen eines Inländers gegen einen Ausländer verhängt

werde, und kein anderer Gerichtsstand im Jnlqnde gegen ihn vorhan

den sei, b) wenn der Arrest gegen einen flüchtigen Inländer verhängt

worden sei, der keinen Wohnsitz habe (s. auch noch v. Hohnhorst,

Jahrbücher des großherz, badischen Oberhofgerichtes, siebenter Jahrgang

Mannheim 1833, S. 143 zc.).

Die Lehrer des gemeinen teutschen Prozesses pflegen vorzutragen,

daß Gesandte und deren Gefolge in dem Staatsgebiete, worin sie ac-

creditirt sind, vom Personal- und Realarrest während der Dauer der

Gesandtschaft befreit seien und dieses auch von Staatsdienern inso

weit gelte, als sie durch den Arrest in der Verwaltung ihres Am

tes gehindert würden Die preußische Gesetzgebung rechnet zu

den Personen, gegen welche kein Arrestgesuch gerichtet werden kann,

namentlich regierende teutsche Fürsten oder abgetheilte Fürsten aus

deren Häusern, sowie fremde, am preußischen Hofe accreditirte Ge

sandte und Geschäftsträger. Dem Personalarreste sind Civilstaats-

beamte nicht unterworfen, wenn sie sich auch demselben urkundsich un

terworfen haben. Fürstenthal a. a. O. ß. 209. S. 116. — Die

österreichische Gesetzgebung entzieht die Staatsbeamten überhaupt dem

Arreste. Füg er a.a.O. S. 171. Das Prozeßrecht der freien Stadt

Frankfurt befreit, mit einiger Beschrankung, von dem Arreste alle die

gesandtschaftlichen Rechte genießenden Personen, nämlich die bei der

Stadt oder dem Bundestage accreditirten Gesandten, das Gesandtschafrs-

personal nebst Familie und Dienerschaft, Bender a. a. O. S. 263,

268 2»).

27) Fredersdorf a. a. V- S. 189, Linde a. a. O. S. 49«, 491,

s. auch noch: Saalfeld, System des europäischen Völkerrechtes, Göttingen

1809. S. 54. Z. 61.

23) Nach dem Zeugnisse dieses Schriftstellers sind außerdem vom Per-

sonalarreste frei: 1) alle Frankfurter Bürger, Bürgerinnen und Bürger-

sbbne; 2) alle mit Liegenschaften angesessene Ausländer, alle Schauspieler und

Musiker des Frankfurter Theaters; S) alle in Folge einer amtlichen Mission

nach Frankfurt kommenden Civil- und Militürbeamten, welche Letztere auch (mit

einiger Beschränkung) von dem Realarreste frei sind.
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Partieulargisetze nehmen auch ObZette von d,r Beftrickung mit

Arrest aus. Nach der preußischen Gesetzgebung sind derselben entzo

gene: Postpferde, Wagen und Geschirr, wenn auch gegen den Eigen-

thümer sonst Realarrest zulassig ist, Handwerkszeug der Arbeiter, Hand

werker und Künstler oder die ihnen zur Verarbeitung gegebenen Mate

rialien, die einem Gemeinschuldner von seinen Gläubigern bewilligte

Competenz, Besoldungen und Pensionen der Beamten unter 400 Tha

lern, Lotterieloose und deren Gewinne u. s. w. Fürstenthal a. a.

O. Z. 210. S. 116, 117.

Ueber die individuellen Vorschriften des Prozeßrechtes von 1)

Bayern s. v. Mendt a. a. O.; 2) von Frankfurt Bender a. a.

O. S. 263—271; 3) von Kurhessen Wagner a. a. O. S- 212;

4) von Mecklenburg v. Kamptz, Handbuch des mecklenburgischen Ci-

Vilprozesses, zweite Ausgabe, v. Nettelbladt, Berlin 1822, Z. 142.

Ueber Arrest als Mittel der Hilfsvollstreckung im Civilpro-

zesse, s. Hilfsvollstreckung. «oxx.

^rrk» (griechisch «g?«/Z»v, teutsch Angeld, Aufgeld), heißt

die Uebergabe einer Sache an einen Anderen zum Zeichen eines mit ihm

abzuschließenden oder bereits abgeschlossenen Contractes. Gewöhnlich

besteht sie in Gelde, oder in anderen Sachen von Werth, z. B. in

Ringen 2). Bei den Römern war sie namentlich bei Kaufcontracten

gewöhnlich auch kommt sie bei den Eheverlöbnissen vor ^). Man

theilt sie s) in arrlia psot« perksot« cists, auch «oukrmstori» ge

nannt, d. h. eine srrlla, welche zum Zeichen eines bereits abgeschlossenen

Contractes gegeben wird. Der Zweck derselben ist dann einzig der, daß

sie zum Beweise des abgeschlossenen Contractes diene ^). Man sieht

sie dann als einen Theil des Kaufpreises an, der nur das Eigenthüm-

liche hat, daß er im Voraus bezahlt wird ^). Auf die Giltigkeit oder

Ungiltigkeit des Hauplcontractes hat dann die srrks gar keinen Ein

fluß 6) ; K) in «rrliu psvto imperfecta 6sts, auch poeuiteutisli» genannt

(Reugeld), d, h. die «rrlis, welche zum Zeichen eines erst noch abzu

schließenden Contractes gegeben wird ^). Hier wird zwar der Geber

der srrkä nicht verpflichtet, den beabsichtigten Contract einzugehen"),

allein er verliert jeden Anspruch auf die Rückgabe der srrks, wenn er

sich weigert, den beabsichtigten Kauf zu vollziehen; und der Empfänger

muß den Werth derselben doppelt herausgeben , wenn er von scincr

Seile dem Contracte ein Hinderniß in den Weg legt«). Aehnliche

1) Ii. 11. §. 6. v. 6s sctZonibu» emti et vengili. (Ig. 1.)

2) ?r. 1. 6s emtions venäitions. >3. 24.)

3) Vergl. Schräder zu Justiman's Institutionen S. 633.

4) ?r. 1. 3. 24. 1^. 3ö. pr. O. 6« ««»lrskeittlä empüvne. (18. I.)

5) 1,. 8. I>. 6e lege «an,mi»?ur!u. (16. 3.)

6) ?r. I. 3. 24. Ii. 3S. pr. v. 18. >.

7) 1,. 17. O. cke K6« iastruiueaborum. (4. 21.)

S) Ii. 17. 0. 4. 21.

9) Ii. 17. «. 4. 21.
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Grundsätze treten bei der srrk» psot« perkscw clgta ein ; nur mit dem

Unterschiede, daß hier nicht von der Vollziehung eines Contractes, son

dern von der Erfüllung der aus einem bereits abgeschlossenen Eontracte

entstehenden Verbindlichkeiten die Rede sein kann. Somit erklärt es

sich von selbst, warum das ps«wm arrksle als ein Mittel angesehen

worden ist, um den Geber derselben zur Erfüllung seiner Eontracts-

verbindlichkeiten zu zwingen ^). Aus der Hingabe der srrlis entstehen

nur persönliche Verbindlichkeiten, weil man dieselbe als einen Vertrag

ansieht (psctum arrkale) Mithin können die Klagen, die dem

Geber auf Rückgabe der srrna zustehen, auch nur persönliche Klagen

sein. Bei der srrka psvto Impsrkevto rlstä läßt man gewöhnlich die

«vlläivtio »ins osusa eintreten, wenn der unter den Parteien beabsich

tigte Vertrag wirklich erfüllt worden ist^)z bei der arrks psvw per-

Le«t« <1äw kann man zu gleichem Zwecke die Klagen brauchen, welche

aus dem Hauptcontracte entstehen"). Schon der Name «gy«^»,,

zeigt, daß die srrKa ein Institut des ius Fentlui» ist. Namentlich

fand sie schon zeitig bei den Griechen im Kaufe Anwendung ^) z ja

man könnte versucht sein, die römisch-rechtlichen Grundsätze von der srrku

ganz aus dem griechischen Rechte herzuleiten, da sie fast ganz mit einem

bei Stobäus vorkommenden Gesetze des Charondas übereinstimmen.

Heimbach.

^» ist ursprünglich eine römische Kupfermünze, deren Gehalt dem

librse pouäus glicht). Seit dem zweiten punifchen Kriege wurde ihr

Gehalt durch ein 8L. auf das Sechstheil des alten Gewichtes reducirt.

Daher der Ausdruck sextsutsrü ssses (siehe den Art. Geld). Die

Theile des s» sind cleuvx clextsus clocirsn» H, de» H, s«^,-

Kmx ^z, semis ^, czullivuux ^> trieus ^, ^usärsu» ^, »extsus ^,

uuoia ^^). Die uueis zerfällt wieder in semuiivis sivilieus^,

»«xtuls climiciis »extulä svrlpiuluin ^g^^). Außer diesen

Eintheilungen gab es keine besonderen Namen für die Theile des as^).

Nur manche Rechner pflegten mit dem Namen »impllum zu be

zeichnen. Für das römische Recht ist die genaue Kenntniß des ss und

seiner Theile so wichtig, daß Cuias der Meinung war, die Rechtsbe

flissenen sollten das Werkchen des Vowsiu» Klsevisuus 6e ssss aus

wendig lernen, bevor sie zu den Institutionen übergingen. Nach der

Eintheilung des ss werden die Erbeinsetzungen geregelt der Zinsfuß

bestimmt, und die sgrl Uuntati getheilt. Heimbach. .

10) 1^. 6. pr. v. 18. 3. I.. 8. v. ibick.

11) I.. S. 0. 6e äetionibus emti. (4. 49.)

12) I.. 11. K. 6. v. 19. 1.

13) I.. 11. §. 6. v. 19. 1.

14) Stodaeus «erm. 44. eä. Llsisk. tom. II. p. 177.

1) Vsrr« de I,. I,. IIb. V. vd. »s, k'estus 6s verdorum sigiMostloue vb.

ssxtsntsrii usses.

2) Volusii IVlseciä»! äistributio sssis §. 15—26.

3) Ibidem S. 27—33.

4) Ibid. S. 39.

5) I,. 13. §. 1. v. Se Käereäibus inztituonäis. s2S. S.)
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Asylrecht (!u« «gvU) ^) ist das Vorrecht kirchlicher Stätten, ver

möge dessen der dorthin flüchtende Verbrecher der weltlichen Strafge

walt entzogen und unter den Schutz der Kirche gestellt wird. Aus jü

dischen 2) und heidnischen ^) Elementen zugleich hervorgegangen, erscheint

das Asylrecht in den Verfügungen der Kaiser Theodos I., Hono-

rius, Theo dos II., Leo, Justinian als das Mittel, durch wel

ches die Strenge des Schuldrechtes gemildert, der Sclave vor der Härte

des Herrn, der Unschuldige vor ungerechter Verfolgung geschützt wird.

Eine andere Auffassung findet sich dagegen in der kirchlichen Gesetzge

bung. Indem nämlich diese den Beruf der Kirche geltend machte, kraft

dessen sie dem Sünder nicht Strafe und Tod bringen soll, sondern

Buße und Versöhnung, verlieh sie auch dem schuldigen Verbrecher ihren

Schutz, und stellte ihn vor der Strafe (nicht der Privatgenugthuung)

durch die Bestimmung sicher, daß er nicht eher ausgeliefert werden

dürfe, bis der verfolgende Richter ihm Freiheit von jeglicher Leibes- und

Lebensstrafe eidlich gelobt habe^). Eine ahnliche Verfügung enthält

das Decret aus den fränkischen Capitularien^), und diese ist fast wört

lich in die einschlagElde neuere Gesetzgebung übergegangen^). Spätere

päbstliche Verfügnngen haben das Asylrecht im Allgemeinen bestätigt, zu

gleich aber auch die Grenzen desselben bestimmt vorgezeichnet, indem

sie gewissen Verbrechern die Jntercession der Kirche versagten"). Hier

her gehören z. B. diejenigen, welche im Umfange der Kirchenfreiheit

selbst einen Todtfchlag begingen, die Räuber, Mörder, Ketzer, Verfäl

scher apostolischer Briefe u. A. Die bürgerliche Gesetzgebung ließ jedoch

mit der fortschreitenden Entwickelung der Gerechtigkeitspflege zeitig

1) Vergl. über das Asylrecht überhaupt Van Lspen Se ssvl« templ«.

rnm (iur. eccl. univ. tom. IV.), Kiegger Instit. iur. «sn. ?»rs III. p»

619 »c>. Lersröi llomm. in ius eeel. univ. Ven. 1778. tom. IV. p. 83 »H,

Helfrecht, von den Asylen, Hof 1301 u. a.

2) Lx«g. 21. 13., los. 20. 2. sq., 2. ZVKre. 4. S3.

3) I^iv. I. 8., 1's«. Xnnsl. 3. 60., «erv. sö. äsn. 8. 342., 5.. 2. v. Se Ki«

sunt sui vel sl. iur. (1. 6.) I.. 1. S. 1. v. äs «ff. ?. 17. (1. 12.) Ii. 17.

§. 12. 0. Se ssck. »g. (21. 1.) I.. S. v. 6e extr. vrim. (47. 11.) I.. 23. §. 7.

I). äe poen.

4) «. 1. 1'Keog. Se Ki« qui eccl. (9. 4S.) «. 2. «oö. 5u»t. K. t.

(1. 12.) «. 3. 4. 6. e«6., K«v. 17. v. 7., Nov. 27. — Eine Darstellung die

ser Gesetzgebung liefert Riffel, geschichtliche Darstellung des Verhältnisses

zwischen Staat und Kirche, Mainz 1S36. S. 2S0 flg.

5) 0. 4. (Nicol. II.) «. 10. 11. («eis«.) v. 19. («on«. IlerS. 524.) v. 20.

(vone. Vrib. 89S.) «. 3S. (con«. I'ol. XII. 681.) und insbesondere «. 36. (eono.

/Vurel. I. 611.) «. 17. <zu. 4. Nach «. 22. ersteckt sich die Immunität auf ei

nen Umkreis von 30 Schritten, nach o. 36. auch auf das Haus des Bischofes.

Später ist dieselbe auch den Klöstern, frommen Anstalten und Kirchhöfen zu

gestanden worden.

6) o. 9. e. 17. qu. 4.

7) 0. 6. X. «ls immun, sccl. (3. 49.) (^. 1200.) Anstatt der Worte: est

»Iis« legitime punienäu», lesen die Regesten (3. 5.): est »Iis» Ie>

ßitime vomponendum.

8) Vergl. Kisker I. °. p. 634.

9) Vgl. z. B. über Frankreich Kiegxzsr I. e. p. 639. not.



schon weitere Beschrankungen eines Rechtes eintreten ^), das allerdings

von hoher Bedeutung war, als es galt die Begriffe von Recht und

Gewalt, Strafe und Rache zu sondern, und der rohen Willkür gegen

über die Gebote christlicher Liebe zum Schutze der Mühseligen und Be-

ladenen geltend zu machen 2°). Jetzt kann das Asylrecht nirgends in

den teutschen Landern mehr als praktisch betrachtet werden (wenn schon

der weltliche Richter jede Störung des Gottesdienstes bei Verfolgung

des flüchtigen Verbrechers möglichst zu vermeiden verbunden ist)"), und

einzelne Landesgesetzgebungen ^) haben sogar, um verjährten Anmaßun

gen im Voraus entgegenzutreten, dieß ausdrücklich ausgesprochen.

Richtcr.

^uSitori«,» heißt in der Kunstsprache der römischen Juristen

der Gerichtssaal einer Magistratsperson, z. B. des Prätor oder des

pi-gei'evtu» prsewri« 1). Dieß deßhalb, weil man suäir« vom Ma

gistrate sagt, welcher den Vortag der streitenden Parteien anhört. Daher

der Ausdruck snäitorlui» revipere, welcher von dem gebraucht wird, welcher

sich verbindlich macht als »rditer eine streitige Sache zu entscheiden^).

— Auch dem Kaiser wird ein suäitorir»» zugeschrieben, welches xar'

^o^'v sscrum su6it«r1um 2) helßt^ weil man Alles, was auf die Per

son des Kaifers Bezug hat, in den spateren Zeiten mit dem Beinamen

sä «er zu bezeichnen pflegte. Daß in demselben nur streitige Rechts

sachen verhandelt wurden, scheint aus den Quellenzeugnissen nicht un

deutlich hervorzugehen 4); namentlich wird die Entscheidung der Appel

lationen als Gegenstand der Verhandlungen in demselben bezeichnet^).

Der Kaiser hatte, wenn er im snillwrium Rechtssachen entschied, die

höchsten Staatsbeamten zu Beisitzern die Parteien erschienen in ei

ner besonders förmlichen Kleidung ?); und die Verhandlungen wurden

mit bestimmten, feierlichen Worten eingeleitet und beschlossen ^). Manche

Rechtsgelehrte, wie z. B. Haubold ^) unterscheiden zwischen vonsisw-

rium prinvipi» und »svruin suäitorium. Unter jenem Ausdrucke ver

stehen sie den engeren Ausschuß des kaiserlichen Ruthes, in welchem

10) Vgl. Raum er, Geschichte der Hohenstaufen, VI. 184.

11) Vgl. Eichhorn, St.-R. II. S. 802.

12) Z. B. kön. sächs. Wand. v. 19. Febr. 1827.

1) Ii. S. v. 6s «ss. sSsessor. (l. 22.) I.. 4«. v. «'s rebus «reckt!».

(12. 1.) Vergl. Lurtiu!, k(«»srl»v IIb. II. csp. 43. in tke». Ottoni« tom.

V. p. 182. und Uaubolö! äs vonsistvrio principum Komemorillii 6is«. I.

cap. 1. S. 2. in opus«. s<I. WencK tom. I. p. 196.

2) I,. 18. S. 1. u. 2. 0. <Ze minoribu» XXV. snn«. (4. 4.) I.. 22.

pr. v. »ck «O. Irebellisnum. (36. 1.) Vgl. Haubold a. a. O. S. 197.

5) Auch umgekehrt sudltorium «sorum beim Scholiasten zu Julians No

vellenauszug const. 17. e. 63.

4) Vgl. Haubold a. a. O. S. 235—237.

6) LvmmscK. epistol. VIII. 17.

6) I>. 37. l). gs sppellstionibu». (7. 62.) Nov. 23. «sp. 2.

7) S. d. Scholiasten zu Julians Novellenauszug «onst. 17. v. 63.

8) Vgl. die zuletzt angeführte Stelle des Scholiasten.

9) A. a. O. Cap. UI. §. 1. S. 230—232.
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man nur Regierungsangelegenheiten und Verwoltungssachen verhandelt

habe; unter diesem das große kaiserliche Gericht, in welchem nur

Justizsachen, namentlich Appellationen verhandelt worden seien, und in

dem auch die Mitglieder des Eonsistoriums als Beisitzer Theil ge

nommen hätten. Diese Ansicht beruht indeß auf einer für die späteren

Kaiserzeiten schwerlich zu behauptenden Trennung der Justiz- und Ad

ministrativsachen, und hat auch mehrere Quellenzeugnisse gegen sich,

in denen der kaiserliche für die Entscheidung der Appellationen be-

stimmte Gerichtshof kurzweg e«v«i»t«riui» genannt ^^), und zur Ab

wechselung auch mit suäitorlui» bezeichnet wird"). Richtiger scheint

die Meinung Bethmann-Hollweg's^) zu sein, welcher zwischen

»uclitoriui» und vonsistoiium nicht unterscheidet, und annimmt, daß

mit beiden Ausdrücken dieselbe Sache bezeichnet worden sei. Freilich

mit der Beschränkung, daß der Ausdruck uuclitoriuin dem kaiserlichen

Rothe nur insofern beigelegt werden konnte, als in demselben streitige

Rechtssachen verhandelt wurden, -— eine Beschränkung , welche schon

durch den oben erläuterten Sprachgebrauch nothwendig wird.

Helmbach.

Aufgebot. Die fränkischen Capitularien enthalten zuerst die

Bestimmung, daß vor der priesterlichen Einsegnung der Ehe eine öf

fentliche Erforschung der obwaltenden Ehehindernisse durch den Priester

und die Gemeinde stattfinden solle ^). Hieraus ist das sogenannte

Aufgebot (provlsinsiio s. cleiluuoistio instrli»«uii, Ksnuum »up-

üsle), d. i. die Verkündigung der abzuschließenden Ehe vor versam

melter Gemeinde, entstanden, welche nach den an die Grundsätze von

der Vorladung im Eivilprozesse sich anschließenden Rechtsquellen des

13. und 14. Jahrhunderts zu dreien Malens geschehen sollte. Zum

allgemeinen Ersorderniß der Eheschließung auf der vierten allgemeinen

Kirchcnversammlung von Lateran (1215) erhoben^), ist eS erst durch

10) 1.. 37. O. 7. 62., Kov. 5ust!n. 23. esp. 2.

11) Nov. 23. cup. 3. Vgl. B e t h m 0 n n -H o llweg, Handbuch des

Civilprozesses Th. I. S. IIS—117.

12) A. a. O. S. IIS—117.

1) Osp. Osrol. N. ^quisgr. 802.) e. 35. bei ?ert« Uoimm. lies.

I. 9S. Osp. reg. fr. VII. 179.

2) Vergl. Oonst. svn. vgoni, SP. ?sris. «. 7. «. II. vonc. 1,ong.

O. 1200.) bei Man»! Ooneil. XXII. 679. 719. — Eine an den Bischof

von Beauvais gerichtete Decretale Jnnocenz III. v. I. 1212. («. 27. X.

6« »von». 4. 1. v. 6. <zui vistr. »ec. 4. 18.), erwähnt das Aufgebot als Ge

wohnheit der franz. Kirche, (dsnni» ... in evclesii» »evuncluin «onsu«.

tuäinem ecclesis.« <Zs.Ilios.ns« eöitis.)

3) ci. 3. X. 6s elsnck. öesp. (4. 3.) — Eine genaue Nachweisung über

die Gestaltung des ganzen Institutes im 13. Jahrh. geben die ?rse«epts. des

(1236 gewühlten) ?etru» äs 0 oll smeäio Bischofes von Rouen bei

?ommersve Kotonisg. evel. «oneilis, Kotom. 1677. 4. p. 237. Nach

wörtlicher Wiederholung des angeführten Canons der 4. Synode vom Late

ran bestimmen sie : Volumu« »utein et prsecivimu», quvS terminu» prsets-

xstu» tsutmo «ontinest tsmzioris intervsllmu, quo6 in »s Ksdest tres ckis»
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die Schlüsse der Synode von Trient^) in der folgenden Weise gere

gelt worden. Nach ihnen soll 1) eine dreimalige Verkündigung

der verabredeten Ehe durch den prorirlus «outrskentlnm psrooku»

stattfinden, mithin, wenn die Verlobten verschiedenen Parochieen ange

hören, durch die Pfarrer der einen und der anderen. Dasselbe tritt

dann ein , wenn einer der Verlobten in verschiedenen Parochieen festen

Wohnsitz hat, da sich die Parochieeneigenschaft nach dem Domicil rich

tet. Verlobte ohne Domicil und also auch ohne Parochie, z. B. Va

gabunden, werden in der Regel gar nicht aufgeboten werden dürfen^).

2) Die Proklamation soll: tribus «ontiuui» cüebus testivis, also an

drei (wiewohl nicht unmittelbar) auf einander folgenden Sonn - und

Festtagen ^), und 3) ir> eLvIesis inter inisssrum «oleunls publive ge

schehen, wahrend des Gottesdienstes (in der Regel nach der Predigt)

unter vollständiger Bezeichnung der Namen der Verlobten, sowie jener

der beiderseitigen Eltern. 4) Wenn gegründeter Verdacht obwaltet, daß

die Ehe ohne genügende Ursache böswillig verhindert werden solle, kann

von dem Ordinarius (d. i. dem Bischöfe, oder für Kiefen vom Gene-

ralvicar) entweder Dispens gegeben, oder gestattet werden, daß die Ehe

in der kirchlichen Form abgeschlossen, und dann erst vor der Eonsuma-

tion das Aufgebot vollzogen werde. Diese Satze (wiewohl mit Aus

nahme der letzteren, nicht praktisch gewordenen) bilden im Ganzen jetzt

noch das in der katholischen Kirche geltende Recht, wahrend die

weitere Entwickelung überall auf besonderen Rechtsnormen beruht.

Dieß ist z. B. der Fall mit der Bestimmung, wo das Aufgebot er

folgen müsse ^), wenn die Verlobten ihren Wohnort für immer oder

nur um vorübergehender Zwecke willen wechselten; ferner, wie lange

die Kraft des Aufgebotes dauere, oder m. a. W., ob und wenn das

selbe zu wiederholen sei, sobald die Ehe nicht sofort nach vollende

ter Proclamation geschlossen wurde ^); endlich mit den Bedingungen

«lomlnlcos vel ke5tivos «ompstenter öistsntes, in qmdus <zu»»i tribu»

«Äictis per<zu!r»t »scergo» a populo «ub poen» exeommunicstionis öe le-

gitimgtivne spon«! et sponsse, <jui 6ebent conjungi; videlicet, utrum inter

«os sit «onssuguinitäs, »stinitü», >lisp«r «ultus, publioss Koneststi» iustiti»,

Votum solemne, coset!«, error personss et error «onckitioriis , minor »et»»,

öelioti enormitss, «ompsternitss, <zus« tsntum quinque exclu>lit persans«,

rompätrem et rommstrem, tiüolum et ülioläm, krstrem et sororem Spiritus-

lern, ei Kliiim vel tilism ss«er<iot!s, cum Kis, ^uo» ins« bspti?»vit sseerüo»»

4) llsp. 1 . «es». XXIV. cle rek. instr.

5) Osp. 7. ibiä.

6) Obftrvanzmäßig hin und wieder auch an Wochentagen, an denen ein

zahlreich besuchter Gottesdienst stattfindet, vergl. Stapf, Pastoralunterricht

über die Ehe, S. 12.

7) In Oesterreich findet z. B., wenn die Verlobten an Orte, wo die

Trauung geschehen soll, noch nicht sechs Wochen wohnhaft sind, das Aufge

bot in dem Pfarrsprengel statt, wo sie früher länger als sechs Wochen ge

wohnt haben. Allgem. bürg. Gesetzb. 72. He Isert, geistl. Geschäfts-

ftvl, Prag 1837. S. 186.

8) Nach dem Kit. liom. (L<I. I'arsscon. 1820. p. 19S): »i ver« inkr»

üuo» menses post tscts» «leuuncistionss mstrimonlum n«n «ontrskstur , cks»
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und Formen des Aufgebotes gemischter Ehen, von denen in einem be

sonderen Artikel im Zusammenhange zu handeln sein wird. Zuletzt

hat auch die Bestimmung über das Dispensrecht häufig unter dem Ein

flüsse der geltend gewordenen Grundansichten von der Natur der Ehe

nicht selten manche Aenderung erlitten; und namentlich ist da, wo das

bürgerliche Element der Ehe mehr in den Vordergrund getreten, das

Dispensrecht auf die weltlichen Behörden übertragen worden, wie dieß

z. B. in Oesterreich") geschehen ist. Dagegen sind als gemeinsame noch die

folgenden Sätze hervorzuheben : s) die Unterlassung des Aufgebotes be

wirkt an und für sich, und sobald nicht ein trennendes Hinderniß später

hervortritt, nicht die Ungiltigkeit der Ehe^), vielmehr tritt nur angemes

sene Bestrafung des Pfarrers (dreijährige Suspension nach dem ge

meinen Rechte) und der Verlobten ein, in welcher letzteren Beziehung

an die Stelle der von der Synode vom Lateran angedrohten Bußen

jetzt nicht selten eine Geldstrafe zu treten pflegt, b) Nach geschehenem

Aufgebote und vollzogener Trauung gehen alle solche Einsprüche ver

loren, in denen Jemand ein von ihm durch früheres Verlöbniß erwor

benes Recht geltend zu machen berechtigt gewesen wäre, o) Der Geist

liche, welcher von der Existenz eines Ehehindernisses im Beichtstuhle

oder sonst auf zuverlässigem Wege Kunde erlangt hat, darf vor der

Erledigung überhaupt nicht zum Aufgebote verschreiten, cl) Vor Er-

theilung der Dispens ist von der Behörde sorgfältige Untersuchung zu

veranstalten, und da, wo diese nicht genügende Sicherheit gewährt, von

den Verlobten der Jntegritötseid (iursmeuturn integriwti» s. cls statu

Uber«) zu fordern").

Die Gesetzgebungen evangelischer^) Länder stimmen im Allge

meinen mit den vorstehenden Sätzen, so weit sie den Ort und die Zeit

»nnvistwnes repetdritur, nisi silier vpiseop« viöestur. — In Oesterreich

ist das Aufgebot zu wiederholen, wenn sechs Monate von der letzten Verkün

digung an verstrichen sind. Allg. bürg. Gesetzb. K. 73, und Helfe rt a. o.

O. ; in Preußen nach Ablauf von 6 Wochen, nach Verordn. v. 14. Febr.

1304. Borck, Handbuch über die kirchliche— Gesetzgebung, Kbnigsb. 1831.

S. 423.

9) Nach Hofdecr. v. S. Juli 1783, Z5. Nov. 1786, und H eifert a.a.

O. S. 137, ist die Dispens in der Hauptstadt bei der Landesstelle, auf dem

Lande bei dem betr. Kreisamte zu suchen.

10) Nach dem in Oesterr. allg. b. G. Z. 69, ist das Aufgebot zur Wil

ligkeit der Eye unbedingt erforderlich; doch macht ein in der Form oder Zahl

der Aufgebote untergelaufener Mangel die Ehe nicht ungiltig, §. 74.

11) Die Form dieses überall üblichen (im gemeinen Rechte nicht vorge

schriebenen) Eides nach bsterr. K.-R. bei H eifert a. a. O. S. 184.

12) Vergl. für Preußen allg. L.-R. II. 1. 138. flg. Borck o.a. O.

S. 419, und Fürstenthal, Sammlung aller das Kirchen- und Schulwesen

betr. Gesetze, Coeslin 1833. «. v. Aufgebot. — Für Bayern, Wür-

temberg, Baden die bei Müller, Lexikon des K.-R. s. v. Aufgebot

angeführten Gesetze. — Für das K.-R. Sachsen: Weber, softem. Darstell.

11. 1. 173 flg.

so
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des Aufgebotes, sowie d!e Folgen der unterlassenen Proklamation^), den

Verlust der Einsprüche, die Unterlassung des Aufgebotes bei bereits zur

Kenntniß des Pfarrers gekommenen Ehehindernissen, endlich den Jn-

tegritätseid betreffen, vollkommen überein. Das Dispensrecht^) wird nach

Einigen von den Consistorien, nach Anderen von den unmittelbar mit

Verwaltung der sogenannten iura rsgervsta beauftragten Stellen, nach

Anderen endlich da, wo sämmtliche Proklamationen erlassen werden sol

len, von dem Regenten selbst ausgeübt. Richter.

Aufruhr, Aufstand, Auflauf (seZirio, wmulws, turbs),

Widersetzlichkeit gegen die Obrigkeit, Unbotmaßigkeit. Der

bloße Ungehorsam gegen befugt gegebene obrigkeitliche Befehle (Unbot

maßigkeit) ist genau zu unterscheiden von der Widersetzlichkeit

gegen die Obrigkeit und von dem höheren Grade derselben, dem Auf

ruhr. Die bloße Nichtbefolgung obrigkeitlicher Verfügungen zieht nur

Ordnungsstrafen nach sich, welche die betreffende Behörde innerhalb der

zur Aufrechthaltung ihres amtlichen Ansehens und zur Wahrung ihrer

amtlichen Wirksamkeit ihr eingeräumten besonderen Strafcompetenz er

kennen kann, und die gewöhnlich in Geldbuße oder geringer Gefäng-

nißstrafe bestehen^). Eine Ausnahme macht die UnbotmZßigkeit in

Dienstverhältnissen überhaupt, welche mit Zurücksetzung, Suspension

oder Entlassung bestraft werden kann, und insbesondere die Unbot-

mäßigkeit in militärischen Dienstverhältnissen, die Insubordi

nation, welche schon das gemeine Recht wegen der großen Gefahr,

die sie für die ganze militärische Zucht und Ordnung erzeugen muß,

als ein besonderes schwer verpöntes Verbrechen hervorhebt. Namentlich

bestraft das römische Recht Insubordination gegen die höheren militä

rischen Vorgefetzten, besonders wenn sie während des Krieges begangen

wurde, in der Reget mit dem Tode^), und die teutschen particulären

militärischen Strafgesetze zeichnen auch mit Recht dieses Verbrechen durch

besondere schwere Strafen aus.

Zu den schwereren gemeinen Verbrechen dagegen gehört die Wi

dersetzlichkeit gegen die Obrigkeit (sogenannte resistentis quse

Kr inaZistrstui). Dieselbe besteht in der Verödung einer Gewaltthä-

13) Nach dem pr. allg. L.-R. a. a. O. Z. 156 fällt jedoch die Strafe

hinweg , wenn z. B. wegen plötzlicher Todesgefahr das Aufgebot nicht be

wirkt werden konnte.

14) In Preußen ertheilen z. B. die Dispens vom dritten Aufgebote

die Regierungen, vom zweiten und dritten das geistl. Ministerium (resp. die

Oberprüsidenten), vom Aufgebote überhaupt der König. — Hin und wieder

hat sich auch die Befreiung vom Aufgebote als Vorrecht des alten (landtags

fähigen) Adels erhalten, wie z. B. im Königr. Sachsen (vgl. z. B. Man

dat v. 19. Febr. 1827. z. 46. bei Dro ste-Hülshoff, Grunds, des K.-R.

Bd. I. Anh. XI).

1) Ii. un. v. si quis ins 6iceitti. (2. 3.) Grolman, Grundsätze der

Eriminalrechtswissenschaft Z. 35S.

2) l>. 3. S. IS. 6. §. 2. 0. cks re milit. (49. 16.) Feuerbach,

Lehrb. des peinl. Rechtes Z. 4S0.
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tigkeit, se! es durch Anwendung körperlicher Kräfte, oder durch Bedro

hung mit solcher, gegen die Obrigkeit, um sie zu einem Thun, Dulden

oder Unterlassen in amtlichen Verhältnissen zu zwingen.

Diese Widersetzlichkeit bildet nach gemeinem Rechte einen Fall des

«rime» vis rmblivse (s. d. Art. «rimeu vi»), und ist daher ganz nach

den bei der vis publivs geltenden Grundsätzen zu bestrafen. Die mei

sten teutschen Particularrechte aber heben sie als ein eigenthümliches

Verbrechen besonders heraus. Die Strafe des crimen vis publica«

und somit auch die gemeinrechtliche Strafe der Widersetzlichkeit gegen

die Obrigkeit ist nach der teutschen Praxis (s. d. Art. über erimei,

vis) eine dem Ermessen des Richters überlassene. Ein eigenthümlicher

Strafminderungsgrund bei der Anwendung der Strafe des erimeu vis

auf die Widersetzlichkeit gegen die Obrigkeit Ist es, wenn die obrigkeit

liche Behörde selbst durch unangemessenes Benehmen zu Widersetzlich

keit Veranlassung gab. Wenn übrigens die Obrigkeit nach klaren Ge

setzen ihre Befugnisse offenbar überfchreitet und nicht blos materiell,

sondern auch formell unbefugt handelt, und derjenige, gegen den sie

auf diese Weise einschreiten will, durch den Schutz einer höheren Be

hörde die Gewalt nicht von sich abwenden kann, so ist bei ihm das

Recht zur Nothwehr begründet, und er begeht dann, wenn er nur die

Grenzen der Nothwehr gehörig einhält, durch gewaltsamen Widerstand

kein Verbrechen 2). Die Widersetzlichkeit gegen die Obrigkeit wird be

sonders gefährlich für die öffentliche Ordnung, Ruhe und Sicherheit

und für das nöthige ungetrübte Ansehen der obrigkeitlichen Gewalt, wenn

sie von einer zu diesem Zwecke zusammengerotteten Menge ausgeht,

welcher die Obrigkeit durch die ihr zu Gebote stehenden ordentlichen

Zwangskräfte gehörigen Widerstand entgegenzusetzen nicht im Stande

ist. Diesen Fall zeichnen daher auch die meisten teutschen Particular

rechte, und zeichnet schon das gemeine Recht unter dem Namen Auf

ruhr oder Aufstand als ein befonders strafbares Verbrechen aus^).

Was das gemeine Recht betrifft, so muß man hier das römische

Recht unterscheiden von dem teutschen.

I. Das römische Recht erwähnt der seäiti«, des tumul-

rus und der tuiriultuosi et seclitiosi vlsmores theils als

Fälle des vriineu uiszeststis, theils als Fälle des «rirneu vis, theils

als besondere Verbrechen °). Es äußert sich aber sehr ungenau und

3) I.. 20. v. iuri«6. (2. 1.) I.. 6. O. 6s iure «sei. (10. 1.) Grol-

man a. o. O. §. 368. Neues Archiv des Criminalrechtes, Bd. III. S. 28Z

flg. Jarcke, des Strafrechtes, Bd. 2. S. 209 flg. Martin, Lehrb. des

Criminalr. 2. Aufl. §. 239 a. E., und vorzüglich Rod. Wohl, das Staats«

recht des Königreiches Würtemberg, Bd. I. S. 280—28S, 291 flg.

4) E. Henke/ Beiträge zur Lehre vom Verbrechen des Aufruhrs, im

neuen Archive des Criminalr. Bd. II. S. S41—S67. C. G. Wächter, Be

griff und Thatbestand des Verbrechens des Aufruhrs nach gemeinem Rechte;

ebendaselbst, neue Folge, Jahrg. I83S. S. 469—492, die frühere Literatur s.

in Wächters Lehrbuch des Strafrechtcs Bd. II. S. 6S, 66.

6) Die Quellenstellen sind angeführt bei Henke a. a. O. S. 648 flg.,

und in Wächters Lehrbuch S. 68—70.
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unbestimmt über die Hieher gehörigen verbrecherischen Handlungen. Das

Wahrscheinlichste ist, daß es unter ss<lltio nicht blos beabsichtigte Ge-

waltthätigkeiten gegen die Obrigkeit durch Zusammenrottung einer Men

schenmenge, sei es zu hochvcrrätherischem Zwecke oder um sonst in einer

.amtlichen Beziehung die Obrigkeit zu Etwas zu zwingen, sondern auch

— wie auch unter wmultus — andere Störungen der öffentlichen

Ruhe und Ordnung durch Zusammenrottung der Bürger zum Zwecke

gegen einander zu verübender Gewaltthaten versteht °). Die Strafe

war nach der Verschiedenheit der Fälle eine verschiedene; bei hochver-

rätherischem Aufrühre die Strafe des erimeu ms^eststis, bei anderen

beabsichtigten Gewaltlhatigkeitcn die Strafe des orlme» vis. Beson

ders aber spricht noch das römische Recht von der Strafe der An

stifter einer seclitio oder eines wmultus, und bestimmt für diese ganz

allgemeine als Strafe jedenfalls, wenn sie zu den höchsten Rangclassen

gehören, Deportation (die Strafe der vis rmblivs), in anderen Fallen

qualiflcirte Todesstrafe O 33. §. 2. 0. äe poeu. (48. 19.)) Außerdem

setzt noch das römische Recht in einigen, höchst unbestimmt sich äu

ßernden, Verordnungen für tumultuosi «Ismoies, turbulent»« »«eis-

inationes et «oiivlamätloliss u. dgl. verschiedene Strafen fest I>. 2. <?»

cle ««Miosis (9. 30.) 1^. 5. L. <1e Iiis Hui scl «eeles. (1. 12.) I,. 28.

§. 3. 0. <Ze zioenis. (48. 19.)

Die turbs dagegen bezeichnete an sich gar nicht ein Verbrechen,

sondern blos ein öffentliches ungeordnetes Zusammenlaufen einer Men-

menge (man könnte sie am besten durch Auflauf übersetzen). Keines

wegs gehörte aber, wie Manche glauben, zur wrKa, daß die Zusam

menlaufenden dm Zweck hatten, gemeinschaftlich Ungebührnisse zu verü

ben, indem auch, wenn aus ganz zufälligen Veranlassungen eine Men

schenmenge sich auf der Straße zusammenrottet, eine wrba vorhan

den ist?).

Zu einer solchen tuchs forderte man, daß wenigstens 10—15

Menschen zusammengelaufen seien"), und die turba selbst hatte straf

rechtlich zunächst blos die Beziehung, daß wenn Jemand eine solche

turKa benutzte, um in der dadurch entstandenen Verwirrung Anderen

Schaden zuzufügen, dieser Umstand bei dem Vergehen, das er verübte,

als strafechöhendcs Moment in Betracht kam ^).

II. Die deutschen Quellen des gemeinen Rechtes, welche von

dem Verbrechen des Aufruhrs oder der Empörung oder deS

Aufstandes (Ausdrücke, die sie als 'gleichbedeutend nehmen) han

deln, sind besonders die Reichsabschiede von Augsburg vom I. 1526

6) Vergl. Henke a. a. O. S. 648 flg. Wächters Lehrbuch Bd. 2.

S. 69. Heffter, Lehrb. des Criminalrechtes ?. 218. Note 2. Z. 343. fer>

ner Jul. Weiske, Hochverrath und Majestätsverbrechen, das cr. «isjestätls

der Römer, Leipzig 1836. S. 1«Z flg

7) I.. 4. S. 1—6. 0. Ss vi bonorum rspt. (43. 8.)

L) Die I,. 4. S. 3. v. I. o. fordert zur turbs: <Iecem sut <zu!n6ec!m Ko-

miiios, weil die turbs sei mii!titu<linis Koiuinum turbsti« et c«etus.

9) l.. 4. §. 6. u. 7. §. 13. 14. v. sog.
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§. 4, und vom I. 1S30 §. 70, der von Speyer vom I. 1526 §. 1,

8, der Reichsschluß vom 14. September 1731 §. 5, und besonders

die peinliche Gerichtsordnung Carls V. Art. 127. Aus diesen Quellen

ergibt sich , daß nach ihnen Aufruhr , Empörung oder Aufstand eine,

sei es in hochverrätherischer oder in anderer widerrechtlicher Absicht, von

einer zu diesem Zwecke öffentlich zusammengerotteten Menge gegen die

Obrigkeit als solche verübte Gewaltthätigkeit ist. Schließen wir von

diesem , Aufrühre den Fall aus, in welchem die Gewaltthätigkeit mit

hochverrätherischer Absicht begangen wird, indem das Nähere über den

selben beim Hochverrathe vorkommen muß ^"), so gehört zum Thatbe-

stände des Verbrechens des nicht Hochverratherischen Aufruhres Fol

gendes.

1) Es ist zum Aufrühre erforderlich eine öffentliche Beeret»

nigung oder Zusammenrottung einer Menge von Unterthanen

Gewöhnlich verlangt man wenigstens 10 (erwachsene) Personen, und

dieß läßt sich insofern rechtfertigen, als das römische Recht zu einer

unilriwÄ« Koulinui» zum wenigsten 10 Personen fordert (s. oben Note

8). Werden daher die nachstehend angegebenen Handlungen von we

niger als zehn Personen verübt, so ist die That kein Aufruhr , fon

dern einfache Widersetzlichkeit gegen die Obrigkeit. Dagegen darf man

aus jener Bestinimuung des römischen Rechtes keineswegs Kerleiten,

daß immer schon bei einer Vereinigung von wenigstens 10 Personen

Aufruhr vorhanden sei. Denn es können z. B. wie v. Kamtz rich

tig bemerkt, zehn Menschen nicht in ejner mit mehreren hunderttau

send Menschen bevölkerten Stadt, wohl aber in einem kleinen Dorfe

einen Aufruhr erregen, und es kommt hier eben darauf an, ob die aus

der Zahl der zusammen gerotteten Menschen sich ergebende Kraft und

Gewalt so groß ist, daß die der Obrigkeit zu Gebote stehenden or

dentlichen Zwangskräfte nicht hinreichenden Widerstand zu leisten ver»

mögen

2) Die versammelte Menge muß die Absicht haben in öffentlicher

Vereinigung Zwang gegen die Obrigkeit als solche auszuü

ben"). Glcichgiltig ist es, ob die Gewalt zunächst gegen den Lan-

10) Es ist übrigens unter den Criminalisten bestritten, ob die teutsckcn

gemeinrechtlichen Quellen und namentlich die Carolina unter dem Aufrühre

auch den Fall begreifen, wenn die zusammengerottctc Menge in hochver

rätherischer Absicht Gewaltthätigkeit gegen die Obrigkeit verübte. Nähe

res hierüber siehe im neuen Archive des Criminalrechtes Jahrg. 1835. S. 476,

477, und bei den dort Angeführten.

11) Die Beweise siehe im neuen Archive des Criminalrechtes im Jahrg.

1833. S. 474 flg., ferner bei Henke, Handb. Bd. III. S. 224. Jarcke,

Handb. Bd. II. S. 191.

12) So bestimmen die Frage die Motive zum baver'schen Entwürfe eines

Strafgesetzbuch vom I. 1827. S. 104, die Natur der Sache ist ganz hierfür,

und da die Carolina im Allgemeinen blos von Aufruhr des Volkes spricht, so

haben wir die nähere Bestimmung, aus der Natur der vorliegenden Verhält-,

nisse zu schöpfen.

13) Dieß verlangt die Carolina ausdrücklich, und weicht dadurch wesent

lich von dem ab, was die Römer unter »uüiri,« verstanden. Es ist daher
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desHerrn (jedoch nicht in majestatsverbrecherischer Absicht), oder gegen

höhere oder niedere Beamte oder von den Beamten abgeordnete Diener

gerichtet ist. Nur muß sie der Obrigkeit als solche, somit die öf

fentlichen und amtlichen Functionen derselben betreffen, und es bestehen

daher die äußeren Handlungen, durch welche Aufruhr begangen wer

den kann , darin , daß entweder der Obrigkeit in der Ausführung ihrer

Befehle Widerstand geleistet, oder sie gezwungen wird oder werden soll,

eine Anordnung zu erlassen oder zurückzunehmen, oder einer gegen sie

gerichteten Gewalt irgend Etwas in ihrer Eigenschaft als Obrigkeit zu

zugeben, oder durch welche sie überhaupt in irgend einem Zweige ihrer

obrigkeitlichen Thatigkeit zur Nachgibigkeit gegen die Forderungen der

vereinten Menge genöthigt wird oder werden soll^).

3) Was die Vollendung des Verbrechens des Aufruhrs be

trifft, so nehmen beinahe alle Criminalisten an (und die gleiche Ansicht

ging auch in die meisten neuen Strafgesetze über), daß der Aufruhr

schon dann confumirt sei, sobald die zusammengerottete Menge ihre

aufrührerische Absicht auf eine unzweideutige Weife, sei es auch nur

durch Geschrei u. dgl., an den Tag gelegt hat. Allein es laßt

sich dieß nach gemeinem Rechte nicht begründen. Der Aufruhr ist ein

(ausgezeichneter) Fall des Verbrechens der Gewaltthätigkeit. Das Ver

brechen der Gewaltthätigkeit ist aber erst dann consumirt, wenn für

den Bedrohten ein Sustand des Zwanges aus der Handlung des

Thäters eingetreten, jener also zu einem Thun, Dulden oder Unterlassen

wirklich gewungen worden ist, sollte auch gerade der Erfolg nicht er

reicht worden sein, den der Verbrecher als Endzweck sich vorgesetzt hatte.

Dasselbe muß man daher auch zur Eonsumation des Verbrechens des

Aufruhrs fordern, und es ist somit dieses Verbrechen erst dann nach

gemeinem Rechte consumirt, wenn durch die Handlung der Menge für

die Obrigkeit ein Austand des Zwanges, sei es auch nur vorübergehend,

eingetreten ist, wenn also entweder:

kein Aufruhr, wenn eine große Menge sich zusammenrottet, nicht um gegen

die Obrigkeit einen Zwang auszuüben, sondern um Privatpersonen Ge

walt anzuthun, fremdes Eigenthum zu zerstören und dergl., sollte sie gleich in

einer Stimmung sein, bei welcher sie, falls die Obrigkeit zum Schutze des

Bedrohten einschreiten würde, sich zum Widerstande gegen dieselbe verleiten

lassen könnte. Hiermit, daß die That direct gegen die Obrigkeit gerichtet sein

müsse, wenn sie Aufruhr sein soll, stimmen mit Recht auch die meisten neue

sten Particulargesetze und Gesetzentwürfe Sberein. Nur das sächsische (in

einem Mandate vom 18. Jan. 1791 und auch der neueste sächsische Entwurf

eines Criminalgesetzbuches vom 1. 18ZS Art. 110) weicht hiervon aus eine, le

gislativ nicht zu billigende, Weise ab.

14) Den näheren Beweis hiervon und die genauere Erläuterung der Fälle,

in welchen Aufruhr vorhanden und nicht vorhanden ist, siehe in der angeführ

ten Abhandlung von Wächter im neuen Archiv d. Cr.-R. Jahrg. 1835. S.

476—436. Ueber aufrührerische Schriften s. bes. Stüve, ü«r Aufruhr unt

aufrühr. Schriften, Braunschw. 17S5. S. 43—L5. Henke im neuen Arch.

d. Cr. -R. Bd. II. S. 361—3S7.
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s) die Menge wirkliche physische Gewalt gegen obrigkeitliche Or

gane verübte; oder wenn

K) sie die Obrigkeit durch Drohungen zu einer Handlung oder

Unterlassung genöthigt hat, z. B. durch Drohungen einen Beamten so

einschüchtert, daß er für den Augestblick von der Ausführung eines Be

fehles absteht, oder sich vom Platze entfernen muß; oder

«) wenn die Menge die Obrigkeit direct bedroht, und in ihrer

Widersetzung gegen die ihr nun zugekommmenen Befehle der Obrigkeit

beharrt, z. B. auf die Aufforderung, auseinander zu gehen, nicht aus

einander geht, sondern auf ihrem Beginnen beharrt. Denn dadurch

ist die Obrigkeit schon zu einem Dulden gezwungen worden, wenn es

gleich ihr nachher gelingen sollte, die Menge zu zerstreuen. Es ist da

her der Aufruhr noch nicht vollendet, wenn die Menge ihre Absicht

des Widerstandes, sei es durch Geschrei u. dgl. oder durch noch so ge

fährliche Drohungen erst zu erkennen gegeben hat. Schreitet nun die

Obrigkeit ein, und geht auf ihre Befehle die Menge auseinander, so

kann blos die Strafe des Versuches eintreten, und wartet die Menge

nicht einmal das Einschreiten und die Befehle der Obrigkeit ab, son

dern steht freiwillig von jenem ihrem Beginnen wieder ab, so müßte

— ein Punct, wegen dessen die Frage über die Consumation von be

sonderer Wichtigkeit ist — wegen freiwilligen Zurücktretens vom Ver

suche Straflosigkeit eintreten, falls nicht die Handlung ein anderes con-

sumirtes Vergehen, z. B. Injurien gegen die Obrigkeit, polizeiwidrige

Störung der öffentlichen Ruhe zc., enthält^). Was die Strafe des

Aufruhrs betrifft, so spricht die Carolina blos von der Strafe der An

stifter, und setzt für diefe eine blos relativ bestimmte Strafe fest, die

von Fustipation und Landes- oder Ortsverweisung solle steigen können

bis zur Schwertstrafe. Von der Strafe der übrigen Theilnehmer aber

sprechen andere Reichsgesetze; namentlich setzt der Reichsschluß von

1751 ß, 5 fest, daß sie mit Gefangniß, Zuchthaus, Festung oder Ga«

leeren, auch nach Beschaffenheit der Umstände und hochgetriebener Re

nitenz und wirklich verursachten Schadens, am Leben gestraft werden

sollen. Die teutsche Praxis behandelt die Strafe durchaus als arbiträr,

und nimmt bei der Ausmessung derselben besonders Rücksicht auf die

größere oder geringexe Thätigkeit des Einzelnen , auf die Gefährlichkeit

des Aufruhrs, auf den Grad der zugefügten Gewalt, darauf, ob die

Einzelnen im Affecte, in Trunkenheit oder durch ein ungebührliches Be

tragen der Obrigkeit sich zum Aufrühre hinreißen ließen. Auf Todes

strafe wird beim blosen Aufrühre (wenn als« sticht ein todeswürdiges

16) Näheres hierüber s. in der eben angeführten Abhandlung im neuen

Arch. des Cr.-R. neue Folge, Jahrg. 183S. S. 436 flg. Ein überhaupt und

auch aus politischen Gründen am meisten sich empfehlendes Mittel, die Con

sumation des Aufruhrs vom Versuche desselben scharf abzugrenzen, würde

darin bestehen, das Verlesen einer kurzen Aufruhracte so einzuführen, daß

sobald ein obrigkeitlicher Mener die Acte verlesen hätte und nun die Menge

nicht auseinander ginge, oder sobald ihn die Menge am Verlesen der Acte

absichtlich hinderte, der Aufruhr für vollendet angenommen würde.
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Werbrechen mit demselben concurrirt) nach gemeinem Rechte wohl nie

mehr erkannt.

Noch ist darauf aufmerksam zu machen, daß manche Criminali-

sten einzelne Fälle des Verbrechens des Aufruhrs unter verschiedenen Na

men unterscheiden, und so von Aufruhr im weiteren und im

engeren Sinne, von Tumult im weiteren und engeren Sinne, und

von Aufstand als verschiedene Gattungen und Arten des Verbrechens

sprechen. Allein dieß sind ganz willkürliche, von den Quellen des ge

meinen Rechtes nicht unterstützte Unterscheidungen. E. <Z. Wächter.

^«reu«, seit Constantins Zeiten auch soliuus genannt, heißt die

gewöhnliche, unter den römischen Kaisern cursirende Goldmünze. Der

Name soliäu» ist aus dem Ausdrucke solläu« aureus entstanden^).

Seit den Zeiten der christlichen Kaiser gingen 72 soliui auf das Pfund

Gold (libra suri) 2), wahrend früherhin nur 40 bis 45 darauf gerech

net werden konnten Der heutige Gerichtsbrauch setzt ihnen die Du-

cuten am Werths gleich, und versteht mithin die Verordnungen des

römischen Rechtes, welche eine bestimmte Anzahl soliäi betreffen, so,

als ob eine derselben gleichkommende Anzahl von Ducaten gemeint sei.

Nach einer richtigeren Berechnung indessen möchte der römische sureus

des Constantinischen und Justinianischen Zeitalters am Werths

der ungarischen Dacuten^) entsprechen. Heimbach.

Ausspielen*) nennt man das Spiel mehrerer um eine und

dieselbe individuelle Sache, woran jeder Spieler Anspruch hat,

und jeder seinen Rechten zum Vortheile der übrigen zu entsagen ver

spricht, sobald die Bedingung des Spieles gegen ihn verneinend aus

sallen würde, ohne daß eine ähnliche Sache oder Quantität dagegen

versprochen wird.

Das Ausspielgeschäft beruht auf einem Spielvertrage, und

hierin muß über zwei Dinge Bestimmung getroffen werden. Es muß

nämlich 1) die Bedingung festgesetzt werden, auf welcher der Sieg be

ruhen soll, und 2) ist darin die Sache genau zu, bezeichnen, deren Er-

^ Werbung für den Sieger von dem Eintritte der festgesetzten Bedingung

abhängig sein soll. In erster Beziehung kann jedes Spiel gewählt

werden; die Spielenden können bestimmen, daß Würfel oder Karten,

oder auch ein Kunstspiel z. B. Kegelspiel, Billardspiel, das Schießen

nach der Scheibe ?c. den Sieg entschieden soll. Der glücklichste Wurf,

der beste Schuß ?c. gewährt den Sieg. In Rückficht auf die Sache

ist wieder zu unterscheiden:

1) inetsin. IIb. IX. p. 173. liSMpriä. ^lexangr. «SP. 39.

2) Ii. 5. <Z. Ss 5usceptvribus. (10. 70.)

8) Vgl. LcKsII, Oovtrlna nummorum t«m. V. p. 23. und toi». VIII.

x. 616.

4) Vergl. Schräder zu Justinians Jnstit. S. 122.

Karl G r o l m a n , Versuch einer Entwickelung der rechtlichen Natur

des Ausspielgeschüftes, Gießen 1797. Joh. Christ. Lange, die Rechtstheorie

von dem Ausspielgeschäfte, Erlangen 1318.
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I. ob die Sache, die ausgespielt werden soll, den Spielenden ge

meinschaftlich gehörte, oder ob

II. dieß nicht der Fall war.

^6. I. In diesem Falle geht dem wirklichen Ausspielen nichts

vorher, als der S p i e lv e r t r a g. In diesem Vertrage verspricht jeder

einzelne Theilhaber, seine Rechte auf die Sache, falls er besiegt werden

sollte, abzutreten, und zwar an diejenigen, gegen welche die festgesetzte

Bedingung noch nicht verneinend entschieden hat. Der abgetretene Be

siegte hat keine Rechte mehr auf die Sache, und es bleibt der noch

übrigen Gesellschaft überlassen, was sie mit der Sache machen will.

Der Besiegte kann weder verlangen, daß die Uebrigen das Spiel fort

setzen, noch kann er es hindern, wenn sie in Gemeinschaft bleiben, oder

die Sache theilen wollen. Won diesen übrigen Gesellschaftsgliedern, hat

keiner größere oder mehrere Rechte, als der andere. Sie behalten also

auch , wenn sie die Gemeinschaft fortfetzen , gleiche Theile und bekom

men gleiche Antheile, wenn sie die Theilung vornehmen. Selbst ein

Aufall, welcher, nach dem Abtritte des Besiegten, den Fortgang des

Spieles hindern könnte , würde seine Rechte nicht wieder aufleben ma

chen, ihn nicht wieder in die Gesellschaft zurückführen.

H.ä. II. Hier sind wieder zwei Falle möglich, entweder

s) die Sache war bisher in dem alleinigen Eigenthume eines

Dritten, d. h. eines solchen, der keinen Antheil am Spiele nimmt,

oder

b) derjenige, welcher die Sache ausspielen laßt, nimmt selbst An

theil am Spiele.

In dem Falle unter s) muß man zwei ganz verschiedene Geschäfte

Von einander unterscheiden.

1) Ein vorbereitendes, wodurch die Sache erst an die Spielenden

kommt, und in ein solches Verhältniß gegen sie gebracht wird, daß sie

darum spielen können. Dieses vorbereitende Geschäft hat also zur Absicht,

der zum Ausspielen vereinigten Gesellschaft die Sache entweder wirklich zu

erwerben, oder ihr doch einen Rechtstitel zur Erwerbung zu verschaffen.

Was dieses Geschäft für ein Vertrag sei, hängt von den Umständen

ab. Es kann eine Schenkung, oder ein benannter oder unbenannter

Eontract sein. Gewöhnlich ist es ein Kaufcontract, d. i. man gibt

Einsatz. Der Einsatz aller Spieler ist der Kaufschilling. Von diesem

präparatorischen Geschäfte ist

2) das eigentliche Spielgeschäft ganz unabhängig, welches auch

hier auf dem schon erwähnten Spielvertrage beruht.

Hierbei ist noch zu gedenken, daß die Giltigkeit des ersten Ge

schäftes durchaus nicht abhängig ist von dem Ausgange des zweiten.

Die Sache muß den Spielern übergeben werden, sobald der Einsatz

erlegt ist, und sobald die Theilnehmer mit dem, welcher die Sache aus

spielen will, über den Einsatz sich vereiniget haben, ist der Contract

vollkommen. Von diesem letzteren Augenblicke an geht auch die Gefahr

der Sache auf die Kaufer über, und sie sind, wenn gleich die Sache

noch vor dem Ausspielen durch Zufall zu Grunde geht, dennoch den
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Einsatz zu entrichten verpflichtet. Der Verkaufer muß aber auch vom

Abschluß des Kaufes an für «nlrm levis haften, wenn die Sache durch

seine Unthätigkeit deteriorirt wird.

Nimmt K) derjenige, welcher die Sache ausspielen laßt, selbst An-

theil am Spiele, so finden ganz dieselben Verhältnisse statt, wie in dem

Falle unter s) und es kommen daher dieselben Grundsätze zur Anwen

dung. Auch hier kommen zwei Geschäfte vor: das präparatorische und

das wirkliche Ausspielgeschäft. Nur daxin ist ein Unterschied, daß der

ursprüngliche Inhaber der Sache auch am Ausspielgefchäfte Theil nimmt,

und es ihm daher nicht, wie im ersten Falle, gleichgiltig sein kann,

was die Spieler mit der Sache vornehmen. S.

Austrage, Austrngalinstanz oder Gericht (su8trs«Fs«,

inswutis susirseSsII») i). Das Institut der Austräge, d. i. der

Schlichtung eines Rechtsstreites durch von den Parteien selbst gewählte

Richter, ist eine Eigenthümlichkeit des teutschen Gerichtswesens. Ent

standen im Mittelalter überdauerte es alle politischen Veränderungen

Teutschlands, indem es während der kurzen Dauer des Rheinbundes

zwar nur auf die Standesherren beschränkt blieb, aber in der Verfas

sung des teutschen Bundes wieder neu auflebte und ein wesentlicher

Bestandteil derselben wurde. Das Wort Austrag (vielleicht ver«

wandt mit treuga oder dem gothischen trlZgmv) heißt in der Einzahl

jede bestimmte Entscheidung eines Rechtsstreites durch ordentliche oder

gewillkürte Richter. Die schiedsrichterliche Entscheidung heißt insbeson

dere gütlicher Austrag. In der Mehrzahl (Austräge) versteht

man darunter die schiedsrichterliche Instanz 2). Das Berdum aus

tragen heißt sowohl einen Reichsstreit schiedsrichterlich (austragsweise)

entscheiden, als sich einer solchen Entscheidung unterwerfen.

Man kann das heutige Austrägalwesen nicht richtig verstehen und

beurtheilen, wenn man nicht die historische Grundlage desselben gehörig

kennt. Außerdem ist auch hier die Vergleichung des Damals mit dem

Y Man s. Pütt er, Lit. des Staatsr. Bd. III. S. 44S flg. Klü-

ber, Forts. S. 3S2 flg. pkefkinger, Vitr. ill. 1>. IV. p. 499. Mo

ser, v. d. Justizverf. Bd. I. S. 45. Häberlin, Handb. des t. St.-R.

Bd. II. S. 398 flg. >V. ^. SicKoepff, cls »rbitris necesssriis cum pri»

inis kustrsgis «onventionsl, ue testsmsntsr. I'üd. 1724. II. OK. ijgn-

«Kvnberß, Köre» «psrsi »<I ius kwstrasßsrum etv. (Zlessen 1739. Lr.

SvKubKsrö, 6e susträegi» (neueste Ausg. ) >VetüI. 1764. P r c h N , von

den Austrägen zc. Halle 1779. Heffter, Beitrüge zum t. Staats- und

Fürstenrechte, I. Lief., S. 168 flg. ». Leonhard i, das Austrägalverfah-

ren des teutschen Bundes, eine historisch-vublicistische Monographie, Franks.

1338, konnte bei der Bearbeituug noch nicht benutzt werden.

2) Die Unterscheidung des Plurals : Austrage nach dem Geschlechte,

indem man im männlichen Geschlechte die Austrägalrichter (die Austräger

^ Austragsrichter), und im weiblichen die Austrägalinstanz und die Verhand

lungen in dieser Instanz so nenne (kkekkinger I. «. Note s. a.E.), kann

sich wohl nur auf die Latinisirung (sustreZse) beziehen, da der teutsche Plu

ral bei Substantiven keinen Geschlechtsunterschied kennt.
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Jetzt in Bezug auf die Fortbildung der öffentlichen Verhältnisse Teutsch

lands von hohem Interesse. Darum wird der Darstellung der heuti

gen Austrägalverfassung eine kurze geschichtliche Einleitung vorange

schickt, welche auch die legislative Ausbildung der Bundesaustrage in

sich faßt.

I., Geschichtliche Einleitung.

Die Zeit des teutschen Reiches. Das Institut der

Austrage verdankt sein Dasein nicht der positiven Gesetzgebung , welche

vielmehr auch hier, wie bei den meisten übrigen Einrichtungen des ehe

maligen teutschen Reiches, nur anerkannte, bestimmter ordnete und mit

der Reichsverfassung in Einklang brachte, was sich durch die eigenthüm-

lichen Zeitverhältnisse bereits im Leben zu einer festen Gestalt entwickelt

hatte. Als wirkende Ursachen der Entstehung dieses Institutes welche

ungefähr in die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts fällt, find alle

jene Umstände und Begebnisse zu betrachten, welche die alte Gauver

fassung allmälig gänzlich auflösten, dadurch das Reich und dessen Ver

haltnisse zeitlich in völlige Verwirrung brachten und fo die neue Ver

fassung des Reiches zum Bedürfnisse machten und nach und nach auch

herbeiführten. Die Lösung der alten Bande, welche die Großen zu ei

nem festen Reichskörper verbunden hatten, der häusige Wechsel des

Reichsoberhauptes, die dadurch nöthig gewordenen, oft langwierigen

Reichsverwesungen, und das selbstsüchtige Streben der geistlichen und

weltlichen Fürsten und Herren, ihre eigenen Besitzungen auf Kosten

des Reiches und der eigenen Standesgenossen durch jedes Mittel zu

vergrößern, lähmten die Reichsstaatsgewalt bis zur völligen Ohnmacht,

und mit dieser die Rechtspflege, die eben in Bezug auf Stände des

Reiches nur im Reichsoberhaupte ihre Grundlage, Stütze und Kraft

haben konnte. Die gerichtlichen Ladungen, oder doch die richterlichen

Urtheile blieben unbefolgt und wegen Mangels an Macht auch kraftlos

und unvollzogen. Man fand es bequemer, mit bewaffneter Hand sich

das vermeintliche oder angemaßte Recht zu verschaffen, und vortheilhaf-

ter, Streitigkeiten gegen solche, deren Besitzthum man ganz oder theil-

weise wünschte, zu veranlassen, um sie sodann durch Eigenmacht ent

scheiden, und so die Habgier befriedigen zu können. Auf diefe Weise

trat an die Stelle der durch richterliche Hilfe gehandhabten Rechtsord

nung unter den Genossen des Herrenstandes ziemlich allgemein das

Faustrecht, das Friedrichs II. Verordnung auf dem Reichstage zu Mainz

1235 eher zu begünstigen, als zu beschränke» geeignet war. Das

Faustrecht führte ganz natürlich zu Einigungen, zu Schutz- und Trutz

bündnissen einzelner Standesgenossen, und machte in seiner Ausübung,

sollte es nicht in einen völligen Vertilgungskrieg ausarten, gütliche Aus

gleichungen nothwendig, zu deren Bewirkung auch wohl Dritte, auf

welche man compromittirte , oder welche aus eigenem Interesse sich in

die Fehde mischten, nicht selten thätig waren. Die Einigungen, wie

die Ausgleichungen verlangten aber, wenn sie nicht selbst wieder Quel-

3) Man vgl. Hauschild, Gerichtsverf. der Teutschen S. IIS flg.



47« Austrage.

len von Befchdungen und den damit verbundenen verderblichen Folgen

werden sollten, auch Verabredungen über die Beilegung etwa entstehen

der Irrungen und Streitigkeiten, da man auf richterliche Hilfe mit Er

folg nicht rechnen konnte. Dasselbe Bedürfnis) machte sich aus glei

chem Grunde auch bei anderen Verträgen geltend, und so wurde es

nach und nach allgemeine Sitte unter den Genossen des Herrenstan

des, sich bei Eingehung von Rechtsgeschäften zugleich über die Art der

Schlichtung der darüber etwa entstehenden Differenzen zu verständigen

und zur Anerkennung der in verabredeter Weise erfolgten Entscheidung

einer solchen Differenz gegenseitig verbindlich zu machen. Man verab

redete nämlich schiedsrichterliche Entscheidung solcher Streitigkeiten und

zwar durch unparteiische Standesgenosscn oder ihre Stelle vertretende

Räthe, welche in gleicher Zahl von beiden streitenden Thcilen gewählt

werden sollten, wenn sie nicht etwa schon im Voraus vertragsmäßig

bestimmt wurden. Denn der von jeher befolgte Grundsatz, daß man

nur von Standesgenossen gerichtet werden könne, machte sich auch in

den verabredeten Wahlen der Schiedsrichter als Regel geltend. Die

Garantie für die Anerkennung und Befolgung dieser Verträge und der

in Folge derselben erlassenen Entscheidungen lag vornehmlich in der

Standesehre, die wieder in der Standesgenosscnschaft und deren In

teresse ihren Stützpunct hatte. Auf diese Weise wurden die Aus

träge unter den Großen des Reiches, die wegen ihrer inneren Lan

desangelegenheiten des Friedens und zur Behauptung ihrer Rechte und

Standesprärogative der Eintracht unter sich bedurften, bald allgemein,

so daß selten ein Friede, eine Einigung oder ein sonstiger Vertrag un

ter ihnen abgeschlossen wurde, ohne zugleich für den Fall entstehender

Swistigkeiten die Art der austragsweisen Entscheidung derselben festzu

setzen. Was das Zeitdedürfniß hervorgerufen hatte, ging überdieß bald

in einen Standesvorzug, in eine Angelegenheit höherer Standesehre

über. Die Kurfürsten, welche schon in ihrem ersten Vereine 1338 in

Bezug auf die über denselben entstehenden Zwiste oder Zweifel auf ihr

eigenes Collegium compromittirten setzten 1424 im Allgemeinen fest,

ihre Streitigkeiten unter sich austragsweise zu entscheiden. Ihrem Bei

spiele folgten bald die Fürsten und Fürsicnmäßigen. Man machte auf

dem Reichstage von 1437 und 1433 sogar den Versuch, das Institut

der Austräge durch eine allgemeine Austrägalordnung in ein Surrogat

der kraftlosen Neichsjustiz umzubilden Allein der Versuch mißlang,

und es blieb deßhalb bis zur Zeit der Errichtung des Reichskammerge-

richtcs bei den^vertraqs mäßigen Austrägen, neben denen es jedoch

auch schon vor dieser Zeit privilegirte gab, die nämlich auf kaiser

lichen Privilegien beruhten. Solche Privilegien wurden selbst an Reichs

städte crtheilt«).

4) ?f«kfln ger I. «. p. S1«. not. f.

5) Se neben berg, Samml. teutsch. R.-A. Th. I. S. 15t flg.

6) Man s. ?k«kt'Ing«r I. «. p. 623 s«. und Schnauder! a. o. O>

S. 412 flg.
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Als nun das Faustrecht durch den ewigen Landfrieden für immer

grundgefetzlich aufgehoben und das Reichskammergericht als ein perma

nentes Reichsgericht «ingeführt wurde (149S), siel zwar die Ursache

weg, aus welcher die Austrage vornehmlich hervorgegangen waren«,

gleichwohl fand man es bedenklich dieselben ganz sinken zu lassen. Die

Austrage hatten sich bisher als zweckmäßig erwiesen und waren zudem

in zahlreichen Verträgen und Einigungen begründet/ die man nicht wohl

aufheben oder abändern konnte. Ueberdieß machte es selbst da, wo

keine besonderen Verträge vorlagen, die allgemeine Sitte jedem Beklag«

ten zur Schuldigkeit, dem Verlangen des Klägers, den Streit austrags«

weise zu entscheiden, die Hand zu bieten. Deßhalb behielt man in der

K. G. O. das Institut der Austräge bei, und bildete daraus für die

Neichsunmittelbaren eine eigene, da wo sie begründet war, nicht zu

übergehende Instanz (Ausrrägalinstanz), von welcher man an das

Reichskammergericht, nachher auch an den Reichshofrath appellirem

konnte. Da nun hierdurch dcr blos schiedsrichterliche Spruch der Aus

träge in ein gerichtliches der Rechtskraft fähiges Urtheil umgeschassen

wurde, so war es zugleich nöthig, den Austragsrichtern eine Art von

richterlichen Character beizulegen, was dadurch geschah, daß man, ver

möge eines für immer geltenden, vom Kaiser in der ersten K. G. O.

^allen künftigen Austrägen ein für allemal zum Voraus ertheilten Auf

trages, jedes Austrägalgericht zugleich als eine kaiserliche Commission

betrachtete Dadurch, daß die K. G. O. auch in den Fällen, für

welche keine gewillkürten oder privilegirten Austräge begründet waren,

eine Austrägalinstcmz für die Unmittelbaren zuließ, entstand neben jenen

eine neue Art von Austrägen, die Legalausträge, welche bei Per

sonen, die überhaupt das Recht der Austräge hatten, subsidiär,

nämlich in Ermangelung der willkürlichen oder privilegirten,

zur Anwendung kamen, und natürlich ebensowenig als diese und jene

umgangen werden durften.

a) Gesetzliche Aus träge, a) Gesetzlich stand das Recht der

Austräge zu: 1) den Kurfürsten, Fürsten und Fürstenmäßi

gen (d. i. gefürsteten Grafen und Prälaten), ohne Rücksicht auf den

Stand des Klägers. War dieser gleichen Standes mit dem Beklag

ten, so mußte er Letzterem die Klage schriftlich mitthcilcn und ihn er

suchen, sich entweder in Güte zu fügen, oder binnen vier Wochen, vom

Tage der Requisition (Klagemittheilung) an, vier regierende Kurfürsten,

Fürsten und Fürstenmäßige, halb geistlich, halb weltlich und nicht aus

Einem Hause geboren, vorzuschlagen. Aus diesen hatte der Kläger bin

nen derselben Frist einen auszuwählen, und davon den Beklagten zu

benachrichtigen. Beide Theile mußten sodann den Gewählten um die

Annahme des Richteramtes binnen 14 Tagen ersuchen, welche ohne

hinreichende Ursache nicht verweigert werden durfte. Der so erkorene

Richter subdelegirte zur Verhandlung und Entscheidung der Sache seine

7) Man s. Danz, Grundsätze des R.-G.-Proz. Stuttgart 17S6. z.

239 flg.
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Räche «). War dagegen der Kläger geringeren Standes, so stan

den ihm acht verschiedene Wege, ein Austrägalgcricht zu constituiren,

zur Wahl offen "); und 2) den Prälaten, Grafen, Herren und

^fm unmittelbaren Reichsadel, jedoch nur wenn der Kläger

gleichen oder höheren Standes war. Hier gab es eine doppelte

Art, das Austrägalgericht zu bestellen: entweder mußte der Beklagte

drei Fürsten dem Kläger zur Wahl des Austrägalrichters vorschlagen,

oder der Kläger einen unparteiischen Commissar seines Standes erbit

ten Den Reichsstädten stand das Recht der Austrägalinstanz ge

setzlich nicht zu. Es war ein rein persönliches Vorrecht der Unmittel

baren und ihrer Familienglieder, welches daher, auch deren Wittwen, so

wie die apanagirten Prinzen und deren Gemahlinnen in Anspruch neh

men konnten Vor die Austrägalinstanz gehörten in der Regel

alle, durch Gesetz oder Gewohnheit nicht ausgenommenen Civil-

rechts fachen"). Ausgenommen waren jedoch alle Sachen, bei

welchen das öffentliche Interesse eintrat oder obrigkeitliche Gewalt ein

schreiten mußte, wie z. B. die Landfriedensbruchs-, Fiscal-, Reichs-

lehns-, Mandats-, Provocations-, den Besitz betreffende zc. Sachen,

y) Das Verfahren der Austrägalgerichte ^) richtete sich nach den

Reichsgefetzen, war nur in wenigen Puncten abweichend und mußte

binnen Jahr und Tag beendigt, auch das Urtheil gefällt sein, widri

genfalls man die Sache wegen verzögerten Rechtes an die Reichsge

richte bringen konnte. Die Vollziehung der Urtheile geschah, da die

Austrägalgerichte keine obrigkeitliche Gewalt (Imperium) hatten, durch

die Reichsgerichte, an welche man auch in der gewöhnlichen Weise ohne

Rücksicht auf die sonst erforderliche Appellationssumme appelliren konnte.

Außerdem fand noch die Nichtigkeitsklage, sowie die Actenversendung

iu vim revislonis statt.

b) Die gewillkürten Austrage^) waren entweder S tarn m-

(Familien-) oder bedingte Austräge, je nachdem sie blos un

ter den Gliedern einer Familie oder unter verschiedenen Hausern be

standen, und konnten sowohl auf Vertrag als auf Testament beruhen

(Conventional- und testamentarische Austräge). Sie gin

gen den gesetzlichen vor und bedurften bei Personen, welchen überhaupt

das Recht der Austräge zukam, nach der richtigeren Meinung auch

dann der kaiserlichen Bestätigung nicht, wenn sie nach 1555 (nach der

letzten Revision der K. G. O.) errichtet wurden. Das Verfahren rich-

8) Danz o. a. O. §. 243.

9) Danz, z. 244. Die Wege stehen mit den heutigen Austrägen in

keiner Verbindung mehr.

1«) Danz, z. 245.

11) Danz, S. 64 u. 242.

e 12) Danz, Z. 247—2S3. ,

13) Danz, z. 2S4 flg. Heffter a. s. O. S. 2«3 flg. v. Dresch,

Abhandl. über Gegenstände des bffentl. R. München 1830. S. 3« flg. Bei

spiele s. m. bei kkettiiiAer I. «. p. S04 sq. und Kohler, Handx best.

Privatfürstenrechtes, Salzb. 1832. 308 flg.
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tete sich nach den besonderen Bestimmungen, in deren Ermangelung

die für die Legalausträge festgesetzten Normen eintraten. Der gesetzlich

bestimmte Competenzumfang der Austrägalgerichte konnte in den ge

willkürten Austragen natürlich nicht ausgedehnt, jedoch nach der rich

tigeren Meinung ^) der Appellationsbefugniß entsagt werden.

«) Die privilegirten Austräg e^), denen man auch die auf

Jmmemorialpräscription beruhenden gleichsetzen kann, richteten sich naH

dem Inhalte der ihnen zu Grunde liegenden Privilegien, mit deren

Ertheilung jedoch der Kaiser sparsam zu sein in der Wahleapitulation^)

versprach. Sie kamen vorzüglich bei den Reichsstädten vor.

L) Die Zeit des Rheinbundes darf in Bezug auf unseren

Gegenstand insofern nicht mit Stillschweigen übergangen werden, als

dem Institute der Austräge die Ehre widerfuhr, in der Bundesatte")

. eine besondere Stelle, aber freilich auch eine ganz eigenthümliche, völlig

unteutsche Bedeutung zu erhalten, die wenigstens bewies, daß die Kennt-

niß der teutschen Zustande und Verhaltnisse damals eben nicht die

stärkste Seite der französischen Staatsmänner war. Es wurde nämlich

bestimmt, daß die durch die Bundesatte subjicirten Landesherren vom

Fürsten- und Grafenstande, die nachmals Mediatisi'rte und Standes

herren genannt wurden, und ihre Erben in Criminalsachen das

Recht der Austräge, das heißt (wie erläuternd hinzugefügt wird),

das Recht, von ihren Standesgenossen gerichtet zu wer

den, genießen sollen. Dieser seltsame Begriff von Austragen ging

sodann auch in Particulargesetze über ^). Hinsichtlich der Entscheidung

der unter den Gliedern des Rheinbundes entstehenden Streitigkeiten

wurde dagegen blos im Allgemeinen bestimmt, daß dieselbe durch die

Bundesversammlung erfolgen solle ^), welche aber bekanntlich nie in'S

Leben trat.

L) Die Zeit des teutschen Bundes. Die Verfassung des

teutschen Bundes verwirklichte durch die Einführung der Austrägalge

richte, was die rheinische Bundesacte blos in unbestimmter Weise ver

sprochen, aber nicht ausgeführt hatte. Lange wurde auf dem wiener

Congresse über die Einrichtung der künftigen Gerichtsverfassung Teutsch

lands berathen^). Der daselbst gemachte Vorschlag, ein perma-

14) Man s. ««Koexkk I. o. Z. 20. Hcffter S. 210. And. Mein,

z. B. Danz a. a. O.

15) ?k«ttinßer I. «. p. 627 »q. Danz, Z. 2S4 und dort Note S.

Häberlin a. a. O. S. 412. Heffter S. 171 flg.

16) W. C. Art. XVIII. §. 7.

17) Art. XXVIII. Kl üb er, Staatsr. des Rheinbundes, Tüb. 1803.

Z. 109.
18) Man s. Heffter S. 173 und dort Note 8.

19) Rhein. B. Act. Art. IX.

20) Man s. hierüber: Kl üb er, Uebers. der dipl. Verhandl. des wiener

Conzresses sc. Fanrkf. 1816. S. 173 flg. und dort die Stellen aus Hessen

Acten des wiener Congr. auch dessen bff. Recht, 3. Aufl. z. 216. Wohl,

die sffentl. Rechtspflege des t. Bundes, Stuttg. und Äüb. 1822. S. IS flg.
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nentes Bundesgericht zu consiituiren, scheiterts an der standhaf«

ten Opposition Bayerns und Würtembergs, woran nachher auch Hes

sen - Darmstadt Theil nahm. Man hielt ein solches Gericht, sowie

jede permanente Instanz anderer Art nicht für vereinbar mit de«

Souveranetät der Bundesglieder. Das Resultat der langwierigen/ und

nur zuletzt wegen Napoleons inzwischen erfolgter Entweichung aus

Elba sehr beeilten Bernthungen war der letzte Absatz des Art. 11 der

Bundesacte: Die Bundesglieder machen sich ebenfalls verbindlich, ein»

ander unter keinerlei Vorwand zu bekriegen, noch ihre Streitigkei

ten mit Gewalt zu verfolgen, sondern sie bei der Bundesver

sammlung anzubringen. Dieser liegt alsdann ob> die Ver-

mittelung durch einen Ausschuß zu versuchen, und falls dieser

fehlschlagen sollte, und demnach eine richterliche Entscheidung

nothwendig würde, solche durch eine wohlgeordnete Aus -

rrägalinstanz zu bewirken, deren Ausspruch die streitenden

Theile sich sofort zu unterwerfen haben. Zur Ausführung die

ser grundgesetzlichen Bestimmung faßte die hohe teutsche Bundesver

sammlung unter dem 16. Juni 1817 einen Beschluß, welcher dieBun-

desvermittelungs- und Austrägalordnung in Streitig

keiten von Bundesgliedern unter sich in den wesentlichen

Puncten festsetzte ^^). Sie bezeichnete später (20. Sept. 1819) auch

das Austragalgerichtswefen als einen solchen Gegenstand, welcher einer

näheren Regulirung bedürftig fei '^). In den hieraus zu Wien ge

haltenen, von den 17 Stimmen des engeren Ralhes der B. V. be

schickten Ministerialconferenzen wurden nicht nur in der auf denselben

zu Stande gekommenen wiener S chluß acte mehrere Artikel

die sich auf das Austragnlwesen beziehen, aufgenommen, fondern auch

Bestimmungen über das bei Aufstellung der Austragal-

in stanzen zu beobachtende Verfahren entworfen, die zu

gleich die Artikel 21 — 24 der Schlußakte wörtlich enthalten und am

3. Aug. 1820 zum Bundesschlusse in derselben Weise, wie die Schluß

akte selbst, erhoben wurden In diesen Bestimmungen wurde der

Jarcke, über austrägalgenchtliche Entscheidung der Streitigkeiten unter den

Mitgliedern des t. Bundes, Wien 1833. S. 11 flg. vcrgl. mit C. I. Eich

horn, Betrachtungen über die Verf. des t. Bundes in Beziehung auf Strei-

tigkeiten der Mitglieder desselben unter einander oder mit ihren Unterthanen

in ihrer jetzigen Ausbildung, Berlin 1833. S. 1 flg.

21) Prot, der Bundesvers. Bd. III. S. 208 flg. v. Klemer; corpus

Zur. couk. germ. Bd. II. S. 32 flg. LmmingKaus, corp. Zur. Bd. II,

S. 661 flg. IVIicKäslis, corp. iur. p. 513 s>z. Klüber, Quellensamml.

S.2S4 flg. Mit Bemerkungen bei Heffter o. a.O. S. 229 flg. Jarcke,

über die austrügalgerichtl. Entsch. :c. S. 43 flg.

22) Prot, der B. V. Bd. VIII. S. 26S flg.

23) Art. IS—24, und Art. 3« u. 3l.

24) Prot, der B. V. Bd. IX. S. 219 flg. v. Meyer II. S. 199 flg.

Emminghaus II. S. 704 flg. Michaelis S. SL4. Klüber S. 291

flg. Mit Bemerk, bei Heffter S. 244 flg.
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Beschluß vom 17. Juni 1817 ausdrücklich bis zum Erlasse einer neuen

Uebereinkunft als Norm bestätigt (Art. 1), jedoch (Art. 11) zugleich

bestimmt, daß die B. V. eine Revision desselben vornehmen werde.

Diese wurde am 3. Aug. 1820 einer Commission von fünf Mitglie

dern übertragen 26), welche schon am 21. Dcc. desselben Jahres einen

Entwurf"") eines Bundesbeschlusses über das Verfah

ren in Streitigkeiten der Bundesglieder unter einan

der der B. V. vorlegte; worauf diese vorläufig beschloß, diesen Ent

wurf zur Jnsiructionseinholung an die Regierungen zu befördern, um

nach Verlauf von zwei Monaten darüber abstimmen zu können ^).

Ein definitiver Beschluß ist aber bis jetzt noch nicht erfolgt ^»), je

doch wurde das Verfahren bei den Austragalgerichten durch

einen Beschluß vom 19. Juni 1823 -») näher bestimmt. Außerdem

gehören auch die Erecutionsordnung vom 3. Aug. 1820 ^"), so

wie die Bundesbeschlüsse vom 7. Oct. 1830^), die Insinuation

von Verfügungen eines Austrägalgerichtes an Regie

rungen betreffend und vom 28. Febr. 1833^) über die Befug-

niß der Austragalgerichte unbedingte Mandate zu er

lassen hierher. Endlich wurde auch noch in Folge der abermals in

Wien (1833 und 1834) gehaltenen Conferenzen der von den 17 Stim

men des engeren Ruthes der B. V. dorthin abgeordnet gewesenen

Minister ein , besonderes Schiedsgericht zur subsidiären Ent-

scheidung der Irrungen zwischen Regierungen und

Standen, wovon auch die Bundesglieder bei Streitigkeiten unter

sich Gebrauch machen können, durch einen einstimmigen Beschluß der

B. V. in der Plenarsitzung vom 30. Oct. 1834 errichtet ^).

«. Theoretische Darstellung ^).

Einleitung. 1) Der Eintritt der Thätigkeit der B.V.

und der austrägalgerichtlichen Entscheidung ist nur subsidiär, indem

25) Prot, der B. W. Bd. IX. S. 229. §. 96.

26) Prot, der B. B. Bd. X. S. 293, und mit Bemerk, bei Heffter

a. a. O. S. 274 flg.

27) Prot, der B. V. Bd. X. S. 263 flg.

23) Heffter a. a. O. S. 272 flg. macht den Vorschlag, für die Pro

zeßleitung nach einer zu bestimmenden Prozeßordnung eine eigene Aus«

trügal commission niederzusetzen, und den Austrügalgerichten blos

die Urtheilssällung zu überlassen.

29) Prot, der B.< V. Bd. XV. S. 286 flg. Emminghaus Bd. II.

S. 7«4 flg. und mit Bemerk, bei Heffter a. a. O. S. 264 flg.

30) Prot, der B. V. Bd. IX. S. 223 flg. v. Meyer II. S. 203.

Emminghaus II. S. 706 flg. Michaelis S. SL4 flg. Klüver,

Quellens. S. 296 flg.

31) Kl üb er, Ouellensamml. Forts. S. 10 flg.

32) A. Müller, Archiv f. Gesetzgeb. Bd. VI. Heft 2. S. 35 flg.

33) Kurhess. Gesetzsamml. von 1834. Nr. XXVI. S. 219 flg. und in

Maurenbrechers Grunds, des heut. t. St.-R. S. 629.

34) Klüver, bffenrl. R. §. 172 flg. v. Dresch, öff. R. z. 6S und

70 flg. Dessen angef. Abhandlungen S. 1 flg. Rudhart, das Recht

LI



48S Austrägk.

es sich von selbst versteht, daß die Bundesglieder ihre StrcitigkcKen

unter sich auch ohne Concurrenz der Bundesversammlung

gütlich durch Vergleich, Schiedsrichter (Austrage) :c. beilegen und bezie

hungsweise entscheiden lassen können^). 2) Die richterlich e Befug -

niß liegt eigentlich in der B. V., als der zur Ausübung der Bun

desgewalt constituirten Behörde. Sie überträgt blos die Untersuchung

und Entscheidung den Austragalgerichten in den Fällen, wo der Streit

ohne juristische Technik, die der B. V. nicht eigen ist, nicht entschie

den werden kann. Die Austrägalgerichte leiten daher das Recht, die

Streitigkeiten der Bundesglieder gerichtlich zu behandeln und zu ent

scheiden, nur von der B. V. ab, als deren Commissionen sie zu be

trachten sind Die Austrägalgerichtsurtheile sind auch darum nur

für die Bundesglieder verbindlich und vollziehbar, weil sie im Auftrage

und Namen der B. B. gefällt werden, welche die einzelnen Bundes-

glieder ja allein über sich anzuerkennen haben. Darum sind jene Ur«

theile so anzusehen, als seien sie von der B. V. selbst gefallt worden,

welche daher als unmittelbare Austrägalinstanz zu betrachten ist^),

wenn sie gleich an dem Austrägalurtheile ebensowenig etwas ändern

darf, als ein die Acten versendendes Gericht an dem eingeholten Er

kenntnisse, außer wenn gegen ausdrückliche Bundesnormen, deren Aus

legung der B. V. allein zusteht, erkannt worden wäre. Ucbrigens hat

die, wohl nur geschichtlich beibehaltene Bezeichnung Austrägalinstanz

die ehemalige rechtliche Bedeutung nicht mehr, da jetzt nicht, wie

zur Seit des Reiches, von den Aussprüchen des Austrägalgerichtes an

eine höhere Instanz appellirt werden kann, ein Instanzen verhältniß

mithin gar nicht mehr vorhanden ist ^). Z) Die Austrägalgerichte

haben, da sie ebenso nur Bundestagscommissionen sind, wie die Aus-

des teutschen Bundes, S. 114 flg. Brunn quell, Staats?., Band I.

S. 113 flg. Schmalz, das t. Staatsr. §. 633 flg. Jordan, Lehrbuch

des allgem. und t. St.-R. Abth. I. Z. 216 flg. Maurenbrecher, Grunds,

des heut. t. St.-R. z. 118 flg. C. Frhr. v. Dalmigk, die Austrägalin

stanz zur Erläuterung des Art. 11 d. B. A. Mainz 1317. H. L. C. Eu

ler, über die nothw. und gesetzl. Zulässigkeit der Austrägalinstanz nach In

halt des Art. 11 der B. A. Frankfurt 1313. Moh l a. a. O. S. 57 flg.

Heffter a. a. O. (ooöex sustrsegsli») S. 163 — 293. Hufnagel und

Scheuerlen, die Gerichtsverfassungen der teutschen Bundesstaaten, Bd. I.

Küb. 1829. Nr. I. (von S ch e u e r l e n) S. S flg. G. v. S t r u v e, erster Versuch

auf dem Felde des teutschen Bundesrechtes, betr. die verfassungsmäßige Erle

digung der Streitigkeiten zwischen teutschen Bundesgliedern, Bremen 1830.

Eichhorn's und Jarcke's angef. Abhandlungen austrägalgerichtl. Entschei

dungen ir. (s. Note 19.) A. Arnold, die richterl. u. vollz. Gemalt des t.

Bundes, mit besonderer Rücksicht auf das durch den B.-B. v. 3«. Oct. 1834

eingeführte Bundesschiedsgericht, Stuttg. 1836.

35) B.-Beschl. v. 16. Juni 1817 Art. I.

36) Jordan, Lehrb. §. 209. Note 1. u. 216. Nr. I.

37) B.-Beschl. v. 16. Juni 1817 Art. III. 1: Die teutsche B. V.

kann nur sich selbst, und keine auswärtige Behörde unmittelbar als

Austrägalinstanz erkennen.

38) Man s. Mohl S. 86 flg. und Heffter S. 233.
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träge zur Zeit des Reiches kaiserliche Commissionen waren, keine obrig

keitliche Gewalt (irnxeriuin), welche vielmehr lediglich der B.'V.

zufleht, die daher allein die Urtheile zu vollziehen befugt ist. Selbst

die unbedingten Mandate , deren Erlassung den Austrägalgerichten in

neuerer Zeit gestattet worden ist, können nicht von diesen, sondern nur

von der B. B. vollführt werden ^"). Die Pflicht zur Befolgung der

prozeßleitenden Mandate oder Decrete ergibt sich als eine noth-

wendige Folge theils aus den Grundgesetzen des Bundes, theils aus

dem Compromisse auf das Austrägalgericht , theils aus der Qualität

des letzteren als einer Commission der B. V., in deren Auftrage ja

dieselben erlassen werden. Sollte in Ansehung dieser Mandate ein äu

ßerer Zwang nöthig werden, so würde solcher nur von der B. V. un

mittelbar verfügt werden können. Dagegen liegt das Recht, die durch

Ungehorsam verwirkten^ auf die Streitsache selbst bezüglichen Rechts-

nachtheile zu realisiren, schon in der Befugniß der Prozeßleitung (hin

sichtlich der Androhung), beziehungsweise in der Befugniß zu entschei

de» (hinsichtlich der wirklichen Verhöngung jener Nachtheile). 4) Strei

tig, wenigstens bestritten ist der objektive Competenzumfang

der Austrägalgericht e. Nach den grundgesetzlichen Bedingun

gen ^°), wornach sich die Bundesglieder verbindlich machten, einander

unter keinerlei Vorwand zu bekriegen, noch ihre Streitigkei

ten mit Gewalt zu verfolgen, sondern sie bei der B. V.

anzubrinzen, unterliegt es wohl keinem Zweifel, daß alls und

jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter sich, insofern eine gütliche

Ausgleichung ohne Concurrenz der B. V. nicht erfolgt, bei dieser zur

Vermittelung, und, wenn solche mißlingt, zur richterlichen Entscheidung

anzubringen sind. Die Bundesglieder entsagten nämlich der Selbst

hilfe, die sich mit dem Bundesfrieden auch nicht vertrüge, unbe

dingt; woraus von selbst folgt, daß auch jede Streitigkeit, die gütlich

nicht beigelegt werden kann, richterlich entschieden werden müsse, weil

einmal ein fortbestehender Streit schon an sich eine fortbestehende Stö

rung des Bundssfriedens und der rechtlichen Bundesordnung wäre,

und weil sodann der unbedingte Verzicht auf die Selbsthilfe recht

lich nicht erlaubt sein würde, wenn nicht dagegen ein vollständiger

Schutz aller Rechte, für den Fall ihrer Verletzung, zugesichert wäre.

Ist also keine Selbsthilfe statthaft, so darf auch keine Streitigkeit ohne

Entscheidung bleiben. Eine Verschiedenheit unter solchen Strei

tigkeiten kann blos in Ansehung der Art ihrer Beilegung eintreten,

ob nämlich diese von der B. V. selbst ohne vorgängiges Prozeßverfah

ren , oder ob durch austrägalgerichtliche Entscheidung geschehen solle?

Man kann daher in dieser Hinsicht die Streitigkeiten der Bun-

S9) B.-Beschl. v. 28. Febr. 1833. VIII. Sitz. Z. 70. (s. oben Note 3Z.)

4«) B.-V. Art. 11. B.-Beschl. v. 16. Juni 1317 Art. I. Wien. Schl.

Act. Art. 21. Mohl a. a. O. S. 6Z flg. Heffter a. a. O. S. 174 flg.

und Eichhorn's und Jarcke's Abhandlungen, welche sich vorzugsweise mit'

der Sompetenzstage beschäftigen.

81'
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desglieder unter sich in zwei Hauptclassen bringen, nämlich

») in solche, welche die B. V. selbst zu entscheiden hat, und

K) in solche, deren Entscheidung gerichtlich, d. h. durch

Austragalgerichte geschehen muß. Sur ersten Classe gehö

ren «) alle Streitigkeiten, welche sich auf das Bundes« er hält« iß

selbst beziehen, d. h. in den Grundgesetzen und Beschlüssen des Bun

des ihren Grund haben, insoweit also die Entscheidung derselben als

eine nothwendige Vorbereitung oder Bedingung zur Handhabung oder

Wollziehung der Bundesgesetze oder Beschlüsse erscheint Ausdrück

lich ist zwar von Streitigkeiten dieser Art in den Bundesnormen nicht

die Rede. Da aber die B. V. allein das Recht, diese Normen aus

zulegen, und die Pflicht hat, für die Aufrechthaltung des wahren Sin

nes derselben zu wachen und für die Vollziehung der Bundesacte und

übrigen Grundgesetze, sowie der in Gemäßheit ihrer Eompetenz gefaß

ten Beschlüsse zu sorgen^), so leuchtet es von selbst ein, daß Diffe

renzen über Bundesnormen auch nur von der B. V. selbst dem Sinne

und Geiste dieser Normen gemäß entschieden werden können, und daß

hier auch kein eigentliches Prozeßverfahren und kein förmlicher Rechts

spruch nöthig sei, sondern eine zuverlässige Ermittelung der faktischen

Verhältnisse und eine hierauf erfolgende einfache Verfügung völlig ge

nüge. Die einzelnen hierher gehörigen Fälle aufzuzählen^), jst

theils unmöglich, insofern eine solche Aufzählung erschöpfend sein will,

da zu den jetzt aufzählbaren immer wieder neue hinzukommen können,

und das wirkliche Leben überhaupt sich nicht erschöpfen läßt ; theils aber

auch unnöthig, da es in der Wissenschaft völlig genügend ist, das all

gemeine Princip festzustellen, unter welches sodann die Anwendung die

einzelnen vorkommenden Fälle zu subsumiren hat. Ueberdieß müssen

alle Streitigkeiten der Bundesglicder unter sich bei der B. V. ange

bracht werden, welche daher auch stets nach mißlungener Vermittelung

im Stande ist, zu ermessen, ob der einzelne Fall zu ihrer Eompetenz

gehöre oder nicht. Aus gleichem Grunde müssen /Z) auch die über

den Sinn austrägalgerichtlicher Bundesnormen im Laufe

eines Austrägalprozesses entstehenden Streitigkeiten, insofern jener Sinn

wirklich mit Grund bezweifelt werden kann, von der B. V. durch au

thentische Auslegung bestitiget werden. Da ferner der B. V. die

Aufrechthaltung des Friedens unter den Bundesgliedern obliegt, sie auch

allein befehlende Gewalt über diese hat, so können z,) die wegen ob-

. waltender Streitigkeiten zu besorgenden oder wirklich eingetretenen ge

waltsamen Störungen des Friedens nur von der B. V. durch

geeignete provisorische Maßregeln verhindert, beziehungsweise gehemmt

werden^). Alle anderen Streitigkeiten gehören dagegen im Falle

41) Man s. Myhl a. a. O. S. 64. Heffter a. a. O. S. 177 flg.

42) Wien. Schl. Act. Art. 4, 7, 9, 10, 17 u. 31.

43) Dieß thut z. B. Heffter S. 179 flg., jedoch nur beispielsweise

44) Wiener Schl. Act. Art. 18 u. IS.
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mißlungener Vermittelung zur zweiten Classe^). Die Bundesacte

und übrigen Normen ^) machen hier keine Ausnahme, sondern verwei

sen alle nicht vermittelten Streitigkeiten zur gerichtlichen Entschei

dung ^). Die Doctrin kam jedoch auf mancherlei Beschrankungen.

Zunächst fragte man «) wie es mit den Streitigkeiten zu halten sei,

in Ansehung welcher ein Austrägalgericht, entweder in Erwägung vor

gebrachter sorideclinatorischer Einreden, oder aus eigener Erwägung nach

Kenntnißnahme der Sache, sich für incompetent erklärt^)? Die

Bundesgesetze enthalten hierüber nichts. Man hak daher dicfe Fälle,

da sie nicht unentschieden bleiben dürfen, bald an die B. V. zur Bei

legung verwiesen^), bald ein besonderes Compromißgericht dasür in

Vorschlag gebracht^"); aber auch wieder einen solchen Vorschlag be

denklich gefunden^); auch die Aulässigkeit einer Jncompetenzerklärung

überhaupt in Abrede gestellt^), und selbst darin, daß die Bundesge

setze hierüber nichts enthalten, keine Lückenhaftigkeit finden wollen ^).

Wiederholte Prüfung führte uns zu folgendem Resultate^). Foridecli-

natorifche Einreden können nicht gegen die Competenz des Austrä-

galgerichtes selbst, sondern blos gegen die Art der Bestellung desselben

vorgebracht werden, da jedes gehörig constituirte Austrägalgericht für

die Sache, wegen welcher es constituirt worden, in Folge des Auf

trages der B. V. stets competcnt ist, sein rechtliches Urtheil über die

Sache, sei es auch nur darüber, ob diese überhaupt zu einer rechtlichen

Verhandlung und Entscheidung geeignet sei, auszusprechen. Die Ein

reden gegen die Art der Constituirung des Gerichtes müssen aber, wenn

sie nicht auf neuen Thatsachen beruhen, schon bei dem Verfahren über

die Constituirung vor der B. V. vorgebracht, und können vor dem be-

45) Man s. Wohl S. 71. v. Dresch, Abhandl. S. 1 flg.

46) B. Act. Art. 11. W. Schl. Act. Art. 21. B.-Beschl. v. 16. Juni

1817 Art. III.

47) Das Wort demnach im Art. II der B. A. ist nicht überflüs

sig, wie Heffter S. 176 Note 9 glaubt, sondern heißt soviel, als: des

halb, aus diesem Grunde (indem die richterliche Entscheidung gerade

deßhalb laus dem GrundeZ nothwendig wird, weil der Vermittelungs-

versuch mißlang, jeder Streit aber, da jede Selbsthilfe untersagt ist, ent

schieden werden muß). Die franzds. ofstcielle Uebersetzung: si et

<^u'u„e »«nteiir« «lc. besagt dasselbe. (And. Mein, ist Heffter a. a. O.)

Noch deutlicher ist das daher im Art. III. des B.-Beschl. v. 16. Juni 1817.

48) M o h l S. 71.

49) A. B. Moh l S. 7S. Auch der Verf. that dieß in seinem Lehrb.

Z. ZI6. Nr. II.

S«) Dieß geschieht in dem Entwürfe der B.-T.-Commission v. 21. Dec.

1820. Z. 9.
61) I. B. Eichhorn a. a. O. S. 63 flg.

62) A. B. Heffrer S. 239.

63) Z. B. gegen Wohl a. a. O- Jarcke a. a. O. S. 106 flg.

64) Inwieweit der Verfasser dieses Art. von seinen früheren , im Lehrb.

ausgesprochenen Ansichten jetzt abweiche, wird eine Begleichung von selbst

ergeben.
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relts konstituirten Gerichte nicht mehr zugelassen werden Bios bei

gewillkürten Austrägen kann die Statthaftigkeit der Einwendung, daß

dieselben in der fraglichen Streitsache nach den zum Grunde liegenden

Verträgen zc. nicht kompetent seien, nicht wohl geleugnet werden. Da-

hetkann sich ein gesetzlich bestelltes Austrägslgericht eigentlich nicht

für inkompetent erklaren, d.h. dahin aussprechen, daß es nicht be

fugt sei, die Sache, ungeachtet sie eine rechtliche Beurtheilung und

Entscheidung zuläßt, vor sein Forum zu ziehen, da diese Besugniß

schon in seiner Bestellung und in dem von der B. V. ertheilten Aus

trage liegt; sondern es kann blos sein Urtheil über die Klage selbst

in materieller^) Hinsicht abgeben, daß nämlich diese nicht gegrün

det sei, daß es ihr an einem rechtlich haltbaren Fundamente gebreche,

weil entweder das vorgetragene Verhältniß gar keine rechtliche Beur

theilung zuläßt, öder für dasselbe gar kcine rechtliche Entschei

dungsnorm besteht. In beiden Fallen ist demnach das Begehren

des Klägers gls grundlos zurückzuweisen. Ueberhaupt ist in Bezug

auf die Beschaffenheit der angebrachten Streitsache nur die Alter

native möglich, daß sie entweder rechtlich fundirt ist oder nicht. Aus

, welchem Grunde das Letztere eintrete, ist rechtlich gleichgiltig, da im

mer Abweisung der Klage erfolgen muß. Inwiefern nun auch die

Abweisung der Klage eine rechtliche Entscheidung enthält, info

fern ist auch jede Streitigkeit zwischen Bundesgliedern einer recht

lichen Entscheidung fähig, und insofern kann man auch zugeben, daß

die Bundesgesetze in Bezug auf die hier fraglichen Streitigkeiten nicht

lückenhaft seien Damit sind zugleich die übrigen noch behauptetem

Beschränkungen beseitigt, Denn was jZ) den Unterschied zwischen

Rechts- und politischen Sachen betrifft^), sg kann derselbe, da

er nur aus den inneren Verhältnissen eines einzelnen Staates

entlehnt ist, hier, wo es sich um die gegenseitigen Verhaltnisse

unabhängiger Staaten handelt, darum flicht in Betracht kom

men, weil es bloß die Frage gilt, ob zwischen den zwei streitenden

Staaten ein Rechts verhältniß wirklich bestehe, auf die Beschaf

fenheit des Objektes desselben aber gar nichts ankommt, sobald es

nur nicht etwas Unerlaubtes ist. Mag daher der Gegenstand des

Rechtsverhältnisses auch an sich eine sogenannte politische oder Re

gierungssache sein, immer wird diese dadurch und insoweit, daß und

inwieweit ein Staat in Bezug auf sie eine rechtliche Verpflich

tung gegen emen anderen Staat, übexnommen hat, zugleich eine

SS) Vergl. Heffter S. 24Y und v. Dresch, Abhsndl, S. Sl, such

Maurenbrecher, Grunds, z. 120, Man s. jedoch unten bei her Wahl der

AustrSge.

Z6) Forme «fehler der Klageschrift haben auf die hier in Rede Ke-,

findliche Frage keinen Einfluß.

57) Man s, Zqrcke «. «. V. S. 107 flg. vergl. mit y. Presch a. a-

S, 52 flg,

58) Man s, Eichhorn «. «. S- E. SS flg.
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Rechtssache werden. Aus gleichem Grunde hat ferner 7) der Unter

schied zwischen Interessen und Rechten^) auf die Eompetenz

des Austragalgerichtes keinen rechtlichen Einfluß, welcher sich vielmehr

blos bei der Beurtheilung der Klage äußern kann, insofern

nämlich eine ein Kloses Interesse verfolgende Klage als grundlos abzu

weisen ist. Zudem steht erst nach gefälltem Urtheile rechtlich fest,

ob der Gegenstand des Streites ein Kloses Interesse oder ein Recht

betreffe. Daher erscheint die Behauptung des Beklagten, daß es sich

lediglich um ein Interesse handele, ebenso, wie ö) die Behauptung, es

fehle an einer Entscheidungsnorm^), nur als eine Einred e

gegen die angebrachte Klage, nicht aber als ein rechtliches Hin-

derniß, die Klage der austragalgerichtlichen Entscheidung zu unter

werfen, da auch die Beurtheilung der Frage: ob für eine Streitsache

eine Entscheidungsnorm vorhanden sei oder nicht? zum Umfange der

richterlichen Eompetenz gehört, und sonach eine rechtliche Beantwor

tung jener Frage sich erst aus dem Ausspruche des Gerichtes ergibt.

Ueberhaupt kann die Ansicht, welche der Verklagte von der Beschaf

fenheit des durch eine Klage geltend gemachten Anspruches hat, auf die

Zulässigkeit der richterlichen Beurtheilung keinen Einfluß

äußern, weil sonst die Entscheidung über die richterliche Eompetenz un

mittelbar in der Sache selbst dem Beklagten, als Richter in eigener

Sache, eingeräumt, und dadurch eine rechtliche Entscheidung des

Streites villig unmöglich gemacht würde. Daher können alle , in der

Doctrin behaupteten Beschrankungen der austragalgerichtlichen Eompe

tenz in objectiver Hinsicht höchstens als Einwendungen gelten, welche

der Verklagte gegen die erhobene Klage vorbringen mag ? um die Ab

weisung derselben oder eine sonstige ihm günstige Entscheidung der

Sache herbeizuführen. Denn wer, wie die Bundesglieder in den Grund

gesetzen des Bundes gethan haben, auf die Selbsthilfe unbedingt

verzichtet, und eben deßhalb auch eben so unbedingt alle, nicht güt

lich beizulegenden Streitigkeiten der nusträgalgerichtlichen Entscheidung

unterworfen hat , kann nachher nicht wieder einzelne Fälle von dieser

Entscheidung beliebig ausnehmen, weil er glaubt, daß dieselbe für diese

nicht geeignet seien, und so sich indirect wieder von der übernommenen

Verbindlichkeit lossagen. ,— Daraus, daß alle Rechtsstreitigkeiten der

Bundesglieder unter sich, welche zu dieser zweiten Elasse gehören, der

richterlichen Entscheidung unterliegen, ergibt sich übrigens von selbst,

daß es auf die objektive Beschaffenheit derselben, ob sie näm

lich in das Staats -, Völker-, Privatfürsten - oder Civilrecht einschla

gen"), durchaus nicht ankomme. 5) Die subjective Eompetenz

der Austägalgerichte erstreckt sich blos auf die Bundesglie-

59) Man s. Jordan, «ehrb. Z. Zt6. Note 7. v. Presch, Beitr. S.

79 flg. und Abhandlungen S. 1 flg. Münch, Beitr. z. Miss. u. Lit. des

t. Bundesrechts, Bonn 1L23. H e f f t e r S. 186.

60) Eichhorn a. a. O- S. 46.

61) Man s. Heffter S. 182 flg.



Austräge.

der, die souveränen Fürsten und freien Städte Teutschlands, deren

Streitigkeiten unter einander auch allein nach der Auflösung des Rei

ches ohne Richter waren und daher, um den Bestand und Frieden des

ncu errichteten Bundes rechtlich zu begründen und für die Dauer zu

verbürgen, die Einführung einer rechtlichen Entscheidungsweise noch-

wendig machten. Die heutigen Austrage sind also auch nicht, wie die

zur Zeit des Reiches, ein Standesvorrecht, da die souveränen Für

sten keiner Standesclasse angehören, sondern ein durch die politischen

Veränderungen und insbesondere auch dadurch , daß die regierenden

Fürsten durch die erlangte politische Selbstständigkeit und Unabhängig

keit aus allen Standesverhältnissen herausgetreten sind, nothwendig ge

wordenes Institut, welches durch die freie Uebereiickunst der Bundes

glieder unter sich in's Dasein trat, und daher auch nur von Bun

desgliedern gegen Bundesglieder geltend gemacht werden

kann. Außer den wirklichen Regenten hat also kein anderes Glied ir

gend eines teutschen Herrscherhauses, noch weniger ein teutscher Stan

desherr einen Anspruch auf die bundesgesetzlichen Austrage Dage-

gegen ist es bei den Regenten, wegen der generellen objectiven Compe-

lenz der Austragsgerichte, ganz gleichgiltig, ob sie in ihrer Eigenschaft

als Regenten, als Glieder eines Fürstenhauses oder als

Privaten^) klagend auftreten oder belangt werden, und ob sie

dabei in der ersten Eigenschaft ihre eigenen Herrscherrechte, Rechte des

Staates oder Rechte einzelner (physischer oder moralischer) Personen

vermöge ihres Repräsentationsrechtes ^) verfolgen oder vertheidigen, so

bald sie nur als Hauptparteien zur Sache legitimirt sind. Die aus-

trägalgerichtliche Competenz ist aber nicht begründet: s) wenn eine Pri

vatperson gegen ein oder mehrere^) Bundesglieder Privatansprüche,

oder b) ein Bundesglied in einem anderen Bundesstaate solche Pri

vatrechte verfolgen will, die nur nach den Landesgesetzen jene? Staa

tes und durch die Unterwerfung unter dieselben geltend gemacht werden

können^); «) wenn ein Bundesglied gegen ein anderes Ansprüche an

bundes freien Besitzungen possessorisch oder petitorisch machen will;

c>) wenn ein fremder Souverän gegen ein Bundesglied, oder umge

kehrt, Ansprüche zu verfolgen hat, und e) bei Streitigkeiten zwischen

einem Bundesgenossen und seinen Familiengliedern, die keine zum Bunde

gehörigen Souveräne sind, über die Souveränität'"). 6) Auf die Un-

62) Prot. d. B. V. Bd. III. S. Sa u. 138. And. Mein, ist z a ch a -

xii im Arch. für «v. Praxis Bd. I. S. 96 flg. vergl. Wohl S. 57 flg.

63) Der Umstand, daß rein civilrechtliche Forderungen auch vor den Lan

desgerichten geltend gemacht werden können, hindert die Anwendung des

Austrügalgerichtes nicht, sondern begründet blos für den Klüger ein Wahlrecht.

Vgl. Heffter S. 183 flg.

64) Wohl S. 69 flg. Heffter S. 182.

65) Die bestrittene Vorfrage : wer unter den Mehreren der Verpflichte sei?

gehört vor das Austrägalgericht (s. unten.)

66) Bergt. Prot. d. B- B. Bd. 111. S. 137. Heffter S. 189.

67) In den beiden letzten Fällen kann eine Ausgleichung durch begehrte

oder wegen zu besorgender Gefährdung her öffentlichen Ruhe und Sicherheit
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rerthanen der Bundesstaaten erstreckt sich die Competenz der Aus

trägalgerichte nicht, wie aus dem Bisherigen von selbst erhellet. Je

doch wurde, um den Rechtsgang zu Gunsten tcutscher Untcrthanen in

dem Falle zu bewirken, wenn die Verpflichtung, Forderungen von Pri

vatpersonen zu genügen, zwischen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft

oder bestritten ist, zur Entscheidung dieser Vorfrage ein gleiches Ver-

fahren, wie bei Streitigkeiten der Bundesglieder gegen einander, ange

ordnet 68). Die subsidiäre Schlichtung der Differenzen zwischen den

Negierungen und den Landständen wurde zwar^auch zu einer Bundes««-

gelegenheit durch die Anordnung eines Schiedsgerichtes erhoben;

da aber dieses Schiedsgericht von den eigentlichen Austragalgerichtem

wesentlich abweicht, so kann dasselbe hier keinen Platz finden. 7) Die

theoretische Darstellung hat sich daher blos mit dem zur Beilegung der

Streitigkeiten der Bundcsglieder unter sich und zur Ausmittelung der

Vorfrage über die Verpflichtung, Forderungen von Privatpersonen zu

genügen, angeordneten Verfahren zu beschäftigen. Das befolgte Sy

stem wird sich aus der Darstellung selbst entnehmen lassen.

L) Verfahren bei Streitigkeiten der Bundesglieder

untersich. «) Summarisches Verfahren zur Aufrecht

haltung des Friedens und des Besitzstandes Ein sum

marisches Verfahren findet blos statt: 1) zum Zwecke der Au fr echt -

Haltung des Friedens unter den Bundesgliedern, wenn nämlich eine

gewaltsame Störung desselben entweder bereits eingetreten oder

doch zu besorgen ist^), und 2) zum Zwecke der rechtlichen Fest

setzung des jüngsten Besitzes ^). Im ersten Falle schreitet

die B. V., auf erhaltene begründete Kunde von einer vorgefallenen

oder zu besorgenden Friedensstörung, sofort, ohne Mitwirkung einer

anderen Behörde, durch Beschließung und Ausführung der zur Wieder

herstellung oder Erhaltung des Friedens nöthig erachteten Maßregeln

ein. Dieses Verfahren bezweckt blos die polizeiliche Handhabung

des Friedens, und läßt das Rechtsverhältnis), welches zur Gewalchä-

tigkeit Veranlassung gegeben haben mag, ganz unberührt. Es bleibt

daher den Betheiligten unbenommen, ihre Rechtsansprüche, der getrof

fenen Maßregeln ungeachtet , auf geeignete Weise geltend zu machen.

des Bundes von Amtswegen erfolgte Dazwischenkamst der B. V. herbeigeführt

werden; wobei sich eine vorgüngige «ausso «vgniü« ebenso von selbst versteht,

als eine förmliche >>««!»!«, die nur von Gerichten ausgehen kann, rechtlich

unmbglich ist (abweichend ist Maurenbrecher, Grunds, g. 119. Nore f.).

Wiener Schl. Aet. Art. 26, 36, 37 u. S0, Nr. 4. Vergl. Heffter S. 19«.

Jordan, Lehrb. §. 216. Note 15 u. 16. u. §. 225.

SS) Wiener Schl. Act. Art. 3«. Ueber den Zweck dieser Anordnung und

des nicht hierher gehörigen Rekurses wegen verzögerter oder gehemmter Justiz

s. Jordan, Lehrb. K. 216. Rote 2«.

69) Kl über, dff. R. F. 172. Jordan. Lehrb. g. 217. Wohl S.

LS flg. Heffter S. 192 flg. Scheuerlen a. «. L. S. IS flg.

7«) Wiener Schl. Act. Art. 13 u. IS.

7i) Wiener Schl. Att. Art. 2«.
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Im zweiten Falle ist dagegen das Verfahren rein rechtlicher Na

tur, indem der bestrittene jüngste Besitz durch Rechtsanspruch festgesetzt

werden soll. Es tritt daher auch nur auf Anrufen^) eines bethei

ligten Bundesgliedes ein, außer wenn wegen des bestrittenen Besitz

standes Gewaltthatigkeiten vorfallen oder zu befürchten sind, in welchem

Falle das Verfahren der ersten Art mit dem der zweiten concurrirt,

indem die B. V. nicht nur wegen Aufrechthaltung des Friedens von

Amtswegen einschreitet, sondern auch das Verfahren über den jüngsten

Besitz auf Verlangen eines der betheiligten Bundesglieder einleitet. Die

rechtliche Feststellung des jüngsten Besitzes geschieht auf

folgende Art Die B. V. fordert ein bei der Sache nicht betheilig-

tes Bundesglied in der Nähe des zu schützenden Gebietes auf, die That-

fache des jüngsten Besitzes und die angezeigte Störung desselben ohne

Zeitverlust durch seinen obersten Gerichtshof summarisch untersuchen

und darüber einen rechtlichen Bescheid abfassen zu lassen, dessen Voll

ziehung die B. V. im Falle Bedürfens durch die ihr gesetzlich zustehen

den Zwangsmittel zu bewirken hat. Wenn der aufgeforderte Bundes,

staat mehrere oberste Gerichtshöfe hat, so bestimmt die B, V. denjeni

gen unter denselben, welcher die Untersuchung und Entscheidung vor

nehmen soll. Gesetzlich ist hierüber zwar nichts bestimmt; es folgt dieß

aber theils aus der Natur des ganzen Verfahrens, theils aus der ana

logen Anwendung der für das ordentliche Verfahren gegebenen Vor

schriften, welche überhaupt, insoweit es das Wesen des summarischen

Besitzprozesses zuläßt, auch hier anzuwenden sind ^). Daher hat der

oberste Gerichtshof auch hier nach den Landesprozeßgesetzen zu versah,

ren und in plvuo nach gemeinem Rechte in der Hauptsache und über

den Kostenpunkt zu entscheiden. , Ein Rechtsmittel ist jedoch hier wohl

nicht zu gestatten 5").

K) Ordentliches Verfahren bei Streitigkeiten ande-

rerArt. «) Das Vermittelungsverfahren^). Bei allen Strei

tigkeiten der Bundesglieder unter sich, welche weder das Bundesver-

hältniß, noch den jüngsten Besitz betreffen, tritt, wenn sich die Par

teien nicht ohne Concurrenz der B. V. vergleichen, das ordentliche

Verfahren ein, welches in zwei Hauptabschnitte, in das Ver-

mittelungsverfahren vor der B. V. und in das eigentliche

Prozeßverfahren vor dem Austrägalgerichte, zerfällt, wo«

72) Fehlt es an einer sslchen Jmploration , so kann , wenn es die Um

stände erfordern, blos das polizeiliche Einschreiten stattfinden, und muß

die rechtliche Beschaffenheit des jüngsten Besitzes unentschieden gelassen werden.

Jordan, Lehrb. Z. 217. Note 3.

73) Wiener Schl. Act. Art. 2«. vgl. K. T. O. v. 15SS. Th. II. Tit.

21. z. l u. 2.

74) Man s. H effter S. 193 flg. auch Wohl S. 9« flg.

75) Heffter S. 194. Nr. 2. v. Struye S. S1.

76) Klüber, öff. R. §. 173. Rudhart, Recht des t. B. S. 119.

Jordan, Lehrbuch §. 218. Wohl S. 93 flg. Heffter S. 229 flg.

Scheuerlen S. 16 flg. v. Struve S. 31 flg.
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von jedoch Letzteres erst dann nothwendig wird, wenn das Erstere miß«

lingt

Das Vermkttelungsverfahren beginnt sofort nach bei der

B. V. angebrachter Klage durch die Wahl einer aus zwei oder meh

reren Mitgliedern bestehenden Vermittelungscom Mission (V.

Ausschuß), welche als Organ der B. V. die gütliche Ausgleichung

des Streites nach den für sie vorhandenen Normen^) zu versuchen

hat. Dieser Ausschuß, dessen Ernennung die B. V. den Parteien be

kannt macht, verlangt zunächst von dem verklagten Theile, unter Be

stimmung einer kurzen Frist, gleichfalls eine Darstellung der Sache

und seiner Einreden, um nach dieser und der Klagschrist ange

messene Vexgleichsvorschläge entwerfen zu können. Er setzt sodann zum

wirklichen Versuche der Güte einen Termin an, an dem er sich be

müht, den Vergleich zu Stande zu bringen. Treten hierbei Schwie

rigkeiten ein, so erstattet er Bericht an die B. V., welche hierauf die

selben wegzuräumen sucht. Ebenso setzt er die B. V. überhaupt von

dem Erfolge seiner Bemühungen berichtlich in Kenntniß. Das Ver

fahren, für dessen Dauer die B. V. auch eine den Umständen an

gemessene Frist von Amtswegen oder auf Begehren eines der zwistigen

Theile bestimmen kann ^), endigt, sobald entweder der Vergleich

wirklich zu Stande gekommen oder die Vermittelung als mißlungen zu

betrachten ist. Im ersten Falle wird die Vergleichsurkunde in Ur

schrift sammt den abschristlichen Ratificationsurkunden im Bundesarchiv

niedergelegt und der Vergleich selbst vom Bunde garantirt^), im zweiten

aber der B. V. von dem Ausschusse die Anzeige gemacht, daß jeder

weitere Versuch einer gütlichen Beilegung des Streites vergeblich sei^).

/Z) Das Prozeßverfahren »^). 1) Wahl des Austrä-

galgerichtes — andere Arten der Austräge. Die miß,

lungene Vermittelung macht eine richterliche Entscheidung

des Streites und sonach die Einleitung des Prozeßverfahrens

nothwendig, welchem jedoch bei jeder Streitsache die Wahl des Aus-

trägalgerichtes vorangehen muß, da es kein ständiges Bundesge

richt gibt, wenn nicht für den fraglichen Fall gewillkürte Aus

träge bestehen. Man hat überhaupt mehrere Arten der Austragsge-

richte ZU unterscheiden. ») Den Bundesgliedern steht es nämlich auch

frei, sowohl bei einzelnen vorkommenden Streitigkeiten, als für

77) B.-Acte Art. 11. W. Schl. Act. Art. Zt. B.-Beschl. v- 16. Juni

1817. Art. II. u. III.

78) Hierher gehört auch die Geschäftsordnung für B. Commiss. vom 29.

April 1819 (Prot, der B. V. Bd. VII, S. 20S. v. Meyer, «. II. S.

1^0. Michaelis S. 527, Klüver, Quellens. T. 272.) z. 3 u.' 4. ^

Jordan, Lehrb. §. 212. Nr. III.

79) B.-Beschl. y. 1817. Art. II. lit. s.

80) B.-Beschl. Y. 1317. Art. II. lit. ck.

81) B.-Beschl. v. 1317. Art. III. Nr. 2. Die Vorschläge des Entw. v.

2l. Dec. 1320. z. 1-^8. s, man bei Wohl S. 99 flg. und Heffter S.

274 flg.
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alle künftigen Fälle wegen besonderer Austrage oder Compromisse

übereinzukommen, wie denn auch frühere Familien- (Stamm-) oder

Bertragsaustrage durch die Errichtung der Bundescmsträgalin-

stanz nicht aufgehoben, noch abgeändert worden sind ^). Es ist jedoch

in den Bundesgesetzen nichts Näheres über diese Austräge, namentlich

darüber bestimmt, ob und inwieweit die B. V. bei denselben wirksam

zu sein habe. Diese Austräge gehen, wo sie begründet sind, den ge

schlichen vor, an deren Stelle sie treten; weßhalb gegen die Aussprüche

derselben nicht, wie zur Zeit des Reiches an die Reichsgerichte, an ein

gesetzliches Austrägalgericht appellirt^), sondern nur das Rechtsmittel

der Restitution wie gegen die Urtheile der gesetzlichen Austräge gebraucht

werden kann. Die bestrittene Anwendbarkeit dieser Austräge kann da

gegen die Wchl eines gesetzlichen Austrägalgerichtes zur Entscheidung

über die Vorfrage der Anwendbarkeit nothwendig machen, sowie umge

kehrt die Behauptung, daß die Sache nicht an die gesetzlichen, sondern

an die gewillkürten Austräge gehöre, das gesetzlich gewählte Austrägal

gericht veranlassen kann, zunächst über diese forideclinatorische Einrede

zu entscheiden. Der Gang und die Ordnung des Verfahrens liegen

ganz außer dem Bereiche der Wirksamkeit der B. V. ; dagegen sind

die Urtheile dieser Austräge, da sie in Folge der gesetzlichen Anerken

nung ebenso an die Stelle der gesetzlichen treten, wie dieß zur Zeit des

Reiches der Fall war, von der B. V. zu vollziehen^), b) Ebenso

bleibt es den Mitgliedern des Bundes unbenommen, sich darüber ein-

zuverstehen, daß die zwischen ihnen entstandenen Streitigkeiten auf dem

Wege des für die Differenzen zwischen Regierungen und Ständen an

geordneten Schiedsgerichtes ausgetragen werden^); welchem

Falle sodann ebenso verfahren wird, als wie bei jenen Differenzen.

«) Nicht minder können die zwistigen Theile, anstatt ein Austrägalge

richt auf, gesetzliche Weise zu wählen, sich über ein solches gütlich

vereinigen"), welches sodann in allen Verhältnissen einem auf dem

gesetzlich vorgeschriebenen Wcge gewählten Gerichte gleichsteht, ck) Fin

det keiner dieser Fälle statt, so tritt die bundesgesetzliche Aus-

«2) Klüber, öff. R. tz. 174. Rudhart S. 122 flg. Jordan Z.

219. Wohl S. 108 flg. Heffter S. 199 flg. v. Dresch, Abhandl.

S. 27 flg. Scheuerlen S. 1« flg. v. Struve S. 35 flg.

83) W. Schl. Act. Art. 24. Heffter S. 203 flg. v. Dresch, Ab-

handl. S, 31 flg. v. Struve S. 41 flg.

84) Heffter S. 216. A. M. v. Dresch, Abhandl. S. 33 flg.

85) Wiederholte Prüfung nöthigt den Verfasser seine frühere abweichende

Meinung (Lehrb. Z. 219. Rote 11), obwohl ihr seitdem auch Mauren brc-

cher (Grunds. S. 120. Note <I.) beitrat, aufzugeben und Heffter (S. 217)

beizustimmen. Es würe kein richterliches Erkenntniß, wenn die Vollziehung

nicht garantirt würe, und wozu bundcsgesetzliche Anerkennung, wenn sich die

B. V. um die Aussprüche dieser Austrüge eben so wenig zu bekümmern

brauchte, als um eine sonstige Vertragung oder privative Ausgleichung des

Streites?

8S) B.-Beschl. v. 30. Oct. 1334. Art. 12.

87) Prot. d. B. V. Bd. XI. S. 2S u. 76. Heffter S. 236.
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trägalinstanz ein, welche auch dann Platz greift, wenn mehrere

Bundesglieder als Streitgenossen belangt werden, von denen nur Einer

oder der Andere besondere, oder mit dem klagenden Theile gemein

schaftliche Austrage hat ^). — Ueber die Wahl der gesetzlichen

A usträgalinstanz Folgendes °°). 1) Das Wahlgeschaft, in

Vorschlag und Wahl bestehend, liegt denjenigen ob, welche durch die

Entscheidungen des Gerichtes verbindlich werden sollen; woraus folgt, daß

in einer bei einem Austrägalgerichte anhängigen Sack)? zwar eine frei

willige Theilnahme Dritter als Jntervenienten oder Litisdenunciatcn,

aber keine erzwungene in Folge einer sogenannten Adcitation stattfinden

könne 2°). 2) Das Vorschlagsrecht gebührt, wie zur Zeit des

Reiches, dem Beklagten, d. h. dem Bundesgliede, gegen welches

ein anderes Ansprüche erhoben hat. Ist es zweifelhaft welcher

Theil der Beklagte fei, wie bei den iu6i«is <ZupIi«is, und bei der Frage,

welches von mehreren Bundesgliedern die Verbindlichkeit habe, den For

derungen einer Privatperson zu genügen, so hat der Theil, welcher

zuerst die B. V. anging, die Rolle des Beklagten zu übernehmen,

oder es muß, wenn dieß von beiden Theilen zugleich geschah, diese Rolle

durch das Loos ausgemittelt werden, wenn es die B. V. nicht vorzie

hen sollte , eine Frist z>,ir gütlichen Vereinigung hierüber mit der An

drohung festzusetzen, daß nach dem fruchtlosen Ablaufe derfelben sie selbst

die Austrägalinstanz bestimmen würde. Mehrere Beklagte müssen

sich binnen der gesetzlichen Frist über den Vorschlag vereinigen, sonst

geht das Vorschlagsrecht an die B. V. über. 3) Vermöge dieses Rech

tes hat nun der Beklagte binnen 4 bis 6 Wochen, vom Tage der bei

der B. V. gemachten Anzeige an, daß die Vermittelung mißlungen sei,

dem Klager drei unparteiische Bundcsglicder vorzuschlagen. Läßt der

Beklagte diese Frist unbenutzt verstreichen, so geht das Vorschlagsrecht

auf die B. V. über, wenn nicht vor Ablauf derselben eine Erstreckung

bewirkt worden ist^). 4) Der Kläger hat hierauf binnen gleicher

Frist, welche vom Tage des ihm bekannt gemachten Vorschlages an ge

rechnet wird, aus den vorgeschlagenen Bundesgliedern eines zu wäh

len. Für den Fall der unterlassenen Wahl besteht zwar kein gesetzliches

88) Dafür spricht die Analogie dessen , was zur Zeit des Reiches in die

sem Falle stattfand. Danz §. 256. v. Dresch, Abhandl. S. 35. Nr. 3.

89) B.-Beschl. v. 1817. Art. III. Eing. u. Nr. 2 flg. W. Schl. Act.

Art. 21. Beschl. v. 3. Aug. 1820. Art. I.

90) Klüver, off. R. §. 175. Note i. Mohl S. 126. Heffter S.

245. v. Dresch a. a. O. S. «1. And. M. ist hinsichtlich der Adcitation

Rudhart a. a. O- S. 129.

91) Die Bundesnormcn enthalten hierüber nichts. Ein Auskunftsmittel

schlagt der Entwurf vom 21. Der. 132« vor, s. Heffter S. 284. — Ueber

Obiges vergl. I.. 13. und 14. 0. ös iuä. (S. 1.) Heffter S. 232. von

Dresch a. a. O. S. 41. v. Struve S. 36. Jordan, Lehrb. ö. 219.

Note 3.

92) Vergl. Prot, der B. «5. Bd. XIV. S. 32. v. Dresch, Abhandl.

S. 42. Nr. 4.,
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Präjudiz; die B. V. wird aber zweckmäßig das für den Beklagten

bestehende auch hier androhen Ebenso muß auch mehreren Klä-

gern ein Rechtsnachtheil für den Fall angedroht werden, daß sie sich

binnen der genannten Frist über die Wahl nicht vereinigen sollten. Je

doch kann auch Einer unter ihnen für sich wählen, dem sich sodann die

Anderen anschließen^). 5) Die oberste Gerichts stelle des auf diese

Art gewählten Bundesgliedes ist sodann als die gewählte Austra

gali »stanzt) zu betrachten, welche im Namen und anstatt der B.

B., sowie vermöge Auftrages derselben handelt. Hieraus ergibt sich,

daß unter den vom Beklagten vorgeschlagenen Bundesgliedern nicht

zwei oder gar alle drei denselben obersten Gerichtshof gemeinschaft

lich haben dürfen ^), obgleich auch Staaten mit solchen gemeinschaft

lichen Gerichten mit oder allein vorgeschlagen werden können, sobald

nur der Vorschlag' dem Kläger die Möglichkeit gewährt, zwischen drei

verschiedenen, in drei verschiedenen Bundesstaaten befindlichen obersten

Gerichten zu wählen^). Befinden sich in dem gewählten Bundesstaate

mehrere Gerichte dritter Instanz, so hat sich der Kläger auch über die

Wahl der Gerichtsstelle zu erklären, sonst trifft die B. V. diese Aus

wahl. Wurde ein Bundesglied gewählt, welches ein gemeinschaftliches

oberstes Gericht hat, so ist natürlich dieses die Austrägalinstanz ^").

6) Die B. V. macht dem gewählten Gerichtshofe, die Wahl mag auf

dem bisher bezeichneten gesetzlichen Wege oder durch freie Uebereinkunft

der Betheiligten erfolgt sein, diese seine Bestimmung bekannt, und er-

t heilt ihm, unter Mittheilung der Vergleichsverhandlungen, jedoch

nur zur Kenntnißnahme und nicht zum gerichtlichen Gebrauche^),

förmlichen Auftrag zur Vollziehung der Bundesacte als Austrä--

galinstanz ^°). 7) Die Uebernahme des Austrägalauftrages von

der bestimmten obersten Gerichtsstelle ist als eine Bundes-

p flicht"") anzusehen. Nur ganz besondere, der B. V. etwa un

bekannt gewesene Verhältnisse, welche eine völlige Unfähigkeit

93) Dieß schlägt der Entwurf vom 21. Der. 1320 §. 11 vor; s. He ff«

ter S. 234.

94) Prot, der B. V- Bd. XIV. S. 103 flg. und 1S3 flg. Hefster

S. 235. v. D r e sch , Abh. S. 43.

95) Eigentlich Austrügalcommission , da die B. V. nur sich als Austrä

galinstanz anerkennen will (s. oben Note 36).

96) Denn sonst hätte der Kläger keine Wahl unter drei Gerichten.

97) Prot, der B. V. Bd. IV. S. 136. Hefster S. 239.

98) B.-Beschl. v. 1317. Art. III. Nr. 4.

99) Wohl S. 113.

10«) B.-Beschl. v. 1817. Art. III. Nr. 3. Die Auftragsertheilung kann

wohl nur vermittelst der betreffenden Regierung erfolgen, da kein oberstes Ge

richt als solches unter der B. B. steht.

101) B.-Beschl. v. 1317. Art. III. Nr. 4. Eing. — Eigentlich kann nur

die Beauftragung des Gerichtes von Seiten der betreffenden Regierung,

den Austrägalaustrag der B. B. zu vollziehen, eine Bundespflicht sein,

da die obersten Gerichtshöfe keine Bundeeglieder sind, und daher auch keine

unmittelbaren Bundespflichten haben können.
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der Jnstanzübernahme begründen, können zur Entschuldigung dienen;

sie sind aber binnen 14 Tagen , vom Tage des erhaltenen Auftrages

an, bei der B. V. vorzubringen, welche sodann darüber entscheidet^).'

Die Gründe der Entschuldigung^^), welche nämlich die Ausübung des

- Richteramtes in dem gegebenen Falle rechtlich unmöglich machen, kön

nen weder von der Natur der Streitsache hergenommen sein, da diese

der B. V. bereits zur Zeit der Auftragsertheilung bekannt war, noch

überhaupt sich auf die subjektive oder objective Competenz beziehen, de

ren Begründung im Auftrage der B. V. liegt, noch die Art der Be

stellung betreffen, da diese auf einem Beschlüsse der B. V. beruht,

worüber dem Gerichte keine Cognition zusteht. Soviel geht aber aus

dieser Vorschrift hervor, daß die Parteien ihre etwaigen Einwendungen

gegen die Art der Bestellung noch vor der Auftragsertheilung bei

der B. W. vorbringen müssen, Gründe dagegen, welche die Auf-

tragsüb er nähme als rechtlich unzulässig darstellen und der B. V.

noch unbekannt sind, auch noch während der vierzehntägigen Frist bei

dieser an- und ausführen können. Werden innerhalb der 14 Tage

keine Entschuldigungsgründe vorgebracht, so ist, wenn das Gericht

keine Fristerstreckung bewirkt hat, anzunehmen, daß keine solchen Gründe

der Uebernahme des Auftrages im Wege stehen. Jedoch muß die B.

V. auch die nach Ablauf der Frist noch vorgebrachten Entschuldigungs

gründe beachten, da, wenn diese wirklich die Auftragsübernahme recht

lich unmöglich machen, das Gericht den Aufrag nicht übernehmen, noch

hierzu gezwungen werden darf, weil es zum Unmöglichen keine recht

liche Verpflichtung gibt. Findet die B. V. die Entschuldigung begrün

det, so muß sie, wenn die Parteien sich nicht gütlich über ein anderes

Austragsgericht vereinigen, die Bestellung einer anderen gesetzlichen

Austragalinstanz veranstalten, wobei das Bundesgliev, dessen oberster

Gerichtshof von der Uebernahme des Austrägalauftrages befreit werden

mußte, nicht wieder vorgeschlagen werden darf^).

2) Das austrägalgerichtliche Prozeßverfahren selbst.

Dem zur Austrägalinstanz gewählten obersten Gerichthofe steht nun die

Leitung des Prozesses und die Entscheidung des Strei

tes in allen seinen Haupt- und Nebenpuncten uneinge

schränkt und ohne alle weitere Einwirkung der B. V. oder Landesregie

rung zu, welche letztere jedoch im Falle einer Zögerung von Seiten des

Gerichtes die zur Beförderung der Entscheidung nöthigen Verfügungen,

auf Ansuchen der B. V. oder der streitenden Theile, zu erlassen befugt

ist""). 1) Die Ausammensetzung des Gerichtes betreffend, so ist

zwar eine bestimmte Anzahl von Richtern nicht vorgeschrieben, wohl

102) B.-Beschl. v. 1817. Art. IN. Nr. 4. Auch zur Zeit des Reiches

mußte sich der gewühlte Austrsgsrichter binnen 14 Tagen erklären (s. oben

Note ».)

103) Man s. v. Dresch, Abh. S. 49 flg.

104) Das Gesagte folgt aus dem Zwecke der Gesetze.

105) W. Schl. Acte Art. 22. oder Beschl. v. S. Aug. 182«. Art. II.
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aber verordnet'^), daß, wenn das Gericht aus mehreren Senaten be

steht, es i» i>I«uc> die Ausnägalsache verhandeln und das Urtheil, es

sei ein definitives oder Zwischenerkenntniß, schöpfen soll. 2) Die In-

struction des Prozesses geschieht nach der Prozeßordnung, welche

der Austragalgerichtshof bei den sonst vor ihm zu verhandelnden Rechts

sachen zu befolgen hat, und zwar ganz in derselben Weise, wie bei

diesen, also nach den Prozeßgese^en des Landes, dessen oberstes Gericht

er ist. Hat daher der Gerichtshof keine befondcre Prozeßordnung, so

kommen die überhaupt für die Landesgerichte bestehenden Prozeßgesetze

und subsidiär das gemeinrechtliche Verfahren zur Anwendung'"^). Je

doch ist nach den Landesprozeffgefetzen nicht die Statthaftigkeit

der Prozeßhandlungen, die nach den besonderen Bundesgesetzen und sub

sidiär nach dem gemeinen Prozeßrechte entschieden werden muß, sondern

nur das Verfahren bei statthaften zu bestimmen, weil die Bestim

mung der Statthaftigkeit einer Prozeßhandlung keine Instruction,

sondern eine Entscheidung ist; als Entscheidungsnorm aber die

Landesprozeßordnung nie befolgt werden darf. Die Sache muß natürlich

bis zu ihrer völligen Beendigung bei demselben Austrägalgerichte ver

bleiben, welches daher, wie über alle Haupt- und Nebenpuncte ^u ent

scheiden, so auch jede der Entscheidung vorgängige, beziehungsweise dem

Zwischenerkenntnisse nachfolgende Instruction vorzunehmen hat^).

Prozeßverfügungen sind zwar regelmäßig den Anwälten der Parteien

zu insinuiren, wenn aber das Gericht dieß unmittelbar nicht bewirken

kann, so soll es davon der eigenen Regierung Vorlage machen, damit

diese in den Stand gesetzt werde, durch ihre Bundestagsgesandtschaft

die geeignete Mittheilung an jene Regierung, die es angeht, zu bewir

ken 3) Der ordentliche Prozeß bildet zwar auch bei dem

Austrägalgerichte die Regel; dieses ist aber zweifellos befugt, ausnahms

weise ein summarisches Verfahren in den dazu geeigneten Fällen an

zuordnen, da die Bestimmung der Prozeßart entschieden zum Umfange

der richterlichen Cognition gehört""). 4) Gegen die Competenz

des Gerichtes kann jetzt vor diesem nichts mehr vorgebracht werden,

außer wenn das Vorbringen sich auf neue oder erst jetzt in Erfahrung

gebrachte Thatfachen stützt. Denn Einwendungen dieser Art mußten

während des Verfahrens über die Bestellung der Austrägalinstanz bei

der B. V. selbst geltend gemacht werden, welcher auch die Cognition

hierüber zusteht "i). Zudem liegt in der unbedingt erfolgten Wahl des

Gerichtes eine Verzichtleistung auf damals schon vorhanden gewesene

106) B.-Beschl. v. 1817. Art. 1«. Nr. 6.

107) Vgl. Rudhart S. 131 u. v. Dresch, Abh. S. 45 flg.

108) Bergt. B.-Beschl. v. 1817. Art. IN. Nr. S.

109) B.-Beschl. v. 7. Ort. 1830. (s. oben Note 3.)

110) Man s. Heffter S. 290.

111) Dieß folgt consequent daraus, daß die B. V. auch über d,e vom

gewählten Gerichte selbst vorgebrachten Entschuldigungsgründe entscheidet (siehe

oben Note 102).
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und bekannte RecusationSgründe. Werden solche Gründe jetzt noch er«

laubterweise vorgebracht, so hat, wenn nicht blos einzelne Mitglieder

des Gerichtes recusirt werden, worüber der Gerichtshof selbst erkennt,

insofern noch eine genügende Anzahl nicht recusirter Glieder übrig

bleibt, auch jetzt die B. V. darüber zu entscheiden, weil einmal über

die Recusation überhaupt nicht das recusirte Gericht selbst, entschei

det "2), und weil sodann die Entscheidung über die rechtliche Fähigkeit

des Gerichtes, den AuÄrägalauftrag zu übernehmen, worauf sich die

Recusation bezieht, der B. V. gebührt, wobei die Zeit des Vorbrin

gens nichts zu verändern vermag, da die durch den Auftrag dem Ge

richte eingeräumte Unabhängigkeit sich lediglich auf dle Verhandlung

und Entscheidung der Sache bezieht^), g) Die Theilnahme

eines dritten Bundesgliedes an dem anhängigen Rechtsstreite

ist nur statthaft, wenn das Gericht eine wesentliche Verbindung der

Rechtsverhältnisse des intervenirenden Dritten mit dem anhangigen

Rechtsstreite, also das Vorhandensein einer Sach Konnexität aner

kennt ; nur darf die Theilnahme nicht durch Adcitation bewirkt wer

den "°). 6) Die Julässigkeit der Wiederklage ist durch eine gleiche

Sachconnexität bedingt, sie muß aber sogleich bei der Einlassung auf

^ die Klage angebracht werden "°). 7) Ein Austrägalgericht ist befugt,

unbedingte Mandate (iusuclsts sin« vlsusuls) zu erlassen, wenn

über Neuerungen während der Rechtshängigkeit einer bei demselben

in gerichtlicher Verhandlung stehenden Streitsache geklagt wird, und an

den Erfordernissen zu einer Verfügung dieser Art in anderer Beziehung

kein Mangel erscheint. Jedoch hat sich das Gericht hierbei der An

drohung von Geldstrafen zu enthalten und die Veranlassung der Voll

streckung des auf das erlassene Mandat ergehenden, an die B. V. ein

zusendenden schließlichen Erkenntnisses, dieser lediglich zu überlassen

Die Rechtsbeständigkeit eines erlassenen Mandates dieser Art

kann, da es keine höhere Instanz gibt, und die Austrägalinstanz in der

Prozeßleitung wie im Beurtheilen der Sache unabhängig ist, natürlich

nicht angefochten werden. Im Uebrigen hat das austrägalgerichtliche

.Verfahren keine besondere Eigenthümlichkeit. 8) Das Endurtheil

muß längstens binnen Jahressrist, vom Tage der Ueberreichung der

Klage bei der Austrägalinstanz an gerechnet, erfolgen. Sollte es aus

nahmsweise nicht thunlich sein, so hat der oberste Gerichtshof als Aus-

112) Vgl. Linde, Lehrb. des Civilproz. (5. Aufl.) Z. 82.

213) Ueber die Statthaftigkeit der Recusation sind von einander

abweichend Heffter S. 240, u. v. Dresch, Abh. S. S0. Note q.

114) B.-Beschl. v. 3. Aug. 182« Art. III. Außer einer solche» Sach

connexitat läßt sich freilich überhaupt keine Intervention als rechtlich möglich

denken.

116) Wohl aber durchLitisdenunciation (s. überhaupt oben Note 90).

115) B.-Beschl. v. 3. Aug. 1L20 Art. III. Heffter S. 245. An-

merk. 2. ^

147) B.-Beschl. v. 28. Febr. 1333. s. A. Müller, Archiv für die

neueste Gesetzgeb. ic. Bd. VI. H. 2. S. SS.

SS
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rrägalinstanz einen Bericht an die B. V. zu erstatten, die Gründe ei

nes nothwendig geglaubten längeren Verzuges anzuzeigen, und dieBe«

willigung oder Mißbilligung vom Bundestage zu empfangen^). Diese,

schon im Styl nicht ganz gut gerathene, Vorschrift wurde offenbar

durch die oben berührte Bestimmung der Reichsgesctze wornach

Austrägalsachen binnen Jahresfrist beendigt sein mußten, widrigenfalls

man sie nn das ReichsknMmergericht bringen konnte, veranlaßt; hat

aber jetzt, wo ein ähnliches Präjudiz nicht mehr möglich ist, gar keinen

Zweck, da einerseits auch die Beendigung eines Austrägalprozesses von

Umständen abhängt, die außerhalb der Willkür des Gerichtes liegen,

und andrerseits die Streitsache immer — gleichviel, was die längere

Dauer des Verfahrens veranlaßt haben mag — bei dem Austrägalge

richte bis zur erfolgten völligen Beendigung verbleiben muß, wenn nicht

ein neues Austrägalgericht gewählt, vor diesem der Streit von Neuem

wieder begonnen, und also eine noch größere Verzögerung herbeigeführt

werden soll, wäre ein solches neues Verfahren auch gesetzlich angeord

net und somit statthaft, was jedoch der Fall nicht ist. Die fragliche

Bestimmung steht überdieß im Widerspruche mit der oben (s. Note 105)

erwähnten gesetzlichen Vorschrift, wornach der Austrägalinstanz die Lei

tung und Entscheidung des Streites uneingeschränkt und ohne alle

weitere Einwirkung der B. V. zustehen und nur die betreffende

Landesregierung befugt sein soll, wegen Verzögerung der

Sache auf Ansuchen der B. V. oder der streitenden Theile die nöthi-

gen Verfügungen zu erlassen, indem auch hier lediglich eine solche Ver

zögerung in Frage steht. Und wie wäre eine Mißbilligung ohne

rechtliche Untersuchung und Würdigung aller obwaltenden That- und

Rechtsverhältnisse, mithin ohne oberrichterliche Gewalt rechtlich

möglich, und wie die Unabhängigkeit der Austrägalinstanz, und die

Stellung derselben als eines obersten Gerichtshofes eines souveränen

Staates hiermit vereinbar.^")? Wir glauben daher, daß diese Vorschrift

vom I. 1817 als durch die neuere grundgesetzliche Bundesbestimmung

von 1820 indirect aufgehoben zu betrachten sei. 9) Die Etttschei»

dungsnormen betreffend, so hat das Austrägalgericht s) die Statt -

hastigkeit der Prozeßhandlungen nach dem Bundesrechte und den

gemeinrechtlichen Prozeßvorschriften, wie schon oben bemerkt wurde, und

insbesondere die Au lässig keit und Wirkung der Beweismittel al

lein nach letzteren zu bestimmen^); b) in der Hauptsache ^2)

aber zunächst «) die besonderen, auf die Streitfache bezüglichen Nor

men, als: Verträge der streitenden Theile; Particularrechte der einschlä

gigen Bundesstaaten; beide Theile verbindende Normen, z. B. Testa

mente, Erbeinigungen, Hausgesetze und völkerrechtliche Verträge,

113) B.-Beschl. v. 1817 Art. HI. Nr. «.

119) M. s. Heffter S. 243 flg.

12«) M. vgl. Mohl S. 124 flg.

121) Heffter S. 142.

122) Bes. Mohl S. 164 flg.
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d!e nicht von den Parteien abgeschlossen worden find, z. B. Friedens»

schlösse zc., und in deren Ermangelung /Z) die in Rechtsstreitig'

leiten derselben Art vormals von den Reichsgerich'

ten subsidiarisch befolgten Rechtsquellen, insofern

solche auf die jetzigen Verhaltnisse der Bundesglieder

noch anwendbar sind, d. i. das noch anwendbare gemeine

Recht zu befolgen; «) in Ansehung des Kostenpunktes end

lich stets nach den gemeinrechtlichen Grundsätzen zu erkennen, die

Quantität der Kosten jedoch nach der dem Austrägalgerichte nach

den Landesgesetzen vorgeschriebenen Taxordnung , ohne Anrechnung wei

terer Gebühren , zu bestimmen^). 1«) Da die Urtheilsfallung nach

logischen und rechtlichen Principien geschehen muß, nzithin das Urtheil

als ein Produkt der logischen und rechtlichen Nothwendigkeit erscheint,

so leuchtet von selbst ein, daß dem Austrägalgerichte auch keine Art von

Erkenntniß, welche sich als ein solches Produkt in der anhängigen

Streitsache ergeben kann, untersagt sein darf, und daß daher dasselbe

auch ein bedingtes Definitivurtheil zu fällen hat, sobald die

rechtlichen Bedingungen eines solchen vorhanden sind^). 11) Das

Urtheil ist im Namen der B. V. abzufassen, und eö sind demselben

jederzeit die vollständigen Entscheidungsgründe beizufügen^«).

12) Dasselbe wird sodann den Parteien von der Austrägalinstanz, und

zwar ausdrücklich im Namen und Auftrag des Bundes

eröffnet, und hierauf von derselben sammt den Acten dem Bundes

tage überschickt ^).

7) Rechtsmittelinstanz^»). Alle, sowohl interlocutorische

als definitive Austrägalerkenntnisse sind sofort nach ihrer Eröff

nung als rechtskräftig anzusehen und zu befolgen^»). Sie kön

nen daher durch kein ordentliches Rechtsmittel angefochten wer

den. Jedoch ist das außerordentliche Rechtsmittel der Re

stitution wegen neu ausgesunderThatsachenund(oder)Be'

123) W. Schl. Act. Art. 23. B.-Beschl. vom S. Aug. 1320 Art. IV.

vergl. mit dem B.-Beschl. v. 1817 Art. HI. Nr. 7. Ueber die Beachtung

des gemeinen Rechte« von Seiten der Reichsgerichte s. m. K. G. O. v. 1496.

Z. S. und v. 1SSS. Th. I. Tit. 67. R.-Hof-R.-O. Tit. I. Z. 16. u. Tit. 7.

§. 21 u. 24. I. R. A. §. 1«6. — Hefster S. 20« flg. Ob solche ge

meinrechtliche Normen vorhanden und noch anwendbar seien, hat das Gericht

zu entscheiden. Daß daher der Vorwand des Mangels' oder der Anwendbarkeit

solcher Normen kein Grund sein könne, eine Streitsache der austrägalgericht-

lichen Entscheidung zu entziehen, wurde schon oben bemerkt. Anh. Mein, ist

Eichhorn a. a. O. S. 46 flg. man s. aber dagegen Jarcke a. a. O. S.

116 flg.

124) B.-Beschl.' v. 3. Aug. 1820 Art. V.

125) Dafür spricht auch die bisherige Praxis, s. Heffter S. 23S.

126) B.-Beschl. v. 3. Aug. 182« Art. V.

127) B.-Beschl. v. 1817 Art. III. Nr. S.

128) M. s. Wohl S. 194 flg. Hefster S. 246 flg. Scheuerlen

S. 23. u. v. Struve S. 46 flg.

129) B.-A. Art. 11. B.-Beschl. v. 3. Aug. 1320 Art. VI.

SS*
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w e i s m ! t t e l (rsstltrttio ex vs^its uovorum) zulassig ^^^). Ueber das

Restitutionsverfahren ist Folgendes gesetzlich^) bestimmt. 1)

Das Gesuch um Restitution, welches jedoch die Vollziehung des

Austragalerkenntnisses nicht aufhalten kann, muß innerhalb vier Jah

ren, vom Tage der Auffindung der uovs an gerechnet, bei der B. V.

angebracht werden. 2) Diese übersendet sodann das Gesuch an den

selben Gerichtshof, welcher die Entscheidung in der Sache ge

faßt, und nun über die Zulässig keit der Restitution und über die

Erheblichkeit der neu aufgefundenen Thatsachen und (oder) Beweis

mittel zu erkennen hat. 3) Hält das Gericht die »ovs für erheb

lich, so muß es diese neu zu verhandelnde Rechtsangelegenheit wieder

instruiren, nach Beendigung des Verfahrens über die rechtliche Wir

kung der novs erkennen , und hiernach das frühere Urtheil bestätigen

oder ganz oder theilweise abändern. 4) Die Ableistung des Re

stitutionseides insbesondere geschieht bei dem Austrägalgerichte und

zwar sowohl von dem Vorstande derjenigen Behörde, unter deren Aus

sicht und Genehmigung um die Restitution nachgesucht wurde, als von

demjenigen Beamten des implorantischen Theiles, welcher die Sache

bearbeitet hat. Sind bei dieser Bearbeitung Mehrere verwendet wor

den, so hat der imploratische Theil denjenigen unter ihnen zu benen

nen, welcher den Restitutionseid mit ableisten soll. Die Ableistung

selbst kann sowohl in Person als durch Specialbevollmächtigte geschehen.

— Das neue Erkenntniß geht, sowie die im Verlaufe des Verfahrens

erlassenen Zwischenurtheile , sofort nach der Eröffnung in Rechtskrast

über. Ueberhaupt ist das jetzige Verfahren, insoweit nicht, die Natur

des Gegenstandes eine Modifikation begründet, von dem ersten nicht

abweichend; weßhalb auch jetzt die Instruction nach der Prozeßordnung

des Gerichtshofes geschehen muß, und bei der Entscheidung der Sache

und des Kostenpunctes dieselben Arten von Normen, wie bei der ersten

Urtheilsfällung , zu befolgen sind. Dieses Rechtsmittel kann auch von

einem dritten Bundesgliede gebraucht werden, welches an dem früheren

Urtheile ein solches rechtliches Interesse hat, daß es befugt ist, nach

den Grundsätzen des gemeinen Prozesses ein ordentliches Rechtsmittel,

wenn ein solches statthaft wäre, gegen jenes Urtheil zu ergreifen.

Der neue Entwurf vom 21. Der. 1820^) schlägt zwar auch

noch die Nichtigkeitsklage vor; da und solange aber derselbe nicht

gesetzlich angenommen ist, muß auch die Nichtigkeitsklage, die sich nicht,

wie man behauptet hat ^), yglt selbst versteht, für unzulässig erklärt

- 130) B.-Beschl. v. 1817 Art. III. Nr. 9. u. v. S. Aug. 1820 Art. VI.

»ergl. die Note 224 angef. Schriften.

131) B.-Beschl. v. 1817 Art. III. Nr. 9 u. 10. und v. 3. Aug. 1820

Art. VI—VIII.

1Z2) z. 2S. s. Mohl S. 212 flg. u. Heffter S. 295 flg.

133) Z. B. Rudhart S. 137. Heffter S. 2S2 flg. v. Struve

S. 46 flg^ u. SS.
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werden^). Auch ist die gesetzliche Einführung dieses Rechtsmittels

nicht einmal zu empfehlen^).

ö) Vollstreckung der Urtheile^). i) Da die> austragal-

gerichtlichen Erkenntnisse sofort durch ihre Eröffnung Rechtskraft erlan

gen, welche selbst durch das Rechtsmittel der Restitution nicht suspen-

dirt wird, so begründet schon die blose Publikation für die betreffenden

Parteien sowohl die Verbindlichkeit, den Erkenntnissen vollständiK Ge

nüge zu leisten, als auch das Recht, eine solche Genügeleistung, wenn

sie nicht freiwillig oder nicht vollständig erfolgt, durch rechtlichen

Zwang zu bewirken. 2) Dieser Zwang kann aber nur von

der B. V. ausgehen, theils weil nur diese überhaupt ein Zwangs

recht gegen die einzelnen Bundesglieder hat, theils weil die Urtheile in

ihrem Namen und Auftrage gefällt wurden, und deßhalb als commis-

sarische Bundesbefchlüsse zu betrachten sind, theils endlich weil in dem

Rechte und der Pflicht, für die Ausgleichung der Streitigkeiten der

Bundesglieder unter sich Sorge zu tragen, auch das Recht und die

Pflicht zur factischen Realisirung der bewirkten Ausgleichung liegt. 3)

Hieraus folgt von selbst, daß sich dieses Zwangsrecht nicht blos auf

die Urtheile der gesetzlichen Austrägalinstcmz, sondern auf alle,

durch bei der B. V. erhobene Klagen veranlaßte und von in der Bun

desgesetzgebung anerkannten Austrägen, Compromissen oder Schiedsge

richten gefällte Entscheidungen, sowie auf die von der B. V.

vermittelten oder sonst von dem Bunde garantirten Ver

gleiche erstrecke^). 4) Die Vollstreckung der Urtheile, der com-

promissarischen Entscheidungen zc. kann nur auf Anrufen der Par

teien von der B. V. veranlaßt werden. 6) Die B. V. laßt sich über

das Gesuch um Vollstreckung von der standigen Erecutionscommission

gutachtlichen Bericht erstatten, in Folge dessen sie sodann das Geeig

nete verfügt, das Gesuch entweder als zur Zeit noch unbegründet zu

rückweist, oder eine bessere Begründung desselben aufgibt, oder dem Ge

suche stattgibt und das Executionsverfahren selbst einleitet. 6) Dieses

Verfahren unterscheidet sich von dem in sonstigen Fällen eintretenden

Executionsverfahren im Wesentlichen nicht. Nur folgende Eigen-

134) Scheuerlen S. 23. Note *), bes. v. Dresch, Abh. S. 83 flg.

Maurenbrecher, Grunds. Z. 120. Note Des Verfassers Gründe ge

gen die Zulässigkeit der Nullitätsklage s. man in dessen Lehrbuch K. 221.

Note 12.

^135) M. s. Wohl S. 214 flg. u. v. Dresch, Abh. S. 114 flg.

135) Beschl. v. 3. Aug. 1820 Art. IX. Execut.-Odn. v. 3. Aug. 182«

Art. XII. u. XIV. M. s. Wohl S. 176 flg. Hefster S. 251 u. 2S9.

Scheuerlen S. 33. u. v. Struve S. 60 flg.

' 137) W. Schl. Act. Art. 31. Execut.-Ordn. Art. 1. — Die Uebernahme,

der Garantie für die Bollziehung der von anderen als den gesetzlichen Aus

trügen oder Compromissen gefällten Entscheidungen liegt eben in der gesetzli

chen Anerkennung dieser Entscheidungsweisen. (Vgl. oben Note 86.)

138) M. s. die Execut.-Ordn. v. 3. Aug. 1820. Jordan, Lehrbuch §.

226—230.
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Heiken greifen Platz : ») daS Erkenntniß selbst darf in keinem Falle

Gegenstand einer Berathung und eines Beschlusses der B. V. wer

den, da dieser die juristische Technik fehlt; b) wenn daher in der Exe«

cutionsinstanz Rechtsfragen zur Sprache kommen, so müssen die

selben durch richterliche Entscheidung beseitiget werden; «) diese Ent

scheidung erfolgt durch dasselbe Austrägalgericht, welches das zu voll

streckende Erkenntniß selbst erlassen hat, an welches daher die Sache

zur Einleitung des erforderlichen Verfahrens unverzüglich zu verweisen

ist; 6) ergeben sich bei Compromissen oder gütlichen Vergleichen

solche Rechtsanstande, so muß in gewöhnlicher Art, jedoch mit möglich

ster Beschleunigung, ein Austrägalgericht ernannt werden, welches über

die gegen die Vollstreckung selbst noch vorkommenden Einreden und

Zweifel rechtlich zu erkennen hat; e) die Rechtsstreitigkeiten in der Exe-

cutionsinstanz können den Inhalt eines Urthciles betreffen, in welchem

Falle das betreffende Gericht eine Klose Erläuterung der bestrittenen

oder zweifelhaften Puncte ohne besonderes Verfahren auf Begehren der

B. V. abzugeben braucht, oder Einreden gegen die Vollziehung zum

Gegenstande haben, oder wegen der Kosten der Exemtion entstehen;

k) nach erfolgter Entscheidung der Rechtspuncte wird das Executions-

verfahren mit Rücksicht auf dieselbe eingeleitet, oder, wenn dieß schon

vorher geschehen, fortgesetzt, wenn es nicht in Folge jener Entschei

dung oder aus sonstige Art ganz entbehrlich oder unzulässig geworden

ist. 7) Das Executionsverfahren endigt, sobald der Zweck desselben voll

ständig erreicht ist.

Verfahren zur Entscheidung der Vorfrage über

die Verpflichtung, Forderungen von Privatpersonen

zu genügen^). I) Einleitung. 1) Das in Frage stehende

Verfahren ist für den Fall angeordnet, wenn Forderungen von

Privatpersonen deßhalb nicht befriedigt werden kön

nen, weil die Verpflichtung, denselben Genüge zu lei

sten, H zwischen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft

oder bestritten ist "2). In diesem Falle soll nämlich die B. V.

auf Anrufen der Betheiligten, wenn eine gütliche' oder compromissarische

Ausgleichung zwischen den in Anspruch genommenen Bundesgliedern

nicht erfolgt, die rechtliche Entscheidung der streitigen Vorfrage

durch eine Austrägalinstanz veranlassen. 2) Der Zweck dieser Bestim

mung ist zwar zunächst, den Unterthanen zu ihrem Rechte dadurch zu

139) Exec.-O. Art. 12 u. 14.

14«) Denn hier fehlt es an einem Gerichte, das früher in der Sache

entschieden hat. In der unbedingten Erwähnung der Compromisse und

Wergleiche liegt übrigen« eine Bestätigung der oben (s. Note S6 u. 137) auf

gestellten Ansicht.

141) Man s. Kl üb er, iffentl. R. §. 176. Jordan, Lehrb. Z. 223.

Wohl S. 137 flg. Heffter S. 191, 224 flg. u. 26« flg. v. Dresch,

Abh. S. 59 flg. Scheuerlen S. 27 flg. u. v. Struve S. 63 flg.

142) W. Schl. «ct. Art. S«.



Austräge. SVL

verhelfen, daß- durch rechtliche Ermittelung des Verpflichteten es dem

berechtigten Privaten möglich gemacht werde, seine Forderung gegen

denselben vor dem betreffenden Landesgerichte zu verfolgen; mittelbar

aber bezweckt diese Norm die Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und

Ordnung, zu deren Störung die Rechtlosigkeit der Unterthanen, den

Regierungen gegenüber, leicht Veranlassung geben könnte^). Z) Was

unter der genannten Vorfrage zu verstehen sei, darüber fanden aus»

führliche Erörterungen bei der B. V. statt ob nämlich dieselbe

Klos die passive Sachlegitimation, oder auch eine materielle, provisorische

oder gar definitive Entscheidung über das Recht des Privaten in sich

fasse. Das Resultat dieser Erörterungen aber war^), daß die Vor»

frage und sonach auch die richterliche Entscheidung nicht die Richtig

keit der Forderung selbst, sondern blos die Verpflichtung der

in Anspruch genommenen Bundesglicder zur Befriedigung des oder

der Privaten zum Gegenstande habe; hierzu jedoch auch die Bestim

mung des An th eil es eines jeden einzelnen Bundesgliedes an der

fraglichen Forderung gehöre, wenn mehrere Verpflichtete vorhanden sein

sollten. Ueber die Richtigkeit der Forderung sollen sodann die Landes

gerichte nach vorgangigem Prozeßverfahren zwischen dem Gläubiger und

dem verpflichteten Bundcsgliede erkennen. 4) Die hier in Frage ste

henden Fälle, welche Heffter ^) Diadicasien im griechischen

oder z>rseiu«li«is im römischen Sinne nennt, sind ganz eigen-

thümlicher Art, wofür sich im gemeinen Rechte durchaus keine Analo

gie auffinden läßt. Denn bei diesen Streitsachen tritt s) nicht ein Be-

rechtigter gegen den Verpflichteten klagend auf, sondern es streiten Par

teien einander gegenüber, wovon keine von der anderen etwas fordert,

keine der anderen verbindlich ist, sondern eine jede nur eine Verpflich

tung gegen einen nicht mitstreitenden Dritten von sich abzuwenden,

eine jede also sich nur zu vertheidigen sucht und zwar b) gegen einen

Anspruch, welcher nicht Gegenstand dieses Streikes und der hierauf

folgenden Entscheidung ist, sondern nur Veranlassung zu diesem Ver

fahren gab; o) es gibt also bei diesem Verfahren gar keinen wahren

Klager, sondern nur in Anspruch genommene Verklagte, wovon

ein jeder die Eigenschaft, daß er, dem wahren Kläger gegenüber, der

wahre oder doch der alleinige Beklagte sei, bestreitet, also im Grunde

die Einrede der fehlenden passiven Sachlegitimation geltend zu machen

143) Vgl. oben Note 66.

144) Prot, der B, B. Bd. XI. S. 125 flg. 173 flg. 2S7 flg. Bd. XII.

S. IS flg. 222 flg. 252 flg. Pfeiffer S. 406.

145) Prot, der B. V. Bd. XI. S. 26, 12S flg. 162, 183 u. 23l. Bd.

XII. S. 224. verql. auch Bd. XV. S. 673. u. Bd. XVIII. S. 14 u. 129.

Pfeiffer S. 407.

146) Zl. a. O. S. 191 flg. Vgl. Heffter, athenöische Gerichtsverf.

S. 233 u. 272. und Platner, der Prozeß und die Klagen bei den Attik.

Bd. II. S. 17 flg.

«
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sucht, um sodann von dem Kläger nicht belangt werden zu können.

Es wird daher in diesen Fällen blos zwischen Beklagten gestritten, von

denen ein jeder in Wahrheit nur Freisprechung, und blos insofern die

Werurtheilung des Anderen, eigentlich blos eine Abweisung der genann

ten Einrede, zu erwirken strebt, als eine solche Verurtheilung die eigene

Freisprechung zur Folge haben kann. Die Parteirollen — des Klägers

und Beklagten — können also eigentlich blos wegen der Ordnung des

Werfahrens singirt sein. Es soll sodann 6) über die Verpflich

tung, einer Forderung zu genügen, entschieden werden, ohne daß

diese letzteren selbst rechtlich untersucht und als begründet ausgemittelt

werden darf, da doch eine Verpflichtung nur die Folge einer Forde

rung, und somit ohne diese nicht wohl rechtlich auszumitteln ist. Der

Natur der Sache, sowie der wahren Förderung des Rechtes zu Gun

sten der Unterthanen würde es allerdings weit angemessener gewesen

sein, wenn die richterliche Entscheidung auf das ganze Rechtsverhältniß

ausgedehnt worden wäre, da doch, um die Entscheidung über die Vor

frage der Verpflichtung rechtlich möglich zu machen, die Richtigkeit der

Forderung jedenfalls geprüft werden muß. Dadurch wären alle, weite

ren Prozesse abgeschnitten worden, denen der Private sich, zumal bei

mehreren Verpflichteten, erst noch unterziehen muß, und bei denen erst

noch die Forderung selbst in Zweifel gezogen werden kann und überdieß

Ehikanen aller Art — wer kennt nicht die Prozesse gegen den so viel

fach privilegirten Fiscus? — noch möglich sind, des großen Kostenauf

wandes nicht einmal zu gedenken. Allein das einmal festgestellte Prin-

cip, daß Privaten nicht als Parteien gegen die Regierungen vor den

Bundesaustragalgerichten auftreten sollen, ließ es nicht zu, den teut-

schen Unterthanen auf kürzerem und sicherem Wege zu ihrem Rechte zu

verhelfen und führte so zu diesem ganz anomalen Verfahren^). 5)

Die hierher gehörigen Fälle setzen vorau?^): ^ ^ Privat

person eine Forderung gerichtlich oder außergerichtlich geltend mache, bei

welcher sich hinsichtlich der Befriedigung eine Concurrenz mehrerer Bun

desglieder ergibt, von denen jedoch nicht jedes zu bestimmten An-

theiien oder gar solidarisch verbunden ist (denn in diesen Fällen

kann der Gläubiger auch sogleich bei den Landesgerichten wegen der

bestimmten Antheile gegen die Einzelnen oder gegen eines der solidarisch

Verpflichteten allein Klage erheben^)); K) daß unter mehreren Bun

desgliedern zweifelhaft oder streitig (von dem einem behauptet von dem

anderen in Abrede gestellt) sei, entweder wer von ihnen überhaupt für

die ganze Forderung allein, oder doch prinoipsUtsr, und wer blos sub

sidiarisch zu hasten, öder welchen Antheil ein jedes von ihnen zu lei-

147) Vorschläge zu einem gedeihlicheren Verfahren z. B. im Prot, der

B. B. Bd. XII. S. 226 flg. u. Bd. XIII. S. 2SS. Wohl S. ISS flg.

148) Man s. Heffter S. 22S flg.

149) Pfeiffer S. 208 flg.

5
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sten habe, und «) daß von den Betheiligten , worunter sowohl Bun-

desglieder als Privatpersonen zu verstehen sind ^), wenigstens von

einem derselben auf die Entscheidung der Vorfrage angetragen werde.

6) Dagegen tritt dieses Verfahren nicht ein, wenn entweder ein Bun

desglied oder eine auswärtige Macht an mehrere Bundesglieder eine

Forderung geltend machen will, indem dort das ordentliche Austrägal-

verfahren und hier das zur Anwendung kommt, was zur Ausgleichung

der Streitigkeiten mit auswärtigen Mächten bundcsgesetzlich angeordnet

ist. Dagegen sind auswärtige Unterthanen nach den Worten des

Gesetzes, welches nur von Privatpersonen spricht, von diesem

Rechtswege nicht ausgeschlossen. 7) Eine Vereinigung unter den be

treffenden Bundesgliedern, mit welchen Raten ein jedes von ihnen zur

Tilgung der Forderung einer Privatperson concurriren solle, wird zwar

von dieser in der Regel gern angenommen werden, bindet sie aber nicht

wie e'me res Wäivsts, da auch eine Regierung eine privatrechtliche Ver

pflichtung nicht einseitig abändern, noch eine völkerrechtliche Stipula

tion die wohlerworbenen Rechte einer Privatperson verletzen darf^).

Nur die von der B. V. genehmigte Vereinigung ist für den Gläubiger

verbindlich "2).

II) Verfahren. 1) DasVerfahren beginnt auch in diesen Fal

len vor der B. V., welche zur Einleitung desselben durch das Anru

fen der Betheiligten veranlaßt werden muß; was in der Regel durch

Reklamationen der Privatgläubiger geschehen wird , da die in Anspruch

genommenen Bundesglieder gewöhnlich kein Interesse haben, dieses Ver

fahren herbei zu führen, es sei denn, daß der eine oder andere mitbetheiligte

Bundesstaat es angemessen finden sollte, dadurch seinen Unterthanen

zum Rechte zu verhelfen. 2) Die Anrufungsschrift muß ») das

Dasein einer noch (ganz oder zum Theil) unbefriedigten Forderung, und

K) den Causalzusammenhang zwischen der Nichtbefriedigung und dem

Streite oder Zweifel unter mehreren Bundesgliedern über die Verpflich

tung zur Bezahlung durch begründete Darstellung der einschlagigen

Thatsachen und Rechtsnormen genügend nachweisen^). Z) Entnimmt

die B. V. aus dem gutachtlichen Vortrage der betreffenden Commission

(z. B. der Reclamations- ?c. Commission), daß das Gesuch gegründet

sei, so hat sie die betheiligten Regierungen, und wenn eine unter die

sen die B. V. angerufen hat, die übrigen aufzufordern, sich binnen zu

bestimmender Frist über die Reklamation zu erklären, um zunächst den

16«) Man s. Klüber Z. 176. Note e.

Ibl) And. Meinung ist Heffter S. ZZ8.

162) Sonst würde auch eine von der B. V. bewirkte gütliche Vereinigung

ohne Zweck sein. Man kann aber annehmen, daß die B. B. keine Bereini

gung billigen werde, welche die Rechte der Privatgliubiger gefährden würde,

da die Bundesvorschrift zu Gunsten der Letzteren gegeben ist, und die B. V.

von Amtswegen für die Aufrechthaltung der Bundesnormen zu sorgen hat.

1S3) Man s. v. Struve S. 66 'flg.
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faktischen und rechtlichen Bestand der Sache im Allgemeinen herzustel

len. 4) Die eingegangenen Erklärungen der betreffenden Regierungen

können sodann noch weitere Nachweisungen von Seiten des Recla-

manten nöthig machen, welcher deßhalb einen geeigneten Bevollmäch

tigten am Sitze der B. V. zu bestellen hat, wenn er nicht selbst dort

wohnhaft ist, und die aufgegebenen Nachweisungen bei der B. V. durch

den Bevollmächtigten einreichen läßt, beziehungsweise selbst übergibt.

5) Hat nun die B. V. die Ueberzeugung gewonnen, daß alle Erfor

dernisse einer Diadicasie vorhanden sind, so leitet sie zuvörderst das

Vermittelungsverfahren "*) in der gesetzlichen Weise (s. oben)

unter den betheiligten Bundesgliedern ein, um eine gütliche Ueberein-

kunst über die Erfüllungspflicht unter ihnen zu bewirken; wobei auch

den Privatglaubigern nicht verwehrt ist^), jh^ Interesse durch Ein

reichung von rechtlichen Ausführungen sc. zu wahren. 6) Bleibt der

Versuch der Vermittclung erfolglos, so bestimmt die B. V. dem in An

spruch genommenen Bundesglied eine angemessene Frist, mit der Auf

lage, sich binnen derselben über ein Com promiß zur Entscheidung

des Streites zu vereinigen, widrigenfalls diese durch die gesetzliche Aus-

trägalinstanz erfolgen werde. Die Frist kann zwar nach Umständen

erstreckt werden, die B. V. hat aber auf die Einhaltung derselben von

Amtswegen zu achten ^). Ausdrücklich ist dieß zwar nicht vorge

schrieben, es folgt aber aus der Analogie, indem auch das Austrägal-

gericht in den hier fraglichen Fällen die Fristen von Amtswegen zu

beachten hat, und daraus, daß die B. V. die Privatgläubiger, da diese

nicht als Parteien auftreten und ihre Rechte vollständig wahren .kön

nen, um so mehr zu vertreten hat, als einerseits die hier einschlägige

Gesetzesvorschrift mittelbar die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe

und Ordnung bezweckt und andrerseits die betheiligten Bundesglieder —

als in Anspruch genommene — kein sonderliches Interesse haben , die

Sache zu betreiben, und daher diese in der Regel in Stillstand gera-

then würde, wenn nicht die B. V. von Amtswegen für den Fortgang

des Verfahrens Sorge trüge. 7) Kommt nun innerhalb dieser Frist

kein Compromiß zu Stande, so tritt die austrägslgericht»

liche Entscheidung der streitigen Vorfrage ein. 8) Zu die

sem Zwecke ist zunächst das Austrägalgericht auf gesetzliche

Weise (s. oben) zu bestellen. Die Schwierigkeit hierbei wird in

der Regel darin bestehen, daß die Parteirollen unbestimmt sind. Denn

wendet man auch die Analogie» der Theilungsklagen hier an, insofern

es sich um die Vertheilung von Passivverpflichtungen nach dem zum

Grunde liegenden gemeinschaftlichen Obligationsverhaltnisse handelt,

so sind bekanntlich gerade bei diesen Klagen die Parteirollen wechselsei

tig: ist nämlich jeder Theilhaber Kläger und Beklagter zugleich, und

IS4) v. Struve S. 93 flg.

163) Wohl S. 142. iZ? v. Struve a. a. O-

1S6) Vergl. Heffter S. 264. Nr. 3. u. v. Dresch, Abh. S. 73 flg.
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wird es überdieß nicht selten, ja wohl meistens der 'Fall sein , daß die

einzelnen beanspruchten Bundesglieder sich von jeder Theilnahme losfa»

gen wollen. Zudem kann bei der Vertheilung der Partcirollen der Um»

stand, daß der zuerst das Gericht Angehende als Kläger zu betrachten

sei i^), nicht in Betracht kommen , weil, wenn das Verfahren durch

Privatreclamation veranlaßt worden, alle betheiligten Bundesglieder durch

die B. V. zu gleicher Zeit aufgefordert werden, sich zu erklären, und

mithin ein eigentliches provocisre scl iuäiciuin nur in den stltencrn

Fällen vorkommt, wo ein Bundesglied den ersten Antrag auf die Ein»

leitung des Verfahrens gestellt hat. Es müßte also nach der Analogie

der Theilungsklagen in den gewöhnlichen Fällen die Bestimmung der

Parteirollen durch das Loos erfolgen. Daher scheint der practisch schon .

befolgte 126) Weg am Zweckmäßigsten zu sein , daß nämlich die B. V.

die bctheiligten Bundesglieder, unter Festsetzung einer bestimmten Frist,

auffordert, sich über ein Austrägalgericht zu vereinigen, widrigenfalls

die B. V. selbst ein solches ernennen würde; was sie sodann, wenn

jene Aufforderung ohne Erfolg bleibt, nach Ablauf der Frist auch von

Amtswegen ausführt. 9) Das auf die eine oder andere Weise bestellte

Austrägalgericht erhält in derselben Art, wie bei dem ordentlichen Ver

fahren, über Streitigkeiten der Bundesglieder gegeneinander Auftrag

von der B. V. und hat auch nach denselben Prozeßgesetzen zu verfah

ren, sowie sich in ein Plenum zu vereinigen. 1O) Diesem Gerichte

werden zugleich mit dem Auftrage die bisher verhandelten Acten zuge

sendet. Die Bestimmung der Vorfrage geschah bisher bald durch güt

liche Vereinigung der Parteien, bald durch das Austrägalgericht selbst

(was dem Rechte am meisten entspricht^»)), bald endlich durch einen

Bundesbeschluß ^«). Daß übrigens das Gericht auch hier Entschuloi-

gungsgründe gegen die Uebernahme des Auftrages geltend machen könne,

versteht sich von selbst. 11) Das Prozeßverfahren vor dem

Austrägalgerichte beginnt mit dem Klagantrage des oder der Bun

desglieder, welches oder welche bei dem Streite als Kläger zu betrachten

sind. Haben sich die Betheiligten nicht schon früher über die Partei

rollen vereinigt, so muß diese jetzt das Gericht definitiv bestimmen, wo

bei übrigens eine Benachtheiligung deßhalb nicht zu besorgen ist, weil

es sich blos um die formelle Parteiregulirung handelt, da mate

riell ein jeder Kläger und Beklagter zugleich D, wenn man auf die

Analogie der Theilungsklagen sieht, oder vielmehr dem wahren Kläger

gegenüber, der freilich hier als solcher gar nicht auftreten kann,

IST) 5,. 13. u. 14. v. a«l»a.,(S. 1.) (s. oben Note 92.)

158) Mohl S. 147 flg. Heffter S. 263 flg. v. Dresch, Whdl.

S. 76. B.-Beschl. v. 28. Febr. 1822. Prot. Bd. XIII. S. 16S.

159) Mohl S. 153 flg. Scheuerlen S. 23. Note*).

16«) Man s. z, B. Prot, der B. V. Bd. XVIII. S. 119 ll. 167. Vgl.

v. Dresch, Abh. S. 68 flg. '
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sämmtliche Litiganten als Beklagte erscheinen^). Aus den Acten wird

sich übrigens l«icht entnehmen lassen, welche unter den Betheiligten ein

gemeinschaftliches Interesse verfolgen und daher als eine Partei (Klä

ger oder Beklagter) am Zweckmäßigsten gemeinschaftlich auftreten können.

12) Will sich die klägerische Partei nicht freiwillig zum Klagantrage

verstehen, so hat ihr dieß das Gericht aufzutragen und die Befolgung dieses

Auftrages, im Falle einer Contumaz, durch die B. V. bewirken zu

lassen !°2). ZZ) zzgj dein Verfahren selbst treten folgende Eigen

heiten ein: ») das Gericht muß alle Fristen von Amtswegen

beachten; bei der Nichtbefolgung einer Verfügung, die peremtorische

Eigenschaft hat, Verzichtleistung auf die unterlassene Handlung

annehmen und eben das aussprechen , was sonst auf Antrag des an

deren Theiles als Folge der Unterlassung zum BeHufe der endlichen Ent

scheidung auszusprechen sein würde ^). b) Eigentliche Reconven-

tionen sind bei diesem Verfahren nicht denkbar, da es hier gar keine

eigentliche Convention gibt ^). Dagegen sind e) Compensa-

tionseinreden in gewisser Hinsicht zulässig ^) . auch 6) Litis-

denunciationen, um den Regreß zu sichern und etwaige Assistenz

zu erhalten, statthaft^), «) Adcitationen aber auch hier unzu

lässig^). Kommt jedoch der Fall einer Adcitation vor, indem z. B.

sich aus dem Acten ergibt, das ein oder mehrere am Streite noch nicht

theilnehmende Bundesglieder für die fragliche Forderung mit zu haften

haben, so bleibt, wenn sie sich nicht freiwillig den bisherigen Verhand

lungen anschließen oder dem Urtheile unterwerfen wollen, nichts anderes

übrig, als eine neue Austrägalinstanz mit Zuziehung aller Betheilig

ten zu bilden^). 1) Ob und inwiefern die betheiligten Pri

vatpersonen an dem Verfahren Antheil nehmen dürfen, ist zwar

gesetzlich nicht bestimmt; es kann aber, da sie bei der Sache un

mittelbar betheiligt sind, und das ganze Verfahren ihren Vortheil

bezweckt, nicht verwehrt sein (ja es/ ist die Befugniß hierzu in einem

Falle sogar ausdrücklich anerkannt worden^)), ihr Interesse durch

161) Mohl S. 148 flg. und dort ein Commissionsgutachten und Ver

handlungen darüber.

162) Heffter S. ^64. Nr. S.

163) B.-Beschl. v. 19. Juni 1323 (s. oben Note 28). Ueber die Schwie

rigkeiten bei der Anwendung desselben s. Heffter S. 265.

164) Heffter S. 267. und dort Note 76, vergl. jedoch Prot, der B.

V. Bd. XV. S. SS. Jeile 4 v. unten.

165) Vergl. Prot, der B. V. Bd. XIV. S. 28, 36, 67, 103 u. 164.

Heffter S. 267. Nr. 6.

166) Heffter S. 268. Nr. 4.

167) Man s. Prot, der B. V. Bd. XIX. S. 23. «. 160) und

S. 36.

163) Man s. Prot, der B. V. Bd. XIV. S. 67—101.

169) Man f. Prot, der B'. V. Bd. XI. S. 26. Nr. S.
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geeignete Schritte bei dem Austragalgerichte zu wahren, obfchon die

Theorie sowohl als die bisherige Praxis in diesem Puncte noch schwan

kend ist^"). Nur soviel ist ausgemacht, daß sie als Parteien,

selbstständig oder accessorisch, bei diesem blos zwischen den Bundesglie

dern anhängigen Rechtsstreite nicht auftreten können, g) Die Be

weisführung endlich richtet sich nach den gewöhnlichen Rechtsgrund-

sahen; nur kann es bei der Regulirung der Beweislast auf die Rolle

des Klägers nicht ankommen, da hier eigentlich nur mehrere Beklagte

ihr Verhältnis) zum wahren Kläger unter sich bestimmen lassen wol

len^). l4)Bei der Urtheilsfällung hat sich das Gericht streng

an die Grenzen der ihm angewiesenen Competenz zu halten, und so

nach sich lediglich auf die Vorfrage zu beschränken. Auch bei pro

visorischen Verfügungen dürfen diese Grenzen nicht überschritten

und daher nach streng rechtlicher Ansicht keine provisorischen Zins

zahlungen verfügt werden. Jedoch ist auch über diesen Punct die

Theorie und bisherige Praxis nicht einig ^). 15) Das Urtheil, wel

ches «gleichfalls im Namen der B. V. abzufassen und mit den voll

ständigen Entscheidungsgründen zu versehen ist, wird den Parteien vom

Gerichte im Namen und Austrage der B. V. eröffnet, und sodann

mit den Acten an diese eingesendet, welche dasselbe auch den Recla»

manten in beglaubigten Abschriften mittheilt, damit sie auf den Grund

dieses Urtheiles die darin als verpflichtet bezeichneten Bundesglieder vor

den betreffenden Landesgerichten in Anspruch nehmen können. 16) Das

Urtheil wird auch hier sofort nach der Publication rechtskräftig und

es findet gegen dasselbe gleichfalls nur das Rechtsmittel der Re

stitution in der oben dargestellten Weise statt. 17) Dafür endlich,

daß die betreffenden Bundesglieder das Urtheil bei dem über die For

derungen selbst und deren Befriedigung vor den Landesgerichten

von den Gläubigern veranlaßten Verfahren respectiren und be

folgen, hat die B. V., auf Anrufen der Letzteren, mit allen ihr zu

Gebote stehenden Mitteln Sorge zu tragen. s. Jordan.

Auswanderung. Unter Auswanderung versteht man das

Verlassen des Staates, dem man bisher angehörte, in der Absicht,

170) M. s. z. B. Klüber §. 176. Nr. 13. Wohl S. 134. Scheuer

ten S. 32. — Prot, der B. V. Bd. XV. S. SS. §. 22. — «ergl. auch

v. Struve S. 106 flg. und v. Dresch, Abh. S. 70 flg.

171) Heffter S. 267. Nr. S.

172) Man s. Kl über z. 176. Note». MohlS.IS3flg. Heffter

S. 269 flg. Scheuerlen S. 23 flg. v. Dresch, Abh. S. 66 flg. Ver

fügt jedoch ein Austrägalgericht ein solches Provisorium, so ist dieses dennoch

verbindlich, weil es bei der Unstatthastigkeit der Nichtigkeitsklage kein po

sitiv zulässiges Rechtsmittel gegen dasselbe gibt. Inder Theorie

allein kann von der Nichtigkeit eines solchen Provisoriums gesprochen wer

den. And. Mein, sind (wohl nicht constquent s. Note 13S u. 136) M o b I

S. 1S8 flg. und Scheuerlen S. 29.
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demselben fremd zu werden'), unter Auswanderungsrecht die

Befugniß, auszuwandern ^). !.

Dem Alterthume war das Recht des Freien, auszuwandern, ein

natürliches und anerkanntes^). Dem mittelalterischen Feudalsysteme

war es vorbehalten, diesem Rechte entgegenzutreten und das Auswan-

dern von der Erlaubnis) dazu und dem Erkaufen desselben durch Zu

rücklassung eines Theiles der Habe abhängig zu machen, ein Grundsatz,

der nach und nach usurpatorisch als Hoheitsrecht in Anspruch genommen

und geübt wurde. Diese Regel scheint durch die Reichsgesetzgebung

anerkannt worden zu sein. So heißt es in §. 24 des Reichstagsab

schiedes vom Jahre 1555: Wo aber unsere, auch der Churfürsten,

Fürsten und Stände Unterthanen der alten Religion, oder augsburgi

schen Confession anhängig, von solcher ihrer Religion wegen aus un

seren, auch der Churfürsten, Fürsten und Stande des h. Reichs, Lan-

1) Just. Darstellung der gesammten Polizeiwissenschaft, Band 1. Ln'pzig

176«. Buch 2. Hauptst. 9. Abschn. 2. Von den Maßregeln wider die Aus

wanderung und Ausführung der Unterthanen. — Wenzel, politisch - statisti

sche Meinung über die Auswanderungen der Teutschen, ihre Ursachen und Mit

tel, ihnen vorzubeugen, Dresden 1781. — Ueder die Auswanderung der Wür-

temberger, Tüb. 1796. — Journal von und für Teutschland, Jahrg. 1784.

St. 4. S. 429. St. 6. S. 629. St. 7. S. S4. Jahrg. 178S. St. 6. S. SS9.

— v. Wisinger, über Auswanderung mit besonderer Hinsicht auf Bayern,

Amberg und Salzbach. 1804. — Weber, sostematisches Handbuch der Staats-

wirthschaft, Bd. I. Berlin 1804. S. 48—SS. — Berg, Handbuch des teut-

schen Polizeirechtes, 2. Aufl. Th. 2. Hann. 1804. S. 47—S7. — Krünitz,

Encyklopädie unter Auswa n derung. — Moh l, die Polizeiwissenschaft nach

den Grundsätzen des Staatsrechtes, Band I. Tübingen 1832. S. III, 112,

126—129. — Arnd, die materiellen Grundlagen und sittlichen Forderungen

der europäischen Cultur, Stuttgart I8ZS. (Der Verfasser bespricht auch die

Sache der Auswanderung und empfiehlt deren Beförderung.) —> Cunow,

Europas Auswanderungen zur Colonisirung Afrikas und Asiens am mittel

ländischen Meere, bestes Mittel zur Beruhigung Europas und gegen dessen

Gefahr der Uebervdlkerung und Verarmung. 2. Aufl. Leipzig 1834. Ame

rika und die Auswanderung dahin, Leipzig 1834. Das wahre Wohl der Aus

wanderer, Bremen 1334.

2) Oestie, de iure emigrstiani«. IVKrb. 1703. — HsrprsoKt, 6s

iure »uK6itorum einigrsn6i restriet«. I'iid. 17SS. — KI «eil er, 6s iure

sub6. emigr. restr. Aint. 1769. — II e ^6, 6s iure emigrsn6i in (Zerms»

n!s. I'üb. 1773. — Hil6sbrsn6, viss. 6s intempsstiv« «ivium 6i«eessu

e«K!ben6«. Uslss 1786. — Hirsen, Vissertsti« 6s iure emigrstionem

eiviuin prokiden6i et eireumseriben6i. Loett. 1787. — SeKlsgel, vis«.

6« e«, «,1106 iustum «st vires «Migration«!» eivium. <^«stt. 1737. — l^etk,

Oommsnt. 6s iurs em!grsn6i ex uns territor!» in »Iiu6. Lostt. 1733. —

K eicien st» svlcer, Lommentstia 6s iurs sm!gr»n6i, ex moribus Lerm»-

norum, iure eommuni so leg. imper. eonst. Loett. 1788. — ^V!sssn6>

pis». 6s limitidu» o^uidu» tueult»» domicilii mut»n6! reseribitur. Vitemb.

1791. — Kretschmar, über das Auswsnderungsrecht (in dessen kleinen Ab

handlungen aus dem Staats» und Privatrechte, Baireuth 1793, Nr. 8).

Staats lexikon, herausgegeben von Rot teck und Welcker, Band 2. Alt.

183S, (unter Auswanderung, Emigration, Wegzug, AuKwan-

derungs recht, Auswanderungsverbot).

S) Cicero 'S Rede für ^. Lornetius ösldus. Osx. 27.



Auswanderung. Sil

den, Fürstentümern, Städten oder Flecken mit ihren Weib und Kin»

dern an andere Orte ziehen und sich nieder thun wollen, denen soll

solcher Ab- und Zuzug, auch Verkaufung ihrer Hab und Güter, gegen

ziemlichen billigen Abtrag der Leibeigenschaft und Nachsteuer, wie es

jeden Ortes von Alters anhero üblichen hergebracht und gehalten wor»

den ist, unverhindert männiglich zugelassen und bewilligt sein. Doch

soll den Oberkeiten an ihren Gerechtigkeiten und Herkommen der Leib

eigenen halber, dieselbigen ledig zu zählen oder nicht, hierdurch nichts

abgebrochen oder benommen sein^). — Der westphälische Friedensschluß

gestattete denen , die nicht darthun konnten , daß in dem sogenannten

Normaljahre (1624) an ihrem Wohnorte freie Religionsübung geherrscht

habe, oder ihren Privatgottesdienst nicht frei ausüben durften, die Aus

wanderung °) gegen Entrichtung der Nachsteuer^).

Unsere angesehensten Publicisten nehmen, gestützt auf gemeines

Recht, Geschichte und Praxis der Reichsgerichte, die Freiheit des Aus-

wanderns in Schutz. So St r übe, Nebenstunden, Theil 3. Abh.

XVIII. Z. 5^). Quistorp, Beiträge zur Erläuterung verschiedener

Rechtsmaterien, Leipzig 1787. Abh. XXI. ob und inwiefern die will

kürliche Veränderung des Aufenthaltes als ein Verbrechen anzusehen

sei, und welche Straft deßhalb stattfinde? S. 335—348.— Häb er

litt, Handbuch des teutschen Staatsrechtes, Band 3, Berlin 1797.

S. 160 flg. — Majer, teutsche Staatsconstitutionen , Band 2,

Hamb. 1800. S. 672. — Runde, Grundsätze des gemeinen teut

schen Privatrechtes, 6. Auflage, Göttingen 1821. Z. 322. S. 300, 301.

— Berg a. a. O. S. 51, 52»).

Als Teutschland, durch Auflösung des Reichsverbandes zerfallen,

durch eine Bundesacte seine neue Gestaltung gewinnen sollte, wurde,

außer anderen Rechten, welche allen Teutschen verbürgt werden sollten,

auch die Freigebung des Wegzuges aus einem Bundesstaate in den an

deren in Erwägung gezogen. Ein Entwurf einer Verfassung des zu

4) Siehe auch R. A. v. I. IS94. Z. 82, 84.

5) Ein KeKils denekeiuin, wie Pfeffinger (corpus iuris pudl. tum.

IV. rrkmeos. 17S4. p. 31. wo sich auch die ältere Literatur zusammengetra

gen findet) sich ausdrückt.

6) ?ütter, Instit. iur. pudl. «eriu. eäit. VI. «ostt. 1802. §. 43l.

7) Dieser Rechtslehrer gedenk? a. a. O. eines Reichshofrathserkenntnisses,

worin ausgesprochen wurde: daß es wider die teutschen Freiheiten lause, den

Unterthanen das auch außer des westphälischen Friedensschlusses im römischen

Reiche zugelassene iu» eiviZrsnäi zu entziehen, und eines Conclusums. dieses

Reichsgerichtes, das sich auf denselben Grundsatz stützt. Struve selbst äu

ßert sich a- a. O. dahin : es ist nicht zu vermuthen , daß freie Leute sich der

gestalt einer bürgerlichen Gesellschaft verbindlich gemacht haben, daß sie selbige

nicht .sollten verlassen können, und stützt sich dabei aus die Thatsache, daß

Churmainz das Recht, seine Unterthanen vom Auswandern abhalten zu dür

fen, als Privilegium erworben habe, eine Ausnahme, welche die Regel an

erkenne.

8) Die ältere Literatur findet sich bei kksttingsr I. e. tom. M

p. 1479.
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errichtenden teutschen Staatenbundes von dem königlich preußischen Be

vollmächtigten im Februar 1815 vorgelegt (siehe Klüver, Acten des

wiener Congresses, Band 2, Erlangen 1815. S. 18 flg.) hatte §. 89

die Fassung: Alle Mitglieder des Bundes machen sich verbindlich, je

dem ihrer Unterthanen folgende Rechte als solche, deren je

der Teutsche genießen muß, unverbrüchlich einzuräumen: s) die Frei

heit, ungehindert und ohne Entrichtung irgend einer Abgabe in jeden

anderen zum Bunde gehörigen Staat auszuwandern. Hiervon

wird blos der Austritt in aufrührerischen Absichten, wie beiAusammen-

rottirungen von Handwerkern, der, um der Untersuchung eines Ver

brechens zu entgehen, und der, um sich der Kriegspflicht zu entziehen,

ausgenommen. In dieser letzteren Hinsicht ist jedoch jeder zum Kriegs

dienste, sei es im siehenden Heere oder in der Landwehr, Verpflichtete

nur von seinem 18. bis 25. Jahre, ohne erhaltenen Abschied, in sei

nem Vaterlande zu bleiben verbunden. Während eines Krieges hört

alles Auswanderungsrecht für jeden zu irgend einer Art der Vater-

landsvectheidigung Verpflichteten auf. In Artikel 16 des am 23. Mai

1815 von Oesterreich vcrgelegten Entwurfes (Klüber a. a. O.

S. 314 flg.), hieß, es: Den Unterthanen der teutschen Bundesstaaten

wird von den Bundesgliedern gegenseitig zugesichert — «) das Recht

des freien Wegzuges aus einem teutschen Bundesstaat in den ande

ren, insofern der Auswandernde seine Militärpflichtigkeit erfüllt hat, und

ausweisen kann, daß er in dem anderen als Unterhan angenommen

wird. Bayern schlug vor, blos zuzusichern, die Souveräne des teut

schen Bundes würden in Berathung treten , um namentlich die Er

leichterung des freien Wegzuges ihren Unterthanen zu verschaffen.

— Klüber a. a. O. S. 363. So wurde die Bundesacte vom 8.

Juni 1815 vorbereitet, welche im Art. 18 sich dahin ausspricht: Die

verbündeten Fürsten und freien Städte kommen überein, den Unter

thanen der teutschen Bundesstaaten folgende Rechte zuzusichern: 1) die

Befugniß des freien Wegziehens aus einem teutschen Bundesstaate im

den anderen, der erweislich sie zu Unterthanen annehmen will, auch 2)

in Civil- und Militärdienste desselben zu treten: Beides jedoch nur, in

sofern keine Verbindlichkeit zu Militärdiensten gegen das bisherige Va

terland im Wege steht, und damit, wegen der dermal vorwaltenden

Verschiedenheit der gesetzlichen Vorschriften über Militarpflichtigkeit hier

unter nicht ein ungleichartiges, für einzelne Bundesstaaten nachtheiliges

Verhältnis; entstehen möge, so wird bei der Bundesversammlung die

Einführung möglichst gleichförmiger Grundsätze über diesen Gegenstand

in Berathung genommen werden

9) v. Zangen, die Verfassungsgesetze teutscher Staaten in systemati

scher Zusammenstellung, Band 1. Darmstadt 1828. S. 143. Klüber, öf

fentliches Recht des teutschen Bundes und der teutschen Bundesstaaten, Frank

furt 183l. §. 223. S. 282, 2S4. z. 467. S. 639. I o r d a n , Lehrbuch des

allgemeinen und teutschen Staatsrechtes, Abth. 1. Cassel 1831. S. 408. Wit

tern, oi er, Grundsätze des gemeinen teutschen Privatrechtes, 4. Ausgabe,

Landshut 18Z0. §. 103.
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Den Staatsgrundsätzen einzelner Bundesstaaten") blieb es vor»

behalten, das Auswanderungsrecht überhaupt (unter Beifügung der durch

die Umstände gebotenen Modifikationen) zu emancipiren. Die zuerst

zu Stande gekommenen Staatsgrundgesetze von Sachsen-Weimar,

Waldeck u. s. w. schwiegen über diesen wichtigen Gegenstand. Die

Versassungsurkunde des Königrichs Bayern vom 26. Mai 1818 be

schrankte sich darauf, im §. 14 zu bestimmen: Es ist den Bayern ge

stattet, in einen anderen Bundesstaat, welcher erweislich sie zu Unter-

thanen annehmen will, auszuwandern, auch in Civil- und Militär

dienste desselben zu treten, wenn sie den gesetzlichen Verbindlichkeiten

gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleistet haben "). (Nach dem.

Edicte über das Jndigenat vom 26. Mai 1818 geht dasselbe nament-'

lich durch Auswanderung verloren^)). Das Staatsgrundgesetz

des Großherzogthums Baden, vom 22. August 1813 bestimmte im

§. 12: Das Gesetz vom 14. August 1817 über die Wegzugsfreiheit")

wird als ein Bestandtheil der Verfassung angesehen. Voranleuchtend

sprach sich die Verfassungsurkunde des Königreiches Würtemberg im

ß. 32 ^) dahin aus: Jedem Staatsbürger steht frei, aus dem König

reiche, ohne Bezahlung einer Nachsteuer, auszuwandern, sobald er dem

ihm vorgesetzten Beamten von seinem Vorsatze die Anzeige gemacht,

seine Schulden und andere Obliegenheiten berichtigt und hinreichende

Versicherung ausgestellt hat, daß er innerhalb Jahresfrist gegen König

und Vaterland nicht dienen und eben so lange in Hinsicht auf die vor

seinem Wegzüge erwachsenen Ansprüche vor den Gerichten des König

reiches Recht geben wolle"). Als in der ersten Hälfte des Jahres

10) Die Ergänzungöacte der alten Verfassung der freien Stadt Frank

furt vom 18. Juli 1816 beschränkte sich darauf, die Zusicherung zu ertheilen,

daß das im Artikel 18 der teutschen Bundesacte bestimmte Recht des freien

Wegziehens aus einem teutschen Bundesstaate in den anderen, mit der Freiheit

von Nachsteuer, unter keinerlei Vorwand geschmälert auch den um ein dieß-

sallsiges obrigkeitliches Zeugniß Nachsuchenden damit ohne Anstand an Händen

gegangen werden solle, v. Zangen a. a. O> S. 192. In dem Eingange

zu dem Patent vom 2. September 1314 wegen Einführung einer landständi

schen Verfassung im Herzogthume Nassau heißt es u. A.: Wir haben in

landesherrlichen Edicten Unsern Unterthanen und Staatsangehörigen den freien

Abzug mit ihrem Vermögen nach erfüllter Militärpflicht in alle diejenigen

Staaten zugestanden, wo gleiche Abzugsfreiheit in Unser Gebiet gestattet wird.

(Edict vom 12. October 1810.)

11) Durch Staatsverträge mit Sachsen-Gotha und Weimar wurde

bestimmt, daß in Bezug auf Auswanderungsfreiheit die Militärpflichtigkeit

vom 13. bis 27. Jahre dauern solle. Klüver a. a. O. S. 233. Note.

12) Schunk, Staatsrecht des Königreiches Bayern, Band 1. Erlangen

1824. S. 266.

13) Im Wesentlichen übereinstimmend mit dem großherzoglich hessischen

Gesetze vom 3«. Mai 1821, dessen weiter unten gedacht ist.

14) Schon im §. 24 heißt es : Der Staat sichert jedem Bürger Freiheit

der Person, Gewissens- und Denkfreiheit, Freiheit des Eigenthums und Aus^

Wanderungsfreiheit.

16) Im folgenden §. 33 heißt es noch: Durch den Wegzug verliert der

Auswandernde sein Staatsbürgerrecht für sich und seine mit ihm wegziehenden

SS
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1820 die Stande des Großherzogthums Hessen sich versammelten, fan»

den sie in Bezug auf Auswanderungsbefugniß eine durch die geogra»

phischen Veränderungen herbeigeführte Verschiedenartigkeit der Gesetzge»

bung. Für die althessischen Lande galten Verordnungen, welche, zuerst

von dem Jahre 1692 an, das Auswandern untersagten und von der

Bewilligung des Landesherrn abhängig machten^). Andere Landestheile

entbehrten aller gesetzlichen Norm. Auf Rheinhessen wendete sich der

Art. 7 des pariser Stnatsvertrages vom 20. November 1815 an, der

die Auswanderung auf 6 Jahre freigab, nach welcher Zeit das kaiser»

liche Decret vom 26. August 1 ^11, welches bekanntlich die Befugniß

zum Auswandern an schwere und harte Bedingungen knüpfte, wieder

^ in Kraft trat. Anlaß genug, den Standen einen Gesetzentwurf vor

zulegen. Während dieser von den Ständen berathen wurde, kam das

Verfassungswerk vertragsweise zu Stande. Die Verfassungsurkunde

vom 17. December 1820 sprach im Art. 24 den Grundsatz aus: Je»

dem Hessen steht das Recht der freien Auswanderung nach den Be

stimmungen des Gesetzes zu"). (Nach Art. 17 geht das Recht des

Inländers namentlich durch Auswanderung verloren.) Dieses Gesetz

vom 30. Mai 1831 ist im Wesentlichen des Inhaltes: Jeder In-

lander darf auswandern, wenn Rücksicht auf Gläubiger und öffentli

chen Dienst nicht im Wege steht, und er entweder selbstständig über

seine persönlichen Verhältnisse verfügen oder die dazu erforderliche Ein

willigung beibringen kann. Die unter väterlicher Gewalt stehenden

Kinder können nur mit besonderer Erlaubniß der Staatsregierung zu-

Kinder. Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit den Eltern aus

wandern, wird im Lande zurückbehalten. —- Schon im tübinger Vertrag vom

Jahre 1514 war das freie Recht der Auswanderung, ohne Rücklassung einer

Nachsteuer (deren Erhebung im Jahre 1767 wegen des großen KriegsschadenS

und der französischen Brandschatzung auf 3 Jahre angeordnet wurde.

Majer, Kutsche Staatsconstikution, Bund 2. Hamburg 1800. S. 673 ), bc«

düngen worden. Danz, Handbuch des heutigen teutschen Privatrechtes, Bd.

3. Stuttgut 1797. S. 141. ?keffinger I. e. tom. III. p. 1435. Spitt

ler, Geschichte Würtembergs unter der Regierung der Grafen und Herzoge,

Gdttingen 17LZ. S. 103 flg. Moser, Sammlung würtemberger Urkunden,

S. 267 flg.

16) Eigenbrodt, Handbuch der großherzoglich hessischen Verordnung

gen, Bd. 3. Darmstadt 1817. S. IK5. unter dem GroHherzoge Ludwig dem

Ersten (der von 1790 bis 182« regierte und die Leibeigenschaft aufhob) wurde

selten um diese Gestattung gebeten und diese nie versagt, nachdem Belehrung

und Warnung fruchtlos geblieben war. Siehe Vortrag des geheimen Staats«

rathes Jaup über den Gesetzentwurf, die Auswanderung betreffend, im er

sten Bande der Verhandlungen der zweiten Kammer der Landstände des Groß

herzogthums Hessen im Jahre 1S20, Heft 1. Beil. X V. S. 71.

17) Auf gleiche Art ist der Z. 16 der Verfassungsurkunde des Herzogs

thums Sachsen-Coburg-Saalfeld (Sachsen-Coburg-Gotha) vom 3.

August 1821 gefaßt: Jedem Einwohner steht das Recht der freien Auswande»

rung nach den Bestimmungen des Gesetzes zu, und ebenso heißt es im §. 41

de« kurhessischen Staatsgrundgesetzes: Jedem Einwohner steht das Recht

der freien Auswanderung unter Beobachtung der gesetzlichen Bestimmung zu.
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rückbleiben. Die mit auswandernden Kinder werden ebenfalls Fremde.

Wer auswandern will, hat diese seine Absicht der Administrativbehörde

anzuzeigen, welche die gerichtliche Aufforderung etwaiger Glaubiger

veranlaßt. Militarpersonen Und Eivilbeamte bedürfen der Dienstent«

lassung und müssen geeigneten Falles Rechenschaft ablegen. Ist dieses

geschehen und hat sich in dem anberaumten Termine kein Gläubiger

gemeldet/ oder sind diese befriedigt oder sicher gestellt, erfordert auch

keine peinliche oder polizeiliche Untersuchung die Anwesenheit, so wird

die Erlaubniß zur Auswanderung ertheilt, insofern der Auswandernde

nicht die Absicht hat, sich oder seinen Sohn oer Kriegsdienstpflicht zu

entziehen ^). Spätere Gesetze und Verordnungen enthalten nähere

Vorschriften über das Auswandern der Bewohner der Provinz Rhein»

Hessen (Verordnung vom 9. April 1823 und 8. Mai 1832, über die

Behandlung der rückkehrcnden Auswanderer, über das Auswandern der

Soldaten mit ihren Familien u. f. w. ^)). In Gemäßheit des Fi»

nanzgesetzes vom 26. Juni 1336 §. 7 ist jeder Auswanderer von der

Entrichtung der Nachsteuer befreit'^"). Die Berfassungsurkunde des

Herzogthums Sachsen-Meiningen und Hildburghausen

spricht sich dahin aus: das allgemeine Unterthanrecht gehe verloren durch

die Auswanderung, und zu dieser sei Jeder berechtigt, jedoch unter der

Bedingung, daß er seine (bereits fällig gewordenen) Verbindlichkeiten

gegen das Land und seine Mitbürger erfülle. Der §.69 des Staats»

grundgefetzes von Sachsen-Altenburg vom 29. April 1831 ist

des Inhaltes: Die Befugniß zum Auswandern in einen fremden

Staat, der erweislich die Aufnahme zugesteht, setzt die Erfüllung der

Obliegenheit als Landesunterthan und Staatsbüger voraus, und richtet

sich beziehungsweise nach den mit einzelnen Staaten bestehenden Staats«

Verabredungen. Zur Auswanderung ist ein Erlaubniß schein der

Landesregierung erforderlich. Unbeschadet der zum Bereiche der Rich-

terbehörden gehörigen Arrestanlegungen auf Vecmögenstheile der Aus»

wandernden wegen Schulden an Inländer, darf unter jener Voraus

setzung der zu suchende Auswanderungsschein niemals verweigert wer

den., Mit der Auswanderung wird der Unterthansverband nicht bloS

für den Auswandernden selbst, sondern auch für dessen Frau und für die

in väterlicher und (was die unehelich gebornen betrifft) in mütterlicher

18) Floret, histonsch-kritische Darstellung der Verhandlungen der StZn-

deversammlung des Großherzogthums Hessen im Jahre 182« und 1821, Gie-

Hen 1822. S. 270—272. Gesetz über die Auswanderungen. Wagner, sta-

tistisch-topograpisch-historische Beschreibung des Großherzogthums Hessen, Bd.

4. Darmstadt 1831. G. 117. Weiß, System des öffentlichen Rechtes des

Großherzogthums Hessen, Darmstadt 1837. S. 239, 240.

19) Siehe Bopp, der hessische Rechtsfreund, ein gemeinnütziges Hand

buch zur Kunde des Rechtes und der Verwaltung im Grsßherzogthume Hessen,

Darmstadt 1837. unter Auswanderung, S. 62—72. W e i ß a. a. O.

5. 240—244. Beck, das hessische Staatsrecht, zweites Buch, 1. u. Z. Hest.

Darmstadt 1832. S. 396—406.

ZV) Weiß a. a. O. S. 240.

S3'
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Gewalt befindlichen Kinder aufgelöst. Kürzer spricht sich der §. 29 des

Staatsgrundgesetzes des Königreiches Sachsen vom 4. September

1831 5") dahin aus: Jedem Unterthanen steht der Wegzug aus dem

Lande ohne Erlegung einer Nachsteuer frei, so weit nicht die Verpflich-

tung zum Kriegsdienste oder sonst Verbindlichkeiten gegen den Staat

oder Privatpersonen entgegenstehen 22), und noch kürzer die (nun in

Frage gestellte) Verfassungsurkunde des Königreiches Hannover da

hin: Jedem Landeseinwohner steht das Recht zu, unter Beobachtung

der gesetzlichen Vorschriften über die Militärpflicht auszuwandern, wah

rend die Verfassungsurkunde des Fürstenrhums Hohenzollern-

Sigmaringen^) in §.23 Folgendes festsetzt: Jedem Landeseinge'

borenen steht das Recht der freien Auswanderung ohne Bezahlung ei

ner Nachsteuer unter Beobachtung der gesetzlichen Bestimmungen zu,

sobald er seine Schulden und andere Obliegenheiten berichtigt und hin

reichende Versicherung ausgestellt hat, daß er innerhalb Jahresfrist hin

sichtlich der vor seinem Wegzuge erwachsenen Ansprüche vor den dies

seitigen Gerichten Recht geben wolle. Durch den Wegzug verliert der

Auswandernde das Staatsbürgerrecht für sich und seine mit ihm weg

ziehende Gattin und Kinder.

Diesen Staaten gegenüber ist in anderen teutschen Staaten das

Auswandern, wenigstens in bestimmten Fallen, an die Einwilligung

der Staatsregierung gebunden, wie namentlich in Oesterreichs) und

Preußen^). Indessen haben Staatsverträge vielfach modisicirt.

21) Die Verhältnisse vor Verleihung dieser Verfassungsurkunde ergeben

sich aus Lergsr, «eevnomik iuris. I^ipsiae 1771. p. 66. und Haubold,

Lehrbuch des königlich sächsischen Privatrechtes, Leipzig 1829. §. 2 19 u. flg.

Das Recht auszuwandern war blos durch Entrichtung der Nachsteuer be

dingt.

22) Siehe noch Rüder, kritische Bemerkungen zum sächsischen Berfas»

sungsgesetze vom 4. September 1831 im ersten Bande v. A. Müllers Ar

chiv für die neueste Gesetzgebung aller teutschen Bundesstaaten, Mainz 1832.

(S. 147—192.) S- 161. " Ganz übereinstimmend ist der betreffende Artikel

der neuen Landschaftsordnung für das Herzogthum Braunschweig gefaßt, der

Theorie eines Rechtslehrers (Fredersdorf) entgegen, der diesem Staate in

der zweiten Hälfte des philosophischen Jahrhunderts als Justizbeamter ange

hörte, und S. 6 des ersten Bandes seiner Anweisung für angehende Justiz

beamte, Lemgo 1776, lehrte: vor allen Dingen muß ein Justizbeamter dahin

sehen, daß es in den ihm anvertrauten Amte nicht an Unterthanen fehlt, daß

es nicht entvölkert, sondern, so viel es die Umstände leiden, bevölkert werde.

Deßhalb muß vornehmlich das schädliche, wider die Reichsgesetze laufende Aus

wandern nicht gestattet werden.

23) Abgedruckt im fünften Bande des A. Müller'schen Archivs für die

neueste Gesetzgebung aller teutschen Staaten, Offenbach 1834. S. 141—201.

24) Siehe die Wagnersche Zeitschrift für österreichische Rechtsgelehr

samkeit und politische Gesetzkunde, Jahrgang 1333. Band 2. S. 66 flg. —

Schopf, das gesetzliche Verfahren in Ausmanderungsfüllen , aus dem aller

höchsten Patente vom 24. März 1832 und den früher erlassenen Verordnun

gen, auch den Paßvorschriften, dargestellt zum Gebrauche für politische und

Justizbeamte, Wien 1834. — Zeitschrift: der Nationaldconom, Jahrg. 1336.

Mannh. Band 2. S. 437 ,c. Nachträge zuTeutschlands Agraria.

25) Allg. Landrecht für die preußischen Staaten Th. 2. Tit. 17. Absch. 2.
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Auch von einem Zwange zur Auswanderung weiß die Geschichte

zu erzählen. Um nur der neueren Zeit zu gedenken, so gestattete

der augsburger Religionsstieden und der westphälische Friedensschluß

den Landesherren, ihre einem anderen Religionsbekenntnisse zugethanen

Unterrhanen in bestimmten Fällen zum Auswandern zu zwingen

Unseren Publicisten ist der Grundsatz nicht fremd, daß das Gemein»

wesen, zur Abwendung der Gefahren und Nachtheile einer Ueber-

völkerung, wenn diese durch freiwillige Auswanderung nicht ent

fernt würden, das Recht habe, die Auswanderung zu erzwingen.

Dieses lehrt namentlich Mohl a. a. O. S. 130, 131^), indem er

in der Note hinzufügt: Solche erzwungene Auswanderungen sind aller

dings dem neueren Europa unbekannt; allein was die alten griechischen

Staaten, die alten Teutschen u. s. w. zu diesem, freilich äußersten und

tausend Interessen verletzenden Schritte brachte, nämlich Uebervölkerung,

kann auch leicht wieder in demselben Maaße eintreten, so daß das

gleiche Mittel nöthig wird. Zur Entfernung aller Willkür verlangt er

ein Gesetz. Auch sieht er es als in der Pflicht des Staates begründet

an, daß er Alles aufbieten müsse, um den so Verbannten ein neues

Vaterland zu bereiten und ihre Lage möglichst zu erleichtern. — Eine

Lehre der Zukunft. Was die Gegenwart und ihre Angelegen

heit betrifft, so findet noch immer das Anwendung, was einst ein frei-

müthiger Publicist, Häb erlin (S. 160 flg. seines gedachten Handbu

ches, Th. 3) sagte: Milde und gute Regierung überhaupt, prompte

und unparteiische Justizverwaltung, Verhütung des Wildschadens, Ab

schaffung der ungeheuren Steuern und Abgaben ic. geben das beste Re-

cept zum Mittel wieder die häufigen Auswanderungen der Unterrha

nen. Wenn dieser Staatsrechtslehrer hinzufügt: Doch zuweilen finden

sich auch fremde Werber in einem Lande ein, welche den Unterrhanen

allerhand vorspiegeln, durch Abmalung der goldenen Berge, die in ei

nem anderen Lande auf sie warteten, ja wohl gar durch gehässige Schil

derung der vaterländischen Verfassung die Unterrhanen zur Auswande

rung verleiten, und die Regierungen für befugt erklärt, gegen solche

Emissacien einzuschreiten'"), — so ist dieser Grundsatz in neuerer Zeit, bei

Von Auswanderungen, Abfahrt«- und Abschoßgeldern. Wer

ohne Anzeige und resp. Erlaubniß auszuwandern unternimmt, hat willkürliche

Geld- oder Leibesstrafe verwirkt.

26) ?iitter I. «.

27) Ueber das Verbot der Auswanderung von Handwerkern und Fabrik

arbeitern in's Ausland, damit sie daselbst nicht als Lehrer und Musterarbeirer

benutzt werden können, und die Gründe dagegen s. den zweiten Band des

selben Werkes, Tüb. 1833. S. 3l7, 318.

28) Schon ein kaiserliches Mandat vom 7. Juli 1768 — ZZmmZnA.

Kau«, «orpu» iuris <Zerm»„i<:!, tum. II. p. 496 — bedrohte solche Werber,

indem es zugleich Keimliche Auswanderungen über die Grenzen des Reiches

verpönte. Siehe über dessen Giltigkeit als Reichsgesetz und Anwendbarkeit:

Gönner, teutsches Staatsrecht, Landshut 1302. K. 33Z. S. SS«, SS7, 'und

Hefftcr, Lchrbuch des gemeinen teutschen Criminalrechtes , Halle 1333. §.

S3S. S. SSS.
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der Zunahme des Auswanderns und der Verleitung dazu, in die Gesetz

gebung übergegangen. So gibt z. B. eine herzoglich nassauische

Verordnung vom 2. Semptember 1826 den Bezirks- und Ortsbeam

ten auf, ihre Aufmerksamkeit auf solche Werber zu richten, inlandischen

bei Gefängnißstraft das Werben zu untersagen und Auslander auszu

weisen, auch de« Landesregierung zur etwaigen weiteren Einschreitung

Anzeige zu machen. Siehe v. Marx, Handbuch zur näheren Kenntniß

der Verfassung und Verwaltung des Herzogthums Nassau, Band 1.

Wiesbaden 1827. S. 124. unter Aus wan d erung , verbotene

Werbung 2»), siehe auch noch Mohl, System der Prävocacivjustiz

oder Rechtspolizci, Tüb. 1L34. S. 309, 310. B,xp.

Auszug (reservsrum) in rechtlicher Beziehung ist 1) im Allge

meinen alles das, was Jemand, der ihm gehörige, einen gewissen

Csmpler ausmachende Gegenstände einem Dritten als Eigenthum oder

auch nur zur Benutzung überläßt, zu seiner eigenen Disposition zurück

behält^). In diesem Sinne werden so z, B. die Naturalien genannt,

welche ein Pachter dem Verpächter aus dem verpachteten Gute während der

Dauer seines Pachtes zu gewissen Zeiten leisten muß 2). Insbesondere aber

bedeutet dieses Wort 2) nach teutschem Rechte im eigentlichen Sinne den

Inbegriff derjenigen fortdauernden Leistungen , zu welchen der Gutsüber«

nehmer, Behufs der lebenslänglichen Erhaltung, Versorgung und Ver,

pflegung feines Erblassers (des Gutsübergebers) sich anheischig macht ^).

In einem uneigentlichen Sinne wird dieser Ausdruck auch auf dergleichen

Leistungen für Angehörige des Gutsübergebers, z.B. für gebrechliche

oder noch unerzogene Kinder desselben, für dessen Ehefrau u. f. w.,

und auf die Falle ausgedehnt, wo die Leistungen auf eine bestimmte

Dauer, wenn gleich nicht auf Lebenszeit, jährlich wiederkehrend und

nicht von einem Anerben des Auszüglers zu gewähren find. Während

im eigentlichen Sinne der Auszug in der Regel Gegenstand eines Eon-

tcacts, bei Colonen häufiger Folge eines richterlichen Ausspruchs ist,

wird er in der uneigentlichen Bedeutung auch durch letzte Willensdis

position bedungen. In dem unter Nummer 2. so eben angegebenen

Sinne werden für diesen Ausdruck auch folgende Worte gebraucht: Ab,

29) Sonst handelt der Verfasser noch (S. I2Z, 124) ab ? 1) Auswande,

rer (fremde), 2) Auswanderung, Wirkung auf Militärpflicht, 3) Auswande

rungen, jährliche Tabellen.

1) Oenolst: rem, qusin, r«Ii<zuis rebus nostr!» eiusäem generi» »eposi-

t!» et slieniNi«, in nostrs, potestste igsner« et nostr« »rbitri« subüitsm esss

vulumu«, IVIirus, Viss. <ie reservsto rustic«, 1<ipsise 1828, S. 1.

2) Pierer, encyclopüdisches Wörterbuch, 2. Band 2. Abth. S. 48g,

Xrsusii, vis», eirc» iurs et niores reservstoruin rustieuruui, Viteinde»

L»s 1729. Osp. II. §. 1.

3) Pfeiffer, praktische Ausführungen aus allen Thejlen der Rechts

wissenschaft, 4. Bd. Nr. VIII. S. 131. C- B. Runde, von der Leibzucht

oder dem Altentheile, 1. Th. §. 1. S. S. Mitte rm gier, Grundsätze des

«m> teutfchen Privatrechteß, 4, Ausg. 8. 199. Liener, opus«, »osö'. Vol.

II. q„. XXVIII. ««„. XXIII.
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nähme, Abschied, Altenrecht, Altertheil, Altsitz, Alk.

theil, Altvaterrecht, Altvatertheil , Ansatz, Ausbehalt,

Ausding, Ausgedinge, Ausnahme, Aussatz, Austrag,

Beisitz, Brödung, Einleibung, Großvaterrecht, Her.

berge, Jnsih, LeibeSnahrung, Leibgeding, Leib»

thum, Leibzeit, Leibzucht, Lohn, Nahrung, Pfründte,

Schließ, Tag zeitgeldex (Tatften), Tucht, Verpfründung,

Vorbehalt, Winkel; im Lateinischen aber am häufigsten reser-

vstum rustivum^); im Französischen Isreserve^). Häufig wird bei

den zuerst erwähnten teutschen Ausdrücken das Wort , welches blos einen

Theil des Auszuges bedeutet , für das Ganze (pars pro tot« , nach dem

Grundsitz: » potior! Kt «lenoiniustio) angewendet, so z. B. in den

Worten Beisttz (eigentlich blos Benutzung eines besondern AuSzugshau»

ses), Jnsitz (Mitbenutzung der Wohnstube) , Herberge (eigentlich blos

Wohnung), Winkel (blos Benutzung eines Winkels in der Stube zur

Wohnung), Tagzeitgelder (gewisse an bestimmten Tagen zu entrichtende

Gelder, gewöhnlich abschlägliche Zahlungen auf die Kaufsumme des Gu

tes) u. s. w. °) Am häufigsten findet man, selbst hei den ausgezeichnetsten

Schriftstellern, das Wort Lelbzucht gleichbedeutend mit Auszug

gebraucht, obgleich der Letztere eigentlich blos eine Art der Leibzucht, der

Leibrente, des Leibgedinges (vonti-glitu» vllulitin«, eines «ontrscw«

Wnomlnsw» äo ut t»«is»)5) — Alles gedensbar auch ohne Leistung auß

einem teutschen Bauergute ausmacht«).

4) Es ist sehr komisch, wie sich die Romanlften geplagt haben , für das

echt teutsche Institut der Gutsabtretung einen römischen Ausdruck zu finden,

und auf welche sonderbare Uebersetzunaen sie gefallen sind, z. B. «essio K«.

norum liberi» s p»re»tibu» »6Kuv viv» t»«ta et reiervstum, emtia venäiti«

et «lonsti« »uk moil«, »«ignst, bonor. p«»nt. et reserv, st«» «to,

5) Wenn Mittermaier a. a. y. Not« 1 S. 47S dafür das Wort

(jeinission 6e, Kien« anführt, so ist dieß nicht sowohl vom Auszuge, als von

der oft den Auszug einschließenden GutsaKtretung zu oerstehen, wovon w. u.

6) Eine umständliche Aufzählung und Erklärung der meisten vorstehen

de« Benennungen ist enthalten in S. S. Runde a. a. O. §. 4S. S. 2S8 flg.

7) Eichhorn, Einleitung in das teutsche Privatrecht, 4. Ausg. Göt

tingen 1836. §. 117. S. 231. Eurtru s, Handbuch de« Eivilrechtes §.28«.

Ä ä n s e l, die Lehre von dem Auszüge oder der Leibzucht, Leipzig 1334. K. I.

Rotel. J.F.Runde, Grundsätze des teutschen Privatrechtes, g. S21.

Danz zu Runde 6. Bd. §. 621. Daher unterscheidet auch C. L. Runde

a> «. O. 1. Th. K. 1. zwei Arten der vertragsmäßigen Leibzucht! die vor

behaltene (Auszug, reservstum) bei Uebergabe des eigenen Hsfes —

und die aufgelegte (in» vK^Iittum oonstitutivum), erworben durch Ver

wendung der Kräfte oder des Vermögens zum Besten eines fremden Hofes.

8) Rücksichtlich der älteren Literatur, den Auszug betreffend, verweisen

mir auf C. L. Runde a. a. O. §.6«, und Hagemann, Landwirthschafts-

recht Z. 57, im Allgemeinen aber auf Mittermai er a. a. O. Note 2. S,

474, und besonders, auf Hänsel «. a. O. in der Vorrede S. VIl u. IX flg.

Wir fügen nur hinzu die oben (Note S) angeführte pfeifferische Abhandlung :

Von den durch die Kutsch-rechtliche Gutsabtretung (Güteranfotz) begründeten

Rechten und Verbindlichkeiten, insonderheit von dem elterlichen Auszuge oder

de, Leibzucht, welcher Abhandlung wir in diesem Artikel vorzüglich gefolgt
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Der Auszug in der oben beschriebenen zweiten Bedeutung , von

welchem, allein dieser Artikel handeln wird, ist ein rein teutsches

Institut. Wenn gleich auch den Römern der Gebrauch , sich bei Verkauf

eines Gutes Wohnung und Nießbrauch vorzubehalten , nicht unbekannt

war;v) so war dieß doch ein von dem teutschrechtlichen Institute des

Auszuges ganz verschiedenes Geschäft.^") Schon früh kam jener als

Vorbehalt bei Gutsübergaben, am meisten in Colonatsverhältnissen

vor;") es war das Geschäft ein teutscher Erbvertrag, bei welchem der

Erbe in das Gesammteigenthum aufgenommen wurde, wodurch sich

die neuere Behandlung des Institutes , als einer anticipirten Erbschaft,

eben sowohl erzeugt hat , als die Ansicht, daß die übernommene Ver

pflichtung eine auf dem Gute haftende Reallast sei^), wie wir nachher

näher zeigen werden. In Teutschland entsprang bekanntlich in den

frühesten Zeiten alle Erbfolge aus Vertrag oder Rechtsgewohnheit und

sind. Wir beklagen, daß sie die schon 1834 herausgekommene hänsel'sche

Monographie (Note 7) nicht berücksichtigt, nicht einmal genannt hat. Diese

geht freilich im Gegensatze von jener in der Hauptsache von römisch-rechtlichen

, Principien aus, während die rundische Schrift in der Hauptsache das Colo-

natverhältniß vor Augen hat, so daß die drei Hauptschriften in dieser Materie

ganz verschiedene Wege eingeschlagen haben. Man vergl. über die hänsel'sche

Schrift die Anzeige davon in Gersdorf, Repertorium der gesammten teut<

sehen Literatur, 1. Bd. 1. Heft S. 6. Nicht unerwähnt können wir auch

die von Pfeiffer angezogene Behandlung dieser Sache von Lennep, in der

Schrift: von der Leihe zu Landsiedelrecht, Tit. IX. Z. 12. lassen, da wir sie

nirgends sonst in der Materie erwähnt finden. Eine im Jahre 1336 heraus

gekommene Abhandlung: H. W. Rechtsfreund, de^ Guts- oder Haus-

wirth und sein Auszügler, ein Fingerzeug für dieselben :c., zur Vermeidung

von Zwietracht und Prozessen (Meißen, Klinkicht und Sohn) stellt sich auf

den populären Gesichtspunkt und hat besonders die königlich sächsische Gesetz

gebung vor Augen. Wir beklagen, daß wir die neueste und sehr wichtige

Schrift über diesen Gegenstand vom Landrichter v. Puchta in Erlangen,

über die rechtliche Natur der bäuerlichen Gutsabtretung überhaupt und mit

Altentheilsbestellung besonders (Gießen , B. C. Ferber 1337) erst zu Gesichte

bekamen, nachdem dieses Manuskript schon abgeliefert war, so daß wir nur

ergänzend in einigen Stellen daraus verweisen, sie aber bei der Arbeit selbst

nicht nutzen konnten. Noch erwähnen wir die particularrechtliche Schrift:

Thierfeld, der Leibzuchtscontract oder die Rechte und Pflichten der Aus

zügler im Königreiche Sachsen, ingleichen das Internsurlum et«. Leipzig , Re-

clam, 1327, und «ZueKsrise libsr quaestionum, Vitemb. 1805. lausest. XXI.

p. 133.
9) Ii. 32. v. 6s iisnkr. et quemaclm. (7. 1.) I,. 21. §. 6. v. Ss a«.

tioiiib. emti st ven6. (IS. 1.) Liener I. «.

10) Noch weniger kann man rücksichtlich der Entstehung des Auszuges

auf noch frühere Ereignisse zurückgehen, oder gar mit der Geschmacklosigkeit

des vorigen Jahrhunderts selbst in religiösen Dingen Gott als Auszugsvater

rücksichtlich des Baumes des Erkenntnisses des Guten und Bösen im Paradiese

annehmen, wie Krsu» I. v. «ap. I. §. S.

11) Mittermaier a. a. O. §. 199.

12) Eichhorn a. a. O. K. 3SS. Sowohl die Ansicht, daß der Gutsab

tretung eine anticipirte Erbfolge zum Grunde liege, als die, daß der Auszug

eine Reallast sei, bestreitet, wiewohl mit manchen Modifikationen, Puchta a.

a. O. zz. XVI. XVII. XVIII. XIX. S. 1Y1 flg. und z. XXI. S. 132 flg.
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Gesetz. Erst mit dem römischen Rechte wurde der Gebrauch der Test«»

mente eingeführt. Bei dem Erbvertrag erfolgte die sofortige Uebergabe

des Eigenthums am Nachlasse; des Erblassers Existenz für seine Le-

benszeit mußte daher durch Vorbehalt des dazu erforderlichen Abwurfes

seines Vermögens gesichert werden. Hiernächst erhielt der junge Teutsche

nicht eher Güter in den Besitz, als bis er waffenfähig war; er konnte

sie aber auch nicht behalten , wenn er waffenunfähig wurde. In die

sem Falle mußte abermals für seine Existenz gesorgt werden. So

entstand die contractmäßige und da, wo sie üblich ist, die gesetzliche

Bestimmung des Auszuges^), ohne daß man dabei die noch unent

schiedene Thatsache, daß die alten Teutschen, wie manche andere rohe

Völker, ihre schwachen Greise todt geschlagen hätten^), als wahr an

zunehmen und der noch viel unerwiesneren Hypothese, durch Einfüh

rung der christlichen Religion sei an die Stelle des Todtschlagens das

Altentheil, der Auszug getreten^), beizupflichten braucht^). Der

GreiS hatte am Gute Eigcnthumsrecht; dieß zu übertragen, an wen

er wollte , stand ihm frei ; davon machte er Gebrauch , sicherte aber

seinen Lebensunterhalt. Da, wo ganz freies Eigenthum statt fand,

konnte und kann, der Natur der Sache nach, von der durch Gesetz

oder Rechtsgebrauch gezwungenen Gutsabtretung und Auszugsbestellung

nicht die Rede sein. Anders ist dieß aber im entgegengesetzten Falle,

namentlich beim teutschen Colonate. Wenn der nicht mehr waffen

fähige Ritter sein Gut einem Waffenfähigen überlassen mußte, da

mit der Lehnherr seine Vasallen vollständig hatte, so muß der nicht

mehr der Wirthschaft gewachsene Colon sein Gut an einen tüchtigen

Wirth abtreten, damit der Grundherr der guten Bewirthschaftung des

Gutes sicher ist. So wie aber das Colonat selbst rücksichtlich der

Notwendigkeit der Ueberlassung des Gutes an den Anerben, im Fall

eintretender Schwäche des Gutsbesitzers, dem Beispiele der Rittergüter

rücksichtlich der Waffenfähigkeit gefolgt ist, obgleich in neuern Zeiten

und mit dem Aufhören der Ritterdienste durch gedungene Miliz und

Volksbewaffnung bei den Rittergütern das Institut des Auszugs sehr

ungewöhnlich geworden: eben so haben sich manche Gewohnheiten

des Colonat - Auszugs auf den Auszug bei freien Bauergütern über

tragen ja sie sind sogar in die Bürgerwirthschaften übergegangen

Obgleich bei diesen Beiden ohne Zweifel, wenn nicht die Untheilbarkeit

des Gutes auf Gesetz oder Herkommen beruht, das Gut unter Weh-

13) Miro» l. «. §. 2.

14) ^n6r. ?l«r. Kivinu«, vi«, ck« »ensetut« no» Kovorst».

16) Fi Icher, Lchrbegriff simmtlicher Cameral- und Polizeirechte, 1. Bd.

Z. 62. S. 6.<

16) Hagemann, Handbuch des LandwirthschaftSrechtes Z. 66.

17) Dennoch darf von dem, was bei dem Colonat rücksichtlich des Aus

zuges gilt , nicht auf freie Bauergüter geschlossen werden. Mittermaier

a. a. O- §. 199. S. 479.

18) Man vgl. über alles dieß C. L. R u n d e a. ». O. Z. 2 flg.
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rere gethellt und nkchtS desto weniger dem GutSabtreter ein Auszug

vorbehalten werden kann, so liegt es doch in der Natur der Sache,

daß da, wo Unteilbarkeit der Güter stattfindet, durch diese das In

stitut ,des Auszuges sehr befördert worden ist"), wahrend sich hier der

Einfluß des Lehnrechtes auf die Erbfolge in Bauergüter deutlich zeigt,

bei welchen doch in der Regel »ucoessi« «x psvt« et proviäentiä

msjoru,» nicht stattfindet Wird fo objcctiv unser Institut durch

die Unteilbarkeit der Bauergüter genährt, so giebt der eigene Vortheil

des Gutsübernehmers die subjektiven Beweggründe dafür an die Hand, so

daß man sich in mehreren Ländern genöthigt gesehen hat, ein gewisses

Lebensalter zu bestimmen, vor welchem ein Gutsbesitzer sich nicht „auf

den Auszug setzen," d. h. das Gut unter Bedingung eines Auszuges

an einen Ändern abtreten, der Anerbe aber das Gut nicht annehmen

kann. Denn die zu frühe Gutsabtretung führt mehrfache Nachtheile

mit sich. Oester ist für Ersteren 50 — 60 Jahre , für Letzteren nicht

unter 25 Jahren festgesetzt^). Eine merkwürdige Eigenheit dieses

Institutes ist, daß nicht nur der Vater, und zwar, wenn die Mutter

Miteigenthümerin des Gutes ist, unter deren Zustimmung, sondern

auch die Mutter, und zwar nicht blos, wenn sie alleinige Eigenthü-

merin des Gutes , sondern auch nach dem Tode ihres Gatten, wenn

sie nur Miteigenthümerin des Gutes oder auch blos Vormünderin der

Kinder ist, das Gut einem der Kindernach ihrer Wahl mittelst eines

angemessenen Werthanschlages übergeben kcmn^).

Nach allem diesen fallt der Schluß auf die Natur gegenwartigen

Institutes nicht schwer. Ganz nach den Regeln des teutschen Rechtes

ist der eigentliche Auszug zu beurtheilen, welchen sich der Gutsbesitzer

bei Abtretung des Gutes an seine Erben vorhehält, oder welchen die

Ehefrau nach dem Ableben ihres Ehemannes oder der Jnterimswirth

nach Beendigung der Jnterimswirthschaft (s. d. Art.) bekommen muß 22).

Er hat in mehrerer Hinsicht die Natur einer Leibrente und richtet sich,

wenn er, wie gewöhnlich, auf Vertrag beruht, nach den Bedingungen

desselben^). Jndeß kömmt er doch, selbst wenn er nicht, wie bei

dem Colonat, «« 6i8rw»itl«ne Isgis errichtet ist, darin mit den

Grundsätzen des Colonatauszuges überein, daß er, richtig bestellt, ein

ouu« resls des Gutes bildet^), und daß die Leistungen des Auszuges

nicht den Character der Zinsen eines Capitals haben, sondern vielmehr

selbst Hauptstämme sind, tue so im Cancurse, namentlich auch mit

19) Man vgl. hierüber den Art. Altenburg S. 193 u. 19S.

20) Pfeiffer g. a. y. §. 4 flg.

2Y Pfeiffer a. a, S. Z. S. Danz a. a. y. 6. Band Z. SZ1.

Nr. VI.

22) Pfeiffer a, a. y. S. 130.

23) Eichhorn a. a. O. K. 117.

24) So stets in Sachsen. Curtius s. a. O. Z. 280. Hensel, Be.

merZungen und Excurfe über das in dem Königreiche Sachsen giltige Civil'

recht, 3. Abth. Z. 28«. S. 167.

25) Siehe ebendas. und oben Note 14.
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Verzugszinsen gefordert werden können 2"). UebrkgenS mtspringt nach

allem diesen der teutsch - rechtliche Auszug hauptsächlich aus dxr teutsch -

Q'chtlichen Gutsabtretung. Diese ist aber von gemischter Natur,

theils auf onerösem, theils auf lucrativem Titel beruhend, ein Ge

schäft theils unter den Lebendigen, tyeils auf den Todesfall. Darin

eben characterisirt sich die teutsch - rechtliche Natur des Institutes, daß

dabei eine Anticipation der Erbfolge und eine Veranschlagung des

Gutes unter dem wahren Werths) stattfindet"). Die Anticipa

tion der Erbschaft liegt dann klar vor, wenn der Gutsannehmer der

nächste Erbe, der Anerbe ist. Denn wenn schon darum der Eha-

r.icter eines nach dem römischen Rechte ^') unerlaubten ErbvertrageS

nicht zu verkennen ist, weil der Gutsbesitzer sich dabei mit seinem

Erben in der Maaße vereinigt, daß dieser das Gut um einin ge

wissen Preis, Werlhanschlag, annimmt, soviel davon inne behält, als

sein Ecbthcil beträgt, jedem der Miterben aber dessen Erbtheil an dem

angenommenen Gutswerche herauszahlt ^"), und dem Gutsübergeber

den lebenslänglichen Auszug gewährt, so ist es noch eine ausgezeich

nete Sonderbarkeit, daß die Erbschaftstheilung schon bei Lebzeiten des

Erblassers erfolgt, ganz gegen den römisch-rechtlichen Grundsatz:

vivemis non est KserellUs»'"). Und so sind darüber die meisten

Rechtsgelehrten einverstanden, daß die Gutsabtretung gegen Verwilli-

gung eines Auszuges (der Ansatzcontract) ganz unter dem Ge

sichtspunkte einer anticipirten Erbfolge aufzufassen ist^). Allein das

Geschäft beruht offenbar zwar insofern auf einem lucrativen Titel

für den Gutsübernehmer und dessen Miterben, als sie alle ihre Erb

theil sofort erhalten, jedoch hinsichtlich des GutsübernehmerS insofern

auch auf einem onerösen Titel, als er die Erbtheile seiner Miterben

herauszahlen muß. Der Gegenstand der anticipirten Erbschaft aber

ist nicht das Gut, sondern dex Anschlagspreis des Gutes und bei dem

Gutsannehmer der Minderbetrag des Gutspreises im Vergleichs mit

dem wahren Gutswerthe. Denn der Umstand, daß der Anerbe das

Gut ungetheilt behalten und die Erbtheil» aller seiner Miterben hcr-

auszahlen muß, macht es nöthig, daß, soll der Anerbe nicht ruinier

werden, der Anschlag nur ein sogenannter „leidlicher" und „im

geschwisterlichen Werthe" sei^). Irrig ist eS jedoch, wenn

man die Auszugsbedingung mjt her Gutsgbtretu.ng an hm Nachfolger

26) Ebendas. S. 172.

27) Man vergl. den Art. Alten bürg «. 19S.

28) Pfeiffer a. a. O. §. 1 u. 2.

29) l). 19. et 30, «. äs o»««. (2. S.)

g«) Pfeiffer «. a. O. §. 12. S. 142.

31) Gerade entgegengesetzt stellt die Sache da, Pucht« a. a. V. Z. XXII.

Nr. 16. S. 144.

32) Hinsel, Srcurfe a. a. O. S. 177.

33) Pfeiffer a, a. O. S. 14S. Rur Puchta in den oben (Note 12)

angezogenen Stellen sucht neuerlich das Gegentheil, und zwa, allerdings Mit

sehr beachtensmerthen Gründen darzuthun.
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für e!n einziges unzertrennliches Rechtsgeschäft gehalten hat. Letztere

besteht vielmehr ganz für sich, und es kann ihr Erstere nur als

Nebenvertrrag angehängt werden, ohne die Natur jener zu verändern^).

Es giebt nun Geschäfte, die zwar mit der vorliegenden teutsch^ recht

lichen Gutsabtretung nahe verwandt, aber nicht mit derselben identisch

sind. Dahin gehört die Gutsabtretung an den Erben ohne Werth

anschlag oder gegen so geringe Gegenleistungen, daß sie mit dem wahren

Werthe in gar keinem Verhältnisse stehen. Denn dann fehlt das

charakteristische Merkmal der Herauszahlung an die Miterben. Immer

gehört dahin die Abtretung des Gutes an einen Nichterben des Aus-

züglers, gegen eine Anschlagssumme unter Bedingung eines Auszuges

für den Gutsabtreter und der Bezahlung des Anschlagswerthes an des

Letzteren Erben. Denn hier fehlt das charakteristische Merkmal des

Gutsannehmers als Erben ^). Noch verschiedener davon und ganz

unter die Dispositionen des römischen Rechtes gehörig sind die Schen

kung unter Vorbehalt gewisser lebenslänglicher Leistungen (<1«,ist!o sub

modo) der Kaufcontract unter Nebenbedingung gewisser Leibrenten oder

des Nießbrauches (vendllio »ub reservat« usutruvtu), und die Übertra

gung des Eigenthums blos gegen Leibrenten, wenn diese auch nicht

in baaren Geldzahlungen, sondern in andern Leistungen bestehen^).

Doch keineswegs kann der teutschrechtliche Auszug ganz auf die Prin-

cipien vom Alimenten- oder Leibrenten-Vertrag, oder gar von den

römisch-rechtlichen persönlichen Servituten des usustructu», usus und der

lisKltsiio, ingleichen auf die Principien vom simpeln Kaufcontract, von

der Schenkung, von dem Testamente und der Erbtheilunq der Eltern

unter ihren Kindern verwiesen werden^). Und selbst eine analoge

Anwendung jener Grundsätze^) kann bei der gänzlichen Verschieden

heit des Grundprincipes nur mit großer Borsicht geschehen.

Wenn wir vom Colonnt abgehen, dessen Natur zu ganz eigenen,

in dem Art. Colonat näher zu entwickelnden Grundsätzen dadurch

führt, daß der Grundherr den Abgang des Gutsbesitzers, wenn er

dem Gute nicht mehr vorstehen kann, gegen eine Auszugsverwilligung,

und der Colon dagegen im gleichen Falle, eben so der Jnterimswirrh

für sich und seine Gattin 2"), die Verwilligung eines Auszuges, gegen

34) Pfeiffer a. a. O. 8- 7. S. 132.

35) Man sehe über alles dieß Pfeiffer o. o. O. Z. 1 u. 2.

36) Eichhorn a. a. O. §. 117. Pfeiffer a. a. O. ß. 3. S. 124.

Ganz entgegengesetzter Meinung ist Puchta a. a. O. §. IV. u. V. S. 22

flg., welcher im Gegentheile den Satz aufstellt: das Gutsabtretungsgeschäft

ist ordentlicherweife ein Kauf. Er sucht dieß auch durch particularrechtliche

Autoritäten H. XII. S. 72 flg. darzuthun.

37) Miros I. v. c»p. II. §. 3. Pfeiffer a. o. O. §. 3. Danz

a. a. O. §. 621 u. 622». gegen Hinsel in der angeführten Monographie

K. 8, 9, 10, und in den Excursen zum Curtius a. a. O. S. 169, «0 er übri-

qens die Anwendung der Principien über Alimente selbst auf das Eolonat

beschränkt.

38) Mittermaier a. a. O.

Sö) Hagemann a. a. O. tz. 67. S. 89.
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Abtretung des Gutes, verlangen*"), dieß Geschäft also im Streitfall auch

durch richterliches Decret verfügt werden kann; so geschieht die Be»

stellung des Auszuges ( eonstituti« reservsti ) ") in der Regel durch

Vertrag. Hier ist es, wo die Grundsätze des teutschrechtlichen Aus

zuges am reinsten zur Anwendung kommen. Gewöhnlich geschieht

dieß in Form eines Kaufes, der aber häufig nichts weiter als ein

teutschrechtlicher Gutsabtretungsvertrag mit Auszugsstipulation , jedoch

in der Maaße ist, daß letztere als ein Nebenvertrag (psetum sch'eowm)

da steht. Ob dazu die Einwilligung des Gutsherrn und gerichtliche

Confirmation erforderlich sei, dieß ist sehr streitig. Daß in denjenigen

Landen, namentlich in den Landen sächsischen Rechtes, wo zur Er

werbung jedes Realrechtes richterliche Bestätigung gehört, dieß auch zu

giltiger Bestellung eines Auszuges nöthig ist, liegt auf der

Hand doch reicht die Bestätigung des Gutsüberlassungsvertrages

im Allgemeinen dazu hin, um dem darin enthaltenen Nebenvertrage

des Auszuges volle Willigkeit und Wirksamkeit zu geben^). Jndeß

ist in manchen Landen, wo dieß Verhältnis) auch nicht eintritt, doch

ausnahmsweise für die Auszugsbestellung richterliche Confirmation vor»

geschrieben 4^). Besondere Hypothekbestellung ist, wenn die Con

firmation erfolgte, gemeinrechtlich gar nicht erforderlich, ob sie gleich

nach Partikulnrrechten , z. B. dem k. sächsischen, nützlich ist"). Es

ist aber auch gemeinrechtlich die Confirmation nicht nöthig, außer da,

wo die Gutsabtretung ex legis äispositiove geschieht. Hier ist der

Hauptgegenstand der richterlichen Untersuchung die Qualität des alten

und die des neuen Gutsbesitzers, und die Größe des Auszuges im

Verhältniß zum Gute, damit einerseits der Auszügler sich nicht zu

früh der Thätigkeit entziehe, aber auch leben könne, andererseits der

Gutsübernehmer nicht ruinirt werde *«). In der Regel sind jedoch

40) Hinsel, Excurse Z. 28«. S. 167.

41) Kliru, I. «. «SP. III. Zirsii« I. r. «SP. m. HZnsel, Auszug

z. 3, 4, 5, 6. Hänsel, Excurse z. 280. S. 176. Pfeiffer a. a. O.

Z. 2. S. 121.

42) Nur so ist Curtius a. a. O. Z. 28« zu verstehen, wenn er sich

für die allgemeine Nothwendigkcit richterlicher Bestätigung ausspricht, womit

er unstreitig nur auf das Königreich Sachsen deutet. Man vergleiche auch

Xr»u» I. «. «»p. III. z. V. Haubold, Lehrbuch des königlich sächsischen

Privatrechtes von Günther §. 462.

43) Curtius a. a. O. Hänsel, angef. Auszug §. 6. S. 37. Ob

das Realrecht erlangt wird, wenn die Confirmation zwar erfolgt, der Handel

aber nicht in die Gerichtsbücher eingetragen ist, hängt von der Entscheidung

dieser Frage in Bezug auf alle Rechtsgeschäste im Allgemeinen ab. Man

vergl. die, wohl nicht in den Buchhandel gekommene, Ronneburg den 21.

Januar I31S. Ii , (Amtmann Lossius) unterzeichnete Brochüre: Eine

mit gericht- und lehensherrlicher Gunst versehene, aber nicht in das Consens-

buch eingetragene Hypothek hat keine Giltigkeit.

44) Pfeiffer a. a. O. z. 6. S. 13«.

45) Hänsel, angef. Excurse §. 280. S. 176.

46) I. F. Runde, t. Privatrecht §. Sil. C. L. Runde a. a. O.

Z. 73 u. 74. S. S31 flg. Pfeiffer a. a. O. §. 6 u. 10. S. 130. 131,
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hierbei nicht sowohl das Bedürfniß des Auszüglers, als vielmehr die

Kräfte des Gutes zu berücksichtigen. Hingegen möchte da, wo

blos freier Wille das Auszugsgeschäft errichtet, eine Minderung des

Auszuges ohne Weiteres und ohne Zustimmung des Auszüglers sehr

bedenklich sein^). Sie kann höchstens in der Folge dann gerechtfer

tigt «erden, wenn durch unvorhergesehene Umstände das Gut in eine

solche Lage kömmt, daß es den Auszug in seinem vollen Betrage

nicht serner ohne wesentlichen Nachtheil zu leisten vermag^). Bei

der Contractserrichtung aber wird sich die richterliche Wirksamkeit in

der Hauptsache auf größtmöglichste Vorsicht und ängstliche Genauigkeit

in Bestimmung aller vertragsmäßigen Verabredungen beschränken, diese

aber auch dringend erforderlich sein. Denn eines Theils ist jede Last,

also auch der Auszug, auf das Strengste zu erklären, daher die mit

einem lateinischen Wortspiel ausgedrückte Regel: czui^uicl reservsu»

noinin« reservstl vult reoipere, uoi»iustirn lieber exeipere,

Bon selbst versteht sich höchstens nur dasjenige, ohne welches der

Auszug gar nicht oder nur mit großer Beschwerde exercirt werden

kann, z. B. im Vorbehalt gewisser Viehstücken liegt zugleich das

Recht des Mitgebrauchs der Stallung für den Auszügler ^"). Andern

Theils giebt es selten ein Verhältnis), das so viele, so chicanöse und

so erbitterte, dem Familienwohle nachtheilige Streitigkeiten erregte,

als wegen der nahen Berührung der Interessenten dieses ^°). Die

Einwilligung des Grundherrn ist eigentlich nur dann erforderlich, wenn

er bei der Erhaltung des Bauergutes in gutem Stande, so wie dabei,

daß das Gut nicht mit übermäßigen Hypotheken beschwert werde, we

sentlich interessirt ist, also ganz vorzüglich im Colonatverhältnisse^),

und namentlich in dem Falle, wenn das Gut an einen Anderen, als

den gesetzlichen Anerben übergeben werden soll^). Auch nur bei

Colonatgütern ist die Einwilligung des Grundherrn in Bezug auf

unverhältnißmäßige Größe des Auszuges erforderlich, bei anderen Gü

tern hängt, häusig wenigstens/ die Willigkeit des Contracts nicht davon

133 u. 140. 6s LeleKow elementä !ur. germsnici priv. §. 245. (366.)

Hinsel, Excurst S. 280. S. 176 a. S. In der Hauptsache stimmt damir

Puchta a. a. O> §. XXII. Nr. 7. S, 141 überein.

47) Hinsel, Excurseic. a. a. O. S. 166. Juristische Zeitung für die

kdnigl. preuß. Staaten II. Jahrg. Berlin 1333. S. 32«. Ucder Regulirung

der Auszüge und Altentheile. Böhmer, B o p p und Jäger, Zeitschrift für

Gesetzgebung und Rechtspflege Bd. I. Darmstadt 1L33. H. 3. S. 304. Ueber

Verminderung «der Vermehrung elterlicher Auszüge nach Z. 11 des Hessen-

casselischen Hufenediete« v. 21. April 178». ». Auve, Zeitschrift für Ge

setzgebung ,c. im Königreiche Hannover ,c. I. Bd. Lüneburg 1821. H. 2. S.

Ivv. Obrigkeitliche Herabsetzung eines Altentyeiles zc. den der Richter nichr

den Kräften des Hofes gemäß hielt.

4«) Pfeiffer a. a. S. §. ö. S. 138.

49) IVliru» l. «. 8. 2. Hänsel, Excurse §. 230. S. 170.

6«) Danz a. a. O. K. 621. Nr. V.

öl)Danz a. a. O. §. S21. Nr. IV.

S2) Eichhorn a. o. O. j. S6S. S. 834.
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ab, und der Grundherr kann höchstens auf dessen Rescisflon wegen

übermäßiger Gutsbelastung klagen^). Oft beschränken Particularge»

setze den Einfluß des Grundherrn dahin, daß er nicht auf der Anli»

cipation der Erbschaft bestehen und nichts in die Wahl des Nach

folgers, wenn dieser nur zur Landwirthschaft tüchtig ist, reden darf^).

Alle diese Rücksichten treten auch bei den übrigen Arten, den Auszug

zu errichten, ein, da die Art der Errichtung die Rechte Dritter nicht

bennchtheiligen kann, also auch in den Fällen, wenn der Auszug

durch den letzten Willen oder unter den oben erwähnten Verhältnissen

durch richterlichen Ausspruch errichtet wird^). Im ersten Falle kann

nur von den dritten Personen, nicht dem Gutsübergeber zu gewäh

renden Auszuge (in uneigentlicher Bedeutung) die Rede sein. Der

letzte Fall tritt, außer dem Colonate, dann vorzüglich ein, wenn ein

allgemeines Versprechen des Auszuges ohne nähere Specisicirung des

selben vorhanden ist, wo dann der Richter nach Landesgebrauch Um

fang des Gutes, Bedürfniß des Auszüglers und frühere Vorgänge bei

dem Gute, den Umfang des Auszuges , allenfalls unter Benutzung des

srbitrii Koni virl ermisst^). Die Frage, in wiefern auch acquisitive

Verjährung eintreten könne, ist wegen des menschlichen Lebensalters

wohl mehr eine juristische Spitzfindigkeit als eine practische Rechts

frage

Die bei dem Auszuge betheiligten Subjecte sind vor Allem der

Gutsabtreter, Auszügler, Auszugs vater, Auszüger,

Auszöger, Altvater, Leibzuchter, die gewesene Gutswirthin,

Auszüglerin, Auszugsmutter, Altmulter, Beide zusammen

Altentheiler, Altentheils-, Ausdings- oder Auszugs»

leute, und ihnen gegenüber der Gutsbesitzer. Der Auszug wird in

der Regel für den Allvater und die Altmutter bestimmt, häufig auch

für deren Kinder, besonders wenn diese kränklich, oder auch bis nach

erfolgter Erziehung, wenn sie noch unerzogen sind^). Ein eigentlicher

Altentheil ist dieß Letztere freilich nicht, allein es ist doch eine auf

ähnlichen Verhältnissen beruhende Leibzucht^). Uebrigens können freie

Bauern, Colonen und Leibeigene, Rittergutsbesitzer und städtische

63) Pfeiffer a.a.O. §.9. S. 133. Puchta a.a.O. §.XXII. Nr.

6. S. 14l, gesteht dieß nur in dem Falle zu, wenn des Grundherrn Ansprüche

auf die herkömmlichen Prästationen durch den Auszug eine Veränderung er

leiden.

54) Pfeiffer a. a. O. §. 6. S. 131. Danz a. a. O. S- 621. Nr.

IV. Hagemann a. a. O. Z. S7.

55) Puchta a. a. O. §. II. S. 12, stellt dagegen den Satz auf: eS

gibt keinen Altentheil oder eine bäuerliche Leibzucht, außer auf dem Grunde der

Abtretung eines Besitzthumes, wovon sich die AltentheilSempfänger bisher er

nährt haben.

56) Hänsel, Excurse Z. 23«. S. 176. Derselbe im angef. Aus,

zuge K. 13. S. 126. Man vgl. auch obige Note 47.

57) IVlirus I. «. «sp. III. §. 4.

S3) Man vergl. den Art. Altenburg S. 4 u. 6.

S9) C. L. Runde a. g. S. 1. Th. 1. S. S.



S2S Auszug.

Bürger sich oder den Ihrigen Auszuge bedingen^). Wenn Eltern

und Kindern ein Auszug stipulirt ist, so ist ein mehrfacher Auszug

vorhanden , der gleichzeitig oder successiv in Wirksamkeit tritt. Es ist

aber gleich, ob die Auszügler selbst Mitcontrahenten waren, oder An

dere für sie den Auszug bedangen^). Für die Ehefrau kann der

Auszug mit bedungen werden, wenn auch dieselbe nicht Miteigenthü-

> merin des Gutes war°"). Beim Colonat hat die Ehefrau volles

Recht auf einen Auszug, wenn sie in Ersteren Vermögen verwendet

hat Den Eheleuten steht aber der Auszug nicht solidarisch zu und

er fällt daher, so weit er theilbar ist, mit dem Tode des einen der

Auszugsleute zur Halste weg; nur die untheilbaren Leistungen erhält

der Ueberlebende auch ferner ganz^). Von einem zu» aovresoeuäi

ist daher hier nicht die Rede, da eine analoge Anwendung der rö

mischen Gesetze vom i.»u»truetus °») bei diesem rein teutschen Institute

nach der ganzen Natur und Bestimmung des Letzteren um so weniger

stattfindet, als es sich hier um ein Geschäft inter vivo» handelt,

bei dem auch nach römischem Rechte kein jus »ooresveiM eintritt^).

Schwieriger ist die Frage, ob durch Bestellung eines Auszuges die

Ehefrau ihr Recht auf Rückforderung der Aussteuer nach getrennter

Ehe verliere, ob sonach das Sprichwort: Leibgut schwindet Haupt

gut, auf sie Anwendung findet? Da jedoch dieß Sprichwort keines-

weges vom Auszuge, sondern vom Dotalitium spricht, die Be

stellung des Auszuges für die Ehefrau an sich gar nicht mit der Aus

steuer zusammenhängt, vielmehr rein ein Ausfluß der Liberalität des

Ehemannes ist; so wird die Ehefrau durch Annahme des Auszuges

nur dann der äo» verlustig sein, wenn jener ausdrücklich als Witthum

bestimmt ist. Außerdem wird sie die «los stets neben dem Auszuge

zurückfordern, nicht aber die porti« «tswtsriä wählen , oder überhaupt

außer dem Auszüge dem Manne succediren können, ohne Erstern

einzuwerfen, da dieser ein Theil der Güter des Mannes ist°^). Hat

übrigens die Ehefrau einen Auszug, so kann sie ihren Ehemann nicht

vom Mitgenusse desselben ausschließen, so weit nicht durch die Teil

nahme des Mannes die Lage des Gutsbesitzers verschlimmert wird.

6«) Puchta a. a. O. Z. XXII. Nr. 9. S. 142.

61) Hinsel, Excurse §. 230. S. 176.

62) Pfeifer a. a. O. §. S.

63) Hinsel a. a. O. §. 283. S. IS3.

64) Haubold a. a. O. §. 463». S. 602. <?«tt,eK»IIe, »eiset,

äüicsptstionuin foreneium esplts, Vres6»e 1826—1330. ?. II. gisc. gl. rs»

«ervstui» rustivum otriqus conjuKum pncto «vnstitutum num Integrum clede»

»tur »uper«titi, »Iterutr« eoruin öetuneto ?

63) Ii. 1. u. 8. v. 6s u»ut>. »äors»«. (7. 2.) welchem in dieser Bezie

hung auch 1^. 57. I. 1. I>. äs uiukr. et qusmoäiu. (7. 1.) entgegenstehen

möchte.

66) Miru, I. e. «p. IV. I. S. Pfeiffer a. a. O. §. S.

67) Mira» I. «. «so. IV. Z. 6. Pfeiffer a. a. O. §. 3. S. 136.

Haubold a. a. O. z. 463d.
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Nach der richtigem Meinung muß aber dieser Auszug nicht alS>Nu»

hung der 6os, sondern als 60« selbst angesehen und also vom Ehe«

manne, nach Trennung der Ehe, restituirt werden^). Wenn der

Ehemann für sich und seine Ehestau einen Auszug bestellt, zur Zeit

dieser Auszugsbestellung verheurathet war und nachmals seine Ehefrau

starb; so wird, ob seine zweite Ehefrau den früher stipulirten Auszug

erhalten muß, nur davon abhangen, ob, dem Sinn und der Tendenz

des Vertrags nach, der Auszug auf die Person der ersten Ehestau

beschränkt, oder ob er dem Manne zu Ernährung einer Frau, oder ob

für eine Ehestau des Mannes (unbestimmt welche?) stjpulirt ist, und

nur in beiden letztern Fällen kann die zweite Frau auf den Auszug

der ersten Anspruch machen^). Ueberhaupt verlieren die Auszugsleute

durch eine zweite Verheurathung ihr Auszugsrecht keineswegs; sie

können und müssen vielmehr den zweiten Ehegatten bezüglich der aus

der zweiten Ehe erzeugten Kinder zu dem Mitgenusse des Auszugs

lassen , so weit nicht dadurch die Last des Auszugspflichtigen vermehrt

wird. Hat also der Auszügler eine besondere Auszugsnahrung und

bezieht gewisse Naturalien, so kann er den zweiten Gatten an Beidem

Theil nehmen lassen; nicht so wenn er z. B. blos den Mitgebrauch

der Wohnung im Hauptgute und die Befugniß hat, am Tische des

Gutsbesitzers mitzuessen^'). Man hat in,diesem letzten Falle unstreitig

iu ksvorei» lustriuwuii, wenigstens in Ansehung des jus eolisbitsucil

die Beschränkung gemacht, daß sich der Verpflichtete dieß rücksichtlich

des Ehemannes dann gefallen lassen müsse, wenn Letzterer bisher mit

der Ehestau zusammen das belastete Gut bewohnte^), während ältere

Rechtslehrer unbedingt die Verbindlichkeit behaupten, den neuen Ehe

gatten mit aufzunehmen^). Jndeß steht diesem wohl schon das all

gemeine Prinzip entgegen , daß durch die Wiederverheurathung eines

verwittweten Auszüglers kein Anspruch auf verhältnißmäßige Erhöhung

der Leibzucht begründet wird ^). Nach allem diesen kann der Äus-

zügler das Recht des Auszugs nicht an einen Andern abtreten, da

dieses ein rein persönliches ist, dessen größere oder geringere Beschwerlichkeit

für den Verpflichteten von der Persönlichkeit des Auszüglers abhängt;

über die empfangenen Leistungen aber und über diejenigen

Auszugsstücke, bei welchen es dem Verpflichteten gleich ist, an wen er

sie abliefert, kann der Auszügler frei disponiren, doch z. B. nicht

Leistung der Naturalien in Geld verlangen, wenn ihm nur Erstere

68) iVliru, I. e. 5. S.

69) Hinsel, Excurse «. ebendas. S. 186.

70) IVIiru» !. «. 5. 7. Pfeiffer a. a. O. §. 8. S. 137. Hau<

bold a. a. O. §. 463b. in gewisser Maße gegen Hagemann a. a. O.

5. S7.

71) Hinsel, Excurse «. 5.283. S. 185.

72) Uomws!, rd»p,. «b«. 2. vvrgsr os«. iur. II. S. 24. not. 5.

Curtius o. a. O. §. 283.

73) Pfeiffer a. a. S. Z. 137.
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siipuiirt sind^^). Danach kann auch, wenn über das Vermögen deS

Auszüglers Concurs entsteht, die Concursmasse nur die nicht rein per«

sönlichen Leistungen und, wenn beiden Eheleuten der Auszug stipulirr

ist, nur den des in Concurs verfallenen Ehegatten in Beschlag neh

men^). Wenn aber auch gleich der Rechtstitel, aus welchem der

Auszug gefordert werden kann, ein höchst persönlicher ist, schon weil

Letzterer vom Leben, von der Gesundheit und so vielen persönlichen

Eigenschaften abhängt, die ihn erleichtern oder erschweren können^);

so ist er doch in Beziehung auf das Gut und auf die Verpflichtung

ein dinglicher, der gegen jeden Besitzer" des Gutes geltend gemacht

werden kann^), der vielmehr auf Kiefen übergeht, und als eine Reallast

auf dem Gute hastet, ohne welche dasselbe nicht veräußert, selbst nicht

subhastirt werden kann^). Dabei versteht es sich jedoch von selbst,

daß die landesherrlichen Abgaben und solche Hypotheken, welche vor

Bestellung des Auszuges schon bestanden, diesem vorgehen^), wogegen

es eine irrige Ansicht ist, wenn man gemeint hat, der Auszügler müsse

sich wegen seiner Auszugsprästationen mehr an die Kaufgelder als an

das Gut selbst halten"«). Eben wegen dieser realrechtlichen Qualität

kann der Auszügler nicht die Veräußerung des Gutes hindern^).

Es liegt dieß Realrecht in der Natur der Sache, da schon ursprünglich

die Aufnahme des Verpflichteten in das Miteigentum es mit sich

bringt, daß der Gutsübergeber das im Eigenthum (also ein dingliches

Recht davon) behält, was er dem Verpflichteten nicht mit übergibt,

was er sich vorbehält (reservat)^). Es ist dieß daher auch gemein»

rechtlicher Gebrauch, wozu freilich in allen den Landen, wo kein iu»

resle ohne gerichtliche Consirmation constituirt werden kann, wie in

Sachsen, diese nothwendig hinzutreten muß, wenn das Realrecht de«

74) Curtius a. a. O. Z. 283. Mirv» I. «. §. 9. Hansel, Er»

eurse zc. a. a. O- Z. 283. S. 188. Mittermaier a. a. O. §. 19^.

S. 473.

75) IVliru» l. «. esp. IV. §. 14. Haubotd a. a. O. Z. 463». a. E.

und 463b. a. E. Pfeiffer a. a. O. §. 8.

76) Pfeiffer a. a. O. §. 7. Kliru» I. «. §. 1. v. 13. Hansel,

Auszug §. S. S. 37.

77) Während man darüber noch streitet, ob der Besitzer auch für das

haften müsse, was vor seinem Besitze noch verfallen ist, und dieß wohl nur

in subsiSium dann anzunehmen sein möchte, wenn der Vorbesitzer zur Ent»

richtung unvermögend ist , waltet darüber kein Streit ob , daß der Verpflich

tete für das während seiner Besitzzeit Verfallene auch nach derselben noch ver»

Kindlich bleibt. Hansel, angeführte Excurse Z. 230. S. 173.

78) Haubold o. a. O. §. 462. S. SOI.

79) Gegen Kommst rdspsock. Vol. V. ob». 674. stehe Lüensr l. e.

esp. XXVI. LrottseKsIK, selects äisveptstionum lorensium cspits, l'om.

II. «Sit. II. e»p. XXII. Pfeiffer a. a. O. §. 1V. S. 141. Hansel,

alleg. Auszug §. 14. S. 131. Derselbe in den Excursen a. a. O. §. 232.

S. 179 flg.

««) Pfeiffer a. a. O.

81) Hansel a. a. O.

82) Eichhorn a. o. O. Z. S6S.-> - ..
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gründet sein soll. Ist dem Auszügler ein gewisses Grundstück zum

Genüsse vorbehalten, so hat der Gutsbesitzer nicht dafür zu hasten,

wenn durch irgend einen Zufall der Auszügler um diesen Genuß

kommt; dagegen mindert es auch den Auszug nicht, wenn dem Aus

zügler gewisse Quantitäten von Gutserzeugnissen zugesichert sind, das

Gut diese aber nicht erträgt^). Also ist er namentlich nicht verbun

den, in diesem Falle einen Remiß wegen Mißwachses zu geben. Ist

ihm aber z. B. von einem gewissen Baum, einem gewissen Stück

Vieh der Erlrag zugesichert und dieß giebt keinen Ertrag, so hat er

auch keinen zu fordern °"). Ist dem Auszügler ein bestimmtes Grund

stück zur Benutzung überlassen, so kann er dasselbe eben so wenig mit

Hypotheken belasten, als das Hauptgut, da das Eigenthum daran

ihm nicht zusteht^). Es ist aber dieses Realrecht von mehr Wirk

samkeit und Ausdehnung, daß es selbst nicht durch Subhastation,

noch weniger durch Verkauf oder durch Deterioration des Gutes

erlischt. Vielmehr kann im letzten Falle der Auszügler verlangen,

daß das Gut in einen ihm den Genuß d«s Auszugs gewährenden

Zustand hergestellt werde. Daher muß auch jedes damit behaftete

Grundstück, wenn es zum gerichtlichen Anschlag kömmt, damit sub-

hastirt werden. Sollte indeß der auf einem Grundstücke haftende Aus

zug dem Käufer verschwiegen worden sein, so halten Einige, wiewohl

mit Unrecht, dafür, daß, wenn dieß bei einer Subhastation geschah,

diese nichtig sei 2°). Jedenfalls aber hat der Käufer das Recht, Min

derung des Kaufpreises um den Werth des Auszuges zu verlangen ^).

Eine solche Taxation ist nun freilich in mehrfacher Hinsicht schwierig.

Mit Recht werden die Gegenstande des Auszuges res iucerws »«»li-

instiouis genannt, die eine obliKsti« iooerti hervorbringen, daher

sich der dießfallsige Vertrag sogar den s. g. aleatorischen Verträgen

nähert. Denn nicht nur die Ungewißheit des Lebensalters der Aus

zügler sondern auch der abwechselnde Preis der zu Befriedigung

83) Danz a. a. O. §. 622s. Nr. IV.

84) IVIiru, I. °. §. 11. Mittermaier a. a. O. §. 199. S. 478.

Hansel, Excurse zc. a. a. O. §. 280. S. 173.

85) Danz a. o. O. Nr. III.

LS) Hinsel, Auszug a. a. O. Z. I. S. 2, und Note 8. S. 12.

87) V^srnKsr, Vis». 6e reservsto, vulgo Auszug, Vited. 1727. osp.

IN. §. l. «r»u, !. « L»p. II. §. II. CurtiuS a. a. O. §. 282. Mit

termaier a. a. O. z. 199. Hünsel, angez. Auszug z. 6. Eichhorn,

a. a. O. K. S6S. Pfeiffer a. a. O. §. 1«. Sionor I. °. II. 2ö. p.

1b0. <Is u»u I,. 2. Lsä. lls res«, vsnä. in praväii« euv> vners ressrvsti

ven6!tis.

83) Hinsel, angez. Auszug a. a. O. z. 1. Note 8. S. 12 und §. 6.

S. 37.

89) Ob die I,. 68. 0. le«. k'uleick. (3S. 2.) noch anwendbar fei, ist

vielfach, besonders von Lonimel l. «. obs. 74l. bestritte» worden. Die neue

sten Ansichten darüber siehe in Langen» und Kori, Erörterungen prakti

scher Rechtsfragen zc. 3. Th. Dresden und Leipzig 1833. Nr. XII. S. 89

u. 101. Man vergl. CurtiuS a. a. O. Z. 232. Note d.

S4*
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der Lebensbedürfnisse erforderlichen Consumtibilien, selbst der abwech»

selnde Betrag des nach der größeren oder geringeren Concurrenz sich

richtenden Miethzinses lassen oft sogar die Adhibirung gewöonlicher

Sachverständiger nicht zu, vielmehr ist die Taxation weit richtiger nach

wissenschaftlichen Principien, Durchschnittsberechnungen, Markttabellen,

Sterblichkeitslisten u. s. w. zu bewirken. Sehr gut ist es daher,

wenn sich über die Taxation des Auszuges, namentlich Behufs der

Verlehenwaarung , eine gewisse Observanz gebildet hat""), weil durch

den Auszug der Werth des Gutes sich mindert^), und es so ein

Kunstgriff eigennütziger Contrahenten da zu sein pflegt, wo das Gut

ohne Weiteres nach dem Kaufpreise verlehenwaaret wird, daß sie einen

möglichst niedrigen Kaufpreis annehmen und dagegen einen sehr be

deutenden Auszug stipuliren. Mehrere Particulargesetzgebungen haben

dagegen gearbeitet^). Der Auszügler seinerseits hat, wenn er sich

nicht spcciell verpflichtet (welches jedoch häufiger durch das Versprechen

geschieht, dem Gutsbesitzer in der Wirthschaft nach Kräften an die

Hand gehen zu wollen), keine Dienste dem Gutsübernehmer zu leisten,

überhaupt nach der Gutsübergabe keine Verbindlichkeiten gegen den '

Gutsbesitzer^), nicht einmal die der Bestellung einer nicht bedungenen

vsuti« usukruvwsrl«, außer wenn er Mißbrauch rückfichllich der zu

benutzenden Gegenstände sich hat zu Schulden kommen lassen^). Er

hat auch in der Regel keinen Aufwand wegen der Auszugsleistungen

zu tragen, so daß die ihm zustehenden Gegenstände ohne Weiteres

übergeben werden müssen, und er, wenn er den Mitgebrauch einer

Wohnung hat, in derselben ohne Beitrag zu den Reparaturkosten

u., s. w. geduldet werden muß. Hat er aber ein ihm zur Benutzung

übcrlassenes eigenes Auszugsfeld, so hat er den Aufwand auf Cullur

und Ernte desselben eben sowohl zu bestreiten, als er, wenn er eine

eigene abgesonderte Auszugswohnung hat, denjenigen Aufwand auf

Reinlichhaltung u. f. w. tragen muß, der einem Miethmanne obliegt^).

Au den Lasten des Gutes, worauf der Auszug haftet, hat er in der

Regel nichts beizutragen, außer, wenn ihm zum Auszuge der Nutzen

lediger Grundstücke und eine mit besonder« Lasten beschwerte Auszugs«

kote (s. w. u.) überlassen sind, wovon ihm dann die Lasten obliegen "").

90) Wie z. B. im Kreisamtsbezirke Altenburg.

91) Hinsel, angez. Auszug §. 1. S. 2.

92) Man vergl. Curtiu s a. a. O. §. 2S3. Note a. Ein umständli

ches Gutachten darüber ist enthalten in den Landtagsacten des Königreichs

Sachsen vom Jahre 1330. 1. Bd. Nr. 6S. S. 449.

9Z) Mitt ermaier a. a. O. §. 1S9. Hansel, cmgef. Auszug Z. 7.

S. 66.,

94) E. L. Runde a. a. O. 2. Th. Z. 51. Hinsel, angef. Excurse

«. 2S0. S. 168.

96) lUiru, I. «. §. IS. Hinsel, alleg. Exkurse §. 280. S. 170

und 171.

96) Mittermaier a. a. O. Runde, t. Privatr. Z. 622». Dan,

a. a. O. ebendas. Kliru» I. e. §. 16.
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Er wird auch überhaupt zwar ferner als Staatsbürger und Unterthan,

jedoch in der Regel nicht mehr als stimmfähiges Gemeircdeglied an

gesehen, es wäre denn, daß er eine eigene, mit Gemeinderecht versehene

Auszugskote bewohnte. Jedenfalls verändert sich sein »tsws , und er

tritt dann in die Klasse der Häusler, während, wenn er im Hause

des Gutsbesitzers oder eines Dritten mitwohnt, er in die Classe der

Hausgenossen zurücktritt und also bezüglich die den Mitgliedern dieser

zwei Classen von Staatsbürgern obliegenden persönlichen Lasten über

nehmen muß, falls nicht nach besonderer Landesverfassung Auszügler

sich einer gänzlichen, oder doch auf ein gewisses Lebensalter beschränkten

Befreiung von Lasten erfreuen^). Anders ist das ganze Verhältniß,

so lange sich der Auszügler die Herrschaft und das Regieren,

oder, wie es richtiger ausgedrückt wird, die Wirthschaft^) vor

behält. Denn dann geht zwar das Gutseigenthum auf den Guts-

übernehmer über, der Auszügler aber bewirthschaftet «nd benutzt das

ganze Gut auf die bedungene Zeit, z. B. auf Lebenszeit, auf be

stimmte Jahre, so lange es ihm gut dünkt zc. nach wie vor, hat da

her, da er allen Nutzen zieht, auch alle Lasten zu tragen'"). So

wenig übrigens der Auszügler, wenn er sich dieß nicht vorbehalten hat,

oder nicht ohnehin Notherbe des Gutsbesitzers ift> durch den Auszugs

vertrag ein Erbrecht auf den Nachlaß 'des Gutsbesitzers,, namentlich

nicht auf das Auszugsgut selbst, erhält, selbst wenn er sich die Wirth-

schaft vorbehalten hat^"); so wenig wird durch den AuszugSvertrag

der Gutsübernehmer Erbe des Auszüglersi Nur der Auszug fällt

zur» »iuFulsrl an das Gut zurück, wird mit demselben consolidirt, alle

übrige Habe des Auszüglers kömmt an dessen Intestaterben und also,

wenn der Gutsbesitzer auch ein Intestaterbe desselben ist, an diesen

mit!<"). Darum hat dieser, als Gutsbesitzer, da die anticipirte Erb

schaft dieß bloS zur« »InZuIsrl war> auch nicht alle Schulden des Aus

züglers zu bezahlen, fondern nur iüe zur Zeit der Gutsübernahme auf

dem Gute haftenden und mit demselben übernommenen. Die bei der

Gutsübergabe verschwiegenen Schulden bezahlt er, wenn er Miterbe

und wenn der Auszügler zu deren Bezahlung aus eigenen Mitteln

nicht vermögend ist, mit seinen Miterben zugleich nach Verhältniß der

Antheile eines jeden an der Anschlagssumme. Für spätere Schulden

hat er gar keine Verpflichtung^).

97) Hänsel, olleg. Auszug g. 18. S. 168. CurtiuS und Hänsel

dazu a. a. O. §. 281. Runde, t. Privatr. S. 622». Eichhorn a. a.

O. 5- SSS. Si. »3S. Haubold a. a. O. §. 46S». Hggemann a. a.

O. §. 66. S. 88.

98) Man vergl. den Art, Altenburg.

99) Pfeiffer a. a. O. §. 11.

100) Danz a. a. O. §. S21. Nr. II. Pfeiffer a. a. O. §. 14

S. 147.

Nil) Pfeiffer a. a. O. §. 16.

l02) Hagemann a. a. O. §.67. Eichhorn a. a. O. §. 366.

Pfeiffer a. a. O. jZ. IS. S. 143. Puchta a. a. O. §. 20. S. 128,
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Die Gegenstände des Auszugs sind sehr verschieden und werden

durch den errichteten Contract oder die sonstige Stiftung darüber be

stimmt. Sie tragen im Allgemeinen den Character solcher Leistungen,

welche zum Lebensunterhalt erforderlich sind; doch beschränken sie sich

nicht auf das unentbehrlichste Lebensbedürfnis) (ailmsuts nsturslis),

sondern richten sich nach der Bcdeutendheit des Gutes und den Ver

mögensumständen, in denen der Auszügler bei der Gutsabtretung ist.

Sie bestehen erstlich in solchen Rechten, welche der Auszügler an einer

Sache unmittelbar ausübt. Dahin gehört vor allen Dingen die in

der Regel ausbedungene freie Herberge (msusio, von den Roma

nisten lieber Imiiiwiio genannt), entweder in der Wohnstube und den

sonstigen Gemächern, welche der Gutsbesitzer selbst mitbenutzt, wobei

in der Regel dem Auszügler eine Kammer zu seinem alleinigen Ge

brauche ausbedungen wird (Jnsitz), oder in einem kleinen abgeson

derten Logis in diesem Hause, oder in einem eigenen Äus-

zugshause, Ausdings Hause, Auszug skote, Auszugs-

kathe (Beisitz), welche zuweilen der Gutsbesitzer erst bauen lassen

muß. Im ersten Falle wird gewöhnlich das Recht ausbedungen, sich

der warmen Stube jederzeit mit bedienen zu dürfen, in Krankheits

fällen das Bette hineinzuschlagen, häufig ein Platz bei dem Ofen für

den Großvaterstuhl des Auszüglers, oder die Hölle oder ein Theil der

selben hinter dem Ofen. In den zwei letzten obenerwähnten ,Fällen

muß oft der Verpflichtete für das Holz sorgen, oder ein gewisses jähr

liches Holzgeld geben. In dem ersten und zweiten Falle aber muß

er, wenn sich beide Theile nicht mit einander vertragen können, ein

gewisses vorausbedungenes Miethgeld entrichten. Ob, wenn es nicht

vorausbedungen ist, der Richter wegen Unverträglichkeit das Woh

nungsrecht ohne Weiteres in ein Miethgeld verwandeln dürfe, möchte

sehr bedenklich sein. Geht die ausbedungene Wohnung ohne des Aus

züglers Schuld zu Grunde, so muß der Verpflichtete, nach der richti

ger« Meinung, eine andere Wohnung errichten, der Auszügler aber

bis zu deren Herstellung sich eben sowohl mit einem .ju» eoiisKitaulZi

begnügen, als in dem Falle, wenn blos im Allgemeinen Wohnung

ohne nähere Bestimmung bedungen ist. Das eigene AuszugshauS

darf der Auszügler nach der richtigem Meinung auch vermischen^).

Streitigkeiten sehr kleinlicher Art sind in Bezug auf Kiefen Auszugö-

gegenstand von den Juristen entschieden worden , z. B. daß wenn dem

Auszügler auch das Recht, bei des Gutsbesitzers Feuer mit zu kochen,

zu waschen und zu backen bedungen ist , er doch sich weder des Wassers

in der Ofenblase, noch der aufgehängten Handquele bedienen darf^),

daß der Dünger des Auszüglers und seines Auszugsviehes in so weit

dem Gutsbesitzer gehört, als Erstcrer ihn nicht zu seinen, ihm vorbe-

leugnet jedoch jede Verbindlichkeit des Gutsübernehmers und seiner Miterbe»

zur Bezahlung der Schulden des Gutsübergebers.

103) Hansel, allegi Auszug §. 9. Note 7. S. 91, und Wernb.er I.

°. I. 2. II. 2.

104) Ür»u5 I. e. e«p. IV. §. g.



ZluSzug.

haltenm Grundstücken oder etwaigen eigenen Wirthschaft bedarf ^°°),

ob dem Auszügler, der Kloses ^u» «olisbitsncli hat, das Recht auf

einen Hausschlüssel zustehe "6) «. s. w. Unmittelbar übt der

Auszügler auch sein Recht aus an solchen Grundstücken (Ausdings

gütern), Teichen , Baumen , gewissen Haus- und Hofinventarien-,

auch Viehstücken u. s. w., welche ihm zur eigenen Benutzung vorbe

halten sind. Bei besonderen Ausdingsgütern hat hausig der Guts«

besitz« das Bestellen zu besorgen und muß die Früchte in seine

Scheuern zc. mit aufnehmen. Das Futter für das Auszugsvieh muß

nach richtigern teutschrechtlichen Principien der Gutsbesitzer geben ^),

wenn der Auszügler blos den Nutzen, nicht das Eigenthum davon

sich vorbehalten hat^"); auch im letztern Falte, wenn ausdrücklich

das Ausfüttern, z. B. einer Kuh reservirt ist""). Zweitens

aber sind die Auszugsemolumente gewisse persönliche Leistungen, auf

die der Auszügler gar keinen Aufwand zu machen hat. Man theilt

sie gewöhnlich so ein, daß sie entweder !u äsaä« oder in tsvieuä«,

zuweilen in Beidem zugleich bestehen. Dahin gehört das Recht deS

Auszüglers, mit an des Gutsbesitzers Tische zu essen, worunter jedoch

blos der Mitgenuß der zu den verschiedenen Mahlzeiten auf den all

gemeinen Tisch des Gutsbesitzers kommenden Essens und Trinkens,

nicht der Einem oder dem Andern aus der Familie geeigneten Delika

tessen und Luxusartikel, oder überhaupt ungewöhnlicher, auf besondere

Veranlassung bereiteter Speisen und Getränke gehört m). Andererseits

kann der Auszügler nicht an den Gesindetisch verwiesen, ihm auch in

Krankheitsfällen, zumal wenn ihm Wartung und Pflege mitbedungen

ist, ein leichteres, zuträglicheres Krankenessen nicht versagt werden.

Oft ist für den Fall, daß es dem Auszügler nicht am Tische des

Gutsbesitzers gefallen sollte, eine gewisse Quantität einzelner, jährlich

zu entrichtender Naturalien an Getreide, Mehl, Butter, Eiern, Käse,

Milch, Fleisch (z. B. ein Fastenschwein, eine Kirmesgans, zu den

drei hohen Festtagen und zur Landkirmes jedes Mal ein Stein Fleisch

zc. oder Fleischgeld), Getränke, besonders Bier (oder ein Biergeld),

105) HSnsel, alleg. Auszug Z. 9. Note 4. S. 79, und Desselben

Excurse lj. 28«. S. 17«.

106) Ebendas. Note II. S. 97.

107) lieber alle die freie Herberge betreffenden Gegenstände vgl. Xrsu,

I. e. r»p. IV. §. l. 2. 3. Banz a. a. V- §. S21. Nr. III. C. S.

Runde a. a. O. S. S22». Kling« er 's Sammlungen zum Dorf- und

Bauernrechte, Leipzig 1749. Cap. XX. §. 186. Hansel, Excurse §. 23V.

S. 171. S. 233. S. 189. .

108) Streitig ist dies, ie nachdem man die Sache nach den römischen

Grundsätzen vom usiist'ruvtu» oder nach den teutschrechtlichen vom Auszuge

ansieht, ürau« I. v. S. 3.

109) IVIirn» l. «. eap. IV §. 2. p. IS. Dagegen HZnsel, angef.

Excurse S. 28«. S. 17«.

110) Hagemann a. a. O. Z. 57. S. 88.

111) Hänsel, Excurse ,c. K. 28». S. 17S.
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Obst u. f. w. bedungen, welche Naturalien aber gewöhnlich theuerer,

als die blose Verköstigung, zumal sie häufig mit der Verpflich

tung verbunden sind, dieselben an den jedesmaligen Aufenthaltsort des

Auszüglers (zuweilen nur auf eine bestimmte Entfernung vom Gute),

auch das Getreide in die Mühle und zurück zu schaffen. Endlich

pflegt ein Kleidergeld an solchen Orten, wo Flachsbau ist, eine Quan

tität Leinwand oder Flachs, und sogar ein Begräbnißgeld oder eine

Trauermahlzeit bei dem dereinstigen Tode des Auszüglers, bis dahin

freie Wartung und Pflege in Krankheitsfällen (mit Ausnahme der

Arzt- und Medicinkosten), auch freies Waschen und Backen bedungen

zu werden. Hiernach ergibt sich , daß die Geldprästationen bald pnre,

bald slternstive zu gewahren sind"^). Die erwähnten Auszugsprä

stationen, in soweit sie der Natur der Sache nach im Hause des

Verpflichteten zu percipiren sind, kann der Auszügler nicht in ein an

deres Haus geliefert verlangen, wenn er freiwillig die Auszugswohnung

aufgibt^); ob er gleich dadurch nicht, wie Einige glauben, sein

Auszugsrecht überhaupt verliert. Im Allgemeinen und in der Regel

ist der Ablieferungsort für den Auszug das Gut, auf welchem Letz°

terer haftet, wenn nicht der Auszügler ein besonderes Auszugsgut

bewohnt, oder ein Anderes ausdrücklich bedungen, welches Letztere jedoch

dann noch nicht anzunehmen, wenn nur bedungen ist, daß der Guts

besitzer den Auszug an jeden beliebigen Ort folgen lassen wolle "^).

Auch zur rechten Zeit muß der Auszug geliefert werden. Ist diese

nicht im Eon tr acte bestimmt, so wird, wenn der Auszügler

ganz in der Familie des Gutsbesitzers lebt, die nach Landesgebrauch

übliche verschiedene Zeit für die einzelnen Prästationen angenommen;

einzelne Naturalien erhält der Auszügler, wenn der Gutsbesitzer sie

geerntet, im Gute! gewonnen ?c. hat, oder doch die Zeit dazu vorhanden

ist, Geldprästationen aber , die nicht auf bestimmte Tage gewiesen sind

(äie» inwrizellät pro Ilomlue), zu Anfang jeden Jahres. Das Jahr

beginnt mit der Zeit, wo der Contract perfect, die Erbschaft ange

treten ist zc. "^). Es ist wohl irrig, daß der Auszügler, wenn er die

112) Nach der richtiger« Meinung gehört der Noth Pfennig, d. i.

dasjenige Geld, dessen Erhebung sich der Auszügler nach seinem Bedürfnisse

bei dem Gutsbesitzer vorbehält, so weit den Erben des Auszüglers, als dieser

ihn nicht erhebt. Pfeiffer a. o. O. 8. 16. S. 163.

113) Ueber dieß Letztere s. Nirns I. «. I. 4. p. 17. Im Allgemeinen

aber über die Auszugsgegenstände siehe Pfeiffer a. a. O. §. 7. S. 134.

Curtius a. a. O. §. 280. Hansel, alleg. Auszug §. 8. S. 68. §. 9.

S. 7S. §. 1«. S. 82. z. 10. S. 98. S. 12. IIS. Derselbe, Excurse :e.

8. 230. S. 163 flg. bes. 174. Klingner a. a. O. Cap. XX. 5. 184 und

183. C. L- Runde a. a. O. Cap. 1. z. 1. Danz a. a. O. 5'. 521.

Nr. III.

114) »raus 1. e. §. I«. et Ii. 1U!ru, I. «. «sp. IV. §. 4. HSn-

sel, Enurse zc. S. 28«. S. 172 u. 174.

115) Krau, l. c. §. 10. Klirus I. «. §. 3. Hinsel, angef. Aus

zug S. II. S. 101. Desselben Ercurse I. 230. S' 172 u. 173. Siehe

auch die folgende Rote.
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Auszugsprästationen nicht fordert, keine Entschädigung dafür erhalte.

So viel aber ist gewiß, daß er, wenn der Verpflichtete den Auszug

nicht geleistet hat, und wenn der Auszug von der Art ist, daß er dem

Auszügler nach Verfluß der Verfallzeit nichts mehr nützt, vrs«,t»tiu

e)us quocl iuterest fordern kann "^). Wegen nicht gehöriger Leistung

der Auszugsprästationen, so wie wegen Undankes des Gutsübernehmcrs,

findet aber nicht Revokation des Eontractes statt, wenn dieß nicht

ausdrücklich ausbedungen, oder das Geschäft nicht eine römische äousti»

«üb uioclo, also eine Schenkung des Gutes war, welche nur durch

den angehängten Auszug modisicirt ist "^). Schwieriger ist die Frage,

ob Rescission des Auszugsvertrages wegen Verletzung über die Hälfte

stattfindet? Nach der richtigem Meinung haben der Auszügler und

seine Erben eine Klage darauf, wenn der Contract ein richtiger Kauf

oder Tauschcontract mit angehängtem Auszugsvertrag, hingegen nicht,

wenn es ein Schenkungsvertrag oder, wie eigentlich, eine anticipirte

Erbschaft war. Unbedingt steht die Rescissionsklage aus 1^. 2. Loci, cl«

resv. veuäit. dem Gutsübernehmer zu; nur muß in allen Fällen die

ser Klage die Taxation des Auszuges nach demjenigen geschehen, was

zur Zeit des geschlossenen Vertrages als wahrscheinlich angenommen

werden konnte, nicht nach demjenigen, was nachher wirklich einge-

getrossen ist"''). Wegen Verlesung des Pflichttheiles kann jeden Falles

gegen einen Ansatzcontract von Seiten der Notherben geklagt werden "^),

doch nicht eher als nach dem Tode des Erblassers^"). Den Contra-

henten steht aus dem Auszugsvertrage eine persönliche Klage auf Er

füllung, wie gedacht, bezüglich st iä yuoä interest und auf Zinsen zu;

sie wird eine «eti« I» rein svript», wenn sie nicht gegen den ur

sprünglich Verpflichteten geht. Ist der Auszugsvertrag dem Kauf

vertrag angehängt, so kann dieß uotia vsuäM utilis sein. Ist ein

116) Hinsel, Excurse a. a. O. S. 174 u. 17S, und Hinsel, Aus»

zug §. 12. S. 116. Ueber die Verfallzeit der auf Bauergütern haftenden

Auszugsleistungen und die Wirkungen des dießfalls begangenen Verzuges sind

die neuesten Ansichten enthalten in Kori o. a. O. Nr. XI.

117) Ittiru» I. «. K. 10. x. 29. Pfeiffer a. a. O. 8. 14. S. 146.

und 5- 17. S. 164. Hinsel, Exkurse zc. §. 280. S. 176 u. 177.

118) C. L. Runde a. a. O. ß. 78. S. SSl, und Pfeiffer a. a. O.

§. 18. S. 165 flg. gegen Rommel, rksp«. quavst. Vol. I. ods. 114. Sru«

be's rechtl. Bedenken von Spangenberg 1. Bd. Bed. OI.XVII. (4. 126 )

Siener I. e. qn. XXXI. c»p. XXIX. Curtius a. a. O. 6- 283, uno

Hinsel dazu S. 182. Haubold a. a. O. 5- 463». Miro« I. c. §.

12. p. 33.
119) Zwar anscheinend gegen I. F. Runde a. a. O. §. S2VK, Danz

dazu, besonders S. Bd. K. SM. S. 393 flg. und Mittermai er a. a. O.

§. 446, doch nur anscheinend, da diese bloS vom Colsnate reden und übrigens

bei Abweichungen von der gemeinrechtlichen Erbfolge doch das Notherbenrecht

nicht verletzt werden darf, Mittermai er a. a. O. Z. 403. Nr. IX. Eich

horn a. a. O. j. 366. S. L3S. Puchta a. a. O. §. 22. Nr. 12.

S. 143.

12«) Pfeiffer a. s. O. §. 12. S. 14S. u. §. 13. S. 169 u. 17«.
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Realrecht erlangt, so concurrirt »«ilo Ilvpotlieosrl», auch beiVerweige«

rung des Rechts des Auszüglers im Allgemeinen, mit svti« ««„tessoris

et uezatorikl utllis. Je nach Beschaffenheit der Beweismittel kann

exevutive geklagt, auch können die Jnterdicte und possessorischen

Rechtsmittel angewendet werden^). Im Concurse wird der Auszug

unter Berücksichtigung der oben "2) über seine Nenlqualität angegebe

nen Grundsatze locirtz nach königl. sächsischem Rechte vor den Real

lasten, wenn er anstatt eines Theiles der Kaufgelder und mit Hypo

thek bestellt ist, außerdem rücksichtlich der seit fünf Jahren rückständigen

Prästationen unter den Reallasten in der ersten Classe. Die wahrend

des Eoncursprozesses fälligen Auszugsstücke werden aus der Masse

bezahlt^).— Der Auszug hört auf ^) aus denselben Gründen, weß-

halb andere Forderungsrechte aufhören, also: wegen Unterganges des

Gutes, worauf er versichert ist (ein fast undenkbarer Fall), auch der

Sache, worauf er gewiesen ist (lebt daher mit dieser Sache wieder aus),

dann wegen Consolidation und Confusion in der Person des Auszüg

lers, wegen Ablaufs der Zeit, wann er nur auf eine solche bestellt ist;

wegen Verlassung des Gutes, so weit er nur auf diesem zu leisten

ist; wegen Erlasses und Verjährung (Letztere streitig, ob sie blos auf

die einzelnen Prästationen oder das ganze Recht nach den Grundsätzen

über prsesvrl^tio «nuusruin prseststionum zu beziehen sei) und wegen

Eintritts einer resolutiven Bedingung. Eigenthümliche Beendigungs

arten des Auszuges sind: der Tod ^) des Auszüglers (doch so, daß

die verfallenen Präst«ionen noch den Erben gehören), Trennung der

Ehe in denselben Fällen, wo ein zweiter Ehegatte auf Fortdauer des

Auszuges für ihn Anspruch hat"°) (nicht aber Verbrechen der Aus

zügler ^), mit Ausnahme des Ehebruchs, wenn er eine Ehetrennung

unter den oben angegebenen Umständen herbeiführt)^"), endlich Con-

cursprozeß und nothwendige Subhastation, wenn andere Glaubiger vor

gehen"»).

121) Häusel, Auszug ,c. §. IS. S. ISS. «rsu« I. c. «sx. X. IVli-

ru» I. «. Z. 10. p. 33. et esp. V. 42 »q.

122) Siehe 526 u. S27 flg.

123) Curtius a. a. O. §. 2S2, bes. auch Note 6. HSnsel dazu S.

172. Haubold a. a. O. z. 463s. Hinsel, «ngef. Auszug §. II. S.

101. Niru» l. e. §. 13. p. SS.

124) IVIiru« I. «. o»p. VI. Xrsus l. c. csp. ult. Hünsel, angef.

Auszug §. 19. S. 172.

125) Eichhorn a. a. O> §. 365. S. 835. I. F. Runde a. a. O.

j. 522s. Banz dazu S. 316. Nr. V.

126) Siehe oben S. S29.

127) Mittermaier a. o. O. §. 199. S. 473. Curtius a. a. O.

Z. 283. Hagemann §. 57. S. 39, gegen «rsu» I. «. S. IV.

128) Hagemann a. a. O. v. Glück, Pcindcctencommcntar Th. 27.

z. 1272s. S. 94. Bü low und Hage mann, practische Erdrtcrungen Th.

l. S. 262.

129) Siehe oben S. SZl>. Hänsel, Excurse Z. 2SS. S. 190.
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Nach allem diesm werden sich leicht von selbst erklären die ge»

wohnlichen Eintheilungm des Auszuges in : reservat»,» proprium v.

iinproprium »ive slieuui», je nachdem er für den Stipulirenden oder

einen Dritten bedungen wurde, Zrstuituin v. «nerosum, nach Ver

schiedenheit des Titels, vouveutiousle »eu psotitium vel testsrnentu-

turluiu, nach Verschiedenheit des Geschäfts, reZuIsre vel irrezulsr?,

je nachdem er lebenslänglich oder auf gewisse Jahre bestimmt ist,

»iinplex seu luäivicluum vel ciivicluuin s. llivlclukle , je nachdem er

für Ein oder mehrere Subjecte zugleich stipulirt ist, puruiu v. irnpu-

ruui ». «ouäitiousle , ohne oder mit Bedingung, voluntsriui» v.

ueeesssrium , auf freier Ueverkunft oder gesetzlicher Disposition, jucli-

tisle v. extrs^ullivisle , auf einem gerichtlichen oder außergerichtlichen

Geschäfte beruhend, so wie der testamentarische Auszug wieder ent»

weder reservsturn oder constitutum ist, je nachdem er auf der eigenen

Sache des Disponirenden oder der eines Dritten bestellt wurde ^°).

Hockst verschiedenartig hat in dieser Materie die Particulargcsetz-

gebung gewirkt^). Buddes.

Autonomie ^'rovos"« ist bei den Griechen eigentlich ein

völkerrechtlicher Begriffs). Sie bezeichneten damit die Staatenselbst-

ständigkeit, deren Begriff sie vorzüglich in die Freiheit setzten, das In

nere des Staates unabhängig von einer anderen Macht nach eigener

Willkür zu ordnen. Durch eine gewisse Abhängigkeit in äußeren An

gelegenheiten, durch Bundes- und Eolonatverhältnisse hielten sie diese

Autonomie nicht für beeinträchtigt, selbst dann nicht, wenn mit jenen

Verhaltnissen eine gewisse Sinspslicht , oder die Unterordnung unter die

Hegemonie eines mächtigeren Bundesgenossen verknüpft war. Es liegt

am Tage, daß dieses der Punct war, wo die Autonomie gefährdet er

scheinen und oft illusorisch werden mußte. — Bei uns ist Autonomie

mehr zu einem staatsrechtlichen Begriffe geworden. Von der Autono

mie der Staaten ist nicht mehr die Rede; Souveränetät ist das,

was bei uns, so weit die veränderten Verhältnisse eine Gleichstellung

zulassen, an die Stelle der griechischen Autonomie getreten ist. Auo,

der Souveränetät widerstreitet, wie die gegenwärtige Gestaltung unseres

eigenen Vaterlandes zeigt, ein Vundesverhältniß nicht, welches gnc

manche selbst auf das Innere mächtig zurückwirkenden Beschränkungen

130) IVIirus I. v. oap. II. §. 2. Lrsus I. v. csp. II. §. 6. Han

sel , ongef. Auszug §. e. S. 3«.

131) Eine sehr vollständige Nachweisung darüber ist enthalten in C. L.

Runde a. a. O. 1. Th. §. S. S. 3S flg. Was das Königreich Sachsen

anlangt §. 28. S. 152 flg. vergl. m. IVIirus I. «. csp. I. S. 2. r>. 3 u. -i.

Haubold a. a. O. §. 462, besonders Note c. und Z. 463». S. 500 flg.

1) I. C. Mai er, von der Autonomie, vornehmlich des Fürsten - ur.d

unmittelbaren Adelstandes, Tübingen 1782. S.

2) W. Wachsmurh, hellenische Alterthumskunde, Halle 1326 flg. !.

Bd. 2. Abtheil. S. 447. Gleichbedeutend ist bei den Griechen, wie W«c^

muth bemerkt, ^k«Sk?t«.
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auflegt. — Nach einer genaueren Bestimmung des Begriffes Autono»

mie sucht man in den meisten Lehrbüchern des Privat- wie des Staats

rechtes vergeblich, da sie sich fast alle begnügen, ihn vorauszusetzen. In

manchen muß die Uebersetzung Sebstgesetzgebung oder die Erklä

rung: das Recht nach eigenen Gesetzen zu leben u. dgl. eine

genauere Begriffsbestimmung ersetzen, die um so mehr erforderlich ist,

da man in der That nicht immer dasselbe darunter zu verstehen scheint.

Ausführliche Erklärungen sind oftmals unglücklich genug ausgefallen.

So z. B. sagt ein neuerer Autor ^) : Autonomie drückt das Recht der

Selbstgesetzgebung aus, vermöge dessen Einer (?) seine eigene Verfas

sung (!) unabhängig von den Befehlen eines Änderen einzurichten be

fugt ist. Im Staatsbegrisse (!) bezeichnet sie einen Gegenstand (!), wel

cher die Staatsgesetzgebung der Privatdisposition überläßt, wo dann die

auf solche 'Art gefertigten Dispositionen so lange als verbindliches Ge

setz anzuerkennen sind, als nicht auf eine giltige Weise eine Aenderung

darin geschieht 4). Mit mehr Bestimmtheit und Schärfe sagt Puch»

ta 6): Autonomie ist das, gewissen der Staatsgewalt unterworfe

nen Personen, also ihnen als Einzelnen, zustehende Recht, durch Pri

vatdispositionen wirkliche Rechtssätze hervorzubringen, sei es auch, oaS

die Wirkung derselben im Vergleiche mit dem Produkte der eigentlichen

Rechtsquellen in mancher Hinsicht beschränkt wäre. — Puchta weist

damit zugleich jeden anderen Gebrauch des Wortes als Mißbrauch ab.

Wollten wir ihm darin folgen, so würden wir unsere Aufgabe verein

fachen, und damit manche Schwierigkeiten umgehen. Es soll aber hier

vielmehr untersucht werden, für welche Verhältnisse man das Wort Auto

nomie gebraucht hat, und wie sich ein allgemeiner Begriff, dem es sich

in seinen verschiedenen Bedeutungen unterordnet, dafür finden läßt.

Puchta °) hält die Autonomie für einen aus der geschichtlichen Ent

wicklung des teutschen Rechtes hervorgegangenen, nur ihm angehöri-

gen Begriff. Dem glauben wir entgegentreten zu müssen. Beides muß

Kier geschehen auf die Gefahr hin , daß uns der Vorwurf treffe, den

Begriff der Autonomie so lax gefaßt zu haben, daß dieses der germa

nischen Welt eigenthümliche Institut nun auf alle Völker passe. —

Wie bei den Griechen Autonomie die Unabhängigkeit der Staaten be

zeichnet, so scheint es auch den Neueren geläufig geworden zu sein, um

die Unabhängigkeit, aber nicht der Staaten, sondern im Staate zu

bezeichnen. Es haben schon ältere Schriftsteller bemerkt, daß man Au

tonomie in einem so weiten Sinne nehme, daß es mit Freiheit fast

S) Kohler, Handbuch des teutschen Privatfürstenrechtes, Sulzbach 1332.

z. ii9.

4) Spangenberg in der Encyklopädie von Ersch und Gruber erklärt

Autonomie durch Richtschnuren, welche u. s. w.

5) G. F. Puchta, das Gewohnheitsrecht, Band l. Erlangen 1823.

S. 1S9.

6) Puchta a. a. O. S. 207.
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gleichbedeutend werde?). Willkür, welches in der alten Rechtssprüche

eine Art Kunstausdruck geworden ist, würde der Autonomie am besten

entsprechen; und dieses nicht nur«egen des allgemeinen Wortsinnes, fon'

dcrn weil jenes Wort ebenfalls verschiedene Bedeutungen erhalten

hat, die einem höheren Begriff sich unterordnen: Willkür bricht

Stadt recht, weiset auf das Gebiet des wdividuellen Willens hin;

Willkür ist aber auch Stadtrecht selbst, oder vielmehr jedes Gemeinde

recht, welches nicht von der eigentlichen Staatsgewalt der Gemeinde ge

geben, sondern von ihr selbst ausgegangen ist^). Es scheint mir aber

durchaus irrig, wenn man glaubt, ein solches ius elsvtui» (Will

kür) sei deßhalb mit diesem Namen belegt worden, weil es nur durch

den Willen aller Einzelnen, der Individuen also, auf dem Wege des

Vertrages zu Stande gekommen sei. Puchta huldigt jener Meinung,

und schließt sich der Ansicht an^), daß die Germanen nicht durch eine

öffentliche Gewalt, sondern durch den Willen der Einzelnen zusammen»

gehalten worden seien, als willkürliche Verbindungen, in welchen Keines

seine natürliche Freiheit aufgab Bei dem Mangel einer wohlge

ordneten Verfassung und da vielmehr die natürliche Freiheit der Ein

zelnen das überwiegende Princip bildete, kann dieses (d. i. das durch

ausdrückliche Übereinstimmung gesetzte Recht, welches man spater mit

dem Namen Willkür bezeichnete) nicht als der Ausfluß einer eigentlich

gesetzlichen Gewalt angesehen werden. Es galt für den Germanen kein

Recht, was er nicht gesetzt hatte (?); nun ist freilich ein von einer ge

setzgebenden Gewalt gegebenes Recht als allgemeiner Wille auch der Wille

der Einzelnen, gewiß aber hätte sich damals der vielleicht von der Majori

tät überstimmte Freie, wo es nicht etwa einer einzelnen Unternehmung

(also doch da? und warum?), sondern einer fortwirkenden Vorschrift

galt, mit diesem Gedanken nicht zufrieden gestellt (?). Wir können da

her in Erwägung der damaligen Zustande das gewillkürte Recht nur

ein vertragsmäßiges nennen, so aber, daß die Wirkung jener Willküren

über die Wirkungen gewöhnlicher Verträge weit hinausginge, und wirk

liches Recht so gut wie gesetzliches dadurch hervorgebracht würde. Der

Autor, dessen Worte hier mitgekheilt sind, hat sich durch Rogge, des

sen geistreiches Buch (über dos Gerichtswesen der Germanen) die

Quelle vieler stehend gewordenen Jrrthümer geworden ist, verleiten las

sen, obgleich er selbst das Jrrthümliche in Rogge's Auffassung geahn

det und angedeutet hat"). Man denkt sich fast allgemein die indivi-

7) Mai er, Einleitung in das Privatfürstenrecht, Tübingen 173Z. Vor

rede S. VII.

8) A. B. die 17 Küren der Friesen, die Willküren der Brokmävner.

9) Puchta a. a. O. S. 126.

10) Puchta a. a. O. S. 1S6.

11) Puchta a.a.O.S. 126: So gewiß aber in diesen Sätzen dieGrund»

seite unseres ältesten gesellschaftlichen Sustandes ausgesprochen ist (?), so wäre

doch, wenn sie ohne Beschränkung wahr wären, damit die Existenz eines

germanischen Volkes geleugnet, welches sich vielmehr in lau

ter einzelne für sich stehende oder in ganz zufälligen Verbindungen lebende In

dividuen auflösen würde.
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duclle Freiheit der Germanen zu maaßloS, das Zusammenleben zu

staatslos, wie der Verfasser bald anderweitig darthun zu können hofft.

Wir müssen hier fiuch, um uns nicht zu weit zu verirren, die Betrach

tung der ältesten Zeiten zur Seite liegen lassen. In den Zeiten, in

welchen die unter dem Namen Willküren erhaltenen Rechte vorkom

men, hatten die Gemeinden ihre fest geordneten Verfassungen, nach

welchen den Mitgliedern ein bestimmter Antheil an der Ausübung der

Gemeinderechte zustand, und alle bindenden Befchlüsse nicht blos

durch vertragsmäßige Einigung aller Gemeindemitglieder, sondern in der

Regel durch Beschluß der Mehrheit zu Stande kamen. Willküren wa

ren jene gesetzten Gemeinderechte, insofern sie durch den Willen der

Gemeinde, die sich durch ihr verfassungsmäßiges Organ in verfas

sungsmäßiger Weise aussprach, gekürt waren, nicht insofern sie das

Resultat einer Einigung aller Individuen, — die sich gleichsam in völ

kerrechtlicher Unabhängigkeit behauptet hätten — gewesen waren

Die Willkür der Gemeinden, die Autonomie derselben (im Verhältniß

zu einer höheren Autorität) hob die Willkür der Einzelnen (die Auto

nomie) in den betreffenden Puncten auf, so weit diese mit jener un

verträglich erschien. Unabhängigkeit im Staate ist aber vorhanden, so

weit der individuelle Wille nicht durch einen höher stehenden beschränkt

wird. Ein individueller Wille kann der Staatsgewalt gegenüber einer

einzelnen Person oder einer Gesammtheit zukommen. Man

kann diesen höheren Willen als einen bereits thätig geworde

nen fassen — der dann in dem bestehenden Rechte vorhanden

ist, — oder als einen noch in ähnlicher Weise fortwirkenden,

der seine Lebenskraft dem individuellen Willen gegenüber durch neue

Lebenszeichen, d. i. durch das Hervorbringen neuer Rechtsätze

offenbart. Sehr oft hat man bei der Autonomie nur an dieses Letztere

gedacht. So nimmt Eichhorn^) für die Zeit des Mittelalters zwei

Rechtsquellen nn: gefetzgebende Gemalt und Autonomie. Von der ge

setzgebenden Gewalt sind nur die Rcichsgesetze ausgegangen, alles Uebrige

beruhte auf Autonomie. Eichhorn scheint das Wesen der Autono

mie darein zu setzen : 1) daß sie die Befugniß enthielt, Recht zu setzen,

unabhängig von der höheren Gewalt, deren Dasein den Staat als Gan-

12) Sachs. Landrecht II. öS. Svat so die Burmester schept des Dorpes

vromen mit Wilkore der meeren menie der Bure, bat ne mach die

minre deil nicht rvederreden.

13) Urk. v. 1292. bei I^smbecius OrlgF. Hamburg. II. Kr. 233: <?on.

ceöimus etism et äonamus eisclem (oivibus Hamburg.) ius tsle, quoll vulg«

I^oeKre llicitur: statuta msrxlars et eöict» prainulgare «eeunckum pl««i<Ium

eorum pro utilltate et nscessitsts «ivltatis Oousmus eliam prseterea

plensm et perkettam potestatem super «ausis emsrgentibus, cle quibu» rion

est sententionatum iri libro prseclivt«, novum iu» «reaucli et statueucki 6s

«ommuni conseasu vansuluiv et riotestats rir« suo libit« et vo-

luntste.

14) Eichhorn, teutsche Staats- und Rechtsgcschichte (4. Aufl.) Bd. 2.

Z. 258—261.



Autonomie. S4«

zeS gleichsam zusammenhielt: der Reichsgewalt; 2) daß solches

Recht iw der Regel auf einem Bettrage (ausdrücklichem oder stillschwei»

gendem Consens) beruhte. — Nach der Darstellung Puchta's wird

aber das Vertragsmäßige der Entstehung autonomischer Bestim-

mungen zum ersten und wesentlichen Merkmale derselben, das Andere,

worein wir einzig das Wesen der Autonomie fetzen zu müssen glauben,

(daß sie gleichsam eine Offenbarung der Unabhängigkeit von einer das

Staatsganze verbindenden Gewalt war), zum secundären Momente ge-

macht. Diese Autonomie erscheint dem genannten Gelehrten darum

auch als etwas um so mehr Singuläres, als eine Art Abnormität, die

eigentlich gegen die gesunden Rechtsbegrisse streitet, weil, wie er darzu»

thun sucht, und unten noch weiter begründet werden soll, durch Wer»

trag eigentlich kein Recht entstehen könne ^). In Teutschland nur

haben die Verträge ihre Grenzen überschritten, indem man ihnen unter

gewissen Umständen Wirkungen beilegte, welche der Natur des Vectra»

ges eigentlich widersprechen. Der Grund dieser Ausdehnung war aber

in jener alten Zeit das Bedürfniß einer ausdrücklichen Festsetzung von

Rechtssätzen. Da nun keine gefetzgebende Gewalt neben jener sich über

wiegend geltend machenden natürlichen Freiheit des Einzelnen bestehen

konnte, so blieb nur die Form des Vertrages und die Nothwendigkeit,

auf diesen die Kraft der Gesetzgebung zu übertragen. > .« ' '

Ohne uns hier weiter auf die Frage einzulassen, die man wohl an

den Verfasser richten könnte: in welcher Weise und durch wen diese

Übertragung der Kraft der Gesetzgebung auf die Verträge geschehen

sei? ob etwa selbst durch einen Vertrag? (der dann schon die Kraft ei

nes Gesetzes anticivirt hätte) ob es einer solchen Uebertragung bedurft

hätte, wenn die Einficht eines sie nothwendig machenden Mangels vor

handen gewefen wäre? — soll nur versucht werden, das Wesen der Au

tonomie durch einige weitere Bemerkungen näher festzustellen.

1) Die Autonomie ist kein singulärer Begriff, wel

cher den eigenthümlichen Verhältnissen, wie sie sich bei

den teutschen Völkern im M.-A. entwickelten, angehört;

er muß den Rechten jedes Volkes zu jeder Zeit vindicirt

werden. Mit den Begriffen Staat, Recht, Gesetz, ist auch der der

Autonomie gegeben. Sie ist gleichsam das Gepräge, welches wir auf

der Rückseite finden, wenn wir den currenten Begriff des Staates,

dessen Vorderseite uns das Bild der Staatsgewalt zeigt, umkehren.

2) Autonomie kommt nicht blos zu den einzelnenJn«

dividuen als solchen, gleichsam den Atomen der Staats-

gesellschaft, sondern mehr noch als diesen denLebenskrei-

sen zu, welche im Staate in einer staatenartigen, wenn

auch beschränkten Selbstständigkeit sich darstellen, und

die wir mit den Namen Congreqationen, Gemeinden, ja

mit dem Worte Staaten selbst bezeichnen. Wenn wir die

Selbstständigkeit bezeichnen wollten, welche in einem Bundesstaate den

15) Puchta a. a. O. S. ISS.
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einzelnen Staaten (denen die Souveränetäk nlcht zugeschrieben werden

kann, wie den Gliedern eines Staatenbundes) zukommt, — wir wüßten

in der That nicht, welches andere Wort bis Rechtssprache uns darböte,

als Autonomie. Die Grenze der Autonomie einzelner Glieder eines

Bundesstaates wird sich nur aus dem Umfange der Central - oder

Bundesgewalt bestimmen lassen. Auch das Verhältniß der Territorien

des ehemaligen teutschen Reiches, das Gebiet der freien Bewegung,

welches ihnen die Reichsgewalt ließ, würde mit dem Namen Autonomie

bezeichnet werden können, obgleich dieser Ausdruck hier weniger geläufig

ist 46), und gegen dessen Anwendbarkeit weniger Bedenken erhoben wer

den könnten, weil in der That das teutsche Reich fast mehr ein Staa

tenbund, in welchem die Territorialherren die Souveranetät immer mehr

zu vindiciren strebten, darstellte, und weil dadurch eine Verwechse.

lung zwischen der Autonomie der Territorien und der Territorialherren

in, Bezug auf ihre persönlichen Verhaltnisse, wofür das Wort Autono

mie fast nm geläufigsten geworden ist, veranlaßt werden könnte. Au

tonomie wird namentlich allen Gemeinden da zugeschrieben werden müs

sen, wo es eine wahre Gemeindeverfassung gibt. Gemeinden un

terscheiden sich aber von Corporationen dadurch, daß

sie nicht einen einzelnen bestimmten Gesellschaftszweck

haben, wie etwa eine Zunft, die Betreibung des Gewerbes, son

dern daß ihr Zweck der Staatszweck ist, und da dieser

kein einzelner bestimmter ist, so ist es auch der der Ge

meinden nicht. Die Gemeinde ist ein Staat im Kleinen; eine

Corporation ist nur eine Vereinigung von Individuen. Ein jedes In

dividuum kann, — und dieses verdeutlicht mehr noch den Unterschied

zwischen Gemeinden und Corvorationen — wohl Mitglied mehrerer der

Letzteren, aber eigentlich nur einer Gemeinde, wie eines Staates sein,

da dort eine Seite seines Lebens , hier gewissermaßen das Ganze in

Anspruch genommen wird. Ein Staat, in welchem die Gemeinden ei

nen eminenten Grad von Selbstständigkeit haben, kommt einem Bun

desstaate nahe; doch pflegen wir uns eine Staatsgewalt in einem ei

nigen Staate mit größeren Befugnissen, größerer Macht bekleidet zu

denken, als eine Centralgewalt. Es liegt dieses in der Natur der Ver

haltnisse. Die Gemeinde ist local beschränkt, daher ihre Macht ge

ringer, die Gemeinde fällt auch mit der ständischen Gliederung zusam

men (Stadt-, Landgemeinde), und auch dieses bringt mit sich, daß ihre

Selbstständigkeit nicht gleich fest und gleichmäßig sich der Staatsgewalt

gegenüber darstellt. Die Gemeinde kann fast zu einer Corporation herab-

16) Die Reichsgesetze kennen den der neueren Wissenschaft angehörenden

Ausdruck Autonomie zwar nicht, aber mit dem Worte Statuten, was ge

wissermaßen an die Stelle der alteren Willküren getreten ist, werden die

Gesetze vorzüglich bezeichnet, insofern sie aus der Autonomie hervorgegangen

sind. Wenn es nun im jüngsten R.-A. von 16ö4 §. 10S heißt, daß das Kam

mergericht bei Administration der Justiz sowohl die Statuta und Gewohn

heiten, als die Reichsabschiede und gemeinen Rechte vor Augen haben sollte,

so sind unter Statuten auch die Territonalrechte mit begriffen.
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gesetzt werden,; unsere Gemeinden sind da, wo man in neuerer Zelt

Städteverfassungen wieder erweckt hat, oft kaum etwas Anderes.

3) Die Autonomie, insofern sie Gesa'mmtheiten oder Ge

meinheiten zukommt, ist von der der Individuen (der

Privatautonomie) ihrem Wesen nach verschieden. Daß

man Beide nicht gehörig gesondert hat, scheint bei Vielen die herrschende

Unklarheit hervorgerufen zu haben. Die Autonomie zeigt sich in dem

Setzen eines eigenen Willens. Das Individuum, insofern ihm nicht

eine Herrschast über Andere zukommt, sondern indem es nur anderen

Individuen als solchen gegenübersteht, kann nur einen Willen für sich

setzen. Die Gesammtheit setzt aber nothwendig auch einen Willen für

Andere, d. h. denen, die zur Gesammtheit gehören und ihr unterworfen sind.

Das Wesen der Gesammtheit besteht eben darin, daß ein Gemeinwille

vorhanden ist, der nicht blos allgemeiner Wille, Wille der Einzelnen ist.

Dieses gilt gleich von jeder Gesammtheit, jeder Gesellschaft. Je höher

die Gesammtheit steht (d. h. je mehr ihr Zweck nicht ein beschränkter,

einzelner ist, sondern mit den Zwecken des menschlichen Zusammenle

bens überhaupt zusammenfällt, und sie realisiren soll), und je weniger

die Gesammtheit daher sich als eine blos zufällige, für eine bestimmt

beschränkte Zeit begründete darstellen kann, um so weniger kann der Ge

meinwille der Form und dem Wesen nach allgemeiner, d. h. als

eine nur zufällige Einigung aller individueller Willen sein. Denn wo

diese die Grundlage ist, wird gleichsam das Moment der Auflösung

sanctionirt, da ja ein Veto jeden Augenblick möglich ist. Der Staat

mit seinen Einrichtungen, wiewohl in concreto den Gesetzen der End

lichkeitunterworfen, muß als ewig, unabhängig von wechselnden Willen

der wechselnden Individuen, der Unterthanen wie der Regenten, gedacht

werden. Es kann daher auch gewissermaßen s priori gelaugnet wer

den, wenn auch die Geschichte nicht widerspräche, daß es jemals ein

Staatswesen gegeben, welches auf einer individuellen Freiheit gebaut

war, wie man sich die der Germanen oft gedacht hat, wo ein Je

der nur die Schranke kannte, die er sich selbst durch freie Zustim

mung und Vertrag gesetzt hatte. Nur eine untergeordnete Gesell

schaft in obigem Sinne, kann, als der Zufälligkeit angehörend, gewis

sermaßen die Nähe des Gedankens der Auflösbarkeit vertragen, und

auch diese nur unter Beschränkungen. In jeder Gesellschaft gibt der

Mensch nothwendig einen Theil seiner Individualität dahin. Es tritt

für ihn ein neues Sein hervor , das nicht mehr blos sein individuelles

ist, nämlich der Gesellschaftswille. Seine Sonderinteressen hören auf blos

als solche zu bestehen, weil die Gesellschaft an deren Stelle das Gemcinin-

teresse setzt, dem jenes sich unterordnen muß. Die Gemeinsamkeit

ist das Prineip aller Gesellschaft?«; die Gegenseitig

keit das des Vertrages; im Vertrage hören die Einzelnen gar

nicht auf Einzelne zu sein, er ist nur ein Austausch gesonderter Willen

und Interessen. Auch Gesellschaften können zwar durch Vertrage be

gründet werden; aber der Vertrag, indem er die Grundlage von Ver

hältnissen wird, die an sich nicht blos mehr Vertragsverhältnisse sind,

8S
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geht hier gewissermaßen über seine Sphäre hinaus. Die Gesellschaft

wird um so mehr erst Gesellschaft, als sie ihren vertragsmäßigen Ursprung

hinter sich und ihn gleichsam in Vergessenheit gebracht hat, gerade sowie

bei der Legitimität , die wir jetzt nur auf Alleinherrschaften zu beziehen

gewohnt sind. Das unterscheidende Princip der Gesellschaft tritt auch

eigentlich erst da hervor, wo die Gesellschaft aus einer Mehrheit von

Personen besteht: ires tsviuut «wUeSlum. — Es ist mehr oder minder

nur eine Täuschung, wenn es auf dem ersten Anblick erscheint, als

müsse ein Individuum in einer Gesellschaft nicht einen Theil seines

Sonderwillen dahin geben, nämlich da wo Stimmeneinheit zur Be-

schlußncchme gehört, die der Einzelne als Norm anerkennen muß.

Wir wollen nicht weiter darauf eingehen zu zeigen, wie eine sogenannte

Stimmenmehrheit bei näherer Betrachtung sich nur als die Übereinstim

mung einer bestimmten Zahl von Stimmfähigen ausweißt; abgesehen

davon, wird sich aber zeigen, wie ein Gesellschaftsbeschluß, auf Stim-

meneinheit begründet, sich vielfach anders darstellt als ein bloser Ver

trag. So z. B. hängt es rein von der Willkür ab, einen Vertrag

einzugehen oder nicht, die Abgabe der Stimme aber kann dieser nicht immer

überlassen werden ; bei einer Abstimmung werden die Nichtstimmenden,

die Abwesenden, ohne Rücksicht auf das, was sich als ihre stillschwei

gende Ansicht herausstellen möchte, als für- oder gegenstimmend ange

nommen; Anfechtung eines Beschlusses, Rücktritt wird nicht in dem

Umfange und in der Weise möglich sein, wie beim Vertrage. Es wird

sich dieses auch da hervorstellen , wo das Princip der entschiedensten

Gleichheit zur Grundlage der Gesellschaft gemacht ist, wie z. B. bei

unserem teutschen Bunde. Man denke nur daran, daß Stimmen

mehrheit darüber entscheidet, ob zur Fassung eines Beschlusses

Stimmeneinhelligkeit erforderlich ist.

Die Autonomie, insofern sie Gesammrheiten zu

kommt, wird nicht mit Unrecht das Recht der Selbstge

setzgebung genannt, denn das Wesen der Gesammtheit besteht

darin , daß in ihr ein Wille sich geltend macht , der nicht blos Wille

der Individuen ist, dessen Aussprüchen diese vielmehr, so lange sie in

Kraft sind, sich fügen, sie als fortmährend zu befolgende Normen alles

ihres darunter zu subsumirenden Handelns, als Rechtssätze anerkennen

müssen. Es gilt gleich , ob diese Rechtssätze durch ausdrückliche

Satzungen, oder in anderer Weise hervorgebracht werden. Es kann

daher sowohl ein auf Autonomie beruhendes geschriebenes, als unge

schriebenes Recht geben. Unsere Juristen freilich, die als geschriebenes

Recht nur das ansahen , was von dem Regenten ausgegangen war,

stellten alles auf Autonomie beruhende Recht zu dem ungeschriebenen,

also z. B. auch die von dem Magistrate oder Magistrat und Bürger

schaft einerStadt gegebenen Gesetze. So kann man bei Thibaut")

die Statuten der Gemeinheiten unter das ungeschriebene Recht gestellt

finden, und dazu die Bemerkung, daß man die ungeschriebenen

17) Thibaut, Pandecten, 6. Aufl. §. 22.
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Gesetze, welche die Bürger sich selbst oder Anderen geben, Auto-

nomiegesetze zu nennen pflegte. Autonomie der Gemeinde besteht in

der mehr oder minder unbeschränkten Befugniß, solche verpflichtende

Willensbestimmungen hervorzubringen. Die Beschränkungen können

dabei sehr mannigfaltige sein; sie können sich zunächst beziehen auf den

Gegenstand, je nachdem es den Gemeinden überlassen ist, für die Rea

lisation des Staatszweckes, der selbst ein in «onvr«!« engerer oder wei

terer ist, in einem größeren oder geringeren Umfange selbst Sorge zu

tragen, denn bei jeder anderen Gefellschaft wird der Umfang der Au

tonomie durch den Zweck derselben bestimmt; die Beschränkungen kön

nen sich beziehen auf die Art der Entstehung der autonomischen Be

stimmungen, z. B. ob sie einer Bestätigung bedürfen, ferner auf den

Umfang, in welchem sie verbinden. Von den dieser Autonomie gesetz

ten Grenzen hängt es auch ab , inwiefern die Gesammtheit, nun auch

selbstständig für die Aufrechthaltung und Befolgung der von ihr hervor

gebrachten Normen sorgen, Anstalten zu diesem Zwecke begründen kann

u. f. w.

4) Die Privatautonomie würde mancher sehr mit

Unrecht als ein Recht der Selbstgesetzgebung bezeichnen.

Rechts sähe können nur von einer Gesammtheit als solcher

ausgehen ^). Die Entstehung eines eigentlichen Rechtssatzes setzt ein

geistiges und ein äußeres Verbundensein der Individuen — worin die

Individualität gewissermaßen aufgegangen ist — voraus. Sofern die

Individuen, auch die im Staate mit einander lebenden, sich als Ein

zelne gegenüberstehen, also namentlich in Verkehrsverhältnissen, geht von

ihnen kein Recht aus. Den Einzelnen als solchen, den Priva

ten, steht das Recht zu, Rechtsverhältnisse durch Ver

träge zu ordnen; im Vertrage wird freilich der Wille des Einen

auch Wille des Anderen, so daß er ihm unterworfen wird, allein diese

Unterwerfung geht nur daraus hervor, daß er den fremden Willen zu

dem seinigen macht, und insofern ist es kein fremder Wille mehr, son

dern sein eigener, dem er im Vertrage unterthan wird. Den Priva

ten steh? es aber auch in gewissen Fällen zu, durch einseitige Dis

positionen Rechtsverhältnisse zu ordnen. Man konnte hierin eine Art

von Gesetzgebung um so mehr finden wollen, ais andere Personen ohne

ihre Zustimmungen durch dergleichen verpflichtet werden können. Allein

13) So bemerkt M a i e r in seiner Einleitung zum Privatfürstenrcchte

(Tübingen 1783) S. 213: Eben so unrichtig ist es, daß Autonomie sei! das

Recht sich selbst Gesetze vorzuschreiben — oder die Befugniß, sowohl in An

sehung seiner selbst, als auch seiner Familie und Güter verbindliche Vor-

schristen zu entwerfen. Wie ist es denn in aller Welt möglich, daß eine

und dieselbe Person sich selbst und in Ansehung ihrer selbst ver

bindliche «orschriften, Gesetze im juristischen Verstände geben kann? Aber bei

Türk, Vorlesungen über teutsches Privatrecht (Rostock 1S32) S. 380, findet

man noch die Erklärung: Autonomie ist das Recht, unabhängig von den

öffentlichen Gesetzen, sich selbst und dritten Personen vertragsmä

ßig in Privatrechtsverhältnissen Vorschriften zu geben.
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durch das Eingehen von Verträgen, durch das Treffen von Privatdis«

Positionen wird kein Rechtssatz erst hervor-, sondern ein bestehender

zur Anwendung gebracht. Inwiefern durch einseitige Dispositionen

sowohl, als durch Verträge dritte Personen — als durch res iuter slios

setse— verbunden werden sollen, d. h. ihnen die Pflicht auferlegt wird,

sie in ihrer Rückwirkung auf sich anzuerkennen, hangt von dem We

sen des besonderen Rechtes ab. Während das römische Recht den ein

seitigen Dispositionen durch Testament eine Kraft beigelegt hat, die dem

teutschen Rechte ursprünglich fremd war, hat dieses die Wirksamkeit

der Verträge (ohne sie darum zur Rechtsquelle zu machen) in einer

Weise ausgedehnt, die mit den Grundsätzen des römischen Rechtes un

vereinbar ist, z. B. bei den Erbverträgen ^'), bei der Begründung der

Reallasten. Ich glaube nicht, daß man Ursache hat, dem einen oder

dem anderen dieser Rechte deßhalb eine Inkonsequenz, eine Verwirrung

der Begriffe zur Last zu legen. Den Privatpersonen, indem sie Rechts

verhältnisse ordnen, steht es auch frei, dieses großentheils gegen den

Inhalt der irn Staate geltenden Gesetze zu thun. Es ist dieses überall

da der Fall, wo die Gesetze nicht unbedingt gebietender oder verbieten

der Natur sind, und dieß wird "überall eintreten, wo mehr das Be

dürfnis) hervortritt, daß eine feste Norm der Beurtheilung über

haupt vorliege, als daß eine Norm bestimmten Inhaltes zur Anwen

dung komme. Ein großer Theil des Privatrechtes ist daher subsidiärer

Natur, d. h. er kommt erst zur Anwendung, wenn nicht durch giltige

einseitige Dispositionen oder durch vertragsmäßige Vereinbarung etwas

Bestimmtes festgesetzt ist. Wo die Willkür bei Rechtsdispositionen sich

geltend machen darf, ist daher zunächst immer die Absicht des Dispo

nenten zu ermitteln, und darnach, so weit dieses möglich, die Willens

äußerung auszulegen und die Sache zu beurtheilen ^"). Es wird da

durch dk Anwendung dessen, was das Recht des Landes oder Ortes

über die Natur eines Rechtsgeschäftes enthält, ausgeschlossen und kommt

erst zur Anwendung, wenn die Disponenten weder ausdrücklich noch

stillschweigend etwas Anderes zu bestimmen die Absicht hatten "^).

So weit man sich der Anwendung des Rechtes, welches die Norm der

Beurtheilung abgeben würde, wenn man nicht seinen Willen kund

gegeben hätte, entziehen kann, so weit kann auch die Anwendbarkeit

eines anderen Rechtes, z. B. eines anderen Ortes durch ausdrückliche

oder stillschweigende Unterwerfung begründet werden, was besonders bei

19) Eichhorn, teutfches Privatrecht, §. 343 sig Mittermaier,

teutsches Privatrecht, Z. 18«. Nr. 6. (4. Aufl.)

20) Iiiickolf <>e iure keminsr. illustr. p. 74. ^uog de interiire-

tstions iuris swtutorum (sive risctorum) dictum, its intelligo, ut si ex

negotii nstur» possit 6e»umi interpretstio tsvienäs sit postksbito iure com»

muni. Iclque msxime ratio»! oonvenit. I>!sm»i riermissUW est psets

«ere, «i ex eonsensu vsscitur obligstio, voluut etism iura, ut interpretsti«

ex Intention« vsriscentium verosimili tmt.

21) Voet comment. »S ?snö. l!b. I. t. 4. S. 2. 18—21.
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der Lehre von der Collision der Gesetze in Betracht kommt 22). Da

durch das Institut der Testamente, der Erbvertrage u. s. w. den In

dividuen die rechtliche Fähigkeit beigelegt ist, ihren Willen über die Zeit

ihres Lebens hinaus geltend zu machen, so folgt daraus, daß die recht

lichen Vorschriften über das Erbrecht erst dann zur Anwendung kommen,

wenn eine Person von dieser ihr zustehenden Befugniß keinen Gebrauch

gemacht oder die Bedingungen, woran das Recht die Ausübung dieser

Willkür knüpft, nicht beobachtet hat. Als ein Ausfluß der Privatauto

nomie ist auch die Befugniß anzusehen, Rechtssachen der Beurtheilung

des zuständigen Gerichtes zu entziehen oder sie einer schiedsrichterlichen

Entscheidung zu unterwerfen.

Nicht ganz richtig sagt man aber wohl oftmals, daß der Privat

wille den allgemein gesetzlichen Bestimmungen derogire, und für

noch weniger richtig kann es wohl angesehen werden , wenn man hier

nun sagt, daß die Privatwillkür Rechtssätze hervorbringe oder selbstge

wählte Gefetze an die Stelle der Landesgesetze treten. Ein Gesetz,

ein Rechtssatz wird nämlich durch solche auf Willkür beruhende Bestim

mungen, wie schon bemerkt worden, gar nicht hervorgebracht, und die

ses auch nicht aus dem Grunde, weil einer solchen Disposition die All

gemeinheit fehlt, die einem Rechtssatze zukommen muß. Es gehört zum

Wesen eines Rechtssatzes, daß er die Regel bildet für die Beurtheilung

aller ihm unterzuordnenden Verhältnisse, und zwar insbesondere für die

erst existent werdenden, noch nicht i» eouoret« wirklich vorhandenen der

artigen Rechtsverhältnisse; die Privatdisposi'tion bezieht sich aber nur auf

ein einzelnes Rechtsverhaltniß, welches mit ihr auch erst in's Leben tritt,

daher auf bestimmte einzelne Individuen, und einzelne Objecto.

Die Autonomieder Individuen besteht daher nicht

in der Macht, Rechtssätze aufzustellen, sondern in der

denselben zustehenden Befugniß ihre Rechtsverhältnisse

zu ordnen, d. h. solche zu begründen, näher zu bestim

men, und selbst abweichend von dem Inhalte der sonst

als allgemein verbindlich geltenden Normen, so weit

diese nur eine subsidiäre Anwendbarkeit in Anspruch

nehmen, zu gestalten. Indem man die Autonomie als die Be

gründung von Rechtsgesetzen durch Vertrage erklärt , behauptet man 1)

etwas Widersprechendes , da durch Vertrag kein Rechtssatz entstehen

kann; beengt man 2) den Begriff der Autonomie auf ungehörige Weise,

weil sie nicht überall in ^Hervorbringung von Rechtsätzen besteht; und

kommt auch 3) in Verlegenheit mit den übrigen Pcivatdispositionen,

die keine Verträge sind, und dock dieselbe Wirkung haben sollen. Diese

werden denn in den meisten Erklärungen durch eine Art eoup äs

mal» unbemerkt mit eingeschwärzt. Die Autonomie der Ge-

sammtheiten kann daher auch nicht, wie gewöhnlich ge

schieht, aus der der Individuen abgeleitet werden; eine

Gesammtheit ist etwas wesentlich Anderes, als ein Inbegriff verschie-

22) Eichhorn a. a. O. Z. 37.
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dener Individuen, d!e in gleicher Selbstständigkeit sich einander gegen

über stehen. 4) Man hat in neuerer Zeit auch von einer Volksau-

tonomie zu reden begonnen. Man versteht darunter dann aber

etwas Anderes als die Autonomie der Einzelnen oder der Gesammthei-

ten, welche beide letztere man bald, indem man die Privatautono-

mie als etwas Eigenthümliches ausschied, von einander getrennt hat,

ohne sie doch gehörig zu unterscheiden, bald aber auch wieder unter

einander warf. Die Volksautonomie soll die Quelle des

Gewohnheitsrechtes sein. Man hat das Gewohnheitsrecht näm

lich aus der den Individuen, deren Inbegriff das Volk ausmacht, zu

stehenden Befugniß, Verträge zu schließen und durch Verträge Rechts

sätze hervorzubringen, abgeleitet. Es ist dieses eine natürliche Folge

der Ansicht, wornach alles Recht, sofern es nicht von der das Ganze

beherrschenden Staatsgewalt ausgeht, aus der Privatautonomie her

geleitet wurde. Das Gewohnheitsrecht beruht nach dieser Ansicht auf

stillschweigender, wie andere autonomifche Rechtsatzungen auf ausdrücklicher,

vertragsmäßiger Vereinbarung. Das Volk, in sofern wir es, absehend

von seiner Gliederung und Vertheilung in Genossenschaften und Gemein

den, die in neuerer Zeit auch wohl fast als erloschen erscheint, nur als

die Menge vereinzelter Individuen denken, kann aber nach dem Obi

gem gar keine Rechtssätze hervorbringen. Aber das Volk ist noch

etwas anderes, als ein solches Kloses Aggregat Einzelner; es ist auch

nicht blos verbunden durch den auf Stammeseinheit beruhenden, das

Volk durchdringenden Volksgeist, und die daraus hervorgehende Einheit

des Bewußtseins, worauf in neuer Zeit Puchta allein das Gewohn

heitsrecht hat begründen wollen. Das Volk (d. h. was wir ein Volk

im weitern Sinne nennen, oder nur ein Theil desselben, ein Stamm)

in sofern es einen Staat bildet, macht auch eine äußerlich gesetzliche

Einheit aus, verbunden durch Gemeinschaft der Interessen und des Wil

lens, welche selbst einigermaßen als Surrogat dienen können , wenn die

Einheit des Bewußtseins verdunkelt ist oder zurücktritt. Diese Einheit

zerfällt keineswegs in ihre Atome , wenn etwa das Organ der Staats

gewalt aufhört, als solches sich wirksam zeigen zu können. Das Volk

bildet, wie man dieses Verbundensein zu einer Einheit vielleicht am

besten bezeichnen könnte, eine Landesgemeinde. Diese besteht

auch als solche fort, wo die kleineren Gemeinschaften zerfallen oder zer

stört sind, und wo die Theilnahme des Volkes in den öffentlichen An

gelegenheiten scheinbar ganz zurücktritt, indem sie nicht in einer rechtlich

bestimmten Form stattfindet. In dem Hervorbringen des Gewohnheits

rechtes zeigt und bewährt das Volk seine Existenz als Landesgemeindc.

Das Volksbewußtsein allein kann nicht zur Grundlage des Gewohn

heitsrechtes gemacht werden. Es sagt nur aus, was Rechtens sein

sollte, daher auch die Gesetze damit in Uebereinstimmung stehen,

und ein Ergebnis) desselben sein sollen. Das Volksbewußtsein bietet auch

nur die Grundzüge, die leitenden Ideen eines Rechtsinstitutes dar.

Es wird sich in Beziehung auf diese Rechtsinstitute aber mannigfach

das Bedürfniß von feststehenden Regeln zeigen, die sich nicht in stren
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ger Consequenz aus jenen leitenden Ideen ableiten lassen, wo also auch

die Wissenschaft, das Juristenrecht, keine Aushilfe gewähren könnte.

Diese Regeln müssen gesetz t sein und sind das Ergebniß einer gesetzgeben

den Willkür. Wo nicht eine thätige, eingreifende, gesetzgebende Gewalt

hervortritt, werden sie nur aus dem Wolke unmittelbar hervorgehen kön

nen und auf G e w o h n h e i t beruhen. Wenn das Volk in den Gerichten

zusammenkommt, findet Einer das Recht, was nicht gerade heißt,

cr spricht aus, wie es nach dem gegebenen Bolksbewußtsein bereits

Recht sei und sein müsse, sondern wie es, da eben eine Norm bis

her fehlte, am besten für Recht gehalten werden könne; der Um

stand gibt seinen Beifall. Rechtssprache und Gesetzgebung fallen in diesen

Zeiten immer mehr zusammen. Wo die Gemeinde keinen Mittelpunkt

der Vereinigung hat, handelt Einer, und indem sich herausstellt,

daß diese Weise des Handelns Anerkennung findet und als die rechte, zweck

erforderte und zweckgemäße angesehen wird, was sich besonders durch

ein gleiches Handeln Anderer bewähren kann, wird dadurch eine Regel

begründet. Nur einen innern Grund der Rechtfertigung eines

Rechtssatzes, sei es ein geschriebener oder ungeschriebener, bietet, so

weit es reicht, das Volksbewußtsein; der äußere, wodurch es ei

gentlich zum geltenden Recht im Staate wird, beruhtauf dem

Willen des Gesetzgebers, oder wo er schweigt, des Volkes: auf einer

laut oder stillschweigend gegebenen Erklärung, daß es so Rechtens

sein solle. Wir möchten aber eher sagen, daß das Volk, indem es

Gewohnheitsrecht hervorbringt, seine Souveränetät geltend macht,

— wenn nicht der Ausdruck Volkssouveränetät zu leicht zu Mißver

ständnissen Anlaß gäbe, und auf eine politische Ansicht hinwiese, die

nicht die des Verfassers ist, — als seine Autonomie. Die unbe

schränktere Herrschast des Gewohnheitsrechtes fällt auch in die Zeiten,

wo eine selbstständigere Staatsgewalt noch nicht vorhanden war.

Eine Geschichte der Autonomie würde mit der Verfassung

der Gemeinden und Corporationen und ihrer Stellung zum Staate, mit

der EntWickelung der gesetzgebenden Gewalt und ihrer Thätigkeit zu

sammenfallen; nur ein paar Andeutungen sollen daher hier in Bezug

besonders auf Teutschland gegeben werden. In der ältesten Zeit,

wo das Volk in kleinen Gemeinheiten lebte, denen die Stammesein^ >

heit zur Grundlage diente, so daß Stamm und Staat zusammensielen,

wo eine demokratische Verfassung selbst da stattfand, wo Könige an

der Spitze standen, wo das Volk in denselben Zusammenkünften Recht

sprach und Gesetze gab, mußte ein gefundenes Urtheil fast dieselbe

Kraft haben als ein Gemeindebeschluß. Es konnte dabei ein schon

entwickeltes Rechtsbewußtsein zu Grunde liegen, oder die Einsicht, daß

eben in Ermangelung eines solchen durch der Weisesten Einsicht über

Mehrerer Meinung, was Recht fürder sein sollte, gesetzt werden müßte.

Will man diejenigen Rechtssätze allein, die auf Gemeindesatzungen beru

hen, oder die in einer Sammlung aufgenommen sind, und durch sie

snnctionirt sind, Gesetze nennen, alles Uebrige Gewohnheitsrecht (also

auch die gefundenen Urtheile, so weit sie nicht auf solchen Beschlüssen
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beruhten), so wird verhältnißmaßig der Umfang von diesem so weit als

von jenem enge sein. Alles dieses Recht ist aber aus dem Volke selbst,

seinem Bewußtsein und seinem Willen hervorgegangen,

beruht also zwar nicht auf Willkür der Einzelnen, aber auch nicht

auf den Satzungen einer Gewalt, die eine vom Volke schon selbststän

dige, im Begriff wie im äußerlichen Hervortreten zu scheidende Existenz

gehabt hatte. Die Selbstständigkeit der Individuen mußte in einer

solchen Zeit sehr groß sein, weil das Gebiet des öffentlichen Rechtes

enge war; es werden sich wenige Beschränkungen zeigen, die sie hin

dern, ihre Rechtsverhältnisse nach Willkür zu ordnen, und zwar nicht

nur diejenigen, welche sich auf das Mein und Dein beziehen, sondern

auch auf Verletzung von Perfon und Güter (Criminalrecht). Auch hier

über konnte durch Vertrag bestimmt werden. Schiedsgerichte, die

ihre Autorität nur aus dem Willen der Parteien ableiten, sind mit

einer dem Volksgerichte weit näher kommenden Gewalt ausgerüstet;

die Selbsthilfe ist nicht auf enge Grenzen beschränkt. Eine eigentliche

Autonomie von Gesammtheiten, wofür der Ausdruck besonders passend

erscheint, setzt voraus, daß einer einigen Staatsgewalt gegenüber, ge

wissermaßen untergeordnete Staatsgewalten bestehen; sie tritt dann erst

hervor, wenn der Staat, der früher mit dem Stamm zusammenfällt,

dahin strebt, sich mit dem Volke zu identificiren, — eine Entwickelungs-

krisis, in der die europäische Weltgeschichte seit Jahrhunderten begriffen

> ist. Sie tritt hervor, wenn der Staat sich nun eben so fest mit

dem Boden verbindet, als nach Entstehung fester Wohnsitze die Ein

zelnen es zuerst gethan haben, so daß denn endlich Volk, Land, Staat

unzertrennliche Begriffe werden, von denen jedes uns ein und dieselbe

Sache vor die Seele ruft, nur sie je von einer anderen Seite darstel

lend. Im Mittelalter hatte das Staatsleben seinen eigentlichen Sitz in

den Ortsgemeinden, Hof-, Mark-, Dorf- und Stadtgemeinden. Die

Städte hatten hier insofern die größte Wichtigkeit, als sie die Träger

und Bildner einer neuen Freiheit wurden, da die alte in der Hörigkeit

und dem Adel unterging. Aus dem Stadtbürgerthum ist das

Staatsbürgerthum hervorgegangen; das Stadtrecht ist im Wesent

lichen das allgemein geltende geworden, so daß die Institute, die dem

Adel und dem Bauerstande eigenthümlich sind, beide in ihrem Wesen

nahe verwandt, und auf Principien des altgermanischen Rechtes beru

hend, gewissermaßen als Abweichungen von dem gemeinen Landesrechte

erscheinen. Wer die moderne Zeit verachtet und sie bekämpfen will,

muß bis zu jenen Zeiten zurückkehren, wo die Marktplätze unter kai

serlichem Schutz und Frieden (sub libertats roinsns) die Pflanzstätten

einer neuen Lebensgestaltung wurden ; einige Zweiglein beschneiden, Hilst

nicht, die Wurzel muß vernichtet werden. Außerhalb der Städte

bildet sich eine Stufenreihe von wechselseitiger Abhängigkeit und Schuh

verhaltnissen, die vom Kaiser in pyramidenförmiger Gestalt abwärts

aus der breiten Grundlage der Unfreiheit ruhten, deren schwere Last

durch einige patrimoniale und patriarchalische Freundlichkeiten wohl nur

wenig erleichtert wurde. In den Städten fand die Freiheit ihren
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Schutz in dem genossenschaftlichen Ausammenschließen und Zu

sammenhalten; die unfreien wurden mit den freien Bewohnern zu einer

^Gemeinde, bis es zum Grundsatz des Stadtrechtes wurde, daß die

Stadt der Sitz/ die Zuflucht der Freiheit sei: kein Huhn fliegt über

die Stadtmauer. Ja schon im 13. Jahrhundert hatten die Städte

so das Bewußtsein ihres Wesens und ihrer Bestimmung erfaßt, daß

es hier und da wohl bestimmt wurde: es solle kein Ritter wohnen binnen

diesem Weichbilde. In den Städten entwickelte sich später eine Fülle

mannigfaltiger politischer Lebensgestaltungen, eine Reihe politischer

Parteikampfe, die nur ein Abbild dessen im kleinen Kreise sind, was

jetzt auf dem großen Schauplatz der Weltgeschichte sich uns darstellt.

In den Städten wurde das teutsche Recht in der Art fort- und aus

gebildet, daß später die Aufnahme des römischen Rechtes möglich und

gewissermaßen zur historischen Nothwendigkeit geworden war. So ge

staltete sich hier gewissermaßen im Kleinen der ganze Staat der neueren

Zeit, mit allen seinen Einrichtungen durch die Gemeinden selbst, durch

Autonomie. Die ländlichen Gemeinden/ durch Abhängigkeit von

Grund- und Schutzherren beschrankt, konnten sich weniger selbststandig

bewegen; allein auch sie waren im Stande für Manches, wobei ihr

gemeinsames Interesse betheiligt war, durch eigene Beliebungen zu

sorgen. Dorfrechte ^) wie Stadlrechte konnten aber schon um des

halb weniger entstehen, weil das Bedürfniß weniger vorhanden war.

Das Recht des Bauernstandes, wie er sich aus Freien und Unfreien

gebildet hatte, war theils das altgermanische, das sich hier in seinen

alten Gestalten erhielt und daher im Bewußtsein des Volkes lebendiger

blieb, theils Hofrecht, was immer mehr ein von dem Herren gegebenes

als von der Gemeinde gesetztes sein mußte ^). Neben der EntWicke-

lung der Gemeindeverfassungen und Gemeinderechte, der Ausbildung

der Standesverhältnisse wuchs die Landeshoheit allmählig empor.

Die einzelnen Gemeinden wurden jetzt von der Landesgemeinde um

saßt, die sich immer fester gestaltete. Schon da, wo sich eine Gemein-

deverfassung und Gemeinderecht fester und anfangs reicher ausgebildet

hatte, war nothwendig die Privatautonomie beschrankter geworden, bis

sich daher auch nicht bei dem Bürgerstande wie bei dem Adel findet, obgleich

23) S. Witt er mal er, Privatrecht, ?. 24. (S. Aufl.)

24) Es finden sich bei der Standesbildung des M.-A. folgende Erschcl,

nungen, die wohl verdienen neben einandergestellt und betrachtet zu werden.

Der Ritterstand bestand aus Freien und Unfreien (Ministerialen), di«

Letzteren streiften die Unfreiheit ab, weil Herrendienst die Grundlage de«

Ehre geworden war, und stiegen noch über den freien Stand empor, indem

sie mit denen verschmolzen, die eine höhere Freiheit (Mittelfreiheit) in An-

spruch nahmen. In den Stödten verlor sich jede Spur der Unfreiheit, sie

wurden gewissermaßen Asyle der Freiheit; nach Jahr und Tag könnt« Nie-,

wand aus der Stadt abgefordert werden. Bei den Bauern sind die Freien

zu den Unfreien herabgestiegen; die Hörigkeit hat die Freiheit nach sich gezg?

gen ; das Hofrecht wurde über Bauern ohne Hinsicht auf Geburt ausgedehnt,

und die Juristen konnten zu der Ansicht kommen, daß Bauerstgnd und Unfcei-

heit qleichbedeutend seien.
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bei ihr noch andere Gründe hinzukamen. Die kleinern Genossenschaf

ten, die Gilden und Zünfte in den Städten, nachdem es ihnen gelun

gen war eine gewisse Selbstständigkeit zu erringen, mußten sich der

Stadtordnung mehr einfügen; ihre Jurisdiction, Selbsthilfe, die Ge

genstände, worauf sich ihre Statuten beziehen durften, wurden be

schränkt; Alles erst einer Aufsicht des Magistrats, später auch der lan

desherrlichen Gewalt mehr und mehr unterworfen und von einer Be

stätigung abhängig gemacht. Das Zunftrecht war aber gewissermaßen

selbst ein Theil des Stadtrechtes geworden. Aehnlich war nun die

Stellung, welche die Gemeinden im Verhältniß zur Landesgemeinde,

zum Territorium erhielten. Territorial- und Landesrechte traten an

die Stelle der Gemeinderechte, deren Fortbildung mehr und mehr in's

Stocken gerieth. Aber das Hofcecht selbst war großentheils zum Land

rechte geworden, und die Stadtrechte selbst schon weit über die Gren

zen ihrer Weichbilder hinausgegangen, ehe noch die Städte ihre

Mauern geschleift hatten, gleichsam zum Zeichen, daß das Bürgerthum

nun auch hinaus aufts Land gegangen war. Durch die Einführung

des römischen Rechtes, die selbst dadurch vorbereitet war, mußte dieses

Alles um so mehr befördert werden. Ein thätigeres Eingreisen der

Gesetzgebung trat nun als Bedürfniß hervor; es wurde diesem meist

durch Territorialrechte abgeholfen, und wir sehen sogar in Städten die

alten geschriebenen Statuten außer Gebrauch kommen, wie z. B.

in Dortmund und Goßlar, ohne daß etwas Neues an deren Stelle

trat. Die Lehre der römischen Juristen fand Eingang, daß alles Recht

vom Regenten ausgehe, und nur durch feine Anerkennung bestehe;

Statuten, d. h. die Rechte aller kleinen Kreise, insofern sie von

den Genossenschaften, denen sie angehörten, selbst ausgegangen wa

ren 25), wurden dem ungeschriebenen beigezählt, weil sie nicht

vom Regenten, oder vermöge einer von ihm ausdrücklich verliehenen

gesetzgebenden Gewalt ausgegangen waren. Man betrachtete sie nur als

ein Exgebniß der Privatautonomie, als ein durch die Interessenten ver

tragsmäßig gesetztes Recht. Seit der Zeit hat die herrschende Vorstel

lung von Autonomie begonnen, die in diesem Artikel zu, berichtigen

versucht worden ist. Die Gegenstände, welche fortan noch zu dem

Kreis statutarischer Anordnungen gehörten, wurden mehr und mehr

beschränkt, so daß es zur Regel wurde, daß, wo nicht ein Mehrere«

nachgewiesen werden kann, nur Ortsvolizei und Gewerbe dahin zu

rechnen seien 2°). Es wurde zur Regel, daß ein jedes Statut, sobald

es etwas von dem gemeinen Landrechte Abweichendes festsetzen wollte, der

Bestätigung durch den Landesherrn bedurfte^). Aus Rücksichten des

25) Ueber die verschiedene Bedeutung von Statuten siehe diesen Art.

26) Mittermaier Z. 139. Nr. 6.

27) Schnau-bert: können ländsässige Städte ohne landesherrliche Eon-

cessio» und Confirmarion Statuten machen? in seinen Beitrügen zum teut-

fchen Staats - und Kirchenrechte, S. 61 flg. Glück, Commentar, Band 1.

S. 6VS. Runde, teutsches Privatrecht Z. 61. Weiße, Einleitung in das
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öffentlichen Wohles können Statuten aufgehoben werden, durch aus

drückliche Vorschriften, welche dieses verordnen oder bestimmen, daß kein

Statut gegen das Gesetz gelten soll — Aus allen Jahrhunderten

lassen sich freilich einige Versuche aufweisen, wodurch die Staatsgewalt

so z. B. der Kaiser auf Antrieb der Bischöfe und anderer Landesherrn

gegen die Städte ^), die Stndtobrigkeit gegen die Handwerker u. s. w.

das freie Einigungsrecht zu beschranken suchte. Durch das römische

Recht wurde aber nun der Grundsatz festgestellt, daß jede wahre gesell

schaftliche Einigung, die im Staate als solche gelten wollte, jede uul-

versiws einer Bestätigung bedürfe; die Oberaufsicht der Staatsgewalt

wurde zu einer Vormundschaft über die Gemeinden ausgedehnt, der

Staat selbst nur als die einzige, selbstständige Gesammtheit angesehen.

Die Centralisation der Verwaltung hat endlich die Vernichtung al

les Gemeindelebens herbeigeführt. Staatseinheit ist die Aufschrift

der neuern Zeit, wie Gemeindeleben die des Mittelalters war.

Im Mittelalter wurde der Begriff des Staates in den Gemeinden groß

gezogen; aber nicht um in diesem beschränkten Kreis zu verbleiben.

Bewahrung verbriefter Rechte und Privilegien, wodurch man seine

Sonderinteressen sicher gestellt hatte, galten damals als die höchsten

Interessen. Die eifersüchtige Bewahrung, der Kampf dieser Interessen

hat die Wirksamkeit der Landstände vernichtet, bis das I/Äüt «'est in«I

hervortrat. Der Absolutismus aber hat wiederum als seine Kehrseite

die Idee der Volkssouveränetät in's Leben gerufen, welche gleichsam dm

Staat aus den Urwäldern herholt und ihn wieder dahin verpflanzen

will. Unsere Zeit ringt, diese Gegensätze auszugleichen, die Einheit des

Staates, die Macht der Staatsgewalt mit der Selbstständigkeit der In

dividuen und insbesondere auch der Gesammtheiten zu versöhnen, durch

beten Bestehen der Staat allein fest begründet, der Anspruch der In

dividuen Geltung haben zu wollen, und ihre Willkür von dem Allge

meinen mehr abgeleitet und zurückgedrängt wird. Unserer Zeit ist es

daher zur Aufgabe gestellt, der Autonomie feste Grenze anzuweisen, so

daß das Recht des Staates nicht in dieser ganz a»fgeht, aber auch sie

wiederum nicht als eine der Staatseinheit feindliche Erscheinung aufge

faßt wird.

Was noch über das Recht der Gemeindecorporationen , ihr Recht

durch Autonomie zu bilden, bemerkt werden müßte, soll in dem Artikel

Statuten seinen Platz .finden; hier wird aber insbesondere noch zu

handeln sein von der:

Autonomie des Adels ^"). Sie scheint ebenfalls weniger

teutsche Privatrecht, 2. Aufl. G. 67. Mittermaier a. a. O. 22. Ss

die neuere Gemeindeordnung: Rev. preuß. Städteordnung Z. 2, 3. Königlich

süchs. StSdteordnung Z. 6. Kurhess. Gemeindeordnung z. 3. Bramischweig.

Stüdteordnung §. 9.

28) Runde §. 64. Weiße und Mittermaier «. o- O.

29) Wilda's Gildenwesen S. 166 flg.

30) Lstsi! traot. äs statuti« et psetis «t «onsustuü. kam. illiistr, 161t,

1690. I'sxtor 6s puctü gentilitü» procsrum 1673. ^. kl. SoeKmsr, <Z«
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als eine Sclbstgesetzgebung betrachtet werden zu können, sondern vielmehr

als die Befugniß, Rechtsverhaltnissen eine andere Gestaltung zu geben,

als sie erhalten würden, wenn die Landesgesetze in Bezug auf dieselben

zur Anwendung kämen. Die Autonomie des Adels ist eine erwei

terte Privatautonomie, wiewohl durch die Uebung derselben ein beson

derer Inbegriff von wahren Rechtsgrundsätzen entstanden ist Der

Adel sah sich durch die Einführung des römischen Rechtes in sei

ner Stellung bedroht, da die Anwendung vieler Grundsätze desselben

z. B. über gesetzliche Erbfolge, Testamente, Vermachtnisse, Dotal- und

Paraphernalgüter, mit der Vernichtung der Stammgüter die Auflö

sung der Familien als solcher selbst herbeigeführt haben würde. Er

suchte sich daher der Anwendung dieses Rechtes, welches allmälig die

Kraft eines gemein anwendbaren erhielt, in Bezug auf einen wesentli

chen Theil seines Familienverhältnisses zu erwehren, und bei seinem

hergebrachten Rechte, das auf allgemeinen teutschen nach den Standes-

bcdürfnissen auch wohl besonders modisicirten Grundsätzen beruhte, sich

zu behaupten. Vollkommen ist dieses aber nur dem hohen Adel ge

lungen. Hier machte sich das Bedürfnis; , welches schon manches Ei-

genthümliche hervorgerufen hatte, um so mehr geltend, denn mit sei

nem Familienrechte hing der Bestand der teutschen Länder, die sich

mehr und mehr zu Staaten gestalteten, zusammen ; der hohe Adel nur

war der Reichsstaatsgewalt unterworfen, an deren Ausübung er selbst

Lheil nahm. Der niedere Adel, der der Landeshoheit unterworfen, sank,

je mehr sich diese ausbildete, zu einer Unterthanenclasse herab, und konnte

der Anwendung der im Lande allgemein als Regel geltenden Rechts

grundsätze nicht widerstehen. Daß die Landesherren, die Häupter der

hochadeligen Familien, zugleich die gesetzgebende Gewalt immer freier

handhaben konnten, ist sicher kein unzubeachtendes Moment, wiewohl die

fiingäinento psctorum Knill. »6 KlleieoinmZsss Zricünsntlum in exsrclt sä ?snö.

'1°. 2. p. 40Z sq. Wst^äork <I« ststutis nobil. ineäistvr. specistim in

Lsxon. 1774. Her sein«! er psvtis nodiUnin 1783. Pütter, Bei

träge Bd. 2. Nr. 29. S«. Maier, Autonomie s. oben.

31) Gewissermaßen stimmt hiermit auch Maier, Einleitung in's Pri-

vstfürstenrecht (Tübingen I7L3) S. 230 überein, wenn er auch Gesetzge

bung in einer, wie es scheint, nicht ganz zu billigenden Weise gebraucht. Was

aber — sagt er — kraft solcher Privatautonomie, ein Stammvater oder so

genannter erster Erwerber, nur für seine Erben und Nachkommen, oder was

Mehrere zusammen nur für die Ihrigen willkürlich verordnet haben und ver

ordnen, das Alles kann an und für sich und unmittelbar als ein

allgemeiner Rechtssatz nicht in die Disciplin aufgenommen werden. So indi

viduell die Kraft der Gesetzgebung und ihr Subjekt ist, so eingeschränkt ist auch

ihre objectivische Wirkung und Verbindlichkeit derselben. Die Privatautono

mie einzelner Personen sür ihre einzelnen Familien kann zwar die Mutter

gemeiner Gewohnheitsrechte werden. Aber dann gehören diese nicht

zur Privatautonomie, desto mehr hingegen in unsere Rechtsdisciplin , eben

darum, weil sie nun der genannten Personen gemeine Rechte geworden

sind, die auf Gewohnheiten beruhen, welche vom Staate ihre allgemein

verbindliche Kraft erhalten.
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Normen, welche die Beurtheilung der Familienverhältnisse abgäben, nickt

eigentlich aus der Ausübung legislatorischer Acte hervorgegangen sind"').

So hat sich ein Inbegriff teutscher Rechtsgrundsätzc als ein besonderes

Standesrecht erhalten und fortgebildet. Man sagt gewöhnlich, es sei

dieses durch die Erhaltung der teutschen Autonomie, d. h. die Freiheit,

nur nach eigenen Gesetzen zu leben, bewirkt worden. Allerdings beruht

das besondere Recht des hohen Adels darauf, dqß er seine Freiheit von

Anwendung des gemeingeltenden Rechtes behauptete, d. h. es galt im

teutschen Reiche für die Verhältnisse des Adels ein Inbegriff anderer

Rechtsgrundsätze, dessen Willigkeit auf demselben Fundamente beruhte,

wie die des römischen Rechtes: auf Gewohnheit und hinzugekommener

ausdrücklicher Anerkennung und Bestätigung. Es kam dieses Recht

ferner dann zur Anwendung, wenn nicht für die besonderen Falle

besondere Dispositionen vorlagen — wie die Privatrechtsgrundsätze ih

rem Wesen nach. Diese Dispositionen unterschieden sich nun frei

lich von denen der Privaten besonders auch dadurch, daß sie An

wendung von Rechtsgrundsätzen ausschlössen, denen sich Privaten durch

ihre Dispositionen nicht entziehen konnten: — insofern hatten die Hoch

adeligen die Privatautonomie jetzt in ei,nem größeren Umfange. Allein

beruht dieses auf einer erhaltenen größeren Freiheit des teutschen Familien

vaters, von dem die Anordnung ausgehen mußte? darauf, daß sein

Wille in der Familie mächtiger wirkte, das kürte, was für dieselbe

Rechtens sein sollte? Ich glaube das Gegentheil. Die Stammguts

qualität legte ganz andere Fesseln an als die Beachtung der Rechte der

Notherben u. f. w. ; der germanische Bater mußte in seinen sich ge

wissermaßen selbst emancipirenden Söhnen berechtigte Genossen sehen.

Eben in der Ausschließung der in der Familie herein

gebrochenen Willkür besteht das Recht des hohen Adels;

aber weil diese Willkür jetzt Recht, so ist die NichtUnterwerfung darun

ter ein höherer Grad subjectiver Freiheit. Das besondere Familienrecht

des hohen Adels erhielt und bildete sich nun dadurch , daß man es in

den einzelnen Familien bei Anordnung von Rechtsverhältnissen befolgte;

dann aber ihm diese Befolgung auch zu sichern suchte, damit es durch

Berufung auf das gemeine Recht nicht beeinträchtigt werden konnte,

weil man bei der Gunst, in welcher dieses bei den Gerichten stand,

dergleichen immer zu fürchten hatte. Die Vertragsform mußte hier

gewählt werden, nicht weil Verträge bei den Teutschen Rechte schufen,

sondern weil durch Vertrag ein Jeder Freiheiten und Rechten entsagen

kann. Das, was hier eigenthümlich erscheinen kann, war nicht sowohl

daß die Paciscenten gebunden wurden, sondern gerade, daß die späteren

Nachfolger Normen anerkennen mußten, die sie nicht gewillkürt hat

ten. Ob diese Norm durch einen Vertrag oder eine einseitige Verfü

gung hervorgerufen war, konnte für diese ziemlich gleich sein. Die

Pflicht der Anerkennung, ehe sie im Staate herrschender Rechtsgrund-

32) ?ütt«r prima« IIa«»« iur. priv. prlne. §.4. Maurenbrecher,

Staatsrecht §. 2Z9. «.
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sah wurde, lag ursprünglich vorzüglich darin, daß solche Dispositionen

das Recht nicht nack Willkür schufen , sondern das geltende festsetzten,

und gegen Willkür schützten. Auch dritte, nicht zur Familie gehörende

Personen mußten, wie sich dieses aus dem Wesen des teutschen Rechtes

ergab, solche Verfügungen anerkennen, wenn dadurch die rechtliche Ei

genschaft gewisser Güter festgestellt war, insofern dritte Personen

diese Güter etwa später erwarben ^). Die Hausgesetze sind nicht nur

eine Norm zur Veuriheilung der rechtlichen Verhaltnisse desjenigen Ge

schlechtes, dem sie angehören, sondern die Hauptquelle des Privatfür-

stenrcchtes überhaupt; es sind nicht sowohl Gesetze, als Rechtsurkunden,

woraus dieses erkannt und abgeleitet wird. Bestimmungen über Eben

bürtigkeit, Ehe, Vormundschaft der Familienglieder, dann über das Bc-

sitzthum der Familie und über die Erbfolge machen den wesentlichen

Inhalt der Familienverträge aus Es kann aber dieser Inhalt nicht

willkürlich bestimmt werden, da die NichtUnterwerfung des Adels unter

das gemeine Recht sich nur auf gewisse Theile bezieht, und also auch nur

in Bezug auf diese anders disponirt werden kann, als es sonst von

jedem Privaten geschehen darf ^). Jur Errichtung der Familienver

trage ist die Einwilligung aller lebender mannlichen Agnaten we

sentlich nothwendig, und zwar der großjährigen durch unmittelbare oder

unmittelbar bevollmächtigte, der minderjährigen (und Nascituren) durch

vormundschaftliche Beistimmung; und jeder Familienvertrag, welcher

nicht diesem hier Ausgesprochenen folgt, ist nichtig ^). Kaiserliche Be

stätigung war zur Vollgiltigkeit der Hausgesetze des reichsunmittelbaren

Adels nicht erforderlich^). Da durch die Auflösung des teutschen Rei-

, ches, die Stiftung des Rheinbundes u. f. f. ein Theil der Familien

des ehemaligen hohen Adels die Souveränetät erlangt hatte, während

ein anderer subjicirt worden ist, und in den Rheinbundesstaaten zwar

die Familienvertrage der Letzteren nicht von selbst, wie einige Schrift

steller jener Zeit behaupteten, erloschen waren, wohl aber theils deren

Willigkeit von einer Bestätigung abhängig gemacht, theils wirklich auf

gehoben worden war ^"), so ist in dem 14. Artikel der teutschen

Bundesacte Folgendes hierüber bestimmt worden: Es werden nach

den Grundsätzen der früheren teutschen Verfassung die noch bestehenden

Familienverträge (der im I. 1806 und seit dem mittelbar gewordenen

ehemaligen Reichsstände und Reichsangehörigen) aufrecht erhalten, und

33) Z. U. Los Km er, äs ekkcsel» psetoruin illvstriuin «ontrs tertimn

1718. 1751. 5 sup 6s välor« et ekticseis psetorum intuitu tertii. 17L2.

Danz I. S. 227. Mittermaier a. a. O. z. 23.

34) Kohler, Privatfürstenrecht h. 122. S. 321.

35) Pütte r, Beiträge Th. 2. S. 114.

36) Kohler a. a. O- S. 317 flg.

37) Z. L. Kuillle, <le «onkrmstione esessres iur. prlinog. in ismil.

illustr. «oett. 1770. Kohler a. a. O. S. 332. Mittermaier a. a.

O. z. 23.

33) Heffter, Beiträge zum Staats- und Privatfürstenrecht S. 80.

39) Eichhorn, teut. Pr.-R. §. 64.
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ihnen dieBefugniß zugesichert, über ihre Güter und Familienverhältnisse

verbindliche Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Souverän vor

gelegt, und bei den höchsten Landesstellen zur allgemeinen Kenntniß

und Nachachtung gebracht werden müssen. Alle bisher dagegen erlasse

nen Verordnungen sollen für künftige Fälle nicht weiter anwendbi'.r

sein. So wenig nun den ehemaligen reichsständischen und reichsunmit

telbaren Familien die Rechte, welche ihnen früher vermöge der Landesho

heit oder ihrem Verhältnisse zu Reichszuständen zustanden, zugesprochen

werden können^), so ergibt sich daraus doch, daß die Anwendbarkeit der

in den teutschen Ländern geltenden allgemeinen Rechtsgrundsätze auf

ihre Familienverhältnisse in der Art, wie es früher der Fall war, aus

geschlossen ist, und zwar in der Weise, daß die Unterwerfung derSub-

jicirlen unter die gesetzgebende Gewalt der Souveräne sie darin nicht

benachtheiligen kann. Es sichert der Artikel sowohl die Aufrechthaltung

der bereits bestehenden Familennormen, als die Freiheit, dergleichen fer

ner in alter Weife aufzustellen. Jndeß haben sich in Beziehung auf

denselben Zweifel erhoben. Sie betreffen zunächst die Frage, was un

ter Aufrechthaltung der bestehenden zu verstehen sei ; ob sich dieses nur .

auf diejenigen bezieht , die zur Zeit der Errichtung des teutschen Bun

des wirklich bestanden haben, oder auch auf diejenigen, welche durch

Acte der Gesetzgebung zur Zeit des Rheinbundes aufgehoben worden

wckren, so daß sie hin und wieder durch Nichtigerklärung jener Gesetze

wieder in's Leben gerufen sind ? Die erste« Ansicht hat mit fehr gewich

tigen Gründen zuerst Pernice^) zu befestigen gesucht, während die

andere besonders von Heffter vertheidigt worden ist"). Die an.

dere Frage ist, ob die bestehenden Hausgesetze noch der Landesregierung

zur Bestätigung vorgelegt werden müssen? Daß dieses nicht als erfor

derlich anzusehen sei, darf wohl als die allgemeinere, wenn auch nicht

unbestrittene Ansicht angefehen werden ^). Keinem Zweifel ist es aber

unterworfen, daß eine solche Bestätigung erforderlich ist, wenn neue

Hausgesetze errichtet oder erloschene wieder aufgerichtet (infofern ein wirk

liches Erlöschen anzunehmen ist) werden sollen. Diese Bestätigung

kann aber nicht willkürlich verweigert werden, sondern es handelt sich

dabei nur um die Vergewisserung, daß diese Dispositionen nichts ent

halten, was mit den durch die Bundesacte gegründeten staatsrechtlichen

Verhältnissen und der damit übereinstimmenden Verfassung des Staa-

40) ?ern!os, «dierv. 6s prlnvipuni eomitumqne imper. »ubZeetor.

nmt. rstione 1827. Dieselbe Ansicht hat dann verfochten Klub er,

Abhandlungen und Beobachtungen Bd. 1. S. 121 flg., siehe dann auch noch

Dersch, Abhandlungen über Gegenstände des öffentlichen Rechtes, München

1S3«. S. 168. Mittermaier §. 23 a. E.

41) Heffter, Beiträge S. 91 flg. Diesem sind gefolgt Jordan, teut-

sches Staatsrecht S. 396. Note 23. Kohl er a. a. O. S. 332.

42) Man findet die Angaben darüber großentheils bei Maurenbre

cher Staatsrecht §. 229. Note e.

43) Eichhorn a. a. O. Z. 64. Mittermaier §. 23. Note 18.

Kohl er a. a. O. §. 333.
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teS in Widerspruch steht, und die Grenzen der Privatautonomie, inso

weit sie der Familie zur Seit des teutschen Reiches zustand, nicht über

schritten, also etwas von den Landesgesetzen Abweichendes nur in Be

treff derselben Gegenstände und in demselben Umfange festgesetzt wor

den ist «).

Das Verhältniß des niederen Adels ist jetzt nur aus den beson

deren Landcsverfassungen und Landesrechten zu entnehmen. Wiewohl

er im Allgemeinen dem gemeinen Rechte unterworfen worden ist, so

sind doch einzelne in dem teutschen Rechte begründete Institute, die

sich auf Familienrechte und das damit zusammenhangende Güterrecht

beziehen, erhalten worden, und durch die besonders hierher gehörigen

Institute der Familienfideicommisse und Erbverträge blieb

ihm selbst die Gegelegenheit, sogenannte Hausgesetze zu errichten.

Wilds.

Baden ist ein auf dem rechten Rheinufer gelegener teutscher

Bundes -Staat von 1,244,171 Einwohnern (nach der Zählung v.

1836), mit dem Rang eines Großherzogthums. Im 18. Jahrhun

dert erscheint Baden nur als Markgrafschaft, die, lange Zeit in zwei

Linien (Baden-Baden und Baden - Durlach) getheilt, im Jahre 1771

durch das Aussterben des Baden - Badnischen Hauses in einer Hand

vereinigt ist. Unter dem Vereiniger der beiden Linien, dem Mark

grafen Carl Friedrich, erweiterte sich der badische Staat immer

mehr, indem er sich zugleich durch Austausch und Abtretungen ent

fernter Gebiete mehr abrundete. Die erste Ländererwerbung dieser

Art geschah im Jahre 1796, in Folge des am S. Fructidor (22.Aug.)

d. I. IV. zu Paris zwischen dem Markgrafen und der franz. Republik

abgeschlossenen Friedensvertrages, durch welchen der Rhein als durch

greifende Grenze festgesetzt wurde. Dafür, daß der Markgraf alle

auf dem linken Rheinufer gelegenen Besitzungen an die junge Republik

abtrat, versprach ihm diese (S. die geheimen Artikel) ihre Verwendung,

um zu seinem Gunsten die Säcularisation verschiedener geistlicher Be

sitzungen zu bewirken. Unter die letztern gehörten besonders das Bisthum

Constanz, die Abte» Reichenau, das vom Bisthum Basel abhängige

Amt Schlingen, ferner das ganze, auf der rechten Rheinseite gelegene

Gebiet des Bisthums Speyer mit dem Capitel zu Odenheim, das

von dem ehemaligen Bisthum Straßburg abhängige Amt Euenheim;

weiter einige Besitzungen des Bischofs zu Mainz, um in der Folge

gegen mehrere, in Baden gelegene Enclaven (einen Theil der Grafschaft

Hanau-Lichtenberg, und die Herrschaften Lahr und Geroldseck) ausge

tauscht zu werden; endlich die Ueberweisung aller Güter, Einkünfte

und Rechte der geistlichen Körperschaften, welche ihren Hauptsitz auf

dem rechten Rheinufer haben. — Eine sichere Grundlage erhielten diese

Erwerbungen aber erst durch den lüneviller Frieden von 1801 und

den hienach zu Regensburg gefaßten Reichsdeputations schluß

vom 25. Febr. 1803, in dessen ß. 5. (vergl. Klsrtens Ke«u«I, Sup^Ie.

III. z>. 225) dem Markgrafen von Baden, als Entschädigung

für die Abtretungen auf dem linken Rheinufer außer den eben erwähn



Badcn.

ten Gebieten noch zugewiesen wurden: d!e Abteien Schwarzach, Frau»

enalp, Allerheiligen, Lichtenthal, Gcngenbach, Ettenheim, Münster,

Petershausen, Oehningen und Salmansweiler, ferner die Reichsstädte

Offenburg, Zell am Harmersbach, Gengenbach, Ueberlingen, (Biberach,

Psüllendors und Wimpfen, die hessischen Aemter Lichtenau und Wild

stadt) und endlich die pfälzischen Aemter Ladenburg, Bretten, Heidel

berg und Manheim, nebst den Städten gleiches Namens. — Im

Artikel 15 des preßburger Friedens von 1805 verzichtete endlich

Oesterreich auf alle ehemals zum schwäbischen Kreise gehörigen Gebiets-

theile, welche damals an Baden gekommen waren. — Ein neuer Zeit

punkt eröffnet sich für Baden durch die im Jahre 1806 erfolgte Auf

lösung des teutschen Reiches und die Bildung des Rheinbundes.

Die erst im Art. 31 des Reichsdeputationsschlusses dem Markgrafen

verliehene Kurfürsten würde geht durch die Erhebung des Landes zum

Großherzogthum unter; das Gebiet desselben erweitert und rundet

sich ab. Durch den Artikel 19 der Rheinbundsatte werden die Aem

ter Bonndorf, Brnunlingen und Villingen, so wie einige Besitzungen

des Teutschherren - und des Maltheserordens , nämlich Heitersheim

und die Eomthureien Beuggen und Freyburg an Baden überwiesen.

Ferner erhielt dasselbe durch den Art. 24 Souveränetätsrechte (Ober

herrlichkeit) über das Fürstenthum Fürstenberg, die Herrschaft Hagenau,

Grafschaft Thengen, Landgrafschaft Klettgau, die gräflich leiningischen

Aemter Neidenau und Billigheim, über das Fürstenthum Leiningen,

über die auf dem linken Mainufer gelegenen Besitzungen der Fürsten

von Löwenstein - Werthheim und endlich über die nördlich von der Jaxt

liegenden Besitzungen von Salm -Reiferscheid -Krautheim; — nur ein

zelne Gebiete wurden bei Fürstenberg und Löwenstein ausgenommen.

Unter den badischen, auf die Veränderung bezüglichen Aktenstücken

sind besonders wichtig : die. Erklärung am Reichstage vom 1. August

und das Sdict vom 12. August 1806.

Als Baden am 8 Juni 1815 dem damals gebildeten teutschen

Bunde beitrat, geschah dieß nach dem durch den Rheinbund begrün

deten Gebietsstand. Jedoch erhielt das Großherzogthum durch den

frankfurter Territorialreceß v. 20. Juli 1819 gegen Abtretung des Am

tes Steinfeld noch die im Landesgebiete gelegene Grafschaft Hohen-

geroldseck. Auch wurden mit den benachbarten Staaten Würtembera,

Großherz. Hessen, Hohenzollern - Sigmaringen und der Schweiz noch

mehrere einzelne Territorialausgleichungsverträge abge

schlossen; so im Jahre 1806 Staatsvertrag v. 6. u. 17. Oktober, im

Jahre 1807 v. 17. Mai, im Jahre 1808 v. 23. April und 31.

Decemb., 1809 v. *4. Mai (über Vertheilung der Schulden des ehe

maligen schwäb. Kreises), 1810 vom 8. Sept. und 2. Ott., dem v.

2. Ort. 1811, v. 12. Juni 1812, 5. August und 8. Ott. 1819,

24. Decemb. 1820 (R.-Bl. 21 Nr. 15), v. 22. Apr. 1322 und end

lich v. 27. Mai 1825, wozu noch der mit Frankreich am 30. Januar

1327 über die Landsgrenzen abgeschlossene Staatsvertrag kommt.

Geht man aus die älteste Staatengeschichte zurück, so findet man

S«
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Baden vorzüglich von den alten Markmannen und Alemannen

bewohnt, einzelne Theile hatten wohl auch die Nemeter, Triboken,

Elatobrigen, Tulinger und Leittier inne. Von Interesse sind noch die

Namen der alten Gaue; nach Deuber (in d. allg. Encyclop. d.

W. und K. VII. p. 89) war das Land in die folgenden eingetheilt:

I. alemanische, 1) der obere Alpgau; 2) der Breisgau; 3) die Otte

nau; 4) die Bertholdspara (Baar); 5) der Hegau; 6) der Linzgau;

7) vom Thurgau die Stadt Consta«;. II. rheinfränkische, 8) der

Oosgau; 9) der untere Albgau; 10) der Anglachgau; 11) der El-

fenzgau; 12) der untere Neckargau; 13) der Lobdengau; 14) der

Pfinzgauz 15) der Enzgau; 16) der Kraichgau; 17) der Gartachgau;

IL) der Wirmgau und 19) einige Theile des obern Rheingaues. III.

ostfränkifche, 20) der Weingarteneibegnu; 21) der Teubergau und

Weniges vom 22) Jaxtgau und 23) Waldsassengau (vgl. auch .1.

Dum Keck. Aeogrsrilud ^sForuiu ver. Aeriu. cisrlienäliorum Lerol.

1816).

Es ist hier der Ott nicht, die mancherlei Staatsveränderungen

auf dem jetzt badischen Gebiete, durch die einzelnen Zeitalter zu verfol

gen; mit allem Grunde darf in dieser Hinsicht auf die in Freiburg

erschienene badische Landesgeschichte von Jos. Bader verwiesen wer

den, welcher die einzelnen Umgestaltungen durch sechs seinen Werken

beigefügte historisch-geographische Karten zu verdeutlichen bemüht war.

— Wer das Großherzogthum in seiner jetzigen Gestalt kennen zu ler

nen wünscht, findet Aufschluß in mehreren, theils ohne Namen des

Verfassers, theils von Demi an 1820 und I. Mall 1831 herausge

gebenen Beschreibungen, und in dem Lericon vonKolb 3 Bände 1816.

Das Neueste ist die geographisch-statistisch-topographische Beschreibung

des Großherzogthums Baden von A. I. V. Heunisch nebst Karte.

Heidelberg 1833. — Das ganze Land ist seit 1S3Z in 4 Kreise

(See-, Ober-, Mittel- und Unterrheinkreis) eingetheilt. —

Im Folgenden soll nun der Versuck) gemacht werden, das ba bi

sche Recht insbesondere nach den, auch für den Nichtbadener wichti

gen Hauptpuncten darzustellen, und durch eine kurze Uebersicht desselben

den Weg zum genaueren Studium einzelner wichtiger Theile zu bahnen.

I. Für die Rechtsgeschichte wird vor Allem die Rücksicht auf die

früheren Landesbestandtheile wichtig, welche den heutigen Staat bilden.

Wenn auch überall das gemeine teucsche Recht galt, so hatten die einzelnen

Landestheile doch auch wieder ihre besonderen Gesetze oder Rechte. Geht

man vom Süden aufwärts, so findet man 1) in der Markgrafschaft

das baden - badische Landrecht von 1588; 2) hatten die Städte

Ossenbach, Zell am Hammersbach und Gegenbach ihre besonderen

Stadtrechte; 3) existiren besondere Statuten der Herrschaft Lahr

und Mahlberg vom Jahre 1566. (Diefe 1—3 genannten Rechte sind

in einer 1805 herausgegebenen Sammlung abgedruckt.) — Eine Samm

lung der baden-durlachischen Verordnungen ist ferner in S

Bänden von C. F. Gerstlacher 1774 erschienen. 4) Nachgeschlagen

wird noch oft das Werk: Wesentlicher Inhalt des beträchtlichsten Theils
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der hochf. markg. bad. Gesetzgebung oder alphabetischer Auszug

aus den früheren Verordnungsblättern 4 Theile 1782—1814; — es

enthält besonders die unter Carl Friedrich's segensvoller Regierung ge

troffenen Anordnungen. Vgl. hierüber auch die Geschichte der Regie«

rung und Bildung von Bade^n unter Carl Friedrich von C. W. F. L.

Freih. v. Drais II. Bande 1818. — Ueber die damalige Organisa

tion entschied eine sogenannte Hofrathsinstru ction vom Jahre

1794; ein Versuch einer kurzen Darstellung der Form der markgraflich

badischen Staatspraxis findet sich in dem 1802 erschienenen Magazin

von und für Baden. — 5) Bekannt ist ferner als eines der füdteut-

schen Mutterrechte das Stadtrecht von Freiburg von 1520.

Für die der Abfassung desselben vorhergehende Zeit ist von Interesse:

das Urkundenbuch der Stadt Freiburg von H. Schreiber, II. Bande

1329. — 6) Neu gedruckt ist weiter eine alte Landesordnung für

die Grasschaft Eberstein, gegeben von dem Markgrafen Christoph

von Baden und dem Grafen Bernhard von Eberstein vom Jahre

1503. (S. in der Geschichte der Grafen von E. in Schwaben, auf

Befehl des Großh. Leopold bearbeitet von G. H. Krieg von Hoch-

felden 1836 S. 442.) — 7) Für die ehemals bischöflich speyerisch-

brüchsalischen Orte sind die IV. Theile der Sammlung der hochf.

speyerischen Gesetze und Landesverordnungen zu Rothe zu zie

hen. — 8) In dem ehemals kurpfälzischen Gebiete endlich galt das

kurpfälzische Landrecht von 1582, 1594, 1611. Die neueste

officielle Ausgabe davon (s. auch Abdruck in von der Nahmer Hand»

buch ?c. I. Band S. 402) ist das kurfürstlich Pfalz bei Rhein ?c.

Ernewert und Verbessert Landrecht. Weinheim 1700. Einen nicht fort

gesetzten Anfang einer Sammlung kurpfälzischer Verordnungen hat 1791

Janson gemacht. Zum Verständniß der letzten kurpfälzischen Zeit

tragt auch bei I. Gosw. Widder Versuch einer vollständigen geo

graphisch-historischen Beschreibung der kurfürstlichen Pfalz am Rhein

IV. Thle. 1786 — 1788. — Für den Rechtsgelehrten wichtige Ur

kundensammlungen besitzt Baden wenige. Unter die neuesten ge

hört die unter dem Titel: «egssts Lsäensi» von C. G. Dümge,

Carlsruhe 1836 (ein Band in 4 enthält im Generallandesarchiv befind

liche Urkunden von den ältesten Zeiten bis zum Schluß des 12. Jahr

hunderts).

II. Die Quellen und die wichtigere Literatur des

jetzt geltenden Rechtes sollen zwar an einzelnen passenden Orten

angeführt werden. Doch sind hier schon einige Werke, welche mehrere

Rechtstheile umfassen, hervorzuheben. — Die der Zeit nach erste Quelle

des heutigen Rechtes sind vorzüglich die sogenannten 13 Organisa.

tionsedicte vom Jahre 1803, welche gleichsam die Grundlage des

neuen Staatsgebäudes ausmachen. Ihr Inhalt umfaßt die zu jener Zeit

zunächst gesetzbedürftigen Verhältnisse; nämlich: das 1. Edict enthält die

allgemeine Landesadministration; das 2. die Archivordnung; das 3. handelt

über Religionsübung; das 4. über Stifte und Klöster; das 5. über die Vor

bereitung der weltlichen Staatsdiener ; das 6. über die erecutive Landesad
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minisiration ; das 7. über di'e mediatisirten Reichsstädte ; das 8.' über die

Strafgerechtigkeitspflege ; das 9. über Militärwescn ; das 10. über die allge

meinen und gesellschaftlichen Staatsinstitute, (Branoversicherung, Wittwen-

und Waisenkasse, Kranken- und Armenvcrsorgung, Berkündigungsanstal-

ten); das 11. über Siegel und Titel; das 12. über die Form des Gcschästs-

styles ; das 13. über gemeine und wissenschaftliche Lehranstalten. — Ueber

die meisten dieser Gegenstände wurden jedoch in der Folge der Zeit nähere

Bestimmungen getroffen, welche sich in den seit 1803 in fortlaufender

Jahresreihe ausgegebenen sogen. Staats- und Regierungsblät

tern befinden. — Außer der officiellen Ausgabe gibt es aber auch

noch Privatsammlungen derselben; die eine in 8 enthält die Gesetze,

Edicte u. s. w. von 1803 — 1832 in systematischer Ordnung, und

ist, da sie wenigstens einen wörtlichen Abdruck giebt, stets brauchbarer

als z. B. die sogen, systematische Darstellung von Kinzinger. Die

andere (in 4) dagegen ist nach der Zeitfolge der einzelnen Gesetze u. s.

w. geordnet, und geht bis 1833. Das Auffinden erleichtert dabei ein

ziemlich ausführliches Register; von einem solchen gibt es auch eine

besondere Ausgabe, worunter die von Wehr er die neueste ist. — Alpha

betisch geordnete Repertorien, welche zugleich eine kurze Inhaltsan

gabe der allegirten Gesetze liefern, sind 1) das von Mors, welches

bis 1810 geht, und 2) als dessen Fortsetzung das von Fink, wo

von die genaue und umsichtig gearbeitete 2. Auflage sich bis zum

Jahre 1834 erstreckt. — Eine Sammlung der minder interessanten,

in den Provincial- und Anzeigeblattern erschienenen Berordn.

von 1803— 1835, in 4 starken Bänden mit Register hat neuerdings

F. C. Wehrer veranstaltet.

Hinsichtlich der Zeitschriften für Bundesrecht ist erst in

dem letzten Jahrzehnte ein regeres Leben eingetreten. Die 1813 begon

nenen Jahrbücher für bad. Gesetzgebung blieben beim 1. Bande stehen.

Hierauf unternahm erst 1823 v. Hohenhorst die jährliche Heraus

gabe der oberhofgerichtlichen Jahrbücher, welche von da an

bis 1836 von dem Begründer bis zu seinem Tode fortgeführt wurden,

jetzt aber von Trefurt herausgegeben werden und die wichtigsten Ent

scheidungen des badischen obersten Gerichtshofes liefern. — Eine perio

disch erscheinende Zeitschrift mit größeren Aufsätzen ist das seit 1829 von

Duttlinger, von Weiler und von Kettenacker herausgegebene

Archiv für badifche Rechtspflege (bis jetzt IV Bände zu 4 Heften je

der), was aber durch den Tod des zweiten Herausgebers einige Unter

brechungen erfahren hat. — Stets fortlaufend und heilsam durch ihre

Verbreitung unter dem Rechtspublicum des Landes erscheinen als wö

chentliche Rechtszeitung die im Herbste ^1832 von Bekk begründeten

Annalen der großh. badischen Gerichte, welche bei jedem

oberen Gerichte des Landes Räthe (Aschbach, Bayer, Kirschs! , Merk,Z

Sander, sTrefurt) und Woll) zu Mitarbeitern haben.

IU. Das (Zivilrecht von Baden beruhte bis in die ersten Jahre

des neuen Großherzogthums auf dem gemeinen teutschen Rechte und

den vorher bei der Rechtsgeschichte angegebenen Rechten der einzelnen Lan
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destheile. Daneben wurden einzelne Verordnungen erlassen, welche

zum Theile jetzt noch gelten, und wovon als die wichtigen folgende

hervorgehoben sind: die im Reg. Blatt v. 1803 Nr. X. (erneuert

1808 Nr. II.) über den Beweis der unvordenklichen Verjährung, wo

zu wenigstens 54 Jahre alte Zeugen erfordert werden; die von 1804

Nr. Vlll. — X, (erneuert 1808 Nr. III.) über Geschlechtsvormund

schaft als eine Beistandschaftsordnung; die von 1804 Nr. 37 über

Verwaltung des Vermögens Abwesender; vom 20. Juni 1806 über

Viehmängel, deren Wandel und Gewährung; vom 8. September 1806

über Büchernachdruck, und besonders die jetzt noch wichtigen Verordnungen

vom 15. Sept. 1807 (erneuert Reg.-Bl. 1808 Nr. X ) über Vermö

gensübergaben und Verpfründungen , vom 23. März 1808 über die

(hie und da noch als Gewohnheitsrecht bestehende) Unteilbarkeit der

Güter und die damit verbundene sogen. Besitz- und Vortheilgerechtig

keit; endlich die vom 3. Mai 1803 über das Loosungsrecht (Retract,

Näherrecht), wonach als einzige Arten nur noch die Geding-, Dach-,

Sammt-, Stamm- und Marktlosungen anerkannt, aber in der Aus

übung sehr beschränkt werden. (Auf dem Landtage von 1837 wurde

die Aufhebung der meisten Loosungsarten als nothwendig erkannt.) —

Im Jahre 1809, als Baden noch als Rheinbundesstaat dem fran

zösischen Einflüsse nachgeben mußte, sollte es die damals neuglänzende

napoleonsche Gesetzgebung annehmen. Allein dieser Schritt geschah

nicht, wie in andern Ländern gleicher Lage, mit Uebereilung und ohne

Wahl; nicht in Bausch und Bogen wurde das Fremde nach Baden

übertragen, sondern nur in so weit, als das Land dadurch eine wahre

Wohlthat erfahren konnte. Dieß war im Civilrechte der Fall, wo an

die Stelle der bisherigen Rechtsbundscheckigkeit eine gleichförmige, streng '

der Artikelreihe folgende ofsicielle Übersetzung des französischen <?«<1s

civil gefertigt wurde, und als „badisches Landrecht" am 1. Ja

nuar 1810 Gesetzeskraft erhielt. Ueberau wurde dabei auf die eigen-

thümlichen Verhältnisse des Landes Rücksicht genommen. Daher ent

hält das badische Landrecht viele Zusätze, welche zum Theil das teutsche

Privatrecht und namentlich verschiedene dem Loci« civil unbekannte

Lehren betreffen, zum Theil als Erläuterungen aus den Rechtsquellen,

d. i. aus dem röm. Rechte und den dem Lscis civil zu Grunde liegen

den Gewohnheitsrechten dienen. Hieher gehören unter anderen Landrecht

Sätze 577 a s — 577 6 K über Grund- und Nutzeigenthum, über

Miteigenthum, Familieneigenthum (Stammgut) und Schrifteigenthum;

ferner 710 a — 710 K,» über Zehnten, Crbgilten und Zinsen, Grund-

pflichtigkeiten, Bannpflichten und Frohnden; 1340 s — 1340 c über

Vertragsentwürfe, und 2218 a über die Ordnung unter mehreren

Gläubigern eines Schuldners u. s. w. —- Sämmtliche Zusätze sind

gut erörtert in : System des badischen (Zivilrechtes und Zusätze zur zwei

ten Auflage von K. S. Zacharias; Handbuch des franz. Civilrechtes

von Chr. Trefurt 1824.

Außer den Zusätzen erfuhr der 0acie civil aber auch Abände

rungen. Nur wenige sind im Texte des badischen Landrechtes selbst
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gemacht, vielmehr wurden in diesem Betreffe zwei sogenannte Einfüh-

rungsedicte, das erste vom 3. Februar, und das zweite vom 22. De-

cember 1809 erlassen, in welchen zugleich für den zweckmäßigen Ueber-

gang vom Alten zum Neuen passende Bestimmungen gegeben, und

diejenigen von den früheren Gesetzen, welche noch in Kraft bleiben sol

len, ausdrücklich aufgeführt sind^). Außer diesen Einführungsedicten

erschienen in den nächsten Jahren noch sogenannte Rechtsbeleh

rungen z. B. die vom 2(1. Febr. 1811 über rückwirkende Kraft der

Gesetze, vom 30. Nov. 1811 über öffentliche Vorladungen und über

die Genugthuung, welche bei Ehescheidungen der schuldige Ehegatte zu

leisten hat, v. 26. Febr. 1812 über die Eheverhältnisse nach dem

neuen Landrechte, vom 27. Juni 1812 über Anwendbarkeit der Va

terschaftsklage, vom 16. Septbr. 1812 über das Verfahren bei Ehe-

scheidungsprocessen. Diese Rechtsbelehrungen finden sich nebst anderen

und den erwähnten Einführungsedicten zusammengedruckt in einer 1816

(von Vogel) herausgegebenen Sammlung, welche auch mehreren Ausga

ben des Landrechtes beigedruckr ist. Nachträglich ist dazu noch die Ver-

ordn. vom 7. April 1826 über Eintragung der Faustpfandverträge in

öffentliche Bücher zu erwähnen. — Die bedeutenden Abweichungen

des badischen Landrechtes von Ooäs civil sind folgende: Die Beurkun

dungen des bürgerlichen Standes geschehen nicht, wie in Frankreich,

durch die Ortsvorstände, sondern durch die Pfarrer, welche die Ge-

burts-, Ehe- und Todtenbücher in Doppelschrift zu führen haben.

(S. bes. Verordn. v. 29. Mai 1811); — das Institut des Familien

raths — obwohl altteutschen Ursprunges — ist in Baden nicht aufge

nommen.

Zur Wahrung der Interessen von Unmündigen und Minderjäh

rigen sind aber in jeder Gemeinde besondere Wiisenrichter aufgestellt.

Verordn. vom 18. April 1810. — Bis zum Jahre 1335 mußte jede

Frau einen Geschlechtsvormund (Beistand) zu ihren Rechtsgeschäften

haben, was aber jetzt aufgehoben ist. (S. Gesetz vom 28. August

1835.) Die Lehre von der Erwerbung liegenden Eigenthums hat eine

wesentliche Aenderung dadurch erhalten, daß Jeder, um sein Eigenthum

vor Gericht gegen Dritte geltend machen zu können, den Erwerb in

das Grundbuch eintragen lassen muß (2. Einführungsed. §. 25) ; in der

1) Seider wurde bei diesen älteren Gesetzen nicht immer im Einzelnen ge

nau bestimmt, was noch gelten soll und was aufgehoben ist, sondern oft nur

im Allgemeinen jenen älteren Gesetzen noch insofern Kraft beigelegt, als sie

neben den neuen bestehen können. Wozu es führt, wenn die neuere Gesetzge

bung durch solche Bequemlichkeitsformeln die Entscheidung über das Fortbe

stehen eines Gesetzes rein der richterlichen Auslegung überläßt, beweisen neuere,

größtentheils durch diese Unbestimmtheit der Gesetze veranlaßte Rechtsfälle.

Bergt, bes. Annal. bad. Ger. 1L3S S. 227, 273. — Die darin behandelten

Fragen, ob die qusrts pvensli« bei Ehescheidungen durch das neue Landrecht

aufgehoben sei, und ob bei Eheveiträgen zwei Zeugen notbwendig zuzuziehen

seien, mußten wegen der Verschiedenheit der Ansichten erst durch neuere Gesetze

s. die vom 22. Juni 1837) besonders entschieden werden. —
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Lehre vom Pfandrecht endlich ist die nach dem Oocls «!vil srt. 1254

alle 10 Jahre vorgeschriebene Unterpfandserneuerung für unnöthig er

klart; überhaupt aber erhalt Kiefer Theil des Civilrechtes eine eigen-

thümliche Gestalt und sichere Grundlage dadurch, daß statt der in

Frankreich eingeführten ««»servstsurs äe» K^potKeque» mit großen

Bezirken, jede Gemeinde ihre eigene, aus dem Gemeinderath bestehende

und zugleich für die Werthsbestimmung und die Gewahr der verpfän

deten Güter verantwortliche Pfandfchreiberei hat. Eine Instruction für

dieselben wurde am 22. Sept. 1822 ausgegeben, welcher im I. 1824

die Jnstr. zur Führung der Grund- (Gewähr- oder Kauf- und Tausch-)

Bücher folgte. — Wegen des erwähnten fremdländischen Ursprunges

sind zur Erläuterung des badifchen Civilrechtes vor Allem die

in Frankreich gangbaren Sammlungen der gerichtlichen Entscheidungen

(bes. Sirey und die alphabetischgeordnete von Dallaz), so wie die

Schriften der franzöf. Rechtsgelehrten, eines Merlin, Toullier und

in neuerer Zeit Troplang wichtig; von den zur Zeit der Aufnahme des

französischen Rechtes in Teutschland erschienenen Handbüchern ist ins

besondere das von Zachariae im Gebrauch (von welchem jetzt die 4.

Auflage herauskommt). Fast unentbehrlich sind die von dem verstor

benen Staalsrath Brauer, der hauptfächlich bei der Ausarbeitung des

bad. Landr. mitwirkte, herausgegebenen 6 Bände Erläuterungen. Die

4 ersten Bände enthalten einen nach der Artikelfolge gearbeiteten Kom

mentar; der 5. hebt, dem Thibaut'schen Pondectensysteme folgend, die

Eigenthümlichkeiten des bad. Landr. in Vergleichung mit dem römischen

Rechte hervor; sodann gibt er 47 Tafeln zur Uebersicht des basischen

Rechtes untermischt mit Rechtssprüchwörtern. Der 6. Band endlich

enthält unter dem Namen „Rechtsdenkwürdigkeiten" kurze Entscheidun

gen von Streitfragen. — In neuerer Zeit hat Baurittel in Freiburg

ein Handbuch des badischen Landrechtes begonnen, welches jetzt bis zum

Landr. S- 504. in der Lehre von der Entmündigung vorgeschritten ist.

Unter den Abhandlungen über bad. Landr., welche nicht in Zeit

schriften, sondern für sich erschienen sind, lassen sich als brauchbar an

führen: Anleitung zu Compromissen (1818) von v. Kettenacker, von

welchem Verfasser in der neuern Zeit noch mehrere vom legislativen

Standpunkt aufgefaßte Arbeiten (z. B. über Vergleichsgerichte 1837),

vorhanden sind; ein Rechnungsrecht von C. H osfmann (1820); ein

solches von C. L. Th. Rheinlander (1823), welcher auch noch andere

Theile des Civilrechtes (wie Vormundschaft, Erbrecht), jedoch mehr nur

für nicht streitige Fälle compilativ ordnend, bearbeitet hat; — sodann

die Lehre von der Adoption nach französ. Recht von Baurittel (1827)

und Ad. Sander über elterl. und ehel. Nutzniesung, und Handbuch

für Eheleute aller Stände 1829. — Sehr zu empfehlen ist endlich

die 1831 erschienene Schrift von Bekk über die dinglichen Rechte

an Liegenschaften, insbesondere über die Bewahrung derselben durch die

Eintragungen in die Grund- und Pfandbücher, worin besonders ver

schiedene Collisionsfälle von mehreren auf dingliches Recht gegründeten

Ansprüchen gut erörtert sind. — Reichhaltig an Aufsaßen über Civil»
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recht sind die schon genannten Zeitschriften. — Schließlich ist noch eines

Unternehmens von Lauckhard zu gedenken, welcher seit 1834 Civil-

rechtsfälle mit Entscheidungen der französischen und belgischen Gerichts

höfe in Übersetzung mittheilt.

Während das badische Landrecht mit den angeführten Abänderun

gen noch immer die Hauptquelle des «Zivilrechtes bildet, ist aber die

Gesetzgebung der Neuzeit auch in einzelnen Zweigen desselben

thätig gewesen, indem sie besonders alte, dem jetzigen Zustande der bür

gerlichen Gesellschaft nicht mehr entsprechende Verhältnisse aufzuheben,

oder doch den Forderungen neuerer Zeit anzupassen bemüht war. Da»

hin gehören besonders das Gesetz v. 12. Mai 1818 über Ausübung

der Schafweidegerechtigkeit, dann die Gesetze vom 5. Octbr. 1820,

nebst Jnstr.-Verordn. v. 30. August 1821 und 5. Aug. 1824, dann

das neue Gesetz v. 14. Mai 1825 nebst Voll. Verordn. v. 8. und 12.

December dess. I. und 3. Aug. 1337 über die alten (namentlich die

aus der Leibeigenschaft stammenden) Abgaben, welche darnach, unter

Beitragsleistung der Staatscasse, gegen Entschädigung der Berechtigten

abgelößt werden sollen. (S. deßhalb noch allgem. Bekanntmachung

von 23. Decemb. 1837.)

Durch Gesetze vom 28. Decbr. 1831 wurden die Herrenfrohnden

und der Neubruchzehend aufgehoben, und für den Blukzehenv unter

Fristanberaumung ein Ablösungsmaaßstab festgesetzt. — Durch Gesetz

vom 31. Lctober 1833 wurde die Ersatzpflicht wegen Wildschadens

naher bestimmt, und hiezu für die Schatzer des Schadens am 25. Febr.

1834 eine Instruction ertheilt. — Sehr bemerkenswert!) ist ferner das

Gesetz vom 15. Novbr. 1833 über Ablösung aller Sehenden,

wofür den Berechtigten der 20fache Betrag der jahrlichen Leistung be

stimmt ist; H übernimmt die Staatskasse. Durch eine Verordn. v. 27.

Februar 1834 über die Aufstellung der Getraidepreislisten und An

deres wurde mit der Verwirklichung dieses für den Landmann so heil

samen Gesetzes der Anfang gemacht , auch sind seither schon mehrere

einzelne Verordnungen z. B. v. 27. Mai 1836 über Errichtung einer

Zehntschuldentilgungscasse, und eine Instruction vom 28. Februar

1837 über Fertigung der Zehntablösungsverträge vom 15. Februar

1838 über Errichtung einer eigenen Behörde unter dem Namen „Aehnt-

section der Hofdomänenkammer," hinzu gekommen. S.a. noch neues

Gesetz vom 3. August 1837 über die Ablösbarst der Last das Fasel

vieh zu halten.

Durch ein neues Gesetz vom 28. August 1335 über die Zwangs

abtretung von Liegenschaften aus Gründen des öffentlichen Nutzens

wurde endlich das Eigenthumsrecht vervollständigt. Die geeignete Be

lehrung der Vormünder bezweckt eine Instruction für dieselben vom 16.

März 1838.

III. Als ein besonderer Theil des Civilrechtes mag schließlich das

badische Lehenrecht hervorgehoben werden, um so mehr als die staats

rechtliche Bedeutung desselben sich täglich vermindert. — Die Haupt

quelle dafür bildet das V. Eonsticutionsedict vom 12. August 1307.
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— Von neuen Gesetzen sind zu bemerken: eine Verordn. v. 11. Mai

1826 (II. Januar 1827) über die Allodisication der herrschaftlichen

Bauernlehen, und das Gesetz vom 15. Novbr. 1833 über die Wieder

verleihung von heimgefallenen Schupflehen. — Ein anderer noch hier

zu erwähnender Theil des ^Zivilrechtes ist das badische Handelsrecht,

welches durch sogenannte, dem badischen Landr. als Anhang beigegebene

Handelsgesetze, geregelt ist.

Nur die bisherige Mäßigkeit des badischen Handels, in Verbin

dung mit manchen durch Gewohnheit anerkannten Rechtssätzen, macht

es begreiflich, wie diese Gesetze bisher genügen konnten. Sie sind

übrigens ein in teutscher Sprache abgefaßter Auszug aus dem Loci«

6« «ommsrcs, dessen nur auf Seehandel bezügliche oder mit rein

französ. Einrichtungen zusammenhangende Bestimmungen weggelassen

sind. —

IV. Eine vorzügliche Beachtung verdient der badische Civilpro-

ceß. Ursprünglich richtete sich derselbe nach dem gemeinen teutschen

Prozesse. Nebenbei galt eine auf derselben Grundlage ruhende soge

nannte Obergerichtsordnung von 1803, von welcher die meisten

Bestimmungen durch Verordnungen im Reg.-Bl. von 1804 (Nr. 27

und 30) auch für die Unterzeucht? anwendbar «klart wurden. Außer

mehreren Rechtsbelehrungen hatte man noch das sogenannte Nullita-

tcnedict (die unheilbaren Nichtigkeiten betr.) vom 28. März 1804.

Das Ganze beruhete aber auf einer oft sehr schwankenden Praxis.

Vgl. a. v. Drais Geschichte der badischen Gerichtshöfe (1821) be

sonders S. 102 ff. Zwar wurden durch provisorische Gesetze vom 17.

Mai und 28. Septbr. über gerichtl. Zugriff durch Amtserequenten

und vom 18. Octbr. über Berufungen im Jahre 1827 einige Mängel

verbessert, auch gab ein Mitglied der Gcsetzgebungscommission (R.

Siegler) im Jahre 1826 einen Entwurf als Vorarbeit im Druck her

aus; allein eine wahre durchgreifende Abhilfe des unsicher» Justandes

erfolgte erst vom 1. Mai 1832 an, durch die an diesem Tag? in

Wirksamkeit getretene Proze ßo cd nu ng in bürgerlichen Rechts

streitigkeiten für das Größherzogthum Baden.

Obwohl auch sie das Schicksal jedes neuen Gesetzes erfuhr, indem

ihre Anwendung Streitigkeiten, ihre Lücken und Mängel Zweifel, ja

bei Manchen sogar ihre Neuheit Tadel erweckte, so darf sie doch als

ein Musterwerk neuerer Gesetzgebung empfohlen werden. Sie bildet

ein geordnetes, kleines Ganze, das in der Hauptsache nicht nur den

Anforderungen der Wissenschast entspricht, sondern auch aus der sicheren

Grundlage der Erfahrung beruht. — Der Gesetzgeber ging dabei vom

gemeinen teutschen Prozesse aus, dessen Controversen er deutlich zu ent

scheiden und dessen oberste Grundsätze (Verhandlungs-Eventualmaxime,

Trennung von Abschnitten im Verfahren, logische Beweistheorie u.s. w.)

durchzuführen suchte. Dabei wurden aber stets die besseren von

den zerstreuten Eivilprozeßgesetzen Teutschlands berücksichtigt, auch vom

Auslande (wie namentlich vom französischen Prozesse) wurde einzelnes

Gute angenommen, Manches zum Theil eigenthümlich gestaltet. In
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letzterer Hinsicht möchte z. B. die in §. 192 — 194 gestattete Erwäh

lung von Richtern der Thatsachen, sowie die zweckmäßigen Bestim

mungen über Mündlichkeit und Schriftlichkeit des Verfahrens Erwäh

nung finden. — Obwohl die Versäumnisse der Parteien etwas nach

sichtig behandelt sind, so ist doch durch die bei jeder nothwendigen Pro-

zeßhandlunq angedrokten Rechtsnachtheile ein Mittel gegeben, den ge

ordneten Gang des Rechtsstreites zu befördern. Dem Vollstreckungs

verfahren hat man nicht ganz ohne Grund den Vorwurf gemacht, daß

darin das Interesse des Gläubigers zu wenig berücksicht sei; allein das

selbe ist doch (vgl. eine Vollz.-Verordnung vom 29. März 1832) ohne

Ueberladung mit unnützen Formen, auf Wohlfeilheit und Beschleuni

gung berechnet. — Ein Titel der Prozeßordnung, der 43., über das

Verfahren erster Instanz bei Collegialgerichten, ist übrigens bis jetzt noch

nicht in's Leben getreten, weil die Gerechtigkeitspflege erster Instanz

stets noch von Einzelnrichtern verwaltet wird.

ZurErkläiung der Prozeßordnung dienen, außer den von

Practikern in den Annalen der Kubischen Gerichte gelieferten zahlrei

chen Aufsätzen, besonders die von v. Weiler 1831 herausgegebenen

Motive, und eine in einem Beilagenhefte zum Archiv für badische

Rechtspflege 1832 enthaltene Sammlung von authentischen Beitragen.

— Von neueren Gesetzen sind zwei vom 3. August 1837 anzuführen,

wovon das eine zweckmäßige Bestimmungen über eine öffentliche Hin-

terlegungscasse (Deposition streitiger Gelder) trifft, während das an

dere einzelne Aenderungen der Prozeßordnung enthält, welche aber kei

neswegs eine Revision des ganzen Prozeßgesetzes sind, wie sie doch bei

der Einführung desselben 1831 in Aussicht gestellt war! Das neue

Gesetz bezweckt vorzüglich, die Parteien durch erweitertes Rechtsmittel

der Wiederherstellung gegen Versäumnisse ihres Anwaltes zu sichern,

die Nachthcile der geborenen Beweisanticipation im abgekürzten Ver

fahren zu mindern, und einige über Versäumungserkenntnisse u. s. w.

entstandene Eontroversen zu entscheiden. Die bei weitem wichtigsten

Bestimmungen sind die über Art und Weise der Urtheilsverkündi-

gung. —

An der Gerichtsverfassung hat die Prozeßordnung überhaupt

nichts geändert. Zwei in neuerer Zeit erschienene Verordnungen vom

21. April und 10. Juli 1832 über die organische Einrichtung der

Obergerichte und den Geschäftsgang bei denselben, sowie über Taxen

einiger Advocntenverrichtungen, und v. 3. Mai 1333 über Eidesleistung,

betreffen hauptsächlich einige nähere Bestimmungen wegen der neu ein

geführten Oessentlichkeit und der ausgedehnteren Mündlichkeit des Ver

fahrens in (Zivilsachen. In erster Instanz urtheilen noch immer die

Aemter, in zweiter 4 Hofgerichte (in Mannheim, Rastadt, Freiburg

und Eonstanz), und in dritter ein Oberhofgericht (zu Mannheim).

Anmerkung. Die freiwillige Gerichtsbarkeit wird von

sogenannten, je nach den einzelnen Amtsbezirken errichteten Amtsre-

V isoraten gehandhabt, die eigentlichen Staatsschreiber sind die dem

Amtsrcvisorate beigegebenen, nach T a g e s - (!) Gebühren bezahlten söge
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nannten Therlungscommissare. — Die Vemter als Gerichte er

ster Instanz führen eine Art von Aussicht. Ueber dieß, längst eine

Verbesserung harrende Wesen vergl. besonders die Verordnung vom 6.

Mai 1817 (mit Beilagen). Als ein klares und brauchbares Hand

buch für die bei Amtsrevisoraten vorkommenden Geschäfte hat man

den badischen Rechtsfreund von C. L. Th. Rheinländer, Carlsruhe

1830, 2 Thl. — Eine neuere namenlose Schrift: die Nothwendigkeit

und Ausführbarkeit der Reform der großherzoglich bad. Amtsreg. ic.

Freiburg 1835, enthält manche zweckmäßige Verbesserungsvorschläge.

Leider ist von der gesetzgebenden Gewalt hierin noch nichts geschehen;

aber Erwähnung verdient es, daß mehrere Amtsrevisoren des Landes

seit dem Sommer 1836 einen Verein zum gegenseitigen Austausch der

gemachten Erfahrungen gebildet haben und durch ein monatlich zwei

mal erscheinendes Blatt dieselben gemeinnütziger zu machen geneigt

sind. Eine neue hierher einschlagende Verordnung vom 19. Decem-

ber 1837 bestimmt die Zuziehung von Zeugen bei Staatsschreibereiur

kunden.

V. Sowie man in den meisten teutschen Staaten weniger von

einem Criminalrech te, als vielmehr von einer Criminalwillkür reden

kann, so beruht auch das badische Strafrecht nur auf wenig festen Ge

setzen. Auch in Baden bildet die P. H. G. O. Kaiser Karls V. die

Grundlage der Straftechtspflege. Ein im Jahre 1807 erschienenes,

sogenanntes, die alte <ü. 6. «. ergänzendes Strafcdict^) wurde

selbst nach und nach durch Erläuterungen ergänzt, welche das Justiz-

Ministerium im Jahre 1812 zusammenstellen und wiederholt im Gan

zen verkünden ließ. Am besten findet man das Edict mit den Erläu

terungen in der Ausgabe von Rhenanus (Junghanns), Mann

heim 1823.

Von den einzelnen neueren strafrechtlichen Gesetzen verdienen Er

wähnung: das vom 4. December 1823 über Jagdfrevel und Wilderei,

vom 22. Juni 1826 über die Fälle, in welchen Arbeitshausstrafe er

kannt werden kann, und vom 28. Dec. 1831, ein Gesetz über Eh

renkränkungen und über die Widersetzlichkeit gegen die öffentliche Ge

walt, sowie die Bestimmungen des Forstgesetzes von 1833 und des

Zollstrafgefetzes von 1835, welches letztere aber auf dem Landtage von

1837 mehr mit gerechten Strafrechtsgrundsätzen in Einklang gebracht

und als neues Werk am 3. August d. I. an's Licht getreten ist.

Manche Bestimmungen dieses Gesetzes lassen sich nur durch die Rück

sicht auf den Gesammtverein der Zollstaaten erklaren, mit welchem die

Regierung verschiedene Verpflichtungen eingegangen zu haben schien!

Seit mehreren Jahren ist übrigens die Gesetzgebungscommission

mit Abfassung eines Strafgesetzbuches beschäftigt, und hat im Herbste

1836 einen großen Theil des Entwurfes mit Motiven gefertigt. (S.

2) Eine Kritik desselben siehe bei Mittermai er neuester Zustand der

CrZm. Gesetzgebung ,c. (Heidelberg 182S) S. 6—7.
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auch fortgesetzte Annalen der teutschen Criminalrechtspflege III. 1. Heft

S. 1 flg. und Archiv des Crim.-R. N. F. 1837 S. 325—352.

Rühmlichste Erwähnung verdienen die seit einigen Jahren von

dem Justizministerium herausgegebenen, mit Fleiß und Genauigkeit be

arbeiteten Uebersichten der Strafrechtspflege, wovon die

neueste 1838 erschienene das Jahr 1836 umfaßt.

VI. Das unter V. erwähnte Strafedict enthalt zugleich auch Be

stimmungen über den Criminalprozeß. Derselbe beruht auf dem

gemeinrechtlichen schriftlichen und geheimen Untersuchungsverfahren. Im

allen Fällen führt das Amt die Untersuchung, in einigen urtheilt eS

auch; die eigentlichen Eriminalgerichte erster Instanz sind aber die Hof

gerichte, an welche die geschlossenen Acten zur Aburtheilung eingesendet

werden. Die Berufung (Recurs zum Rechte, im Unterschiede von

Recurs zur Gnade) geht seit dem Jahre 1836 unbedingt an das Ober

hofgericht. Seit dieser Zeit ist zufolge einer Verordnung vom 18. Fe

bruar (als Gesetz verkündet am 3. August 1837) auch ein Staats

anwalt bei jedem Hofgenchte aufgestellt, um nöthigen Falles im In,

teresse der beleidigten bürgerlichen Gesellschaft an den obersten Gerichts

hof zu recurriren. — Von Bedeutung ist endlich die Vorschrift deS

erwähnten neuen Gesetzes, wornach jedem Erkenntnisse in Strafsachen

Entscheidungsgründe beizufügen sind. Von einzelnen Gesetzen

sind hier noch zu erwähnen: eine Legalinspectionsordnung vom 18.

September 1803 nebst Nachtrag vom 19. October 1808; das Ge-

setz vom 5. Oct. 1820 über Aufhebung der Vermögensconsiscation,

nebst Bestimmungen über das Austreten badischer Unterthanen; eine

Verordnung vom 20. Febr. 1829 enthält Einiges über die formelle

Behandlung der Untersuchungen, wozu eine am 10. Febr. 1830 er

schienene Instruction für Gefangenwärter gehört. — Bemerkenswerth

ist das Gesetz vom 25. Nov. 1831, wodurch die körperliche Züchtigung

(Prügel) abgeschafft und Dunkelarrest und Hungerkost an deren Stelle

gesetzt wurde.

Ein besonderes mehr auf Oessentlichkeit, Mündlichkeit und öffent

liche Anklage gebautes Verfahren ordnet das Gesetz vom 28. December

1831 (Regierungsbl. 1832 Nr. II.) für die sogenannten Preß ver

gehen an. — Durch Gesetz vom 22. Juni 1837 (vgl. mit Verord

nung vom 1. und 22. März 1838) ist endlich die Competenz der Ge

richts- und Finanzbehörden in Bezug auf Untersuchung und Ab

urtheilung von Steuerdefraudationen und Uebertretungen von Ein-,

Durch- und Ausfuhrverboten näher bestimmt. — Auch an diesem Theile

der Gesetzgebung wird schon lange gearbeitet; allein der von der Ge

setzgebungscommission gefertigte Entwurf ist noch nicht an's Licht

getreten. Dringend ist aber das Bedürfniß einer neuen Strafprozeßord

nung: nicht blos Zeitschriften, sondern auch Beamte (s. bes. v. Jage

mann über Oessentlichkeit des Strafverfahrens, Heidelberg 1835) und

noch neuerdings die 2. Kammer der Ständeversammlung durch ein

stimmigen Beschluß in einer Sitzung vom Mai 1837 haben laut

und vernehmlich dasselbe ausgesprochen. Es steht zu erwarten, daß die
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nächste Zeit dem Bedürfnisse abhelfen und ein Verfahren mit sich brin

gen werde, in dem sich öffentlicher Ankläger und Vertheidiger öffentlich

und mit mündlicher Rede gegenüberstehen , worin auch die Richter ein

auf eigene Anschauung und Vernehmung des Angeschuldigten und der

Zeugen gegründetes Urthett zu fällen im Stande sein werden.

VII. Das Heiligthum des badischen Staatsrechtes ist die

Verfassungsurkunde vom 22. August 1818, ausgegangen von

dem früh verstorbenen Großherzog Karl. Das Land ist dadurch un-

ter eine konstitutionell-monarchische Regierung mit zwei Kammern ge

stellt, für deren Zusammensetzung eine Wahlordnung vom 23. Dec.

1818 das Nähere anordnet. Die erste Ständeversammlung wurde am

23. März 1819 eröffnet, und das erste unter Mitwirkung der Land

stände erlassene Finanzgesetz ist vom 17. Mai 1819. — Ueber die fol

genden Landtage siehe auch Rotteck im Staatslexikon II. Band Art.

Baden.

Durch die Verfassungsurkunde ß. 2 sind alle organische Beschlüsse

der Bundesversammlung , welche die verfassungsmäßigen Verhältnisse

Teutschlands oder die Verhaltnisse teutscher Staatsbürger im Allgemei

nen betreffen, für einen Theil des badischen Staatsrechtes erklärt, und

werden darnach für alle Elnssen von Bundesangehörigen verbindlich,

nachdem sie von dem Staatsoberhaupte verkündet worden sind. Die

Quellen des badischen Staatsrechtes im engeren Sinne lassen sich aber

auf folgende Hauptpunkte zurückführen.

1) Oben an zu stellen ist die Deklaration vom 4. Ott. 1817,

welche die Hausgesetze des badischen Fürstenhauses nebst den

wichtigen Bestimmungen über Nachfolge und Untheilbarkeit des Lan

des enthält.

2) Für die persönlichen Verhaltnisse der Staatsbür

ger, gegenüber der Gesellschaft, ist von Bedeutung das VI. Constit.-Edict

über die Grundverfassung der verschiedenen Stände. Es enthält Ca-

pitel überfremde Sckutzgenossen, Einsassen, Staatsbürger, Ortssassen,

Frohndienstpflichligkeit, Erbpslichtigkeit, Adel, Zünfte, Geschlechts-, Al

tersunterschiede u. s. w.

3) Ein besonderes Schicksal häufiger Veränderung haben die

Rechtsverhältnisse des Adels erfahren. Hartnäckiges Festhalten am so

genannten historischen Rechte, gegenüber von ruhig vernünftiger Wür

digung der Zeitverhältnisse bewirkten nicht blos verschiedene Ansichten

der Rechtsgelehrten, sondern auch häusigen Wechsel der Gesetzgebung.

Die erste Bestimmung der Rechtsverhaltnisse der privilegirten Adels-

classen des aufgehobenen teutschen Reiches wurde zu Zeiten des Rhein

bundes nothwendig, und erfolgte in dem III. und IV. Constitutions-

edicte (Reg.-Bl. von 1807 Nr. 29 und 31) über die Standesherr-

lichkeits- und Grundherrlichkeitsverfassung. Ja es wurde

zu jenen Zeiten sogar durch Reskript am 14. Mai 1813 die Patrimo

nialgerichtsbarkeit geradezu aufgehoben. — Als aber Baden ein teutscher

Bundesstaat geworden war, hielt man neue Bestimmungen für erfor

derlich, welche auch zuerst am 23. April 1818 gegeben, aber schon durch
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Verordnung vom 16. April 1819 in Folge vielfacher Reklamationen

abgeändert wurden (vgl. auch die 6 Hefte des damals erschienen Ar-

chives für standesherrliche Rechte). Allein auch hierbei blieb es nicht,

sondern die großherzogliche Regierung schlug den Weg vertragsmäßiger

Uebereinkunft mit den einzelnen Privilegirten ein, als dessen Ergebniß

nach und nach die sogenannten Deklarationen in dem Reg.-Blatte

erschienen. Es sind dieß nach der Reihe der Data folgende: vom 12.

Dec. 1823 über die Rechtsverhältnisse des fürstlich fürstenbergischen

Hauses; v. 22. April 1824 der Rechtsverhältnisse der Gründl) er-

ren^), insbesondere der Reichsritterschaft der ehemaligen Rit

tcrcantone Ottenau, Kreichgau, Odenwald und Hegau; vom 1. Juli

1824 der Standesherrschaft Zwingenberg (im Besitze der Mark

grafen von Baden): vom 6. Oct. 1825 des Fürsten von Salm-

Krautheimz vom 2. März 1826 von Leiningen-Billigheim

und Leiningen-Neudenau; vom 23. Juni 1827 von der Graf

schaft Salem und Petcrshaufen (im standesherrlichen Besitze des Re

genten); vom 7. Oct. 1830 des fürstlichen Hauses von der Leien,

als Besitzer der Grafschaft Hohengeroldseck. Aber keine dieser Dekla

rationen ist unter verfassungsmäßiger Zustimmung der Ständeversamm

lung zu Stande gekommen! — Eben dieses Erforderniß fehlt auch den

Verordnungen v. 11. und 22. März 1833 über die Rechtsverhältnisse

von Löwenstein-Wertheim und Fürstenthum Leiningen, ge

gen welche Verordnungen die genannten adeligen Häuser noch überdieß

selbst Einsprache erhoben.

, 4) Ueber die Verhältnisse, welche aus der Vereinigung Meh

rerer zu bestimmten Zwecken unter öffentlichem Ansehen sich

ergeben , ist besonders das II. Constitutionsedict (Reg.-Bl. 1807 Nr.

86) manßgebend. Es betrifft die Verfassung der Gemeinheiten, Kör

perschaften und Staatsanstalten. — Das Recht der freien Theilnahme

an Vereinen und Volksversammlungen ist durch Gesetze vom 26. Oct.

und 15. Nov. 1833 ausgesprochen, wogegen die Staatsgewalt alle

solche Vereine oder Versammlungen, wenn sie bestehen, aus Gründen

des öffentlichen Wohles auflösen kann.

5) Nach §. 19 der Verfassung sind die politischen Rechte

der drei christlichen Religionstheile gleich, dagegen werden die Ju

den noch nach einem Edicte vom 13. Januar 1809 beurtheilt, welches

damals schon , denselben eine völlige politische Gleichstellung in Aussicht

gab, wenn sie in politischer und sittlicher Bildung den übrigen Staats

bürgern gleichzukommen bemüht sein werden.

6) Die Rechtsverhältnisse der weltlichen Civilstaatsdiener

beruhen dermalen auf einem Edicte vom 30. Januar 1819. Hierzu

kommt ein Gesetz vom 5. Oct. 1820 über die Verantwortlichkeit der

Minister, und ein für die würdige Dienstverwaltung sehr förderliches

3) Ein Verzeichniß der für die Wahlen in die 1. Kammer stimmberech

tigten Grundherren findet sich z, B. bei der Einladung zur Wahl im Reg.-

Blatte von 1L35 Nr. S. vergl. auch Heunisch Beschreibung ,c. S. 14.
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Gesetz vom 28. August 1835 über die Ruhegehalte der niederen Ci-.

vildiener. (Ueber Zugskostenvergütung, s. Verordnung v. 25. Novem

ber 1837.) Sehr wohlthätig ist auch das Gesetz vom 28. Juni 1810

über Errichtung der allgemeinen Civildiener-, Wittwen- und Wäisen-

casse. — Seit 1831 ist endlich in den jedesmaligen Finanzgesetzen die

anderwärts übliche Trennung eines Standes- und Functionsgehaltes

der Staatsdiener angenommen worden.

7) Die Bedingungen der Militärpflichtigkeit, welche früher

auf den zur Kriegszeit erlassenen Verordn. v. 13. Febr. und 18. März

1808 beruhten, schreibt jetzt ausführlich vor das Eonscriptionsge-

setz vom 14. Mai 1825 mit Nachträgen vom 14. Mai 1823, 26.

Mai und 28. August 1835. Für die gleichmäßige Durchführung die

ses Gesetzes sorgt eine Vollzugsveroronnug v. 19. Juni 1825. — Von

großem Vortheile für das würdige, weniger durch Nahrungssorgen ge

trübte Auskommen älterer Militärdiener sind die Gesetze vom 31. Dec.

1831, und 3. Aug. 1837 über die Ruhegehalte der Ossiciere und Un-

terofsiciere. " '

Uebrigens ist außerdem die Verbindlichkeit des Staatsbürgers zu

persönlichen Dienstleistungen wesentlich erleichtert durch die

mittelst Gesetz v. 28. Mai 1831 erfolgte unentgeltliche Aufhebung

der Straßenbau-, Militär- und Gerichtsfrohnen, sowie schon durch

Verordnung vom 9. Sept. 1808, und 22. August 1810 (vergl. mit

Verordn. vom 16. Dec. 1803), für mögliche Abzugsfreiheit gesorgt ist.

Siehe auch Staatsserträge darüber.

Zur Erläuterung des Staatsrechtes dienen außer den Gesetzen

und einzelnen gerichtlichen Entscheidungen (besonders in Sachen zwi

schen dem Fiscus und Adel) vorzüglich die von jeder Ständeversamm-

lung von 1819 amtlich herausgegebenen Landtagsverhandlun

gen, in welchen die meisten staatsrechtlichen Verhältnisse schon zur

Sprache kamen. (Siehe von Rotleck's Archiv für landständische An

gelegenheiten, 2 Bände, und dessen zuletzt 1836 herausgegebene Ge

schichte der Landtage von 1819—1831.)

Eine Sammlung der Staatsrechtsquellen, deren erweiterte Wieder

holung mit Rücksicht auf die neuere Zeit wünschenswerth wäre, hat im

Jahre 1822 D u t t l i n g e r herausgegeben, und von einer geschichtlichen

Entwickelung des Staatsrechtes des Großherzogthums Baden von E.

I. I. Pfister ist 1836 der erste Band erschienen, welche die äuße

ren Staatsverhältnisse und die Verfassung des RegentenhauseS be

handelt.

VIH. Für die Beziehungen des badischen Staates und seiner An

gehörigen zu auswärtigen Staaten sind, als Quelle des Völker

rechtes die verschiedenen Staatsverträge von Einfluß, wovon

mehrere, welche die Territorialverhältnisse betreffen, schon zu Anfang

dieses Artikels (s. S. 561) erwähnt wurden. — Außerdem sind noch

Staatsverträge über folgende Gegenstände eingegangen: 1) über Zoll-

und Handelsverhältnisse mit Würtemberg vom 25. Januar und

15. April 1836 mit Großh. Hessen vom 2. Febr. 1826, und mit dec
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Schweiz (s. Rgierungsbl. 1827 Nr. 4 und 1828 Nr. 8). Durch

den 1835 erfolgten Beitritt Badens zum teutschen Zollvereine sind abcr

diese Verträge zum Theil außer Wirksamkeit gekommen. Von Be

deutung ist aber stets die Rheinschisffahrts-Convention vom

31>. Mai 1831, welche in Baden am 20. Juni bekannt gemacht wurde.

(S. wegen Vertrag über den NeckarzoUtarif von 1835 im Regierungsb.

1837 Nr. 23. Ueber Verkehr mit Holland R. Bl. 1837. S. 336,

mit Hannover, Oldenburg und Braunschweig R. B. 1838. S. 17 flg.)

2) Cartelconventionen wurden stüher mit einzelnen Staa

ten wie mit Preußen am 30. Juli 1819 und mit Oesterreich am 30.

Juli 1829 eingegangen. Am 3. Mai 1829 ist aber Baden der allge

meinen Eartelconvent unter den teutschen Bundesstaaten beigetreten.

3) Die Staaten, mit welchen Verträge über gegenseitige Aufhe

bung des Abzugsrechtes geschlossen sind, siehe bei Finck Re-

pertor. vov« Abzug. — Solche bestehen auch mit mehreren nicht-

teutschen Staaten, z. B. mit Rußland am 20. Mai 1825, mit Nord

amerika 1817 und mit sämmtlichen Schweizer Cantonen nach Vertrag

v. 24. Febr. und 20. Nov. 1821, vergl. mit Vertrag v. 6. Febr. 1804,

auch mit Griechenland N.-Bl. 1835 Nr. IX, aber leider nicht mit

England !

4) Für Polizei- und Strafrecht werden wichtig die Verord

nung vom 4. Januar 1828 mit Preußen über Verhinderung des Nach

druckes, die über Bestrafung der Forstfrevel in Grenzwaldungen näm

lich mit Großh. Hessen, 4. Jan. 1822, und dazu Nachtrage vom 11.

Juli 1827, 9. Aug. 183« und 10. Juli 1831, mit Würtemberg 10.

Der. 1323 und mit Bayern v. 9. Dec. 1832, mit demselben Staate

vom 26. Oct. 1824 über Auslieferung der Salzeinschwärzer ; ferner

ein Vertrag v. 8. Nov. 1816 über Abnahme der Landstreicher und Aus

gewiesenen, zuerst mit Bayern und Würtemberg abgeschlossen, worauf

am 10. Oct. 1817 Großh. Hessen und am 7. April 1818 Hohen-

zollern-Siegmaringen denselben beigetreten sind; endlich über Auslie

ferung derVerbrecher mit Frankreich Vertrag von 1812, mit der

Schweiz vom 24. Februar und 20. Nov. 1321, gl. mit 30. August

1808.

5) Ueber die gegenseitigen Gerichtsverhältnisse sind

gleichfalls nur mit einigen Staaten Verträge eingegangen, z. B. über

Insinuationen (s. Ks«, v. bei Finck), mit Bayern vom 16. Januar

1818, mit Preußen neuester Vertrag vom 6. Febr. 1835; zugleich über

andere Puncte mit Würtemberg vom 3. Jan. 1826 (vgl. mit Verordn.

vom 14. Juli, 16. Oct. und 17. Nov. 1813 und über Rechtspflege in

dem Conoominatorte Widdern vgl. R.-Bl. 1821 Nr. IV. mit Hohen-

zollern - Sigmaringen vom 12. Sept. 1827, dazu Auslegung vom 6.

Juli 1835, mit Großh. Hessen 5. Mai 1813, 9. Sept. 1317, ins

besondere über gegenseitige Urtheilsvollziehung vom 19. März 1829

und 14. April 1831, und über Rechtspflege in Condominatorten vom

21. December 1833, mit Oesterreich über gleichen Urtheilsvollzug vom

5. Jan. 1819, und mit der Schweiz über Concursrechtsgleichheit und
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wechselftitkges Heurathcn Vertrag v. 7. Juli und 23. Aug. 1808, vgl.

mit Vertrag vom 24. Februar und 21. Nov. 1821. —

IX. Im badischen Kirchenrechte ist als Hauptquelle das 1.

Const.-Edict vom 1. Aug. 1807 über die kirchliche Verfassung voran«

zustellen ; von einzelnen Gesetzen sind zu erwähnen : die Eidesordnung

vom 24. Mai 1L02 (vubl. Reggsbl. 1803 Nr. 1 bis 7); Vcrordn.

vom 9. Nov. 1807 über Kirchenöconomiecommissionen, vom 24. März

> 1808 über Ausübung der Kirchenlehenshcrrlichkeit und vom 26. April

1803 über Kirchen- und Schulhausbaulichkeiten (das sogenannte Bau-

edict). (Zum Nachschlagen dient den Behörden u. A. das Kirchenlexi

kon von Müller in Würzburg.)

Ueber die besondere Organisation der katholischen Kirche ist

von Bedeutung die katholische Kirchencommissionsordnung von 1L03,

zuletzt mit Erläuterungen von Sing 1831 herausgegeben. Die Haupt-

quelle des katholischen Kirchenrechtes ist auch in Baden das ins es-

„«iilcui«. , Als p irticularrechtliche Quellen sind aber hervorzuheben:

die päpstlichen Bullen vom 16. August 1821, ?r«vi<1s 8«Ier«<jne et«,

und vom 11. April 1827. äomsuinioi gr?g!» ouswcliuin et«.

Beide bei Gelegenheit der Errichtung des Erzbislhums Freiburg im

Reggsbl. von 1827 Nr. 23 von der Regierung bekannt gemacht.

(S. auch Vcrordn. v. 30. Jan. 1830.) Interessant ist auch die Ver

ordnung vom 16. Sept. 1811 über die noch bestehenden katholischen

Frauenklöster, oder vielmehr die weiblichen Lehr - und Erziehungsinsti

tute, indem durch diese Verordnung blos zeitliche Gelübde als zulässig

erklärt sind.

Für das protestantische Kirchenrecht ist besonders die

Urkunde vom 23. Juli 1821 über Vereinigung der beiden evangelischen

Kirchen im Grcßherzogthum Baden nebst Beilagen von Wichtigkeit;

auch sind im Regierungsblatt von 1835 Nr. 27 die zur allgemei

nen Kunde gebrachten Beschlüsse der evangelischen Generalsynode vom

Jahre 1834 nicht zu übersehen. — Eine Zusammenstellung sämmtlicher

Gesetze und Verordnungen über das evangelisch-protestantische Kirchen-,

Schul-, Ehe- und Armenwesen :c. hat Niegger in 2 Bände gegeben.

Auch für das jüdische Kirchenrrcht haben wir endlich Quellen : es

lassen sich die Verordn. v. 4. Mai 1812 über das jüdische Kirchenre

giment, vom 6. März 1813 über Judeneide, vom 5. und 13. März

1327, den jüdischen Oberrath betreffend, und vom 15. Mai 1833 über

die Svnagogenräthe hierher rechnen.

X. Wenn man auch die Gesetze, welche die Durchführung des

Staatszweckes in einzelnen Kreisen der Gesellschaft näher bestimmen, in

das Gebiet des öffentlichen Rechtes ziehen kann, so gewähren sie doch

so viel eigenthümliche Seiten, daß man sie zur besseren Uebersicht als

einen besonderen NechtStheil auffaßt. Dieses sogenannte Verwal

tungsrecht muß um so mehr für sich aufgefaßt werden, als man

noch stets bemüht ist, die Grenzen der Thntigkeit zwischen Gerichten

und Verwaltungsbehörden näher zu bestimmen. (S. darüber für Ba
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den v. Weiler über Verwaltung und Justiz und die Grenzlinien

zwischen Beiden, 2. Ausg. 1830.)

Die oberste Verwaltungsbehörde ist in Baden wie ander«

warts das Ministerium des Innern (welches selbst unter dem die All

gewalt vereinigenden Staatsministerium steht). Dem Ministerium sind

für einzelne Verwaltungszweige (wie Forst-, Sanitäts-, Straßenbau»

Wesen u. s. w.) besondere Direktionen oder Sectionen beigegeben. Eine

früher bestehende sogenannte Staatsanstaltencommission wurde am 17.

Febr. 1831 aufgelößt.

Die zweite Instanz in Verwaltungssachen bilden die vier Kreis»

regierungen, deren jede an denselben Orten, wie die Hofgerichte ihren

Sitz hat. — Dagegen ist in der ersten Instanz die Justiz noch nicht

von der Verwaltung getrennt, indem beide Geschäftszweige von den

Aemtern besorgt werden. Bestimmungen über Recurse in Vermal»

tungs- und Polizeisachen gibt eine Verordnung vom 14. Marz 1833.

Ueber den Mechanismus der den Verwaltungsbehörden oblie

genden Geschäftstätigkeit eristirt keine allgemeine Dienstweisung, wenn

man nicht etwa die Verordn. vom 21. Aug. 1810 über die Geschäfts-

tabellen hierher rechnen will; das Meiste beruht auf schriftlichen An»

Ordnungen und Herkommen. —> Dagegen besteht über den Wir

kungskreis sämmtlicher Landesbehörden ein ausführliches Lrgani»

sationsedict vom 26. Nov. 1809, mit großen Beilagen ^ — ?z

doch sind durch spätere Gesetze und Verordnungen (z. B. die vom 17.

Januar 1822) hierin Mehrfache Abänderungen getroffen, so daß man

über Competenzbestimmungen im einzelnen Falle oft erst an vielen Or»

ten nachzuschlagen hat, ehe man das wirklich Geltende findet. — Die

folgende Ueberschrift des Verwaltungsrechtes zahlt nun die in den KrciS

der Verwaltungsbehörden dermalen gchörenden Hauptgegenstände auf,

und benennt die hier einschlagenden Gesetze.

1) Einer der wichtigsten hierher gehörenden Gegenstande, das

Recht der Gemeinden, beruhte früher nur auf einzelnen Bestim

mungen des schon erwähnten 2. Const.-Edicres von 1807, sodann auf

einer Verordnung vom 1. Febr. 1809 über Ortssasfenrechte, und ein

provisorisches Gesetz v. 23. August 1821 über die Gemeindeausschüsse.

Außerdem hatte man ein noch geltendes, sehr wohlthätiges Gesetz v. 3.

Ott. 1811 über die Vogt- und Ruggerichte. (Gerichtsvisitationen.)-»

Dagegen erfuhr dieser Theil der Gesetzgebung eine neue Gestaltung auf

dem Landtage von 1831, als dessen Ergebniß eine auf vernünftige

Selbstständigkeit unter Aufsicht des Staates und zweckmäßig gleichförmige

Verwaltung berechnete Gerichts ordnüng mit Anfangstermin vom

23. April 1832 und ein möglichste Gleichheit und Aufhebung früheren

Gerichtszwanges bezweckendes Gesetz über Erwerbung u. s. w. des Bür

gerrechtes erschienen. Bald folgte eine Verwaltungsverordn. v.l. Juni

1832 über die Wahlformen nach, und jedes Jahr hat seither zur Ver

größerung des voclex iuris «oininunälis seine Beiträge geliefert. So

erschien 1832 noch eine Instruction vom 8. Ort. 1832 über Fertigung

der Gemeindevoranfchläge (Bedürfnißetatsbudgets), und eine vom IS.
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Nov. über öffentliche Vorladung zu Gemeindeversammlungen. So lie«

fette das Jahr 1833 eine GeschäftSsrdnung (vom 6. April) für Ge«

Meindeversnmmlungen und große Ausschüsse, eine Verordn. v. 17. Juli

über Eompetenz in Gemeindesachen und Zahl der Instanzen, und ei»

provisorisches Gesetz vom 4. Dec. über Einführung eines Census der

Wähler und Eintheilung der Gemeinden in Wahlbezirke.

Im Jahre 1834 erfolgte eine Verordnung vom 6. Marz üb«

offene Abstimmung und vom 14. Juli über Rechtsstreitigkeiten der Ge»

meinden, sodann 1835 eine Verordn. vom 26. Ort. über Gebührende«

zug der Gerichtsbeamten, und endlich 1836 eine Verordn. v. 13. März

über Veräußerungen von Gemeindewaldungen, vom 2. Dec. über An»

läge und Führung von Bücgerbüchern, und vom 22. Dec. über Ge

meindepolizei ; 1837 vom 22. Sept. über Rechtsverhältnisse dec Colo«

nien, vom 20. Oct. über Abgaben eines aufgenommenen Bürgers zu

Localanstaltett.

Aber es erschienen nicht blos erläuternde Verordnungenz leider

mußte das noch allzu neue Gesetz auch schon zweimal wesentliche Ab«

Änderungen erfahren. Die erste geschah durch ein Gesetz vom 28.

August (nebst Verwaltungsverordn. vom 24. Ott. 1835 und v. 20. Ott.

1837); es wurde dadurch ein anderer Maßstab für die Bestreitung der

Gemeindebedürfnisse angeordnet. Für diese AenderUNg schienen wenig«

stens Gründe der Billigkeit zu sprechen; nicht ebenso dürfte dieß bei

der zweiten durch Gesetz v. 3.. Aug. 1337 (und dazu Jnstr.-Verordn«

v. 15. Sept.) getroffenen Modifikation der Fall sein, wodurch das nach

der Gerichtsordnung der ganzen Gerichtsversammlung zustehende Recht,

den Bürgermeister und die Gemeinderäthe zu wählen, nebst anderen

Befugnissen einem großen Ausschuß übertragen wird, bei dessen sehr

künstlicher und weitläufiger Zusammensetzung aus drei verschiedenen Clas«

scn dec Bürger (Höchst-, Mittel- und Niederstvesteuerte), das Geldver«

mögen einen ungeeigneten Einfluß äußert. Von der Gerichtsordnung

und dem Bürgergesetze erschienen mehrere Ausgaben; eine der neuesten

von 1836 enthält alle bis dahin darüber ergangenen Verordnungen im

Anhang. Sogen. Erläuterungen zur Grrichrsordn. aus den damaligen

Landtagsverhandlungen wurden 1832 herausgegeben. /

2) Auch das St iftungs wesen ist durch besondere Bestim«

MUNgen geregelt. Ueber die Verwaltung der katholisch - kirchlichen und

weltlichen Local- und Distriktsstiftungen ist eine Verordn. v. 21. Nov.

1820 maßgebend, welche aber erst 1837 im Reggsb. Nr. 1 bekannt

gemacht wurde; ebenso wurde die Verordn. vom 10. Mai 1825 über

Verwaltung der evangelisch-protestantischen Stiftungen erst

1828 im Reggsbl. Nr. 21 veröffentlicht. — Die neueste Verordnung

über Verwaltung kirchlicher Und weltlicher Stiftungen ist v. 10. April

1833. — Dazu gehören eine Verordn. vom 22. Mai 1834 über das

Rechnungswesen der Stiftungen, und eine vom 13. Dec. desselb. I.

über Superrevisi'on der Stiftungsrechte. Die Oberaufsicht über die

Stiftungen führen die beiden unter dem Ministerium des Innern ste«

henden (katholischen und evangelischen) sogenannten Kirchensectionenz

s,.
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ein Matrikel dieser Stiftungen wurde im Ncgierungsblatte von 1835

Nr. 4. bekannt gemacht.

3) Auch über das Forstwesen wurde die Gesetzgebung erst in

neuerer Zeit vervollständigt. Während früher nur einzelne Verordnun-

gen (z. B. vom 23. März 1804 über den Geschäftskreis der Forstbe

hörden u. A.) vorhanden waren (vergl. übrigens die Forst- und Jagd«

gesetzgebung des Großherzogthums Baden von Vehlen und La uro p

1827), kam auf dem Landtage von 1831 zuerst das Gesetz vom 28.

Der. j. I. (statt des provisorischen v. 12. Febr. 1821) über Beförste-

rung der Privatwaldungen zu Stande. Wichtig aber noch ist in dieser

Hinsicht das Ergebniß des Landtages von 1833, in Folge dessen im

Reggsbl. 1834 Nr. 2. ein ausführliches Forstgesetz über Forstpoli

zei, Forstberechtigungen und Bestrafung der Waldfrevel erschien. Au

ßer der dazu gehörenden Wertragsverordnung vom 11. April 1834 über

Aufstellung von Waldschützen wurden noch mehrfache Puncte durch

Verordnungen näher bestimmt. So wurde durch Verordnung vom 1.

Mai 1834 eine eigene Forstpolizeidirection errichtet, durch Ver

ordnung vom 30. August 1834 eine Löschordnung bei Waldbränden

gegeben, durch eine vom 15. Sept. 1834 und vom 21. Oct. 1837

der Vollzug der in Forstsachen ergehenden Erkenntnisse geregelt, wozu

noch die Verordnung vom 14. Nov. 1834 kommt, über Vermessung,

Vermarkung und Beschreibung der Waldungen. Von der Ausbildung

der Forstcandidaten handeln Verordnung vom 15. Jan. und 16. Sept.

1835, und endlich ist noch die Verordnung vom 1. Febr. 1836 über

Bewirthschaftung der Gemeinde- und Körperschaftswaldungen zu er

wähnen.

6) Ueber Straßenbauwesen und Straßenunterhaltungsver

bindlichkeit ist die erste Verordnung vom 7. Mai 1810. Ausführlichere

Bestimmungen trifft die Verordnung vom 15. Juli 1823 über centra-

lisirte Leitung des Straßenbaues. Sonst ist die neueste Verordnung

vom 6. April 1837 über Ausbildung der Ingenieurs hierher zu rech

nen, sowie etwa die frühere (v. 26. August 1717) über das Pflanzen

der Bäume längs der Landstraßen, und das neueste vom 3. August

1837 über die Radfelg^enbreite. — Eine eigenthümliche und neue Ent

wicklung ist diesem Verwaltungszweige durch die zunehmende Ausbrei

tung der an der Tagesordnung befindlichen Mittel schnellerer Beförde

rung vorbehalten. Drei Gesetze vom 29. März 1838 über eine daS

Großherzogthum der Länge nach durchziehende, auf Staatskosten zu er«

bauende Eisenbahn sind das Ergebniß eines außerordentlichen Land

tages.

6) Der netteste der Oberaufsicht det Verwaltungsbehörden über

tragene Gegenstand, welchen die Gesetzgebung näher ordnete, ist das

Unterrichtswesen, s) Das Studium auf hohen Schulen ist

schon durch Verordnung vom 1. und 7. Mai 1810 näher bestimmt;

auch wurde in einem Gefetz vom 23. Mai 1822 nebst Jnstr.-Verord.
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' nung vom 13. Mai und 6. Februar 1324 der Grundsatz möglichster

Studienfreiheit anerkannt. Zwar eristirt eine Verordnung vom 31.

Juli 1823 über die Schulden der Akademiker, aber die eigentlichen

Disciplinarvorschriften für die beiden Landesuniversitäten (Heidelberg

und Freiburg) sind in besonderen, vom Ministerium erlassenen soge

nannten akademischen Gesetzen (Statuten) enthalten; der neueste Text

(von 1835) derselben ist merkwürdig durch den freien Spielraum, der .

darin dem Ermessen der Univcrsitätsbehörden (besonders dem Amte) ge

lassen ist. — Durch Verordnung vom 25. Jan. 1833 wurde ein evan

gelisches Predigerseminar errichtet. — K) Ueber die Mittelschulen

(Gelehrtenschulen, Lyceen, Gymnasien, Pädagogien) erging eine Verord

nung vom 31. Dec. 1836 (s. Reggsbl. von 1837 Nr. 8). «) Ueber

das Volksschulwesen existiren dagegen drei Verordnungen vom 15.

Mai 1834, besonders über teutsche Schulen, Realschulen (höhere Bür

ger- und Gewerbschulen), nebst Schulordnung und Schulplan, wozu

eine Verordnung vom 1. August 1836 über Industrieschulen kommt.

— Vo'n großer Wichtigkeit ist auch das Gesetz vom 23. August 1835

(Regqsbl. Nr. 45) nebst Verwaltungsverordnung vom 4. Dec. 1835

und Verordnung v.. 17. und 29. Marz, 7. Juli und 2, Aug. 1836,

über Dienstgehalt und Versorgung der Schullehrer und ihrer Angehö

rigen, durch welches Gesetz diesem, wegen des Einflusses der Jugend

bildung auf das ganze Staatsleben so bedeutenden Stande eine ange

gemessene Stellung zu sichern bezweckt ist. — Die unter b und o ge

nannten Schulen sind neuerdings durch eine Verordnung vom 21.

April 1836 unter die Aufsicht einer eigenen Behörde, des soge

nannten Oberstudienrathes gestellt. — Auch sind seither einzelne Ver

ordnungen über Classeneintheilung, Schullehrerconvente u. dgl. ergan-

gangen. Pon einer unter dem Titel „Volksschulgesetzgebung" von

Eller erscheinenden Sammlung ist bis jetzt das 2. Vgndchen ange

kündigt.

XI. Im Finanz rechte verdienen mehrere Verordnungen eine

ausgezeichnete Beachtung, da durch die darauf gegründete Verwaltung

der Finanzzustand des Landes stets sich mehr und mehr hebt. Schon

die erste öffentliche Darlegung der Finanzverhältnisse des Landes und die

Begründung eines einfachen Steuersystemes in Kriegszeiten, mit Errich

tung einer Amortisationscasse, wie dieß in einer Verordnung vom 31.

August 1803 mit Beilagen und in einem Nachtrage vom 23. Jan.

1809 geschah, bleibt stets wichtig. Seither hat sich aber das Ganze

ausgebildet, wobei nur der sehr hausige Wechsel bei einzelnen Finanz

maßregeln und eine Anhäufung von Verordnungen zu bedauern sein

möchte.

1) Vor allem ist das Rechnungswesen (vergl. die markgr.

badische revidirte und erneuerte Rechnungsinstruclion pon 1776) jetzt

durch mehrere Vorschriften geregelt, wovon besonders zu nennen sind:

die vom 16. März 1819 über Rechnungsrevisionen ; vom 2. Juni 1820

über Decreturen und Notabilienbücher; vom 12. Februar 1821 über
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Skechnungsstellung und Abhör. — An der Spitze des Rechnungswesens

steht die sogenannte Obecrechnungskammer, deren Wirkungskreis

noch durch Verordnung vom 11. Ort. 1832 näher bestimmt ist.

Die Leitung des gestimmten Finanzwesens steht übrigens unter einem

Finanzministerium, welchem als Specialsectionen ejne sogenannte

SteuerdirecrjoN/Hofdomanenkammer zc., und jetzt auch eine

Jolldirection untergeben sind, welche zugleich die Mittelbehörden in

Finanzsachen bilden. Außerdem ist das ganze Land in Hauptsteuer«

«nd Zollämter, Obexeinnehmereien und Domänenverwaltungen eingetheilt.

2) Ueber die Staatsausgaben existiren wenig besondere Ge

setze, da dieser Punct alle zwei Jahre für sämmtliche Zweige der Staats

verwaltung unter Zustimmung der Landstände durch das Finanzgesez

oder Budget (die neuen siehe im Reggsbl. 1837 S. 157 170) be

stimmt wird. Doch ist hier das Diäten? und Besoldungsreglement

vom 30. Juli 1804, und aus neuerer Zeit das Gesetz vom 2. Nov.

1831 über die Eivilliste zu erwähnen. — Bemerkenswerth ist hinsicht

lich der Staatsausgaben insbesondere der auf dem Landtage von 1831

über das Budget erstattete Commissionsbericht, da damals die meisten

Verhältnisse neu in Frage gestellt wurden und auf diese Arbeit sich die

folgenden seither erstatteten Budgetberichte gründen,

3) Dauerhafter ist dagegen die Art und Weise bestimmt, wie und

von welcher Seite die zur Bestreitung der Ausgaben nothwendigen Ein

nahmen herbeizuschaffen sind.

^. Die Gesetze, welche die reine Vermögenssteuer betreffen,

sind hier die Grundsteuerordnung vom 20. Juli 1610 und die Häu«

sersteuerordnung vom 18. Sept. 1810, sodann das Gesetz vom 6. Jan.

1812 über die Patentsteuex vom Weinhandel, nebst Vexrragsverordnung

vom 24. Jan. 1812 und ein Nachtrag vom 7. Febr. 1814; — ferner

die Gewerbsteuerordnung vom 6. April 1815 und endlich das Gesetz

v. 31. Ort. 1820, nebst Verwaltungsveroxdnung v. 14. Nov. dess. I.

und 5. Januar 1821 über die sogenannte Classensteuer. Es ist

dieß eine Besoldungssteuex oder Abgabe von persönlichem Erwerbe, welche

diejenigen zu leisten haben , die (wie Künstler, Gelehrte u. s. w.)

nicht unter die Gewerbsteuer fallen. Ein neues Gesetz vom 10. Juli

1837 hat hier einen erleichternden Besteuerungsmaßstab eingeführt;

eine 1815 vorübergehend angeordnete Eapitaliensteuex hat nicht lange

bestanden.

Umfassendere Steuergefetze sind noch die Verordnung v. 11. Juli

1817 über Steuerperäquation zur Erledigung der Beschwerden

über die Steuervertheilung, mit der neuen Verordnung über denselben

Gegenstand vom 7. Juni 1828; dann die Steuexexecutions-

ordnung vom 8. Juli 1817 und eine Verordnung vom 1.(3.) Juli

dess. I. über Steuernachlässe. Eine Zusammenstellung mehrerer über

das Ab- und Auschreiben und die Erhebung der direkten Steuern er

gangener Instructionen enthält eine Verordnung vom 1. Nov. 1825

(s. auch eine 1827 herausgegebene Sammlung der Verordnungen und

Instructionen über die direkte» Steuern).
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L, Unter den Gesetzen über Verbrauchsteuern sind hervorzu»

heben,- die Accis- und die ehemalige Zollordnung vom 2. Jan.

1812 nebst hex die Wirthe betreffenden Ohmgeldordnung vom 6.

Mai 1812, Den Accis betrifft ») die Consumtion (hier besonders

Wein, Bier, Branntwein, Essig, Früchte und Schlachtvieh)', und b)

die Eigenthumsveräußerung oder Veränderung bei Liegenschaften, über«

Haupt den Uebergang von Vermögen durch Verträge oder Vererbung

von einer Hand jn die andere. An der genannten Accisordnung wuxde

jedoch schon viel geändert. Außer einem Gesetze vom 14. Mai 1828

über Accisfreiheiten traf ein anderes Pom gleichen Datum abweichende

Bestimmungen über die Fleischaccife. Lange war, wie auch aus der

Verordnung vom 10. und 26. Mai Z832 und dem Gesetze vom 13.

Juli 1833 zu ersehen ist, ein Schwanken über die Erhebungsart. Nach»

dem es den Metzgern eine Zeit lang freigestellt war, die Abgabe nach

dem Gewichte, nach der Stückzahl oder in Aversen zu bezahlen, ent

schied endlich das Gesetz v. 26. Mai 1835 (mit Verwaltungsverordnung

vom 10. Dex. 1835) für die Entrichtung nach der Stückzahl. —

Für die Leichtigkeit des Verkehres ist es wichtig, daß das nach einem

Gesetze vom 3. Oct. 1820 eingeführte Chausseegeld im Jahre 1830,

bald nach dem Regierungsantritte des Großherzoges Leopold, aufgehoben

wurde. — Auch die Hundetaxe wurde durch ein Gesetz vom 31.

Oct. 1833 (nebst Verwaltungsyeryrdnung vom 6. Juni 1834) herabge«

setzt. Jn neuester Zeit wurde noch die Erhebung des Branntweinkes«

selgeldes durch Gesetz v. 22. Juni 1337 (s. dazu Verwaltungsverordn.

vom 12. Oct.) vereinfacht. (Vergl. hiermit über Erhebung der Bier«

gccise Reggsbl. von 1837 S. 360.)

Am folgereichsten ist aber unter den in diefe Rubrik gehörenden

Gesetzen der am 16. Mai 1835 von Baden mit den übrigen Staaten

des teutschen Jollvereines abgeschlossene Zollvertrag, welcher auf

dem Landtage jenes Jahres für 6 Jahre die Genehmigung der Stande

erhielt, und am 10. August seine Wirksamkeit begann. An die Stelle

des früheren milderen, freien Verkehr möglichst begünstigenden, selbststandj»

gen badischen Jollsystemes, ist jetzt der strengere, die Vereinsstaaten nach

Außen mehr abschließende, allgemeine Vereinszolltarif mit höheren Zoll

sätzen getreten. Mit ihm zugleich wurden auch im Ganzen die .Per»

einszollordnung nebst Zollcartell- und Zollstrafgesetz angenommen. Ein

wichtiges, damals, zugleich ergangenes badisches Gesetz ist aber das- vom

28. Aug. 1335 über das Recht der Grenzaufsichtsbeamten zum Waf

fengebrauche. Auch verdient dje Maßregel Beachtung, wodurch damals

bei vielen Steuerpflichtigen die Bedenklichkeiten wegen Vertheuerung

der Colonialwaaren :c., wenn nicht gehoben doch gemindert wurden.

Durch ein Gesetz vom 28, Aug. 1835 (wiederholt am 10. Juli 1837)

wurde nämlich angeordnet, daß wegen der höheren Jolleinnahme jedem

Gewexbsmanne an seinem Gewerbssteu^capital für die folgende Bud»

getsperiode 300 fl. abgeschrieben werden sollen.

L) Ueber die Abgaben, welche dem Staate für eine un

mittelbare Gegenleistung entrichtet werden (Gebühren im en>
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geren Sinne) entscheiden zum Theil auch gesetzliche Vorschriften. —

Ss richten sich die Gerichtsgebühren nach einer Taxsportel- und

Stempelordnung vom 23. Oct. 1807, welche nur in einzelnen Punc-

ten verändert wurde. Eine gute Controle, wenn auch mehr Schrei

berei, wurde in diesem für die Reinheit des Nichteramtes so bedeutenden

Zweige durch eine Verordnung vom 20. Marz, nebst ausführlichen In

structionen, und einen Nachtrag vom 18. Mai 1835 dadurch bewirkt,

daß vom 1. Mai 1834 an der Ansatz der aus der Rechtspflege und

Administration Herstießenden Staatseinnahmen an Taxen, Sporteln

und Stempelgebühren und Geldstrafen bei den Gerichten und Verwal

tungsbehörden gelassen, dagegen die Erhebung dieser Einnahmen an

die Finanzbehörden überwiesen wurde. — Eine zweite hierher gehörige

Einnahmsquelle bildet das Postwesen. Wahrend früher (f. noch Ver

ordnung vom 25. Sept. 1806) auch in Baden der Fürst von Thurn

und Taxis Erblands-Pcstmeister war, kam dieser Regierungszweig im

Jahre 1811 in landesherrliche Verwaltung, welche eine seit 1820 un

ter dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten stehende groß»

hrrzogl. badische Oberpostdirection verwaltet'. — Neuere hierher

bezügliche Verordnungen sind die vom 13. Febr. 1834 über Vorberei

tung der Postbeamten, vom 11. August 1834 über Posttaxen und v.

20. Sept. dess. I. über unbestellbare Brief- und Fahrpoststücke. — Wie

anderwärts ist auch in Baden die Salzbereitung Hoheitsrecht; von großer

Erleichterung für den gemeinen Mann ist hier die durch Gefetz vom

11. Juli 183? erfolgte Herabsetzung des Salzpreises (das Pfund

Kochsalz kostet nur 3 Zr.). — Ueber das Bergwerksregal siehe kurpfälz.

Bergordnung, auch bei v. d. Na hm er Sammlung S. 781,

4) Ueber das Staats schuldenwesen endlich vergl. man außer

den aufgehobenen Verordnungen vom 10. Ort. 1806, 18. Noy. 1808

U.A., die noch geltenden Gesetze vom 3. Oct. 1820 über Einwirkung

des ständischen Ausschusses bei Staatsanlehen, und v. 31. Dec. 1831

(nebst kleinen Abänderungen vom 22. Juni 1337) über Verfassung

und Verwaltung der Amortisations- (Staatsschulden- Tilgungs«) Casse.

— Die durch Verordnung vom 27. Mai 1836 in's Leben gerufene

gehnt-Schulden -Tilgungscasse wurde fchon oben bei Gelegenheit

des Zehntablösungsgesetzes erwähnt. Nach dem ebenfalls schon oben

beim Eivilprozcsse allegirten Gesetze vom 3. August 1837 mit nach-

träglicher Jnstructivverordnung (Reg.-Bl. Nr. 1) hat.seit dem 1. Jan.

1838 die Amortisationscasse (durch die Namens derselben handelnden

Obereinnehmereien) «uch die öffentliche Hinterlegung von Geld anzu

nehmen.

XII. Zum Schlüsse mögen mehrere bisher noch nicht berührte

Puncte als Theile des Polizeirechtes hervorgehoben werden. Die

Richtungen, nach welchen öie Polizei aufzutreten pflegt, bilden den be

sten Eintheilungsgrund für diesen Gegenstand. .

1) Hinsichtlich der Bildungs- (Unterrichts-) Polizei wurden

schon zuvor die Bestimmungen über Schulen ?c. angeführt. Hier ist

daher »och außer einer Verordnung vom 27. Oct. 1807 über össent
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liche Verkündigungsanstalten und Landesblatter, die Gesetzgebung über

das Preßwesen zu erwähnen. Nur kurz bestand eine mäßige Cen-

surordnung vom 5. Nov. 1819; denn schon durch Verordnung vom

1. Febr. 1321 wurde die alte Cenfurordnung von 1803 wieder herge

stellt. Auf dem. Landtage von 1831 kam zwar ein Gesetz zu Stande,

welches am 1. März 1832 seinett Anfang nahm, und worin der Grund

satz verantwortlicher Preßfreiheit geheiligt war. Allein nach An,

Ordnungen der Bundesversammlung zu Frankfurt erfolgte bald eine

Ononanz vom 28. Juli 1832, welche jenes Gesetz zwar bestehen ließ,

aber alle fceiheitathmenden Artikel desselben aufhob. Die Preßfreiheit ist

demnach in Baden vorläufig eingesperrt; wer weiß, wie lange die Un-

tcrsuchung gegen sie dauert. — Uebrigens steht zu erwarten, daß die

badische Regierung, welche schon manchmal die Zeitverhältnisse zu be

achten wußte, sie auch dießmal nicht verkennen und daher dem jetzt auf

drei nach einander folgenden Landtagen ausgesprochenen Wunsche der

Kammer entsprechen werde, welcher im Wesentlichen dahin geht, daß

der Kammer bald möglichst eine Vorlage gemacht werde, durch die

eine den wahren bundesverfassungsmäßigen Pflichten der Regierung

und den Rechten des Landes entsprechende Gesetzgebung über Preßfrei»

beit hergestellt werde u. s. w. Nachdem in diesem Sinne die zweite

Kammer der Landstände nicht nur 1833 (in der Sitzung v. 4. Sept.),

sondern auch 1835 (Sitzung vom 25. August) sich erklärt hat, gab

sie auch 1837 (Sitzung vom 4. Juli) durch einstimmigen Beschluß zu

erkci-nen, daß das Bedürfniß geordneter Preßfreiheit stets noch ein drin

gendes sei.

2) Ueber Sitten- und Neligions-Polizei siehe besonders die

Verordnung vom 21. Nov. 1804 über die weltliche Feier der kirchli

chen Feiertage, und eine Verordnung v. 8. Juli 1836 über Beobach

tung der Polizei- oder Feiernbendstunde.

S) Für Gewerbs- und Dienstbotenpolizei sind maßgebend: die Ver,

ordnung vom 9. Februar 1808 über Wanderschaft der Junftgenossen,

vergl. mit dem 1. und 6. Const.-Edicte, welche die Grundnormen für

Beurtheilung der noch geltenden Localzunftstatuten enthalten, und die

Gesindeordnung vom 15. April 1809. Ferner lassen sich hierher zäh

len: die ausführliche Mühlenordnung vom 18. Marz 1822, dann die

durch Verordnung vom 28. Januar 1830 erfolgte Freigebung (ver

suchsweise, aber noch stets beibehaltene Aufhebung) der vorher durch

cbrigkeitlichen Befehl festgesetzten Brod- und Fleischtaren, welche jetzt

rronatlich so bekannt gemacht werden, wie sie das gegenseitige Ueber-

einkommen der Verkäufer bestimmt. Außer einer Verordnung vom 4.

April 1834 über Ertheilung der Erlaubniß zu Vorstellungen von Schau

spielergesellschaften, Musikern u. s. w., gibt es noch eine systematische

Verordnung vom 16. Oct. 1334 über Verleihung und Entziehung von

Wirthschaftsrechten.

4) Ueber Hände ls -Polizei vergl. Verordnung vom 3.Oct. 1811

über Lotterieverbote, und dazu vom 13. Nov. 1823 über Versteuern

von Staatsobligationen ; dann Verordnung vom 21. Sept. 1815 und
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8. Mai 1821 über Beschränkungen des Haustrhandels, und vom 20.

Mai 1816 über Verkauf des Schießpulvers. — Hervorzuheben ist die

Maaß- und Gewichtsordnung vom 2. Jan. 1829, welche unter Ge

stattung der bisher üblichen Maaße- und Gewichteeintheilungen das

Decimalsystem einführt. Von größtem Einflüsse ist endlich die am 25.

August 1837 (siehe Reg.-Bl. S. 333) zwischen mehreren südteutschen

Staaten abgeschlossene Münzconvention nebst z ahlreichen derselben nach»

gefolgten Verordnungen. Zu bedauern ist nur, daß bei den meisten

dieser Maßregeln die Verbesserung nicht auf Staatskosten, sondern mehr

auf Unkosten des nicht Handel treibenden Publikums ausgeführt

wurde! —

5) Einflußreich für Feuer-Polizei sind die Bestimmungen über

das Brandversicherungswesen. Hinsichtlich der Gebäude gilt

noch die auf Awnng zur Theilnahme gegründete Brandversichcrungs»

ordnung vom 29. Der. 1807 (vergl. mit der vom 7. Sept. 1803).

Dagegen traf man über Versicherungen von Fahrniß gegen Feuersge

sahr, insbesondere über Beaufsichtigung der damit beschäftigten Gesell

schaften, erst in neuerer Zeit Bestimmungen. Vergl. darüber die Ver

ordnung vom 4. Mai und 10. Juli 1829, und die vom 2. April und

4. Mai 1335.

6) Unter den zahlreichen Verordnungen über Gesundheits-

Polizei sollen nur hervorgehoben werden: Verordnung vom 27. März

1818 über die Wasenmeisterei, die besonders gedruckte Leichenschauord

nung von 1822, Verordnung von 21. Febr. 1826, ärztlich-polizeiliche

Vorkehrungen gegen die Verbreitung der natürlichen Blattern betres«

fend, dann vom 14. Dec. 1830 gegen die Lungenseuche unter dem

Rindviehe, und mehrere Verordnungen aus dem Jahre 1831 gegen

Verbreitung der Cholera. Vergl. auch PH. C. Baur v. Eisen eck,

Sammlung sämmtljcher Gesetze, Verordnungen, Instructionen, Beleh

rungen und Entscheidungen, welche jm Großherzogthume Baden über

Gegenstände der Gesundheitspolizei erschienen sind, 1. Theil 1830,

Carlsruhe, 2. Theil 1837. Eine der neuesten Verordnungen (v. 16.

Febx. 1838) betrifft die Behandlung armer Dienstbote», Handwerker

und anderer armer Reisenden im Falle der Erkrankung außerhalb ihres

Heimctthsortes. — Das Medicinalwesen des Großherzogthums steht

unter der Leitung einer Sanitärscomission, besondere Staatsärzte

sind nach Bezirken angestellt. Ueber die Jahresberichte derselben (Phy-

sici, Amtschirurgen), s. Verordnung vom 25. März 1835. — Hin

sichtlich der ärztlichen Gebühren siehe die neueste Medicinaltaxordnung

vom 7. April 1836.

7) Die Bestimmungen überArmen- und Bettler-Polizei sind

an vielen Orten zerstreut; diejenigen, welche sich nicht aus eigenen Mit

teln erhalten können, müssen entweder aus vorhandenen Speciaistiftun»

gen oder aus den Gemeindecassen derjenigen Orte, wo sie hcimathS»

berechtigt sind, unterstützt werden. Vergl. auch Gesetz vom 23. Mai

1810 gegen Betteln und Müssiggang und über Handhabung der öffent

lichen Sicherheit, und Verordnung vom 13. März 1835 über das Ver»
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fahren bei Bestrafung der Bettler und über die Gebühren für Einfan»

gung derselben.

8) Die Sicherheits-Polizei endlich wird in Baden durch eine

thätige Gendarmerie besorgt, deren Organisation noch in die neuere

Zeit fällt. Der erste Schritt dazu geschah nämlich durch ein proviso

risches Gesetz vom 3. Ottober 1829 nebst einer Verordnung vom 25.

Nov. dess. I., welche eine Instruction und zugleich eine kurze Beleh

rung über die badische Polizeigesetzgebung für die Gendarmerie ent

hält ^). Auf dem folgenden Landtage wurde dieses Provisorium aber

in das jetzt geltende Gesetz v. 81. Dec. 1831 umgeändert, und dazu

eine neue Dienstweisung vom 16. August 1832 ertheilt. Von kleine

ren Verordnungen siehe noch die vom 30. Dec. 1826 über Nachtzet-

telbüchex (Fremdenbeherbergung) und Pom 5. März 1835, das Verbot

verborgener Waffen betreffend,

An einzelnen Orten (z. B. von Heidelberg 18O6, Mannheim

1822) sind Sammlungen der Localpolizeiverordnung im Druck er

schienen ; hinsichtlich der Verordnung für das ganze Land findet sich bei

den Meisten, die sich mit Gegenständen des Rechtes zu beschäftigen

haben, als gutes Handbuch im Gebrauch : die Polizeigesetzgebung für das

Großherzogthum Baden, systematisch bearbeitet und mit einem alphahet.

Register versehen von Fx. Rettig, 2. Aufl. 1828.

Wenn diese Zeilen einigermaßen die Möglichkeit gewähren , die

Masse der badischen Gesetze zu überschauen, so erreigen sie ihren Zweck;

rnöge Zeit und eine umsichtige Gesetzgebung eine aus blosen Gelegen

heitsgesetzen leicht entstehende Verwirrung verhüten! — So lange man

mehr nach guten, als nach vielen Gesetzen strebt, kann der badische

Rechtszustand nur gedeihen. M. zMtern,°,n.

Banken i) sind Anstalten, und zwar in der Regel öffent

liche, mit Genehmigung der Regierung gegründete und unter ihrer

4) Diese Instruction nebst Bellagen wurde auch besonders als Taschen

buch füx die die Gendarmerie gedruckt; man trifft daher erfreulicher Weise

bei den meisten dieser Sicherhejtsmänner eine lobenswerthe Gesetzeskenntniß im

Polizeirechte.

1) Warperger, Beschreibung der Banken, Leipzig 1723. 4. Büsch,

Abhandlungen von den Banken, in dessen Schriften über die Handlung, Bd.

S> Desselben Darstellung der Handlung Bd, 2. G. H u f e l a n d , neue

Grundlegung der Staatswitthschaftskunst, Gießen 1807^1813. Bd. 2. S.

112 flg. Storch, Handbuch der Rationalwirthschaftslehre mit Zusätzen von

Rsu, 3 Bde Hamburg l8lS—2«. Bd. 2. S. 97 flg. Rgu. Grundsätze der

Wolkswirthschaftslehre, 3. Aufl. Heidelberg 1837. S. 302 flg. und 327 flg.

Hallische Encyclopädie Bd. 7. S. 31« flg. (v. Bosse) ^ Bender,

Grundsätze des teutschen Handlungsrechtes, Bd. 1. Darmstadt 1824. S. 383

flg. Mens Pohls, Darstellung des gemeinen teutschen und Hamburger

Handelsrechtes, Bd. 1. Hamburg 1828, S. 302 flg. ?sräss5«» «ou,»tl<z

6r«it 6e «ommer«« Vol. I. p. 39. Vineegs expo«!t!on rsissonn^e 6e I?

legislstioii v«mmer«sle Vol. II. p. 427^-454. und dann Mehreres oder Min

deres darüber in allen Lehrbüchern über Handelsrecht und teutsches Privar,

recht lunter Anstalten zur Beförderung des Handels), so wie in allen Sehr-

Handbüchern der Handlungswissenfchast.
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Aufsicht stehende, zur Erleichterung der Zahlungen und des Geldver

kehres, vorzüglich unter Kaufleuten — Die Städte sind nicht bloS

ihrer jetzigen Bedeutung, sondern auch der Vorstellung nach, welche

man zur Zeit ihrer Entstehung damit verband, gleichsam stabil gewor

dene Messen und Märkte. Der Marktplatz war daher besonders in

früherer Zeit der Mittelpunkt und eigentliche Sitz des stadtischen Lebens.

Hier concentrine sich auch in frühester Zeit der eigentliche Handels- und

Gewerbsverkehr. Um den Markt herum wurden dann bedeckte Platz«

und Gänge, Gewerbshallen (Lauben) angelegt; in diesen, wenn nicht

schon die Halle selbst einer gewissen Gattung von Gewerbtreihenden

angehörte (z. B. die Tuchhallen in vielen, besonders niederländischen

Städten), hatte jegliche Gattung von Kaufleuten, Krämern, Handwer

kern ihre besonderen Stände, wo sie ihre Waaren feil boten: ihre

Bänke 2). Später verbreitete sich gewissermaßen der Marktverkehr

durch die ganze Stadt, und so sind die erweiterten Hallen und Bänke

auch an anderen passenden Plätzen in der Stadt erbaut worden. Unter

diesen Bankinhabern befanden sich such die Wechsler («ginpsore»).

In der früheren Zeit ist mehr von den Geld tischen die Rede, später

wurde der Ausdruck Gelob an k e allgemein ^) und hat sich hier, an

seine glte Bedeutung erinnernd, vorzugsweise erhalten. Die Campso-

ren betrieben nicht blos den sogmannten Handwechsel, sie vermittelten

auch die Zahlungen für Kaufleute und Regierung, die ihre Gelder bei

ihnen deponirten, machten Anlehen u. f. w. ^). Später ist dann den

jenigen, welche sich mit solchen Geldgeschäften besonders befaßten, der

Name Bankiers, Bankherren (bsixzuier!) eigen geblieben^). —

Anstalten, die dann von Gesellschaften unter Autorität des Staates

errichtet wurden, um den Geldverkehr zu erleichtern, auch wohl Geld

geschäfte zu betreiben, wurden dann Banken genannt. Es gibt zwei

wesentlich von einander verschiedene Äxten dieser Anstalten : Giro bac

ken und Zettelb anken; die Lehnbanken sind kaum als eine

eigenthümliche Art zu betrachten, wovon unten'').

2) Rau a. a. O- §- 304. Anm.: Bank ist eine Anstalt, bei welcher

Bsrräthe von Münzmetallen niedergelegt werden, als Verbürgung für ein die

Geldzahlung erleichterndes Mittel. Er bemerkt mit Recht, daß die Benen

nung oft auf Institute übertragen wird, die damit keine Gemeinschaft haben.

5) Hüllmann, Städtewesen im Mittelalter Bd. 1. S. 304.

4) Hüllmann a. a. O. S. 44«.

6) Siehe Martens über den Ursprung des Wechselrechtes, Gsttingen

1797. S. 23 flg. Hüllmann S. 442 flg.

«) Siehe darüber Rau a. a. O. §. 292s.

7) Wenn Bosse in der hallischen Encvclopadie vier Arten von Banken

annimmt : Lehn-, Umschreibe-, Zettel- und Wechsel danken, s« scheint ein ar

ges Mißverständniß obzuwalten. In Hamburg wird die Girobank als

solche, um sie von der mit ihr verbundenen Lehnbank zu unterscheiden,

Wechselbank genannt. Alle Wechsel von einem gewissen Belaufe müssen

dort durch die Bank von den Kaufteuten gezahlt werden; eine besondere Gat

tung von Wechselbanken gibt es nicht. Was der Verfasser sich wohl

darunter gedacht hat? Er desinirt sie durch : Anstalt des Vertrauens.

5 "
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Giro-, Depositen!, oder Umschreibebattken sind kauf

männische Anstalten, wobei Summen Metallgeldes, öder auch unge-

münztes edles Metall, von mehreren Personen in sicheren Gewahrsam

niedergelegt werden, um sich unter einander ZaKlungen ohne wirkliches

Hingeben, durch bloses Ab- und Zuschreiben leisten zu können. Jeder

^ der Theilnehmer erhalt seine besondere Bankrechnung (Banco-Folium)

in den Bankbüchern; es wird ihm dann der Betrag seiner jeweiligen

Anlage als Guthaben («regit) in den Büchern (auf seinem Folio) an

geschrieben; hat er dann eine Zahlung zu leisten, so wird die Summe,

als für ihn ausgegeben, abgeschrieben (in das ck^bst gebracht), und da

gegen demjenigen, welchen er bezahlen will, in's Guthaben gesetzt (zu

geschrieben). Das Guthaben der Interessenten vermehrt oder vermin

dert sich nicht nur etwa durch Einlegen oder Zurückziehen von Sum

men aus der Bank, sondern es wechselt unter denselben, dem eigentli

chen Zweck der Bank nach, je nachdem sie Summen zugeschrieben er

halten oder abschreiben lassen.

Die älteste Bank der Art war die in Venedig. Fälschlich setzt

man aber ihre Entstehung schon in das Jahr 1l71 ^). Es ist uns

sicher bekannt, daß sie 1587 eine neue Einrichtung erhielt, wobei die

Einlagen als Anleihen in die Hände der Regierung übergingen; der

Credit der Bank ward durch diesen Umstand aber erst erschüttert, als

1797 die Franzosen in Venedig einrückten. 1803 wurde sie aufgeho

ben ^). Die Bank zu Amsterdam, 1609 gegründet, wurde bei

Gründung der niederländischen Zettelbank 18>4 aufgehoben "'). Die

nürnberger Bank, welche jtZ21 gestiftet war, hat in neuerer Zeit

ebenfalls aufgehört Girobank zu sein"). Die rotterdamer Bank,

nach dem Muster der amsterdamer 1635 eingerichtet, ist ebenfalls in

neuester Zeit aufgehoben, und fo auch die berliner Bank^). Die ein

zige noch bestehende Girobank ist die zu Hamburg, deren Einrich-,

tung eben wegen dieses Fortbestehens und ihrer für Teutschland hoch

wichtigen kommerziellen Bedeutung hier vorzugsweise berücksichtigt wer

den soll. Die Hamburger (Giro-) Bank wurde 1609^) gegründet.

Man hatte dabei das Beispiel von Amsterdam vor Augen. Das Ueber-

8) Hüllmann, Gtödtewesen Bd. 1. S. 453.

9) Büsch a. a. O. Storch a. a. O. III. 63. <Z»n!l!« öes szwtS-

mes <I'«eon. politique, ?sris I8«9 und 132 l. teutsch Berlin 2 Bd. 1811.

Vol. II. S. 158. — Die revidirten Gesetze von 1663 bei Marperger

S. 190,

10) Marperger S. 119. Büsch S. 160, 760. Storch HI, 64.

Ad. Smith übers, v. Garve 3. Aufl. 1810. Bd. 2. S. 305.

11) Roth, Geschichte des nürnberger Handels, Leipzig 1800. Band V.

Rau Anm. z. Storch Bd. III. 464.

12) Rau, Volkswirthschaftslehre Z. 286. S. 3.

13) Geschichte der Hamburger Wechselbank in Älefeker'S Sammlung

hamburgischer Gesetze, Bd. 1. S. 520 flg.; daselbst auch über die anderen

Wechselbanken S. 499, SZ9, besonders aber Busch in dm angeführten

Schriften.
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schwemmen der Stadt mit schlechten Münzen, daS Kippe« Und Wip

pen, Einschmelzen und Ausführen guter und schwerer Münze war zu

Anfang des 17. Jahrhunderts auf's Höchste gestiegen. Diesem Uebel

sollte durch Errichtung der Bank abgeholfen werden. Es wurde mit

dieser Wechsel- oder Umfchceidebank zugleich aber auch eine Lehnbank

verbunden. Früher stand unter Verwaltung der Bank auch das öffeNt-

liche Kornmagazin, indem der Ankauf des darin lagernden Kornes aus

den in der Bank befindlichen Baarschaften bestritten wurde, wobei die

Cnmmereicasse jedoch jeden daraus erwachsenden Verlust trug. Das

Kornmagazin besteht seit der französischen Occupatio« nicht mehr ^).

Der Bankdeputation ist auch die specielle Verwaltung des

Münzwefens und insbesondere der Einkauf des Silbers und GöldeS

übertragen^). Es find diefes aber außcrwesentliche Geschäfte der Bank.

Norm für die Beurtheilung der noch jetzt geltenden rechtlichen Verhält-

Nisse gibt ab: das revioirte Reglement der Hamburger Wechsel- und

Lehnbanco vom 7. Sept. 1718^), wozu noch einige Neuere Verord

nungen kommen. Der Bank fleht die sogenannte Bankdeputation vor,

bestehend aus 2 Herren des Rathes, 2 Oberalten, 2 Kämmereibürgern

und 5 (aus der Kaufmannschaft gewählten) Bancobürgern, welchen die

specielle Verwaltung obliegt. Zur Geschäftsführung sind mehrere Buch

halter, Vnnkschreiber u. s. w. angestellt, zu deren Pflichten namentlich

strenge Verschwiegenheit über den Capitalstand der Interessen

ten gehört. Die wichtigste Veränderung, was das Innere der Bank

betrifft, gingv. 17. Juni 1770 bis 8. Juli 1790 vor sich. Ursprünglich

bestand nämlich der Bankfond aus groben Münzen, besonders Spe-

ciesthalern; seit dem erstgenannten Termine wurden auch Silberbarren

angenommen und seit dem zweiten hörte jedes Einlegen von

Münzen ganzlich auf. Die Barren müssen eine Mischung von

reinem Silber (15 Loth 12 Gran) haben. Die Bank berechnet

bei den eingelegten Barren die kölnische Mark Silber zu 442 Schilling

(deren 43 einen Thaler machen), oder zu 27 Mark 10 Schill. Der

Gehalt der Thaler ist demnach 528,2" As. Ein 1 Thl. Bco.

ist nach dem 24 Fl. Fuß ^ 2 Fl. 36z Kr. ")

Der Nutzen einer solchen Bank besteht darin, daß alle Unbequem

lichkeiten, welche mit Auszahlung großer Summen verbunden sind, da

durch vermieden werden, also außer Verlust der Zeit und Arbeit, die

14) Westphalen, Hamb. Staatsverwaltungsbehorden, Hamburg 1828.

S. 22S Anm.

15) Westphalen S. 22S.

16) Abgedruckt bei K lese k er Th. 1. S. L?4 flg.

17) Da das Courantgeld leichter ausgeprägt ist, so bekommt baS Banco-

geld ein Aufgeld (Agio) bei der Berechnung. 100 Mark Banco sind etwa

gleich 125 Mark Courant, doch wechselt der Cours. Mark oder Thaler Äanco

ist, wie sich aus Obigem ergibt, eine blose Rechnungsmünze. Die Course

fremder Münzen und Wechsel werden nach Thaler Banco (d. i. je 3 Mark),

oder nach 10« Mark bestimmt. Wenn es z. B. heißt: preuß. Cour, steht zu

49Z, so bedeutet dieß, daß für 10« Rthlr. Banco 14SZ Rthlr. preuß. Cour,

gezahlt werden müssen.
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Gefahr deS Verschicken?, des Verlorengehen? und besonders auch das

Abnutzen der Münzstücke. Die niedergelegten Summen sind gegen

jede Verschlechterung geschützt. Die Bank gewahrt dem Kaufmanne

den großen Vortheil einer festen Valuta, d. h. eines Rechnungsgeldes,

wornach alles Andere bestimmt wird. Diese Stetigkeit des Rechnungs»

gelbes ist für den Handel , wie R a u bemerkt ^"), eine so wichtige

Sache, daß man sich in einem weiten Kreise desselben bedient, und daß

die Geschäfte sich oft nach dem Sitze der Bank hinziehen. Die ham»

burgcr Bank ist einer der Anker, welchen das Schiff des Großhandels

dort ausgeworfen hat. Es ergibt sich aus der beschriebenen Einrich

tung aber auch, daß eine solche Girobank nur für einen Ort und

dessen nächste Umgebung, nicht aber für das Land in weitem

Umkreis ihren eigentlichen Nutzen bewähren kann. Dieser besieht auch

keineswegs darin, daß die Interessenten einen eigentlichen Geldgewinn

ziehen, da die Einlagen in der Bank zum Gebrauche, d. i. zur Bank«

Zahlung, oder um sie heraus zuziehen, stets bereit liegen Müssenz im.

Gegentheile müssen diejenigen, die ihr Geld in der Bank haben und

ihre Zahlungen dadurch bewirken, noch zu den Kosten der Unterhaltung

des Institutes beitragen. So muß z. B. in Hamburg der, welcher sein

Geld aus der Bank zieht, sich die kölnische Mark 2 Schilling höher,

als sie bei der Einlage angenommen wird, berechnen lassen. In recht«

licher Beziehung dürfte hier nun noch Folgendes hervorzuheben sein:

1) Eine Verpflichtung, sich Bnnkzahlung gefallen zu lassen oder

durch diefelbe Zahlung zu leisten, kann für Nichtinteressenten nur ent»

stehen, wenn die Bank durch die Autonomie der Kaufmannschaft, so» ,

fern diese ihr als Corporation zusteht, oder dadurch, daß der Staat der

Bank sich annimmt, aufhört ein eigentliches Privatinstitut zu sein. So

ist in Hamburg die Bankvaluta eigentliches Wechselgeld; es müssen

darin alle Wechsel von 400 Mark und darüber abgeschrieben werden;

unter 100 Mark-Banco kann aber nicht abgeschrieben werden, außer

an einigen Tagen am Schlüsse des Jahres zur Ausgleichung der Rech»

nungen. 2) Die Möglichkeit, Interessent der Bank zu sein, hängt von

gewissen Qualifikationen ab. Auswärtige pflegen immer ausgeschlossen

zu sein iv); im Zweifel muß jeder Interessent Bürger der Stadt sein.

In Hamburg ist Großbürgerrecht Bedingung einer eigenen Bank»

rcchnung; aber auch die Mitglieder der israelitischen Gemeinde können

ein Bankfolium haben. Diejenigen, welche keine eigene Bankenrech»

nung haben, müssen Bankzahlung durch den Inhaber eines Bankfo»

liums leisten, und durch einen solchen auch in Empfang nehmen lassen.

Sowohl Fremde sind in dieser Lage, als auch Einheimische, besonders

kleine Kaufleute oder Personen, die keine so vielfältigen Geldgeschäfte

18) Rau, Volkswirthschastslehre §. 28S.

19) Nach dem Hamb. Bankreglement ist den Würgern bei Strafe verbo«

ten, für Fremde Bankrechnung zu hatten. M. Pohls Handelsrecht Bd. 1.

S. 320 bemerkt, daß diese Vorschrift, wenn ihr auch vielfach entgegengehan«

dett wird, nicht als aufgehoben anzusehen sei.
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machen, um ein Bankfolium zu halten. Man sagt vön ihnen in Ham

burg dann: sie haben ihre Bancoconto unter N. N. Die

Wechsler machen es daselbst zu ihrem besonderen Geschäft, Bancozah-

lungen für Andere gegen Provision zu leisten und in Empfang zu

nehmen. Das rechtliche Verhältnis;, welches zwischen einer Person, die

ihr Boncoconto unter dem Namen eines Anderen hat, und dem Bankfolio-

inhabcr besteht, ist wohl am richtigsten als ein Mandat anzusehen^.

3) Die sämmlichen Interessenten einer Bank stehen unter einander in

einem Societätsverhältnisse, wie bei einer Aktiengesellschaft; daraus ist

das Recht Directoren zu wählen u. f. w. abzuleiten; indeß pflegen

diese Berfassungsverhältnisse der Bank durch die Bankreglements be-

' sonders bestimmt zu sein, und es kommt hier sehr die Stellung der

selben zum Staate in Betracht. 4) Jeder Schade, der der Bank durch

Zufall oder Versehen der Bankangestellten erwächst, trifft sämmtliche

Interessenten und wird überall vertheilt ^"). 5) Gelder, die in der

Bank stehen, können nicht/ wie dieses meist noch ausdrücklich bestimmt

ist, mit Arrest belegt werden. 6) Ueber die Bewirkung des Ab- und

Juschreibens pflegen besondere Vorschriften zu bestehen, besonders auch

über die Zeit. Das Abschreiben muß in Person von dem Bankin

teressenten besorgt werden, oder durch einen hierzu mit specieller oder ge

nereller Vollmacht Versehenen ; die generelle Vollmacht eines Geschäfts

führers ist noch keine Bankprocura ^). Eigentümliche aber aus

allgemeinen Principien des röm.Rechtes zu beurtheilende Rechtsverwickelun

gen entstehen dadurch, daß das Zuschreiben ohne vorherige Anzeige an

den Empfänger geschieht, daß er das Geld also auf seinem Folio fin

det, ohne zu wissen, 1) von wem eigentlich dasselbe komme, da der

Abschreiber sowohl für sich selbst, als für einen anderen Bank- oder

Nichtbankinteressenten abgeschrieben haben kann; 2) in welcher Absicht

das Geld und zu wessen Besten es ihm zugeschrieben worden. Es ist

2«) Man bat es für ein Depositum oder diesem nachgebildeten Jnnommi-

natcontract halten wollen, so Archiv für das Handelsrecht Bd. 2.

Hamburg 182«. S. 372 flg., dem auch gefolgt ist Bender, Handelsrecht

Bd. 1. S. 388. Siehe aber dagegen M. Pohls Handelsrecht Bd. I. S.

310, der u. A. einwendet, daß von einem dem Depositum nachgebildeten Geschäft

schon keine Rede sein könne, »eil keine Rückgabe in specis stattfindet

21) Die Bank ist wohl schwerlich als Depositar ihrer Interessenten an

zusehen (wie Bender will a. a. O. S. 386, 389). Will man darüber

hinwegsehen, daß sie in der Regel eine Bezahlung erhält, so fehlt doch zum

Depositum die Rückgabe einer deponirten Species. Man muß viel mehr das

Institut selbst als das Object der unter den Interessenten bestehenden Socie-

tüt ansehen. Pohls a. a. O. S. 309.

22) In Hamburg muß, wer in der Bank abschreiben will, in Person hin

kommen, und dem Bankbuchhalter einen geschriebenen Bankzcttel, in welchem

die Summe einmal mit Buchstaben einmal mit Zahlen geschrieben, ist , über

geben. Wer Krankheit halber verhindert wird, zu dem muß der Bankschrei

ner sich verfügen, um von ihm persönlich die Angabe der abzuschreibenden

Summe zu erhalten. Wer durch Bevollmächtigten abschreiben lassen will,

muß denselben nicht nur schriftlich Vollmacht ertheilen , die jedes Jahr zu er

neuern ist, sondern ihn auch persönlich der Bank vorstellen.
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allgemeiner Kaüfmannsgeorauch, daß der Empfanger am anderen Tage

(das Abschreiben geschieht bis 11 Uhr früh) in dem Comptoir des Ab

schreibers den Posten nachfragen läßt. Hier wird ihm aufge

geben, von und für wen abgeschrieben worden ^). Eine solche

Aufgabe hat, nach Ansicht der Juristen/ welche auch durch gericht

liche Entscheidungen Unterstützt wird/ in der Art die Vermuthung für

sich/ daß sie nur durch Gegenbeweis entkräftet werden kann. Wiewöht

auch eine Sinnesänderung in der Zeit von einem Tage zuM anderen,

wo Veränderungen der Verhältnisse eingetreten oder bekannt geworden

sein können/ möglich/ muß es dennoch in der Regel so angesehen wer

den, als sei die Ausgabe mit dem Abschreiben gleichzeitig erfolgt'^).

Zettelbanken. Es laßt sich sehr wohl denken, daß eine Zet

telbank von einer Umschreibebank sich nur im Wesentlichen dadurch

Unterscheidet, dt'ß jeder Battkinteressent für , seine Einlage Bescheinigun

gen (Banknöten, Bankzettel) erhält, die auf jeden Dritten

übertragbat sind, so Laß die Zahlungen eben nur durch Circülation

Lieser Papiere, statt bei den Girobanken durch Ueberlragung in den

Büchern der Bank, bewirkt werden. Der Zweck solcher Institute ist

dann ebenfalls Erleichterung des Gelbverkehres, und es kommen, so

weit nicht die Natürliche Verschiedenheit beider Gattungen von Einrich

tungen Abweichungen begründet, dieselben Rechtsgrundsätze zur Anwen

dung. In dieser Weise bestehen auch noch die. italienischen Ban

ken. Sie händigen nämlich Jedem für die vön ihm baar eingelegte«

Summen Noten zu demselben Betrage ein, ohne aber Zinsen od«

Dividende dafür zu entrichten; dabei geben sie nicht mehr Noten aus,

als sie bnare Einlagen empfangen haben. Einen Gewinn machen sie

aber dadurch, daß sie einen Theil von den deponirten Geldern gegen

Zinsen austhun. Den Girobanken stehen um so näher die 7 neapoli

tanischen Banken, deren auf Sicht zahlbare N«ett (kecll 6i ereäiw)

nur durch eine schriftliche Eessiön, wie Wechsel durch Indossament,

welche aber in den Büchern der Bank eingetragen werden muß/ über

tragbar sind. Die Setted (veäole) der bsuco 61 sr^irit« 8. und des

Leihhauses (miMs äi pier«) in Rom brauchen, aber nicht indossirt zu

werden ^). Italien ist das Land des Ursprunges der Banken, und

dort möchte sich daher wohl deren ursprüngliche Einrichtung noch in

alter Weise, erhalten haben. In deN übrigen Staaten der alten und

neuen Welt sinö aber die Zettelbanken etwas noch wesentlich Anderes

geworden, als Institute zur Erleichterung , besonders kaufmännischer

Zahlungen. Zettel, aus jeden Dritten selbst ohne Indossament über-

23) Wer daher in Hamburg einen Posten zugeschrieben erhält, kann nicht

denselben Tag darüber disxoniren, sondern muß ihn wenigstens eine Nacht

«uf seinem Namen stehen lassen.,

24) Siehe über einige bei Bankzahlungen vorkommende streitige Rechts

fragen in Ash er's Hamburg'scher Monatschrift für Politik und Handel 1334.

Heft 1. Rechtsf. S. 22 flg. Heft 3. Rechtsf. S. 103 flg>

25) Ron a. o. S. §,317. Si 347i

»8
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tragbar, bieten das leichteste Mittel des Geldverkehres dar, überschreiten

von .selbst die Grenzen des Kaufmannsstandes, sowie sie zum Verkehr

im weiteren Landerkreise geeignet sind, während die Girobank nur einem

Orte vorzugsweise zu Gute kommt. Solche Zettel werden zum Papier

gelde, wenn sie allgemein wie Geld genommen werden, was, wo keine

gesetzliche Vorschrift des Staates ihnen eine solche Eigenschaft bei

legt, freiwillig der Fall sein wird, sobald das Vertrauen stattfindet,

daß man jeder Zeit wieder baares Geld für die Zettel nach ihrem No-

minalwerthe erhallen kann. Die Erfahrung ergibt aber nun bald, daß

die Bank nicht einen dem Belauf der ausgegebenenZettel gleichkommen

den Fonds von baarem Geld vorräthig zu haben braucht, um den An

sprüchen, welche an sie durch Darreichung der Zettel nach dem gewöhn

lichen Laufe der Dinge gemacht werden, genügen zu können. Man

hat gefunden, daß drei bis viermal so viel Zettel im Umlauf sein kön

nen, als der zur Einlösung bereit liegende Geldvorrath beträgt

Wie bei dem einzelnen Kaufmann hangt der Umfang und Erfolg ih

rer Geschäfte von dem Credit ab, den sie genießt, welcher wiederum

durch ihr Vermögen, die Art ihrer Geschäftsführung u. dgl. bedingt

wird. Indem die Bank aber mehr Zettel ausgibt, als sie baares Geld

vorräthig hält und ungenützt läßt, bekommt sie ein Capital in die

Hände, welches sich zu gewinnbringenden Unternehmungen verwenden laßt.

Abgesehen von den verschiedenen Arten dieser Unternehmungen, wie sie

vorzukommen pflegen, wird dieBank daher besonders ein lucratives

Institut. Der Gewinn kommt aber nicht den Inhabern der von Hand zu

Hand gehenden Zettel zu Gute, sondern den Unternehmern, die das Geld

zur Gründung des Bank hergegeben haben. Sie sind hier die eigent

lichen und einzigen Bankinteressenten. Es können diese Unternehnfer

eine Gesellschaft, und zwar, wie es meist der Fall ist, eine Aktienge

sellschaft sein ; es kann aber auch möglicher Weise ein Einzelner, es kann

die Regierung eine Bank begründen. Da durch Banken der Art Um

laufsmittel für den Staat überhaupt geschaffen werden, -so werden sie

dadurch Institute von der höchsten n atio na l-öconomischen Wichtigkeit.

So hat sich das Wesen der Zettelbanken allmälig gestaltet. Rau sagt

daher: eine Zettelbank sei eine Anstalt, bei welcher Papiergeld aus

gegeben wird, um damit einträgliche Unternehmungen zu bestreiten"'').

Er will daher die Zettelbanken und Girobanken streng von einan

der unterscheiden, und handelt von beiden auch an getrennten Stellen

seines Buches, indem er die Zettelbanken unter die allgemeinere Rubrik:

Papiergeld stellt. Allein es müßte bei dieser Hervorhebung der Verschie

denheit auch wohl die Verwandtschaft mehr gewürdigt werden. Beide

Arten von Banken sind sich wohl nicht nur bei ihrem Ursprünge viel

ahnlicher gewesen, indem ihr beiderseitiger Hauptzweck, nach welchem ihre

Einrichtung berechnet war, darin bestand, den Umsatz des eingelegten Geldes

zu erleichtern, sondern wo Girobanken, die meist eingegangen sind, be-

26) Rau a. a. O. Z. 305. S. 328.

27) Rau a. a. O. §. 304.
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standen, sind diese auch darin den Zettelbanken näher gekommen, daß das

eingelegte Geld oftmals theilwcise zu anderen Unternehmungen verwcn«

dtt wurde. Indem aber eine Girobank das niedergelegte Geld zugleich

dazu verwendet, Vorschüsse zu leisten, Wechsel zu discontiren, schafft sie

auch in der That eine Mehrung der Tauschmittel, indem das Geld,

welches die Deponenten einander zu» und abschreiben, zugleich wieder

in den Händen Dritter ist, die nichts deponirt, sondern im Gegentheile

entliehen haben. Gewinn macht die Girobank dann ebenfalls. Bei einer

Girobank.. wird aber jedes Benutzen eines Theiles der deponirten Gel

der in weit beschrankterem Mnaße stattfinden können; was bei der

Zettelbank Mißbrauch wird, wird es hier um so leichter. Der Unter

schied zwischen Giro- und Zettelbanken würde sich nie haben so scharf

hervorheben lassen, wenn nicht bei der einzig noch bestehenden Giro

bank in Hamburg die Kaufmannschaft, von der Erkenntnis) ihrer bes

sonderen Stellung, von ihrer Solidität und der Vorliebe blos für eigentli

chen (Waaren-) Großhandel geleitet, den ursprünglichen Zweck der

Banken für die ihrige festgehalten, und die mit einer jeden Bank leicht

sich verbindenden anderen Zwecke, in denen sich die Tendenz zur weite

ren Ausdehnung immer hcrvorstellt, abgeschnitten und im Laufe der

Zeit mehr beengt als erweitert hätte. Im Gegensatze zu dem

gründlichen und umsichtigen Rau kann man «ndcren Schriftstellern, und

namentlich den Juristen, die das Handelsrecht bearbeitet haben, den

Vorwurf machen, daß sie, indem sie durchgängig Banken beider Art

für Anstalten zur Erleichterung des Umsatzes des Geldes erklären, die

besonders den Zettelbanken wesentlich gewordene Richtung, auch neue

Tauschmittel zu schaffen, und damit die Verschiedenheit, wie

sie sich zwischen beiden hervorgestellt hat, zu sehr aus den Augen gelas

sen haben ^).

2») Siehe z. B. Martens, Grundriß des Handelsrechtes 8- 33, 34.

Bender a. a. O. §. 171 vgl. mit K. 176. Pohls a. a. O. Z. 136. Bd.

1. S. 312. Mittermai e r a. a. O. §. 5l«. (4. Aufl.) Pöhls sagt

daselbst: Bei den Zettelbankcn besteht das Wesentliche darin, daß Jemand sei»

Geld in der Bank niederlegt, und dafür einen oder mehrere Scheine erhält,

die die Stelle des baaren Geldes vertreten, als solches zu einem Zahlungsmit

tel dienen, und in der Bank selbst jeder Seil gegen baares Geld

u m g ewechselt werden kdn n en. Dabei ist das Wesen der neuern Ban

ken offenbar ganz außer Augen gelassen; die Actionüre müssen allerdings Geld

niederlegen, aber das Wesentliche, was ihnen zu Theil wird, und was sie nicht

in Umlauf setzen, ist die Bankaktie, wodurch sie Antheil an dem Gewinne

der Bank erhalten. Verschieden davon sind die Banknoten, die zum Um»

lauf bestimmt sind. Die Bankaktien können ihren Cours haben, der variirt,

je nachdem das Bankgeschäft mehr oder weniger Gewinn bringt oder zu brin

gen verspricht; sie können unendlich den Werth des Einlagekapitals übersteigen,

wie oft geschehen ist; die Banknoten können mehr oder minder entwerchet

werden, aber nur unbedeutend über psri oder ihren Nennwerth sich erheben.

Die Banknoten müsse«, um ihren Zweck zu erreichen (sonst wird die Zettel

bank ganz zur Girobank), »u p»rte»r lauten; bei den Actien kann dieses der

Fall sein. Um Banknoten zu erhalten, braucht man nicht sein Geld bei der

ZLank niederzulegen; die Summe der Banknoten wird durch das Eapical der

38 *
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Als die älteste Zcttelbank wird die von Genua allgemein ange

geben. Mittermai er setzt ihre Entstehung in's Jahr 1494 (?) und

Bender, unzweifelhaft mit rühmlicher Genauigkeit auf historische

Quellen gestützt(l), in's Jahr 1694. In diesem Jahre entstand die Bank

von London, die Bender 4 Jahr jünger macht. Die St. Georgs

bank zu Genua ist durch das Schuldenwesen des Staates in's Leben

gerufen worden. Hüllmann und Leo, bei welchem letzteren das

Genaueste zu finden ist, beide auf Macchiavells florentische Geschichte

verweisend, der das Institut genau beschrieben hat, haben darüber be

richtet 2V). Die Summe der Staatsschuld , wofür gewisse Einkünfte

verpfändet waren, hatte man in Anthcile von je 100 Liren verthcilt.

Jeder solcher Antheil, äells re^ublivs, konnte übertragen wer

den; die gesammten Inhaber dieser InoZKi waren Interessenten des

Capitels, wie die zu einer Gesellschaft verbundenen Staatsgläubi

ger als solche genannt wurden. Das Capitel hatte eine gewisse Auf

sicht und Controle bei Verwaltung der verpfändeten Staatseinkünfte.

Dieses war schon vor 1371 der Fall, denn im genannten Jahre wurde

mit jenem Staatsschuldeninstitute ein Tilgungsfonds verbunden, indem

ein Edelmann seine InvFiii zum Belaufe von 9(X)l) Lire dem Staate

schenkte, mit der Bestimmung, daß die Zinsen davon zur Einlösung

von luoglil verwendet und dem Capitel ausgezahlt werden sollte. Die

Veränderung, die im Jahre 1407 vorging, in welches man die Ent

stehung der St. Georgsbank setzt , bestand darin , daß der Staat die

Verwaltung seiner sämmtlichen Einkünfte dem Capitel überließ, und

daß zu dem Zwecke 8 aus der Mitte desselben gewählte Administrato

ren und ein Ausschuß von 100 Interessenten des Capitels ernannt

wurden. Das Collegium der Achten, daß insbesondere unter dem Na

men Bank von St. Georg vorkommt, wurde fast das mächtigste im

Staate; das Capitel oder die Gesammtheit der Schuldner gestaltete

sich mehr und mehr zu einem Staate im Staate 2«). Man sieht, daß

Unternehmer Und ihren Credit, nicht durch Einlagen anderer! Privaten be

stimmt. Mittermai er erklärt: Jettelbanken werden durch Geldeinlagen

(Aktien) gebildet, welche den Bankfonds so begründen, daß die Einlage

nicht zurückgefordert werden kann, den Aktionärs aber, welche da

für einen oder mehrere die Stelle des baaren Geldes vertretende Scheine

erhalten, den Gewinn einbringt, welcher sich aus dem kaufmännischen Ver

triebe der Actien ergibt. Hier sind wieder Bankaktien und Banknoten nicht

gehörig unterschieden. Die Actien vertreten nicht die Stelle des baaren Gel

des, wenn sie auch sn portsur lauten sollten. Wo sollte ein Gewinn herkom

men, wenn die Aktien, den Einlagen entsprechend, als baares Geld in Um

tauf gesetzt werden? Pohls hebt als wesentlich hervor, daß der Einleger

seinen Schein bei der Bank jeder Zeit gegen Geld umwechseln kann; Mit-

termaier, daß die Einlage nicht zurückgefordert werden kann. Und Beide

haben Recht! !

29) Hüllmann, Städtewesen Band 4. S. 118. Leo, Geschichte von

Italien Bd. 3. S. S21 vergl. mit S. 493.

3«) Von einer ähnlichen Einrichtung in W e tz l a r v. 1. 1382 ist berichtet

in Aicha rd's frankf. Archiv für ült. teutsche AK u. Gesch. Thl. 1. S. 179

vgl. Hüllmann a. a. O. S. 12S-
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das Institut, soweit es den Namen einer Bank in unserem Sinne

verdient, schon im 14. Jahrhundert vorhanden war, und Rau's Be

merkung daher richtig ist, daß mit Unrecht die Entstehung in's Jahr

1407 gesetzt wird, wo es nur eine vollkommnere Einrichtung erhielt^).

Es ist wahrscheinlich, daß in Italien im 14. Jahrh. schon mehrfach

Zettelbanken, d. h. Institute zur Erleichterung des Geldumsatzes, durch

Zusammentritt von Campsoren begründet, bestanden, — Die älteste

Zettelbank in der Weife, wie die Institute, die diesen Namen jetzt

führen, eingerichtet zu fein pflegen, ist nächst der von Genua, so weit

sie hierhex gehört, die Bank von England, zu London 1694 errichtet.

England und Nordamerika sind besonders die Länder der Privatban

ken. Tressliche Grundzüge zur Geschichte und Beschrei

bung der Zettelbanken hatRnu^) gegeben. Ueberfpannung

ihres Credits, Ausgabe zu vieler Zettel, unsichere und zu weit ausse

hende Unternehmungen, zu tiefes Einlassen mit der Regierung und dem

Staatsschuldenwesen, hat Entwcrthung der Banknoten und Untergang der

Banken oftmals bewirkt. Die in Teutschland zur Zeit bestehenden Zet

telbanken sind die österreich'sche Nationalbank von 1816, die

pommer 'sche ritterschaftliche Bank zu Stettin von 1824 (neue

Statuten vom 23. Febr. 1833) ünd die bayer'fche Bank von 1834

(Statuten vom 15. Juni 1835). Das Uebereinstimmende besteht bei

ihnen darin, daß sie Noten von verschiedenem Belaufe ausgeben, Wechsel

disconriren und Vorschüsse gegen Sicherheit machen.

Aus dem Mitgetheilten ergibt sich, daß von Bankeignern die In

haber der Bankzettel wohl zu unterscheiden sind. Jene nehmen allein

an dem Gewinne Theil und hasten (die Actionäre bis zum Belaufe

ihrer Actien) für den Nennwerth der Noten in der Art, daß sie auf

Verlangen denselben gegen Rücklieferung der Noten auszahlen müssen.

Ausnahmen davon können wenigstens nicht als im Rechte begründet,

angesehen werden^). Die Noteninhaber sind zum Belaufe derselben'

Gläubiger der Bank, ohne ein weiteres Recht zu haben, wo die Sta

tuten ihnen nicht besonders ein solches gewähren. Ohne Rücklieferung

der Note kann aber keine Zahlung verlangt werden; selbst die ex- '

weisliche Vernichtung macht das Recht, das aus der Note hervorging,

erlöschen, und jedem Vorzeiger wird ohne weitere Legitimation der Werth

ausgezahlt ^). Das Weitere über die hier in Betracht kommenden

Rechtsgrundfätze s. unter dem Artikel: Handlungsgcsellschaften

(ActiengeseUschaften) und Papiere auf den Inhaber lautend.

L eih danken. Die Zettelbanken, sowie sie jetzt bestehen, sind

meist ihrem Wesen nach auch Lcihbankcn; indem sie gegen Sicherheit

und Zinsen Anlehen machen. Daraus erwächst großentheils ihr Ge

winn. Mit einer Girybank kann dergleichen Einrichtung verbunden

31) Vqu a. q. O. S- 310.

32) Raü ä. a. Q K. 31N—317. S. 332-349.

33) Bender a. a. O. S. 393. Pdyls a. a. O. S. 313.

34) Bender a. o. O. Z. Sö4. Pbyls a. a. O. S. 314.
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sein, doch immer nur in beschrankterem Umfange. So ist mit der

Hamburger Wechsel- (Giro«) Bank gleich bei der Stiftung eine Lehn»

dank verbunden worden, die mit derselben unter einer Verwaltung

steht. Sie leiht jetzt nur auf feines Silber und harte Piaster^). Ueber

Zinsen und das Recht des Verkaufes der Pfänder pflegen bei solchen

Lehnbanken besondere Vorschriften zu bestehen. Nicht zu verwechseln

mit den Lehnbanken sind aber die Leihhäuser. Jene haben den

Zweck die Gewerbe zu befördern, diese die Armuth zu unterstützen; beide

freilich indem sie die Möglichkeit verschassen, Geld ohne wucherlichen

Zins zu bekommen. Eine Art Lehnbank sind aber die in neuerer Zeit

aufgekommenen Centralcassen, deren Bestimmung ist: gegen Ver

pfändung von Waarenvorräthen, auch wohl auf Grundstücke, Geldvor«

schösse zu machen.. Wiid°.

Bann (bsunus, bsniium, davon dsnnire), Acht. Das Wort

Bann^) hat mehrere juristisch-technische Bedeutungen. Aus einer der

vorzuglichsten derselben, die hier besonders weiter entwickelt werden muß,

wurde es später durch Acht mehr verdrängt oder vielmehr auf ein

engeres Gebiet beschränkt.

1) Die allgemeinste Bedeutung ist die einer höheren Gewalt,

welcher das Recht zusteht, zu gebieten und zu verbieten. Dann bezeich

net es auch das Gebot und Verbot (iu8»io, insu^swin, e<U«tuir,)

selbst. Grimm 2) scheint dieses Letztere für die eigentliche und ur

sprüngliche Bedeutung zu nehmen. Es wurde dann die höchste

Machtvollkommenheit im Staate, sofern sie sich im Befehlen,

Verbieten, Aufbieten, Frieden wirken und aus dem Frieden thun kund

gab, damit bezeichnet. Der Bann ist daher in der Regel in den Ca-

pitularien ein bsunus regulls, auch wenn die Macht zu gebieten einem

Anderen als dem Könige zustand ; sie erschien dann als eine von dem

Könige übertragene Vefugniß. An dem Schlüsse eines Schutzbriefes

Conrad III. für das Kloster Bischofsberga ». 1140 heißt es: K«c su-

xerscrirttum r e F u 1 i » Lsnui uostri suvtorltsts «outirmsvimus, fg

daß, wie die Vergleichung anderer Urkunden lehrt, bsuuus hier für ple-

uiwä« ^«lestsiis i,osir»e steht^). — Bann bezeichnete dann die in der

Staatsgewalt enthaltenen Gewalten, vorzugsweise d i e beiden , die frü

her als die vorzüglichsten Bcstandtheile der höchsten Gewalt angesehen

SS) Ueber die Hamb. Lehnbank s. P öhls a. a. O. S. ZZ2—324.

1) v. Moringen, Beiträge zur Geschichte des teutschen Strafrechtes,

Berlin 1836. S. 124—17«. Es ist dieses fast das Einzige, worin vom Bann

selbststündigcr und im Zusammenhange die Rede. In wie weit der Verfasser

dieses Artikels damit übereinstimmt und es hat benutzen können, wird theils

die Vergleichung lehren, theils sich noch in ipäterer Arbeit hervorstellen.

2) Grimm, teutsche Rechtsalterthümer S. 732.

3) Häufig findet sich in Urkunden : renalis dänni munimin« roba-

r»nt«», sc>»tri„jie»tes. — Dipl. s. 1137. Iiuclw. Soriß. Lsmb. II. p. 185.

ösuno rvjzuli inleräicimus ue com«» »liizuis «tc.
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wurden: die Gerichtsbarkeit ^) und das Recht zum Aufgebote der

Wassenmacht und den Befehl über dieselbe (daher auch Banner

und Bannerherr), den Heerbann^) (Ii«riKsi>nuin)°). In Be

ziehung auf die Gerichtsbarkeit wurde Bann in der Folge aber mehr

auf die höhere, welche nur im Namen des Königs geübt werden konnte und

von ihm besonders verliehen werden mußte, gebraucht: daher Blutbann

unserer Criminalgerichtsbarkeit entsprechend. Der Blutbann, (das

Gericht über Hals und Haupt) ist daher aber auch ein Königsbann^).

Daher Bannrichter, Bannvoigt. Bannen ist ferner ein Be^

fehl, vermöge der richterlichen Gewalt erlassen, namentlich um bei Ge

richt zu erscheinen (also eine Vorladung); das Gericht bannen ist

eben soviel als das Gericht hegen^); daher auch: der Richter soll

dem Kläger Friede bannen, sowie bannen überhaupt von dem

Friede wirken, sowohl bei Hegung des Gerichtes ^), als bei Einweisung

in den Besitz u.s.w.^) Gebannene Tage (^ie8 bsnuiti) also ge

friedete Gerichtstage. Bann g locke ist dann die Glocke, womit be

sonders in den Städten die Bürger zusammengerufen werden. Bann

ist sodann auch die Bcfugniß, in Folge einer zustehenden Berechti

gung Hnen Anderen in seiner natürlichen Freiheit zu beschranken, ihm

in Bezug auf einen' Gegenstand ein bestimmtes Handeln zur Pflicht

4) OKsrts Otton!» Imp. ». 93?! ns qvis «ome» vel iuäex viesrlu» pu-

büeus i» IVlsgcieburg «ivitste vel territariis eins sliizusm puteststein »ut

bsiinnm Ksi>eat, ni«i s<Iv««atus.

5) Eichhorn, St. u. R.-Gesch Z, 294.

6) I<ex Kip: I<XV. 8i quis legibus in utilitstem regi, «ive in Koste

seu in reliqusm utilitstem bannitu» fuerit. — OKroni«. Halber» t. in

I.eibnit?: 8«ripp. K. Lruns. Ii. p. 118. insuper etism mereatum in

Iisiberstat et Osterm!« Ksbenclum «um telone!» ae monetis s« regio

bann« in utriusoue loci« tenenclis »« »«elpienöls , et reg» lein Kerl-

dannum super milite», liberes, et «ervos ejus6em ecclesiss ... impetravit.

7) Sachs. Landr. I. 59. ^. 1. By koninges banne ne mut

neman dingen, he ne hebbe den bann van deme koninge untvangen vergl.

III. 64. §. S. 6. St» t. Urgent. spu6 Schilter Kdnigshover Chronik

p. ?1S. esp. Iii §. 3. Habet sutsm poteststsm cogenöi et «onstr!ngen<Ii

iuclivstos , <>uo<I vocsnt bsnnum , n«n sb «piseopo sell sb sckvoesto. S. 6.

III» vero potestss spevtst ack sanguinis effusionem, quam «««lesisstics per-

sons ne« Kaders ne« <Iare «lebet S. 6. I7nüe postijuam episeopus ailvoca-

tum posnerit, Imperator ei bsnnum i. e. glaäii vinäictam in Ku)»s m«>Ii

clamnanöo» et omnem potestatqm stringenäi äare <lebet et«. Schwäbisches

Lehnrecht XVII. 3. ,Was das Gerichtes ist, das über plutreynsen geet und

umb todschlag z wemm das der bischof leihet, den soll er stnnden mit seinem

prief an den König, daß er im den bann leihe.

8) O. L. O. 219. — sollen bei irer oberkeyt, die daselbig peinlich ge-

richt zu bannen und zu heZen macht hat, rath suchen. Schwäb.

Landrecht, v. 146. Lehnrecht °.?14.

9) ?orn>. pro«, p. 136 (vgl. velricks (Ziosssr. «. KigiseKen KeeKt.

Lremen 1773. «. v. Ksiinus u. gebsnneäe b^reäe: vckt v» gswönliel^ t« allen

Manhagen «Ist 6«r vor snvsnge <le» KecKten em fre<ls gebannen «erile

— «vi den gebannen tre>Ie KreeKe, KeKt <Ien Ksl» vorböröt.

10) v. Arnoldiin der hallischen Encycl. Bd. 7. S.322.K.
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zu machen. Bannwerk bedeutet den Frohndienst; von den sogenann

ten Bannrechten, z. B. dem Mühlenbann u.dgl., soll unten

besonders die Rede sein. Der Forstbann, Wildbann, bezeichnet

die dem König und Landesherrn zustehenden Rechte über Wald und

Jagd, insofern sie als Ausfluß der ihm zustehenden höchsten Gewalt

betrachtet werden (das Forst- und Jagdregal). Bannforst ist ein

dem gemeinen Gebrauche durch königliche Machtvollkommenheit (Bann)

entzogener und also geschlossener Wald (Forst). — Bann bezeichnet

auch den District, über welchen die Gewalt sich erstreckt, also sowohl

den Bezirk einer weltlicher, ") als geistlichen Gerichtsbarkeit ^), daher

penn Burgbqnn, Stadtbann, wo das Wort einigermaßen mit

Weichbild zusammenkommt '^). Bannmeile (bsoleuvs, KnuileZs)

ist der gewphnlich eine Meile betragende Umkreis um die Stadt, in

nerhalb welchem sie das Recht hatte, die Betreibung von Gewerben zu

verbieten, deren Ausübung als ein besonderes Recht der Städte betrach

tet wurde

2) Bann bezeichnet eine Brüche, die für Verletzung oder Nicht

achtung eines vermöge der Banngewalt erlassenen Gebotes gezahlt wer

den mußte. Die Entrichtung des Bannes war auf die UeKertretunL

gewisser Vorschriften durch die Gesetze ein für allemal gesetzt , so daß

Bann hier mit dem Friedensgeld (kreitus, freclniu) gleichbedeu

tend war oder dessen Stelle vertrat^); oder der Bann mußte für

Nichtgehorsam gegen einen besonders erlassenen Befehl, z. B. vor Ge

richt zu erscheinen, für eine Unterlassung oder eine andere unter diesem

Präjudiz gebotene Handlung gezahlt werden. Dieser Bann war eine

Königsbuße^); er mußte entrichtet werden, y?eil der Honig durch die

11) Dipl. s. 1217. «ucken «ock. ckipl. II. p. 937. IZyns nostr» spuck

Lockenckurv vrvut situ »unt in dsnn« «.in territuri« iuckieis cke Locken-

ckoro. —-

12) Oipl. s. 1346. Lgo ^ucabu» ^rckipresv^ter sv iuckex ^rokickiaconi

psnni <juecklingkeourg.

13) OKsrts Uttonis imp. in VsrenberA: lüst. ecel. Lisnckersueimen-

,Zs ckipl. p. 421. urbälem dannum, <znem vulguriter Kurgbsnn cki»

runt — vräeckictslein civitsten, pertinentem . . . noviter ««nkrinsvimu».

14) Eichhorn, St. u. R.-Gesch. 312 a. E. Es kommt schon vor

in r?rick>'ici II. Lonstit. cke iurib. princip. eeculsr. s. 1232. — in eivitsti-

dus nostri» novis dsnnum milli»re ckeuonsmus. Sachs. Landr. III. 65,.

K. 1. Man ne mut nenen market buwen deme anderen ene mile ya.

16) I,. ^«A>. X. 9. Hui ckomum slterius ««»ectä msn» Kostiiitsr «ir

«uinckeckerit, tr!u»> priinorum <>»i kusiint, unus<z»!^<z»s I^X. s«I. eempun^t, et

bsnnum^ktegis s«I. I,X. Ls^itul. legik. »ckck. a. 817 e. (?ert^ p. 217): —

Linons« vero legem su»m eomoonst et insuper Ksnnum nostruin i. e. sexs-

gint» svlickv» svlvst. I,. ^ngl. VII. 6. <jui likerum «xtrs s«I»,n venckicks-

rit, svlvst eum »imiliter (sc. ljussi oceisnm) et in freckum sol. I<X. I,. ^ngl.

VIII. Hui ckomum „lterius noetu ineenckerit, cksmnum trivio »srvist et in

frecko »vi. I>X. vgl. mit X. 9.

16) l)spit. exverpts. s. 802. «. 57. (?ert? p. 1O1.) Dt Ksnnus, qusm

«er seinetipsuin ckvminus imperstvr bsnnivit 60 sol. solvstur. Lssteri v«rv

bsnni, Huus comites et iuckices Isviunt, seeunckum legem unlusviijus^ne.

 

secuti sunt, sol. X unusizuisque, et in
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Nichtachtung persönlich verletzt schien, Den Bann zu erheben, Befehle

unter Königebuße zu erlassen, stand nur denen zu, welche die Bannge

walt vom Könige erhalten hatten. Die fränkische Königsbuße war 60

Schilling; sie wurde dann im Umfange des ganzen frankischen Reiche«

herrschend^). Die Jdee< die dem Banne zu Grunde lag, und was es

eigentlich damit für Bewandtniß hatte, kann erst im Artikel Buße,

wo zugleich von den Brüchen, dem Friedensgelde, Gewette, womit der

Bann zum Theil zusammenfallt, gehanwlt werden soll, faßlicher aus

einander gefetzt werden. — Die Bannbuße ist aber nicht zu verwech

seln mit den zuweilen erwähnten Bannxftnningen damit wird

nämlich dasjenige bezeichnet, was dem Richter für das Friedewirken

(Bannen) bei der Einweisung in ein Grundstück gezahlt werden mußte.

Bann scheint dann arzch selbst für Hoheitsgefälle verschiedener Art ge

hraucht worder, zu sein^).

3) Bann ist endlich die Friedlosigkeit. Dieses ist die Be

deutung, bei welcher schon zu,r Seit der Rechtsbücher Acht für Bann

gebräuchlich worden ist, indem Bann nun für die Ausschließung aus

der Kirchengemeinschaft üblich blieb, so daß Ächtend Bann nun zwei

neben einander bestehende, aber «erwandte Institute bezeichneten, wo

von das eine dem weltlichen Rechte und der weltlichen Gerichtsbarkeit,

das andere der geistlichen angehörte (s. Kirchenbann). Bann als richter

licher Befehl scheint sowohl ein Setzen in den Frieden, als ein Kündi

gen aus dem Frieden bezeichnet zu haben ; das Letztere scheint aber das

mehr Vorherrschende beim Gebrauche des Wortes geworden zu sein.

In den Volkgesetzen und Kapitularien kommt bsnuus absolut für

Friedlosigkeit nicht vor, dagegen aber: in bavuum yüttere und. t?rb«n-

'<?äpZt. inisso eu«Zqin üsta g. 803. p. 122: — r«ferel>stur öe Kpisoopis, sl>>

dktihii» vel cseter!« »ostris Komiiiiliu», yui »<i plscituiu vestruiu venirp

«ontempserint. Illos ver« per bsnnum nvstruinsü plseitum vestrum,

Kunnire fseistis. — Lspit. ?»<Ierburnense s. 785. «. 13. (?ert« p. 60.)

Ve^iiuu» poteststem eomitibu» bsunnm mitter« infrä suo ministeri« <ls iäi<Ik>

vel insioridus «susis in sol. I<X. De luinoribu» cqus!» «omlt!« dk,nnum jn

sol. XV. «onstituimus.

17) I,. I,ong. 1^. Ii. Oarvl. M. «. 35: Huieunque über domo in Koste

bsnnitus kuerit et venire «ontempserit plenum Keribsnnum «omponst s s -

«un6um legem trsnsorum. Ospit. 8ax. s. 717. I5nsnim!ter e«n-

»enserunt, ut <Ie illis espitulis^ pro quibus k'rsnci, si Kegis bännum trsns»

eres»! sunt I,X. sol. e«mpom,nt, «imiliter 8»xo»e» solvent. — Sächs.

- L a n d r e ch t III. 64. Z. 4. Sestich Schillinge weddet man deme greven

unde ok dem vogede, die under koninges banne dinget, of he den van von'mz

komnge selbe hevet.

18) UsrrKsu« <ZIoss. s. v.

19) LKsrtä gonst. Ottonis II. 979. quioquiö intrll 6uetum novss et

yntiyuse «rdi» s<l nostrsrn udilitätem vismn est, t»m in b»nni» qu»m tv-

letes pertinere » nostr« iure in eiusdem eeolesiäe ins trän«s>in6jmu» (its)

ut oiunes eumsounyne negotistionis militgte» in tolete» vickelieet et d, »n-

nis — episeopu» suir^ue »uecessore» pleno iure poss.!äesnt. Von Arnoldi

meint, daß, aus der Verbindung zu schließen, unter Bann gewisft seither für

den kaiserlichen Fiscus erhobene A c eis g e sä l l e zu verstehen sind. '



Bann.

»Ire für friedlos legen, und dann das Compositum : me-iba» I. e. ei»

borum iiiter^ivti« 2«),

Weder das Wesen der Friedlosigkeit, noch die Stellung derselben

im Rechte können aus den Volksrechten und den Capitularien genü

gend erkannt werden. Die scandinavischen Rechtsquellen hellen auch

hier wieder die Sache auf eine noch nicht im vollen-Umfang dargelegte

und noch zu wenig anerkannte Weise auf. Vorzüglich aus der Grau

gans wird das Wesen der Friedlosigkeit klarer, doch ist hier nicht der

Ort, dieß vollständig auszuführen. Die Friedlosigkeit war eine Aus

schließung aus der Friedensgenossenschaft. Die nächste Folge der Fried

losigkeit war 1) daß Niemand mit dem Friedlosen irgend eine Gemein

schaft und irgend einen Umgang haben durfte. Stellen, woraus dieses

hervorgeht, lassen sich in den Rechten verschiedener germanischer Stämme

sehr viele nachweisen ^"). 2) Der Friedlose durste nicht länger in der

Gemeinde, in welcher er friedlos gelegt war (im Lande, wenn es auf

dem Landthing geschehen war) weilen. Daher die angelsächsische Be

zeichnung des Friedlosen (tt?rn»n) 22). Z) Das Vermögen der Fried

losen wurde eingezogen. 4) Oftmals scheint auch das Haus der Fried

losen zerstört und verbrannt worden zu sein, gleichsam um dadurch seine

Spur in der Gemeine ganz zu vernichten 5) Der Friedlose sollte

nach Verordnungen, die freilich erst aus der christlichen Zeit herrühren

können, nicht auf dem Kirchhof begraben werden^); aber auch dieses

dürste noch damit zusammenhängen, daß der Friedlose sowohl aus der

Friedensgemeinschaft als Gemeinschaft der Heiligthümer ausgeschlossen

war: »«« »ut »svr!» sde»»« — sagt Tacitus — sur couciliuin

uiire iFnominios« rs» est ^2).

An der Stelle des Bannes, der torbsuniti« in der fränkischen

Zeit, über deren Wesen wir freilich unvollkommen unterrichtet sind,

hatte sich zur Zeit des Sachsenspiegels eine dreifache Friedlosigkeit ge

bildet: die Verfestung, die Acht und die Oberacht. Was der

Sachsenspiegel und die nächstverwandten Rechtsbücher darüber enthalten,

findet sich zusammengestellt in Lleineus ?ertlies ctlss. 6« riroslirl-

ritioue «r bsnuo regi» (Louuse 1gZ4. 8.).

20) (^splt. ^iiisgr. s, 809. S. 3. De me?!bsa i. e. äs Istrone kor-

bsnnito, ut unusquisqus «omes »Ii« (»Iii) msnöet, ut nullu» «um reciver«

»Ulleat. Man hat gewöhnlich gemeint Istr« kvrbsnililus sei eine Uebersetzung

von menibsm, und es findet sich sogar noch bei neueren Schriftstellern, da doch

Grimm Rechtsalterthümer 'S. 736 die richtige Bedeutung nachgewiesen hat.

Diese kann um so weniger verkannt werden, als auch in nordischen Rechten,

z. B. in Sküne 1^. 7. 9. m»t. d»n. für Friedlosigkeit sich findet.

21) I.. «sl. em. I.VII. S. I.. Kipllsr. I.XXXVII.

22) K. J n a's Ges. XXX. v. Schmid S. 2«. Cnut I. 12. s. Note.

Ikäißnu» est psee et vstris. I,. 8sl. I.VII. 6.

23) Grimm, Rechtsalterthümer S. 729.

24) «rsgas Vi?»I. v. 31. II. p. 62.

25) 1°sc. «oriu. «. 6. i. k.
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Die Verfestung trat gegen denjenigen ein, der' bei einem Ver

brechen, welches an den Hals oder die Hand ging ^"), auf handhaster

That ergrissen und entflohen war, oder, wegen eines solchen angeklagt,

nicht vor Gericht erschien ^). Sie wurde, wenn der Kläger mit sei

nen Eidhelfern die Anklage vor dem kompetenten Richter (nach dem

Sachsenspiegel dem Grafen, Schultheiß, Gaugrafen ^»), in deren Ge

richtsbezirke das Verbrechen begangen war) beschworen hatte, von die

sem ausgesprochen Wahrend der Verfestung war der Verfestete

als ein Rechtsverweigerer keiner gerichtlichen Handlung fähig ^<>), aber

die Hauptfolge war, daß der, welcher die Festung über ihn gewon- "

nen hatte, sich seiner selbst in gebundenen Tagen mit Gewalt be

mächtigen konnte , um ihn vor Gericht zu bringen ^). Leistete er

Widerstand, so konnte er selbst straflos getödtet werden^). Nie

mand -durfte ihn Herbergen, um ihn so der Verfolgung zu entziehen^);

auch war der Verfestete nicht rechtlos ^), so daß er nicht weiter und

nicht von Anderen, als wie angegeben worden, straflos verletzt werden

durfte. Wird ein verfesteter Mann (doch nur ein solcher, der na

mentlich verfestet worden), während der Verfestung ergrissen, und

vor Gericht gebracht, so geht es ihm an das Leben, um welcher Schuld

er auch verfestet worden ^°). Er kann sich aber aus der Verfestung

26) Sachs. Lsndr. I. 68. Umme anders nene klage ne sal man ver-

festen, ane ume die, die an bat lief oder an die hant gat.

27) Das. I. 66. Svene man mit der hanthasten dat veit, also, alse he

gevangen wirt, also sal man ine vor gerichte bringen, vnde selve sevede sal

ine die klcgerc vertilgen. — I. 67. §. 2. Sve nicht vore kumt to deme drid-

den degedinge, den vervest man. — I. 70. §. 3. Sve so umme ungericht vor

gerichte beklaget wirt mit deme zurichte, er it overnachtig werde,

mach die klegere dat ungerichte getügen selve sevede, man vervestet jenen de it

gedan hevet altohant.

28) ?srtke» ü« prosvriptions p. 17.

2S) Sachs. Landr. III. 24.

30) Sachs. Landr. II. 63. z. 2. Jewelk 'man mut wol vorspreke sin

unde tügen unde klagen unde antworten, ane binnen deme gerichte

dar he inne vervest is oder of he in des rikes achte is. Vor

geistlikeme gerichte ne mut hes aoer nicht dun, of he to banne is.

31) Das. II. 10. §. 1. Den vorvesten man mut man wol bescedegen

binnen gebundenen vagen. Nicht ne mut man aver over in richten, dar ne

sie de hanthafte dat.

32) ^rg. Das. II. 69. f. ?ertkss I. «. 21.

33) Das. III. 23. Sve herberget oder spiset wetenlike enen vervesten

man, he mut dar umme gewcdden.

34) Das. III. 63. F. 3. Veftinge nimt deme manne sin lif, of he be-

grepen wert dar binnen, unde nicht sin «cht, svo lange he dar an is.

35) Das. I. 66. Z. 3.

36) Das. I. 68. z. 6. Umme svelkerhande scult die man vervest wert,

wirt he binnen der vestinge gevangen unde vor gerichte gebracht, it gat ime

an den lief, of he der dat unde der vestinge vertücht wirt.
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ziehen, wenn er freiwillig sich vor Gericht stellt, und es wird ihm

dann Frieden gesetzt: vorzukommen und sich zu verantworten^). Diese

Friedensertheilung konnte ihm nicht verweigert werden. Er mußte dann

aber Bürgen setzen, vorzukommen und sich wegen der Klagen, die man

gegen ihn erhoben, zu verantworten; hatte er keine Bürgen, so blieb er

in richterlichem Gewahrsam^-). — Die Verfestung wirkte nur in dem

Bezirke des Richters, von welchem man verfestet war, die von einem höhe

ren Richter ausgesprochene wjrkte aber zugleich für alle darunter gehörende

Niedere Gerichte^). Durch eine Anzeige der geschehenen Verfestung

konnte der Richter, von dem sie ausgegangen war, ihr nun eine wei

tere Ausdehnung verschaffen, indem auch der obere Richter die Verfe

stung durch einen unteren anerkennen mußte ^"), — Eine Verfestung,

die nun in dieser Weise dem Könige selbst zur Kunde gebracht oder

von ihm selbst ausgesprochen war, wurde zur Zeit der Rechtsbücher

Acht genannt. Sie wirkte, wie sich aus Obigem ergibt, im ganzen

Reiche. Wer sich aus der Acht ziehen wollte, mußte 6 Wochen des

Königs Hof folgen; war die Acht die Folge einer von einem niederen

Richter ausgesprochenen Verfestung gewesen, so mußte er sich vor die

sem mit einem Briefe des Königs stellen, und sich aus der Verfestung

ziehen Wer Jahr und Tag in der Acht blieb, oder, wenn er sich

aus der Acht gezogen hatte, in dieser Zeit nicht zu Recht zustand und

seine rechtliche Pflicht erfüllte, wurde nun, wenn dieses auf ihn gezeugt

wurde, in die Ob er acht gethan^), d. h. er wurde nun friedlos im

älteren Sinne: es wurde ihm das Recht vertheilt, fein Eigen und sein

Lehn, das Lehn dem Herrn ledig, das Eigen in die königliche Ge

walt^). Doch stand ?s den Erben des Friedlosen noch Jahr und Tag

frei, das Gut auszuziehen, d. h. aus dem königlichen Bann, und es

sich selbst wieder zu gewinnen, wenn sie die Schuld, die durch die Misse-

thaten des Geachteten darauf gekommen waren, bezahlten. Die Acht

hat sich dann als teutsches Rechtsinstitut auch nach der Zeit der Rechts

bücher noch viele Jahrhunderte erhalten. Man "unterschied aber nun

nach vollkommener Ausbildung der Landeshoheit die Land acht und

37) Das. II. 4. F. 1. Sve fik ut der vestinge tien wel, deme sal die

richte« «rede werken vore to komen, of manS von sinent halsen geret

u. s. w.

33) Das. NI. 17. 18.

39) Das. III. 24. 1. — Sve in dem hogestcn gerichte vervest wert, die

in al den gerichten vervest, die in dat gerichte höret. Sve aver in me

niederen gerichte vervest is, he nis in dem hogesten nicht vervest, he ne werde

dar redelike ingebracht.

40) Das. I. 71. Svene die rechte gogreve vervest, die siner goscap an

bat gerichte tiüc, getüget he sine vestinge per deme altohant. Süs irwirft

ok die greue mit siner vestunge des koninges achte.

41) Das. III. 34. §. 1—2.

42) Das. §. 3. man dut ine in overachte, als of he jar unde dach in

achte hebbe wesen.

43) Das. I. 33. Z. 2. «I. ?ertke, I. e. x. 33.



die Reichsacht, welche Ausdrücke nun aber nicht mehr mit Untere

und Oberacht (Aberacht) verwechselt werden dürfen^), denn beioe^

konnten sowohl bei der Land- als Reich sacht stattfinden. Die Un

teracht war nämlich die erste Achtserklärung, welche der Verfe-

stung des Sachsenspiegels entsprach, die Oberacht war die Bestäti

gung derselben, welche die eigentliche Friedlosigkeit begründete.

Die Reichsacht wurde wegen Landfriedensbruch besonders von

Reichsunmittelbaren, und zwar hier als eigentliche Strafe von den

Reichsgerichten oder dem Kaiser ausgesprochen. Landsrieden v. 1495^)

§. 2 : Und ob jemandt was Würden oder Stands der oder die wären,

wider der eins oder mer, so vorgemellt in nächsten Artikel gesetzt ist,

handele oder zu handeln vnderstehen würden, die sollen mit der That,

von Recht, zusampt andern Penen in unser und des heiligen Reiches

Achtgewalten sein, die wir auch hiemit in vnser und der heiligen Reichs

acht erkennen und erklären, also daß ihr Leib und Gut aller mennigklich

erlaubt, urid niemand daran freveln ödet verhandeln soll oder mag. — §. 5.

Er soll selbich Thäter und Fridprecher niemand Hausen, Herbergen, ätzen,

tranken, enthalten fürschub thun in seiner Obrigkeyt Eigenthum und

Gebieten. — §. 9. iuk. Und welcher oder welche also durch Verwür-

kung, wie vor und nachsteet, in die Acht kämen, die sollen auch von

uns davon nit absolviret werden, denn Mit Willen der Beschedigten,

der oder die »rächten sie dann mit Recht darauß. — Selbst nach Errich

tung des Reichskammergerichtes wurde die Ächtsentenz oft unmit

telbar vöm Kaiser selbst ausgesprochen^). In der Wahlcapitulatiott

Carl V. (Art. 22) wurde bestimmt: daß er Niemand ohne Ursache

und unverhört wollte ächten, sondern den ordentlichen Prozeß und

des Reiches voraufgerichtete Satzungen wollte beobachten lassen^). In

der beständigen Wahlcapitulation (§. 20) würde aber entschieden, daß

die Reichsgerichte berechtigt bleiben sollten, den Prozeß zu instruiren,

die Entscheidung aber über eine Achtserklärung eines Reichsunmittelba

ren dem Reiche überlassen bleiben sollte ^). Seit der Achtserklärung

der beiden brüderlichen Kurfürsten von Bayern und Cöln im 1. 170S

ist keine weitere Reichsachtserklärung mshr vorgekommen.

44) Reichstag S. Franks. 143S. Artikel, welche der Kaiser den Ständen

übergeben, §. 2. daß der Reichesacht und Oberacht und Gehorsam ge

halten werden, vgl. Antwort der Stände Z. 4. Senkenberg, Reichsabsch:

Bd. 1. S. 150.

45) Senkenberg, Reichsabsch. Bd. 2. S. 4. vgl. Canii O. voÄ

1521. Art. XXVlll, Das. S. 189. Erklärung des Landfr. Nürnberg 1SZ2i

Art. XXV—XXVI. S. 234 flg.

46) Eichhorn, St.- und R.- Gesch. Z. 475. Note «. w« fernere An

gaben.

47) Eichhorn, das. Z. 477. Note v.

4?) Ooiistitiiiio (III) <Ie invö« cleelsrsnä! »tstiim Zinpsrli in dsniiuni

»rt. XX. der perpttuirlichen Wahlcapitul. v. 1711. b. Senkenberg

Bd. 4. S. 2S1. Quistorp, Grundsätze des peinl. Rechtes ^ S7U.
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Elne Achtserklärung konnte aber bei den Reichsgerichten nach der

Prozeßordnung dcs R. C. G. selbst in Civilsachen erfolgen: bsn-

nui» eonmmsoiss. Sie erfolgte, wenn einer auf die an ihn ergan«

gene Ladung nicht erschien, wenn ein Verurtheilter dem erfolgte»

Rechtsspruche nicht die schuldige Folge .leistete oder auch dem Erecmo-

rialmandcite sich nicht gemäß bezeigt hatte ^). In Folge eines solchen

Ungehorsamsbannes wurde der Klager in den Besitz der Güter des Geach

teten eingewiesen, und konnte dieselben sich zueignen °"). In der per-

peluirlichen Wahlcapitulation a. a. O. heißt es aber: So viel das

Ksuuum eoutauiscise belanget, ist vor gut erachtet, daß selbiges als

ein aus vielen Considerationen unzulängliches Mittel gar abzuthun, und

es in «lvilibus vsu«i» auch bei den oiviliku» o«er«su<1i renwälls be-

^ wenden lassen.

Unter den mannigfachen Arten von Clauseln, durch welche man

im Mittelalter übernommene Verbindlichkeiten zu verstärken suchte

gehörte auch die Bannclausel: «bliZstlo sä bsuuum, «ivile vsl

eoelesisstioum, «KliFsti« i» korms «smerse von den Schriftsteller ge

nannt °^), wodurch man sich bei Nichterfüllung den Folgen einer Achts

erklärung, als sei sie gerichtlich ausgesprochen, freiwillig unterworfen.

Noch längere Zeit, nachdem diese Clausel ihre Bedeutung verloren hatte,

hat man den Executivprozeß darauf begründet^).

Am längsten hat sich aber noch der sogenannte Ksnuus öellvti,

die Achtserklärung als ein Contumacialverfahren gegen diejenigen, welche

eines todeswürdigen Verbrechens, namentlich eines Mordes wegen ange«

klagt, und, indem sie sich nicht vor Gericht stellten, überwiesen waren,

erhalten. Die 0. L. enthält nichts Näheres über das Verfahren

gegen Abwesende; im Art. 155 erwähnt sie aber der Mordacht als

nach Ortsgewohnheit bestehend: Ob einer in Gefängnis) käm, der da

von in Mordacht erkannt wäre, wie an etlichen Orten

Gewohnheit, und im Gefängnisse seine Entschuldigung auszufüh

ren sich erböte, der soll unangesehen, daß er hievor in die Mordacht

erkannt wäre, mit bestimmter Ausführung zugelassen werden. Die

Bamberg ensis enthielt aber ausführliche Bestimmungen darüber,

wie man einen Mörder oder Todtschläger in die Mordacht erkennen

soll 54). Es hat sich dann allmälig für das Verfahren gegen abwe

sende todeswürdige Verbreche» der sogenannte Achts- und Bann-

49) Cam. G. O. Thl. III. T. 43.

S«) Cam. G. O. a. a. O. §. 1—4. Tit. 46. Tit. 4S. Z. S.

61) Quistorp a. a. O. Z. 441.

62) LvKKärcl äs «Kl. sub poenä dsnm eeel» et imperial. Fenss

1739. 4.

63) «ail obs. II. «. 2. n. 24. 26. 28.

S4) Bamb. (peinl. H. G.) O. Art. 229—243. Art. 239. Item so aber

der angezogen tetter in eygner person auff der drever rechttag keinen erschyne

und die tat nit widersprechen oder verantworten würd, so solt am dritten ge-

richtjtag auff der cleger begern und beweisung (der) clage, derselbige beclagt
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prozeß gebildet, von welchem die älteren teutschen StrafrechtSlehrer

zum Theil mit großer Ausführlichkeit handeln Er war im vori

gen Jahrhundert noch in vielen Landern üblich^), und hatte die Form

des Anklageprozesses. Ein Ankläger oder Fiscal, von dem Richter be

stellt, stellt das Ansuchen, den Abwesenden öffentlich vorzuladen. Es

wurde dann eine Ladung unter Androhung erlassen : daß der Abwe

sende im Falle des Ausbleibens für gestandig und überführt erklärt

werden würde. Diese Ladung wurde in dreier Herren Länder an öf

fentlichen Plätzen angefchlagen. Erschien der Vorgeladene in der an

beraumten Zeit (dreier sachsischer Fristen) nicht, so wurde mit vielen

Feierlichkeiten ein sogenanntes hochnotpeinliches Halsgericht gehalten,

und der Ungehorsame wurde in die Unter« cht: für erkannt und

überwiesen und seiner Rechte, Ehre, Habe und Güter für verlustig^)

erklärt, und einem Jeden erlaubt ihn handvest zu machen ; doch wurde

ihm vorbehalten, sein Ausbleiben noch entschuldigen zu können. Nach

Jahr und Tag, von der Rechtskraft jenes Ausspruches an gerechnet,

wurde er dann, wenn er sein Ausbleiben inzwischen nicht entschuldigt

hatte, aus Veranlassung des Klägers in die O b e r a ch t erklärt. Die

vorzügliche Folge der sich nun verwirklichenden Achtserklärung war die

Einziehung des Vermögens des Geächteten. Wenn indeß der Geäch

tete sich noch später stellte, konnte er nicht sofort zur Strafe gezogen

und der Möglichkeit beraubt werden , seine Unschuld darzuthun. Er

mußte vernommen, vertheidigt und dann über ihn erkannt werden. Es

gründet sich dieses auf den angeführten Artikel 155 der L. L.^")

Manche Criminalisten setzten die Wirkung der Achtserklärung vorzüglich

tetter in die mordacht erkannt werden, welche mordacht fürter vnser Zent-

oder LZannrichter außprechen und ercleren solle wie hernach gesetzt ist (Artikel

241). Nämlich: Als du mit vrtevle und rechte zu der mordacht erteylt wor

den bist, also nym ich dein leyb und gut aus dem fride und thu sie in den

vnfrid, und künde dich erloß und rechtloß, und künde dich ben vdgeln fre» in

den lüfften und den thieren in dem wald, und den vischen in dem wasser vnd

du sollt auss keiner straßen , noch in keiner mundtat, die Keyser oder König

gefreyet haben nyndert frieden noch geleyt haben, und künde alle die lehen,

die du hast, jrn Herrn ledig und loß, vnd von allen rechten, in alles unrecht,

vnd ist auch allergemeinlich erlaubt über dich, das nymand an dir freveln

kann noch solle, der dich angreifft.

66) Neier 6e iuäie. bsnnitor. Lrem. 1674. Carpzo V, Jnquisitions-

und Achtsprozeß Tit. XV. Xe>ser ?ISX. «rim. I'K. 2. Heil iuilex st

<?efsn««r esp. VII. §. 20. Ludovici, Einleitung in den peinl. Prozeß,

C«p. lll> 8- 26 u. 39. vgl. auch Quistorp a. a. O. Z. 347. Tittmann

Handb. 918. Bd. 3. S. 666.

66) Einige Rachweisung bei Kress sä <Z. O. O. »rt. 155.

67) Die Formeln der Achtserklärung aus der späteren Zeit: üs^ssr l.

«. §'. 120. SoeKmer zu Carpzov qu. 140. ob«. 6. Dorn, pract. Eom-

mentar Thl. 2. §. 443. Kleinschrod, Abhandlungen aus dem peinlichen

Rechte, Th. 2. S. 6.

SL) K emu« beginnt seine Paraphrase des Art. 15S mit den Worten:

Absens ne qu!» pmiistur, nsvs äsmnetur rescriptuin est; yuoci iasuäit» csus»

quein<iuam «Isinnäri ss^uitstis ratio non ^stistur.
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noch darein, daß sie dieselbe üls eine zur Anwendung der TortUr yrnrei-

chende Anzeige ansahen^), was jedoch von anderen bestritten wurde^").

Es war dieser Achtsprozeß aber schon so außer Gebrauch gekommen,

daß QUistorp bemerkt, er sei nur noch in wenigen Orten üblich*").

Am längsten hat er sich mit In Sachsen erhalten; jetzt ist er durchaus

Bauer, Banergüter. Unter Baüeö verstehen' wir im All

gemeinen die niedere und ungebildetere Classe der Landbewohner, bis

sich außerhalb der Städte mit dem Ackerbaue und der Viehzucht, sammt

den damit verwandten Arbeiten beschäftigte Der Städtebewohner, der

zufällig Landwirthschast betreibt, und der größere gebildete Lanöwirth,

welcher ein Gleiches thut, liegen außerhalb dieses Begriffes.

Bauer im engeren, und wenn man will, ini rechtlichen Sinnes

ist der , welcher ein Bauergut mit bäurischen Lasten und Abgaben

besitzt und bewirthschaftct, weil eben dieser Besitz eigentlich erst die

Rechte uttd Verbindlichkeiten erzeugt, die in staats- und privatrechtlichel

Beziehung besondere Rücksicht verdienen.

Der Stand der Bauern bildet unstreitig die zahlreichste/ zugleich

aber eine sehr fleißige und nützliche Classe der Staatsbürger — nach

Aufhebung der Leibeigenschaft, durch Gefetz und ein milderes Zeit

alter herbeigeführt, kommt ihm biefe Bürgereigenschaft, mit Recht

zu 2) — und schon in Beziehung auf Mehrzahl, Fleiß und Nutzen ver

dient der Stand die größte Beachtung der Gesetzgebung und Doctrin.

Kein Stand neben ihm zeichnete sich aber auch durch Eigenthümlich-

keiten, die er von den frühesten bis in die spätesten Zeiten bewahrte,

so aus, als eben dieser Bauernstand.

Begleiten wir ihn, so weit es der Raum dieses Artikels gestattet,

in öett geschichtlichen Grundzügen und den verschiedenen Clässen, in

der Rolle, die er im Staats- und Gemeindeleben spielt, in Sitten und

Gebräuchen, in seiner Verschmelzung mit der Scholle (Güterbesitz) und

in den vorzüglichsten Rechten und Gewohnheiten, die sich an sein bür

gerliches Leben knüpfen , theils an dieser Stelle, theils im nachfolgen

den Artikel: Bauergut er^)«

69) vs?sr, icrsss »S Öi Ö. <5. 166; Quistorp ä; ä. Ö. Z. 347.

60) Los Km er äg <?. 0. 0. srt! 126. I^s^ssr Spev; 629. n.

61) Quistorp a. a. O.

62) Äittmann a. a. Oi ^918. Mirtermaier, das teutsche

Strafverfahren S. 202 a. E.

1) Hagemann, Ländwirthschaftsrecht 49;

2) Nur wenige teutsche und nebenteutsche Länder kennen noch leibeigene

-Lauern^ Sie kommen gewissermaßen noch vsr in Mecklenburg, Holstein,

Pommern, Böhmen, Mähren und Schlesien.

S) Beide Artikel sollen sich vornümlich mit der praktisch -rechtlichen Seite

beschäftigen, weil es an Beleuchtungen dieser Art mehr, weniger an der ge

schichtlichen und theoretischen Seite fehlt; z; B. Encvclopüdie von Ersch

und Gruberi
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7. Die Römer, denen wir bei allen Gegenständen, die Rechte er

zengen, unseren Blick zuzuwenden gewohnt sind, legten allerdings Werth

auf den Ackerbau. Ovid (?ssr. I.) berichtet uns psscebst »uos

ipss 8eustor ov«8, und einen Cincinnatus und mehrere Andere rief

man vom Feldbaue zu hohen Würden. Die «gri v^iiKsIe« hatten

ihre Pächter , und Ecbzins - und andere Verhältnisse kommen wenig

stens in ähnlicher Gestalt vor. Der größte Theil des Ackerbaues und

der Viehzucht wurde aber durch Sclaven betrieben, und bei Knechtschaft

und Sclaverei kann sich ein Stand nicht selbstständig ausbilden, we

nigstens kein Stand, der im Staatsleben Rechte erzeugt und Rechte

sich aneignet. Der römische Bauer kann uns also weiter nicht be

schäftigen.

Der teutsche Boden ist vornamlich das Vaterland der Äauern,

wie wir sie zum Gegenstande dieser Abhandlung machen. (Vergl. den

Art. Stand.)

Das altteütsche bo, buä und das angelsächsische bur bezeichnet

bald dasFeste, Dauernde, bald den Bewohner, und daraus mag die

hochteutsche Benennung Bauer sich herleiten. Zweifelhast ist, ob die

Benennungen, welche man den alten städtischen Zünften beilegte:

Bauerschaft, Burskap, Burding^), entstanden, weil die in die

Städte gezogenen Bauern die Abteilungen und Gesellschaften bilde

ten, oder ob Land und Stadt den allgemeinen Begriff des Festen und

Dauernden theilten. Zu leugnen ist nicht, daß der teutsche Boden,

teutsches Elim« , teutsche Kriege, Fehden und Zerwürfnisse, wie jeder

friedlichen Beschäftigung , so auch dem Bauernstande lange Zeit hin

derlich waren, einen festen Boden zU fasse«. Alle Widerwärtigkeiten

scheinen aber auch dazu gedient zu haben, eben diesen Stand — zwar

verschieden nach Stämmen und Ländern, doch in sich selbst Mit eigen-

thümlichen Rechten und Gewohnheiten — länger und fester zusammen

zu halten, als solches in anderen Ländern der Fall ist.

Die ersten Jahrhunderte der christlichen Zeitrechnung waren dem

Unterjochen der Römer gewidmet, Und muß der rohe Krieger von dem

gebildeten Unterjochten auch nothwendig Bildung mit nach Hause nehmen,

so wäre« teutsches Clima und teutsche Wälder doch der Volkscultur wie

dem Ackerbaue mehrere Jahrhunderte hindurch hinderlich. Gothen,

Allemannen, Ripuarier und die fleißigen Salier, Franken

und Sachsen versuchten Raub und Fehde durch Gesetze zu hemmen.

Selbst das mildere Christenthum, welches heimatliche Kaiser und deren

eben so tapfere als fromme Gehilfen, ein Bonifacius und Karl

Martel, einzuführen strebten/ artete zuvörderst in Kriege aus, unter

dem Namen der Kreuzzüge bekannt.

Noch Karl der Fünfte opferte die teutsche« Völker, angeblich zur

Erhaltung des Reiches und der Religion, in Italien, Frankreich, Spa

nien, selbst in Afrika. Ebenso eigen waren dem teutschen Boden die
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inneren Fehden, die bis dahin, wo der Landfriede festeren Bödett faßte,

die Länder eben so spalteten als die verschiedenen Fürsten, Grafen und

Herren unter sich und mit den Kaisern gespalten waren. Wo Krieg

und Fehde herrscht, herrschen Mächtige und Große> und das Recht des

Stärkeren übt seine Gewalt über den Boden und deren Bebauer. Acker

bau und Viehzucht können nicht gedeihen, und die ihn bauende Hand

kann nicht selbstständig werden. Land und Volk, welches früher

die teutschen Großen und Herren sich angeeignet und unterthänig ge

macht hatten, theilte mit ihnen später die ebenso mächtige Kirche mit

ihren Stiftern und Klöstern.

Zum Bauen der Felder selbst nicht geeignet, übergaben sie solche

der niederen Volksclasse, deren Person ihnen gleich dem Grundeigen-

thume schon lange gehörte, eben weil sie die Stärkeren waren. Wenn

der Arm der Untergebenen nicht zum niederen Dienste im Kriege und

auf den Burgen — den edleren leisteten die Ritter — gebraucht wurde,

so mußte er zum Bauen der Felder sich bequemen.

Leute, Knechte und Weiber sah man als eigenes Zubehör der Höfe

an. Sie wurden verkauft, vertauscht, verschenkt °), und nicht ohne

Grund ist anzunehmen, daß bis in das 12. ja 13. Jahrhundert Hin

tin viele Bauern noch kein Eigenthum hatten. Leihen aufWillkür

fand früher durchgängig statt, und zwar meistens um die Hälfte 6).

Auch die früher sehr häufig vorkommenden Zeichen der Eigenhörigkeit

(Frauenzins und Busenhuhn), womit das Recht zür Heurath erkauft

werden mußte, sowie die Verbindlichkeit, bei Todesfällen zu steuern (Mor-

tuarium)^), liefern dafür die Beweist.

Mehrere Umstände waren es, die, wenn wir die vaterländische Ge

schichte zu Rathe ziehen, erst nach und nach dahin wirkten > daß der

Bauernfreiheit und dem Landbaue ein besseres Loos bereitet wurde.

Die festere Begründung der Städte, worin der bessere Theil der

den strengen Herrn entlaufenen Bauern Aufnahme und Schutz fand,

der Landfriede, der die Macht der kleineren Despoten brach, die Bauern

kriege und Reformation, verbunden mit dem eigenen Bedürfnisse der

Fürsten, durch das bessere Loos der steuerbaren Bauern ihr eigenes

Loos zu verbessern, waren vornamlich die wirkenden Mittel.

In den 12 Artikeln des Bauernaufstandes, der sich über Schwa

ben, Lothringen, Franken, Thüringen und Sachsen ver

breitete, befand sich auch die Erklärung der Bauernschaft : daß sie nicht

5) Gesenius, Meierrrecht Th. 1. S. 367. Hagemann, Landw.»

Recht S. ILS, obwohl Mittermaier a. a. O. S. «9 gegen die frühere

Leibeigenschaft zu sein scheint. — Durch die Art und Weise der Gebundenheit,

die wir hier nicht weiter untersuchen können, entscheidet sich der Streit.

6) Schmidt, Geschichte der Teutschen Th. I. B. 2. Cap. 11. und

«h. 2. B. 4. Cap. 11. Mittermaier, teutsches Pr.-Recht §. 429. (S.

Ausg.), der mit Recht die Benennungen me<Uest»rii (franz. mets^sr), welche

in Urkunden aus dieser Periode vorkommen, davon ableitet.

7) Eichhorn, teutsches Pr.-Recht §. 60. Hagemann a.a.O.
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ferner als Leibelgene gehalten sein wollten, weil Christus sie alle gleich

durch sein Blut, erlöset Hobe ^), und wurde auch dieser Aufstand auf

Frankenhausens Feldern gedämpft, so wirkte doch die Billigung der

Grundsätze durch den gewichtigen Reformator Luther, in Verbindung

mit der Furcht vor ähnlichen Auftritten, nachhaltig.

An Furcht und aufgeklärtere Gesinnung schloß sich, wie gesagt,

daS eigene Bedürfnis) der Fürsten. Die Inhaber der Landeshoheit sahen

ein, daß der Bedarf nach Boden nicht sicherer befriedigt werden

könne als wenn die zahlreichere Classe der steuernden Bauern bei

ihrem Besitzthume immer mehr und mehr geschützt und der Willkür der

Grundherren entzogen werde. Die Landesherren traten also zwischen

Beide gleichsam in die Mitte.

Sie bewilligten den Bauern Erbstätten^), wobei sie den

Kammerbauern mit eigenem Beispiele vorangingen, und Adel und Klö

ster mußten sich fügen. Nach dem Beispiele des inzwischen eingeführ-

ten römischen Rechtes vom ämnluiuui clirevw,» et utile traf man ein

Auskunftsmittel zwischen den Betheiligten in der Hauptsache, soviel

den Besitztitel betrifft, und die verschiedenen meist in Naturalien beste'

hende'n Abgaben an den Grundherrn blieben bestehen. Das 16. Jahr

hundert kann also mit wenigen Ausnahmen als die Zeit der erbli

chen Colonate angesehen werden.

Ließ man auch dem Gutsherrn in einigen Ländern «ach , daß

er die Meiergüter wegen eigenen Bedarfes ferner einziehen, auch unter

Umständen den Besitzer entsetzen, abmeiern, könne (s. Bauergü-

t e r), so waren doch diese Fälle so selten, daß von nun an der Bauern

stand eine Art Selbstständigkeit behauptete.

Sein Interesse wurde mehr mit dem Grundstücke verbunden, die

persönlichen und aufkündbaren Verhältnisse gingen in dingliche und

bleibende über und er für sich und seine Familie wurde gleichsam mit

der Scholle verschmolzen.

In dieser Periode — selten früher — entstanden auch Frei

bauern, die sowol reichsfrei als territorialfrei waren. Sie

kommen unter der Benennung vor: Sattelhöfe, Schriftsassen,

Freisassen, Erbsassen, Freimänner, Erbexen, Staven,

Lansten u. s. w.^) Die Hauptkennzeichen bestehen darin, daß sie

8) Sartorius, Gesch. des teutschen Bauernkrieges S. 384. Schmidt,

Geschichte der Teutschen Th. S. B. S. Cap. 11. Pölitz, Weltgeschichte Th.

3. S. 76. (S. Ausg.)

S) Eichhorn, Rechtsgeschichte Z. 448. Mittermaier a. o. O.

§. LL.

10) Runde, von der Jnterimswirthschaft S. 273, und im Herzogthum

Braunschweig Landtagsabschied von 1SS7. G e se n i u s , Meierrecht Th. 1.

S. 42S.

11) Mittermaier a. a. O> Z. 83.

12) A. B. im Kalenbergischen und dem Herzogth. Braunschweig. Vgl.

Strusen iure villi«, esp. 8. S. 13.

13) Vgl. Hagemann, Landw.-R. §. 88. Püttmann über Sattel»

Hofe, Leipzig 1738. Westxhal, teutsches Pr.-R. Th. 1. Nr. 6.

SS*
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keine gutsherrlichen Dienste und Abgaben zu leisten haben, also ihr Dis-

, positivnsrecht freier ist, daß sie häusig einen befreiten Gerichtsstand ha-

Ken (kanzleisassig, amtssässig)^), häusig zu Lehn gehen u. s. w.

Die meisten Bauern blieben jedoch den gewöhnlichen Lasten un

terworfen, wohin Zins (theils in Natur theils in Gelde), Zehnten,

Herrendienst und öffentliche Abgaben mehrfacher Art gehören.

Von dem gutsherrlichen Verbände, oft auch von dem Gerichtsver

bande, von den Leistungen, von der Größe der Besitzungen und von

der Stellung in der Gemeinde, erhielt der Bauer denn auch — theils

schon früher, theils nach anerkannter Erblichkeit seiner Besitzungen —

verschiedene Benennungen und Clasfen.

1) Nach dem gutsherrlichen Nexus bezeichnet finden wir: Erb

zins- und schlechte Zinsbauern, Erbpachtbauern, Erblei

hen, Schillingsbauern, Schafftbauern, Bauern oder Güter

zu Walt recht und Meiergüter, welche letztere eigentlich unter dem

Namen Eolonatgüter vorkommen^).

2) Von dem Gerichtsverbande (Dingverbande): Meierdings-,

Voigtdings-, Propstdings-, Freiendings-, Hägerdings-

güter oder Bauern^), und von dem Stande des Gutsherrn be

nannt: Kammerbauern oder Meieramtsbauern, Junkern-,

Stifts-, Kirchen-, Kloster-, Pfarrbauern u. s. w.")

3) Nach Verschiedenheit der Größe der Höfe und der Bespan

nung : Vollspänner, Ackermann, Baumann, Vollmeier,

Voll höfner in der ersten oder höchsten Dienstclasse, Dreivierte l-

spZnner-, Hüfner- Meier u. s. w., in den folgenden und dann

wieder in den geringeren Abstufungen: Halbspänner, Halbhüf-

ner> Halbmeier u. s. w., und endlich Kothsassen oder Kos

säten, Köther, die sich in Groß- und Kleinköther theilen.

4) Nach dem Gemeindeverbande endlich werden die sämmtlichen

größeren Bauern Reihewirthe oder Reihewohner, Gemeinde

bauern genannt, während die nicht Reihewohner Brinksitz er,

Hintersattler, Köthner"), Neubauer, Anbauer, Bei

bauer gewöhnlich nur Hauser, aber kein Land besitzen und nicht in

der Gemeinde stimmen und steuern.

14) Struben, rechtl. Beb. Th. 1. B. 3. Runde, teutfch. Pr.-R.

§. 523. Klingner, Dorf- und Bauernrecht Th. 1. S. 376. Mitter

maier, teutsches Priv.-R. §. 422 u. 432. Serrenner, Abhandlung von

den Freigütern, Dresden 1797.

15) Mittermaier, teutsches Priv.-Recht §. 436. Hagemann,

Landw.-R. §. 114 flg. von B u r i, Abhandl. von Bauergütern, «trübe»

Äs iurs villid.

16) Hageinonn a. s. O. Z. 119. Mittermaier a. a. O. g. 440.

17) Hagemann a. a. O. Z. 6t.

IL) Von den Wohnungen Kothen oder Kathen, wovon sich auch die

geringe Classe der Reihewohner wohl so nennt. In Schlesien kommt die

Benennung! Dreschgärtner vor. Bergl. Mittermaier in der allgem. En-

cvclop. Th. ij. S. 16S.
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5) Häuslings, Einlieger, Tagelöhner besitzen gar kein

Grundeigenthum und können gleich den Dienstboten nur der gewohn

ten Beschäftigung nach zu den Bauern gezählt werden.

Mehr über die Güter der Bauern später.

II. Von der Periode des festen erblichen Grundbesitzes an begann

auch der Bauer eine angemeßnere Rolle im Staatsleben zu spielen. Er

wurde — mit wenigen Ausnahmen, welche die natürliche Abgeschieden

heit des Standes hervorbrachte — den übrigen Staatsbürgern gleich

gesetzt. Er konnte vor Gericht nicht allein Person und Grundstücke

vertheidigen , sondern wurde auch im Verhaltnisse zum Dorfe eben so

gut Mitglied der Gemeinde, wie die Bürger in den Städten es waren.

Maßten sich auch die Städte im Handel und Gewerbe längere

Zeit ausschließliche Vorrechte an, so stattete man dem Bauer dagegen

mit anderen nicht unwichtigen Vorrechten aus. Man erlaubte ihm

gleich dem römischen Landmanne seinen letzten Willen vor 5 Zeugen

zu offenbaren; seine Früchte und Geräthe im Felde wurden besonders

befriedet, und die Ackerbestellung 1)urch Anordnung nothwendiger, gegen

seitiger Servituten befördert^). In der Saat- und Erntezeit muß der

Bauer mit außerordentlichen und langwierigen Diensten verschont wer

den '-"'). Die in Kriegszeiten durch den Feind erpreßten gutsherrlichen

Pacht-, Zins- und sonstigen Gefälle braucht er nicht noch einmal an den

Gutsherrn zu bezahlen und treffen seine Feldfrüchte oder Vieh un

gewöhnliche Unglücksfälle, so muß ihm Remission an öffentlichen und

gutsherrlichen Abgaben angedeihen. Eben so darf die Verlegenheit des

Landmannes nicht benutzt werden durch Verpfändung oder Ankauf der

Feldfrüchte, fo lange sie auf dem Halme stehen^). Ein Gleiches fin

det statt in Hinsicht auf Ackergeräthe, Zug - und Hornviehs insofern

solches zur Bestellung unentbehrlich ist, und bei einer etwa bestellten

Generalhypothek darf daran Exemtion oder Abpfändung nicht vollzogen

werden^). Ferner ist der Landmann bei nothwendigen und unauf,

schieblichen Feldgeschäften den Sabbatsedicten nicht unterworfen. Wer

ihm Geld zum Ankaufe von Brod- und Saatkorn oder zur Bestel

lung der Felder leihet, ist im Concurse besonders bevorzugt. Selbst

seine Prozesse sollen nach den Gesetzen mehrerer Lande summarisch be

handelt und in der Kürze abgethan werden^), und in den Fallen, wo

er ohne Rechtsbeistand war, oder solchen nicht füglich haben konnte,

soll ihm Restitution gegen Verabsäumung in Rechtsgeschäften ertheilt wer-

19) M ü n t e r, Weiderecht Z. 103. H a g e m a n n, Landw.-Recht K. 71.

20) Aehnlich schon im I,. 1. 0. ge »gric. et «ensit. (11. 47.)

21) Hagemann a. a. O. Gabke, Grundsätze des Bauernrechtes

Z. 4S«.

22) Fischer, Cammeralrecht Pd. 2. z. 1018. "

23) Gabke a. a. O. §> 450. Münter, Weiderecht Z. 231. Hage

mann a. a. O. §. 71. S. III.

24) Fische« a. a. y. Bd. 1, Z. 1305 flg. und Bd. 2. Z. 1017 flg.



Sit Bauer,

den °°). Die Versagung der Wechselfähigkeit 2«) steht in der Mitte

' zwischen Zurücksetzung und Begünstigung. Vor allen Dingen ist dem

Gutsherrn zur Bedingung gemacht, daß er die Abgaben und Leistun

gen an Zinsen und Diensten nicht steigern, verändern oder erschweren

dürfe 25).

Dagegen mußte aber auch die Sorge des Staates für die Grund

herren und für sich selbst, so viel besonders die Bevölkerung und Er

schwerung oder Vcrtheilunq der Abgaben betrifft, manche Beschränkun

gen herbeiführen, die dem Bauer besonders in der Erwerbung und Ver«

gußerung seiner Güter Fesseln anlegen und, so wie die Sachen jetzt

stehen, ihn noch keineswegs mündig sein lassen. So darf der Bauer

in allen den Fällen, wo er einen Guts- oder Zinsherrn anerkennt —

als Felge des getheilten Eigenthums — ohne dessen Zustimmung die

Güter weder im Ganzen noch in einzelnen Theilen verpfänden , ver

setzen oder sonst veräußern , selbst in einigen Staaten die Uebertragun-

gen oder Vererbungen in der Familie ohne dessen Consens nicht vor

nehmen 2b). Er darf ferner keinen Vertrag schließen, der dingliche Ge

genstände betrifft, ohne solchen der Obrigkeit zur Prüfung und Bestä

tigung vorgelegt zu haben. Bevor dieß geschehen, wird sogar häufig

nicht einmal ein Klagerecht oder eine Einrede für oder gegen den Bauer

daraus gestattet 2').

Auch darf er nicht mehrere Höfe erwerben, ohne dazu die beson

dere Erlaubniß der Regierung eingeholt zu haben 2"), und die Gesetze

mehrerer Staaten schreiben ihm noch jetzt vor, welche Abfindungen und

Auslobungen er bei Vererbungen in der Familie aussetzen, wie er bauen,

wieviel er bei Hochzeiten oder Kindtaufen verwenden, selbst wie er sich

kleiden soll ") u. s. w,

Dagegen aber verdienen die neuesten Bestrebungen, diesen eben so

wichtigen als zahlreichen Stand in seinem Besitzthume mehr zu heben

und wo möglich zu emanciviren, ehrenvolle Anerkennung. Beweise die

ser Sorgfalt liefern die Gesetze der meisten teutschen Staaten wegen

Theilung der Huthe und Weide, Zusammenlegens der Felder und Wie-

sen (Verkoppelungen), die Vorschriften, thxils auf einseitige, theils auf

gegenseitige Kündigung, wegen Ablösung der Lehns-, Dienst-, Zehnt-

und Zinsverhältnisse, und die dem Stande bald unter gewissen Verhält-

25) Stuben, rechtl. Beb. Th. 1. S. 121, 402, u. Th. 4. S. 33.

26) Püttmann, Grundsätze deS Wechselrechtes §. 31.

27) Gabke a. a. O. K. 443. Hagemann a. a. O. S. 112.

28) Z. B. in den königlich hannoverschen Landen, während in an

dern, z. B. im Herzogthume Braunschweig, dem Gutsherrn bei Vererbungen

in der Familie nur ein Widerspruchsrccht aus besonderen Gründen zusteht.

29) Z. B. im Herzogthume Braunschweig laut Verordnung von 162«

und späteren Deklarationen.

30) Der Grund liegt in dem Wunsche der Bevölkerung, und, der verän

derten Zeitumstände ungeachtet, gilt die Vorschrift in mehreren Staaten

noch jetzt.

31) I. B. sächsische Kleiderordnung von 17S« §. 6.
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Nissen und Güterbesitz, bald durchgangig gestattete Theilnahme an der

ständischen Vertretung.

Allerdings haben diese neuen Anordnungen der Theilungen und

Ablösungen eine höhere und weitere Richtung — wie denn überhaupt

der Staat allgemeinere Gesetze selten nach dem Vortheile eines Stan«

des allein bemessen darf. — Sie sollen den Staatsmechanismus ver

einfachen, indem sie den Zündstoff zahlloser Streitigkeiten und das Ab

mühen in zeitraubenden Berechnungen und Formen hinwegnehmen;

sollen vom Richter und dem verwaltenden Beamten nicht allein Last

und Mühe walzen, sondern auch einem großen Theile der Staatsbür

ger Ausgaben ersparen, die nur mit Widerwillen gezahlt wurden; sollen

Ackerbau und Viehzucht heben, und den Verkehr mit Gegenstanden för

dern, die früher gleichsam gefesselt und todt lagen u. s. w.

Dennoch aber ist nicht zu verkennen, daß der Bauer bei diesen

Reformen am meisten gewinnen muß. Die Förderung des Ackerbaues

und dex Viehzucht^?) berührt ihn zunächst, Ersparung von Zeit, Mühe

und Kosten gereichen auch ihm zum Vortheile, und wenn nicht Alles

tauscht, so wird die moralische Besserung des Bauernstandes den auf»

geklarten Gesinnungen, welche die Gesetzgeber durch jene Anordnungen

nebenbei bekundeten, dankbar und lohnend entgegen kommen.

Gemeinschaft der Anger und Wiesen, selbst der Aecker zur huthba-

ren Zeit, führten Streit und Unfrieden zwischen Hirten und Eigen-

thümer auf der einen Seite, und Ueberlistung auf der anderen Seite

herbei, das Durcheinanderliegen der Aecker aber zahlloses Abflügen. Die

Meiexzinsen wurden entweder nicht zur bestimmten Zeit, noch mehr

aber schlecht und bezüglich im Gemäße geliefert , der Zehnte, zog ihn

der Empfänger in Natur, wurde betrüglich ausgesetzt, und wurde er

verpachtet^), durch Verabredungen ein schlechtes Pachtgeld erzwungen,

und im Dienste endlich war der fleißigste Landwirth trage. Unbewan

dert in der Geschichte, unfähig die Rechtsverhältnisse zu beürtheilen,

eingehüllt dagegen in Vorurtheile, sieht der ungebildete Landmann alle

diefe Leistungen als etwas Gehässiges und Aufgedrungenes an, und

das Alter unterrichtet schon früh die Jugend, wie sie durch List und

Betrug dagegen anzukämpfen habe.

Kurz, es ist nicht zu leugnen , daß alle diese alteren Institute, so

rechtlich begründet sie sind, nur dazu beitragen, Unrecht und Betrug zu

erzeugen, und wenn es wahr ist, daß Unrecht und Betrug am sicherste»

durch Hinwegnahme der Gelegenheit gehoben werde, so muß auch die

Folge sich als richtig ,darstellen, daß der Staat durch Theilungen der

Gemeinheiten und Ablösung der erwähnten Lasten zugleich die moralische

Verbesserung des Landmannes erreichen, und zwar um so sicherer erreichen

müsse, wenn er ihm nebenbei durch Bewilligung mehrerer Vorrechte mit

Vertrauen entgegen kczmmt.

32) Unserer Ansicht nach mehr Rindvieh- als Schafzucht.

33) Nach vielen Landesgesetzen haben die Aehntpflichtigen ein Vorrecht.
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HI. Die Eigcnthümlichkeiten, womit der Bauer aus der Ge

schichte hervorging, seine gleichförmige, früh begonnene und später fort

gesetzte Beschäftigung mit Ackerbau und Viehzucht, die Abgeschiedenheit

von Gewerben, Handel und Fabriken, von geistiger Beschäftigung, Bil

dung und Aemtern, verbunden mit der bisherigen Richtung der Gesetze,

ihn nur auf das, was seines Standes ist, zu leiten und dabei zu er

halten — alle diese Verhältnisse mußten bei dem Bauernstande eine

gewisse Abgeschlossenheit in Sprache, eigenthümlichen Sitten

und Gebrauchen zu Wege bringen. Zn der That entdecken wir sie

auf eine hervorstechende Weise. Zuvörderst ist es die Sprache, die

den Landmann auszeichnet. Klebend am Alten und abgesondert von

Bildung, mußte ihm auch die Bildung der Sprache fremd bleiben. Die

altsassischen, wendischen, siavischen und andere Ueberreste mußten sich

bei dem teutschen Bauer am längsten erhalten^).

So wie der Bauer sich in der Sprache das Alte bewahrte, so

finden wir auch bei ihm noch die guten und schlechteren inneren Ei

genschaften, sowie die äußeren Sitten und Gebräuche der Vorzeit.

Der Landmann ist es, der bei Unglücksfällen seinen Nächsten am

kräftigsten unterstützt. Die Verabreichung von Naturalien, die Leistung

der Fuhren bei Brandunglück sind in mehreren Gegenden bis zur Ob

servanz erhoben, und der Zurückbleibende wird ausgezeichnet. Dem

Freunde oder Fremden wird freundlich die Rechte gereicht, und während

der Mund das Willkommen ausspricht, bethätigt der gedeckte Tisch das

Natürliche und Wohlgemeinte.

Nicht minder zeichnet sich der Landmann in äußeren Sitten und

Gebräuchen aus. In der Kleidung bekämpfte er am längsten fremde

Trachten und Moden; die alte teutsche Sitte, in eigenen Erzeugnissen

sich wohlfeil, dauerhaft und bequem zu kleiden, behielt er bei, und

städtische Gebräuche wirkten auf die alltägliche Kleidung wenig ein. Da

die eigenen Erzeugnisse örtlich verschieden sind , so erklärt sich die Ver

schiedenheit der Trachten nach den Lettlichkeiten.

Die Gesetze der Staaten waren es, die den Bauer besonders bei

angemessenen Trachten zu erhalten suchten. Die Polizei dehnte die

Kleiderordnungen auch auf das Land aus^).

Am auffallendsten sind die Gebräuche bei feierlichen Ge

legenheiten, bei Verlöbnissen und Hochzeiten, bei Kindtaufen und

Begräbnissen ; die letzten weniger als die ersten. Sie bieten für den

Gesetzgeber , Richter und Anwalt mehrere bemerkenswerthe Seiten da?,

und verdienen daher eine Besprechung.

Der. Sohn der Natur befolgt den Grundsatz, daß Freude durch

Genüsse erhöhet, und Traurigkeit dur,ch Genüsse verscheucht werden

34) Auch Frankreich kennt fein Patoi und Gaskognisch, England sein

Irisch und Altskotisch, Spanien sein Baskisch. Nur in Schweden, Dünemark

und Rußland trennte sich die Sprache weniger,

Sö) Mitte rmaier in der allgemeinen Encyclopidie voll Ersch und

Gruber LH. 8. S. 169. Sp. 1 o. E.
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müsse. Der Landmann trögt daher kein Kind zur Taufe, keine Leiche

zur Grabstätte, ohne Freunde und Bekannte zur Theilnahme einzula

den und sie gastlich zu bewirthen. Bei der Taufe zeigt sich die Frei

gebigkeit der Gevattern durch Geldgeschenke ^), und man lud deren

sonst 6 bis S, bis die meisten Landesgesetze sie auf die Hälfte herab

setzten , auch meistens die Schmausereien bei Kindtaufen untersagten^).

Mehr «och gibt es der Formen und Feierlichkeiten bei Verlobun

gen und Hochzeiten.

Die Wichtigkeit und Feierlichkeit der bäurischen Hochzeiten wurde

noch vermehrt, als die Güter der Bauern erblich wurden. Der Gutsherr

«hielt einen neuen erblichen Bevauer, der Staat und die Gemeinde ein

neues Mitglied mit Grundbesitz. Die Gewehre und Auflassungen,

Bedemund und Weinkaufsgelder wurden eingeführt und mit Feierlich

keiten verbunden. Sollte der neue Wirth die Verbindlichkeiten gegen

Familie, Staat, Gutsherr und Gemeinde erfüllen, so mußte er mit Geld

mitteln und Naturalien unterstützt werden. Dieß konnte nur durch

Hilfe der Freunde und des neuen Ehegatten geschehen, und zwar in

dem Maaße, als der Hof es bedurfte. Brautgabe und Aussteuer muß

ten berücksichtigt werden.

Alt ist daher schon die Sitte, daß zu Hochzeiten auch der Ge

schenke wegen zahlreiche Gäste geladen, und daß weniger gefrciet wurde

nach persönlicher Liebe und Zuneigung, als vielmehr nach Arbeitsfähig

keit und Gesundheit, nach Größe und Angemessenheit des Zugebrach

ten zum Hofe und des Hofes zum Zugebrachten.

Hof und Güter persönlich zu erforschen oder zu bekunden war

nicht angemessen. Alt ist daher bei dem Bauer das Institut der

Freiwerber. Vertraute, kundige Männer wurden zu Ehebewerbern

gebraucht, und — jedoch nur für den Fall der wirklich geschlossenen

Verbindung — für ihre Mühe entschädigt, bald nach Uebereinkunst,

bald nach üblicher Sitte Eben dieser Mann spielt daher bei bäu

rischen Verlobungen und Hochzeiten eine nicht unwichtige Rolle. > Er

erforscht und ermittelt das Zuzubringende und die Gegenverschreibunq

(Widerlage), beredet den Tag der Verlobung, ist Zeuge dieser Feier

und sammelt am Tage der Hochzeit die Geschenke ein (Brautgeschenk

oder Brauttafel)^).

Der Verlauf und die Ordnung dieser wichtigen Feier, — dje wlk

36) Bon der Sitte, die Geschenke in Tücher zu binden oder zu k»oteq,

Eingebinde oder Gevatterknote genannt.

37) Z. B. im Braunschweig'schen und Hildesheim'schtN- Vgl,

Polizeiordnung vom 20. Oct. I6S5.

33) Der Vertrag ist der Mandats, oder Maklercontract, und das Honorar

bald Geld bald Kleidung (Kuppelpelz). In Niedersachsen meist Hut unh

Hemd, ohne das baare Geld.

39) Sie bestehen nach gcwdbnlicher Sitte in feinem Gelde, auch wohl in

silbernen Löffeln, betragen oft mehrere hundert Thaler und haben den Na

men davon , weil sie an dem Tische der Braut iy eigenen Geschirren, geopfert

werden,
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wenig abgehandelt fanden ^) — sind folgende : Die Verlobung des

Bauern theilt sich in zwei Geschäfte, ig die sogenannte Hcindverlo»

bung und das formliche Verlöbniß. ,

Die erste wird zwar durch Handschlag und Geschenke gefeiert, je

doch nach den Gesetzen der meisten Staaten nicht als verbindend ange»

sehen. Erst die zweite Handlung, das eigentliche Verlöbniß, ist an

Formen gebunden (wohin das Beisein nicht allein der Eltern und Vor

münder, sondern auch nach den meisten Vorschriften die Gegenwart der

Prediger und einer Gerichtsperson gehört), und erzeugt verbindliche

Kraft").

Der Verlobung folgt die Verschreibung der Güter (des Zuge-

hr.achten, Dos, und der Gegenverschreibung, AZiderlage), Bestimmung

der Abfindungen oder Auslobungen, und des Auszuges oder der Leib

zucht, auch wohl Ehestiftung oder Ehezärter genannt; Verschrei

bung oder Ehestiftung ist der eigentliche Vertrag in bürgerlich rechtli

cher Form.

Den Beschluß macht die kirchliche Form der Trauung oder Co«

pulation, die dem vorausgegangenen eben erwähnten weltlichen Ver

trage den eigentlichen Bindepunct gibt. In den meisten Staaten darf

jedoch auch die Copulation nicht eher vorgenommen werden, bevor der

sogenannte Bedemund oder Trauschein, d. h. die Bescheinigung,

daß von Gerichtswegen gegen die Verbindung nichts einzuwenden sei,

vorgezeigt worden^).

' Die äußerliche und weltliche Feier der Hochzeit findet am Tage

der Trauung und nach derselben statt, und dauert gewöhnlich mehrere

Tage, insofern Gesetze oder Gebrauch sie nicht auf einen Tag beschrän

ken. Die Zahl der Tische .wird nach der Ausdehnung der Bekannt

schaft und nach der Große der Höfe bestimmt. Dem, welcher die Hoch

zeit auszurichten hat, liegt daran, die Kosten nicht zu vermehren und

den jungen Eheleuten dagegen die Zahl der Gäste zu vergrößern, weil

alsdann die sogenannte Brauttafel reichlicher ausfällt. Die Unterhand

lungen und Bestimmungen über die Dauer und den Umfang der Hoch

zeit nach der Anzahl der Tische erfolgen bei Gelegenheit des schriftli-

lichen Ehevertrages^), wenn nicht —^ wie häusig geschieht — Beides

polizeilich bestimmt ist.

40) Selbst in der ,,Feier der Liebe, oder Beschreibung der VerlobungS- und

Hochzeiksceremomen aller Nationen" (Berlin 1324. 2. Aufl.), findet sich über

bäurische Gebräuche wenig.

41) Nach den Gesetzen einiger Staaten, z. B» im Herzogthume Braun-

schweig (Verordnung vom 16. Februar 1314), erzeugen Verlobungen überall

keine Klage auf Vollziehung der Ehe, sondern nur auf Entschädigung.

42) A. B> im Braun schweig'schen allgemeine Landesordnung Art.

99, im Hannover'schen Polizeiordnung von 1663 Art. 82.

43) Ein solcher Tisch faßt in Niedersachsen gewöhnlich 12 bis 15 Perso

nen, und ein Tisch erfordert eine Tonne Bier (108 Quart). Daher die Be

zeichnung nach Tischen oder gewissen Tonnen Bier in den Verträgen gleich

bedeutend ist. Die Ausrichtung einer Hochzeit zu 4 Tonnen Bier und 2 Ta

gen wird hiernach verständlich.
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Auf die Ausrichtung der Hochzeit, in der versprochenen oder gesetz

lich bestimmten Größe und Dauer, findet ein Klagerecht statt, wobei,

weyn ein Dritter sie ausrichtet, der übliche Kostenaufwand, und wenn

die Ausrichtung in Natur unterbleibt, die Brauttafelgelder als iuvruin

pesssus in Anschlag kommen. Die Hochzeit einer Verlobten nach länd

licher Sitte ist ein Theil der Ausstattung oder ä«s. Sie würde also, wenn

sie nicht versprochen wurde, mittelst der eonäicti« ex moribu», und wenn

sie versprochen aber nicht geleistet würde, mittelst der Klage aus dem

Bertrage oder ?<!t1o»e cle <iote petenda gefordert werden können^).

Die Freigebigkeit und Geschenke der Hochzeitsgaste — ein gleich

falls alter Gebrauchs) — äußern sich auf mehrfache Weise. Einmal

durch Ausendung yon Butter, Milch, Eier, Fleisch oder Geflügel am

Tag vor der Hochzeit (diese Geschenke kommen dem Ausrichtenden zu

statten, und werden durch kleine Gegengeschenke von Kuchen oder Weis-

brgt erwidert), dann wieder durch die mchrerwahnten Gaben in die

Brauttafel, die den angehenden Eheleuten al.s Regel zukommen, und

wofür diese, oder in deren Namen der Freiwerber, Dank und Annahme

öffentlich aussprechen, endlich aber durch Geschenke von Seiten der Ju

gend, die in einem Brautkranze und Bandern, besonders aber, als Zei

chen des Fleißes ursd, der Häuslichkeit, in einem Spinnrocken ünd Has

pel bestehen. » '

Musik und Tanz dürfen bei, keiner Hochzeit fehlen , jedoch werden

in den meisten Gegenden die Spielleute nicht von dem Hochzeitgeber,

sondern von der männlichen Jugend bezahlt. Der darüber errichtete

Bertrag entscheidet über den Spiellohn. Sämmtliche erschienene Gäste

erhalten ein Andenken, meistens in Tüchern bestehend.

Bauergüter. Ohne Grundbesitz würde der Bauer sich nur in

persönlichen Rechten bewegen, und da er weder im Handel noch in Ge

werben besonders thätig auftritt , sich wem'g bemerkbar machen. Der

Besitz der Güter ist es, der ihm dingliche Rechte gibt, ihn mit dem Grunde

und Boden gleichsam verwebt, und in dieser Beziehung spielt er im

Staatsleben wie im Rechtsgebiete eine vorzügliche Rolls.

Der Besitz seiner Grundstücke ist der zahlreichste und umfassendste.

Die drei Grundquellen des gesammten Staatseinkommens — Grund

rente, Arbeitslohn und Capitalgewinn —- berührt, ex am stärksten, und

die Eigenthümlichkeiten und Gewohnheiten, worein der Bauer sich und

seine Güter gehüllt hat, fordern Gesetzgebung, Theorie und Praxis auf,

ein besonderes Augenmerk aus ihn und sein Besitzthum zu richte«.

44) Schmidt von Klagen und Einreden g. SS«. (6. Ausg.) l^. u>t. L.

Z«t. promis». Ii. unic. z. 1. O. 6« r«i uxor. »et. Wobei sich jedoch ver

steht, daß das Klagerecht nicht weiter ausgedehnt werden könne, als die Ge

setze der Staaten die Dauer oder Größe solcher Verabreichungen gestatten.

Ein gewöhnlicher Fehler solcher Gesetze ist aber daß Alter, z. B. brallnschwei-

gische Verlöbniß-, Hochzeits- zc. Ordnung von 1646, und Landesordnung

von 1647.

45) Schon Tacituö a. a. O. sagt: Inter«u>t r>»e»t« «t proxiaqui,

«t munsr» prod»nt.
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Beleuchten wlr zunächst die vorhin schon erwähnten Classen der

Bauern und deren Güter in der rechtlichen Bedeutung, soweit der Raum

es gestattet.

Zuvörderst schicken wir die allgemeine Bemerkung voraus, daß der

Bauer, so lange er noch einen Zinsherrn anerkennt — also nicht söge»

nannte Freigüter besitzt oder sie sich durch Ablösung der lastbaren Ver

haltnisse erwirbt — an dem Gute selbst, es heiße Meiergut, Erb

zins-, schlechtes Zinsgut u. s. w. ein freies Eigenthum nicht hat. Da

wo sich nicht bloße Pachtverhältnisse herausstellen^), ist bei allen diesen

Gütern das Eigenthum getheilt. Das Ober - oder Grundeigenthum

steht dem Meier - oder Zinsherrn zu, und was der Meier- und Zins

mann sein nennen kann, ist nur der erbliche Besitz und das Nutzeigen

thum so lange er den Bedingungen Genüge leistet, woran auch die

ses äomluiul» utile gebunden ist.

Läßt der meier- und zinspflichtige Bauer seine gutsherrlichen Ab

gaben gewisse Jahre unberichtigt, veräußert er auf irgend eine Weise

das Gut ganz oder theilweise, oder bringt er solches durch schlechte

Wirtschaft herunter; so kann er entsetzt werden. Er muß sogar, wie

wir sahen, nach mehreren Meierordnungen die Meierstatt herausgeben,

wenn der Gutsherr ihrer zu seinem und der Seinigen nothwendigen

Lebensunterhalte bedarf. Also auch das Nutzeigenthum ist bei diesen

Bauern noch ein bedingtes.

Was der Bauer aber unter allen Verhaltnissen sein Eigen nennen

kann, ist das Inventar, sowohl das mit dem Gute verbundene (sUo-

«lium ourn vills «oulunotum 8eu insepsrsbile), als das Nichtverbun-

dene oder Trennbare (s. uou ««»iunQturu »eu sepsrsbile)^). Das

erste muß er zwar in der Stätte lassen, kann aber unter Umständen

Bezahlung verlangen, das letzte darf er dagegen frei veräußern oder

hinwegnehmen.

Eben dieses bedingte Eigenthum an der Stätte mußte denn be

sondere Beschränkungen in der Disposition jeder Art, wohin besonders

Geschlossenheit des Hofes und Unveräußerlichkeit der Zubehörun-

gen, selbst ein bei allen Bauergütern vorherrschendes Oberaufsichts

recht des Gutsherrn und des Staates, herbeiführen, also eine Art

pingliche Curatel, der die Besitzungen anderer großjährigen Staatsbür

ger nicht unterworfen sind. Diese Grundzüge tragen sich mit wenigen

Ausnahmen auf alle Bauergüter über, die wir jetzt nach ihren wesent

lichsten Classen und Eigenschaften näher kennen lernen wollen.

46) Sie sind selten, finden sich jedoch aber z.B. im Hannover'schen,

besonders in Gdttingen und Grubenhagen.

4?) Einige gestehen, namentlich dem Meier, auch dieses nicht zu. Ge se

nilis, Meierrecht Th. 2. S. 108 — 130. Richtiger ist die obige Ansicht.

Vergl. v. Bülow und Hagem ann, pract. Erdrt. Th. 2. S. 273. ?u-

fenäorf 1°. 4. od». 177.

48) Worin solches bestehe vgl. v. Bülow und Hagemann a. a. O.

Th. 1. S. 187, und Scholz des Dritten Intestaterbrecht der Ehegatten

auf putschen Bauergütern S. 29 flg.
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1) Die be! weitem zahlreichste Classe bilden die Meiergüter,

d. h. solche, deren Benutzung dem Besitzer gegen Entrichtung eines

gewissen sich gleichbleibenden Meierzinses ^) erblich überlassen ist s").

Zu den Nebeneigenschaften gehört, daß meistens ein Contract unterliegt,

da,ß dieser in gewissen Zeiträumen (gewöhnlich alle 6 oder 9 Jahre)

erneuert und bei der Erneuerung eine Abgabe (Weinkauf) entrichtet

werden muß^).

Die hervorstechenden Eigenschaften im Begriffe dieser Güter sind,

daß dem Besitzer ein nutznießliches Eigenthum in dinglicher Eigenschaft

zusteht^) (wenn ihm Particularrechte solches nicht ausdrücklich entziehen),

daß der Zins nicht erhöhet oder verändert werden kann, und daß die

Güter in der Familie vererben. Sie kommen auch unter der Benen

nung vor: Erbleihen, Erbpachter ^), Erbpachtgüter ^),

Schillingsgüter ss), Schafft- und Vo igreigüter s«), auch

Güter zu W a l t r e ch t und zu Landsiedelrecht ^). Zu leugnen

ist aber nicht, daß provinziell hin und wieder wohl das Eine oder Andere

von den obigen Eigenschaften abgeändert ist.

2) Den sogenannten Colonatgütern nähern sich der Zahl nach die

Erbzinsgüter. Sie wurden keineswegs durch das römische Recht

und dessen Grundsätze von der Emphvteuse erst auf den teutschen Bo

den gerufen, gehörten ihm vielmehr schon früher an; obwohl immerhin

sein mag, daß die sieghaften teutschen Stämme sie den Römern nach

bildeten. Sie kommen schon früh vor. So kennt sie z. B. der Sach

senspiegel, und mehrere Erbzinsbriefe sind' uns schon aus dem 13.

und 14. Jahrhundert überliefert^).

Eben daher sind auch diese teutschen Emphyteutgüter von den rö

mischen sehr verschieden, und nicht nach diesen fremden Grundsätzen zu

beurtheilen s«). Die Unterschiede äußern sich besonders in der Beimi

schung anderer Verträge, z. V. der Zahlung eines Kauf- oder Er»

49) Gewöhnlich in Getreide oder sonstigen Naturalien bestehend, z. B.

Hühner, Eier u. s. w.

59) Hagemann, Landw.'Recht §. 114 nimmt auch Leistung der Dienste

mit in den Begriff auf. Diese Eigenschaft ist jedoch nur zufällig.

61) Mittermai er teutsches Privatrecht K. 44S.

62) Ueber die Gründe vergl. Scholz des Dritten a. a. O. §. 3d. Das

preuß. Landrecht Th. 1. Tit. ZI. K. 192, unterscheidet zwischen Erbpacht

recht und erblichem Nutzungsrecht.

63) A. B. am Rheine. Vergl. Koch, Abhandlung :c. von den Erblel-

hen zc. Mainz 1791.

64) Preuß. Lcmdr. a. a. O. §. 187:

66) Im Hannoverschen. ?lifsn6«r5 ob». V. 3. ods. 31. Span

ge nberg neues vaterl. Archiv 1824. H. 3. S. 91.

66) A. B. im Luxemburgischen.

67) Z. B. im Hessischen. Rommel Geschichte Anm. S. 19«.

65) Vergl. Sachsenspiegel III. 79. Schott jurist. Wochenblatt 4.

S. 698.

69) Mittermai er, teutsches Privatr. 435. Hagemann Landw.-

Recht S. 20«. Danz, teutsches Privatr. z. 606.
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werbsgeldes, der Entrichtung eines Canön> der sich Mehr dem Erb»

Pachtgelds als dem Zeichen des ObereigenthUmes (in rev«AuIti«uei»

äomiuli) nähert > und in anderen Bedingungen des Heimfalles

u. s. w. «")

Meistens entscheidet der Contract über die vorherrschenden Eigen

schaften; jedoch haben viele Landesgesetze geglaubt, auch bei diesen Gü

tern die Grundsätze des römischen Rechtes geradezu anwenden zü müs

sen während Andere auch hier sich mehr dem teutschrechtlichen Co-

lönatsverhältnisse ttäherN «2).

Für Verhältnisse letzterer Art muß billig die Vermuthung streiten,

und selbst der Name Erbzins darf noch nicht berechtigen > die römische

Emphyteuse anzunehmen, weil es nicht an Beispielen sehlt> daß die Be

nennung Erbzins bei Meierzinsgütern vorkommt oder daß die

Benennung als Gegensatz vom einfachen oder schlechten Zinse genom

men wird^).

In teutscher Eigenschaft kommen die Erbzinsgüter unter verschie

denen Benennungen vor, z. B. Oberbesserung in Hessen^), Fe

stehufen in Holstein Und Schteßwig Erbrechtsgüter in

Bayern^). Auch werden sie in mehreren Ländern Gültgüter ge

nannt^). Kurmede oder Kurmedialgüter sind bald Erbzins-,

bald Meiergüter. Sie haben ihren Namen nur von der Abgabe, die

der frühere Leibherr aus dem Nachlasse des Verstorbenen nahm (Mor-

tuarium) °").

3) Eine gleichfalls vorkommende Gattung sind die sogenannten

einfachen Zins- oder schlechten Zinsgüter. Ihre Kennzeichen sind,

wenn der Bauer einen gleichförmigen, fehr geringen Geldzins entrichtet.

Eine solche Abgabe wird der Entstehung nach für ein Zeichen früherer

Unterwürfigkeit oder eines früheren EigeNthumes des Herrn gehalten,

welches jetzt sein Ende erreicht hat und gleichsam nur im Andenken be-

6«) Das preuß. Landr. Tb. l. Tit. IS. z. 681, nimmt an, daß dem

Besitzer des Grundstückes in der Regel das volle Eigenthum gebüre und die

ses nur mit der Abgabe belastet sei.

61) Bergl. Curtius, sächsisches Civilrecht Th. 2. S. 176. Heine-

mann, Abh. von statut. Rechten S. 2S4. Oesterreichisches Gesetzbuch

z. 1123. Bayer'sches Landr. von 171«. Th. 4. Tit. 6.

62) Preuß. Landr. a. a. O. und im M e ck l e n b u r g i sch e n, K a m v tz,

mecklenb. Privatr. Th. 2. S. 2S9. Hohen lohisches Landr. Th. 3. Tit.

8. Adlers locht, sranksurt'sches Pr.-R. 2. S. 884. Leu, eidgenossisches

Landr. 2. S. 43S.

63) Paderborn'sche Meierordn. v. 23. Dec. 1766.

64) Mittermaier a. a. O. §. 43S.

66) IllrivK 6e «stur» st Ingo!« äominii utilis, qnocl Oberbssserung voe.

Klsrdurg 1801.

66) Falk, staatsbürgerl. Mag. 3. S. S01.

67) Bayer'sches Landr. Th. 4. Cap. 7.

63) Hage mann, Landw.-R. S. 200.

69) Ders. S. 206. Danz, Handbuch de« t. Privatr. §. S49.
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wahrt werden soll. Die Wirkung eines solchen Zinses ist, daß eiä

volles Eigenthum des Zinsmannes am Gute vermuthet wird 7°).

Sehr häusig erscheint dieser Zins in selbst aufgelegter Gestalt

von Seiten des Besitzers,, während der größere Zins zu dem von Sei«

ten des Gutsherrn und Obereigenthümers bei der Verleihung der Be

nutzung vorbehaltenen gehört^).

4) Die unter der Benennung : Meierdings-, Voigtdings-;

Probstdings-, Freiendings-, Häger- oder Hägerdingsgü»

ter u. s. w. vorkommenden Zinsgüter deuten keine besondere Eigen

schaft oder Unterscheidung der Güter in Hinsicht auf die Natur deS

Zinses an, haben vielmehr den Namen nur von den Gerichten (Ding);

wovon sie früher in der einen öder anderen Eigenschaft relevirten^).

Das Eigenthümliche dieser Güter — wenn man es sonst bemer

kenswert!) hält— besteht blos darin, daß die Zinsbauern da; wo jene

Dinge oder Gerichte gehalten werden, erscheinen; ihre Güter muthen

oder gesinnen müssen; uno nach bezahlten Gebühren einen Ding- oder

Ansatzschein erhalten.

Ebenso beziehen sich die Namen Stifts -, Kloster-; Kirchen-,

Pfarrmeier u. s. w. blos auf die Herrschaft; von der sie ihre Ver«

leihung erhielten.

5) Mehr greifen schon in die Rechtsverhältnisse ein: die Ge

winn- oder Leibgewinnsgüter am Niederrheine, die hin und wie

der wohl als Zeitpachtgüter angesehen werden"). Dir Behandi-

gungsgüter imClevcschen, die in dem Maaße auf den Fall stehen, daß

nach dem Absterben der zwei Hände neue Beleihung oder Behandlung

zu suchen ist ^). Die Kürgüter, bei welchen der Herr aus dem

Nachlasse des Jinspflichtigen gewisse Stücke erhält (ähnlich den Kür-

medegütern"), und die Laten öder Laßgüter, die einem gewis

sen Gerichte (Latenbank) und dessen Statuten (Latenrechte) unterwor-

fen sind. Sie kommen besonders am Niederrheine und in Westpha-

len vor ")> und sind mit Zinsgütern gleichbedeutend ^). Ebenso die

Neustiftsgüter, die sich im Bayer'schen finden und nach dem Tode

des Zinsherrn zur neuen Verleihung heimfallen"). Die Bauer«

lehne (Beutellehne, feuässtrs) sind dem Lehnrechte nachgebil

det. Die Observanz hat oft eingeführt, daß sie auch in weibliche Hand

übergehen, wenn auch der Ausdruck: Mannlehn vorkommt").

70) Hagemann a. a. O. S. 2l>1. Vergl. Fischer, Cammeralrecht

Bd. 2. z. 83S. G a bke, Grundsätze des Dorf- u. Baucrnrechtes §. 176 flg.

71) Hagemann a. a. O. S. 47S. Vergl. Danz, Handb. des tcut-

schen Privatr. §. 504.

72) Hagemann a. a. O. S. 2«5.

73) Mitter maier, teutsches Privatr. Z. 437.

74) Ders. a. a. O. und v. Buri Abhandl. von Bauergütern S. SS.

75) Rive von Bauergütern S. 342.

76) Mittermaier a. a. O. §. 43S.

77) v. Buri a. a. O. S. 373.

78) Bayer'sches Landr. Th. 4. Cap. 7. Z.30.

79) Mittermaier a. «. O. §. 434.
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6) Erwähnt ist schon früher, daß sich in einigen Gegenden teut-

. scher Zunge noch Leibeigene oder eigenhörige Bauern fin

den^). Sie sind bis zur Stunde zwar nicht die Sclaven (ser?i) der

Römer ohne Bürgerrechte und Vermögen, doch aber für sich und ihre

Nachkommen dem Herrn des Gutes unterworfen, das sie bebauen, und

zu dessen Diensten verpflichtet.

Ein nicht viel besseres Loos theilen die reinen Pachtgüter oder

Güter mit widerruflicher Verleihung bald auf Lebenszeit, bald

auf gewisse Jahre, also ohne erblichen Besitz. Sie kommen unter der

Benennung vor: Güter auf Herrengnnst und Leibrechtsgü-

rer im Bayer'schen vi) z ferner Todbestande und Schupflehen

im Würtenberg'schen und Badischen ^). Auch der sogenannte

Brydie oder Broidie im Schleßwig'schen steht auf Kündigung^).

Hafs- oder Hobsgut deutet kein unfreies oder widerrufliches Gut,

sondern ein solches an, das von einem größeren Gute abhangig ist^).

Alle diese der Eigenhörigkeit und Willkür des Gutsherrn unter

worfenen Bauern gehören zwar mit in die Kette, bilden aber ein so

schwaches Glied, daß sie in die Rubrik der Begüterten eigentlich nicht

aufgenommen werden können. Güter auf Gnade und Willkür sind

keine Güter mit rechtlicher Bedeutung. Anzunehmen ist aber, daß das

leidliche Loos, welches ihnen die billigen Gesinnungen der Grundherren

hin und wieder bereiteten, durch die Gesetzgebung jener Staaten bald

auf immer werde gesichert werden.

7) Die früher schon erwähnten Benennungen : Ackerhof, Voll-

spännerhof, Vollmeierhof, dann wieder Halbackerhof,

Dreiviertelspänner- und Halbspännerhof, so wie Groß-

und Kleinkötherhof, Kothsassenhof u. f. w.^) verdienen keine

Auszeichnung in Hinsicht auf das Verhältnis) zum Gutsherrn. Der

größere wie der kleinere steht gewöhnlich in eben dem Jinsverbande.

Der auf den Bauergütern meistentheils ruhende Herrendienst war

es, der diese Hofsclassen hervorrief. Der Ackermann oder Vollspänner

ist gewöhnlich verbunden, mit einem vollen Gespanne (4 Pferden) zwei

Tage in der Woche zu dienen. Der Dreiviertel- oder Halbspänner nur

1^ oder einen Tag, und der Kothsasse oder Köther, groß oder klein, un

terscheidet sich von den größeren Elassen dadurch, daß er nicht mit Pfer-

80) Mitrermaier s. s. O. ß. 438. Hagemann, Landm.-R. S.

8« flg. Runde, teutsches Privatr. K. S36 flg.

LI) Bayer'sches Landr. Th. 4. Cap. 7. Z. 29 u. 31.

82) Weishaar, würtembergisches Privatr. Th. 2. S. 34.

83) Badisches Landr. von 1809 Art. 1831.

84) Stengel, Beiträge Bd. 2. S. ISS. Mitrermaier a. c>. O.

K. 439.

86) Mitrermaier a. a. O. Z. 433.

86) Im Alt enb ur zischen u. s. w. komme» auch die Benennungen

vor: Anspanngüter, Handgüter, Gärtnergüter und Klein

häuser.
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den nur mit der Hand dient, oft zwei oft nur einen Tag in der

Woche »7).

Feste und gleichförmige Regeln über diesen Dienst gibt es eben so

wenig, als darüber, welche Summe Acker oder Hufen die Benennung

und Classen der Vollspänner, Halbspänner u. s. w. eigentlich hervorgeru

fen habe, oder jetzt bestimme. Es gibt Halbspannerhöfe, die den Voll-

spännerhof in dem Ländereibesitze überbieten, ebenso Kothsassenhöfe, die

mehr Land haben als die Halbsvännerhöfe, und ebenso wieder kleinere

Höfe, die stärkeren Dienst leisten als größere Was sich von die

sen sämmtlichen, der Größe nach classificirten, Bauerhöfen als eine feste

Regel annehmen läßt, ist, daß sie die eigentliche Dorfgemeinde bilden,

und daher die sind, welche an den Gemeindevortheilen und Gemeindela

sten (sogenannte Reihelasten) Theil nehmen, und zwar insofern derAn-

theil (wie gewöhnlich) auf den Höfen lastet, also dinglich ist, nach der

Größe der Höfe««).

8) Au den eigentlichen Bauergütern oder Reihewirthen werden in

der Regel nicht gezählt: die Brinksitzer, Hintersättle r und die

sogenannten Anbauer, Neubauern oder Beibauern, weil sie sich

erst anbauten, als der Gemeindeverband schon bestand und sie die Er-

laubniß dazu von der Gemeinde erhielten «"). Insofern sie jedoch —

wie sich auch wohl findet — Länderei, Wiesen oder Garten von der

Gemeinde erwarben, werden sie auch den Gemeinheitsgliedern beige

zählt«).

Auch werden sie gewöhnlich zum Herrendienste herbeigezogen und

erkennen oft einen Zinsherrn an. Insofern dieß der Fall ist, hindert

nichts, auch Brinksitzer und Anbauerstellen unter die Bauergüter und

deren Rechtsverhältnisse zu stellen.

Auf keinen Fall kann dieß aber geschehen bei den sogenannten

Einlieg ern, wohin Häuslinge und Tagelöhner, Dienstboten, Hand

werksgesellen oder Lehrlinge gerechnet werden.

Au einem anschaulichen Bilde der Bauergüter — soll es auch nur

im Umrisse gezeigt werden — gehört auch die Ansicht von den einzel

nen Besitzungen, deren Benutzung und der darauf ruhenden Lasten.

Ackerbau und Viehzucht sind es besonders, die das Gewerbe der

87) In mehreren Gegenden wird auch der Spanndienst nur mit Ochsen

oder Kühen geleistet, z. B. im Altenburg'schen und einigen Sandgegen

de» Braunschweigs, Hannovers und Preußens.

83) Daß ein volles Ackergut aus 4 Hufen Landes bestehen müsse, ist nur

örtlich. Bergl. Hagemann, Landwirrhschaftsrechr S. 84. ?ukencl«rk

1'. 2. «b». 185. v. Bülow und Hagemann, practische Erbrter. Bd. 3.

Nr. 43.

89) Mag auch die Verbindlichkeit selbst aus dem Gesellschaftsverbandc,

also einem persönlichen Rechtsverhältnisse, hergeleitet werden (Danz, teut-

sches Privatr. §. 491, Hagemann, Landw.-R. S. 465), so hindert doch

nichts, den größten Theil der einzelnen Leistungen dinglich sein zu lassen.

90) Hagemann a. a. O. S. 85.

91) v. Berg, Polizeirecht Th. 3. S. 26Z.

4«
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Besitzer und die Quelle ihrer Einnahmen bilden^). Nach diesem Be

triebe modelt sich

1) die Gestalt und der Umfang der Gebäude und des Gehöftes.

Wohnhaus, Scheuer, Stallung, Hofraum, Einfahrt, Tranke

(Schwemme), Wagenscheuer (Schuppen), Brunnen u. s. w. gehören

zu den Bedürfnissen, und nehmen eine diesen Bedürfnissen angemessene

eigenthümliche Form und Ausdehnung an. Aus welchem Material die

Gebäude gebauet sein sollen, Holz, Stein, Erde (Lehm), richtet sich nach

der Oenlichkeit und der Zweckmäßigkeit. Die allgemeine Polizei, die

den Bauer und dessen ländlichen Verkehr besonders umfaßte, schreibt

In den meisten Staaten das zu gebrauchende Material, selbst Form,

Größe und Abstand der Gebäude vor^). Sogar kann der Landmann

unter Umständen zum Neubaue gezwungen werden ^).

2) Der Feldbau bringt einen eigenthümlichen Betrieb, Eintheilunq

der Felder und Wechsel in den Fruchtarten hervor. Die Dreifeld er-

wirthschast als die gewöhnliche (Winterfeld, Sommerfeld, Brach

feld oder Dreischfeld), dann wieder die Vierfelderwirthschaft und

auch die Siebenfelder- oderSchlagwirthschast^) wird dadurch

hervorgerufen. Die Oertlichkeit entscheidet über die Beobachtung und

den Wechsel dieser Felder und der einzelnen Fruchtarten in denselben.

Hiernächst aber sind es die Zehntpflichtigkeit, die gegenseitige Gestattung

der Servituten bei dem Bestellen und Befahren der Aecker und die

Weidepflicht, die den Bebauer an die gewöhnliche hergebrachte Feldord

nung, selbst an das nicht zu starke Bestellen (Besömmern) der Braachs

binden °°). Selbst wenn sich durch Vermehrung der Viehzucht und

Düngmittel eine andere Bewirthschaftungsart (Feldrotation) als vor-

theilhafter herausstellen sollte, würde die Einführung derselben Schwie

rigkeit haben.

Was man dem Bauer wohl nachließ, war stärkeres Bestellen (Be

sömmern) der Braachs und der Anbau der Futterkrauter, deren Scho

nung im Hüten die Polizeigesetze der meisten Staaten geboten.

Umfang und Größe der Aecker, Wiesen, Weiden u. s. w. erhalten

besondere Bestimmungen und Benennungen. Die Hufe, als das grö-

92) Gartenbau wird auf den Gütern selten getrieben. Er erfordert schon

mehr Kunst und Sorgfalt, als der gewöhnliche Bauer leisten kann, und die

Entfernung der Städte und Märkte ist dem Absätze hinderlich. Mehr wird

in einigen Gegenden schon Obstbau und Bienenzucht getrieben, und eben so

strichweise der Weinbau.

93) v. Berg, Handbuch des Polizeirechtes Theil 1. S. 323. Th. 3.

S. 27.

94) Z. B. zum Bebauen wüster Höfe. ?>iken<Iork 1°. 3. ob». 133.

Z. 2. H a g e m a n n a. a. O. S. 73S.

96) Die letzte besonders im Mecklenburg'schen üblich und mehr auf

Viehzucht berechnet.

96) X in 6 qu»e.it kor. 2. p. 327 «q. Fischer, Cammeral- und

Polizeirecht Bd. 2. S. 1096. ?uken6«rk 2. ods. 157. Hagem«»»

a. a. O. S. 214. Münte r', Weiderecht.
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ßere Ackermaaß hält gewöhnlich 30 Morgen, oft aber auch (d!e söge»

nannte kleine Hufe) nur 20 Morgen. Sie hat 120 Quadratruthen

(Dezimalmaaße> die Ruthe 16 Quadratfuß^). Vorling ist H Mor

gen und Dreivorling (auch wohl Dreiverling) 1^ Morgen.

Wo Vermessungen stattfanden, kommen Wannen (Eintheilung

der Felder nach Morgenzahl) vor, und die Benennungen Jaucher:,

Juck, Hund, Scheffelstück, Dron, Tonne u.s.w. sindAecker

großentheils nach der Vermessung, auch nach der Einsaat provinziell

benannt ^).

Das Zusammenlegen (V ermannen,. Verkoppelung) der Felder

jedes Reihewohners sind nützliche Ergebnisse der Gemeinheits- oder

Huthe- und Weidetheilungen, welche die neuere Gesetzgebung hervor

rief ««).

3) Die Viehzucht der Bauergüter muß dem Ackerbaue die Hand

bieten und befördert ihn in der Regel, sowie umgekehrt ein fleißigerer

Betrieb des Ackerbaues die Viehzucht hebt. Anbau von Futtergewäch

sen (wohin Kartoffeln, Rüben, Klee, Luzerne, Esparsette, Spörgel

u. s. w. gehören) sind diese Beförderungsmittel ^). Oft aber, na

mentlich wenn Ungunst des Bodens oder geringer Preis der Cerealien den

Ackerbau nicht belohnt, bleibt Viehzucht der hervorstehende Betrieb ganzer

Gegenden. Mit welcher Viehart? bleibt der Oertlichkeit überlassen.

Vorzüglich ist es die Schaafviehzucht, die hier eine Rolle

spielt. Die Veredlung dieser Viehgattung gegen Ende des vorigen

Jahrhunderts, eigener Handel und Märkte für Vieh und Wolle u. s. w.

haben einen eigenthümlichen Umschwung in die Erzeugung, Behandlung

und Ernährung dieser Viehgattung gebracht.

Sie war es vornämlich, die Huthe und Weide in erweiterter und

veränderter Gestalt in Anspruch nahm, die Bestellung der Fruchtarten

änderte und Servitutenfragen in das Leben rief, die früher entweder

nicht waren oder für immer zu ruhen schienen^).

4) Zum Handel und Gewerbe konnten von jeher die Bauern und

deren Güter nicht gelangen, weil ihr gewohntes Leben , und Treiben sich

dazu nicht eignet. Handwerke kehren zwar jetzt zahlreicher auf dem

Lande ein, sie sind jedoch entweder die Zugabe kleiner Höfe, oder haben

das gänzliche Niederlegen des Ackerbaues zur Folge. Dasselbe gilt von

Fabriken. Mehrere derselben, namentlich Bierbrauerei, Brennerei, selbst

die neuere Zuckersiederei aus Runkelrüben, sind zwar mit der Bewirth-

97) In mehreren Gegenden hält der Waldmorgen, oft such der Feldmor

gen, ISO mRutyen, auch wohl die Ruthe ein anderes Gemäß.

98) Ueber die verschiedenen Ackcrmaaßcn vergl. K r ü n i tz , Encyclopädie

Ty. 1. S. 292 flg. Gesenius, Meierrecht Bd. 2. z. S. Thaer's, Zln-

nalen des Ackerbaues, Jahrgang 1305. S. 296.

99) Vergl. Meyer über Gemeinheitslheilungen.

IM) Die Gesetzgebung der meisten Staaten nahm sie durch untersagt«

Huthung in Schutz.

101) Vergl. Scholz des Dritten Schüfereirecht, Braunfchweig IS37.

4« '
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schaftung größerer Bauergüter vertraglich, würden sie selbst heben, al«

lein die Gesetzgebung und die Gerechtsamen der Städte oder größerer

Gutsbesitzer pflegen hier hinderlich zu sein.

ö) Groß ist die Summe der Lasten und Abgaben, die auf den

Bauergütern ruhet, und mit vollem Rechte wurde von jeher der Bauer

als der größte Lastträger im Staate bezeichnet^). Die Aufklärung

der neueren Zeit nahm zwar von ihm die ausschließliche Verpflichtung

zum Kriegsdienste hinweg, auch theilt er in vielen Staaten mit Adel

und Staatsdiener ein und dasselbe Gericht, selbst Einquartirung, Kriegs»

fuhren und gewöhnliche Grundsteuer ^). Was er aber ausschließlich

behielt, ist der sogenannte Herrendienst oder Frohndienst, ge

wöhnlicher und ungewöhnlicher Spann- und Handdienst ^), Zin

sen jeder Art (Natural- und Geldzinsen), Zehnten^) (von Früch

ten und Vieh) und meistens auch eine stärkere Grund- und Viehsteuer

als die übrigen Staatsbürger, sowie eigenthümliche Abgaben, die jene

sogenannten Unterwürsigkeitslasten hervorriefen. Nebenbei bringt auch

die Versilberung seiner Erzeugnisse auf dem Markte der Städte noch

sogenannte indirekte Abgaben hervor.

Hiernächst sind es die Hutheservituten, dies eine Felder, Wie

sen, Holzungen und Anger bedrücken, sogar oft deren Cultur hemmen,

und dann wieder die Gemeindelasten, womit er den gesellschaftlichen

Dorf- und Gemeindeverband theuererer kaufen muß als andere Gemein

heiten. Kirchen-, Pfarr - und Schulhausbauten, Hirtenhäuser, Back

häuser u. s. w., dann wieder Wegbau, Brückenbau, Deichbau, Eanäle

und Wasserleitungen sind die hervorstechenden Belastungen des Gemein»

deverbandes. Auch sind in einigen Gegenden die Bann- oder

Awangsrechte bei Bier-, Wein-, Mahl» und Backbedürfnisscn als

eine eigenthümliche Last des Bauernstandes nicht zu übersehen^).

Hat der Bauer endlich Zins-, Dienst-, Zehnt- und Weideherren,

Staat und Gemeinde befriedigt, so ist es noch das Recht der Natur,

dem er besonders steuerbar wird. Unglücksfälle an Früchten und Vieh,

Hagelschlag, Mißwachs, Schnecken- und Mäusefraß, Überschwemmungen

und Viehsterben heißen die Naturereignisse, denen die übrigen Staats

bürger meistens entgehen, oder sie nur im geringen Grade theilen. Sind

wir auch in den neueren Zeiten durch Versicherungsanstalten dahin ge»

102) Herzog Ferdinand Albrecht von Braunschweig rechtfertigte

seine besondere Begünstigung des Standes durch den Wahlspruch: Der Bauer

erwirbt, der Adel verdirbt. Er starb nach halbjähriger Regierung (17Z5)

plötzlich nach einem Frühmahle auf der Jagd , wohin ihn der Adel begleitet

hatte ! !

103) Z. B. im Braunschweig'schen, Verordnung vom 29. Okto

ber 1821.

104) Ein ungemessener Dienst, den die frühere Geschichte kennt, eri-

ftirt nur noch in wenigen Staaten.

106) Oft auch der fünfte, sechste, siebente Theil der Früchte und Er

zeugnisse.

106) Mittermaier a. a. O. §. 164«.
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langt, daß dergleichen Unglücksfälle, selbst in totaler Gestalt, nicht grade

den Untergang der Bauergüter mit sich bringen, so drücken sie doch

fortwährend durch die jährlichen Versicherungsbeilrage.

VI. Die staatsrechtlichen und polizeilichen Maßregeln, welche durch

eine wohlbegründete allgemeine Sorge für die Bauern und deren Güter

hervorgerufen, angeregt und in Thätigkeit erhalten werden, sammtlich

aufzuführen gestattet der Raum nicht. Vornämlich aber sind es fol

gende Rücksichten, die eine wohlgeordnete innere Staatsverwaltung ihnen

widmete und widmen muß.

1) Wurden von den Bauern und deren Gütern, wie schon früher

erwähnt, nicht allein die Leibeigenschaft und ungemessene Dienste größtcn-

theils hinweggenommen, sondern der Staat trat auch in die Mjtte

zwischen Zinsherren und Bauern, indem er Aufkündbcrckeit und Will

kür bei der Verleihung abstellte, und nicht allein eine Erschwerung oder

Erhöhung des Zinses, der Dienste, Zehnten u. s. w. untersagte, son

dern auch einen erblichen Besitz derselben anordnete. Hiernächst

wurde

2) den Gütern und deren Bebauern durch eine allgemeinere und

zweckmäßigere Vertheilung der Staatslasten, sowohl was persönliche als

dingliche Leistungen betrifft, geholfen^). Führte diefe Maßregel auch

bei den neuerlich vermehrten Bedürfnissen der Staatsverwaltung eine

wirkliche Verminderung der Abgaben nicht herbei, so war sie doch das

Mittel, von den bäurischen Besitzungen eine durch eben jene Bedürf

nisse hervorgerufene, drückendere Last abzuwenden.

3) Sowie man auf das Schonen des Standes bei den sogenann

ten directen Steuern sein Augenmerk richtete; so strebte man hin und

wieder, ihm unter die Arme zu greifen durch die Verminderung der

indirecten Steuern, durch erleichterte Viehsteuer/ Zoll, Accise u. s. w.,

durch Zollverbindungen und Freizügigkeit.

4) Eine harte Last für diesen ebenso zahlreichen als fleißigen Stand

— theilt er sie auch jetzt mehr mit anderen Staatsbürgern — ist das

Abrufen der arbeitenden Hand zu der meist ruhenden militärischen Hand.

Durch Verminderung des stehenden Militärs, durch Beurlaubungen,

Abkürzung und Erleichterung der Dienstzeit kam man dem Bauer schon

wesentlich zu Hilfe. Möge das fernere Bestreben auf noch größere Er

leichterung nie ruhen!

5) Die Cultur der Bauergüter wurde gehoben und kann noch

immer mehr gehoben werden durch Gebote für Hutheberechtigte, die meh

rere Bestellung der Braach« nicht zu hemmen und die Futterkräuter

zu schonen, durch Prämien und Belobungen für Fleiß und Producte,

durch landwirthschaftliche Vereine und zweckmäßige Versicherungen.

6) Nicht minder kam man dem Landmanne zu Hilfe, indem man

— mindestens für die nothwendigsten Gegenstände — Handwerker und

107) Der Adel wurde neuerlich in mehreren Staaten zur Grund - und

Viehsteuer herangezogen.
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Gewerbtreibende auch auf dem Lande sich setzen ließ. Offenbar ersparte

man dadurch dem Landwirthe Zeit und Reise zur Stadt , selbst mehr

Geldausgaben. . . .

7) Man griff ihm unter die Arme durch Remissionen bei Un

glücksfällen, durch Baufreiheiten, Erleichterungen beim Ankaufe des Bau

materials und zweckmäßige Anleitungen, wie gebaut und Gebäude ge

schätzt werden sollen.

8) Was allerdings fleißig schon geschah, aber noch fleißiger ge

schehen kann, ist Sorge und Befehl auf Besserung der Dorf- und

Berbindungs- oder Nachbarwege Sowie die Adern das Blut zum

Herzen führen und im Körper vertheilen, so fördern Wege die Producte

und Handelserzeugnisse zum Markte und in bedürftige Theile des Staa

tes. Zeit und Raum haben im Staatsleben einen hohen Werth, und

wer die Verluste an Zeit, die Kosten für Beschädigungen an Wagen

und Pferden, Geschirr u. s. w. — Alles Dinge, die schlechte Wege noth-

wendig herbeiführen müssen — nur einigermaßen zu berechnen ver

steht, wird sich überzeugen, welche Wohlthat dem Landmanne beson

ders erzeugt wird, wenn man ihn anhält oder ihm förderlich ist, alle

Verbindungswege in guten Stand zu setzen und darin zu erhalten.

9) Die bisherige Abhängigkeit der Bauergüter vom Zins- und

Dienstherrn auf der einen Seite, sowie Unkunde und Unvorsichtigkeit

in Rechtsgeschäften auf der anderen Seite, machten bis dahin noth-

wendig, daß der Landmann Verträge über dingliche Gegenstande nicht

ohne Bestätigung und Zustimmung von Gutsherrn und Obrigkeit schlie

ßen, einige Verträge (z. V. Wechsel- und Versatzverträge) aber überall

nicht schließen durfte.

Der Zeit und der neuen Gestaltung der Dinge, selbst der Oert-

lichkeit muß es überlassen bleiben, ob bei den wesentlichen Veränderun

gen, die durch Theilungs- und Ablösungsordnungen im Austande der

Bauergüter nothwendig herbeigeführt werden müssen, dem Stande auch

mehr Freiheit in Rechtsgeschäften gestattet werden soll und kann.

Nach diesen Vorbemerkungen, die dazu dienen sollen, den Bauer

und dessen Güter in seinen Beziehungen zum Grundherrn, zur Ge

meinde und zum Staate, nebenbei auch in Sitten, Gebräuchen und Be

schäftigung kennen zu lernen, werden sich deutlicher die eigenthümlichen

Rechte und Gewohnheiten beurtheilen lassen, die sich in privatrechtlicher

Beziehung und zwar zunächst in dinglicher Gestalt an seine Güter

knüpfen.

Ueber die Begrenzung dieser Rechte müssen wir uns zuvor etwas

näher erklären. Sömmtliche, Rechtsverhältnisse, die den Bauer in Be

ziehung auf Staat, Gemeinde und Grundherrn, selbst in Beziehung auf

Beschäftigung, Sitten und Gewohnheiten in persönlicher und dinglicher

108) Mehrere Staaten blieben in diesem polizeilichen Zweige noch sehr

zurück, weniger in der Gesetzgebung, als in der Sorge für Vollziehung der

Gesetze.
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Gestalt berühren, gehören in das Bauernrecht, von dem hier, so

weit es nicht in andere Lehren einschlagt, weiter die Rede sein soll.

Selbst von Privatrechtsverhältnissen der Bauergüter sollen nur die

beleuchtet werden, die das Vererben und Berheurathen, das Abfinden

und Zufceien betreffen.

In dieser Beziehung sind es besonders sechs Eigenthümlichkeiten,

wodurch sich die Bauergüter vor anderen auszeichnen :

1) die Erblichkeit in der Familie des eigentlichen Besitzers;

2) die Untheilbarkeit oder Geschlossenheit der Höfe, und

dadurch hervorgerufen v

3) die Abfindung oder Auslobung, dann wieder

4) das Verbleiben des Eingebrachten im Hofe;

5) die Leibzucht, das Altentheil oder der Auszug und

endlich

6) dm Jnterimswirthschaf't.

Zu 1. Die natürlichen Eigenschaften all>r Völker, Trieb zur Frei

heit, Trieb zum Eigenthume und Liebe zu den Kindern, mußten auch

bei den Teutschen den Wunsch erregen, daß die Kinder derselben Glücks-

aütcr theilhaftig werden möchten, welche die Eltern genossen. Der

Grund und Boden war bei dem teutschen Bauer namentlich der Ge

genstand, worauf sein Leben und Beschäftigung zunächst gerichtet war.

Er war gleichsam mit seiner Existenz verschmolzen, weil er frei oder

unfrei ihn ausschließlich ernährte, und daß die Kinder in dessen Besitz

einrücken, ihn nach seinem Tode fortsetzen möchten^), war ein natur

gemäßer Wunsch.

Was aber auf teutschem Boden schon früh Wurzel faßte, war

die eigenthümliche Vererbung dieser Grundstücke. Wahrscheinlich trug

die Gewohnheit eines teutschen Völkerstammes, der Longobarden,

wonach die, welche auf militärische oder auch wohl auf bürgerliche Weise

Dienste geleistet hatten oder ferner leisten sollten, im nächsten männli

chen Stamme mit Grundstücken beliehen wurden, und dann wieder die

natürliche Ansicht, daß dergleichen Dienste nur von der männlichen Ge

burt geleistet, oder die Grundstücke cultwirt werden können, daß ferner

der Familienschutz (Mundium) nicht von Weibern ausgehen könne —

alle diese Umstände, sagen wir, trugen dazu bei, daß auch die Güter, die

eigentlich nicht zu Lehndiensten gerade weggegeben waren, dennoch vor

Allem in der Familie und hier wieder in der männlichen Hand zunächst

bleiben mußten.

Diese Grundsätze finden wir wenigstens bei allen Bauergütern

schon früh, und besonders seit Einführung des erblichen Besitzes, durch

gängig vorherrschen.

Im Bauernstande gilt also die Regel, daß zwar dessen freies oder

Allodialvcrmögen ganz nach gemeiner Erbgangsweise und in den ge

wöhnlichen Formen übergeht, dagegen aber die Vererbung des Bau-

I«9) Barth, Urgeschichte der Teutschen, S. 3S5. Mittermaier,

Kutsches Pnvatr. K. SL2.
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erngutes selbst eine eigenthümliche und beschrankte sei, d. h. daß das

Gut nur in der Familie dessen bleiben müsse, von welchem es herrührt,

und daß im Zweifel die Söhne vor den Töchtern den Borzug ha

ben "«).

Die sogenannten Aufkömmlinge, d. h. die, welche zum ei

gentlichen Hofsbesitzer einheurathen und deren Kinder, können daher nie

die Rechte erlangen, welche den Kindern dieses zustehen.

Besondere Rechte am Colonate konnte der Ehegatte unter Um

ständen auch durch die Gütergemeinschaft geltend machen, dessen

Kinder aber durch Einkindfchaft. Die Entwickelung derGrundsätze

muß jedoch ausgesetzt werden. (S. diese Art.)

Seit der Erblichkeit des Colonats kann der Bauer , vorausgesetzt,

daß er sich innerhalb obiger Regeln hält, auf jede beliebige Weise über

die Güter verfügen, und namentlich auch durch ein Institut, welches

die Römer nicht kannten, durch Erbvertrage. (S. d. Art.)

Steht auch dem Bauer am Gute selbst kein freies Eigenthum zu,

so hat er doch, wie früher gezeigt, einen erblichen Besitz, ein erbliches

Benutzungsrecht, und dieses kann er in der Familie übertragen, ohne

an die Einwilligung des Meier- oder Zinsherrn gebunden zu sein^").

In der Regel steht diesem nur ein Widerspruchsrecht aus erhebli

chen Gründen zu, worüber der Richter zu entscheiden hat"^).

Nach mehreren Gesetzen braucht auch der Erbe keinen neuen

Meier-, Zins- oder Leihbrief zu lösen. Er hat vielmehr, wie die Gesetze

sich ausdrücken, der noch übrigen Jahre zu genießen "^).

Stirbt der Bauer ohne Testament oder Erbvertrag, also ohne über

die Nachfolge im Hofe unter gleich nahen Erben bestimmt zu haben,

so entscheidet in der Regel das Loos "^). Doch aber fehlt es auch

nicht an Beispielen, daß dem Gutsherrn die Wahl des Nachfolgers zu

steht "°).

Mit dem Vorbehalte, daß die Söhne vor den Töchtern einen Vor

zug haben und unter diesen oft der Jüngere vor dem Aelteren "6),

unter den übrigen Anverwandten die Ordnung des gemeinen Rech

tes !").

In einigen Staaten ist den Ehegatten ein gleiches Erbrecht mit

II«) Mittermaier a. a. O. §> 44S. Gesenius, Meierrecht Th. I.

S. 636.

111) Ausnahme von der Regel ist, wenn einige Meierordnnngen , z. B.

hildesheim'sche Verordnung über Ablagen und Leibzuchten vom S. April

2781, auch zu vertragsmäßigen Vererbungen in der Familie den gutsherrli

chen Consens erfordern.

112) Struben, rechtl. Beb. Th. 1. Nr. 4. v. Bülow und Hage

mann a. a. O. Th. S. S. 283.

113) Gesenius a. a. O. Th. 2. S. 241.

114) 3. 0. comm. <ie legst. (6.43.) Mittermaier a. a. O- Z. 445.

115) v. Bülow und Hagemann a. a. O. IV. so.

116) Gesenius a. a. O. Th. 1. S. S39.

117) Jedoch gehen in der Regel die Geschwister den Adscendenten vor.

Mittermaier a. a. O. §. 44S.
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den Kindern zugewilligt, theils allgemein, theils statulisch mit gewissen

Beschränkungen "^). Wo dieß aber nicht der Fall ist, steht dem Ehe

gatten als Aufkömmling, wie schon bemerkt, für sich und seine Kin

der kein eigentliches Erbrecht am Eolonate zu. Jedoch gehören die

Bemerkungen hierher — die durch das, was spater über die Dotalver-

Hältnisse bemerkt werden soll, sich noch deutlicher ergeben werden —

daß die Kinder zweiter Ehe allerdings, als qussi zur Familie gehörig,

an die Reihe kommen, wenn der Stamm des eigentlichen Hofbesitzers

oder Anerben erloschen ist, und, daß sie ein gewisses Civiltheil (Ab

sindungen) selbst vom Colonate als Erbtheil verlangen können, insofern

der Aufkömmling (auffahrende, aufgehenvathete Ehegatte) dem Hofe Ar- '

beit oder Vortheile zuwendete. Er bekommt in diesem Falle, weil er

das Zugebrachte im Hofe lassen mußte, gleichsam wegen Nutzverwen

dungen, das Recht, bis zur Großjährigkeit des Anerben das Gut zu

bewirthfchaftcn, solches auch einem zweiten Ehemanne so lange zuzu

schreiben und nach Beendigung der Nutzungsjahre für sich selbst eine

Leibzucht, für seine in zweiter Ehe erzeugten Kinder aber eine Absin

dung aus dem Hofe zu verlangen i"). Diese Absindung können die

Kinder als wirkliches Erbtheil verlangen, und zwar nicht, weil sie zur

Verwandtschaft (Sippe) gehören, fondern weil sich ihre Eltern gleichsam

in die Sippe und das Erbe einkauften

Bei allen diefen Vererbungen muß auf die Erhaltung der Güter

und deren Kräfte eine besondere Rücksicht genommen werden, und in

sofern spielen Gutsherr und Staat auch bei dem Erbübergange in der

Familie immer eine bedeutende Rolle. Es gelten folgende Regem:

1), Sobald der Bauer dem Gute wegen Alter und Schwäche oder

Unglücksfälle nicht mehr gehörig vorstehen kann, muß er solches dem ,

Nachfolger überlassen^). Unter Umständen findet also bei den Bauer

gütern ein Vererbungszwang statt, und die Rechtsregel: viveuti» Iis^

reciitss uulls est, leidet ihre Ausnahmen.

2) Er kann sogar auf Antrag des Gutsherrn der Stelle entsetzt

werden , wenn er den Leih - und Zinsbriefen kein Genüge leistet und

das Gut durch üble Wirthschaft verschlechtert ^2). Folge davon ist ge

wöhnlich die Vererbung in der Familie, obwohl der Gutsherr, weil

ihm die Stelle zurückfällt, eigentlich daran nicht gebunden ist^).

118) Allgemeiner z.B. im Herzogthume Braunschweig durch die

Verordnung von 1754, und beschränkter durch die Statuten von Hildes

heim und Einbeck.

119) Runde, von der Jnterimswirthschaft z. 13. S. 32 und Z. 90.

(2. Ausg.)

120) Scholz Intestaterbrecht u. s. w. S. S« u. «7.

121) Runde von der Leibzucht §. 66. Einige Meierordnungen schreiben

sogar ein gewisses Jahr, das 60. oder 70. Lebensjahr vor, z.B. in Calen

berg, Hildesheim, Hessen und Fulda.

122) v. Bülow und Hagemann a. a. O- Th. 1. S. 271. LH. 4.

S. 61. Preuß. Landrecht Th. 2. Tit. 7. Z. 287 flg.

123) v. Bülow und Hagemann a. g. L. Th. 4. S. 6S. Wergl.

Scholz über bäurische Abfindungen.
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3) Er darf das Colonat sammt dem damit verbundenen Erbe nicht

unter mehrere Erben vertheilen, sondern ist verbunden, es nur Einem

zu hinterlassen (das Weitere nachfolgend).

4) Er darf erbtheilungs- oder vermächtnißweise den Miterben oder

Legataren ein Mehreres nicht zuwenden, als die Kräfte des Hofes zu

tragen vermögen. Vergrößert er die Erbtheile zur Ungebür, so steht dem

Anerben ein besonderes und eigenthümliches Klagerecht auf Verminde

rung derselben zu^).

5) Aus gleichem Grunde darf der Bauer auch dem Ehegatten

und dessen Erben, es sei unter Lebenden oder auf den Todesfall, nicht

mehr zutheilen, als die Kräfte des Colonats vermögen, und zwar mit

Rücksicht auf die Vortheile (Arbeit und äos), welche der Ehegatte dem

Hofe zuwendete.

Die unter 1 und 2 erwähnten Falle, wo der Bauer die Güter

verlaßt, verdienen noch einiger Erörterung.

Wenn der Bauer wegen Alters und Schwäche oder sonstigen

Unvermögens dem Hofe nicht länger vorstehen kann, so muß er die

Stelle übergeben. Der Meierherr kann zutreten, und der Unvermögende

bekommt einen Nachfolger. Aber in den meisten Fällen wartet der

Bauer diesen Zwang nicht ab, er tritt von selbst zurück, übergibt das

Gut und zieht sich auf die Leibzucht zurück. (S. d. Art. Auszug.)

6) Eine anscheinende Härte liegt in der sogenannten Abmeie

rung, wonach der Bauer, wenn er die Stelle durch üble Wirthschast

in Verfall kommen läßt, derselben für verlustig erklärt wird. Die

Härte wird aber gemindert durch die Rücksichten, daß jeder Staatsbür

ger, wenn er sich unfähig oder verschwenderisch in der Vermögensver

waltung ausweiset, zeitig oder gänzlich der Verwaltung beraubt werden

kann, und daß namentlich da, wo es außer dem öffentlichen Interesse,

auch noch das Obereigenthum und Einkommen eines dritten, des Guts

herrn, gilt, billig ein absichtliches oder verschuldetes Vergeuden anvertrau

ter Güter nicht geduldet werden dürfe. Wort- und Vertragsbrüchigkeit

liegt ohnehin meistens zum Grunde.

Man hat gefragt, ob die Anträge auf Abmeierung nicht auch

dem Staate, den Kindern, der Gemeinde, oder der Ehefrau wegen Si

cherheit für das Eingebrachte, zustehen? Allein wohl nur, weil man An

träge auf Curatel und Prodigalität nicht gehörig von Abmeierungsan-

trägen schied. Die Ersten würden jenen Interessenten nicht zu versa

gen sein, dagegen aber müssen die Letzten nur dem Guts- oder Meier

herrn zustehen : ihm aber unbedenklich ^°). Der Grund liegt im ver-

124) Und zwar ganz verschieden von der Klage auf Verletzung im Pflicht-

theile. Vergl. Scholz, jurist. Magaz. alte Folge Bd. 2. H. 1. S. 96 flg.

Die in mehreren Staaten, z. B. im Braunschwcig'schen (Verordnung

von 1620), vorgeschriebene richterliche Bestätigung der Abflndungsverträge hat

, hierauf ein besonderes Augenmerk zu richten.

126) Strubs« 6e iur. villi«, «ap. 8. p. 329. Runde von der Leib

zucht Z. 6. S. 306. Lsrstvu» <Is suocess. vlllic. Nr. 28. p. 36. Im
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letzten Vertrage, im Obereigenrhume an der Stelle mit verbundenem

Jnventare, überhaupt im privatrechtlichen Gutsinteresse. Dabei ver

steht sich jedoch von selbst, daß dergleichen Abmeierungsanträge nicht

ohne Untersuchung und Beweis geschehen können ^).

Hart treffen dergleichen Schritte allerdings die Erben und Nach»

folger, indem gerade, weil der Gutsherr Partei und Antragender ist,

das Gut zu seiner Disposition zurückfallen muß; allein da die meisten

Particulargesetze ihn verbinden, die Güter nicht in eigener Cultur zu

behalten, sondern wiederum an Andere auszuthun, so pflegt meistens

die billige Folge einzutreten, daß der Hof auch wieder an einen der

nächsten Erben gelangt und diesem auch die Bedingung einer zu ver«

abreichenden Abfindung an die Miterben gemacht wird^). In meh»

reren Staaten ist die Abmeierungsbefugniß ganz aus der Hand deS

Gutsherrn genommen

An den allgemeinen Faden des erblichen Gutsüberganges knüpfen

wir die Bemerkungen, daß die Erbschaft auf gewöhnliche Weise erwor

ben wird, vertragsmäßig durch den Abschluß des Geschäftes, und »K

ivreswr« oder mit einem Testamente durch den Tod des Vorbesitzers;

im Falle des Zwanges aber von Zeit der rechtskräftigen Verfügung.

Die Antretung wird, wie im gemeinen Rechte bei dem »uus, nicht

erfordert, wohl aber bei den entfernten Erben.

Die Ausübung oder der Genuß der Erbschaft wird bedingt, wenn

das Gut von der Mutter herrührt, durch das lebenslängliche Nießbrauchs-

recht des Vaters, wenn vom Vater, durch ein Gleiches der Mutter,

bis zur Großjährigkeit, durch Jnterimswirthschaft, Leibzucht u. s. w.

Die Gutserbschaft ist, insofern sie vertragsmäßig erfrüht wird, ge

wöhnlich eine singulare x^n aber bei anderen Uebergangsarten

auch eine universelle sein^"). ,

Au bemerken ist noch, daß, obwohl bei der Vererbung der Bauer

güter, dem Lehnrechte ähnlich, vornämlich die Familienglieder des Be

sitzers und unter diesen die männlichen Erben vor den weiblichen einen

Vorzug behaupten, obwohl nur Einer das Gut, die übrigen aber nur

Abfindungen bekommen können u. s. w., — daß, sagen wir, dennoch nicht

auf stemmatische Weise succcdirt wird, also die Nachfolger ihr Recht

nicht vom ersten Erwerber, sondern immer nur vom letzten Besitzer

Herzogth. Braunschwelg Landt.'Absch. von 1597 Art. 19, und mehrere han

noversche und andere Verordnungen, die S trüben a. a. O. nennt.

126) Vergl. preuß. Landrecht Th. 2. Tit. 7. z. 387 flg., worin aber

auch dem Staate dergleichen Rechte eingeräumt sind, obwohl als Ausnahme

von der Regel.

127) Vergl. Scholz a. o. O. §. 24 flg.

128) Z. B. bayer'sches Gesetz vom 26. Mai 1S13 §. 16. Preuß.

Verordn. v. 2S. Sept. 182« §. S2 u. SS.

129) Runde a. a. O. S. 299.

13«) Scholz a. o. O. §. 43, 44 flg.
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herleiten^), sie also dessen Handlungen, Schulden u.s.w. leisten und

tragen müssen.

Eine Verwirkung der Stelle in der Hand des letzten Besitzer zer

stört also auch das Erbrecht. >

Zu 2. Unter Untheilbarkeit, Geschlossenheit oder Un-

trennbarkeit der Bauergüter (einer Eigenthümlichkeit die sie mit

Lehn- und Fideicommißgütern theilen), verstehen wir, daß der Besitzer

weder bei Lebzeiten eigentliche Bestandteile (Zubehörungen) derselben

veräußern, noch bei Vererbungen derselben unter mehreren Miterben in

Natur vertheilen kann ^2).

Der Grund des Verbotes liegt bald in der Abhängigkeit der Baner-

güter vom Gutsherrn, selbst von der Dorfverfassung und Gemeinheit,

bald in dem Dienstverbande. Der Eine wie der Andere dieser Berech

tigten kann nicht angehalten werden, die Verbindlichkeit zu den mehrfa

chen Leistungen, die auf dem Ganzen hastet, auf einzelne Theile zu

legen oder die Entrichtung von mehreren Inhabern zu fordern. Wie

denn auch dem Staate selbst daran liegt, daß die Güter nicht zu sehr

zersplittert werden ^).

Sowie das Verbot der Veräußerung ohne gutsherrliche Einwilli

gung im Bauernrechte liegt, so auch das der Zersplitterung, oder die

Untheilbarkeit. Meistentheils sind es aber auch besondere Gesetze, selbst

Vertrage, die darüber ausdrücklich bestimmen.

Unter den Bestandtheilen des Gutes werden die Zubehörungen

verstanden, die dem Besitzer vom Gutsherrn eingethan, oder solche, die

von Altersher dem Dienste unterworfen waren. Außerdem gehören aber

auch die Jnventarien dahin, die, obwohl zum Allode des Besitzers ge

zählt, doch aber vom Gute nicht getrennt werden können (alloäiruu

«um vllla eouiunvtui»)^^^).

Dagegen gehört dahin nicht das sogenannte freie Allodium («. se-

psrsbile) und die zugekauften Grundstücke (Umländerei, flüchtige Lan

derei), oder auch neu erworbene Höfe^); vielmehr kann Alles, was zu

den Höfen spater hinzukam, auch wieder getrennt werden.

Die Grundsätze der Unveräußerlichkeit und Untheilbarkeit schufen

denn auch die sogenannte Porti nen zeig enschaft der Bauergüter

(s.d. Art.), worunter man die Vorschrift mehrerer Particularrechte ver

steht, daß entweder die Theile, welche seit einem gewissen Normal

jahre 136) sich bei einem Bauergute befanden, oder die, welche von Al-

131) Mittermaier a. a. O. §. 445. SsIcKov? elevt. iur. germ.

Vxercit. 7. p. 416.

132) Hagemann, Landw.-R. §, 272.

133) Mehrere Ablösungsordnungen behielten daher den Grundsatz entwe

der bei, oder gestatteten die Theilung selbst bei der Abfindung des Zins - und

Dienstherrn nur unter gewissen Bedingungen.

134) v. Bülow und Hagemann o. a. O. Th. 1. S. 187. Scholz

Intestaterbrecht bäurischer Ehegatten S. 23.

135) Mehrere Gesetze gestatten den Zukauf nur unter der Bedingung,

daß die Hdse bei Vererbungen wieder getrennt werden.

136) Gesenius, Meierrecht Th. I. S. 469.
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ttrs her in den Dienst gehören"^), davon nicht abgebracht werden

dürfen.

Man gestattet dem Bauer in solchen Fällen ein Vindicationsrechr

(welches ihm wegen fehlenden EIngenlhumsrechtes eigentlich nicht zu

kommen würde), und macht ihm sogar die Ausübung desselben durch

Gesetze und Verträge zur Bedingung. Das auf diesem Wege versuchte

Herbeiziehen der Pertinenzen wird das Reuniren genannt. Die

Borschriften kommen daher auch unter dem Namen Reunio «se

diere, Redintegrations- oder Reunionsconstitutionen

vor ^").

Zu 3. Eine unmittelbare Folge von der untersagten Theilung der

Bauergüter sind die Abfindungen bei den Vererbungen der Güter,

deren Grundsätze in den. Hauptzügen uns jetzt beschäftigen sollen.

Abfindungen, Auslobungen, Ablagen, Abschichtun-

gen, Auskehrungen, und bei den Töchtern auch wohl Aus

steuer, Mitgabe, Mitgift, Brautschatz genannt, sind dieErb-

theile, welche den Miterben aus einem Bauergute und dessen Aubehö-

rungen angewiesen werden, und deßhalb ausgeworfen werden müssen,

weil das Gut nicht in Natur getheilt werden darf. Sie sind Surro

gate des Naturaltheiles oder bürgerliche Theile. (Civiltheile), und können

in Naturalien (Vieh, Getreide und Effecten) oder in baarem Geld be

stehen- Bei der Vertheilung des reinen Allodialvermögens werden die

obigen Ausdrücke selten gebraucht.

Grund, Gegenstand und Größe kommen hierbei zuvörderst in Be

tracht.

1) Wir nannten sie Erbtheile und wiesen ihnen einen er brecht

lichen Grund an. Darüber ist man jedoch keineswegs einig. Man

sagt: das Bauergut könne eigentlich nur Einer erben, der sogenannte

Anerbe, und das, was die Uebrigen, die sogenannten Absindlinge, be

kommen, sei nur eine Entschädigung, um sich anderweit besetzen zu können,

eine Art Alimente oder Brautschatz ^). Wenn man aber im Bauern

rechte einmal die teutschen Grundsätze der Verwandtschaft (Parentel,

Sippe), die gleichen Rechte gleicher Erzeugung annimmt ^"), und das

etwaige Vorrecht einiger Glieder, z. B. des Schwertmagens bei Lehn-

und Bauergütern, als blofe Ausnahmen oder vielmehr Vorzüge bei

gleicher Berechtigung ansieht und, wir möchten sagen, das Natürliche

nicht zu sehr verkünstelt, so muß das gleiche Erbrecht gleich nahe

137) Fredersdorf, Promtuar. herzogl. braunschw. Werordn. Th. I.

S. 496.

138) Fredersdorf a. a. O. S. 601. Hagemann a. a. O. Z. 160.

Alb recht, Rechtsfälle, Bd. 2. S. 49.

139) Vergl. Danz, Handbuch des teutschen Privatr. Bd. S. Z. S30.

S. 393. Runde, teutsches Privatr. §. 520. und Mittermaier, teutsches

Privatr. S..446. (3. Ausg.)

14«) I.eg. «»Ii«. '5lt. 46. S. 10. u. tit. 63. leg. Surguock. §. g.

leg. älemann. tit. L4. «sp. 3. s. 811. §. S. Sächsisches Landr. Buch 1.

Att. 3. E i s e n h a r t Sprichw. S. 233.
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Besippter billig die Oberhand behalten; um so mehr, wenn man sonst

zugibt, daß, wenn von Geschwistern der Bevorzugte wegfällt, der zweite

gleich Nahe eintritt, oder wenn über die Nachfolge nichts bestimmt

war, die Gleichstehenden über Hof oder Surrogat, wobei das Zünglein

einsteht, loosen müssen ^"). '

2) Eben so wenig ist man darüber einig, was eigentlich der G e-

genstand der Abfindung sei? Einige zählen dahin nur das eigentliche

Allodialvermögen 142) und schließen das Colonat aus. Unstreitig wurde

man dazu verleitet, weil man, aus vorhin bemerkten Gründen, an

nahm, daß die Stelle nur Einem erbrechtlich gehöre. Die vorhin er

wähnten Gegengründe mögen aber hier gleichfalls entscheiden. — DaS

Colonat selbst wird eigentlich bei Bauergütern überall nicht vererbt.

Was auf die Erben übergeht, ist das erbliche Benutzungsrecht oder der

Ertrag des Gutes mit seinen verbundenen Theilen, und da dieß eine

Sache von Werth ist, ja vornämlich das Erbe bildet, so ist schwer ab

zusehen, warum gleichnahe Erben daran nicht auch ihren Antheil ge

nießen sollten. Wir glauben hinzufügen zu müssen, daß in vielen

Staaten die Praxis dafür entschieden habe.

Auch ist die Frage aufgeworfen, von welchen Grundstücken Absin

dung erfolge, ob blos von solchen, die mit Land zc. dotirt sind, oder

auch von solchen, wobei kein Land ist, z.B. von Brinksitzer- und An-

bnuerstellen? Wir tragen kein Bedenken auch die Letzten dahin zu zäh

len, obwohl im verjüngten Maßstabe. Die Erfahrung spricht dafür.

3) Nur versteht sich bei jeder Absindung von selbst, daß der ei

gentliche Anerbe ein Vorrecht haben müsse, daß also, wenn von dem

Betrage oder der Größe der Absindung die Rede ist, die Waage zu

Gunsten des Anerben falle. Dafür sprechen andere Gründe, die dem

Bauernrechte einmal eingeprägt sind, namentlich die Erhaltung und

Schonung des Hofes und dessen neuen Wirthes, oder wenn man will,

die Nothwendigkeit, daß der Anerbe auch Anerbe bleibe. Der Erbe des

Hofes hat Lasten und Unglücksfalle zu tragen und sein Brot dem

Gute durch Mühe und Arbeit sauer abzugewinnen, während der Ab

findung seinen Antheil ohne alle Mühe, Lasten und Gefahr hinweg

nimmt. Wer ferner die Gebundenheit der Bauerhöfe kennt, muß wis

sen, daß gerade die eigentliche Belastung derselben von mehreren ver

schiedenen Seiten den Bewirthschafter hindert, manchen ungünstigen

Conjuncturen, denen die Erzeugnisse unterworfen sind, durch Aenderung

der Wirthschaftsart so aus dem Wege zu gehen, wie größere und freiere

Landwirthe es können""). Für Alles dieses muß ihm billig ein Vor-

141) Runde, von der Jnterimswirthschaft 8. 66. (2. Ausg.) Pfeif

fer, pract. Ausführ. Bd. 4. S. 144. Gebr. Overbeck Kleäitat. Bd. 6.

meü. 326. stimmen für das Erbtheil.

142) Vergl. Hagemanna, a. O. S. S19.

143) Z. B. wenn die Cerealien nicht den gehörigen Ertrag liefern Ver

mehrung der Viehzucht oder Aushilfe durch Brauerei, Brennerei, Srallfütte-

rung u. s. w.
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zug werden, und unbedenklich unterschreiben wir den Grundsatz, daß

Abfindungen dem wahren oder Kaufwerthe des Hofes nie gleichgesetzt

werden können, sondern immer nur hauswirthschaftlich mit Rücksicht

auf dergleichen und ähnliche Verhältnisse ermäßigt werden müssen^).

4) Fragen wir hiernächst, wem die Abfindungen zustehen und

wer sie zahlen müsse? Insofern sie Erbtheile sind, die vom Gute selbst

ausgewiesen werden, gebühren sie in der Regel allen denen, die an eben

diesem Gute Erbansprüche haben, oder die das Gut würden erlangen

können, wenn ihnen der Anerbe im Besitze nicht vorginge. Die Ord

nung selbst wird nach den gewöhnlichen Erbgangsregeln beurtheilt.

Eine Ausnahme machen hier die Kinder des Aufkömmlings, wenn er

zur zweiten Ehe schreitet. Ihnen stehen eigentlich keine Anrechte am

Colonate, dennoch aber Absindungen zu. Das Nähere soll entwickelt

werden, wenn wir auf die Unbeweglichkeit der 6o8 kommen, worin der

Grund dieses Anspruches liegt. Da die Auslobungen vom Bauer

gute in erblicher, also dinglicher Gestalt erfolgen, so ist der Besitzer des

Gutes der, welcher sie zu zahlen hat, und bis zu wirklich erfolgter Zah

lung bleiben die Miterben in einer Gemeinschaft oder in einem erb

rechtlichen Miteigenthume '").

Wenn also die Erben nicht etwa eine Novation oder Delegation

giltig vorgenommen haben, so bleibt immer der Hofsbesitzer Schuldner

der Abfindlinge, selbst in dem Falle, wenn er — wie oft vorkommt —>

bei der Annahme des Hofes die Zusage vom Erblasser entgegen nahm,

daß dieser die Abfindungen zahlen wolle, jedoch nicht zahlte oder zah

len konnte'").

Da sich jede Erbschaft erst nach Abzug der Schulden versteht, so

muß auch der Abfindling sich die auf dem Colonate haftenden Schul

den abziehen lassen, und zwar, wie man sich ausdrückt, minus «spienÄ«,

d. h. daß die Absindung um fo viel schwächer wird, als die Schulden

die Colonatsmasse mindern. Die Ueberschuldung kann zur Folge ha

ben, daß gar keine Absindungen erfolgen.

Die Abfindlinge können, wie wir sahen, vom Colonate Absindun

gen fordern, und der Besitzer ist ihr Schuldner. Jedoch kann es Fälle

geben, wo der Anerbe nicht allein nichts zu zahlen braucht, sondern

auch noch Gläubiger seiner Miterben wird. Dieser Fall tritt ein, wenn

die Allodialmasse größer ist als die Colonatsmasse, und das Verhältnis)

hat seinen Grund darin, weil bei einer bauerlichen Erbschaft, die nicht

blos den Hof, sondern auch das Allodium umfaßt, der Erbtheil oder

die Absindung vom Colonate immer nur eventueller Natur ist, die

Abfindlinge also solche nicht eher von diesem Gegenstande fordern kön

nen, bis sich ausgewiesen hat, daß das eigentliche Erbe nicht aus

reicht.

144) Der eigentliche Maaßstab ist schwer zu bestimmen. Vcrgl. Scholz

über bäuerische Abfindungen §. 33.

145) v. Bülow, Abhandlungen über einzelne Materien des bürgerlichen

Rechtes Th. 1. S. 331.

146) Scholz, jur. Mag. neue Folge Bd. 1. H. 4. S. 31.
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Aus demselben Grunde folgt auch, daß der Absindling nicht eher

ein Klagerecht auf Auslobung habe, bis sich nach dem Tode des Erb

lassers ergibt, daß das Erbe zu seiner Befriedigung nicht ausreiche.

5) Da die Abfindungen, als erbrechtliche Ansprüche, denen zuste

hen, die das Colonat selbst würden bekommen können, so müssen sie

unter Umstanden auch natürlichen Kindern gereicht werden.

Der Fall tritt ein, wenn der Hof von der Mutter herrührt. Von

den natürlichen Kindern gilt bekanntlich die Regel: instrsm »e-

<zuur>wr, und das Bauernrecht macht hier keine Ausnahme^). Bringt

also eine Hofsbesitzerin ein solches natürliches Kind mit in die Ehe

(einerlei, ob es von dem auffahrenden Ehemanne erzeugt war oder

nicht), so kann das Kind das Colonat erben, und eben daher müssen

ihm auch Absindungen gereicht werden. Selbst, wenn die natürliche

Mutter Aufkömmling sein und das Vermögen in den Hof gebracht,

haben sollte, würde ein solches Kind Alimente unbedenklich, unserer An

sicht nach aber auch (aus dem Grunde der Verwendung des mütter

lichen Vermögens) eine angemessene Abfindung aus dem Hofe verlan

gen können.

Dem Bedenken dagegen wird nach der Praxis gewöhnlich dadurch

aus dem Wege gegangen, daß beim Eingehen der Ehe über Aussteuer

oder Absindung solcher Kinder Bestimmung getroffen wird ^).

6) Das Recht auf die Absindungen wird mit dem Erbanfalle er

worben. Eigenthümlichkeiten hat aber wiederum die Zahlungszeit.

Sie wird häufig verschoben, weil dem überlebenden Ehegatten noch

Nutzungsrechte, Jnterimswirthschaft u, s. w. zustehen, und wenn dem

so ist, dann tritt das Recht, die wirkliche Zahlung zu verlangen — so

bald darüber nicht ein Anderes bestimmt ist — erst nach Beendigung

dieser elterlichen Benutzung des Colonates ein. Stehen diese Nieß

brauchsrechte nicht entgegen, so ist Regel, daß gezahlt werden muß, so

bald der Absindling Gelegenheit zur Heurath findet, oder wenn er seine

Volljährigkeit erreicht hat.

Was die Töchter aber auch früher verlangen können, ist nach den

Grundsätzen des römischen Rechtes eine ä«s^), vorausgesetzt, daß

sie sich nicht gegen den elterlichen Willen verheuratheten^"), und es

steht nichts entgegen, diese Grundsätze auch im Bauernrechte anzu

wenden.

Ueber den Betrag des Heurathsgutes (Aussteuer, Mitgift im

engeren Sinne)^) sich ^jg^ bestimmte Regeln geben; der Stand

und das Vermögen geben den Maaßstab an die Hand.

Gewöhnlich und rathsamer Weise gehen die Bestimmungen der

147) Die Vorschriften des Lehnrechtes bleiben gleichfalls ausgeschlossen.

148) Scholz der Dritte über bäuerische Abfindungen S. 42.

14S) 19. u. 69. S. 4. V. Ss rit. nupt. (23. 2.)

150) v. Wening-Jngenheim, Lehrbuch Bd. 4. z. 37S. Mackel-

dey, Lehrbuch z. S19. (9. Aufl.)

151) Im Altenburg'schen u. s. w. Kammerwagen genannt.
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Erblasser dem Bedenken über Zahlungszeit und über den Betrag der

Dotalgcgenstände aus dem Wege.

7) Auch hat das Bauernrecht — unstreitig durch die Grundsätze

über Schonung der Güter veranlaßt — das Eigenthümliche, daß Ab

sindungen unverheurathet verstorbener und minderjähriger Geschwister,

wenn der Absindling nicht besonders darüber bestimmte, in der Regel

in den Hof zurückfallen, also nicht an die sonstigen Erben gelan

gen^). In vielen Gegenden wird jedoch — und zwar von Grund

sätzen hoher Billigkeit geleitet — angenommen, daß die Erzeugung

unehelicher Kinder den Rückfall hemme, diesen also aus dem Absin-

dungsvermögen vom Hofsbesitzer Alimente u. s. w. gezahlt werden

müssen^).

Ebenso ist in vielen Gegenden durch Observanz, selbst durch aus

drückliche Vorschriften ^) eingeführt, daß Absindungen nicht verzinset

werden. Jedoch erscheint es billig die Zeit der geschehenen Anmahnung

auszunehmen^).

Auch herrscht in einigen Ländern die Observanz, daß dem Hofs-

anerbcn bei der Zahlung der Absindungen billige Fristen gesetzt werden.

8) Die Collationsverbindlichkeit ist allerdings streitig.

Mehrere nehmen an, daß diese römisch-rechtliche Theorie besonders dann

nicht anzuwenden sei, wenn der Grundsatz: nemo pro psrts testatus

pro parte iiiteststus cleeeckere porest im Bauernrechte angenommen

wird ^"), und mehrere Particularrechte sind gleichfalls dagegen ^).

Allein da, wo Gesetz und Observanz nicht ein Anderes bestimmen,

dürften diese Gründe nicht ausreichend sein, weil der Grund der Ein-

werfungsverbindlichkeit nicht in dem obigen Grundsatze: nemo pr«

xsrte et«, sondern darin liegt, daß die Gleichheit der Erben nicht gestört

werden soll"»).

Die Theorie der Collation hat ohnehin die Billigkeit auf ihrer

Seite, und wir tragen daher mit mehreren Anderen^") k«n Beden

ken, in allen den Fällen, wo das römische Recht das Einwerfen anord

net^"), solches auch hier anzunehmen. Die Vorschrift ging auch in an

dere Colonatsordnungen über, theils allgemein, theils wenn Verkürzun

gen im Pflichttheile stattfanden ^).

162) Gesenius, Meierrecht Th. 1. S. 629.

163) Ders. S. 546.

164) A. B. Hildesheim' sche Verordnung über Ablagen u. Leibzuch,

ten vom 9. April 1731 Abschn. I. §. 17.

165) Scholz über bäurische Abfindungen Z. 69.

166) Hasse, von der Gütergemeinschaft S. 136. Fischer, Geschichte

der Erbfolge. Urkundenb. S. 7. Mittermaier, teutsches Privatr. §.417.

167) A. B. preuß. Landr. Th. 1. Tit. 12. Z. 281. Oesterreich,«

sches Gesetzbuch §. 560, und Zeil er, Comment. II. S. 429.

158) Schweppe, rdm. Privatr. Z. 862. (3. Ausg.)

ISS) Bergl. Runde, Rechtslehre von der Jnterimswirthschaft S. 161.

(2- Aufl.) .

16«) Thibaut, System des Pandectenr. Z. 732.

161) Hildesheim 'sche Verordn. a. a. O. §. 17.

41
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9) Etwas Aehnliches mit den Absindungen hat auch die Verbind

lichkeit des Anerben, kranke und zum Ausheurathen unfähige Miterben

im Hofe behalten und alimentiren zu müssen. Der Grund liegt,

wenn wir ihn nicht in der gemeinen Alimentationspflicht gewisser Ver

wandten suchen wollen, in dem Erbrechte und dem gemeinschaftlichen

Eigenthume an der Erbschaft bis zu erfolgter Abschichtung ^). Je

doch versteht sich von selbst, daß die Verbindlichkeit nur aushelfender

(subsidiärer) Natur ist, daß also das sonstige Vermögen der zu Verpfle

genden zuerst verwendet werden müsse, und der Verabreichende auch mit

der Abfindung in solchen Fällen compensiren könne. Auch sind die

zu Alimentirenden zu angemessenen Arbeiten im Hofe verbunden

Bis zu erreichter Consirmation (gewöhnlich das 14. Jahr) müssen die

Kinder unter allen Umständen im Hofe verpflegt und schon in polizei

licher Hinsicht zu Schule und Kirche angehalten werden.

10) Den Absindungen gebührt im Concurse billigerweise ein Vor

recht, und zwar deßhalb, weil den Erben oder Absindlingen — wie

vorgezeigt — bis zu erfolgter Theilung ein gemeinschaftliches Eigen

thum an dem Hofe oder dem Gegenstande zusteht, woraus sie erfolgen.

Es ist den Gläubigern dieser Art daher ein Separations- und unter

Umständen ein Vindicationsrecht nicht abzusprechen ^).

Jedoch ist dagegen anzunehmen:

s) daß Schulden, die vor angefallener Erbschaft schon aus dem

Colonate haften, den Vorgang behaupten;

K) daß, wenn dem Gutsherrn wegen des Obereigenthumes gleich

falls ein Separationsrccht zusteht^»), auch dieses vorgehen müsse, weil

das Recht eher vorhanden, bevor von der Vererbung die Rede war.

Und dann muß

«) das Vorrecht auch wegfallen, wenn nach der Theilung der

Miterbe dem Anerben Credit gegeben oder sonst eine Novation vorge

nommen hat 166).

11) Die Absindungen gehen endlich, theils auf gewöhnliche Weise,

theils bauerrechtlich verloren: durch Enterbung, durch Verzicht, durch

den Tod des minderjährigen oder unverheuratheten Absindlings im Hofe,

durch Compensatio« des Anerben mit Alimenten, durch Unfähigkeit oder

Vergehen des Absindlings (z. B. Hochverrath) und durch Verjährung.

Zu dem Verzichte soll nach einigen Meinungen als eine Eigen-

thümlichkeit der Bauergüter auch gezählt werden, wenn über dasjenige,

was Erbenzins- und Meierleute ihren Kindern mitgeben, werde es auch

162) In mehreren Ländern bestimmen darüber die Gesetze besonders, vgl.

hildesheim'sche Verordn. a. a. O. ß. 22.

163) Hildesheim'sche Verordn. a. a. O. 8- 2Z.

164) ?ukengork 1, «ds. 103. v. Bülow, Zlbhandl. über ein

zelne Materien des bürgerl. Rechtes Th. 1. Abh. 6. Zweifel dagegen Mit

termai er, teutsches Privatr. §. 416.

165) I. B. im Herzogthum Braunschweig nach der Verordnung v. 2l.

April 174S. Fredersdorf Promt. Th. 1. S. 23S.

166) rukenSorkl. «. p. 2S4. §. S.
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Brautschaft oder Mitgift genannt, quittirr tv!rd. Dergleichen soll den

vollen Erbtheil ausmachen, und nach der Eltern Tode den Abzusin»

denden ein Mehreres nicht gebühren'^). Allein richtiger macht man

dergleichen Zahlungen und Quittungen zur «usestio tsoiii««), nimmt

also hier nicht gerade eine durchgreifende allgemeine Regel an, sondern

sieht darauf, was empfangen, und unter welchen Umständen empfangen

und quittirt ist^).

12) Wenn über bauerische Absindungen — einer bei Bauergü

tern sehr wichtigen Materie — Klagen entstehen, so wissen die Pra

ktiker häusig nicht, was damit anzufangen.

Also auch darüber noch Einiges. So lange die Gesetzgebung ein

zelner Staaten noch nicht dahin gelangt ist, für rein teutsche Einrich

tungen und Rechtsverhältnisse besondere Klagen und Rechtsmittel an

zuordnen^"), bleibt schon nichts Anderes übrig, als das gemeine Recht

zur Hilfe zu nehmen, und wenn solches nicht ganz paßt, sich des Aus

kunftsmittels in analoger oder nützlicher Gestalt zu bedienen, sollte es

auch mit einigem Kopfzerbrechen geschehen.

Bei den Absindungen, denen wir einen erbrechtlichen Grund un

terlegten, kommen meistens die durch das Erbrecht erzeugten Klagen

und Rechtsmittel vor. Sie können auch in der Regel über den all

gemeinen Leisten gezogen werden. Der Abzufindende kann seine Rechte,

gleich jedem anderen Erben, possessorisch und petitorisch geltend machen,

kann vorbereitend, z. B. durch Editionsanträge erbschaftlicher Urkun

den, durch Anträge auf Verwaltung gegen Sicherheit, auf Zulegung

eines Inventars oder eidlichen Verzeichnisses u. s. w. einschreiten ^"),

kann wie jeder Andere auf Anerkennung seines Absindungsrechtes als

alleiniger oder Miterbe, dann wieder, wo seine Theilnahme selbst nicht

bestritten wird, aufTheilung dringen, also im ersten Falle die römisch

rechtliche Iiereäitstis petitio und im zweiten die sotlo ksrnilise erols-

ounclse anstellen. Ebenso stehen ihm, wenn er durch Testamente, Erb

verträge, Schenkungen, Aussteuer oder äos sich in formeller oder ma

terieller Hinsicht verletzt fühlt, die im gemeinen Rechte vorkommenden

Klagen auf Ungiltigkeit und pflichttheilswidrige Anordnungen zu, theils

direct, theils in analoger oder nützlicher Form. Wo es aber eigen-

lhümliche Verordnungen, Gewohnheiten, Statuten u. s. w. gilt, kann

der Erbe die «oucliotio ex IsAe, ex rnoribus, seu iure «ausustucllus-

rlo, ex «tettut« et«, anstellen. ,

Bei einer sehr wichtigen Materie (bei den Erbverträgen), die den

Römern fremd war, kamen ohnehin Doctrin und Praxis langst zu

167) Strubs, rechtl. Bedenken Th. 3. S. 97.

168) v. Bülow und Hagemann, pract. Erörter. Bd. 1. S. 203 u.

206. Pfeiffer, pract. Ausführungen Bd. 4. S. 162.

16S) Vgl. Scholz über bäuerische Abfindungen H. 66.

17«) Diese Lücke findet sich in allen Meierordnungen, und den meisten

Staaten fehlen sogar diese.

171) Vgl. Schmidt über Klage» und Einreden Z. 607 flg. (6. Ausg.)

41*
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Hilft, indem man auch hierauf die römifchrechtlichen Erbschaftsklage»

und Rechtsmittel bei Verletzungen anwendete "2).

Zu 4. Ganz eigenthümliche Rechtsverhältnisse knüpfen sich an

das in die Bauecgüter Eingebrachte, es heiße Mitgift, Aus

steuer, zugefreites Gut, Hauptgut, clos u. f. w., bestehe in

Naturalien oder baarem Gelde.

Die Grundregel, daß alle dergleichen Gegenstände nicht zurückge

fordert werden können,.wenn die Ehe sich auflöset, oder mit anderen

Worten die Unbeweglichkeit der clos, ist es, die diese Eigenthüm-

lichkeiten erzeugt, und schon sn sich «ine Abweichung vom gemeinen

Rechte bildet.

Wenn der junge Bauer In die Reihe eines neuen Landwirthes

tritt, so vermählt er sich gleichsam auf eine doppelte Weise, einmal

mit dem Gute und zweitens mit einem Ehegemahl. Durch das Gut

wird ihm der feste Standpunct angewiesen, worauf er wirken und lebe»

soll; das Gut soll ihn ernähren, und er soll die damit verbundene»

Lasten und Verbindlichkeiten gegen Staat, Gutsherrn, Gemeinde und

Verwandte lösen. Das Ehegemahl dagegen soll ihm das eigene Fa

milienleben eröffnen, ihn durch Arbeit und Geld unterstützen und mit

ihm vereint vom Gute lebenslängliche Versorgung empfangen. Beide

wollen jetzt die Rolle gemeinschaftlich beginnen, wozu sie sich auf der

großen Bühne berufen fühlen, und mit dinglichen und persönlichen La

sten sich an den Staat binden.

Soll der Bauer die mit dem Gute verbundenen Lasten tragen>

wobei ihn besonders die Leibzucht, Absindungen und Koste» der neuen

Einrichtung zu drücken pflegen, so muß er sich nach einem angemesse

nen und reichlichen Hcutathsgute umsehen. Empfängt er solches und

ist das Heurathsgut in das Gut verwendet, so würde das Gut in der

That keine Hilfe erlangt, sondern eine schwere Last sich aufgebürdet

haben, wenn eben dieses Heurathsgut wiederum über kurz oder lang

aus demselben herausgezogen werden sollte, Noch dazu zu einer

Zeit, wo der Tod des Einen oder Anderen der Ehegatten dem Hofe

ohnehin bemerkbare Wunden schlägt. Dreß durfte nün einmal nicht

geschehen.

Statt dessen mußte der auffahrende Ehegatte auf anbete Weise

zufrieden gestellt werden, und dieß geschah durch die Zusicherung ange

messener Gegenvortheile, die darin bestehen : 1) daß der Eingeheurathete

den zeitigen oder lebenslänglichen Mitgenuß des Colonats ünd 2) die

Erlaubniß wieder zu Heurathen bekommt, 3) wenn die Frau die über

lebende ist, sie die Freiheit hat, einen Jnterimswirth zu sich aufzuneh

men, daß sie ferner 4) für die aus dieser neuen Ehe erzielten Kinder

eine Absindung vom Hofe, und endlich ö) für sich und den zweiten

172) Glück, Commentar äh. 6. Z. 640. Martin, Rechtsgutachten

Bd. 1. S. 166 flg. Schmidt a. a. O. §. 637.
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Ehegatten eine theilS den Hofkräften ^ theils den zugewendeten Vorthei

len angemessene Leibzucht fordern darf"?).

Diese den Bauergütn» angemessenen und bäuerlichen, natürlichen

Verhältnisse waren es^ welche die Grundsätze der unbeweglichen

und die unter 1bi<5 erwähnten Gegenzusagen hervorbrachten, die wir

unter dem Namen Widerlage, Gegenver,schreibung (m re-

rom^>en«sti«nelfl östi«) kennen.

Die Leibzucht, das Leibgedingt oder Leibgut wurde von diesen Vor

theilen für das Wesentlichste gehalten und das Eingebracht? hieß Frei

gut, HeurathSgut oder Hauptgut.

Die alte Paromie: Leibgut schwindet Hauptgut, b. h.

Leibgut macht, daß Hauptgut verschwindet, deutet solches an'^), und

die Glosse zum sächsischen Lehnrechte führt man nicht ohne Grund

als Beweis dafür an, daß schon in den mittleren Zeiten das Leibgeding

durch zweite Heurath nicht verloren ging. Der neuere und sast allge

meine Gebrauch hat sich wenigstens erhalten

Was natürlich oder dem Wesen der Bauergüter angemessen ist,

muß immer dk Regel bilden, und die obigen Rechtsverhältnisse haben

diese Eigenschaft. Es braucht daher nur leise berührt zu werden, daß

allerdings einige Meierordnungen , namentlich, bei der zweiten Heurath

der Wittwe, das Zurückfordern des Eing.ehracht«n und. Kindestheil, da

für aber auch keine Leibzucht gestatten ^^). Si> bilden nur Ausnah

men von der obigm Regel, die. sich mehrseitig als ein allgemeines Ge

wohnheitsrecht bestätigt findet"»).

Dagegen aber erscheint es eben so billig als angemessen, der Ehe

frau die Rückforderung des Eingebrachten zu gestatten, wenn der, Ehe

mann in ConcurS verfällt, indem hier ohne der Ehefrauen Schuld He

erwähnten Surrogate nicht erfolgen können"*).

Zu erwähnen ist noch, wie es sich mit dem Zugebrachten des

Mannes, mit dem vorbehaltenen Vermögen der Frau und mit den

Rechten der Kinder zweiter Ehe verhalte.

1) Liegt es, wie wir annahmen, einmal im Wesen der Bauergü

ter, daß das Zugebrachte darin bleiben müsse, so müssen Mann und

Frau sich gleichstehen. Und in der T.hat ist dem auch so. Auch das,

173) In mehreren Staaten kommt auch noch da« Erbrecht hinzu, bald

in beschränkter Form, preuß. Landr. Äh. 2. Tit. I. §. 623> bald zum vol

len Kindeslheile, z. B. im Herzogthume Braunschweig : Verordnung vom 30.

Der. 17S4.

174) Eisenhart Gprüchwdrter S. 143»

175) Capitel S7.

176) Hagemann, pract. Erirt. Th. 7. S. 279.

1/7) Oldenburg'sche Braulschatzordnung, bei Runde von der Leib

zucht S. 373.

178) Vgl. die Entscheidungen des OberappelKtionSgerichte« zu Celle bei

Runde«, a. O.

179) Hagem«»» a. «. O. S. 270. «aleaberg'fche Meierordn,

C«v. 9. tz. S.
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was der Ehemann der den Hof besitzenden Frau (der Anerbin) als

Auffahrender zubringt, unterliegt dem Verbleiben im Hofe. Auch er

hat die vorhin aufgezählten Gegenvortheile : die Bewirthschaftung und

den Fortgenuß des Colonats, das Recht wieder zu Heurathen, eine Ab

findung für Kinder zweiter Ehe und eine Leibzucht zu genießen, und

muß sich daher derselben Regel unterwerfen; gewissermaßen noch eher

als die weibliche Hälfte, weil seine Vortheile größer sind, wohin na

mentlich das schon gemeinrechtlich begründete Recht der lebenslängli

chen Benutzung des Mutter- oder Kindergutes gehört, wahrend die

Frau solches nur bis zur Großjährigkeit des Anerben ausübt.

Da, wo die obigen Regeln einmal herrschen, ist es daher ein Feh

ler der Beamten, wenn sie in den Ehe- und Hofsverlaßverträgen das

Zugebrachte von Seiten des auffahrenden Ehemannes nicht eben fo

stellen, wie das weiblich Zugebrachte. So gut wie er der Ehefrau die

Gegenvortheile als Widerlage verschreibt, eben sowohl muß er sich solche

von dieser verschreiben lassen, wenn er der Zubringende ist.

2) Allerdings kann es Fälle geben, wo der auffahrende Ehegatte

sich Güter vorbehält, die von der Dotaleigenschaft verschieden sind: so

genannte Paraphernalien und Receptitien; allein sie gehören zu den

großen Seltenheiten, und obwohl die Bestellung eines Brautschatzes als

Thatsache (res ksvti) des Beweises bedarf, so würden wir im Bauern

rechte umgekehrt die Vermuthung dafür und nicht für vorbehaltenes

Vermögen eintreten lassen^").

Wo sich aber ein Vermögen dieser Art ergibt, würde man der

Frau, insofern es nicht in den Hof verwendet wurde, auch dafür jene

Gegenvortheile nicht zugestehen können. Wir legen auf das Wort

dafür ein Gewicht, weil es zugleich Regel, ist, daß der Frau, auch

wenn sie wenig oder gar nichts einbrachte, für ihre dem Hofe geleistete

Arbeit und Beihilfe immer Etwas von jenen Vortheilen zu Gute kom

men muß. Der Unterschied liegt also nur in der Größe der Gegen

vortheile.

In der Regel bestimmen darüber Vertrage. Wo es nicht geschah,

muß der Weg des Rechtes und das Gutachten Sachverständiger

' ermitteln und entscheiden, wieviel durch Verwendung von Geld, Na

turalien oder Arbeit dem Hofe genützt ist, und wie viel auf der ande

ren Seite nach den Kräften des Hofes an Leibzucht, Absindungen u.s.w.

dem Auflömmlinge zugestanden werden soll.

3) Es ist schon früher (zu 3 bei Absindlingen) erwähnt, daß das

Recht, Absindungen oder Erbtheile vom Bauergute zu fordern, eigentlich

nicht an die Kinder zweiter Ehe gelangen könne, weil diese nicht zum

Hofe und in die bäuerliche Sippe gehören, daß ihnen aber dergleichen

dennoch nach allgemeiner Observanz zugestanden werde.

180) puksnSork ob,, iar. V. 1. «b». 206. §. 14., I.e>s«r meS.

,pe«. 302. ms<I. 4. 6., SvKüler exercit. 36. 80. sind ohnehin im Allge

meinen dafür, daß die Dotaleigenschaft eine Vermuthung auf ihrer Seite habe.

Vgl. Schol,z Jntestaterbr. der bäuerischen Ehegatten z. 6 s.
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Wir sind darüber Erklärung schuldig und bemerken, daß der Grund

der Observanz in der Unbeweglichkeit des Zugebrachten und in der

nützlichen Verwendung dessen von Seiten des Auflömmlings liegt.

Die Beihilfe des sogenannten auffahrenden Ehegatten durch Geld,

Naturalien oder Arbeit dient, wie wir sahen, nothwendig zur Bewirth-

schastung und Erhaltung des Colonats. Der Anerbe oder eigentliche

Besitzer des Hofes kann einmal ohne diese Vortheile nicht bestehen, und

der Aufheurathende kann dagegen für die Verwendung seines Vermö

gens und feiner Kräfte nicht ohne Vergütung oder Gegenvortheile blei

ben. Treten Todesfälle ein, so steht dem Ueberlebenden der Genuß

und das fernere Bewirthschaftungsrecht des Bauergutes zu, und dieses

kann theils nicht ausgeübt, theils dem eigentlichen Anerben der Hof

nichts erhalten werden, wenn dem jetzt Alleinstehenden nicht das Recht

wieder zu hcurathen zugestanden wird. Folge der Wiedcrverheurathung

sind Kinder zweiter Ehe, und diese können von der blosen Leibzucht

nichts erhalten, eben so wenig auf die ungewisse Errungenschaft ange

wiesen werden, zumal da auch der zweite Ehegatte — nach dem er

wähnten Grundsatze — sein zugebrachtes Vermögen im Hofe lassen

mußte. Es heißt hier also: wer den Zweck wollte, mußte auch die

Mittel zum Zwecke wollen. '

Das Eolonat und dessen Besitzer mußten daher auch in die Ver

sorgung der Kinder zweiter Ehe willigen, und ihre Rechte gestalten

sich gleichfalls als Erbrechte aus dem Hofe, weil sie solche zwar von

ihren Eltern zunächst ableiten, diese aber sie, wie wir sahen, einmal

am Cölonate erworben hatten, theils durch den Ehevertrag, theils

durch Gewohnheitsrecht, theils durch nutzliche Verwendung ihres Ver

mögens in den Hof.

Daß den Kindern zweiter Ehe eine Absindung zukomme, darüber

ist man einig ^). Nur wurde der, Grund dieser im Bauernrechte

so häusig vorkommenden Frage wenig erörtert Was von den

Kindern des Jnterimswirthes gilt, muß auch von den Kindern des er

sten männlichen Auflömmlinges gelten, der, wenn er zur zweiten Ehe

schreitet, eigentlich keine Jnterimswirthschaft begründet.

Au 5 und 6. Ueber die ferneren Eigentümlichkeiten der Bauer-

LÜter: Auszug und Jnterimswirthschaft s. diese Artikel.

I. Scholz der Dritte.

Bayern. Bayern, in acht Kreise getheilt, bewahrt in dem ach

ten Titel §. 7 seiner Verfassungsurkunde vom Jahre 1818 die Worte:

Es soll für das Königreich ein und dasselbe bürgerliche

und Strafgesetzbuch bestehen. — Aber wie von je es war, daß

der Geist lebendig macht, und der Buchstabe tödtet, so ist es auch mit

181) Runde, von der Jnterimswirthsch. Z. 13. S. 32. Gesenius,

Meierrecht Th. 1. S. 556. V.Liebhaber, Landrecht Th. 2. S. 416.

Hildesheim'sche Verordn. wegen Ablaqcn ,c. vom 9. April 1331 §. IS.

132) Vgl. Scholz a. a. O> Z. 3«. S. 37.
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dieser Stelle der Verfassungsurkunde geschehen. Würde dieselbe buch

stäblich, unbeschränkt und mit einem Male in Ausübung ge

bracht worden sein, so würde kaum ein Jahrhundert die Spalten und

Risse zu ebnen vermögen, welche ein solches gewaltsames Durchhauen

des Knotens in den bürgerlichen und öffentlichen Verhaltnissen jeder

Art hervorgebracht hätte. Mehr als irgend ein Staat ist Bayern aus

eigenthümlich gebildeten Einzelnländern entstanden, welche sich mit den

darin verwachsenen und verkörperten eigenthümlichen Rechten und Rechts-

instituten nicht in eine neologische Centralisirung einschnüren lassen,

ohne daß nicht das Leben in seinen edleren Theilen tödllich verletzt

würde. Noch heutzutage beurkunden die Provinzen offenbar ^ auch

dem oberflächlichen Beobachter — sowie im Dialecte so in Sitten und

Gewohnheiten die Abstammung von den drei teutschen Stämmen, von

den Bayern, den Schwaben und von den Cheruskern (Franken), und

oft scheiden an der Grenze dieser Provinzen ein Fluß oder ein Raum

von kaum einer Achtelmeile zwei Dörfer, in welchen sich die Verschie

denheit der Stämme zum Erstaunen hart, schroff und ohne Uebergang

ausspricht. Wenn es schon bei den einzelnen Menschen ein großer

Vorzug ist, einen (eigenthümlichen) Character zu haben, so tritt bei

volksthümlichen, provinziellen Characteren dieser Vortheil mit weit mehr

Segen in die Geschichte. Solche Provinzialitäten (wenn es erlaubt ist,

eine solche Wortbildung zu gebrauchen),, versichern z. B. vor Allem ein

langes Volksleben, und solche ungleich große und bestimmte Körper

bilden den Staat dauernder, und verkitten sich fester und zäher, als wie

im Allgemeinen Theorien verflachter angeschwemmter Massen ohne Race

und ohne Familienphysiognomie. Demnach scheint uns zum Gedeihen

und zur Sicherung des gemeinsamen Wohles, und da die Gesetze für

die Menschen, nicht aber, umgekehrt die Menschen für die Gesetze ge

macht werden , . höchst förderlich , ja nothwendig , diejenigen privat-

rechtlichen, in's Leben wesentlich eingreifenden Einrichtungen,

welche mit den Begriffen, Sitten und Interessen einer Völkerschaft im

engen Verbände stehen, daraus ursprünglich hervorgegangen, jetzt damit

gleichsam verwachsen und dem Ganzen unschädlich sind, z. B. das

Ewiggeld, die Gütergemeinschaft unter Eheleuten u. wenigstens im

Grundsatze aufrecht zu erhalten. Auch wurden solche Rücksichten nicht

nur bei allen Gesetzgebungen der vorigen Jahrhunderte, sondern auch bei

der Abfassung der französischen Gesetzbücher, laut des Berichtes ihrer

Redactoren wohl beachtet. Nur also wenn und insofern dieß geschieht,

wird ein allgemeines (Zivilgesetzbuch und die Verschmelzung so vieler

Particularrechte in einen Codex zur Wohlthat für die ganze Nation,

und wir sind weit entfernt zu wünschen, daß der dermalige Zustand

der Civilgesetzgebung in Bayern in seinem ganzen Umfange noch lange

fortdauern möge, sondern halten ihn im Gegentheile in so vieler Be

ziehung für höchst nachtheilig, sind jedoch der Ansicht, daß es sich hier

um die schwierigste Aufgabe handelt, die je einer Regierung zu lösen

obliegt, und von der sich die meisten Staatsmänner nicht ohne Grund

abgeschreckt fühlen.
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DK Rechtspflege in Bayern ist im Allgemeinen, genommen in ei

nem lobenswerthen Zustande, geordnet in ihrem Jnstanzenzuge,

prompt bei den Untergerichten, zuverlässig bei. dem obersten, Gerichtshof«,

und überall,, von dem Katheder wie von dem Gerichtsstuhle, v.erk,ünde,c

sich, eine rechtswissenschaftliche Bildung — eine Bildung,, wie dieselbe

nm immer bei einem «vilisirten germanischen Volke vorgekommen ist.

Bei alle dem aber besteht dennoch wed,er für das bürgerliche noch

für das peinliche- Recht ein, und dasselbe Gesetzbuch, und, weder für den

bürgerlichen noch füx den peinlichen Prozeß, eine und dieselbe gesetzliche

Prozeßordnung, wie dieses im Nqchstehe,nden, für, die einzelnen. Gebiets»

theile nachgewiesen und aufgezählt werden wird,

, . 1) Vor Allem sondert sich die vormals Rheinkreis betitelte Pfalz

pon den übrigen sieben Kreisen ^ welche in der Gesetzsprache die sieben

älteren Kreise genannt werden, vollständig durchaus und bestimmter, nb.

I». der Pfalz nämlich, oder in dem Gebiete des Königreiches jenseiiS

des Rheines mit den KreishnuptstädtM, Speyer und Zweibrücken,^ ist ist

Folge her Verordnung vom 2<X März 1817 mit der, französischen Ge

richtsverfassung das französische Zivilgesetzbuch (<?ocie ZVspoleou) beibe

halten worden und noch giltig,, und nebst demselben auch der französi

sche Prozeßcydex (aocie <1e pr«««ciure eivile), das Strafgesetzbuch (««cis

r>,eu«ii nebst dem ««cie ä'ivsUiiVtiou criminelle), unh. endlich der

Handlungscodex («ocke äs voininerve)— zusammen die «in<z yoxles— mir

de.n übrigen eigenthümlichen Instituten des französischen Rechtes, dem

Notariate, dem Friedens-,, dem Cassations- und dem Geschworeng.e-

richt«.

Mit jenen Gesetzbüchern, haben überdieß in diesem Kreise "gleich

verbindliche Kraft :

») die daselbst von dem französischen Regierungscommissar Rudler

bis zum Jahre 1802 publicirten und in zwei Sammlungen enthalte.-

nen. Gesetze und Verordnungen^);

K) die ftanzösischen bulletms Ses lois bis zu den pariser Frie

denschlüssen von 1814 und so viel die erst im folgenden Jahre von

Frankreich abgetretene Festung Landau mit bessern am linken Ufer der

Lauter liegenden Bezirke betrifft von 1815;.

«) die unter dem Generalgouvernement des Mittelrheines, dann

untzer der österreichischen und bayerischen Landesadministration bis zum

1. Ma,i 1816 erschienenen Verordnungen^

1) Sammlung der Verordnungen und Beschlüsse, enthaltend die Gesetze,

Ordonnanzen, Edicte, Deklarationen :c. des Bollziehungsdirectoriums, der

Minister ic. die seit dem 14. Lrumsire des Jahres VI in den 4 Rheinde-

partements kund gemacht worden find. Straßburg bei Levrault in den Jah

ren VII und VIII. 12 Bde. S. Fortsetzung dieser Sammlung vom Jahre

VIII bis X. Mainz bei Croß. 6 Bde. 8.

2) Die Sammlung derselben erschien in Speyer 1829 in 2 Bänden.

Eine vollständige Sammlung der französischen Gesetze enthält Konäonnes»

«ollsctivn gsnsrsle ge» lois von 1739 bis 1824. 16 Bde. 5, « c r e ls leg!«»

lution 6s Is 1?«««« ?s«s 18Z7. 31 Bde. Neri in Kspertoirs IS Bde.
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Die französischen Gesetze nun sind sowie ihre Doctrin nur in

so weit giltig und anwendbar, als dieselben zur Zeit der Vereinigung

dieses Gebietes (des Rheinkreiscs) mit Bayern dort eine verbindliche

Kraft hatten; daher muß zur Anwendung dieser fünf Codices und ihrer

Novellen genau auf diesen Zeitpunct gesehen werden; denn von da au

nehmen die Gesetze nicht mehr die Fortbildung und die Doctrin Frank

reichs — als eines fremden Staates — an, sondern bestehen in ihrer

Cigenthümlichkeit nunmehr innerhalb der bayer'schen Legislation fort.

Diesem Rechtszustande folgegerecht hat auch die bayer'sche Gesetzgebung

seitdem fortwährend in das übergegangene fremde Gesetz eingegriffen

und beziehungsweise Abänderungen und, Ergänzungen ergehen lassen,

als da sind:

») Mehrere in dem mit dem 1. Julius 1816 begonnenen Amts-

blatte für den Rheinkreis publicirte, größtenteils reglementare Verord

nungen 2).

K) Das Gesetz vom 1. Juni 1822, die Forststrafen und die Voll

ziehung der Forststrafurtheile betreffend.

«) Das Gesetz von demselben Datum, die Vereinfachung des Ver

fahrens bei Iwangsveraußerungen von Immobilien betr.

6) Das Gesetz vom 11. Sept. 1825, über die Förmlichkeiten bei

Anlegung und Abnahme der gerichtlichen Siegel , dann bei denjenigen

Vermögenserbtheilungen und Veräußerungen, welche unter Mitwirkung

des Richteramtes geschehen.

e) Das Gesetz vom 28. Dec. 1831, die Protocollirung und Vor

ladung in gemeinen Strafsachen der einfachen Polizei, betr.

Y Das Forststrafgesetz vom 28. Dec. 1831.

8) Das Gesetz vom 1. Juli 1834, die Vervollständigung der

strafgesetzlichen Bestimmungen in Beziehung auf Brandstiftungen betr.

Ii) Das Gesetz vom 1. Juli 1834, über die Hypotheken- und

Wechselbank, die Strafe der Fälschung der Banknoten betr.

Alle diese Gesetze sind in den bayer'schen Gesetzblättern der betref

fenden Jahre abgedruckt.

Aeltere, der französischen Herrschaft und Gesetzgebung vorhergegan

gene Rechtsgeschäfte und Verhältnisse werden nach den in den verschie

denen Territorien, woraus dieses, zusammengesetzt ist, früher bestandenen

Gesetzen und dem gemeinen Rechte beurtheilt und gerichtet.

Noch müssen wir bemerken , daß die Verfassung von 1818 zwar

in diesem Kreise gleichfalls eingeführt, von deren beigefügten konstitutio

nellen Edicten jedoch nur denen Gesetzeskraft verliehen wurde, welche mit

den dem Kreise erhaltenen Institutionen nicht im Widerspruche stehen,

Man s. auch Vupin lo!» eiviles, Isis öe prore^urs «ivile et or^snisstion

Zuäieiitire. ?sr!» 1819—1821. 6 Bde. 8. und die Sammlungen von V o e z

und Siebenpfeifer.

S)-M. s. 7 Supplementhefte zu den 6 französischen Gesetzbüchern, Zwei

brücken bei Ritter 1823—1833.
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und in dem Amtsblatte, von 1818 für den Rhemkreis ausdrücklich

namhaft gemacht, worden sind.

In den anderen sieben Kreisen des Königreiches, welche sind:

Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz, und Regensburg,

Schwaben und Neuburg, Oberfranken' Mittelfranken,

Unter franken und Asch äffe nbu.rg,— in diesen sieben älteren Krei

sen ist in Rücksicht der Eivilgesetze dieselbe Richtung, vorherrschend,

welche wir so eben bei dem Gebiete jenseits des Rheines besprochen ha

ben. Für alle diejenigen ehemals im teutschen Reiche felbststandig be

standenen Reichsgebiete, welche entweder durch den Reichsdeputations

hauptschluß vom Jahre 1803 oder durch die Friedensschlüsse von Preß-

bürg 1L04, Wien 1809, Paris 1814 und, 1815, den Vertrag mit

Frankreich 1810, oder auch in Folge des Rheinbundes von 1806, der

Auflösung Hes teutschen Ordens von 1809, des wiener Congresses v. 1815,

und endlich des Territorialvertrages mit Oesterreich von 1816 u. s. w.

das jetzige Königreich Bayern bilden, sind die älteren Particularcivilge-

setzgebungen beibehalten und als giltig erkannt worden, und diese Wil

ligkeit besteht zum größten Theile noch heutzutage; ja diese Verschie

denheit der Particularcivilgesetze erstreckt sich noch über die eben angege

benen Epochen hinaus / und reicht in die Zeiten des teutschen Reiches

selbst hinein, indem schon das dort durch Tractctte und Erbschaften

angewachsene Kurfürstenthum solche Prgvinzialrechte, wie z. B. das

oberpfalzische Landrecht, mit sich führte. Auch bei diesen Gesetzgebungen

besteht die Regel, daß das Jahr, in welchem die Gebiete mit dem Kö

nigreiche vereinigt worden sind, das Stillstehen jener Legislaturen be

zeichnet, denn, mit diesem Momente werden jene Gesetze sixirt und tre

ten in ihrer Fortbildung und Doctrin in die allgemeine bayer'sche Ge

setzgebung über, so zwar, daß alle jene Gesetze in dem sie betreffenden

Landestheile giltig sind, insofern dieselbe seit dem Normativtage — der

Vereinigung mit Bayern — nicht in der allgemeinen Civilgesetzgebung

abgeändert wurden.

Diese nun begreift in sich:

1) die Urkunde über die Verfassung des Königreiches vom 26.

Mai mit ihren 12 Beilagen, von welchen die Edicte über den Adel,

die gutsherrlichen Rechte, die Fideicommisse, die Siegelmäßigkeit, die

Staatsdiener und das Concordat mit dem römischen Hose theils ganz,

theils in einzelnen Materien privatrechtliche Bestimmungen enthalten;

2) das königl. Haus- und Familiengesetz von 1819 ;

3) das Hypothekengesetz mit der Prioritätsordnung von 1822;

4) das Gesetz über die Staatsschuld von 1822;

5) das Gesetz über das Edict die Familienfideicommisse betreffend

von 1825;

6) das Gesetz über die Vereine der bayer'schen Gutsbesitzer von

1825;

7) das Gesetz über den Zinsfuß der Judenschulden von 1825 ;

8) das Stempelgesetz von 1825;

9) das Gesetz über das Staatsschuldenwesen von 1825;
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10) das. Gesetz Aber das Staalsgut von 1823 5

11) das Gesetz über die Militärgerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts

sachen von 1828;

12). das Lehnsedict von 1808 mit de,m Gesetz über die Revision

desselben von 1828;

13) das FinanzgefeH von 183t;

14) das Gesetz über einige civilrechtliche Gegenstande auf den Fall

hes Eindringens, der asiatischen Cholera von 1831;

15) der Landtagsabschied, von 183.1;

Itz), das Gesetz über die Verhütung ungleichartiger Erkenntnisse

heim oberste,«, Gerichtshöfe, von 1837 5.

1?) das Expropriationsgesetz, von 1837 ;

18) das Zollstrafgesetz von 1837, welches das. von 1834 außer

Kraft setzt.

Die Organe aber, durch welche die allgemeine Gesetzgebung gesetz

lich promulgier wurde, sind bis zum Jahre 1818 die königlichen Regie

rungsblätter ^ und von diesem Jahre die Gesetzblatter mit den darin

enthaltenen Abschieden für die Ständeversammlungen, deren bis jetzt acht

vorliegen, nämlich von den Jahren 1818, 1319, 1322, 1825, 1823,

133,1, 1834 und 1337.

Unter diesen Gesichtspunkt gebracht, bestehen im Königreiche je für

die betreffenden Gebietstheile verschiedene Civilgesetze, welchen allen bei-

uahe das römische, canonische und teutsche Privatrecht als gemeines

und supplirendes Recht gesetzlich unterliegt, und worüber wir hier, aus

dem vollständigsten Cwilgesetze des Reiches — aus dem Locisx Klsxi-

yMsilsus folgende Worte (Theil I. Cap. 2. §. 8—12.) als be

zeichnend und erläuternd anführen: Nach dem Unterschiede der Per

sonen und Sachen wird das Recht theils weltlich, theils geistlich be

namset. Das letztere soll nur in geistlichen Händen und so weit sol

ches mit denen «ouvorckstis und der Observanz einstimmig ist« be

obachtet werden. Das römische Recht, welches zwar ursprünglich

eine denen Römern gegebene, hernach aber auch in anderen und son

derbar teutschen und hiesigen Landen, eingeführt worden, soll in Sa

chen, welche, etwa durch einheimisches Recht nicht genug bestimmt sind,

auf schicklich und thunliche Weis zur Hilf gebraucht werden. — Mit

denen longobardischen Lehenrechten, welche den römischen Gesetzbüchern

mit beigefügt feind, hat es die nämliche Beschaffenheit. — Des heili

gen römischen Reiches gemeine Satz- und Ordnungen kommen in bür

gerlichen Sachen nur so, weit in gebührende Beobachtung, als durch

besondere Landesstatuta , Privilegien und Gewohnheiten kein anderes

versehen und hergebracht ist. — Alle obige benannte Rechte sind un

ter dem Namen des gemeinen Rechtes begriffen. Der Sachsen- und

Schwabenspiegel aber wird in hiesigen Kurlanden so wenig als andere

dergleichen veraltete teutsche Gesetze unter dem gemeinen Rechte ver

standen.

Ehe wir zur Aufzählung der in Bayern diesseits des Rheines gel

tenden Provinzialgesetze und Statuten übergehen, scheint es nothwendig,
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über die bedeutendsten derselben, die österreichischen und preußi

schen, nähere Kenntniß zu geben. In Oesterreich nämlich waren

bis zum Jahre 1810 ,'n Kraft:

s) Das österreichische <Zon»«et«cIIusr!uni, auch das Mdtivenbuch

genannt, vom Jahre 1550;

b) die oberösterreichische Landgeiichtsordnung z

«) der Tractat <^e iuribus iil«»rzi«rslibus ;

6) der Ooäex ^ustrisous oder I^opol^iiius (eine bis auf das

Jahr 1704 gehende Gesetzsammlung von dem Regierungskanzler vdn

Quasient veranlaßt) ;

s) Supplernent» Osclivi» ^usirisei, mthaltend die Gesetze von

1704—1740;

t) der thetesiünische Codet'z

g) die Sammlung der österreichischen Gesetze im Justizfache vo»

Joseph II-, Leopold II. und Franz II-, worunter vorzüglich:

' 1) das Ehepatent vom 16. Januar 1783,

2) das oberösterreichische Landtafelpatent vom 7. August 1762,

3) die allgemeine Concursordnung vom 1. Mai 1781,

. 4) das erbfolgepatent vom 3. Mai 1786,

H) das oberösterreichische Grundbuchpatent vom 2. Nov. 1792,

6) der 1. Theil des österreichischen allgemeinen bürgerlichen Ge

setzbuches von 1786,

7) die Gesetzsammlung von Fredramsdorf, Kropatschek, Freiherrn

v. Pöck und Kees;

K) das Ehepatent vom Jahre 1808.

Im Jahre 1811 erschien das allgemeine bürgerliche Ge

setzbuch (wozu Zeiller's Commentar).

In Preußens frankischen Provinzen galten im Jahre 1806

folgende Gesetze':

s) das allgemeine preußische Landrecht von 1794 sammt

den dazu gehörigen Novellen bis zur Abtretung der fränkischen Fürsten-

thümer, jedoch allenthalben nur als subsidiäres Recht mit Beibe

haltung der älteren Provinzialrechte;

b) die preußische Hypothekenordnung Und

«) die preuß. Depositalordnüng von 1783;

6) die prekß. Gerichtsordnung.

Die vielen einzelnen Novellen s. in Klein's Annalen und den

Sammlungen von Stengel, Eisenberg, Amelang> Gründler, zusam

men gegen 30 Bande.

Von diesen Gesetzen sind die sub Ut. b. e. genannten nebst den

darauf bezüglichen Novellen seit 1810 und 1822 außer Kraft.

Das specisische Verzeichnis) unserer verschiedenen Civilgesetzgebun-

gen, von welchen der Präsident v. Weber demnächst eine vollständige

Darstellung liefern wird (Augsburg bei Kollmann 8.), und von denen

wir oben bereits die allgemeinen Gesichtspunkte angegeben haben, ist

folgendes :
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I. In Oberbayern bestehen:

s) Der Loclex IVIsxiinilisueus K»v»rl«us vlvilis, «der neubessert-

und ergänzt- kur bayerisches Landrecht vom Jahre 1756 mit dem

alten von 1616 als subsidiärem Recht und den darauf Bezug habenden

bis zum Jahre 1819 einschließlich erschienenen Novellen, letztere gesam

melt und herausgegeben von Moritz, Memmingen 1820. 8. Man

s. auch Mayers Generaliensammlung 8 Bde in Fol. 1734—1822.

Der hierzu gehörige Commentar unter dem Titel: Anmerkungen,

ist 1758 in 5 Bänden in Fol. und 8. erschienen und hat (usuell we

nigstens) wo nicht gesetzliche Kraft, doch allenthalben , die höchste doktri

nelle Autorität, da sein Verfasser, geh. Kanzler Freih. v. Kreitmnier

auch das Gesetzbuch verfaßt hat. Dasselbe gilt von dem Commentar

des B. Schmid zu dem alten Landrechte 3 Bde Fol. 1695.

d) Die österreichischen Civilgefetze bis zum Jahre 1809 hin

sichtlich der damals abgetretenen Länder, soweit solche noch zu Bayern

gehören.

e) Die fürstlich-erzbifchöflichen und kurfürstlich-falz»

burgischen Lnndesvecordnungen sammt den vom Jahre 1806

bis 1810 daselbst eingeführten österreichischen Verordnungen,

unter welche auch das Ehepatent vom Jahre 1808 gehört. (Man s.

Zauner's Auszug aus den wichtigsten salzburgischen Anordnungen

1785—1790, und dessen Sammlung der snlzburgischen Landesgesetze

bis zum Schlüsse der erzbischöflichen Regierung 1805. Sammlung der

kursalzburgifchen Landesgesetze unter Ferdinand I. vom Jahre 1803 bis

1805. 3 Hefte, Salzburg 1805—1808. Verordnung für das Her

zogthum Salzburg und das Fürstenthum Berchtesgaden, Salzburg 1806

bis 1808.)

6) Die fürstlich-probsteilich-berchtesgadischen Landes

verordnungen, von denen jedoch nur das Circular über die Eröff

nung der Testamente von Geistlichen das Civilrecht berührt. Im

Bisthum Frei singen war schon vor der Säkularisation der bayer-

sche Civilcodex adoptirt. Besondere das Civilrecht betreffende Landes

verordnungen existiren nicht.

e) Die Statuten der Stadt München, von denen noch folgende

giltig sind, nämlich 1) die Ewiggeldordnung von 1571, nebst den Pri

vilegien von 1453; 2) das Privilegium HlKerrimim von 1500 über

das Erbrecht der Ehefrauen; 3) das Statut über die Testamente; 4)

die Bau- und Knndschaftsordnung von 1489, erneuert 1556 mit dem

vbgenannten Privilegium ^IKsrtinmu, die Fatalien in Bausachen be

treffend.

II. In Nicderbayern:

s) Der oben genannte Ooäex Alsximiliaueus mit dem alten

bayer'schen Landrechte und den Novellen.

K) Die fürstlich-bischöflich-pafsauische Ländesverord

nung.

c) Die Verordnungen der Grafschaft Ortend urg.
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III. In der OberpfalZ und Negensburg:

s) Neben dem obengenannten l?«cl«x Maxlinilisneus das ober

pfälzische Landrecht Dom Jahre 1657, jedoch nur noch in drei in

jenem Codex ausdrücklich benannten Fallen , nämlich hinsichtlich der

Nutznießung der Eltern von dem Vermögen der Kinder, ferner der

Einkindschaft und endlich der obrigkeitlichen Errichtung der Kaufbriefe

bei Unsiegelmäßigen über, unbewegliche Güter bei Strafe der Nichtig

keit, wozu bis 1825 auch noch eine Prioritätsordnung gehörte.

K) Die sürstttch-bischöflich-regensburgische Landesver

ordnung.,

«) Das Stätutarrecht der Stadt Regensburg', vornämlich die

Heurathsgedingsordnung von 1580 in 3 Theilen, die revidirte Wacht-

gedingsordnung von 1774 und die Vorschriften über die Vorrecht« der

Weiber in der Concursordnung von 1743 nebst mehreren späteren Ver

ordnungen, namentlich über die Fidejussion der Weiber vvm 16. Dec.

1738 und die Curatel der Abwesenden vom 16. Juli 1691.

c>) Das teutsche Privatfürstenrecht für die in diesem Kreise

wohnende, ehedem reichsunmittelbare, jetzt mediatisirte fürstliche Familie.

, IV. Für Schwaben und Neuburg:

s) Der obengenannte t>«<1ex Klsxiniillsueus «ivlli».

1z) Die fürstlich - bischöflich - augsdurgischen Landes

verordnungen.

e) Die österreichischen Civilgesetze, und zwar die älteren

bis zum preßburger Frieden (1805).

6) Die sürstlich-vttingen-wallersteinischen General-

Landesverordnungen, mit Einschluß der älteren öttingen - öttin-

genschen Generalien.

e) Die fürstlich - öttingen - spielbergischen General-

Landesverordnungen, mit Einschluß der alteren obengenannten

öttingen-öttingenschen Generalien, Und das öttingensche Vogtbuch von

1660.

5) Die fürstlich - gräflich-fuggerschen Landesverord -

nun gen, vorzüglich die über die Cvntracte mit Juden, den Vorzug

der weiblichen Jllaten und die Alimentations - und Satisfactionsforde-

rungen.

ß) Die Verordnungen für die Gebiete der Teut sch -Or

dens -Balle ien.

K) Die fürstlich-kemptenfche Landesverordnung vom

Jahre 1690, sammt den bis zu dem Jahre 1802 nachgefolgten No

vellen.

i) Die Stift kaiserheim'schen Verordnungen, von denen je

doch nur drei von 1762 und 1788 bekannt sind.

^) Die stift -je senschen Verordnungen, von denen aber nur die

Gewährschaftsordnung civilrechtlich ist.

1) Die stift-wettenhausenschen Verordnungen.

m) Das Stätutarrecht der Stadt Augsburg, vorzüglich ,

die Pflegeordnung von 1779, die Wechselordnung von 1778, die Bau-
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ordnung von ^740, die Kaufloosordnung von 1775, die Pfandoednung

von 1779 nebst mehreren Rathsschlüssen über einzelne Gegenstande

(man f. Huber's Abhandlung über die augsburgischen Statuten

1821), und das Gesetz über die Nothstist bei Berufungen in Wechsel

sachen von 1825. ,

n) Das StatUtarrecht der Stadt Röcklingen vom 16. Decem-

ber 1650.

0) Das Statütarrrecht der Stadt Memmingen, vorzüglich die

Ehestandsordnung von 1756.

x) Das StatUtarrecht der Stadt Kempten , vorzüglich die Wor-

mundschaftsordnung von 1799 nebst mehreren fragmentarischen Ver

ordnungen.

q) Die Zehntördnung des Stiftes Ottobcüren V. I. 1773.

r) Das StatUtarrecht der' Stadt Kaufbeuren von 1765.

») Das StatUtarrecht der Stadt Lindau, namentlich das Erbrecht

von 1540, der Rathsschluß von 1636 darüber, die Vovmundschafts-

ordnung von 1739 und die Ordnung über das Näherrecht von 1733.

1) Die Verordnungen des Stiftes St. Stephan in Augs«

bürg.

u) Der Landesbrauch der Grasschaft Rothenfels von 1629.

v) D>e Landesordnung der Herrschaft Stauffen von 1621.

v) Die friedberg-scheerischen Statuten über das Näherrecht in der

Grafschaft Trauchberg.

x) Die tettenberger Landesordnung vom Fürst Bischof von

Augsburg v. I. 1538.

^) Das ülmer Stadtrecht von 1683 in den von dem ehemali

gen stadtischen Gebiete abgerissenen, in Bayern liegenden Ortschaften gil-

tigz die Ehegerichtsordnunz von 1683 und die Baugerichtsordnung.

2) Das StatUtarrecht der Stadt Wangen v. I. 1762 in den

zu Bayern gehörigen Districten jener ehemaligen Reichsstadt giltig.

Endlich ss) das obengenannte Privat fürstenrecht für die in

diesem Kreise begüterten, vormals reichsständischen, jetzt mittelbar gewor

denen sürstlichen und gräflichen Familien.

V. Für Ober franken:

s) Das fürstlich brandenburg - kulmbach'sche Provin-

zialrecht, insofern dasselbe nicht in einzelnen Theilen durch königliche

preußische Verordnungen aufgehoben ist (m. s. unten VI. Iii. K.).

K) Das allgemeine preußische Landrecht vom Jahre 1794

sammt den dazu gehörigen Novellen bis zum Frieden von Tilsit.

«) Das österreichische Civilrecht und namentlich das allge

meine bürgerliche Gesetzbuch vom Jahre 1811 (wegen des Amtes

Redwig), nebst dem Gesetze von 1822 über den Großjahrigkeits-

termin.

cl) Das fürstlich bischöflich bambergische Landrecht vom I.

1769 nebst den dazu gehörigen einzelnen Verordnungen. (M. s. G.

M. Weber bambergisches Landrecht 1807 4 Bde.)
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e) Die herzoglich sachsen - coburgischen Provinzial-

gesetze.

k) Die graflich giechischen Verordnungen für die Herrschast

Thurnau.

g) Die gräflich sodensche Verordnung von, 1794 für die Herr»

schast Soden.

K) Die herzoglich sachsen-meiningenschen Provinzialgesetze,

welche wie die coburgischen noch in einigen Orten des ehemaligen Land

gerichtes Banz gelten.

i) Das oben genannte Privatfürstenrecht für die in diesem Kreise

begüterten, vormals reichsständischen, jetzt mittelbar gewordenen, gräflichen

Familien.

VI. Für Mittelfranken:

») Das markgräflich brandenburg - onolzbachische Pro«

vinzialrecht, insofern dasselbe nicht in einzelnen Theilen durch kö

niglich preußische Verordnungen aufgehoben ist. Es enthält eine eigne

Eheordnung von 1743 und mehrere nachfolgende Verordnungen über

diese Materie, serner die Amtsordnung von 1608 und die Pupillarord-

nung vom 19. April 1790.

> b) Das markgräflich baireuthische Provinzialrecht, enthalten in dem

«orpus voustiwt. euli»bsve„». Baireuth 1743. 3 Thle, und die Ju

stiznovellen von 1720—1803.

e) Das allgemeine preußische Landrecht vom Jahre 1794

sammt den dazu gehörigen Novellen, bis zu dem Frieden von Tilsit.

ä) Das fürstlich bischöfliche eichstädtische Provinzialrecht, wel

ches sich indessen nur auf wenige noch in Kraft bestehende sürstlich bi

schöfliche Verordnungen, den Retract, die Einkindschaft, die Protocolli-

rung der Eontracte mit Juden und eine ausführliche Handlohnsord

nung von 1709 beschränkt.

e) Die sürstlich schwarzenbergischen Verordnungen,

worunter die von 1764, 1791 und 1797 über die Juden nebst der

neuesten über die Einkindschaft. ' , i

y Das fürstlich hohenlohensche Landrecht vom Jahre 1737.

ß) Die gräflich limburgischen Verordnungen.

K) Die gräflich kastellischen Verordnungen, woruntervor-

züglich die Eheordnung von 1795 und die von 1801 über Güterge

meinschaft, Eheverträge, Testamente und Vormundschaften.

i) Die gräflich pappenheimischen Verordnungen; subsi

diarisch gilt daselbst das bcwer'sche Recht.

K) Die Ordnung der Herrschaft Oberholzing.

1) Die Statuten der ehemals reichsritterschaftlichen Herrschaft

Oberzell. ,

in) Die nürnberger Reformation vom Jahre 1564 sammt

Novellen und Additionaldecreten, worunter vorzüglich die neue Ehe

scheidungsordnung (man sehe die Lahnersche Additionaliensammlung

1773. 4.), die Bankgerichts - und die Wechselordnung , jene vom I.

1697 und diese v. I. 1722. . .

42
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n) Das Landrecht der Stadt Rottenburg, enthaltend die Ehe

ordnung vom 20. Januar 1656 und verschiedene auf das Eherecht,

Güterübergaben, Grenzen, Handlohn, Todenfall und Zehnten sich be

ziehenden PrZjudicien.

«) Das Statutarrecht der Stadt Weißenburg, worunter die

Verordnung beider RZthe von 1372 nebst dessen Additionalartikeln, das

kaiserliche Decret vom 5. Juni 1799, die Statuten von 1793 und

die Verordnungen von 1768, 1747, 1779 und die onolzbachische Ver

ordnung über Viehändel von 1722.

x) Das Statutarrecht der Stadt Dünkelsbühl von 1733.

r>) Das Statutarrecht der Stadt Windsheim, blos in Obser

vanzen über das Eherecht bestehend.

r) Das teutsche Privatfürstenrecht für die in diesem Kreist

ansässigen, vormals reichsständischen, jetzt mittelbar gewordenen fürstlichen

und graflichen Familen.

VII. Unterfranken und Aschaffenburg:

s) Das fürstlich-bischöflich Würzburger Landrecht, beste

hend aus der Ordnung des kaiserlichen Landgerichtes, Herzogthums

Franken, vom Jahre 1618; aus der Sammlung der hochfürstlich

würzburgischen Landesverordnungen mit den Nachtragen (3 Theile in

Fol. 1771 und 1801, enthaltend die Verordnungen bis 1800, Nach

trag von 1810 mit den Verordnungen von 1800— 1803), und

endlich aus mehreren, theils von 1303 bis 1806 unter damaliger kur-

pfaizbayer'scher, theils von 1306 bis 1814 unter der kurfürstlich, nach

her großherzoglich würzburgischen Regierung und in den Regierungs

blättern dieser Jahre erlassenen Verordnungen, nebst dem Gesetze von

1822 (m. s. Lormsicit «lemeuts iur. trsnvoni«! s. Würzburger»-

sis privsti 1790. U. tkessuru8 iur. lrkmvouivi 1787— 1789. 9 Bde)

über die Verkündung der Einkindschaftsverträge.

K) Das kurfürstliche Mainzer Landrecht vom Jahre 1755

sammt den seit diesem Jahre nachgetragenen Verordnungen.

«) Das fürstlich fuldaische Provinzialrecht (m. s. Tho>

mas, System der fuldaischen Privatrechte 3 Bde 1790) mit den No

vellen von 1822 über den Großjährigkeitstermin.

6) Die herzoglich sachsen- meining'schen Provinzialge»

setze.

«) Das herzoglich sachsen-gothaische Landrecht.

t) Die sürstlich low enstein- werthheimischen Verord

nungen, namentlich die von 1755 und 1805.

ß) Die fürstlich leining'schen Verordnungen, besonders die

über den Geschäftsgang der Justizämter von 1805, nebst dem Gesetze

von 1825 über eine Modisication derselben.

K) Die gräflich limburg'sche Verordnung vom 11. Januar

1790 über die unehelichen Kinder.

i) Die gräflich erbachische Landesordnung von 1604 und

die Steinsetzerordnung von 1695.

K) Das Statutarrecht der Stadt Schweinfurt vom Iah«
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1724 und einigen das Eherecht betreffenden Erläuterungen von 1737

und 1755.

1) Die Statuten des Klosters Kotten buch.

in) Das oben genannte Privat fürstenrecht.

Außer diesen Provinzialgesetzen, Verordnungen und Statuten zählt

man in Bayern noch 19 besondere Observanzen, nämlich Münchner,

österreichische, ansbach'sche, eichstädtische, öttinger-wallersteinische, Stadt

regensburgische, Stadt fürth'sche, sulzbach'sche, turnauer, Markt er-

lenbacher, Domprobst bambergisch - burglengenfelder, jettingische, pap

penheimische, lüstenau'sche, gallingische, windsheimer (s. oben) und

sonthofer, nach welcher letzteren gegen alle europäische und christliche

Sitte die Ehefrau nicht den Geschlechtsnamen ihres Mannes annimmt,

sondern den ihrigen behält. ^

3) Diese so eben aufgeführte Verschiedenheit der Gesetze in bür

gerlichen Sachen, welche in den sieben älteren Kreisen des Königreiches

noch gegenwärtig statt hat, besteht weder bei dem Wechsel- noch bei

dem Lehenrechte, noch bei dem Civilprozesse.

Durch das Gesetz vom 11. Sept. 1825 nämlich wurden die schon

durch die Verordnung vom 24. Nov. 1824 für den Isar-, Unterdo

nau- und Regenkreis vorgeschriebenen altbayer'schen Wechselgesetze:

das Wechselrecht und die Wechselgerichtsbarkeit sammt der Wechsel

gerichtsordnung vom 24. Nov. 1785, nebst den in der Folge erschiene

nen erläuternden Verordnungen, insbesondere der vom 19. Juli 1787,

auf das gesammte Königreich diesseits des Rheines ausgedehnt, mit

Ausnahme der Städte Augsburg und Nürnberg und der ehemaligen

Fürstentümer Ansbach und Baireuth, von denen die erstere, wie oben

bemerkt, besondere Wechselordnungen und letztere in den preußischen,

daselbst eingeführten Gesetzbüchern ein eigenes Wechselrecht und einen

eigenen Wechselprozeß haben. (Man s. Sammlung der Wechselgesetze

für das Königreich Bayern, München bei Fleischmann 1821 8.)

, Eingeführt wurde jedoch damit nicht das bayer'sche Merkantilrecht

und die Merkantilgerichtsbarkeit, welche auf die Gebietstheile der im I.

1812 bestandenen Isar-, Regen-, Unterdonau - und Salzachkreise be

schränkt bleibt.

Was das Lehenrecht betrifft, so wurde unterm 5. Juli 1803

ein neues Lehenedict erlassen und das ältere Lehenrecht in allen Pro

vinzen des damaligen Königreiches abgeschafft, welchem bis zum Jahre

1818 mehrere Verordnungen über einzelne Materien, hauptsächlich die

Allodification und Umwandlung der Lehen in andere Grundverträge, die

Auflösung von Privatlehen und Passivlehen zc. folgten. Durch das

Gesetz vom 15. August 1820 wurde dieses Edict im ganzen Königreiche

diesseits des Rheines eingeführt.

Als allgemeines Civilprozeßgesetz ist in allen sieben älteren Kreisen

der «ockex iuris bsvsrioi iuäi«isrii oder neu verbesserte kurbayer'sche

Gerichtsordnung vom Jahre 1753 mit den Anmerkungen des Baron

Kreitmaier von 1755 eingeführt, zusammt den seitdem erschienenen No

vellen, welche in 4 Bänden (1311, 1818, 1319 und 1823) gesam

42*
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rnelt und neuerdings durch einige vorzüglich eingreifende Gesetze, das

Gesetz vom 15. August 1828, über die Militärgerichtsbarkeit in bür

gerlichen Rechtssachen, die Gesetze von 1822, 1825 und 1831, im

Grunde mehr civilrechtlich und daher oben allegirt, die Erlöschung der

, Activ- und Passivfoderungen an den königl. Fiscus bestimmend, der

Landtagsabschied von 1831 mit den darin enthaltenen Bestimmungen

über die Appellationssummen, und die Gesetze vom 22. Juli 1819 zc.

und 17. Nov. 1837, einige Verbesserungen der Gerichtsordnung betref

fend, bedeutend vermehrt worden sind.

Dieser Judiciarcodex vom Jahre 1753 wurde ursprünglich nur für

die bayerischen Kurländer public!«, aber bereits im Jahre 1778 auf

die Pfalz-, neuburg- und sulzbachischen Länder, spater auf die Herrschaf

ten Sulzburg, Pyrbaum, Parsberg und Breitenegg ausgedehnt, und

so, vom Jahre 1803 an, wurde seine Giltigkeit je nach dem Zuwachs

der Provinzen und Gebiete in Franken und Schwaben erweitert, bis

endlich die Verordnung vom 4. Ott. 1810 demselben in allen Ge-

bietstheilen des Königreiches mit dem 1. Januar 1811 gesetzliche Kraft

ertheilte.

In den Jahren 1814, 1815, 1817 und 1823 wurde die allge

meine Giltigkeit desselben und seiner Novellen auch für die erst nach

dem Jahre 1811 acquirirten hessischen und fuldaischen Aemter, desglei

chen Redwitz und Steinfeld, und das Fürstenthum Aschassenburg pu-

blicirt.

Das allgemeine Strafgesetzbuch mit dem Verfahren in

peinlichen Sachen ist in dem Jahre 1813 für die sieben alteren Kreise

und in der Folge in jedem neu erworbenen Gebiete eingeführt worden.

Eine namhafte Zahl Novellen hat sich seitdem bis zum Jahre 1818

daran gereiht; seit dieser Epoche aber das Gesetz von 1825 über die

Fälschungen.

In dieser provinziellen Verschiedenheit der Gesetze bilden sich die

verschiedenen Rechtsinstitute und Rechtsbestimmungen in Bayern. Ueberall

bestimmt das Territorium die Grenze des Rechtes, und es läßt sich

daher sehr anschaulich eine Rechtsgeographie von Bayern aufstellen.

Nur eine Classe von Staatsbürgern trägt ihr persönliches Recht mit

sich: es sind dieses die mediatisirten Fürsten und Grafen, und

ihr Recht wird theils durch ihre Hausgesetze, theils durch das gemeine

teutsche Privatfürstenrecht, theils endlich durch die Verfassungsurkunde

von 1818, und das IV. und VIII. konstitutionelle Edict von demselben

Jahre, für das herzoglich leuchtenbergische Haus aber noch besonders

durch die königlich bayer'schen Deklarationen von 1817 und 1834

(m. s. die Regierungsblätter von diesen Jahren und Kohler 's Pri

vatfürstenrecht der Mediatisitten 1832) bestimmt, wo sich die von jenen

Hausgesetzen bekannt gewordenen angezeigt finden.

Was nun die in Bayern bestehenden Rechtsinstitute betrifft, so

kann hier wie natürlich nur der wenigen gedacht werden, welche

Bayern in seiner Totalität eigenthümlich angehören, weil es die

hier nothwendigen Grenzen weit überschreiten würde, diejenigen aufzu°
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führen und darzustellen, welche !n seinen zahlreichen Provinzialrechten

enthalten und theils gemeinrechtlich sind, theils aber auch in anderen

teutschen Lckndern bestehen und folglich keinen eigenthümlichen Character

an sich tragen.

Namentlich weicht der lüociex Klgxlinillsneu» «ivili, sehr wenig

von den Bestimmungen des gemeinen Rechtes ab und bindet sich oft mit

ängstlicher Genauigkeit an die Ansichten der Juristen, welche zu jener

Zeit die vorzüglichste Autorität für sich hatten.

Die wesentlichste Verschiedenheit und wohl auch die einflußreichste

auf die Verhältnisse des bürgerlichen Lebens findet sich in den Bestim

mungen der Provinzialgesetze über daS Eherecht und namentlich über

die gesetzliche, allgemeine eheliche Gütergemeinschaft. Diese ist nämlich

in dem größten äheile von Ober -, Mittel und Unterftanken sowie in

Schwaben eingeführt; in den ehemaligen Herzogthümern Ober- und

Niederbayern, Oberpfalz, Neuburg - Sulzbach und der Landgrafschaft

Leuchtenberg hingegen hat sie nicht statt , außer wenn sie in den Ehe

verträgen besonders bedungen wird, und auch in den Gebieten des

preußischen Landrechtes gilt sie nur da, wo sie durch Statutarrecht ein

geführt ist. Dagegen bildet sie in der rheinischen Pfalz in Folge de«

daselbst noch geltenden französischen Rechtes die Regel in allen Fällen,

wo das inline ^«wt, welchem gemäß das Vermögen der Frau von

dem des Mannes rechtlich getrennt bleibt, nicht durch Vertrag stipulirt

wurde.

Mehr Gleichförmigkeit findet sich in den Grundprincipien über

Besitz, Eigenthum, Erbrecht und Verträge, so daß der RechtSzustand

in dieser Beziehung wenigstens in der Hauptsache so ziemlich in ganz

Bayern derselbe und nach den Grundsätzen des gemeinen römischen

und teutschen PrivatrechteS geregelt ist, von welchen die ersteren auch

in dem französischen Rechte (als r«i»«n ecrit?) grißtcntheils beibehal

ten worden sind, wenigstens so weit es die dasige Staatsverfassung und

die Territorialvcrhältnisse gestatteten.

Unter den Instituten des Civilrechtes, welche, mit Ausnahme der

Pfalz, in ganz Bayern diesseits des Rheine« bestehen, nimmt das Hy

potheken recht vom Jahre 1822 sammt der dazu gehörigen Priori

tätsordnung wohl die vorzüglichste Stelle ein. Der Entwurf desselben,

von dem verstorbenen Staatsrathe von Gönner verfaßt, wurde den

Ständen schon im Jahre 1819 vorgelegt, kam aber damals nicht,

sondern erst bei der Standeversammlung vom Jahre 1822 zur Bera-

thung und Abstimmung, und wurde sodann unterm 1. Juni 1822

mit den von beiden Kammern votirten Modifikationen als allgemeines

Gesetz für das Königreich Bayern, mit Ausnahme des Rheinkreises,

nebst einer besonderen Einführungsverordnung public!«*).

4) Bayer'sches Gesetzblatt vom Jahre 1322, Nr. 2, S. 17. (man s,

von Gönners Eommentar über das Hypothekengesktz für das Königreich

Bayern, München 1323. 2 Binde 8. und die Verhandlungen der Stände des

Königreichs Bayern beider Kammern von den Jahren I81ö und 1822).
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Der Zustand des Hypothekenwesens in dem bei weitem größten

Theile Bayerns war bis zu diesem Zeitpuncte wahrhaft beklagenswerth

und eigentlich nur in den ehemaligen Fürstenthümern Ansbach und

Baireuth, wo die preußische Hypothekenordnung fortbestand, vollkommen

geordnet zu nennen. Namentlich war in den sogenannten altbayer'schen

Landen der Realcredit beinahe verschwunden, theils weil es in densel

ben durchaus keine Hypothekenbücher gab, theils weil die Siegelmäßi

gen, wozu die Adeligen, Graduirten, Officiere, Geistliche und Beamten

vom Secretär an aufwärts (und zwar die beiden letzteren Classen bis

zum Jahre 1818) gehörten, ihre Hypothekenbriefe, ohne sie bei Gericht

eintragen zu lassen oder auch nur daselbst anzuzeigen, mit voller recht

licher Wirkung, in Beziehung auf Willigkeit und Priorität, selbst aus

stellen konnten, theils endlich, weil es ausdrücklich generelle und eine

bedeutende Zahl stillschweigender oder gesetzlicher Hypotheken gab,— Ge

brechen, von welchen schon jedes für sich allein, geschweige denn mit

einander vereint, jede rechtliche Sicherheit der Gläubiger geradezu un

möglich machte. In manchen der seit dem Jahre 1802 mit Bayern

vereinigten Territorien mußten zwar alle Hypotheken gerichtlich bestellt

werden, auch gab es in dem Stifte Kempten sogar ein Hypothekenbuch

unter dem Namen Landtafel, und das obenerwähnte Privilegium der

Siegelmäßigkeit war in den neuerworbenen Gebieten unbekannt; allein

förmliche, gut eingerichtete Hypothekenbücher waren da (die früher preu

ßisch gewesenen Lande ausgenommen) nicht zu finden, und allenthalben

eristirten überdieß noch die stillschweigenden Hypotheken, mit denen sich

ein Creditsystem, das diesen Namen verdienen soll, schon an und für

sich nicht verträgt. Die Stadt München allein hatte sich durch ihre

sogenannten Ewiggelder einer trefflichen, in dem neuen Gesetze ausdrück

lich bestätigten Einrichtung zu erfreuen, welcher sie größtentheils ihre

Existenz und ihr ferneres Bestehen zu verdanken hat, und von welcher

wegen ihrer ganz besonderen Merkwürdigkeit später noch die Rede sein

wird. —

Unter diesen Verhältnissen war die Erscheinung eines allgemeinen

Hypothekengesetzes eine der wohlthätigsten Anordnungen der Regierung

des verewigten Königs Maximilian Joseph und um so preiswürdiger,

als sie gerade in den höheren Classen eine sich seit Jahrhunderten darin

vererbte, nicht unbedeutende Opposition fand, welche im alten Herzog-

thume Bayern schon auf dem Landtage vom Jahre 1669 die Einfüh

rung eines Hypothekenbuches hintertrieb, und auch in der neueren Zeit,

wie damals bei den privilegirten Ständen, Befürchtungen aller Art für

ihren Credit zu erregen suchte, welche sich indeß durch den Erfolg als

völlig grundlos dargestellt haben.

Dieses Gesetz nun beruht auf dem Principe der Publicität und

Specialität, welches mit Conftquenz durchgeführt ist und dessen Haupt-

bestimmungen sich auf folgende Puncte reduciren. '

1) Nur der gilt als Eigcnthümer einer unbeweglichen Sache, der

als solcher im Hypothekenbuche eingetragen ist.
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2) Keine Hypothek ist giltig, als die sich im Hypothekenbuche ein

getragen findet.

3) Jede Hypothek muß für eine der Summe nach bestimmte

Foderung auf bestimmte Immobilien eingetragen werden.

4) Zur Eintragung einer Foderung in das Hypothekenbuch ist ein

Rechtstitel erfoderlich, der entweder in einer Bestimmung des Gesetzes

selbst oder in dem erklärten Privatwillen des Schuldners liegen kann.

5) Der Rang der Hypotheken wird durch ihre Zeitfolge bestimmt/

bei welcher der Termin der Anmeldung entscheidet.

6) Der gesetzlichen Rechtstitel, welche einer ausdrücklichen Erklä

rung oder Anerkennung des Schuldners nicht bedürfen, um die Eintra

gung zu bewirken, sind zwölf, unter denen die des Staates — wegen

rückstandiger Staatsabgaben, der Gutsherren wegen grundherrlicher

Rentenrückstände, der Minderjährigen und der ihnen gleichgestellten

physischen und moralischen Personen wegen ihrer Ansprüche , an ihre

Bormünder und Verwalter, der Ehefrauen wegen ihrer Jllaten, der

Kinder wegen ihres Vater- und Muttergutes, der Gläubiger eines Hy«

pothekencapitales wegen der nicht über 2 Jahre rückständigen Zinsen

davon — als die bemerkenswerthesten erscheinen, übrigens aber mit

den früheren legalen oder stillschweigenden Hypotheken nichts gemein

haben, weil diese nach dem alten Rechte durch das Gesetz unmittelbar

tsvto et iure) erworben wurden, nach der neuen Ordnung aber

die Erwerbung der Hypothek nicht durch den bloßen Rechtstitel, son

dern erst durch die wirkliche Eintragung einer Foderung in das Hypo

thekenbuch realisirt wird.

7) Gegen die aus einer zur Eintragung angemeldeten Foderung

oder aus deren Eintragung selbst den Betheiligten widerrechtlich erwach

senden Nachtheile können sich diese bei dem Hypothekenamte verwahren,

und diese Protestation hat zur Folge, daß von nun an nichts mehr

zum Nachtheile des Rechtes geschehen kann, dessen Wahrung durch die

Protestation bezweckt wurde, auch behält sie ihre Wirkung so lange, bis

sie im Hypothekenbuche gelöscht ist.

8) Bescheinigte einen Rechtstitel zur Erwerbung einer Hypothek

begründende Federungen, deren Eintragung noch nicht formell zulässig

ist, könnnen unter den Hypotheken vorgemerkt werden. Diese Vor

merkung gibt indeß noch keine Hypothek, sondern dient blos zur Ver

wahrung des Rechtes auf deren Erwerbung.

9) Jeder nicht über 2 Jahre alte Zinsrückstand von eingetragenen

Hypothekcavitalien wird ohne weitere Prozedur executiv beigetrieben, dem

Schuldner zur Zahlung nur eine achttägige Frist gegönnt und derselbe

mit keiner nicht auf der Stelle durch Urkunden liquidirlichen Einrede

gehört, sowie dann auch die Berufung die Vollstreckung des Zahlungs

mandates nicht aushält, wobei jedoch dem Schuldner nach geschehener

Zahlung die Rechtsverfolgung vorbehalten bleibt.

10) Alle übrigen Streitigkeiten über Hypothekenfoderungen, die die

Hauptsache betreffen, unterliegen dem gewöhnlichen prozessualischen Ver

fahren.
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In dem ehemaligen Rheinkrelse, nunmehr die Pfalz genannt, gilt

das französische Hypothekenrecht, welches jedoch — wenn auch sonst

dem Grundsatze der Publicitat und Specialität huldigend — außer vie

len anderen, von mehreren französischen Juristen, und namentlich von

Fönix, scharf gerügten Mangeln an einem Hauptgebrechen, nämlich

dem der stillschweigenden Hypotheken leidet, welche das Gesetz den Ehe

frauen, den Minderjährigen, den Jnterdicirten und dem Staate zuge

steht, und welche allein alle sonstigen Vorzüge desselben neutralisiren.

Ein weiteres in Bayern und so viel wir wissen nirgend anders

wo in Teutschland bestehendes privatrechtliches Institut ist die Sie

gelmäßigkeit, welche von jeher in den alten bayer'schen Stamm

landen, obwohl in größerer Ausdehnung, bestand, nach der Verfassung

vom Jahre 1LO3 mit der Verkündung der neuen (indeß nicht erschie»

nenen) Gesetzbücher gänzlich aufhören sollte °), durch die Verfassungs

urkunde vom Jahre 1818 aber auf das ganze Königreich , mit Aus

nahme des Rheinkreises ausgedehnt, jedoch hinsichtlich der dazu berech

tigten Personen bedeutend beschränkt wurde.

Seiner ursprünglichen Bedeutung nach war die Siegelmäßigkeit

das Recht, ein adeliges Wappen und Siegel zu führen. Mit diefem

Rechte wurden indeß auch andere, fönst nur dem Adel zustehende, zum

Theil nicht unbedeutende pecuniäre Vortheile gewährende Vorrechte ver

bunden, welche durch das constitutionclle Edict vom 16. Mai 1818

über die Siegelmäßigkeit nur dem Adel, den Collegialräthen und den

höheren, zur Zeit indeß noch nicht bestimmt bezeichneten Beamten ver

liehen oder vielmehr bestätigt worden sind.

Personen jener Kathegorien haben nun dem gedachten Edicte zu

folge das Recht, über alle unstreitigen Rechtsgeschäfte, wozu bei Unsie-

gelmäßigen die obrigkeitliche Protocollirung nothwendig ist, ihre Urkun

den durch Unterschrift und Siegel selbst und mit gleicher Kraft zu fer

tigen. Doch sind ihre Verträge über unbewegliche Güter und die den

selben gleich geachteten Realrechte, sowie ihre Hypothekverschreibungen

erst von der Zeit an gegen dritte Personen wirksam, wo sie der zustän

digen Obrigkeit zur Eintragung in die öffentlichen Bücher angezeigt

werden. Ferner haben die männlichen Blutsverwandten eines Siegel

mäßigen von väterlicher und mütterlicher Seite bei seinem Ableben das

Recht der Versiegelung und Inventur seiner Verlassenschaft, wenn sie

selbst siegelmäßig und bei der Erbschaft nicht betheiligt sind. Desglei

chen gebührt ihnen in diesem Falle das Recht, Vormünder aus ihrer

Mitte zu bestellen, welche jedoch der Obrigkeit anzuzeigen sind, und

dieser ihre Vormundschaftspflicht schriftlich zu übergeben haben.

Eben so wird in Civilsachen die in das Protocoll wörtlich einzu

tragende Eidesformel siegelmäßiger Zeugen diesen blos vorgelesen und

zur Unterschrift vorgelegt, was der körperlichen Eidesleistung gleich gilt.

5) Organisches Gesetz über die Aufhebung der Siegelmäßigkeit vom 2«.

April 1LUS (Regierungsblatt von 1809 St. IV. S. IIS).
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Auch ihre Prozeßschriften können die SiegelmZßigen ohne Mitunter«

schrift eines Advocaten in eigenem Namen unterzeichnen und ein

reichen.

Endlich wird auch die Gattin eines SiegelmZßigen für ihre Per

son der Rechte der Siegelmäßigkeit theilhnftig und bleibt es auch als

Wittwe, so lange sie ihren Stand nicht verändert; doch gehen jene

Rechte nicht auf die Kinder über, wenn sie ihnen nicht vermöge ihres

eigenen Standes zukommen, sowie sie denn auch mit dem Verluste des

Standes, dem sie beigelegt sind, erlöschen.

In dem ehemaligen Rheinkreise ist die Siegelmäßigkeit nicht ein

geführt worden, doch bezieht sich die Beschränkung dieses Rechtes nur

auf die in diesem Kreise befindlichen Besitzungen und die daselbst abge

schlossenen Contracte und Handlungen der Adelichen. Man s. die kö

niglichen Verordnungen vom 12. Juni und 17. Oct. 1818 im Amts

blatte der königlich bayer'schen Regierung des Rheinkreises von 1818

Nr. 23. S. 848. und Nr. 24. S. 717.

Ein drittes Bayern eigenthümliches, dem Civilrechte angehörigeZ

Institut — in der Art nämlich wie es besteht — ist das der Fami-

lien-Fideicommisse, welches durch das konstitutionelle Edict dar

über vom 26. Mai 1818 (Beilage 7 zum Titel V. der Verfassungs

urkunde, Gesetzblatt von 1818 S. 211 flg.), begründet wurde. Nach

diesem Gesetze nun können Familiensideicommisse , Kraft welcher ein

Vermögen für alle oder doch für mehrere Geschlechtsfolger als unver

äußerliches Gut der Familie bestimmt wird, nur zum Vortheil adeli

ger Personen und Familien errichtet, und können auch nur auf Ge

nossen dieses Standes vererbt werden. Zu deren Errichtung wird aber

absolut ein Grundvermögen erfordert, von welchem an Grund- und

Dominicalsteuer in simpl« wenigstens 25 fl. zu entrichten sind, was

einem Capitalwerthe von ungefähr sechzehn bis zwanzigtausend Gul

den gleich kommt. Unter dieses Grundvermögen gehört indeß nicht

nur das Landeigenthum im strengen Sinne des Wortes, sondern auch

die mit demselben in natürlicher Verbindung stehenden landwirthschaft-

lichen Jndustrieanstalten, insbesondere die Brauereien, desgleichen die

aus dem Obereigenthume fließenden Renten, Gilten, Stiften, Zin

sen - Land ereien, Frohnen und eben so die Jurisdictionserträgnisse und

fruchtbringenden Realrechte auf fremden Eigenthume, vorzüglich Zehen

ten. Dieses Grundvermögen, welches bei den erblichen Reichsräthen

auf den sechsfachen Betrag des oben angegebenen Werthes erhöht ist,

muß frei von Schulden und Lasten sein, und kann sowohl bei der Er

richtung als in der Folge durch jede Art von beweglichen oder unbe

weglichen Vermögen vermehrt werden. Diese Mehrung heißt alsdann

Fideicommißüberschuß, muß aber, wenn er mit Schulden belastet ist, aus

dessen Früchten in 20 Jahren davon frei gemacht werden.

Wirksam wird übrigens ein Familiensideicommiß erst durch ge

richtliche Bestätigung, welche nach vorgängiger genauer Prüfung den

Appellationsgerichten zusteht, und durch die Eintragung in die Fidei
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commißmatrikel, worauf es durch das Regierungsblatt mit seinen sammr-

lichen Bestandtheilen zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Errichtet kann ein Familienfideikommiß werden durch Handlungen,

sowohl unter Lebenden als von Todeswegen, doch darf der, welcher ei

nes gründet, die Pflichttheile derjenigen, welche ein Recht darauf haben,

nicht verletzen; dasselbe wird indeß bei dessen weiterer Vererbung we

der in den Pflichttheil eingerechnet, noch können alsdann die Nother

ben des Besitzers einen Pflichttheil daraus verlangen. Uebrigens hat

jeder Fideicommißbesitzer alle Rechte sowie alle Verbindlichkeiten eines

Nutzungseigenthümers , und kann eigenmächtig das Fideikommiß mit

keinerlei Schuld, Last oder Dienstbarkeit beschweren, und noch weniger

es ganz oder zum Theil veräußern, ohne zu allen diesem die Genehmi

gung der Anwärter und des Gerichtes erhalten zu haben. Auch haf

tet die Substanz des Fideicommisses nicht für die Allodialschulden sei

nes Besitzers, und selbst dessen Früchte können dafür nur soweit an

gesprochen werden, als sie dem Schuldner nach Abzug der Fideicom-

mißlasten zukommen, jedoch immer mit Vorbehalt der Competenz. Fer

ner geht die Verbindlichkeit, sie zu bezahlen, nach seinem Tode nur dann

auf seinen Nachfolger über, wenn dieser zugleich sein Allodialerbe ist,

oder sich dafür besonders verbürgt hat. Die Fideicommißschulden sind

in zweiClassen getheilt. Die erste, welcher entweder der Constituent die

sen Vorzug angewiesen hat, oder bei welcher die in dem Gesetze be

stimmten Arten der versi« in rem nachgewiesen werden können, haftet

auf der Substanz und den Früchten des Fideicommisses zugleich; die

zweite, welche die übrigen consentirten Schulden in sich faßt, haftet auf

den Früchten allein. Beide müssen indeß immatriculirt sein, und sie

gehen alsdann mit dem Fideikommiß auf jeden Nachfolger über.

Endlich muß hier noch bemerkt werden, daß für die Successions-

ordnung bei der Constituirung eines Fideicommisses nur die Primoge

nitur mit der Linealerbfolge im Mannesstamme gestattet ist, und daß

ein Fideicommiß sowohl durch den Widerruf des Constituenten, als

durch unabwendbare Verminderung der zu seiner Errichtung erforderli

chen Summe des Grundvermögens, ferner durch gemeinsames Einver-

standniß der Betheiligten mit gerichtlicher Einwilligung, durch den Ab

gang der zur Succession berufenen Nachkommenschaft und durch seinen

gänzlichen Untergang aufgelöst wird.

Uebrigens erstrecken sich gemeinere Fideicommisse nur auf einen

Substituten und hören mit diesen auf, wenn auch die Disposition das

Gegentheil enthalten sollte.

Dieses Gesetz ist indeß in der Pfalz, als mit den daselbst beste

henden Staatseinrichtungen und den noch giltigen französischen Gese

tzen unvereinbar, in Folge der oben erwähnten königlichen Verordnung

vom 12. Juni und 17. Oct. 1818 nicht ailtig.

Ein viertes hier aufzuführendes in Bayern mit Ausnahme des

Rheinkreises giltiges Rechtsinstitut ist die sogenannte qusrts s^Kolsruiu,

oder die Abgabe des vierten TheileS aller Vermächtnisse sä piss «su-

»ss an den Fonds der Land- und Bürgerschulen, insofern dieser in
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solchen letztwilligen Dispositionen nicht ohnehin schon selbst mit einer

Summe bedacht ist, welche der gedachten Quote gleichkommt. Diese

schon unterm 18. Marz 1803 getroffene Anordnung wurde durch ein<

weitere königliche Verordnung vom 31. Dec. 1810 auch in allen neu

acquirirten Landen und Gebietstheilen des Königreiches eingeführt, fin

det aber in der Pfalz, weil sie da nicht publicirt ist, keine Anwendung.

Bemerkenswerth scheint, daß der gleiche Abzug einer weiteren Quart

von solchen Vermächtnissen schon in den Jahren 1756, 1758 und 1760

den Armencassen zugestanden und durch die Generalverordnungen vom

27. Juni 1801 wiederholt angeordnet, jedoch in den neu acquirirten

Landen nicht eingeführt worden ist.

Eben so blieb auch das sogenannte, schon im Jahre 1672 gege

bene unterm 13. Oct. 1764 näher bestimmte und seitdem bis zum

Jahre 1793 öfter erneuerte und erläuterte Amortisationsgesetz,

welches den geistlichen Körperschaften nicht mehr als 2000 fl. zu schen

ken oder zu legiren gestattet und jede Veräußerung von Immobilien

an dieselben verbietet, gleichfalls nur auf die alten Kurlande beschränkt.

Dagegen wurde für das ganze Königreich durch die allgemeinere Ver

ordnung vom 10. November 1811 ^) für alle außer Land gehenden

Schenkungen und Vermächtnisse scl pis» esus«» die landesherrliche

Bewilligung bei Strafe der Nichtigkeit für absolut nothwendig er

klärt.

Von höchster Wichtigkeit sind endlich die neuen Gesetze über die

Verjährung der Foderungen an den Staat und des Staates an seine

Angehörigen, welche hier um so weniger übergangen werden dürfen,

als sie auf die Gestallung des Rechtszustandes in Bayern in vieler

Beziehung von dem wesentlichsten Einflüsse sind, und für alle Kreise

des Königreichs diesseits des Rheines gegeben wurden.

Durch das der damaligen Ständeversammlung vorgelegte, von ihr

berathene und angenommene Gesetz vom 1. Juni 1822 ^) wurden

nämlich alle Foderungen aus Anlehen, wovon seit dem 1. Oct. 1811

noch keine Zinsen erhoben worden sind, sowie alle Zahlungsrückstände

für die Zeit vor dem 1. Oct. 1811, welche der Staatsschuldentilgungs-

casse obgelegen hätten, und überhaupt alle Foderungen an dieselbe aus

Titeln vor dem erwähnten Tage als erloschen betrachtet, wenn sie nicht

bis 1. Oct. 1824 entweder bei dem Finanzministerium, oder bei der

Staatsschuldentilgungsanstalt oder bei dem königlichen Appellationsge

richte für den Jsarkreis angebracht waren.

Diese Maßregel wurde durch das mit Zustimmung beider Kam

mern gegebene Gesetz vom 28. Dec. 1831«) ausgedehnt und geschärft.

Demselben zufolge erloschen nämlich nunmehr auch überhaupt alle Fo

derungen an die Staats-, Finanz- und Militärcassen aus der Zeit

6) Regierungsblatt von 1811. St. 74. S. 1720.

7) Gesetzblatt von 1822. Nr. 3. S. 143. HI.

8) Gesetzblatt von 1831. Nr. 9. S. 146.
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vom 1. Oct. 1811 bis zum 1. Ott. 1830 ohne Unterschied ihres Ti

tels insofern sie innerhalb dieses Zeitraumes bereits zur Zahlung ver

fallen waren und zur Einklagung geeignet gewesen wären, wenn die

selben nicht bis zum 1. Oct. 1833 bei dem Finanzministerium, und

zwar ausschließend nur bei diesem, angemeldet wurden. Eine zwar an

gemeldete, von dem Finanzministerium jedoch zurückgewiesene Foderung

muß alsdann innerhalb eines Jahres vom Tage der Zurückweisung an,

und eine zwar rechtzeitig angemeldete , jedoch von dem Finanzministe

rium nicht vorbeschiedene Foderung mußte bis 1. Oct. 1834 — in bei

den Fallen bei Strafe der Präklusion — gerichtlich eingeklagt werden.

Diesem Präjudiz unterliegen indeß nicht:

a) die Reallasten, welche auf dem Staatseigenthume haften, je

doch mit der Beschränkung der Nachholung rückständiger jährlicher Ge

fälle auf 3 Jahre zurück, und

d) alle in den Hypothekenbüchern eingetragenen Forderungen.

Ferner erlöschen vom 1. Oct. 1830 an und in gleicher Weise für

die Zukunft alle Federungen an die Staats-, Finanz- und Militärcas-

sen aus Titeln jeder Art, wenn sie binnen 3 Jahren, von dem Tage

an gerechnet, wo sie zur Zahlung verfallen waren, nicht erhoben wor

den sind, oder nicht eine in diesem Zeiträume nn die Casse geschehene

Anmeldung zur Erhebung nachgewiesen werden kann.

Dagegen erlöschen alle Rückstände an Staatsgefällen und andere

an die Staatscassen geschuldeten Zahlungen, welche vor dem 1. Oct.

1830 verfallen waren, wenn sie nicht zwischen dem Tage des gegen

wärtigen Gesetzes (28. Dec. 1831 und dem 1. Oct. 1833) eingefo-

dert und, wo die Schuldner hypothekarische Sicherheit geben können,

zum Eintragen im Hypothekenbuche angemeldet worden sind.

Eben so erlöschen vom 1. Oct. 1830 an und in gleicher Weise

für die Zukunft die verfallenen Staatsgefälle und andere an die Staats

cassen geschuldeten Zahlungen, wenn solche während drei auf einander

folgenden Jahren nicht eingefordert, auch da, wo es geschehen kann,

gleichfalls zum Eintragen in's Hypothekenbuch nicht angemeldet wurden,

und in beiden Fällen kann man die Abgabenpflichtigen wegen eines

Rückstandes durchaus nicht mehr verfolgen. Eine restitutio in iure-

Arum gegen die Bestimmungen des Gesetzes von 1831 findet nur für

minderjährige physische Personen statt.

Noch verdient das Ewiggeldinstitut von München, wenn

schon nur auf diese Stadt beschränkt, wegen seiner Bedeutung in

staatswirthschaftlicher Hinsicht und als eine alterthümliche, ächt teutsche

Merkwürdigkeit hier kurz dargestellt zu werden.

Das sogenannte Ewiggeld nämlich ist eine ewige Grundrente,

Ewig gilt genannt, welche zwar von dem Besitzer des belasteten Ob-

jectes abgelöst, deren Capital jedoch von dem Eigenthümer der Rente

niemals und unter keiner Bedingung zurückgefordert, übrigens aber

nur auf Immobilien ausgedehnt werden kann.

Auf den alten teutschen Rentenkauf und das ehemalige Zinsver

bot gegründet, existirte das Ewiggeld schon am Ende des 13. Jahr
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Hunderts in München; ausgebildet unter der Form eines Kaufvertrages

finden wir es aber erst einige Jahre nach dem großen Brande, welcher

im Jahre 1327 jene Stadt verheerte, und deren Wiedererbauung nach

einem Berichte des Magistrates an Herzog Maximilian vom I. 1608

dadurch allein möglich geworden ist. ,

Einzelne Verordnungen der bayer'schen Herzoge hierüber existiren

von den Jahren 1391, 1418 u. 14S3. Die ersten umfassenden Statu

ten des Magistrates erschienen jedoch erst im Jahre 1418, welchen die

Gant- und Grundbuchsordnungen von 1571, 1572, 1575 und 1628

folgten, die noch jetzt in gesetzlicher Kraft bestehen, und an welchen die

neuere und neueste Gesetzgebung durchaus nichts verändert, vielmehr

den rechtlichen Bestand der Ewiggelder in dem Hypothekengesetze von

1822 ausdrücklich bestätigt hat.

Demnach haftet für die Ewiggilt nur das Object, auf welches sie

constituirt ist, keineswegs aber die Person seines Besitzers, oder dessen

übriges bewegliches und unbewegliches Vermögen, und die Giltrück

stande können also auch nur durch Verkauf der belasteten Realität im

Executionswege beigetrieben werden.

Der Ewiggeldprozeß selbst, der nur wegen rückständiger Gilten

stattfinden kann, ist höchst summarisch, das Kreis- und Stadtgericht in

München ohne irgend eine Exemtion für alle solche Klagen allein kom

petent und sein Erkenntniß inappellabel. Nur wenn es sich um Ver

letzung der besonderen Ewiggeldrechte handelt, ist ein Recurs an den

Staatsrath, jedoch ohne Suspenswessect, zulässig.

Auf die durch Vorlage der Originaldocumente sogleich bei deren

Einreichung zu beurkundende Klage erfolgt ein lnsuciswi» »ine «Isu-

suis an den Schuldner, mit Anberaumung eines «ierzehntagigen Zah

lungstermines. Wird diese Frist nicht eingehalten, so erfolgt auf

Anrufen des Klägers der Spahn- und Wasenschnitt, wo der ausge

schnittene Spahn oder Wasen zu den Acten gelegt werden muß,

nebst Präfigirung einer neuen vierzehntägigen Zahlungsfrist. Ist auch

diese fruchtlos abgelaufen, so erfolgt die Aufsteckung, d. h. die Er

öffnung der Ewiggeldgant, oder die wirkliche Vollstreckung, wobei fol

gendes Verfahren eintritt. Das Gericht läßt das Gantobject schä

tzen und bietet es um den Schätzungspreis öffentlich in der Art seil,

daß auf öffentlichem Markte durch den Gerichtsboten eine schwarze Ta

fel ausgehängt, jener Preis mit Kreide darauf bemerkt und auf einer

besonderen Rolle der Bestand der auf dem Objecte haftenden, auf den

Käufer übergehenden Ewiggilten und Hypothekcapitalien nach ihrer Prio

rität verzeichnet wird. Nach 3 Tagen mindert sich dieser Preis täglich

um 5 Gulden, und dieser Abzug wird gewöhnlich von 14 zu 14 Ta

gen um 5 ft. erhöht; doch darf derselbe den Betrag von 20 fl. nicht

übersteigen. Mit dieser Subtraction wird nun so lange fortgefahren,

bis der Preis so weit gemindert (herabgegantet) ist, daß sich ein Käu

fer findet, welcher alsdann gegen Erlegung der Gerichts' und Gantkostem

und der sämmtlich verfallenen Ewiggilten, sowie gegen Uebernahme der
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auf obige Weise noch nicht delirten Hypotheken und Ewiggelder Eigen-

thümer des Objectes wird.

Bei einem allgemeinen Concurs haben die fraglichen Gilten das

Separationsrecht, und der Ewiggeldprozeß hat während der Dauer des

elfteren, ganz unabhängig von demselben, seinen ungehinderten Fort

gang, sowie denn auch Fristen- und Nachlaßverträge, die Wohlthat der

Eompetenz, desgleichen Moratorien die Ewiggelder nicht berühren, und

Prozesse darüber weder sistiren noch alteriren^).

Das Institut der Lehen bestand von jeher in allen das König

reich Bayern bildenden reichsständischen Landen, und es herrschte deß-

halb in den Lehengesetzen eine große Verschiedenheit. Diese wurde je

doch durch das nunmehr, wie oben bemerkt, im ganzen Staate diesseits

des Rheines geltende Lehenedict vom 7. Juli 1803 gehoben 2"), welches

durch das Gesetz vom 15. August 1828 in einigen, jedoch außerwe

sentlichen Puncten erläutert und modisicirt wurde").

Dem zufolge sollten künftig keine anderen Lehen bestehen, als

Mannlehen der Krone, welche entweder von dem Könige selbst verliehen

werden, und Thronlehen heißen, oder im Namen des Königs von

dem Lehenhofe, und Kanzleilehen genannt werden. Die Thron

lehen nun bestehen theils in Würden, nämlich dem Kronobersthofmei-

steramte, dem Kronoberstkämmereramte, dem Kronoberstmarschallamte und

dem Kronoberstpostmeisteramte; theils in Gütern, nämlich in jenen grö

ßeren Herrschasten, mit deren Besitze die fürstliche und gräfliche Würde

verbunden und entweder auf Lebenszeit den Würdeträgern, oder auf de

ren männliche Erben nach dem Rechte der Erstgeburt verliehen wer

den >2).

Die Kanzleilehen begreifen die übrigen Lehen in sich, welche noch

als solche bestehen, und wozu nur die mit Patrimonialgerichtsbarkeit

versehenen Ritterlehen gehören, da die übrigen Lehen dieser Gattung,

desgleichen die gemeinen Bauern- und Ainslehen, in andere Grundver

träge, namentlich in Erbrecht oder in freies Eigenthum verwandelt wur

den, was auch mit den After- und Privatlehen geschaht),— eine Be

stimmung, von welcher indeß die Activlehen der Standesherren, sowie

die Afterlehen, deren Obereigenthum der Krone zusteht, ausgenommen

sind Eben so wurden alle Passivlehen des Staates als freies Ei-

9) Man s. Riedl, Ewiggeld - Institut in München, 1319. 8. Berg

mann, Geschichte von München, 1783. 8. Monuments dolos tom. 18— 21.

MonscKii 1808—1813. 4.

1«) Allgemeines Regierungsblatt von 1808. Stück 43. S. 139Z flg.

11) Gesetzblatt von 1828. St. 12. S. 3S3.

12) Gesetzblatt von 1818. St. 7. S. 119.

13) Verordnung vom 6. Juni 13lS (Allgem. Reg.-Bl. von 1815. St.

26. S. 481 flg.), vom 1«. Aug. 181« (Allgem. Reg.-Bl. von 1810. St. 39.

S. 657 flg.), vom 7. Aug. 1815 (Allgem. Reg. - Bl. von 1815. St. 34. S.

721 flg.)

14) Verordnung vom 24. Aug. 1812 (Allgem. Reg.-Bl. von 18 12. St.

47. S. 1481), Constitutionsedict vom 26. Mai 1318 (Gesetzblatt von 1813.

St. 11. S. 209.)
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genthum desselben erklärt, jedoch gegen Entschädigung derjenigen Lehen-

Herren, welche dadurch an wirklichen Einkünften verloren^). Die

oben bemerkte gezwungene Allodification hörte jedoch in Folge des Ge

setzes «om 15. August 1828 wieder auf, auch dürfen nach eben diesem

Gesetze die Thron- und Kanzleilehen, sowie auch alle Ritterlehen ohne

Gerichtsbarkeit nur mit Consens des Königs allodificirt werden.

Lehen kann man nur durch wirkliche Belehnung erwerben; Jus«-

gen, letzte Willensverordnungen, wenn sie nicht die ausdrückliche Be

willigung des Lehenherren erhalten haben, und Anwartschaften sind ohne

Wirkung, auch finden Mitbelehenschaften und eventuelle Belehnungen

nicht mehr statt.

Die Lehenfolge beschrankt sich auf den Mannsstamm nach dem

Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge dergestalt,

daß der Lehenerbe von dem ersten Erwerber aus einer rechtmäßigen

ehelichen Geburt abstammen, oder durch nachfolgende Heurath leMmirt

sein muß, übrigens die Allodialerbschaft selbst des Vaters ausschlagen

kann. Die Erben in aufsteigender Linie folgen der Regel nach in dem

Lehen nicht, ausgenommen, sie hätten einem angefallenen Lehen zu Gun

sten eines Lehenfolgers entsagt, sich aber auf dessen unbeerbten Abgang

den Rückfall ausdrücklich vorbehalten.

Ferner kann eine von den oben erwähnten Bestimmungen des

Lehenedictes, dem Gesetz vom 15. August 1828 gemäß, abweichende

Erbfolge auch dann stattfinden , wenn der Lehenbrief über die Succes-

sionsordnung keine Bestimmung enthält, aber bei einem Lehen eine an

dere, als die in dem Lehenedicte von 1803 vorgeschriebene Successions-

ordnung, kraft der früheren Lehengesetze oder Observanzen erweislich

herkömmlich war.

Durch eben dieses Gesetz wurde auch die Stellung von Lehen

pferden und die Zahlung der dafür surrogirten Ablösungstaxe aufge

hoben , so daß die Dienste eines Vasallen nur noch darin bestehen, so

oft am Hofe des Lehenherrn zu erscheinen, als er einberufen wird, bei

jedem Haupt- oder Nebenfnlle den Leheneid zu leisten und dabei ein

mäßiges nach Classen bestimmtes Relevium ohne weitere Taxe zu be

zahlen.

Veräußerungen und Belastungen eines Lehens sind ohne Geneh

migung des Lehenherrn und der Anwärter ungiltig, und werden als

eine Art von Felonie mehr oder minder bestraft, je nachdem eine Ver

äußerung wirklich vollzogen worden ist oder nicht, oder nur eine Ver

pfändung, Belastung oder Kaufs- und Tauschunterhandlung stattge

funden hat.

Sowohl im ersteren Falle, als wenn wegen Unterlassung der Mu-

thung in böslicher Absicht oder wegen Verletzung der Lehenlreue, Fe

lonie im eigentlichen Sinne des Wortes , das Lehen eingezogen wird,

15) Verordnung vom iL. Aug. 1815 (Mgem. Reg.-Bl. von 1315. St.

36. S. 753 flg.)
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trifft diese Straft, welche jederzeit nur auf förmliches Erkenntniß der

ordentlichen Gerichtsstelle erfolgt, blos den Lehenmann, nicht aber die

Lehenerben, und der Lehenherr genießt alsdann das Lehm nur so lange,

als der straffällige Vasall lebt.

Aufgelößt wird der Lehenverband außer der Felonie durch die Auf

sendung des Lehenmannes, durch den Heimfall bei Abgang der Lehen

erben, durch die Allodification, durch Surrogirung und durch den Un

tergang des Lehens.

Endlich werden alle streitigen Lehensachen vor den Gerichtshöfen

in den gewöhnlichen prozessualischen Formen verhandelt und von ihnen

entschieden.

Man sehe noch die Verordnungen über die Behandlung des Lehen

wesens in dem allgemeinen Regierungsblatte von 1811 S. 1833, von

1815 S. 481, 721 und 969, von 1813 S. 1373, von 1825 S.

921, von 1813 S. 1459, von 1810 S. 657, von 1814 S. 209,

von 1816 S. 612, Gesetzblatt von 1818 S. 110.

Alle diese Gesetze nun finden in der Pfalz keine Anwendung, da

bekanntlich unter der französischen Herrschaft jeder Feudalnexus aufge

hoben und seitdem nicht wieder eingeführt worden ist. —

Das Wechsel recht im Allgemeinen besteht in ganz Bayern als

ein eigenes nach besonderen Gesetzen zu beurtheilendes Institut.

Diese Gesetze sind nun zwar auf ein und dasselbe Princip gebaut

und in den Hauptsätzen mit einander übereinstimmend, allein in der

Anwendung und Ausführung derselben unterscheiden sich die bestehenden

Provinzialgesetzgebungen auf mannigfache Weise. Eine Darstellung dieser

Divergenzen würde uns zu weit führen. Nur so viel werde hier bemerkt, daß

die altbaver'schen nunmehr auch, wie oben angezeigt wurde, im 1. 1825

auf den größten Theil des Königreichs erstreckten Wechselgesetze für die

Schuldner, obwohl nicht selten auf Kosten des öffentlichen Credits, mil

der sind als die übrigen, und daß auch die Wechselfähigkeit darin mehr

und auf die eigentlichen Kaufleute, Negotianten und Gewerbtreibenden

beschränkt, hingegen in dem preußischen, augsburger und nürnberger

Wechselrechte, sowie in dem in der Pfalz geltenden französischen Han

delsgesetzbuche auf alle vertragsfähigen Personen ausgedehnt ist, wovon

in dem letztgenannten Codex nur die keinen Handel treibenden Frauens

personen ausgenommen sind. —

Für das peinliche Recht hat Bayern sein Strafgesetzbuch vom

Jahre 1813, nebst den mit gesetzlicher Kraft versehenen Anmerkungen

dazu nach den Protocollen des königlichen geheimen Ruthes von den

Jahren 1813 und 1814 welches durch die Gesetze vom 25. März

1816 über die Strafe des Diebstahles, vom 11. Sept. 1825 über die

Fälschung, vom 22. Febr. 1814 über die körperlichen Mißhandlungen

16) Der von Gönner bearbeitete Entwurf eines neuen Criminalcoder

von 182Z kam nicht zur ständischen Berathung. Gleiches Schicksal hatte der

Entwurf von 131S. Man s. Gesetz», von IM. S. S, und v. 1LZ8. S. ZI.
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und vom 10. Dec. 1814 über die Verjährung der Verbrechen und

Vergehen, in diesen einzelnen Materien modisicirt und gemildert wurde").

(Man s. auch das Gesetz vom 1. Juli 1834 über die Bestrafung der

Verletzungen der Zollordnung, Gesetzblatt von 1834. S. 154.)

Ueber den Wilddiebstahl und dessen Bestrafung bestehen besondere

Verordnungen, nämlich die vom 9. Aug. 1806, vom 23. Aug. 1810

und vom 22. Mai 1814^); eben so sind über die Duelle die Man

date vom 23. Sept. 1773 und 28. Febr. 1779 zur Zeit allein gil-

tig^). Die zahlreichen, größtentheils nur lithographirten Novellen hin

gegen, die von 1813 bis 1818 erschienen, sind blos doktrinell, enthal

ten keine neuen Strafbestimmungen und sind nur an die Justizcolle-

gien erlassen worden, ohne publicirt zu werden.

Man sehe v. Spies, Sammlung aller Ergänzungen und Er

läuterungen zum bayer'schen Strasgesetzbuche, Bamberg 1835. 4. An

merkungen zum bayer'schen Strafgesetzbuche, München 1813 u. 1814.

3 Bde 8.

Dieses Gesetzbuch nun hat bei vielen Mängeln entschiedene und

bedeutende Vorzüge vor vielen anderen, hauptsächlich wegen seiner Klar

heit, logischen Ordnung und Consequenz. Mild sind dessen Strafbe

stimmungen im Ganzen nicht zu nennen, wenn sie auch denen des

französischen in der Pfalz geltenden Locks peusl an Härte nach

stehen.

Die verschiedenen Strafarten sind : 1) Todesstrafe und zwar durch

das Schwert, 2) Kettenstrafe, 3) Zuchthaus-, 4) Strafarbeitshaus-,

S) Festungsstrafe, 6) Ehren- und demüthigende Strafen, 7) körperliche

Züchtigung, 8) Gefängniß- oder Festungsarrest, 9) Vermögensstrafen.

Die zur Todes - und Kettenstrafe Verurtheilten sind vom Augen

blicke der Rechtskraft des Unheiles an auch körperlich todt, haben we

der Erwerbs- noch Dispositionsfähigkeit und ihr Vermögen fällt an

ihre Erben. Die letztgenannte Strafe kann nur lebenslänglich, die

Zuchthausstrafe auf bestimmte Zeit darf nicht über 20 Jahre und nicht

unter 8 Jahren, die des Arbeitshauses nicht auf längere Zeit als auf

8 Jahre und nicht auf kürzere als auf 1 Jahr, Gefängnißstrafe aber

höchstens auf 2 Jahre zuerkannt werden. Nach Umständen kann das

Gericht statt der Ketten-, Zuchthaus-, Arbeitshaus- oder Gefängniß

strafe auf Festungsstrafe erkennen, niemals aber eine im Gefetz be

stimmte Freiheits- oder, körperliche Strafe in eine Geldstrafe verwan

deln, sowie denn auch die körperliche Züchtigung die Zahl von 50 Ru-

thenstreichen niemals überschreiten, und nur nach ärztlichem Gutachten

vollzogen werden darf. Auch findet Landesverweisung gegen einen

Unterthan als Strafe keine Anwendung, und eben so wenig Consis-

17) Reg.-Bl. von 1816. S. 145 flg. und Gesetzbl. von 18ZS. S. 61 flg.

Reg.-Bl. von 1814. S. S5S u. 1810.

1«) Reg.-Bl. von 1L«6. S. 293, von 181«. S. 691, und von 1L14.

E!. HL«.

19) Meyer, Generaliensammlung, Band I. S. 81 u. 137.
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cation des ganzen Vermögens, den Fall der Desertion vom Militär

ausgenommen.

Die Todesstrafe findet nur in wenigen Fällen statt und zwar we»

gen Hochverrath, Majestätsbeleidigung ersten Grades, Mord, Brand

stiftung, Raub mit Mißhandlung und wiederholten Kindermordes. Als

eine eigenthümliche Verfügung erscheint, daß bei einfachen Diebstählen

die thätige, vor Anfang der Untersuchung gezeigte Reue, d. h. die

Zurückgabe oder der volle Ersatz der entwendeten Sache alle Strafe und

Untersuchung aufhebt. Uebrigens gehören die der criminellen Bestra

fung unterliegenden Rechtsverletzungen, je nachdem sie nur mit Ge

fängnis;, körperlicher Züchtigung, Geldstrafe und anderem geringeren Uebel

geahndet werden, in die Classe der Vergehen, wo aber die vom

Gesetz dafür bestimmte Strafe größer ist, unter die Verbrechen.

Für Polizeiübertretungen existirt in Bayern zur Zeit kein Straf

codex, sondern diese werden theils nach einzelnen Verordnungen und

Gesetzen, theils nach Herkommen, theils nach Gutdünken der Polizeibe

hörden bestraft; doch sind für Strafen dieser Art bestimmte Grenzen in

Hinsicht auf Qualität und Dauer vorgeschrieben, und es dürfen z. B.

körperliche Züchtigungen nur bei Verganten in Anwendung kommen.

Verletzungen der Gesetze über die Staatsauflagen, namentlich die

indirecten (Defraudationen), werden «vilrechtlich bestraft. —

Im Civilprozesse ist die Verhandlungsmaxime das leitende

Princip, und die Grundsätze des auch in Bayern subsidiarisch geltenden

gemeinen teutschen Prozesses sind darin in der Hauptsache vorherrschend,

so daß hier nur seine Eigenthümlichkeiten kurz berührt werden sol

len 2«). ,

Unter diese gehört für'S Erste das Ver Mittelung samt der

Gemeinde- und Militärbehörden. Es darf nämlich bei den Civilgerich-

ten im ordentlichen Prozesse keine Klage eines Gemeindegliedes gegen

das andere angenommen werden, ehe der Gemeindeausschuß, und in

Städten der Magistrat die Sühne versucht hat^).

Dasselbe ist auch der Fall bei Prozessen gegen Militärpersonen

im activen Dienste, bei welchen vor der Klagerhebung bei den ordent

lichen Gerichten jedesmal ein Vergleich vor der Militärbehörde versucht

werden soll 22).

Die Prozesse selbst werden bei den Untergerichten je nach ihrem

Gegenstande entweder im mündlichen oder im gewöhnlichen

Verfahren verhandelt. Zum ersteren gehören alle Klagen in Sachen,

deren Gegenstand in der Hauptsache weniger als ItX) fl. beträgt, so

20) Publicat.-Patent vom 14. Der. 1763, demzufolge auch die mit dem

Judiciarcodex erschienenen Anmerkungen dazu keine gesetzliche Kraft erhielten,

sondern blos doctrinäre Autorität haben.

21) Gemeindeedict vom 17. Mai 1318 §. 12« (Gesetzblatt von 1818 S.

91). Verordnungen vom 31. Mai und 2«. Ort. 181« (Reg.-Bl. von 181«

S. 442 u. 1091. Gesetzbl. vom 1. Juli 1334. Gesetzbl. von 1334 S. 109).

22) Gesetz vom 1. Juli 1828 (Gesetzbl. S. 41).
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wie die Streitigkeiten s) zwischen Eheleuten, wo eö sich nicht von Tren

nung der Ehe oder von Vermögensrechten handelt, desgleichen b) zwi-

schen Familiengliedern und Hausgenossen mit derselben Beschrankung,

ferner ohne Rücksicht auf den Betrag des Objectes v) zwischen Me

chern und Vermiethern, ci) zwischen Reisenden und Wirthen, Fuhrleu

ten oder Handwerkern, «) über Gegenstande des Handels und Wan

dels auf Messen und Markten, in so weil sie nicht vor die Handels

gerichte gehören, t) wegen Beschädigung von Bäumen, Früchten, Ein

friedungen, Anlagen, Wegen, Verrückung der Grenzzeichen, Ueberfah-

ren, Ueberackern, Mähen, Grasen, Ernten, insofern diese Beschädigun

gen noch nicht vor Ablauf eines Jahres geschehen sind, g) Klagen

wegen Vergewaltigungen und Attentaten , Alimentationen , Selbsthilfe

und anderen Rechten, bei denen Gefahr auf dem Verzug haftet, K) Kla

gen, welche den jüngsten Besitz betreffen und i) Jnjuriensachen, in de

nen nur auf Ehrenerklärung geklagt wird.

Bei diesem Verfahren kann zwar die Klage schriftlich oder münd

lich angebracht werden, auch jede Partei allein oder durch oder mit ei

nem Anwalte erscheinen, das Ergebniß der gegenseitigen mündlichen

Erklärungen aber wird nach deren wesentlichen Inhalt von dem Rich»

ter selbst zu Protocoll gebracht, und das Urtheil entweder sogleich oder

binnen 8 Tagen gesprochen.

Im gewöhnlichen ersten Verfahren muß die Klage entweder schrift

lich überreicht oder umständlich zu Protocoll genommen , die betreffende

weitere Handlung aber bis zur Duxlik oder Triplik (wo diese zulässig/

ist) von den Anwälten, oder wenn die Parteien ohne Rechtsbeistand

erscheinen, nach ihrer Information zu Protocoll dictirt werden. Schrift

liches Verfahren, d. h. Schriftenwechsel im ersten Stadium des Pro

zesses, findet nur auf Verlangen beider Theile, auch in besonders wich

tigen Fällen auf Anordnung des Richters statt, oder wenn in einer

Sache die Appellationsgerichte erste und instruirende Instanz sind. Die

Einreden, sowohl die gemeinen als die prozeßhindernden und präjudi-

ciellen, müssen bei Strafe des Ausschlusses auf einmal angebracht und

eventuell mit der Einlassung in den Streit verbunden werden/ von

welcher nur die gerichtsablehnenden befreien. Die erste Ladung zurBe-

antwartung der Klage ist monitorisch, die zweite hingegen peremtorisch

und mit dem Präjudiz verbunden, daß jedenfalls der Beklagte mit al

len seinen Einreden ausgeschlossen, die Klage, wenn sie durch gehörig

producirte und dem Beklagten mitgetheilte Urkunden begründet ist, als

liquid und eingestanden, in jedem anderen Falle aber der Streit als

negativ befestigt angenommen und der Kläger zum Beweis seiner Klage

gelassen wird.

Uebrigens müssen in der Antwort auf die Klage die derselben zum

Grunde liegenden Thatumstände, welchen der Beklagte widersprechen will,

bei Strafe des dießfalls anzunehmenden Zugeständnisses ausdrück

lich bezeichnet und verneinend beantwortet werden.

Alle Fristen und Termine, mit der einzigen oben bemerkten Aus

nahme, sind peremtorisch und präklusiv; ihre Verlängerung, selbst wo

43*
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die Gesetze sie im Principe gestatten, unterliegt großen Beschränkungen,

doch sind die Parteien berechtigt, einand« längere Fristen als die vom

Gesetze bestimmten (die Nothfristen ausgenommen) zu gestatten. —

Cautionen pro expeusis <le iuälvio sisti et iuclivstui» soivi

können Inländer gegenseitig nicht, gegen Auslander aber nur wegen

Kosten und Widerklage verlangen.

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf von

Fristen findet zwar aus rechtserheblicher Ursache statt, jedoch nur in»

nerhalb 14 Tagen von der Zeit an, wo das Hinderniß gehoben ist,

und hieran sowie an die übrigen Vorschriften des Gesetzes über Ter

mine sind auch die Minderjährigen und die denselben Gleichgestellten ge»

bunden.

Für den königlichen Fiscus ist aber das Motiv, daß zu seinem

Nachtheile im Prozesse etwas unterlassen worden sei, kein Restitution?»

grund, außer wenn der Fiscal gegen seine Instruction oder Vollmacht

etwas unterlassen hat, und wegen Insolvenz das Aerar nicht entschä

digen kann.

Im Beweisverfahren müssen sämmtliche Beweismittel bei Verlust

derselben innerhalb der Beweisfrist angegeben werden; bei der Verneh

mung der Zeugen dürfen die Parteien gegenwärtig sein, und durch den

Richter Fragen an jene stellen lassen; Responsionen auf die Beweisar

tikel werden nicht mehr gestattet.

Für die Appellation ist die Nothfrist in der Regel auf 30, und

nur in wenigen Fällen auf 14 Tage festgesetzt, binnen welcher sie bei

Vermeidung der Desertion interponirt und zugleich justisicirt werden

muß, und gegen welche der Appellat in den ersten beiden Instanzen

eine Nebenverantwortung binnen gleicher Frist einreichen kann, womit

denn auch das Beweisverfahren in dieser Instanz geschlossen ist. Sie "

findet indeß ordentlicher Weise nur in wenigen Fällen gegen einfache

Decrete und Zwischenbescheide statt, man kann sich aber gegen diese die

Berufung verwahren, die alsdann mit der Appellation über das End«

urtheil zu verbinden ist.

Apostel finden nicht statt und jederzeit, wo man nicht gegen ein

fache, der Berufung nicht unterliegende Decrete und Zwischenbescheide

appellirt, gebührt nur dem höheren Richter die Cognition über die Zu-

lässigkeit der Berufung, welche indeß stets bei dem iuäex s yu« ein

gereicht wird.

Auch ist die Berufung an die dritte Instanz gegen zwei gleich

lautende Erkenntnisse in mehreren Fällen, hauptsächlich aber wo die

Hauptsache auf anderem Wege noch zur richterlichen Cognition gebracht

werden kann, ferner wo die eingeklagte Summe nicht 500 fl. — und

bei ästimatorischen Jnjurienklagen wo sie nicht 600 fl. — beträgt, un

zulässig.. Gegen differente Erkenntnisse der untern und mittleren In

stanzen kann man sich nur an die dritte wenden, wenn sich der Streit

gegenstand auf 300 fl. beläuft.

Im Stadium der Execution gestattet die Gerichtsordnung auch

den Perfonalarrest des Schuldners, wenn er aus eigenem Verschulden
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unvermögend geworden ist; auch gewahrt sie den Schuldnern der pri-

vilegirten Classen die Wohlchat der Competenz, gestattet Moratorien,

aber auch Gehaltsabzug von ^ bis zu einem Dritttheil, und bindet bei

Nachlaßvertragen zum Besten des Schuldners mit wenigen Beschrän

kungen die Minorität an die Beschlüsse der Majorität der minder oder

gleich privilegirten Gläubiger.

Eine Berufung findet binnen 14 Tagen nur gegen den i»«6us

der Exemtion, und auch da nur in sehr beschränkter Art, niemals aber

gegen zwei gleichlautende Erkenntnisse statt, jedoch mit suspensiver Wir»

kung nur hinsichtlich der öffentlichen Feilbietung der Execurionsobjecte.

Außer dem mündlichen und dem gewöhnlichen Verfahren bestehen

auch noch die sonst summarisch genannten Prozeßarten, als da sind der

Arrest-, Erecutiv-, Mandats-, Rechnungs- und Concursprozeß. Von

diesen hat nur der erste das Besondere, daß gegen Inländer in der

Regel, und wo es kein Statut gestattet, wie z. B. in München, kein

Arrest statt hat, — und der letztere, daß im Liquidationstermin alle Be

weismittel für die Liquidität und Priorität der Foderungen bei Verlust

derselben anzugeben und urschriftlich zu produciren sind, sowie ferner,

daß bei den Erkenntnissen auf Eröffnung des Concurses die Anmel

dung der Berufung von der Ausführung derselben getrennt ist, und

binnen 8 Tagen bei Vermeidung der Desertion geschehen muß.

In der Prioritätsordnung sind die Foderungen in sechs Classen

getheilt, von welchen die zweite den Hypotheken angewiesen ist. Für

die übrigen Gattungen der summarischen Prozesse bestehen keine son

derlich bemerkenswerthen,. nicht in der Natur der Sache liegenden und

von dem gemeinen Rechte wesentlich abweichenden Vorschriften.

Man sehe v. Spies, Sammlung aller Ergänzungen und Er

läuterungen zum Loclex iu6!«isriu», Bamberg 1835. 4.

Für den Wechselprozeß gleich wie für das Wechselrecht gelten in

Bayern diesseits des Rheins viererlei Ordnungen, nämlich die vaver'sche von

1785, die preußische, in der preußische Gerichtsordnung enthaltene, die

augsburger und die nürnberger '^), welche in den Grundsätzen nicht

wesentlich von einander abweichen und sämmtlich ein und dasselbe Ziel

— Abkürzung des Verfahrens und sofortige Exemtion durch Auspfän

dung und Personalarrest des Schuldners — vor Augen haben

Die Prozesse in Administrativsachen, welche vor die Verwaltungs

behörden gehören, oder die sogenannten administrativ - contentiosen Sa

chen werden nach den gewöhnlichen prozessualischen Formen mit Beo

bachtung der gesetzlichen Vorschriften über die summarischen Prozesse

verhandelt, und sowohl bei der ersteren als bei den höheren Instanzen

entschieden.

In Ehestreitigkeiten der Katholiken , für welche nur die bischöfli

chen Ehegerichte competent sind, werden die Prozesse nach den Grund-

23) Gesetzblatt von 18ZS S. 39 flg.

^ 24) Sammlung der Wechselgesetze für das Königreich Bayern, München

1821. Coder der europäischen Wechselrechte, Nürnberg 1836. 8. 1. Bd.
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sahen und Borschriften deS gemeinen und canonischen Rechtes instruirt;

die Eheprozesse der Protestanten hingegen nach der bayer'schen Gerichts

ordnung und ihren Novellen^).

In der Pfalz gibt blos der französische Locks 6e proveänre mit

seinen Novellen (denen unter der bayer'schen Regierung eine einzige,

nämlich das Gesetz vom 1. Juni 1822 über die Zwangsveräußerun-

gen von Immobilien, beigefügt wurde)^) und mit seiner Jurispru

denz, und zwar in allen Instanzen, die Norm für das prozessualische

auf Oessentlichkeit und Mündlichkeit gegründete Verfahren, bei welchem

erst die geschlossenen Acten dem Gerichte zur definitiven oder interlocu-

torischen Entscheidung vorgelegt, außerdem aber die schriftlichen, zur In

struction erfoderlichen Verhandlungen in der Regel nur von Anwalt zu

Anwalt durch den Gerichtsboten insinuirt werden, — Institute, deren

Darstellung hier keinen Platz finden kann. —

Der Criminalprozeß ist in Bayern, mit Ausnahme der Pfalz,

rein inquisitorisch, und der Angeschuldete kann, auch wenn er der That

nach deren hergestelltem Bestand weder gestandig, noch derselben durch

vollständigen directen Beweis überwiesen ist, auf das Aufammentressen

vollkommen erwiesener naher Anzeigungen oder auf zufammengesetzten

Beweis hin zu jeder peinlichen Strafe, die Todesstrafe allein ausgenommen,

verurtheilt werden. Wegen bloßen Verdachtes hingegen kann das Ge

richt auf keine Strafe, sondern nur auf Specialinquisition und im End-

urtheile auf Entlassung von der Instanz, welche aber nur gegen Cau-

tion von der Haft befreit, erkennen. Die freisprechenden Urtheile sind

entweder Unschulds-, oder wenn diese nicht vollkommen erwiesen und

über allen Zweifel erhaben vorliegt, Los sprechungs- Erkenntnisse.

Bei Verbrechen, worauf das Gesetz nicht Todes-, Ketten- oder

Zuchthausstrafe gesetzt hat, sowie bei allen Vergehen, findet gegen den

Angeschuldigten keine Haft statt, wenn er entweder im Königreiche durch

hinreichenden Besitz liegender Gründe, oder durch ordentliches stetes Ge

werbe oder durch Anstellung im Staatsdienste angesessen ist, er wäre

denn früher wegen Verbrechen bestraft oder nur von der Instanz ent

lassen, oder es wäre nach besonderen Umstanden Flucht oder Collusion

mit Grund zu besorgen.

Bemerkenswerth scheint, daß bei Hochverrath die Familie des Ver-

25) Man s. über den bayer'schen Prozeß vorzüglich v. Kr übt, Einlei

tung in die bayer'sche «Zivilprozeßordnung, Ingolstadt 1797. 8. Rudhart,

Abriß der Geschichte der bayer'schen Gesetzgebung, München 1821. 8. ».Gön

ner, Commentar über das Prozeßgesetz v. 22. Juli 1319, Erlangen 1820.8.

v. Wen dt, Handbuch des bayer'schen Civilprozesses, 2. Auflage, Nürnberg

183«. 8. 3. Bde (mit Einschluß des' Administrativprozesses). Seusfert,

Commentar über die bayer'sche Gerichtsordnung , Erlangen 1836. 8. Des

selben Blätter für Rechtsanwendung, Erlangen 1836. 3. (werden fortge

setzt). Sodann die Jahrbücher von Aretin, von Gönner und Schmidt

lein, und die Zeitschriften von Schelk, aß, v. JuRhein und Sarto

ri us.

26) Gesetzblatt von 1822 S. 16Z flg.
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brechers ihren Namen andern, und bei Maiestatsverbrechen der Verur

teilte, neben seiner ordentlichen Strafe, auch vor dem Bildnisse des Kö

nigs öffentlich im Gerichtssaale Abbitte leisten muß. Jeder Angeschul

digte erhält, nachdem die Acten geschlossen sind, einen Vertheidiger, der

diese einsehen, sich mit ihm ohne Zeugen unterreden kann und seine

Bertheidigung alsdann entweder schriftlich einreichen' oder zumProtocoll

dictiren muß.

Handelt es sich von Verbrechen, so erkennen die Appellationsge

richte als Criminalgerichte, als Eivilstrafgerichte bingegen,

wenn nur ein Vergehen vorliegt. Im ersten Falle geht die Berufung

an das Oberappellationsgericht, im zweiten an einen anderen Senat dessel

ben Appellationsgerichtes, der sich alsdann als Civilstrafgericht zweiter

Instanz constituirt. Immer ist die Berufung freiwillig, wenn nicht auf

Todes - oder Kettenstrafe erkannt wird , denn in diesen Fallen tritt die

Revision des erstrichterlichen Urtheiles von Amtswegen ein. Todesurtheile,

auch wenn sie das Oberappellationsgericht bestätigt, müssen allezeit dem

Könige vorgelegt und können erst dann vollzogen werden, wenn dieser

erklärt hat, er finde keinen Grund zur Begnadigung. Erst wenn diese

Erklärung vorliegt, werden sie dem Jnquisiten in Gegenwart seines

Vertheidigers und bei offenen Thören verkündet und nach 24 Stun

den oder, wenn er es wünscht, nach drei Tagen vollzogen. —

Das Stand recht kann stattfinden bei bedeutendem Aufruhr oder

bei Überhandnehmen von Raubmord und Brandlegung in gewissen

Gegenden. Es wird alsdann, mit Suspension der ordentlichen Gerichts

barkeit, aus fünf Richtern, wovon zwei aus dem Militärstande zu neh

men sind, zwei Gerichtsbeisitzern, einem beeideten Actuar und einem

Criminalfiscal constituirt, und wenn dieß geschehen, seine Wirksamkeit

durch Trommelschlag oder Trompetenschall verkündet.

Verurtheilung und Lossprechung erfodern eine Mehrheit von 4

, Stimmen gegen 1 z erfolgt die erster?, so wird das Todesurtheil binnen

zwei Stunden durch die Kugel vollzogen, ohne daß dagegen einem Rechts

mittel oder Begnadigungsgesuch statt gegeben wird.

Militärpersonen werden für Verbrechen und Vergehen von den

Militärgerichten, bei gemeinen Verbrechen und Vergehen nach dem

Strafgesetzbuche, bei Militärverbrechen und Vergehen hingegen nach den

sogenannten Kriegsartikeln gerichtet. Die Procedur ist gleichfalls eine

besondere, und es findet dabei weder eine Bertheidigung, noch eine Be

rufung, wohl aber eine nothwendige Revision durch das Generalaudito-

riat statt, welche in wichtigeren Fällen auch noch der königlichen Be

stätigung bedarf. Sind Militärs mit Civilpersonen in ein und dasselbe

Verbrechen oder Vergehen verwickelt, so wird für die Untersuchung so

wohl als für die Aburtheilung ein gemischtes Gericht bestellt. Zwar

führt ein Beamter des Civilgerichtes die Untersuchung , jedoch soll bei

jedem Verhör des Jnquisiten ein Auditor gegenwärtig sein, und bei der

Fällung des Urtheiles besteht die Hälfte der Votanten gleichfalls aus

Militärgerichtspersonen, jedoch unter dem Vorsitze des Präsidenten oder

eines Directors des competenten Appellationsgerichtes.
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In der Pfalz gilt für den Criminalprozeß der französische Oocls

ä'Illstruot!«» criminell« mit seinen Instituten der Oessentlichkeit und

Mündlichkeit,' des Geschwornengerichtes und des Rechtsmittels der Cassa

tion gegen Criminalurtheile , an welchen, sowie überhaupt im eigentli

chen Strafrechte, das Gesetz über die Brandstiftungen vom 1. Juli

1834^) ausgenommen, seit dem Jahre 1816 nichts geändert wor

den ist.

In der Gesetzgebung über das Verfahren in Sachen der Straf

polizei erschienen in diesem Kreise seit seiner Vereinigung mit Bayern

mehrere zum Theil durch die veränderten Verhaltnisse und namentlich'

den teutschen Jollverein herbeigeführte und nothwendig gewordene

Gesetze, nämlich das Forststrafgesetz vom 28. Dec. 1831 2»), das Zoll

strafgesetz vom 1. Juli 1834, welches durch das neuere vom 17. Nov.

1837 ^«) ausdrücklich wieder aufgehoben wurde, und das Gefetz vom

28. Dec. 1831 ^) über die Vorladung in Polizeistrafsachen, von wel

chen das Jollstrafgesetz von 1337 auch die Bestimmungen für das Ver

fahren in Strafsachen dieser Gattung in den Kreisen diesseits des Rhei

nes enthält. Im Verfahren in diesen Sachen ist, so weit es die Pfalz

betrifft, fast immer auf die Bestimmungen des französischen Loäe ä'io-

struetwn vrliniiiell« hingewiesen, für die übrigen Kreise aber überhaupt

das summarische Verfahren angeordnet, so daß keine besonderen Rechts-

institute dadurch entstanden sind.

Noch ist zu bemerken, daß durch die Verordnung vom 19. Oct.

1813, womit die Anmerkungen zum bayer'schen Strafgesetzbuche publi-

cirt wurden, und welche denselben vorgedruckt ist, jedem Staatsdiener

und Privatgelehrten verboten wird, einen Commentar über diesen Codex

in Druck zu geben, und die Professoren der Landesuniversitäten an

gewiesen' werden, sich ausschließlich an den Text desselben mit Benutzung

jener Anmerkungen zu halten, damit es allenthalben in gleichem Geiste

angewendet und gelehrt werde.

Ehe wir nun zur Darstellung der Staats- und Gerichtsverfassung

Bayerns übergehen, dürfte es nicht unzweckmäßig sein, derselben einige

staatsgeschichtliche Bemerkungen vorauszuschicken. Bayern, ein teut-

scher Bundesstaat von 1477 üMeilen und (nach der neuesten Zah

lung von 1837) 4,315,469 Einwohnern, war früher ein Herzogthum,

seit 1623 durch Uebertragung der pfalzischen Kurwürde ein Kursürsten-

thum, und in Folge des presburger Friedens vom 26. Dec. 1805 ist

es seit dem 1. Januar 1806^) ein Königreich. Nachdem die regie

rende Dynastie, und damit auch das Stammland, mehrere hundert

Jahre lang in zwei Hauptlinien (die pfalzische und bayer'sche, oder die

rudolfinische und wilhelminische) und in viele Nebenlinien getheilt war,

27) Gesetzblatt von 1834. S. 4S fl.

23) Gesetzblatt von 1831. S. 269.

29) Gesetzblatt von 1334. S. 149. und von 1337. S. 201.

30) Gesetzblatt von 1831. S. 229.

31) Regierungsblatt von 1806. S. 1.
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wurde am 30. D«. 1777 durch den Tod Kurfürst Maximilian Jo

seph III. das Kurfürstenthum Pfalz mit seinen Nebenlandern, bis auf

das Herzogthum Zweibrücken, und nach dem Tode des Kurfürsten Karl

Theodor am 16. Febr. 1799, unter Maximilian Joseph IV., auch die

ses Land damit vereinigt, so daß es von nun an einen, und zwar

vermöge der Hausverträge untheilbaren Staat bildet.

Als durch den lüneviller Frieden vom 9. Febr. 1801 das ganze

linke Rheinufer an Frankreich abgetreten werden mußte, gingen in Folge

dessen und des dadurch herbeigeführten Reichsdeputationshauptschlusfes

vom 25. Febr. 1803 die ganze Rheinpfalz, die Herzogthümer Zwei

brücken, Simern und Jülich, die Fürstenthümer Lautern und Vildenz,

das Marquisat Bergopzoom, die Herrschaft Ravenstein und mehrere in

Belgien und Elsaß gelegene Mediatbesitzungen für Bayern verloren,

so daß es von seinem Stammgebiete die Herzogthümer Ober- und Nie

derbayern, Oberpfalz, Neuburg, Sulzbach, Berg, die Landgrafschaft

Leuchtenberg, die Herrschaften Sulzburg, Pyrbaum, Breiteneck, Min-

delheim, Schwabeck, Ehrenfels, Hohenwaldeck, Parsberg, Jllerdießen,

Wiesensteig und die Grafschaft Haag behielt, für seine Verluste aber

durch die Bisthümer Würzburg (mit Ausschluß der davon getrennten

Aemter Grünsfeld, Lauda, Harthum und Stiltberg), Bamberg und

Freysingen, von dem Bisthume Passau durch die Stadt Passau mit

ihren Vorstädten und deren Zugehörungen diesseits des Inns und der

Jller, von dem Bisthume Eichstadt die Aemter Landsee, Wernfells,

Spalt, Abensberg, Ahrberg, Ohrenbau, Vahreöerg, Herrieden, nebst ei

nigen kleineren Enclaven in den Fürstenthümern Ansbach und Baireuth,

die gesürstete Probstei Kempten, die Abteien Waldsassen, Eberach, Jrsee,

Wengen, Eislingen, Elchingen, Urberg, Roggenburg, Wettenhaufen,

Ottobauern, Kaisersheim und St. Ulrich, endlich durch die Reichsstädte

Rothenburg, Weißenburg, Windsheim, Schweinfurth, Gochsheim,

Srenfeld, Kempten, Kaufbayern, Memmingen, Dinkelsbühl, Nördlin-

gen, Ulm, Bopsingen, Buchhorn, Wangen, Leutkirch und Ravensburg

nebst ihren Gebieten, mit Einschluß der freien Leute auf der leutkircher

Heide, entschädigt wurde

Durch den mit Preußen am 30. Juni 1803 abgeschlossenen

Hauptlandesvergleich tauschten beide Staaten nur sichrere unbedeutende

Aemter und sonstige kleinere Besitzungen in Franken gegenseitig aus;

der presburger Friede hingegen vergrößerte Bayern um 500 üüMeilen

mit einer Bevölkerung von 1 Million. Es erhielt nämlich gegen Ab

tretung des Bisthumes Würzburg an den Kurfürst Erzherzog von Salz

burg , den diesem früher als Entschädigung zugetheilt gewesenen Theil

des Bisthums Eichstädt, den demselben bisher gleichfalls gehörigen Theil

des Bisthums Passau, der zwischen Böhmen, Oesterreich, der Donau

und dem Inn lag, die Grafschaft Tvrol mit dem Bisthüniern Trient

32) Reqierungsblatt von 1802. Stück 49 u. S1. Reichsdeputationshaupt

schluß v. 2s. Febr. 1803. §. 2.



Bayern.

und Brixen, die Markgrasschaft Burgau, Voralberg mit seinen Enkla

ven, die Hohenems, Königsek und Rothenfels die Herrschaften Tetnang

und Argau, die Städte Augsburg und Lindau, die Landeshoheit über

die im Königreiche Bayern gelegenen Besitzungen der ehemaligen un

mittelbaren freien Reichsritterschaft und die volle Souveränetät über

die alten und neuen Provinzen.

In Folg« des 17. Art. der rheinischen Bundesacte vom 12. Juli

1806 erwarb Bayern gegen die Abtretung der Herrschaft Wiefensteig

und der Abtei Weiblingen an die Krone Würtenberg : die Stadt Nürn

berg und deren Gebiet mit allen Eigenthums- und Souveränitätsrech-

ten, ferner die teutschen Ordenscommenden Rohr und Waldstatten, und

gemäß Art. 24. derselben Acte die Souveränetat über die Fürstenthü-

mer Schwarzenberg, Dettingen -Wallerstein und Dettingen - Spielberg,

die fürstlich hohenlohischen Aemter Schillingsfürst und Kirchberg, die

Grafschaften Kastell, Sternstein und Edelstatten, die Besitzungen des Für

sten von Thurn und Taxis, nördlich von Neuburg, des Fürsten und

der Grafen Fugger, die Burggrafschaft Winterrieden, die Herrfchaften

Buxheim und Thanhausen, und den ganzen Umfang der Heerstraße

von Memmingen nach Lindau^).

Durch den Vertrag vom 15. März 1806 trat Bayern das Her

zogthum Berg an Frankreich ab, und erhielt dafür das Fürstenthum

Ansbach, so wie es die Krone Preußen bis dahin besessen hatte

Der wiener Frieden v. 14. Oct. 1809 hatte zur Folge: einerseits

die Abtretung des ganzen Etsch- und eines großen Theils des Eisak-

kreises, sowie der Aemter Lienz und Silian von Tyrol an Frankreich

und Italien durch die Verträge vom 25. Febr., 18. und 20. Mai

1810; ferner der Landgerichte Tettnanv, Wangen, Ravensburg, Leutkirch,

Eislingen, Geislingen, Alpek, Crailsheim, Gerhardbaum, der Stadt Ulm

und mehrerer mediatisirten Gebiete durch den Vertrag vom 10. Mai

181.0 an Würtenberg, sowie der Landgerichte Schweinfurt, Sulzheim

und Zeil, des Amtes Marktbreit und eines Theiles des Amtes Markt-

steft und des Landgerichtes Baunach, desgleichen der gräflich kastelli

schen Besitzungen an das Großherzogthum Würzburg, und andrerseits

die Erwerbung des Inn- und des westlichen Theiles des Hausrückvier

tels nebst Salzburg und Berchtesgaden von Oesterreich, der Fürsten-

thümer Baireuth und Regensburg, und einiger Parzellen von Wür-

temberg und Würzburg 2°).

Nach dem ersten pariser Frieden von 1814 trat Bayern durch den

Vertrag vom 3. Juni 1814 den Theil von Tyrol, den es noch besaß,

nebst Voralberg, mit Ausnahme des Amtes Weiler, an Oesterreich ab,

SS) Verordnung vom 13. Dec. 1806 (Reg.-Bl. v. 1807 S. ISS. Reg.-

Bl. von 1306. S. S0 u. S7.)

34) Reg.-Bl. von 1807. S. I. Verordnung vom 3. Sept. 1806 (Reg.-

Bl. v. 1806. S. 353.)

35) Regierungsblatt von 1806. S. 169.

36) Regierungsblatt von 181«. S. 337, S36, 852, 8S7, 3SS, IZ2S.
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und erhielt dagegen das Großherzogthum Würzburg und das Fürsten

thum Aschassenburg ^).

Eine abermalige Territorialveranderung erfolgte endlich durch den

Vertrag mit Oesterreich v. 14. April 1816, dem zufolge letztere Macht—

gegen Abtretung des Inn- und Hausrückviertels, des Amtes Vils und

des Fürstenthums Salzburg mit Ausnahme der Aemter Waging, Lau

fen, Teisendorf und Tittmaning — die ehemals fuldaischcn Aemter Bi

berstein, Brückenau, Hammelburg und Weihers, ferner die ehemaligen

hessischen Aemter Alzenau, Amorbach, Kleinheubach und Miltenberg

nebst dem österreichischen Amte Redwitz, und auf dem linken Rheinufer

von den ehemaligen Departements des Donnersbergs, der Saar und des

Niederrheines die Bezirke Kaiserslautern, Zweibrücken, Speier, mit Aus

nahme der Kantone Worms und Pfeddersheim, ferner die Kantone

Kirchheim, Bolanden, Waldmohr, Blieskastel, Cusel, Landau, mit der

Festung gleichen Namens, Bergzabern, Langenkandel, und den Theil

des niederrheinischen Departements am linken Ufer der Lauter erhielt^),

durch den Vertrag mit Baden vom 10. Juli 1819 das Amt Stein

feld, und in Folge des Grenzvertages mit Frankreich vom 5. Juli 1825

das Pfarrdorf Neuburg am Rhein erwarb , dagegen aber die Gemein

den Weiler, Altenstadt, Ober- und Niedersteinbach an letztere Macht

abtrat.

Noch sind die Ansprüche Bayerns an Baden auf seinen Antheil

an der Entschädigung für die Grafschaft Sponheim nicht beseitigt, und

alle diplomatischen Verhandlungen dießfallS bis jetzt ohne Erfolg geblie

ben. Jndeß haben diese Differenzen zu einem Schriftenwechsel Anlaß

gegeben, in welchem die beiderseitigen Rechte mit Gründlichkeit und

Scharfsinn deducirt, und vorzüglich die Lehre von den Mißheurathen

von dem verstorbenen Ritter v. Lang mit großem Aufwände von Geist

und Gelehrsamkeit erörtert wurde ^).

Von der ältesten Geschichte des bayer'schen Staates kann hier nur

die Bemerkung Platz finden, daß derselbe in seinern jetzigen Umfange

in den frühesten Zeiten nach der Völkerwanderung von drei reinteutschen

Volksstämmen, den Allemannen, den Franken (südlichen Thüringern, spater

Ostfranken genannt) und den alten Bojoaren bewohnt wurde. — Diese

Stämme nun bildeten sich in Staaten, theilten ihr Land (am Ende

des 10. Jahrhunderts allgemein) in Gauen unter Gaugrafen, welche

bald erblich wurden und, als Otto von Wittelsbach im Jahre 1180,

nach dem Unglücke Heinrichs des Löwen, Herzog von Bayern gewor

den war, ihre Bezirke bereits in eine große Zahl weltlicher Territorien

mit erblichem Rechte verwandelt hatten, aus deren allmaligen Anfall

endlich nebst den Erwerbungen durch Secularisation , Mediatisirung

37) Regierungsblatt von 1814. S. 12S7 u. 1260.

38) Regierungsblatt von 1816. S. 309, 311, 3S4.

39) Man s. Hermes Bd. XXXI. S. 266 flg.
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und Kriegseroberung das jetzige Königreich Bayern emporgestiegen

ist'«).-

Eine der ersten Operationen seines vorigen Regenten nach dem

Antritte seiner Regierung war eine neue Organisation der oberen Ver-

waltungs- und Gerichtsstellen. Jede der damaligen Provinzen, Bayern,

Oberpfalz mit Sulzbach , Neuburg und Berg , wurde einer Landesdi-

rection und für die Justizpflege in der zweiten Instanz einem Ge

richtshofe, anfangs Regierung, später Hofgericht genannt, untergeordnet.

Die oberste Leitung der ganzen Administration, mit Ausnahme des

Kriegswesens, welches der damalige Kurfürst unmittelbar respicirte, war

4 Ministerien, der auswärtigen- Angelegenheiten,, der Justiz und Po

lizei, der Finanzen und der geistlichen Angelegenheiten, übertragen, von

denen jedes einen Minister zum Chef und mehrere geheime Referenda

rien hatte.

Ein oberster Gerichtshof, Reviforium genannt, erkannte in allen

Civilrechtssachen in letzter Instanz; in Strafsachen gab es damals noch

keine Berufung, sondern diese wurde erst im Jahre 1813 durch das

neue peinliche Gesetzbuch eingeführt. Die durch den Reichsdeputations

hauptschluß von 1803 erworbenen Entschädigungslande wurden in der

selben Weise organisirt, jedoch für die beiden fränkischen Provinzen zu

sammen und für die Provinz Schwaben noch zwei oberste Justizstellen

eingesetzt, welche beide von dem Reviforium in München unabhängig

waren, und deren letzterer man in der Folge auch die Provinz Tyrol

unterordnete, die aber für die Verwaltung unter einem eigenen Gene-

ralcommissariat und Gubernium stand und für die Rechtspflege in zwei

ter Instanz ihr früheres Appellationsgericht behielt. Für die Verwal

tung der Justiz und Polizei in erster Instanz wurde das in Altbayern

dafür bestandene Institut der Landgerichte auch allenthalben auf die

neuen Lande ausgedehnt, und die städtischen und Patrimonialgerichte

mit wenig Modifikationen in ihrem bisherigen Wirkungskreise ge

lassen.

Alles dieß änderte sich jedoch größentheils durch die Verfassung

vom 1. Mai 1808"), welche, obgleich niemals in allen ihxen Bestim

mungen und vollständig in's Leben getreten, dennoch schon dadurch das

Staatsleben fast gänzlich umgestaltete, daß es alle Provinzialunterschiede,

Stände, Eorporationen und Einrichtungen aufhob, und für das ganze

Land in allen Zweigen des öffentlichen Dienstes eine und dieselbe Ver

waltungsform anordnete^).

40) v. Lang, Bayerns Gauen, Nürnberg 1830. 8. und v. Lang,

Bayerns alte Grasschaften, Nürnberg 1831. 3. Hermes, Band XXIX.

Höchst wichtige Sammlungen von Urkunden nicht nur für die Staats-, son

dern auch für die Rechtsgeschichte jener früheren Zeiten enthalten außer den nicht

immer kritisch genug bearbeiteten IVlonmuenw boies die Kegssts ».Lang, IV

Bde 1822. 4. fortgesetzt von B. Frey b erg.

41) Reg.-Bl. von 1808. St. 22 flg.

42) Man s. die verschiedenen organischen in den Regierungsblättern von

1303—1812, deren specielle Bezeichnung hier überflüssig erscheint.
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Bayern wurde nunmehr in 15 Kreise getheilt, jedem derselben ein

Generalcommissariat und eine Finanzdirection für die gesummte Ver»

waltung, und je für zwei (den Main-, Rezat- und Etschkreis ausgenom

men, von denen jeder einen eigenen Gerichtshof dieser Classe erhielt)

ein Appellarionsgericht bestellt, welche sämmtlich dem Oberappellations

gerichte in München untergeordnet waren, den Magistraten und Pa-

trimonialgerichten hingegen alle Gerichtsbarkeit entzogen, jedes Jnstan-

zenprivilegium sowie der befreite Gerichtsstand mit der Siegelmäßigkeit

und dem Institute der Familienfideicommisse aufgehoben. Der Adel

sollte seine Tittl behalten, jedoch in Hinsicht auf Besteuerung oder An

spruch auf Staatsämter, Würden und Pfründen oder auf Verpflich

tung zum Kriegsdienste keinen Vorzug vor den übrigen Staatsbürgern

haben, seine gutsherrlichen Rechte aber wie jeder Gutseigenthümcr

behalten.

Die Leibeigenschaft wurde abgeschafft , allen Religionstheilen ohne

Ausnahme vollkommene Gewissensfreiheit und allen Staatsbürgern voll

kommene Sicherheit der Person und des Eigenthums gewahrt, die Gü-

terconfiscation aufgehoben, die Unabsetzbarkeit der Glieder der Justizcol-

legien erklärt und dem Könige die Gewalt entzogen, eine anhängige

Streitsache oder angefangene Untersuchung zu hemmen, oder eine Par

tei ihrem gesetzlichen Richter zu entziehen, und endlich eine Nationalre

präsentation zugesichert, welche indeß nie in Wirksamkeit gekommen ist.

In vielen. Ländern, welche nunmehr das Königreich Bayern bil

den, nämlich im ehemaligen Herzogthume Bayern und Neuburg, in

den Fürstenthümern Ansbach, Baireuth, Bamberg, Würzburg, Kemp»

ten, waren früher landständische Verfassungen, in den ehemaligen Reichs

städten republikanische. Doch hörten die letzteren mit der Mediatisirung

dieser Städte auf, und erstere kamen außer Uebung, noch ehe eine förm

liche Erklärung des Königs (vom 8. Juni 1807 und 1. Mai 1803)

ihre Auflösung gegen das Versprechen einer allgemeinen repräsentativen

Verfassung ausgesprochen hatte ^).

Demnach sollte nach jener Constitution aus den Höchstbesteuerten

eine Reichsversammlung von 105 Mitgliedern gewählt und in eine

Kammer alljährlich versammelt werden, jedoch ohne Discussion und im

geheimen Scrutinium abstimmen.

Die Krisis von 1814 und 1815 und die Zusicherung der teut-

schen Bundesacte vermochten den König, sich nunmehr mit der Einfüh

rung einer neuen, wahrhaft repräsentativen Verfassung, in welcher alle

Stände ihre Vertreter finden sollten, zu beschäftigen, und derselbe be

stimmte schon in dem Organisationsedicte vom 2. Febr. 1817^) vor

läufig die alljährliche Einberufung von Landräthen in jedem Kreise, je

doch nur mit berathender Stimme. Nach Vollendung der schon im

Jahre 1814 begonnenen Vorarbeiten erschien endlich im folgenden

43) Reg.-Bl. von 1807. S. 975 flg. und von ZL08. S. 961.

44) Reg.-Bl. von 1S17. S. 49.
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Jahre unterm 17. Mai das Edict über die Verwaltung und Verfas

sung der Gemeinden^) «ls Grundlage der Constitution, diese selbst

aber wenige Tage nachher, den 26. Mai 1818 mit ihren 12 Edicten

als Beilagen derselben, und wurde an demselben Tage feierlich verkün

det 4°), ohne Zögerung in allen ihren Theilen eingeführt und vollzo

gen, und schon im folgenden Jahre berief der König seiner Zusage ge

mäß die erste Ständeversammlung.

Die Verfassung selbst, wie sie in der besagten Urkunde, ihren

Edicten und einigen spateren ergänzenden GeseZen^), desgleichen in

den früheren noch bestehenden organischen und anderen Gesetzen oder

auch in den spateren Verwaltungsnormen geordnet ist, macht folgende

wesentliche Bestimmungen.

I. Bayern ist eine konstitutionelle Monarchie, sein König, heilig

und unverletzlich , ist das Oberhaupt des Staates, welches alle Rechte

der Staatsgewalt nach den verfassungsmäßigen Bestimmungen und in

Sachen, welche zum Wirkungskreise der Stande gehören, nur mit deren

Beirath und Zustimmung ausübt.

Alle Glieder des königlichen Hauses sind seiner Hoheit und Ge

richtsbarkeit, sowie seiner besonderen Aufsicht mit bestimmten Rechten

unterworfen

Die Krone ist erblich im Mannsstamme nach dem Rechte der Erst

geburt und der agnatisch-lineaiischen Erbfolge, mit Ausschluß der weib

lichen Nachkommen, so lange noch ein successionssähiger Agnat aus

ebenbürtiger, mit Bewilligung des Königs geschlossener Ehe, oder ein

durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter Prinz vorhanden

ist. Tritt eine Reichsverwefung ein, so sind dazu berufen vor Allen

die volljährigen Agnaten, sodann die verwittwete Königin und endlich

die Kronbeamten des Reiches, unter welchen der Kronobersthofmeister,

als der erste derselben, den Vorzug hat.

II. Das Königreich Bayern mit seinen sammtlichen Bestandthei-

len an Landen, Leuten, Herrschasten, Gütern, Regalien und Renten

nebst aller Zugehör an beweglichen Gütern, sämmtlichen Vorräthen an

Geld, Capitalien, Naturalien und Ausständen bildet eine einzige un-

theilbare, unveräußerliche Gesammtmasse, und namentlich sollen

45) Gesetzblatt von 1813. S. 49 flg.

46) Gesetzblatt von 1818. S. 101 flg.

47) Vom 11. Sept. 1825 (Gesetzblatt von 1825. S. 31) über die Fidei-

commisse, v. 15. August 1828 über die Bildung der ersten Kammer und über

das Jndigenat (Gesetzblatt von 1828. S. S und 37), vom 28. Dec. 1331 über

die Abtretung der Patrimonialgerichtsbarkeit (Gesetzblatt von 1831. S. 2^9),

vom 2. Sept. 1831 über den Geschäftsgang der beiden Kammern (Gesetzblatt

von 1831. S. 25), vom 1. Juli 1834 über die permanente Civilliste, über die

Rechte der griechischen Glaubensgenossen und über das Gemeindeedict (Gesetz

blatt von 1834. S. 25, 41 u. 1«9); über die Expropriationen das Gesetz v.

17. Nov. 1337 (Gesttzbl. v. 1837. S. 109).

48) Königliches Familienstatut vom S. August 1819 (Reg.-Bl. v. 1821.

S. S flg.).
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alle Rechte der Souveränetät der der Primogenitur ungetheilt und un»

veräußert erhalten und keinem Staatsbürger eine Befreiung von den

öffentlichen Lasten bewilligt werden.

Auch kommen alle neuen Erwerbungen aus Privattiteln an un

beweglichen Gütern in der Haupt- oder Nebenlinie^ wenn der erste Er

werber nicht darüber verfügt hat, in den Erbgang des Mannsstam

mes und werden als der Gesammtmasse einverleibt angesehen. '

Zur Belohnung vorzüglicher, dem Staate geleisteter Dienste kön

nen Staatsdomänen und Renten mit Zustimmung der Stände als

Mannlehen verliehen, allein keine Anwartschaften auf irgend ein Ob-

jett ertheilt werden. Territorialvertrage mit auswärtigen Staaten, welche

die Masse des Staatsgutes nicht schmälern, und eben solche Vergleiche

mit Privaten kann der König abschließen.

III. Die Gvilliste des Königs ist für immer auf 2,350,580 Gul

den bestimmt, und auf sämmtliche Staatsdomänen radicirt. Witthum,

Apanagen und Aussteuer werden aus der Staatscasse besonders bestrit

ten, niemals aber auf liegende Gründe angewiesen, auch können die

Apanagen der Nachgeborenen den Betrag von jährlich 100,000 Gulden

nicht übersteigen (Familienstatut von 1819).

IV. DaS bayer'sche Staatsbürgerrecht wird durch das Jndigenat,

welches auch vom Könige verliehen und sonst durch Naturalisation er

worben werden kann, bedingt und geht; mit demselben verloren; es

wird aber zu dessen Ausübung noch die gesetzliche, auf das vollendete

21. Jahr bestimmte ^) Volljährigkeit, und die Ansässigkeit im König

reiche durch Besitz, Gewerb oder ein öffentliches Amt erfordert.

Krön- und oberste Hofämter, Civilstaatsdienste und oberste Mili

tärstellen, wie auch Kirchenämter oder Pfründen können nur an Ein

geborene oder Naturalisirte ertheilt werden.

V. Jeder Bayer ohne Unterschied des Standes kann zu allen Ci

vil-, Militär- und Kirchenämtern oder Pfründen gelangen; das volle

Staatsbürgerrecht genießen indeß nur die vier im Königreiche bestehen

den christlichen Kirchengesellschaften, deren bürgerliche und politische Rechte

ganz gleich sind. Die nicht christlichen Glaubensgenossen haben zwar

vollkommene Gewissensfreiheit, an den staatsbürgerlichen Rechten aber

nur einen beschränkten Antheil^"). Allen Religionstheilen ohne Aus

nahme indeß ist das Eigenthum und der Genuß ihres Kirchen - und

Stiftungsvermögens vollständig gesichert, und von allgemeinen Stif

tungen darf nichts ohne Zustimmung der Stände veräußert od« ver

wendet werden.

VI. Die Leibeigenschaft ist allenthalten aufgehoben, die ungemesse

nen Frohnen sollen in gemessene umgeändert werden und auch diese

ablösbar sein.

49) Reg.-Bl. v. 1813. S. 1337. Gesetzbl. v. 1822. S. 20S.

50) Man s. über die Verhältnisse der Juden das Edict vom 10. Juni

1813 (Reg.-Bl. v. 1813. S. 921. v. 1816. S. 476. v. 1814. S. 701. Ge

setzbl. v. 13ZS. S. 79), wo ihnen jeder höhere Smsfuß als der gewöhnliche

untersagt ist.
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VII. Jedem Einwohner ist Sicherheit seiner Person, seines Eigen-

thums und seiner Rechte gewahrt; er darf daher weder seinem ordent

lichen Richter entzogen, noch verfolgt oder verhaftet werden, als in den

vom Gesetz bestimmten Fällen und in der gesetzlichen Form. Eben so

wenig kann er gezwungen werden, sein Privateigenthum selbst für öf

fentliche Zwecke ohne Entschädigung und in anderer als in dem Gesetz

bestimmten Weise abzutreten. (Man sehe das Expropriationsgesetz vom

17. Nov. 1837.) Auch darf Jeder in einen anderen teutschen Bun-

desstaat auswandern, und in Civil- und Militärdienste desselben treten.

Die Presse und der Buchhandel sind mit Ausnahme aller (der

Eensur unterliegenden) politischen Zeitungen und periodischen Schriften,

politischen und statistischen Inhaltes, für frei erklärt, in so weit nicht

spätere Beschlüsse des teutschen Bundestags diese Freiheit beschränkt ha

ben, und mit Vorbehalt der Beschlagnahme der für gefährlich , verbre

cherisch oder unsittlich erachteten Schriften und Bilder, worüber das

Ministerium des Innern in letzter Instanz erkennt.

Beleidigungen von Privatpersonen, Bergehen und Verbrechen durch

die Presse verübt, unterliegen der Cognition der Gerichte, vor welchen

im ersteren Falle der Beleidigte den Verfasser, Verleger und aushilfs

weise den Drucker und Verbreiter verfolgen kann.

VII. Alle Bayern, den geistlichen Stand ausgenommen, haben

gleiche Verpflichtung zum Kriegsdienste zur Landwehr und zur Teil

nahme an den öffentlichen Lasten.

VIII. Besondere Rechte und Vorzüge genießen:

1) Die Prinzen und Prinzessinnen des königlichen

Hauses, indem sie mit dem zurückgelegten 18. Jahre volljährig wer

den und in persönlichen Klagsachen nur den König als Richter über

sich zu erkennen haben.

2) Die Kronämter als oberste Würden des Reiches,

indem deren Inhaber durch diese ipso iure Mitglieder der ersten Kammer

der Ständeversammlung sind.

3) Die vormals reichsständischen Fürsten und Gra

fen nebst dem Herzoge von Leuchtenberg, als dem ersten

unter ihnen °^), nach dem Inhalte des auf den Grund der teutschen

Bundesacte von 1815 hierüber erlassenen konstitutionellen vierten Edictes.

Diesem zufolge sind die wichtigsten' ihrer Vorzüge:

s) Das Recht der Ebenbürtigkeit mit dem Titel Durchlaucht

für die Fürsten, und Erlaucht für die Grafen, nebst dem Prädicat

Wir für die Hauser dieser Familien.

K) Der befreite Gerichtsstand vor dem Appellationsgerichte in Ci

vil- und Criminalsachen, und, so viel die Chefs der mediatisicten Häu

ser betrifft, in letzteren vor einem Standesgerichte aus Standesgenossen

gebildet.

51) Gesetzblatt vom 15. August 1828. Gesetzbl. von 1328. S. 73 flg.

52) Deklaration vom 16. Nov. 1317 und 31. Der. 183t (Reg.-Bl. von

1817. S. 947, und von 183S. S. 8ZS.)
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v) Das Recht der Autonomie unter bestimmten Formen.

ä) Die Befreiung von Zoll, Weggeld und Mauth für ihre Na

turalien und Gefalle, von den Gemeindeumlagen, von aller Militar-

psiichtigkeit und Einquarlirung der königlichen Truppen in den von ih

nen bewohnten Schlössern nebst der Steuer von denselben mit dem

Rechte, eine Ehrenwache zu halten.

e) Eine Entschädigung durch eine dem dritten Theile des Betrages

der Steuer von ihren ehemals reichsständischen Besitzungen gleichkom

mende Rente für das ihnen in der Bundesacte zugesicherte Privilegium

in Beziehung auf Besteuerung.

L) Die niedere, mittlere und Strafgerichtsbarkeit in den standes

herrlichen Gerichtsbezirken, desgleichen die Local- und Districtspolizei

mit wenigen Ausnahmen in erster und, wo ein geschlossenes Gebiet von

14—20,000 Seelen vorhanden ist, auch in zweiter Instanz mit der

Befugniß, für Justiz und Polizei diese höhere Instanz in einem für

beide vereinigten Collegium, Regierungs- und Justizkanzlei ge

nannt, zu bilden, auch für die Verwaltung ihrer Renten Domänen

kanzleien zu errichten.

4) Die ehemalige unmittelbare Reichsritterschaft,

welche, mit Ausnahme des ihnen zugestandenen befreiten Gerichsstandes

vor dm Mittelinstanzen, den übrigen adeligen Gutsbesitzern hinsichtlich

ihrer Rechte fast ganz gleich gestellt wurde ^).

5) Der gesammte übrige Adel des Reichs mit folgenden

Vorzügen :

s) Dem ausschließenden Rechte, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit

ausüben zu können.

b) Familiensideicommisse auf Grundvermögen zu errichten.

«) Einen befreiten Gerichtsstand in bürgerlichen ,und peinlichen

Sachen vor den Kreisgerichten.

6) Die Rechte der Siegelmäßigkeit mit der gesetzlichen Beschrän

kung im Hypothekenwesen zu genießen.

e) Bei der Militärconscription das Recht, als Kadett einzutreten.

6) Die Reichs rathe, welchen vor allen Behörden das Prä

dikat Herr gegeben werden muß, und von denen die erblichen einen

privilegirten Gerichtsstand vor den königlichen Appellationsgerichten ge

nießen.

7) Die Geistlichen, die wirklichen Collegialräthe und

höheren Beamten, welche den Vorzug des von den Landgerichten

befreiten Gerichtsstandes, der Siegelmäßigkeit und der Auszeichnung bei

der Militärconscription mit den Adeligen theilen.

8) Die Militärpersonen, welche in allen Dienst- und Straf

sachen nur unter den Militärgerichten stehen^).

53) Verordnung vom 31. Dec. 1806, Z.April 1807 und 25. Mai 18«?

(Reg.-Bl. v. 1807. S. 193, 609 u. 889, 6. constitut. Edict §. 136. Gesetz«,

v. 1818. S. 274).

54) Gesetz über die Militirgerichtsbarkeit vom 15. Aug. 182« (Gesetzbl.

von 1S23. S. 41).
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9) Die Staatsdiener, deren Dienstverhältniß durch die (auf

die geistlichen und Militarpersonen indeß nicht anwendbaren) Gesetze^)

dergestalt festgestellt ist, daß ihre Anstellung nach Verlauf von 3 Jah

ren, wahrend welcher sie provisorisch ist, den Character der Perpetuität

erhält, ihre Entsetzung vom Amte nur in Folge eines rechtskräftigen

richterlichen Erkenntnisses, ihre Versetzung in den Ruhestand oder ihre

einfache Dimission mit Beibehaltung ihres Titels, aber nur gegen Ueber-

lassung einer vom Gesetze bestimmten Pension stattfinden kann, welche

nach Maßgabe des Gehaltes regulirt wird. Dieser theilt sich in den

Standes- und Dienstgehalt und wird, wenn die Ausscheidung

dieser Bestandtheile weder im Anstellungsrescripte noch in allgemeinen

organischen Institutionen ausgedrückt ist, dergestalt bemessen, daß der

Standesgehalt je nach den Dienstjahren von 7 auf 9 Aehentheile des

Gesammtgehaltes steigt. Vorstände, Räche und Assessoren der sämmt-

lichen Justizbehörden behalten im Falle der Quieszirung ihren vollen

Gesammtgehalt, die Vorstande, Assessoren und Actuare der Landgerichte

ihren fixen Geldgehalt. Nach 40 Dienst-, sowie nach 70 Lebensjahren

kann jeder Staatsdiener seine Quiescenz verlangen , und behält im er

sten Falle seinen Dienst-, im anderen seinen Gesammtgeldgehalt, allezeit

aber den Titel und das Functionszeichen.

10) Der königliche Fiscus, der nur vor den Appellationsge

richten belangt werden kann.

IX. Die Wahl des Glaubensbekenntnisses und der Uebertritt von

einer Kirche zur anderen ist jedem Staatseinwohner unter gewissen

Formen nach seiner eigenen freien Ueberzeugung überlassen. Eben so

bestimmt bei gemischten Ehen die Uebereinkunft der Eltern die Religion

der Kinder; außerdem folgen diese nach dem Geschlechte dem Glauben des

Vaters oder der Mutter.

X. Die weltliche Regierung darf sich in rein geistlichen Ge

genständen der Religionslehre und des Gewissens nur so weit einmi

schen, als das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht eintritt, in

Folge dessen keine Verordnungen und Gesetze der Kirchengewalt ohne

vorgängige Einsicht und das ?Is«st des Königs verkündet und voll

zogen werden dürfen. Dagegen sind die Kirchen und die Geistlichen

in allen ihren bürgerlichen Handlungen und Beziehungen, sowie in Hin

sicht des ihnen zustehenden Vermögens, desgleichen die Geistlichen in

allen Criminalfällen den Staatsgesetzen und den weltlichen Gerichten

untergeben b"). i

XI. Alle Gerichtsbarkeit geht vom König aus und wird unter sei

ner Oberaufsicht verwaltet. Die Gerichte sind innerhalb der Grenzen

ihrer Gewalt unabhängig und können ohne Rechtsspruch, und zwar

vom ersten Augenblicke ihrer Ernennung an, weder ohne Gehalt ent

lassen, noch ihres Amtes entsetzt werden.

65) Dienstpragmatik vom 1. Jan. 1805 (Reg.-Bl. von 180S. S. 226) u.

9. tonftitur. Edict (Gesetzbl. von 1313. S. 333).

66) 2. constitut. Edict (Gesetzbl. von 1318. S. 149).
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In Strafsachen kann der König die Strafe m., oder erlassen,

niemals aber eine anhängige Streitsache oder angefnr ene Untersuchung

hemmen; doch darf in allen Strafsachen der Präsident des Criminal-

gerichtes, und bei öffentlichen Vergehen und Verbreche- der Fiscal, gegen

das erstrichterliche Unheil das Rechtsmittel der Revision aller Erkennt

nisse ergreifen.

Vermögensconsiscation hat nur im Falle der Desertion statt.

In allen streitigen Privatrechtsverhältnissen nimmt der königliche

Fiscus bei den königlichen, Gerichtshöfen Recht.

XII. Neben der stehenden Armee bestehen noch Reservebataillons

und die Landwehr ; letztere kann in Kriegszeiten nur innerhalb der Gren

zen des Reiches in militärische Thätigkeit treten, in Friedenszeiten wirkt

sie, insofern es erfoderlich ist, zur Erhaltung der inneren Sicher

heit mit.

Alle Militärpersonen stehen in allen Civilrechtssachen, sowohl den

persönlichen, als dinglichen und gemischten, unter den Civilgerichten.

XIII. Die Stände des Reiches bestehen aus zwei Kammern, den

Reichsrathen und den Abgeordneten. Erste« ist zusammengesetzt aus

j)' den volljährigen Prinzen des königlichen Hauses, 2) dem Herzog

von Leuchtenberg, 3) den Kronbeamten des Reiches, nämlich dem Kron

obersthofmeister, dem Kronoberstkämmerer, dem Kronoberstmarschall und

dem Kronoberstpostmeister, 4) den beiden Erzbischöfen, 5) den Häup

tern der mediatisirten fürstlichen und gräflichen Familien, 6) einem vom

Könige ernannten Bischof, und dem jedesmaligen Präsidenten des pro

testantischen Generalconsistoriums, 7) den vom Könige erblich oder le

benslänglich besonders ernannten Mitgliedern dieser Kammer, von de

nen letztere den dritten Theil der ersteren nicht übersteigen dürfen und

die ersteren dem Adel angehören, das volle Staatsbürgerrecht und ein

Fideikommiß oder Lehengut besitzen müssen, welches an Grund- und

Dominicalsteuer auf eine einfache Steuer wenigstens 300 Gulden be

zahlt, was dermalen einem Capitalwerthe von ungefähr 3(X),(XX1 fl.

gleichkommt.

Die Kammer der Abgeordneten bildet sich 1) aus den Besitzern

eines Gutes mit grundherrlicher Gerichtsbarkeit, die nicht Sitz und

Stimme in der ersten Kammer haben, 2) aus den Abgeordneten der

drei Universitäten, 3) aus Geistlichen der katholischen und protestanti

schen Kirche, erstere zu zwei, letztere zu einem Dritttheile, 4) aus Ab

geordneten der Städte und Märkte, 5) aus den Lnndeigenthümern ohne

Gerichtsbarkeit, und es wird je auf 7000 Familien ein Abgeordneter ge

rechnet. Von dieser Zahl stellen die adeligen Gutsbesitzer die Geist

lichen ^, die Städte und Märkte ^, die übrigen Landeigenthümer Z

der Abgeordneten und jede der drei Universitäten ein Mitglied. Jeder

Abgeordnete muß 30 Jahre alt, ein selbstständiger Staatsbürger sein,

sich zu einer der recipirten christlichen Confessionen bekennen, den freien

Genuß eines im betreffenden Bezirke gelegenen, seinen unabhängigen

Unterhalt sichernden Vermögens (und zwar, was die Deputirten der

Städte und Landeigenthümer betrifft, seit 3 Jahren, und von einem be
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stimmten Steuerwerthe)' besitzen, und nie wegen Verbrechen oder Ver

gehen einer Specialuntersuchung unterlegen haben, wovon er nicht ganz

lich freigesprochen worden ist. Alle Staats- und öffentlichen Diener

bedürfen der königlichen Bewilligung zum Eintritt in die Kammer.

XIV. Zum Wirkungskreise der Ständeversammlung gehört:

1) ihr Beirath und ihre Zustimmung zu neuen oder zur authen

tischen Erläuterung oder Aufhebung schon bestehender, die Freiheit der

Personen oder das Eigenthum betreffender Gesetze;

2) ihre Zustimmung zur Erhebung aller directen, sowie neuer

indirecter Auflagen oder zur Erhöhung oder Veränderung der letzteren,

zu welchem Ende ihnen das Budget zur Prüfung und Berathung über

die zu erhebenden Steuern vorgelegt wird, an deren Bewilligung sie jedoch

keine Bedingung knüpfen dürfen ;

3) die Prüfung der Rechnungen über den gesammten Staats

haushalt;

4) die Gewährleistung der gesammten Staatsschuld und die Zu

stimmung zu jedem neuen Anleihen;

5) die Zustimmung zur Veräußerung allgemeiner Stiftungen oder

zu deren Verwendung für andere, als ihre ursprünglichen Zwecke, so

wie zur Verleihung von Domänen oder Renten für geleistete Dienste;

6) das Recht der Wünsche und Anträge sowohl über die zu ihrem

Wirkungskreise gehörigen Gegenstände, als über die von einzelnen Staats

bürgern oder Gemeinden an sie gebrachten Beschwerden über Verletzung

konstitutioneller Rechte.

XV. Die Stände werden alle 3 Jahre zusammenberufen; der Kö

nig kann sie aber vertagen oder auflösen, in welchem Falle wenigstens

binnen 3 Monaten eine neue Wahl vorgenommen werden muß. —

Den ersten Präsidenten der ersten Kammer ernennt der König nach

seiner Wahl, den zweiten aus drei von der Kammer vorgeschlagenen

Mitgliedern; die beiden Präsidenten der zweiten Kammer ernennt der

König aus sechs von derselben gewählten Mitgliedern — in beiden Fällen

jedoch nur für die Dauer der Sitzung. Die Secretäre beider Kammern

werden von diesen frei gewählt.

XVI. Kein Mitglied der Ständeversammlung kann, den Fall der

Ergreifung auf frischer That bei einem Verbrechen ausgenommen, wäh

rend der Dauer der Sitzungen verhastet oder für sein Votum in der

Kammer anders als durch die Versammlung selbst zur Rede gestellt

werden. Ferner darf kein Gegenstand, über den sich beide Kammern,

welche nur vereint über die Gegenstände ihres Wirkens einen giltigen

Beschluß fassen können, nicht vereinigen, in der nämlichen Sitzung zwei

mal zur Sprache gebracht werden.

XVII. Der König allein hat die Initiative zu Gesetzesvorschlägen,

er allein sanctionirt die Gesetze und erläßt dieselben mit seiner Unter

schrift. Seine Entschließung erfolgt auf alle an Ihn gebrachten An

träge, und überhaupt über alle verhandelten Gegenstände zugleich in

dem sogenannten Abschiede bei dem Schlüsse der Versammlung.
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XVIII. Bei dem Regierungsantritte beschwört der König die Ver

fassung, desgleichen die Prinzen des Hauses nach erlangter Volljährig

keit, ebenso alle Staatsbürger bei ihrer Ansässiqmachung und alle Staats

diener bei ihrer Anstellung.

XIX. Die Minister und sämmtliche Staatsbeamte sind für die

genaue Vollziehung der Verfassung verantwortlich.

XX. Die Stände haben das Recht der Beschwerde und der An

klage wegen verletzter Verfassung, über welche sodann die oberste Justiz

stelle entscheidet.

XXI. Anträge auf Abänderung der Verfassung können nur vom

Könige an die Stände gebracht werden, und erfodern zu einem gilti-

gen Beschlüsse derselben die Gegenwatt von Dreiviertheilen der bei der

Versammlung anwesenden Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehr

heit von zwei Drittheilen der Stimmen.

XXII. In jedem Regierungsbezirke besteht außerdem noch ein

Landrath, der sich alle Jahre einmal versammelt. Die Zahl seiner

Mitglieder ist auf 24 bestimmt, sie werden aus der Classe der Guts

herren mit Gerichtsbarkeit, der Städte und Märkte, der Geistlichen und

der Landcigenthümer ohne Gerichtsbarkeit von den Wahlmännern in

doppelter Zahl gewählt, woraus der König die erfoderliche Anzahl er

nennt, und müssen wahlfähig zum Landtage, dürfen jedoch nicht zugleich

Abgeordnete zur Ständeversammlung sein. Außerdem treten in den

Kreisen, in welchen StandeSherren oder erbliche Reichsräthe als solche

begütert sind, aus diesen Elassen zwei Individuen in den Landrath und

eben so in den Kreisen, wo die Hauptmasse der Realitäten einer Uni

versität liegt, ein Mitglied derselben.

Die Dauer der Sitzungen des Landrathes, der seinen Präsidenten

selbst wählt, ist auf 14 Tage beschränkt, und zu seinem Wirkungskreise

gehört: 1) die Prüfung des Voranschlages aller von der Gesammtheit

der Kreisbewohner zu tragenden und auf die Kreisfonds überwiesenen,

besonderen nothwendigen und nützlichen Ausgaben 2) der Antrag auf

Feststellung der zu ihrer Deckung erfoderlichen Kreisumlagen, wofür der

König ein Maximum bestimmt und deren Vertheilung, vorbehaltlich

des Rekurses an den StaatSrath, 3) die Prüfung der Rechnungen

über diese Umlagen, 4) die Beschwerden über die Verwaltungsstelle,

S) die Anträge zur Abhilfe und Verbesserung von Gebrechen der Ver

waltung, und 6) die Abgabe von Gutachten in allen Fällen, wo eS

auf königlichen Befehl verlangt wird^). —

Diese Verfassung nun wurde zwar im Allgemeinen für daS>ganze

Königreich gegeben, für den Rheinkreis sind jedoch die mit den demsel

ben garantirten Institutionen nicht vereinbarlichen Bestimmungen über

die adeligen Fideicommisse, die Siegelmäßigkeit, die gutsherrlichen Rechte

und Gerichtsbarkeit, die erblichen Reichsräthe, die mediatisirten Fürsten

67) Finanzgesetz vom IS. August 1L28. Tit. III. (Gesetzblatt von 1323

<S. 139 flg.)

S8) Gesetz vom IS. Aug. 1823 (Gesttzbl. v. 1828. S. 49).
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und Grafen, den befreiten Gerichtsstand, die Vorrechte des Adels und

die Bildung der zweiten Kammer der Ständeversammlung hinsichtlich

der adeligen Gutsbesitzer^). —

Für die Gemeinden, deren in Bayern 8134 bestehen und de

ren Organisation die Grundlage der repräsentativen Verfassung bildet,

hat das Edict vom 17. Mai 1818 in den Kreisen diesseits des Rhei

nes die Ordnung ihrer Verhältnisse zur eigenen Angelegenheit der

selben gemacht, und ihnen auch formelle Selbstständigkeit und das Recht

der Selbstregierung unter der Aufsicht der königlichen Behörden zu

rückgegeben.

Die Städte und größeren Märkte in jenen Kreisen üben dieses

Recht durch einen von ihnen gewählten bürgerlichen Magistrat, durch

Gemeindebevollmächtigte und durch die in größeren Städten denselben

beigegebenen Districtsvorsteher ; die Ruralgemeinden aber durch einen

aus dem Gemeindevorstande, dem Gemeindepfleger, dem Stiftungspfle

ger und 3 bis 5 Gemeindebevollmächtigten bestehenden, durch freie Wahl

gebildeten Gemeindeaus schuß. Wirkliche Mitglieder einer Ge

meinde sind in der Regel nur diejenigen, welche in derem Bezirke

ihren ständigen Wohnsitz aufgeschlagen oder daselbst ein häusliches An

wesen haben und dabei darin entweder besteuerte Gründe besitzen oder

besteuerte Gewerbe ausüben. Mit königlicher Genehmigung können die

Stadtmagistrate in besonderen Fällen auch anderen Personen das Bür

gerrecht ertheilen.

Die Magistrate bestehen in den Städten der ersten Classe (von

2000 und mehr Familien) aus zwei, in denen der zweiten Classe (von

500 bis 1000 Familien) hingegen aus einem Bürgermeister, und meh

reren theils rechtskundigen, theils bürgerlichen Magistratsräthen aus der

Classe der gewerbtreibenden Bürger, nebst einem technischen Baurath,

und in den Städten und Märkten der dritten Classe (unter 500 Fa-

milen) aus einem Bürgermeister, einem Stadt- oder Markschreiber und

einigen bürgerlichen Magistratsräthen, allenthalben mit dem erfoderlichen

Canzleipersonale. Kleinere Städte und Märkte, die nie einen Magi

strat hatten oder die Kosten dafür nicht bestreiten wollen oder können,

werden den Ruralgemeinden beigezählt. Die rechtskundigen Bürgermei

ster und Magistratsräthe werden, wenn sie nach 3 Jahren wieder gewählt

werden, definitiv, die bürgerlichen hingegen unterliegen aller 6 Jahre ei

ner neuen Wahl. Alle werden von den Gemeindebevollmächtigten, ge

wählt, bedürfen aber jedesmal der königlichen Bestätigung, und erhal

ten, dn ersten eine fixe Besoldung mit Anspruch auf Pension, die letz

teren einen auf die Dauer ihres Amtes beschränkten Functionsgehalt.

Die Gemeindebevollmächtigten werden von den wahlfähigen Gemeinde

gliedern aus ein bis zwei Dritttheilen der Höchstbesteuerten auf 9

Jahre gewählt, ohne höherer Bestätigung zu bedürfen ; die Districtsvor-

69) Verordnung vom 2Z. u. 24. Mai und 6. Oct. 181S (Zlmtsbl. des

Rheinkreises S. 717 u. 847).
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steh« ernennt der Magistrat jedesmal auf 3 Jahre. Beide versehen

ihr Amt unentgeltlich.

Die Eompetenj der Magistrate erstreckt sich auf die Besorgung

aller Gemeindeangelegenheiten, namentlich die Verwaltung des Commu-

nal - und LocalstiftungsvermögenS , die Anordnung und Vertheilung

der Gemeindeumlagen, die Aufnahme der Bürger und Schutzvcrwandten

nebst deren HeurachSbewilligungen , die nur i» besonderen Fällen der

Staatsbehörde vorbehaltene Verleihung der Gewerbe, das gesammte städti- ,

sche Bauwesen, die Leih-, Feuerlösch» und BeleuchtungSanstalten ; auch

nimmt er Antheil an dem Armen-, Kirchen- und Volksschulwese», wo»

für besondere Behörden bestehen, und namentlich für Erster« in alle»

Stedten ein ArmmpftegschaftSrath °").

Die Gemeindebevollmächten sind die Controle des Magistrats , der

sie in allen wichtigen Gemeindeangelegenheiten zu Rathe ziehen muß,

und über dessen Verwaltung in qllen ihren Theilen sie das Recht der

Beschwerdeführung haben.

In den Ruralgemeinden besorgt der Gemeindeausschuß , bei

welchem in der Regel der Ortsschullehrer die Function des G e m e i n d e »

schreiberS versieht, und dem in allen Gegenständen des Gemeinde»,

Stiftung«-, und Schulwesens und der Armenpflege der Ortspfarrer bei

wohnt, die Gemeindeangelegenheiten. Er wird von der versammelten

Gemeinde und zwar, was die Ortsvorsteher und Pfleger betrifft, aus

zwei Drittthetlen der Höchstbesteuerten auf 3 Jahre gewählt, und von

dem ihr vorgesetzten Land» oder gutsherrlichen Gerichte bestZtigt, kann

jedoch nach Ablauf dieser Zeit wieder gewählt werden. Sein Haupt

geschäft ist: die Verwaltung des Gemeinde- und, als Mitglied der al»

lenthalben für sich besonders bestehenden Kirchenverwaltungen,

auch des LocalstistungsvermögenS , desgleichen die Ertheilung der Ein,

willigung für Aufnahm« neuer Gemeindeglieder und Schutzverwandten,

sowie zu deren Verehlichung, bei welcher er ein nur wenig beschränktes,

fast absolutes Veto hat, ferner die Ausnahme der Dorf-, Flur- und

Nachtwächter, die Armenpflege, das Bauwesen mit Zuziehung eines

Sachverständigen, die Mitaussicht über das Schulwesen, die Regulirung

und Vertheilung der Gemeindedienste und Umlagen. Bei Erwerbun

gen, Vertheiluxgen und Veräußerungen von Gemeinderealitäten und

Renten, bei Regulirung von Gemeindelasten, bei Aufnahme eines Pas-

sivcapitales für die Gemeinde und bei der Aufnahme neuer Ansiedler,

sowie über die jährlich abzulegenden Gemeinde- und StiftungSrechnungen

muß die ganze Gemeinde vernommen und ihre Erklärung der vorgesetz

ten Behörde vorgelegt werden.

Neben diesen Functionen, welche sie blos als Beamte der Ge

meinden bekleiden und ausüben, ist sowohl den Magistraten in Städ

ten und Märkten (mit Ausnahme der Residenzstadt, wo eine eigene

königliche Polizeidirection besteht) die gesammte Localpolizei, als

60) Verordnung vom 17. November 1S16 (Reg.-Bl. von 1316. St. 41).

Gesetz vom Vi. Juli 1S19 (Gesetzbl. von 1S19. S. S3 flg.).
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Regierungsbeamten, als auch den Ausschüssen der Ruralgemeinden die

Dorf- und Feldp oli z ei übertragen. Erste« wird in den größeren

Städten mit oder ohne Beigebung und Controle von königl. Stadt-

comissären, unter der unmittelbaren oberen Leitung und Respicirung

der Kreisregierung, in den kleineren Städten, Markten und Ruralge

meinden aber unter der speciellen Aufsicht und theilweisen Mitwirkung

der Land - und Patrimonialgerichte nach den Landesgesetzen und königl.

Verordnungen verwaltet.

Die Curatel über die sämmtlichen Gemeindeverwaltungen, sowie

die Revision und Vorbescheidung ihrer Rechnungen wird von dem Mi

nisterium des Innern und unter dessen oberster Leitung von den Kreis

regierungen theils unmittelbar, wie in den größeren Städten, theils

mittelbar durch das Organ der Land- und Patrimonialgerichte geübt.

Die Gemeinden bedürfen nämlich die Genehmigung der Staatsbehör

den zu allen lästigen Verträgen, deren Object den Werth von 1000 fl.

übersteigt, zu allen Rechtsgeschäften mit nahen Verwandten und Ver

schwägerten der Magistratsglieder, zu Neubauten, zur Führung eines

Rechtsstreites und zur Anordnung neuer Gemeindedienste und Umlagen.

Auch ist zu bemerken, daß die einem gutsherrlichen Gerichte unterge

benen Gemeinden in einigen Puncten eine etwas beschränktere Wirk

samkeit haben, als die den königlichen Behörden unmittelbar unter

gebenen.

Gemeindetheilungen finden nur mit höherer Curatelgenehmigung,

und Klos wegen nachgewiesenen überwiegenden Vorthelles für die Ge

meinde statt , und zwar nur mit Zustimmung von drei Viertheilen der

wirklichen Glieder der Gefammtgemeinde, unter welchen drei Viertheile

der Größerbegüterten und Schäfereiberechtigten begriffen sein müssen^).

In den 754 Gemeinden der Pfalz besteht noch die frühere fran

zösische Verfassung und Verwaltung : den Gemeinden stehen zwar Bür

germeister vor, welchen Adjuncten und Gemeinderäthe beigegeben und

Gemeindeeinnehmer untergeordnet sind, aber sie werden von den Ge

meinden nicht gewählt, sondern auf bloßen Vorschlag von der Regie

rung nach Gutdünken ernannt und entlassen. Sie sind durchaus

Beamte der Regierung und nicht der Gemeinde, und führen

ihr Amt auf eigene Verantwortlichkeit. Die Thätigkeir des Gemeinde-

rathes ist auf die Controle der Rechnungsrevision und auf die Vor

schläge zu den Gemeindediensten, die der Bürgermeister aber durch die

oberen Staatsbehörden sehr beschränkt^). —

61) Gemeindeedict vom 17. Mai, und Wahlordnung vom 6. Aug. 1808

(Gesetzblatt von 1818. S. 49 flg. u. 477 flg.), ferner auch 4. u. 6. constitut.

Edict vom 26. Mai 1818 (Gesetzblatt von 1813. S. 189 flg. und 221 flg.

Gesetzblatt vom 1. Juli 1834. Gesetzbl. von 1834. S. 109 flg. u. 133 flg.).

62) Man sehe über diese Materien S ch u n k , Staatsrecht des Königreichs

Bayern, 1824. 8. 1. Theil. v. Dresch, bayer'sches Staatsrecht, 2. Auflage,

1336. 8. Rudhart, über den Zustand des Königreichs Bayern, 1825 bis

1827. 3. Bde 8. Klüber, Quellensammlung zu dem öffentlichen Rechte
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Um nun den Rechtszustand Banerns in allen seinen Beziehungen

kennen zu lernen, muß hier auch kurz der Verhältnisse der Juden

gedacht werden.

Die Seelenzahl der Juden beläuft sich jetzt auf ungefähr 55,000,

deren Verhältnisse in den Kreisen diesseits de« Rheine« hauptsächlich

durch da« Edict vom 10. Juni 1813 geregelt find Sie haben

da« »olle Staatsbürgerrecht nicht, können daher auch nicht in den Ci-

vilftaat«die»st eintreten, wohl aber im Militär Ofsicierstellen erhalten.

Sie müssen den durch die Verfassung vorgeschriebenen Untnthaneneid

schwören und bleibende Familiennamen annehmen ; ihre Familienzahl soll

nicht vermehrt werden, und die Einwanderung fremder Juden, sowie

die Ansässigmachung inländischer an Orten, wo bisher noch keine ma»

«n, ist untersagt. Sie sind ferner zu allen bürgerlichen NahrungS»

zweigen und Gewerben (Brauereien, Schenk» und Gastwirthschaften,

sowie den H««sirhandel ausgenommen) besähigt; doch können sie weder

ein Obereigenthum, das von dem nutzbaren getrennt ist, noch gutSherr-

liche Rechte erwerben, eben so wenig (außer bei öffentlichen Versteige

rungen und iure kieleurli) Häuser und liegende Gründe zur Specula-

tion, zum Wiederverkauf oder zur Verpachtung, und namentlich sind

ihnen die GutSzertrümmerungen verboten, und in der Residenzstadt be-

dürfen sie zum Kauf von Häusern noch übxrdieß die königliche Geneh

migung. Die Judencorporarionen sind ausgelöst und die Judensamilien

den Gemeinden da, wo sie wohnen, einverleibt, wo sie denn auch die vol

len Rechte der Gemeindeglieder genießen, den Anspruch auf Gemeinde

ämter ausgenommen.

Das für die Pfalz geltende französische Decret vom 17. März

1808 schreibt mancherlei Formen zur Sicherung gegen jüdischen Wu

cher bei Verträgen vor, dedingt die Ertheilung von Handelspatenten

durch Sittenzeugnisse und beschränkt die Niederlassung der Juden allent

halben, außer wenn sie auf Feldbau, geschieht.

Die Judenschutzgelder , welche die Juden früher allenthalben be

zahlen mußten, bestehen noch in einigen standesherclichen Gebieten, und

werden auch in manchen LandeStheilen , wenn schon andere und mei

stens unter dem Namen „HerbergSgelder" von anderen Gutsherren er

hoben. —

Was nun die bäuerlichen Verhältnisse betrifft, so bemerken

wir zuförderst, daß im Allgemeinen in allen sieben älteren Kreisen das

des teutschen Bundes, 18Z0—18Z3. 8. v. I«,xer, eorpu, iuris conf. gern,,

v. 1820—1828. 8. v. Dresch, Abhandlungen über Gegenstände des öffent

lichen Rechtes, 1830. 8. v. Kreitmayers und o. Mayer's Generalien-

sammlungen, I« Bde Fol. 1771— 1802. Ferner die Sammlungen von G e -

"t' Abrrer, Dollinger, Stndemann und Christlieb.

» ^ °°" S. 921 flg. M. s. auch die Verordnung vom

l««?'''' Rea.-Bl. von 1807 S. IS29, der Verfassungsurkunde von

« A°'«^'°T'r- iv. §. 9, Gesetz v. II. Sept. I82S (Gesetzbl. v. I8Z5.

S. 79. Reg.-Bl. von 1816. S. 476. u. 1313. S. 932. v. 1814. S. 70S u.

891. Gesetzbl. von 1819. S. 42.)
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Princip der Gebundenheit der Güter vorherrschend ist, daß aber die

Gutszertrümmerungen, wenn darum angesucht wird, durch die Verord

nungen vom 11. April, 10. Juni 1803 und 27. Febr. 1805 keine

besonderen Schwierigkeiten, sondern vielmehr Auftnunterung finden ^),

so daß früher jährlich eine zuweilen in die Hunderte gehende Anzahl

solcher Gesuche vorgekommen ist, deren Bewilligung in der Hauptsache

nur durch die gleichzeitige Vertheilung der grundherrlichen Lasten und

durch die Verpflichtung bedingt wird, den neuen Gutskörper so zu bil

den, daß er eine Mannsnahrung gebe. Seltener als in den ande

ren Provinzen sind diese Zertrümmerungen in dem alten Bayern und der

Oberpfalz, ob es gleich daselbst Güter von 200 bis 400 Morgen Lan

des an Ackern und Wiesen gibt; am häufigsten finden sie in Fran

ken statt.

Fast alles Grundeigenthum auf dem Lande diesseits des Rheines,

das zu den adeligen Gutscomplexen gehörige ausgenommen, sowie auch

vieles den Städten und Märkten angehörige, steht in gutsherrlichem Ver

bände, und folglich im Obereigenthume des Staates, der Stiftungen und

der Privaten. Die ganz freieigenen, unbelasteten Güter sind verhältniß-

mäßig die wenigsten, die verschiedenen Gattungen der Grundbarkeiten

aber folgende:

1) Herrngunst oder Freistift, wo es dem Obereigenthümer

oder Grundherrn freisteht, den Bebauer des Gutes alle Jahre davon

zu entfernen (abzustiften) ;

2) Leibrecht, wo das Recht auf die Lebenszeit (den Leib) des

Anbauers beschränkt ist;

3) Neustift, wo der Besitz auf die Erben des Anbauers über

geht, aber mit dem Tode des Grundherrn erlischt;

4) Erbrecht (die eigentliche empK^teusis), wo das Gut von

den Grundholden unabhängig von einer Person und nur mit der Ver

pflichtung zur Entrichtung von Handlohn (laucleruiuiu) bei Besitzver

anderungen und anderen Gaben besessen wird;

5) Boden- oder Grundzins, wo der Inhaber von dem Gute

nur einen Zins bezahlt, sonst aber dasselbe völlig frei befitzt; dieser Zins

ist gewöhnlich der Betrag der Interessen von dem unbezahlten Theile

des ersten Kaufpreises, und wird theils in einer fixen Summe, theils

in Getreide nach einem bestimmten Anschlage (Kornbodenzins) ent

richtet;^

6) Lehen im gewöhnlichen Sinne des Wortes, von welche» aber,

wie oben angeführt ist, alle Privatlehen bis auf die standesherrlichen

aufgehoben sind. Die Strafe der Caducität, welcher nach den verschiedenen

Provinzialgesetzgebungen die Grundholden mehr oder weniger unterla

gen, wurde durch die Verfassung gänzlich abgeschafft, desgleichen jedes

aus der Leibeigenschaft herrührende persönliche Gefall. Auch ist das

Executions- und Pfändungsrecht der Grundherren für Gerichtstaxen

64) Regierungsblatt von 1806. S. 46S, 941. v. 1803. S. 116, SZS. v.

1817. S. 8Z0.



und liquide Grundabgaben nur auf diese im mgeren Sinne des Wor

tes beschränkt, und deren rooäu« zum Schutze der Grundholden genau

bezeichnet; auch erstreckt sich dasselbe weder auf Naruralfrohnen noch

auf Laudemien und Bodenzinse ^).

In Ober» und Niederbavern, desgleichen in der oberen Pfalz und

in Schwaben, findet man alle oben angeführten Formen der Grund-

barkeit und namentlich in Oberbavern und Schwaben mehr als irgendwo

auf Leibrecht verliehene Güter ; in den drei fränkischen Kreisen hingegen

kennt man neben den freieigenen Gütern fast nur erbrechtbare und

zinspflichtige; freie« Eigenthum beträgt in den letzteren kaum j, in den

erster?« ungefähr nur ^ deS Ganzen.

In der Pfalz hingegen ist da« freie Eigen thum die Regel;

einige erbrechtbare und ZinSgüter haben sich indeß trotz der Revolution

doch bis jetzt erhalten, weil die darauf radiarten Abgaben an den

Grundherrn nicht unter die Feudallasten im eigentlichen Sinne gehören.

Die vorzüglichsten grundherrlichen Renten bestehen hauptsächlich in Geld-

ftiften, Wein - und Getreidegilten, Vogteihaber, Grundzinsen, Lände

reien, Morluarien, Frohnen und den sogenannten Küchendiensten, z.B.

Faßnachthennen, Schmalz u. s. m., welche indeß, so weit sie dem

Staate gehören, zum Besten der Grundholden sämmtlich für ablösbar

erklärt sind. Hierzu war schon theilweise unter der Regierung Carl

Theodor'« durch die (in der Folge wieder sistirte, obgleich höchst wohl-

thätige) Einführung der sogenannten Meierschaftsfristen in der Art der

Anfang gemacht worden, daß die Laudemien in einen jährlichen, dem zwan

zigsten Theile derselben gleichkommenden Kanon verwandelt werden konn

ten. Unter der vorigm Regierung aber erschienen vom Jahre 1803 an

mehrere die Ablösung der grundherrlichen Abgaben begünstigende Ver

ordnungen^'), welche zugleich den Maßstab derselben festsetzten. Die

neuesten, umfassenden und allgemeinen Normen für diese Operation und

auf alle fixen Staatsgrundrenlcn ersteckt, enthalten indeß erst die Ver

ordnungen vom «. Febr. 1U25 und IS. Febr. 1826").

Gleiche Berechtigung zur Ablösung ist auch für die dem Staate

gehörigen Sehen ten gegeben, welche jedoch vorher sirirt werden muß

ten. Die Fixirung kann indeß auch ohne Ablösung geschehen, und hat,

seit dem Jahre 1825 begonnen, schon große Fortschritte gemacht, sowie

denn auch die Ablösung der Frohnen und Ländereien mehr, als man

erwarten durfte, vorwärts schreitet. Hingegen ist die Ablösung der den

Stiftungen, Standesherren und anderen Privaten gehörigen grundherr

lichen Gefälle schon im Principe von der freien Uebereinkunft und

Zustimmung beider Interessenten, des Grundherrn und der Grundholden,

abhängig und mithin, Zehenrfirirungen und Reluition von Frohnen aus-

 

65) 6. constitut. Edict Z. 16. (Gesetzbl. von 181S. S. 22S.)

66) Man sehe die Register über die Verordnungen von Schräm l und

Dollinger.

67) Regierungsblatt von 182S. S. 10«. von 1S26. S. 2S7.



Bayern.

genommen, bisher nur in seltnen Fällen zu Stande gekommen, ob sie

gleich in der Regel nicht im Interesse der Gutsherren liegt.

Bei dieser Gelegenheit darf nicht unbemerkt bleiben , daß in den

sammtlichen Landestheilen des Königreichs Bayern die verschiedenen Ar

ten und Benennungen nur allein der Geldgrundgefalle die Zahl von 375

erreicht, ohne die Naturalabgaben zu rechnen, die außer Getreide und

Wein in den verschiedenartigsten Gattungen von Früchten aller Art,

Thieren und Producten zum Gebrauche für die Küche bestehen^). —

Was nun die Staatsverwaltung des Königreichs Bayern

betrifft, so ist dieses in 8 Kreise getheilt, welche unterm 1. Dec. 1837

folgende Benennungen erhielten: 1) Oberbayern, 2) Niederbayern, 3)

Oberpfalz mit Regensburg, 4) Schwaben mit Neuburg, 5) Oberfran

ken, 6) Mittelfranken, 7) Unterfranken, 8) Pfalz, und deren Haupt

städte nunmehr München, Landshut, Regensburg, Augsburg, Baireuth,

Ansbach, Würzburg und Speier find, in deren jeder eine Kreisregierung

ihren Sitz hat.

Die oberste Leitung der gesammten Verwaltung, sowie die oberste

Aufsicht darüber und über die Bollziehung der Gesetze und Verord

nungen ist fünf Ministerien, nämlich dem der auswärtigen Verhältnisse

und des königlichen Hauses, der Justiz, des Innern, der Finanzen und

des Krieges übertragen, deren jedes aus einem Minister als Vorstand,

mehreren Ministerialräthen , jedoch nur mit berathender Stimme, und

dem erfoderlichen Canzleipersonale besteht^).

Im Allgemeinen ist zu bemerken, daß alle Minister in der Regel

über die der königlichen Genehmigung und Entscheidung unterliegenden

Geschäfte dem Könige schriftliche Vorträge erstatten müssen, welche er ent

weder unmittelbar selbst oder durch seinen Cabinetssecretar, jedoch immer

nach seiner Anordnung und unter seiner Unterschrift, erledigen läßt.

Uebrigens steht jedem Minister die unmittelbare Verfügung über

die ihm zugewiefenen Etatssummen zu, welche jahrlich innerhalb der

Grenzen des Finanzgesetzes in einer Ministerialconferenz berathen und

unter königlicher befonderer Genehmigung festgestellt werden, und für

deren Einhaltung jeder Minister persönlich verantwortlich ist. Ferner

hat jeder Minister den Vorschlag zu allen auf sein besonderes Ressort

Bezug habenden Gesetzen und Verordnungen, Ernennungen, Beförde

rungen, Versetzungen und Entlassungen, sowie die selbstständige Anord

nung aller zum BeHufe der Vollziehung erfoderlichen Maßregeln, und

er hat die Verbindlichkeit, dem Könige am Ende jedes Verwaltungsjah

res einen umfassenden Rechenschaftsbericht über den Zustand der Ver

waltung seines Ministeriums und der dazu gehörigen Zweige, insbeson

dere über den Vollzug allgemeiner Anordnungen zu erstatten.

Zu dem Geschäftskreise des Ministeriums der auswärti

gen Verhältnisse und des königl. Hauses gehören: alle Ge-

68) Man sehe Rud hart über den Zustand Bayerns, 2 Theile Beil. 83

und S. 62.

69) Verordnung vom S. Dec. 1S26 (Reg.-Bl. v. 182S. S. 977 flg.).



schäfte mit auswärtigen Staaten nebst den Angelegenheiten des teut-

sehen Bundes, alle Ordenssachen, die Adelsverleihungen und der Vor

trag im Staatsrathe über Jndigenatsertheilungen , die Thronlehen, die

das Privatfürstenrecht und die Familienverträge im königl. Hause be

treffenden Gegenstände, das Postwesen, das Staats» und Hausarchiv,

die Pässe in das Ausland, die Beglaubigung aller daselbst gilrig sein

sollenden Acte, die Ausfertigung der königl. Autorisation zur Annahme

fremder Auszeichnungen.

Dem Ministerium der Justiz ist zugewiesen: die Oberauf

sicht über die gesammte Justizverwaltung und alle hohen und niederen,

unmittelbaren und mittelbaren Gerichtsbehörden in Hinsicht auf Ge

schäftsführung, desgleichen über alle gerichtliche Haupt- und Neben

personen, über die Gefängnisse, die Anträge an den König über Be

gnadigung und Strasnachlässe, Großjährigkeitserklärungen , Legitimatio

nen und Adoptionen, Moratorien, Rehabilitationen und rechtliche Di

spensen, über bürgerliche und peinliche Gesetzgebung, die Entscheidung

der Eompetenzconflicte zwischen Gerichtsbehörden und die Oberaufsicht

über standesherrliche Vormundschaftssachen, desgleichen ist der Justizmi

nister Mitglied des königl. Familenrathes und präsidirt als Groß

richter daS in peinlichen Fällen den Standesherren verfassungsmäßig

zukommende Austrägalgericht in zweiter und letzter Instanz.

Zum Ministerium des Innern gehören alle Angelegenheiten

der Religion und Kirche mit der Handhabung des iuri, eirvu »svrs,

das gesammte Schulwesen mit allen Anstalten für Wissenschast und

Kunst, nebst der obersten Euratel über sämmtliche Stiftungen und Ge»

meinden, ferner alle Gegenstände des inneren Staatsrechtes und der

Landeshoheit, die Auswanderungen und Vermögenserportationen , die

Landwehrconscription , die Verpflegung der im Marsch befindlichen in

ländischen Truppen, die Vertheilung und Peräquation der Kriegslasten,

die gesammte Staats- und Landespolizei mit dem Medicinalwesen , den

Spitalern und Armenanstaltcn , die Gendarmerie hinsichtlich ihrer poli

zeilichen Verrichtungen, die Censur, das gesammte Wasser-, Straßen-

und Landbauwesen, die Aufsicht über das Reichsarchiv und deren Fi

liale, alle Gegenstände der Credit- und Assecuranzanstalten, der Agri

kultur, der Fabriken, Manufakturen und des Handels zugleich mit

dem Finanzministerium, die Erledigung der Eompetenzconflicte zwischen

den Stellen und Behörden des inneren zu seinem Ressort gehörigen

Dienstes.

Diesem Ministerium sind als Theile desselben beigegeben: eine be

sondere Section für Cultus und Unterricht mit mehreren Ober

kirchen - und Schulräthen, von denen einer protestantischer Consession

sein muß; serner die oberste Baubehörde mit einem Vorstande,

einigen Oberbauräthen und einem Oberingenieur, und sodann ein Ober-

medicinalausschuß mit einem Obermedicinalrathe als Vorstand und

mehreren Aerzten als Beisitzern, welchem die Medirtnalcomites in Mün

chen und Bamberg unmittelbar untergeordnet sind.
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Dem Finanzministerium ist die Erhaltung und Verwaltung

des gesammten Staatsvermögens, aller directen und indirecten Aufla

gen, Regalien und Domänen nebst der obersten Leitung des Lehenwe

sens mit Ausnahme der Thronlehen, ferner des Staatsschuldentilgungs

wesens und der Verwaltung der fiscalischen (Differenzen mit auswär

tigen Machten nicht berührenden) Interessen, wofür ihm zwei Kronan

wälte beigegeben sind ; sodann die Aussicht über das ganze Rechnungs

wesen und die Bearbeitung des Budgets für jede Finanzperiode; für

die oberste Leitung der Forstverwaltung ist diesem Ministerium ein

Oberforstrath mit dem nöthigen Hilfspersonale beigeordnet, und das

Aufschlagswesen wird daselbst von drei Oberaufschlag sinspectoren re-

spicirt.

Das in sechs Sectionen abgetheilte Kriegsministerium ^")

hat die oberste Leitung der gesammten Dienstbehörden der Armee, ihrer

Aufstellung, Kleidung, Bewaffnung, Bildung und Verpflegung, ihrer

Bewegungen und Verwendung, ihr Sanitätswesen, ihre Disciplin, und

auch die Landwehr, wenn sie sich unter den Waffen befindet, ferner die

oberste Aufsicht über die Militärgerichte und über das Salpeterwesen

und die Pulverfabrication, die Administrations- und Confiscationsgegen-

stände, und alle zur Armee gehörigen Wohlthätigkeitsanstalten, sowie die

oberste Leitung der Militärhauptcasse des topographischen Büreaus und

des Cadetencorps, nebst allen Militär- und Festungsbauten. Sowohl

die Vorstände als die Referenten der Sectionen sind, namentlich für die

rein militärischen und technischen Geschäfte, active, daselbst nur functio-

nirende Militärs (man sehe das Hof- und Staatshandbuch des König

reichs Bayern, München 1835. «.).

Ueber den Ministerien steht der Staats rat h, ohne jedoch an der

Verwaltung selbst Antheil zu nehmen, indem er für diese nur die oberste

berathende Stelle ist, mit welcher der König in den wichtigsten An

gelegenheiten unmittelbar in Berathung tritt, welcher indeß aber auch

in einigen bestimmten Fällen der Administrativjustiz die höchste erken

nende Instanz theils unmittelbar, theils mittelbar durch einen aus seiner

Mitte vom König ernannten Ausschuß bildet").

Der Staatsrath besteht, unter der unmittelbar obersten Leitung des

Königs, aus dem Kronprinzeu, sobald dieser volljährig geworden ist, aus

den volljährigen nachgeborenen Prinzen, welche von dem König in denselben

gerufen werden, ferner aus den activen Ministern mit Portefeuilles und

dem Feldmarschall, sechs von^dem Könige ernannten Staatsräthen, ei

nem Generalsecretär und dem erfoderlichen Canzleipersonale. Außer

diesen sechs ordentlichen ernennt der König auch Staatsrälhe in au

ßerordentlichem Dienst, welche gewöhnlich noch andere höhere

Stellen bekleiden und zuweilen temporär zur Theilnahme an den Ge

schäften dieser Stelle einberufen werden. Den Vorsitz im Staatsrathe

70) Verordnung vom 26. März 1826 (Reg.-Bl. von 1326. S. 34S).

71) Verordnung vom 18. Nov. 132S (Reg.-Bl. von 182S. S. 866 flg.).
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führt der König, und in seiner Abwesenheit der älteste Minister, wenn

er' keinen anderen dazu bestimmt; den Ausschuß prasidirt der älteste

Staatsrath. Alle Beschlüsse des Staatsrathes werden unter der Unter»

schrift des Königs ausgefertigt.

Unmittelbar unter den einschlagigen Ministerien stehen die Cen-

tralstellen für einige technische Verwaltungszweige, deren ganzes,

auch für den äußeren Dienst verwendetes Personal daher auch densel

ben allein untergeordnet ist, und welche mit einem Vorstande nebst

mehreren Rächen und Assessoren besetzt sind und von den Kreisregie

rungen ganz unabhängig bestehen.

Es sind dieß:

1) Die Generalpostadministration, welcher die fünf Ober

postämter nebst einem Jmmediatpostamte (in Speier), jenen aber wieder

die Postämter, Postverwaltungen und Poftexpeditionen ihres Bezirkes

untergeordnet sind.

2) Der oberste Rechnungshof und die Rechnungskam

mer ^).

3) Die Generalbergwerks- und Salinenadministra

tion, welcher die verschiedenen Berg- und Hüttenämter unter ihren

Bergmeistern, sowie die Salzämter unter ihren Salineninspectoren, des

gleichen die Porzellanmanufactur in Nymphenburg untergeben sind.

4) Das Hauptmünzamt.

5) Die Generalzolladministration mit den ihr unterge

ordneten Oberinspectoren, Controleurs und Verwaltern^).

6) Die Staastschuldentilgungsco mmission, welcher

zwei Fiscale beigegeben und die Haupt-, sowie die Pensionsamortisa-

tionscasse und fünf Specialcassen nebst der Administration der Staats

güter in Schlesien und Polen untergeben sind.

7) Die Steuercatastercommission nebst ihrem technischen

Personal.

8) Die Generallottoadministration sammt ihren unter

geordneten Aemtern, Bureaus und Collecten.

9) Das Hauptstempelamt.

10) Die Staatsgüteradministration nebst der damit ver

bundenen landwirthschaftlichen Lehranstalt in Schleißheim.

11) Die Militärfondscommission, welche die Militär-,

Wittwen-, Waisen- und Unterstützungscassen verwaltet, und bei welcher

,zwet Auditors als Kscalbeamte funcrioniren.

Recurse an das Cabinet des Königs finden in Justiz- und an

deren in den gesetzlichen Instanzen rechtskräftig abgeurtheilten Sachen

nicht statt, auch sollen sonst die geeigneten Mittelstellen, bloße Gna

densachen ausgenommen, nicht übergangen werden^).

72) Verordnung vom 2. Febr. 1826 (Reg.-Bl. von 1L36. S. 169).

73) Man s. die Aollordnungen von 1827, 1831, 1834, 1837 in dm Ge

setz- und Regierungsblättern dieser Jahre.

74) Verordnung vom 2S. Nov. 182S (Reg.-Bl. von 18SS. S. 90S). M.
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Für jeden der acht Kreise des Königreichs bilden die Kreis-

regierungen die oberste Verwaltungsstellen und sind die vollziehen

den Organe der Staatsministerien des Aeußern, des Innern und der

Finanzen in Beziehung auf alle diejenigen Theile der Staatsverwal

tung und inneren öffentlichen Angelegenheiten, welche zu dem Geschäfts

kreise der genannten Ministerien gehören und nicht besonderen Central-

stellen und deren Unterbehörden übertragen sind.

Sie haben daher, mit Ausnahme weniger bestimmter Fälle, die

Befugniß, in allen Gegenstanden des Bollzuges und der durch die Ge

setze denselben zugewiesenen Entscheidungen streitiger Falle aus eigener

Competenz und ohne weitere Anfrage selbstständig zu handeln und zu

verfügen.

Sie theilen sich in die Kammer des Innern und die Kammer

der Finanzen, deren jede einen besonderen Direktor, vier bis sechs

Räthe und Assessoren hat, welche aber beide einem und demselben Prä

sidenten untergeordnet sind. Außerdem sind ihnen noch beigegeben, und

zwar der Kammer des Innern, ein Medicinalrath und ein Kreisbaurath

mit den erfoderlichen Kreisingenieurs, der Kammer der Finanzen aber

zur Führung der siscalischen Prozesse, mit Ausnahme der der Schul

dentilgungsanstalt zugewiesenen, und unter der obersten Leitung des Fi

nanzministeriums ein Fiscalrath, ein oder mehrerer Fiscaladjuncten,

wovon in jedem Kreise am Sitze des Appellationsgerichtes einer woh

nen muß ein Kreisforstrath , ein oder zwei Forstinspectoren und

die nöthige Zahl Rechnungscommissäre. Die Canzlei, mit Ausnahme

der Secretärs und Registratoren, ist für beide Kammern gemeinschaft

lich 5«).

Für die Handhabung der Medicinalpolizei und der Ausübung der

inecllviua torensis ist in jedem Gerichtsbezirke ein Arzt mit Gehalt

angestellt, dem auch die Behandlung der Armen obliegt").

Der äußere Dienst im Straßen-, Wasser- und Landbauwesen wird

von Bezirksingenieurs und Bauconducteurs besorgt und bei der

Forstverwaltung von Forstmeistern und Revierförstern.

Für das Aufschlagsgefäll ist in jedem Kreise ein Oberaufschlager

angestellt, dem wieder in jedem Bezirke Unteraufschlager subordi-

nirt sind.

Zur polizeilichen Detention bestehen mehrere Zwangsarbeits - und

Correctionshäuser.

s. auch die früheren Verordnungen vom 26. März 1301, 22. Oer. 1803 und

23. April 1311 (Reg.-Bl. von 1801. S. 3S2. von 1803. S. 2531. v. 1311.

S. 637.

75) Verordnung v. 2S. Nov. 1825 (Reg.-Bl. v. 1826. S. 421).

76) Verordnung v. 17. Dec. 1826 (Reg. - Bl. v. 1325. S. 1049 flg.),

Verordnung v. 29. Dec. 1837 (Reg.-Bl. v. 1837. S. 785 flg.).

77) Verordnung v. 26. Ort. 1803 und 2. Febr. 1804 (Reg.-Bl. v. 1803

S. 912 flg. v. 1304 S. 195 flg.).

^ 78) Verordnung v. 26. Dec. 1825 (Reg.-Bl. v. 1L26. S. 26 flg.).



Di, Regierungs» und Justizca nzleien der Standesherren

bilden da, wo sie verfassungsmäßig bestehen können in der Regel für

alle Gegenstände der Polizei und inneren Verwaltung, welche zum Wir

kungskreise der Kreisregierungen gehören, die zweite Instanz. Von ih

rem Ressort sind jedoch ausgenommen und ausschließend zur Competenz

der königl. Regierungen gehörig : alle Territorial - und Landeshoheits-

sachen, Militärangelegenheiten, die Eonscription, Straßen-, Brücken- und

Wasserbauten, Brandassecuranzsachen , die Eoncursprüfungen und alle

öffentlichen Anstalten des Kreises, sowie die Bewilligung von Jahrmärk

ten"). Für die Verwaltung der gutsherruchen Gefälle und Renten

sind die Standesherren ermächtigt, ein eigene« Eollegium unter dem

Namen Domänencanzlei zu errichten. '

Das Kirchenregiment steht in der katholischen, ungefähr

Z der Gesammtbevilkerung und 25,12 Pfarreien enthaltenden, Kirche

den zwei Erzbischöfen in München und Bamberg und ihren Suffra-

ganen, den Bischifen von Regenöburg, Augsburg, Passau, Bamberg,

Würzburg und Speier zu, in der in 1M6 Pfarreien abgetheilten

evangelischen hingegen, und zwar unter der obersten Aufsicht deS

hierzu mit einem Rathe protestantischer Religion versehenen Ministe«

riumS de« Innern, dem Oberconsistorium, bestehend aus einem

Präsidenten, mehreren geistlichen Rächen und einem weltlichen, und un

ter demselben den drei Consistorien in Ansbach, Baireuth und Speier

zu, welche mit einem Direktor und mehreren geistlichen und weltlichen

Räthen besetzt, und deren Organe die Decanate sind»").

Der Anstalten für Wissenschaft und Kunst sind in Bavern, außer

den drei Universitäten, den beiden Akademien der Wissenschaften und

Künste"), den Lvceen, Seminarien, Gymnasien, lateinischen und poly

technischen Schulen, noch so viele, daß hier zu deren «ollständiger Auf

zählung der Raum gebricht. (Speciell sind sie mit ihrem Personal an

gezeigt in dem Staatshandbuche für Bayern !«65. S. 319—4(12.)—

Unter der obersten Aufsicht und Leitung der Krcisreqierungen ist

die unmittelbare Vollziehung der Gesetze und Verordnungen in Gegen

ständen der inneren Verwaltung und Polizei, sowie das Detail dersel

ben, und in der Regel auch die Entscheidung der administrativ>conten-

tiosen Sachen in erster Instanz, neben der Eivil- und strafrechtlichen

Justizpflege (wovon weiter unten die Rede sein wird) den Landge;

richten übertragen, welche dcßhalb und wegen ihrer unmittelbaren Be

rührung mit dem Volke den eigentlichen Nerv der Regierungsgewalt

bilden, und als ihre Hauptsäulen zu betrachten sind.

Nur in den Städten erster und, wo ein Stadtcommissär angestellt

ist, auch zweiter Elasse baben die Magistrate in ibren Bezirken in po-

79) 4. constitut. Edict vom 2«. Mai 18!» (Gesetzblatt von 131«. S.

189 flg.).
80) 2. constitut. Edict sammt dessen 2 Anhängen v. 26. Mai 1»1S (Ge-

setzbl. v. ISIS. S. 140 flg., S97 flg. u. 437 flg.).

SI) Man sehe deren Eonstitutionsurkunde in dem Reg. - Bl. v. 1307. S.

1201. v. 1312. S. 171S. u. v. 18VS. S. 1049.

4S
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lizeilicher Beziehung gleiche Functionen mit den Landgerichten, in allen

anderen Städten und Markten zweiter und dritter Classe wird sie von

jenen nur unter specieller Aufsicht und Leitung der Landgerichte, auf

dem Lande hingegen von diesen allein mit Ueberrragung einiger bestimm

ter Functionen an die Gemeindevorsteher ausgeübt (m. s. das obenZalle-

girte Gemeindeedict von 1818).

Gleiche Competenz mit den Landgerichten haben in dieser Hinsicht

in ihren Districten auch die standes- und gutsherrlichen Herrschafts

gerichte; die Patrimonialgerichte erster und zweiter Classe aber

sind auf die niedere örtliche Polizei beschrankt, und auch da noch mit

Ausnahme der streitigen Polizei-, Cultur- und Gewerbsgegenstande,

oder wo es sich um Gemeinderecht und Concurrenzen, oder Privatge-

nugthuung handelt, oder wo die Thatsache der Uebertretung noch eines

Beweises bedarf — welches Alles vor die Landgerichte gehört (m. sehe

das 6. constitutionelle Edict und das Gemeindeedict v. 1818).

Alle Landgerichte sind in der Regel mit einem Landrichter, und

die meisten noch überdies) mit zwei Assessoren, in den größeren Aemtern

von 20—30,000 Seelen zuweilen auch noch mit einem Actuar , in

Franken an einigen Orten statt der Assessoren mit einem Civil- oder

Criminaladjuncten oder mit beiden zugleich, in mehreren anderen von

geringerer Volkszahl blos mit einem Actuar, und in wenigen kleinen,

neben dem Beamten, nur noch mit einem verpflichteten Schreiber be

setzt. Sie theilen sich je nach ihrem Umfange in drei Classen, nach

denen auch die Landrichter verschieden besoldet sind.

Die Herrschaftsgerichte der Standes- und Gutsherren haben außer

den Herrschaftsrichtern theils ein oder zwei Assessoren oder Adjuncren,

theils einen Actuar, einige nur einen verpflichteten Schreiber; die Pa

trimonialgerichte bedürfen nur der letzteren Gattung von Canzleigehil-

fen. Elftere sind den Kreisregierungen, letztere den Landgerichten in

ihrem polizeilichen Wirkungskreise zunächst untergeordnet. Die Land-

und Herrschaftsgerichte können selbstständig jede örtliche Anordnung tref

fen; in administrativ - contentiosen Sachen findet, wo das Landgericht

mit zwei Assessoren oder Adjuncren besetzt ist, collegialische Bercrthung

und Beschlußfassung nach der Majorität statt, wo bei Stimmengleichheit

der Landrichter entscheidet. Uebrigens müssen alle Ausfertigungen von

dem Landrichter als Vorstand unterzeichnet und alle von den Assesso

ren, Adjuncten und Actuaren entworfenen Beschlüsse, auch in Sachen,

die sich nicht zur collegialen Berathung eignen, von ihm vor der Expe

dition genehmigt werden. In ihrem Bezirke dürfen die Land- und

Herrschaftrichter keine Realität besitzen.

Bei jedem Landgerichte ist ein Gerichtsdiener mit einem oder meh

reren Knechten angestellt, welche gemeinschaftlich mit der Gendarmerie

zum Polizeidienst verwendet werden^).

82) M. s. über die Competenz und Organisation,, Geschäftsform der Land

gerichte, die Dienstverhältnisse der Landrichter, Assessoren, Adjuncte, Actuare,

Gerichtsärzte, Gerichtsdiener und Gendarmen vorzüglich die Verordnungen von
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Die Einnahme und Verrechnung der gesammten Staatsauflagen

und der Einkünfte aus dm Staatsdomänen, sowie derjenigen indirekten

Auflagen und Regaliengefällc, deren Verwaltung und Perception nicht

besonderen Stellen zugewiesen wurde, als z.B. die Zoll-, Post-, Salz

gefälle u. s. w. ist den Rentämtern übertragen, deren sich in der

Regel in jedem Landgerichte eines befind«-'), und welche den Kreis

regierungen, an deren Lassen sie die Gelder abliefern, gleich den für ei

nige besondere Gefälle, z. B. die Triften, Brauereien u. s. w. beste

henden besonderen Aemtern, unmittelbar untergeordnet sind.

In der Pfalz ist die KreiSregierung mit denselben Attributen

wie in den älteren Kreisen an die Stelle der französischen Präfecten

getreten. Daher gehören zu ihrem Wirkungskreise alle Zweige der Po

lizei und deren inneren Administration, sowie der Finanzverwalrung,

und sie theilt sich zu dem Ende gleichfalls in zwei Kammern, die des

Innern und die der Finanzen, sowie sie denn auch im Ganzen eben so

formt« ist, wie in den Landen diesseits des Rheines "^). Die Organe

der ersteren für den äußeren Dienst sind die zwölf Landcommissariate,

in welche der Kreis getheilt ist, die Vorsteher der Gemeinden, Bürger

meister genannt, und die Cantonsphnsicate für das Medicinalwefen.

Für die Verwaltung der Finanzen, mit Ausnahme der auch in den äl

teren Kreisen besonderen Behörden übertragenen Gefälle, bestehen unter

besonderen Inspektoren Renlbeamte, Steuercontroleurs , Domänenin-

spectoren, Forstmeister und Revicrförster.

Der FiscuS wird in seinen Prozessen vor den Gerichten durch die

ordentlichen Anwälte vertreten.

Noch bleibt hier übriq, über die Einrichtung des Armen- und

GewerbSwesens die Hauptgrundsätzc kurz anzudeuten. ErstereS ist

durch eine umfassende Verordnung vom 17. Nov. 1316^) geordnet.

Diese übergibt die Armenpflege in den größeren Städten und Märkten,

welche einen Magistrat haben, einem Pflegschaftsrath, der unter

dem Vorsitze des Polizeidirertors oder Polizeicommissärs, Land- oder

Herrschastsrichter«, auS den Pfarrern und Bürgermeistern, Gerichtsärz

ten, einem oder mehreren Magistratsräthen und Abgeordneten der Ge

meinden, welche von diesen gewählt werden, zusammengesetzt ist ; in den

Städten und Märkten ohne Magistrat aber, sowie auf dem Lande ist

1802 (Reg.-Bl. S. 236 «. 249), von 1303 (Reg.-Bl. S. 416 u. 912), von

1804 (Reg.-Bl. S. I9S u. 939), von 1»0S (Reg.-Bl. E5. 52 u. 468), von

1806 (Reg.-Bl. S. 437 u. 451), von 1309 (Reg.-Bl. S. 1318, 1077, 921

flg., 1227, 441, 537), von 181« (Reg.-Bl. 505, 916, 66), von 1314 (Reg.-

Bl. S. 1675), von 1819 (Reg.-Bl. S. 938), von 1825 (Reg.-Bl. S. 49), von

1837 (Reg.-Bl. «. 54l), von 1812 (Reg.Bl. S. 1737), von 1819 (Reg.-Bl.

S. 91«), und auch Rein grub er über den Wirkungskreis eines Landrichters,

Landshut 1812. 8.

83) Verordnung v. 24. Mai 1802 (Reg.-Bl. v. 1802. S. 233, 252 flg.).

84) Verordnung v. 18. Aug. 1816 (Reg.-Bl. v. 1316. S. SSS), und v.

17. Dec. 1825 (Reg.-Bl. v. 1825. S. 1«49 flg.).

L5) Reg.-Bl. v. 1816. S. 779 flg.

45'
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die Armenpflege den Gemeindeausschüssen mit Beiordnung der Pfarrer

übertragen «").

Die Armenfonds werden gebildet aus Stiftungsmitteln, aus Bei

trägen von dem Gemeindevermögen und suppletorisch aus der theils

freiwilligen, theils gezwungenen Beisteuer aller Einwohner, ohne Unter

schied ihrer sonstigen Qualität und ohne Rücksicht darauf, ob sie wirk

liche Gemeindeglieder sind oder nicht, da hier das Princip aufgestellt

ist, daß jede Gemeinde ihre Armen zu ernähren habe, und also auch

Jeder, der in der Gemeinde lebt, beitragspflichtig ist. Theilweise werden

hierzu auch aus den Staatskassen Zuschüsse geleistet (man s. auch das

Gesetz über die Gemeindeumlagen v. 22. Juli 1819

Das Gewerbswesen wird durch das Gesetz vom 11. Sept.

1825 und die Vollzugsverordnung v. 1. Juli und 15. Aug. 1334»«)

normirt. Dasselbe geht von dem Grundsatze aus, daß jedes Gewerbe

zu seiner selbstständigen Ausübung eine besondere polizeiliche Concession

und die persönliche Fähigkeit des Bewerbers erfodere, folglich persönlich

und in der Regel unveräußerlich sei. Uebrigens gibt es auch noch ver

äußerliche Real- und radicirte Gewerbe, welche nach den jeden Or

tes bestehenden Verhältnissen beurtheilt werden müssen. Bei ersteren

ist die persönliche Befähigung des Inhabers nothwendig, nicht aber bei

letzteren, welche zu ihrem Betriebe besonderer Einrichtungen und Con-

structionen bedürfen, z. B. Brauereien, Gasthöfe, Schmieden u. s. w.,

und diese können daher durch taugliche Werkführer betrieben werden.

Für Gewerbe, welche bisher in einem Jnnungsverbande standen, bleiben

die Zünfte, jedoch mit beschrankten Befugnissen, ferner bestehen. Für

neue oder im Königreiche nicht angewendete Entdeckungen, Erfindungen

und Verbesserungen werden auf bestimmte Jahre Privilegien ertheilt.

Im engeren Zusammenhange mit dem Gemerbsgesetze stehen die Ge

setze vom 11. Sept. 1825 und 1. Juli 1834««) über die Heimath,

Ansässigmachung und Verehelichung, und vom 15. August 1828 über

die Conscription , welche die Ansässigmachung entweder von einem be

stimmten Grundbesitze, oder einem Gewerbe oder einer Anstellung, oder von

einem sonst gesicherten Nahrungsstande, die Verehelichung aber außer

dem noch von der in gewissen Fällen bei Widerspruch absolut hindern-

' den Einwilligung der Gemeinden, von der Zustimmung des Armenpfleg-

schaftsrothcs, sowie der Grund- und Gerichtsherren, vorbehaltlich des

Recurses an die Kreisregierung, abhängig machen. —

Es bleibt nun nur noch übrig die Gerichtsverfassung Bay

erns kurz darzustellen, was um so leichter geschehen kann, da sie weit

einfacher als seine Verwaltung ist.

86) Verordnung v. 24. Sept. 1818 (Reg.-Bl. v. 1818. S. 1111 flg.).

87) Gesetzbl. v. 1319. S 83 flg.

88) Reg.-Bl. v. 1834. S. 873, 989—995. M. f. auch die Instruction

v. 28. Dec. 1825 (Reg.-Bl. 1826. S. 81), welche, obgleich unterm 1. Juli

1334 aufgehoben, doch noch als doktrinelle Jnterpretationsnorm dient.

89) Gesetzbl. von 182S. S. 103 flg., von 1818. S. 77 und von 1334.

S. 133.
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Vorausgesetzt muß werden, daß in der Regel für alle Prozesse drei

Instanzen angeordnet sind, wovon nur wenige, zum Theil bereits oben

erwähnte Ausnahmen stattfinden.

Die Untergerichte sind: ») unmittelbare Kreis- und Stadt

gerichte, b) Landgerichte, «) Herrschaftsgerichte, 6) Patrimonialgerichte,

und in Beziehung auf die Civilrechtspflege einander coordinirt.

Die Kreis- und Stadtgerichte theilen sich in zwei Classen;

die erste Classe soll 2 Direktoren, 8 bis 16 Rache und 2 Assesso

ren haben, und es gehören dazu 5 Gerichte, nämlich München, Augs

burg, Nürnberg, Regensburg, Würzburg; die der zweiten Classe haben

1 Direktor, 2 bis 10 Räche, auch Assessoren, und es sind deren 13:

in Landshut, Straubing, Passau, Amberg, Memmingen, Kempten, Ans

bach, Erlangen, Fürth, Bamberg, Baireuth, Aschaffenburg, Schwein

furt. Sie üben die streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit erster In

stanz s) über alle Einwohner der Stadt und ihres Burgfriedens, worin

sie ihren Sitz haben, und zwar innerhalb desselben auch in Realklagen.

Desgleichen b) über die in ihrem sich über mehrere Landgerichte erstre

ckenden Gerichtsfprengel wohnenden Siegelmäßigen, nämlich die

Adelichen, und zwar diese auch in dinglichen Klagen wegen solcher

Grundstücke, Rechte und Renten, welche zu einem Gutscomplere gehö

ren, worauf ihnen die gutsherrliche Gerichtsbarkeit zusteht ; desgleichen

die wirklichen Mitglieder der Collegien, einschlüssig vom

Rathe an aufwärts, wozu auch die ordentlichen Professoren der drei

Universitäten und ordentlichen Mitglieder der beiden Akademien gehöre«,

und endlich die mit ihnen in gleicher Kathegorie stehenden höheren,

sowie auch über diejenigen Beamten, welche zwar nicht in diese Classe

gehören, aber nach dem alten Gesetze bis zum 26. Mai 1826 siegel

mäßig waren (königl. Reskript vom 23. Febr. und 14. Mai 1821).

Ferner «) über die in ihrem Sprengel wohnenden Geistlichen mit

Einschluß der Erzbischöfe und Bischöfe^), die Landrichter und Landge

richtsassessoren, Adjuncten und Actuare, die standesherrlichen Domänen-

und Justizcanzleidirectoren und Räthe, die Herrschafts- und Patrimo-

nialrichter erster Classe, endlich (jedoch blos in bürgerlichen streitigen

und nicht streitigen Rechtssachen) alle activen, pensionirken oder » I»

Kulte angestellten Ofsiciere, sowie alle im Officierrange stehenden Mi

litärbeamten, die Direktoren, Räthe und Assessoren der mit nicht mehr

als zwei Rathen besetzten Kreis- und Stadtgerichte, der standesherrli

chen Regierungs- und Justizcanzlei , nebst den Land- und Herrschafts

richtern, deren Assessoren, Adjuncten und Actuaren. Ebenso haben die

Patrimonialrichter erster Classe ihr Forum auch in dinglichen Klagen,

wenn sich anders diese sonst zu demselben Gerichte eignen würden, bei

dem sie angestellt sind, vor dem Kreis- und Stadtgerichte der Haupt

stadt ihres Kreises. Außer diesen Fallen beschränkt sich die Gerichts

barkeit der Kreis- und Stadtgerichte in Beziehung auf die oben genann

ten eximirten Personen nur auf persönliche Klagen, bei welchen die

SO) M. s. v. Stürz er über das baver'sche Gerichtsverfahren S. 153.
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Insinuationen und Exemtionen in bürgerlichen Rechtssachen auf Re

quisition der Civilgerichte durch die Militärbehörden geschehen^).

Die Landgerichte, die standes- und gutsherrlichen

Herrschaftsgerichte und die Patrimonialgerichte erster

Classe üben die streitige und nichtstreitige Gerichtsbarkeit in bürger

lichen, persönlichen und dinglichen Rechtssachen über alle nicht erimir-

ten Personen und Sachen im ganzen Umfange ihres Gerichtsbezirkes

aus; in dem Wirkungskreise der Patrimonialgerichte zweiter Classe hin

gegen liegen blos die den Gutsherrn nicht betreffenden Handlungen der

nicht streitigen Gerichtsbarkeit, haben indeß, jedoch mit derselben Be

schrankung, die Befugniß, auch streitige Rechtssachen mit Einwilligung

beider Theile zu vergleichen, und das Recht, die landgerichtlichen Vorla

dungen an ihre gutsherrlichen Hintersassen ausschließend zu insinuiren.

Allen diesen Gerichten ist das gesammte Hypothekenwesen,

die Führung der Hypothekenbücher und Anfertigung der Hypotheken

briefe in ihren Gerichtsbezirken, mit Ausnahme der den Appellationsge-

richten zugewiesenen Fideicommisse, übertragen 22).

In strafrechtlichen Fällen steht sämmtlichen Untergerichten,

mit Ausnahme der blos gutsherrlichen Herrschafts- und der Patrimo

nialgerichte, nur die Untersuchung der Vergehen und Verbrechen und

die Bollziehung der hierauf erkannten Strafen zu ; letzteren hingegen nur

die Ergreifung und vorlaufige Verwahrung, dem fürstlich taxischen Ci

vilgerichte aber auch das erste summarische Verhör des Angeschuldigten,

— allen jedoch mit der Verbindlichkeit, dem comvetenten Criminalgerichte

sogleich hiervon die Anzeige zu machen.

Für alle Wechselsachen bestehen in jedem Kreise, und zwar in

München, Straubing, Passau, Regensburg, Ansbach, Nürnberg, Augs

burg, Memmingen, Bamberg, Würzburg und Aschaffenburg für die

ihnen zugewiesenen Bezirke, mit ein oder zwei gesonderte Wechselgerichte

einem Direktor und zwei Rathen oder Assessoren jener Kreis - und

Stadtgerichte und einigen Beisitzern aus dem Handelsstande.

Die Merkanrilsachen,^ nämlich jene Streitsachen der Han

delsleute, die aus besonderen unter ihnen üblichen Gesetzen und Gebrau

chen entschieden werden müssen, sind in den Bezirken der Kreis- und

Stadtgerichte München, Straubing, Passau, Landshut und Regens

burg den Wechselgerichten daselbst, in den übrigen Theilen des Landes

aber dm ordentlichen Gerichten zugewiesen^).

91) Gesetz v. IS. Aug. 1828 (Gesetzbl. v. 1323. S. 41).

92) M. s. über die Verfassung sämmtlicher Untergerichte das Edict vom

24. Juli und 3. Dec. 1803 (Reg.-Bl. v. 1308. S. 1736 u. 2810), Berordn.

v. 29. Sept. 1818 (Reg.-Bl. v. 1313. S. 1132), v. 4. Juni 1819 und IS.

Sept. 1822 (Nov.-Sammlung Bd. III. S. S. Bd. IV. S. 19. Gesetzbl. v.

1318. S. 121, 2l2, 239, 325). Ferner die oben allegirte Berordn. v. 24.

März 1802 , nebft der Berfassungsurkunde und deren 4. u. S. Edict, v. 26.

Mai 1813 im Gesetzbl. d. I., Hypothekengesetz v. 1. Juni 182Z (Gesetzbl. v.

1822. S. 17 flg.) und Vollzugsinstruction v. 1S23 (Reg.-Bl. v. 1323. S.

499 flg.).

93) Gesetz v. 11. Sept. 1SZS (Gesetzbl. v. 1S2S. S. 41), Berordn. v.
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In Nürnberg besteht ein eigenes Handelsgericht auch für

Wechselsachen und außerdem ein Merkantil-, Friedens- und

Schiedsgericht zur gütlichen Beilegung der Hcmdelsdisserenzen, und

zur rechtlichen Entscheidung der Handel zwischen Fuhrleuten, Wirthen

und Hausknechten, wo es nicht auf Beweis ankommt. Elfteres

ist besetzt mit einem Handelsrichter, zwei rechtsgelehrten Assessoren und

zwei Beisitzern aus dem Hanoelsstande; letzteres blos mit vier Kauf

leuten ^).

Die Berg Werkssachen gehören in erster Instanz vor die Un

tergerichte, in deren Amtsbezirke der streitige Gegenstand liegt, und zwar

mit Zuziehung der Bergbeamtm des einschlägigen Bezirksamtes^).

Zolldefraudationen werden als bloße Disciplinarsachen be>

handelt und sind den Untergerichten , in deren Bezirke die Verletzung

entdeckt wird, in erster Instanz zugewiesen; bei ersteren müssen jedoch

die Acten vor und, zum BeHufe allenfallsiger Berufung, auch nach dem

Spruche den Fiscalen zur Einsicht vorgelegt werden^).

Die standesherrlichen Herrschaftsgerichte haben hierin gleiche Com-

petenz mit den königl. Gerichtsbehörden

Für Stempeldefr« udationen sind nur' die unmittelbaren

Untergerichte competent^). In beiden Fallen findet jedoch die civilge-

richtliche Verhandlung nur dann statt, wenn bei der Verletzung der

Zoll- und Stempelgesetze nicht auch zugleich ein criminelles Vergehen

oder Verbrechen verübt worden ist. —

Die Berathung und Schlußfassung über alle Bescheide, Erkennt

nisse und präjudiciellen Decrete geschieht bei allen Untergerichten, welche

aus drei und mehr Richtern bestehen, in kollegialer Form, diejenigen

Sachen ausgenommen, welche nach dem Gesetze vom 17. Nov. 1837

(s. oben) »uinuisrissiins verhandelt, und von Einzelnrichtern entschieden

werden müssen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Votum des Ge

richtsvorstandes. Die Kreis- und Stadtgerichte, welche dazu mit einer

gnügenden Anzahl von Röthen und Assessoren besetzt sind, theilen sich

in zwei oder mehrere Senate, und Plenarsitzungen finden nur alsdann

statt, wo es sich um principielle oder das ganze Gericht betreffende Fra

gen handelt. —

Die Obergerichte, welche für alle Untergerichte ohne Ausnahme in

26. u. 29. Oct., v. 6. u. 28. Nov. 1826 (Reg.-Bl. v. 1826. S. 785 flg.,

849, 961) und IS. Der. 1837 (Reg.-Bl. v. 1837. S. 921 flg.),'Verordn. v.

18. Mai 1789. Maiers Gen. -Samml. V. Bd. S. 9. Berordn. v. 31.

Jan. 1306 (Reg.-Bl. v. 1806. S. 43).

94) Verordnung v. 18. Mai 1809 (Reg.-Bl. v. 1809. S. 797).

95) Verordnung v. 15. Sept. 1809 (Reg.-Bl- v. 1809. S. 1577), vom

7. Febr. 1822 (Reg.-Bl. v. 1822. S. 1081).

96) M. s. das Gesetz v. 22. Juli 1819 und IS. Aug. 1328; Verordnung

v. 12. Nov. 1328 ; Gesetz v..6. Dec. 1837, in den Gesetz - und Regierungs

blättern dieser Jahre.

97) Gesetz v. 22. Juli 1822. Z. 81. 112. im Gesttzbl. d. I.

93) Gesetz v. 11. Sept. 1825 (Gesttzbl. v. 1825. S. 1L9).
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allen civilrechtlichen appellablen Gegenständen die zweite Instanz bil

den, sind die acht Appellationsgerichte des Königreichs, welche

aus einem Präsidenten, zwei Directoren, zehn bis sechzehn Rathen und

einigen Assessoren bestehen, und ordentlicher Weise in mehrerentheils von

dem Präsidenten, theils von den Directoren und nöthigenfalls den äl

teren Rächen nach dem Alter, und zwar bei vor!» z,sribu8 mit ent

scheidender Stimme präsidirten Senate abgetheilt werden.

Mit diesen Gerichtshöfen sind in der Regel auch die Wechsel- und

Merkantilgerichte zweiter und letzter Instanz, welche noch einige Beisitzer

aus dem Handelsstande haben, verbunden, mit Ausnahme von Augs

burg, wo sich ein eigenes Wechselgerichl zweiter, und von Nürnberg,

wo sich ein Handelsgericht derselben Instanz für jede dieser Städte be

findet, und in ähnlicher Art wie die anderen Obergerichte dieser Kathe-

gorie zusammengesetzt sind.

In Berg fachen ist das Appellationsgericht zu Amberg zweite

Instanz für Ober- und Mitttelfranken, das zu Arnberg für die Ober

pfalz und Regensburg, das zu Landshut für Ober- und Niederbayern

und das zu Neuburg für Schwaben und Neuburg. Der berggericht

liche Senat besteht alsdann aus einem Präsidenten, einem Director,

zwei Rächen und einem Bergmeister °^).

Die Regierungs- und Justizcanzleien der Standesherren

(von welchen indeß zur Zeit nur eine — die fürstlich löwenstein-werth-

heimische — effectiv besteht) bilden die zweite Instanz für ihre Herr

schaftsgerichte in allen bürgerlichen Rechtsfachen, und haben gleichfalls

Directoren, Räche und Assessoren. Dasselbe ist der Fall bei dem fürst

lich thurn- und tarischen Civilgerichte zweiter Instanz in Regensburg, in

Beziehung auf das Civilgericht erster Instanz daselbst "">).

Ueberdieß sind die Appellationsgerichte diesseits des Rheines der pri-

vilegirte Gerichtsstand folgender Personen und Sachen.-

1) der sämmtlichen Glieder des königlichen Hauses in Real- und

gemischten Sachen, als torum r« sita« ">i) ;

2) der mediatisirten Fürsten und Grafen nebst dem Herzog von

Leuchtenberg und ihren Familien in allen Real- und Personalklagen^),

sowie ihrer streitigen Berlassenschaften ; und in gleicher Ausdehnung

3) der erblichen Reichsräthe in Civil- und in Strafsachen auch

für die Untersuchung, und zwar mit Ausschluß der im Reichsräthe sitzen

den Erzbischöfe, Bischöfe und des Präsidenten des protestantischen Ober-

consistoriums, ob diese gleich nach dem Gesetz vom 'S. März 1828^"^)

hinsichtlich der Feststellung der Zahl der lebenslänglichen Reichsräthe

den erblichen beigezählt werden, und eben so wenig haben die höchsten

Hof- und Staatsämter Anspruch auf dieses Privilegium;

99) Verordnung ». 14. Oct. 1323 (Reg.-Bl. v. 1823. S. 1603).

1«U) Kbnigl. Declaration v. Z7. März 1812 (Reg.-Bl. v. 1812- S.841).

101) Familienftatut v. S. Aug. 181S (Reg.-Bl. v. 1821. S. 22).

102) 4. ronstitut. Edict v. 1818 (s. oben).

103) Gesetz«, v. 1828. S. 5. M. s. v. Stürz er a. o. S.
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4) der Prozesse über den Adelstand ;

5) der Familienfideicommißsachen, jedoch nur so weit als sie die Bil

dung und Bestätigung der Fideicommisse und die Führung der Fidei-

commißmatrikel betreffen, wenn anders der Fideicommißbesitzer nicht

ohnehin sein gewöhnliches Forum vor dem Appellationsgerichte hat^);

6) der Ehescheidungssachen der Protestanten und in gemischten Ehen,

für welche in den sieben altern Kreisen das Appellationsgericht für Ober

franken allein, in den standesherrlichen Gebieten aber die Justizcanzlei

(wo eine besteht) kompetent ist ^). Für diese Sachen wird nach der

Verordnung vom 22. Oct. 1822 ein protestantischer Ehegerichtssenat

gebildet, in welchem im Nothfalle Katholiken zwar mit votiren , aber

niemals referiren dürfen ^^). Die Ehesachen der Katholiken gehören

vor die bischöflichen und erzbischöflichen geistlichen Gerichte, insoweit sie

nicht die bürgerlichen Rechtsverhältnisse der Eheleute betreffen, für welche

die gewöhnlichen Civilgerichte allein competent sind.

7) Der Lehensachen, welche hinsichtlich der Activlehen der Sran-

desherren Wch bei deren Regierungs- und Justizcanzleien in erster In

stanz entschieden werden^).

8) Aller siscalischen Passivprozesse in streitigen Privatrechtsverhalt-

nissen der Civil- und Militärstellen (von welchen die der Staatsschul

dentilgungsanstalt, und die Reklamationen gegen die Postanstalt dem

Appellatiousgericht für Oberbayern ausschließend zugetheilt sind), des

gleichen der Prozesse der unter unmitttelbarer königlicher Administration

stehenden Stiftungen und der drei Universitäten ^"). —

In Strafsachen sind die Appellationsgerichte und standesherr

lichen Regierungs- und Justizcanzleien die einzigen erkennenden Stellen

in erster Instanz, mit Borbehalt der Berufung an einen anderen Se

nat desselben Gerichtshofes oder, was die Justizcanzleien betrifft, an das

Appellationsgericht des Kreises, wenn es sich von Vergehen, und nn das

104) 5. constitut. Edict (Gesetzbl. v. 1S18. S. 216).

106) 7. constitut. Edict (Gesetzbl. v. 1S1«. S. Z82. Nov.-Samml. I. Bd.

S. 117. II. Bd. S. 94. III. Bd. S. 75).

106) Verordnung v. 12. Dec. 1822 (Reg.-Bl. v. 1822. S. ISIS), und

v. 23. D«. 1837 (Reg.-Bl. v. 1837. S. 939). ^

107) Verordnung v. 28. Juli 1818 (Gesetzbl. v. 1818. S. 474).

103) Edict v. 7. Juli 1808 (Reg.-Bl. v. 1803. S. 1929). 4. Edict v.

1818. §. 67.

109) Verfassungsurkunde von 1318. Tit. 8. K. S. Verordnung vom 13.

April 1817 (Reg.-Bl. v. 1317. S.-357 u. 39S), vom 11. Febr. 1826 (Reg.-Bl.

v. 1826. S. 243), v. 15. März 181S (Reg.-Bl. v. 1815. S. 447), v. 6. Dec.

180S (Reg.-Bl. v. 1808. S. 2812), v. 31. Juli 1817 (Reg.-Bl. v. 1817.

S. 730) und 26. Jan. 1818 (Allg. Jnt.-Bl. v. 1818. S. 726. Gesetzbl. v.

28. Dec. 1881. Beil. 1«. S. 2.). M. s. über die Verfassung und Formation

der Appellationsgerichte überhaupt das Edict vom 24. Juli 1303 (Reg.-Bl.

v. 1808. S. 1786), die Verordnung v. 2. Febr. 1817 (Reg.-Bl. v. 1317. S.

62), Verordnung v. 23. Febr. 1818 (Gesetzbl. v. 1313. S. 25), Verordnung

v. 7. Dec. 1337 (Reg.-Bl. v. 1837. S. 906 flg.), welche auch den Gerichts

sprengel der Kreis- und Stadtgerichte nach der neuesten Kreiseintheilung

bestimmt.
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Oberappellationsgericht, wenn es sich von Verbrechen handelt. Der

Präsident oder Dirigent hat dabei unter keinem Verhältnisse eine

Stimme.

Die Häupter der standesherrlichen Familien genießen bei Verbre

chen, mit Ausnahme der Militär- und im Civilstaatsdienste begangenen,

das Vorrecht, durch Richter ihres Standes gerichtet zu werden. Dieses

Standesgericht besteht unter dem Vorsitze des Präsidenten des Oberap

pellationsgerichtes aus sechs bis acht Richtern; die Re- und Corceferen-

ten sind Oberappellationsräthe , jedoch nur mit berathender Stimme.

Die Untersuchung führt das einschlägige Appellationsgericht durch Com-

missarien. Bei Vergehen jener wird hingegen von den Appella

tionsgerichten sowohl die Untersuchung geführt als das Urtheil gesprochen,

und zwar mit der Berufung an das Oberappellationsgericht gerichtet.

Dasselbe gilt in allen Strafsachen von den übrigen Gliedern dieser Fa

milien "«). —

In letzter Instanz erkennt sowohl über die appellabeln Civil-

sachen als über Verbrechen, und bei den Chefs der standesherrlichen

Häuser auch über Vergehen, in den sieben älteren Kreise des Reiches

das Oberappellationsgericht, welches in München seinen

Sitz hat, dermalen einen Präsidenten, fünf Directoren und neun und vier

zig Räthe zählt, und in sieben Senate getheilt ist, sich aber unter an

dern jedesmal in einer Plenarsitzung versammelt, so oft ein Fall vor

kommt, bei dem es sich blos um eine streitige, früher schon mehrmal

von diesem Gerichtshofe ungleichförmig entschiedene Rechtsfrage han

delt "').

In Bergsachen besieht der berggerichtliche Senat aus dem Prä

sidenten oder Director, drei Oberappellationsgerichts- und drei Oberberg-

und Salinenräthen (m. s. oben die Verordnung v. 1823).

Die Form der Berathung und Geschäftsführung ist derjenigen

gleich, welche bei den Appellationsgerichten stattfindet, und die Hofraths

ordnung vom 16. August 1779 noch immer zur gesetzlichen Norm

hat "2).

In peinlichen Fällen werden die Haupter der standesherrlichen

Familien auch in zweiter und letzter Instanz, und in denselben Formen

wie in erster, durch ein Standesgericht gerichtet, welches jedoch von dem

Justizminister als Großrichter prasidirt wird"^). —

Von den Erkenntnissen dieser Gerichtshöfe findet kein weiterer Re

kurs an den König oder das Justizministerium statt, sondern nur in

dem Falle verzögerter ober verweigerter, Rechtspflege eine Beschwerde

und Bitte um Promotorialien , sowie in Strafsachen eine Bitte um

Begnadigung oder Milderung.

110) 4. constitut. Edict v. 26. Mai 1813. §. 8.

111) Gesetz v. 17. Nov. 1837 (Gesetzbl. v. 1837. S. 106).

112) Verordnung vom 24. Juli 1308. IV. M. s. oben und v. 2. Febr.

1817 im Reg.-Bl. v. 1817. S. 62-

113) 4. constit. Edict. v. 26. Mai 1813 I. o.
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Für einen einzigen Gegenstand ist an jenes Ministerium der Re

kurs gegen die hierin außerdem inappellabel!? Bescheide des Kreis - und

Stadtgerichtes München in Ewiggeldsachen gestattet, und zwar

nach einem Privilegium von 1453, welches unterm 10. April 1756

und 25. Juni 1789 die landesherrliche Bestätigung erhalten hat"^).—

Von aller Gerichtsbarkeit der königlichen Gerichtshöfe sind die Prin

zen und Prinzessinnen des königlichen Hauses, mit Einschluß der könig

lichen Wittwen, für alle ihre persönlichen Angelegenheiten eximirt, und

es verfügt und entscheidet darüber nur der König. Demselben ist

deßwegen vorbehalten, in wichtigen Fallen einen Familienrath zu

berufen, bestehend aus dem Kronprinzen, den übrigen Prinzen des Hau

ses, welche das 21. Jahr erreicht haben, den Kronbeamten und den

Ministern. Den Vorsitz hat der König , den Vortrag der Justizmini

ster. Die Instruction des Prozesses wird jedesmal einer Commission

übertragen, welche aus dem Präsidenten und einen Director des Ober

appellationsgerichtes oder dem Präsidenten des Appellationsgerichtes ge

bildet wird, und die geschlossenen Acten dem König durch das Justiz

ministerium vorlegt "5). —

Competenzstreitigkeiten zwischen den Justiz- und Verwal

tungsbehörden entscheidet der König nach vorhergegangener Berichtser

stattung der Mittelstellen an die Ministerien, welche sich hierüber mit

einander zu verständigen und die Acten alsdann dem Könige vorzulegen

haben, der hierauf den Staatsrath darüber vernimmt "°). Ueber die

gerichtsablehnenden Einreden, welche die Parteien selbst vorbringen, er

kennt indeß dasjenige Gericht, bei welchem darüber der Streit anhän

gig ist "'). -

Gleiche Befreiung von der Jurisdiction der ordentlichen Gerichte

ist für die sogenannten gemischten oder administrativ-conten-

tiosen und für die rein administrativen Rechtssachen angeord

net, und in dem Geschäftskreise der Ministerien des königl. Hauses

und des Aeußeren, des Innern und der Finanzen den Verwaltungs

behörden in zwei oder auch drei Instanzen die summarische Verhand

lung mit abgekürzten Terminen und Fäkalien, sowie die Entscheidung

solcher Rechtssachen übertragen "6). Als Grund für diese Bestimmun

gen wird angegeben, daß sie durch ihren Zusammenhang mit Verwal

tungsgegenständen sachverständige Richter erfodern, oder bei einer solchen

114) Maier, Gen.-Samml. Bd. I. S. 22. Bd. V. S. 7.

115) Familienstatut v. 5. Aug. 1819 (Reg.-Bl. v. 1821. S. 7 u. 22).

116) Sab. Bef. v. 15. April und 3. Mai 1817 (Reg.-Bl. v. 1317. S.

96 u. 341), Jnstruct. v. 9. Jan. 1821 (Reg.-Bl. v. 1821. S. 54), Verordn.

v. 13. Nov. 1826 (Reg.-Bl. v. 1825. S. 371).

117) Rescr. vom 22- Juni 1315. M. s. Moritz Nov. zur G.-O.

S. 78.

118) Dieser Begriff ist von Wendt in seinem Handbuche des bayer'schen

Civilprozesses Bd. II. §. 223. und Bd. III. Z. 30. aufgestellt und dem Ge

genstände am vollkommensten entsprechend.
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Privatrechtlichen Sache das Gemeinwohl in der Art betheiligt ist, daß

man es nicht verkürzen oder unberücksichtigt lassen darf.

Die Competenz der Verwaltungsbehörden in solchen

Sachen datirt eigentlich erst von dem Cultursmandate vom 24. Mai

1762 ""), wurde aber seitdem beträchtlich erweitert, und nur seit dem

Jahre 1825 wieder etwas beschränkt, indem mehrere Gegenstände ihrer

Judikatur entzogen wurden ^o).

Hierzu gehören nun:

1) die Postsachen, mit Ausnahme der Reklamationen gegen

den Postfiscus, welche (s. oben) den Civilgerichten zugewiesen sind, jedoch

mit Einschluß der Postdefraudationen ;

2) die Nachsteuerfachen, Aus- und Einwanderungen,

wenn es sich dabei um eine staats- oder völkerrechtliche Frage handelt;

3) die Zollsachen, mit Ausnahme der vor die Civilgerichte ge

hörigen Zolldefraudationen;

4) Salpeterdefraudationen (die Salzdeftaudationen wer

den nach den Gesetzen über das Zollwesen behandelt);

5) Aufschlags defraudationen und Umlagen;

6) alle Steuersachen, sowohl Reklamationen als Defrauda

tionen ;

7) Stempelsachen, mit Ausnahme der Defraudationen (siehe

oben) ;

8) Lottocontraventionen;

9) Rechtsstreite über Kriegslasten und Staatsab

gaben;

10) Zwangsabtretungen von Grundeigenthum für öffentli

che Zwecke, insofern es sich um die Frage handelt, ob das Unternehmen

zu dem in dem Gefetze aufgeführten gehört, und vom gemeinen Nutzen

wirklich erfodert werde, oder ob die Abtretung oder Belastung des Ei

genthums hierzu nothwendig sei^)z

11) Wasserbausachen und Reklamationen über verweigerte

rechtliche Entschädigung wegen Brücken-, Straßen- und Wegbauten z

12) Brändassecurranzsachen, insofern diese nicht Streitig

keiten aus besonderen in Bezug auf die Brandversicherungen geschlosse

nen Verträgen oder zwischen Miteigenthümern, Gläubigern und Schuld

nern eines assecurirten Objektes oder grobe Fahrlässigkeit und Bosheit

bei Feuersbrünsten betrifft;

1l9) Kreitmaver, Gen.-Samml. S. 463.

12V) Die hauptsächlichsten Verordnungen hierüber sind: die vom 8. Rüg.

1810 im Reg.-Bl. v. 181«. S. 642, vom 9. Jan. 1821 (Reg.-Bl. v. 182 l.

S. 49), vom 13. Nov., 9. und 17. Dec. 1825 (Reg.-Bl. v. I82S. S. 86S,

977 u. 1049). Die gesetzlichen Bestimmungen über die einzelnen Gegenstände

findet man in v. Mendt Hondb. III. Bd. genau verzeichnet, sowie überhaupt

diese ganze zum Theil schwierige Materie darin eben so gründlich erörtert, als

klar und umfassend dargestellt ist. Man s. auch v. Stürzer Civ.-G.-Verf.

S. 176 flg. Moritz, Novellen zur bayer. G.-O. 2. Aufl. 1—4. Lief.

121) Gesetz v. 17. Nov. 1837 (Gesetz«, v. 1«37. S. 109).
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13) Culturstreitigkeiten aller Art und die damit verwandte

Ablösung von Servituten, Bodenzinsen, Zehenten und dem Obereigen

thum, desgleichen

14) Gemeindetheilungen hinsichtlich der Frage, ob, nach

welchem Maßstäbe und unter welche Personen vertheilt werden soll, eben

so Gutszertrümmerungen, und zwar in allen diesen Fällen, wo

die Entscheidung blos auf Culturverordnungen und nicht auf Bestim

mungen des Eivilrechtes beruht;

15) Forst fachen, namentlich Forstpurificationen , Ablösung der

Servituten, Gemeindewaldtheilungen , Forstcultur, Forstpolizei, Jagd-

und Forstfrevel;

16) Wildschadenersatz;

17) Gewerbssachen und Ertheilung von Concessionen, wo nicht

der Klagegrund auf einem privatrechtlichen Titel, namentlich bei realen

und radicirten Gewerben beruht, daher auch die Klagen der Wirthe ge

gen Brauer , die Untersuchung und Bestrafung der Bierverfälschungen

dem administrativen Ressort angehören;

13) Sachen die Heimath, Ansässigmachung und Ver-

ehelichung betreffend, wo es sich weder um privat- noch um kir

chenrechtliche Fragen handelt;

19) Streitigkeiten der Dienstherren und Dienstbo

ten als solche, sowie

20) Miethsachen, wenn die Miethe nicht auf einem schriftli

chen Wertrage beruht;

21) Bausachen, insofern sie blos polizeilich sind;

22) Beschwerden der Stände oder von Privaten we

gen Verletzung der Verfassung;

23) Recurse der Staatsdiener gegen ministerielle Disci-

plinarverfügungen (Verletzungen der dienstpragmatischen Rechte gehören

vor die Civilgerichte ^)) z

24) Disciplinarsachen der Advocaten im administrativen

Ressort ;

25) Gemeindewahlen, Landwehrsachen und

26) Militärconscriptionssachen;

27) Districtsgemeindeumlagen und die Concurrenz zu

Vicinal- und Communalwegen;

28) Streitigkeiten über Kirchenstühle, über Entbehr

lichkeit von Kirchen und Capellen, über die Wahl des

Glaubens, und über den Simultangebrauch der Kirchen,

über Kirchen- und Pfarrhofbauten, die über solche Verbind

lichkeiten entstehenden, und den ordentlichen Gerichten überlassenen pri

vatrechtlichen Streitigkeiten ausgenommen, ferner über In terra l-

larfrüchte, die sich durch Versetzung ergeben, und über Stipen

dien; überhaupt aber alle die Kirchengesellschaften betreffenden nicht

122) Dienstpragmatik vom 1. Jan. 1805 und 9. ronstit. Edict vom 26.

Mai ISIS (Reg.-Bl. v. 1S05. S. 2ZS flg. u. Gesttzbl. v. ISIS. S. S3S flg.).
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rein geistlichen, sondern zur Cognition der Staatsgewalt gehörigen und

in dem bürgerlichen und Privatrechte bestimmten Angelegenheiten und

Verhältnisse;

29) Streitigkeiten über die Schulrechnungen, die

Verhältnisse und Ordnung der Schulen, ihre Gebäude, deren

Erbauung und Unterhaltung, sowie der Reichnisse, insofern diese nicht

auf Privatrechtstiteln beruhen;

30) Polizeisachen, und das Armenwesen überhaupt;

31) Entscheidungen über nothwendige Sperrungen,

Demolitionen, Benutzung öffentlicher Wässer;

32) Klagen überJnjurien auf offner Straße oder an össent>

lichen Orten.

Ueber alle diese Gegenstände instruiren und entscheiden in erster

Instanz die Polizeibehörden und Landgerichte, und in manchen Fallen

diese sogar ausschließlich, z. B. in Cultursachen, desgleichen die Herr

schafts- und (jedoch mit Beschränkung) die gutsherrlichen Gerichte, so

wie auch die übrigen betreffenden unteren Verwaltungsbehörden, ja in

mehreren Sachen sogar die Kreisregierung.' In zweiter Instanz geht

der Recurs an die Kreis- und Centralstellen, und in dritter an die ein

schlagigen Ministerien oder den Staatsrath (s. oben), der theils in pleno,

theils durch einen aus fünf Mitgliedern desselben gebildeten Ausschuß

rechtskräftig entscheidet (m. s. die Werke von v. Mendt und Stür

zer, und die daselbst allegirten Verordnungen und Gesetze). —

Was nun die gerichtlichen Nebenpersonen betrifft, und zwar zu

vörderst die Advocaten, so werden diese vom König ernannt, und

bedürfen derselben Qualifikation wie die Richter; Staatsdiener sind sie

nicht, bilden auch keine Corporation ; auch darf ihr Amt nicht mit an

deren Aemtern, z. B. Patrimonialgerichtsverwaltungen verbunden wer

den. Uebrigens sind sie befugt, vor allen Behörden Zm Königreiche zu

patrociniren, ohne auf einen Kreis beschränkt zu fein. Eine allgemeine

Taxordnung besteht nicht, ihre Kostenverzeichnisse unterliegen indeß

der Moderation der Gerichte, vorbehaltlich des Recurses an die höhere

Stelle, und in Administrativsachen in letzter Instanz an den Staatsrath.

Arme haben sie in Civil- und Criminalsachen unentgeldlich zu ver

treten.

Für ihre Wittwen und Waisen existirt unter der Administration

des Justizministeriums, dem ein Ausschuß von Advocaten beigegeben

ist, ein Pensionsfond 222). Keine Eingabe von Unsiegelmaßigen wird

bei den königlichen höheren und niederen Behörden ohne Mitunter

schrift eines Advocaten angenommen, und alle Winkelagenten sind strenge

verboten ^4).

123) Verordnung v. 4. April und 23. Dec. 1809, 23. März 1313, 24.

Marz 1816 und 3. Jan. 1821, 23. Jan. 1822, 6. Juni 1307, 8. Sept. 1308,

16. Aug. 1612, und das 6. constit. Edict v. 26. Mai 1313, v. 27. Juni 1803

und 28. März 1336 in den betreffenden Regierungs- und Gesetzblättern.

124) Verordnung v. 13. Aug. 1804, 3. Febr. 1811, 26. Mai ISIS.

M. s. Moritz, Novellensammlung 2. Aufl. 1. Bd. S. SIS flg.
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Notarien gibt,es nur bei Wechselgerichten, und ihre Function

beschränkt sich auf die Erhebung der Wechselproteste. Doch ist ihnen

auch in anderen Sachen die Vidimation von Abschristen und die vor

läufige Bemehmung von Zeugen gestattet, welche jedoch beide keine

rechtliche Beweiskraft haben, sondern höchstens zur Bescheinigung die

nen

Pfalzgrafen gibt es seit der Auflösung des teutschen Reiches

in Bayern nicht mehr^).

Gerichtsbeisitzer, welche noch bei mehreren Gerichten, die keine

ordentlichen Gerichtsschreiber haben, üblich sind, dienen blos als Zeu

gen. Uebrigens wird zur Giltigkeit einer jeden gerichtlichen Handlung

die Gegenwart eines Actuars erfodert.

Für die Registratur, die Canzlei und Expedition nebst

der Sportelverrechnung ist bei jeder Gerichtsbehörde das ersoderliche Per

sonal förmlich angestellt und besoldet; nur bei Land- und gutsherrlichen

Gerichten aller Classen wählt und bezahlt sie der Vorstand desselben.

Auch die Gerichtsdiener werden von der Regierung ernannt und

besoldet '25).

Das Depositenwesen ist bei jeder Gerichts- und Administra

tivbehörde, welche mit Depositen zu thun hat, einer besonderen Com-

mission übertragen ^). —

In der P f a l z besteht noch die französische Gerichtsverfassung,

und die Rechtspflege wird daselbst in erster Instanz von den Friedens

richtern und vier Bezirksgerichten, in zweiter und letzter aber von dem

Appellationsgerichte zu Zweibrücken verwaltet. Für die Entscheidung

derjenigen Fälle, in welchen Cassation nachgesucht werden kann, besteht

der, eine Abtheilung des Appellationsgerichtes bildende, Eassationshof in

München, welcher einen Direktor und sechs Rathe zählt, und vor wel

chem wie bei den anderen Gerichten mündlich und öffentlich verhan

delt wird.

Die Friedensgerichte — welchen neben dem Vermittlungsamt?

und der Judicatur in Sachen unter 50 Franken ohne bis 1<X) Fran

ken, aber mit Vorbehalt der Berufung, auch die Versiegelungen und

Entsiegelungen in Sterbefällen und ausnahmsweise noch einige Hand

lungen der freiwilligen, desgleichen die Forstgerichtsbarkeit übertragen sind

— sind mit einem Friedensrichter und Gerichtsschreiber, die Bezirksgerichte

mit einem Präsidenten und drei Richtern, das Appellationsgericht mit

einem Präsidenten , einem Director und zehn Rächen besetzt , und die

Verfassung dieser beiden Tribunale ist collegialisch.

125) Verordnung v. 29. Mörz und 10. Sept. 1807 (Reg.-Bl. v. 1S07.

S. 36« u. 1490).

126) Verordnung v. 29. März 1807 (Reg.-Bl. v. 1807. S. 660).

127) M. s. Moritz, Nov. 2. Aufl. Bd. I. S. 883 flg. u. v. Wendt,

Civilproz. Bd. I. 48 flg.

128) Verordnung v. 10. Nov. 18S2 (Reg.-Bl. v. ISN. S. 10S3). Mo

ritz, Nov. I. Bd. 2. Aufl. S. 869 flg.
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Die Staatsprocuratur ist bei den Bezirksgerichten mit einem

Staatsprocurator und einem Substituten, bei dem Appellationsgerichte

mit einem General- und zwei Staatsprocuratoren, bei dem Cassations-

hofe endlich mit einem Generalprocurator aus der Mitte der Oberappel-

lationsgerichtsräthe bestellt. Bei allen Gerichten finden sich ein oder zwei

Gerichtsschreiber und ein Gerichtsbote.

Alle Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, als Aufnahme

der Contracte, Testamente u. s. w. stehen mit Ausnahme der wenigen

den Friedensrichtern zugewiesenen den Notarien zu.

Advocaten und Anwalte sind in der Pfalz in einer Person

vereinigt.

In Criminalsachen werden die Polizeifrevel von den Frie

densgerichten und an Orten, wo diese nicht bestehen, von dem Bürger

meister, die Vergehen von den Bezirks- als Zuchtpolizeigerichten, und

die Verbrechen durch die Criminalgerichtshöfe mit Geschwornen gerichtet.

Diese bestehen aus einem Rache des Appellationsgerichtes als Präsiden

ten, aus vier Mitgliedern des Bezirksgerichtes, welches am Orte der

Assisen seinen Sitz hat, und zwölf Geschwornen, welche aus den zur

Wahl für die Standeversammlung berufenen Wahlmännern genommen

werden, und blos über die That zu erkennen haben. Außerdem gibt

es auch noch in besonderen Fallen Specialgerichte, aus acht Rich

tern (worunter drei Ofsiciere), bestehend aber ohne Geschworne, so daß

sie zugleich über die That und über die Strafe erkennen. Der Beru

fung (Geldstrafen unter 5 Franken ausgenommen) sowie, in den dafür

geeigneten Fallen, der Cassation wird allenthalben stattgegeben^).

Die Administrativbehörden haben auch in der Pfalz die

Judikatur in den meisten Fallen , in welchen sie in den älteren Kreisen

als Gerichtsbehörden für sogenannte administrative oder gemischte Rechts

sachen competent sind. —

Was nun endlich die rechtlichen Beziehungen bayer'scher Unterthanen

zum teutschen Bunde, zu Fremden und zum Auslande überhaupt

betrifft, so sind 1) über die rechtliche Verbindlichkeit der Beschlüsse der teut

schen Bundesversammlung für Bayern im Allgemeinen keine gesetzlichen

Bestimmungen vorhanden; vielmehr wurden bei den Verkündigungen

einzelner Bundesschlüsse, meist direct oder indirect, die verfassungsmäßi

gen und Souveränetätsrechte vorbehalten, und auch in den Regierungs

blättern bisher nur publicirt: die Beschlüsse von 1819, 1832 und 1833

über Preßfreiheit und Verbot von Zeitschriften, die von 1831 über die

allgemeine Cartelconvention , die von 1833 über die Adressen, welche

öffentliche Bundesangelegenheiten betreffen, und die von 1834 u. 1835

über das Schiedsgericht und die Spruchmänner.

2) Alle Personen welche sich des Gesandtschaftsrechtes zu

erfreuen haben, nebst ihren Familien und ihrem Dienstpersonale sind

von der Gerichtsbarkeit der bayer'schen Behörden als exterritoriales, in

allen Personalklagen, wo sie nicht als Kläger oder Jntervenienten oder

129) M. s. die Amtsblätter für den Rheinkreis von 1316—181S.
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Widerbeklagten auftreten, desgleichen in allen Straffällen befreit und

auch nicht verpflichtet als Zeugen zu deponiren ^°).

3) Andere Ausländer (ioreuses) können nicht nur in Real»,

sondern auch in Personalklagsachen vor den geeigneten baver'schen Ge

richten belangt werden, in so weit ihre in Bayern gelegenen Güter einen

zureichenden Erecutionsgegenstand darbieten, oder dafür angenommen

werden können.

Uebrigens genießen die Fremden in Bayern alle die bürgerlichen

und Privatrechte, die die Staaten, zu welchen sie gehören, den bayer'-

schen Unterthanen zugestehen.

Besondere Verträge über rechtliche Verhältnisse der beiderseitigen

Staatsangehörigen bestehen mit vielen Staaten, und es sollen dieselben

hier noch aufgeführt werden^).

Ueber die Freizügigkeit wurde schon unterm 20. Juli 1817^2)

in Folge der teutschen Bundesacte eine Verordnung erlassen, welche die

Nachsteuer- und Abzugsfreihejt für alle teutsche Bundesstaaten

publicirte, eben so 1831 die zwischen denselben abgeschlossene allgemeine

Cartelconvention. ,

Außerdem existiren darüber Verträge mit Frankreich (1804),

Rußland (1825), England (1837), Oesterreich, für dessen

sämmtliche Staaten (1807), Schweiz (1804), Jllyrien (1812),

den Niederlanden (1818), Neapel (1819), Parma (1822),

Polen (1828), Sardinien (1831), Griechenland (1835),

Dänemark (1833).

Allgemeine und zwar umfassende Jurisdictions-, neben diesen aber

auch besondere, auf einzelne Theile der Rechtspflege sich beziehende Ver

trage wurden nur mit Würtemberg (1821, 1824, 1825, 1827,

1829, Z832) abgeschlossen; außerdem aber in den Jahren 1827 mit

Hannover und 1818 mit Baden über die gerichtlichen Insinua

tionen; 1822 mit Preußen und Hessen-Darmstadt, 1830

mit Meiningen, 1826 mit Würtemberg, 1833 mit Sach

sen und Oesterreich, 1835 mit Kurhessen, 1836 mit Sach

sen Weimar, sämmtlich über die Forstfrevelz desgleichen

mit dem Großherzogthum Hessen 1820 und Kurhessen 1827

über das Armenrecht, mit dem Königreich Sachsen und den reu-

ßischen Häusern 1820 über die Vaganten, sowie mit ersterem

und Sachsen Weimar 1823 über die strafrechtlichen Ko

sten; mit S. Weimar, S. Coburg und S. Meiningen 1817

und 1818, mit dem reuß. Hausern 1827 über die Militar-

pflichtigkeit hinsichtlich der Auswanderungenz mit

Oesterreich für alle seine Staaten 1826 und Frankreich 1827

130) Ooäex iu<z. «. I. Z. 11. Vordn. v. 2l. Febr. 1789. in Maier's

,.-Samml. Bd. 5. S. 6.

131) 1. constit. Edict v. 26. Mai 1818 (Gesetz«, v. 1813. S. 46). Ge-

v. IS. Aug. 1828 (Gesetz«, v. 1828. S. 38).

132) Reg.-Bl. ,von 1817. S. 747.

46
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ein Militärcartelz mit derselben Macht 1821 und 1826 über die Li

quidation der Foderungen an dieselbe; mit den reuff.

Häusern 1828 über den Gantgerichtsstand; mit dem König

reich Sachsen 1830, mit Preußen und Kurhessen 1829 über

den Schutz gegen den Nachdruck; mit Oesterreich 1829 über

die Schuldenausgleichung; mit den Rheinuferstaaten 1831

über eine Schifffahrtsordnung; mit Oesterreich und dem Kö

nigreich S a ch s e n 1833 über die Verpflegung kranker Staats

angehörigen; mit mehreren Schweizercantonen 1834 über

die gegenseitigen Rechte der Einwohner beider Staaten

im Concurs; mit S. Coburg und Preußen 1834 über die

Correspondenz der Gerichtsbehörden; mit S. Altenburg

und S. Coburg 1834 über die Kosten der gerichtlichen Re

quisitionen; mit Würtemberg, Baden, Hessen, Nassau

und Frankfurt 1837 über das Münzwesen — wozu noch die

seit 1827 bis 1838 mit den meisten teutschen Staaten abgeschlossenen

Sollvereinig ungs- und Handelsverträge kommen. —

Man sehe über alle vorbemerkten Conventionen die bayer'schen Re

gierungsblätter der dabei angegebenen Jahre, wo sie sammtlich abge

druckt sind. l

W.

Beamte (wohl irrig und gegen den durch den Wohllaut gebo

tenen Sprachgebrauch von Einigen Beamtete geschrieben^)) sind

alle diejenigen, welche ein Amt bekleiden. Versteht man nun unter

Amt im weitesten Sinne dasjenige mit einer gewissen Würde verbun

dene Verhältnis), vermöge dessen eine Person einem Höheren verpflichtet

ist, zu einem bleibenden AweH innerhalb eines bestimmten Wirkungs

kreises gewisse Geschäfte fortdauernd zu verwalten ^), so wird der Be

griff eines Beamten sich hieraus von selbst gestalten. Eben so geht

aus diesem Begriffe hervor, daß der Höchste im Volke, der Trä

ger der Majestät, der Landesherr, nicht Staatsbeamter sein kann,

eben weil kein Höherer über ihm ist^). Wenn dennoch Joseph II. von

Oesterreich und Friedrich II. von Preußen ^) sich die obersten Diener

des Staates nannten , so konnten sie es nur in dem Sinne meinen,

daß sie die Obersten unter denen seien, die dem Staate zu nützen, ihm

zu dienen (reipubllose iuservirs, »o» servire) besonders verpflichtet

wären °). Selbst die teutschen mediatisirten Fürsten sind demnach nicht

1) Krug, encyclopädisch-philosophisches Lexikon unter dem Worte: Be

amter.

2) Krug a. a. O. u. d. W. Amt.

3) Anders verhält es sich mit dem Regenten, der dieß nicht iure proprio

ist; dieser kann zuweilen Staatsbeamter sein, wie jetzt der Regent in Bra

silien.

4) Dieser in seinem Anti-Macchiavel in den Oeuvre» ge k'reäerie II. pu-

Kliees äu vivsnt äe Ilsuteur, 1?. II. p. 2. und in seinen Oeuvres postkume»

1>. 6. p. 60.

6) Krug an dem in der I. Note angeführten Orte. Man vergl. auch
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Staatsbeamten 6). Je nachdem nämlich die Person des Höheren, dem

der Beamte verpflichtet ward, eine Privatperson oder eine öf

fentliche ist, wird auch das Amt ein Privatamt oder ein öffent

liches Amt, der Beamte ein Privatbeamter oder ein öffent

licher Beamter sein. Ob aber der Anstellende eine Privat- oder

öffentliche Person, ein Höherer oder Gleicher ist, darauf kommt es nicht

an. Der Patrimonialrichter z. B. ist ein öffentlicher Beamter, weil er

dem Staate zur Justizadministration verpflichtet ist; der Gutsrendant

ist eine Privatperson, wenn ihn auch der Gutsherr gerichtlich hat ver

pflichten lassen, weil er nur diesem verpflichtet ist, obgleich der Guts

herr beide Beamten angestellt hat, mag er auch einen höheren oder ge

ringeren Rang als der Patrimonialrichter haben. Ob der Beamte be

soldet oder unbesoldet ist, darauf kommt nichts an z denn die Besoldung

ist kein Lohn (ineroes) für niedere, mit einer gewissen Würde nicht ver

einbare Arbeiten, sondern ein Ehrensold (Kouorsriurn) So unter

scheidet sich der Beamte durch die mit dem Amte verbundene Würde

und seinen öffentlichen Charakter von dem blos um Lohn dienenden

Bedienten. Nicht alle öffentlichen Beamten aber sind Staats

beamten^), sondern sie sind dieß entweder (auch öffentliche Be

amte im engeren Sinne genannt), oder sie sind nur öffentliche

Beamte im weitesten Sinne, worunter auch solche Privatbeamte

begriffen sind, welche zugleich zu Erreichung gewisser Staatszwecke mit

verwendet werden^). Dahin gehören die Patrimonialrichter, die Com-

munbeamten, nicht die Beamten anderer Gesellschaften und Corporatio-

nen, z. B. Jnnungsbeamte , Eisenbahnbeamte u. s. w.^) Nur in

darüber die Definition des höchsten Beamten im Staate, des Ministers, in der

Schrift des Verf. dieses Artikels : Die Ministerverantwortlichkeit in konstitutio

nellen Monarchien, Leipzig 1833. Abschn. 1. S. 1.'

6) Maurenbrecher, Grundsitze des heutigen teutschen Staatsrechtes,

Frankfurt a. M. 1337. z. 136. Note i». gegen Vehr, Darstellung des rhei

nischen Bundes, S. 409. Luden Nemesis III. 2.

7) Krug a. a. O. u. d. W. Staatsdiener. Wenn das königlich

sächsische Staatsdienergesetz z. 1. (Gesetzsammlung v. 18SS. S. 169.) ein be

stimmtes jährliches Einkommen aus der Staatscasse mit zu den charakteristischen

Merkmalen des Staatsdieners in seinem Sinne rechnet, so ist dieß eine Ab

weichung vom gemeinen Recht und beabsichtigt klar, theils die Communalbe-

amten, theils diejenigen jungen Leute, welche dort zu ihrer Ausbildung um

sonst öffentliche Aemter verwalten, nicht zu den Staatsdienern rechnen zu las

sen, wie vielleicht sonst geschehen könnte.

8) Rehberg, die Erwartungen der Teutschen von dem Bunde ihrer

Fürsten, Jena 1835. S. 57.

- 9) Schmalz, das teutsche Staatsrecht, Berlin 182S. §. 348—360.

1«) Es versteht sich von selbst, daß wir zu den nicht öffentlichen Beam

ten dieser Art die zu den Versammlungen abgeordneten und überhaupt zur

Aufsicht über dergleichen Corporationen bestellten obrigkeitlichen, also öffentli

chen Beamten, zum Handwerk Verordnete, Handwerksdepu-

tirte, Handwerkscommissarien, Gildeherren, Amkspatrone,

Obmänner, Wetteherren, Morgenfprachsherren (man vergl.

Pier er, encyclopädisches Wörterbuch, Anhang des 26. Bandes, u. d. Worte

sunst, S. 7SS.) nicht rechnen.
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den neuesten Zeiten hat sich diese Unterscheidung näher herausgestellt,

da auch die Unzweckmäßigkeit der Verbindung der Staats- und Ge

meindeinteressen in den Communämtern naher dargelegt worden ist

Früherhin pflegte man — und noch jetzt wirken die Folgen dieser Ein-

theilung im Staatsdienerorganismus fort — dergleichen öffentliche Be

amte im weitesten Sinne mittelbare Staatsdiener zu nennen

und ihnen die unmittelbaren Staatsdiener entgegen zu setzen,

d. h. diejenigen öffentlichen Beamten, die wir, wie gedacht, nur

allein mit dem Namen Staatsdiener oder Staatsbeamten be

legen zu können glauben, die vom Staate selbst zu öffentlichen Zwecken

angestellt sind ^). Allein dann rechnet man die mittelbaren doch zu

den Staatsdienern es würden ihnen also alle Rechte und Pflichten

der Staatsdiener zukommen, die sie aber in der Regel nach den Staats

dienergesetzen ^) nicht haben. Diese altere Eintheilung und Benen-

. nung kann besonders in konstitutionellen Monarchien, wegen des den

selben beigemischten demokratischen Elementes, nicht mehr durchgeführt

werden, während in autokratischen Monarchien die Gemeindegeschäfte,

— denn von Eommunbeamten ist hier vorzüglich die Rede — durch

einen aristokratischen Magistrat verwaltet, in den Staatsangelegenheiten

gleichsam verschwinden, und das Interesse des Elfteren an den Gemein

deangelegenheiten in der Regel in den von ihm hauptsächlich zu besor

genden Staatsangelegenheiten untergeht^). Staatsbeamter,

S t a a t s d i e n e r ist also eigentlich nur derjenige Unterthan, welcher von

der höchsten Gewalt im Staate angestellt und dieser verpflichtet ist, ver

möge seiner Würde gewisse Geschäfte der Regierung im weitesten Sinne

fortdauernd zu verwalten. Durch das Fortdauernde des Verhält

nisses unterscheiden sich der Staatsdiener von den blos für einzelne Ge

11) Bülau, die Behörden in Staat und Gemeinde, Leipzig 1836. S.

342, 344 flg. Derselbe in P d l i tz, neue Jahrbücher der Geschichte, der Staats

und Cameralwissenschaften, Leipzig, Sept. 1838, S. 266—27«. v. Rotteck

und Welcker, Staats - Lexikon 6. Bd. 3. Lief., Altona und Leipzig 1838,

u. d. W. Gemeinde, S. 393.

12) Man vergl. Note 13 zum Art. Amtsverbrechen S. 223. des 1.

Bandes dieses Werkes; auch Klüber in dem nachstehend in Note 16 ange

zogenen Werke Z. 490.

13) v. Hohnhorst, Jahrbücher des großh. badischen Oberhofgerichtes

zu Mannheim, Mannheim 1823. 1. Bd. S. 269 : Ob ein Dorsschultheis oder

Ortsvorgesetzter als Staatsdiener anzusehen sei?

14) Z. B. herzogl. S. - Altenburg. Edict in Bezug auf einige Verhält

nisse des Staatsdienstes zc. vom 18. April 1831. §. 4 u. S. Königlich sächs.

Staatsdienergesetz vom 7. Mörz 1836. §. 2. Nr. 9. Gesetzsamml. S. 17«.

15) Bülau a. a. O. Danz, Handbuch des heutigen teutschen Privat

rechtes, 4. Bd. Stuttgart 1801. §. 433. S. 322 u. 326. In der in der

nächstfolgenden Note 17 angeführten Abhandlung v. Netelbladt's verbrei

tet sich derselbe auch über die Verhältnisse solcher Personen, die nicht vom Re

genten , sondern anderen Personen oder Behörden in Mecklenburg im Dienst

angestellt sind. Wegen Preußen vgl. P er th es in der in nachstehender Note
￼

17 angegebenen Schrift S. 42.
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schäfte bestellten Beauftragten, z. B. von Actoren und Procuratoren

des Staates, denen einzelne Prozesse vom Staate übertragen sind und

die dadurch allein nicht Staatsbeamte werden, wenn ihnen nicht z. B.

alle Prozesse einer gewissen Branche der Regierung fortdauernd über

tragen sind, wie die Kammer-, Finanz-, Steuer - Procuratoren, Lehns

und Regierungsfiscale zc., ebenso von bloßen Lieferanten zc. Vieles da

bei beruht jedoch auf willkürlichen Bestimmungen. So gelten in der

Regel die Lotterieeinnehmer, Collecteurs, Debiteurs der Loofe nicht für

Staatsbeamte ohnerachtet auf sie die oben angegebene Definition

des Staatsbeamten paßt"). In Teutschland pflegt das Wort Amt

noch in einigen sehr beschrankten Bedeutungen vorzukommen, und der

Vorgesetzte eines solchen Amtes pflegt dann vorzugsweise der Beamte

Amtsschösser, Amtmann genannt zu werden, obgleich dieser

, letzte Ausdruck auch oft von einem sehr niederen Amte (z.B. Eisen

amtmann in der bayer'schen Pflalz s. v. w. Frohn) gebraucht wird^).

16) Maurenbrecher a. a. O. §. 218.

17) Man vergl. Klüver, öffentliches Recht des teutschen Bundes, 3.

Aufl. Franks, a. M. 1831. Maurenbrecher a. a. O. §. 1S9, welcher in

der Note » die zu dieser Materie gehörigen nelien Gesetze einzelner Bundes

staaten (denen wir, außer den vorstehend in Note 14 genannten, noch die her

zogt, sachsen - coburg - saalftldische Verordnung, den Civilstaatsdienst betreffend,

vom 20. August 1821 beifügen, ingleichen die herzogl. coburg-gothaische Ver

ordnung , den Landesverwaltungsorganismus betr., vom 30. October 1823,

worüber nachzusehen ist die Abhandlung von Adolph Martin in dessen

Jahrbüchern der Gesetzgebung und Rechtspflege in Sachsen, 1. Jahrg. 2. Heft

Nr. XIV. S. 136), und in der Note b verschiedene Definitionen des Aus

druckes : Staatsbeamten aufführt, v. Netelb ladt, Rechtssprüche des Ober

appellationsgerichtes zu Parchim, 4. Band, Berlin 1834. Abh. 72. S. 142 :

1) Vom Begriffe eines Staatsamtes. 2) Wer ist zu den Staatsbeamten zu

rechnen zc. zc. Ueber die Literatur, das öffentliche Beamtenwesen im Allge

meinen betreffend, findet sich Näheres in Kappler, juristisches Promptua-

rium, Stuttgart 1836 und 1837, und Eickel, Repertorium über die in den

Jahren 1302 bis mit 1834 erschienenen Sammlungen ,c., Leipzig 1834 und

183S, Beide unter den Worten: Amt, Beamte, Staatsdiener,

Staatsdienst. Hier bemerken wir vorzüglich: Seuffert, von dem

Verhältnisse des Staats und der Diener des Staats gegen einander, im recht

lichen und politischen Verstände, Würzburg 1793. v. d. Becke, von Staats-

ümtern und Staatsdienern, Heilbron 1797. ».Gönner, der Staatsdienst

aus dem Gesichtspunkte des Rechtes und der Nationalökonomie zc., Landshut

1L«3. Schelhaß, Magazin des königlich bayer'schen Staats- und Privat

rechtes, 1. Bd., Ulm 1803. S. 8. Walch us, Politik der inneren Staats

verwaltung vder Darstellung des Organismus der Behörden für dieselbe, Hei

delberg 1323. Elsers, allgem. juristische Zeitschr. 1. Jahrg. 1828. S. 46,

181, 139, 461. Heffter, Beiträge zum teutschen Staats- und Fürsten

rechte, 1. Lief., Berlin 1829, Nr. II. S. 106 flg. Pfeiffer, practische

Ausführungen aus allen Theilen der Rechtswissenschaft, 3. Bd., Hannover

1831. S. 352 flg. und 613 flg. Perthes, der Staatsdienst in Preußen,

ein Beitrag zum teutschen Staatsrechte, Hamburg, Perthes 1338.

IL) Schon bei Golds st, Reichssatzungen, 1'oiv. I. 18«. in einer

Urkunde Kaiser Friedrichs III. kommt der Ausdruck Amtmann in der Bedeu

tung von Richter vor: Went wat men zo «n hant z« sprechen, bat füllen Sa
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Amt Heist nämlich auch ein für eine gewisse Verwaltung abgegrenzter

District (daher Pachtamtmann, Justizbeamter, Rentbeam

ter zc.), zuweilen eine zu einer Verwaltung niedergesetzte Behörde (Ju

stizamt, Marschallamt, Bauamt), besonders in Nordteutschland

s. v. w. Innung, häusig s. v. w. Graf- oder Herrschaft Die

Franzosen bezeichnen die öffentlichen Beamten mit dem Ausdrucke ton»

riousires publivs auch sZeus 6u pouvoir. Doch entspricht der letztere

Ausdruck mehr dem lateinischen «ttioisles r>ubliei, worunter man in

der Regel nur Unterbeamten verstand, von welchen die Befehle der

Oberbeamten ausgeführt wurden 2«), wie man denn auch die Arbeiten

der <M«I»1e» oder des, wie man lieber sagte, okkeium 21) «perse nannte.

Späterhin bediente man sich des erstgedachten Ausdruckes allerdings

auch bei einigen höheren Stellen, doch nie in dem Umfange, in welchem

wir das Wort gebrauchen 22). Dafür hatte der Römer in der That

kein allgemeines Wort. Er sprach von den Beamten überhaupt lieber

abstract (iLgvitste» , Iiouor«», I»uners, «kkoiuin, lüSAisrsriuru, IUK-

gistrstus)22), als persönlich, wie wir.

In den früheren Zeiten des römischen Staates, namentlich bis zu

den Zeiten der Republik, war 2^) die Organisation der Beamten sehr

einfach, ihre Zahl sehr klein; die Senatoren hatten Berathung und

Entscheidung über das, was der König ihnen vortrug, die criminalrich-

terliche Gewalt und die Administration; die 10 ersten übten eine Art

von Interregnum nach dem Tode des Königs aus, für welchen sie

auch dem Senat und den Curien einen Nachfolger vorzuschlagen hat

ten. Unter Servius Tullius wählten die Centuriatcomitien die, sonst

von den Curiatcomitien zu wählenden, jetzt nur von ihnen zu be

stätigenden, höheren Magistratspersonen, und entschieden über Krieg

verantwerden mit eyme Amtmann, der ein Pfleger over Sy is, van desKav-

sers wegen und in der Stat, dae die inne synt gesessen.

19) Strub e's rechtliche Bedenken, spangenbergische Ausgabe, Hannover

1827. 1. Bd. Beb. 106, S. 1S8. (V. 11.)

2V) ^pu>. Klet. I., da läßt ein ^eSiIi» durch einen OkKeisIi» die zum

Berkauf gebrachten Fische mit Füßen treten. ?«reelli»i totiu« l»tinit,ti«

lexieon, Vom. III. I,ips. et I,«n6irii 1835. ». v. okkeisli». Man vgl. auch

I,. 1. S. 27. V. 6s yuäestionikus (48. 18.): p«te» itszus äevreti grstisi»

tseers et emu per officium 6!straKi pudere.

21) I,. 1. v. 6e «per. Ilbert. (38. l.): Operss sunt 6iurnum otti»

«ium.

22) Lälvini lexicon iurickivum ». v. OklieisIZum vsria etc.

23) Siehe diein Note 20 am Ende angezogene Gesetzstelle.

24) (ZäMpiani 6s «IKei« et potestäts msßistrstuum Komsoorum «t

illrisgivtione libri 6no, Senevse 1725. Reiz's Vorlesungen über die römi

schen Alterthümer, Leipzig 1796. I'sb. XVI. flg. Bethmann-Hollweg,

Handbuch des Civilprozesses, 1. Abth. I. Bd. Bonn 1834. §. 3 flg. S. 36 flg.

Walter, Geschichte des römischen Rechtes bis auf Justinian, Bonn 1834.

1. Buch Cop. 18, 28, 42. Rein, das römische Privatrecht und der Civil-

prozeß bis in das erste Jahrhundert der Kaiserherrschast, Leipzig 1336. S. 21,

24/—31, 37—39,
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Frieden, sowie über Verbrechen, während die Curiatcomitien

ur über Bergehungen gegen die Rechte der Patrizier und über deren

Verbrechen zu richten hatten. Dieß blieb auch so (obgleich Tarquinius

Superbus auf einige Zeit es aufgehoben hatte) in der Hauptsache wäh

rend der Republik, außer daß an die Stelle des Königs zwei l)o»-

suis», anfangs praetor«» genannt, traten, der Senat die Haupt

behörde wurde, die übrigen Beamten aber nur Völlstrecker der Befehle

des Senates waren. Dieser hatte auch die criminalrichterlichc Gewalt

über die Staatsverbrecher, die Consuln für sich aber über die Privat

verbrecher; doch wurde immer mehr von alle dem an die «,usej>tioue»

r,erpetuse verwiesen. Nur kamen nach und nach hinzu: 1) der

victstor, dieser mit der höchsten Macht für außerordentliche Fälle

bekleidete Beamte. 2) Diel'ribuiii plebls oder l'rikuvi ple-

bei oder 1>Ib. plebi, seit dem Jahre Roms 261 von den Tri-

butcomitien erwählt, früherhin zwei, späterhin fünf, eine Art Controle

des Senates, denen ein Veto gegen die Senatsbeschlüsse, Verhinderung

der Conscription, eine Art von Entscheidung der Rechtshandel in zwei

ter Instanz und das Recht, Volks- und Senatsversammlungen zu be

rufen, zustand (ihre Subalternen waren die Vistore» im Gegensatze

zu den Victore» der Staatsbeamten). 3) Die ^eckile», welche vor

züglich die Polizei in ihren verschiedenen Zweigen zu verwalten hatten,

und anfangs blos vom piek» (zwei seäilesplebi«, die zugleich

die gegen den xleb» begangenen Vergehen anzuklagen hatten), später

hin zur andern Hälfte auch von den Patriziern (zwei seäile» «u-

rules) gewählt wurden. 4) Außer denjenigen Yusestore», wel

chen die kzuaestloues perpetuse^) übertragen wurden, um wegen ver

mehrter Anzahl der sonst von dem Volke gerichteten Verbrechen

dieß Richteramt auszuüben, die Administrativ-Yusestare» , Steuer

einnehmer, deren Wahl übrigens auch früher vom Könige, nachher von

den Consuln, zuletzt von den Eenturiatcomitien erfolgte. Ihr Amt war,

besonders späterhin, sehr einträglich, obgleich weder sie noch ihre unter

geordneten Zahlmeister die Einnahme selbst hatten. Letztere erhielten

vielmehr das auszuzahlende Geld erst von den 1'riKuni serarli,

den eigentlich unabhängig stehenden Cassirern. Die Zahl der Quästoren

stieg unter Sulla bis zu zwanzig^). Mehr bildete sich das Beamtenver-

hältniß seit Errichtung der Zwölftafelgesetze aus. Der Senat verlor zwar

keines seiner Rechte, aber es kamen, wahrend statt der Eonsuln l'ri-

buni militum cum ««usulsri potestste 27) eintraten, an

dere Magistraturen hinzu, namentlich dierOensores, welche das ein-

26) D. i. die ständigen Criminalgerichte. Van vergl. Aachariä, I^u-

ein» Oornelüu» Sülls, genannt der Glückliche, als Ordner des römischen Frei

staates, Heidelberg 1834. I. Abth. S. 66. 2. Abth. S. 3S, 126, 162, 1S7.

26) Schlosser, universalhistorische Uebersicht der Geschichte der alten

Welt und ihrer Cultur, 2. Th. 1. Abth. S. 468. Note y.

27) Nur derjenigen obersten Offiziersstellen gedenken wir Hier, die in Be

ziehung zur Civiiverwaltung stehen; die anderen, als nicht hierher gehörig,

ubergehen wir billig.
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zige von den Rechten der Consuln nicht auf die l'rib. r»1Ut. überge

gangene Amt, die Censur verwalteten, d. h. sie hielten die taKuls»

«ensoris», Zinstafeln, sowohl Behufs der Aushebung, als der Steuer.

Erst spater entstand daraus ein Sittenrichteramt, und die Censoren wur

den sogar die obersten Finanzbeamten. Die praetor«» erhielten von

den Attributen des Consulats die richterliche Gewalt; der erste wurde

wegen Abwesenheit der Consuln im Felde, um unter den Staatsbür

gern Recht zu sprechen — praetor urbanu» — der andere erst zur

Zeit des ersten punischen Krieges, um die Streitigkeiten zwischen Bür

gern und Nichtbürgern zu entscheiden («ui iuter eive» et pereAriuo«

ius ciivlt) — praetor pereZriuu» — gewählt. Unter Calpurnius

Piso wurden noch vier hinzugefügt, und Sulla vermehrte ihre Zahl auf

acht. In gewisser Axt concurrent mit den Censoren treten nunmehr

die^,eäiles auf, jetzt polizeiliche, rücksichtlich ihrer Attribute schwer von

den Censoren zu sondernde Beamte. Sie hatten sehr viele Unterbeam

ten unter sich, da ihnen die Besorgung der öffentlichen Baulichkeiten

oblag, und diese sehr groß in Rom waren, weßhalb unter ihnen sehr viele

Rechnungsbeamte, Schreiber, Baumeister, Meßkünstler und Gewerken

aller Art standen^). Die Unterbeamten^) waren nämlich theils

vom Senat oder Volke selbst gewählte eigentliche Unterbeam

ten, welche nicht unter den Censoren, Consuln, Pcätoren, Aedilen

und Quästoren standen, wie die triumvirl novturui, luonstales, «s-

pitsle» (Polizeibeamte, die nur allein 8 Lictoren unter sich und die

Beaufsichtigung der Gefangnisse und Vollziehung der Strafen zu be

sorgen hatten 2")), triuruviri rek«isullsriurt ssciium, reKvieudis muri»

turrikusnue , «ouc>ulrelicll8 sseris, o'eo'uveucjis volouü», ciivicluucli»

SAris et«, ciuuinvirl ciealvanclis seciibus, ciuumv. nsvslikus , rirse-

kevti auouae, «urstores vlarum, eonczui8itores etc., theils Subal

ternen der obengenannten höheren Beamten («pparitore»), un

ter welchen die Schreiber und Rechnungsführer (svribae) die

wichtigsten waren und in Rom eine bedeutende Beamtenkaste bildeten.

Am tiefsten standen unter ihnen die eigentlichen Diener jener höheren

Beamten (s««e»si), welche, um sie mehr in der Hand zu haben

und nicht erst durch Prozeß, wie das bei freien Bürgern nöthig gewe

sen wäre, über sie zu verfügen, aus den Sclaven und Freigelassenen

der sie anstellenden hohen Beamten genommen, und daher auch s ervi

publivi genannt wurden, obgleich man unter diesem Ausdrucke oft

sehr angesehene Männer verstand. Es waren nämlich unter diesen

Aemtern häufig sehr bedeutende, oft mit Geld erkaufte, wie das Amt

der prsevones. Auch die zahlreichen I^ivtors» gehören dazu. Eine

große Veränderung rücksichtlich der römischen Beamten ging vor, nach

dem unter Octavianus Augustus sich die Republik allmälig, aber gänz-

28) Schlosser a. a. O. S. 467 und 463. Note u.

Daruber umständlich Schlosser a. a. O. S. 463 flg.

S«) Zachar,i a. a. O. 2. «bth. S. 148.
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lich auflöste ^^)^ Zwar blieben dem Namen nach lange Zeit die Wür

den der römischen Republik, aber ihre Bestimmung ward ganz verän

dert, mindestens war, in wie weit sie die Freiheit der Republik wahren

sollten, ihre Stellung so, daß dieser Zweck unmöglich gemacht wurde.

Sie waren sämmtlich, selbst die Consuln (dem Namen nach immerfort

die obersten Beamten) und der Senat, nur Diener der kaiserlichen Ge

walt. So mußte der Letztere die Gesetze, welche der Kaiser vorlesen

ließ, bestätigen und nach Borschrift des Kaisers die höheren Magistrate

wählen, ja sogar darnach die Criminaljurisdiction ausüben. Die kon

sularische Gewalt wurde, gleichsam nur als Titel, sehr Vielen verliehen,

daher der Unterschied in L«usu1es «räinsril und sukkevti.

Die Yusestores verloren ganz ihre vorige Stellung, und wurden

vom Kaiser gleichsam als Generalcommissarien gebraucht, in dieser Qua

lität in die Provinzen geschickt und zur Verkündigung der Befehle des

Kaifers an den Senat verwendet, daher sie nunmehr den Namen Lsu-

ckiääti vrineivis führen. Die 1'ribuui, ihrer ersten Bestim

mung nach Controleurs des Senats, wurden aus seiner Mitte gewählt,

Censoren gab es nicht mehr, außer wenn der Kaiser oder sein Mit-

rezent diesen Titel annahm. Nur die Prätoren waren noch ziem

lich in ihrer vorigen Stellung rücksichtlich der Civiljurisdiction, sorgten

aber auch für die quaestioues pervetuse ; ihrer sollen 16 gewesen sein.

Aber die ^eäil es waren durch die praekeciti urbi sehr beschränkt,

und ihrer wird seit dem dritten Jahrhunderte nicht mehr gedacht. Zwei

neue höchst einflußreiche Stellen wurden nämlich unter August errich

tet: 1) der ?rseke«tu» nrbi, Stellvertreter des Kaisers in dessen

Abwesenheit, höchster Polizeidirector und Criminalrichter, auch in städti

schen Prozessen die höchste Appellationsinstcinz; 2) der ?r»eLe«tu»

prsstori«, der militärische Oberbefehlshaber, der aber nach und nach

Antheil an allen wichtigen Geschäften erhielt und in Civil- und Crimi-

nalsachen (ohne Möglichkeit der Appellation an den Kaiser) in letzter

Instanz entschied. Die späteren Kaiser vermehrten nun diese Aemter

unendlich; dieß that vorzüglich Constantin der Große ^), unter dem

wir schon den Titel Oomes, welcher nicht ein eigenes Amt bezeich

net, für einzelne Beamte finden, die dadurch eine besondere Auszeich

nung erhalten sollten^). Deren gab es drei Grade: O «mit es

nrimi, sevuucli, tertii ordinis. Die vorzüglichsten darunter

waren die Oomites «onsistoriaoi, Mitglieder des Consisto-

rium, das schon unter Hadrian an die Stelle des unter Augustus

und Tiberius bestehenden geheimen Rathes (suäitoriui» ». ««u-

siliu in) trat. Allein die Ausbildung des Beamtenorganismus stei

gerte sich immerfort, so daß nunmehr umständliche systematische Ver-

31) Rein a. a. O. S. SS flg.

32) KügiAer, 6e «urislibus imperii Komäni vost Lonstsntiaiim KI.,

Vrät!sls,viae 1833.

33) Rein a. a. O. S. 62. und SsvKii Kistoris iurispruckentiäs ro>

msnäe, sä. 4. liipsiäe 17LZ. l^ib. III. vsj>. HI. F. 4.
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zeichnisse der Beamten nöthig wurden^), worunter besonders eines un-

ter dem Namen der votitiä äigultstuui g^s dem Ende des 4. oder

Anfang des 5. Jahrhunderts bekannt ist 2°). Höchst verwickelt erscheint

jetzt dieses Beamtensystem. Wir erwähnen indeß davon nur noch,

daß damals schon Hof- und Civildienst (okkiois pslätius et «i-

vili s) unterschieden waren, und daß schon unter Theodosius dem Gro

ßen eine gewisse Rangordnung^) unter den Beamten festgesetzt wurde,

vermöge deren sie je nach der Höhe ihrer Würde auf die Titel: Mu>

strvs , »pevtskile», elsrissirni oder ^erksvtissiuii Anspruch hatten

So war die Sache zur Zeit der justinianischen Gesetzgebung gestaltet,

und gegenwärtige aphoristische Skizze wird wenigstens vor irriger An

wendung der das Beamtenwesen betreffenden justinianischen Gesetzstellen

auf unser jetziges Beamtenverhaltniß schützen^). Denn überhaupt muß

das Beamtenwesen sich streng nach der Cultur derjenigen Nation, von

welcher eben die Rede ist, bilden; namentlich müssen die Beamten um

so mehr Bildung und Einsicht haben, je höher der Grad ist, auf wel

chem die Cultur ihrer Nation steht.

In Teutschland finden wir in den frühesten Zeiten eigentliches

Beamtenwesen nicht. Nachdem die einzelnen teutschen Völker und

Volksstämme zu einiger Consistenz gelangt waren, übten die Landes

und Lehenherren über ihre Vasallen, die Grundherren über ihre Leibei

genen und Grundholden Regierungs- und richterliche Rechte, vermöge

jener landes- und grundherrlichen Eigenschaft, aus. Das Richteramt,

das erste, wovon wir selbst in den rohesten Zeiten Teutschlands einige

Notiz finden, wurde von Obrigkeiten der Gemeinden gehandhabt, er

nannt durch Wahl aus den edeln Geschlechtern^"). Späterhin erscheint

der Richter als vom Könige bestellt; man findet nunmehr den Graf

(««ins») mit seinen Stellvertretern und Gehilfen (inissi «omi-

ti»), auch Unterrichter, welche für bestimmte Gemeinden waren

(Lelltsusrii bei den Franken und Alemannen, Schultheis

34) Bdcking, über die »otitia äignitawm utriusque impsrü, Bonn

1834. S. 31.

36) Das Ganze hieß wahrscheinlich: Notitm äignitstum sSministrsti«.

numqus omnium totiii» imperü (Bdcking a. a. O. S. 90). ^leisti und

k'sbricius nennen es: Inckex clignitstum; KvKonKovsn: Vignitstes sä-

ministrätionesqu« roinans«, und zwar noch mit mehreren Ausätzen (Bdcking

a. a. O. S. 87 flg.).

36) Bdcking a. a. O- S. 119.

37) S » « K I. «. §. 14.

38) Eine alphabetisch geordnete Erklärung der in dem justinianischen

Codex und den Novellen vorkommenden Titel- und Würdenbezeichnungen von

Sintenis findet sich im letzten Bande der Uebersetzung des Oorpu» iuris

«ivills von Otto, Schilling und Sintenis, Leipzig 1834.

39) Glück in seinem Pandectencommentar hat am Ende des 2. Theiles,

Erlangen 1800. z. 183. S. 698 flg., ein Verzeichniß der darüber handelnden

Pandectentitel und eine kurze Erklärung der vorzüglichsten Beamtenstellen.

40) Eichhorn, teutsche Staats- und Rechtsgeschichte, 4. Ausg. 1. Th.

Göttingen 1834. z. 14b. u. 74.
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ßen, 8«ul6s,ii bei den Langobarden, Scelta bei den Friesen).

Ein Unterbeamter des 0«nteu»riu» war der D««»nu». Nachdem

nun im 9. Jahrhunderte Kaiser und Ritter den Nutzen ganzer befe

stigter Orte (oivitste»), im Vergleiche mit den Burgen, als Schutzwehr

gegen die Streifereien wilder Völker, erkannt hatten, von den Bischöfen

im 10. Jahrhunderte die Bischofssitze zu Immunitäten erhoben worden

waren und die Grafengewalt in den Bischofssitzen auf bischöfliche

Vögte übergegangen war, so bildeten sich nach und nach im 12.

Jahrhunderle in allen größern Städten, nach dem Beispiele der Römer,

Gemeinden mit einem die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten verwal

tenden Gemeinderathe («i^e» späterhin «ousule» genannt),

woraus der kaiserliche oder bischöfliche Voigt seine Schissen nahm. Die

ses alles führte endlich zu einer selbstständigen Verwaltung der Gemein

den durch den Gemeinderath, an dessen Spitze die mäZistri «i-

vinin, msßistri eonsuluin, Bürgemeister standen, so

daß gedachte Vögte und Schultheißen wenig oder keine Gewalt mehr

behielten So gestaltete sich nach und nach in Teutschland die Ge-

meindeverfassung in der Maße, daß die Verwaltung der Gemeinde-

angelegenheiten durch einen selbstgewählten Stadtrath ein Hauptcrite-

rium einer Stadt wurde. Jndeß hatte in der Regel der Magistrat nur

die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten und nebenher die niedere Poli

zei nebst Rüge - und summarischen Rechtssachen zu verwalten. Nach

Ausbildung der Landeshoheit wurde dieß aber beschränkt ^), jedoch mit

um so geringerem Einflüsse des LandesKerren auf Anstellung und Ver

waltung der Beamten, je größer die Gemeinde war. In den Dörfern

oder Bauerschafken einzelner Höfe wurden die Schulzen, Bauer

meister, Heimbürgen, Gräben, Richter sammt einigen S chöp-

pen, auf den Domänen die Amtmänner, Oberamtmänner,

Amtsräthe, Drosten, Amtshauptmönner, in den Flecken

und Mediatstädten die Bürgemeister und Rathmänner, als un

mittelbare Localobrigkeit , von den Grund- bezüglich Landesherren oder

von deren Beamten ^) ernannt. In größeren Städten hingegen wur

den der Stadtmag istrat und an dessen Soibe die Bürgemei

ster, Oberbürgemeister (L«»»nle», prooousul«», Klsgistri «on-

,ul>lln, Kevtore» ««„siill), Rathsmeister, Städtemeister,

Stadtpfleger, Ammeister, Stadtpräsidenten, Stadtdi-

rectoren, ingleichen die Rathsherren, Stadträthe, Stadt

männer (c«u»ules ^)), den Mitteln der Stadt selbst gewählt

und nur vom Landesherrn bestätigt, indem gewöhnlich die Rathscolle-

 

41) Eichhorn a. a. O. 2. Th. Gdttingen 13SS. §. 224, 243, 310.

42) Danz a. a. O. S. 319 u. 320.

43) Schmalz a. a. O. §. 332.

44) Der Name Konsuls» et Senstore», Bürgemcister und Rath,

wurde erst im 13. Jahrhunderte von einigen größeren Städten nach dem Bei

spiele der römischen Städte angenommen und ist dann ziemlich allgemein nach

geahmt worden. Runde, Grundsätze des teutschen Privatrechtes, 6. Ausg.,

Gdttingen 1SZ1. Z. 433.
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gien sich selbst durch Wahl ergänzten^). Dadurch erhielten die Raths-

collegien einen ganz aristokratischen Character^), welcher in den neue

sten Zeiten veranlaßte, daß diese Ergänzung der höchsten Stadtbeamten

großentheils aufgehoben und derjenigen Corporation übertragen worden

ist, welche schon aus früheren Zeiten in mehreren Städten, wiewohl in

beschränkterer Maße, unter dem Namen äußerer Rath (im Gegen

satze von dem oben erwähnten Magistrat, oder inneren Rath),

der größere, untere Rath, Oberalte, Bürgerdeputirte,

Gildendeputirte, Rathchverwandte, Bürgervorsteher,

Genannte, Wohlbenahmte und, nach ihrer Zahl, Hundert

männer, Einundfünfziger, Neuner, Dreier, bestand.

Neuerlich, besonders seit dem Jahre 1830, übt diese Corporation unter

dem Namen Stadtverordnete, Bürgerausschuß, Commun-

repräsentanten ?c. einen größeren Einfluß auf die Gemeindeange

legenheiten aus. Uebrigens werden die Rathsmitglieder entweder von

Seiten der Commün in der angegebenen Maße selbst gewählt, bedür

fen aber dann jedesmal der landesherrlichen Bestätigung, oder von Sei

ten der Commun werden Einige dem Monarchen zur Auswahl und

Ernennung vorgeschlagen^). So ist es z. B. im Königreiche Preu

ßen rücksichtlich der Bürgemeisterwahl. In mehreren Städten zerfällt

der Magistrat in zwei oder drei Räthe, welche zu gewissen Zeiten mit

einander abwechseln, so daß nur einer davon (der regierende Rath,

im Gegensatze von dem ruhenden) am Regiment ist^). Die Sub

alternen wählt gewöhnlich der Rath, nur in einigen kleinen Landen bis

zum Rathsdiener herab das Stadtverordnetencollegium. In manchen

Städten hat der Landesherr noch jetzt einen Voigt, Stadtschult-

heZß, Stadtdirector, Polizeidirector, der Justiz und Poli

zei verwaltet und den Borsitz im Magistrate führt ^). Bis gegen das

Ende des 13. Jahrhunderts hatten, mit Ausschluß der erwähnten Ju

stizbeamten, rücksichtlich deren besonders auch die fränkischen luissi

als außerordentliche Richter merkwürdig sind, die Lan

desherren, obgleich schon im ripuarischen Gesetze der Beamten erwähnt

wird, die vom Willen des Königs abhingen ^°), für die eigentlichen Re

gierungsgeschäfte in der Regel keine besondern Beamten. Ihre Kanzlei

wurde durch den Hofcaplan und einige Schreiber gebildet^), bw der

Papst den Geistlichen das Studium des Rechtes untersagte ^^). Auf

diese letztere Veranlassung wurden, wiewohl erst späterhin im 16. und

45) Schmalz a. a. O. z. 346, 347. Runde a. a. O.

46) Bülau a. a. O. S. 349, 351 flg. Runde a. a. O. Z. 434.

47) Danz a. a. O. S. 321.

48) Danz a. a. O. S. 322.

49) Runde a. a. K. 432.

50) Türk, Vorlesungen über das teutsche Privatrecht, Rostock u. Schwe

rin 1832. S. 112.

51) Eichhorn a. a. O. 2. Th. §. 303. 4. Th. Göttingen 1836.

Z. 649.

52) Schmalz a. a. S. §. 323.
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17. Jahrhunderte, nach dem Beispiele Kaiser Maximilians 1.°^), Col-

legien eingerichtet, welche den Landesherrn unter dem Namen des H o f-

raths, der Kanzlei oder Regierung, umgaben und von einem

Kanzler dirigirt wurden. Die Einkünfte des Landesherrn wurden

durch ein besonderes Collegium, die Kammer, Hofkammer, ver

waltet. Weil aber den Collegien die geheimsten und vertrautesten Re

gierungsangelegenheiten nicht übertragen werden konnten, so legte sich

der Landesherr noch besondere geheime Räthe zu, aus denen erst in

den später« Zeiten die Minister und Ministerien entstanden. Daß

über alle diese Beamten der Landesherr frei disponiren, sie absetzen,

versetzen zc. konnte, war damals unbezweifelt ^). Eigentliche Staats

diener gab es nicht, sondern sie waren mehr landesherrliche Diener °°).

Die obern Justizbehörden wurden gewöhnlich den immittelst entstandenen

Reichsgerichten, die Regierungen dem Reichshofrathe, die mit jenen gro-

ßentheils concurrente Jurisdiction übenden Hofgerichte dem Reichskam

mergerichte nachgebildet, sowie überhaupt die teutschen Landesherren, so

lange sie noch nicht die volle Souveränetät hatten, in ihrem Beamten

wesen das kaiserliche nachahmten^).

Zur Zeit des teutschen Reiches rechnete man nämlich das Recht,

Aemter «nd Würden zu ertheilen, unter die vorzüglichsten Ausflüsse der

kaiserliche n Majestätsrechte und der gesetzgebenden Gewalt^) ; doch mo-

disicirte sich die Sache sehr bald so, daß, mit Ausschluß der zur Aus

übung der kaiserlichen Gewalt, als solcher, nöthigen Aemter, der Kaiser

in den einzelnen Territorien keine Aemter ertheilen konnte, außer in

wiefern das Recht dazu ihm ausdrücklich reservirt war. Zu solchen in

den einzelnen Territorien wirksamen kaiserlichen Beamten, Aemtern und

Würden gehörten die Ob er- und Unterhofpfalzgrafen (««mir»»

^>slsiiiii, luasiore» «t minor«», eomiis» ssvri pslatii I^stersneusis),

welche mit dem Erlöschen des teutschen Reiches untergegangen sind;

die kaiserlichen, öffentlichen, geschworenen Notarien

(»otkrü z>»bllei «ssssrei iursti), wofür, feit Auflösung des Reichsver

bandes, in fast jedem einzelnen teutschen Staate Staats- oder Ter

ritorialnotarien existiren; endlich die academischen Würden

(MsAistri, Dovtore» , l^ioentisti, Lsooslsursi, ?ostse isuresti et«.),

welche sonst nur unter Autorität des Kaisers, jetzt des jedesmaligen Lan-

herrn ertheilt werden^). Der Natur jedes Amtes, welche einm dazu

persönlich fähigen Mann fodett, sind die Erbämter entgegen, deren

mehrere, jedoch vorzüglich Hofämter, zur Zeit des teutschen Reiches exi-

stirten, und zwar nicht blos kaiserliche; vielmehr hatten auch die an-

SS) Schmalz a. a. O- Z. 325.

64) Eichhorn o. a. O. 4. Th. §. 649.

66) Murhard, in der, in Note 66 angezogenen Schrift, S. 1.

66) Litruvii «orpus Iuris publici, ^euse 1738. «ap. 2V. §. 2O.

b?) kiitter eiemonw iuris public! Asrmsuici, I^lb. V. «sp. HI, S.

341. wo sich auch die dießfallsige ältere Literatur findet.

SS) ?i!ttsr I. °. sect. I. §. 342 sz. Klüber a. a. O. §. 491.
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dem Fürsten Teutschlands sogar Bischöfe »») und Klöster das

Recht solcher Erbämter. Rückfichtlich der Hofämter kann dieses Recht

noch jetzt den Landesherren nicht abgesprochen werden ^), während

die Errichtung von Erbstaatsämtern, ebenso die den allgemeinen Quali

fikationen zu einem Staatsamte widersprechenden adeligenAemter^)

den mehresten teutschen Constitutionen entgegen laufen. In diesen ist

nämlich bestimmt, daß die Geburt keinen Anspruch auf ein Staatsamt

begründen soll , eine Verordnung , die jetzt in vielen teutschen Staaten

durch die unbesoldeten Staatsämter umgangen wird ^). In einigen

Landen finden sich noch Spuren der früheren Erbämter in Dorfcommu-

nen unter dem Namen Er bricht er, deren Befugniß zur Erlangung

des Amtes , wenn sie nämlich tauglich dazu sind, auf dem Besitze des

Erbrichterlehens beruht.

Schon während des teutschen Reichsverbandes hatten die teutschen

Reichsfürsten, wie aus Vorstehendem sich ergibt, das Recht der Aem-

terbestellung und alle damit zusammenhängenden Befugnisse^). Allein

noch unbestrittener steht ihnen dieses Recht unter dem Namen Ho

heitsrecht der Staatsämter, Aemterrecht (ws mrmeruui

publieoroi»), seit Erlangung der vollen Souveränetat, zu — ein Recht,

das nicht nur die Ernennung der Beamten selbst in sich begreift, son

dern auch die vermöge des Oberaufsichtsrechtes zustehende Bestätigung

der von Privatpersonen und Corporationen im Staate ernannten öffent

lichen Beamten, ingleichen die Uebertragung des Aemterrechtes selbst

und derjenigen Functionen der Staatsgewalt an andere Personen, welche

ihrem Wesen nach von der regierenden Gewalt abgesondert sein müssen,

besonders der Rechtspflege 6°). Sehr richtig wird behauptet: Der

59) ?üt,ter I. e. I.id. IV. «sp. IV. §. 309.

60) Sitruv I. «. esp. 19. §. 24.

61) Jldephons Ruedorffers, zuverlässige Nachricht von de» alten

Erbhofbeamten des berühmten bayer'schen Klosters Rot am Inn, in Sie.

benkees, jurist. Magazin, 1. Bd. Jena 1782. Nr. XII. S. 1S2.

62) Klüber a. a. O. K. 495.

63) Klüver a. a. O. §. 489.

64) Man vergl. den Aufsatz des Verf. dieses Artikels: Ueber unbesoldete

Aemter, besonders Communalämter, S. 344, in der Zeitschrift für Rechtspflege

und Verwaltung, von dem voigtlündischen juristischen Vereine 1. Bd. 4. Heft,

Leipzig 1838. S. 345. Um so interessanter ist der Rechtsfall über einen von

dem vormaligen Erzbischof von Straßburg verkauften resp. zu Lehen gegebe

nen Staats- und Hofdienft: Zlnnalen der großh. badischen Gerichte von 1834,

Nr. 8. Hohnhorft a. a. O. 10. Jahrg. 1836. S. 2S3.

65) ?ütter I. v, I,id. V. »ect. II. S. 353 »q.

66) Schmid, Lehrbuch des gemeinen, teutschen Staatsrechtes, Jena

1821. ß. 46 u. 64. Klüber a. a. O. §. 487. v. Aretin, Staatsrecht

der constitutionellen Monarchie, 1. Bd. 1. Th. Nr. III. K. 9. S. 17S. Nr.

IV. z. 2. S. 186. und Note S. S. 188, wo mehrere dießfallsige Vorschriften

einzelner Constitutionen angeführt sind. Dasselbe und bezüglich umstündlicher

findet sich rücksichtlich teutscher Constitutionen in Murhard, die kurhessischc

Berfassungsurkunde erläutert ,e. 6. Lief. Cassel 1334. S. 18. v. Grub er,

Abhandlungen über Gegenstände des öffentlichen Rechtes des teutschen Bundes
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Staatsherrscher ist in dem Grade mehr oder weniger (6e f»vw) Staats

herrscher, in welchem die Vergebung der StaatsZmter mehr oder weni

ger von ihm abhängt, und er bleibt dieß, wenn und so lange ihm auch

nur dieses Recht verbleibt^). Vorzüglich wichtig ist in konstitutionel

len Staaten das Recht des Monarchen, die Minister zu ernennen und

zu entlassen Der Inbegriff der Kenntnisse , welche zu Ausübung

des Aemterrechtes gehören, heißt die Beamtenlehre. Manche Con

stitutionen beschranken die Ausübung dieses Hoheitsrechtes. So rück

sichtlich des Präsidenten die nordamerikanische (Art. II. Abth. 2. §. 2.)

und rücksichtlich des Monarchen die belgische, die würtembergische , hc>-

henzollern-sigmaringsche, die kurhessische u. s. w., in welchen in der Ren

zel die Ernennung des Beamten an die Vorschlage der Behörden

gebunden ist ^). Ueberhaupt ist die Ertheilung der Aemter jetzt, w>>

der Staatsbürger nach Erlangung der vorgeschriebenen Qualifikationen

ein gewisses Recht darauf hat, nicht mehr blos ein Act der Gnade,

wie in früheren Zeiten ^"), sondern in gewisser Art ein Act der Gerech

tigkeit"). Im Allgemeinen ist zwar nach staatsrechtlichen Principien der

Monarch berechtigt, zur Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten, aber

auch nur dazu, von den Unterthanen Dienste zu fodern, und dieser

Berechtigung entspricht die Verbindlichkeit des Unterthanen, Staatsdienste

zu leisten; jedoch darf der Regent dieß Recht nur mit möglichster Scho

nung der Unterthanen und mit strenger Gerechtigkeit ausüben, so daß

Keiner vor dem Andern beschwert werde. Daher kann der Monarch

von allen seinen Unterthanen, so lange sie körperlich dazu tauglich sind,

zwar körperliche, aber nicht intellektuelle Dienste fodern, zu denen eine

besondere individuelle, nicht allen Unterthanen anzusinnende Vorberei

tung nöthig ist. Die Geschichte lehrt, daß die Verpflichtung zur An

nahme von Staatsamtern in den verschiedenen Staaten bald starker,

bald schwächer ist. In der reinen Monarchie ist diese Verpflichtung in

der Regel in das Gewissen der Unterthanen- gestellt und die Aemter

sind eben deßhalb besoldet; in der Aristokrasie und Demokrafle sind die

Aemter Staatsbürgerpflicht, Staatslast und zum großen Theile unbe-

und des Staatsrechtes der Bundesstaaten, 2. Heft, Stuttgurt 1836, Nr. IV.

und VIII.

67) Aachs riü's vierzig Bücher vom Staate, 4. Bd. 2. Abth. 35. Buch

3. Hauptst. S. 316.

68) v. Aretin a. a. O. Nr. V. §. 6. S. 211. und Murhard a. a.

O. S. 19.

69) Murhard a. a. O. S. 2«, 21, 3« u. 64 flg. und die angezogene

Ministerverantwortlichkeit Abschn. 91 flg. S. 177 flg.

7«) Murhard a. a. O- S. 1.

71) A. B. in manchen Staaten, wo die Candidaten der Rechte nach der

Reihenfolge ihrer Censuren und Examinationszeit in die Advocatur einrücken;

dann wo nur für gewisse Fülle die Zulassung Auswärtiger zu Staatsämtern

stattfindet — eine Art von Zunftzwang, der eben so sehr der guten Aemterver»

waltung, als dem wissenschaftlichen Geiste entgegen ist, in welchem der Staats

beamte gebildet sein soll — ferner da, wo in CollegKn in die höheren Stelle»

nach dem Dienstalter aufgerückt wird u. s. w.
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soldet. Sobald die römische Republik aufhörte, wurden die Aemter be

soldet. In den autokratischen Staaten Teutschlands waren die Aemter

in der Regel besoldet, und zu ihrer Annahme konnte Niemand gezwun

gen werden. Seit Teutschland durch seine Repräsentativverfassungen

einige demokratische Elemente dem Königthume zugesellt hat, finden sich

in den aus diesen Elementen entsprungenen Institutionen unbezahlte

Ehrenamter, deren Annahme eine durch Strafen erzwingbare Staats

bürgerpflicht ist 52). Zu den besoldeten intellectuellen Staatsämtern,

kann aber in Teutschland Niemand gezwungen werden^). Auch kann

sogar kein teutscher Regent seinen Unterthanen untersagen, in fremde

Civil- oder Militärdienste zu gehen, wenn diesem nicht die Militärpflicht

im eigenen Staate entgegensteht ^). Daß endlich Verkäuflichkeit der

Staatsämter, Schürzenämter, allen Principien über Staatsämter

wesen entgegenläuft, und daß diese daher kein teutscher Fürst üben darf;

dieß bedarf kaum einer Erwähnung^).

Neben den vom Staate, vom Landesherrn selbst angestellten Staats

beamten bestehen nun, wie sich aus Vorstehendem ergibt, mehrere an

dere öffentliche, selbst Staatsbeamte, die nicht vom Staate angestellt,

und doch in der Regel mindestens nach Analogie der Rechte der Staats

diener zu behandeln sind. Wir rechnen dahin die vom Volke selbst, oder

von der Kirche, oder von einzelnen Communen für ihre eigenen Ange

legenheiten, oder von Corporationen und Privatpersonen vermöge des

auf sie übertragenen Aemterrechtes angestellten Beamten ^°), also land

ständische Beamte"), Kirchenbeamte ^), Communalbe-

amte, Patrimonialgerichtspersonen^). Die landständischen

Beamten, zu deren unabhängigen Anstellung die Landstände das Recht

haben, die aber doch häufig unter Aufsicht der Regierung stehen ^"),

sind in denjenigen Landen, wo noch eine Feudalständeverfassung statt

findet, wichtiger als in den neuen konstitutionellen Staaten. Dort sind

72) Ueber die großen Bedenken gegen deren Einführung in Teutschland

siehe Murhard a. a. O. S. 78 und die Note 64 angezogene Abhandlung

des Verf. dieses Art.

73) Aachariä a. a. O. 1. Hauptst. S. 311, 312; 4. Hauptst. S. 32«,

321, 322. Klüber a. a. O. Z. 490 u. 492. und die Literatur darüber in

8. 492. Note k, sowie bei Maurenbrecher a. a. O. §. 161. Note b.

74) Klüber a. a. O- §. 22«. Bundesacte Art. 13>>2.

75) Moser, über den Diensthandel teutscher Fürsten, Frankfurt und

Leipzig 1789. Krug a. a. O. u. d.W. Amt. Klüber a. a. O. Z. 490.

— Unter Ludwig XV^ wurde in Frankreich der Aemterhandel so unverschämt

getrieben, daß man aus jener Zeit noch jetzt Jeitungsanoncen mit Anerbie

tungen unter Angabe des Preises aufbewahrt. Jetzt ist die Verwerflichkeit

dieser Einrichtung so anerkannt, daß nach einem Artikel im ^ourn»! Ss Sm^rna

vom IS. August 1330 sogar der türkische Kaiser den Aemterhandel abzuschaffen

begonnen hat.

76) Klüber a. a. O. 8. 4S9.

77) Netelb ladt in der oben angezogenen Abhandlung.

78) Maurenbrecher a. a. O. Z. 222. Note K. S. 418.

79) Schmid a. a. O. Z. SS.

L«) Schmid a. a. S. Z. 54. Nr. I. Note *) S. 76.
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gewöhnlich ein Syndicus (welcher jedoch den preußischen Provinzial-

londstanden fehlt), Landschaftsagent, L andschaftsconsulent,

Landschaftscassirer, Secretare, Achivare, Registrato-

ren. In den neueren konstitutionellen Staaten sind , wegen der grö

ßeren Theilnahme wissenschaftlich gebildeter Manner an den Kammern,

gewöhnlich nur die zuletzt genannten Subalternen noch vorhanden, die

übrigen Geschäfte werden von Mitgliedern der Kammern selbst verrich

tet. Die Stelle eines Syndicus ist, außer bei den Ständen in Kur

hessen, den Herzogthümern Sachsen-Altenburg, S. -Meiningen und

Braünschweig, ingleichen im Fürstenthume Hohenzollern - Sigmaringen,

überall abgeschafft^). Uebrigens erscheinen die Landstände selbst, inson

derheit die Deputirtenkammern , auch viele Mitglieder der ersten Kam

mer und der Landschaften in einer Kammer, als vom Volke selbst ge

wählte Beamte ^). Die Kirchenbeamten, deren wir hier nur kurz

der Vollständigkeit wegen erwähnen, werden in der vrotestanischen Kirche,

vermöge des dem protestantischen Landesherrn zustehenden obersten Epis-

copalrechtes, wenn sie gleich wegen der Selbstständigkeit der Kirche nicht

Staatsdiener sind ^), auch von Elfterem bestellt. Aber selbst in der

teutschen katholischen Kirche werden die katholischen Bischöfe, als die

höchsten Kirchenbeamten, in den österreichischen Staaten (mit Ausschluß

des Erzbisthums Llmütz) vom Kaiser, in Bayern vom König ernannt.

In den übrigen teutschen Staaten haben die Capitel, gewöhnlich unter

Aufsicht eines Beamten des Monarchen, welchem Letzteren ein V«w zu

steht, das dießfallsige Wahlrecht^). Der niedere Clerus wird vom Bi

schof angestellt 2°), indem die katholische Kirche eigentlich eine gänzliche

Autonomie in Anspruch nimmt v«). Uebrigens sind alle diese katholi

schen Beamten nur in kirchlichen Angelegenheiten vom Staate unab

hängig ^), sowie alle höheren Kirchenbeamten zugleich Staatsbeamten

find, wenn sie das dem Staate zukommende Oberaufsichtsrecht für den

Staat verwalten 66). Rücksichtlich der Pcitrimonialrichter ver

weisen wir auf den Artikel Patrimonialgericht und auf das Vorste

hende (siehe S. 723), bemerken jedoch, daß das von der höchsten Ge

walt Gemeinden oder Grundherren verliehene Recht, zu der erwähnten

Staatsfunction Beamte zu ernennen, von den meisten Staatsrechts

lehrern nur als beschränkt und widerruflich angesehen wird, weil die

 

 

 

81) Maurenbrecher a. s. O. Z. 1S5. und Note I. z. 168. Note K.

82) Ebendas. K. 49.-

83) Maurenbrecher a. a. O. §. 169. Note k. Wie unter einander

widersprechend die preußischen dießfallsigen Gesetze sind, siehe bei Perthes a.

a. O. S. 37, 38.

84) Von Droste-Hülshoff, Grundsätze des gemeinen Kirchenrech

tes, 2. Ausg. 1. Bd. Münster 1832. §. 73. S. 214. Nr. V.

86) Ebendas. §. 74. S. 217. Nr. II.

86) Walter, Lehrbuch des Kirchenrechtes, 7. Aufl. Bonn 1836. §. 217.

87) Maurenbrecher a. a. O. §. 222. Note K. wo auch die dieß be

sonders verfügenden einzelnen Constitutionen genannt sind.

L8) Perthes a. a. O. S. 37.

4?
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Veräußerung eines Majestätsrechtes ungiltig ist Am schwierigsten

ist unstreitig das Verhältniß derCommunalbeamten. In Anse

hung der Dorfbeamten beziehen wir uns auf das oben (S. 731)

darüber Gesagte. Ebenso können wir zwar rücksichtlich der Stadt

beamten nicht umhin, gleichfalls an die oben referirte Entstehung der

Stadtgemeinden und ihrer Beamten (siehe S. 731 flg.) zu erinnern.

Indessen ergibt sich, neben diesen Rücksichten, die Beurtheilung der

Stadtbeamten und deren Stellung vorzüglich aus dem Begriffe der

von ihnen zu verwaltenden Gemeindeangelegenheiten, d.i. der

jenigen, welche wesentlich von der Gemeinschaft des örtlichen Wohnsitzes

bedingt werden. Ist nun die Gemeinde ein zur Vertheidigung der aus

der Natur des gemeinschaftlichen Wohnsitzes entspringenden Interessen

organisirter und vertretener Körper, so geht aus allem diesen vo» selbst

hervor, daß reine Gemeindesachen in der Regel nur die Gegenstände

der Wohlfahrtspolizei und die Verwaltung des Gemeindevermögens sind,

und daß die Gemeindebeamten eigentlich für Staatszwecke nur so weit

mitzuwirken haben, so weit sich ein besonderes Gemeindeinteresse daran

knüpft 9"). Daher sind auch die Gemeindebeamten in der Regel, wenn

gleich öffentliche Beamten, doch nicht Staatsdiener, wenn ihnen nicht

Staatsgeschäfte mit übertragen und sie daher zu den Staatsdienern zu

rechnen sind ^). Vorzüglich ungnügend ist fast überall die Sonderung

der Staats- und Communalpolizei ^), daher die Frage, ob ein dabei

angestellter Beamter Staats- oder Communalbeamter sei, zu schwieri

gen, sogar prozessualischen Erörterungen schon geführt hat. Da jedoch

jede selbstständige Corporation im Staate Beamten haben kann ^),

jene aber nicht alle den Character öffentlicher moralischer Personen

haben, so sind nicht alle Corporationsbeamten auch öffentliche Beam

ten ^) ; in der Regel sind dieß nur die eigentlichen Gemeindebeamten.

Jetzt ist rücksichtlich dieser in den Städten vorzüglich das Verhältniß der

Magistratspersonen zu den Stadtverordneten zu bemerken.

Letztere (sonst der äußere Rath) bilden gewöhnlich die controlirende Be

hörde des Magistrats und die Repräsentanten der Bürgerschaft jenem

gegenüber, daher in der Regel keine wichtige, das ganze Wesen der

Stadt angehende Angelegenheit, z.B. nicht die Veränderung der Stadt-

versassung, ohne ihre Zustimmung vorgenommen werden kann, während

zu den gewöhnlichen Verwaltungsangelegenheiten diese nicht erforderlich

89) Schmid a. a. O- §. 46. Note "*).

90) Wir sind hierin, zum großen Theile wirtlich , der klaren Darstellung

Bülau's gefolgt a. a. O. S. 344—348. Man vergl. auch Schmalz a.

g. O. z. 348.

91) Maurenbrecher a. a. O. §. 169. S. 279. Man vgl. auch den

Eingang dieses Art. Seite 723.

92) Mauren brech er am angeführten Orte, Z. 195. Note e. S. 352.

93) Maurenbrecher a. g. O. §. 1S9. S. 279.

94) Man vergl. Seite 723.
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ist «°). Durch die besondern Landesgesetze wird dieß ebensowohl näher

bestimmt, als die R a t h s fä h i g k e i t d.s. diejenigen Eigenschaften, welche

erfoderlich sind , um ein Mitglied des Rathes werden zu können ^^).

Diese ist jetzt besonders verschieden, je nachdem von besoldeten oder un

besoldeten Rathsmitgliedern die Rede ist. Während die Ersteren ge

wöhnlich juristisch befähigt sein müssen, ist zu den Letzteren und den

Stadtverordneten in der Regel nur die Qualifikation eines unbescholte

nen Bürgers erfoderlich. Da die Geschäfte der unbesoldeten Stadt-

räthe und der Stadtverordneten, wenn diese Aemter gleich wegen ihrer

ehrenden Stellung in der Stadtgemeinde zu den Ehrenämtern

gerechnet werden, doch bürgerliche Lasten sind, so finden nach den ver«

schiedenen Landesgesetzen Entschuldigungsursachen gegen deren Ueber-

nahme, aber auch Strafen für beharrliche und nicht gefetzlich begrün

dete Ablehnung derselben statt ^). Aus allem diesen resultirt, daß die

römischen Gesetze über Beamten und Municipalverfassung gar keine

Anwendung auf diese Communalbeamten leiden, wenn sie nicht auf

allgemeinen Grundsätzen beruhen , wie z. B. die Verordnung der Zin

senzahlung bei Versaumniß der Eintreibung und zinsbaren Anlegung der

Stadtkämmereigelder '9). Am wichtigsten unter allen Gemeindeämtern

sind unstreitig der Senat oder Rath der freien Städte Teutschlands,

welcher die ganze Stadt nebst ihrem Gebiete repräsentirt ^<>).

Unrichtig rechnet man, nicht blos in der Theorie, sondern auch in

der Praxis mehrerer Länder zu den Staatsbeamten die sogenann

ten patentirten Staatsdiener^). Schon durch das charakte

ristische Kennzeichen des Staatsbeamten, daß sein Amt mit einer ge

wissen Würde verbunden ist (s. S. 722), wird diese Classe von öffent

lich angestellten Personen vom Staatsdienste ausgeschlossen, wenn sie

nicht neben ihrem Gewerbe einen Theil der Staatsgemalt, z. B. der

Arzt die Medicinalpolizei zc., zu verwalten haben. Daher, und wenn

ein solcher Fall nicht eintritt, hat der Staat für sie auch nur insofern

einzustehen, als bei ihrer Anstellung etwa nicht in der gehörigen Ord

nung verfahren, etwa die gesetzliche Prüfung nicht angestellt worden

wäre^). Unbemerkt können wir hierbei nicht lassen, daß man, gegen

95) Mittermaier, Grundsitze des gemeinen teutschen PnvatrechteS

§. 127. Runde a. a. O. §. 434. Dan; a. a. O. S. 327.

56) Z. B. allgemeine Stidteordnung für das Königreich Sachsen §. 109

flg. u. IN flg.

57) Danz u. Runde a. a. O. K. 43S.

58) Umständlich ist dieß ausgeführt in dem oben Note 64 angezogenen

Aussatze des Berf. des gegenwärtigen Artikels S. 343 flg. besonders S ZSS.

SS) I.. 17. Z. 7. v. äs u«ir. et truvtib. et «au,» et«. (SS. 1.) Glück

a. a. O. Th. ZI. §. 1130. S. 45.

1«0) Maurenbrecher a. a. O. §. 170.

101) Klüber a. a. O. §. 658.

102) Ueber den dießfallsigen Begriff siehe den Art. Amtsverbreche»,

El. 223.

1«S) Minnigerode, Beitrag zur Beantwortung der Frage: Was ist

Justiz- «nd was ist Vdministrativsache? Darmftadt 1SSS. S. IS« flg.
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den gewöhnlichen Sprachgebrauch, zuweilen unter patentirten Staats-

bienern höhere Staatsdiener versteht, welche nicht blos durch ein Reskript

des Landesherrn oder gar von bloßen Behörden angestellt, sondern vom

Landesherrn selbst mit einem förmlichen Decret oder Patent über ihre

Anstellung und die dadurch ihnen zukommende Würde, Besoldung und

Pflichten versehen worden sind^). Gewiß aber gehören nicht zu den

Staatsdienern ^) j>je Hof- und Garderobediener des Landes

herrn, die Fürstendiener im eigentlichen Sinne ^). Denn so ge

wiß es eine irrige Theorie ist, wenn man die Staatsdiener sogar nur

als Fürstendiener ansieht^), indem die Staatsdiener dem Fürsten in

seiner Qualität als Repräsentanten des Staates ^), hj? bloßen Für

stendiener aber ihm, als bloßem Menschen, für Privatbedürfnisse die

nen ; so gewiß muß es dem Landesherrn freistehen, einerseits die Diener

der letzten Art, eben weil sie nur seiner Person dienen, blos aus per

sönlichen Gründen anzustellen und zu entlassen ^), andererseits aber

auch, wenn er es der Lage der Sache angemessen findet, sie gleich den

Staatsbeamten zu bevorrechtigen Kaum lassen sich indessen bei

den eigentlichen Privatdienern des Fürsten (Fürstendiener im eng

sten, Hofgesinde im jetzigen Sinne), wozu Kammerdiener, La«

queien, Angestellte auf den Chatoullgütern u. s. w. gehören, aus

reichende Gründe dazu denken. Anders ist es bei den Hof

dienern (Hofgesinde im sonstigen Sinne), welche zum Glänze

des Monarchen und zu einer seinem Range gemäßen Haushaltung

(Hofhaltung) angestellt werden, z. B. Hofmarschall, Kammerherr,

Kammerjunker, Stallmeister zc., wozu man auch Charoulliers , Privat-

secretärs :c. rechnet.

Man muß übrigens die Staatsdienste in Staatsdienste im

engern Sinne, d. h. solche, zu deren Möglichkeit schon das Dasein

eines Staates gehört, und in dem Staate geleistet werdende

Privatdienste eintheilen, d.h. solche, die ihrem Gegenstande nach auch

einem Privatmanne geleistet werden können ^"). Darauf bezieht sich die

Eintheilung der Staatsbeamten in wirkliche Staatsbeamten

und in Staatsdiener »«r i^o^'v, unter welchen letzteren man

Personen versteht, die dem Staate blos solche Dienste leisten, die eben

sowohl jedem Privatmanne geleistet werden können, zu denen höchstens

104) In diesem Sinne nimmt es z. B. die provisorische Ordnung des ge

meinschaftlichen Oberappellationsgerichtes zu Jena vom Jahre 1816. K. 18.

105) Murhard a. a. O. S. 2. Ueber die dieß bestätigende preußische

Verfassung s. P e r t h e s a. a. O. S. 29. '

106) Kl üb er a. a. O. Z. 487. und Note «. 433. und Note d.

107) v. Haller, Restauration der Staatswissenschaft, Th. 1. S. SIS.

Th. 2. S. 141 flg.

1«S) Man vergl. hierüber Murhard a. a. O. S. 3. und die dort be

findlichen Nachweisungen über den Ursprung dieses Ausdruckes aus den Zeiten

des rein monarchischen Principes.

Ivö) Murhard a. a. O. S. 2.

110) SachariS a. a. O. S. 314.

111) Sachariü a. a. O. 2. Hauptst. S. 313.
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eine technische Uebung, aber keine wissenschaftliche Bildung erfoderlich

ist («perse «ervile»), z. B. Schreiber, Castellane, Ofenheizer, Boten,

Portiers, Gefangenwärter u. s. w. Die wirklichen Staatsbeam

ten, also diejenigen Beamten, welche nur Staatsdienste im engern

Sinne leisten, worunter übrigens nur operse liberal«« begriffen werden

können, sind entweder eigentliche Staatsbeamten, auch magi-

stratualische Beamten genannt "^), oder uneigentliche

Staatsbeamten, auch Subalternen genannt. Während die

Ersterm, mittelst des ihnen zustehenden Rechtes materieller Beurthei-

lung in Staatsgeschäften, felbststandigen Antheil an der Verwaltung

der Regierungsgeschäste, entweder durch ein votmn 6k>cilsivnm vel «an-

sultsiivum nehmen, oder dadurch, daß sie selbstständig bestimmte Re-

gierungsrechke ausüben, sind die Letzteren blos Gehilfen der Ersteren,

welche ausführen, was jene beschlossen haben, die Beschlüsse niederschrei

ben, ausarbeiken, die Acten halten und aufbewahren, überhaupt also nur

das Formale der Staatsgeschäfte handhaben, z. B. Secretärs, Actua-

rien, Registratoren u. s. w. ^) Sehr unrichtig verwechselt man mit

den Letzteren öfter die oben erwähnten vorzugsweise sogenannten Staats-

dien er und nennt auch diese Subalternen^). Dagegen ist die auch

After und besonders im gemeinen Leben gehörte Eintheilung der Staats

beamten in h öhere und niedere ohne eine feste Abgrenzung, eben

deßhalb unbestimmt und von der individuellen Ansicht abhängig, welche

der, von dem diese Abtheilung gebraucht wird, gerade von der Stellung

jedes Beamten hat "2). Mg jene wirklichen Staatsdiener sind in

Teutschland in der Regel ord entliche Staatsbeamten, deren Staats»

dienst, unvorhergesehene Fälle abgerechnet, auf Lebenszeit berechnet ist, im

Gegensatze von den außerordentlichen Staatsbeamten, deren Anstel

lung von Anfang an blos auf eine gewisse Zeit berechnet, namentlich

solche, deren Amt blos commissarisch ist"°). Dahin gehören auch die,

welche sogenannte Posten des Vertrauens verwalten, z. B. die

Minister, denen stillschweigend ihre Aemter nur auf so lange verliehen

sind, als das dazu nöthige Vertrauen dauert, und welche Aemter daher mit

diesem aufhören müssen"?). Da indeß besonders neuerlich die Regierungen

manche Mittel erfunden haben, die ordentlichen Staatsdiener mehr

in Abhängigkeit von sich zu versetzen, als die zeitherige Praxis in Teutsch

land solches gestattete, nach welcher die Verleihung jedes ordentlichen

Staatsamtes als auf Lebenszeit geschehen gilt "^) z da namentlich An-

 

 

112) Schmalz a. a. O. 8- 321.

113) Man vergl. über alles dieß Mauren brech er a. a. O> K. 160.

S ch m i d a. a. O. §. SS. Nr. II. III.

114) In diesen Fehler scheint da« schon erwähnte sächsische Staatsdiener

gesetz zu fallen, wenn es den Character der Subalternen darein setzt, daß ihre

Dienstverrichtungen keine höhere wissenschaftliche Bildung erfoderten.

115) Klüber a. a. O. z. 4S7. Nr. II.

116) Maurenbrecher a. a. O.

117) Krug a. a. O. u. d. W. Amt.

HU) Maurenbrecher a. a. O. wo auch in Rote c. sich die Literatur

über diesen Gegenstand findet. ' — '
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stellung auf Aufkündigung, auf Probe, das Recht der Absetzung und

Versetzung in mehreren neueren Staatsdienergesetzen den Regierungen

vorbehalten worden sind : so muß man unter den ordentlichen Staats

dienern wieder die amoviblen von den inamoviblen unterscheiden,

unter welchen Letzteren man solche versteht, welche, außer durch Urthel

und Recht, nicht von ihren Stellen entfernt werden können^). Dieß

ist in ganz Teutschland noch jetzt rücksichtlich der Justizbeamten der

Fall, da schon die Reichsgesetze dasselbe klar aussprechen ^"). Nach der

Verschiedenheit der Gegenstände des Amtes und der amtlichen Zwecke

pflegen die öffentlichen Beamten im Allgemeinen in Militärbeam

ten und in Civilisten eingetheilt zu werden. Die Elfteren dienen

der bewaffneten Macht und stehen daher in ganz besonderen, hier nicht

näher zu erörternden Verhaltnissen ^). Die Civilisten aber pflegt man

wieder in geistliche und weltliche Beamte einzutheilen. Die welt

lichen Beamten, Civilbeamten im strengen Sinne, wenn man

vom Militär abstrahirt, sind nach Obigem (S. 723) entweder weltliche

öffentliche Beamten im weitesten Sinne, oder Staatsbeam

ten, und zwar diese entweder für richterliche Zwecke Justiz - oder

Vermal tu ngs-Regierungs-Administrativbeamten. Wenn

diese Letzteren zugleich richterliche Functionen haben, wie dieß noch in

einigen Landen rücksichtlich der sogenannten Regierungscollegien ^) und

in den meisten teutschen Staaten rücksichtlich der untersten Richter

instanzen bei Aemtern und Patrimonialgerichten der Fall ist, so sind

sie zugleich Justizbeamten und haben deren Rechte und Pflichten ^).

Vorzüglich tritt ganz neuerlich dieses Verhältniß in Ansehung der bei

dem Zwitterinstitute der Administrativjustiz angestellten Beamten ein.

Die Regierungsbeamten sind entweder für die auswärtigen An

gelegenheiten, für die äußere Repräsentation bestellt — Diplomaten,

diplomatische Beamten («orps äiplomstique) — oder für die in

ner» Angelegenheiten — RegierungsbeamtenimengernSinne.

Die Ersteren sind häusig nach den Grundsätzen des Staats- und Völ

kerrechtes zu beurtheilen. Unter ihnen finden sich öfter sogenannte B e-

amten von Haus aus^), h. s. solche, welche, obgleich Untertha-

119) Krug a. a. O> u. d. W. Beamter.

120) Wahlcapitulation «XXIV. tz. 10. Selbst der neueste Aussatz über

diesen Gegenstand in der hannoverschen dießjährigm Zeitung Nr. 19 l (s. leip

ziger allgem. Zeitung Beilage Nr. 23l. S. 2809.), worin die freieste Willkür

der Disposition des Landesherrn über die Beamten in Anspruch genommen

wird, widerspricht doch dem germanisch ausgebildeten Grundsatze der Richrer-

unabsetzbarkeit nicht. Murhard a. a. O. S. 67 u. 73 flg. Perthes a.

a. O. S. 162 flg. 172 flg. Minnigerode a. a. O. S. 61, 66, 67—60.

121) Murhard a. a. O- S. 26.

122) Z. B. im Großherzogthume Weimar und in den fürstlich reußischen

Landen.

123) Schmid a. a. O. Nr. IV. Note ss-r).

124) äßripps Lliitranu» von Bedienungen von Haus aus in den dresd-

ner ^el. Anz^17?o. St. 46. und in Siebenkees a. a. O. Bd. 1. Nr.
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nen eines gewissen Staates und in diesem lebend, doch einem auswär

tigen Monarchen dienen, z. B. Bürger gewisser Städte, die das Amt

auswärtiger Consuln verwalten. Ihr Verhältniß ist insofern verwickelt,

als sie in ihren Privatangelegenheiten nach den Gesetzen ihres Wohnor°

tes und von dessen Obrigkeit, in ihren Amtsangelegenheiten aber nach

den Gesetzen des Staates, dem sie dienen, auch von der Behörde, welche

völkerrechtlich dazu die Competenz hat, zu richten sind. Da man übri

gens häufiger die eigentlichen Regierungsgeschäfte noch von den Verwal

tungsgeschäften des Staatsvermögens trennt, so pflegt man auch noch

eigentliche Regierungsbeamten und Lassen-, Finanz-,

Steuerbeamten zu unterscheiden^). Irrig ist unstreitig die neuer

lich versuchte Einth eilung in Regierungs- und Staatsbeamten,

deren Letztere solche sein sollen, welche durch Volkswahl ernannt würden

oder ernannt werden sollten ^°), — eine Eintheilung, die ihren Grund

nur in einer singulären, bis jetzt nicht angenommenen Theorie des Be

amtenwesens haben kann ^). .

Nach dem Vorstehenden wird man sich' schon überzeugen, wie

schwierig und verwickelt das Verhältniß des Staatsdienstes und des

Staatsdieners' ist und wie sehr darauf ,staats- und privatrecht

liche, politische und persönliche Rücksichten einwirken, wie gemischt da

her die Elemente sind , aus welchen die Beurtheilung seiner rechtlichen

Verhältnisse hervorgehen muß. Was schon die Erlangung eines Staats

amtes betrifft, so ist zwar die Nichtberechtigung des Staatsbürgers

dazu, selbst wenn er mehr als vollständig dafür qualificirt ist, nach all

gemeinen Rechtsgrundsätzen klar, d. h. so weit die Rede von erzwing

barem Rechte ist. Denn selbst die Fälle, in welchen in einzelnen Staa

ten eine Art Recht dazu ausgesprochen ist (s. oben S. 734 u. 735),

können doch so vielfach umgangen werden, daß der Candidat seine Hoff

nung nur auf das moralische Rechtsgefühl der oberen Behörden, nicht

auf den Rechtsweg setzen kann. Selbst Anwartschaften auf bestimmte

Aemter werden nach den jetzigen Rechtsansichten für so unerlaubt ge

halten , daß deren Ertheilung , außer im Falle der substitutiv «um

»pe «uceeäeuä! , nicht nur in mehreren Constitutionen^) untersagt,

sondern sogar in anderen ^) die früherhin ertheilten für ungiltig er

klärt sind — also sogar rückwirkende Kraft eines neuen Gesetzes. Uebri-

gens muß jetzt in Teutschland in der Regel — vorzüglich a u s g e -

126) Man vgl. über alle diese Eintheilungen K l ü b e r a. a. O. S. 487.

Schmid a. a. O. besonders Nr. IV.

126) v. Bremern, das Verhältniß der Staatsverwaltungsbeamten im

Staate, Riga 183S.

127) Man vergl. hierüber die Rec. über vorstehendes Werk in Wers

dorf, Repertorium der gesammten teutschen Literatur, 6. Bd. 8. Heft, S.

667. und in der hall, allgem. Lit.-Ztg. Febr. 1837. Nr. 29. S. 228.

128) Kurhessische Verfassungsurkunde §. 64. Murhard dazu a. a. O.

S. 60. Hannoversches Grundgesetz von 1833. z. 160. Hessen -darmftüdtische

Werfassungsurkunde §.48. Klüber a. a. O. Z. 490.

129) Herzoglich coburg-saalftldisches Gesetz über die Dienstverhältnisse der

Civilstaatsdiener vom 2V. August 1S21. 8. 2.
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nommen ist der Fall, wenn ein ausgezeichneter' fremder Gelehrter oder

Geschäftsmann zu einem Amte bemfen wird — jeder Staatsbeamte

vor seiner ersten Anstellung eine^"), oft auch mehrere !"), und zu

weilen bei Weiterbeförderung wieder eine oder mehrere Prüfungen ^)

über seine Befähigung bestehen. Ist nun der Staatsbeamte wirklich ,

zu seinem Amte ernannt, so hat er zuerst den Diensteid zu leisten.

Dieser besteht regelmäßig, nächst einer Wiederholung der allgemeinen Staats

bürgerpflichten, namentlich der Verpflichtung zu Befolgung der Constitution,

in der eidlichen Versicherung der treuen Verwaltung des übertragenen Am

tes, und in Gelobung des besonderen Gehorsams gegen den Monar

chen, überdieß bei Richterämtern im sogenannten Richtereide, d. i.

in der eidlichen, Versicherung, unparteiisch Recht pflegen zu wollen^),

bei Secretären, Actuarien und Registratoren in der Versicherung, treue

Protocolle führen, die Acren gehörig halten und aufbewahren zu wollen

— Verpflichtung zum Protocolle (iuraineutum sä s«ts) —>

nach den Gesetzen mehrerer Lande ^) km Rechnungs- und Cassenbe-

amten in der Verpflichtung auf das Malversationspatent. Über

haupt pflegt derselbe, außer den allgemeinen Verpflichtungen aller Be

amten, den besonderen jedes Einzelnen angepaßt zu werden. Hausig,

ja gewöhnlich wird noch der Verschwiegenheitseid hinzugefügt^).

In einigen Verfassungsurkunden ^) jst vorgeschrieben, daß die Staats-

beantten im Diensteide noch besonders die active Pflicht übernehmen

sollen, die Verfassung zu wahren und aufrecht zu erhalten, nicht

blos die passive, den Vorschriften derselben Folge zu leisten.

Durch den Diensteid tritt nun der Beamte in ein rechtliches Ber

hältniß, dessen Natur noch heute nicht unbestritten ergründet ist (siehe

oben S. 743) ^). Zwei Ultraparteien sind hier zu vereinigen : die

eine, die neueste, welche eigentlich dem Staatsdiener gar keine Rechte

geben, ihn ganz als willenloses Werkzeug der Regierung behandelt sehen,

die andere, welche ihn mit der Regierung lediglich auf den Punct jedes

anderen Contrahenten gestellt, und diesem Rechtsverhältnisse alle In

teressen des Staates untergeordnet wissen möchte. Daher wollen die

Ersten in dem ganzen Staatsdienerverhaltnisse nur einen Act der Re-

130) So in beinahe allen Herzogthümern und dem Großherzogthume

Sachsen und den fürstlich reußischen Landen, auch in Kurhessen, vergl. Verf.-

Urk. §. 62. Murh ard S. 26.

131) So in den Königreichen Preußen und Sachsen.

132) So im Großherzogthume Meininzen und in gewisser Beziehung im

Königreiche Preußen.

133) Man vergl. das königlich sächsische Gesetz, die Verhältnisse der Ci-

vilstaatödiener betreffend, vom 7. März 183S. Gesetzsammlung Nr. 31. Z. 7.

S. 172.

134) I. B. in den herzoglich altenburgischen und fürstlich reußischen.

135) Siehe d. Art. Verschwiegenheit.

136) Kurhessische K. 60. Murhard dazu Lief. 7. S. 122 flg. Wür-

tembergische Z. 45. Hanndversche von 1833. H. 161.

137) Die Literatur hierüber siehe in den Noten zu Maurenbrecher a.

o. O. 8. 161.

 

 

 

 

 



 

gierung, eine erlaubte Verfügung des Staates über seine Unterthanen

erblicken , aus welchem den Letzteren nur für immer erzwingbare Ver

bindlichkeiten erwachsen, die Rechte hingegen nur so lange dauern, als

es dem Staate beliebt. Dieser Ansicht waren auch vorzüglich die alte

ren Juristen "6), welche ein so unbedingtes Verfügungsrecht über die

Staatsdiener aus dem Majestätsrechte des Monarchen ableiteten. Die

Anderen wollen das Verhältnis, rein nach den privatrechtlichen Grund

sätzen des Contractes, ja vielleicht des römischen Contractenrechtes beur-

theilt haben, suchen sogar nach einem römischen Namen für dieses Ver-

hältniß und wollen dem Staatsrechte gar keinen Einfluß darauf gestat

ten. Die Ersteren aber übersehen, daß ihre Ansicht schon in den

Grundsätzen über die Grenzen des Zwanges zu Staatsdiensten (s. oben

S. 735) ein Hinderniß findet, vollends aber gar nicht auf das Ver-

hältniß des Ausländers, der in fremde Staatsdienste geht, passen würde,

und ihren eigenen Ansichten über die Stellung der Richter im Staate

widerspricht. Die Aweiten übersehen ihren eigenen Grundsatz: 8slu»

populi suprem» lex, «sw Vermittelnde Ansichten mannichfacher

Art sind nun ausgestellt worden, von denen wir nur mit wenigen Wor

ten zweier der neuesten und besten erwähnen, deren UnHaltbarkeit an

deutend. Erstlich: Da Niemand zu einem Staatsamte gezwungen

werden kann, so ist das Verhältnis) des Dieners zur Staatsregierung

ein freiwilliges, aber kein Privatvertrag, vielmehr durchaus ein

staatsrechtliches Verhältniß, welches aus einem Regierungsacte des Re

genten hervorgeht (allein da wäre es blos seinem Ursprünge, aber nicht

seinem Wesen nach characterisirt), und auf der Verfassung jedes ein

zelnen Staates beruht^). Was ist aber gemeinrechtens da, wo die

Verfassung nichts darüber bestimmt? Wenn ein neuerer Philosoph^)

sich darüber so ausspricht: Das Amtsverhältniß ist kein Vertragsver-

haltniß, obgleich ein Leisten von beiden Seiten vorhanden ist; allein der

Bedienstete ist nicht für eine einzelne zufällige Leistung berufen , son

dern legt das Hauptinteresse seiner geistigen und besonderen Existenz in

das Verhältniß, — so klingt das recht schön, aber es fragt sich im

mer: was ist es denn für ein Verhältniß, denn es gibt ja auch Con-

tracte, die nicht blos einzelne Leistungen zum Gegenstande haben.

Zweitens: Der neueste Schriftsteller in diesem Fache ^) stellt im

Wesentlichen die Sache so dar: Die jedem Unterthan obliegende Pflicht,

——— ,

138) Z. B. Leyser, Naumann, dann Llieglsr 6s Zur« msj«t»»

ti«, IiZK. I. «sp. 2». S. 7. Dagegen aber erklärt sich schon Häberlin,

Staatsrecht Bd. X. S. 320. Bd. Xll. S. 189 u. s. w., wenn gleich von

Halter, Restauration der Staatswissenschaften, Th. 1. S. 513. Th. 2. S.

141—143. die früheren Ansichten wieder aufgefrischt hat.

139) Die Literatur, so weit als hier nbthig ist, wird bei den einzelnen Ma

terien sich finden.

14«) Maurenbrecher a. a. O. Z- 161.

141) Hegel, Philosophie des Rechtes K. 386.

142) P e rth es a. a. O. S. 94 flg. 144 flg. , . , '
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Arbeit für den Staat im Sinne des Monarchen zu leisten ^^), ge

hört zwar zu den wesentlichen Erfodernissen des Staatsdienstes, be

gründet ihn aber nicht allein. Dazu gehört noch die Verpflichtung zur

besonderen Arbeit und zum besonderen Gehorsam. Darum muß der

Staatsdiener mehrere, ihm zustandige Vortheile dem Wohle des ge

meinen Wesens opfern, rücksichtlich deren ihm ein privatrechtlicher Ent

schädigungsanspruch auf eine jährlich zu entrichtende Summe zusteht,

welche enthält den Ersatz für den aufgegebenen Nahrungsstand, den

Ersatz für die Kosten, welche Behufs der Vorbereitung zum Amte

verwendet wurden, und den Ersatz für die Amtsausgaben, inso

fern sie nicht unter einem besonderen Namen vergütet werden. Weil

aber Armuth mit der Würde im Staate, die der Beamte haben muß,

soll er gehörig wirken können, nicht vereinbar ist, ihm namentlich sonst

die nothwendige Unabhängigkeit der Stellung ermangeln würde, so muß

ihm der Staat jene nothwendige sorgenlose Lage, er muß ihm, wenn

jene privatrechtliche Entschädigung ihm diese Lage nicht verleiht, noch

eine besondere Besoldung deßhalb geben, und dieser Theil seines Gehal

tes unterliegt keinen privatrechtlichen Ansprüchen. Nach dieser Theorie

kann also der Beamte nicht beliebig den Dienst verlassen, er kann aber

entlassen werden, sobald dem Staate seine Thätigkeit nicht mehr an

steht, und er hat dann nur Anspruch auf den privatrechtlichen Theil

seines Gehaltes. Aber sehen wir auch ab von der Künstlichkeit dieses

Gebäudes, von dem Unpraktischen, von der Unmöglichkeit, die verschiede

nen privatrechtlichen Ansprüche bei jedem einzelnen Beamten in Zahlen

auszudrücken, so steht diese Theorie im Widerspruche mit der Erfah

rung, die nirgends so die Beamtenansprüche scheidet, mit der ganzen

Manipulation bei der Aemterbesetzung, bei welchen unter mehreren tau

send neuen Anstellungen der Fall kaum einmal vorkömmt, daß ein

Staat einem Unterthan ein Amt anbietet, oder vielmehr, wie es nach

dieser Theorie sein müßte, ansinnt, während von den Candidaten

die Aemter vielmehr gesucht werden, nicht um dem Staate Dienste zu

leisten, sondem um ihre Versorgung dadurch zu erhalten. Die Theorie

steht im Widerspruche mit dem Hergange bei Anstellung auswärtiger

Gelehrten :c. im Staatsdienste, wo reine Contractstractaten das Ver-

hältniß hervorbringen, und mit der in ganz Teutschland unbestritten

anerkannten Unabsetzbarkeit der Richter ^). Sehen wir ab von den

unbesoldeten Aemtern, indem diese entweder um des Vortheiles einer

künftigen Anstellung willen von dem Verwaltenden versehen werden,

oder aus einem ganz anderen Elemente hervorgehen, als die besoldeten

(s. oben S. 735), namentlich als allgemeine Staatsbürgerpflicht er

scheinen, da zu ihrer Verwaltung keine besondere Befähigung erfordert

ist, so beruht das Verhältnis) des Staatsbeamten offenbar in der Haupt-

143) Aus dieser Verbindlichkeit leitet das ganze Staatsdienerverhiltniß

hier ab: Gönner, der Staatsdienst aus dem Gesichtspunkte des Rechtes und

der Nationalökonomie, Landshut 1803. S. 66.

144) S. oben S. 742, besonders Note 120, und Murhard a. a. O.

6. Heft S. 67.
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fache auf einem Contractsverhaltnisse ^), das aber, sowie eine Menge

anderer staatswegen angeordneter Contractsverhältnisse, z. B. das Ver-

hältniß der Expropriationen, der Ablösungen bauerlicher Lasten, der

Grundstückszusammenlegung u. s. w., den höheren Rechten des Staa

tes, als solchen, namentlich den nothwendigen politischen Rücksich

ten nachstehen muß, inwiefern diese mit den aus den privatrechtlichen ,

Contractsverhältnissen entspringenden Rechten collidiren. Dabei muß

aber auch stehen geblieben, und die Notwendigkeit des Eingreifens

politischer Rücksichten nicht nach Willkür der Regierung ausgelegt

werden. Es ist ein Contractsverhältniß, denn der Staat erklart dem

Candidaten, was für Dienstemolumente er ihm gewähre, und welche

Arbeiten er dafür verlange, und der Csndidat erklärt, das Amt unter

diesen Bedingungen annehmen zu wollen (luutuus eonseusu»). Auch

ist es ja etwas ganz Gewöhnliches, daß die Regierung z. B. über

Pachte, Veräußerungen, Bauten (ioostia «ouckuvtic, ozisri») u. s. w. Con-

tracte schließt; warum könnte sie es denn nicht über ihr zu leistende gei

stige Arbeiten? Der Contract braucht auch kein im römischen Rechte

benannter zu sein, wenn er nur die Erfodernisse jedes Contractes hat.

Bleiben wir also bei dem einmal angenommenen Namen des Dienst

vertrages. Es ist der Contract zwischen der Regierung und dem

Candidaten, wodurch Letzterer die Verwaltung eines gewissen Staats

amtes, Erster? die Gewährung eines Nahrungsstandes mit einer gewis

sen Würde und Besoldung für diese Verwaltung übernimmt^). Nach

unserem Principe werden sich nun alle rechtlichen Verhältnisse der Be-

amten zum Staate und des Staates gegen sie von selbst reguliren,

wobei wir nur darauf aufmerksam machen, daß wir hier, so weit wir

allgemeine Principien aufstellen, blos vom gemeinen Rechte reden, in

dem particularrechtlich , namentlich in den neueren Staatsdiener

gesetzen, Dienstpragmatiken :c., die Regierungen oft von ganz

entgegengesetzten Grundsätzen ausgegangen sind und die Rechte der

Staatsdiener ganz, auch ohne Notwendigkeit, der Politik un

tergeordnet haben.

So weit nun Particularrecht oder der Dienstvertrag etwas Beson

deres über die Verhältnisse des eigentlichen Staatsbeamten nicht bestim

men, stehen ihm folgende Rechte zu:

Dienstinstruction, das Amtsdecret hierin die Hauptnorm abgeben, liegt

auf der Hand. Ware indeß darin die unbesoldete Verwaltung nicht

erwähnt, sondern nur der Besoldung nicht gedacht, so hat der Staats

beamte nicht nur aus den oben (S.746) angegebenen privatrechtlichen,

sondern auch aus staatsrechtlichen Gründen ein vollkommenes Recht auf

Besoldung. Denn tritt der Beamte an die Stelle der anderen Staats-

145) Man vergl. großentheils dagegen Zachariä a. o. O. S. 337 flg.

Die Literatur darüber siehe bei Maure nb rech er a. a. O. §. 161. Note«.

146) Man vergl Bisch off, Handbuch der teutschen Canzleipraxis, Hal-

berftadt 1798. Bd. 2. S. 191.
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Kürzer, welche zum Staatsdienste nicht befähigt sind, verrichtet er die

Staatsdienste, die eigentlich von jedem Staatsbürger selbst, wenn ihn

die Reihe trifft, verwaltet werden müßten, falls er dazu fähig wäre, so

muß jener dafür aus den gemeinschaftlichen Mitteln der Unbefähigten,

deren Stelle er vertritt, aus der Staatskasse entschädigt werden'^),

selbst wenn dieß im Dienstcontracte nicht ausdrücklich bedungen sein

sollte "°). Ist die Besoldung durch die Verfassung bestimmt — und

die meisten Dienstpragmatiken sprechen die Berechtigung des Beam

ten dazu wenigstens im Allgemeinen aus ^) — sg geht es dieser Be

stimmung nach; außerdem wird durch das Gutachten Sachverständiger

oder durch richterliches Ermessen das Quantum festzusetzen sein. Da

bei werden denn allerdings die politischen Gründe, aus denen Staats

beamte nicht zu gering bezahlt werden dürfen^"), mit in's Auge ge

faßt werden müssen. Ja der Staatsdiener, welchem das mit seinem

Amte verbundene Einkommen , in dessen Genüsse er sich bisher befun

den hat, ohne richterliches Urtheil von Staatswegen entzogen wird,

kann die Wiedereinsetzung in dasselbe im Wege des unbedingten Man

datsprozesses auswirken^). Gewöhnlich pflegen die Regierungen diese

Berechtigung blos auf die baare Besoldung des Beamten beschränken

zu wollen. Dafür ist indeß nicht der geringste Grund vorhanden.

Sind die anderen Dienstemolumenti, außer der baaren Besoldung, dem

Beamten wirklich rechtlich zugesichert, so ist nicht abzusehen, aus wel

chem Rechtsgrunde er auf jene weniger, als auf die baare Besoldung

Anspruch habe» sollte^). Bekanntlich besteht nämlich der Gehalt der

Beamten nicht blos in baarem Gelde, welches ihnen zu bestimmten

Zeiten aus den Staatscassen zu zahlen ist, sondern auch in vorzugs

weise sogenannten Dienstemolumenten, z. B. Amtswohnung, Bezah

lung für einzelne Amtshandlungen von den Interessenten (Sporteln,

Gebühren), gewissen Naturalien an Holz, Getreide :c. hausig

auch in Befreiung von staatsbürgerlichen Lasten ^). Dieß ist vor

züglich bei den aus früheren Zeiten herstammenden Gehalten der Fall'^).

Die Besoldung des Beamten erfreut sich übrigens noch manches gesetz-

 

147) Klüber a. a. O. §. 471 u. 437.

148) Neuendorf, vermischte Abhandlungen über Gegenstände der Ge

setzgebung und Rechtsgelehrsamkeit, Ulm 18«S. Abh. lS. S. 159.

149) Maure nbrecher a. a. O- Z. 162. u. §. 159. Note

160) Bülau a. a. O. S. SS8. Pölitz (Bülau) a. a. O. Sept. 18SL.

S. 209.

161) Pfeiffer a. a. O. 1. Bd. Hannover 1826. Nr. XVIII. S.

281 flg.

1S2) Ob die Ansprüche der Staatsdiener aus dem §. 69 des Reichsdepu-

tatisnsschlusses sich auch auf Entschädigung für verlorene Accise- und Zollfrei

heit, sowie für die Freiheit von der Hausersteuer erstrecken könne ic-, darüber

s. in v. Hohenhorst a. a. O. 1. Jahrg. 1823. Mannheim 1824. S. 124.

165) K l ü b e r a. a. O. K. 437 a. E.

164) Wegen Preußen s. Perthes a. a. O. S. 103.

166) Sine interessante historische Notiz darüber f. bei Perthes a. a.

O. S. 97. . > .
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lichen Vorzuges. Gemeinrechtlich bildet sie nämlich, mit allen den er

wähnten Nebenemolumenten , Accidenzien u. s. w., das pevulium

quasi «»»treu»« des Staatsdieners Nach Particulargesetzen hat

sie hiernächst häufig das Recht, nicht, wenigstens nicht ganz mit Ar

rest belegt werden zu können ^). Sehr schwierig ist die Frage, ob

der Beamte ein Recht auf Entschädigung habe, wenn seine Stelle

ganz und ohne seine Schuld aufgehoben wird? Die bejahende Ant

wort ist wohl die richtigere ^). Denn da der Dienstvertrag nicht

eine bloße Io«stio ««uckuotl« orisrsrum ist, sondern zugleich dem

Staatsdiener einen Nahrungsstand verleiht, der ihm ohne sein Ver

schulden nicht entzogen werden darf, fo muß der Staat alles dasjenige

als stillschweigende Bedingung dieses Vertrages, der ein «ontr»vtu»

Konse tiäei,' auf Treue und Glauben mehr als irgend ein anderer

berechnet ist, anerkennen, was von der Art erscheint, daß ohne dessen

Voraussetzung der Beamte vernünftiger Weise nicht hatte das Amt an

nehmen können. Der Beamte hat einen Entschädigungsanspruch we

gen alles aus dem Amte ohne sein Verschulden und, ohne daß er es

bei Uebernahme des Amtes voraussehen konnte, entstehenden Scha

dens ^). Daher ist dieser Grundsatz sowohl in dem noch jetzt subsidia

risch geltenden^) Reichsstaatsrecht anerkannt^), als auch neuerlich durch

tsche Bundesrecht bestätigt und in der neuesten teutschen

166) Ueber die Frage, was zu diesem peculium qussi «astrenss gehöre?

s. Marezoll, Revision der Lehre von den sogenanten Adventitien S. 125

u. ISS flg. in der Linde - Marezoll- Schrbter'schen Seitschrist für Ei-

vilrecht und Prozeß, 8. Bd. 1. Heft, Gießen 1834. Nr. II. S. 68 flg.

167) Perthes a. a. O. S. 104.

158) Wir sind hierbei vorzüglich der neuesten vortrefflichen Abhandlung

darüber gefolgt in Spangenberg, praktische Erörterungen aus allen Thei-

len der Rechtsgelehrsamkeit :c. 2. Bd. Braunschweig 1837. Nr. I. S. S flg.

Man vergl. aber auch K a m p tz, Beiträge zum Staats- und Völkerrechte, 1.

Bd. Berlin 1815. Abh. 7. Nettelbladt a. a. O. 3. Bd. 183«. Abh. 71.

S. 123. Bei Spangenberg findet sich die Literatur über diese Streitfrage

umständlich , so weit wir sie hier nicht aufgeführt haben , doch gedenken wir

noch besonders Overbeck (Gebr.), Meditationen über verschiedene Rechtsma

terien, Hannover 1769—1807. 8. Bd. S. 29«. Klein, Annale» der Ge

setzgebung ,c. 1. Bd. 1733. S. 299.

159) Ii, 7. v. testsi». yuemsäm. speriant. (22. I.)

160) Wiener Schlußakte vom 16. Mai 182«. Art. 23. Klüber a. a.

O. S- SS.

161) Reichsdeputationshauptschluß vom 26. Febr. 180S. Z. 69. Welche

von den alten Rüthen, Lehrern und Dienern der säcularisirten oder doch dieß-

und jenseits des Rheines vertheilten Kur- nnd Fürstenthümer, Stifter ic. ha

ben auch in Teutschland Pension oder Besoldung und wie viel zu ftirdern «.

Heidelberg und Mannheim 1804. — Wedekind, die Entschädigungsberech-

tigung ir. deö Grafen zu Pappenheim und seiner Familie an die höchsten

Souveräne Teutschlands sc. bei Aufhebung seiner Stelle ,c. Regensburg 1809.

162) Teutsche Bundesacte Art. 16. Wiener Congreßacte vom 9. Juni

1S16. Art. 46. Nr. 6. Herguer, die Rechte der vormals großherzoglich

frankfurtischen , von Kurhessen übernommenen Staatsdiener und Pensionäre,

 

 

 

1332. S. 2 u. 16.



?sv Beamte.

Bundespraxis zur Anwendung gekommen^), und es bedarf daher kaum

einer Nachweisung über die demselben entsprechende Praxis in einzelnen

Staaten^). Der dagegen angeführte Grund ^), daß das Amt nicht

um des Beamten willen da sei, sondern der Beamte es nur gehabt,

weil der Staat seines Dienstes bedurft hätte, widerlegt sich durch den

Dienstvertrag von selbst. Der von uns so eben aufgestellte Grundsatz

findet nach dem Staatsrechte auch vorzüglich bei Beamten statt, die

von einem Staat einem anderen überwiesen worden sind Dieß

geschieht nämlich, wenn ein Staat ganz oder zum Theil dem anderen

einverleibt wird, also wenn der Staat, mit welchem und wegen dessen

der Beamte den Dienstvertrag abgeschlossen hatte, ein selbstständiger

Staat oder ein Theil eines bestimmten anderen selbstständigen Staates

zu sein aufhört. Dieß Letztere geschieht entweder mit dem Willen der

den Staat constituirenden Staatsbürger, des denselben repräsentirenden

Monarchen — dann können diese durch ihre einseitige Handlung nicht

die Lage des mit ihnen in Contractsverhältnissen stehenden Beamten

verschlechtern, sie müssen ihn entschädigen — oder gegen ihren Willen;

dann muß der Monarch, der an die Stelle des vorigen tritt, auch des-

sen Pflichten übernehmen. So die Theorie! Leider hat die Praxis diese

so klar vorliegenden Rechte der durch die napoleonische Zwingherrschaft

in Teutschland in einen solchen Conflict mit ihren Monarchen gesetzten

Unterthanen vielfach zu umgehen gewußt^). Schwieriger ist noch

die Frage über die Ansprüche solcher Beamten, die den Dienst temporär

nicht verwalten können Die vorstehenden Grundsätze werden ana

log auch hier anzuwenden sein; doch hängt dabei zu viel von den be

sonderen factischen Umständen ab, als daß ein allgemeiner Grundsatz

darüber aufgestellt werden könnte. Ueber das Ganze nur noch die Be

merkung, daß andere öffentliche Beamte auch hier analog nach diesen

die Staatsbeamten betreffenden Grundsätzen zu behandeln sind^).

163) Mittelst des Erkenntnisses des Oberappellationsgerichtes zu Celle v.

12. März ISN in Austrägalsachen der Monarchen von Preußen, Bayern,

Baden, Hessen, Weimar- Eisenach, Nassau und der Stadt Frankfurt gegen

Hofgerichtsrath Beisler und Consorten.

164) Spangenberg a. a. O. S. 6.

165) Perthes a. a. O. S. 144.

166) Hergueta. a. O. Steiger, vermischte Aussätze und Abhand

lungen zc. Mainz 1809, Abh. 22. San dt, Archiv für das Civil- und Cri-

minalrecht der königlich preußischen Rheinprovinzen, 20. Bd. 1. Abth. Cbln

1SS4. S. 186.

167) Hier dürfen die Schriften rücksichtlich der einschlagenden gleicharti

gen Grundsätze nicht übersehen werden, welche über die an Awischenherrscher

erfolgten, an den Staat schuldigen Zahlungen erschienen sind. Man vergl.

Gersdorf a. a. O. 13. Bd. S. Heft S. 4SS. Siehe übrigens Klüver a.

a. O. z. 493. auch Note e.

168) Nettelbladt a. a. O. 4. Bd. 1834. Abh. 72. S. 142.

169) Beck zc>, Annale» der großherzoglich badischen Gerichte, 1. Jahrg.

Carlsruhe 1833. S. 361 : Entschädigungsansprüche der Beamten von Grund

herrn für verlorene Dienstemolumente.
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2) Das Recht auf die mit dem Amte verbundene

Würde. Schon im Begriffe des Amtes liegt dieß (s. oben S.722),

aber auch in der Natur der Sache. Denn der Mann, der das Wohl

des Staates zum Ziele seiner Lebensthätigkeit macht, muß der Natur

der Sache nach im Staate höher stehen, als der, welcher nur sich und

seinen Vortheil bei seinen Bestrebungen im Auge hat. Repräsentirt

überdieß der Beamte in dem Geschäftszweige, den er verwaltet, den

Staat, den Monarchen selbst, so muß ihm Ehre und Würde zukom

men, die dem Staate selbst in dieser Beziehung zusteht, u« virrus sit

r,o»r numo» So bildet denn der Staatsdienerstand einen bevor

zugten Stand im Staate, und der bevorzugte Gerichtsstand, Titel, Uni

formen, Hoffähigkeit für die höheren Beamten sind die gewöhnlichen

Auszeichnungen desselben ^^). Je nachdem diese durch die Verfassung

des einen oder des anderen Staates festgestellt sind hat der Be

amte darauf Anspruch. Freilich muß sich aber auch der Beamte den

aus dieser Repräsentation des Staates entspringenden Jnconvenienzen

unterwerfen. So z. B. muß er sich gefallen lassen, daß ihm unter

geeigneten Umständen der Eid in seinen Amtsangelegenheiten deferirt

werde'"). (Man vergl. den Art. Eid.) Auch denjenigen Einrichtun

gen im Staate kann er sich nicht entziehen, die, wenn sie gleich seinem

Ansehen schaden, doch nun einmal in vielen Staaten vorhanden sind,

z. B. die willkürliche Behandlung der Beamten, hemmende, mißtraui

sche Controlen u. s. w. ^), namentlich auch die Behandlung der

Staatsbeamten, als wären sie Staatsbedienten, nicht aber Staatsbür

ger^). Dieß zeigt sich vorzüglich in denjenigen konstitutionellen

Staaten, wo sie von den Wahlen zu konstitutionellen Versammlungen,

activ oder passiv, oder in beiden Beziehungen, ausgeschlossen sind, und

wo sich daher die oben erwähnte Ansicht sehr geltend macht ^°). Wäh

rend sich indeß nichts thun läßt, wo die Landesverfassung dieß so er

heischt, steht den Beamten da, wo sie gesetzlich von den Wahlen nicht

ausgeschlossen sind, das Recht unstreitig zu, daran eben so wie jeder

andere Staatsbürger, unbeschadet ihres Amtes, Theil zu nehmen. Ihre

Würde suchte man vorzüglich sonst auch durch den befreiten Gerichts

stand, wenigstens für die höheren Beamten mit ihren Frauen und Kin

dern, oft auch Wittwen, großentheils vor den höheren Landescollegien

 

 

170) Zachariä a. a. O. S. 342.

171) Perthes a. a. O. S. 46, 43, 92.

172) ueber. Preußen in dieser Beziehung s. Perthes a. a. O. S. 86.

173) Hagemann u. Bülow, practische Erörterungen:!. 2. Bd. Han

nover 1807. S. 16«.

174) Wehnert, die Politik des Civilstaatsdienstes, Potsdam 1836.

175) Die landständischen Verirrungen in Würtemberg, Stuttgart 1836.

Art. Wahlen.

176) Puchta, die Landgerichte in Bayern und ihre Reform, mit ver

gleichender Rücksicht auf das teutsche Gerichtsimterwesen der frühen» Zeit,

Erlangen 1834. S. 72.
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anzudeuten i"), damit sie wenigstens nicht mit ihren Geschäftsunterge

benen bei einem und demselben Richter zur Verantwortung gezogen

würden^). Der befreite Gerichtsstand erstreckt sich jedoch blos auf die

persönlichen Verhältnisse. Die Grundstücksangelegenheiten der Beamten

gehören vor das torura rei sitae. Die neuerlich systematischer geord

nete Gerichtspflege hat auch die befreiten Gerichtsstände sehr gemindert

und dagegen nur in den häufigsten Fällen für die Ministeranklage ein

besonderes Forum bestellt""), wiewohl oft mit der Modifikation^"),

daß dieses Forum nur in den Fällen anwendbar ist, wo es sich um die

specielle Ministerverantwortlichkeit, um Beobachtung und Aufrechthals

tung der Verfassung, nicht wo es sich um die allgemeine Beamtenver

antwortlichkeit des Ministers handelt^). Hausiger ist aus demselben

Grunde jede Anklage gegen einen Beamten wegen seiner Amtsführung

an die Zustimmung der Regierung gebunden^). (Man vgl. d. Art.

Amtsverbrechen S. 226 flg.) — Wenn auch nicht aus der mit

dem Amte verbundenen Würde, fondern vielmehr aus dem geleisteten

Diensteide entspringend, doch aber die Würde des Beamten fördernd

ist der öffentliche Glaube (ticke» public«), auf welchen jeder Beamte in

den, nach der vorgeschriebenen Form^), von ihm besorgten

Geschäften Anspruch hat "4) (vorausgesetzt, daß nicht sein persönliches

177) Der befreite Gerichtsstand der Gesandten und bezüglich der Beam

ten von Haus aus (s. oben S. 742) gehört nicht hierher, da er auf anderen

und zwar völkerrechtlichen Grundsätzen beruht. M. s. darüber Glück a. a.

0. 6. Th. Z. 626. S. 429 flg.

178) Man vergl. z. B. wegen Sachsen Rescript vom 6. Novbr. 1743.

Schaumburg, Einl. zum sächsischen Rechte, 4. Th. exere. II. §. 24. S.

1264. Wegen Nassau: von der Nahmer, Sammlung der merkwürdigen

Entscheidungen des herzoglich nassauischen Oberappellationsgerichtes zu Wies

baden, 2. Bd. S. 375. mit Beziehung aus das dortige Reskript vom 7. Juni

1822; auch Zöpfl, Microcosmus, Heidelberg 1832. 2. Heft S. 1. — Bloße

Titularbeamten ohne wirkliche Aemter genießen nur selten einen befreiten Ge

richtsstand ; doch ist nach einigen Particulargesetzen dieß der Fall, z. B. nach

der allgem. Gerichtsordnung für die preuß. Staaten, 1. Th. 2. Tit. §. 63.

— Ueber alles dieß Glück a. a. O. 6. Th. §. S26. S. 422 flg.

179) Buddeus, die Ministerverantwortlichkeit a. a. O- Abschn. 44 flg.

S. 70 flg.

180) Z. B. nach der kurhessischen Verfassungsurkunde §. Ivo zusammen-

geh. mit §. 81. auf welche Paragraphen sogar ein rechtskräftiges Erkenntniß

des Oberappellationsgerichtes zu Cassel gegründet ist. Man vgl. Murhard

a. a. O. 7. Lief. S. 146 flg.

181) Man vgl. Buddeus, Ministerverantwortlichkeit a. a. O. Abschn.

12. S. 17. Dagegen Mohl, die Verantwortlichkeit der Minister, Tübingen

1837. S. 62. Note 1.

132) Statistische Notizen über die dießfallsigen Erfolge in Frankreich seit

mehreren Jahren enthält der Bericht des dortigen Großsiegelbewahrers vom

1. Jan. 1830 bis 31. Dec. 1834, ausgezogen in der Leipziger Zeitung 1836.

Nr. 9«. S. 1097.

183) Aus dieser Bedingung erklären sich die anscheinend der SSes pubUe»

der Beamten nach Perthes a. a. O. S. 116, 117, 118, entgegenstehenden

Erscheinungen.

184) öäp. 23. X. ü« election« et eiset! potsstst« (1, 6.) verb,: et pro



Beamte. 7S»

Interesse dabei vorwaltet^)), so daß für seine Angaben so lange die

Bermuthung der Wahrheit spricht, bis das Gegentheil erwiesen ist.

Doch beweisen Atteste gewesener Beamten, über ihre früherhin verwal

teten Amtsgeschäfte nach deren Niederlegung ausgestellt, nicht mehr als

jedes andere Privatzeugniß; die abgegangenen Beamten können nur als

Zeugen darüber abgehört werden ^°). — Jeder Beamte hat kraft der

ihm verliehenen Amtswürde sowohl von seinen Unterbeamten, als von

den Staatsbürgern rücksichtlich der vermöge seines Amtes getroffenen

Anordnungen Gehorsam ^) und , wenn jenen seine Anordnungen,

falls sie den Gesetzen gemäß sind, nicht anstehen sollten, dennoch Un-

verletzlichkeit 125), namentlich Sicherung gegen alle dießfallsigen Injurien

und gegen Widerstand^) in Anspruch zu nehmen. Denn Beleidigungen

des Beamten in seinem Amte werden als Injurien gegen die Staatsge

walt angesehen. (S. den Art. Aufruhr.) Jene Sicherung darf die Beam

ten aber nicht zur Beamtendespotie verleiten, welche am leichte

sten da entsteht, wo der äußere höhere Stand der Beamten einen kor

porativen Geist bei ihnen hervorbringt und sie verleitet, ihre Gesammt-

heit als eine eigene Kaste anzusehen und eine Beamtenaristokra

tie zu bilden i9«). Es ist übrigens die Würde, welche ein Beamter

durch sein Amt erhält, so lange ihm zuständig, als er lebt, wenn er

ihr nicht entsagt, oder sie durch ein Verbrechen verwirkt^). Die bloße

Aufgabe des mit der Würde verbundenen Geschäftes, z. B. ehrenvolle

Entlassung, bewirkt nicht den Verlust der Würde ^), «nd eben so we

nig erfolgt dieß durch die Ueberweisung eines Staatsdieners an einen

anderen Regenten mit dem Uebergange eines Staate« an diesen^).

3) Das Recht des Beamten auf Schutz und Vertre

tung von Seiten des Staates in Beziehung auf die

Kis quse a Zuäice sunt scw, präesuinitur, yuoö «mn!s rite iuerint «eledrst».

Glück a. a. 22. Th. Z. 1186K. S. 222.

186) Ii. 10. l>. äs iurisäivt. (2. 1.) c. un. <?. ne yuis in «Uä «siuk

iuSieet. (3. 6.)

186) v. Hohnhorst a. a. O. 6. Jahrg. 1829. S. 221.

187) Perthes a. a. O. S. 1«9 u. 119.

183) Klüver a. a. O. ». 360.

189) Ein eigenes Gesetz über solchen Widerstand eristirt in Baden vom

2S. Der. 1331, abgedruckt in Aler- Müller, Archiv für die neueste Gesetz

gebung, 4. Bd. 1. Heft. Mainz 1832. S. 6«. Eine CabinetSordnung wegen

Znjuriensachen , in welche Beamte verwickelt sind , ist in Preußen unter dem

20. Dec. 1334 erlassen, befindlich im 1. Stücke der Gesetzsammlung von 183S,

abgedruckt in der Leipz. 3tg. 1836. Nr. 26. S. 279.

19«) Maurenbrecher a. a. O. K. 49. Note d. Z. 143. Note «. §.

1S5. Note f.

191) Ueber die Strafen der öffentlichen Beamten verbreitet sich umständ

licher Hepp, das Strasensystem des neuen Entwurfes eines Strafgesetzbuches

für das Königreich Würtemberg v. Z. 1835 :c. Heidelberg 1336. S. 63 flg.

192) Ein Richter ist nicht befugt, einen mit Ehren seines Dienstes ent

lassenen Staatsdiener in seinen Bescheiden einen „vormaligen" zu nennen, in

Rüling IIS Entscheidungen des kurhanndver'schen Oberappellationsgerichtes

in Celle, aus den neuesten Zeiten, Celle 1L0S. Nr. 109.

193) Herguet a. a. O. S. S6.
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Amtswirksamkeit und den Nahrungsstand des Beam

ten ^). Rücksichtlich des Schutzes bei der Amtsausübung erinnern

wir an das so eben gegen das Ende der vorigen Nummer darüber

Gesagte und bemerken nur noch, daß der Staat diese Verbindlichkeit,

da ohne sie die Erreichung des Amtszweckes nicht möglich ist, erfüllen

und , falls er zu ohnmachtig dazu , oder> aus sonst einem außer der

Schuld des Beamten liegenden Grunde, dieß nicht im Stande sein und

der Beamte dadurch Schaden leiden sollte, Elfteren dafür, sowie für al

len anderen ohne des Beamten Schuld aus der Dienstverwaltung ent

stehenden Schaden entschädigen muß "°). Denn wenn der Staat auch

nur die Möglichkeit vorauszusehen vermochte, daß er in den Fall kom

men könnte, den verheisenen Schutz nicht gewahren zu können, so

mußte er dieß in dem Dienstcontracte liegende Versprechen nicht geben ;

außerdem treffen ihn die Folgen des nicht erfüllten Versprechens. Was

dagegen den durch Schuld des Beamten in seinem Amte angerichteten

Schaden anlangt, so haftet der Beamte dem Beschädigten, und sucht

dieser seine Entschädigung an den Staat ^°), dem Staate^). (S. den

Art. Amtsverbrechen S. 231.) Nach dem röm. Rechte prästirten

nur die niederen Beamten wegen jedes Dienstversehens äolus und «ul-

ps; die höheren waren nur zur Herausgabe des Erpreßten allgemein

verbunden. Bei der iurisäierlo voluntsris haftet jetzt der Richter blos

für den Schaden aus Formmängeln und aus ertheilten ungegründeten

Zeugnissen, wenn ihn nicht die Partei selbst hinterging, ingleichen aus,

wenn ihm «süsse ««Zulu« oblag, materieller Ungiltigkeit des Geschäf

tes "2). Es versteht sich von selbst, daß der Beamte den Schaden

nicht zu gewähren hat , der aus der vorschriftsmäßigen Befolgung der

auf gesetzlich geordnete Weise ihm zugegangenen , klaren Pönalgesetzen

nicht entgegenstehenden Befehle seiner Oberbehörde entstanden ist, wenn

er gleich, mit Vorbehalt des Regresses an Letztere^), zunächst dem

Beschädigten dafür haften muß (man vergl. den Art. Amtsverbre

chen S. 229 flg.) 2««). Der Oberbeamte aber haftet hiernach dem

Unterbeamten für allen aus Befolgung seiner Befehle dem Letzteren

194) Maurenbrecher a. a. O. 8- 162.

195) Ii. 61. S. ö. v. 6e turtis (47. 2.): nemin! »Avium «uum, quock

eiu« eum <zuo contrsxerit, non etism sui «oinmoo'i «süss susceverit, 6sm»«>

»um esse.

196) Perthes a. a. O. G. 137—141. Minnigerode a. 0. O. S.

16S. Pfeiffer a. a. O. 2. Bd. Nr. XII. 31. S. 3S3.

197) Von der N a h m e r a. a. O. S. 371 : Ueber die Beitreibung der

Forderungen der Dominencaffe von herzoglichen (nassauischev) Staatsdienern,

Reskript vom 27. Juni 1827. Schlüter und Wallis, juristische Aeitung

für das Königreich Hannover, 6. Jahrg. 1831. S. 84.

198) ueber alles dieß siehe Schweppe, rdm. Privatrecht, S. Bd. Got

tingen 1831. K. S72.

199) Minnigerode a. a. O. S. 1S2.

20«) Glück a. a. O. 10. Th. z. 70«. S. 331. Dagegen in mehrfacher

Beziehung siehe Murhard a. a. S. S. 134 flg. u. 1S9. Minnigerxode

a. a. O. S. ISS flg.
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entstehenden Schaden. Der Schade hingegen, den ein Unterthan durch

pflichtmäßige Befolgung der Gesetze von Seiten eines Beamten leidet,

wird nicht ersetzt 2"i). — Viel schwieriger jedoch ist die Lehre vom

Schutze des Staates wegen des dem Beamten zugesicherten NahrungS-

standes. Bei der in allen Fachern der menschlichen Gewerbe eingetre

tenen größeren Theilung derselben, wodurch eine größere Vollkommen

heit darin, aber auch größere Einseitigkeit entstehen mußte und eine

einseitigere Vorbildung nöthig geworden ist, konnte dieß ganz folgerecht

auch bei dem Staatsdienste nicht fehlen. So kann dieser jetzt in der

Regel nur von Personen verwaltet werden, welche ihre ganze Bildung

darauf berechnet haben und diese Geschäfte zu ihrem Lebensberufe ma

chen. So wenig nun einem anderen Staatsbürger, dem einmal ein

Nahrungsstand im Staate gestattet worden ist, dieser ohne weiteres

entzogen werden kann, so wenig darf dieß bei dem Beamten geschehen.

Und da die Regierung der Mitcontrahent bei dem Dienstcontracte ist,

so kann sie, wenn über die Dauer desselben Streit entsteht, unmöglich

in ihrer eigenen Sache richten; sondern dieß ist Gegenstand der Ent

scheidung des unabhängig stehenden Richteramtes. Es waltet daher

ein ganz anderes Verhältnis) hier ob, als das zwischen dem Privatmann

und seinem Diener. Denn die Entlassung des Letzteren von Seiten

Hes Ersteren vernichtet nicht dessen ganzen Nahrungsstand, da ihm die

Freiheit bleibt, mit Anderen über dieselben Dienste, die er zeither dem

Herrn leistete, zu contrahiren. Da aber die Regierung im Staate der

einzig denkbare Mitcontrahent über Staatsdienste ist, so wird, wenn

sie einem Staatsbürger einmal dessen "Verwendung im Staatsdienste

zugesichert und er seine Bildung ?c. darauf eingerichtet hat, sonach et

was Anderes nicht ergreifen kann, sein ganzer Nahrungsstand für im

mer durch die Entlassung vernichtet. Nicht so ist es rücksichtlich der

Regierung, welche, wenn auch der Beamte ihren Dienst verläßt, doch

unter ihren Unterthanen die Wahl hat, mit wem sie wegen des Staats

amtes contrahiren will. Daß das Richteramt über dieses Verhältniß

entscheide, widerspricht nicht im mindesten der vorwaltenden Sachlage.

Denn sehr richtig sagt ein von uns schon erwähnter ausgezeichneter.

Schriftsteller^): Die wechselseitigen Rechte zwischen Staat und Die

ner, welche von selbst aus der Uebertragung eines Staatsdienstes ent

stehen, sind insofem privatrechtlicher Natur, als privatrechtlich Alles ge

nannt werden kann, was nicht blos Beziehung auf das Allgemeine im

Staate hat, sondern in einer eigentlichen civilistischen «KliFsti« besteht

und auf das Privatvermögen von Einfluß ist. Aus diefer Darstellung

folgt nun von selbst: ») daß nur dann, wenn bei der Anstellung des

Beamten beiderseitige Aufkündigung bedungen ist, diese auch von Sei

ten des Staates erfolgen kann, da der Beamte durch Eingehung dieser

Bedingung bei dem Dienstvertrage sich seines Rechtes auf den lebenS-

201) I.. 29. §. 7. v. sck leg. 4q>I. (S. 2) Glück a. a. O. 10. Th.

z. 700.

202) Spangenberg a. a. O. S. 4.
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länglichen Nahrungsstand begeben hat; i>) daß dieß auch binnen der

gesetzlichen Frist geschehen kann, wenn die Gesetze für die Beamten ge

wisse Probejahre festsetzen — ob diese beiden Bestimmungen räthlich

sind, dieß gehört nicht in die rechtliche Behandlung der Sache ^«2)

— daß aber außerdem «) der Beamte zwar seinerseits^), nicht aber

li) der Staat aufkündigen , der Beamte vielmehr auf lebenslängliche

Beibehaltung seiner Amtsemolumente — mit Einschluß des ihm durch

das Amt verliehenen Ranges — dringen kann 2^), so lange ihm die

selben nicht durch Urthel und Recht aberkannt sind^"°), und daß e) hier

über der ordentliche Richter des Beklagten zu entscheiden hat. Weil

aber 5) der Beamte nur auf diejenigen Theile des Dienstvertrages,

welche in demselben zu feinem Vortheile stipulirt sind, ein erzwingbares

Recht hat, hiernächst nach Obigem (S. 744) diese Contractsverhält-

nisse den höheren Rechten des Staates, namentlich den nothwendigen

politischen Rücksichten untergeordnet werden müssen und diese sehr oft aus

Gründen, die nicht im erzwingbaren Rechte liegen, die Beseitigung der

Dienste des Beamten erheischen können, so beschränken sich die An

sprüche des Beamten nur auf die Fortdauer der unter 6 erwähnten

Emolumente, nicht auch auf die Fortdauer der Verwaltung des Am

tes 2c"). Daher muß auch ß) dem Staate das Recht zustehen, den

Beamten jederzeit vom Amte zu suspendiren (susßeusio »K <Mei«

nicht » KensKoi«) 2«s). Aus allem diesen folgt, daß selbst die soge-

203) Du Prel, auserlesene bayer'sche Rechtsfälle sc. Band 1. Heft 1.

204) K l ü b e r a. a. O. Z. 492. Die dieß bestätigenden kurhessischen, wür-

temberg'schen, bayer'schen, großherz, hessischen, bndmschen, coburg'schen Gesetze

siehe bei Murhard a. a. O. S. Z19 flg. Daher kann ein Beamter sich auch

einem Dritten zur Abdankung verbindlich machen (Strub e's rechtliche Beb. a.

a. «. 2. Bd. Beb. 420. S.217. (IV. 129.)), und die Ansicht Derer ist irrig

und den Dienstcontractsverhältnissen zuwider, welche, wenn auch der Staat

dadurch «icht einen unersetzbaren Verlust erleidet, doch dem Monarchen das

Recht zusprechen, den Abschied zu verweigern, z. B. Perthes a. a. O. S.

143 flg. Allein intempestiv und zu jeder beliebigen Zeit kann der Beamte

nicht abgehen und dadurch die Regierung in Verlegenheit und vielleicht Scha

den setzen , sondern er muß seinen Abschied so zeitig suchen, daß die Regierung

seine Stelle gehörig wieder besetzen kann.

205) Minnigerrode a. a. O. S. 122 flg.

206) Die rechtlichen Gründe zur Amtsentsetzung, außer inwiefern sie Folge

begangener Verbrechen ist, siehe im Art. Amtsverbrechen S. 226. Man

vgl. Maurenbrecher a. a. O. tz. 164.

207) De Lsnngiesssr, «ollsetion!« notsbiliorum clerisionum supr.

trib. äppellst. Sssso-OsseUsni ?om. XVI. 132«. cke«. 137. p. 114. Danz,

Gmelin, Tafinger, kritisches Archiv der neuesten juridischen Literatur

und Rechtspflege in Teutschland, 6. Bd. Tübingen 1806. S. S13.

208) Wir haben uns hierüber schon ausgesprochen, theils in dem Artikel

Amtsverbrechen S. 225, theils und vorzüglich, mit Beziehung auf die

dießfallsige Literatur, in der wiederholt angezogenen Monographie, die Minister

verantwortlichkeit ic. Abschn. 31 und 32. S. 46 flg. Die uns in der Haupt

sache zur Seite stehende teutsche Praxis bezeugen neuerlichst Maurenbrecher

a. a. O. Z. 163 u. 164. Murhard a. a. O. 6. Heft, S. 67, welcher dieß

für Kurhessen noch besonders S. 63, 64, 72/ nachweist. Wegen Nassau und
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nannte Entlassung, Abschied in Gnaden, einfache Verab-

sch i e d u n g (climissi«, clirnissi« K«u«»ta), d. i. diejenige Aufkündigung

von Seiten des Staates gegen den Beamten, welche in wohlwollenden

Ausdrücken, mindestens ohne Anführung einer für die Ehre des Beam

ten nachtheiligen Ursache geschieht ^), «lir unter Zustimmung beider

Parteien erfolgen kann, wenn sie nicht durch Vertrag oder Particular-

gesetz festgesetzt ist, und wenn sie sich auf alle oder einige Dienstemo-

lumente erstrecken soll. Daher ist sie auch nach gemeinem Rechte we

der ein correctives, noch ein reinigendes Disciplinarmittel ^°), so wie

ohne jene Voraussetzungen nicht darauf erkannt werden kann. Wird

der suspendirte Beamte freigesprochen und entweder darauf, oder nach

überstandener Strafe der Suspension ^"), wieder in sein Amt einge

setzt, so Heist dieß Wiedereinsetzung (rsksbilitsrio)^). Daß die

jenigen, welche dem Staate das willkürliche Entlassungsrecht zuschrei

ben, ihn um so mehr zur willkürlichen Versetzung jedes Staatsdie

ners für berechtigt erachten, liegt auf der Hand; man muß jedoch,

wenn man auch volle Dienstentsetzung gegen den Willen des Beamten

nicht ohne Urthel und Recht zuläßt, der willkürlichen Beamtenversetzung

unter gewissen Beschränkungen das Wort reden. Denn die höhere Rücksicht

des Staatswohles erfodert, daß der Beamte, welcher nn einem gewis

sen Posten minder nützlich als an einem anderen ist, nicht da bleibe,

wo er sich so gezeigt hat; und da er, nach Obigem (S. 756), nur ein

Recht auf die Dienstemolumente, nicht auf die Dienstgeschäfte erwor

ben, so muß er sich, wenn er in derselben Dienstbranche versetzt wird,

Würtemberg siehe ebendas. S. 84 u. 86, und wegen Kurhessen vgl. man noch

Alex. Müller a. a. O. 6. Bd. 2. Heft. S. 283. Für unsere Ansicht ist

besonders lesenswerth Pfeiffer a. a. O. Man vgl. auch: Rdnnberg

über Dienstentlassung und Dienstaufkündigung, Berlin 1799. SaalksIS,

cominentsti« , num prineipi liesst ministros public»» incvgnitk rsusä 6imit-

tere, Ssigelb. 1803. v« «ännßi«»«sr I. c. Vom. III. 1790. 6ev. 92. P. 104.

Gegen unsere Ansicht sprechen sich vorzüglich aus: Perthes a. a. O. S.

14S flg. (welcher S. 148 flg. umständlich die dießfallsigen preußischen Grundsätze

angibt; siehe auch S. 160, womit jedoch Rauer, Controlblatt für preußische

Juristen, Berlin 1337. S. 107 zu vergleichen ist). Strube's rechtliche

Bedenken, spangenberg. Ausg. 2. Bd. Hannover 1827. Beb. 423. (III. 144.)

und Klüver a. a. O. §. 492 u. 493, wo sich die Literatur, auch rücksichtlich

der dießfallsigen Landesgesetze, sehr reichhaltig verzeichnet findet, v. Bre

mern a. a. O. bleibt sich in seinen Behauptungen nicht ganz gleich. Aa

ch ariä a. a. O- S. 339, drückt sich unter anderen so darüber aus, ob er

gleich die Existenz eines Contractsverhältnisses zwischen Staatsregierung und

Beamten leugnet: Haben auch die Staatsdiener keine Rechte gegen den

Staat, so hat, doch der Staat Pflichten gegen sie :c. läßt sich zwar nicht

der Satz vertheidigen , daß kein Beamter ohne Urtheil und Recht ic. von sei

ner Stelle entlassen werden könnte. Jedoch eben so wenig der Gegensatz.

209) Klüber a. a. O. 8. 492. Maurenbrecher a. a. O- 8- 163.

210) S. d. Art. Amtsverbrechen S. 223 flg.

211) Ueber die verschiedenen Arten der Suspension siehe d. Art. Amts

verb rechen S. 224 u. 223. Man vergl. über die preußischen dießfallsigen

Bestimmungen Perthes a. a. O. S. 163.

212) Maurenbrecher a. a. O- Z. 164.
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über welche er den Dienstcontract abgeschlossen hat, dieß gefallen las

sen. Dabei wird aber vorausgesetzt, ») daß der Beamte an Rang

und Gehalt durch die Versetzung nichts einbüße, sonach auch wegen

aller Nebenumstände, rücksichtlich deren ihm die Versetzung schadet, als

z. B. wegen der Umzugskosten, wegen der Nachtheile für die Erhaltung

seiner Familie, weil z. E. der nunmehr zu beziehende Ort theuerer

als der vorige ist, wegen der ihm rechtmäßig zukommenden Sporteln

seines vorigen Amtes zc., wirklich entschädigt werde. Wir brau

chen dieses Wort absichtlich so , weil man in neuerer Zeit, selbst durch

Particulargesetze dem Ausbruck entschädigen die dem eigentlichen

Wortsinne zuwiderlaufende Deutung gegeben hat, daß nicht aller Schade

wirklich zu vergüten sei, so daß der Staatsdiener gar keine Einbuße

habe, sondern daß man ihm nur Etwas zu geben brauche, und er den

übrigen Schaden, namentlich wegen aller Nebenrücksichten, über sich er

gehen lassen müsse. > Denn Schade ist Schade, er entstehe woher er

wolle, und die Unterordnung der Dienstcontractsrechte unter die höhe

ren Staatsrücksichten darf nur so weit erfolgen, als sie nothwendig

ist (s. oben S. 747). Es muß aber auch K) der zu versetzende Die

ner blos in derselben Dienstbranche, über welche er den Dienstcontract

geschlossen hat, in einer solchen Stelle, welche der bisherigen Dienst

führung und den Fähigkeiten des Zuversetzenden entspricht, die also

weder höhere noch geringere Dienstfähigkeiten erfodert, als die bishe

rige^), angestellt werden. Denn wenn z. B. ein Rath, wenn gleich

mit Beibehaltung seines Ranges und Gehaltes, in eine Copistenstelle,

oder ein Justizbeamter in eine Administrativstelle versetzt werden würde,

so würde dieß im ersteren Falle einer Degradation gleichstehen und im

zweiten den versetzten Beamten der Möglichkeit blosstellen, durch Feh

ler in der Amtsführung nicht nur sich große Unannehmlichkeiten zuzu

ziehen, sondern sogar nunmehr ohne Schuld sich zur Absetzung zu qua-

lificiren. Endlich kann nach allem diesen auch die Quiescirung,

Versetzung in den Ruhestand, gegen den Willen des Beamten

nur dann geschehen, wenn ihm alle Dienstemolumente mit Einschluß

des Ranges gelassen werden ^^). Dagegen hat aber auch kein Be

amter, wenn er dienstunfähig wird, vorausgesetzt, daß er nicht nachwei

sen kann, die Dienstunfähigkeit sei in Folge seiner Dienstfunctionen

entstanden, einen rechtlichen Anspruch auf P enfionirung, wenn

213) Murhard a. a. O. S. 104, welcher auch in der 6. Lief. S. 90

die sehr humanen Grundsätze der kurhessischen Verfassungsurkunde und der

teutschen Reichspraxis über Versetzungen angibt.

214) Am klarsten sind die Gründe gegen die willkürliche, Absetzung, Ent

lassung, Versetzung und Quiescirung dargestellt von Paulus, Gedanken zur

Verbesserung der Staatsbeamtenpragmatik, in Pölitz angezogenen Jahrbü

chern, Sept. 1833. S. 241, und von Welcker in den Verhandlungen der

badenschen Deputirtenkammer in der Sitzung vom 12. Juni 1833. Man vgl.

Klüber a. a. O. Z. 493. Murbard a. a. O. S. 9«, 93, 94. 7. Lief.

S. 97 flg., wo auch, neben den kurhessischen Vorschriften, die bayer'schen S.

107 angegeben sind.
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diese nicht im Dienstcontracte, oder in der Dienstpragmatik stipulirt ist.

Die Gründe, welche man dafür anführt, sind Gründe der Billigkeit

und der Politik, nicht des erzwingbaren gemeinen Rechtes 2^). Ig

vielen Bundesstaaten aber eristiren bestimmte Gesetze über die Pensio-

nirung unfähig gewordener alter Diener ^«). Noch weniger, als der

Staatsdiener für sich auf Pension Anspruch machen kann, steht ein

solcher Anspruch dessen Wittwe und unmündigen Kindern zu, wenn

nicht Landesgesetze dieß vorschreiben'^"). — Alle diese Grundsatze lei

den jedoch rücksichtlich der Minister wesentliche Abänderungen, da ihre

Stellen, wie oben (S. 741) nachgewiesen wurde, sogenannte Vertrau

ensposten sind, mithin die von uns überall vorausgesetzte Unabsetzbarkeit

bei ihnen nicht eintritt'^»), wogegen die Particulargesetzgebung ihnen

manche andere Vortheile gewährt.

Die Pflichten der Beamten hingegen lassen sich blos im Allge

meinen auf die Verbindlichkeit zu Erfüllung aller Amtsobliegenheiten

reduciren '-"2) ; insbesondere müssen die Amtsinstructionen , Dienstprag

matiken, das Herkommen in jedem Amte und die Natur der Sache

den Maßstab hierbei abgeben. Jeder Beamte ist zum Gehorsam ge

gen seine Vorgesetzten mit den von uns oben (S. 752 u. 753) angegebenen

Modifikationen verbunden 22°). Daß er in dem durch die Verfassung

gebotenen Geiste der Regierung handle, ist seine Pflicht, nicht aber ist

er zu einem sclavischen Gehorsam, zu einer Gefcmgengebung seiner

Vernunft unter den Glauben an die Jnfallibilität seiner Vorgesetzten

gezwungen^"). Der Disciplinargewalt des Staates über die Beam

ten unterwirft er sich durch Eingehung des Dienstvertrages 222). Jene

215) Klüber a. a. O. Perthes a. a. O- S. 146 flg.

216) Zu allgemein ist die Behauptung M a u r e n b r e ch e r s a. a. O. §. 163.

Note K, daß jeder Bundesstaat besondere Pensionsreglements habe. Im Kö

nigreiche Sachsen ist ein solches in dem schon angeführten Civilstaatsdienerge-

sttze z. 32, auch sind solche Vorschriften in der kurhess. Verf.-Urk. §. 68, und

im Haus - und Staatsgesetze v. 4. März 1317 (m. vgl. Murhard a. a. O.

S. IIS flg.) enthalten. Wegen Preußen f. Perthes a. a. O. S. 1S2 flg.

217) Klüber a. a. O. §. 494.

' 218) Das Nähere darüber ist in den beiden (Note 1S1) angezogenen

Schriften über die Ministerverantwortlichkeit enthalten, und in Bülau a. a.

O. S. 160 flg. Murhard a. a. O. 6. Lief. S. 23, 2S, 82—84. Mau

renbrecher a. a. O. K. 13S. Note s. Die ältere Literatur hat ein hier

einschlagendes Werk von Moser, über Regenten, Regierung und Minister,

Frankfurt a. M. 1784.

2>9) Maurenbrecher a. a. O. §. 162.

220) Das Nähere darüber ist hervorgehoben in der öfter citirten Minister

verantwortlichkeit des Verf. dieses Art. Abschn. 29. S. 41 flg.

221) Rhapsodische Bemerkungen, den Staatsdienst betreffend in Bran,

Minerva 183S. 2. Bd. April, Mai, Juni, Nr. 2. S. 425. Klein, Anna-

len der Gesetzgebung und Rechtsgelehrsamkeit in den preußischen Staaten,

Berlin 1L0« flg. 24 Bd. S. 76: Ist es rathsam die Abhängigkeit der Staats

beamten von ihren Vorgesetzten zu vergrößern oder zu vermindern ?

222) Siehe den Art. Amtsverbrechen S. 223, und Perthes a. a.

O. S. 119—123.
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erstreckt sich, besonders auch zur Erhaltung der Würde des Staatsdien

stes und in Folge des Oberaufsichtsrechtes des Monarchen, auf das Be

nehmen des Beamten nicht blos im Dienste selbst, sondern auch in

seinem Privatleben, so weit dieß auf Amtsansehen und Amtstreue ein

wirken kann 2^). Daher schreiben sich mancherlei Beschränkungen,

z. B. die zur Verheurathung in den meisten Staaten vom Staats-

diener einzuholende Erlaubniß 22«). Inwiefern die Beamten für den

durch sie bei Verwaltung ihres Amtes angerichteten Schaden haften,

dieß ist oben (S. 754) schon ausgeführt worden, und es ist hier nur

noch zu bemerken, daß sie häufig, befonders bei Cassenverwaltung, für

den möglicherweise von ihnen anzurichtenden Schaden eine Dienstcaution

bestellen müssen 22s), daß sie durch die Klage ex legs ^quili» zum

Schadenersatz für Excesse angehalten werden könnende), und daß sie,

obgleich dabei Beklagte, den Beweis pflichtgemäßer Thätigkeit führen

müssen, wenn diese nicht auf einer verneinenden Handlung beruht^?),

daß es ihre Pflicht ist, selbst den Schein der Unredlichkeit zu meiden,

und daher z. B. ihre Administrationsgegenstände nicht selbst zu kau

fen 22s), und daß sie sogar für Cassendefecte der Vorgänger haften

müssen, wenn sie die Cassen ohne gehörige Revision übernahmen 22s).

Der Dienstcontracr endigt sich durch den Tod, durch Aufhebung des

Staatsamtes selbst unter den oben (S. 756) angegebenen Umständen,

durch Unfähigwerdung des Beamten (f. oben S. 758), durch ein des

sen Verlust bewirkendes Verbrechen, durch Aufkündigung von Seiten

des Beamten und ruutuo Dissens» 2sn).

Uebrigens erinnern wir nochmals daran, daß andere öffentliche

Beamte in obigen Beziehungen nach Analogie der Staatsbeamten^!)

zu beurtheilen sind 2^.

Buddeus.

223) Klüber a. a. O. §. 630.

224) Perthes a. a. O. S. 106 flg.

225) Essellen, die Bestimmungen der preußischen Gesetze über das

Cautionswesen der Staatsbeamten, Siegen 1837.

226) 5,. 29. I. 7. v. sä legem ä<zmili«n. (9. 2.) 1^. IS. 0. Ss per,«,

et commaclo rei venäit. (8. 6.)

227) Glück a. a. O. 32. Th. Z. 380. S. 442.

228) Glück a. a. O. 16. Th. §. 989. S. 150. Strubs a. o. O. 2.

Bd. Beb. 421. (IV. 79.) I,. 46. v. 6s rontrsk. emt. et äe psctis (18. 1.)

229) Sand angez. Archiv, 18. Bd. l. Abth. 1333. S. 219.

230) Maurenbrecher a. a. O. Z. 163. Perthes a. a. O. S.

142 flg.

231) Nettelbladt a. a. O. 4. Bd. S. 142. v. Hohnhorst a. a.

O. ». Bd. S. 113. Dü Prel a. a. O. Bülau a. a. O. S. 362.

232) Wir beklageii, ' erst, nachdem dieser Artikel schon gesetzt ist, von nach

folgender, daher auch von uns nicht zu benutzen gewesener Schrift Notiz er

halten zu haben: F. Meifterlin, die Verhältnisse der Staatsdiener, nach

rechtlichen Grundsätzen, Cassel 1338.
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Bedingung («onäiti«) i) heißt diejenige Nebenbestimmung ei?

nes Rechtsgeschäftes, durch welche dessen Eintritt oder dessen Auflösung

von der Existenz oder Nicht-Existenz eines ungewissen zukünftigen Er

eignisses abhängig gemacht wird 2). Die wesentlichen Merkmale der

Bedingung sind: ») sie muß ein ungewisses zukünftiges Ereigniß ent

halten^). Deßhalb sind vom Begriffe Bedingung die sogenannten

ciouäitioue» iu prseseus vouvsptse und iu Prästeritum ««nveptse

und die nsvssssriae «onäition«» auszuscheiden, b) Es gehört zum

Begriffe der Bedingung eine ausdrückliche Nebenbestimmung des Hauptge

schäftes, welche die Hinzufügung der Bedingung zu demselben zum Zwecke

hat. Dieß ergibt sich theils aus dem Grundsatze, daß Bedingungen bei

Rechtsgeschäften überhaupt nicht vermuthet werden, sondern von dem,

welcher sich auf sie beruft, bewiesen werden müssen^); theils daraus,

daß bei der iu äiem »dclivti« ^) und der 1«x «ornuiissoriä 6)

die Resolutivbedingung, als die Suspensivbedingung nach den in den»

Justinianischen Pandekten gebilligten Grundsätzen vermuthet werden

muß. .Die gewöhnliche Bezeichnung der Bedingung in den römischen

Rechtsquellen ist die durch »i, im Teutschen die durch wenn. Jndeß

konnte die Bedingung auch durch it und vm» ausgedrückt werden,

wenn es nur sonst gewiß war, daß die Nebenbestimmung ein künf

tiges ungewisses Ereigniß betreffe^). Die Bedingung unterschei-

1) Die Literatur der Lehre von den Bedingungen betreffend, so dürften

von den älteren Schriftstellern namentlich folgende einige Erwähnung verdie

nen: LuA« vnnellus «omm. iuris civilis IIb. VIII. «SP. 30—34.

lidert öi'usselii äs öruxell. trsvtstus äs «onäitiouidus testamento»

rum, «ontrsOtuum et pactvrurn k'rsncof. 1700. ölisgler äiss. 6« conäi-

tionibu», ^snse 1655. Vrsg. IVlsisnsii äisputstione» iuris t«m. II. ä!s».

34. Neuere Literatur: Thibaut's civilistische Abhandlungen, Abhandlung

XVII. Enäemsnn «oiumentsti« äs implenäse «onäitioni» teNPore Nsr-

borg. 1821. Sell, die Lehre von den unmöglichen Bedingungen in dessen

Versuchen aus dem Gebiete des «Zivilrechtes Th. II. Ausgezeichnet sind

die einzelnen Abhandlungen von ^vsrsni in dessen intervretstiones iuris

oivlli» über mehrere der schwierigsten Puncte dieser Lehre. Eine allgemeine

Uebersicht über die Literatur unserer Lehre gibt Sell a. a. O. Th. II. S.

3—9.

2) Ueber andere Bedeutungen des Wortes «onäit!« vergl. örissonius

äs V. S. s. K. v. und Schilling's Institut, d. R. R. Th. II. S. 272. Note

s. Sie lassen sich auf folgende Puncte zurückführen: conäiti« bedeutet oft

s) den persönlichen Zustand eines Menschen (Osius inst. I. §. 13 u. 29.), b)

die Lage oder Beschaffenheit einer Sache oder eines Rechtsgeschüftes (I>. 1. 8.

23. v. 39. S. I.. 11. §. 1. v. 29. 1.), c) eine Contractsbestimmung (I,. 1«.

§. 1. v. 14. 2.), ä) den Abschluß einer Ehe oder eines Verlöbnisses (I.. 2. 8- 2.

v. 24. 2. I.. 13. II. 23. 1. I.. 65. 0. 5. 1.), e) eine einem Geschäfte hin

zugefügte Auflage (moäus) (Ii. 3. S. 7. v. 2«. 7. I.. 44. v. 4«. 4.)

3) I,. 39. 0. äs rebus «reäitis. (12. 1.) Ii. 120. v. 6« verborum

obligat. (45. 1) I,. 9. §. 1. v. äs novstionlbu». (46. 2.)

4) I,. 7. §. 2 U. 3. v. äs iure äotium. (23. 3.) I.. L. v. ibiäein. I..

1. S. 2. v. xr« äote. (41. 9.)

5) I.. 2. 8- 4. v. pro emtors. (41. 4.)

6) I,. 1. ö. äs leg« eommissoris. (18. 3.)

7) I.. 22. 0. 36. 2. Vergl. Sell Versuche Th. 2. S. 15—18.
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det sich genau ») von der «süss, d. h. dem Grunde einer Dispo

sition v). Diese beruhet stets auf einer vergangenen Begebenheit ^) und

wird gewöhnlich mit den Worten <zuia oder «uvulsrn bezeichnet. K)

Von dem m«6us (Auflage), d. h. einem nur bei der Eingehung von

Rechtsgeschäften ausdrücklich erwähnten Zwecke, welcher durch die Eingehung

des Geschäftes erreicht werden foll. Er besteht in dem Gebote, etwas

zu thun oder zu unterlassen, und wird gewöhnlich mit den Worten ui

oder u« bezeichnet. «) Von dem 6ie«, d. h. einer durch den Wil

len der Parteien dem Geschäfte hinzugefügten Zeitbestimmung, von de

ren Eintritt entweder der Anfang oder das Ende des abgeschlossenen

Geschäftes abhängig gemacht wird.

Der Sprachgebrauch der römischen Juristen, welcher in der Lehre

von den Bedingungen in Frage kommt, ist namentlich dann sehr man

nigfaltig, wenn der Eintritt, der Wegfall und die Ungewiß

heit, ob die dem Rechtsgeschäste hinzugefügte Bedingung in Erfüllung

gehen werde oder nicht, bezeichnet werden sollen. Ausdrücke, wie «ou-

elitio existit, iiuplewr, explewr werden gebraucht, um den Eintritt

der Bedingung zu bezeichnen. Dagegen sagt man «ouckiti« ex»tiu-

Zuiwr, cleüvit, ctereots est in dem Falle, wenn sich die Unmöglichkeit

herausgestellt hat, daß die dem Rechtsgeschäste hinzugefügte Bedingung

annoch erfüllt werden könne. Redensarten, wie «oucutio penaet, in

suspenso est, sind von dem Falle zu verstehen, wo es noch ungewiß ist,

ob die dem Rechtsgeschäfte zugefügte Bedingung annoch in Erfüllung ge

hen werde oder nicht.

Rechtsgeschäfte, welchen eine Bedingung hinzugefügt ist, heißen b e-

dingte Rechtsgeschäfte ( «ouckiticmalis oeZotis), wiewohl der

lateinische Ausdruck von den klassischen Juristen nur von solchen Rechts

geschästen gebraucht wird, welchen eine Suspensivbedingung hinzugefügt

worden ist. Geschäfte, welchen eine Suspensivbedingung hinzugefügt

ist, heißen unbedingte Rechtsgeschäfte (purs »«Aotis), wiewohl der ge

dachte lateinische Ausdruck in der Kunstsprache der römischen Juristen

auch auf solche ausgedehnt wird, welchen ein Anfangstermin hinzuge

fügt ist. Es gibt im Rechte manche Rechtsgeschäfte, deren Natur die

Hinzufügung einer Bedingung nicht gestattet. Dahin gehören nament

lich die »vw» legitimi, welche durch einen solchen Zusatz vernichtet wer

den^«); die Erbeinsetzung im Testamente, welcher keine Resolutivbedin

gung hinzugefügt werden kann, wenn die letztere nicht pr« u«u scripta

gehalten werden soll"), weil sie dem Grundsatze semei Keres, se,u-

per Keres widerstreitet; die Prädialservituten, welchen nach älterem

Rechte weder eine Suspensiv - noch eine Resolutivbedingung Hinzuge»

8) I.. 12. 0. 35. 1. Ii. 17. I. 2. 0. ibidem.

9) Ii. 12. 0. 35. 1. I.. 52. v. cle conclietions indebiti. (12. 6.)

10) I.. 77. 0. Se regiui» iuris. (50. 17.)

11) I.. 3L. in «n. v. 6e Kereck. instit. (28. 5.) I,. 7. S. 10. 0. de

minoribus. (4. 4.) Vergl. Thibaut im Archive für civilistische Praxis Bd.

S. S. 317—320 und Bd. 7. S. 363 flg. Rur bei dem Testamente der Sol

daten war die hinzugefügte Resolutivbedingung giltig. I>. 15. §. 4. v. 6e

testämentv militi». (29. 1.)
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fügt werden konnte, während nach neuerem Rechte dieselben wenigstens

auf dem Wege der Exception geltend gemacht werden können ^) ; viel

leicht gehörte dahin auch der Nießbrauch ^), obschon in den Justiniani

schen Pandekten nur die Meinung gebilligt worden ist, daß er unter

Hinzufügung einer Suspensiv - und Resolutivbedingung bestellt werden

könne ^). Nach canonischem Rechte ^) gehört dazu auch der Ehe-

contract, wenn er unter Hinzufügung folgender Bedingungen abge

schlossen worden ist: ««»trsllo te«cuu, »i Kenerstionem prolis evites

öouev iuveuisi» slisi» sonore vel fsvultslibus clignioreln, —

»! pro cjusestu sclultersväsm t« trscls», Bedingungen, welche durch

ihre Hinzufügung den Ehecontract vernichten; während physisch und

moralisch unmögliche Bedingungen, wenn sie hinzugefügt worden sind,

nur für nicht hinzugefügt erachtet werden.

Die für die Praxis wichtigen Eintheilungen der Bedingungen

sind folgende: ,

^) in mögliche und unmögliche (««uckitione» possibiles und

impossibile»). Eine unmögliche Bedingung heißt nach den Ansichten

der römischen Juristen eine solche, welche deßhalb nicht eintreten kann,

weil sie den Naturgesetzen widerstreitet Bedingungen, bei welchen

dieß nicht der Fall ist, heißen mögliche Bedingungen. Manche neuere

Rechtsgelehrte nennen diese Arten der Bedingungen physisch un

mögliche und physisch m ö g l i ch e Bedingungen, weil sie zu der Ka

tegorie der möglichen und unmöglichen Bedingungen noch diejenigen

hinzuzusetzen belieben, welche nur von der juristische» oder der Morali

schen Seite her den unmöglichen Bedingungen in ihrer Wirkung gleich

gesetzt werden^. Allein diese Meinung widerlegt sich nicht allein da

durch, daß der Begriff der possldilis eonäitic, von den römischen Juristen

immer nur in Bezug auf die Naturgesetze bestimmt wird , sondern auch

dadurch, daß dieselben ganz andere Ausdrücke brauchen, um die juristisch

oder moralisch unmöglichen Bedingungen zu bezeichnen^). Den un

möglichen Bedingungen geht das wesentliche Merkmal der Bedingung,

nämlich ihre Beziehung auf eine zukünftige ungewisse Begebenheit gänz

lich ab, und ihre Wirkung ist wesentlich verschieden, je nachdem das

Hauptgeschäft, zu welchem sie hinzugefügt sind, ein Geschäft unter den

Lebenden (usZotiurQ iuter vivos), oder auf den Todesfall (ue^otiur»

mortis «süss) ist. Bei Geschäften der elfteren Art gilt nämlich der

12) 1,. 4. pr. 0. Se serviwtibus. (8. 1.)

13) k'rsgm. Vst. §. 50.

14) I,. 1. §. 3. v. 6« usvkruvtu sevrescenSo. <^7. 2.)

16) l?so. 7. X. ös eonliitionibus sppositis in 6e»ponssti«ne. (4. ö.)

16) I,. 137. §. 6. I>. 6« verbvrum «KÜAStion. ^45. 1.) ?äuli sent.

rer. III. 4. S. §. 1. §. 11. 5. üs iniitilibu» stipulätionibu». (3. 20.)

17) Vergl. die eben angeführten Stellen und außerdem Ii. 14. v. cke

«onäitionibus institutionuin. (28. 7.) «onst. un. 0«c>. <ls Kis, izuss poense

nomine. (6. 41.) I. 36. Inst. <le lentis. (2. 20.)

18) ?suli sent. revept. III. 4. S. §. 1. Ii. 14. v. 28. 7. «onst.

UN. e«a. 6. 41. §. 36. Inst. 2. 2«. Vergl. Selt a. a. O. Th. II. S.

2«—23.
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Grundsatz, daß, wenn die dem Geschäfte hinzugefügte unmögliche Be

dingung ei/te Suspensivbedingung ist , das ganze Geschäft als null und

nichtig betrachtet wird , fo daß selbst die Bestellung eines Bür

gen für eine solche Obligation ungiltig ist 2«). Dieß deßhalb, well

bei allen Geschäften dieser Art die Einwilligung aller Contrahen-

ten eine unerläßliche Bedingung für die Entstehung der Obligation

ist, und man nicht glaubte annehmen zu dürfen, daß eine solche

Einwilligung wirklich vorhanden sei, wenn beide Parteien bei der Ein

gehung des Rechtsgeschäftes eine Bedingung hinzugefügt haben , von

welcher man glauben mußte, daß die Unmöglichkeit ihrer Existenz ih

nen nicht unbekannt gewesen sei Freilich ist dieß nicht von den

negativ gefaßten unmöglichen Bedingungen zu verstehen, deren Wirkung

die ist, daß das von ihnen abhängig gemachte Rechtsgeschäft unter den

Lebenden gerade so fortbesteht, als ob sie nicht hinzugefügt wären ^').

Bei Geschäften auf den Todesfall hingegen ist es vom Anfange an

zwar zweifelhaft gewesen, ob nicht dieselben Grundsätze, welche von den

Geschäften unter den Lebenden gelten, auch auf sie angewendet werden

müssen. Die Anhänger des Sabinus und Cassius, zu welchen

sich auch Cajus rechnet, waren der Meinung, daß ein unter einer

unmöglichen Suspensivbedingung hinterlassenes Legat eben so gelten

müsse, als ob diese Bedingung gar nicht hinzugefügt wäre 22). Die

Proculianer hingegen behaupteten, daß ein solches Legat eben so in sich

zerfalle, wie eine Stipulation, zu welcher eine unmögliche Bedingung

hinzugefügt worden ist. Dabei ist es auffallend, daß schon Cajus

außer Stande war, einen gnügenden Grund für diese Meinungsver

schiedenheit anzugeben In die Justinianischen Rechtsbücher ist die

Meinung der Sabinianer siegreich übertragen worden, während alle Spu

ren der abweichenden Meinung der Proculianer in denselben recht ab-

sichtlichtlich vertilgt zu sein scheinen. Mithin steht für das gemeine rö

mische Recht der Grundsatz fest, daß Erbeinsetzungen, Legate, Fideicom-

misse, welche unter einer unmöglichen Suspensivbedingung hinterlassen

sind, eben so für giltig erachtet werden müssen, als ob diese Bedingung

gar nicht hinzugefügt wäre 2°). Die Gründe, welche die neueren Bear-

19) I.. 35. IX Se regulis iuris. (50. 17.) Ii. 1. §. 11. v. Ss «Kli-

ßätlonibvs «t sctionibus. (44, 7.) Ii. 31. v. ibiö. I,. 97. pr. v. öe ver>

borum obligstionibu». (45. 1.) Ii. 9. S. 6. V. <le rebus «rsüitis. (12. 1.)

K, 11. Inst. <Z« inutilibus «tipu!sti«iiikus. (3. 20.)

2«) Ii. 29. v. 6s K6«iiissoribus. (46. 1.)

21) Ii. 31. ö. ö« odligstlonibus et setionibus. (44. 7.)

22) Z. B. si digit« eoelum non sttigeris, ösri »ponges? S. 11. Inst.

3. 2«. Ii. 7. 1>. Ss verb. «bügst. (45. 1.) Vergl. Sell a. a. O. Th.

2. S. 101—106. und Arnd t's Beitrüge zu verschiedenen Lehren des Civil-

rechtes und Civilprozesses S. 166—171.

23) Osiu» instit. III. S. 98. 5'r. 3. 0. 35. 1.

24) Osius I. «. st s»ne vix iäonsä üiversitsti» rstio re66i

p o t s r i t.

25) Ii. S. v. SS. 1. Ii. 6. S. 1. v. ibiä. Ii. 16. v. 28. 3. Ii. 20.

pr. v. üe «onäitionibns institutionum. (28. 7.) Ii. 104. S. I. v. 6s le-
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beiter unserer Lehre für die Notwendigkeit des angeführten Grundsatzes

aufzustellen versucht haben, lassen sich darauf zurückfuhren, daß bei Te

stamenten und anderen letztwilligen Dispositionen der Wille, und zwar

der vermuthliche" Wille, des Testirers das vorzüglichste Moment bei

der Interpretation des letzten Willens bilde ^), und daß schwerlich zu

glauben sei, der Erblasser habe die von ihm ausdrücklich hinzugefügte

unmögliche Suspensivbedingung im Ernste wollen können Diesel

ben Grundsätze, welche von letztwilligen Dispositionen gelten, sind auch

auf das einseitige Versprechen (pollieitstio) und das Gelübde (votum)

übertragen worden^). Praktisch wichtig ist die Beantwortung der

Frage, nach welchem Zeitpunkte die Möglichkeit oder Unmöglichkeit der

dem Rechtsgeschäfte hinzugefügten Bedingung beurth eilt werden müsse

Ist die Unmöglichkeit, welche in der Bedingung liegt, eine immerwäh

rende (si perpetusm ssrv»t eaussm) , so bedarf es natürlich keiner

besonderen gesetzlichen Bestimmung über diesen Zeitpunct^). Ist hinge

gen die Unmöglichkeit der Bedingung nur vorübergehend, so weisen

die römischen Juristen, wenn es sich um Verträge handelt, auf den

Zeitpunct, an welchem die Bedingung dem Rechtsgeschäfte hinzugefügt

worden ist, als denjenigen hin, auf welchen man nothwendiger Weife

zu sehen habe^); und dieß erscheint nur als eine specielle Anwendung

des allgemeinen Grundsatzes, daß man bei der Erklärung und Aus

legung des Vertrages auf die Zeit, wo derselbe abgeschlossen worden

ist, sehen solle. Bei Legaten hingegen und Fideicommissen dürfte es

richtiger sein, nicht auf den Tag, an welchem das Vermächtniß errich

tet worden, sondern auf denjenigen, an welchem es dem Bedachten an

fällt (clles vsclens lezati), zu sehen 22). Dabei versteht es sich frei

lich von selbst, daß die einmal eingetretene Unmöglichkeit der Bedin

gung in ihren Wirkungen als fortdauernd betrachtet werden muß

und daß Bedingungen, welche vom Anfang an als möglich sich dar

stellten, späterhin aber durch hinzutretende Umstände unmöglich geworden

sind, nicht nach den Grundsätzen, die von den unmöglichen Bedingun

gen gelten, sondern nach den Regeln, welche von möglichen Bedingun-

gsti» (30. 1.) Ii. 5. S. 4. v. qusnäo äies IsKätorum «oäst. (36. 2 ) Ii.

12. v. äs äste prselsßst». (33. 4.) §. 10. Inst. äs dersäibus iustitusaäis.

(2. 14.) Mit der Note von Schräder S. 32S u. s. Ausgabe.

26) I.. 19. pr. v. 3S. 1. Ii. 101. v. ibiä. Ii. 24. 0. 6s rebus äu-

i>i!s. (34. 5.)

27) Vergl. Sell a. a. O. Th. 2. S. 3«—4S.

28) Ii. 13. S. 1. D. äs pollicitstionibus. (S«. 12.) I>. 2. v. ibiä.

29) Sell a. a. O. Th. 2, S. 48—93.

30) Ii. 3S. §. 1. v. äs verborum «büßätioaibus. (46. 1.) Ii. 28. 0.

äs iuäisii». (5. 1.)

31) Ii. 137. §. 6. 0. 43. 1. Ii. 144. §. 1. v. äs regulis iuris. (50.

17.) Ii. 78. pr. 0. 46. 1.

32) ärg. Ii. 13. v. 50. 17. Ii. 58. v. 35. 1. Vergl. Sell a. a.

O. Th. 2. S. 50 flg.

33. Ii. 83. §. 5. v. 46. 1. S. 2. Inst, äs inutillbus »tivulutionibu«.

(3. 20.) Ii. 137. §. 6. v. 45. 1. I.. 49. §. 1. v. 28. 5.



Bedingung.

gen gelten, beurtheilt werden müssen^). Theilweise unmögliche Bedin

gungen werden nach römischen Ansichten bei Legaten so behandelt, als ob

der unmögliche Theil derselben nicht vorhanden wäre^). Für Obligatio

nen finden sich in dieser Beziehung keine entscheidenden Stellen , und

es müssen mithin die Grundsätze, welche von Legaten gelten, auf die

selben analogisch angewendet werden^), so daß auch darauf nichts

ankommt, ob die Parteien von der Unmöglichkeit der dem Rechtsge

schäfte hinzugefügten Bedingung unterrichtet waren, oder nicht ^).

Diese allgemeinen Grundsätze treten auch dann ein, wenn die Unmög

lichkeit der Bedingung durch die Hinzufügung eines Zeittermins be

gründet wird. Denn bei den Legaten gilt, eine solche Bedingung für

nicht hinzugefügt ^) ; für Geschäfte unter Lebenden muß aber in die

sem Falle die Ungiltigkeit des ganzen Geschäftes angenommen wer

den es müßte denn nachgewiesen werden können, daß die Unmög

lichkeit der Bedingung nur scheinbar gewesen sei — Besondere

^ Grundsatze gelten für den Fall, wenn der Erblasser die an und für

sich mögliche Bedingung durch eine eigene Handlung späterhin unmög

lich gemacht hat, sei es, daß er die Erfüllung der Bedingung aus

drücklich verboten, oder daß er selbst späterhin ein faktisches Hinderniß

durch eigene Thätigkeit hervorgerufen hat. Denn hier fällt in der

Regel die Bedingung, als vom Erblasser erlassen, hinweg und nur

dann, wenn es überhaupt erweislich ist, daß der Erblasser das factische

Hinderniß in der Absicht hervorgerufen habe, um die ganze Disposition

zu vernichten, wird auch diese zusammenfallen müssen^). Den un

möglichen Bedingungen stehen in ihrer Wirkung gleich ss) die juri

stisch unmöglichen Bedingungen, d. h. solche, welche deshalb

nicht erfüllt werden können, weil sie gegen die im Staate geltenden

Rechtsgesetze verstoßen. Die römischen Juristen bezeichnen sie mit fol

genden Namen : «ouäitiones ««utra lege» et clscreta vriuvipui» sä-

»«ri^ts« ; eolläiti«, Husm senstu« sut prinver^ iinprobsut ; «oväi-

tiane» eoutrs eclivts iin^erstoruin, sut voutrs 1«A«s, sut, Huse Is-

gis vivein ootiueut, »oriptse; eovcliti« , csuse iure iillvleri von

P«te«t42). Auch von ihnen gilt der Grundsatz, daß sie, wenn sie als

34) I.. 6. §. 1. v. 35. 1. Ii. 31. v. idick. I.. 72. S. 4 u. 7. v.idia.

Vergl. Sell a. a. O. Th. 2. S. SS. Note 1.

33) l.. 45. 0. 35. 1. I.. 12. v. S« 6ote prseleßsts. (33. 4.)

36) Vergl. Sell a. a. O. S. 76 flg.

37) I.. 1. S. 9. 0. Se «bÜKStionidus et sctionibus. (44. 7.) l^. 31

v. ibiS. Osius inst. HI. S. 97. §. 1 u. 2. 1. 3. 2V.

38) I.. 6. 0. 2«. 7.

39) §. 5. Inst. 6e verkorum «dlig. (3. 16.) I,. 61. pr. v. 6e msnu-

missis testsin. (40. 1.)

4«) Vgl. I.. 141. §. 4. 0. 45. 1.

41) I.. 53. 0. 3S. 1. I.. 3. §. 9. 0. äe sZimenä!» ve! trs.nsker. leg.

(34. 4.)

42) I.. 72. §. 7. v. 35. 1. Die abweichende Meinung des Labes ist

nicht bestätigt worden. 5,. 29. §. 4. v. Se legst!«. (SZ. 3.)

43) Vgl. Sell a. a. O. Th. 2. S. 2«.
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Suspensivbedingungen zu den Geschäften unter den Lebenden hinzu

treten, das Geschäft vernichten^); treten sie aber in gleicher Eigen

schaft zu Geschäften auf den Todesfall hinzu, so werden sie für nicht

hinzugefügt geachtet und die letztwillige Verfügung wird für unbedingt

angesehen ^). Die vorzüglichste juristisch unmögliche Bedingung, welche

in unseren Rechtsquellen genannt wird, ist bei Legaten die «onckirio

iurisiursillü, d. h. die Bedingung , daß Jemand sich eidlich zu einer

künftigen Handlung verpflichten soll, wozu er nach der letztwilligcn

Disposition schon an und für sich verpflichtet ist^). Nur wenn die

Freiheit im Testamente unter Hinzufügung dieser Suspensivbedingung

hinterlassen war, galt sie für nicht unerlaubt bb) Die «onäi-

tioves in Lrsuclein le^i» »cisvripta e, d. h. solche, welche

hinzugefügt sind, um ein Gesetz zu umgehen. Unsere Rechtsquellen

stellen sie nur in Beziehung auf die Geschäfte auf den Todesfall den

unmöglichen Bedingungen gleicht), indem sie sagen, daß, wenn sie

zu solchen Geschäften als Suspensivbedingungen hinzugefügt worden

sind, sie für nicht hinzugefügt geachtet werden sollen. Indessen scheint

es rathsam, diese Vergleichung auch auf Rechtsgeschäste unter den Le

benden auszudehnen, und mithin folgerecht zu behaupten, daß, wenn

eine solche Suspensivbedingung einem Vertrage hinzugefügt worden

ist, das ganze Geschäft als vernichtet angesehen werden müsse ^).

«o) Die «o n ditioues utilitsti publiose oppuAvsnte»,

d. h. solche, welche gegen das öffentliche Wohl streiten b»). Manche

Rechtsgelehrten rechnen solche Bedingungen zu den juristisch unmög

lichen Bedingungen, allein durch die römischen Rechtsquellen wird

diese Ansicht nicht bestätigt. °>cl) Die moralisch unmögli

chen Bedingungen, d. h. solche, deren Erfüllung deshalb für un

möglich erachtet wird, weil sie der öffentlichen Achtung für Sittlichkeit

widerstreiten. Die römischen Rechtsquellen bezeichnen sie mit folgenden

Namen .««näitiones , yuse «ontr» bonos mores inseruutur, «onäi-

tiones «ontrs bonos mores sclsvriptse, vono'itioues tnrpe»^), und

stellen sie den unmöglichen Bedingungen insofern gleich , als sie in der

Eigenschaft der Suspensivbedingungen das Geschäft unter den Leben

den, zu welchem sie hinzugefügt sind, vernichten^); bei Geschäften

44) I.. 137. §. 6. v. 45. 1. Ii. 35. pr. v. ibi«.

45) 1.. 112. S. 3 u. 4. 0. 3«. I.. 14. v. 28. 7. Pauli «eot. reeept.

HI. 4. S. §. 1. 0«n»t. un. «. 6. 41. I. 36. 5. 2. 2«.

46) Ii. S. pr- §. 3. v. 28. 7. Ii. 29. §. 2. v. cke testsmento mili-

tu,. (29. 1.) Verboten durch das prätorische Edict. Vgl. Ii. 14. v. 28. 7.

Ii. 112. §. 3 u. 4. v. 3«. Sell a. a. O. Th. 2. S. 236 flg.

47) Ii. 12. V. 6s msuumüni» testkunento. (40. 4.)

48) Ii. 7. v. 28. 7. Ii. 64. I. 1. v. 36. 1. Ii. 27. v. 35. 2.

4S) Vgl. Setl a. a. O. Th. 2. S. 117.

SV) Ii. 2. §. 44. 0. »S SO. 1'srtoIIisnum. (33. 17.) (von Legaten) Ii.

13. §. 1. v. 50. 12. (von Pollicitationen).

51) Vgl. Sell a. a. O. Th. 2. S. 20.

52) Ii. 137. s 6. v. 45. 1. Ii. 134. pr. 0. ibick. Ii. 19. v. .dick.

Ii. 71. 8. 1. v. cks eonckitionidu» inititut. (35. 1.)
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auf den Todesfall aber als nicht hinzugefügt angesehen werden^).

Der Grund dieser gesetzlichen Verfügung ist wohl darin zu suchen,

daß man Handlungen, welche gegen die öffentliche Achtung für gute

Sitten verstoßen , für juristisch unmöglich hielt , und mithin dieselben

Grundsatze auf sie anwendete, welche von den physisch unmöglichen Be

dingungen gelten 24). Die vorzüglichsten Beispiele, welche unsere

Quellen von solchen Bedingungen beibringen, sind: in unschicklicher

Kleidung öffentlich zu erscheinen-^); den eigenen Vater aus der feind

lichen Gefangenschaft nicht loszukaufen^); den eigenen Eltern oder

Patronen keine Alimente zu verabreichen; dem Keusiioiui» «omr,«-

tsntise in der Dotalklage als Ehemann zu entsagen^); nicht zu

Heurathen b») , oder nur auf eine Zeitlang^); «ach dem Willen einer

bestimmten dritten Person zu Heurathen 6"); zu Heurathen, wenn die zu

Heurathende Person eine bestimmte Geldsumme verspreche^); sich

nicht von seinem Gemahle zu scheiden^) oder sich von demselben zu

scheiden^); an einem bestimmten Orte für immer seinen Wohnfitz

aufzuschlagen^); einen bestimmten Dritten zum Erben einzusetzen^);

seinen letzten Willen nicht zu ändern ^) z einen schimpflichen Namen

zu tragen"'') u. s. w. Auch gehört dahin die Bedingung, die Reli

gion zu andern oder nicht zu ändern "^) z Etwas , was durch das Ge

setz oder die guten Sitten verboten ist, zu unterlassen, um sich dafür

Geld versprechen zulassen^); etwas moralisch Nothwendiges zu thun.

53) Paulus S. K. IN. 4. L. §. 2. I,. 9. v. Se ««»ckitiombus in-

»titut. (28. 7.) I.. 27. 0. idick. I.. 112. §. 3. v. üs legst. (3». 1.) §.ult.

In5t. 6s legstis. (Z. 20.)

54) I.. 15. v. 28. 7. ?sul. «. K. I. 1. §. 2- Ii. 5. §. 1. v. cks

psvtis ckotslidus. (23. 4.) Ii. 26. u. 27. v. 45. 1. S. 24. I. 3. 20. und

dazu Schräders Note Vgl. Seil o. a. O- Th. 2. S. 26.

66) ?suli 8. K. HI. 4. L. §. 2. si bsrdsr« Ksditu provesserit.

56) I.. 9. 0. 28. 7.

57) ^. 14. §. 1. v. soluto mstriiuonio. (24. 3.)

58) Ii. 22. v. 35. 1. Ii. 100. v. idick. Ii. 79. S. 4. 0. idick.

59) Ii. 62. S. 2. v. 35. 1.

6«) Ii. 72. S. 4. 0. 35. 1.

61) Ii. 97. S. 2. v. 46. 1. Das Kirchenrecht erklärt indeß diese Bedin

gung für erlaubt. Osp. 3. X. cks eonckitionibus sppositi». (4. 6.)

62) 2. (Z. cks inutilibus stipulstiouidus. (3. 39.) «. 14. 0. cks nu>

^ ptiis. (S. 4.)

63) Ii. 8. §. 1. v. cks usu et Ksbitstions. (7. 8.) lZonst. 5. L. cks in»

stit. et subst. (6. 26.)

64) Ii. 71. §. 2. 0. 35. 1. Ausgenommen ist der Fall, wenn sie Frei

gelassenen auferlegt worden ist.

66) Ii. 61. v. 45. 1.

66) Ovnst. 4. O. cks inutilibus »tipulstionidus. (8. 39.)

67) Ii. 63. Z. 1«. v. sck «0. 1?redeUisl.uin. (36. 1.) Ii. 7. 0. ibick.

68) Seil a. a. O. Th. 2. S. 142—163. Vgl. auch Jäger in Lin-

d e 's Seitschrift für Civilrecht und Prozeß Th. 3. S. 310—327.

69) Ii. 2. pr. V. cks ««nckiotions od turpem esus. (12. 5.) Ii. 7. §. 3.

v. cks pseti». (2. 14.)
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um sich dafür Geld versprechen zu lassen^"); und der svtio reruin

llwotsrui» im Voraus zu entsagen^). Dagegen müssen auch hier

mehrere Bedingungen erwähnt werden , welche nach den Ansichten der

Pandectenjuristen für moralisch mögliche geachtet werden müssen, ob-

schon sie manche neuere Rechtsgelehrten aus der Zahl derselben haben

entfernen wollen. Es sind folgende : die Bedingung, Etwas, was durch

das Sittengesetz verboten ist, zu unterlassen^); zu Heurathen ^); ei«

nen bestimmten Dritten oder mehrere bestimmt bezeichnete Personen

nicht zu Heurathen ^), außer, wenn dieß geschieht, um bestimmte Ge

setze zu umgehen; eine bestimmte dritte Person zu Heurathen ^); die

Verheurathung dritter, bestimmt bezeichneter Personen unbehindert ge

schehen zulassen^); nicht wieder zu Heurathen"); einen bestimmten

Dritten zu Heurathen ^) ; einen fremden Namen zu tragen ^). Ver

schieden von den eouäitiones oontra bonos mores eouoep^äs sind

die sogenannten eouäitioues äerisorise, d. h. solche, welche im Testa

mente hinzugefügt sind, um den in demselben Bedachten in den Augen

der Mitmenschen lächerlich zu machen^). Auch von ihnen wird ausdrücklich

bemerkt, daß, wenn sie als Suspensivbedingungen zu Erbeinsetzungen

oder Legaten hinzutreten , sie pro no» sorlpti» erachtet , und mithin

die Verfügung des Erblassers für unbedingt angesehen werden müsse ^).

Was den Zeitpunct anbetrifft, nach welchem die moralisch unmöglichen

Bedingungen beurtheilt werden, so gelten hier dieselben Regeln, welche

für die physisch unmöglichen Bedingungen oben beigebracht wor

den sind.

L) Aufschiebende und auslösende Bedingungen <sus-

pevsiva« et resolut! vse «ouclä.). Jene sind solche, von de

ren Eintritt der Anfang eines Rechtes oder Rechtsgeschäftes abhangig ge

macht wird; diese solche, von deren Eintritt das Ende eines Rechtes

oder eines Rechtsgeschäft«? abhängig wird. Die Ausdrücke resolutivse

7«) I.. 2. §. 2. v. 12. 5. I.. 2. §. 3. 0. !Kiä. I«. 5. v. äs tuteise

et rstioniku» äistrakenäis. (27. 3.)

71) l.. S. S. 1. v. äe pscti» äotäübus. (23. 4.)

72) I.. 121. §. 1. v. 45. 1. I,. 6«. v. Äs psvtis. (2. 14.)

73) I.. 23. v. 23. 7. I,. 1«. v. 35. 1. Vgl. Seil a. a. O. Th. 2.

S. 162. Note 1.

74) I.. 63. pr. v. 35. 1. Ii. 64. v. ibiüem. Früher war es streitig.

Bei negotis inter vivos indeß gilt diese Bedingung als moralisch unmöglich.

5,. 71. S. 1. 35. 1.

75) I.. 63. S. 1. v. 35. 1. «onit. 1. 0. äs instit. et substit. (6. 25.)

Vgl. Seil a. a. O. Th. 2- S. 170, 171.

76) Ii. 134. pr. v. 45. 1. I,. 31. v. 35. 1.

77) I,. 2. U. 3. O. äe iväicts viäulwte. (6. 40.) Nov. 22. e»p. 43.

«sx. 44. §. 8.

78) Oonst. 2. O. äe instit. et sudttit. (6. 2S.)

79) I.. 63. §. 1«. v. sä «0. 1'rebeII. (36. 1.) I.. 19. K. 6. v. äe

ä«n»tionibu,. (39. S.)

8«) I.. 14. 0. 28. 7.

81) Vgl. I.. 14. v. idiä.

49
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und suspensiv»« «onäitlone» sind den römischen Rechtsquellen fremd.

Vielmehr bezeichnen dieselben Geschäfte, welche unter einer Suspensiv

bedingung eingegangen werden, mit dem Kunstausdrucke eonältiausUs

»egotiä, und umschreiben sie mit folgenden Redensarten: sub eou-

cliti«»« emere, leZare u. s. w. ^). Von solchen Rechtsgeschäften

hingegen, welchen eine Resolutivbedingung hinzugefügt ist, sagen sie in

«onclitiouem Kere6eni institusre , »ub ««uclitione resolvi Die

Grundsätze, welche von den Suspensivbedingungen gelten, lassen sich am

besten auf folgende Puncte reduciren : s) Jedes Geschäft, welches un

ter einer solchen Bedingung eingegangen ist, wird, so lange die Be

dingung noch nicht in Erfüllung gegangen,- als unvollendet (iinper-

kevwra »szotium) betrachtet^), und es ist mithin nur die Hoffnung

vorhanden, daß das Geschäft einmal zu Stande kommen, und etwas auS

demselben geschuldet werden werde ^). Und gerade diese Hoffnung

allein ist es , welche die Contcahenten auf ihre Erben actio und passiv

übertragen, wenn sie vor dem Eintritte der Bedingung sterben^).

Daraus ergibt sich zugleich, daß, so lange die Bedingung schwebt, der

Gegenstand der Obligation nicht eingefodert werden und, wenn der

Betrag der Obligation vor dem Eintritte der Bedingung an die anderen

Contrahenten gezahlt worden ist , das Gezahlte mit der ««uckictic, in-

riebiti zurückverlangt werden kann, so lange die Bedingung noch nicht

in Erfüllung gegangen ist^). . Bei Vermächtnissen, denen eine Sus

pensivbedingung hinzugefügt ist, leidet die active Transmission des Ver

mächtnisses auf die Erben des Vermächtnißnehmers keine Anwendung;

denn der Bedachte hat nach den Ansichten der römischen Juristen gar

nichts, was er vom Vermächtnisse auf sie transmittiren könnte, wenn

er vor dem Eintritte der Suspensivbedingung verstirbt^), b) Wenn

die Suspensivbedingung , unter welcher das Rechtsgeschäft eingegangen

ist, in Erfüllung geht, so wird die Wirkung derselben auf den Zeit

punkt zurückbezogen, an welchem die Bedingung dem Rechtsgeschäfte

hinzugefügt worden ist Mithin wird das von der Bedingung ab

hängig gemachte Geschäft so angesehen, als ob es gleich von Ansang

82) Vgl. Schilling Institutionen Th. 2. S. 271-273.

83) I,. 2. pr. 0. Se in ckiem »Säivtione. (18. 2.) I,. 1. v. <le lege

eominissoris. (18. 3.) Ii. 3. 0. Se contrsk. emt. (18. 1.) l.. 15. Z. 4.

v. cle teswm. militi« (29. 1.)

84) Vgl. Xversvi interpretstione» iuris «ivill» Iid. III. esp. 9. 8» 9.

85) §. 4. Inst. <Ie verborum obligatio««. (3. 16.)

86) §. 4. Inst. 3. 16. §. 2S. Inst. 6e inutilibu» stip. (3. 20.) Ii. 57.

v. 45. 1.

87) Ii. 216. I>. <le verbvrum »ignikcatione. (50. 16.)

88) I,. 16. v. 6e «onclietione inäskiti. (12. 6.)

89) I.. 42. pr. v. 44. 7. Ii. 59. pr. 0. 35. 1. Ii. 4. pr. v. qusnck«

Sie, leg. (36. 2.) 1.. 5. pr. u. S. 2. v. idiö. Vgl. ^versni I. c. lid. III.

9. §. 7.

90) I.. 11. S. 1. v. qui potiore». (20. 4.) Ii. L. pr. 0. cks eootr-ik.

emt. (IS. 1.) I.. 16. v. äs solut. (46. 3.)
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an unbedingt gewesen wäre^). Eine Ausnahme erleidet diese Regel

bei den Potestativbedingungen, denn diese werden nicht auf den oben

angegebenen Zeitpunct zurückbezogen, sondern es treten ihre Wirkungen

erst von der Zeit an ein, zu welcher sie wirklich erfüllt worden sind ^),

mit Ausnahme der Erbschaft, denn bei dieser setzt es ihre Natur vor

aus, daß auch Potestativbedingungen zurückbezogen werden^). Bei Le

gaten verlangt es ihre Natur, daß hinzugesetzte Suspensivbedingungen

erst von dem Zeitpuncte an, wo sie in Erfüllung gehen, Wirkungen äußern;

mithin kann die daraus entstehende Obligation auch nicht retrotrahirt

werden "^). «) Wenn es gewiß ist, daß die Suspensivbedingung nicht

eintreten kann (»I clgnvit eovckiti«), so verschwindet jede Möglichkeit

der Obligation aus dem beabsichtigten Geschäfte, und es kann mithin

nie eine Klage aus demselben erhoben werden^). — Was die Reso

lutivbedingungen, welche Rechtsgeschäften hinzugefügt werden, anbe

trifft, so ist es eine Grundidee des römischen Rechtes, daß sie nur

als besondere, dem Rechtsgeschäfte hinzugefügte Nebenvertcäge über

die Auflösung des rechtsgiltig bestehenden Hauptgeschäftes angesehen

werden^). Mithin gilt das Geschäft, dem sie hinzugefügt sind, als

unbedingt (xurum ueFotiui» ^)) , und tritt, wenn ihm nicht andere

Hindernisse im Wege stehen, sogleich in Wirkung; aber es wird wie

derum aufgelöst, wenn die im gedachten Nebenvertrage über die Auf

lösung des Geschäftes namhaft gemachte Suspensivbedingung, welche

bezüglich des Hauptvertrages als dessen Resolutivbedingung hingestellt

worden ist, in Erfüllung geht. Hieraus erklärt sich die ursprüngliche

Gleichheit der Suspensiv- und Resolutivbedingungen^), und es müs»

sen mithin consequenter Weise alle Regeln, welche von den Suspen

sivbedingungen gelten, auch auf die Resolutivbedingungen Anwendung

leiden, freilich mit dem Unterschiede, daß die Suspensivbedingung

direct auf den Hauptvertrag, dem sie hinzugefügt ist, wirkt, während

die Resolutivbedingung nur indirect aus den Hauptvertrag einwirken

kann, weil sie als Suspensivbedingung des Nebenvertrages über die

Wiederauflösung des Hauptvertrages angesehen wird. — Praktisch wich

tig ist die Frage, für welche Art der Bedingung die juristische Ber-

muthung spreche, wenn es zweifelhaft ist, ob die dem Geschäfte hinzu

gefügte Bedingung als dessen Suspensiv- oder Resolutivbedingung be

trachtet werden solle. Die römischen Juristen sprechen hier zwar keine

91) Vgl. ^versni I. e. üb. III. «sp. 9. §. 9.

92) I,. 4. v. quss res ptzaori. (2«. 3.) I.. 9. Z. 1. v. 2«. 4.

93) Vgl. ^versni >. «. lib. III. «up. 9. §. 3.

- 94) I.. 5. §. 2. v. 36. 2. Vgl. äversnl >. «. lib. III. esp 9. §.7.

§. 12. U. §. 19.

95) I.. 52. §. 11. v. pro »«via. (17. 2.) I,. S. v. cke iniust«. (23. 3.)

Vgl. ^versni I. e. lik. V. esp. 3. §. 3.

96) I.. 2. v. Ss !» Siem »«iäictione. (IL. 2.) I,. 3. v. 18. 1. Ii. 1.

v. 18. 3.

97) I,. 2. v. 18. 2. I.. 2. §. S. v. pro smtors. (45. 4.)

93) Vgl. Thibaut civittfiische Abhandlungen Nr. 17. S. SS9—366.
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allgemeine Regel aus, durch welche diese Controverse entschieden würde;

doch deuten sie darauf hin, daß eher die Resolutiv- als die Suspensiv

bedingung vermuthet werden müsse. Denn bei der lex e«iui»i«s«r!»

wird eher die Resolutivbedingung als die Suspensivbedingung vermu

thet Dasselbe findet bei der in äiem sääivtio statt ^°°). Auch

bei Bestellung einer Mitgift durch Hingabe (ästio) gelten ähnliche

Grundsatze ^).

0) Oonclitione« vssnsls», poteststivue (auch pro-

mlseuse genannt) und ulixtse i<>^). Lssusle« «onclck. sind solche

Bedingungen, deren Erfüllung vom Zufall allein, poteswtivse solche,

deren Erfüllung vom Willen der bedachten Person allein, uüxtse

solche, deren Erfüllung vom Willen der bedachten Person und

dem Zufalle zugleich abhangt. Singulare Rechtssatze, welche nur die

Potestativbedingungen betreffen, sind folgende: s) Mi sui Kere-

cle» können nur unter einer Potestativbedingung, welche bis zu ihrem

Tode erfüllt werden kann, im Testamente ihres Vaters zu Erben ein

gesetzt werden^). Jede andere Bedingung erscheint als juristisch un

möglich, b) Potestativbedingungen werden bei Geschäften unter den Le

benden nie auf den Anfang des Geschäftes zurückbezogen, sondern tre

ten erst von der Zeit an in Wirkung, wo sie erfüllt werden^).

v) Affirmative und negative Bedingungen (eouäi-

tiooes sttirnlstivse et negstivse). Jene sind solche,

welche in der Vornahme, diese solche, welche in der Unterlas

sung einer Handlung bestehen. Den römischen RechtSquellen sind

diese Kunstausdrücke fremd. Sie gehen vielmehr von dem Ge

sichtspunkte aus, daß «ouclitioue» , csuse i» tseto oousistuvt,

in zwei Hauptclassen zerfallen ^), von denen die eine folgende

drei Nnterabtheilungen umfaßt: ut slicjuicl äetur, vel öat, vel ob-

tivFät; die andere hingegen vs slihuicl äetur, vel Kst, vel «btiri-

Fst. Die zuletzt genannten Glieder beider Hauptclassen sind wohl

mit dm casuellen Bedingungen identisch, und es bleibt mithin kaum

ein Zweifel übrig, daß auch der Gesichtspunkt den Römern fremd ist,

von welchem aus die neueren Rechtsgelehrten die affirmativen und ne

gativen Bedingungen beurtheilen. Was die Wirkungen der negativen

93) Ii. 1. o. cke lege commissoria. (IS. Z.) I.. 2. §. 3. o. pro SM-

tore. (41. 4.)

1<X>) Ii 2. §. 4. 0. 41. 4. I,. 2. pr. v. Se in Siem sSSictione.

(18. 2.)

101) I.. 7. §. 3. 0. Se iure clotiom. (23. 3.) I.. 8. I). ibi6. Ii. 1.

§. 2. v. pro gots. (41. 9.) Bergl. Glück, Erläuterung der Pandecten,

Th. 4. S. 479. Anderer Meinung ist Thibaut in den civilistischen Ab

handlungen a. a. O. S. 378—380.

101») I.. un. § 7. «. 6e «sgucis tollenüis. (6. Sl.) Ii. 11. §. 1. v. 35. 1.

102) Ii. 4. S. u. 6. v. 28. 5. Ii. 28. v. 28. 7. Ii. 83. 0. 35. 1.

103) Ii. 4. v. 2«. 3. Ii. 9. S. 1. v. 2«. 4. §. 4. Inst. Se verdoruW

odligätion. 5(3.16.) Vgl. Klsisnsii äisoutstiones iuris tom. II. «lisx. XI,.

Z. 1«.

104) Ii. 6«. pr. 0. 35. I.
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Suspensivbedingungen anbetrifft, so gelten sie bei Bertragen als wahre

Bedingungen, und es können mithin diese Verträge nicht eher obliga

torisch wirken, als wenn es gewiß ist, daß das in der Bedingung ver

botene Factum nicht eintreten könne ^). Bei den Legaten und Fidei-

commissen muß derselbe Grundsatz als Regel gelten^), außer in wie

weit er durch die Anwendung der Kluvisu» «suti« beschränkt wird.

Nach einer vom Quintus Mucius Scävola geltend gemachten Ansicht

werden nämlich solche Negative Suspensivbedingungen, deren Desertion

lediglich vom Willen des Legatars abhängt'«"), und deren Erfüllung

erst mit dem Tode desselben eintreten kann ^) , «ls affirmative Reso

lutivbedingungen angesehen; mithin erhält der Legatar sofort das Le

gat, wenn er unter Stellung von Bürgen^) demjenigen, welchem

das hinterlassene Legat nach dem iu» «ivil« anfallen wird , wenn die

negative Suspensivbedingung nicht in Erfüllung geht""), durch Sti

pulation l") zuvor verspricht "2) , hgß er, im Fall die Bedingung de-

ficirt, ihm die legirte Sache sammt Früchten und Zinsen der Mittel

zeit zurückerstatten werde "°). Dieß Versprechen wurde indeß nicht

bedingungsweise gefaßt, sondern der Legatar mußte geradezu erklaren,

daß er die in der Suspensivbedingung bezeichnete negative Handlung

unterlassen werde "^). Späterhin hat man diese Caution unter glei

chen Voraussetzungen auch auf Erbschaften"^), Fideicommisse und Schen

kungen auf den Todesfall übertragen. Ja man hat sie sogar bei

solchen Bedingungen analogisch zugelassen, welche bei den Lebzeiten des

jenigen, welcher das Legat erhalten soll, in Erfüllung gehen können,

z. B. »i Ä liberis 8IÜ» uon ciisoessvrit, »i Ltivliuuz »srvul» nou INK-

i>uuü»srit "?). In diesem Falle wird sie vsluti IVluvisus «»uti«

von den Pandectenjuristen genannt "s). Daß die Caution vom Te

stator erlassen werden kann, unterliegt keinem Zweifel ""), und in die

sem Falle muß das Legat sofort ausgez^tt werden. Uebrigens muß

die Caution von demjenigen, welcher sie zu leisten hat, um das Legat

105) 5.. IIS. pr. u. 8- 1. v. 45. 1. 1^. 99. 8. !. v. ibick.

106) Ii. S. I. 2. v. «usngo 6ies legätorum. (36. 2.)

107) I.. 7. v. SS. 1. I.. 18. v. ibick. I.. 76. §. 7. 0. 31.

108) 1,. 73. V. (SS. 1.) «um in «mnibu» vonckitionibus , quss mort«

legstorioruin vniuntur, rseeptum est, ut IVlucisn» «uuti« interponstur. 1^.

106. v. idlck. I.. 72. S. 2. v. idiö.

109) Die Caution heißt nämlich ,st!,6»ti« in I.. 106. v. 35. 1. u. I,.

67. V. ibiä. Vergl. Nsisnsii 6i»vutsti«nss iuris tom. II. ckisvut. XI^.

Nr. 18.

110) I.. 18. v. 35. 1.

111) I.. 79. S. 2. v. 3S. 1.

112) I.. 79. §. 2. v. idiS. Nov. 22. c»p. 43.

113) I.. 76. 8. 7. v. Se I«g«.tis. II. (31.) I.. 79. 8- 2. v. SS. 1. Nov.

22. «p. 44. 8. 4.
114) Nov. 22. «»p. 43.

115) I.. 7. xr. v. SS. 1. I.. 18. v. idiu.

116) Nov. 22. esp. 44. §. 9.

117) I.. 72. pr. 8. 1 u. 2. 0. SS. 1.

118) I.. 7. xr. v. idiä. I.. 67. v. id!S.
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erhalten zu können, dem, an welchen er sie zu leisten hat, ange

boten werden («Kerl) 120). Verweigert der letztere die Annahme,

so muß dieß nach den allgemeinen Grundsätzen, welche von der Obla

tion gelten, entschieden, mithin die Caution für geleistet erachtet wer

den; ganz so, wie dieß der Fall ist, wenn durch einm Thatumstand

die Person, an die sie geleistet werden muß, wegfällt i'-"). — Man

theilt die affirmativen Bedingungen in vonäitione» , <zuse in clauä«

existuvr 122^ h solche, welche in der Übertragung des Eigenthums

einer Sache an den Anderen bestehen, und «onditione», quss in ts-

vieuclo sxistunt d. h. solche, welche in einer anderen Leistung als der

Uebertragung des Eigenthums bestehen, und ««nckitioves, qua« in mix-

iura yuääsl» ««usistiun, d. h. welche theils in der Eigenthumsübertra

gung, theils in einer Handlung außer der Eigenthumsübertragung be

stehen, z B. die recirlsuclarul» rstiouum «ouliltio. Die zuerst ge

nannte Gattung von Bedingungen hat, wenn sie zu dem IsAstum Ii-

bertstls hinzutritt, das Eigenthümliche , daß sie auf den Singularsuc-

cessor, z. B. den Kaufer übergehen, wahrend die gleich darauf genannte

Gattung von Bedingungen nur in der Person desjenigen, welcher in

der Bedingung genannt ist, erfüllt werden kann^). Die gemischten

Bedingungen werden in dieser Beziehung den ««nckitioue» , yuse sunt

In clsuclo gleichgesetzt, in wie weit sie ein äsre enthalten. Dagegen

stehen sie den oonciitione», czuse sunt in fseiencl«, gleich, in wie weit

sie ein tsvere enthalten^). Eine andere Eigenheit der eonckitloues,

quss i» clsnäo sunt, ist es, daß sie, wenn sie der Erbeinsetzung und

Legaten hinzugefügt sind, auch von Anderen im Namen des, dem sie

auferlegt sind, giltiger Weise erfüllt werden können, wahrend solche

Bedingungen, welche in einer anderen Handlung außer der Eigen

thumsübertragung (in tseisnäo) bestehen, nur von der Person, der

sie auferlegt sind, giltiger Weise erfüllt werden können^). Beson

ders wichtig, und doch nur wenig gekannt, sind die Grundsatze, welche

das römische Recht über solche Affirmativbedingungen aufstellt, die

Mehreren zugleich auferlegt sind. Im Ganzen galt es hier als

Grundregel, daß ein Jeder der Onerirten die ihm auferlegte Bedingung

erfüllen müsse ^), wenn er Vortheil aus dem Vermächtnisse ziehen

will. In wie weit er aber die ihm mit einem Anderen zugleich auf

erlegte Bedingung zu erfüllen habe, ist eine Frage, deren Beantwor-

119) Nov. 22. csp. 44. §. 9.

120) I.. 72. §. 1. v. SS. 1.

121) Ii. 7. §. 1. v. 35. 1.

122) I>. 82. v. 36. 1. Man sagt auch vong., «,«»« sunt in Ssngo, oder

in ksvienäo. Vgl. I>. 6. §. 7. v. 40. 7.

123) 1>. 6. z. 7. v. 4«. 7. Anwendungen dieses Principes finden sich in

VIpiäni kr. tit. 2. Z. 4. I,. S. Z. 1. v. 40. 7. Ii. 6. §. 3. I.. 27. U.

29. v. ibi«.

124) I.. 6. §. 7. 0. 40. 7.

126) I,. 2S. 0. 28. 7. I,. 6. v. 28. 6. Vgl. /Vvsrsni intervrststio-

ne» lib. S. vsp. 20. S. 16.

126) Ii. 6. cls eonöütionibu« insertis. (6. 46.) I,. 66. v. 36. 1.
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tung von der Beantwortung der Vorfrage abhangt , ob das Object

der Bedingung theilbar ist, oder nicht ^). Ist es theilbar, wie

dieß bei reinen Geldzahlungen^), namentlich bei Conventionalstra-

fen der Fall ist , so braucht jeder der Onerirten nur den auf ihn

fallenden Antheil der in der Bedingung ausgedrückten Handlung zu

erfüllen, weil die Verbindlichkeit, die Bedingung zu erfüllen, von An

fang an als getheilte erscheinen muß^"); es müßte denn der Erb

lasser, welcher die Bedingung hinzugefügt hat,, ausdrücklich verord

net haben, daß ein Jeder der Onerirten die Bedingung ganz zu erfül

len habe. Denn dann muß ein Jeder dieselbe auch ganz erfüllen^).

Ist aber das Object der Bedingung untheilbar,, wie dieß bei allen auf

ein tsvere gerichteten Handlungen ^) , hei dem Pfandrechte ^) , hei

allen Servituten , mit Ausnahme des Nießbrauches ^) , und bei der

Leistung der «xerse her Fall ist , so muß die vorgeschriebene Be

dingung in der Regel von Allen, denen sie auferlegt ist, zusammen er

füllt werden^); sonst gilt sie für deficirt, und nur, wenn die Frei

heit Jemand im Testamente unter einer von Mehreren zu erfüllenden

Bedingung hinterlassen ist, steht es einem Jeden der Onerirten frei,

wenn er Vortheil aus der Disposition, welche von der Bedingung ab

hangig gemacht ist, ziehen will, die Bedingung ganz zu erfüllen^).

Dabei tritt aber das Eigenthümliche ein, daß, wenn der Eine die Be

dingung ganz erfüllt hat, sie nur in Beziehung auf ihn allein für

erfüllt gehalten wird, und daß mithin, da jede Bedingung nur ein

mal erfüllt werden kann, dieselbe in Beziehung auf jeden Anderen für

deficirt erachtet wird — Alis dem Gesagten ergibt sich zugleich

soviel als gewiß, daß es zweckmäßig sein dürfte, die affirmativen Be

dingungen in theilbare (älviäuse) und untheilbare (i»6iviäu»e) einzu-

theilen. Theilbar werden aber solche affirmative Bedingungen ge

nannt werden müssen, welche ein theilbares, untheilbar dagegen

solche, welche ein untheilbares Factum enthalten.

127) Ii. 13. pr. v. äe Mkmiuuissi» testkment«. (40. 4.H Vgl. auch Ii.

6. §. 7. v. 40. 7.

123) I.. 112. §. 2. v. 36. 1. I.. S4. §. 1. v. ibicl.

129) I.. 72. v. 45. 1.

13«) 1.. 56. v. 3S. 1. Ii. 64. §. 1. 0. ibi6. l^.. 4. §. 3. v. cke

»wtuliberis. (40. 7.)

131) Ii. 13. xr. v. 6e nmnuin. test. (40. 4.)

132) I,. 13. pr. 0. 4«. 4. I,. 38. xr. u. S. 9. 0. 46. 1. Ii. 72. pr.

v. 46. I.

133) Ii. 65. v. üe evietionibu«. (21. 2.)

134) Ii. 26. v. quibu» nwäis usustruvtu». (7. 4.) Ii. 1. §. 9. 0. sc!

leeem ?»Ici6ism. (35. 2.) Ii. 72. xr. 0. 45. 1.

136) Ii. 1. §. 9. v. 36. 2. Ii. 72. pr. v. 45. 1. Ii. 16. K. 1. 0. g«

operi« lidertorum. (3S. 1.) Vgl. Buchholtz, Versuche S. 69.

136) Ii. 112. vr. v. 36. 1.

137) Ii. 13. pr. v. 40. 4. Ii. 11. S. 23 u. 24. v. äs le«. HI. (32.)

Ii. L«. 8. 1. v. »ck legem I?»I«laism. (36. 2.) I,. 13. §. 2. I). 40. 7.

138) Ii. 13. xr. v. 40. 4.
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￼ L) Einfache und zusammengesetzte Bedingungen (»im-

plive» et «oinpositse eouää.). Einfach heißen solche Bedin

gungen, welche ein einziges Factum umfassen; zusammengesetzt aber

solche, welche mehrere Facta enthalten. Eine solche Verbindung meh

rerer Facta läßt sich nun entweder copulativ (durch et) oder, disjunctiv

(durch sut, »ive u. s. w.) ausdrücken. Im ersten Falle heißen sie in

den römischen Rechtsquellen ««uäitioues «oniunotil» ästse^«)

den Neuern eouäitioues eoniunvtivse) , im zweiten Falle «ou-

äitioues äisiuuetiva moä« «clsvrixitse ^^°) (bei den Neuern von-

denen Bedingungen gelten nach den Ansichten der römischen Rechts

gelehrten für eine einzige Bedingung ^"") , und müssen ganz er

füllt sein, bevor das von der Bedingung abhängig gemachte Rechtsge

schäft in Wirkung treten kann. Die disjunctiv verbundenen Bedin

gungen gelten für verschiedene Bedingungen, und es reicht zu ihrer

Existenz schon hin, wenn auch nur eine einzige von ihnen erfüllt

wird^i). Sollte die eine von den alternativ gestellten Bedingungen

eine unmögliche oder überhaupt eine solche sein, welche der unmögli

chen in der Wirkung gleichsteht, so werden beide Bedingungen, wenn

sie der Erbeinsetzung hinzugefügt sind, für nicht hinzugefügt erachtet,

und die Erbeinsetzung als unbedingt angesehen ^'').

?) Stillschweigende Bedingungen^) und ausdrück

liche (tsoitse et expressse vouäiZ.). Jenes sind solche, welche

in der Natur des Rechtsgeschäftes, rücksichtlich dessen sie gedacht wer

den, gegründet sind, und sich als dessen juristische Voraussetzungen auch

ohne eine ausdrückliche Hinzufügung von selbst verstehen; dieses

solche, welche mit ausdrücklichen Worten dem Rechtsgeschäfte hinzuge

fügt werden. Der Name expressse vuuclitioue» ist den römischen

Rechtsquellen fremd, und nur deßhalb von den neueren Rechtsgelehrten

gebildet worden , um den Gegensatz der tscitse eouäitioues zu bezeich

nen. Viel richtiger dürfte es sein, nach Anleitung der römischen

Rechtsquellen den Gegensatz der ausdrücklichen und stillschweigende»

Bedingungen <Zuf die Rechtsgeschäfte auf den Todesfall zu beschrän

ken^), und dabei zwischen solchen Bedingungen zu unterscheiden,

welche von außen her zur Disposition hinzutreten («ouclitioues ex-

tri»»«««« veuientes) und solchen, welche aus dem Testamente sich her

schreiben (vonckitiooes ex testsmeut« venieutes ^)). Zgas jene an

betrifft , so ist es eine allgemeine Regel , daß sie nicht als wahre Be-

139) I,. 5. v. 2S. 7.

140) 1,. 78. §. I. 0. 35. 1. Auch »Iternsts eoncliti« in I.. L. §. S.

v. 28. 7.

140») I.. 5. 0. 28. 7. I.. 45. v. Vgl. Sell, Versuche Th. 2. S. 71.

141) ^. 11«. S. 3. v. <ie regulis iuris. (60. 17.) I.. 78. S. 1. v. 35. 1.

142) I,. 8. S. S. 0. 23. 7.

143) I,. 63. v. 6e iure öotium. (23. 3.) Gewöhnlich auch «oiulltiooes,

<zu»e tsvite ine«e «reguntnr. I,. 99. V. 35. 1.

144) I.. 99. v. 35. 1. I.. 6. §. 1. 0. 36. 2.

145) Vgl, ^versni interpretätiouss iuris üb. IV. csr,. ö, S. 6.
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dingungen bettachtet werden, mithin auch das Geschäft nicht zum be

dingten machen können ^). Doch haben sie bei jedem Geschäfte,

rücksichtlich dessen sie gedacht werden, fast die nämlichen Wirkungen,

wie wenn sie Suspensivbedingungen des Geschäftes wären, wenig

stens kann das Geschäft nicht eher giltig werden, als bis sie erfüllt

sind ; und insofern werden sie auch mit den wahren Suspensivbedingun

gen verglichen^). Werden aber solche juristische Voraussetzungen,

welche stillschweigend in der Natur des Rechtsgeschäftes liegen, mit aus

drücklichen Worten zu der letzwilligen Disposition als Bedingung hin

zugefügt, so werden sie gewöhnlich nach den Regeln, die von den aus

drücklichen Bedingungen gelten , beurtheilt ^'). Am deutlichsten erhellt

dieß aus der Bedingung: illi, »i voler, Ktivlim» äa, I«A«. Denn

obschon es sich von selbst versteht, daß zur Annahme des Legates auch

der Wille des Legatars erfoderlich ist,' so geht doch das Legat, dem

die genannte Bedingung ausdrücklich beigefügt worden ist, nicht eher

auf die Erben des Legatars über, als bis derselbe ausdrücklich erklärt,

daß er das Legat annehme, während das Legat, dem diese Bedin

gung nicht ausdrücklich hinzugefügt ist, sogleich auf die Erben des

Legatars transmittirt wird ^<>). Auch bei den s«tu» legltiini gilt

die Regel, daß, wenn juristische Voraussetzungen derselben, welche schon

an und für sich in der Natur dieser Rechtsgeschäfte liegen, mit aus«

drücklichen Worten zu denselben hinzugefügt werden, dieselben als wahre

Bedingungen betrachtet werden, mithin den ganzen Act ungiltig ma

chen^). Und auf Fälle dieser Art scheint sich die Regel des alten

Rechte? zu beziehen : expressä nuveiit, uou express» u«u uoeeut 152).

Nur in solchen Fällen, in welchen das, was ausdrücklich hinzugefügt

worden ist, ganz identisch mit der stillschweigenden Voraussetzung ist,

d. h. gerade nicht mehr und nicht weniger besagt, als, was in der w-

«iw ««liäiti« bereits vorliegt, ist die Wirkung der ausgedrückten Be

dingung mit der der stillschweigenden völlig identisch^»). Dieß tritt

namentlich dann ein, wenn man ein Legat unter der Bedingung ver

macht, daß der eingesetzte Erbe wirklich Erbe werde oder die Erbschaft

antrete (»i Keres erit Kein» , vel si Kereclitst?rr> »r>ierit ^^)). Denn

hier muß man das Legat so lange für unbedingt ansehen, als nicht

erwiesen wird , daß der Erblasser die fraglichen Worte wirklich hinzuge

fügt habe, um daraus eine Suspensivbedingung des Legates zu ma

chen^»). Wird dieß aber erwiesen, so muß der Wille des Erblassers

146) I.. 99. v. 35. 1. I.. 6. §. 1. v. 6s tutelis. (26. 1.)

147) 5.. 28. v. 23. 3. I.. 21. v. 23. 3.

148) 73. g. 1. v. cke verborum «büßstionibus. (46. 1.)

149) I.. 69. 0. 3S. 1. I.. 66. §. 1. v. cke lentis. I. (30.)

160) I.. 65. §. 1. v. 30.

161) Ii. 77. v. cks reßuli« iuris. (60. 17.)

152) Ii. 195. v. 6«. 17. Ii. 52. v. 36. 1. Ii. 63. v. 28. S.

163) Vgl. Xversni interprststione» üb. III. «sp. 20. §. 3 U. 4.

154) Ii. 3. v. 30. 1. 1,. 19. §. 1. v. 35. 1. Ii. 106. v. ibick.

155) Ii. 19. 8. 1. v. 3S. 1. Ii. 106. v. ibick.
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wo möglich befolgt, und mithin der angeführte Zusatz als Bedingung

betrachtet werden. Beispiele stillschweigender Bedingungen sind bei dem

leZsturn xsrtu» die Bedingung, si ussostur^b«) z bei dem legatuin kru-

«tuurn die Bedingung, »i kruvtus nsscuutur . hgg, leAsturn Ii-

bertstis die Bedingung, »1 ssrvus insu» «rit ^^»^ z h^j der Erbeinsetzung

der voiuntsrius Ksres die Bedingung, »I voluerit^);

Versprechen eines Brautschatzes die Bedingung, »i uuvtise s«<zusn-

wr^°«), und andere mehr.

<Z) Lonciitiones in futurum, in nrsessu» «t in

vraetsrituni ooneevtse^^). Jene sind solche, welche das in Frage

stehende Geschäft von einer zukünftigen Begebenheit abhängig machen^).

Daß diese allein unter den angeführten Arten für wahre Bedingungen

angesehen werden können, ergeben die Rechtsregeln, welche von den bei

den anderen genannten Gassen der Bedingungen gelten. Louckitiones in

praesens «onvsvtae heißen solche Bedingungen, welche das in Frage

stehende Geschäft von einer gegenwärtigen Begebenheit abhängig ma

chen, d. h. von einer solchen, welche zur Zeit, wo das Geschäft abge

schlossen wird, eristirr, und in ihren Folgen andauert. Solchen Bedin

gungen wird das Wesen der Bedingung abgesprochen^), und das

Geschäft, zu welchem sie hinzugefügt sind, wird als unbedingt betrach

tet^). Es tritt mithin das von einer solchen Bedingung abhän

gig gemachte Rechtsgeschäft entweder sogleich in Wirksamkeit, wenn

die in der Bedingung namhaft gemachte Begebenheit wahr ist, oder

das Geschäft wird, wenn sie nicht wahr ist, als gar nicht abgeschlos

sen angesehen^). Dabei wird aber darauf keine Rücksicht genom

men, ob die betheiligten Personen von der Existenz des Thatumstandes

bei dem Abschlüsse des Geschäftes bereits unterrichtet sind, oder nichts).

Als Beispiele solcher Bedingungen kommen in den römischen Rechts

quellen namentlich folgende vor : si rex k>srtK«rul» vivir, si Maevius

vivit, si l'itius «vusul sst u. f. w. Lon6itiones in vrssteriruin von-

««ptse heißen solche Bedingungen, welche das in Frage stehende Ge

schäft von einer vergangenen Begebenheit abhangig machen , d. h. von

156) Ii. 1. §. S. v. 36. 1.

157) I.. 1. §. 3. v. idiä.

158) I.. 47. 0. 35. 1.

159) I.. 68. 0. 28. S.; desgleichen bei Legaten I.. 69. §. 1. 0. 35. I.

Ii. 65. §. 1. v. 30.

160) Ii. 63. 0. Z3. 3. I.. 10. §. 4. v. ibia.

161) 1,. 16. I). 6s iniust«. (23. 3.) Sie heißen auch vonüitione» in

futurum «ollätse, in praesens teinpus «vllstss, s<! prseteritum tsmpus reist»«.

Ii. 91. v. 35. 1. Ii. 120. v. 45. 1. §. 6. Inst. 6e vsrborum «Kligätion.

(3. 16.)

162) I.. 16. v. 28. 3. I.. 91. 0. 35. 1.

163) I.. 10. §. 1. 28. 7. I.. 120. 0. 45. 1.

164) I.. 37. 0. 21. 1.

165) §. 6. Inst. A 16. Ii. 100. v. 45. 1. Ii. 120. v. ibiS.

166) 1.. 37. 0. 12. 1. Ii. 12«. v. 45. 1.
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einer solchen, welche zu der Zeit, wo das Geschäft abgeschlossen wird,

bereits zu existiren aufgehört hat. Als ein Beispiel solcher Bedingun

gen wird namentlich folgendes erwähnt : »i l'itlus «ousul kuit. Von

diesen Bedingungen gelten dieselben Grundsätze , wie von denen, welche

sich auf die reine Gegenwart beziehen. Auch ihnen wird das Wesen

der Bedingung abgesprochen^); auch von ihnen wird behauptet, daß

das Geschäft, zu welchem sie hinzugefügt sind, als unbedingt betrach

tet werde ^)z endlich muß auch von ihnen angenommen werden, daß

der Umstand gar nicht berücksichtigt werden könne , ob die betheiligten

Personen vom Eintritte der in der Bedingung genannten Begebenheit

bereits unterrichtet sind oder nicht ^). Es wird mithin von bei

den Arten der Bedingungen, von den «ouäitione» iu prse»«i,s und

in xrseteriwiu ««vvsptse , wohl gesagt werden müssen, daß sie

zwar die Form der Bedingung haben, aber des Wesens derselben ent

behren.

U) Nothwendige und nicht nothwend ige Bedingungen

(ueossssrise «t uou nsvessärise v o ucicl.). Mit jenem Aus

drucke bezeichnet man solche Bedingungen, von denen es gleich von Anfang

an, wo sie dem Geschäfte hinzugefügt werden, gewiß ist, daß sie ein

mal eintreten werden , z. B. »i i»«rieris ^) ; mit dem zuletzt

genannten Kunstausdrucke dagegen solche, von denen es von An

fang an ungewiß ist, ob sie eintreten werden, oder nicht. Die

Kunstausdrücke neeesssris« und nsvssssrlse «ou<jiti«ves sind den

römischen Rechtsquellen fremd. Werden solche uevesssriae «ouäiti«-

ue» Contracten als deren Suspensivbedingungen hinzugefügt, so gelten

dieselben für unbedingt"^), und wenn vor ihrem Eintritte die Zah

lung aus dem Contracte erfolgt ist, so kann das Gezahlte, selbst wenn

die Zahlung aus Jrrthum geschah, nicht mit der indebiti «onäivti« an

gefochten werden^). Sind aber solche Bedingungen Legaten und

anderen letztwilligen Dispositionen in gleicher Eigenschaft hinzugefügt,

so muß unterschieden werden, ob sie wirklich vor dem Anfallstage des

Legates (äies «säsu«) in Erfüllung gehen werden, oder nicht. Im

ersten Falle gilt das Legat als unbedingt, und nur die Auszahlung des

Vermächtnisses muß bis zur Erfüllung der Bedingung ausgesetzt blei

ben ^). Im zweiten Falle hingegen werden sie so lange als wahre Be

dingungen betrachtet, bis der Anfallstag des Legates gekommen ist^°).

167) Ii. 10. Z. 1. v. 28. 7.

168) I.. 37. 0. 20. 1. I.. 100. v. 46. 1. §. 6. Inst. 3. 16.

169) I.. 37. v. 12. 1.

170) Eine solche Bedingung heißt c«i,<I!ti<, , quse omnimog« extsturs

«st in I,. 9. §. 1. 0. 6e n«v»li«nibus. (46. 2.)

171) I.. 79. pr. u. 5- 1. v. 35. 1.

172) I.. 9. §. 1. v. 46. 2.

173) I,. 18. v. äe conSivtions inäsditi. (12. 6.)

174) I.. 79. pr. v. 35. 1.

175) I.. 79. S. 1. v. ibiS.
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I) Wahre und unwahre Bedingungen (ver»e^) et

ks1»Ä« 175) vouclä.). Dieses sind solche Bedingungen, die

ein Factum enthalten, welches deshalb nicht wirklich werden kann,

weil die darin bezeichneten Thatsachen nicht in der Wirklichkeit vor

handen sind, z. B. wenn ich dem Pamphilus die Freiheit un

ter der Bedingung durch Legat vermache, daß er das, was ich dem

Titius schuldig bin, an denselben zahle, und es sich findet, daß ich

dem Titius gar nichts schulde. Mit dem Ausdrucke verse eoucli-

tloiies bezeichnet man gewöhnlich solche Bedingungen, die nicht tsl-

ss« sind, d. h. solche, welche in Erfüllung gehen können, weil die

darin bezeichneten Thatumstände in der Wirklichkeit vorhanden sind,

obgleich es richtiger fein dürfte, diesen Ausdruck nur auf solche Be

dingungen zu beziehen, welche ein bereits zur Zeit, wo die Bedingung

dem Geschäfte hinzugefügt worden ist, eingetretenes oder eintretendes

Factum enthalten, wie es z. B. bei den eouäitioue» ü, prsewriturn

oder i» prseseu» eouosptss der Fall ist. Was die Wirkungen

der tslss «onältlo betrifft, so sind sie bei Legaten gerade dieselben, wie

bei den unmöglichen Bedingungen^); mithin gelten sie, wenn sie

als Suspensivbedingungen zu denselben hinzutreten, für nicht hinzuge

fügt. Obligationen und andere Rechtsgeschäfte unter den Lebenden

anbetreffend, so finden sich in den römischen Rechtsquellen keine Stellen

vor, welche von dem Verhältnisse der kslss« oonäitiaues zu denselbcn

sprächen. Doch hat die teutsche Praxis auch in dieser Beziehung ihre

Wirkungen denen der unmöglichen Bedingungen gleichgestellt.

Wichtig sind die allgemeinen Regeln, nach welchen die Erfül

lung der Bedingungen oder deren Nichterfüllung beurtheilt werden

muß. Sehen wir zuerst auf die Zeit der Erfüllung, so hat das rö

mische Recht im Allgemeinen keine Zeit für deren Erfüllung vorge

schrieben. Es ist sogar bei Bedingungen, welche in Testamenten aus

gedrückt sind, gleichgiltig , ob sie bei Lebzeiten des Erblassers oder erst

nach seinem Tode in Erfüllung gehend). Nur vor der Errichtung

des Testamentes kann die Erfüllung derselben nicht gedacht werden,

es müßte denn überhaupt nur einmal der Eintritt eines solchen Factums

möglich, oder der Erblasser von der Existenz der zur Bedingung gemachten

Begebenheit bereits zur Zeit der Errichtung des Testamentes unterrich

tet gewesen sein^). War er davon nicht unterrichtet, so wird ange

nommen, es sei sein Wille gewesen, daß die zur Bedingung gemachte

Begebenheit wiederholt werde, wenn dieß überhaupt im Reiche der

Möglichkeit liegt. Potestativbedingungen können erst nach dem Tode

176) I.. 37. v. 12. l.

177) I.. 72. §. 7. 0. 35. 1.

178) ärg. I.. 37. 0. 12. 1.

179) I.. 72. S. 7. v. 35. 1.

180) 5,. 7. <?. Ss institut. et »udstit. (6. 2S.)

181) I.. 10. §. 1. 0. 35. 1. I,. 11. pr. v. idick. Vgl. 4v«sni int«»

prststiones iuris üb. IV. «sp. 23. §. 2 »y.



Bedingung.

des Erblassers erfüllt werden ^^). Sollte der Erblasser eine bestimmte

Zeit angegeben haben, binnen welcher die Bedingung erfüllt werden

soll, so gilt diese Zeitbestimmung als Theil der Bedingung, und

diese also für desicirt, wenn die zur Erfüllung vorgeschriebene Zeit

ungenützt vorübergegangen ist ^). Potestativbedingungen, welche

der Erbeinsetzung hinzugesetzt sind, können zu jeder Zeit vom Onerir-

ten erfüllt werden, wenn dieß nur noch vor seinem Tode geschieht.

Sonst gilt die Bedingung für desicirt^). Sind sie hingegen Lega

ten und Fideicommissen als Suspensivbedingungen hinzugefügt, so muß

sie der Honorirte sogleich erfüllen, wenn sie nicht für desicirt erachtet

werden sollen^). Daher kommt es auch, daß, wenn der von der

Potestativbedingung in Kenntniß gesetzte Vermachtnißnehmer erklärt,

daß er sie nicht erfüllen wolle, die Bedingung für desicirt erachtet

wird"«). — Was die Art der Erfüllung anbetrifft, so wird

im Allgemeinen nur verlangt, daß die in der Bedingung angegebene

Begebenheit, sowie sie darin bezeichnet worden, wirklich geworden

sei"'). Dazugehört aber'«) daß das bezeichnete Factum

ganz geschehen sei. Eine theilweise Erfüllung der Bedingung

reicht nicht zu ^). Sollte indeß der Honorirte, welcher nach der

Fassung der Bedingung mehreren Personen zahlen soll, ohne eigne

Schuld in die Lage kommen, daß er an den Einen nicht zahlen kann,

so kann er den anderen Theil der Bedingung erfüllen, und dann die

ihm legirte Sache erhalten^). Eine theilweise Erfüllung gilt auch

dann bei Potestativbedingungen für vollgiltig, wenn der Honorirte

nur einen Theil der ihm vermachten Sache erhalten kann , aus

genommen, wenn die Falcidische Quart die Größe des Legates vermin

dert^"), b) Daß das Factum von dem vollbracht werde,

dem es auferlegt i st^). Ist e§ Mehreren zusammen auferlegt,

182) Ii. 11. §. 1. v. 35. 1. I.. 2. v. ibiS. Von den mixtse eonöi.

tion«5 gilt dieß nicht. Ii. 11. §. 1. v. 35. 1. Ii. 10. pr. I.. 68. v. ibiS.

I.. 7. 6. 6. 25.

183) I,. 41. §. 12. v. <!e Käsicommi»«. Udert. (40. S.) Ii. 23. pr. v.

Se »tstuliberi». (40. 7.) Dieser Zeitraum wird gewöhnlich vom Antritt der

Erbschaft an gerechnet, wenn die Bedingung Vermächtnissen hinzugefügt ist.

Ii. 46. 0. 35. 1. Ii. 3. §. 11. v. Ss »tswiib. (40. 7.) Bei Potestativbe

dingungen fallen indeß die Tage aus, welche ohne Schuld des Legatars vor

übergegangen sind. Ii. 40. v. 35. 1.

184) Ii. 4. pr. u. 8. 1. v. 28. 5. Ii. S. v. ibicl. Ii. 28. v. 23. 7.

Vgl. i^versni I. c. S. g.

185) Ii. 29. v. 36. 1.

186) Ii. 31. in «n. v. 35. 1. Ii. 6. «. Ss neees». Kerecl instit. (6. 37.)

137) Ii. 2«. S. 1. v. 28. 7. Ii. 55. 0. 36. I.

183) Ii. 23. v. 35. 1.

1»9) Ii. 112. §. 1. v. 36. 1.

190) Ii. 44. S. 9. v. 35. 1. I.. 43. §. 2. v. ikick. Ii. 20. v. 6e mor-

tis «süss 6on!>t,i«n!bu». (39. 6.)

191) Ii. 43. §. 1. v. 36.

192) Ii. 20. Z. 1. 0. 28. 7. Ii. 65. v. SS. 1.
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so muß in der Regel ein Jeder die Hälfte verrichten, wenn das Fa

ctum theilbar ist^); sg«st treten die Regeln ein, welche von den

untheilbaren Bedingungen gelten. Bei Potestativbedingungen reicht

indeß nicht die bloße Vornahme der in der Bedingung bezeichneten

Handlung von Seiten des Honorirten zu, sondern es wird auch ver

langt, daß er dieselbe in der Ueberzeugung vorgenommen habe, daß

sie ihm geboten worden ^). zz^j Sclaven und Hauskindern bedarf

es nicht einmal der Einwilligung des Herrn oder Vaters "°). Doch

liegt in der Erfüllung der Potestativbedingung von Seiten des Hono

rirten noch keine Annahme der ihm hinterlassenen Erbschaft oder des

Vermächtnisses^). «) Daß das Factum in der Person des

sen verwirklicht werde, welcher in der Bedingung nam

haft gemacht worden ist^). Denn wenn das Factum auf eine

bestimmte Person gestellt ist, so gilt dieselbe als Theil der Bedin

gung^^). Treffen diese drei Erfodernisse nicht zusammen, so ist die

Bedingung nicht erfüllt.

In manchen Fallen wird, ohngeachtet das in der Bedingung be

zeichnete Factum nicht wirklich geworden ist, die Bedingung vermöge

einer Fiction für erfüllt erachtet (pro implets Ksbewr). Und dann

bringt sie die nämlichen Wirkungen hervor, wie wenn sie erfüllt

wäre. Es ist eine allgemeine Regel, daß Bedingungen schon dann

für erfüllt angesehen werden, wenn der Dritte, in dessen Person

die Bedingung vorschriftsmäßig verwirklicht werden soll, oder der, wel

cher ein Interesse an der Nichterfüllung der Bedingung hat, die Er

füllung hindert "v). Als Interessent ist aber der anzusehen, wel

cher nach dem Eintritte der Bedingung erwas zu leisten hat^).

Und dieser Grundsatz gilt nicht allein für Testamente und andere

letztwillige Verordnungen, sondern auch für Stipulationen und an

dere Verträge. In allen anderen Fällen gilt die Bedingung für de-

ficirt, wenn ein Zufall daran Schuld ist, daß sie nicht in Erfüllung

geht 2<"). Nur zu Gunsten bestimmter, einzelner Arten von Vermächt-

193) Ii. 64. I. 1. v. 35. 1. I.. 11. §. I. v. 40. 4. Ii. 6. <?. ä« eon-

äitionibu» inserti». (6. 46.)

194) I.. Z. v. SS. 1.

195) I.. 2S. v. 28. 7. I.. S. pr. u. S. 1. v. 36. 1.

196) I.. 13. v. 28. 7.

197) I.. 6. §. S. v. 36. 2. I.. 78. pr. v. S5. 1. I.. 11. 0. 28. 7.

Vgl. ^versni interpretstione» iuris lid. III. esp. 16. K. 12.

198) I.. 94. pr. v. 36. 1. I,. 44. pr. v. ibiö. Vergl. ^versai I. e. UK.

III. o»p. 17. §. 4.

199) I.. 161. v. 60. 17. I.. 81. v. 36. 1. Ii. 86. §. 7. 0. idiä. I.. 6.

§. 5. v. qusnSo llies legstorum. (36. 2.) I.. 11. v. 28. 7. I.. 4. u. 20.

pr. 0. ibi<t. I.. 14. v. 35. 1. Ii. 1. «. ae Institut, et substit. (6. 26.)

Vgl. Xversni I. e. lid. IV. esp. 28. §.7. Sell, Versuche Th. 2. S. 217

bis 222.

200) I.. 81. §. 1. v. 36. 1. I.. 85. I. 7. v. 46. 1.

201) 1.. 31. v. 35. 1. Ii. 94. pr. v. ib!6. I,. 16. v. cks msnumiss!»

te,tsm. (40. 4.) Ii. 19. v. äs ststullberi». (40. 7.) Ii. 4. 0. cl« «oiuii.
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nissen ist der Grundsatz angenommen worden, daß, wenn die mit ei

nem solchen Legate bedachte Person nicht selbst an der Nichterfüllung

der Bedingung Schuld ist, und dieselbe nur durch den Aufall herbei

geführt wird, die Bedingung für erfüllt erachtet werden soll. Dieß

findet statt bei Suspensivbedingungen solcher Vermachtnisse, wodurch der

Unterhalt (alimsuts 202)) jährliche Renten (ännus?«»)), oder

die Freiheit (libertsti» leAswin^a^ Jemand hinterlassen wird.

Gesetzlich ausgezeichnete Arten von Bedingungen

sind:

1) Louclitiouss <? «u trä 6io torise (sich widerspre

chende Bedingungen). Mit diesem, erst von den neueren Rechts

gelehrten erfundenen Namen bezeichnet man solche Bedingungen, welche

einen innern Widerspruch in sich enthalten, und sich mithin in ihren

einzelnen Theilen von selbst aufheben. Bei Rechtsgeschäften auf den

Todesfall vernichten sie nach der gewöhnlichen Meinung die ganze Dis

position, wenn dieselbe durch den Widerspruch, welchen sie enthalten,

in Verwirrung geräth ^). Ist gieß nicht der Fall, so beurtheilt man

sie nach den Grundsätzen, welche von den perplexen Bedingungen

gelten.

2) L «nciltiou«» perplex»«. Mit diesem, erst von den

neueren Rechtsgelehrten gebildeten Kunstausdrucke bezeichnet man solche

Bedingungen, welche zu einer Verwirrung führen. Z. B. wenn

Titius mein Erb e ist, so soll Sejus mein Erbe sein;

wenn Sejus mein Erbe ist, so soll Titius mein Erbe

sein. Die Stellen der römischen Rechtsquellen, welche von solchen

Bedingungen reden, sprechen nur von ihrer Beziehung auf Testamente,

und scheinen den Grundsatz auszusprechen, daß, wenn durch die Per-

plerität die ganze testamentarische Verfügung in Verwirrung geräth,

auch die ganze Disposition zusammenfallen müsse 2"°); freilich mit

der Beschränkung, daß, wenn dieselbe auch nur auf irgend eine Weise,

gleichviel auf welche , aufrecht erhalten werden kann , jedes Auskunfts

mittel benutzt werden müsse, um sie zu erhalten^).

3) Loväitioues iuszitse heißen in der Kunstsprache der

neueren Juristen 2««) solche Bedingungen, welche sinnlos sind. Daß

sie in der Regel bei Testamenten für nicht hinzugefügt erachtet,

kann im Allgemeinen nicht geleugnet werden^); gh aber deßhalb die

tionibus inserti«. (6. 46.) Vergl. ^versni l. e. §. 7. SeN a. a. O.

S. 224.

202) I.. 13. Z. 1. v. cks »limentk leg. (34. 1.) 1^. 1. l). äe legkti«.

(6. 37)

203) Ii. 2«. v. Se simuis leg. (33. 1.)

204) I.. 94. pr. v. 3S. 1. 5,. 16. v. 4«. 4. I.. 19. 0. 40. 7.

205) 1^. 188. pr. v. S0. 17. Vgl. Sell a. a. O- Th. 2. S. 270.

206) I>. 16. v. 28. 7. I.. 83. v. 3S. 2. 1>. 4. pr. 0. 2S. 7.

207) I.. 4. pr. v. 28. 7.

208) Nach Analogie von I.. 113. S. S. v. Se legstis I. (30.)

209) I.. 113. §. S. v. ibiS.
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Hauptdisposition immer bei Kräften verbleibt, dürfte insofern bezwei

felt werden können, als eine solche Bedingung leicht den Verdacht er

regen kann, daß der Erblasser wahnsinnig, mithin gar nicht fähig ge

wesen sei, irgend eine testamentarische Verfügung zu treffen. Nach

Anleitung der römischen Juristen^«) soll nun in diesem Falle zwar

die Bedingung jedenfalls wegfallen, die Aufrechthaltung der Haupt

disposition aber von der Beantwortung der Borfrage abhängen, ob der

Erblasser wahnsinnig gewesen sei oder nicht.

4) Lonclitioues praeposterse, oder, wie sie nach den

römischen Rechtsquellen vielmehr heißen müssen, r>rsez>«»tere

««»«eptse, heißen Bedingungen, deren Fassung so beschaffen ist,

daß das davon abhangig gemachte Recht eher wirksam sein soll, als die

Bedingung, von der es abhängt, eintritt, z. B. «i usvls ex ^»ia ve-

uerit, Koäie clsrs »pouäes ? Solche Bedingungen vernichten nach

den Ansichten der älteren Juristen die Hauptcontracte, zu welchen sie

hinzugefügt waren, ganz und gar 2^) ; hgch verfügte Justinian, nach

dem Vorgange des Kaisers Leo, welcher solchen Stipulationen schon bei

dem Versprechen einer Mitgift eine gewisse Giltigkeit eingeräumt hatte,

daß alle Stipulationen, Verträge und letztwillige Verordnungen, wel

chen eine solche Suspensivbedingung hinzugefügt ist, giltig sein sollen,

freilich unter Weglassung alles dessen, was einen Widerspruch in sich

enthält^). Vielleicht ist dieß auch schon die Ansicht einzelner älteren

Juristen gewesen, wenigstens findet sich in einer Pandectenstelle,

welche dem Afrikanus angehört 2^), eine hierher gehörige Andeutung.

ö) tZouvliti«»«» erroueae, oder, wie sie auch genannt

werden, ex error« acliectse, heißen bei den neueren Rechtsge

lehrten solche Bedingungen, welche der Erblasser aus Jrrthum der te

stamentarischen Verfügung hinzugefügt hat. Sie werden nach der bei

testamentarischen Verfügungen durchgreifenden Regel, daß man mehr

auf die erweisliche Absicht des Erblassers, als auf dessen Worte zu se

hen habe gm Beweis des Jrrthums vorausgesetzt, für nicht hin

zugefügt erachtet^«), und es bleibt mithin die Hauptdisposition bei Kräf

ten. Jrrthümlicher Weise weggelassene Bedingungen vernichten die te

stamentarische Verfügung ganz und gar 2"). Ueber den Einfluß des

Jrrthums der Contrahenten auf Bedingungen, welche Geschäften unter

den Lebenden hinzugefügt sind, haben wir keine besonderen Quellen-

21«) I.. 27. pr. 0. 28. 7.

211) Z. 14. Inst, cls inutilidus stipulstionibu». (3. 19.)

212) §. 14. Inst. 3. 19.

213) I.. 25. «. äs testsmentis. (6. 23.) §. 14. Inst. 3. 19.

214) Ii. 64. v. 45. 1. Vergl. Schräder zu Justinian's Institutionen

S. 519.

215) 1^. 19. pr. v. 3S. 1. I.. 101. v. ib!<l. Vergl. die Ausführun

gen bei S e l l , Versuche Th. 2. S. 39—44.

216) I.. 9. §. S. v. 28. 5. Vergl. Sell, a. a. O. Th. 2. S. 260.

Rote 3.

217) ?>r. 9. §. 6. 0. ibia.
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Zeugnissen ; mithin muß dieser Fall nach den allgemeinen Regeln, welche

vom Jrrthum gelten , beurtheilt werden.

6) vikkieile, oov 6 itioue« (schwer zu erfüllende Bedin

gungen) heißen solche, welche eine Thatsache enthalten, deren Eintritt

nach den obwaltenden Umstanden aus Gründen der Wahrscheinlichkeit

nicht erwartet werden kann. Im Allgemeinen können solche Bedin

gungen keinesweges den unmöglichen gleichgeachtet werden 21»),

deßhalb nicht, weil das, was schwer zu erfüllen ist, noch nicht als unmöglich

angesehen werden kann. Ist die in der Bedingung liegende Schwierigkeit

indeß so groß, daß ihre Ueberwindung fast unmöglich erscheinen muß, so

wird bei Legaten die ganze Disposition vernichtet, wenn es nur aus

der Fassung der Bedingung erhellt, daß der Erblasser die Absicht ge

habt habe, durch die Hinzufügung der Bedingung die ganze Disposi

tion zu vernichten ^). Ist hingegen diese Absicht nicht erweislich, so

wird die hinzugefügte Bedingung , obschon sie , soweit es thunlich ist,

erfüllt werden muß 22«), «ach den Grundsätzen, welche von den unmög

lichen Bedingungen gelten, beurtheilt^). Hübner ^) ist sogar, der

Meinung, daß solche Bedingungen stets den unmöglichen Bedingungen

in ihren Wirkungen gleichgesetzt werden. Dieß erklärt sich indeß ein

fach daraus, daß er den Begriff der 6MoiU» o«»6itio so bestimmt,

es sei „eine solche Bedingung, welche in Bezug auf die

Verhaltnisse und die Eigenschaften der Person, welche

mit der Erfüllung derselben beauftragt worden ist, un

möglich erscheinen müsse 22»).« Doch gibt derselbe Schriftsteller

anderwärts zu, daß 6ifKeiIi» oon^lti« in den römischen Rechtsquellen

in einer weiteren Bedeutung vorkomme 22^).

Einzelne gesetzlich ausgezeichnete Bedingungen in

Beziehung auf Geschäfte auf den Todesfall sind fol

gende:

1) Die Bedingung »i uupserit^s), h. wenn'eine be

stimmte Person weiblichen Geschlechtes heurathet. Diese

Bedingung wird sofort für erfüllt angesehen, wenn die Ehe vollzogen

ist. Das Hinzutreten des ehelichen Beischlafes wird nicht erfodert 22«).

Uebrigens bezieht man die Wirkung dieser Bedingung nur auf die erste

Ehe 22-).

218) Bergl. Luisrii ob», et «msng. lib. 2l. «sp. 39.

219) I.. 4. §. 1. v. cke ,t»tulibsr!s. (40. 7.) I.. 61. pr. v. 6s man»,

missis testsm. (4V. 4.)

220) ärg. 7. 0. SS. l.

221) I.. 6. v. 28. 7. I.. 63. S. 7—9. v. sü Li«. 1'reKe»i»»um. (36. 1.)

222) Oiss. cle eonckitilms äikkcili, Ultimi» voluntstidn» »«Keripts (I<ip»ise

1798. 4.) p. 16.

223) Bergt. Hübner a. o. O. S. S.

224) I.. 4. §. 1. v. 40. 7. I.. 6Z. §. 7. ». 36. 1.

226) Bergl. ?«lki«r ?snäe«tse ^ustlnisnsä« l!b. XXXV, tit. 1. »r>

tioul. 2. tom. II. x. 606.

226) I.. 15. v. 36. 1.

227) I.. S9. §. 1. v. äs verdorum siZniöestions. (50. 16.)

S«
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2) Die Bedingung si «är>ax erit, d. h. wenn die im

Testamente bedachte Person fähig sein wird, das ihr

hinterlassene Gut zu erhalten^). Eigentlich versteht sich

diese Bedingung bei allen letztwilligen Verfügungen von selbst^).

Wird sie aber ausdrücklich hinzugefügt, so hat sie die Wirkung, daß

(während man in jenem Falle die Erwerbungsfähigkeit des Bedachten

an drei verschiedenen Zeitpunkten verlangt, nämlich zur Zeit, wo das

Testament errichtet worden, wo der Erblasser gestorben ist, und wo

die Erbschaft angetreten wird) man in diesem Falle die Capacität des

Bedachten nach jedem beliebigen Zeitpunkte beurtheilt. Mithin erhält

der Bedachte das Hinterlassene auch dann, wenn er nur an irgend

einem Zeitpunkte die gedachte Fähigkeit erwirbt 22°).

3) Die Bedingung s! volet, oder »i velit, Kere» est«

gilt bei extrsnei Kereäe», d. h. solchen, von deren freiem Willen es

abhängt, ob sie die ihnen angebotene Erbschaft erwerben wollen oder nicht,

für überflüssig, da sie sich von selbst versteht^). Bei den ue«e»sk>rii

Kereckes hingegen, d. h. solchen, welche auch gegen ihren Willen Er

ben des Erblassers werden, gilt sie als wahre Bedingung, und wirkt

dahin, daß derselbe das beueKvium sbstiusuäi verliert. Wird sie in die

Willkür des Legatars oder des FideicommissarS gestellt, z. B. si volet,

«spit«, so gilt das Vermächtnis), obschon sich diese Bedingung von

selbst versteht, für bedingt, und wird nicht eher auf die Erben des

Bedachten transmittirt, als bis der Bedachte seinen Willen, dasselbe

anzunehmen, ausdrücklich erklärt hat^). Wird sie aber in die Will

kür des Erben, der das Vermächtniß auszahlen soll, gestellt, z. B. »i

1'itiu» volet, cksw, so wird das ganze Legat ungiltig, weil Legate

nicht in die Willkür des Erben gestellt werden können^). Wird die

Bedingung in die Willkür eines Dritten, der weder Erbe noch Ver

mächtnisnehmer ist, gestellt, so daß es von dem Willen desselben abhängt,

ob der Erbe das Vermächtniß auszahlen und der Vermächmißnehmer

dasselbe erhalten soll oder nicht, so waren die römischen Juristen uneinig,

ob die ganze Disposition zusammenfalle oder aufrecht zu halten sei ^).

Nach der Meinung des Cajus war die Erbeinsetzung, >zuos 1'Itiii,

vowerlr, ungiltig 22°). Nach Modestin's Ansicht waren alle Legate

228) Vergl. ^versni Interpret, iuris rivili» üb. III. esp. 30. S. 11.

229) §. 4. Inst, äe Kersckum «.uslitste. (2. 19.) l.. 49. s- 1- v. 2S. S.

230) l.. 62. xr. 0. 28. S.

231) I.. 12. 0. 28. 7. l.. 69. v. 28. 6. I.. 86. §. 1. v. ibig. Vgl.

äversmi I. e. IIb. V. v»p. 30. §. 4. und Francke, das Recht der Rother

ben und Pflichttheilsberechtigten S. 49.

232) l.. 6S. §. 1. 0. ge lentis. I. (30.) I.. 69. v. 36. 1. Vergl.

Seil Versuche Th. 2. S. 280. Note S.

233) l.. 13. §. 2. 0. 30.

234) Ueber diese Eontroverse vergl. Schräder, Abhandlungen aus dem

Civilrechte Bd. 1. Nr. 3. und Glück, Erläuterung der Pandekten Th. 33.

S. 440. und Th. 34. S. 1—23. Sell, a. a. S. Th. 2. S. 279 flg.

2SS) I.. 32. pr. I>. 28. S.
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ungiltig, welche in die Willkür eines Dritten, d. h. eines, der weder

Erbe noch Legatar ist , gestellt waren ^°). Diese Ansichten erleiden

aber dann eine Modifikation, wenn die Giltigkeit der Erbeinsetzung

oder des Legates dadurch stillschweigend in die Willkür des Dritten

gestellt ist, daß demselben die Vornahme einer Handlung, welche ganz

von seiner Willkür abhängt, in der Bedingung geboten worden.

Denn in diesem Falle bleibt die Erbeinsetzung und das Legat giltig, und

diese Entscheidung wird durch den Grundsatz «xprsssa nocsot, »«»

expressa uou uocent gerechtfertigt ^). Vielleicht ist dieß nur eine

Einwirkung des allgemeinen Grundsatzes, daß etwas zugelassen wird,

was zwar in seinen Wirkungen dem Gesetze widerstreitet, aber, weil

die Form beobachtet ist, mit dem Gesetze nicht im Widerspruche zu ste

hen scheint 2^). Ganz verschieden von der bisher erörterten Entschei

dung unseres Falles ist die Ansicht Ulpian's, welcher an drei Stel

len ^) Legate, welche in die Willkür eines Dritten bedingungsweise

gestellt sind (« l'itius voluerit), für giltig erklart, wenn nur di,

Form der Bedingung gehörig in Obachlgen ommen worden ist^°).

Er argumentirt, um diese Entscheidung zu rechtfertigen, so: „Gleich

wie Bedingungen, welche stillschweigend die Giltigkeit

des Legates von der Willkür eines Dritten abhängig

machen, gelten, eben so müssen auch solche Bedingun

gen Wirkung äußern, bei welchen dieß ausdrücklich der

Fall ist." Das canonische Rechts hat diese Vorschriften des rö

mischen Rechtes insofern modificirt, als es eine Erbeinsetzung, welche

in die Willkür eines Dritten gestellt ist, garadezu für giltig erklärt.

In der Stelle des canonischen Rechtes nun wollen Böhmer^)

und Glück nur eine Beziehung auf Geistliche finden, während die

meisten neueren Rechtsgelehrten, nach dem Vorgange Schra

dens, darin eine allgemeine derogatorische Vorschrift erblicken, und

mithin den Grundsatz des römischen Rechtes „Kersäi» institutionell!

slieuo »rbitrio xerinitti no» posss" für aufgehoben erklaren. Frei«

lich kann diese Ansicht keine Anwendung auf die Bestellung eines Vor

mundes im Testamente leiden, da zu ihrer Giltigkeit noch im neuesten

römischen Rechte ein eertui» iuckiviui» teststoris erfodert wird 2^).

Ganz verschieden von der Bedingung »i v«Ie» ist der Ausdruck «um

v«1uer!s. Jene bezieht sich auf den reinen Willen der in der Be^

dingung namhaft gemachten Person, dieser deutet nur auf den Zeit-

236) I.. 52. V. SS. 1.

237) 5.. 19S. v. 60. 17. Ii. 52. 0. SS. 1. 5,. SS. §. 1. 0. SO.

238) Bergl. Sell, Versuche Th. 2. S. 231.

239) I.. 13. §. 2. v. 3«. I.. I. pr. v. 31. 1.. 46. §. 2. v. 40. S.

240) 1. pr. v. 31. I.. 46. §. 2. 0. 40. S.

241) Osp. 13. X. öe testÄmsntis «t ultimis voluntatibus. (3. 26.)

242) In» eeele». protsit. üb. III. tit. 26. §. SO.

243) §. 27. Inst. Se lentis (2. 20.) vergl. mit S2- ?r. 0. 2S. S.

SV*
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punct hin, wo die testamentarische Disposition erfüllt »erden

soll ^) ; und sollte sich die namhaft gemachte Person bei ihrem Leb

zeiten weigern, das hinterlasse«? Vermächtniß auszuzahlen, so kann

wenigstens der Erbe derselben zur Auszahlung gezwungen wer

den. Ebenfalls verschieden sind die Bedingungen »i aestima-

veris, si tibi vicl«bitur; denn diese beziehen sich nicht auf

den bloßen Willen der in der Bedingung namhaft gemachten Person,

sondern vielmehr auf den bcwi vir! srbitrstr» 2«) (vergl. den Art.

srbitrstus). Endlich kommt auch die Bedingung uisi voluerit in

Betracht. Sie ist von der Bedingung si volst verschieden, und legt

dem Onerirten die Verpflichtung auf, baldmöglichst zu erklären, daß

er das Legat, mit dessen Entrichtung er beschwert ist, nicht auszahlen

wolle. Thut er dieß nicht, so muß er jedenfalls dasselbe auszahlen,

und seine Berufung auf sein Nichtwollen kann fernerhin nicht be

rücksichtigt werden 2«).

4) Die Bedingung »I sui iuris «rit hat das Ausgezeichnete,

daß, wenn in derselben durch die hinzugesetzten Worte auf den Tod des

Vaters hingedeutet wird, sie auch dann für erfüllt gilt, wenn die Frei

heit von der väterlichen Gewalt durch Emancipation der in der Bedin

gung genannten Person ertheilt worden ist Dieser Zeitpunct wird

auch öfters stillschweigend angedeutet, namentlich durch folgende For

meln: oum pstsr inoreretur; ut reliuqust Kli«; vol« eui» Ksbere z

volo scl «um pertiusr« 248^ . nies« reserventur ; tsois»,

ut «6 erun pervenisi 25»),

5) Die Bedingung »i äeäerit kann, wenn es sich um baares

Geld, nicht blos um «xers« handelt, auch von Anderen im Namen

des Onerirten erfüllt werden 2«). Ist die Person, welcher die frag

liche Sache ausgeantwortet werden soll, nicht genannt, so steht zu ver-

muthen, daß der Erbe gemeint sei 2«2). Sind mehrere Miterben

vorhanden, so erhält jeder seinen Antheil an der Sache nach Ver-

hältniß seiner Erbportion 2«?) z wer nicht Miterbe ist, erhält einen

Kopftheil (viril!» portio). Ist die Person, welcher die Sache ausge

antwortet werden soll, genannt, so muß die Ausantwortung nach den

244) 5,. 22. pr. 1>. 36. 2. Ii. 11. §. 6. v. 32. Vergl. äversni inter-

pretstione» iuris civilis IIb. III. esp. 30. S. 10.

245) 1^. 11. S. 7. v. 32. Ii. 7S. xr. 0. 30. Ii. 46. §. 3. 0. 40. S.

Ii. 22. s. 1. 0. SV. 17. Vergl. Xversni I. «. §. ^2. und Sell, Versuche

Th. 2. S. 288. Note 1.

246) Ii. 11. §. ö. 0. 32. vergl. mit Ii. 11. §. 7. v. idiS. Vergl. 4ve-

r»ni I. «. §. 13.

247) Ii. 11. §. 11. 0. 32. Vergl. ^verkwi l. e. lid. III. csp. 19.

§. 17.

248) Ii. II. §. 10. v. 32.

24V) Ii. 16. v. cl« »uro »rgento. (34. 2.)

25«) Ii. 19. v. sä «O. I'rebeUisnum (36. 1.)

251) Ii. 39. §. 5. v. Se »tstulidsri». (40. 7.) Ii. 2S. v. 23. 7.

252) Ii. S. v. 40. 7.

253) Ii. 22. pr. §. 1 u. 2. v. 40. 7. Ii. S. §. 1. v. ibiö.
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Regeln, die von der soluti« gelten, geschehen^). Doch ist das 1e-

Kstum liberiati» insofern bevorzugt , als in demselben die Erfüllung

der Bedingung auch in der Person des Erben geschehen kann 2^).

Ist kein Erbe vorhanden, so reicht es zur Giltigkeit dieses Legates schon

hin, wenn die Iiereälts» (iseeu») durch den Honorirten um eine ähn

liche Summe bereichert wird ^°). Ist der »wwliber vom Er

ben, an den er zahlen soll, veräußert worden, so rückt der Käufer

an die Stelle des Erben es müßte denn blos der Nieß

brauch des Sclaven verkauft oder das Gegentheil beim Kaufe aus

drücklich bedungen worden sein ^»). Was die Art und Weise der

Erfüllung unserer Bedingung anbetrifft, so bedarf es gerade nicht einer

wirklichen Zahlung , sondem es reicht schon jeder andere Act hin , wel

cher der Zahlung factisch gleichsteht, nämlich die Compensation , Accep-

tilation u. si w. ^). Bei dem Isgäturn libertsti» wird begünsti

gungsweise auch Stückzahlung zugelassen 2««). Es versteht sich dabei

von selbst, daß die Zahlung in Geldstücken geschehen muß, deren Ei

genthum an den Empfänger übergeht. Bei stswUberi , welchen eine

Geldzahlung auferlegt ist, wird ausdrücklich verlangt, daß die Geldstü

cke , die sie zahlen, zu ihrem Peculium gehören 2«). Sollte die Zah

lung durch den Tod der in der Bedingung genannten Person verhin

dert werden, so wird die Bedingung für desicirt erachtet^). Nur

beim legswin libsi-tstls gilt sie für erfüllt 2^).

6) Die Bedingung Rechnung abzulegen (»i r.atiou«5

rsckäläerit), welche dem lezstum libertst!« gewöhnlich hinzugefügt

wurde , umfaßt die Verpflichtung , auch über Gegenstände Auskunft zu

geben, über welche keine schriftliche Rechnung geführt worden ist, inso

fern dieselben der Verwaltung des Sclaven überlassen worden sind 2«") z

die in der Rechnung verzeichneten Posten durchaus zu belegen ''^) ; den

Ueberschuß herauszugeben (rell^us »«1ver«26s^ und Alles, was der Rech

nungsführer in böswilliger Absicht auf die Seite gebracht oder fahrläs-

254) I.. 13. v. 3S. 1. I.. 68. 0. Se »olutionibr,». (46. S.) l.. 61.

§. 1. 0. 35. 1.
255) I.. 61. §. 1. v. 35. 1. I«. 2«. S. 4. v. 40. 7. I.. 94. §. 1. v.

idickei».

256) I.. IS. §. I. v. 40. 7.

257) VIp. rrsgm. tit. 2. §. 4. 5,. 8. §. 1. v. 40. 7. Ii. 6. 8- Z.

0. ibit!. I.. 27. u. 29. S. 1. v. Zdick.

258) I.. 7. v. 4«. 7. I.. 15. §. 1. v. id!6.

259) I.. 81. §. 6. v. 30. I.. 2«. §. 2. v. 40. 7.

260) I.. 4. §. 6. v. 40. 7.

261) 1.-13.8.1.0.40.7. Ii. 39. 8- 2. v. ibick. Bergl. ?«tkier

Inst, üb. XXXV. tit. I. ,e«t. 1. srt. 3. 8- 10>

262) I.. 94. 0. 3S. 1.

263) 94. v. 35. 1. Ii. 2«. 8- 3- v- 40. 7.

263») Ii. 26. v. 30. 7. Ii. 41. 8- 11- v. >d!6.

264) Ii. III. v. 35. 1. Ii. 82. v. ibick.

265) Ii. 82. v. 35. 1. Ii. 8. 8» 5. v. cke IiKe»t. I«ß»t». (34. 3.) Ii.

III. v. 35. 1. Ii. 31. 0. 40. 7. Vgl. ?otkier ?»nckeet»« 1u,tlmsneä«

1. «. srt. 1. 82.
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siger Weise einzutreiben versäumt hat 2»«), zu erstatten. Dagegen

liegt darin keineswegs die Verbindlichkeit, für die Güte der außenste

henden Capitalien zu haften wenn nur nachgewiesen werden kann,

daß sie zur Zeit, wo sie ausgeliehen worden sind, gut waren. Ist

Niemand in der Bedingung genannt, an welchen die Rechnung abge

legt werden soll, so wird im Zweifel angenommen, daß der Erbe, und,

wenn mehrere Miterben vorhanden sind, jeder nach Verhaltniß seines

Erbtheiles in Betracht komme 2««). Den Ort der Rechnungsable-

gung betreffend, so ist festgesetzt, daß der, welcher sie vornehmen muß,

zu dem, an den sie geschehen soll, Hinreisen müsse -°s). Entsteht Streik

über den Ort der Rechnungsablegung , so wird ein Schiedsrichter (»r-

bitsr) vom Magistrate ernannt, welcher die Sache nach eignem Gut

dünken untersucht und entscheidet^"). Treten zur genannten Bedin

gung »i rstioue» reclciilisrit noch die Worte hinzu psris-

qu» k««erit, so ist der Lnerirte außer der Rechnungsablegung noch

dazu verpflichtet, alle außenstehenden Cavitalien (nouiius) einzutreiben

und den vollen Werth derselben an den Erben auszuzahlen, oder ihm

sonst Sicherheit für die Auszahlung zu leisten ^). Verschieden ist die

Bedingung »i ratioves scliäerit. Diese bezieht sich nur auf die

Ausantwortung der Rechnungsurkunden, und schließt die Auszahlung

der rslilzns aus ^). Mithin bildet sie einen Bestandtheil der r«6-

ckencl»run> rstlounm «ouckirio , ohne doch identisch mit derselben zu

sein 2«).

7) Die Bedingung si liberos IisKuerir hat das Eigenthüm-

liche, daß Adoptivkinder nicht zureichen, um die Bedingung als erfüllt

darzustellen wohl aber sind Nachkinder (pustumi) zu diesem Zwecke

genügend 2^6).

8) Die Bedingung »i sin« likeris äeciesserit hat das

Eigenthümliche , daß sie auch bei der Geburt eines Nachkindes

mus) für desicirt erachtet wird 27«). Dasselbe gilt von der Geburt

eines Tochterkindes 2^7). Natürliche Kinder des Honorirten werden

nur dann berücksichtigt, wenn es wahrscheinlich gemacht werden kann,

266) I,. 40. S. 4. u. 6. v. 40. 7. Ii. 4. e. cks t«5tsmsnt. msnuioitt.

(7.2.)

267) I.. III. v. 3S. 1. I.. 41. S. 17. v. Se Kcksi«. lib. (40. 5.)

268) 12. v. 4«. 7.

269) I.. 1l2. §. 3. v. 35. 1.

270) 1.. 50. v. SS. 1. Ii. S. S. 1. v. 40. 1.

271) Ii. 40. §. 8. v. 40. 7.

272) Ii. 89. Z. 2. v. S«. 16.

273) Ii. 32. 0. SS. I.

274) Ii. 61. §. 1. v. 31.

275) Ii. 18. v. 36. 2. Ii. 20. 0. 36. 1.

276) I.. S3. 0. 60. 16. Ii. 187. v. 5«. 17. Ii. 7. v. 4«. 4. Ii. 141.

0. SO. 16.

277) Ii. 1. L. ö« «onöitionibu» Inliertüi t»m legstis. (6. 46.) Ii. 6. K.

Z. L. »ck ««. rrsdell. (6. 49.)
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daß der Erblasser auch an diese gedacht habe. In der Regel sind sie

ausgeschlossen 2").

9) Die Bedingung dum «um tili« erit hat das Eigenthüm-

liche, daß sie bei einer nur kurzen Entfernung nicht für desicirt erach

tet wird^«). Sollte Streit über die Auslegung der testamentarischen

Verfügung entstehen, so wird derselbe durch den viri Koni srbitrstu»

entschieden 2««).

10) Die Bedingung, den Schuldschein aus'zuantworten

(»i «KiroßrspKuln r«6 cliäsrit), enthalt die Verpflichtung,

die in der Bedingung bezeichnete Person von der im Schuldschein be

zeichneten Schuld zu befreien 2«). Heimbach.

Begnadigung, Begnadigungsrecht, Abolition, Am

nestie (äSSrstistio , sgArstisncki ^jn»). Wir alle erinnern uns aus

unserer Christenlehre, daß in ihr die Gnade auf eine in Gott von sei

ner Gerechtigkeit unzertrennliche höchste Güte und Macht bezogen und

sowohl dem Verdienste, als der Natur entgegengesetzt wird. So un

terscheidet nun auch die Rechts- und Staatswissenschast die Gnadensa

chen sowohl von den Justiz-, als Regierungssachen und versteht darun

ter Wohlthaten, welche wir nicht fodern, oder, sei es nun durch Rechts

mittel und juristische Gründe vor dem Richter, oder doch im Wege ei

ner v erfassungsmaßi g en B esch werdeführung verfolgen dür

fen, sondern bitten, und von einem nicht verantwortlichen Rath und

Willen erwarten Müssen. Sie beziehen sich auf Machtvollkommenheit,

welche über ihre Beschlüsse nur sich Rechenschaft zu geben hat, über

dem Gefetze steht und die unvermeidlichen UnVollkommenheiten der ge

wöhnlichen Rechtsordnung und Rechtsansprüche, wie sie durch gegebene

Gesetze bestimmt werden, zu erfüllen im Stande ist. Man bekommt

einen zu weiten, obgleich dem gemeinen Sprachgebrauche entsprechenden

Begriff, wenn man darunter Alles aufnimmt, was zuletzt von der uner-

zwinglichen, subjektiven Bestimmung der obersten Staatsgewalt abhängt.

Ein trefflicher Schriftsteller hat das Paradoxon aufgestellt, die pratori-

sche restitutio iu iutreßrru» sei in ihrem Ursprung eine bloße Gna

densache gewesen. Sie mag damit, bevor sie noch geregelt war und in

ihrer Neuheit noch als Machtspruch erscheinen konnte, einige Aehnlich-

keit gehabt haben. Sie wurde jedoch von einem verantwortlichen Ma

gistrate ertheilt, erfoderte eine gerechte Ursache, so daß die Pratoren

selbst in der am meisten Willkür zeigenden Restitution Minderjähriger

von den Rechtsgelehrten zurecht gewiesen werden, wo sie zu weit gin

gen (Ii. 7. tz. 8. 0. äs miuoribu»), und sie stellte ein vollkommenes

Recht wieder her, welches nur nach dem mit einem gleichfalls aner-

278) Ii. 77. §. 13. v. 31. I,. 17. F. 4. 0. 36. 1. I.. 11. v. <ie iure

äelibersnäi. (28. 8.) I,. 17. §. S. v. 36. 1. I.. 77. §. 1. v. ibiä.

279) I,. 8. v. 36. 1.

280) 1.. 13. Z. 1. 0. 33. 1.

2S1) Ii. L4. Z. 7. v. 30.
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kannten iu» geutium in offenbaren Widerspruch gerathenen strengen

Eivilrecht als verloren betrachtet werden konnte, so daß es nicht am Rechte,

sondern blos an der Klage fehlte. Das darin hervortretende iinperium

ist der Ausfluß der Aufsicht, daß im Verkehr wie im Kampfe um das

Mein und Dein Gleichheit im Angriff und in der Vertheidigung

beobachtet werde, und es gewahrt diesen Schutz durch Wiederherstellung

nur dem, welcher durch eine solche Ungleichheit, der in Zeiten hätte vorge

beugt werden müssen, unterlegen ist. Eben so hat Moser Dispen

sationen, Moratorien, Privilegien,' Stadt - und Marktgerechtigkeiten :c.

in diesen Kreis gezogen, welche mehr zu den Regierungssachen gehören,

weil sich in jeder ausgebildeten Staatsverfassung über ihre Gewährung

und Versagung Grundsätze entwickeln werden, über die sich die dafür

verantwortliche Staatsgewalt nicht hinaussetzen darf. Es gibt freilich

Gegenstände absoluter oder doch scheinbarer Gleichgiltigkeit, deren Ent

scheidung im Staate centralisirt werden muß , und faßt man diese in

das Auge, so darf man, wie im gemeinen Leben auch wirklich geschieht,

schon als Gnade betrachten, wenn mir unter mehreren in der Prüfung

bestandenen Bewerbern ein Amt verliehen wird. Dieß ist infofern nicht

unwahr, als das Recht des Verleihenden ohne Effect und Spielraum

wäre, wenn in dergleichen Fällen, wobei dieser weder sich noch Anderen

gestehen wird , daß er einen Unwürdigen vorziehen wollte, Liebe nicht

den Ausschlag geben dürste; es leuchtet aber sogleich als zufällig ein,

wenn man nur bedenkt, daß das Nämliche auch bei öffentlichen Stellen

vorkommt, welche durch Wahl, Patronat oder Patrimonialherren vergeben

werden , daß das Amt nicht unbesetzt bleiben kann und daß der Staat

so sehr der Diener, als der Diener des Staates bedarf. Auch muß

man zugeben, daß der Begriff der Gnadensachen sich in dem Verhalt

nisse erweitert oder vielmehr verwirrt, je unumschränkter der Staat noch

regiert wird, und je weniger zwischen den verantwortlichen Behör

den und dem unverantwortlichen StaatSoberhaupte eine organische Schei

dung besteht, welche die Ersteren, auch wenn sie auf Befehl des Letzteren

gehandelt haben, einer wirksamen Rechenschaft unterwirft. Als reine

Gnadensache kann aber nur das betrachtet werden, was keiner, wen»

auch noch so selbstständigen untergeordneten Behörde, keiner bloßen Ma

gistratur vertraut werden darf, weil die dazu nöthige Gewalt wesentlich

voraussetzt, daß derjenige, welcher darüber verfügt, legibus 8«Im,^ sei,

mindestens über jedem blos menschlichen Gesetze stehen muß, was bei

jeder untergeordneten Obrigkeit, deren Vollmacht oder Competenz in»

bestimmtes Gesetz voraussetzt, einen inneren Widerspruch bilden würde.

,Der hier berührten Begriffsverwirrung läßt sich nur dadurch be

gegnen, daß man wesentliche und natürliche Gnadensachen von blos zu

fälligen und scheinbaren unterscheidet. Als wesentliche und reine Gna

densachen können nur die betrachtet werden, welche sich auf begangene

Verbrechen und eine den ihrem juristischen Schicksale verfallenen Urhe

bern derselben geschenkte Nachsicht beziehen. Auf sie beschränkt sich da

her das Begnadigungsrecht im eigentlichen Sinne des Wortes. Sehr

nahe damit verwandt ist das Recht, die durch einen Richterspruch oder
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durch ein Factum verlorene bürgerliche Ehre wieder herzustellen, wel

ches der Wirkung nach ganz damit zusammenfällt, wenn ein Strafer-

kenntniß im Gnadenwege aufgehoben wird, obgleich man richtiger sagt,

daß alSdann gar keine Ehrenschmälerung entsteht. Bezieht sich aber die

nöthige besondere Restitution auf ein von dem Souverän ausdrücklich

oder stillschweigend gutgeheißenes Erkenntniß, so kann sie nur die Folge

einer späteren guten Aufführung sein, weil auch der Souverän nicht

mit sich selbst in Widerspruch gerathen darf, und hat eigne Beziehun

gen, welche «ine eigne, zweckmäßig für einen abgesonderten Artikel auf

zusparende Betrachtung sodern. Sie nähert sich sodann der prseiniv-

rum «xkorwtio , welche dem Regenten durch Ertheilung einer eminen

ten Ehre, durch Verleihung von Würden, Orten, Standeserhöhungen

zwar zunächst zum Staatsbesten und folglich als Agenten derGesammt-

heit zustehen muß, wovon ihm jedoch der Gebrauch auch zur Erhaltung

seiner eigenen Autorität und seines Einflusses nicht verwehrt werden

darf, will man ihn anders nicht zu einer Passivität verdammen, welche,

so schön sie auch eine phantastische, von jeder Menschlichkeit abstrahi-

rende Philosophie ausschmücken mag, in der wirklichen Welt der Anar

chie Thor und Thüre öffnen und an daS »« ip»uin <ie»erer« turpi»-

«iiiiuin erinnern würde. Indessen liegt es weniger in dem Begriffe

dieser ostensibelen Belohnungen des Verdienstes, mehr in dem Erdenloose

der Unzertrennlichkeit des Regenten vom Staatsoberhaupts , was sie zu

bloßen Gnadensachen macht, und sie werden darin stets ihr Ziel finden,

daß dergleichen Gnadenbezeugungen nur durch eine beistimmende öffent

liche Meinung, welche außerhalb Landes und an fremden Höfen am

rücksichtslosesten wirkt, dem, der sie empfangen, einen wahren Genuß

gewähren, welcher durch eine reagirende öffentliche Meinung völlig ver

dorben werden kann , ohne daß Jemand das Hoheitsrecht anzutasten

nöthig hat, und diese öffentliche Meinung dürfte sogar einen Exceß im

Begnadigen lieber verzeihen, als eine Verschwendung des Schatzes be

vorzugter Ehre. DaS eigentliche Begnadigungsrecht, wovon wir hier

reden, ist zwar in seiner Ausübung noch weniger willkürlich, aber in

ihm zeigt sich der Regent vorzüglich in seinem Glänze als Staatsober

haupt, und je mehr es Gewissenssache ist, desto weniger kann seine Aus»

Übung an äußere Normen gebunden oder einer reagirenden Verant

wortlichkeit unterworfen werden, obgleich eS eben deßhalb in eine wahr

haft transcendente Gewalt ausarten würde, wenn sich über den Zeit-

punct und die Bedingungen, unter welchen es sich mehr oder minder

vollständig äußert, gnr nichts bestimmen ließe.

Man versteht bekanntlich unter Begnadigung die Aufhebung einer

gesetzlich verdienten Strafe durch die höchste Gewalt im Staate. Sie

geschieht entweder 1) vor vollendeter richterlicher Untersuchung oder er

lassenem Straferkenntnisse und heißt Abolition im heutigen Sinne,

welche übrigens mehrere neuere Staatsverfassungen, namentlich die

baver'sche, nicht gestatten; oder 2) nach vollendeter richterlicher Untersu«

chung und gesprochenem Urtheile: Begnadigung im engeren

Sinne, die sich dann wieder s) entweder durch Aufhebung aller Strafe
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(vollständige Begnadigung), oder b) nur durch Aufhebung ei

nes Theiles der Strafe (unvollständige Begnadigung, Mil

derung aus Gnade, auch durch Strafverwandlung) möglich äu

ßert; oder endlich 3) nach bereits eingetretenem Strafvollzuge (Resti

tution), entweder durch Erlassung des noch übrigen Theiles des zu

erleidenden Strafübels, oder durch Aufhebung der rechtlichen Folgen

einer erlittenen Strafe. So lauten die gewöhnlichen Definitionen und

Eintheilungen, wie sie unter Anderen F e u e r b a ch (Lehrb. §. 62) vor

getragen hat. Gegen ihre die Sache erschöpfende Richtigkeit läßt sich

jedoch erinnern, daß der zu ausschließend hervorgehobene Gesichtspunkt

der vor oder nach gefälltem Erkenntnisse die Strafrechtspflege mit

der Begnadigung theils in eine viel zu zufällige, und die letztere be

engende Verbindung bringt, theils aber das Begnadigungsrecht durch

eine ihm beigelegte Rückwirkung erweitert, welche sich bestreiten läßt.

Es ist in unseren europäischen Staaten eine althergebrachte Sitte, daß

Todesstrafen und schwere peinliche Strafen (in Würtemberg schon jede

über zehn Jahre gehende Zuchthausstrafe) gar nicht vollzogen werden

dürfen, ohne vorher ursprünglich zur Bestätigung, und jetzt noch zu ei

ner etwaigen Begnadigung vorgelegt worden zu sein, und da die Rechts

kraft verdammender Erkenntnisse in ihrer Vollstreckbarkeit besteht, so

nimmt dadurch, wie in allen Fällen, wo die Gnade von dem Verur-

theilten nach eröffnetem Erkenntnisse angerufen wird, dieselbe der Wir

kung nach die Gestalt einer eigenen Instanz an. Dieß ist um so ein

leuchtender, wenn es dem Regenten nicht verwehrt werden darf, die

Entscheidungsgründe der Gerichte zu prüfen und seinem Gnadenacte eine

ausgesprochene abweichende rechtliche Würdigung zu Grunde zu legen,

wovon später die Rede sein wird. Noch weiter geht diese Macht, wenn,

wie man zugesteht, oder mindestens von einer verfassungsmäßigen spe-

ciellen Beschränkung abhängig macht, die Gnade der richterlichen Un

tersuchung und dem Urteilsspruche sogar zuvorkommen darf. Das B e-

gnadigungsrecht dürfte daher am erschöpfendsten durch die Befugniß

der höchsten Gewalt definirt werden, Verbrechen oder Straferkenntnisse in

gewissen rechtlichen Beziehungen zu tilgen, oder erkannte Strafen zu

mildern. Nicht als ob die Erkenntnisse der Criminalgerichte zu ihrer

Rechtskraft einer directen höchsten Bestätigung bedürsten, welches mit der

Selbstständigkeit der Justiz so wenig verträglich wäre, als wenn auch

lossprechende Erkenntnisse erst vorgelegt werden müßten, sondern es

wird hier nur, wie bei den Jntercessionen der Römer, namentlich der

Volkstribunen, eine Gewalt durch vie andere neutralisirt. Dagegen

dürfte der Unterschied, ob das Begnadigungsrecht vor oder nach dem

Strafvollzuge ausgeübt wird, erheblicher sein, wenn man jenem

Grundsatze, daß die Erkenntnisse der Criminalgerichte keiner Bestätigung

bedürfen, nichts vergeben will. In allen Fällen, wo die Vorlegung der

Sache nicht von Ämtswegen , sondern nur aus Anrufen des Verur-

theilten gesetzlich vorgeschrieben ist, kann man dieser Anrufung nur dann

eine Suspensivwirkung beilegen, wenn sie gleich nach eröffnetem Erkennt

nisse geschieht. Wird daher dieser Zeitpunkt versäumt, so treten alle
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an die bloße Rechtskraft des Erkenntnisses geknüpften Folgen ein, und

es kann von keiner Aufhebung des Erkenntnisses mehr, sondern nur

noch von einem Nachlasse an der bereits angetretenen Strafe die Rede

sein, als dem einzigen Objecte, an dem sich die bloße Gegenwir

kung des Begnadigungsrechtes noch äußern kann. Ob aber die Fol

gen einer rechtskräftigen Verurtheilung oder ausgestandenen Strafe

durch das letztere ausgehoben werden können, ist eine sehr verwickelte

Frage und erfodert, da diese in's Privatrecht einschlagen, eine abgeson

derte Untersuchung, welche mit der Frage zusammenhängt, in wie weit

der Regent von bestehenden Gesetzen zu dispensiren befugt ist. Im

konstitutionellen Systeme werden wir diesen Consequenzen kaum aus

weichen können, und nur da, wo noch eine, heutzutage auch in abso

luten monarchischen Staaten verrufene, strengere Subordination der Cri-

minalgerichte besteht, wo der eigne Ressort der letzteren als eine bloße

Delegation betrachtet wird, so daß der Regent, als der wahre Rich

ter, nach Gefallen, wo nicht gar mehren, doch mindern kann,

läßt es sich vertheidigen , daß dieser auch nach dem Strafvollzuge ein

ohne sein Vorwissen rechtskräftig gewordenes und vollstreckt«« Er-

kenntniß mit Rückwirkung aufzuheben vermag, so gut er von An

fang dazu ermächtigt gewesen wäre. Doch abgesehen von dem Zeit

punkte und den Bedingungen, unter welchen es sich, soll es anders

nicht auf die Rechtsbeständigkeit einer unabhängigen Justiz desorganisi-

rend einwirken, äußern kann, läßt es sich nicht bestreiken, daß der

Umfang des Begnadigungsrechtes sich nicht blos auf Milderung der

Strafe beschränkt, sondern auch auf eine dadurch mögliche Tilgung des

Verbrechens, als Gegenstand gerichtlicher Verfolgung und der dadurch

herbeigeführten Straferkenntnisse, geht, welche das Verbrechen durch eine

Rechtssiction als ungeschehen, das Straferkenntniß als nicht erfolgt

erklärt. Dieß haben auch unsere Systeme von jeher dadurch anerkannt,

daß sie dasselbe mit der Verjährung und dem Tode des Verbrechers in

eine Linie gestellt haben, welche ebenfalls nichts anders als beziehungs

weise mocki exstiuAueucli vel tolleucli «rüneu sind.

Nach unserem positiven Rechte ist die Befugniß der höchsten Ge

walt, Gnade für Recht ergehen zu lassen, anerkannt. In der Rechts

philosophie streitet man sich noch darüber, ob sie sich rechtfertigen lasse.

Kant erklärt ganz im Geiste seines den unschuldigsten Assect verdam

menden Rigorismus das Begnadigungsrecht für das schlüpfrigste unter

allen Rechten des Souveräns, um den Glanz seiner Hoheit zu bewei

sen und dadurch doch im höchsten Grade Unrecht zu thun, und will es

nur bei Läsionen gestattet wissen, welche den Souverän selbst betreffen,

und auch dann nicht, wenn aus der Ungestraftheit für das Volk Ge

fahr entstehen könnte. Auch Salchow ist als Gegner desselben auf

getreten; Feuerbach betrachtet es wenigstens als zweifelhaft und

Henke scheint es nur aus politischen Gründen zu gestatten. Alle ihre

Einwendungen treffen jedoch nur eine dem Ansehen und der Wirksam

keit der Strafgesetze zu nahe tretende Uebertreibung desselben, welche bei

dem eigenen Interesse der Regierung, die Gerechtigkeit zu handhaben,
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durch welches sie dem Verbrecher nicht näher steht als anderen Unter»

thanen, so leicht nicht zu besorgen steht, und solche Begnadigungen,

welche durch eine schlaffe Weichlichkeit oder persönliche Gunst bestimmt

werden. Bouterwek hat richtig angemerkt, daß die öffentliche Mei

nung demselben jederzeit das Wort gesprochen habe. So sehr eine Re

gierung zu tadeln wäre, welche in der Ausübung desselben nur auf die

thöcichte Effekthascherei, dadurch ihre Herrlichkeit zu zeigen, und von der

Voraussetzung ausginge, daß die Strafgesetze ihren Ursprung blos in

dem Willen des Regenten und nicht in den Bedürfnissen des Volkes

hatten, so ist doch auch eine Philosophie nicht zu loben, welche vergißt,

daß der Mensch nicht um des Gesetzes willen , sondern das Gesetz um

des Menschen willen gemacht ist, und daß die Gerechtigkeit mit der

Güte so wenig im Widerspruche steht, daß vielmehr durch eine weise

Ausübung der letzteren auch die erster?, als das wesentliche Element des

StaatSwohles, befördert werden kann. Die Gerechtigkeit selbst wird

verkehrt und hört auf Tugend zu sein, wenn man ihr Wesen nicht in

die innere Gesetzlichkeit des ganzen Characters, sondern in eine starre

äußere Gesetzmäßigkeit setzt, und sie, welche am assectlosesten ausgeübt

sein will, müßte methodisch in die blindeste Leidenschaftlichkeit ausarten.

So gehört es sich, um nur ein Beispiel anzuführen, daß Straferkennt

nisse, sobald sie rechtskräftig sind, auch vollzogen werden, und die Ab

weichungen von dieser durch den Ernst und den Nachdruck der Justiz

gebotenen Regel verlieren sich so sehr in das Individuelle, daß das Er

messen darüber unmöglich den Gerichten vertraut werden kann. Nun

setze man aber den Fall, daß ein zu einer sechswöchigen Freiheitsstrafe

verurtheilter Bauer in der Erntezeit oder, weil sein Weib im Kindbett liegt,

durch den alsbaldigen Strafvollzug, den er sich nach dem Gesetze gefal

len lassen muß, ökonomisch zu Grunde gerichtet würde. Wer findet

eine Ungerechtigkeit darin, daß ihm ein zureichender Aufschub gestattet

werde, um zuvor sein Haus zu bestellen? Wird nicht vielmehr die

Gerechtigkeit befördert, daß man ihn mit einem zufälligen Uebel ver

schont, welches das Gesetz zwar nicht vorhersehen konnte, aber eben so

wenig ihm zuzumessen ist? — Wie mit der alle Güte ausschließenden

Gerechtigkeit, so verhält es sich umgekehrt mit einer Güte, welche sich

nicht mit der Gerechtigkeit verträgt. Eine Barmherzigkeit gegen die Per

son des durch eigene Schuld leidenden Verbrechers, welche gegen die ge

rechten Ansprüche der Beleidigten, gegen die Heilsamkeit seiner eigenen

Besserung und gegen die gemeine Gefahr für Andere verblendet oder

gar unempfindlich und gleichgiltig würde, wäre nicht Tugend, sondern

Schwäche. Die Widersacher des Begnadigungsrechtes kämpfen also ge

gen ein Gespenst und verkennen das wahre Wesen desselben. Mit

guten Gründen, wiewohl aus verschiedenen Standpunctm sind daher

andere Rechtsgelehrte und Philosophen, wie Martin, Roßhirt, Gott

lob Ernst Schulze, Bouterwek, Oersted und Trümmer, als

Vertheidiger desselben aufgetreten.

Sehr treffende Erörterungen hat darüber G. Bayl (Beiträge

zum Criminalrecht, Bamberg 1813. Abh. III.) vorgetragen. „So oft
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wir von Begnadigung sprechen, denken wir uns immer, daß der Regent,

des geschehenen Erlasses der Strafe ungeachtet, dennoch dem Verbrecher

die anerkannte Strafe auch zufügen zu lassen berechtigt gewesen wäre ; wir

denken uns den Act nicht als solchen, der geschehen mußte, zu dem der

Regent verpflichtet war, sondern als solchen, der geschehen und auch

nicht geschehen konnte, als freiwilligen Act; nur wenn dieses ist, läßt

sich von einer Gnade und, da von dieser der Begriff der Begnadigung

abhangt, von einer Begnadigung sprechen. — Die letztere ist in dieser

Hinsicht ganz gleich einer Schenkung zu achten, und sowie diese ein

Act ist, <zui Kt, wie die Civilisten sagen, null« iure «oZsute, so auch

ist die Begnadigung ein Act, der ohne alle rechtliche Nöthigung geschieht.

— Bei jeder Begnadigung erkennen wir und müssen wir erkennen,

daß der Begnadigte nach strengem Rechte die ihm zuerkannte Strafe

verdient habe. Außerdem würde nicht Gnade für Recht, sondern Recht

für Gnade ergehen. Eben so unbezweifelt ist jedoch, daß die Begna

digung keinem Unwürdigen zu Theil werden dürfe, daß sie (in einem

gewissen Sinne) verdient fein müsse. Alle Begnadigung setzt daher

innere, lediglich in dem Verbrecher und seiner That liegende, keine äu

ßeren, den Regenten anders woher nöthigende Gründe voraus; denn

sonst ist, wie oben gesagt, das Begnadigungsrecht bloßes Nothrecht,

und die Aulassigkeit der Milderung oder Erlassung der Strafe in einem

solchen Falle ist es gar nicht , was uns bei der Frage um den Grund

des Begnadigungsrechtes interessirt. Soll die Begnadigung verdient

sein und dennoch außerhalb der Sphäre rechtlicher Gründe liegen, so

scheint die Strafgerechtigkeit vernichtet und ein unauflöslicher Wider

spruch in dem Strafsysteme vorhanden zu sein. — Es fragt sich, wie ist

dieser zu lösen? — Der Staat soll nicht blos eine Rechtsordnung,

sondern außer dieser noch weit Mehreres sein. Schon die Gerechtigkeit

steht ursprünglich mit anderen Ideen in Verbindung, und so wie sich

diese unter einander zur Darstellung des absolut Wahren ergänzen, so

auch kann nicht einseitig, mit Unterdrückung der übrigen, eine Idee im

Staate empor gehoben werden. Der Richter hat blos das Recht zu

handhaben, und da es in dem ganzen Systeme des Rechtes, gesondert

von allen anderen Beziehungen, nie eine Gnade gibt, so kann auch diese

nicht von einem Richterstuhle ausgehen/ Nicht bloßer Richter oder

Verwalter des Rechtes ist der Regent, in ihm vereinigen sich der Ge

walten mehrere; daher auch für ihn, was nie für den Richter, wohl

möglich ist. Der Richter hat bei Beurtheilung der Ver

brechen den Menschen in rechtlicher Beziehung vox sich;

der Regent muß den ganzen Menschen nach seinem ge-

sammten Wirken und Sein vor sich nehmen. Was der

Richter nie darf, das soll und kann der Regent, das ist,

er soll auch gütig sein. Und der Grund hierzu liegt darin, daß,

sowie er die ganze Entwickelung des Menschen will, er auch alle sittliche

Ideen, und mit diesen auch die Idee der Güte verwirklichen soll. —

Die Möglichkeit der Begnadigung geht demnach hervor: aus der Noth-

wendigkeit der Entwickelung des ganzen sittlichen Lebens, aus dem We
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sen des Staates, welches als ein allseitiges Wirken nur in der Realisi-

rung sammtlicher Ideen sich dargestellt und geossenbaret findet." Da

mit ist sehr wahr angedeutet, wie unerläßlich die Güte der Gerechtig

keit zum Complemente dient, um im Staate, so weit dieser als mora

lische Person selbst thZtig zu wirken hat, die innere Gesetzlichkeit des

ganzen Charakters und nicht blos äußere Gesetzmäßigkeit in den

Handlungen zu zeigen, und wie ihm dabei auf der anderen Seite

der Verbrecher nicht blos mit seiner That, sondern dem ganzen

Menschen nach gegenübersteht.

Diese Deduction entwickelt den wahren Grund und die eigenthüm-

liche Bestimmung des Begnadigungsrechtes, welcher andere Beziehungen

desselben untergeordnet werden müssen. Ihrem Resultate stimmt Roß

hirt (Lehrb. des C.-R.-W. §. 54) in der Sache bei, indem er die An

haltspunkte für die Ausübung desselben mit wissenschaftlicher Schärfe

1) auf die Realisirung der Rechtsidee, inwiefern die Form dem Richter

die Hände gebunden hat, und 2) auf die Realisirung der Idee der Hu

manität und Güte zurückführt, worüber auch dessen Entwickelung der

Grundsätze des Strafrechtes (§. 70, 71) zu vergleichen sind. Sehr

nahe trifft damit Oersted (Grundregeln der Strafgesetzgebung, §.72,

73) zusammen, welcher den Gesichtspunkt der Unvollkommenheit jeder

menschlichen Gesetzgebung hervorhebt, nach welcher die Gesetze allezeit

ungnügende Versuche ihrer Aufgabe bleiben würden, den Foderungen

der Gerechtigkeit zu entsprechen. Auffallend ist, wie Trümmer gegen

beide Ansichten einwerfen mochte, ihre Argumente bewiesen nichts, weil

sie zuviel beweisen, indem sonst auch im Privatrechte, wo durch eine

weise Ausübung der Güte das Wohl des Einzelnen mit befördert werde,

eine Entscheidung gegen die Gesetze gerechtfertigt wäre, sowie man aus

der Unvollkommenheit der Gesetzgebung eben so gut ein Einschreitungs-

recht in der Civiljurisdiction ableiten könnte. Denn gerade jene Be

gründung beschränkt das Begnadigungsrecht dem Objecte nach schon von

selbst dahin, daß es gegen erworbene Rechte nicht anstoßen darf, und

daß es, wie eine Schenkung, reine Großmuth ist, der kein Foderungs-

recht gegenübersteht. Dem Verbrecher wird Niemand ein Privatrecht

zuschreiben, den Vollzug der Strafe zu verlangen, so wenig wie die

Stipulation, mir fünfzig Prügel aufzumessen, je eine «KliA-tti« begrün

det, ganz abgesehen davon, daß nur ein Sonderling sich auf einen sol

chen Anspruch abstiniren würde, welcher dann aufhörte, für ihn eine

wahre Strafe zu sein, und darüber Zweifel erregte, ob er nicht in eine

Irrenanstalt zu bringen sei. Das Recht des Verbrechers ist nur das

indirekte, daß gegen ihn keine härtere Strafe, als die im Gesetz bestimmte,

erkannt oder keine härtere, als die rechtskräftig erkannte, an ihm voll

zogen werde. Im Privatrechte muß dagegen die mit der Gerechtigkeit

vereinbarliche Güte den Berechtigten empfohlen, aber auch überlas

sen werden, und jeder Zwang würde die der Gerechtigkeit ausfüllende

Tugend aufheben, wie Seneca sagt, uo» est glorioss res Zrstul»

esse, iutui» sir, illgrstui» Luisse. Dieß zeigt sich ausnahmsweise bei

Moratorien, Terminzahlungen zc., welche daher feste, zugleich auf das
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Beste der Gläubiger berechnete Rechtsnormen voraussetzen, ohne für den

einzelnen Fall verändert, noch, wenn sie der Verbesserung bedurften, rück

wirkend angewendet werden zu dürfen. Haben doch selbst die Imperato

ren in diesem Stücke durch die 1^. 2. und 4. <ie previbu« imperarorl

on". ihrer Macht ein festes Ziel gesetzt! Ueber andere in das Privatrecht

einschlagende Concessionen, welche mit der Begnadigung die Aehnlichkeit

und Verwandtschaft haben, daß sie für den, der sie «hält, wohlthätig

und Anderen unschädlich sind, nämlich die Dispensationen, haben wir

schon angemerkt, daß sie sehr eingeschränkt sind und mehr in das Ver-

waltungSrecht gehören. Eben so ist der Civilprozeß ein Kampf mit glei

chen Waffen, in den sich die Obrigkeit nur durch die Aufsicht einmischen

soll, daß Licht und Sonne richtig getheilt seien, und jeder Theil die

Mensur einhalte, worauf auch alle blos richterliche Restitutionen sich be

ziehen. Was in ihm der Eine verloren hat, das hat der Andere gewon»

nen. ES ist daher einleuchtend genug, warum in der Rechtsordnung

die Gnade sich gerade nur in Beziehung auf Verbrecher und auf die

Strafiustiz äußern kann, und nur noch näher nachzuweisen, welchen

Wirkungskreis ihr die letztere darbietet und überlassen muß.

Auch hier führen Bavl und besonders Roßhirt am sichersten.

Der Richter ist an gewisse allgemeingiltige und durchgreifende Normen

und Formen gebunden, welche der Angeschuldigte eben sowohl zu seiner

Sicherheit in Anspruch nimmt, als er sich dieselben zu seinem Nachtheile

gefallen lassen muß, weil mit ihrem Aufgeben die Unschuld in Gefahr

käme und kein Schuldiger überwiesen werden könnte. In beiden Be

ziehungen umzieht sein« Function ein reiner Kreis, dessen Peripherie sich

zwar nicht genau bestimmen läßt, da sie nur Grenzen, aber keine Schran

ken hat , die aber von dem Mittelpuncte ausgeht , daß er nur auf die

That nach ihren zugleich ob- und subjectiven Momenten, wie sie «IS

für sich bestehendes Product der Freiheit in der Sinnenwelt unabhän

gig von der erzeugenden Ursache gegeben, angewiesen ist. Selbst S e e-

lenstörungen müssen, um für ihn erheblich zu werden, in die for

melle Seite der Thal so übergehen, daß sie aufhört, als Freiheitspro-

duct zu erscheinen, und Niemand wird die Mörderin entschuldigen, die

sich im Blute geschlachteter Mädchen badete, ohngeachtet sie den fixen

Wahn hatte, sich dadurch verjüngern zu können. Eben so wenig ein

noch so verzeihliches oder gar edles Motiv, das den besten Menschen

hinreißen konnte, sei auch der Anreiz oder die i>eos,,lts» iovliusn, so

stark, daß man darauf wettet, er werde unter anderen Umständen sich

nicht vergangen haben und für die Zukunft nicht zu fürchten sein, so

lange er des nächsten Zweckes sich bewußt blieb und seine. freie Re

flexion ihm vorstellen mußte, er begehe dieses und kein anderes Ver

brechen. In dieser Beziehung aber darf an einen sehr fruchtbaren Blick

Welcker's erinnert werden, von dem zu bedauern ist, daß er in unse

rer Literatur noch nicht anregender gewirkt hat. „StetS aber muß, was

unendlich wichtig ist, im Rechtsgesetze, wo der Richter zwar auf die

subjektive Seite des Verbrechens sehen, nie aber auf die ewig un»

sichere Kennlniß der Individualität seine Straferkennrnisse bauen,
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nie Gewissensrichter sein soll, diese Freiheit und ihre Grade aus all

gemein erkennbaren Bedingungen der menschlichen Natur und des

Rechtes, nie aus Verhaltnissen der Persönlichkeit des Verbrechers, z. B.

aus seinem Character, seiner speciellen Bildung, Erziehung zc. beurtheilt

werden. Es muß eben deswegen diese juristische Freiheit bei allen recht

lichen Individuen, sobald ihnen nur überhaupt actuelle, nicht blos pro

visorische Theilnahme am Rechtsverhältnisse zuerkannt ist, gleich groß

angenommen werden. „„Von Allen, sagt sehr richtig Aristoteles,

welche gleiches Gesetz haben, muß Gleichheit der Kräfte vorausgesetzt

werden. Wer gleichen Schutz der Rechte fodert, muß nach dem.

Rechtsgesetze, wo alle Verhältnisse reciproc sind, auch gleiche Achtung

der Rechte versprechen und halten, oder man würde ihm nicht gleiche

Rechte geben."" Manchen Latitudinarier, der die Richterwillkür gern

über das ihr beschiedene Ziel ausdehnen möchte, werden diese Worte

paradox klingen, aber wir getrauten uns aus der täglichen Praxis die

Wahrheit nachzuweisen, daß ein gewisses auf den gewöhnlichen Men

schenschlag berechnetes Mittelmaß der richterlichen Zurechnung zu Grunde

liegt, was sich besonders in der anerkannten Verwerflichkeit mancher

Entschuldigungen zeigt, womit, obgleich sie wohl manchmal zutreffen,

nach der Natur des besonderen Verbrechens jeder sich ausreden könnte,

ohne daß man ihn zu widerlegen im Stande ist, und welche, läßt man

sie überhaupt zu, bei der geringsten Wahrscheinlichkeit gleichwohl nach

den Grundsätzen des Criminalprozesses zu Gunsten der Vertheidigung

consequent berücksichtigt werden müßten. Eben so gehören dahin alle

jene von den Criminalisten zu Umgehung des Buchstabens der Lsrolius

ergriffenen Milderungsgründe, um deren Verruf sich Feuerbach so

große Verdienste erworben hat (Lehrb. §. 100, 101). Man kann den

wenigsten eine mögliche individuelle Einwirkung auf die Willensbestim

mung, auf den Grad des Schuldbewußtseins und auf die Strafwürdig

keit absprechen, sonst hätten sie nicht so manchen ehrlichen und intelli

genten Vertheidiger gefunden. Aber die blinde Justiz darf sie nicht

verachten, weil sie sonst zur oiniüporenvs der Jury, zum frommen

Meineid versucht wird. Auch im Criminalrechte gilt der Satz des C e^-

sus: Iii», c>ni,s Lorte uu« slic^u« «s»u svolclere possuut, iura

oon «««»tituuittur. Auch in ihm sind Singularitäten ausgeschlossen,

' welche sich nicht durch die Gleichartigkeit ihres Ereignisses unter eine

Regel bringen lassen, ohne die der Richter nicht zu sprechen im

Stande ist. Der Richter, welcher solche Singularitäten sixirt, greift

der Begnadigung in das Amt, auch wenn die Nachsicht ohne Nachtheil

für alle denkbaren Strafzwecke geübt werden könnte, und nur die letz

tere darf nicht blos die That, sondern den ganzen Menschen auffassen.

„Dasjenige, was z.B. ein aufgeregtes Temperament verbrochen, welches

selbst andererseits von der Reue verzehrt wird, kann kein Richter straf

los lassen, wohl aber der Begnadiger. Dieser braucht sich auch dabei

nicht von äußeren Zwecken bestimmen zu lassen, z. B. der Gefährlich

keit, hinsichtlich welcher ein solches Temperament niemals Sicherheit lei

sten kann; denn der Staat hat Mittel, hier auf andere Weise zuvor-
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zukommen. Ueberhaupt muß man das Staatswohl nicht als eignes Gut

überall hervortreten lassen , denn in der That muß man die Gerechtig

keit um ihrer selbst Millen üben, wie jede Tugend." Dieser Aeußcrung

Roßhirt' s pflichten wir um so lieber bei, wenn ein solches momen

tanes Verbrechen wirklich durch einen vorangegangenen langjährigen

sittlichen Lebenslauf aufgewogen wird, oder gar die Art des schlimmen

Vorsatzes, welchen die Natur des Verbrechens voraussetzt, nach dem in

dividuellen Bewußtsein des Schuldigen zweifelhaft erscheint, was beson

ders bei aus sittlichen Motiven entsprungenen Verbrechen zuweilen der

Fall sein wird, und die Eiferer, welche uns die Folgen der verletzten

Rechtsordnung so grell vormalen, mögen sich erinnern, daß, wenn man

die Gefahr für das gemeine Wesen zur Alleinherrschaft erheben wollte,

man auch nicht den Grundsatz aufstellen dürfte, es sei besser zehn Schul

dige laufen zu lassen, als einen Unschuldigen zu strafen.

Einer der bedenklichsten, darum aber nicht absolut zu verdammen

den Begnadigungsgründe ist der von den ausgezeichneten Verdiensten

des Verbrechers hergenommene. Daß er, obgleich ü> <Ii«»i zu verwerfen,

dennoch i» K/potK?« oft zu billigen ist, besonders, wenn er durch eine

individuell gemilderte Schuld oder durch Rücksichten für das StaatS-

wohl unterstützt wird, das hat er mit anderen Begnadigungsgründen

gemein, welche im Eontrast mit richterlichen Entscheidungsgründen, im

Allgemeinen unwahr, nur im Besonderen zutreffen, weßhalb sie so wenig,

wie der Geschmack, das Disputiren vertragen. Verdiente Strafen können

allenfalls erworbene Belohnungen vermindern aber es können Verdienste

an sich kein Verbrechen in der Strafbarkeit herabsetzen, da gerade das Gefühl

und Bewußtsein, ein Mann von anerkanntem Verdienste zu sein, von

schändlichen Handlungen am meisten abhalten sollte. Ein geschickter

Lithograph, der, nachdem er das fürstliche Cabinet mit Meisterwerken

ausgeziert, sein Talent zu Fertigung falscher Tresorscheine mißbraucht,

ein tüchtiger Ingenieur, der das ihm vom Staate geschenkte Vertrauen

zum Verrath oder zu groben Unterschleifen benutzt, ein verdienter Leh

rer, der seine Eleven zur Pedrastie mißbraucht, werden freilich von Nie

mand der Gnade empfohlen werden. Indessen gibt es doch Verbrechen,

welche auS der durch den Stolz auf das erworbene Verdienst erwachsenen

Sicherheit entspringen und gar wohl eine Ausgleichung mit demselben

vertragen, wie der von Oersted als Beispiel angeführte Feldherr, wel

cher, nachdem er dem Staate die wichtigsten Dienste geleistet, etwa um

die Gelegenheit nicht zu versäumen, sich neuen Ruhm zu erwerben, ei

ner an sich wohlgemeinten, aber groben Ueberschreimng seiner Instru

ction sich schuldig gemacht hat. Wer würde es loben, wenn der Re

gent hier dem strengen Kriegsrechte, seinen Laus ließe ? — Hat nicht

das versammelte römische Volk den Horatier begnadigt, welcher im Zorn,

daß seine Schwester, statt als Römerin über seinen Sieg zu frohlocken,

in Verwünschungen über ihren erschlagenen Bräutigam ausbrach, sein«

Hände mit deren Blut befleckt hatte? — Werden gleich Verbrechen

durch vorausgegangene Verdienste nicht ausgeglichen, so können doch

diese Verdienste so groß sein, daß man manche, daß man besonders

S1
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geringere Verbrechen darüber zu vergessen geneigt ist. Ueber den

Herzog Malborough hörte Voltaire aus dem Munde seines politischen

Antagonisten Bolingbroke, den er über den dem Verstorbenen gemachten

Vorwurf schmutziger Habsucht befragte, die Aeußerung: er war ein so

großer Mann, daß ich an seine Fehler gar nicht denke. So urrheilt

auch das Publicum, und dieß ist ein Wink, in Fallen dieser Art, in

welchen nach gefälltem Erkenntnisse eine Begnadigung im engsten Sinne

nicht angemessen wäre, um die nicht wohl zu ersetzenden Leistungen ei

nes ausgezeichneten Mannes nicht zu entbehren, dem Skandale durch

Abolition zuvorzukommen, wenn das durch das Verbrechen erregte Aus

sehen nicht zu groß ist.

Einen viel zu eingeschränkten Standpunkt weist man dem Begna

digungsrechte an, wenn man es nach Feuerbach blos als Nothmittel

betrachtet, 1) um bei überlebten Strafgesetzen das formelle Recht min

destens in' «o»«ret« mit dem materiellen Rechte auszugleichen; 2) um

den rechtlichen Zustand gegen dringende Gefahren zu erhalten, gegen

welche die Hilfe der ordentlichen Mittel mit Sicherheit nicht zu erlan

gen ist, endlich 3) um die abschreckende Autorität des Gesetzes aufrecht

zu erhalten, wenn die volle Strenge des Rechtes in Grausamkeit über

gehen und dadurch moralischen Abscheu gegen das Gesetz oder Gleich-

giltigkeit gegen dessen Strafe hervorbringen müßte. Diese Bedürfnisse,

welche Bavl mehr in das Capitel des Staatsnothrechtes verweist, hät

ten das, was wir unter Begnadigungsrecht verstehen, nicht hervorge

bracht, obgleich das Institut so umfassend ist, daß es auch dazu benutzt

werden und neben seinem Hauptzwecke diesen Nebenzwecken dienen

kann. Die Richtigkeit dieser Bemerkung erhellt daraus, daß es hier

schon nicht mehr in seiner reinen und freiwilligen Gestalt erscheint, son

dern vielmehr die Natur einer unverbrüchlichen Observanz, eines äußer

sten Rechtes, oder einer Pflicht annimmt. Wenn die Richter dem be

stehenden Rechte gemäß nicht umhin können, gegen die Kindesmör

derinnen noch die Schwertstrafe zu erkennen, und der Regent aus der

ausgesprochenen Ansicht, daß er das Gesetz den heutigen legislativen

Ansichten nicht mehr gemäß und außer Verhältnis) mit den gewöhnli

chen Umständen des Verbrechens findet, Verwandlung in eine 20jäh-

rige Zuchthausstrafe im Gnadenwege eintreten läßt, so ist dieses ein

Vorgang, der sich in allen folgenden Fällen wiederholen wird, und den

sogar die Richter bei der arbiträren Strafe des Versuches in's Auge

fassen werden. Denn mit der ersten notorisch aus diesem Grunde und,

wie gewöhnlich, auf den Antrag der Gerichte erfolgten Begnadigung ist

consequent eine Reihe von gleichen Begnadigungen schon ausgesprochen,

bis die Vorbereitungen zu einem neuen Strafgefetzbuche soweit gediehen

sind, sie durch das Gesetz entbehrlich zu machen, und es wäre konse

quenter, sie durch ein interimistisches Gesetz zu ersetzen. (Mittermai er

zu Feuerbach ß. 63. Anm. 1.) Wird ein Versprechen der Straf

losigkeit für das Mitglied einer Verschwörung, einer Räuber- oder Falsch

münzerbande :c., wenn es seine Mitschuldigen angibt, entweder gesetz

lich ausgesprochen, oder öffentlich bekannt gemacht, so ist im eintreten
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den Falle ein Recht auf Begnadigung, eine Pflicht, sie zu ertheilen,

nicht mehr zu verkennen. Eine solche Politik, gegen deren Würdigkeit

so Vieles eingewendet wird, gehört hierher, weil das Gesetz, um das

Recht nicht mit sich selbst in Widerspruch zu bringen, zu dem Medium

der Hochgewalt seine Zuflucht nehmen muß, welche allein Verbrechen

verzeihen kann ; denn darüber ist man stets einig gewesen , daß eine

vom Richter zugesicherte Straflosigkeit unwirksam und nur für das

abgelegte Geständniß verdächtigend sei. Das dritte von Feuer-

bach angeführte Beispiel endlich, wenn eine ganze Stadt oder Provinz

sich de< Hochverrathes oder Aufruhres schuldig gemacht hat, gehört zu

den Ausnahmsfällcn , wo die Gerechtigkeit selbst eine Suspension der

gewöhnlichen Rechtsordnung fodert, weil man in dem großen Haufen

die Schuldigen von den Unschuldigen nicht mehr unterscheiden kann,

und die Justiz selbst aus der Bahn schweift, wenn sie, ohne Aussicht,

der Anstifter, Räthelsführer und Anführer sich zu versichern, wie das

Schicksal blind in die Menge tappt, und nicht das Muster des fran

zösischen Pairshofes befolgt: 6« ckeAsger ck'uue «oinpUcite »ppsreute,

oour l» reuckre » »on inaovenve reelle, ostte koule in««»»!-

ckeree, c>ue cle» ckoetrine» erronee», I'Ksbitucke cke troncker, I» r>o-

»itiou inalsizee, Ik trv^neuve cke» revolution» )«tt«nt »veuFleinevt

»ur le» p« cke tou» «eux , </ui ilsttent »e« prejiiA«, ,o» iulzuie-

tacke «u »e, oupickit«. Dieser zwar nicht schuldlosen, aber blind ge»

fühtten Masse gegenüber tritt an die Stelle des Strafrechtes das

KriegSrecht und, wo dieses sich erschöpft hat, da ist der durch dasselbe

schon suspendirten Eriminaljustiz gewissermaßen präjudicirt, welche, außer

Stande, die unvermeidlichen Ungleichheiten des Krieges wieder gut zu

machen, in Folge desselben kaum in einer würdigen Gestalt aufzu

treten vermag, wenn sie sich nicht streng auf die Urheber des all

gemeinen Unglücks beschränkt. Für die Uebrigen bleibt nichts übrig,

als Amnestie, welche, sei sie nun als Preis der Rückkehr zur Pflicht

angeboten, oder durch die Großmuth de« Siegers als Bedingung einer

ruhigen Ergebung dictirt, gewiß eben so sehr der Gewalt der Umstände,

der Klugheit und der Gerechtigkeit, als der Menschlichkeit und Güte

angehört, obwohl es die Würde des Staatsoberhauptes fodert, sie unter

der freiwilligen Form einer Begnadigung zn ertheilen, welche, wenn

man auch mit lauter ausgemachten Schuldigen zu thun hätte, gewiß

an ihrem Orte wäre, und deren dankbare Anerkennung und gesegnete

Wirkung darum so sehr von der Wahl des geschickten Zeitpunktes ab

hängt. Es klingt ironisch, wenn man diese Maßregel auS einem durch

die Gerechtigkeit zwar gebotenen, aber in der Ausübung sich erschöpfen

den Terrorismus des Gesetzes erklärt, der bei schwachem Fleische am

Geiste willig bliebe, und sie dennoch mit dem Namen einer Begnadi

gung beehrt, den sie nur darum verdient, daß auch hier eine mit der

Gerechtigkeit vollkommen versöhnliche Güte und Großmuth noch im

stolzen Gefühle einer unfehlbaren gesetzlichen Uebermacht im schönsten

Glanz« sich zu zeigen im Stande ist. ^ potior, Kt ckeuomüiativ uttd

dieses poUu» wird hier durch politische Decenz bestimmt.

S1*
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Noch zufalliger und bedenklicher ist endlich der Gebrauch des Be

gnadigungsrechtes, um Mißgriffe der Gerichte zu verbessern, obgleich

dem Regenten nach dem Rechte der Oberaufsicht die Befugniß nicht ab

zusprechen ist, nicht nur von den Acten und Entscheidungsgründen^Ein-

sicht zu nehmen, was er ja schon thun muß, um überhaupt die nur

ihm gebührende Gnade üben zu können, sondern auch nach dem ihm

am wenigsten abzusprechenden Rechte der Denkfreiheit seine freie Mei

nung darüber zu äußern. Unser gemeines Recht erlaubt sogar durch

das Verbot, daß der Richter sein eignes Straferkenntniß nicht abän

dern darf, bei erlangter besserer Ueberzeugung nur diesen Ausweg. (I..

4ö. §. 1. D. 6s r« iucliosts. I,. 9. §. 11. 6s posnis. I,. 1. <?.

' 5eMentism res«, »o» posse.) — In unseren Tagen hat die Fonk'sche

Sache diesen Fall in Rheinpreußen zur Sprache gebracht, und noch häu

figer ist es in Bayern geschehen, daß das Justizministerium die Gna-

deninstanz benutzt hat, Endurtheile, wodurch Jemand strafbar erkannt

worden ist, von Rechtswegen für ganzlich unbegründet zu erklaren.

Indessen sollten bloße Rechtsgründe immer nur als adminiculirend und

nicht in der Form einer esssswris ausgesprochen werden, welche die

zu ehrende Stellung der einmal zur Selbstständigkeit berufenen Ge

richte verletzt, so gern diese auf die Gabe der Unfehlbarkeit verzichten

werden. Gegen diesen Dünkel wird sie zwar schon die Unterordnung

der Instanzen und der Wechsel der in ihrer eignen Mitte debattirten

vielen juristischen Streitfragen bewahren. Aber eine andere Frage ist,

ob es ihnen gleichgiltig sein kann, dem Begnadigten gegenüber auf eine
Art betheiligt zu- werden, welche anöden iu6ivem, <zui Iltsi» »um»

keverit, «rinnert. In dem Ausdrucke der Mißbilligung vermag der Re

gent nur seine subjective Ueberzeugung der der Gerichte entgegenzu

setzen, und die Wirkung eines solchen Reskriptes wird, wenn er sie ob

jektiv ausspricht, da es stets von' den Gerichten abhangt, wie weit

sie dasselbe für die Zukunft berücksichtigen wollen, so sehr von der Au

torität seiner Rathgeber abhängen, daß dadurch das eigne Ansehen des

Begnadigenden, als eine Einmischung in Sachen, über' die er nicht ge

hörig berichtet war, und zu denen er sich nicht herabwürdigen soll, nur

zu leicht einer demselben nachtheiligen öffentlichen Kritik blosgestellt

wird, wie es namentlich in Bayern in Beziehung auf einen wegen fal

schen Zeugnisses Bestraften geschehen ist, ein Fall, der um so anstößiger

war, da der Verurtheilte sich bei dem Erkenntnisse beruhigt, am Pran

ger gestanden, und erst aus der Strafanstalt an die Gnade recurrirt

hatte. Die Lsssstoris ist ja doch nur eine bloße Redensart, weil dazu

die Befugniß fehlt, und es hat nach dem von uns oben entwickelten

richtigen Verhältnisse der Gnade zum Richteramte denselben Effect, wenn

gesagt wird: Se. königliche Majestät haben sich um so mehr bewogen

gefunden, hier Gnade für Recht ergehen zu lassen, da sie sich nicht

zu überzeugen vermochten, daß der Angeschuldigte aus den vom

Gerichtshofe angeführten Gründen der That als überführt anzunehmen,

oder ihm das im Erkenntniß bezeichnete Verbrechen zu imputiren sei ?c.
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Die jetzt allgemeine Verneinung der Frage, ob der Verurtheikte auf

die Begnadigung verzichten, ob er insbesondere den Vollzug der gegen

ihn rechtskräftig erkannten, ihm geringer dünkenden Strafe an die Stelle

der dafür im Gnadenweg» substituirten verlangen dürfe, ergibt sich aus

unseren Principien von selbst. Man vergl. darüber Mittermaier

zu Feuerbach §. 63. 2. Anmerk. Oersted, Grundregeln, S. 464.

Trümmer, zur Philosophie des Rechtes S. 195. Heffter, Lehrb.

S. 205. Roßhirt, Entwickelung S. 423. In dem bayer'schen

Ooäsx erlmwslis von 1751 Th. 2. Cap. 11- Z. 3. heißt es noch, auS

dem falschen Gesichtspunkte, daß der Verbrecher ein Recht habe, die

Strafe zu verlangen: „Wie aber Niemand gegen seinen Willen eine

Gnade aufgedrungen wird, so steht es in des Uebelthäters freiem Wil

len, ob er solche annehmen, oder der Justiz ihren Lauf lassen will,

ausgenommen die Leib- und Lebens strafen, weil über sein

Leib und Leben Niemand uneingeschränktes Eigcnthum hat." Eben so die

objectiv beschränkte Wirkung der Begnadigung, daß sie den wohlerwor

benen, schon gegenwärtigen Privatrechten eines Dritten, namentlich des

Damnisicaten auf Schadenersatz und Privatgenugthuung, nichts vergibt,

daß sie daher auch der als Vermögenstheil zu betrachtenden Klage ans

eine Privatstrafe, welche freilich in unserem heutigen Rechtssysteme im

Vergleich mit dem ursprünglichen römischen Rechte sich auf wenige Fälle

reducirt hat, weder entgegengestellt werden kann, noch eine erkannte Pri

vatstrafe im Gnadenwege aufzuheben ist. Sie beschränkt sich auf die

öffentliche Anklage oder den durch das Verfahren von Amtswegen an

ihre Stelle getretenen inquisitorischen Prozeß, und die von diesem ab

hängigen Folgen. Selbst die Abolition und die vollständigste Begnadi

gung hebt daher weder die Vindicatio« des gestohlenen Gutes, noch die

««uäioti« kurtiv» auf. Wo das Wehrgeld noch gilt, wird die

ses dem nächsten Agnaten durch sie nicht benommen. Eben so wenig

die ästimatorische Jnjurienklage , oder die aus Abbitte, Widerrufend

Ehrenerklärung, wenn sie wegen einer Schmähschrift ertheilt sein sollte.

Der unschuldige Ehegatte behält im Falle erweislichen Ehebruchs das

Recht der Ehescheidung, auf Privation der äo», feine Kinder das auf

den Verlust der Portio »tswtsris gegründete und sind, wenn die ehe

brecherische Wittwe auf Erbtheilung provocirt, nicht gehindert, die recht

mäßige Geburt des erzeugten zisrws anzufechten, auch zu diesem Zweck

befugt, die Edition der Untersuchungsäcten zu verlangen, und bei un

zulänglichem Beweise den Eid zu deferiren. Der Schuldner behält ge

gen den Wucherer den Anspruch auf dm vierten Theil des Capitales,

auch wenn diesem die Consiscation erlassen wird, und eben so sollte bei

gesetzlich verwirkten Geldstrafen dem Denuncianten der ihm zuge

sicherte Rügantheil verbleiben. Die durch Begnadigung getilgte Schuld

hört nicht auf, eine gerechte Ursache der Enterbung oder Erblosigkeit zu

sein. Dem Fiscus verbleiben seine Ansprüche gegen den ungetreuen,

Verwalter, so weit nicht der Regent diese zu schenken befugt ist und

diese Schenkung ausdrücklich beigefügt hat, was sich hinsichtlich' der

Pflegbefohlenen jeder Art dem begnadigten Tutor oder Curator gegen-
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über noch weniger bezweifeln läßt. I^e^ser S?. 626. KI. 7, 8, 9.

KuäolpK LuF»u Vi»8. cle sdolitloue 24.

Innerhalb seiner eigenthümlichen Sphäre ist dagegen die Ausübung

des Begnadigungsrechtes desto freier, und ihre Wirkungen hangen ledig

lich von der Absicht des Begnadigenden und von der Auslegung des

Gnadenrescriptes ab. Die Begnadigung kann eine vollständige und eine

unvollständige sein , je nachdem sie die öffentliche Anklage des Verbre

chens, den Untersuchungsprozeß oder das auf den Grund desselben ge

fällte Erkenntniß völlig, oder nur einzelne Folgen desselben aufhebt,

wiewohl sie, da die Bestimmungen des römischen Rechtes aus der Kai

serzeit auf unsere heutigen Verfassungen nicht mehr anwendbar sind,

da, wo sie nach den bestehenden Vorschriften einer besonderen Anrufung

bedarf, nach dem begonnenen Strafvollzuge nicht mehr vollständig wir

ken kann, wie wir eben bereits angemerkt haben. Am vollständigsten

und wohlthätigsten äußert sie sich durch die Abolition, denn es liegt

schon in ihrem oben gegebenen Begriffe, daß sie nicht nur mit der

Strafe, sondern auch mit den Ungemächlichkeiten und Kränkungen einer

gerichtlichen Untersuchung oder doch der Demüthigung einer gerichtlichen

Aburtheilung verschont, als Verbot der Einleitung oder Fortsetzung des

peinlichen Verfahrens. Es ist nicht zu verkennen, daß ihr Mißbrauch

das Ansehen der Gesetze am meisten schwächen würde, und daß ihr

Gebrauch in einem wohlgeordneten Staate nur selten eintreten darf.

Aber sie ganz verwerfen vermag nur eine Philosophie, welche die Dar

stellung einer strengen Rechtsordnung zum obersten und einzigen Staats

zweck erhebt, und daher der Gnade nur als nothdürftigstes Flickwerk die

ser Rechtsordnung ihren Platz anweist. Wie sehr eine solche Philoso

phie an dem »uuiiriuiu iu», sulnins iuiuris scheitert, ergibt sich

schon daraus, daß man sie in der berührten excentrischsten Form, in

welcher die Abolition als zum Vortheil einer ganzen Masse von Ver

brechern angeboten oder ertheilt, die eigne Species der Amnestie oder

eines Generalpardons bildet, weder je hat entbehren können,

. noch je zu mißbilligen vermochte, sowie wir auch schon darauf aufmerk

sam gemacht haben, daß sie da, wo ausgezeichnete Verdienste des Schul

digen Verzeihung empfehlen, weniger mißklingt, als eine Begnadigung

im engeren Sinne. Auch hier soll das Ansehen der Justiz nicht lei

den, sondern vielmehr durch den Beistand der Gnade gehoben werden,

indem man sie nur da von ihrem Amte entbindet, wo nach ihren sie

fesselnden Formen und Bedingungen für sie keine Ehre einzulegen ist.

Mit einer solchen ausnahmsweisen Hemmung derselben wird man sich

gern aussöhnen, wenn man bedenkt, daß einem gerichtlichen Verfahren

sich nicht nur der Schuldige, sondern auch der blos Verdäch

tige unterwerfen muß, daß folglich die Gnade ihre Wirksamkeit in

den freilich seltenen Fällen ganz verlieren würde, wo man aus blos in

dividuellen, von keinem Richter zu beachtenden Gründen, welche bei ei

ner bekannten Persönlichkeit ja auf einem sicheren und doch nicht allge

mein mittheilbaren Blicke, oder aus einer zufälligen eignen Wahrneh

mung des Vorsalles beruhen können, im Voraus von der Unschuld
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überzeugt ist, und also gerade die Untersuchung der einzige und unter den

besonderen Umstanden irreparabel« Schaden ist, welcher im Privatin

teresse des zu Begnadigenden zu einer Schonung aussodert, wie wenn

dadurch eine auf den Verdächtigen gefallene, nicht mehr zu wiederho

lende Wahl vereitelt würde, oder wenn gerade im öffentlichen In

teresse der Criminalprozeß dadurch bedenklich wird, daß aus den vor

liegenden Conjuncturen sich das Prognostiken stellen läßt, daß der Verdach

tige, fei er auch schuldig, doch nie wird überwiesen werden können, und

daher die Staatsklugheit empfiehlt, ihn lieber unangefochten zu lassen,

als ihn nachher um Verzeihung bitten zu müssen. Ein solches öffent

liches Interesse liegt besonders in der eigenen Betheiligung der

Regierung, in welcher diese sich bei politischen Verbrechen nicht nur an

gesehenen und einflußreichen Angeschuldigten, sondern Jedem im Volke

gegenüber scheinbar befindet, und welcher die in eigener Sache allezeit

einen vortheilhaften Eindruck machende Gnade bei unvollkommenen Be

weisen des Thatbestandes um so mehr empfiehlt, weil das größere Pu

blicum kaum durch einen glücklichen Erfolg mit der Strenge auszusöh

nen ist, wohingegen vergebliche Untersuchungen auf reine Antipathien

stoßen, und, wie unausführbare oder ihres Schlages nicht gewisse Dro

hungen, nur Erbitterung und Geringschätzung bewirken. Das öffent

liche Interesse kann aber auch in dem blos sittlichen Skandale

liegen, welches mit dem zu erwartenden Resultate in einem zu auffal

lenden Mißverhältnisse steht, besonders bei zu spat in Frage kommen

den Verbrechen, wo der Zeitverlauf sowohl die Anschuldigungs- als Ver-

theidigungsbeweise unsicher gemacht hat, und vielleicht ein nachheriger

untadelhafter , jedenfalls für die Besserung des Verdächtigen zeugender

Lebenswandel, diesen zu einer Stellung in der bürgerlichen Gesellschaft

erhoben hat, welche ohne empfindliche Nachtheile nicht zwecklos compro-

mittirt werden darf.

ES sind daher doch nur Mißverständnisse, welchen wir den in

mehreren Äerfassungsurkunden übergegangenen gänzlichen Verruf des Abo-

litionsrechtes verdanken, welcher in Fällen, wo dasselbe unerläßlich wird,

nur durch Inkonsequenzen oder durch lästige Umwege verbessert werden

kann. Da übrigens in der Ausübung desselben große Behutsamkeit

nöthig ist, so haben diejenigen Verfassungen die richtige Mitte ge

troffen, welche, wie die würtembergische , dabei den Regenten an den

Antrag des dafür verantwortlichen Departementschefs binden. Die bloS >

terminologischen Eintheilungen in sbolitio genersli» rsriou« z>ers«u»-

rurn, ». puKUvä — »peeisli» rstions perscmarum , ». prlvsts, die

selbe Eintheilung rstioue obzevti, welche man in jedem Eompendium

findet, sind von geringem, blos geschichtlichem Werthe und tragen zur

Ausklärung der Sache nichts bei. Nur das verdient noch erwähnt zu

werden, daß die der ersten Eintheilung gemäß mit der sboliti« gene-

ralls zusammenfallende Amnestie in ihrem ursprünglichen Sinne, als

I«x «dlivionis (6orusl. Ns^os. v. III.) cleoretuin oKIlvio-

vis (VsUej. ?st«r«ulu». ZO.), rilebisoituin , »s qua prseteritsrruu

reruiu Wevtl« Kst (Valerius Kl«c. 4. 1.) wohl eine noch weiter ge-
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' hende Kraft und Bedeutung hat, als eine von der höchsten Gewalt er-

theilte Abolition, und, somie sie auch unter gleichen Parteien nach Frie
densschlüssen vorkommt, den Bürgerkrieg durch eine solche gänzliche Ver

gessenheit wechselseitiger Beleidigungen beendigen soll, daß sie auch zu

Privatansprüchen nicht hervorgesucht werden dürfen.

Der Einfluß der Begnadigung auf die Ehrenrechte hangt von der

durch den Conflict heterogener Rechtsquellen und Gewohnheitsrechte fast

unauflöslich verwickelten Vorfrage ab, welche Theorie über den Verlust

oder die Schmierung der bürgerlichen Ehre wir noch als vractisch gel

ten lassen dürfen, auf die wir hier uns nicht tiefer einlassen können.

So weit bei uns Infamie durch gerichtliche Verurtheilung entsteht,

liegt sie entweder in der ausgesprochenen entehrenden Strafe oder in der

Art des bezeichneten, für entehrend geltenden Verbrechens und setzt in bei

den Beziehungen ein rechtskräftiges Erkenntniß voraus. Darüber war

man stets einig, daß die Abolition diese Entstehungsart hindert, auch

wenn sie mit keinem ausdrücklichen Ehrenvorbehalte verbunden ist. L o-

Kku I. «. ß. 20. Dieselbe Wirkung muß man consequent auch einer

vollständigen Begnadigung im engeren Sinne beilegen. Da, wo nur

die entehrende Strafart infamirt, genügt die Aufhebung oder Ver

wandlung dieser. Entspringt sie aber aus der Art des bezeichneten

Verbrechens, weil dieses schon bei den Römern unter einer durch das

neuere Recht nicht modificirten lex iuclieii rmblioi stand, oder weil

schon die Verurtheilung zu einer Privatstrafe oder das Unterliegen gegen

einen daraus erhobenen Civilanspruch infamirte, so genügt selbst der

vollständige Nachlaß der Strafe nicht, so lange das Erkenntniß in die

ser Beziehung stehen bleibt (I>. 3. äs AeuersI! sbolltloue. I,.2. 7.

<?. 6e »ellteutiam passis et restituti»), sondern es muß daneben aus

dem Gnadenrescripte erhellen, daß durch die Begnadigung auch diese

Bezeichnung hat getilgt werden sollen, sei es nun, daß der Regent uuS

Rechtsgründen an der Ueberweisung , oder an der Richtigkeit der Sub

sumtion des besonderen Falles zweifelte, oder aber dem Verurtheilten

nach dem Standpunkte seines individuellen Bewußtseins die zu diesem

Verbrechen erfoderliche charakteristische schlimme Absicht gar nicht zu

traute. Ist eine von diesen Vorausetzungen gewiß, so bedarf es eines

besonders ausgedrückten Ehrenvorbehaltcs so wenig, als bei der Abolition,

dessen Beifügung übrigens auf eine derselben am sichersten zurückschließt.

Die Folge davon ist, daß er von öffentlichen Acmlern, Zünften zc. we

gen des Geschehenen nicht ausgeschlossen werden kann , und daß Jeder,

der ihm das Verbrechen in Absicht einer Unwürdigkeitserklärung oder

Beschimpfung, welche ihn nicht für das, was er schon ist, will gelten

lassen, vorrückt, sich einer Jnjurienklage aussetzt. Indessen bleibt diese

Tilgung eine bloße RechtSfiction, welche dem von der freien Ueberzeu-

gung abhängigen Privatvertrauen, nach dem sich Jeder in der eigenen

Rechtssphare und Rechtsverrheidigung richten darf, keinen Zwang auf

legt, und sowie derjenige, der sich seines Rechtes bedient, überhaupt keine

Injurie begeht, so vermag auch weder die Abolition, noch die vollstän

dige Begnadigung jede dem Verurtheilten empfindliche Erwähnung des
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von ihm begangenen Verbrechens zu verhüten. Dieses gilt nicht nur

vom Credit, den man ihm bei seinen Bewerbungen schenkt, sondern es

dürfte auch Leyser nicht Unrecht haben, wenn er sagt: ue« peeosre

put«, »i <zuis testi eouträ »e iueluoto, pro Kcle eiu» inkriuAen6k>

«riiuell, «uiu» skolitioveiu msAuo pretio obtinuerst, objiviat, sofern

er ihn nämlich nicht als unfähig, ein gerichtliches Aeugniß abzulegen,

förmlich recusirt, sondern damit sein geschwächtes Privatvertrauen aus

drückt und dem srbitrio iuclici«, das den Werth und die Glaubwür

digkeit der Zeugen abwägen soll, das entscheidende Urtheil überläßt.

Nimmt man daher an, daß schon das Unterliegen im Civilprozesse, wie

es nach reinem, aber für die heutige Anwendbarkeit stark zu bezweifeln

dem römischen Rechte unter anderen in dem iuäie!« tuteise, prosovio,

lnemästi et äepositi der Fall ist, infamiren könne, so würde die voll

ständigste Begnadigung nicht dagegen völlig zu sichern im Stande sein,

und das Gleiche gilt von der intsinZs iinm«6iät», welche schon an

das bloße Factum geknüpft ist. In diesen Fällen würde nur durch eine

eben deßhalb mehr umfassende Restitution ex «spits Krstise ge

holfen werden können, welche, schon durch die Ii. 1. §. 10. 0. 6e p«-

»wlsuäo dem Prätor versagt, zwar ebenfalls von keiner Richterbehörde

ausgehen, aber eben so wenig mit der durch die bestehenden Gesetze und

durch die Unabhängigkeit der Justiz fixirten Rechtsordnung in einen di

rekten Widerspruch gerathen darf. Ob sie in unseren heutigen Staa

ten dem Regenten mit der Rückwirkung und Unbeschränktheit zugestan

den werden kann, wie sie von den römischen Kaisern nach der 1^. i. §.

8. S. «it. und der 1^. 1. <Z. cle »eoteutisin psssi» geübt wurde, hängt

zwar von den verschiedenen Verfassungen ab, darf aber mit Roßhirt

(Entwickelung, S. 426) billig bestritten werden, so daß sie consequent

nur als Beendigung einer gesetzlich entstandenen Infamie aufgefaßt

werden darf, welche sich nur aus bestimmten, in dem nachherigen Le

benswandel liegenden Ursachen rechtfertigen läßt und keine vor der Be

gnadigung daraus erworbenen Rechte beeinträchtigt, wovon das Recht, die

Einsetzung einer persona turpis anzufechten, als Beispiel dient.

Ueberhaupt ist es eine unmittelbare Folge der hier entwickelten Dar

stellung, daß weder das Abolitions- und Begnadigungsrecht, noch die

davon scharf zu sondernde restitutio Lsiuse von den richterlichen Be

hörden bewilligt werden kann und soll, damit weder eine Vermischung

in der Ausübung der Staatsgewalten, noch die Jndecenz des Wider

spruches bei derselben Behörde, und die Annahme eines doppelten, eines

juristischen und nicht juristischen Gewissens vorkomme. Der Punct

aber, wem das Begnadigungsrecht nach allen seinen Theilen und Rich

tungen zustehe, muß staatsrechtlich geordnet werden und gehört daher

nicht zunächst in die Disciplin, der unser Artikel gewidmet ist. Wie

sehr man sich übrigens hüten muß, ohne festen Grund und Boden ein

Princip hinzuwerfen, beweist Kleinschrod (Bd. II. §. 108), wel

cher das Begnadigungsrecht als einen Ausfluß der gesetzgebenden Ge

walt im Staate darstellt, verleitet durch die so behutsam zu übertragende

««»sütutio persouslis im Gegensatze der generalis. Nach solchen
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Ideen hatten in denjenigen Staaten, wo die gesetzgebende Gewalt im

Staate nur mit Zustimmung seiner Stande ausgeübt werden kann, so

fern nicht eine ausdrückliche Reservation zu Gunsten des Fürsten statt

gefunden, auch die Stande bei der Begnadigung mitzusprechen, was

man ihnen, da der Begriff der Fürstengewalt kein willkürlicher und

gemachter ist, höchstens im Petitionswege und schicklicher Weise nur bei

jenen Bastardarten seiner Ausübung zugestehen darf, welche, wie eine

vom Staatswohl gebotene Amnestie, die Kehrseite einer nothwendigen

allgemeinen und unpersönlichen Maßregel darbieten. Dagegen gehört es

zu Montesquieu's tiefen Blicken, daß diese heilsame Sonderung der ver

schiedenen Gewalten weder in der Despotie, wo der Souverän Alles in

Allem ist, noch in einer Republik mit unsichtbarem Souverän bequem

durchzuführen, und daher der schon dadurch vorzüglich empfohlenen li-

mitirten Monarchie, welche zu ihren Bestand und Wesen abhangige

Zwischenmächte und Verschwörung der Cabinetsjustiz fodert, am meisten

eigenthümlich sei. „Der Fürst, der selbst richten würde, sagt er, würde

die schönste Perle aus seiner Krone verlieren, nämlich die, begnadi

gen zu können; es wäre unsinnig, anzunehmen, daß er seine Urteils

sprüche ertheilte und wieder vernichtete; er kann doch nicht im Wider

spruche mit sich selbst erscheinen. — Die Gnade ist die charakteristische

Eigenschaft des Monarchen. In der Republik, wo man die Tugend

zur Grundkraft hat, ist sie weniger nothwendig. In despotischen Staa

ten, wo die Furcht herrscht, ist sie weniger gebräuchlich. — Die Be

gnadigungen sind eine sehr starke Triebfeder der gemäßigten Regierungs

formen. Wenn diese Macht zu verzeihen, welche der Fürst hat, mit

Weisheit angewendet wird, so kann sie außerordentliche Wirkungen hervor

bringen. Die Grundkraft der despotischen Regierung, welche nicht ver

zeiht, und welcher man nie verzeiht, beraubt sie dieser Borzüge. —

Aber, möchte man einwenden, wann soll man strafen, wann vergeben?

Dieß ist eine Sache, welche sich besser fühlen laßt, als darüber allge

meine Vorschriften gegeben werden können. Wenn mit der Gnade Ge

fahren verbunden sind, dann sind diese sehr sichtlich. Man unterschei

det auch die Gnade leicht von jener Schwäche, welche den Fürsten zur

Verachtung und sogar zur Ohnmacht hinführt. Der Kaiser Mauritius

faßte den Entschluß, das Blut seiner Unterthanen nie zu vergießen;

Anastasius bestrafte die Verbrecher gar nicht; Jsaac Angelus schwur,

daß, so lange er regiere, er Niemand würde hinrichten lassen; die grie

chischen Kaiser hatten vergessen, daß sie das Schwert nicht umsonst

führten." — Eben weil das Glück im Begnadigen von einem selten

trügenden und das tein^o einhaltenden Schnellblicke abhängt, kann es

nicht nur ohne erhebliche Gefahr centralisirt und nur Einem vertraut

werden, sondern es muß es auch. Ihr Gegenstück sind die Kriegs-

operarionen, die man auch sehr ungeschickt einer Rathsversammlung an

vertrauen würde, da ihr Erfolg so sehr von der Wahrnehmung der Ge

legenheit und von der Macht, die sich darbietende Gelegenheit augen

blicklich zu benutzen, abhängt.

Die politischen Bedürfnisse, welche neben und über der Justiz
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eine versöhnlich waltende Gnade nochwendig machen, lassen sich indes

sen auch in Republiken nicht unbezeugt, und man findet sie, um nur

Weniges anzuführen , in unseren Reichsstädten , wie in dm nordame

rikanischen Freistaaten, wenn gleich vielleicht in minder konsequenter,

oder minder glücklicher Ausbildung, so gut als in Königreichen. Es ist

auch eine unrichtige Behauptung von Bach, daß in der Zeit

der Republik zu Rom nicht begnadigt worden sei, doppelt

unrichtig durch den Beisatz, weil die Römer der stoischen Philosophie

zugethan gewesen. Denn daß die stoische Philosophie hier nicht im

Wege stand, beweift am besten ihr Anhänger Seuevs äe «lemeutis,

besonders I. II. «. 7. , wo er ganz in unserem , die Güte mit der

Gerechtigkeit vereinigenden Sinne die venia von der «lemeutiä unter-

schkidvt und am Ende sagt: olementis liberum srbitriuili Ksbet, ue«

sub Lormul», secl ex secjuo et bovo iucjicist et sbsolvere illi livet,

et <ju»nt1 vult, tsxsre litein. Es war nicht nur nicht unerhört,

daß durch Volksschlüsse Verurtheilte aus dem Exil zurückgerufen und

restituirt wurden (was freilich eben so gut als Verbesserung eines aner

kannten Unrechtes, folglich als Ls»»ät«r!s erklärt werden konnte, aber

in Folge des Glückswechsels in den Bürgerkriegen oft schaarenweise

und oft von den Machthaber« des Reiches ohne Volksschluß geschehen

ist), sondern die Volksgemeinde, der die Capitalverbrechen zugewiesen

waren, richtete notorisch nicht blos aus juristischen, sondern auch aus

Gnadengründen , wie man mit mehr als einem Beispiele aus dem ein

zigen Livius belegen könnte, und wie schon aus jeder Anweisung zur

gerichtlichen Beredtsamkeit zu ersehen. Was war es anders als eine

Abolition im heutigen Sinne, wenn Scipio Africanus von zwei Tri

bunen des Peculats und des Einverständnisses mit dem Antiochus an

geklagt, sich begnügte, daran zu erinnern, daß heute der Jahrestag sei,

an dem er den Hannibal geschlagen, und den Triumph erlebte, daß

das Volk die Anklage vergaß, um seinen trefflichen Verfechter in die

Tempel zu begleiten und den Göttern für seinen Sieg zu danken? —

Oportebit igitur euin, <zui sibi ut ißuosvstur, postulskit, ooin-

meinorsre, »i «zu» »u» rioterit beuekvis, et »i poterit, ostenu'ere

es msiors esse, <zusiu Ksee, czuse clelilzuerit , ut plus sb e« Koni,

«zusln uiali prokeetum esse vicleätur: cleiude msiorui» »uorui»

beuekvis, »i czuse exstsbunt, pro^erre. Veiucle ostevilere, u«u

uei^ue eru^elitste ievisse, kzuse teverit, »eö »ut stultitis, sut

impulsu slivuius, sut b.«uests slious , sut probsbili esuss: postea

polliveri et «oukrinärs, se et K.«« pevvst« <IoOtu«i, et beuetiei«

eorui», csui sibi iguoveriut , oouürmstui» , omni tempore s tsli

rstioue sbtuturum : clein »pem osteuclere, ali^u« »e iu 1««« msAQ«

lj?, ^>ui sibi «ouvesseriut, usui futurum. Livero <le ülveutioue.

1. II. «. 35. Wie in Despotien übte also das versammelte Volk

als Richter und Souverän zugleich Recht und Gnade in einem Acte

aus, so daß wohl Mancher dem strengen Gesetze entging, aber auch

Uebereilungen im Verdammen des Angeklagten schwer wieder gut zu

machen waren, wobei das mindestens eine reinpersönliche Erhöhung der
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Strafe verhütende Grundgesetz der Zwölftafeln: privilegia »« irro-

Zsiito, eine heilsame Grenze setzte. Erst die durch die <zusssii«ues

perpewse organisirte größere Selbstständigkeit der Criminalgerichte und

die Abschaffung der pr«v««stio sä povulum hatten eine organische

Scheidung herbeiführen können, wenn sie nicht mit dem Untergang

> der republikanischen Verfassung zusammengetroffen waren. Doch läßt

die obgedachte L. 1. v. ae z>ostulsnä« vermuthen, daß wenigstens die

Restitutionen in die Ehrenrechte schon jetzt und nicht erst in der späte

ren Periode, zum Theil vom Senate ausgingen, wo er den Kaisern

als williges Instrument diente, was bei seiner sonstigen Macht, selbst

Volksgesetze zu suspendiren und davon zu entbinden, nicht auffallen

kann. Nach August trat die entgegengesetzte Vermischung ein, daß

der xrlueep» die Begnadigung mit der obersten Richter- und gesetzge

benden Gewalt consolidirte, und daher die Gnadensachen leicht nur als

Ausflüsse seiner Machtvollkommenheit betrachtet werden konnten. Doch

gewann die Criminaljustiz dadurch eine formelle Regelfestigkeit, daß

nunmehr die ordentlichen Gerichte rein an juristische Gründe gebunden

waren, daß eine vom Kaiser aus nicht juristischen, sondern individuellen

Gründen, wie sie durch die Privilegs «e irroZsut« in den Volksge

richten ausgeschlossen werden sollten, beispiellos erhöhte Strafe selten

vorkam, und nach der I«. 20. 0. 6« poeui» vor dem dreißigsten

Tage nicht vollzogen werden durfte, daß die bei ihnen ausgewirkten

persönlichen Begünstigungen, so ferne sie gegen das öffentliche Recht

und das gemeine Wohl verstoßen, von den Behörden als erschlichen

betrachtet und unbefolgt gelassen werden sollen, mit Ausnahme derjeni

gen, welche dem Jmpetranten nützen, ohne Jemand zu schaden, oder

die Verzeihung eines Verbrechens gewähren. 1^.3 und

7. previbus iuirier. «Kerenliis. l^. 6. L. si «outrs iu», v«1

utilitstem puKIivsm. Kein Wunder, daß wir bei den Schriftstellern

jener Zeit eine richtige und genaue Scheidung von Recht und Gnade,

und zwar als der den Monarchen auszeichnenden Eigenschaft, finden,

^liä est conditio lusgistrstuuiu, czuoruui seutentise «orruptss esse

viaeutur, si siut legibus luitiore», slia cloiuivoruiu priuvi-

puiu potesis», <zuo» aevei s « riiu ou isiu severi iuris i»-

tleotere. LviumsvKus I/. X. ep. 70.

Uebrigens sind die Worte sKArarisri«, sgKrsrisuui ius neugebil

det und kommen bei keinem klassischen Schriftsteller vor. Zwar sind

die Ausdrücke Arstisrn «riruiui» tsvere oder <isre, wie venia gut

lateinisch, aber als technisch für den Erlaß der Schuld oder Strafe

wird doch besonders das Wort iuäulKer«, iuäulFeutis gebraucht.

Die »bolltio hatte dagegen eine andere, als die heutige Bedeutung,

und bezog sich bekanntlich mehr auf den Vortheil des Anklägers, die

sen von der Fortsetzung der Anklage, ohne Gefährde, «eqen Tergiver-

sation oder Calumnie zu entbinden, daher sie auch einen Anderen nicht

hinderte, eine neue Anklage zu erheben. Doch mußte der Angeschul

digte, wenn er bereits empfindliche Nachtheile erlitten, dazu consentiren.

Man vergleiche besonders ?uettms»u säverssr. iuris universi.
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Ii. I. nr. XV. j>. 231. seqq. Diese wenigen historischen Notizm

werden genügen, die von uns mit Rücksicht auf die Autoritäten aus

gezeichneter Rechtsgelehrten und Philosophen entwickelten Dogmen zu

bestärken, zu erläutern und zugleich dem Praktiker einen Wink zu ge

ben, wie vorsichtig man aus Stellen unseres «orpus iuris in Bezie

hung auf den heutigen Gebrauch argumentiren muß.

Zum Schlüsse noch die Bemerkung, daß bei rein arbiträren

Strafen die Begnadigung am meisten entbehrlich wird, da es hier

dem Richter erlaubt ist, auch auf blos moralische Milderungsgründe in

der Strafermessung Rücksicht zu nehmen. Daher die Richtung unse

rer modernm Strafgesetzgebungen, den Richter an ein Maximum oder

Minimum zu binden, welche übrigens bei manchen Arten von Verbre

chen nur schwer, oder nur mit den Zweck der Rechtsgewißheit und

Gleichförmigkeit doch vereitelnden, zu weiten Maschen durchführbar ist.

Doch bleibt auch hier die Grenze , daß der Nichter von solchen subjec-

tiven Gründen, welche, wie eine Geschmackssache nie objektiv und zu

einer allgemeinen Anerkennung gebracht werden können, abstrahiren soll,

und der Begnadiger kann daher immer noch finden, daß dem Verur-

theilten sogar durch die Bezeichnung des Verbrechens schon zu viel

geschehen ist. Sickler.

Begräbnis). Die Form des Begräbnisses bei dm Römern war

in den ältesten Zeiten die Bestattung der Leiche zur Erde ^"). Erst als

die Herrschaft der Römer sich auszubreiten anfing, und man hörte,

daß die in den auswärtigen Kriegen Gefallenen nach ihrer Bestattung

wieder ausgegraben würden, suchte man dem Uebel dadurch zu steuern,

daß man die Tobten verbrannte. In den 12 Tafeln sind beide Arten

der Bestattung neben einander genannt In vielen Familien ward

indeß die Beerdigung der Tobten noch beibehalten, z. B. von den

Corneliern, unter denen Sulla der Erste war, welcher nach seinem Tode

verbrannt worden ist°). In den Zeiten der späteren Kaiser, wo das

Christenthum immer mehr und mehr überhand nahm,, kam das Ver

brennen der Tobten allmälig ab, und von den Zeiten Theodos des

Jüngeren, unter welchem Macrobius lebte, bezeugt derselbe, daß das

Verbrennen ganz abgekommen sei^), und in den späteren Gesetzen

römischer Kaiser bis- auf die Justinianischen Novellen herab wird still-

1) Literatur 5scobu« VstKerius ge iure msnium ?sris. 161S (u. öf

ter) ?Ior. VuIpKus As »epalturi», epitapkii», ilekunetoruiu monuinenti«

Lononise 1641, Neunsiu, 6e innere Komsnorum Rsgel. 1604. 4. und

vorzüglich ^»K. Iii ir«d ms an öe kmieribu» Komsnoruin ?rsn««f. 1672. 8.

und LKrist. Unebner Kistoris legum Konisnsrum »6 5epulturo» pertinentium

»äiuncts esrum «ompsrstione «um pstri!« institutis »pe«. I. Iiipslse 1794.4.

Glück, Erläuterung der Pandekten nach Hellfeld, Bd. 11. S. 336—459.

1») ?Iin!i Kistoriä nstursli» IIb. IH. «sv. 2. Vgl. k'sdrett! iusvri»

pti«IIUIN 55»tSKMä «sp. I. p. 18.

2) Li«. <ie leg. 2. c. 23. Kvminem mortuum in urbs ne »spelito neve

urit«.

3) ?Iin. bist. nst. III. «. 2.

4) Mavrodius List, üb. VII. esp. 7. Vergl. 5a«odu, «otko-

kreüus »S «oiut. 6. «. 1'Keoä. VII. 17.



schweigend vorausgesetzt, daß die Bestattung der Tobten nur durch Ein

graben geschehe. Von den bei der Bestattung in Frage kommenden

Feierlichkeiten ist in den älteren und späteren Gesetzen oft die Rede.

Die wichtigsten hierher gehörenden Vorschriften dürften folgende sein.

Zur Verminderung des Begrabnißaufwandes schrieben die 12 Tafeln

Mehreres vor. Der Scheiterhaufen sollte nicht künstlich gezimmert

sein (rvAuin ssvis n« pollta^)). hgjm Leichenzuge sollten nur 3

Trauerkleider (rivwis) und Purpurstreifen (viueuis purpurse) ge

braucht werden 6); Weiber sollten sich die Wangen nicht zerkratzen ^)

(uiuliere» geiiä» ns rsckuuto) und kein Wehgeschrei (Isuientstio , in

den 12 Tafeln lessu») erheben^); mehr als zehn Pfeifer (tibioine»)

sollten nie zugezogen werden v). Verboten wurde in demselben Gesetze

die «ireumziotäti« , die »ervilis uuoturs, die surntuoss respersi« mit

Einschluß der louAU« «orons« und »verrse ^"). Nur solche «orouse,

welche der Verstorbme selbst, oder seine Sclaven und Pferde ehren

halber erhalten haben, sollen beigesetzt werden. Gold soll nie hin

zugefügt werden; doch war es im Gesetze erlaubt, das Gold an der

Leiche zu lassen, was zur Einfassung der Zähne gedient hatte").

Endlich sollte auch Niemand nach den 12 Tafeln die Knochen eines

Verstorbenen zum Zwecke einer künftigen Bestattung sammeln und auf

bewahren (Komini mortu« «s»s ue I^Aiio , czuo post iui,u» fseiat),

außer wenn derselbe im Kriege gefallen oder im Auslande verstorben

war^). In den spateren Zeiten kamen alle diese Vorschriften in Ver

gessenheit; wenigstens findet sich eine ganze Reihe von Beispielen,

welche die Nichtbeachtung des Gesetzes deutlich bekunden ^), und in den

Justinianischen Rechtsquellen sind diese Vorschriften mit Stillschwei

gen übergangen worden, wenn schon das Verbot blieb, Kostbarkeiten

mit der Leiche zu bestatten^). — Der Begrabnißort war bei den

Römern gewöhnlich ein Privatgrundstück. Daher führt Ulpian den

Kaufpreis des Begräbnißplatzes da mit an, wo er den Begriff der Be-

grabnißkosten nach allen Seiten hin bestimmt^); daher wird in den

Grabschriften der Alten bemerkt, von wem der Begräbnißplatz gekauft

5) «ie. 6e KZ. 2. 23. Vergl. Dirkse n, Zwölftafelfragmente S. 662

bis 666.

6) Li«, 6« Isg. 2. 23. und 25. Vom rivinium, welches ein viereckiges

Kleid war, siehe 5'estus üe V. SigniKcstione ». v. Ki ein Zum.

7) Oie. 6e Is«. 2. 23. u. 26. ?Iinii bist, nst. IIb. 11. e. 37. r«.

»tu« I. e. s. v. rsöere gen»«, Korvin» sä Virgil, ^en. XII. v».

606. Vergl. Dirksen a. a. O. S. 666-672.

g) «i«. 6e leg. 2. 23. u. 26. u. 1'use. Sisp. 2. e. 22.

9) «iv. Ss leg. 2. 23.

10) lZie. 6« leg. 2. 24.

11) Bergt. Dirksen a. a. O. S. 676—692.

12) Vergl. Dirksen a. a. O> S. 673—675.

13) Vergl. Schneider, die subsidiären Klagen des römischen Rechtes,

S. 502.

14) Ii. 14. §. 6. v. Ss religio,!« et sumtu. (11. 7.)

15) 14. §. 3. v. 11. 7. Auch lUseer in I.. 37. pr. 0. ib«.
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morden sti'^); daher wird das Legat eines Begräbnißplatzes in den kai

serlichen Constitutionen erwähnt^). Verboten war es, einen Tobten in

ein fremdes Grundstück ohne das Wissen oder gegen den Willen des

Grundherrn des Begräbnisses halber einzulegen oder dahin legen zu las

sen 52), ei« Verbot, welches sich sogar auf den Usufructuar erstreckt

Wer dagegen handelte, konnte vom Herrn des Grundstückes, vom Usu

fructuar oder auch von jedem, welcher eine dingliche Servitut am

Grundstücke hatte, mit einer persönlichen in tsewm »otio belangt

werden, daß er entweder die Leiche, welche er hineingelegt, wegneh

me oder den Preis des Grund und Bodens bezahle ^°). Diese Klage

stammt aus dem prätorischen Edikte^), ist eine perpetus »et!« und

geht activ und passiv auf die Erben über 22). Sie wurde aber nicht

allein dann angewendet, wenn Jemand auf einem fremden Grund

und Boden die Bestattung der Leiche vorgenommen, sondern auch

dann, wenn Jemand die Leiche in einem Grabmale beigesetzt hatte, wo

er dieß zu thun nicht befugt war^). Sie war aber für diesen Fall

um so nothwendiger, da es keinem Grundherrn erlaubt war, fremde

Leichen ohne ein Decret der Pontifices oder einen speciellen Befehl

des Kaisers aus seinem Grundstücke zu entfernen^). Sonst konnte

gegen denselben die irnuriarum svtio angestellt werden. Mit dieser

prätorischen in fsetum »eti« concurrirte auch eine Geldstrafe, deren

Betrag uns unbekannt ist^). Die Begräbnisse der Alten lagen ge

wöhnlich an öffentlichen Wegen ^) außerhalb der Stadt. Das Be

statten und Verbrennen der Tobten in der Stadt Rom war schon

durch die 12 Tafeln untersagt^), theils um Feuersgefahr zu verhü

ten, theils um den Ekel erregenden Todtengeruck von der Stadt abzu

halten. Späterhin ist dieses Verbot durch ein Senatusconsult und einen

Volksbeschluß nochmals eingeschärft worden^), wenn gleich zu Gun

sten der Kaiser und der vestalischen Jungfrauen eine Ausnahme ge

stattet wurde. Kaiser Hadrian dehnte dieß Verbot durch ein Reskript

auf alle Städte des römischen Reiches aus, und setzte auf die Verle

tzung desselben die Strafe von 40 »urel, die der Uebertreter oder der

Magistrat, der hieß zugelassen hatte, an den Fiscus zu bezahlen hatte.

Zudem kam der Ort, wo die Bestattung stattgefunden hatte, in das Eigen

thum des römischen Volkes, und der daselbst bestattete Leichnam mußte

16) Vergl. KircKinsnn 6e kuneribus Koinsnorum lid. II. «. 3.

17) l^. 14. Ii«t. 6e legst». (6. S7.)

18) 1^. 2. §. 1. v. 11. 7. I.. 8. S. 4. v. ibiö.

19) I,. 2. §. 1. v. idiS.

2«) 1^. 2. S. 1. v. 11. 7. I.. 7. pr. v. ib!ü.

21) Ii. 2. F. 2. u. S. v. 11. 7.

22) I..7. pr. v. ibig.

23) 1..° 2. 5. 2. v. 11. 7.

24) I.. 8. v. 11. 7.

25) I.. 2. §. 2. v. 11. 7.

26) Vergl. XireKinsn» l. e. lid. II. «sp. 22.

27) Ol«. Ss leg. II. «. 23. Nergl. Dirkfen a. a. S. S. 669—661.

28) »srviu5 »ck Virgil. 4«». XI. 206 u. 2«.
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weggenommen werden ^"). Nach der Interpretation der römischen Ju

risten tritt dieses Verbot auch dann in Wirkung, wenn die lex rnunl-

eipsli« das Begraben in der Stadt ausdrücklich erlaubt hat 2"). Kai

ser Antonin der Fromme hat das Verbot wiederum eingeschärft^).

Der Jurist Paulus erklärt ganz allgemein, daß kein Leichnam in eine

Stadt gebracht werden dürfe ^) , damit die Municipalopfer nicht ge

stört würden. Aus gleichem Grunde rescribiren die Kaiser Diocletian

und Maximian, daß kein Todter innerhalb der Stadtgrenzen begraben

werden dürfe ^).

Unter den christlichen Kaisern kam indeß der Gebrauch auf, Tobte

in den Städten zu bestatten. Daher verbot Theodosius der Große die

Beisetzung von Leichnamen, welche über der Erde in Sarkophagen ein

geschlossen sind, und von Todtenurnen in der Stadt ^), und die Kai

ser Gratia«, Valentiman und Theodosius verfügten, daß in Bethäu

sern, welche den Aposteln und Märtyrern gewidmet sind, keine Todtm

bestattet würden ^). Somit stehet denn für das Justinianische Recht

der Grundsatz fest, daß Leichname weder in Städten, noch in Kirchen

oder Bethäusern beigesetzt werden dürfen. Eine polizeiliche Vorschrift

ist es wohl, daß nach dem Gesetze der 12 Tafeln der zur Verbren

nung des Tobten nothwendige Scheiterhaufen nur in der Entfernung

von 60 Fuß von fremden Privatgebäuden angelegt werden darf, eS

müßte denn der Eigenthümer des Hauses seine Einwilligung dazu ge

geben haben, daß derselbe näher an das Gebäude verlegt werde ^).

In den Justinianischen Rechtsquellen findet sich diese Verordnung nicht

erwähnt; dagegen findet sich daselbst die Vorschrift vor, daß nur in einer

durch das Gesetz bestimmten Entfernung von Wohnhausern Grabmäler

angelegt und Tobte bestattet werden dürfen^). Wahrscheinlich betrug

diese gesetzliche Entfernung gerade so viel Fuß, als das Grab tief war.

Wenigstens läßt eine Aeußerung des Cajus in seinem Buche »6 legem

Xll. tsbulsrum dieß vermuthen ^). Der Eingangsort zum Begräb

nisse (tornra, ve,tibu1um sepulvri), ingleichen der Ort, wo der Leich

nam verbrannt wird (buswin) ist nach dem Gesetze der 12 Tafeln der

Verjährung entzogen^), eine Verordnung, welche freilich im Justi

nianischen Rechte ebenfalls mit Stillschweigen übergangen worden ist.

— Durch die Bestattung eines Tobten wurde der Ort, wo die Be-

29) 1,. S. §. 6. v. 6e «epulvro vi«l»t«. (47. 12.)

30) 1,. 3. §. S. v. 47. 12.

31) Ospitolmu» in vit» ^atonini ?ii esp. 12.

32) K«e. »ent. I. 21. §. 2.

33) Ii. 12. t). Iu»t. 6e religiös!« et ,umpt. kun. (3. 44.)

34) 1,. 6. «. 1'KeoS. cls »epulrr. viol. (9. 17.)

35) l,. 2. Iu»t. 6e sscro»»n<:ti» «celesüs. (1. 2.)

36) ei«. Se leg. II. e. 24. Vergl. Dirksen, Awölftafelfrogmente S.

692—69S.

37) I«. 3. ö. rle mortuo inssrenö«. (11. L.)

38) l,. 2. V. üe Kniiim rsgunäorum. (10. 1.)

39) «e. 6« leg. II. c. 24. Bergl. Dirksen a. 0. S. S. 69S-698.
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stattung vorgenommen worden ist, religio»«» loeus, wenn folgende Er-

fodernisse zusammentreffen: ») Daß die Bestattung des Tobten für

immer geschehen ist. Denn geschah sie in der Absicht, um den Leich

nam nur für einige Zeit daselbst aufzubewahren, so nimmt der Grab

orr diese Eigenschaft nicht an^). K) Daß der Tobte ganz, oder we

nigstens dessen vorzüglichsten Gliedmaßen bestattet worden sind. Im Fall

der Leichnam an mehreren Orten bestattet worden, wird nur der Ort

religio»«», wo der Kopf liegt 4!). e) Daß der, welcher die Bestattung

vorgenommen, das Recht gehabt hat, dieß zu thun. cl) Daß die Be

stattung an dem Orte, wo sie geschehen, erlaubt gewesen ist. Er

laubt ist sie aber Jedem auf eignem Grund und Boden, wenn er allei

niger Eigenthümer desselben ist ^). Ist die Nutznießung als Servitut am

Grundstücke einem Anderen verliehen worden, so gilt zwar im älteren

Rechte die Regel, daß das Grundstück gar nicht religio»«» loous wer

den könne; später hat man aber, um die Religion zu begünstigen,

angenommen, daß der Proprietär unter ausdrücklicher Einwilligung des

Usufructuars das Grundstück zum Io«u» religio»«» machen könne ^).

Dazu bedurfte es indeß nicht einmal der Einwilligung des Usufruc

tuars, wenn dem Proprietär die Begräbnißpflicht obliegt und sonst kein

schicklicher Platz zum Begräbnisse da ist^). Im Fall einem Dritten

eine Prädialservitut am Grundstücke zusteht, ist die ausdrückliche

Einwilligung des Inhabers der Servitut von Nöthen, wenn das

Grundstück religio»«» 1oc?u» werden soll^). Doch bedarf es auch dieser

Einwilligung zu diesem Zwecke nicht, wenn die neue Eigenschaft des

Grundstückes der Servitut nichts schadet, und die Servitut auf einem

anderen Theile des Grundstückes gleich gut ausgeübt werden kann.

Ist das Grundstück, auf welchem die- Bestattung vor sich geht, Meh

reren zugleich angehörig (re» ««i»i»«r>i») , so muß jeder der Miteigen-

thümer einwilligen, wenn das Grundstück locus religio»«» werden

soll 4°). Indeß ließ man die Bestattung des Einen von den Mitei-

genthümern auf dem gemeinschaftlichen Grundstücke auch ohne beson

dere Einwilligung der anderen Miteigenthümer geschehen^). Doch

steht es jedem derselben, welcher durch die eigenmächtige Hand

lung seines Collegen in Schaden gekommen ist, frei, von demselben

40) I.. 44. v. 11. 7.

41) Oslo» inst. II. S. 6. si moäo ein» mortui kunu» kä nos pertinsat.

42) <Z»iu» inst. II. S. 6. Inst. lust. S. 9. 6s rerum äivisions. (2. 1.)

43) I,. 17. pr. v. üs usufructu. (7. 1.) K. 9. Inst. 2. 1. Spuren

der Controverse finden sich noch in Justinian's Pandekten I>. 2. §. 7. v. 11. ,

7. vergl. mit I>. 43. v. ibiclsm.

44) I.. 17. pr. v. 7. 1. I.. 2. §. 7. 0. 11. 7.

45) I.. 2. §. 8. v. 11. 7.

46) S. 9. Inst. II. 1. Dasselbe Resultat ergeben auch folgende Pandel-

tenstellen : 6. §. 6. v. eommuai 6iviäun«l«. (10i 3.) 41. v. 11. 7.

Zl». 43. v. ibiä.

47) l.. 41. v. 11. 7.

SS
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mit der !» tsowin s«ti« Schadenersatz zu verlangen^), oder, wenn

sie in SocietZtsverhältnissen zu einander stehen, die z>r« soei« s«t!a

zur Erreichung desselben Zweckes zu gebrauchen ^). Bei fremden Grund

stücken ist es eine allgemeine Regel, daß sie nur, wenn der Eigenthümer

derselben ausdrücklich einwilligt, zu religio»»« re» gemacht werden

können b«). Auf den Zeitpunct, wann diese Einwilligung abgegeben

wird, kommt nichts an, da schon die Ratihabition von Seiten des

Grundherrn zureicht. Provinzialgrundstücke wurden durch die Bestat

tung des Tobten nicht religiös»« res; doch setzte man sie denselben

in der Praxis gleicht). Grundstücke, welche zu einer liegenden Erb

schaft gehören, nehmen schon dann den Character der res religiös«

an, wenn der Erblasser auf denselben bestattet wird 22), gleichviel, ob

die Bestattung vom künftigen Erben oder von einem Dritten besorgt

wird. Ist das Grundstück einem Dritten unter einer Suspensivbe

dingung vermacht worden, so kann der Erbe, so lange es ungewiß ist,

ob die Bedingung in Erfüllung gehen werde oder nicht, das Grund

stück nicht zum l««u» religio««» machen^). Uebrigens wird nicht

das ganze Grundstück, auf welchem die Bestattung geschehen ist, reli-

gios» res, sondern nur der Bestattungsort allein^). Mithin kön

nen die angrenzenden Landtheile nur für xuri und für dem Ver

kehre nicht entzogen angesehen werden^). Das zur religiös» res

gewordene Grundstück behält den einmal erworbenen Character so lange,

bis nachgewiesen wird, daß es ihn verloren habe. Der Verlust die

ser Eigenschaft kann aber nach den Justinianischen Rechtsquellen,

welche jedoch in dieser Beziehung sehr lückenhaft zu sein scheinen, auf

zweierlei Wegen herbeigeführt werden: s) durch die Wegschaffung

, des Tobten an einen anderen Ort, vorausgesetzt, daß die betref

fenden Behörden dazu ihre Einwilligung gegeben haben Eine

solche Wegschaffung heißt in der Kunstsprache trsvslsti« In Be

zug auf diesen Act war es eine Grundregel des römischen Rechtes, daß

Leichname, welche für immer an einem Orte bestattet worden sind,

nicht ohne Erlaubniß weggeschafft werden sollten^). Zur Ertheilung

48) I.. 6. §. 6. V. 10. 3. l.. 2. 5- 1. v. 11. 7.

49) Ii. 39. 0. S« pro socio. (17. Z.)

S«) I.. 2. O. 3. 44. §. 9. Inst. 2. 1.

51) ?ro religio»!» Ksbentur. Osiu» inst. H. S. 7.

62) I.. 4. v. 11. 7. ,

53) I.. 34. 0. ibick.

54) I.. 2. §. S. v. ibiä. 5,. 4. «. 3. 44. I.. 9. <Z. ZbZck.

56) I.. 9. 0. 3. 44.

55) I.. 44. §. 1. v, idiä. .

57) I.. 39. v. ibiS. I.. 44. 5. 1- v. ttM. I«. 1.0. 3. 44. l.. 14.

<Z. ibiö.

53) I.. 39. v. 11. 7. I,. 3. §. 4. 0. 47. 12. I.. 1. u. 14. 0. id!6.

Bei Leichnamen, welche in der Absicht bestattet worden sind, um sie später an

einen anderen Ort zu schaffen , bedurfte es zur Wegnahme nicht der Erlaub

niß I.. 39. 0. 11. 7. 1,. 10. <Z. 3. 44.
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der Erlaubniß war der Provinzialstatthalter berechtigt °") ; in den spä

teren Zeiten war dieß ein Reservatrecht des Kaisers^). Dieser Er-

theilung ging eine Untersuchung vorher über die Gründe, welche die

Wegschaffung veranlassen ^). gu diesen Gründen rechnete man z. B.

den Eintritt einer Ueberschwemmung. Im vorjustinianischen Rechte

wurden bei der Wegschassung solcher Leichname gewisse Opfer verrich

tet, und die Wegschaffung selbst konnte nur des Nachts geschehen^).

In den Justinianischen Rechtsquellen findet sich aber von diesen Bor

kehrungen keine Spur vor, doch wird in denselben jede Störung des

Transportes klar und deutlich untersagt^), b) Durch feindliche Er

oberung. Es ist nämlich ein Grundsatz des römischen Staatsrechtes,

daß alle re» religio»»« und »serse diesen Character verlieren, wenn sie

von den Kriegsfeinden erobert werden, und diesen Character wiederum

annehmen, sobald sie denselben wieder entrissen werdend).

Eintheilungen der Begräbnisse. ») proprio »er/ul-

«ra (eigene) und eounnuuls (gemeinschaftliche). Jenes

sind solche , worauf Jemand , vermöge eines besonderen Titels, ein be

sonderes Recht zusteht. Dieses sind solche, worauf jedes Mitglied der

Gemeinheit als solches Anspruch hat. Der Ausdruck commune se-

xulorui» findet sich in den römischen Rechtsquellen in einer ganz an

deren Bedeutung vor. So heißen nämlich daselbst^) die Grabstätten,

in welchen mehrere Privatpersonen Leichname zu bestatten berechtigt

sind. Diese Berechtigung steht jedem der Theilhaber ganz zu"°),

und er braucht mithin zur Verwirklichung seines Willens nicht erst die

Einwilligung der übrigen Theilnchmer abzuwarten, b)

ri» »epulor» (Kamilienbegräbnisse) und Kereäitsrl»

(Erbbegräbnisse^)). Jenes sind solche, welche der, der sie

errichtet, nur für sich und seine Familie bestimmt hat. Dieses hinge

gen sind solche, welche der, welcher sie errichtet, für sich und seine

Erben bestimmt hat, oder solche, welche der jetzige Inhaber auf dem

Wege der Erbschaft erlangt hat ^). Auf beide Arten von Begräbnis

sen habe» die Erben unbezweifelt ein Recht, selbst dann, wenn sie

extr»»ei tiereäes sind ^). Dabei ist es auch gleichgiltig , ob sie Ci-

vilerben oder prätorische Erben sind ; ob sie aus bem Testamente oder

59) Ii. 1. <?. 3. 44. Vergl. Glück, Erläuterung der Pandekten Th. 2.

S. 405—408.

60) I.. 14. <Z. S. 44.

61) Ii. 1. 0. S. 44.

62) ?»ullu» sent. reeept. üb. 1. t!t. 21. 8. 1.

63) I.. 3. §. 4. 0. 47. 12.

64) I.. 36. v. 7. 11.

65) §. 9. Inst. 6e rerum Sivisions. (2. I.)

66) I.. 6. S. 6. v. eommual äiviöunck«. (10. 3.) §. 9. Inst. 2. 1.

67) I.. 5. v. 11. 7.

68) Ii. S. Ii. 6. v. ibiS.

69) 1.. 6. v. ibiS. Ii. 13. <Z. 3. 44. Ii. 36. v. Se Koni» lidertorum.

(38. 2.) Ausgeschlossen sind indeß die FideicommiArben. Mgl. l.. 42. §. 1.

v. aS ««. 1'red«». (36. 1.)

S2*
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ohne Testament succediren ; ob sie das ganze Vermögen oder nur einen

Theil desselben erhalten. Und sie können dieses Recht nicht allein für

sich selbst, sondern auch für Andere in Anspruch nehmen Dieselbe

Befugniß steht aber auch den Descendenten des Erbauers unbezweifelt

zu, ohne Unterschied des Geschlechtes, Atters und Verwandtschaftsgra

des"). Selbst die vom Verstorbenen enterbten Kinder können ei»

nen Anspruch auf solche Begräbnisse machen, außer wenn der Erb

lasser aus trisstigen Gründen ihnen diesen Anspruch ausdrücklich ent

zogen hat. Andere dürfen dieselben in dergleichen Begräbnisse nicht

einlegen, mit Ausnahme der eignen Descendenten. Der Unterschied

beider Arten von Begräbnissen zeigt sich darin, daß an Familienbe

gräbnissen außer den Erben auch alle diejenigen Theil haben, welche

zur Familie des Verstorbenen gehören, selbst wenn sie nicht Erben ge

worden sind, was bei den Erbbegräbnissen nicht der Fall ist^).

Unter Familie versteht man den Inbegriff von allen Agnaten des Ver

storbenen. Mithin sind diejenigen, welche blos auf natürlichem Wege

mit dem Verstorbenen verwandt sind («ogusti) und verschwägerte Per

sonen (skölles) ganz von der Theilnahme an den Familienbegräbnissen

ausgeschlossen^). Freigelassene des Erbauers sind jedenfalls von der

Theilnahme an beiden Arten der Begräbnisse ausgeschlossen, selbst dann,

wenn das Begräbniß die Inschrift trägt, daß es vom ersten Erbauer

für sich und seine Freigelassenen bestimmt worden^). — Zur Er

leichterung des Begräbnißactes und zur Erhaltung der Grabmaler sind

mehrere Klagen eingeführt worden , welche hier genauer zu erörtern sind.

Wenn Jemand, welcher das Recht auf ein Grabmal hat, von einem

Anderen daran gehindert wird, in demselben einen Leichnam zu bestat

ten, so hat er zum Schutze seines Rechtes das iuteräivtiu» rirokibi-

toriui» cle moi-tuo iutereuHo eine iu ksetuiu svtio , wodurch

er den, welcher ihn in der Ausübung seines Rechtes stört, zum Ersatz

des durch die Störung verursachten Schadens zwingt. Dabei ist es

gleichgiltig, ob das Hindernis) dem Inhaber des Rechtes oder dessen

Procurator in den Weg gelegt worden ist^). Auch auf die Art der

Handlung, wodurch die Rechtsverletzung herbeigeführt worden, kommt

nichts an, da es schon für eine Verhinderung des Begräbnißactes angese

hen wird, wenn der Feldnachbar dem Berechtigten den Weg zum Grab

male nicht gestattet Wird die i» tsvwi» »etio gebraucht, so ist

7«) 1.. 6. 0. 11. 7.

71) I.. 6. v. ibiä.

72) I.. 13. 0. 3. 44.

73) I.. 8. «. idiS.

74) I.. 6. v. 11. 7. Ii. 6. <Z. 3. 44.

75) Ii. S. §. 5. I,. 9. I,. 43. I>. idiil. I,. 1. §. 1. u. 4. v. cke mortuo

nkrenä«. (11. 8.)

76) I.. 8. §. 5. 0. 11. 7. I,. 1. §. 1. 0. 11. 8.

77) I,. 10. 0. 11. 7. Bei dem Verkaufe von Grundstücken verstand sich
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in den Betrag der Condemnationssumme alles dasjenige einzurechnen,

was der Klager durch die Prohibition verloren hat^), namentlich der

Preis des zur Bestattung gekauften oder gemiethetcn Feldes, oder, wenn

das Feld dem Klager selbst angehört, die Taxe des Begräbnißplatzes.

Ihrer Natur nach ist diese Klage eine Perpetua svtio ; auch geht sie

nach der richtigeren, von CajuS gebilligten Meinung activ und passiv

auf die Erben über Beim Jnterdict 6e uiorw^ iukereuci«

kommt nichts darauf an, ob derjenige, welcher an der Bestattung ge

hindert worden ist, das Recht hat, den Platz zum religiosus

zu machen oder nicht ^"). Nur das kommt dabei in Frage, ob er das

Recht hat, den Leichnam am fraglichen Orte zu bestatten^). Da

her kommt es, daß auch der Proprietär, dem der Ususfruktus ent

zogen ist, und der Miteigenthümer des Grundstückes das Jnterdict

brauchen kann: der Erste, wenn er vom Ufufrucruar gehindert, der

Andere, wenn er vom Miteigenthümer in dieser Rücksicht beeinträchtigt

wird. — Wer das Recht hat, einen Leichnam an einem Orte zu be

statten, ist auch dazu berechtigt, daselbst ein Grabmal oder ein Monu

ment zu errichten, auszubessern und zu vollenden ^), und wenn er von

Jemand daran gehindert wird, so kann er den Letzteren mit dem iurer-

elivtui» prouibitorium 6e »epulvr« sevlik«su6« belangen ^). Auch,

wer den Einsturz des einmal errichteten Grabmals wissentlich befördert,

kann mit dieser Klage zum Schadenersatz gezwungen werden^). Als

Grund, warum das Jnterdict eingeführt worden, gibt man an, daß man

in der Errichtung und Ausschmückung der Grabmäler eine Art von

religiösem Interesse erblickt habe^).

Begräbnißkosten, Leichenkosten (tuneris sumtu» oder

Ilnpeusse tun«ris) sind der Inbegriff alles desjenigen, waS aufge

wendet wird, um den Verstorbenen auf eine anständige Art zu bestat-

die Wegservitut von selbst, wenn der Verkäufer sich die Grabstätte beim Kaufe

vorbehalten hatte. I.. 1«. v. ibick. 5,. S. v. 47. 12. Ja, man konnte so

gar jeden Feldnachbar nach einem Reskripte des Severus und Caracalla ex-

tr» oräinsin dazu zwingen, die Wegservitut in Betreff des Grabmales zu

gestatten; dieß freilich nur unter zwei Voraussetzungen: s) daß der Klüger kei

nen anderen Ausweg habe, b) daß er den Beklagten gehörig entschädige.

78) I.. 9. v. 11. 7.

79) I.. 9, v. ibick.

80) I.. 43. v. ibick.

81) I.. 43. v. idick. 5,. 1. Z. 1. u. 3. v. 11. 8.

82) I.. 1. §. 7. 0. idick. l.. 1. §. S. u. 9. v. idick. l,. S. !>. idick.

Vorausgesetzt, daß der Ort noch nicht rs» religio»» ist, denn in diesem Falle

muß zur Wiederherstellung des Denkmales erst das Gutachten der pontiücs»

eingeholt werden 1,. 1. S. 6. v. 11. 3.

83) I.. 1. §. 5. v. 11. 3. . . .

84) I.. 1. §. 10. v. 11. 8.

LS) I.. 1. §. 6. v. ibick.
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ten 2). Dem römischen Rechte zufolge wird dazu Alles gerechnet, was

zur Veranstaltung und Verwirklichung des Leichenzuges ausgegeben

worden ist 2): also die Kosten der Aufbewahrung des Tobten^), das

Porto für dessen Herbeischaffung , die Ausgaben für Kleider , für Sal

ben b) , das Fuhrlohn für den Leichenwagen , die Kosten des Sarko-

phages , die öffentlichen Abgaben , welche durch das Begräbnis) verur

sacht werden 6) und der Ankaufspreis des Ortes, an welchem der

Tobte bestattet worden ist nebst den auf die Befestigung und Zurich

tung jenes verwendeten Geldern Aeußere Zierrathen des Be-

gräbnißplatzes kommen nicht in Betracht, z. B. Säulenhallen (xoni-

«stiones ")) und Denksteine oder Denkmaler , deren Kosten sogar nicht

unter die Kategorie der Leichenkosten gehören, daß sie nach der Mei

nung des Marcellus nicht einmal bei der Berechnung der Erbschaft

Behufs der Falcidischen Quart in Betracht kommen können, obgleich

Sabinus der Meinung war, daß sie wenigstens dann von der Erb

schaftsmasse abgezogen würden, wenn die Errichtung des Monumentes

nothwendig gewesen ist ^°). Ausgeschlossen von den Begräbnißkosten

sind ferner nach den Ansichten der römischen Juristen die Kosten der

Trauerkleider für die Verwandten des Verstorbenen, die des Trauermahls

und endlich die der letzten Krankheit. Heut zu Tage muß freilich un

ter die Kategorie der Leichenkosten noch Manches gerechnet werden, was

bei Leichenbegräbnissen aufgewendet zu werden pflegt. Dieß hat

man nach den Sitten und Gebräuchen des Ortes, wo die Leiche

bestattet wird, zu beurtheilm Man rechnet dahin nament

lich die Gebühren der Geistlichen und anderer kirchlichen oder weltli

chen Personen, welche bei der Beerdigung nöthig sind; den Aufwand

für das Läuten der Glocken, für die Flöre, Handschuhe und Citronen,

welche die Träger bei den Leichenbegängnissen tragen. Auch hat sich

der bisherige Gerichtsbrauch dafür entschieden, Geldvorschüssen zum An

kaufe der Trauerkleider für die Verwandten und Diener des Verstor

benen, ingleichen den Kosten des Trauermahls die Vorrechte der Lei

chenkosten einzuräumen Den Beweis der Kosten anbetreffend, so

wird nach dem heutigen Gerichtsbrauche erfodert, daß der, welcher sie

2) I». 14. Z. 3, U» 4. V. 6s religiös« et »umtibu» Irmerum. (II. 7.)

Ii. 37. xr. u. §. 1. v. idiä. Vgl. Glück, Pandekten Tb. 11. S. 441 flg.

3) I.. 14. S. 3. v. idicl.

4) I.. 14. §. 4. v. idiS.

5) I.. 37. pr. v. idi6.

6) Vgl. Glück a. a. O. Th. 11. S. 408. Note 73.

7) Ii. 14. I. 3. I.. 37. pr. v. IbiS.

8) I.. 37. §. 1. P. idia.

S) 1^. 37. §. 1. v. ibiS. Auch Iierrathen (ornaments), welche gewöhnlich

dem Tobten beigegeben werden, sind vom Begriffe der Begräbnißkosten

ausgeschlossen. I>. 14. §. 5. v. ibig.

10) I,. 1. I. 19. v. legem LÄ«iaism. (35. 2.)

IN Vgl. Glück a. a. O. Th. 11. S. 447—449.

12) Vgl. die von Glück a. a. O. S. 449 Note 76 angeführten Schrift

steller.
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aufgewendet hat, dieselben genau specificire, damit man beurtheilen

könne, ob überflüssiger Aufwand in dieser Beziehung gemacht worden.

Nur wenn die Kosten maßig und nicht unwahrscheinlich sind, kann

an die Stelle der Specification die eidliche Bestärkung des, der sie aufgewen

det hat, treten. — Die Vorrechte, welche die Leichenkosten im Pandek

tenrechte genießen, lassen sich auf folgende Puncte zurückführen: «) sie

haben beim Concurse das Borzugsrecht (Privilegium

« X i F e n cl i Dieses Privilegium beschränken manche Rechtsgelchrte

auf die chirographarischen Gläubiger des Verstorbenen , weil die Pfand

gläubiger nach römischen Ansichten mit der Concursmässe nichts zu

thun hatten und allen persönlichen Privilegien vorgingen^). Indes

sen sprechen mehrere Stellen, welche von diesem Vorrechte reden, ganz

allgemein"'), und in einer ^) wird ausdrücklich gesagt, daß die iu-

vevts et iUsw des verstorbenen Mietheinwohners , welche doch für die

Abzahlung des Miethzinses dem Hausherrn stillschweigend verpfändet

sind, im Fall der Dürftigkeit des Verstorbenen zuerst zur Bestreitung

der Begräbnißkosten und erst dann zur Tilgung des schuldigen Mieth

zinses verwendet werden sollen. Concurriren die Leichenkosten mit an

deren privilegirten Foderungen, so gehen sie denselben unbestritten vor^).

Dieses Privilegium ist von der tuuersriä sotiu völlig unabhängig^)

und auch mit jeder anderen Klage, welche die Erstattung der Lei-

chenkoste» bezweckt, verbunden. Es ist ein Privilegium osusse und

geht mithin auch auf den Cessionar über. Es beschränkt sich aber

nicht auf die Kosten, welche zur Bestattung des Concursschuldners auf

gewendet worden sind, sondern erstreckt sich auch auf Beerdigungen

fremder Personen, welche der Concursschuldner aus eigenem Vermögen

zu beerdigen verpflichtet ist ^°). Eine allgemeine, freilich erst durch die

Praxis aufgekommene Beschränkung dieses Privilegiums ist die, daß

die Leichenkosten, welche dasselbe beanspruchen, vor Ausbruch des Con-

curses aufgewendet sein müssen^). K) Bei der Berechnung der

Erbschaft behufs der Auszahlung der Legate, des Abzu

ges der Falcidischen Quart und der Errichtung eines

Inventars werden die Beerdigungskosten des Verstor«

denen im Voraus verabzugt^), so daß sie gewissermaßen nicht

13) I.. 45. v. 11. 7.

14) A. B. N««6t ««mm. »S vig. Xl. 7. Opp. t«m. II. p. 269. Vgl.

G l ü ck a. a. O. Th. II. S. 429—434.

15) I>. 9. O. qu! potior«, in pignore. (8. 18.)

16) ?»nllus «ent. rsv. I. 21. §. 15. ?omp«niu, in Ii. 26. 0.

11. 7.

17) VIpiäi,. in I.. 14. §. I. v. ib!S.

18) ksullu, »ent. reo. I. 21. S. 15. Ii. 26. 1>. 45. v.ibiS.

19) Ii. 17. pr. v. 6« rebus su«t«rits.ts iuäivi» po»»iäenöis. (42. 5.)

20) I.. 17. vr. v. !bi6.

21) Vgl. Glück a. a. O. Th. 11. S. 433, 434.

22) I.. 22-26. l>. 1l. 7. l.. 1. §. 19. v. 35. 2. 5. 22. 5. S. «. S»

!ms 6«liberänüi. (6. 30.)
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einmal zum Bestände der reinen Vermögensmasse gerechnet werden. —

Die Beurtheilung der Größe der Begräbnißkosten fällt dem Gutachten

des Prätors oder Municipalmagistrats , wo das Begrabniß statt

findet, anHeim 22). Dabei wird der Stand (ckigMss) und das Ver

mögen (täLultates) des Verstorbenen hauptsächlich berücksichtigt^);

um so mehr, da eines Theils eine zu geringfügige Bestattung für eine

Beschimpfung des Verstorbenen angesehen wird ^) und dem, welcher

sie besorgt hat, im Falle er dieß in böser Absicht gethan hat, jede

Aussicht auf den Regreß an den Erben des Verstorbenen entzieht,

andern Theils ein übermäßiges Gepränge dem, welcher dasselbe ver

anstaltet hat, selbst dann, wenn es ihm der Erblasser in der Weise

geboten hat, zum Nachtheil gereicht, da er in jedem Fall von dem,

welcher zur Bestattung verpflichtet ist, nur soviel ersatzweise verlangen

kann, als nach dem Urtheil des Richters hingereicht haben würde, um

den Verstorbenen nach Maßgabe seines Standes und Vermögens an

ständig zu bestatten^).

Die Frage, wer die Begräbnißkosten zu tragen habe, ist nach

folgenden Regeln zu entscheiden. Es gilt als Grundsatz in dieser Lehre,

daß Jedermann aus seinem eigenen Vermögen bestattet werden müsse

Ist baares Geld vorhanden, so wird dieß zuerst zu diesem Zwecke ver

wendet^). Ist keins vorhanden, so sollen zu gleichem Zwecke sofort

solche Vermögensstücke verkauft werden , welche mit der Zeit untergehen

oder schlechter werden. In Ermangelung solcher Sachen wird, was

an Gold- und Silberwerth in der Erbschaft sich vorfindet, verkauft

oder verpfändet. Tritt Jemand der Uebergabe der verkauften Sache

entgegen, so schlägt sich der Prätor jn^ Mittel, und der einmal

abgeschlossene Kauf bleibt auch dann giltig, wenn späterhin die Erben

die Erbschaft antreten 2"). Sind Außenstände vorhanden, so können

diese sofort zu gleichem Zwecke eingezogen werden^). Im Fall. gar

nichts der Art da ist , können die legirten Sachen ^^) angegriffen wer

den; selbst die iuvevts er illsts des Miethmannes, ohne daß der

Hauseigenthümer, welchem sie stillschweigeud für die Abtragung des

Miethzinses verpfändet sind, berechtigt wäre, dagegen Einspruch zu

thun^). — Aus dem Gesagten ergibt sich zugleich, daß derjenige zunächst

zur Bestreitung des Leichenpompes verpflichtet ist, an welchen das Ver

mögen des Verstorbenen rechtmäßiger Weise durch Universalsucccssion

23) I.. 12. S. 6. v. 11. 7.

24) Ii. 12. §. 6. v. 11. 7. I^. 14. §. 6. 0. ibiS. 5,. 21. v. ibi6.

25) 14. §. 1«. v. ibid. Bergl. Schneider, die subsidiären Klagen

des R. R. S. 505.

26) Ii. 14. S. 6. v. ibig.

27) Ii. 12. §. 6. v. id!,Z. I.. 13. u. 14. pr. §. 1, S u. 13. 0. ibia.

28) Ii. 12. S. 6. 0. ibig.

29) Ii. 14. pr. 0. il,i<Z.

3«) Ii. 14. S. 2. v. ibiä.

31) Ii. 13. v. ibiS.

32) Ii. 14. §. 2. v. ibig.

33) Ii. 14. §. 1. v. IbiS.
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übergeht. Dahin gehören zuerst die im Testamente eingesetzten Er

ben ^) ; sodann die gesetzlichen Erben und die Cognaten , jeder nach

der Reihe, in welcher er zur Erbschaft berufen wird. Es ruht näm

lich die Last, die Begräbnißkosten zu bestreiten, gewissermaßen auf dem

Vermögen des Verstorbenen 'b), und wer sie statt des Verpflichteten

bestreiket, von dem wird angenommen, daß er gewissermaßen mit dem

Verstorbenen contrahirt habe^"). Aehnliche Grundsäße gelten auch

bei der Beerdigung der Ehefrauen , freilich mit der Beschränkung,

daß deren Mitgift (cko,) alS' ein Theil ihres Vermögen« angesehen

und mithin der, welcher dieselbe nach ihrem Ableben definitiv behält,

zur völligen oder zur theilweisen Bestreitung der Begräbnißkosten ver

pflichtet wird 2°). Ist kein Vermögen außer der Mitgift vorhanden, so

bestreitet nur der allein die Begräbnißkosten, welcher die Mitgift für

den Augenblick besitzt 2'), und dieser kann, wenn er sie später einem

Anderen ausantworten muß, dem Letzteren die des Begräbnisses halber

gemachten Auslagen bei der Restitution in Anrechnung bringen. Wem

die Mitgift definitiv verbleibt, der muß zweifelsohne auch die Begräb

nißkosten tragen, es mag nun der Mann oder der Vater der Frau

sein ^o). Der Erstere genießt indeß dabei des benstioiura «oinpsteu-

ri»e^), w«l man von ihm annimmt, daß er nicht mehr von der

Mitgift gewinne, als was er der Frau bei der Scheidung hätte her-

auSzahlen müssen. Ist noch anderes Vermögen außer der Mitgift

vorhanden, so steuern die Erben der Verstorbenen sammt demje

nigen, bei welchem die Mitgift definitiv verbleibt, und zwar ein

Jeder von ihnen nach Vechältniß der Größe der Erbschaft und der

Mitgift, bei der Beerdigung der Verstorbenen zusammen"). Reicht

aber weder das Vermögen noch die Mitgift zur Bestreitung der Be

gräbnißkosten zu, so fällt ausnahmsweise die Verbindlichkeit, dieselben

zu tragen, auf den Vater, welcher die verstorbene Person in seiner Ge

walt gehabt hat "). Ist auch dieser verarmt , so fällt diese Verbind-

54) I.. 12. §. 4. v. II. 7. I.. 14. §. 2. V. ibick.

55) Ii. 14. 5. 13. v. ibick.

36) I.. 1. v. Idick.

37) I.. 22. u. 23. I.. 27. pr. Ii. 2S. 0. ibick.

38) 1^. 16—2«. 0. ibick. Denn diese Verpflichtung ruht auf der 60,,

wie se« slienum (Ii. 16. 18. 19. v. ibick.), und findet sogar bei der recep-

titis ck«, statt. (Ii. 20. §. 1. v. ibick.)

37) I.. 17. Ii. 20. §. 2. Ii. 29. §. I. v. ibick.

40) Ii. 16. Ii. 2«. §. 1. v. »big. Wenn vom Ehemanne die Rede ist,

so muß man hier nur an denjenigen denken, welcher beim Ableben der Frau

noch deren Ehegatte war. Ii. 29. pr. v. ibi<I.

41) Ii. 27. 5. 2. v. ibick.

42) Ii. 22. u. 23. Ii. 27. pr. Ii. S«. 5. 1. v. ibick.

43) Ii. 21. Ii. 23. Ii. 31. pr. 0. ibick. Für den Fall, daß die Mitgift

nicht zureicht, vgl. Ii. 20. §. 1. v. ibick. Manche lassen diese Verbindlichkeit

des Vaters auch bei emancipirten Kindern eintreten, freilich gegen I,. 21. v.

idick., wenn schon andere Gesetze allgemein zu sprechen scheinen, namentlich Ii.

28. 1.. 20. S. 1. Ii. 31. pr. v. ibick.
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lichkeit, im Fall die Verstorbene verheurathet war, auf dm überleben

den Ehemann^), damit es nicht als eine Beleidigung desselben er

scheinen möge, wenn seine ehemalige Gattin unbegraben liege» bleibt.

Freilich steht auch hier dem Ehemanne das benetivium o«uiz>etsuti«e

zu. Reichen alle diese Regeln nicht aus, so wendet man in der

Praxis, in Ermangelung sicherer Bestimmungen des römischen Rech

tes, die Regeln, welche von der Alimentationspflicht gelten, analogisch

an, nach dem Grundsatze.- wer zur Ernährung des Verstor

benen, wenn er annoch lebte, verpflichtet sein würde,

der muß auch die Begrab nißkosten bestreiten^). — Von

der Verbindlichkeit, die Begräbnißkosten zu tragen, ist die Verpflichtung,

das Materielle des Begräbnisses zu besorgen, ganz verschieden. Gewöhn

lich liegt freilich auch diese Verbindlichkeit demjenigen ob, welcher die

Leichenkosten zu tragen hat ; indessen konnte, wenn der Verpflichtete

zögerte, ein Jeder aus dem Volke die Bestattung übernehmen, und

die Erstattung der darauf verwendeten Kosten von demjenigen, welcher

sie zu tragen hatte, verlangen^). Hat der Erblasser die Besorgung

des Begräbnisses Jemand ausdrücklich aufgetragen, so hat dieser

vor den Uebrigen ^) den Vorzug. Jndeß trifft die Erben keine beson

dere Strafe, wenn sie ihm die Beerdigung nicht gestatten^). Wei

gert sich der Auftragnehmer, den Auftrag zu vollziehen, so kann er in

der Regel zur Erfüllung desselben nicht gezwungen werden, wenn er

gleich zur Strafe alles dasjenige, was ihm im Testamente zugesichert wor

den war, verliert Nur wenn er zur Erfüllung des Auftrages Geld

empfangen hat und dennoch bei der Weigerung verharrt, läßt man

Zwangsmittel eintreten, entweder auf dem Wege der Klage durch die

vloli s«ti«, oder auf dem Wege der «xtrs«r6Insriä eogoiti«^), durch

Androhung einer Geldstrafe (>»u1«tss clicti«) oder gerichtliche Auspfan-

dung (xiZiwri« espio). — Die Klagen, mit welchen der, welcher auf

ein Begräbniß, dessen Bestreitung ihm nicht zur Last fällt, Kosten ver

wendet hat, die Erstattung derselben von dem, welcher dieselben zu be

streiten hat, verlangen kann, sind verschieden. Der Miterbe hat gegen

den Miterben die ksmiUs« Ksr«is«rru6»e svtio^) zu diesem Zwecke ; der

Vater der verstorbenen Frau klagt gegen ihren überlebenden Ehemann,

bei welchem die Mitgift definitiv verbleibt, mit der «le äote set!« ss);

für den Fall des Auftrages tritt die «ontrsris msuästi svti« ein^);

44) I.. 28. 0. 11. 7.

45) Vergl. Glück, Pandekten a. a. O. Th. 11. S. 419.

46) 5,. 12. S. 4. v. 11. 7.

47) I.. 12. 8. 2. u. 3. v. ibiö.

48) I.. 12. S. 4. v. ibig.

49) I.. 14. §. 14. v. ibick. Dieß nach einem Reskripte de« Marcus

Aurelius.

50) l.. 12. S. 4. v. ibiS.

51) I.. 14. §. 2. v. ibiä.

52) I.. 14. §. 12. v. ibiS.

63) Ii. 30. pr. v. ibiä.

S4) I,. 14. Z. 15. v. idig.
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für den Fall der vegotioruu. gestio die «ontrsris »vtio ueAotiorui»

Zestorui» Reichen alle diese Klagen nicht aus, so tritt die K».e-

rsria svri« ein °^). Man versteht unter diesem Namen eine persön

liche vom Prätor eingeführte Klage, womit derjenige, welcher

eine Leiche bestattet hat, ohne dazu verpflichtet zu sein, von demjeni«

gm , welcher dem Rechte nach °') die Kosten des Begräbnisses zu be

streiten hat, den Ersatz alles dessen, was er zu diesem Zwecke wirklich

aufgewendet, verlangt. Der Grund, welcher die Einführung dieser

Klage veranlaßt hat, ist der, die Beerdigung zu beschleunigen und da

bei zu verhüten , daß Jemand auf fremde Kosten beerdigt werde 6«).

Die Pandectenjuristen führen die Klage auf die natürliche Billigkeit

(bouui» et se<zuum)6l) zurück, was in ihrem Munde wohl nur den

Sinn hat, daß der Richter, welcher im Prozesse zu urtheilen hat, nach

billigem Ermessen die Größe der Begräbnißkosten zu bestimmen habe.

Die Erfodernisse der Klage sind folgende: s) der Kläger muß das Lei-

chenbegängniß besorgt und die Kosten dazu aus eigenen Mittel» hergegeben

haben K) Er muß oieß in der Absicht, einen Vorschuß zu machen,

gethan haben ^). Zum Beweise dieser Absicht benutzte man gewöhnlich die

Form der Protestatio»^). Kann sie nicht erwiesen werden, so fällt die

kunerarls s«üo weg, z.B. wenn die Absicht zu schenken vorliegt, oder

das Begräbniß aus Liebe zum Verstorbenen (xietstis intuiw) besorgt

worden ist"5). Daher kommt es, daß, wenn Jemand die Kosten des

Begräbnisses halb schenkungsweise, halb vorschußweise aus eigenen Mit

teln bestritten hat, er die tunersris nur zur Beitreibung desjenigen

Theiles derselben, welchen er vorschußweise hergegeben hat, benutzen

kann ^). «) Die Bestattung muß im Vergleiche mit dem Vermögen

des Verstorbenen und dessem Range nicht zu gering gewesen, auch die

Absicht nicht erweislich sein, den Verstorbenen durch eine zu geringe

Bestattung zu beschimpfen <"). Die Klage wird gegen den gerichtet,

welcher durch das Gesetz zur Bestreitung der Leichenkosten verpflichtet

ist. z. B. gegen die Testaments- und Intestaterben des Verstorbenen,

die bonorum p«»se»»«res u. dgl. 66) Als utill» »oti« wird sie auch

in folgenden Fällen verwilligt: 1) wenn der Besitzer der Erbschaft die

55) I.. 14. §. 7. v. 11. 7.

56) Q. 12. §. 14. Ii. 16. v. ibick.

57) 1. v. .dick. I.. 14. 5. 11. v. ibick.

S8> 1.. 12. §. 2. v. ibick.

69) Ii. 12. §. 3. v. ibick.

60) Ii. 12. §. 3. v. ibick.

61) Ii. 14. §. 6. 0. ibick. Vgl. auch Ii. 14. §. 10. u. 13. ibick.

62) Ii. 12. S. 3. Ii. 14. §. 7. ibick.

63) Hu»»i revsptoru, „umtum. I«. 14. S. 7. I>. ibick. qussi n«>

gotiuin »lisnum gsren». Ii. 14. S. 11. 0. ibick.

64) Ii. 14. Z. 7. v. ibick.

SS) Ii. 14. K. 7—9. v. ibick.

66) Ii. 14. S. 9. I>. idick.

67) Ii. 14. 8. 10. v. idick.

68) Ii. 14. §. 17. 1.. IS. u. 16. v. ibick.
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Beerdigung besorgt und nachher, wenn er durch Urtheil und Recht zur

Herausgabe der Erbschaft an den wahren Erben verurtheilt worden, bei

der Restitution derselben die Leichenkosten nicht in Abzug gebracht hat°°) ;

2) wenn Jemand, der sich falschlich für den wahren Erben hält, das

Begräbniß des Verstorbenen als Erbe besorgt hat?"); 3) wenn der, wel

cher die Bestattungskosten zu bestreiten hat, dem, welcher das Leichen-

begängniß besorgt, die Besorgung ausdrücklich untersagt hat'"). Der

Gegenstand der Klage sind die aufgewendeten Begräbnißkosten , in wie

weit sie nothwendig waren Ihrer Natur nach ist die Klage subsi

diarisch, d. h. sie tritt nur dann ein, wenn keine andere Klage zur Er

reichung desselben Zweckes dem Klager zusteht Im Ganzen scheint

sie der uegotioruiu gestorum svti« nachgebildet zu sein; doch steht es

dem Richter in der tunersri» frei, da, wo es die Billigkeit erheischt,

auch die Grundsätze, welche von der veSotiorui» Aestorui» svtiu gel

ten, zu verlassen^). Der Dauer nach ist sie eine per^ews »vtia und

geht activ und passiv auf die Erben über 7°). Heimbach.

Beichte bezeichnet dem Wortsinn nach jedes Geständniß oder

Bekenntniß ^). In der kirchlichen Bedeutung versteht man darunter

das Bekenntniß der Sünden eines Christen vor einem Geistlichen, um

mit der Kirche, welcher das Gemeindeglied durch Uebertretung des Ge

setzes entfremdet worden, wieder vereint, versöhnt zu werden.

Der Ausdruck Beichte wird übrigens in einem weiteren und en

geren Sinne gebraucht. In jenem umfaßt er das ganze Sacrament

der Beichte und Buße, in diesem nur das eine Moment der Materie

des Sacramentes, welches als Erzeugniß wahrer Reue («outritio vor-

llis) in einem Bekenntnisse der Sünde («outessi« orls) besteht, wor

auf nach erfolgter Buße ( sstistseri« o^eris) die Absolution ertheilt

wird.

In diesem Zusammenhange soll unter dem Artikel Buße näher

die Beichte gewürdigt werden ; hier betrachten wir dieselbe zweckmäßiger

69) I.. 32. v. 11. 7.

7«) Lx «süss I.. 14. S. 11. v. ibiö.

71) Lx csus» l,. 14. S. 13. v. ibiä.

72) Ii. 14. §. 6. v. ibia.

73) I.. 14. §. 12, IS u. 16. v. ibick. Vergl. Schneider a. a. O.

S. 510 u. 511.

74) I.. 14. §. 13. v. idiS.

75) I.. 31. Z. 2. 0. IbiS.

1) Vergl. den Nachweis der Quellen und Literatur über den Art. Buße.

Hier ist aber besonders zu erwähnen: Joh. Georg Pertsch, Recht der Beicht

stühle u. s. w. 2. Ausg. Wolffenbüttel 1738. 4. Klee, die Beichte, eine hi

storisch-kritische Untersuchung, Mainz 1828. 8.

2) Bijiht und Bijihti, woraus Beichte, kommt her von bijehan, d. i. be

jahen («ontiter!), dem verstärkten (be oder ge sz. B. im Gewissens «ov, «vv)

jehcm (jeh, jah, jäh), sagen (ksteri), f. Grass, althochteutscher Sprachschatz,

Th. I. S. 537. Berlin 1834. 4.
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in ihrer eigenthümlichen Bedeutsamkeit, mit Rücksicht auf ihre Be

dingungen, Zusätze und Folgen.

Schon in der ältesten Zeit wurde von den Mitgliedern der Kirche,

welche deren Gebote übertraten, öffentlich die Sünde gestanden (lrs-

nseus sclver». Iiseress» üb. I. e. 9. 13. I'ertulli su. Uber <!«

poeoiteutis. O^priau. episr. 10. 13. 31 u. a.). Dieses Bekennt-

niß nannte man im Orient ^«stv^oz'^cktgb^ welchen Ausdruck

man auch im Occidente beibehielt, später aber durch «onfessi« er

setzte. Das Bekenntniß selbst erfolgte vor der versammelten Gemeinde,

oder vor dem Bischöfe und seinem Presbyter , oder auch vor einem

einzelnen dazu bestellten Geistlichen (iryks/Zv'rryos r^s ^er«voi«s ^)).

Ein ärgerlicher Vorfall veranlaßte aber im Jahre 390 den Bischof

Nectarius von Constantinopel, die Beichtpriester abzuschaffen und jedem

zu überlassen, sich selbst einen Priester zu wählen, dem er beichten

mochte (Kovratss Kist. «««I. IIb. V. «. i9. 8«?o melius lusr.

eo«I. IIb. VII. «. 16. VMgl. «ivepliorus Ilist. IIb. XII. «. 28°)).

Die Privatbeichte hörte nun auch nicht auf, ja sie wurde der öffentli

chen vorgezogen und aus Gründen empfohlen. So erklärt namentlich

der römische Bischof Leo der Große ». 459 (episr. 168 ecl. Lslleriu.,

136 eck. ^uesuell.): öuis nou onuiiui» Iiuiusmocki sunt r^ecosts,

ut es, <zui ^>«euiteutism posvuut, u«u tiineaut r^ublivkrez rei»o-

veskir isni ü»^>rub»bi!i» ««iisuetucko: ne muI6 s poeuiteutlae ie-

ineclüs sreesiitur, cluill sut erudesvuiit , sut vaetliuut iuimiois suis

su» tsvta resersri, «zuibu» posslnt leguru ««nstitution« ^>er«ell!.

KuKvit «uiiil Iiis eoukessi«, czuse z>rimum Leo oKertum , iuin

etism sseercloti, ^rü ^>ro cielieti» poeultsutiuin r>revst«r svoeclit.

I'une euil» liemvu» Flures poeuiteutlsi» poteruut rirovocsri,

si poriuli suribu» noll publiestur «ousvieuti» ooukteutis (vergl.

«. 61. 89. S. I. S« xoevit.). .

Nach und nach wurde die Privatbeichte (Ohrenbeichte, «outessio

»urioulsris) immer allgemeiner und durch die Kirchengesetze besonders

bestätigt; doch geschah dieß zunächst nur bei geheimen Sünden (6e>

lior» ovvulw), und seit dem 13. Jahrhundert auch bei bekannt ge

wordenen (äellcw msuiiests, später »«torls). Während das Bekennt

niß früher freiwillig erfolgte und nicht als nothwendige Bedingung der

Sündenvergebung betrachtet wurde, entwickelten sich im Zusammen

hange mit der Ausbildung der Lehre von dem Sacramente entgegen-

3) Lxomoloeesis hat aber bald diese engere, bald eine weitere Bedeutung,

ähnlich wie von»»s!o und das teutsche Beichte; s. Binterim, die vorzüg

lichsten Denkwürdigkeiten der christ - katholischen Kirche, Band V. Th. II. S.

207 flg.

4) S. die cit> Stellen des Soerates und Sozomenus.

6) Ueber den Ursprung der Privatbeichte sind verschiedene Ansichten aufge

stellt worden, bei denen Gründe der Confession unverkennbar mitgewirkt haben.

Man vergl. Pertsch a. a. O. Borr, zur 2. Ausg. Suicer rkessurn» 1°.

I. p. 1146. «. v. ^s»o^o^«s. Binterim a. a. S. V. 2. S. 220 flg.

S. 3S3 flg. . , , ,
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gesetzte Ansichten °), welchen die kirchliche Sanction zu Theil ward^).

Entscheidend wurde die Festsetzung des vierten Lateranconcils von 12IS

«SU 21: Omni» utriuslzue s«xu» KclsUs, in «. 12. X. cle rioevi-

ientü» et reini»»iouibr,s (V, 38) , welche auf allen Synoden der Fol

gezeit Bestätigung erhielt. M. s. bes. : L«u». 1'riSeut. »es». XIV.

esp. 5 »siz. «su. g. se<z. cle poenit. »ä«rsm. Lareoliisru. Ko-

msu. ?. II. «. ö. <!e rioeuit. »sorsi».

Hiernach ist jeder katholische Christ, sobald er die Entscheidungs

jahre (suni cksvretioriis) erreicht hat 7), verpflichtet, jahrlich wenigstens

einmal seinem Priester alle seine Sünden zu beichten. Unterlaßt er

dieß, so soll er der Kirchengemeinschaft und des christlichen Begräbnis

ses verlustig gehen.

Die Beichte umfaßt eine Aufzählung aller Sünden, die

mit Gedanken, Worten und Werken begangen sind ^). Zunächst geht

dieß aber nur auf alle gröberen oder Todsünden (xe«osw mortslis);

doch gilt auch die Beichte der leichteren oder sogenannten läßlichen

Sünden (i>e««stä veuisli») für heilsam °). Eine allgemeine Beichte

über Sündhaftigkeit überhaupt erfolgt den Umständen nach bei Kranken.

Die Beichte wird vor dem dazu befugten Geistlichen abgelegt.

Vor dem 13. Jahrh. enthielt die auf das Bekenntniß folgende Los

sprechung nicht nothwendig ein Moment der Jurisdiction; daher war

auch die Beichte vor einem Laien zulässig Seit die Vorausse

tzung des Binde- und Löseschlüssels mit in Betracht kommt, ist nur

6) Man vergl. besonders die gründliche Ausführung bei Giesel er, Lehr»

buch der Kirchengeschichte, Bd. II. Abth. II. §. S«. Ueber die Theorie G r«-

tian's (k'r. 6e poenitenti«) Anm. s daselbst, verb. mit Sarti Se clsri,

»rckig^mnssii Lononiensis prokessoribu» I. ?. I. p. 273. not. ». «t.

7) Ueber den Streit, ob die Ohrenbeichte eine göttliche Einrichtung sei,

kessions «enev. 1661. 4., welcher dieselbe leugnet, während gegen ihn die

selbe behauptet ^s«. Lrileuu Kistori» eoniessiom» äuriculsri«. lautet. ?s

ris. 1684. 3. Ein bestimmtes Jahr nennen die Gesetze meistens nicht. Aus

nahmsweise findet sich das 14. Jahr in einer 8>nock. k^srboneiisis des 13.

Jahrh. («aräuini «oll. «on«. V«. eol. 146.)

8) Schon früher wurden deschalb besondere Register entworfen. Man sehe

Srupen tormulse veterum eonkessionum , alte fränkische, alemannische und

angelsächsische Beichtformeln, Hannover 1797. 4. Ueber die ältesten teutschm

Beichtformeln in Lacomblet Archiv für die Geschichte des Riederrheins,

Bd. I. H. I. S. 1 flg. Düsseldorf 1831. 8.

S) ^rg. Oonv. 1>i<I. se5». XIV. eit. vsp. 6 et esn. 7. (vergl. Lsrdo-

»äs remissiones sö «sp. 6. not. ß>) LstecKism. Komsn. I. e. I^r. XXV.

10) S. Glosse ZU «.3. I>«r. XXV. v. qms tseile. ?etr. 1>»iod»r6lls

Sentent. üb. IV. 6i»t. 17. srt. 3. u. a. Darin lag denn auch mehr, als

„bloße Uebungen der Frömmigkeit und Selbstverleugnung" (Walter, Lehr

buch des Kirchenrechtes, 7. Ausg. §. 281. Note Die conte,«« von einem

Laien war wirklich säcraiuenwli» (Albertus Nsgnu»), wurde dann HuoiKm»

nwä« »scrsmentsli» (^Koms» ^quin.) und später non sacrsmeutvm, »eck »li-

qu!ä sm« 1««o et«.) (s. Giesel er a. a. O. Rote «. i) Die S^nock. 'r«»

virens. s. 1310. e. 116. (Usrt^Keim 1?. IV. ?«l. ISg.) gestattet d«

Beichten vor einem Laien in srtieul« m«rti«.
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ein geweihter Priester ") zum Beichthören geeignet, und zwar ein kom

petenter. Früher blieb es Jedem überlassen, sich einen Beichtvater zu

wählen. Später wurde aber der eigene Seelsorger als der zu

nächst berechtigte angesehen und dessen Erlaubniß durch Itters« 6imi»-

»orisl« gefodert, wenn man einem Anderen beichten wollte^). Wer

nicht schon durch sein Amt zum Beichthören befähigt ist, bedarf einer

besonderen Approbation des Bischofs, oder eines Privilegiums des avosto>

tischen Stuhles"). Solche Privilegien hatten im Mittelalter beson-

ders die Bettelmönche Nach heftigen Streitigkeiten wurden ihnen

dieselben entzogm, und die Autorisation der Bischöfe auch für diese ge

fodert"). Den Geistlichen wird meistens die Wahl ihrer Beichtiger

gestattet. Klöster haben gewöhnlich eigne Beichtväter; doch kann der

Bischof den Frauenmünstern noch besondere bestellen").

Wann und wie oft gebeichtet werde, blieb anfangs dem Er

messen Jedes überlassen. Schon im vierten Jahrh. wurde aber wohl

die Zeit der vierzigtagigen Fasten («»put qusarsF?,im»e) als beson

ders geeignet bettachtet, und bald ein einmaliges Beichten wenigstens

im Jahr gefodert "), öfter aber auch ein mehrmaliges Beichten vorge

schrieben "). Vorzüglich sollen Geistliche öfter") und Nonnen jeden

Monat zur Beichte gehen ^). Insbesondere soll gebeichtet werden bei

einer bevorstehenden Todesgefahr, wenn man irgend ein Sacrament

empfangen will, und eine Sünde auf dem Gewissen hat, und über

haupt wird es für rathsam gehalten zu beichten, wenn man erkennt,

daß man in eine schwere Sünde gefallen ist^).

Der Ort, wo gebeichtet wird, ist, mit Ausnahme von Fällen der

Nothwendtgkeit , die Kirche. Die Gesetze bestimmen, daß dieser Ort

11) Wegen de« Diaconus s. m. Binterim a. a. O> V. z. S. 197 flg.

12) O. 12. X. ck« po«it. eit. Ooncu. ?r»gen,« ». 1ZSS. e. 64. in »«.

(U»rt,K«im Oone. S«rm. I'. IV. 4og) ». a.

13) Oone. ?>i<j. »«» XXIII. «>p. IS. ck« r«k«rm», und darnach viele

Particularsynoden. M. s. unter andern Svn«6. L»m«r««o,. ». 1S67. Vit.

VIII. («»rtik vi m VN. I^ol. 222. 223.) S^nod. «»murcen,. ». IS70. Vit.

VI. e»r>. 7. («o6. VII. ?«I.'63S.) «^nock. Vorn»«:««. ». IS74. Vit. IV. »p.

5. («oä. VII. 773. 774.) u. a.

14) Siehe Gieseler, Kirchengesch. Th. II. «brh. II. j. 69.

15) (Zone. not. 13. eit.

16) <?«n«. Vricl. «e«. XXV. «p. 10. ge reßul,ribu5.

17) S^nog. I^odien«. ». 710. «. 3. (U«.rtiK«im 17. I. I>'«>. 32.)

Später allgemein, mit Bezugnahme auf den «n. Omni, ntriniqu«.

13) Ein zweimaliges 8x»«<i. ^ugu,»n» ». 1S67. ?. II. e. 7. sH»rt»>

K « i m 1°. VII. l?«l. 173.), ein dreimalige« Szmoä. Vpren,,,. ». 1S77. Vit.

XVI. «>p. 2. («od. ?«>. »43) u. a.

19) Die »7n«6. «>u,6»veiu,ü, ». 1S71. Vit. V. e. 2. (S»rt«Keim V.

VII. ?«>. 679.) Äußert: »i Keri poteit, »In«nIZ» Keb<ion,»<ii», »ut »sltem in»

fr» quinliensm ,«mel conkite»ntur; vergl. 8>nncl. Lsmerseen». ». 1604. 1'it.

VIII. «. 13. V. VIII. ki>„,. 595.) «. a.

21) So der rdmisch-katholische Katechismus für das Bisthum Culm (Sülm

1836. S.) S. 68, 69.
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frei von Allen gesehen werden kann^). Noch am Ende des 16.

Jahrhunderts waren in Teutschland die Beichtstühle unbekannt^).

In dieser Zeit finden wir dergleichen eontessiouslis , »säes «oute»-

»iousle» in Italien (1579 erließ das Concil von Consenza, 1591 das

von Malfi deßhalb besondere Bestimmungen), von wo aus sie seit dem

Anfange des 17. Jahrh. nach Teutschland u. s. w. kamen ^)).

Auch über die Form der Beichte gibt es genaue Bestimmungen,

sowohl rücksichtlich des Geistlichen, als des Beichtkindes 2°). Es soll

in Person und mündlich gebeichtet werden, und nur ausnahmweise

durch einen Bevollmächtigten und schriftlich 2").

Die Beichte erfolgt gratis. Indessen sind freiwillige Gaben zu

lassig und durch Gewohnheit gesetzlich geworden (Osterpfennige , Oster-

groschen u. «., insbesondere für Ausfertigung der Beichtzettel).

Da es allgemeine Vorschrift der katholischen Kirche ist, daß jeder

Christ wenigstens einmal um Ostern beichte, so sind die Geistlichen

gehalten, besondere Beichtregister anzulegen, um diejenigen Glieder

der Gemeinde kennen zu lernen, welche dem Gebote nicht Folge lei

sten^). Die Säumigen haben sie dem Bischöfe anzuzeigen, welcher

dann durch ein Decret die sch/>n durch den Lsuou. Omni» urrlusque,

bestimmte Strafe festsetzt^), deren Bollziehung aber jetzt die bürgerliche

22) Loa«. Vrevirense ». 1227. «. 4. (»»rt-Keim V. III. ^«1. S28.)

Kloßuntin. ,. 1261. «. 8., Oolonienss s. 1281. c. 8. (sock. 5»!. 698.

664.) u.

23) So bestimmt noch K^nvck. ^ugustsn» s. 1667. «. 7. (Usrt^Keim

1*. VII. 174.) Lseerckote» in loc« sscr« et ronspicuo , qui secretu»

vsl «Isusus nun »it, seckesnt etc. Aehnlich Li^nvcku» Vprensi« s. 1677. Vit.

XVI. eap. 13. (eock. k'ol. 850.) u. a.

24) Lhliock. rrsgen». ». 1605. Vit. XI. (U»rt«KsimV. VIII.

688.) «>iwck. V^srmiens. ». 161«. (eock. V. IX. ?ol. 109.) Auf eine Ein

führung derselben gemäß eines besonderen Schlusses deuten S?n«ck. IVlecdlm.

». 1607. Vit. IV. «. 3. (eock. V. VIII. ?ol. 777.) Vprensi» s. 1609. «sp.

18. (sog. ?ol. 807.) «snckensis s. 1613. Vit. V. e. 1. (eock. V. IX. ?«!.

246.) u. a.

26) Statt vieler Bestimmungen vergl. man besonders Oon«. Vrevire»,«

». 1310. e. 116. 117. (UsrtsKeim V. IV. k'ol. 164.) «one. Xrßeatin. ».

1436. «.II. (eock. V. V. 237.) Oonc. Ssmberg s. 1491. Vit. 57.

(eock. ?ol. 630.) Lone. krsgense s. 1606. Vit. 2«. (eock. V. VNI. r>ol.

712.) u. a.

26) Siehe Anm. 25, vgl. den Schluß Clemens VIII. v. 20. Juli 1602,

auf welchen die Synode zu Prag v. 160S (a. a. O.), zu Cöln v. 1662. Tit.

V. K. 2. (Ssrt-Keim V. IX. ?ol. 974. 976.) u. a. insbesondere Bezug

nehmen.

27) S. z. B. S>n«ck. ^ntvrerp. ». 1676. Vit. IV. (Usrt^Keim V.

VII. ^«1. 816.) Sz^nock. «smersvsnsis s. 1586. Vit. VIII. «. 9. (eock. rot.

1005.) «>nock. IVsrmiens «. 1610. d. Vit. (eock. V. IX. 113.)

28) Die Ercommunication ist also terenckse, nicht Istäe »ententiss. Dieß

beweisen die in der vorigen Anmerk. cit. und andere Gesetze, und ganz richtig

bemerkt dieß auch KiegZsr (institut. iuris «s». ?. III. S. 801.); denn wenn

er gleich behauptet: smbiZuum ssti» esse, mi Kse« poenä Istse, sn kerenckse

»it »ententise, so setzt er doch hinzu: ick »utem certum est, non Ksber« p»-

rovko» votestatsm, ^«eusm Ksnv «xe^uencki, »eck ckuutsist ckekereuck! »ck
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Bestätigung erfodert. (So auch nach preuß. Recht. Mg. Landrecht

Th. II. Tit. Xl. §. 57.) und nach anderen Gesetzen.)

Als besondere Folge der Beichte erscheint das Bei chtge heim -

niß (»iKillum «onlessionls) 2«). Die Pflicht dazu entsteht, sobald

snim« «ovKteuäi und poeniteuäi dem Geistlichen etwas anvertraut

wird. Mit dem Entstehen der Privatbeichte wurde dieselbe gleich an

erkannt («. 19. II. qu. I. s^uAustiui »erm« 82 e<i. Klsuriu),

v. 2. 6. VI. cke posuit. slZreZor. Kl.^ u. a.) im 0suou. Ornvi»

rttriusque und stets nachher bestätigt^). So wie der Geistliche, soll

auch kein Dritter, der das Bekenntniß hört, dasselbe eröffnen. Wah

rend das canonische Recht sich unbedingt darüber ausspricht^), haben

die neueren Gesetze manche Ausnahmen statuirt. So das preuß.

allg. Landrecht Th. II. Tit. XI. §. 80—82. verbunden mit der

allg. Crim.-Ordnung ß. 313., allgem. Gerichtsordnung Th. I. Tit. X.

§. 180. u. 3.^), das großherz, sachsen-weimarsche Gesetz

vom 7. October 1813 §. 38 u. «., ,wenn eine dem Staate drohende

Gefahr abgewendet, ein Verbrechen verhütet oder den schädlichen Fol

gen eines solchen vorgebeugt werden kann. Nach dem bayerischen

Concordate Art. XV. schwören die Erzbischöfe und Bischöfe: 8!

t»rn iu Oloevesi mea czusin slibi uoveril» s1i<zuici iu »tstus clsin-

«um travtsri, ZVIs^esinti »uss insn!5sstsbo u. a. Diese Ausnahmen

können aber nie so gedeutet werden, daß zur Entdeckung der Person

beigetragen wird. Der das Beichtsiegel verletzende Priester soll nie

mehr Beichte hören dürfen und wird überdieß removirt.

Die Grundsätze der katholischen Kirch>.theilt im Ganzen auch die

griechische; dagegen weicht die evangelische wesentlich von den

selben ab»»).

episcvpum, c>ui rs msturius ex»m!nsts Kominem 6elstum vel ädsolvst, vel

s<i poensm esnons äscretam v«v6emnet.

29) Darüber s. m. neues Archiv des Criminalrechtes Bd. I. H. 4. Note

2S. Bd. II. H. I. Note 6. Bd. VIII. H. 2. Note II. v. Droste- Hüls

hoff, rechtsphilosophische Abhandlungen, Bonn 1324. Note 2. viKIsin 6s

»igiUo «oilkesslonis. Ileiilelb, 1823. ej. cle eonfession!« »igillum violsnti» poen»

eo6. I. et s. Düttling er, über die Pflicht des Beichtpriefters zum Beicht

geheimnisse und seine Befreiung von der Pflicht zum gerichtlichen Zeugnisse,

im Archiv für Rechtspflege und Gesetzgebung des Großherzogthum« Baden,

Bd. II. Note 14. Freiburg 1830. Gründler, über die Unverletzbarkeit des

«eichtsiegels, in Weiß Archiv des Kirchenrechtes, Bd. IV. S. S1— 124.

u. a. m.

30) Eine besondere Anwendung in e. 13. X. 6s excessibu» prselatorum

(S. 31.) (Usnnov. III. ». 1229.) und öfter.

31) Siehe auch r. 2. X. cks «sSeio iugie!« orclin. (I. 31.) (^lex. III.)

(non ut iuäex »oit, seci ut üeu».) veerstum Llementi» VIII. vom 26. Mai

1594.

32) Bergl. auch Simon und v. S tramp ff, Rechtssprüche der preuß.

Gerichtshöfe Bd. I. Rote 9S. S. 377 flg.

33) Ueber ihre Ansicht von der B u ß e siehe bei diesem Artikel. Wegen

der Beichte s. m. Chr. Wilh. Flügge, Geschichte des teutschen Kirchen- und

Predigtwesens, Th. II. S. 414 flg. Bremen 13<X>. S. und die cit. Literatur

daselbst.

SS
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Die Beichte mit der Absolution ist in der evangelischen Kirche

als Vorbereitung zum heiligen Abendmahle beibehalten, und zwar als

öffentliche (allgemeine) oder als Privatbeichte. Jene besteht

im Bortrage des Geistlichen, welcher im Namen der Gemeinde ein all

gemeines Bekenntniß der Sündhaftigkeit und erfolgten Uebertretungen

ablegt und, nachdem die Gemeinde dieß bekräftigt hat, die Lossprechung

von der Sünde ertheilt. Die Privatbeichte enthält dagegen ein Be

kenntniß jedes Einzelnen und eine gesonderte Absolution für Jeden.

Eine Verbindung beider erfolgt gewissermaßen da, wo der Geistliche

nach der öffentlichen Beichthandlung noch jedem einzelnen Glieds , das

sich am Beichtstuhle bei ihm meldet, Lehren und Ermahnungen ertheilt,

wie sie dem Verhältnisse desselben entsprechen. Anfangs hielten die

Reformatoren die Privatbeichte für nothwendig (f. IVlelsueKtKon loci

«oinmuues eck. 1521 lo«. ck« privstis «oufsssioiübu». Luther selbst

erscheint schwankend). Die augsburger Eonfesfion Art. XI. er

klärte: Von der Beichte wird also gelehrt, daß man in dm Kirchen

privatsin sbsolutiovei» erhalten und nicht fallen lassen soll. Wie

wohl in der Beichte nicht nothwendig ist, alle Missethat und Sünden

zu erzählen, dieweil doch solches nicht möglich ist, Ps. 18. Wer kennt

die Missethat? vgl. Art. XXV. Apologie der Confession Art.

IV., besonders gegen den Lsuou. vinuis utriusque gerichtet, indem

es unter anderen daselbst heißt: Darum wollen wir keine Bürde auf

die Gewissen legen durch das Capitel: Omni» utriusque sexus, son

dern sagen von demselbigen, wie von anderen Menschensahungen, näm

lich, daß es nicht ein Gottesdienst sei, der nöthig sei zur Seligkeit.

Auch so wird in dem Capitel ein unmöglich Ding geboten, nämlich,

daß wir alle Sünden beichten sollen u. s. w. Daselbst Art. VI., wo

gegen die Deutung des Ausdrucks covtesslo in der katholischen Kirche

die Erklärung abgegeben wird : So ist dieselbige Beichte , die Gott ge

schieht, eine solche Reue im Herzen, da ich Gottes Ernst und Zorn

fühle, Gott Recht gebe, daß er billig zürnet, daß er auch mit unserm

Verdienst nicht könne versöhnet werden, und da wir doch Barmher

zigkeit suchen, nachdem Gott hat Gnade in Christo zugesagt . . . Desgl.

Luthers kleiner Katechismus (christl. Concordienbuch. Leipzig

1790. S. 593) : Für Gott soll man aller Sünden sich schuldig ge

ben, auch die wir nicht erkennen, wie wir im Vater Unser rhun :

Aber für den Beichtiger sollen wir allein die Sünde bekennen, die wir

wissen und fühlen im Herzen u. a. m.

Da über die Form selbst nichts Näheres bestimmt wurde, blieb

es den einzelnen Kirchenordnungen überlassen, deßhalb besondere An

ordnungen zu treffen. So wurde bald die allgemeine, bald die Pri

vatbeichte anerkannt, und öfter dem Beichtenden freigestellt, welcher er

sich bedienen wolle ^), besonders nachdem seit dem Anfange des 18.

34) So die kursächsische Agende von 168« (Oorpus iuris Saxoniei 2.

p. 671.) u. a. Ueber Preußen s. m. Porst, kurzer Auszug aus den vor

nehmsten kdnigl. preuß. Edicten (eö. II. Berlin 1727. 4.) S. SO—22. B e -



Jahrhunderts darüber heftig gestritten worden war ^°). Ob die Beichte

vor dem Genüsse des heiligen Abendmahls absolut nothwendig sei, ist

auch zweifelhaft. Luther erklart, dieß sei nicht der Fall, und Viele sind

ihm hierin gefolgt^).

Was den Beichtvater betrifft, welcher überhaupt ein ordinirter

Geistlicher ist, so steht in der Regel den Eingepfarrten die Wahl un»

ter den Pfarrern ihrer Kirche zu. Manche Personen, wie Eximirte,

sind öfter hierbei völlig unbeschrankt^).

Das Beichtgeld ist als Accidens der Pfarrer beibehalten.

Die Stimmen für Aufhebung desselben sind immer häufiger geworden,

doch ist diese nur theilweise in Preußen (Minister.-Rescr. vom 2. Jan.

1817 ist nicht praktisch geworden), Nassau (Edict vom 8. April 181 8),

Großherz. Hessen, Sachsen - Weimar (Berordn. v. 10. März 1830),

u. s. w. bisher bewirkt.

Das Beichtsiegel wird auch in der evangelischen Kirche aner

kannt ^'). H. F. Jacobson.

Beischlaf, außerehelicher (Vonvubitus ^)). Die außer

eheliche Befriedigung des Geschlechtstriebes hat sowohl straf- als ci-

vilrechtliche Beziehungen.

I. Strafrechtliche Beziehungen. Nicht sowohl durch das

römische Recht ^), als durch die Geltendmachung kirchlicher Satzungen

ck h e r , Kirchenregiftratur S. 19, 20. B o r o w s k i , neue Kirchenregiftratur

S. 2, 3. vergl. bes. Verordnung vom 29. Nov. 1781. Interessant ist hierbei

dfter die Geschichte einzelner Kirchen; man sehe z. B. Beesenmayer, Ge

schichte der Beichte in der ulmschen Kirche, Ulm 1792. L.

36) Vergl. darüber Haß dach, Leben Spener's Bd. II. S. 86 flg.

36) Unterricht an die Pfarrherren im Kurfürstenthum Sachsen (Werke

VII. 10.), s. v. Mosheim, Sittenlehre Th. IX. S. 447 u. a.

37) So in Preußen allgem. Landrecht Th. II. Tit. XI. K. 2«3 flg. Da

§. 422 e«ä. nur Taufen, Trauungen und Begräbnisse als Handlungen nennt,

welche Eingepfarrte nicht ohne Einwilligung des in ihrer Parochie bestellten

Pfarrers vornehmen lassen sollen, scheint in Beziehung auf die Beichte schlecht

hin die freie Wahl des Beichtvaters behauptet werden zu können. Indessen ist

dieß doch nicht allgemein practisch, und einzelne Provinzialrechte bestimmen deß-

halb noch Näheres. So spricht ausdrücklich die Befreiung vom Pfarrzwange

in dieser Hinsicht das oftpreuß. ProvinMrechr, Zusatz 180, aus für die Stadt

Königsberg (vergl. Verordnung vom 13. Mörz 1737 in Borowski's neuer

Kirchenregistratur S. 3). Die Eremption der Civilpersonen (L.-R. Z. 482

vit.) sollte übrigens durch das Ministerialrescript vom 2. Jan. 1817 Note 1.

(v. Kamptz, Annalen Bd. I. S. 127) aufgehoben werden, was jedoch bis

her nicht geschehen ist.

38) Joh. Friedrich Fertsch, das Beichtgeld in der Protest. Kirche, seine

Entstehung und die Rothmendigkeit seiner Abschaffung, Gießen 183o. 8. Vgl.

Flügge a. a. O. II. S. 430 flg

39) LrliicK prsecvKnits uberior» univ. Iuris pr. ecvle». S. 64. not. 3.

siehe oben Ann,. 29. Gründler daselbst cit. §. 22. S. 93.

1) In der Sprache der Medicin, namentlich der gerichtlichen Arzneikunde,

Ooitus; siehe überhaupt Most, ausführliche Encvklopädie der gesammte»

Staatsarzneikunde, Band 1. Leipzig 1338. unter Ooitu,, S. 303.

2) Siehe über dieses und seine jetzige Unanwendbarkeit: Quistorp,

SS*
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hat sich , besonders seit der Zeit der Reformation , in Teutschland der

Grundsatz geltend gemacht, daß der außereheliche Geschlechtsgenuß an

und für sich, d. h. der Beischlaf zwischen Personen ledigen Standes,

deren Ehelichung kein rechtliches Hinderniß entgegensteht, strafbar sei.

Das canonische Recht ^) verhängte , ohne die weltliche Strafe auszu

schließen 4), die blos kirchliche Strafe der Kirchenbuße ^), welche, lange

in Uebung erhalten, sich endlich durch ihre innere Verwerflichkeit selbst

das Grab bereitete °). Die Reichsgesetzgebung schritt in der Reichspo

lizeiordnung vom Jahre 1530 Tit. 33 „von leichtfertiger Beiwohnung",

vom Jahre 1548 Tit. 25 und vom Jahre 1572 Tit. 26?) durch Be

drohung mit unbestimmter Strafe weiter, und Gerichtsgebrauch wie die

Landesgesetzgebungen folgten der gegebenen Richtung.

So hat sich die Lehre von den sogenannten Fornicationsstra-

fe n gebildet. Gemeinrechtlich ist diese Strafe, welche beide Theile trifft,

eine willkürliche, die in einer Geldbuße oder Freiheitsstrafe zu bestehen

pflegt »). ^

Grundsätze des peinlichen Hechtes, Theil 1. §. 476. Martin, Lehrbuch des

teutschen gemeinen Criminalrechtes, Z. 278. F e u e r b a ch , Lehrbuch des pein

lichen Rechtes, zwölfte Ausgabe von Mittermaier, Gießen 18S6. K. 453

u. 464.

3) Osp. 2. X. äs »6nlter. esp. 3. X. 6s poenis. LoeKmsr, ins

eerles. Protest, üb. 6. tit. 16. §. 4. 6. B Usch, theoretisch praktische Dar

stellung der Rechte geschwächter Frauenspersonen gegen ihre Verführer und der

unehelichen Kinder gegen ihre Erzeuger, aus dem Gesichtspunkte des gemeinen

bürgerlichen Rechtes betrachtet; nebst einem Anhang zc. Ilmenau 1823. §. 12.

13. S. 18.

4) Martin a. a. O. §. 279.

6) Siehe hierüber: Versuch einer Geschichte und Ausbildung der Kirchen

buße, von einem Katholiken (bei Flügge, Beiträge zur Geschichte der Reli

gion und Theologie, Th. 2. S. 1—248).

6) Henke, Archiv für die neueste Kirchengeschichte 1794, zweites Quar

tal. Dessen Eusebia, Bd. 3. St. 3. Nr. IS. Quistorp a. a. O. §.

476. Tittmann, Handbuch, Bd. 3. K. S68. Grolman, Grundsätze der

Criminalrechtswissenschaft, 3. Aufl. 1818. ß. 379.

7) Senckenberg, Sammlung der Reichsabschiede, Th. 2. S. 443, 601.

Th. 3. S. 393. ^

8) Quistorp a. a. O. Z. 477s. Heffter, Lehrbuch des gemeinen

teutschen Criminalrechtes, Halle 1833. z. 43Z. Einzelne Landesgesetze, welche

zum Theil so weit gingen, die Geschwächte zu ndthigen, den Stuprator zu

denunciren — s. allgemeine juristische Zeitung vom Jahre 1828, Nr. 47. S.

183. Note ; B u s ch a. a. O. S. 446 (wo dieser eines sachsen - weimar'schen

Gesetzes gedenkt, daß die Unterlassung der Namhaftmachung mit Zuchthaus

strafe von 4 Wochen, eine Strafe, welche durch das Niederkommen in dem -

Accouchirhause in Jena vermieden werden kann, bedroht) — fixirten mehr oder

weniger die Strafart und das Strafmaß. Eine braun sch weig-lüne-

burgische Polizeiordnung vom Jahre 1614 verpönte die einfache Schwächung

mit Landesverweisung (während die Praxis sehr nachsichtig war, wenn es ei

nen Edelmann und dessen Freundin betraf). Freudentheil, historische

Darstellung der Criminalrechtspflege und der Criminalgesetzgebung im König

reich Hannover (Beilageheft zum Jahrgang 1338 des Archivs des Criminal

rechtes) S. 39, 40. Eine herzoglich braunschweigische Verordnung vom

Jahre 1S93 dictirte Geldstrafe nach Verschiedenheit des Standes und Vermd-
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Die Größe der Strafe richtet sich darnach, ob mehr oder weniger

öffentliches Aergcmiß gegeben wurde ob das Vergehen sich wieder-

gens des Schuldigen und des Ranges der Geschwächten. Liebhaber, Ein-

leitung in das herzoglich braunschweiq - lüneburgische Landrecht, Th. 2. S.

478. Das badische Landrecht vom Jahr 1622 verordnete Theil 3, Tit. S:

Wenn zwo ledige Personen Hurerey und Unzucht mit einander getrieben, sol

len dieselben, nemlich die Mannsperson in einem Thurm acht, die Weibsper

son vier Tage in weiblicher Gefängnuß auffgehalten und beede mit Wasser

und Brot oder nach Gelegenheit anderer Gestalt gespeisct, auch von jedem vor

der Erledigung acht Gulden bezahlt werden und, da das eine nicht so viel im

Vermögen , das andere nicht allein seinen Theil , sondern auch dasjenige , was

an dem unvermögenden abgeht, zu erstatten schuldig sein; indem es der Ge

schwächten zugleich die Geltendmachung ihrer Ansprüche gegen den Stuprator

und Schwängerer vorbehielt. (S. auch noch den Theil 7 dieses Landrechtes

Tit. 3l: Von Straff gemeiner unzüchtiger Weiber, Tit. 32: Von gemeinen

verdächtigem Zugang, und Tit. 33: Von Unzucht lediger sonst unverschwärz-

ter Personen. — Nach einer schleswig-holsteinschen Verordnung vom

I. 1738 — Hitzig, Annalen der teutschen und auswärtigen Criminalrechts-

pflege, Band 13. Berlin 1832. S. 33 — wird das Vergehen der Unzucht,

welches indessen nicht Gegenstand officieller Nachforschung oder anzunehmender

Denunciation ist, sondern nur dann verfolgt wird, wenn es durch Schwängerung

an den Tag kommt, das erste Mal mit zehn Tagen Haft bei Wasser und

Brot und Geldbuße von 5 Thalern für den männlichen, und 3j Thalern für

den weiblichen Theil im mildesten Ansätze, das zweite Mal mit der doppelten

Strafe, daö dritte Mal mit halbjährigem Zuchthaus bestraft. Sin für das Kö

nigreich Würtemberg noch im Juli 1836 erlassenes Gesetz über Bestrafung

der einfachen Unzuchtsvergehen (übe? den betreffenden Inhalt des älteren Ent

wurfes eines Strafgesetzbuches für diesen Staat siehe den 6. Band des neuen

Archivs des Eriminalrechtes S. 667, 67S) bedroht den unehelichen Beischlaf

mit 6 Gulden Geldbuße (an deren Stelle 2 Tage Gefängniß treten, wenn die

Strafe nicht binnen 14 Tagen entrichtet wird), bei Wiederholung mit 10 Gul,

den (oder 4 Tagen), Zeh, Gesetz, betreffend die Bestrafung der einfachen

Unzuchtsvergehen vom 22. Juli 1836 mit Vollzichungsinstruetion und den ein

schlägigen Verordnungen und Normalvorschristen ic. Wiesensteig 1837. Archiv

des Eriminalrechtes, neue Folge, Jahrgang 1837. S. 542. Die landgräflich

hessen-darmftädtische Gesetzgebung, welche die Gerichte zugleich ermäch

tigte, auf Ausschließung von dem Genüsse des heiligen Abendmahles zu erken

nen, wählte früher die Gefängniß-, später, unter Zulassung der an die Stelle

der Kirchenbuße tretenden sogenannten Dispensationsgelder, die Geldstrafe, in

dem sie zugleich zu Gunsten der Soldaten und deren Töchter, der Invaliden

und der Weibspersonen, welche die Entbindungsanstalten zu Mainz und Gie

ßen benutzten, Befreiungen eintreten ließ. — Eigenbrodt, Handbuch der

großherzoglich hessischen Verordnungen, Band 2. S. 374. Band 3. S. 39«,

431. — Nach dem Zeugnisse von Ledderhose, Versuch einer Anleitung

zum hessen-cassel'schen Kirchenrechte, beschränkte sich die h esse n -eassel'sche

Gesetzgebung auf die Strafe derKirchenbuße. — Die Gesetzgebung des Großher

zogthums Sachsen-Weimar verhängt Geldstrafe, es sei denn, daß ein

Hofbedienter der Schwängerer sei, in welchem Falle die Schuldige mit vier

teljährigem Gefängniß bei Wasser und Brot, der Schuldige aber

gleichfalls mit Gefängniß und Einziehung einer viertel

jährigen Besoldung zu frommen Zwecken bestraft werden und gar keine

Vorbitte gelten solle. B u sch a. a. O. S. 447 u. 443.

9) Ueber die Strenge der alten Satzungen einiger Kantone der Schweiz

siehe C. S. Müller, das Strafrecht der Kantone Uri, Schmvj, Unterwal-

den, Glarus, Zug und Appenzell, St. Gallen 1S33. S. S08 flg. 102 flg. —



«38 Beischlaf.

holte, wer der verführende, wer der verführte Theil sei u. s. w. Als

Milderungsgrund (wegen Minderung des Aergernisses und der Ehebe

günstigung) gilt die Eingehung der Ehe "), oder das vorausgegangene

Verlöbniß"), als Scharsungsgrund die Nergehung innerhalb der Trauer

zeit der Wittwe^), das besondere Verhältnis; zwischen den Schuldigen,

z. B. das Verhaltniß als Lehrer, Beichtvater, Vormund oder Gefan

genwärter der Geschwächten ^), die Mittheilung einer Krankheit, wo

mit der eine Theil wissentlich behastet war, die Art der Vergehung, be

sonders aber die planmäßige Verführung einer ehrbaren Person.

Der Grund dieser Strafgeseßgebung ist, wie sich Heffter a. a.

O. §. 430 ausdrückt, ein religiös-sittlicher^). Sowohl die Betrach

tung, daß es bedenklich sei, ein Sittengesetz zum Rechtsgesetz zu erhe

ben i6), als die Erfahrung, daß sich die sogenannten Fornicationsstra-

sen, als Bestrafung der Aeußerung eines Naturtriebes, nicht als zweck

mäßig bewiesen hätten i«), daß sie namentlich den Kindermord beförder

ten "), führte schon im vorigen Jahrhundert (welches sowohl in der

Theorie, als in der Strasrechtspraris sich viel mit der Frage, welches

Das Landbuch von Appenzell-Jnnerhaden sagt: rem «srnis Ksbere signiSest

tsngere, «sculum <isre vel emdsrssser.

1V) Jenes schleswig -Holstein' sche Gesetz erlaßt in diesem Falle die

Strafe ganz.

11) Loöi uu», öe sntlcipst« «oneubitu. LsIIse 1701. Klent? er,

«zusest. tkeol. »um sponsis snte svleivneiu in evelesiä eopulstionem et de-

ne6!«tlonem «oneumlisntibus publica poenitentlä iuste imponstur. Lie5s.

1720. Eines Frankianers Beweis , daß Verlobter Beisammenschlafung eine

große Sünde sei. Dagegen : eines Thomasianers Beweis, daß dieses eben eine

so große Sünde nicht sei, Halle 1724.

12) Lez?sr, Öiss. <Zs «oneubitu Intrs tempus luctiis. csz>. 3. I^ez^.

ser, iveöitst. sä psncleet. spev. 681. meö. 22.

13) Solche Schärfungsgründe haben einzelne Landrechte besonders hervor

gehoben. So heißt es z. B. Th. 7. Tit. 43. des badischen Landrechtes vom

Jahre 1622: Da sichs begebe, daß ein Vormund seine Pflegetochter, welche

ire mannbare Jahre erreicht, zum fall brächte, soll er, umb einer solchen be

gangenen Mißhandlung willen, des Lands ewiglich verwiesen und nach Be

schaffenheit der Uebertretung mit Ruthen ausgehauen, oder sonst gestraft wer

den. (Er soll auch dieses seiner geschändeten Pflegetochter, deren Ehr als das

höchste Gut er mit allem getreuen Fleiß verthädigt haben sollte, ein gebürlich

Heurathsgnt zu geben schuldig sein.) Tit. 44. bedroht es den Gefangenwär

ter, welcher die Gefangene mißbraucht, mit Landesverweisung.

14) ueber den Gesichtspunkt der Lehre von der Bevdlkerungsvoli-

zei siehe v. Berg, Handbuch des teutschen Polizeirechtes, Theil 3. S. 31,

149 flg.

15) v. Droste - Hülshoff, Abhandlung über die Frage, ob nur

Rechtsverletzungen vom Staate als Verbrechen bestraft werden dürfen? (S.

600—624 des 9. Thüles des neuen Archivs des Criminalrechtes) besonders

S. 614 flg.

16) ueber das Verbrechen der Unzucht und die Straflosigkeit desselben.

München 1812.

17) L. List, über Hurerei und Kindermord, Mannheim 1734.

Cella, von Strafen unehelicher Schwängerungen, Anspach 1784. Weber,

systematisches Handbuch der Staatswirthschaft , Band 1. Abth. 1. Berlin
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Gericht, namentlich bei Fornicationen der Juden ^), competent sei,

wem die als Finanzquelle beliebte Geldstrafe zufalle ^) u. s. w. sich

beschäftigen mußte) zur ernsten Mahnung, diese Strafen abzuschaffen^»).

Cell«, über Verbrechen und Strafen in Unzuchtsfällen, Leipzig 1787.

Zweiter Abschnitt „von der Gesetzgebung in Ansehung der

Unzuchtsfälle" S. 26—36. — Vier Zugaben zu dem im Jahre

1782 von der öconomifchen Gesellschaft zu Bern gekrönten Schrift:

Von der Criminalgesetzgebung, Altenburg 1785. S. 309^). S er

vin, über die peinliche Gesetzgebung, aus dem Französischen von I.

E. Gruner, Nürnberg 1786. S. 256 zc. — Rathlef, vom Geist

der Criminalgesetze, Bremen 1790. S. 40—43. Von der Strafe

der Unzucht ^). Der Gesetzgebungspolitik des neunzehnten Jahr

hunderts blieb es vorbehalten, diesen Belehrungen zu folgen. Die

Strafgesetzbücher von Oesterreich, Frankreichs Preußen, Bayern^), für

18) Thomas, System aller fuldaischen Privatrechte, Band 1. Fulda

1783. S. 443, 444.

19) ?uksnck«rk, obssrv. iur. univ. lum. I. «Ks. 46. V. 1,. LoeK-

msr, 6e mulctis stuprorum. <?«ett. 1748. (In dessen eleetis. iur. eiv. I'om.

III. exervit. 22.)

20) Dieses that schon im Jahre 1799 eine anhält- bernburgische

Verordnung: Die sogenannte Hurenstrafe soll abgeschafft sein ic. Bibliothek

für die peinliche Rechtswissenschaft, herausgegeben von v. Almendingen,

K. Grolman und A. v. Feuerbach, Band 2. Miscellan. S. 13.

21) Der Verfasser sagt unter Anderem : Die seitherige strenge Bestrafung

des unehelichen Beischlafes hat, ich muß es zur Schande der Menschheit be

kennen, mehr Unheil angerichtet, als die verderblichsten Kriege. Für die

Beibehaltung dieser Strafen hat sich noch erklärt: Hudtwalcker, die un

natürliche Pflegemutterz Actenauszug nebst nachträglichen Bemerkungen über

den geheimen Mord kleiner, besonders unehelicher Kinder in großen Städten

und über die Mittel, demselben zu steuern. (S. 3 flg. des zweiten Heftes

des dritten Bandes der von ihm und Trümmer herausgegebenen criminali-

stischen Beiträge, Hamburg 1327) S. 77 flg.

22) Siehe noch Jachariä, Anfangsgründe des philosophischen Criminal-

rechtes, Leipzig 180S. S. 64. Der D a l b e r g ' sche Entwurf eines Gesetzbu

ches in Criminalsachen , Frankfurt und Leipzig 1792, schlug noch (S. 166)

vor, zu bestimmen: Auf fleischliche Vergehungen lediger Personen steht ein

halb Jahr Polizeihaus, welches bei Wiederholungen verdoppelt wird. Der

Richter kann diese Strafen auch in Geldabgaben verwandeln, auch nach Um

ständen bis auf sechs Wochen mäßigen.

23) Der Klei n sch r od'sche Entwurf hatte G 1443) vorgeschlagen: Ein

fache fleischliche Verbrechen sind nach den Gesetzen der Polizei zu bestrafen.

Siehe Entwurf eines peinlichen Gesetzbuches für die kurpfalz-bayer'schen Staa

ten, verfaßt von G. A. Kleinschrod, München 1802. S. 232; siehe auch

noch dessen Abhandlungen aus dem peinlichen Rechte, Bd. 2. S. 273—236,

und Schmidt, über die Unzulänglichkeit des Kleinschrod'schen Entwurfes zur

peinlichen Gesetzgebung in Bayern, Ulm 1303. S. 149. — Das dem Straf

gesetzbuche von Bayern nachgebildete oldenburgische Gesetzbuch hat die

Unzuchtsstrafe beibehalten, indem es im Art. 429 bestimmt, daß gemeine Un

zuchtsfälle polizeilich, beim zweiten Rückfalle als Vergehen mit achttägiger bis

einmonatlicher Gefängnißstrafe geahndet werden sollten. Siehe Strafgesetzbuch

für die herzoglich oldenburgischen Lande von 1314. Neuer unveränderter
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den Kanton Zürich (vom 3. October 1835)^) u. s. w. haben die so

genannten Fornicationsstrafen stillschweigend verbannt^). In anderen

Staaten wurden sie durch besondere Gesetze aufgehoben. Dieses ge

schah namentlich im Großherzogthum Hessen, unter den Auspicien des

Justizministers von Grolman, durch ein Gesetz v. 30. Mai 1821^),

welches im Art. 1 vorschreibt: Alle Strafen des freiwilligen außerehe

lichen Beischlafes zwischen Personen ledigen Standes, welche in verbo

tenen Graden mit einander weder verwandt, noch verschwägert sind, sie

mögen sich vorher die Ehe versprochen haben oder nicht, hören von nun

an in allen Theilen unseres Großherzogthums, wo solche noch bestehen,

ganzlich auf"?). Das Gleiche that im Jahre 1816 die herzoglich

nassauische Gesetzgebung, und im Jahre 1834 die Gesetzgebung des

Königreichs Sachsen^), welche bei diesem Principe bei Hingabe des

Abdruck mit Einschaltung der bis Ende 1836 ergangene» neuen Bestimmungen«.

Oldenburg 1837. S. 16S.

24) Das Gesetz des Kantons Basel über die correctionelle Gerichtsbar

keit vom Jahre 1324 hat noch die Fornicationsstrafe beibehalten. Siehe neues

Archiv des Criminalrechtes, Bd. 9. S. 5.

25) Gleiches that die dem französischen Strafgesetzbuche nachgebildete

Strafgesetzgebung der Cortes. Criminalistische Beiträge, herausgegeben von

M. H. Hudtwalcker Und Trümmer, Band 1. Hamburg 1826.

vr. H a r t u n g , die Strafgesetzgebung der Cortes, S. 334 flg. Nach dem

Entwürfe eines Strafgesetzbuches für Brasilien, — siehe kritische Zeit

schrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslandes von Mit ter

ra ai er und Zach ariä, Bd. 1. Heidelberg 1329. S. 182, 184, hat Schwä

chung einer Jungfrau unter 16 Jahren oder eines unbescholtenen Frauenzimmers

unter 17 Jahren Strafe (und Dotirung) zur Folge. In England ist der Be

such öffentlicher Häuser strafbar, während einfache Schwächungen von dem

Friedensrichter bestrast werden können. Kritische Seitschrift von M i t t e r -

termaier und Zachariä, Bd. I. S. 116.

26) Floret, historisch-kritische Darstellung der Verhandlungen der Stän

deversammlung des Großherzogthums Hessen im Jahre 1320 und 1321, Gie

ßen 1822. S. 62— 69. Gesetz über die Aufhebung der Fornicationsstrafen.

Allgemeine politische Annalen, herausgegeben von Murhard, Band II.

1823. S. 76. Bopp, Mittheilungen aus den Materialien der Gesetzgebung

und Rechtspflege des Großherzogthums Hessen, Th. 1. Darmstadt 183«. S.

9« flg. All^meine Justiz-, Cameral- und Polizeifama vom Jahre 1830.

Nr. S9, 60. Ueber Fornicationsprozeß und Fornicationsstrafen im Herzog-

thume Hessen. Bopp, die Civil- und Criminalgesetzgebung des Großher

zogthums Hessen. Cap. 4. Gesetz über die Aufhebung der sogannten Fornica

tionsstrafen. (S. 439— 476 des dritten Bandes des A. Müller'schen Ar

chivs der neuesten Gesetzgebung aller teutschen Staaten, Mainz 1832.) Rö

der, kritische Beiträge zur Vergleichung merkwürdiger teutscher und auslän-

ländischer Gesetzgebung und Rechtspflege, über die außereheliche Geschlechtsge

meinschaft, Vaterschaft und Kindschaft zc. Darmstadt 1837. S. 3, 4. Hi

tzig, Annalen der teutschen und ausländischen Criminalrechtspflege, Bd. 9.

Berlin 1831. S. 299, 300. Martin a. a. O. S. 279. Note 10. Heff-

ter a. a. O. S. 445. Note 4. Feuerbach a. a. O- S. 412.

27) Der Art. 3 enthält jedoch den beschränkenden Zusatz: daß eine jede

grobe Sittenlosigkeit im Umgang beider Geschlechter der polizeilichen Einschrei

tung fernerhin unterliege.

23) Gesetz vom 8. Februar 1834 über die Fleischesverbrechen, abgedruckt

im Archiv des Criminalrechtes, neue Folge, Jahrgang 1L36, S. 2SS ,r. Siehe
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Strafgesetzbuches dieses Staates vom 30. Marz 1838 stillschweigend

beharrte, indem sie darin, nach dem Vorbilde des baver'schen Strafge

setzbuches (Art. 375—378), nur die Unzucht mit Personen im bewußt

losen Austande (Art. 160), die Verführung zur Unzucht (Art. 266),

den Mißbrauch zur Unzucht von Seiten der Pflegeeltern, Erzieher, Vor

münder u. s. w. (Art. 304) und die Unzucht als Gewerbe (Art. 305)

verpönt^). In verwandtem Geiste sind die für die Großherzogthümer

Baden^«) und Hessen^) und den Kanton Graubünden ^)

bestimmten Strafgesetzbücher entworfen. (Der Entwurf für das Kö

nigreich Hannover hat die Strafe noch beibehalten. Neues Archiv

des Criminalrechtes, Band 9. S. 253.)

II. Civilrechtliche Beziehungen 22). Diese Beziehungen

zeigen sich nach zwei Richtungen, ^) hinsichtlich der Geschwächten re-

svective Geschwängerten^) und 8) hinsichtlich des durch den Beischlaf'

etwa erzeugten Kindes.

Das mosaische Recht ^») verpflichtete den Stuprator, die Ge-

hierüber Wächter, Abhandlungen aus dem Strafrechte, Bd. 1. Die Ver

brechen der Entführung und der Nothzucht, nebst einer Erörterung der soge

nannten Fleischesverbrechen im engeren Sinne. Nach dem gemeinen teutschen

und sächsischen Rechte und mit Rücksicht auf die neueren teutfchen legislativen

Arbeiten, Leipzig 1835, und dessen ck« leg« »äxonicä c>. VIII. m. k'ebr.

1834. Ist» eommsntsiii. ?srs 1. liips. 1336. Feuerbach a. a. O. S.

407, 412. (Noten des Herausgebers.) Ueber den Großmann'schen Antrag

auf Wiedereinführung der so abgeschafften Strafen der einfachen Unzucht und

ihrer Untersuchung von Amtswegen nebst dessen Motivirung. Siehe Röder

a. a. O. Anhang, S. 96—102. Von den Unzuchtsstrafen.

29) Criminalgesetzbuch für das Königreich Sachsen zc. Mit Anmerkungen

zum practifchen Gebrauche, erste Abtheilung, Dresden 1W8. S. 61, 52, 80,

88, 145, 165. Das neue Criminalgesetzbuch Sachsens mit Erläuterungen, be

arbeitet von einem practifchen Rechtsgelehrten, zweite Lieferung, Leipzig 1838.

S. 113, 114, 181, 201, 202.

30) Nach der bisherigen Gesetzgebung dieses Staates (Gesetz vom 16. Fe

bruar 1813) war die Geschwängerte von aller Strafe frei und nur der Schwan

gerer derselben unterworfen. Indessen konnte zu dem Zwecke nur dann eine

Unterfuchung gegen ihn gerichtet werden, wenn die Geschwängerte unaufgefo-

dert mit ihrer Beschuldigung gegen ihn auftrat und diese dUrch specielle Ver

dachtsgründe unterstützte. Siehe noch Annale« der großherzoglich badischen

Gerichte, herausgegeben von Bekk zc., fünfter Jahrgang, Karlsruhe 1337.

Nr. 12. S. 72.

31) Vortrag über den Entwurf eines Strafgesetzbuches für das Großher

zogthum Hessen (vom Oktober 1337) Tit. XXXIX. Von der Unzucht und

Verletzung der Schamhaftigkeit. S. 272—28«.

32) Neues Archiv des Criminalrechtes, Bd. 8. S. 207.

33) Hierüber außer Quistorp a. a. O. Z. 479— 485, und der bereits

gedachten Monographie von Busch, theoretisch practische Darstellung zc., die

Schrift: Gett, die Rechtsverhältnisse aus der außerehelichen Geschlechtsge

meinschaft, sowie der unehelichen Kinder nach gemeinem, bayer'schem, österrei

chischem, preußischem und französischem Rechte, München 1336.

34) Busch a. a. O., erste Abtheilung, von den Rechten der Geschwäch

ten gegen ihren Schwängerer und des Letzteren Verbindlichkeiten, S. 6—213.

35) Busch a. a. O. S. 7, 12—18. Michaelis, mosaisches Recht,

Th, 5. §. 267. LovKmsr, ius e««!e». Protest, üb. 6. tit. 16. §, 2 sy.
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schwächte zu ehelichen, ohne ihm zu gestatten, eine Geldentschädigung

an die Stelle zu setzen. Wollte der Vater ihm die Tochter nicht zur

Ehe geben, so war er verbunden, demselben die Zahlung zu leisten,

welche bei dem Kaufe einer Jungfrau zur Ehe gewöhnlich war^). Das

römische Recht räumte der Geschwächten keine Rechte gegen den Stu-

prator ein^). Dagegen verpflichtete ihn das zu der mosaischen Gesetzge

bung sich hinneigende kanonische Recht, die Geschwächte, wenn sie eine

Jungfrau war ^) und er sie verführt hatte, entweder zu ehelichen

und auszustatten, oder sie wenigstens, wenn die Vollziehung der Ehe

wegen eines ohne ihre Schuld sich geltend machenden Hindernisses nicht

stattfinden konnte, zu dotiren^), es mochte Schwängerung erfolgt sein

oder nicht Die Praxis modificirte und beschränkte diese Vorschrift,

indem sie sich dahin entschied, daß entweder Ehelichung (ohne Ausstat

tung), oder, nach der Wahl des Verpflichteten, Ausstattung erfolgen

müsse"). Zugleich gab die Praxis, welche, in Anwendung allgemeiner

36) Ueber die verschiedenen Auslegungen der mosaischen Gesetzgebung siehe

Busch a. a. O. S. 12 flg.

37) L. 3. Lmelin, vissert. 6« tstis et tunäsment!» «dlißstionis

stuprstorum «lueeiuZi sut 6otsn6i vitistss. I'ubing. 1797. §. 1—3. Hofin

ger, Ansichten über das Rechtliche bei außerehelichen Schwängerungen, Lands

hut 1817. S. 97 flg. Glück, ausführliche Erläuterung der Pandecten, Bd.

23. §. 1288. S. 149. Busch o. a. O. S. 8. Gett a. a. O- S. 34.

38) Mehrere Rechtslehrer, als Glück a. a. O. S. ISS, Gebr. Over

beck, Meditationen über verschiedene Rechtsmaterien, Bd. 7. Hannover 1796.

Med. 361, S. 64—67 (ein Rechtsfall, der zu Gunsten der Wittwe entschie

den ward), X i n ck , qusest. kor. «git. 2. tvm. IV. «sp. 9, dehnen das Gesetz

auf die verführte Wittwe aus. Siehe dagegen Seuffert, Lehrbuch des

practischen Pandectenrechtes, Bd. 2. z. 427. Gett a. a. O. S. 9, 10.

39) Osp. I. X. 6e süult. Li! »e 6uxit <zu!s virginem, nonöum

sponsstsm, 6ormieritque «um es, öotsbit esm et Ksdebit uxorem. 8i ver«

pster virZinsm 6sre noluerit, reellst pecunism iuxts moclum «istis, qusm

virgioes sccipere oonsueverunt. — L. gsr6ili, Viss. öe »stistset. »tu-

prstse. l'ubinA. 163S. 0. ^VsltKer, vis». 6e ckote sine mstrim. Lriess.

1703. F. <?. Usekkt, Diss. 6e virg. »tuprsts » stuprstore non <I«tsn6».

Lriess. 1719. ^. lisestner, 6e 6«te s stuprstore stuprstss prsestsn<ls.

I^ips. 174S. Kurze Entscheidung der Frage, ob und inwiefern ein »tuprstor

der stuprstse zur Satisfaction u. s. w. verbunden sei :c. Oettingen 1748.

LosKmsr I. «. (ius ecvles. prot.) lib. S. tit. 16. Busch a. a. O. S.

18—41. Schmidt, theoretisch - practischer Commentar über seines Baters

Lehrbuch von gerichtlichen Klagen und Einreden, 2. Ausgabe, Leipzig 1801.

Bd. 2. S. 219 «. Gett a. a. O. S. 6—S3.

40) Glück a.a.O. S. 1S4. Rommel rksp». qusest. tom. VI.

«sp. 47. Seuffert a. a. O. §. 427. v. Wening-Jngenheim a. a.

O. B u sch a. a. O. S. S2—S7. Gett a. a. O. S. 1«. Dieser Theorie

gemäß erkannte das Oberappellationsgericht in Cassel nach dem Zeugnisse von

Osniißiesser, colleet. «levis, sup. trib. Ksss« - Ossel!, tom'. II. Osss.

1771. Deels. 307. p. 622. während das oberste Gericht des Königreichs Han

nover entgegengesetzt erkannte. Hagemann, pract. Erörterungen, Bd. 6.

Erbrt. 100.

41) ^ut öue, sut äots! Z. Ii. LsinrieKms^er, trset. öe ioribus

et «onsuetu6in!bu» forensibu» «res «tuprs et koriuestione». Lrlsvg. 1786.

Busch 0. a. O> S. 42. I^e^ser, meöüt. »6 psnci. tom IX. spev. S83.
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RechtsgrundsZtze, zugleich der Geschwächten daS Recht, Entbindungs

und Wochenbettskosten ersetzt zu verlangen, einräumte dies« Aus

stattung das Gepräge einer Entschädigung für entzogene oder ge

schmälerte Gelegenheit standesmäßiger Verehelichung Die Größe

ist dem richterlichen Ermessen, das in Analogem Anhalt gewinnt und

den Stand der Geschwächten und das Vermögen des Verpflichteten

zunächst zur Richtschnur zu nehmen hat, überlassen Ist dieser

ganz vermögenslos und so außer Stand, seiner Verbindlichkeit durch

Entschädigung zu genügen, so fallt in diesem Falle sein Wahlrecht, in

dessen Gemäßheit das Petitum der gegen ihn gerichteten Klage nur

alternativ gestellt werden kann, weg, daher nur die andere Alternative,

Ehelichung, übrig bleibt Landesgesetze sind dem gemeinen Rechte

und seiner Praxis entweder mehr oder weniger zur Seite geblieben, in

dem sie eine Verbindlichkeit deS StupratorS gegen die Geschwächte an

erkennen, oder sie sind, indem sie ihn von einer solchen Verbindlichkeit

freisprechen, ganz davon abgewichen. Zu den teutschen Particularrech-

ten, welche diese Verbindlichkeit beibehalten haben, gehören besonders die

der größten teutschen Staaten.

Das bayer'sche Landrecht vom Jahre 1756 stellt als leitende

Grundsätze die auf- t) daß, wenn der Stuprator die verführte Ge

schwächte zu ehelichen versprochen hat, er zur Genugthuung und Erfül

lung dieses Versprechens verbunden ist; 2) daß er sonst gehalten ist,

die Verführte zu dotiren und zu alimentiren ; 3) daß die Verbindlichkeit

sich auf die Thatsache des Beischlafes gründet, eS mag Schwänge

rung erfolgt sein oder nicht

Die Gesetzgebung von Oesterreich ist abweichend. Sie bettach

tet die Verbindlichkeit des Stuprators aus dem Gesichtspunkte der

Verbindlichkeit zum Schadensersätze und verordnet, daß derjenige, wel

cher eine Weibsperson (sie mag ledig oder Wittwe sein) verführt und

mit ihr ein Kind erzeugt, die Kosten der Entbindung und des

Wochenbettes zu tragen habe. Hiernach hat der Stuprator nur je

nach dem Erfolge seiner Handlung eine Verbindlichkeit zu erfüllen, die

Gett a. a. O. S. 7, 8. Weni n g - I n ge nh eim , Lehrbuch des gemeinen

«Zivilrechtes, Bd. 3. München 1825. K. 35. G. 23. M Uhlenbruch, Lehr

buch des Pandektenrechtes, zweite Auflage, Theil 3. Halle 1838. §. 521.

S. 35.

42) Busch a. a. S. 198—204.

43) Tacitus, Germanien Eap. 19. Die preisgegebene Jungfräulichkeit

findet keine Schonung. Nicht Schönheit, nicht Jugend noch Reichthum ge

winnt ihr einen Mann.

44) I.«x,er l. e. msö. 11. Gett a. 0. O. S. 27.

45) Busch a. a. O. S. 116—124.

46) II. SoeKmsr I. «. p. 12. Busch a. a. O- S. 81. Gett

a. a. O. S. 27—30, 35. Glück a. a. O. S. 154. Ueber das sogenannte

Schweiggeld, dessen Zahlung den Zweck hat, daß die Geschwängerte den Vater

ihres Kindes verheimliche, s. denselben Schriftsteller S. 143—148. Ueber

das angebliche Recht einer unehelichen Tochter auf Ausstattung von Seiten ih

res Baters siehe Gett a. a. O- S. 207—209.

47) Getto, a. O. S. S3—61.
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sich auf die Bestreitung dieser Kosten beschrankte, aber auf die Erben

übergeht «).

Die Gesetzgebung von Preußen (das allgemeine Landrecht ^))

macht gleichfalls die Verbindlichkeiten des Stuprators davon abhangig,

daß Schwängerung erfolgt ist, und verpflichtet denselben im Allge

meinen zur Tragung der Kosten der Niederkunft, der Taufe und ei

ner sechswöchigen standesgemäßen Verpflegung (Kosten, wegen welcher

die Geschwächte noch vor der Entbindung auf gerichtliche Deposition

antragen kann), sowie zur Bestreitung aller anderen während der

Schwangerschaft oder nach der Niederkunft aufgelaufenen unvermeidli

chen Kosten. Mit dieser Entschädigung, gegen deren Geltendmachung

der Einwand des Anderen gestatteten Beischlafes nicht gerichtet werden

kann, muß sich d i e Geschwächte begnügen, welche schon früher Mutter

eines unehelichen Kindes geworden war, welche zwar noch Ehefrau

ist, aber von ihrem Manne getrennt lebt, welche früher sich in einem

Hurenhause aufhielt oder wegen eines unzüchtigen Lebenswandels be

rüchtigt ist. Nicht einmal diese Entschädigung kann diejenige in An

spruch nehmen, welche sich in einem Bordell aufhält oder sich gegen

Lohn hingibt, und diejenige, welche als Verführende anzusehen ist, kann

die Kosten der Niederkunst, der Taufe und des Wochenbettes nur dann

ansprechen, wenn sie zu deren Bestreitung außer Stand ist. Der, wel

cher eine unbescholtene ledige, geschiedene oder verwittwete Frauens

person außerehelich schwängert, ist weiterhin zu einer möglichst voll

ständigen Genugthuung verbunden. Ist die Schwängerung

unter dem Versprechen der Ehe erfolgt, so muß, wenn dieser kein Hin-

derniß entgegensteht, der Schwängerer, etwa unter Zuziehung eines

Geistlichen, ernstlich zur Erfüllung seines Versprechens angehalten wer

den. Im Falle der Weigerung wird die Geschwächte für berechtigt er

kannt, an dem Namen, Stand und Rang des SchwängererS Theil

zu nehmen, und jn die Rechte einer geschiedenen, für unschuldig erklar

ten Frau, unter Zuerkennung der gesetzlichen Ehescheidungsstrafen aus

dem Vermögen oder dem Einkommen desselben zur Absindung, einge

wiesen. Gleiches ist Rechtens, wenn andere Hindernisse, als Ungleich

heit des Stande«, der Ehe entgegenstehen, diese aber entfernt werden

können, jedoch von dem Schwängerer binnen der von dem Richter dazu

sirirten Frist nicht entfernt werden. Besteht das Hinderniß bloS in der

Ungleichheit des Standes , und kann oder will der Schwängerer nicht

die Erlaubniß zur Eingehung der Ehe zur linken Hand einholen, oder

48) Busch a. a. O. S. 419. Gett a. a. O. S. 61—67. Scheid

lein, Handbuch des österreichischen Privatrechtes, Theil 2. Wien und Trieft

1814. S. 644. v. Zeiller, Commentar über das allgemeine bürgerliche

Gesetzbuch für die gesammten teutschen Erblinder der österreichischen Monar

chie, Bd. 3. Abth. 2. Wien und Trieft 1812. S. 763, 777.

49) Vergleiche noch: die Provinzialrechte des Herzogthums Neuvorpom

mern und des Fürstenthums Rügen, Th. 1. Abth. 2. Greifswald 1837, eilf-

ter Abschnitt: Von den rechtlichen Folgen des unehelichen Beischlafes, S. 32

bis 34. Th. 3. (Motive) S. 87-91.
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wird diese versagt, so muß er den sechsten Theil seines Vermögens der

Geschwächten, welcher durch Richterspruch die Vortheile und Befugnisse

einer geschiedenen und für unschuldig befundenen Ehefrau zuerkannt

worden, zur Entschädigung reichen. Hatte die Geschwächte Kenntniß

von dem obwaltenden Ehehinderniß, oder war die Ehe nicht versprochen

worden , oder die Frucht todt zur Welt gekommen , oder binnen 24

Stunden verstorben, so muß sie sich mit einer bloßen Abfindung be

gnügen, welche sich nach ihrem Stande und dem Vermögen des

Schwängerers richtet, der, wenn er dazu kein hinreichendes Capitalver-

mögen besitzt, ihr aus seinem Einkommen einen entsprechenden Betrag

zu ihrem standesmäßigen Unterhalte leisten muß ^«).

Das fuldaische Landrecht hat es bei der Vorschrift gelassen, daß

der S tuprator verbunden sei, die Geschwächte entweder zu ehelichen oder

ihr ei«e Heimsteuer oder Zugabe mitzutheilen , diese Verbindlichkeit aber

auf d en Fall der Schwängerung beschränkt °^). Eine fuldaische

Verordnung vom Jahre 1784 bestimmte, daß diese Heimsteuer sich nach

dem Vermögen und Stande der Parteien richten solle ^). Nach ei

ner Verordnung vom Jahre 1778 waren ausnahmsweise die Studen

ten keinen Ansprüchen von Seiten der Geschwängerten ausgesetzt^).

Die Gesetzgebung des Großherzogthums Sachsen-Weimar

verbindet den Schwängerer, die Geschwächte zu ehelichen oder aus

zustatten, und alle Kosten der Niederkunft und des Wochenbettes zu tra

gen. Die Ausstattung wird vom Richter mit Rücksicht auf den Stand

beider Theile und die Vermögensumstände des Schwängerers be

stimmt

Nach einem herzoglich sachsen-altenburgischen Gesetze vom

Jahre 1823 hat die Geschwächte anzusprechen: Ersatz der Kosten

der Entbindung, des Wochenbettes und der Taufe, sowie Ausstattung

(in der Regel von 30 bis zu 300 Thalern) im Fall der Verheurathung

der Geschwächten s«).

Das würtembergische Privatrecht unterscheidet zur Feststellung

der Verbindlichkeiten, welche dem Stupraror, der Geschwächten gegen

über, erwachsen^). Hat der außereheliche Beischlaf keine Schwänge

rung zur Folge, so tritt eine sogenannte Privatgenugthuung ein. Im

entgegengesetzten Falle tritt die Verbindlichkeit zur Erstattung der Tauf-

60) Allgemeines Landrecht für die preußischen Staaten, neue Ausgabe,

zweiter Theil, erster Band, Berlin 1317. S. 127, 141. Von den rechtlichen

Folgen des unehelichen Beischlafes. Fürstenthal, Institutionen des allge

meinen preußischen Civil» und Criminalrechtes, Berlin 1827. S. 447—4SS.

Busch a. a. O. S. 428—439. Gett a. a. O. S. 67—81.

51) Thomas, System aller fuldaischen Pnvatrechte, Band 2. Fulda

17S9. S. 22.

52) Thomas a. a. O. S. 22, 23.

53) Thomas a. a. O. Band 1. S. 99, 100.

54) Busch o. a. O. S. 446.

55) Busch a. a. O. S. 461.

66) WeiSbaar, Handbuch des würtembergische« Privatnchtes, 2. Aufl.

Th. S. Stuttgart 1316. §. 1507—1S19. S. 386—399.

?
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und Kindbettkosten hinzu. Ist der Schwächung ein giltiger Ehever-

spruch vorangegangen, so ist der Stuprator nach seiner Wahl schuldig,

die Geschwächte entweder zu Heurathen, oder ihr das Kranzchen zu be»

zahlen, wie sich eine Verordnung vom Jahre 1586 ausdrückt^). Be

dingung dieser Verbindlichkeit ist, daß die Geschwächte, wofür die Ver-

muthung streitet^), eine Jungfrau war (Wittwen haben keine An

sprüche), und zwar eine ehrbare, und daß sie (wofür gleichfalls ver-

muthet wird) der verführte Theil gewesen. Ist ein giltiges Ehe

versprechen der Schwächung vorangegangen, so hat die Geschwächte ein

Klagerecht auf Eingehung der Ehe. Sind die darauf gerichteten

Zwangsmittel fruchtlos angewendet worden, so wird dahin erkannt, daß

die Geschwächte als Eheweib des Stuprators anzusehen sei, und, wenn

er auf seinem Widerstreben beharrt, die Ehe wegen Verlassung ge

schieden.

Nach einem herzoglich nassauischen Gesetze vom 21. Septem

ber 1816 hat die Geschwächte blos für den Fall der Schwängerung

Ansprüche, die sich auf die Leistung eines Beitrages zu den Kosten des

Wochenbettes beschranken ^). Ist ein Unterofsicier oder Soldat der

Schwängerer, so kann indessen im Falle der Vermögenslosigkeit der

Sold nicht in Anspruch genommen werden. Muß die Geschwächte

aus öffentlichen Mitteln unterstützt werden, und ist diese in der Anstel

lung der Klagen auf Leistung jenes Beitrages säumig, so ist die Amts-

armencommission gehalten, den Schuldigen zu Gunsten des Localar-

menfonds, der die Unterstützung leistet, zu belangen °°).

Nach dem Zeugnisse von Ledderhose, kurhessisches Kir

chenrecht, zweite (Pfeiffersche) Ausgabe, §.655, herrscht in Kur

hessen der Grundsatz des gemeinen Rechtes, daß der Stuprator die Ge»

schwächte entweder Heurathen oder dotiren muß ^). Denselben gemein-

67) Nach der Sitte in Würtemberg (und in sonstigen Theilen von Teutsch

land) tragen die Bräute, welche Jungfrauen sind, an ihrem Hochzeitstage ein

Kränzchen als Zeichen der Jungfrauschaft, das der Geschwächten versagt ist.

Daher heißt es z. B. im badischen Landrechte von 1622 Th. 7. Tit. 34 : es

solle denen, welche den Beischlaf anticipirten, kein Hochzeitsgepräng, noch Spihl,

viel weniger der Weibsperson jungfräulich Gezierd zu tragen gestattet und, da

sie das thette , allen ehrlichen Töchtern , ihnen den Kranz abzureißen , erlaubt

sein. Nach Weis haar a. a. O. S. 392 ist die Verbindlichkeit, da« Kränz

chen zu bezahlen, als Privatstrafe anzusehen.

63) 0«n8il. 7'ubinß. tom. I. I'ub. 1731. Lonsil. 133. ve »stisfucti«»«

»tuprstse >r. 18.

69) Ein herzoglich sachsen - coburg'sches Gesetz vom Jahre 1825 be

schränkt gleichfalls die Ansprüche auf Entschädigung wegen der Kosten der Nie

derkunft und des Wochenbettes. S. Busch a. a. O. S. 463.

60) v. Meex, Handbuch zur näheren Kenntniß der Verfassung und Ver

waltung des Großherzogthums Nassau, Bd. 1. Wiesbaden 1838. S. 32.

61) Vergleiche noch allgemeine juristische Zeitung vom Jahre 1829. Nr.

22. Hassen pflüg, Bemerkungen über das Wahlrecht des Stuprators nach

kurhessischem Rechte, S. 86—87, und Kulenkamp, Andeutungen zur Ver

besserung der Gerichtsverfassung, mit besonderer Rücksicht auf Kurhessen, erste
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rechtliche» Grundsatz hat die Gesetzgebung des Königreichs Sachsen

adoptirt indem sie zugleich verordnet, daß, wenn die Schwängerung

unter dem Versprechen der Ehe stattfand, und der Schwängerer sich

weigert, diesem Versprechen nachzukommen, auch Executionsmittel nichts

fruchten, die Geschwächte zugleich befugt sei, den Namen des Schwän

gerers gleich einer geschiedenen Frau desselben zu führen (und das Kind

alle Rechte eines durch nachfolgende Ehe legitimirten Kindes geniesen

solle ««)).

Zu den Gesetzgebungen, welche der Geschwächten (sowie dem Kinde)

alle Rechte gegen den Stuprator entzogen haben, gehört die Legislation

von Frankreich und das eben gedachte großherzogliche hessische

Gesetz vom 30. Mai 18S1.

Bekanntlich hat der Art. 340 des französischen Civilgesetzbuches

(L«äe I>ksp«Ie«u), indem er die Erforschung der Vaterschaft verbietet^),

den Grundsatz aufgestellt, daß ein außerehelicher Beischlaf, auch wenn er

Schwängerung zur Folge habe, kein rechtliches Verhältnis) zwischen bei

den Theilen begründe «5). Indem dieses bürgerliche Gesetzbuch als

Abtheilung, bürgerliche Rechtspflege, Eschwege 18S1. §. 26. Gerichtsstand für

Schwangerungssachen, S. 39, 40.

62) Haubold, Lehrbuch des königlich sächsischen Privatrechtes, Leipzig

1S20. K. 302.

63) Haubold a. a. O. §> 69. Hartitzsch, Handbuch des in Teutsch

land geltenden Eherechtes, Leipzig 1828. S. 167, 16«. S. auch noch Lan

gen« und Kori, Erörterungen praktischer Rechtsfragen aus dem gemeinen

und sächsischen Civitrechte und Civilprozesse, Th. 1. 2. Ausg. 1836. Nr. 33.

Wird der Schwüngerer von der Verbindlichkeit, die Geschwächte auszustatten,

frei, wenn seine oder der Geschwächten Eltern in die Ehelichung derselben

nicht willigen?

64) I<a«,sulx, OoSe Xspolevn, dargestellt und eommentirt, Theil 2.

Coblenz 1809. S. 188 flg. Pratobewera, Materialien für Gesetzkunde und

Rechtspflege in den österreichischen Erbstaaten, Wien, Band 2. S. 364 flg.

Dabelow, Materialien zur Geschichte, Literatur, Beurtheilung und Anwen

dung des Loge Kspoleon, erstes Stück, Halle 1808. S. 39—94. ZachariS,

Handbuch des französischen Civilrechtes, 3. Auflage, Heidelberg 1827. Bd. 3.

§. 669.

66) Gett a. a. O- S. 81—84. Wergleiche noch in Bezug auf Gesetz-

gebungspolitik die angeführte Schrift von Röder, kritische Beiträge ic.

(Jassoy) Aphorismen über bürgerliche Gesetzgebung und Rechtspflege. Aus den

Papieren des Verfassers von Welt und Zeit. Stuttgart 1826. S. 207—209.

Gett a. a. O- S. 202, 203. Pfeiffer, Ideen zu einer neuen Civilgesetz-

gebung für teutsche Staaten, Gdttingen 1815. §. 39. Uneheliche Kinder. Er

forschung der Baterschaft. S. 163—160. Archiv für die Gesetzgebung und Re

form des juristischen Studiums, herausgegeben von Gönner, Band 3.

Landshut 1810. Nr. XII. Bemerkungen über die Artikel 340 und 341 des

Napoleonschen Civilgesetzbuches in Ansehung der Klage gegen den außereheli

chen Schwängerer. M e n d e , Handbuch der gerichtlichen Medicin, Band 4.

Leipzig 1326. S. 211. Hudtwalker a. a. O. S. 86 flg. Allgemeiner An

zeiger der Teutschen vom 22. und 23. Dec. 1826, und vom 23. März 1827.

v. Almen dingen, die allgemeine Bibliothek für Staatskunst, Rechtswissen

schaft und Kritik, Gießen 1811. Heft 2. §. 33. Schulze, Leitfaden derEnt-

wickelung der philosophischen Principien des bürgerlichen und peinlichen Rechtes,
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Landrecht im Großherzogthum Baden Gesetzeskraft erlangt und noch

in Rheinpreußen, Rheinbayern (Pfalz) und Rheinhessen

als Gesetz gilt, herrscht dieser Grundsatz in jenem Staatsgebiete

des linken Rheinufers und auf der rechten Rheinseite im Groß-

herzogthum Baden.

Durch jenes Gesetz vom 30. Mai 1821 6«) dehnte das Princip

seine Herrschaft auf der rechten Rheinseite aus, indem es, in Ueberein-

stimmung mit dem in Rheinhessen herrschenden Rechtssatze für die bei

den Provinzen Starkenburg und Oberhessen im Art. 2 verordnete : Ein

gerichtliches Verfahren, welches zum Zwecke hat, den angeblichen Bater

eines unehelichen Kindes zu entdecken, oder zu überführen, findet nicht

mehr statt; es ist daher gegen denselben eine Klage auf Anerkennung

oder Ernährung des Kindes so wenig , als auf Privatsatisfaction und

Kostenvergütung fernerhin zulassig Mit Beschrankungen ist

das badische Landrecht der französischen Gesetzgebung gefolgt, indem es

die Strenge des Principes derselben durch Ausnahmen mildert. Röder

a. a. O. S. 68—70«»).

L) Ist durch den Beischlaf ein Kind erzeugt worden, so hat der

Schwangerer ») die Verbindlichkeit, demselben die Alimente zu reichen, zur

Folge««) (s. den Art. Alimentationspflicht Bd. 1. S. 187).

Die Landesgesetzgebungen haben sich diesem Principe des gemeinen Rech

tes angeschlossen.

Nach der österreichischen Gesetzgebung haben die Eltern (zu

nächst der Vater, dann die Mutter) die Verbindlichkeit, nach ihren Ver

mögenskräften ihre unehelichen Kinder zu verpflegen, zu erziehen und

zu versorgen, eine Verbindlichkeit, welche auf die Erben übergeht, aber "

auf die Ascendenten als solche sich nicht erstreckt ^°).

1813. S. 236 flg. Schon, die Staatswissenschaften, 1831. S. 201 flg.

Metter, über den Einfluß der Sitten auf die Gesetze und der Gesetze auf

die Sitten, übersetzt von Büß, S. 323 flg.

66) Ueber die Geschichte dieses Gesetzes s. Röder a. a. O. S. 34 Note,

und den oben gedachten Beitrag zum dritten Bande des A. Müller'schen

Archivs für die Gesetzgebung.

67) Floret a. a. O. Nach der bisherigen Gesetzgebung war der Stu-

prator zur Entschädigung pro üsklorstion« und zum Ersatz der Kosten der

Niederkunst und des Wochenbettes verbunden. — In der Sitzung der gesetzge

benden Versammlung der freien Stadt Frankfurt vom 21. Oct. 183S wurde

der Antrag auf Abschaffung der Paternitätsklagen für zulässig erkannt.

68) Vergleiche noch: v. Hohnhorst, Jahrbücher des großherzoglich ba

dischen Hofgerichtes, neue Folge, zweiter Jahrgang 1834. S. 192—194.: Frei

williges Geständnis; des Beischlafes, wodurch die Vaterschaft hergestellt werden

soll, und Annalen der badischen Gerichte, erster Jahrgang 1833, S. 3S3,

364, dritter Jahrgang 183S, S. 266, vierter Jahrgang 1836, S. 114, 309.

69) Busch a. a. O. Zweite Abtheilung Von den Rechten des uneheli

chen Kindes gegen seinen Vater. Erstes Capitel. Von dem Rechte auf Ali

mentation, S. 214, 383. Gett a. a. O. S. 84—207. Mackeldey, Lehr

buch des heutigen römischen Rechtes, 11. Ausg. von Roß Hirt, Gießen 1833.

Bd. 2. §. 541.

7«) Scheidlein a. a. O. Th. 1- S. 113—115. v. Zeiller, Bd.1.

S. 371. Busch «. a. O. S. 413. Gett a. a. O. S. 179—201.
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Das preußische Landrecht verpflichtet den Vater, respective die

Großeltern väterlicher Seite, eventuell die Mutter und mütterlichen Groß

eltern zur Alimentation durch Unterhalt und Erziehung, und zwar in

der Regel bis zum zurückgelegten vierzehnten Lebensjahre^).

Das bayer'schc Landrecht verpflichtet zunächst den Vater, dann

die Mutter, hernach die väterlichen, zuletzt die mütterlichen Ascendcnten

zur Alimentation, welche Kost, Wohnung und Kleidung umfaßt und

sich besonders nach den finanziellen Verhältnissen des Verpflichteten rich

tet, auch so lange dauert, als das Kind ihrer bedarf^-).

Im Königreich Sachsen haben die Großeltern mütterlicher Seite

vor denen der väterlichen Seite die eventuelle Verbindlichkeit zur Ali

mentation nach dem Vater, respective der Mutter^).

Nach dem Zeugnisse von L edder Hosen a. a. O. ist in Kur

hessen der uneheliche Vater, aber nicht der Großvater zur Alimenta

tion verbunden, zu welcher auch die Kindbett-, Tauf- und Leichenkosten

gehören.

Ein herzoglich nassauisches Gesetz vom 19. October 1816 be

ruft des unehelichen Kindes Vater zur Alimentation, welche bei Mäd

chen bis zum Eintritt in das fünfzehnte, bei Knaben bis zum Eintritt

in das achtzehnte Jahr geleistet werden muß, und deren jährlicher Be

trag in wenigstens 22 und höchstens 50 Gulden besteht. Nach dem

Vater hat die Mutter die Alimente zu reichen u. s. w. v. Marx a.

a. O. unter Alimentation S. 32.

Ein für das Großherzogthum Sachsen-Weimar erlassenes Ge

setz vom Jahr 1829 (allgemeine juristische Zeitung vom Jahre 1829,

Nr. 62. S. 247) bestimmt im Wesentlichen: Die sich nach den zeili

gen Vcrmögensverhältnissen des Vaters und dem Stande der Mutter

richtende, zunächst vom Vater bis zum 15. Jahre des Kindes zu zah

lende Alimentationssumme soll richterlich nicht unter 12 und nicht über

60 Thaler jährlich bestimmt werden. Außerdem trägt der Vater noch

die Kosten der Geburt, Taufe, Confirmation und des Begräbnisses des

KindeS, stirbt dasselbe vor dem 15. Jahre. Ist der Vater oder dessen

Nachlaß zur Leistung der Alimente unvermögend, so muß die Mutter

das Kind erhalten. Ist auch diese dazu außer Stand gesetzt, so er

wächst die Verbindlichkeit zur Alimentalion den mütterlichen, sonst den

vaterlichen Ascendenten nach der Nähe des Grades.

Im verwandten Sinne normirt das oben gedachte sachsen-co-

burgische Gesetz vom Jahr 1825 und das sachsen- a lten bür

gt sche vom Jahre 1323 die Alimentationspflicht. Busch a. a. O.

S. 453 flg. 468 flg.

b) Eine zweite Folge des außerehelichen Beischlafes, wenn durch

dLNselben ein Kind erzeugt wird, ist die, daß dieses, welches in der Ne-

74) Fürstenthal a. a. O. S. 4S4, 4SS. Buscht a. a. O. S. 4Z2-

42S. Gett a. a. O. S. 193—197.

72) Wusch a. a. O. 440, 441. Gett a. a. O- S. 171—179.

73) Busch a. a. O. S. 444. Haubold a. a. O. S. 304.

S4
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gel nur seiner Mutter und deren Ascendenten folgt, nach Umständen in

einen Theil des Nachlasses seines Baters succedirt. Das römische Recht

verordnet, daß, wenn derselbe ohne eheliche Kinder oder Hinterlassung

einer Wittwe stirbt, Concubinenkinder (als Kinder aus einer er

laubten Verbindung erzeugt) gemeinschaftlich mit ihrer Mutter ^) zwei

Zwölftheile des Nachlasses erben sollen eine Vorschrift, welche die

Praxis entweder auf alle uneheliche Kinder ausdehnt, oder doch auf die

anwendet, welche aus einer Verbindung erzeugt wurden, die keine

Ungewißheit des Vaters übrig ließ. Die Particulargesetzgebungen sind

in Bezug auf Das Erbrecht der unehelichen Kinder, seinem Bater ge

genüber, von einander abweichend. Einige Landrechte, z.B. das solm-

sische^), sowie einzelne Landesgesetze, z.B. eine leiningen-grün-

stadtische Verordnung vom Jahre 1776^, eine herzoglich braun-

schweigische Verordnung vom 9. April 1770 wegen Ausschließung

der natürlichen Kinder von der Erbfolge — Liebhaber a. a. L,

Th. 1. S. 368. Th. 2. S. 222. — heben die Vorschrift des römi

schen Rechtes ganz auf und entziehen dem unehelichen Kinde alle An

sprüche an den Nachlaß seines Vaters. Das Gleiche that die öster

reichische Gesetzgebung, welche die unehelichen Kinder, neben den ehe

lichen, lediglich in den Nachlaß der Mutter (nicht aber der mütterlichen

Verwandten) folgen lckßt^), und die Legislation des Königreichs Sach

sen ^). Andere Particulargesetzgebungen und Lnndrechre legen im

Gegentheile das römische Recht zu Grunde *"). So läßt z. B. das

74) Ueber die Anwendung dieses der Concubine eingeräumten Erbrechtes

s. Busch a. a. O. S. 205, 213.

76) «ov. 13. «. S. Nov. 39. c. 12. §. 4. 6. Mühlenbruch a. o.

O. Th. S. §. 633. S. 237. Mackeldey a. a. O. §. 616." Busch a. a,

O. S. 39S—412. Gett a. a. O. S. 247—26«.

76) Es heißt darin: Bastharten oder Bankharten, so außerhalb des Ehe

standes erzeugt werden , die können und sollen ihren Vater, viel weniger aber

ihren Anhcrn nicht erben, aber ihre leibliche Mutter mögen sie wohl erbe» ic.

Von der Nahmer, Handbuch des rheinischen Particularrechtcs, Band l.

Frankfurt 1331. S. 91.

77) Von der Nahmer a. o. !X Th. 2. S. 836.

78) Scheidler a. a. O. Th. 2. S. 274.

79) Haubold a. a. O. K. 303. Busch a. a. O. S. 444.

8«) 3- B. das pfälzische Landrecht Th. 4. Tit. S. Von der Nah

mer a. a. O. Th. I. S. S4V. Die nassau-katzenellenbo zische Lan-

desordnung Th. 4. Cap. 2. (welche überschrieben ist: Ob und wie ohnehe-

liche Kinder ihre Eltern erben, und mit den Worten beginnt : Wie wohl solche

Kinder unter uns Christen billig nicht sein sollen, jedoch aber, und dieweii

sich derselben auch befinden, so ist nöthig ic.) Z. 1. Von der Rahmer

a. o. O. Th. 1. S. 243. Das rriersche Landrecht Tit. 3. §. 8. Bon der

Nahmer a. a. O. Bd. 2. S. 608. Das wimpfener Stadtrecht, Th. 5,

Tit. I. 8. 8. Von der Nahmer a. a. O. Th. 2. S. 1194.

81) Die frankfurter Reformation schließt sich ganz an das gemeine Recht

an. Orth, Anmerkungen zur erneuerten Reformation der Stadt Frankfurt

a. M. Th. 3. 1744. S. 484. Vergleiche noch Bender, Lehrbuch des 6l-

vilprozesses der freien Stadt Frankfurt 1837. K. 83. SchwängerungssachiN'
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würtembergische Landrecht, wornach das uneheliche Kind seine Mut

ter und mütterliche Ascendenten gleich ehelichen Kindern und neben den?

selben beerbt, dasselbe mit Ausschluß seiner Nachkommenschaft den Va

ter in dem Falle beerben, in dem es nach römischem Rechte berufen wird

und nur (neben der Mutter) in den von demselben fixirten Sechs

theil. Hurenkinder sind aber, obgleich sie ihre Mutter und mütterli

che Ascendenten beerben, von dem Nachlasse des Vaters ganz ausge

schlossen »2).

Das preußische Landrecht, welches die unehelichen Kinder gleich

den ehelichen ^) den Nachlaß der Mutter folgen läßt ^), berech

tigt die Ersteren, den sechsten Theil des väterlichen Nachlasses an

zusprechen, wenn keine ehelichen Defcendenten da sind, und sofern ent

weder der Vater sie anerkannte oder sie ein rechtskräftiges Urtheil, wo-

d urch ihnen noch bei dessen Lebzeiten ein solches Erbrecht vorbehalten

wurde, beibringen 65).

«) Als weitere Folge des außerehelichen Beischlafes, wenn dadurch

ein Kind erzeugt wurde, erscheint, wenigstens rechtsgeschichtlich, die

demselben anklebende Anrüchigkeit^), indem sich im Mittelalter das

wirkungsreiche Vorurtheil bildete, daß dem unehelich Geborenen ein Ma

kel anklebe (s. Ehrlosigkeit und Legitimation). s^p.

»«»«Sei«,, auch de»eSei» (Rechtswohlthaten) heißen

bei den neueren Rechtsgelehrten Verordnungen des Rechtes, welche ent

weder zu Gunsten von Personen eines gewissen Alters, Geschlechtes,

Standes und einer bestimmten Classe, oder von Sachen einer gewissen

Gattung, oder für alle Staatsunterthanen , insofern sie sich in einem

gewissen Falle befinden, eine Ausnahme von der Regel des alteren,

S. 291—296. Das gedachte sachfen-coburgische Gesetz vom Jahr 1825

bestimmt im Z. 94: Stirbt der Bater ohne eheliche Abkömmlinge, oder ohne

Hinterlassung einer Ehefrau und ohne letztwillige Verordnung, so gebührt dem

unehelichen Kinde der sechste Theil des väterlichen Nachlasses. Uebereinstim-

mend ist das gedachte sachsen-alten b urgische Gesetz von 1823. Busch

a. a. O. S. 473.

82) Weishaar a. a. O. Th. 2. §. 614. S. 143, 144. Ueber den Um

fang des Privilegiums des Testamentes der Eltern zwischen unehelichen

Kindern s. Weishaar a. a. O. Th. 2. §. 7S5, 7S6. S. 231, 232.

83) Nach der Legislation des ehemaligen Hochstifts Würzburg siehe v. >

Schelhaß, Beiträge zur teutschen Gesetzkunde, Heft 1. Bamberg 1827. S.

284, schlössen die ehelichen Kinder der Mutter deren außereheliche

Kinder aus.

84) Pfeiffer a. a. O- 8- 60. Erbrecht unehelicher Kinder- S. 19S

bis 197.

85) Fürstenthal a. a. O. K. 927. S. 529. Vergl. noch: daS Prov.-

Recht des Herzogthums Neuvorpommern «. Th. 1. Adth. 2. Greifswalde

1837. Neunter Abschnitt: Von den aus unehelichem Beischlaft erzeugten Kin

dern. S. 37. Th. 3. (Motive) S. 99-10S.

86) G e t t a. a. O. S. 225—228. ,

54*
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strengen Rechtes enthalten ^). Die Regeln, nach welchen solche Recht?»

Verordnungen beurtheilt werden müssen, sind folgende: 1) Solche

Rechtswohlthaten sind iura sinAulsria 2). Deßhalb können sie

nicht zu Analogien für ähnliche Fälle benutzt werden^). Dem Ge

sagten widerspricht anscheinend eine in die Justinianischen Pandekten

eingetragene Stelle des Javolenus ^). Nach der richtigen Erklärung in-

deß besagt dieselbe nur soviel: ein Privilegium sei so zu erklären, daß

die Gnade, welche der Regent dadurch hat erzeigen wollen, diejenige

vollkommene Wirkung habe, welche der Ertheiler desselben bezweckt

hat 6). 2) Rechtswohlthaten können von Niemand erworben werden,

dem sie nichts nützen. Dieser Rechtssatz findet sich zwar nirgends in

besonderer Beziehung auf diese Benesizien ausgesprochen; er ergibt sich

aber als nochwendige Folgerung aus solchen Quellenzeugnissen, welche

von der Erwerbung von Rechten ^) und insbesondere von Klagrech

ten ^) sprechen. 3) Der Erwerb von Rechtswohlthaten hängt von der

freien Willkür des Erwerbenden ab. Man drückt dieß durch den Satz

aus : iuvit« KensKviuiii non clstur d. h. Rechtswohlthaten könne»

Niemand gegen feinen Willen aufgedrungen werden. 4) Es ist in

die freie Willkür des Berechtigten gestellt, ob er von der ihm zustehen

den Rechtswohlthat Gebrauch machen will oder nicht ^). Dieser Rechts

satz ist eine Folgerung aus dem höheren Grundsatze, daß Niemand zur

Ausführung des eigenen Rechtes gezwungen werden könne. Eine Re

gel, welche sich in Bezug auf Klagen ganz deutlich in unseren Rechts-

quellen ausgesprochen findet^). Sie leidet indeß dann eine Aus

nahme, wenn die dem Einen zustehende Rechtswohlchat auch An

deren zu Gute kommt, und diese dadurch in Schaden kommen, daß

derselbe davon Leinen Gebrauch macht. Denn dann können sie ihn

1) Vergleiche Glück, Erläuterung der Pandekten, Th. 1. S. S58—S6«.

Auch die römischen Rechtsquellen brauchen den Kunstausdruck benekciui» in

dieser Beziehung. So leg!» ^ppuleise benekeium bei inst. III. K. 122.

Vergleiche virksen munuale Isti»itatis lontium iuris p. S8. Mit dieser

Bedeutung ist die Beziehung des Wortes auf persönliche, vom Kaiser lertheilte

Privilegien verwandt. I,. 3. V. 6« ««nstitiitionibus prineipum. (1,4.) lieber

andere Bedeutungen des Wortes benskeiuin siehe örissonius 6e verborruv.

»ignikc^tione s. K. v. und OirKsen I. «.

2) I,. 16. O. 6s legibus senstusque consultis. (1. 3.)

3) I,. IS. 0. 1. 3.

4) I,. 3. O. 1. 4. beneiicium imperstoris, <z»d6 s 6ivin« »«licet eins

in<lulgenti« Proöeiscitur, <zusm z,Isni««ims interprvtsri 6edemu«.

5) Vergl. Glück a. a. O. Th. 1. S. S62, S63.

6) I,. 15. pr. O. 6e »ervitutlbus. (8. 1.)

7) I,. 6. S. 4. 0. vs qui» sum, qui in ius. (2. 7.) 5>. 6. S. 6. v.

insn6»ti. (17. 1.)

8) Wo ? su II us in I>. 69. I>. de Rivers!» reguli» iuris sntiqui. (30.

17.) vlpianus in I<> 169. S. 4. v. ibiä. drückt dieß so aus: <zu«6 «uizus

riro e« urseststur, invit« non triduitur.

ö) I,. 41. V. 6s ininoribu». (4. 4.) quik un!«ui<zus licet, eontsmnsre

dsee, qnse pro ss introöuet» «unt. Vgl. ^s«v. 135.

10) 0. un. l). ut nemo invitu« sgere vel »ecussre «ogstur. (3. 7.)
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zwingen, entweder von seiner Rechtswohlthat Gebrauch zu machen oder

sie ihnen abzutreten"). 6) Wem eine Rechtswohlthat zusteht, der

kann derselben jederzeit, wenn er will, entsagen vorausgesetzt, daß

die Entsagung nicht ausdrücklich durch die Gesetze verboten ist^) und

in der gesetzlich vorgeschriebenen Form geschieht. Man drückt diese Re

gel gewöhnlich durch die Worte aus : yuillbet iuri pr« ss iutroäuet«

relluuoiär« rmtest. 6) Wer einmal auf eine ihm zustehende Rechts

wohlthat in der gesetzlichen Form Verzicht geleistet hat, kann späterhin

dieselbe nicht wieder in Anspruch nehmen. Man drückt dieß ge

wöhnlich mit den Worten auö: sä iura reurluvista uuu ästur re-

Aressus

Man theilt die Rechtswohlthaten, welche Personen oder Sachen

zu Gute kommen, in Bezug auf ihre Wirksamkeit in Keuefiois

«süsse und persans« ^s). Jenes sind solche Rechte, welche ge-

wissermaßen aus der Sache ruhen und sich deßhalb nicht auf die Per«

son des Berechtigten beschränken, sondern auch den Erben derselben, den

Bürgen und den übrigen Jntercessoren zu Statten kommen ^°). Die

ses sind solche Rechte, welche sich auf die Person des ersten Erwerbers

beschränken und deßhalb weder den Erben noch den Bürgen zu Stat

ten kommen^). Fragt man, für welche Gattung von Rechtswohltha

ten die rechtliche Bermuthung spreche, im Falle sich keine Quellenzeug

nisse vorfinden, welche die Sache mit klaren Worten entscheiden, so

11) I.. 24. pr. v. 4. 4.

12) O. 51. <Z. 6s episvopis et elerieis (1. 3 ) ^iim sit reguis iuris sn-

tiqm, omnes lieentism Kaders, Kis , c^use pr« «s inclult» sunt, renuvoisre.

O. 29. <Z. äe psctis (2. 3.) «um »Iis »it reguls iuris sntiqu! , omnes liven»

tism Ksbere, Ki», <juss pr« «« introäuvts sunt, renunoisre. In ?1«v. 136.

«. 1. wird der Verzicht auf eine gewisse Rechtswohlthat zugelassen, ölö«

13) Im Allgemeinen beurtheilt man solche Verzichtsleistungen nach den

Grundsätzen, welche von den Verträgen gelten. L. 29. L. 2. 3. K«v. 136.

«. 1. Deßhalb ist die Verzichtsleistung auf Rechte verboten, deren Aufgabe

die öffentliche Achtung für die Sittlichkeit (Koni mores) verletzen würde. Ii.

27. §. 3 u. 4. 0. äs psvtis. (2. 14.) Ii. 1. §. 7. 0. 6ep««iti v«i «ontrs.

(17. 3.) Ii. 17. pr. v. eommsästi vel eontrs. (13. 6.) Ii. 23. I>. ci« V.

L. (50. 17.)

14) lZ. 11. <?. ck« rebus «reSitis. (4. 1.) <Z. 29. <Z. 2. 3. Bon ein

zelnen Gründen, welche zur Anstellung einer Klage berechtigen, spricht I,. 14.

§. S. V. lis seäilit!« eoioto (21. 1.) Ltsnäum est eo, quo«! «onvenit. Ks»

mittentibus enim actione» süss non est regressus üsnüus.

15) In den römischen Rechtsquellen heißen sie Privileg!» «susss u. per-

»onse. Vgl. 1^. 196. v. üs »,. I. (50. 17.) Auch kommt der Gegensatz von

esusss und persans« survurri vor. Siehe Ii. 42. V. Äs sciministrstions et

perlvulo. (26. 7.) Aehnlich ist der Gegensatz von exeeptiones, quss persons«

euiusque cokserent u. rei eokserente» exeeptiones. 1,. 7. pr. u. S> 1« ö.

ös exeeptionibus. (44. 1.)

16) I.. 196. v. 60. 17. 1.. 7. §. 1. v. 44. 1. <Z. 11. «. Ss exoe-

ptionibus »eu prsescriptionibu». (3. 36.) I,. 63. !>. 50. 17.

17) Ii. 196. 0. S«. 17. I.. 63. v. Zdick. Ii. 7. pr. 0. 44. 1.
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dürfte am wahrscheinlichsten mit Mühlenbruch ^) anzunehmen fein,

daß man im Zweifel nicht an persönliche Rechtswohlthaten zu denken

habe, eine Ansicht, welche wenigstens in Bezug auf die Uebertragung

der dem Hauptschuldner zustehenden Vertheidigungsmittel auf die Jn-

tercessoren durch ein Reskript der Kaiser Diocletian und Maximian be

stätigt wird Als Beispiele der KeueKvia «süss« kommen in den

römischen Rechtsquellen namentlich folgende vor: die ganzen Orten

und Gemeinden verliehene Steuerfreiheit^), die Wiedereinsetzung in

den vorigen Stand ^), das Privilegium exigevlii des Fiscus^) und

alle Exceptionen, welche einer bestimmten Person nur wegen ihres

Verhältnisses zu einer bestimmten Sache zu Gute kommen (exeepriooes

rei oolisereures), wie die rei iuäivstse exvepti«, öoli msli, iuris-

iursncii, c^uoci metus «su8ä , Velleisui, KL. Klsoeckovisv! und

die, welche aus einem allgemein gefaßten Erlaßvertrage (i» rem z>s-

«tum cie uon r>eter>6«) entspringt^). Als beoeköis persouse wer

den in unsern Rechtsquellen namentlich folgende bezeichnet: s) das

Privilegium exigenäi, welches dem Pupillen an allen Gütern seines

Tutor wegen Federungen aus der Vormundschaftsverwaltung zusteht ^).

Dasselbe gilt auch für den Fall der Protutel, da auch auf diese das

Privilegium des Pupillen ausgedehnt worden ist ^). b) Das privi-

legium, exigenäi, welches der Ehefrau bei der Rückfederung ihres Heu

rathsgutes nach getrennter Ehe zu Statten kommt ^). «) Die Rechts-

wohlthat der Competenz'"). 6) Die Steuerfreiheit, welche einzelnen

Personen verliehen ist^). e) Die Befreiung von niedrigen Aemtern

(»oräiäs ruunera 2«)). Die psvti exceptio^ welche aus einem auf

. eine bestimmte, individuelle Person lautenden Erlaßvertrage (in rem

psvtum cie non peteuäo) entsteht ^^). g) Die exoeptio, »i donis «es-

18) Die Lehre von der Session der Foderungsrechte (3. Ausgabe) S. 281

bis 284 und S. 636—562, inglelchen Voctrins ?sngect«rum. S. 82.

19) L. 11. 0. (8. 36.) Dekensione» »ive exceptione» sg intsrcessores

extencii, «zuidus reus prineipsli» integro msnente statu munitus est, eonstst.

Vgl. §. 4. Inst. 6e revlicstionibus. (4. 14.)

20) I.. 4. §. 3. v. äs «ensidus. (50. 15.)

21) I>. 6. I>. 6e in integrum restitutlonibus. (4. 1.) Ii. 13. §. 5. I>.

äs minoridu» XXV. »nnis. (4. 4.) Ii. 24. S. 1. v. ibiu.

22) I,. 41. v. äs usuri» et fructibus. (22. 1.) O. 2. <Z. äs Ki», qui

in priorum ereäitorum loeuin succeäunt. (3. 19.)

23) I.. 7. S. 1. v. 44. 1. «. 16. «. aa SO. Velleisnum. (4. 29.)

24) I.. 42. v. 26. 7.

26) 1,. 23. 0. äe redus suvtoritste iuälcis possiä. (42. 6.) Ii. 19. §.

1. v. ibiä.

26) O. nn. O. äe privilegio äotis. (7. 74.)

27) I.. 7. pr. v. 44. 1. Ii. 23. v. äs re iuäicsts. (42. 1.) Ii. 24.

pr. u. §. 1. Ii. 25. v. ibiä. Ii. 63. Z. 1 u. 2. 0. pro socio. (17. 2.) Ii.

12. v. «oluto mstrimoni«. (24. 3.) Ii. 13. u. 14. pr. Ii. 16. §. 1 U. Z.

v. ibiä.

28) Ii. 3. §. 1. v. äe censibu». (50. 15.) Ii. 4. §. 3. v. ibiä.

29) (7. 13. L. äs excusätionibu« muneruiv. (10. 47.)

S«) Ii. 7. §. 1. V. 44. 1.
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serit, welche dem Gemeinschuldner zusteht, wenn derselbe nach der Gu

terabtretung aus früher entstandenen Obligationen belangt wird ^^).

In einem gewissen Zusammenhange mit den hier erörterten Grund

sätzen steht die Frage, ob und welche Privilegien bei der Cession von Fode-

rungsrechten auch ohne specielle Erwähnung derselben im Cessionsactean den

Cessionar übergehen 22). Im Allgemeinen läßt sich wohl hier als leitender

Grundsatz die Regel aufstellen, daß die ganze Summe von Rechten, welche

einem Gläubiger in Beziehung auf die abgetretene Foderung selbst zu»

stehen, auch ohne specielle Erwähnung an den Cessionar durch den Cef-

sionsact selbst übertragen werden. Für diese Meinung spricht nicht

allein die ganze Natur der durch die Cession erzeugten Rechtsverhält

nisse, sondern auch ein Zeugniß der römischen Rechtsquellen, welches

vorauszusetzen scheint, daß xi-ivileKis ^^gg von selbst an den Cessio

nar übergehen^). Stellt man aber, wie es die meisten Juristen

thun^), die Cessionarien in dieser Beziehung auf gleiche Linie mit

den Erben des Cedens, so würde man zu der Folgerung gezwungen sein,

daß alle Privilegien, welche nicht auf die Erben der privilegirten Person

übergehen, auch dem Cessionar ohne ausdrückliche Erwähnung derselben im

Cessionsacte nicht zu Statten kommen. Damit hängt auch eine andere

sehr gewöhnliche Behauptung zusammen: daß zwar die stillschweigende

Hypothek, welche Jemand vermöge eines persönlichen Privilegiums zu

steht, auf den Erben und den Cessionar übergehe, aber nicht das mit dem

selben verknüpfte Vorzugsrecht, weil dieß immer etwas rein Persönli

ches sei 25). Eine andere Partei neuerer Rechtslehrer ^) wirst sich der

erdichteten materiellen Verschiedenheit der <lire«t»e und utile» svtiones

in die Arme und sucht daraus die Sache zu bestimmen. Doch schei

tert diese Theorie schon an dem einzigen, oben angeführten Quellenzeug-

nisse^). Noch Andere^) unterscheiden zwischen Cessionen aus einer

«uu»s «neross und der aus einer «aus» luvrstivs. Im ersten Falle

sollen alle Privilegien des Cedens an den Cessionar stillschweigend über

gehen; nicht aber im zweiten. Diese Meinung gründet sich auf ei

nige, hierher ganz und gar nicht gehörige Pandectenstellen ^). Müh-

31) §. 4. 5. ge replicstionibus. (4. 14.)

32) Vergl. Mühlenbruch, die Lehre von der Cession der FoderungS-

rechte, S. SS6—573.

33) Ii. 42. v. 26. 7. ?spinisnu» libro I. äe fi niti « n u m : Lx

pluribus tutoribus in »oliäum unum tutorem iuäex ««näenmävil, ; in rem

susiu iuäicstu» provurstor «stu» Privilegium pupilli nun Ksbedit, <zu«cl ne«

Keredi pupilli ckstur. 5l«n «nim esusse, «e>l persona« suvcur-

ritur, Huss meruit pruevipuum fsvorem.

34) Vergl. die Literatur dieser Controverse bei Mühlenbruch a. a. O.

S. S60—562.

36) Vergl. Vsbsoer äi«. singulsris 6s privilegiis §. 17.

36) Vergl. Mühlenbruch a. a. O. S. b6Z.

37) Ii. 42. v. 26. 7.

38) Vergl. Mühlenbruch a. a. O. S. 564.

39) I,. 4. S. 29. V. <ls Äoli msli st, metu, exvept. (44. 4.) I.. 4. 8.

31. V. idig.
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lenbruch macht einen Unterschied zwischen Erben und Cessionanen,

und nimmt auch bei persönlichen Privilegien des CedenS die Über

tragung derselben an den Cessionar insofern an, als dieß das rechtliche

Interesse des Cedens mit sich bringt. Ausgenommen sind: s) Die

Vorrechte des Gläubigers, welche sich blos auf die äußere Proceßform,

auf den Gerichtsstand und auf andere die Proccßfüyrung betreffende

Verhältnisse beziehen, z. B. das Recht des Fiscus, den Schuldner vor

sein eignes Forum zu ziehen^), b) Die Vorrechte, welche der CedenS

selbst bei Gelegenheit der Federung hatte geltend machen können, die

aber mit dieser nicht weiter zusammenhängen, sondern nur dem Gläu

biger als solchem zustehen, z. B. das Retentionsrecht, welches dem

Pfandgläubiger auch wegen anderer Foderungen zusteht, als wofür die

Verpfändung geschah ^). v) Die Vorrechte, welche durch ausdrückliche

Uebereinkunft der Contrahenten von dem Cessionsacte ausgeschlossen

worden sind 42). Heimbach.

»eu«Seiui» aH,»tiiie»S!. Der suus Ksre» heißt zugleich ne-

«esssrius, weil er in demselben Augenblicke, in welchem er »b intesrsra

(also auch gegen das Testament, in dem er praterirt war) oder ex re-

sismeut« zur Ebschaft berufen ist, ohne alle ausdrückliche oder still

schweigende Erklärung, daß er Erbe sein wolle, ja selbst gegen seinen

Willen, ipso iurs Erbe wird. Sobald er aber einmal Erbe geworden

ist, kann er nach dem civilrechtlichen Grundsatze 7 semsl Keres seiner

Keres 1) auch nie wieder aufhören, Erbe zu sein. Von diesem, NS"

mentlich im Falle einer Überschuldung der Erbschaft, dem suus Keres

nachteiligen Zwange kann der Erblasser ihn dadurch befreien, daß er

ihn unter der Bedingung: si voiuerir oder unter einer sonstigen pote-

stativcn Bedingung einsetzt, wodurch derselbe dem voluuwrius Ker«

völlig gleich gestellt wird -). Jener Bedingung gilt indeß die bloße Sub

stitution eines anderen Erben noch nicht gleich ^). Wo dagegen der

Erblasser dem «uus eine solche Befugniß nicht ertheilt hat, gestattet

ihm der Prätor^) zwar nicht, die Erbschaft auszuschlagen oder wieder

aufzuhören Erbe zu sein, was außer seiner Befugniß liegen würde,

wohl aber sich aller Einmischung in die Erbschaft zu enthalten, sich

4«) O. 2. u. 8. O. udi «susss Kseäles. (3. 26.) <?. 3. O. quäng« L«.

cus vel privstus. (4. 16.)

41) (Z. un. 0. etiäiu ob vkirvgrspns,riain esusmn pignus teneri p««e.

(8. 27.)

42) I>. 23. pr. O. <Is Ksrsöicste vel »etions vendita. (18. 4.) Siehe

Mühle nbruch a. a. O. S. 6S7.

1) 1^. 88. 0. cle Kereöib. instit. (28. 6.)

2) I.. 12. 0. äs vonäit. instit. (23. 7.) I.. 4. I.. 86. S. 1. v. 6e Ke-

reclib. instit. (28. 5.)

3) «f. ?sber «rrores prsgmsticor. XXXII. 6.

4) Mindestens seit Anfang des 2. Jahrh. ?. 0. I.. 23. I>. Ss ren. svct.

iuäivis. (42. 5.) Bergl. auch I.. 99. 0. ös sequ. v. «m. Ker. (29. 2.) und

Simmern, Rechtsgeschichte Th. I. S. 323. Anm. 3.
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von derselben zu abstiniren °), und eben dadurch für seine Person sich

von den Erbschaftslasten frei zu machen, wogegen er natürlich auch al»

les Vortheiles aus der Erbschaft entbehrt °).

Es genießen dieses iu» oder bsueticium sbstiusncli^):

1) Die natürlichen Descendenten des Erblassers, insofern sie dessen

sui sind, in allen Fällen, wo sie ipso iure erwerben. Der bis zum

Tode des Erblassers in dessen z>«te»tss gebliebene Descendent succedirt

aber auch dem impube«, dem jener ihn pupillarisch substituirt hat, als

suus. Gleichgiltig übrigens ist es, ob jene Descendenten schon bei ihrer

Geburt sui gewesen, oder es später, durch Ausfallen einer in der Mitte

stehenden Person, oder durch Legitimation geworden waren. Nur für

denjenigen, der zier ouriss «blstiouein legitimirt war, also in, diese

Oblation gewilligt hatte, bestimmt Justinian, daß diese Einwilligung

ihn auch von dem ius »bstiuenäl ausschließe ^). Es ist aber um so

weniger Grund vorhanden, diese Bestimmung auf andere, mit ihrem

Willen, Legitimirte zu erstrecken, als dieselbe vorzugsweise das Interesse

der ouris zu verfolgen scheint.

2) Die künstlichen Descendenten (sui uou uäturslss), d. h. so

wohl der Adoptirte oder Arrogirte, insofern er suus ist, dem Adoptiv

vater, als die uxor io nisuu ihrem Manne, oder, wenn dieser selbst in

poteststs ist, dessen Gewalthaber gegenüber ^).

3) Der iuZenuus, der einem Anderen uoxss oder Kcluoise esuss

uisueiizio gegeben ist, also iu esuss «isuei^ii steht, wenn derjenige,

dem er unterworfen ist, ihn im Testamente zugleich freiläßt und zum

Erben einsetzt. Obgleich nämlich ein solcher dem Sclaven näher stand,

als dem Hauskinde, so schien es dennoch dem Prätor unbillig, daß

den Fremden, Freigeborenen, die in Folge der bonorum veuäitio des

Erblassers eintretende inismis treffe Noch unbedenklicher genießt

also der vom Läuolsrius emwr dem Vater remancipirte Sohn bei Be
werbung des Vaters das ins sbstineugi.

Sclaven, die euin Ubsrtste eingesetzt worden, sind nur neoessä-

nicht sui, und haben deßhalb auch kein ius sbstiueuäi

Der zum Abstiniren Berechtigte hat, um dieses Rechtes wirklich

theilhastig zu werden, weder (wie bei der äecretslis bonorum posses-

si«) dessen besondere Gewährung vom Prätor zu erwirken, noch auch

6) Der extrsneus repudiirt, der »uns abstinirt.

6) VIpisni XXII. 24. Osms II. 168.

7) Dje Quellen brauchen nur den ersten Ausdruck, und außerdem kb«U-

nsncii k»«ults» oder potosts«.

8) «ov. 89. «. 3. xr.

9) Osius II. 169.

1«) Omus II. 16«. Vergl. mit Z. 164 ibia. Ueber die Berichtigung deö

Textes vergl. Söcking sg K. I. in der Bonner Ausg. v. 1837. Bergt, in-

deß auch Denselben in der von Klenze und ihm besorgten Institut. Ausg.

S. IM. Note m.

11) Ulpisni ?rsgm. XXII. 24. I>. 67. §. 2. I.. 61. v. Ss »«quir.

vol «mitt. Kereg. (29. 2.)
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nur (wie bei der eckiotalis Kon. poss.) dem Prätor eigens zu melden,

daß er von jener Befugniß Gebrauch machen wolle, sondern sich nur

negativ zu verhalten, d. h. sich wirklich aller Erklärung, als Erbe oder

bonorum possessor succediren zu wollen, und aller dem Erben allein

zukommenden Einmischung in die erbschaftlichen Angelegenheiten, wie

sie für den extrsneu» pro Kerecke gestio, sür den sun» aber iininix-

Mo heißt 12), ^ enthalten. So lange er dieß gethan hat, gilt er

zwar vorlaufig als Erbe ^), es steht ihm aber immer noch , ohne daß

im klassischen Pandektenrechte eine präclusivische Frist genannt würde,

frei, auf die inrerroAstioues in iur« der Glaubiger und Legatare, oder

auf deren geradezu gegen ihn angestellte Klagen, nötigenfalls nach vor

gängiger Erbittung eines tsrnpu» äeliberaucki ^), zu antworten, er

habe sich bisher der Erbschaft enthalten, und wolle es ferner thun, mit

anderen Worten sich nunmehr ausdrücklich und definitiv zu abstiniren^).

Dem Justinianischen Rechte zufolge wird eine Präklusivfrist angenommen

werden müssen; ob dieselbe aber drei Monate oder ein Jahr betrage,

wird je nach der verschiedenen Auslegung der betreffenden Constitutionen

verschieden beantwortet^). Die richtiger scheinende Meinung, nämlich

die letzte, zu vertheidigen, gehört aber nicht hierher, sondern in die Lehre

von der Erwerbung der Erbschaft überhaupt^).

Jene Erklärung, sich abstiniren zu wollen, wirkt nicht allein dem

jenigen gegenüber, gegen den sie abgelegt ist, sondern allgemein, und

bindet, insofern sie nicht wieder rückgängig gemacht wird, auch den

»nus, der sie abgelegt hat. Damit indeß diese Wirkungen eintreten,

muß der Wille sich zu abstiniren in iur«, jetzt also vor dem Magistra-

stus überhaupt, ausgesprochen sein ^). Daß die ungefragt abgegebene

Erklärung des »uns gleiche Wirkung habe, wird nicht ausdrücklich be

zeugt, scheint aber keinem Bedenken zu unterliegen.

Das Recht zu abstiniren fällt weg:

12) kermiseere heißt es im (Zregorisn. Oog. III. 12. «onst. 8. bei Uke

nel im Bonner vor«, inr. snteiust. p. 23. *.

IS) Ii. 87. pr. 0. ge acqu. v. o. der. (29.2.) Vergl. von eil. Ooi».

ment. 6e j. «iv. VII. 2. S. 31. «S. »ucker. IV. p. 32, 33.

14) I.. 1. §. 7. v. »i qui, om!«s vsnss. (29. 3.) Vergl. k' s b « r

error, prsgmstieoruin XXXI. 9. 10.

15) I.. 7. pr. v. tle iure äelibersnSi. (28. 8.)

16) I,. 12. 0. <ie svqu. vel. om. KerslI. (29. 2.) L. 1. O. »i minor,

»b Ker. (2. 33. s39.Z) In o. 4. 0. »rbitr. tut. (S. 51.) «regorisn. ««6,

VI. 18. «onst. 1. im Bonner <-«rp. > snte). p. 35. erwihnt Alexander Se-

ver, das Abstiniren sei »e«iin6um eckicti formsm geschehen; offenbar ist aber

darunter keine besondere Form der Handlung zu verstehen. Vgl. ^. I,. S^o e K-

msr eleet» oiv. «er«. 4. S. 11. p. III—113. Anderer Meinung ist Kl«-

vi u« äeeisiones II. 143. Ns. 6. L6. Nöpkner I. 306.

17) O. 19. u. 22. §. 1. O. 6« iure öelibersnoi. (6. 30.)

18) Vergl. A. D. Weber, über die Verbindlichkeit zur Beweisführung

im Cwilprozesse, 2. Ausg. von H esst er S. 187, 183. Wühlenbruch,

Lehrbuch des Pandectenrechtes, Bd. III. §. 703. Anm. 16.

19) I,. 21. 0. äs »uetorit. et roo5. (26. 8.)
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1) sobald der sonst bazu berechtigte suu» sich immiscirt hat 2").

Als Jmmixtion gelten aber ganz dieselben Handlungen, die für den

extrsne«» Keres als pro Kerecle gestio gelten ^). Selbst der An«

kauf einzelner Erbschaftsstücke durch Verwitterung eines Dritten wird

der Jmmixtion gleich geachtet Der Beweis der Jmmixtion muß

nach allgemeinen Grundsätzen denen auferlegt werden, welche durch die

Berufung auf sie die Erklärung des suus, daß er sich von der Erbschaft

abstiniren wolle, zu entkräften beabsichtigen; nicht aber der Beweis

der Nichtimmixtion dem suus^s). Ungeachtet der Jmmixtion können

jedoch

s) impuberes und zwar ohne besondere Zeitbeschränkung sich noch

abstiniren 24). Da indeß die Jmmixtion für den iin^ukes nur alsdann

wirksam war, wenn sie suotoritste des Tutors, oder von diesem selbst

geschah, so muß dem Ersteren, wenn Letzterer noch im Amte stand, zum

BeHufe der Abstention ein eigner Curator bestellt werden^).

t>) Wuores s6ulti können als sui gegen die Jmmixtion ebenso wie

als extrsnei gegen die Antretung i» inteZruw restituirt werden^). Auch

schadet es der Aulässigkeit dieser Restitution nicht, wenn der zu restitui-

rende Erbe inzwischen das 25. Jahr überschritten hat, wenn er sich nur,

seitdem er dieses Alter erreicht, aller Einmischung in die erbschaftlichen

Angelegenheiten enthalten hat^). Sur Willigkeit dieser Wiedereinsetzung

ist indeß erfoderlich, daß bei der magistratualischen «süsse ««Zilitio über

deren Gewährung die Erbschaftsgläubiger zugezogen, oder zu derselben

vorgeladen seien Dabei ist die Verschiedenheit zwischen der in int.

rest. des Minor, und dem einfachen W» sbstinenäi des Pupillen nicht

etwa blos die formelle, daß es zu der ersteren immer eines besonderen

Antrages und einer Gewährung von Seiten jenes Richters bedarf, son

dern dieselbe ist auch, zum Unterschiede des Rechtes zu abstiniren, an

die gewöhnlichen Restitutionsfristen geknüpft.

ZV) §. 6. Inst, cle KereS. quellt. (2. 19.)

21) 87. pr. v. 6s ». v. «. Ker. (29. 2.) Vergl. Ii. 20. §. 4. eoS.

und Klevius I. «. LoeKnier I. c. «sv. 3. §. 23, 24. x. 12S—131.

22) ^. 91. so6.

23) Vgl. die ältere Literatur bei SosKmer I. «. Z. 2S-27. p. 13l—

138. Siehe ferner Weber, Verbindlichkeit zur Beweisführung VI. §. 28.

Ausg. v. Heffter S. 186—190. Mühlenbruch, Lehrbuch des Pandek

tenrechtes, §. 701. Anm. 8. Schweppe, rdm. Privatrecht, 4. Ausg. von

Mejer S. 876. Anm. 7. And. Mein, sind /Vversnius Interpret. I. 9. §.

IL—46. Loveeji Vi«. äe »uvoe«. nspotum III. S. 4. ?uken6«rk

«dservstt. IH. 8.

24) Ii. 11. I«. 67. pr. eoö.

26) I>. 21. V. äs suet. et von«. (26. 8.) Vgl» LoeKmsr !. e. esp.

g. §. 2«. ?. 126, 126.
26) S. 5. Inst. «it. Ii. 7. S. 6. v. 6e minorid. (4. 4.) I>. 57. §. 1.

V. «Ze ». v. «. K. Vgl. SoeKinsr I. «. S. 21. x. 126, 127.

27) Ii. 3. §. 2. v. öe ininorid.

28) Ii. 29. §. 2. v. «««'. «. 1. <?. «i minor, «ov. 119. c. 6. Vgl.

Devins vevisione» VII. 317. L6. Uospkner II. 622.
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«) Die Restitution gegen die Antretung, die Hadrian in einem

einzelnen Falle einem Majorennen gewährt 2«), scheint auf das Abstini

ren der sui nie erstreckt zu sein, und ist eine solche Erstreckung nach

Justinians neuester Legislation gewiß noch weniger zulässig

6) Trotz der Jmmixtion gilt derjenige dem Abstinirenden gleich,

dem die Restitution seines Erbtheiles an einen Fideicommissar aufgege

ben war, und der sich zur Einmischung und Restitution vom Prätor

hatte zwingen lassen^).

2) Ebenso wenig ist das Abstiniren zulässig, wenn der suus vor

der Abstention Erbschaftsstücke als solche selbst entwendet, oder einen An

deren zur Entwendung veranlaßt hat, wobei zwischen r>uberes und i^

riuberes nicht unterschieden wird^).

3) Ist der suus unter einer Potestativbedingung zum Erben eingeseSt,

so wird er nicht wie der extrsusu» durch die Erfüllung erst fähig,

die Erbschaft nunmehr zu erwerben, sondern seine Gleichstellung mit

dem voluutsrius Ksrs» hört auf, sobald er die Bedingung erfüllt hat^);

er erwirbt alfo die Erbschaft im gleichen Moment !?s« iure, und zwar so, daß

er sich durch das iu» sbstiuenäi nicht wieder davon losmachen kann^).

4) Das Recht zu abstimren steht in der Regel nur dem «uns

selbst zu. Für Dritte gilt der Nachlaß des Vaters, wie nach Civil-

recht, als sofort nach bestem Tode untrennbar mit dem Vermögen de«

suu» verbunden. Haben diese Dritten also ein Erbrecht gegen den suus, der

verstorben war, ohne sich immiscirt zu haben, ohne sich aber auch über sein

Abstiniren ausdrücklich zu erklären, so können sie in der Regel nur das dem

Letzteren bereits zugefallene Vermögen des Vaters mit erwerben, oder beide

Erbschaften zugleich zurückweifen. Nur wenn der suu», der nach dem

Tode seines Vaters, ohne zu wissen, daß er dessen Erbe geworden war,

verstarb, selbst einen »uu8 hinterließ, kann dieser Letzte den Nachlaß

seines Vaters getrennt behalten, und sich von dem des Großvaters ab-

stiniren, nicht aber umgekehrt^). Sowohl also wenn der suus den

Tod seines Vaters, und daß er zu dessen Erbschaft berufen sei, bei sei

nen Lebzeiten noch erfahren, als wenn der Erbe des »uus ein extrs-

usus ist, wird das von dem suus selbst nicht exercirte Recht auf den

Erben nicht übertragen. Au diesen extrsuei gehört aber nicht nur

29) Csius II. 163. §. 6. Inst. Ss Kereg. yusl.

3«) «. 22. l). äe iure äelib.

31) I.. 6. §. 2. l.. 27. §. 3. v. »S SO. I'rebsUIsn. (36. 1.) I.. 5. 5.

2. quvä «um eo. (14. ö.)

32) I>. 71. S. 3—9. v. äs s. v. s. K. Vgl. SosKmsr I. «. esp. 2.

§. 18. p. 122, 123.

33) Der Pupill thut dies mit Erfolg selbst ohne sactoritss des Tutors.

Ii. 6. pr. I>. äs «onäitionib. et äemonstr. (36. 1.)

34) I.. 86. S. 1. v. äe Kereälb. inst. (28. 5.) Ueber die Frage, in wie

weit dieser Nachtheil auch den Pupillen trifft, vergl. k'sbsr err. prsßmsl.

XXXI. 8. p. m. 329.

35) I,. 7. §. 1. v. äs ». v. ». Vgl. k'ädsr error, prsgmsticor.

XXXI. 9. p. III. 335. Schwepve, das röm. Privatrecht z. L7S.
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der eigene Jntestat- oder Testamentserbe des 8rm», sondern auch derje«

nige, den der ursprüngliche Erblasser diesem vulgariter oder pupillariter

substituirt hat.

In Betreff der Wirkungen des Abstinirens ist zu unterscheiden

zwischen den für den suus selbst und den für dritte Personen eintreten

de« Wirkungen.

In der ersten Beziehung will der Prätor den »uus, obgleich der

selbe dem strengen Rechte nach fortwährend Kerss bleibt^), dem Ef

fecte nach ebenso stellen, wie den extrsneus , der die Erbschaft ausge

schlafen hat Dieß gilt nun

1) in Betreff der Klagen, welche den Erbschaftsgläubigern, Le

gataren und Fideicommissaren gegen den Erben zustehen. Der suu5

schützt sich gegen sie, eben so wie der Käuvisrius Keres, nachdem er

ex KL. 'I'rebellisuo restituirt hat, durch exceptio cloli geverslis, in

dem er sich auf sein Abstiniren beruft^).

2) Die Nachthelle, die den suus in Folge der Erwerbung der

Erbschaft an seinem eigenen Vermögen getroffen, werden ihm in derselben

Weise abgenommen, wie die ahnlichen dem restituirenden Fiduciar.

So wachen namentlich die Klagen, die der «uu8 gegen den Erblasser

hatte und die Servituten und sonstigen dinglichen Rechte wieder

auf> die ihm an dessen Sachen zustanden. Eben so kann von demje

nigen, der sich abstinirt hat, keine Collation gefodert werden ^^), und

selbst das ihm im väterlichen Vermächtnis; ausgesetzte Vermachtniß kann

er in der Regel gleich einem Fremden fodern "), und wenn er außer

dem auf der Suität beruhenden noch ein selbstständiges Erbrecht gegen

den Erblasser hatte, so kann dieß wieder aufleben^).

36) I.. 6. §. 2. v. cke den. Udert. (3S. 2.) Ii. 30. §. 10. 0. 6s Kg«,

««mm. lidert. (40. S.)

37) Ii. 2«. §. 4. me6. v. <Is s. v. o. d. I.. 89. v. 6e legstis I. (30.)

Ii. 12. pr. O. 6s interrvAstt. in z. (11. 1.)

33) Der Ausdruck ist in dm Quellen, daß die dem strenge» Rechte nach

fortwährend gegen den »uns zustehenden Klagen den Gläubigern vom Prütor

nicht gewährt würden I,. 16. v. loesti. (19. 2.) I>. 11. 0. >zu!d. muck,

pign. (2«. 6.) I.. S7. pr. I,. 99. v. cle ». v. o. K. 0. 1. «. 6e repuck.

v. »bst. Ker. (6.31.) Daß aber ^ver^nius I. e. §. 7«. aus diesem Aus

drucke mit Unrecht schließt, jene Klagen würden nicht per exceptionem ent

kräftet, ergibt schon die Bergleichung mit der Restitution der fideicommissari-

schen Erbschaft. I.. 1. §. 2. 4. I.. 27. S. 7. »6 SL. Irebellisn. (36. 1.)

Der Vortheil dieser Exception kommt übrigens nicht nur dem Pupillen selbst,

sondern auch seinem Vormunde, Bürgen u. s. w, zu Gute. I>. 16. 0. si

quis esutionib. (2. 11.) I,. 2. pr. S. 1. ö. 6s sckm. et perle. (26. 7.) I,.

L9. v. 6s ». v. «. K.

39) ^. 87. §. 1. v. 6s «. v. o. K. I,. 16. v. 6s suro srgento. (34.

2.) I.. 52. S. 1. 0. äs svtt. emti. (19. 1.)

40) Ii. 8. 9. v. 6e 6oti» eollät. (37. 7.)

41) Ii. «7—90. v. 6e leg^t. I. (30.)

42) Ii. S«. S. S. v. äs b«,iis libsrt. (38. 2.) Verwandt mit der Be

freiung von den Lasten der Erbschaft ist auch der Satz, daß der sims, der sich

abstinirt hat, wegen seiner sub potestste contrahirten Schulden nur in ick
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3) Umgekehrt verliert der »uns aber auch die auf seine Erbenqua-

litZt gegründeten Vortheile, während ihm die von derselben unabhängi

gen natürlich bleiben, so z. B. das Erbbegräbniß das Patronat-

recht gegen die vaterlichen Liberten ^), Pönalklagen aus den dem

suu», so lange er noch in potestste war, zugefügten Injurien

Selbst wenn der »uns sich von der testamentarischen Erbschaft seines

Baters abstinirt hatte, und in demselben Testamente seinem unmündi

gen enterbten Bruder substituirt war, hindert ihn sein Abstiniren

nicht, die pupillarische Erbschaft anzunehmen^.

Ungeachtet dieser mehrfachen Gleichstellung des abstinirenden »uu,

mit dem extrsueu», der repudiirt hat, ist der suus aber dennoch der

Strenge nach, und namentlich insofern es sich um die Rechte Dritter

handelt, fortwährend Erbe^). Daraus folgt:

1) die Verfügungen, welche der Vormund des Pupillen vor der

Abstinenz, oder der Minor vor impetrirter in iutregrum restitutio gegen

die Jmmixtion, über einzelne Erbschaftsstücke getroffen, bleiben trotz des

nachherigen Abstinirens bestehen^). Namentlich also wird der Erb

schaftsschuldner, der an einen solchen suu, gezahlt hat, durch seine Zah

lung giltig liberirt^), und die soti« iuäivsti geht aus dem gegen den

suu» erstrittenen Erkenntnisse gegen denjenigen, der nach dem Abstini

ren an seinen Platz tritt Zahlte der »uus Erbschaftsglaubigern

ohne ä«1u», wenn auch nicht in derselben Ordnung, in welcher sie im

Concurse zur Perception gekommen waren, so ist er den leerausgehen

den, wenn auch besser berechtigten Gläubigern zu keinem Ersätze ver

pflichtet, diese können sich aber gegen die mit Unrecht Befriedigten re-

gressiren 52). Natürlich muß also auch der Tutor, der sich vor der Ab

stinenz mit den Gläubigern über gewisse ihnen zu gewährende Procente

geeinigt, und sich aus seine eigene Foderung an die Erbschaft mehr

quoä ksvers potest condemnirt werden kann. Ii. 49. v. äs re iuäi«. (42.1.)

v. S. lZ. quoä «um e«. (4 26.)

43) I.. 6. xr. v. äs relig. (N. 7.)

44) 5,. 9. pr. v. äs !ur. pstronät. (37. 14.)

45) I.. 17. §. 22. 0. äs iniur. (47. 10.)

46) Wäre der impubss pr« psrt« Erbe des Vaters geworden, so würde

er durch Accrescenz die Portion des Abstinirenden erworben haben, dieser als»

dieselbe untrennbar in der pupillarischen Erbschaft finden.

47) I,. 12. v. äs vulß. st pup. »übst. (28. 6.) I.. 4l. v. äs s. v.

o. K. Vgl. Ouiseius ««mmentsr. in ?spiniäni quaest. IIb. IH. «pp. eä.

Venet« Nutinens. IV. 73—81. i?sber error, prsgmätic. XXXI. 7. Viuc.

Läbot. äisputstt. II. 22. in Klesrinsnn tkesäur. IV. 636. 636. Umge

kehrt die Erbschaft des Vaters anzunehmen , und sich von der des Bruders zu

abstiniren, könnte dem suis nicht gestattet werden. Ii. 69. 0. äs ». v. o. K.

43) Ii. 30. §. 1«. v. äs Käsiv. libsrt. (40. S.)

49) I.. 44. v. äs s. v. «. d. Ii. 6. §. 1. 0. äs reb. »uot. iuck. (42. 6.)

50) Ii. 9«. v. äs solutt. (46. 3.)

61) Ii. 44. v. äs rs iuä. (42. 1.)

62) Ii. 24. v. guse in kr. creäit. (42. 8.) Ii. 61. v. äs conäiet, iu>

äsb. (12. 6.)
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als dieselben Procente angerechnet, diesen Ueberschuß herausgeben ^^).

Hatte der srm» nicht aus der Erbmasse, sondern aus seinem übrigen

Vermögen gezahlt, so kann er Erbschaftsstücke bis zur Höhe des Ge

zahlten retiniren. Reichen diese nicht hin, so kann er von den befrie

digten Gläubigern selbst condiciren ^). Wenn der Tutor oder Curator

dieses Luv» Erbschaftsstücke veruntreut hatte, oder sonst tlolose zu

Werke gegangen war, so hastet er deswegen den Creditoren ; für seine

«ulpä in Betreff des seinem Pflegebefohlenen nachtheiligen Abstinirens

aber diesem selbst mit der svtio tutelse bs).

2) Werden die Bestimmungen des Testamentes, die, wenn das

letztere als clestlwtum zu betrachten wäre, mit demselben ihre Kraft

verlieren würden, durch das bloße Vorhandensein des suus Iieres, ob

gleich dieser sich nachher abstinirt, giltig. Hierher gehören

») die testamentarischen Freilassungen. In Betreff ihrer ist Zndeß

weiter zu unterscheiden:

«) die älre«w libertss bleibt ohne Weiteres bestehen^).

/Z) Um den Prätor zu autoriffren, die dem abstinirenden sun» aufer

legte lick«L«i»,ni»Isriä libertss dem Sclaven zu ertheilen, bedurfte es erst

der ausdrücklichen Bestimmung des dasumianischen KL. s?). Unzwei

felhaft wurde aber alsdann der Letztere libertus «rvious.

z,) War der Erbe, dem die Freilassung sideicommittirt war, gestor

ben, ohne den Sclaven zu manumittiren , und abstinirte sich nun der

Erbe des Elfteren von dessen Erbschaft, so autorisirte ein unter Hadrian

erlassenes 8«. den Prätor, die Freiheit des Sclaven auszusprechen, und

dieser wird gleichfalls Ubsrw» «roiuu» 2s).

In allen drei Fällen haben übrigens die Sclaven, denen die Frei

heit hinterlassen worden, wenn sie verlangen, daß ihnen libertstum

««»»ervsndsruiu «süss der Nachlaß addicirt werden solle, den Vorrang

vor den Gläubigern , zu deren Befriedigung die bona verkaust werden

sollen, und zwar ohne durch die Möglichkeit, daß der »uu» binnen einer

gewissen Frist gegen die Abstention die Erbschaft wieder übernehmen könnte,

Zsgerung zu erleiden 5').

53) I.. 44. v. äs pscti,. (2. 14.) I.. 59. v. Se säm. et perie. (26.7.)

54) I.. 6. §. 2. I>. äe rsb. »uvt. !uä. (42. 6.)

55) Ii. 18. v. 6« wtsläs et r»t. <Ii»tr. (27. S.) Ii. 17. v. loesti.

(19. 2.) (Z. 4. «. äe »rditr. tut. (S. Sl.) Vgl. auch I.. 19. §. 1. v. sä

SL. Velle^i,. (IS. 1.) u. I.. 3. S. 17. v. 6e «uspecti» tutorib.

66) 1^. 32. v. 6e msnum. testsm. (40. 4.)

57) I.. 22. S. 2. vgl. mit Ii. Sl. §. 4. v. äs «SeicoWm. Udert. (40. 5.)

58) Ii. S. I.. 30. I. 9—12. sock. Ein genügender Grund, dieß ««. für

das Kubriänum zu halten, wie Lsrtrsng. in vit» 1^. ?»uli SeduItinA,

Zur. xruä. «nteiustin. p. 201, und Fr« kicke, Beitr. zur Erläuterung S. 14ä

wollen, oder für das Vitrssisnum, wie Jim m er n, Rechtsgeschichte I. 749,

meint, ist nicht vorhanden.

59) Ii. 4. §. 1. 2. v. 6e KSeicomm. libert. (40. S.) §'. S. I»!>t. 6s e«

cu! libert. esuss. (3. 11.)
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b) Die Pupillarsubstitution, durch welche der Erblasser dem (spater

abstinkenden) suus selbst, oder einem anderen enterbten Hauskinde^)

einen Erben ernannt hat, erlangt durch die bloße Existenz des »uu»

Keres Kraft und behält dieselbe ungeachtet des Abstinirens 6!). Dieser

Substitut erbt aus dem Willen des Testators, muß also die ihm auf

den Substitutionsfall auferlegten Vermachtnisse tragen. Streitig war

es dagegen, ob er befugt sei, indem er den sich abstinirt Habenden be

erbe, gleichfalls auf diese Abstention sich zu berufen, und daher nur in

den Nachlaß des suu» impubes, nicht in den des Vaters zu succediren,

natürlich also auch die in dem Testamente des Vaters ausgesetzten Le

gate nicht zu prästiren, oder ob für ihn beide Erbschaften als untrenn

bar verbunden gelten. Javolen und sein Schüler Julian ^) wa

ren der letzteren Meinung, da die Trennung des Vermögens des Erb

lassers und des »uu8 in Folge der Abstention nur zu Gunsten des Letz

teren, damit ihn nicht die Schmach des Güterverkaufes treffe, angenom

men werde, nicht aber auf den Dritten übertragen werden könne ^),

der ja der Berufung zur Pupillarsubstitution als Voluntarius gefolgt

sei^). Marcellus bemerkt dagegen^), diese Annahme sei dem suus

nachtheilig, da, wenn derselbe sich von der überschuldeten väterlichen Erb

schaft abstinirt habe, der Substitut meistens um deretwillen auch die

des suus ausschlagen werde. Ileberdieß unterliege es keinem Zweifel,

daß wer dem abstinirenden »uns ohne Substitution »K intestst« folge , sich

auf die Abstention berufen und nur in das eigene Vermögen des suus

succediren dürfe. Sei also der Substitut zugleich Intestaterbe, so müsse

ihm auch gestattet werden, die Succession aus dem Pupillartestamente

60) Wäre letzteres zum Erben eingesetzt, so würden die se«un<Zss tsbulss

nicht auf Grund der Succession des spater Abstinirenden, sondern auf Grund

der eigenen Succession dessen, dem substituirt ist, gelten.

61) I.. 42. v. 6e «. v. o. K.

62) !,. 28. v. <Ie reb. suct. iuS. (42. S.) Vgl. k'sder ««Hecturäe

II. 2. und über beide Stellen k'sbsr error. vrsKmstle. XXXI. 10. in k.

XXXII. 1, 2, 3, 4. Uebrigens findet sich die Literatur bei ScKulting und

«msllenbnrg notse sS Digests V. 137, 138. VI. 493—500. Vgl. auch

Vine. Osbot üisouwt. II. 22. in IVIssrmänn IKesaur. IV. 635, 636,

und Glück, Pandectencommentar XXXV. 45.

63) Ii. 42. cit.

64) Mit großem Unrecht und gegen die Autorität der Basiliken IX. 7.

«sp. 27. H e i m b a ch I. 472. wollen Manche die Negation in dem Satze :

I6eii> in »ubstleiito servanäuiu non est streichen. Vgl. dagegen KeKultins

I. «. VI. 499.

65) Auf die Jmmixtion, die am Ende der Stelle erwähnt wird, kann of

fenbar nichts ankommen. Vgl. ScKulrinß ibiä. And. Meinung ist L s .

bot I.e.

6?) r?aoer I. c. err. 3. behauptet, die Meinung des Julian sei von

Tribonicm völlig mißverstanden, und nur auf dieß Mißverständniß beziehe sich

der angeblich vom Marcellus, in der That aber von den Compilatoren herrüh

rende Tadel derselben.
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auszuschlagen und in solcher Weise sb inteststo zu folgen Da

her sei denn anzunehmen, daß die Abstention des suu» dessen Pupillar-

substituten überhaupt zu Gute komme. Dieser Meinung des Mar

cellus ist zwar nicht ausdrücklich vor der des Javolen der Vorzug ge

geben; doch scheint sie als die im neueren Rechte gebilligte betrachtet

werden zu müssen.

«) Daß auch die Ernennung des testamentarischen Tutors durch

die bloße Existenz des «uns Kraft erhält, ergibt sich aus mehreren Stel

len und ebenso aus anderen, daß diese Tutel der Regel nach , un

geachtet der Abstention , bis zur erlangten Mündigkeit fortdauert

Wenn dagegen Paulus ^) den Tutor, der seinen Pupillen abstinirt

hat, demjenigen gleichstellt, der die Tutel niedergelegt, so gilt dieß nur

in Betreff der Ercusation, bei welcher eine, nur ein völlig geringfügi

ges Vermögen umfassende, und daher für den Vormund ganz mühe

lose Tutel nicht mitgezählt wird

cl) Mit Unrecht ist dagegen von Manchen allgemein behauptet

worden, auch die Legate und Fideicommisse, welche der Erblasser dem

suu» auferlegt hat, blieben bestehen, nachdem dieser sich abstinirt hat^);

der Ausnahmsfall, in welchem dieselben ausrecht erhalten werden, ist

noch weiter unten zu erwähnen^).

Es ist aber weiter nach dem Schicksale des nachgelassenen Ver

mögens zu fragen, von dem der suu» sich abstinirt hat. Hier ist nun

zu unterscheiden:

1) Der Erblasser selbst hatte dem suus einen Vulgarsubstituten

bestellt. Alsdann ist nicht, wie von Manchen behauptet worden^),

durch die bloße Berufung des Substituten der suus eben so in einen

67) Vgl. Ii. 12. v. <Is vulK. et PVP. (28. 6.) Hätte der Pupillarsub-

stitut selbst unter potestss des Erblassers gestanden, so würde er seinem (ab»

stimrten) Bruder als «uns ipso iure folgen, und daher nach I,. 1. S. 7. v.

«! quis ommisss esus» (29. 4.) die pupillarische Erbschaft nicht ex teswment«

ausschlagen, und ab Zuteststo annehmen können. Hierauf bezieht sich der oft

mißverstandene und von rsber I. e. err. 3. für ein tribonianisches Emblem«

ausgegebene Schlußsatz der I,, 42. «it.

6«) I.. 67. §. 6. 0. <le ritu nuptt. (23. 2.) I,. 3. §. 17. 0. äs «usv.

tutorib. (26. 10.)

69) I.. 18. v. Se tut. et rstion. 6!str. (27. 3.)

7«) I,. 31. §. 3. 0. <ls excusst. (27. 1.) Vergl. darüber «u^eius

re«tät. solenn, sä ?auli Husest. lib. III. opp. V. 1014. k'sbsr iuris-

prucl. ?spiniäneä rit. 24. p. 1104. Glück, Pandectencommentar XXXII.

21, 22.

71) I.. 17. pr. soä.

72) Glück, Pandectencommentar XXIX. 240. und die dort citirten.

Vgl. >V»rnKoenig eominent. z. rom. I'. III. §. 1085. Ks. 7.

73) I,. 1. §. 4. 0. ut in possess. le^ätor. (36. 4.) k'absr errores

prsAmstieor. XXXI. 10. p. m. 237. Francke, Beiträge zur Erläuterung

S. 14S—143.

74) S. 866.

74») So namentlich von Ssrtolus; vergl. k'kder errores prä^mst,

XXXII. 6, 7. 5'äeKinsu» eontroversiss iuris IV. 71. p. m. 314. Vi n-

nius »eleetss ^usestiones II. 23.

Sä
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voluntarlus Iiere» verwandelt, wie durch seine Einsetzung unter einer

Potestativbedingung, selbst dann nicht, wenn der Erblasser die Substi

tution mit den Worten angeordnet hätte: si Kliu» meu» Kereuitstem

inesi» »olueritz sondern der Substitut gilt für den Fall als berufen,

daß der suus sich abstiniren sollte. Ebm deßhalb aber, weil der Te

stator für diesen Fall eine besondere Verfügung getroffen, kann die

Erbportion nicht als erledigt gelten , sondern die utile» actione» gehen

auf den Substituten über, der dagegen auch die Erbschaftsschulden und

alle Lasten zu tragen hat^). Stirbt alsdann der abstinirende »uu» in

unmündigem Alter, so wird der Substitut, dem die vaterliche Erbschaft

schon durch Vulgarsubstitution zugefallen war, nun nach der «oustitu-

ri« vivi Klsroi auch als Pupillarsubstitut zu der Erbschaft des Pu

pillen gerufen^); ein Zusammentreffen, das außer diesem Falle überall

nicht gedacht werden kann. Hatte der Substitut, der nur iu «ssum

vulgarem ausdrücklich berufen war, die ihm in Folge des Abstinirens

des suus zugefallene vaterliche Erbschaft abgelehnt, so wird nun diese

ganze Substitution als erledigt zu betrachten, und ihm nicht mehr zu

gestatten sein, bei dem Tode des Pupillen sich darauf zu berufen, daß

jene Substitution auch als pupillarische zu deuten sei. Umgekehrt wird

jener Substitut, nachdem er den Erbtheil des abstinirenden »uns an

genommen, die auf Grund der stillschweigenden Pupillarsubstitution ihm

später zufallende Erbschaft des Pupillen nicht von der Hand «eisen

können^). Dagegen wird zwar dem ausdrücklich nur iu «ssui» z>u-

Miliarer» Berufenen in Folge der erwähnten eonstitutio vivi Klare! ge

stattet werden müssen, wenn der suu» sich abstinirt, dessen Erbtheil als

Vulgarsubstitut in Anspruch zu nehmen^); macht er aber von diesem

Rechte keinen Gebrauch, so kann er darum, wenn demnächst der Fall

der Pupillarsubstitution eintritt, von dieser nicht ausgeschlossen werden,

denn widrigenfalls würde die Succession in das Vermögen des Pupillen

mit Ausschluß des vielleicht überschuldeten und deßhalb durch Abstention

zurückgewiesenen Vermögens des Vaters, welche schon oben dem Substi

tuten vindicirt ist, überall unmöglich sein. Gleiches wie in diesem

Falle wird endlich auch alsdann behauptet werden müssen, wenn der

Erblasser ausdrücklich gesondert iu ossum vulgarem, und iu easum

purMsrem substituirt hatte.

2) Hatte der suus Miterben, so accrescirt, wenn er sich abstinirt,

diesen, da Erster« ja dem strengen Rechte nach immer noch Erbe ist,

sein Erbtheil nicht; eben so wenig wird aber derselbe herrenlos, vielmehr

fällt er den Miterben, wenn sie erst nach der erklärten Abstention an

getreten, respective sich immiscirt hatten, ixso iure mit allen Lasten zu.

76) I.. 44. v. 6s re iuckie. (42. 1.) Vergl. auch I.. 7. §. w. v. ck«

nunoribii» (4. 4.), in welcher Stelle jedoch der Ausdruck „abstiniren" nicht

im technischen Sinne zu nehmen ist. Vgl. Ott« ?sr,iiii»ou» eck. U. r>. 470, 471.

76) Ii. 4. v. cke vulg. et pnp. »übst. (28. 6.)

77) ärg. 1^. 10. §. 2. 3. v. cke v. et p. «übst.

78) And. Mein, ist I? s d e r -error, pragmatie. XXXII. 10. Vgl. aber

V in ni us sei. quuest. II. 24.
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Hatten d!e Miterben dagegen ihre Erbtheile zur Zeit der Abstention be

reits iviwiderruflich erworben, so haben sie die Wahl, ob sie den Theil

des Abstinirenden «um «u« «uers annehmen, oder zugleich diesen aus

schlagen und ihre ursprüngliche Portion aufgeben wollen^). Aehnliche

Grundsätze gelten auch in dem Falle, wo der sich nachher abstinirende

suus IiiipudES einen Theil der Erbschaft an den Universalsideicommis-

sar restituirt hat, für diesen letzten ^"). Ihre Begründung finden diese

Sätze in der namentlich im neueren Rechte Hervorlretenden Ansicht, daß

die zusammen zur Erbschaft Berufenen den einander Substituirtcn zu

vergleichen seien

3) Wenn der 8un» des libsrtu», der nach allgemeinen Grundsätzen den

Patron von der Erbschaft seines Vaters ausschließt^), sich «on der letz

teren abstinirt, so soll das »uäum »omeu Kereäl», das ihm bleibt, dem

(prätorischen) Erbrechte des Patrons nicht entgegenstehen Verwandt

mit diesem Falle sind noch zwei andere. Zunächst succedirt die Mutter,

deren aus dem tertullianischen KL. stammendes Erbrecht dem der Kin

der des Erblassers weicht^), diesem Letzteren, wenn dessen suus sich

von der Erbschaft abstinirt^). Sodann erhält der Prätor das in der

von ihm angeordneten Form errichtete Testament aufrecht, obgleich das

selbe der Strenge nach wegen Prätention eines »uns nichtig ist, wenn

dieser »uus sich von der ihm solcher Weise zugefallenen Jntestaterbschaft

abstinirt hat^). Bemerkenswerth aber ist es, daß in allen diesen drei

Fällen die den abstinirenden suus als nicht vorhanden betrachtende

Succession keineswegs als sich von selbst verstehend, fondern nicht ohne

Bedenken auf Grund der Billigkeit zugelassen wird.

4) Ein Rescript von Diocletian und Maximian erwähnt, daß

wenn der suus sich nbstinire, der Bruder des Erblassers als vonss»-

Auineu» succediren könne Sowohl diese Stelle selbst, als die der

In- und Subscription nach mit ihr zusammengehörende zweite^),

spricht aber neben der Abstention von Repudiation, wie solche, wo der

»UU8 als uevesssrlu» succedirt, überall nicht vorkommen kann; es ist

also wahrscheinlich, daß in dem den Kaisern zur Entscheidung vorgelegen

habenden Falle der Erblasser den »uns unter einer Potestativbedingung

79) I.. 33. I.. SS. I.. S6. I.. 61. v. g« s. v. «. d. Vgl. den Artikel

Anwachsungsrecht Bd. 1. S. 273, 274.

80) 1^. 7». v. sä. «0. 1'rebeIIiän. (36. 1.)

LI) I.. 61. §. 1. 0. «le legat. II. (31.) Artikel Anwachsungsrecht

Bd. 1. S. 302.

32) §. 1. Inst, tle su«c. libert. (3. 7,)

83) I.. 6. §. 2. 3. v. <le bvn. libert. (38. 2.)

34) d,. 2. S. 6. v. sS ««. I'ertullian. (38. 17.)

85) 2. §. 8. eoö.

86) 1^. 17. 0. 6« iniust« rupto. (28.3.) Vgl. ^versnius inte, prelai,.

Iuris. I. 10.

87) <^!. 6, O. <Ze legit. Ker. (6. 68.) : vesunctis, suis exswntlbus Kere,1!bus

et sbstinentibu» vel repuäiäutibus Kereäitstem , srster iure cunsan^uini«,!,^!«

succv<jere polest.

83) O. S. «. 6e repull, vel sbstin. Kereg. (6. 31.) Vgl. Lu^eins

re«!tst. svlenn. in O«c>. VI. 53. In vpp. IX. 863.

SS '
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berufen, uniter welcher Voraussetzung allerdings der Bruder des Testa

tors, nachdem der suu» repudiirt hatte (was etwas ungenau aur'i wohl

abstiniren genannt werden konnte), als Keres (worauf der Ausdruck:

iure «unsaliguiiiitätis zu deuten scheint^)) zu succediren befugt war.

Für alle übrigen Fälle pflegt gewöhnlich behauptet zu werden, daß

zwar die civilrechtliche Succession ferner stehender Erben wegen der

fortdauernden Erbesqualität des »uu» ausgeschlossen bleibe, daß aber die

Entfernteren nach der Reihenfolge des »ueoessorlum eäiotum zur bo-

norum possessio gelassen seien Diese Ansicht ist indeß sicher irrig.

Dem Prator gelten die Nachlaßgüter, von denen der Smcessor sich ab-

stinirt hat, sei dieß NUN durch in inteAruin restitutio (des extrsueu«),

oder durch eigentliche Abstention (des suus), überall nicht als durch das

successorische Edict weiter zu deferirende, sondern als erledigte, zu de

nen der Fiscus gerufen wird^). Zwar behaupten die AnHanger der

gedachten Meinung, dieser letztere Satz gelte nur von der durch Kons-

r»m possessio erworbenen und dann wieder zurückgewiesenen Erbschaft;

wahrend wo, wie bei dem suus, die Erbschafrserwerbung nach Civil-

recht erfolgt sei, die in den früheren Ordnungen nicht agnoscirre bo-

noruin possessio immer weiter deferirt werde. Theils aber ist die vom

Prator gewahrte bonorum possessio immer »ine re, wenn der in den

früheren oräiues berechtigte Keres die Erbschaft bereits wirklich erwor

ben hatte theils würde jene Ansicht zu der weder behaupteten noch

in den Quellen irgend begründeten Consequenz führen, daß, wenn der

suus irnpubes, obgleich er die Erbschaft schon ipso iure erworben, noch

außerdem bonorum possessio agnoscirt habe, die entfernteren Erbberech

tigten von der Succession ausgeschlossen blieben; daß sie dagegen in

Folge der Abstention des »uus zur prZlorischen Erbfolge gelangten, wenn

Letzterer sich mit seinem civilen Erbrechte begnügt habe. Außer diesen

allgemeinen Gründen fehlt es aber auch nicht an ausdrücklichen Quel-

lenzeugnissen, daß die Erbschaft, von welcher der suus sich abstinirt hat,

den nach ihm Berufenen nicht zufallt. Zu wiederholten Malen näm-

89) ^VissenbseK vommenwt. «stkeörsl. in K. I. p. 6S7, 693.

90) Die meisten Juristen übergehen diese vorzugsweise wichtige Frage mit

vollkommenem Stillschweigen. Bergl. inbeß (Zuzaeius observst. Xll. 20.

Vinn! us seleetä« qusest. II. 23. ui f. Schweppe, das rdm. PrivatrccKt

4. Ausg. §. 87S. Bd. V. S. 248. Anm. 2. WsrnK« eilig «ommentsrii

iuris rom. 1. III. S. 10LS. Ks. 8. 9. v. Wening-Jngenheim, Ci-

vilrecht, S. Ausg. v. Fritz Bd. V. z. 26S o. E.

91) Ii. 2. 0. oe suceess. eS. (33. 9.) Dsß die so eben «üb 3 und 4

aufgeführten Fälle Billigkcitsausnahmen gegen das Princip der I>. 2. seien,

daß also diese neben den Fällen der integri restitutio die der eigentlichen Ab

stention umfassen, erkennen schon die Basiliken -Scholiasten Anonymus und

Enantiophanes (8cK. 2—d. »6. XI^V. 2. Sssilic. «sp. 26. ?sbrot.

VI. 8S.) an. Selbst der, so eben als Dissentient aufgeführte, Onzscin«

spricht in der Erläuterung der I,. 2. «it. («ommsnt. in ub. VI. resnons. p»>

pinisni. 0pp. IV. 100S, 1007.) die gleiche Meinung aus. Vgl. auch Lo n-

tili» IIb. sing, ile Kereäitätib. et Kon. voss. in I. Opv. KekN. 1723. P. 3.

?sber error, prsgmät. XXIX. 7. v. ui. 203.

92) (Zsius III. 37.
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lich wird als unmittelbare Folge der Abstention die von den Crbschafts-

glaubigern vorzunehmende bonorum veuäitio erwähnt ^^). Nun ist

aber diese letztere eine Universalsuccession, und zwar eim prätorische^);

es muß also schlechthin für unmöglich erklart werden, daß ein nachge

lassenes Vermögen, in welches der Pratcr bereits eine bonorum p«s-

sessio gegeben, durch eine zweite bonorum ^«88e8»io auf einen Ande«

ren übertragen werde. Außerdem wird uns ausdrücklich bezeugt, daß

wenn sich nach erfolgter bonorum veuäitio und dadurch bewirkter Be

friedigung der Glaubiger noch Ueberschuß der Erbmasse ergibt, dieser

nicht den entfernteren Erben zufallen, sondern dem »uus restitmrt wer

den solle Allerdings sprechen die Kiefen Grundsatz bekundenden

Stellen nur von einem suu8 imnubes; ein Grund aber, warum nur

diesem und nicht auch dem »äultus der übrige Aktivbestand des Nach

lasses herausgegeben werden solle, läßt sich nicht wohl absehen^). Je

denfalls würde nur mit Faber Angenommen werden können, daß die

Ereditoren diesen Ueberschuß lucrirten, in keiner Art aber, daß er den'

entfernteren Erben zufiele.

Bei einer solchen Solvenz der Erbschaften, von welcher der »uus

sich abstinirt hatte, entsteht aber, im Falle dieser durch Testament zu ihr

berufen, oder mit einem «oäloillus sb inresww beschwert war, die fer

nere Frage,, ob er durch seine Abstention, welche den Gläubigern die

Last aufbürdet, ihre Befriedigung selbst zu bewirken, z«gleich auch die

ihm auferlegten Vermächtnisse ungiltig machen, und den Ueberschuß der

Activa ohne alle Last besitzen könne? Diese Frage ist nun entschieden

zu verneinen. Schon die oben^) erwähnte Bemerkung des U lpi an^),

daß der seinem Bruder pupillarisch substimirte suus die Pupillarsub-

siitution nicht ausschlagen könne, um alsdann den Nachlaß seines Bru

ders auf Grund der gesetzlichen Erbfolge in Anspruch zu nehmen, zeigt,

daß die abstinirenden sui nicht sb iuteststo zu succediren befugt sind.

ES muß aber behauptet werden, daß der suu», wenn er nach der Ab

stention sb inresrsto erben will, nicht nur dem Edicte: sl czuls omisss

«süss testsmsuti sb iuteswto Keregltstem riosslclsst unterliegt, und

daher den Legataren die Vermächtnisse bezahlen muß, sondern daß er zu

einer solchen Jntestatfuccession überall nicht gelangen kann. Theils

nämlich ist, wie bereits gezeigt worden, die testamentarische Erdschaft

durch die Abstention des suus überall nicht wie durch die Repudiation

9Z) §. 2. Inst. 6s KereS. qn»I!t. et äiss. (2. IS.) I.. 79. v. sä ««.

1'redelüsn. (36. 1.) Vgl. l.. 71. §. 9. 0. äs ». v. «. K. 1^. 18. v. äs

tut. et ration. älstr. (27. 3.) I.. 46. §. 1. v. äs «äm. et peric. (26. 7.)

O. 6. O. äs repnä. vel sbst,. Kersä. (6. 31.)

94) Osius III. 78—81. Cicero pro Hulnt!«. 19. (60.) pr. Inst, äs

»uccession. subl. (3. 12.) 1'KeopKiIu» ibiä. Rein, rdm. Privatrecht

S. 498.

96) I.. 79. v. sä «O. I'rebellisn. I,. 6. pr. v. äs rebus suetoritst«

iuäiels. (42..S.)

96) And. Mein, ist ?»l>sr error. pr«emst. XXXI. 10. p. ra. 344.

97) Anm. 67.

98) I.. 42. pr. in i. Äs s. v. o. K.
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des extruueus erledigt, so daß sie den Intestaterben weiter deferirt wer

den könnte; theils würde der Prätor sich offenbar selbst widersprechen,

wenn er durch seinen Schutz denselben zu gleicher Zeit als der Erbschaft

völlig fremd geblieben (abstinirt) betrachten und ihm zu deren vollen

Besitz und Genuß (durch bonorum possessio sb intestst«) verhelfen

wollte; theils endlich würde, da der abstinkende «uns durch jede Jm

mirtion in alle Rechte und Pflichten des Erben wieder eintritt, und da

die Agnition der bonorum possessio immer eine pro bereue gestio

(Jmmixtion) in sich schließt, jener »uu» nothwendig in demselben Au

genblicke, in dem er sich die Erbschaft sb intestst« zueignen wollte, auf

hören als Abstinirender betrachtet zu werden^). Dennoch scheint eine

Stelle^) dem Abstinirenden die bonorum possessio intestst! zu ge

währen, und ihn nur der Prästation der Legate nach dem eben erwähn

ten Edicte zu unterwerfen. Da dieses Edict jedoch nicht nur gegen den

wahren Erben, sondern gegen Jeden wirksam ist , der pro bereue be

sitzt^), so scheint in jener Stelle von einem das Testament ignoriren-

den, und daher mit Unrecht die bonorum possessio uocke liberi agno-

scirenden »uus die Rede zu sein ^). Jedenfalls aber wird der suus

von dem ihm zufallenden Ueberschusse der Activa den Legataren ganz

in der gleichen Weife gerecht werden müssen, wie der unter Repudiation

der testamentarischen Succession sb mtesrsto Succedirende nach dem

mehrerwähnten Edicte.

Dadurch, daß der suus sich gegen die Gläubiger darauf berufen,

daß er sich von der Erbschaft abstinirt habe, ist er von der letzteren

noch nicht für immer ausgeschlossen; vielmehr tritt er durch formlose

Erklärung oder Jmmirtion sofort wieder in das ursprüngliche Verhält

nis) ein ^). Am häusigsten mochte ein solches Rückgängigmachen der

Abstlntion vorkommen, wenn der Tutor seinen Pupillen abstinirt hatte,

und dieser nach erlangter Mündigkeit die Erbschaft nicht so verschuldet

erachtete, als der Vormund es gethan. Fragten ihn alsdann die Gläu

biger i» iure, ob er von diesem seinen Rechte Gebrauch machen wolle,

so konnte er sich vor der Antwort eine Deliberationsfrist erbitten ^).

Der suu« aber ist schon nach Pandectenrechte nur so lange befugt, zur

Erbschaft wieder zurückzukommen, als dieselbe von den Gläubigern noch

nicht verkauft ist^). Nach Justinians neuester Bestimmung^)

99) Malier error prugmst. XXXII. 5.

IM) I,. I. §. 7. I>. si yuis omisLä causa. (29. 4.)

1«l) I.. 1. §. 9. e«S.

102) Vgl. auch I.. 8. §. 9. v. 6s inoss. tsst. (S. 2.)

103) I.. 12. pr. 0. <Ie interrvßst. in > (ll. 1.) I.. 20. §. 4. v. 6e

s. v. o. K. 0. 1. 2. <Ie rep. vel. skstin. Kereä. (6. 31.)

104) I.. 8. II. «I« iure <IeM,er. (28. 8.)

105) ärg. I.. 24. §. 2. v. 6« minorib. (4. 4.) Q. 6. «. 6e rep. vel

übst. Ker. (6. SI.) Der Grund, warum es iiudem Falle der I>. 46. S. 1.

v. <Ie üämin. et perle. (26. 7.) einer kaiserlichen Erlaubnis) bedurfte , damir

der Abstinirciide wieder zu der Erbschaft gelassen werde, schein» darin zu lie-

gcn, daß die Stadt, deren Schuldner der Erblasser war, schon eine förmliche

Administration des Nachlasses eingeleitet hatte.

106) t). 6. eit.
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wird aber der majorenne «uu8 auch unter dieser Voraussetzung nur bin

nen drei Jahren nach der Abstention zugelassen; der minorenne «uns

dagegen und derjenige, der sich innerhalb des Quadrienniums nach er

reichter Majorennität abstinirt, hat das Recht, die Erbschaft sich wieder

anzueignen drei Jahre lang nach Ablauf der Frist der restitutio inüi«-

rum. Waren die Nachlaßgegenstande während der Dauer der Minder

jährigkeit des suu8 von den Gläubigern verkauft, so steht dem Letzteren

jetzt ausnahmsweise sowohl gegen die Abstention als gegen den Berkauf

die iu integrum restitutio der Minorennen zu. Daß der Erbe, der sich

erst abstinirt und dann die Erbschaft dennoch angenommen hatte, gegen

diese Annahme wieder i» integrum restituirt werden könne, sagen die

Quellen nicht ausdrücklich; doch scheint die Uebertragung der für die Re

stitution gegen die Antretung einer Erbschaft geltenden Grundsätze kei

nem Bedenken zu unterliegen ^^). Karl Witte.

»elKeSviui» eeck«»Ä»r«i» »ot!«»««» (Rechtswohlthat

der Klagenabtretung) heißt bei den neueren Rechtsgelehrten die

Rechtswohlthat, welche dem, welcher aus einer kumulativen Jntercession

zahlen muß, zusteht, um den Gegner, an den er zahlen muß, zur Ab

tretung der Klagen sowohl gegen den Hauptschuldner ^), als auch ge

gen etwaige Mitintercedenten , z. B. die Mitbürgen oder Mitman-

datoren zu zwingen. Diese Rechtswohlthat kommt nicht allein dem

Bürgen 2), sondern auch dem Auftraggeber im Creditauftrage (msnäs-

tum äe oreäeuä«)2) zweifelsohne zu statten, und gründet sich auf die

Regel, daß, wer nach der Strenge des Rechtes eine Schuld bezahlen

muß, welche gar nicht oder nur zum Theil als die seine zu betrachten

ist, auf Cessio« der Fooerung gegen den wirklichen Schuldner oder den

Mitschuldner Anspruch habe^). Der Name deuekeium «eclenäsrui»

«etiouum ist unrömisch; vielmehr sprechen die römischen Juristen in

dieser Beziehung nur von einer äoli exoeptio ^ Sie wird in der

Form der Einrede gegen die Klage des Gläubigers geltend gemacht,

und kann sogar gegen die iuäiosti setio vorgebracht werden ^). Deß-

halb rechnen manche neuere Rechtsgelehrten sie zur Clasfe der privile-

girten Einreden. Damit die Wirkungen der Rechtswohlthat recht klar

hervortreten, wird es wohl nöthig sein, auf die Regeln zurückzugehen,

107) Ii. 7. §. 9. 10. v. cke Winoribn«. (4. 4.)

1) I,. 13. U. 17. v. 6e KSeiussoribu». (46. 1.) O. 14. l?. äs Kgsius.

»oribu«. (S. 41.) Ii. 27. §. S. v. niaixjsti. (17. 1.) I.. 28. v. ibiä. I..

95. §. 1«. 0. gs »oluli«nidu8. (46. 3.)

2) I,. 17. v. 46. 1. I.. 39. 0. id!6.

3) I.. 41. §. 1. 0. 46. 1. I.. 27. §. 6. 0. 17. 1. I.. 96. §. 10. v.

46. 3.

4) Vergl. Mühlenbruch, die Lehre von der Cession der FoderungSrechte

(3. Ausg.) S. 412-418.

ö) I,. 66. V. 6e eviotionibu». (21. 2.) I,. 26. I>. ck« »äm!nistr»tion«

et perivulo tutornm. (26. 7.) 0. un. l). stium od cdirogrspksrisa,. (3. 27.)

6) I.. 41. S. 1. v. 46. 1.
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welche dann zu beobachten sind, wenn der beklagte Jnterccdent von der

Einrede keinen Gebrauch macht. In diesem Falle hat derselbe nach

strngem Rechte gegen die Mitintercedenten ^) gar keine Klage und

gegen den Hauptschuldner gerade nur dic, welche aus dem durch die

Jntercession begründeten Verhaltnisse entstanden ist, nämlich die insu-

osti oder usFitiorum Aestorum actio ^). Macht hingegen der Jnter-

cedent von der Rechtswohlthat Gebrauch, so erhält er zur eigenen

Schadloshallung alle diejenigen Klagen, welche der Hauptgläubiger, der

durch ihn entschädigt wird, gegen den Hauptschuldner und die Mitin

tercedenten haben würde, wenn die Zahlung nicht erfolgt wäre"). Die

Regeln, nach welchen die Cessio« verwirklicht wird, sind folgende: s)

die (Zession der Klagen muß vollständig geschehen^"). Also müssen auch

die mit der Hauptklage verbundenen Privilegien") und die mit der

persönlichen Klage verbundenen Faustpfand- und hypothekarischen Rechte

an den Cessionar, welcher ganz an die Stelle des Hauptschuldners rückt,

übertragen werden^), b) Die Cession muß zur rechten Zeit geschehen,

d. h. entweder vor der Leistung der Zahlung, oder gleich nach der Lei

stung derselben, wenn sie nur schon vorher bedungen war

Denn sonst wird angenommen, es sei gar keine Klage mehr vorhanden,

weil die Federung durch die Zahlung getilgt ist ^), und erloschene Kla

gen können bekanntlich nicht mehr cedirt werden ^). Die Form der

Cession ist nirgends besonders bezeichnet. Es ist mithin wohl anzu»

nehmen, daß es die gewöhnliche sei, d. h. daß sie durch die Bestel

lung des iu rem, susm vrovursror verwirklicht werde. Was das

Verhältnis) des Eessionars zum Eedens betrifft, so geht aus den Äu

ßerungen der römischen Juristen hervor, daß man sich dasselbe gewis

sermaßen als emtio veuclltlo Hominis zu denken habe 16). Als Ver

käufer erscheint der Cedentz als Käufer der Cessionar; als Kaufpreis die

geleistete Zahlung. Streitig ist es, ob der Cefsionar, im Falle Mitin

tercedenten vorhanden sind, von diesen vermöge unserer Rechtswohlthat

das Ganze, was er gezahlt hat, oder nur denjenigen Theil derselben

einklagen dürfe, welcher nach Abzug des eigenen Amheilcs an der Schuld,

für welche er intercedirt hat, übrig bleibt Darf man diese Streit-

7) 0. 11. e. 8. 41. l.. 39. v. 46. 1.

8) (Z. 14. «. 8. 41.

9) I.. 95. z. 11. v. 46. 3. I.. 41. §. 1. v. 46. 1. I.. 76. v. 46. Z.

I.. 65. 0. 2l. 2. I.. 25. 0. 26. 7. 5.. 13. v. 46. 1. 14. 0. 8. 41.

O. 21. O. ibid.

10) v. 21. «. 8. 41. O. 2. «. ibid. I.. 69. v. 46. 1.

11) I,. 45. §. 9. 0. äs iurs Ks«. (49. 14.) 0. 7. de privilosi,

Ks«. (7. 73.)

12) «. 14. u. 21. O. 8. 41. «. 2. «. ib!<i. I.. 59. I>. 46. I.

13) I.. 76. v. 46. 3. «. 14. 8. 4l. Ii. 36. II. 46. 1.

14) I.. 76. 0. 46. 3.

15) I.. 95. S. 11. v. 46. 3.

16) 1^. 17. 0. 46. 1. I,. 36. v. idüi. «. 14. <Z. 8. 41. O. S. 0.

de solutionibiis. (8. 43.)

17) Vcrgl. Mühlenbruch a. a. O- S. 413.
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frage nach den Grundsätzen, welche von den Mitbürgen gelten, ent

scheiden, so würde die abgetretene Klage gegen die Jntercedenten nur in

so weit zu gestatten sein, als nach Abzug des eigenen Antheiles ver

bleibt. Denn für den eigenen Antheil wird der Bürge im Verhältnisse

zu seinen Mitbürgen als Selbstschuldnec betrachtet ^). In folgenden

Fällen fallt das beuelivium «eäenclsruin sotZonrun weg : 1) wenn die

Person, an welche die (Zession erfolgen soll, nicht cessionsfähig ist. Dieß

tritt z. B. dann ein, wenn der (Zessionar noch in der väterlichen Ge

walt des äeditor ce8»u» steht 2) Wenn derjenige, welcher die fremde

Schuld bezahlt hat, durch keine juristischen Gründe zur Bezahlung der

selben verpflichtet war ^"). 3) Wenn der, welcher die Zahlung zu lei

sten hat, dieser Rechtswohlthat entsagt hat^). Doch liegt in der aus

drücklichen Verzichtleistung auf das beuekvium älvisioni» noch keines

wegs eine Entsagung des tieiiekciuin ce^enlisrum sctlonum, da jene

Verzichtleistung nur auf das Recht des Schuldners, eine Theilung der

Klage zu beanspruchen, bezogen wird. Heimbach.

»e»eK«!ui» ««»«!«»!« (Rechtswohlthat der

Güterabtretung)') heißt die Rechtswohlthat, vermöge deren ein in

solventer Schuldner seine Gütermasse seinen Gläubigern überlaßt, um

sich von dem Schuldgefängnisse und der mit dem gewöhnlichen Con-

cursverfahren (bonorum vsuäiti«) verbundenen Ehrlosigkeit zu befreien.

Diefe Rechtswohlthat ist durch eine lex 5uliä2), welche Einige dem Ju

lius Cäsar, Andere dem Augustus zuschreiben^), zunächst nur für Ita

lien eingeführt und erst späterhin durch kaiserliche Constitutionen

auf die Provinzen des römischen Reiches ausgedehnt worden ^). Die

Voraussetzungen, unter welchen diese Rechtswohlthat gewährt wird,

sind folgende: 1) der Schuldner muß zur Bezahlung der Schuld ent

weder verurtheilt worden sein, oder die Wahrheit der Schuld vor Ge-

13) §. 4. Inst, gs «geiussoribns. (3. 21.) I.. 1«. pr. v. 46. 1. Ii.

61. §. 1. I.. 62. F. 1. v. idiö. O. 3. «. 8. 41. «. 10. §. 1. <Z. 23. «.

.big. Vergl. Mühlenbruch a. a. O- S. 413. Note 377.

IS) 1,. 7. v. 6s »olutionibu» «t liberstionibu». (44. 7.)

20) I.. 66. I>. 21. 2. «. S. L. 3. 43.

21) Vergl. Mühlenbruch a. a. O. S. 41.

1) Die vorzüglichsten Schriften, welche die bonorum «sssio betreffen, sind:

Dabelow, ausführliche Entwickelung der Lehre vom Concurse der Gläubiger

S. 1l)ö— 149. L. <?. I7lbri«Kt 6s cessio»« bonorum »ecnnäum ius Ko»

nisnuu, et Ssxonivum. Iiiosiss 1826. 4. Zimmern, Civilprozeß Z. 78. S.

247—261, und die kurzen, aber sehr guten Bemerkungen von Bethmann-

Hollweg, Handbuch des Civilprozesses, Th. I. S. 346 flg.

2) Lsiu» inst. III. §. 73. 4. qui bonis eeclers possunt. (7. 71.)

In der letzten Stelle hat das Gesetz den Beinamen äs bon!« «eäenöls, wenn

man es nicht vorzieht, die Worte cls bonis ceckenäi» auf das nächstfolgende

Wort benekeium zu beziehen.

3) Dabelow a. a. O. S. 113—115.

4) l). 4. L. 7. 71. Vergl. SosnKeiiu orbis Komanus <1!ss. II. es».

25. x. 369-393.



874 Leneüoium «ession!» bonorum.

richt bekannt haben °). 2) Der Schuldner muß beweisen , daß seine

Insolvenz durch einen unverschuldeten Unglücksfall veranlaßt wor

den , z. V. durch räuberischen Anfall, Schiffbruch oder Feuersbrunst 6).

In den Justinianischen Rechtsquellen findet sich keine Spur dieses Er-

fodernisses vor; es läßt sich aber in der That die Rechtswohlthat nicht

anders denken, und zum Ueberflusse wird dasselbe auch dadurch angedeu

tet, daß der Kaiser deßhalb angegangen zu werden pflegte und den

Gläubigern dann die Wahl ließ zwischen Annahme der Cessio« und

fünfjähriger Gestundung^). «) Der Schuldner muß schwören, daß er

vermögenslos sei 6); oder, wie sich Bethmann-Hollweg °) aus

drückt, daß er Alles, was zu seinem Vermögen gehört, an seine Glau

biger herausgegeben habe. Dieser Eid ist ein Manifestationseid. Er

fällt indeß nach heutigem Rechte weg, da die Novelle, auf die er sich

gründet, nicht glossirt ist. Die bonorum esssio wird in den römischen

Rechtsquellen als eine Rechtswohlthat dargestellt^) und in den letz

ten Zeiten des römisch - Justinianischen Rechtes gewöhnlich vom Kaiser

als eine besondere Vergünstigung erbeten in welchem Falle derselbe

den Gläubigern des Vittstellers gewöhnlich die Wahl ließ, ob sie die

Güterabtretung annehmen, oder eine fünfjährige Gestundung dem Ge

meinschuldner ertheilen wollten. Daraus ergibt sich zugleich, daß Nie

mand zur Abtretung seiner Güter gezwungen werden kann, was zum

Ueberflusse auch noch durch eine besondere Novelle Justinians bestätigt

worden ist ^). Den Anspruch auf diese Rechtswohlthat haben im All

gemeinen alle Schuldner, freilich unter der Voraussetzung des Vorhanden

seins der oben genannten Erfodernisse; selbst Haussöhne können dieselbe

in Bezug auf ihr prokeotitium und vsstrense peoulium, ja sogar in

Bezug auf das sogenannte peoulium säventitium beanspruchen ^),

wenn schon im älteren Rechte dieselbe nur freien, selbststandigen Men

schen (nomine» sul iuris) ertheilt zu werden pflegte. Die Form, in

welcher sie den Schuldnern gewährt wird, ist die des Vertrages zwischen

den Concursgläubigern und dem Gemeinschuldner. Darauf deutet eines

Theils der Ausdruck bovis oeclere, bonorum «es»!«, anderen Theils

der Umstand, daß auch von Seiten der Gläubiger eine Annahme der

Cessio» erfolgen muß (bonorum «essionem soviler«) ^). Diese hat-

6) I,. 8. O. 6s «essione bonorum. (42. 3.)

6) O. 1. <Z. 1°K. «zu! bonis ex lege Willis oeäere possunt. (4. 20.)

7) O. 8. «. 7. 71.

- 8) Nov. 135. e. 1.

9) A. a. O. S. S4S.

10) O. 4. 7. 71. legi» Zllüse äs bonis «gliengis Kenegoium. (?.

8. L. idi6. »6 misersbils «es«!«»!» bonorum Koinines venisnt suxilium. <O.

7. O. ibiä. s<i cessio»!» Lebiis venien» iuliutorium. Daher der Titel des

Theodosischen Codex lib. 4. tit. 20. Hui bonis «x lege Zulia «eäere vossunt.

und des Justiniamschen Codex 7. 71. qui bonis vedere possuut.

11) «. 8. O. 7. 71.

12) Nov. 13S. c. 1.

13) 0. 7. «. ?. 71.

14) L. 8. 0. 7. 71.
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ten nämlich nach den Justinianischen Rechtsquellcn die Wahl zwischen

der Annahme der Cessio« und der Gewährung einer fünfjährigen Ge-

stundung. Bon Seiten des Gemeinschuldners wird die ausdrückliche

Willenserklärung erfodert, daß er von dieser Rechtswohlthat Ge

brauch mache ib). Dabei ist es gleichgiltig, ob die Cession vor dem

Prätor (in iure) oder ohne denselben erklärt wird ^°). Selbst

wenn der Gemeinschuldner abwesend ist, kann er von der Rechts»

wohlthat Gebrauch machen, wenn er nur seine Willensmeinung durch

Briefe oder Boten zu erkennen gibt^). Im älteren Rechte waren bei

der Erklärung des Gemeinschuldners mehrere, uns nicht weiter bekannte

Förmlichkeiten hergebracht, welche im Justinianischen Rechte abgeschafft

sind Auch hangt der Gebrauch dieser Rechtswohlthat so sehr von

der Willkür des Gemeinschuldners ab, daß er sogar dann, wenn er von

derselben bereits Gebrauch gemacht hat, sie bis zur Verwirklichung der

bonorum vsuclitio unbehindert wieder aufgeben kann^). Mithin darf

er bis zum angegebenen Zeitpunkte, wenn er will, sich selbst vor Ge

richt vertreten (»s ästenäere) oder durch volle Auszahlung der Schuld

von der bonorum vsuältlo befreien. — DieWirkungen der Rechts

wohlthat betreffend, so ist wohl zwischen allgemeinen und besonderen

zu unterscheiden. Jene erstrecken sich auf den Concurs im Allgemeinen,

diese auf die Person des Gemeinschuldners allein. Was die allgemeinen

Wirkungen anbetrifft, so findet auch dann, wenn die Rechtswohlthat

geltend gemacht wird, das gewöhnliche Concursverfahren statt. Im

alteren Rechte bestand es in der bonorum veväitio 2«), im Justinianischen

in der bonorum clistraotio ^). Auch befreit die Rechtswohlthat den

Gemeinschuldner keineswegs von der Verpflichtung zur Nachzah

lung ^) ; freilich mit der Beschränkung , daß ein zweites Concurs

verfahren gegen denselben erst dann eingeleitet werden kann, wenn er

etwas Bedeutendes erworben hat '^). Die Beurtheilung dessen, ob

so viel vorhanden sei, daß ein neuer Concurs eröffnet werden könne,

fällt dem Magistrate anHeim ^). Dieser soll aber die Eröffnung ver

weigern, wenn der Gemeinschuldner später nur so viel erworben hat,

als zur Bestreitung seines täglichen Unterhaltes gehört 2°). Sur Be-

15) «. 6. pr. u. §. 1. (Z. 7. 71.

16) Ii. 9. V. üs ees»!o»s bonorum. (42. 3.)

17) I.. 9. v. 42. 3.

18) O. 6. 7. 71. serupulositste priorum Issum sxploss.

19) «. 2. «. 7. 71. I.. 3. v. 42. 3. I.. 5. 0. ibiä.

20) «u!us inst. III. §. 78. I.. 3. S. 6. u. 7. 0. 42. 3. «. 4. «.

7. 71.

21) 2. <?. 7. 71. pr. I„5t. g« suecsssioinbu» sublätis. (3. 13.) O.

10. O. 6« bonis äuewritsts iudicis posslgenöis. (7. 72.)

22) l). 1. «. 7. 71. O. 3. «. 7. 72. I,. 4. pr. u. 6. u. 7. 0. 42. 3.

23) I.. 6. u. 7. 0. 42. 3. 0. 3. «. 7. 72. l). 7. «. ibi<I. §. 4«. Z.

gs »«tioiubr». (4. 6,) Für diesen Fall bedurfte es im späteren Rechte nicht

einmal einer zweiten Guterabtretung im folgenden Concurse. k<«v. 135. r. 1.

24) I.. 6. u. 7. v. 42. S. 3. l). 7. 72.

25) I.. 6. v. 42. 3.
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friedigung der Concursglaubiger wird nur das gegenwärtige Vermögen

des Schuldners verwendet, und selbst von diesem alles dasjenige ausge

schieden, was er von fremden' Gütern zu verwalten hatte ^). Doch

müssen sie die ihnen überlassenen Güter im gewöhnlichen Weze

des Concurses zu Velde machen; als Eigenthum können sie dieselben

nicht behalten, außer wenn sie ihnen an Aahlungsstatt ausdrücklich überlas

sen worden sind^). Was die besonderen Wirkungen unserer Rechtswohl-

> that anbetrifft, so lassen sich dieselben auf folgende Puncte zurückfüh

ren: s) der Gemeinschuldner wird dadurch frei von der Personalhaft^),

während gegen die anderen leicht mit Gefängniß verfahren wird^).

Dabei ist indeß für die späteren Kaiserzeiten nicht sowohl an Privatgefäng

nisse, sondern vielmehr an öffentliche zu denken ^°). b) Der Gemein

schuldner, welcher von dieser Rechtswohlthat Gebrauch macht, erleidet

keine Ehrenschmälerung ^), während in anderen Fällen mit der b«uo>

ruiu veuclitm auch Infamie verbunden ist «) Der Gemein-

fchuldner kann sich ''gegen alle Federungen früherer Gläubiger, selbst

dann, wenn sie sich im Concurse gar nicht gemeldet haben, mit der

Einrede der Güterabtretung (exceptio si Konis oes8erit) schützen

6) Der Gemeinschuldner kann, wenn ein zweiter Concurs eröffnet wird,

von der Rechtswohlthat der Competenz Gebrauch machen Dabei

ist es streitig, ob der Gemeinschuldner die Rechtswohlthat der Compe

tenz auch gegen die Federungen, welche erst nach der Guterabtretung

entstanden sind, geltend machen könne 2°). Thibaut behauptet, daß

er es könne, indem er sich auf mehrere allgemein sprechende Pandecten-

stellen beruft^). Doch hat schon Puchta^) bemerkt, daß diese Stel

len auch eine beschrankende Erklärung zulassen; zugleich hat sich der

selbe zur Unterstützung der gegentheiligen Meinung aus ein srZur»eo-

tum ä contrario berufen, welches er aus 6. 3. 6s Kon!s suelor.

iuä. zoosslil. (7. 72.) entlehnt. Diese Stelle ist indcß ein Rescript und

26) «. 3. «. 7. 72.

27) O. 4. O. 7. 7l. O. 6. 0 7. 72.

28) O. 1. 7. 71. In e« eoim tiintuinmoöo Koc oenekciui« ei» pn>-

öest, ns 6eträKsntur in esrcerem. <ü. 8. O. ibiö.

29) Vergl. Rudorfs im rheinischen Museum für Philologie Th. II. C.

164 flg.
30) l'Keoö. Ooä. ös privst! csreeris «ust«6!s. (9. 11.) ^nstin. Ooö.

ös privsti» esrceribus inkikenäis. (9. 6.) t). 23. ös episcopsli suckiea-

tis. (1. 4.)

31) O. 8. O. 7. 71. O, 11. 0. ex yuious csusis Inksmis Inrog-it».

(2. 12.)

« 32) Oie. pro tzuinctio e. 15. (Zsius instit. II. F. 154. 1'ertuII. ^po-

log. e. 4. Vergl. Marc zoll von der bürgerlichen Ehre S. 197—20«.

33) I.. 4. §. 1. v. 42. 3. «. 3, L. 7. 72. §. 4. Inst. 6e replivsti».

nibus. (4. 14.) I,. 17. pr. v. Ss receptis, lzui. (4. 3.)

34) I,. 4. pr. 0. 42. 3. §. 40. Inst, ge »otionidns. (4. 6.)

35) Die Literatur dieser Controverse siehe bei Thibaut, civilistische Ab

handlungen S. 349—351.

S6) I.. 4. pr. u. §. I. V. 42. 3. I.. 6. v. ibiä.

37) Lehrbuch der Pandectcn S. 239.
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schon deßhalb nicht voll bcweifmd, weil diese Art kaiserlicher Verord

nungen sich unmittelbar an die in den Suppliken vorliegenden That-

umstände anschließt^). Auch darüber herrscht Streit unter den Juri

sten, ob dem, welcher von der Nechtswohlthat der Guterabtretung Ge

brauch gemacht hat, die Vertretung des Concurses gegen die Concurs-

schuldner und Eoncursgläubigcr gestattet werden könne. Die Zeugnisse

der römischen Rechtsquellen scheinen für das Nein zu sprechen. Denn

eines Theils wird ganz deutlich gesagt, daß dem Concursschuldner nach

der öession keine Klage in Betreff seiner Gütermasse zu gestatten

sei^); anderen Theils erblicken die römischen Juristen in der freiwilligem

Vertretung der Eoncursmasse von Seiten des Cridars gegen die Concurs-

gläubiger einen Verzicht auf die einmal gebrauchte Nechtswohlthat ^"),

was vielleicht mit der von Sabinus und Cassius ausgestellten und von

Ulpian gebilligten Meinung zusammenhängt, daß der Gemeinschuldner

nach der Güterabtretung gar nicht verklagt werden könne").

Heimbach.

»«»eSeiui» «»inpeteiRt!»« (Nechtswohlthat der Com-

petenz) heißt bei den neueren Rechtsgelehrten die Einrede des Schuld

ners gegen die Klage des Gläubigers, daß er im vorliegenden Prozesse

auf nicht mehr verurtheilt werde, als der Bestand seines Vermögens zur

Zeit der Kondemnation beträgt^). Der Ausdruck beueLviuin Mmrie-

lentis« findet sich nirgends in den römischen Rechtsquellen; viel

mehr gebrauchen die römischen Juristen, um diese Nechtswohlthat zu

bezeichnen, die Ausdrücke: voiläeuinsti« , «ovcleuinari iu ici, <zno<i

tsLsre forest. ?sOsr« heißt in dieser Verbindung soviel als solvers^).

Ueber den Inhalt der Nechtswohlthat herrscht unter den neueren Ju

risten Streit. Die ältere, auch von Thibaut^) und neuerdings von

M Uhlenbruchs) jn Schutz genommene Meinung bestimmt denselben

dahin, daß vermöge derselben der Schuldner nicht Alles herauszugeben

brauche, was er besitze, sondern so viel davon zurückbehalten dürfe, als

zu seiner Ernährung unumgänglich nöthig ist. Diese Meinung stützt

sich vorzüglich auf das Zeugniß Ulpian's, welches noch dazu unter

dem ganz allgemeinen Titel 6e cliversis reZuIis iuris auticjui einge-

38) Vergl. Thibaut a. a. O. S. 3S3.

3ö) I.. 17. pr. 0. 4. 8.

40) I.. 3. u. S. 0. 42. 3.

41) I.. 4. §. 1. v. 42. 3. I>. 17. pr. 0. 4. 3.

1) Literatur: Schbmann, Handbuch des «Zivilrechtes, Bd. 2. S. 63—

70. Thibaut, civilistische Abhandlungen Nr. 16. S.345—358. Holtius

in der diblivtkeque <lu ^urise«„sulte (I^iege Z326) toiu. I. p. 390 — 405.

Schröter in der (tübinger) kritischen Zeitschrist Bd. 4. S. 76—8«.

2) 1^. 82. II. »6 legem I<'älciciiäm (35. 2.) »i lleliitor vel »vlvencla

non sit vel ceittum f«cere possit. 1^,. 10. O. äs re iudicata. (42. I.)

^ui — mutusm pecunism sccepit — «zuumvis tscers non pos»!t, liebet c«n»

ilerimäri.

3) A. a. O. S. 347-351.

4) Doctiins ?anc1ectsrum S. 154.
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tragen worden ist 2). Es steht indeß wohl nicht zu bezweifeln, daß, wenn

auch die Worte Ulpian's ganz allgemein gefaßt zu sein scheinen, dieselben

doch so ausgelegt werden können, als ob die Rückficht auf die künftige

Ernährung des Schuldners nur in den meisten Fallen zu nehmen sei,

wo das KeueLvIum «omrietentis« gestattet wird. Hierzu tritt noch der

Umstand, daß die Berücksichtigung des künftigen Unterhaltes des Schuld

ners als eine besondere, von dem beueK«Ium «oinpsieinlse getrenme

Rechtswohlthat von den römischen Juristen dargestellt wird Auch

laßt sich aus der eben vorgetragenen Meinung der Umstand nicht gehe-,

rig erklären, daß bei der Berechnung des Vermögensbestandes in man

chen Fällen die anderen Schulden des Beklagten im Voraus nicht ver-

abzugt werden ^). Endlich soll die Verurtheilung auch auf so viel er

streckt werden, dessen sich der Beklagte arglistiger Weise entäußert hÄ

<^u«6vs clolo inolo teoerit, «juoinillus Possit)^), eine Borschrift,

welche völlig unerklärlich sein würde, wenn die Competenzwohlthat die

Berücksichtigung des künftigen Unterhaltes in sich faßte. Auch fehlt eZ

nicht an Zeugnissen, welche die oben gebilligte Meinung unterstützen').

Nach dem des Theophilus in der Pharaphrase der Justinianische?

Institutionen Ub. IV. tit. 6. tz. 37. «6. «eit? toi». II. r,. 834. be

steht das Wesen der Competenzwohlthat darin, daß, wenn die Klage

auf IVO Goldstücke lautet, und ich nur fünfzig im Vermögen habe,

die Verurtheilung nur auf diese fünfzig lauten kann. In ande

ren Stellen der Justinianifchen Pandecten und Institutionen ")

wird der Ausdruck in ici, czuocl i'svere Igtest, oonckernusri für synonym

erklärt mit den Worten qustsuus eius fsvultstes patiuutur, «onäem-

»»r! und ut uou ultra tavuttstes llsiunetur, — Ausdrücke, welche die

Berücksichtigung des künftigen Lebensunterhaltes des Schuldners völliz

auszuschließen scheinen. Der Ursprung dieser Rechtswohlthat und ik

Zusammenhang mit anderen Rechtsinstituten der Römer ist uns unre-

6) I,. 173. pr. l>. regiili» iuris. (60. 17.) In eoaäemnatiorie

sonsrum, «jiise in ic>, quou kscers possunt, eonöemnsntur, non totv»», >>ii«!

Ksdet, extorlzuenclum est, seit et ipssrum ratio dsbenäs est, ns «Kesnt.

6) I,. 19. §. 1. I>. lls re iuöicsts. (42. 1) I» cinoque, izvi ex csi>5Z

öonstionis convenitur, in Quantum kseers potest, eonäemnstnr, et «zuiclem

solus, äeclueto uere slieno. inter eos, <zuibu» ex simil! esoss pecunZz

öedetur, oeeupsntis potior erit esuss. Immo vev totum, «zuocl Ksdet, extor-

quenäum ei puto, »ecl et ipsi rstio dsbenäs est, ne egest. Vergl. Hllgc,

Pandecten (7. Ausg.) S. 245.

7) I,. 19. pr. u. S. 1. 0. 42. 1. I.. 16. v. ibig. I.. 49. v. idi<i.

8) I,. 63. pr. u. §. 7. 0. pr« socio. (17. 2.) I>. 13. §. I. V. solut«

mstrimonio. (24. 3.)

9) Diese Meinung ist zuerst von Schdmann, Handbuch des Civilrechtts

Bd. 2. S. 63 flg. aufgestellt und später von Ho ltius in der bibliotkeqiie

llu /nrlsconsulte tom. I. p. 390—405. und Zimmern, römischer Prozeß j.

141. Note 2. S. 425 u. 426. mit Gründen unterstützt worden.

10) I.. 21. v. 42. 1.

11) S. 37. Inst, äs sctionibus. (4. 6.)



LeneKeium eoiopetentlse» 8?ö

kannt. Die Sache ist bereits dem Labeo ^) «nd dem Ofilius ")

bekannt gewesen und zeitig in das pratorische Edict^) übertragen wor

den. Schröter^) hat die Vermuthung ausgesprochen, diese Rechts-

wohlthat sei der lex ^ulis 6s «essioue bonorum vorangegangen, um

gewissen Personen die aus der bonorum veuclitio entstehende Infamie

zu ersparen, und als das beneneiuin oessiovi» durch das genannte

Gesetz generalisirt worden sei, habe man jenen Personen wenigstens den

Abzug des Unterhaltes zugestanden. Doch hat sich gegen diese Ver

muthung sowohl H o l t i u s 16), als Zimmern") erklärt. Der Ver

mögensbestand des Schuldners, welchem die Rechtswohlthat zusteht,

wird vom Richter, bei welchem die Klage angebracht wird, nach dem

Zcitpuncte, an welchem die Verurtheilung erfolgt, berechnet^). Die

Schulden des zu Verurtheilenden an Andere kommen in der Regel nicht in

Anschlag i9). Wahrscheinlich deßhalb, weil auch hier, wie bei der 6s

peeulio actio der Grundsatz gilt: ovvupsmi» melior «st «onäiti«^).

Die Art und Weise, wie die Rechtswohlthat verwirklicht wird, fallt

mit der Form der Verurtheilung zusammen. Denn in dieser kann nur

gerade diejenige Summe ausgedrückt werden, welche nach dem Urtheile

des Richters den Vermögensbetrag des Schuldners ausmacht^). Da

her in den Justinianischen Rechtsquellen der hausige Gegensatz von in

«oliaui» vuncl«mnsri und in ick, czuocl Isoere possit, «ouckernnsri^).

Ist die Verurtheilung erfolgt, so tritt die prozessualische Consumtion der

Klage ein, und der Schulder wird ipso iure frei von der Verpflich

tung, den Mehrbetrag der Klage zu entrichten^). Doch muß derselbe

vor der Condemncttion versprechen, daß er den Rest nachzahlen werde,

wenn er in bessere Vermögensumstände komme ^). Dazu reicht freilich

schon ein bloßes Versprechen (uuäs proinissio) aus; der Stellung von

Bürgen oder der hypothekarischen Sicherheit bedarf es nicht ^). — Aus

IS) Ii. 18. pr. v. 24. 3.

13) 5,. 18. §. 1. v. Z4. 3.

14) Ii. 2. pr. V. quoä «um so, «ui in sliens potestäts est. (14. 5.)

I.. 22. S. 1. v. 42. 1.

15) In der (tübinger) kritischen Zeitschrift Bd. 4. S. 76-8«.

1«) In der kritischen Seitschrift Bd. 4. S. 504.

17) A. a. O. S. 426. Note 7.

18) Ii. 63. §. 6. v. 17. 2. I.. IS. pr. v. 24. 3. I.. 63. v. ibiSem.

Darauf deutet auch die Stellung der !>. 16—20. v. 42. 1., welche von unse

rer Rechtswohlthat handeln unter den Titel 6e re iugicsts.

19) I.. 16. 0. 42. 1. Ii. 19. pr. u. S. 1. v. idiä. I,. 49. v. ibiS.

20) I,. 19. pr. v. 42. 1.

21) IKeopK. psrspkr. IV. 6. §. 37. eg. Keil- t«m. II. p. 834 sq.

Daraus deuten auch die Ausdrücke in iä, quoci kacere potest, «onclsninari und

qustenus Kcere possit, «onaemnsri.

22) Ii. 41. pr, §. 1. u. 2. 0. 41. 2. §. 37. Inst. 4. 6. «. un. §. 7.

O. ös rei uxvrias äctions tollencls. (3. 13.)

23) Daher der Ausdruck sctlo in ig , qu«Z kscers potest^ ösnös est (I,.

30. v. 42. 1.) und die Worte des prätorischen Edictes scti«„em, csuss c»^.

nits, llsd« in iä, quocl ksvers potest. (I,. 2. pr. V. 14. 6.)

24) Ii. 63. S. 4. v. 17. 2. 0. un. §. 7. L. ö. 13.

25) Ii. 63. §. 4. 0. 17. 2.
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dem Gesagten erscheint sich so viel als gewiß zu ergeben, daß es ein«

bei den römischen Rechtsgelehrten sehr gewöhnliche Vorstellung war,

sich die Klage, in der dem Beklagten die Rechtswohlthat der Compc-

tenz zusteht, gleich von Anfang an als auf die Summe der (Kondem

nation beschrankt zu denken ^). Damit hängt es denn wohl zusam

men, wenn an mehreren Stellen '^) die Zulässigkeit der Rechtswohl

that bei der iugicsti, setio bezeugt wird. Die Form, in welcher

hier dieselbe gewahrt wird, ist die ä«U exoepti« ^s). Ueber>

Haupt kann es wohl als allgemeine Regel gelten, daß sie in der Form

der Exccption geltend gemacht wird 2«). Daraus ist die Ansicht neuerer

Rechtsgelehrten entstanden, daß sie zu den sogenannten privilegirten

Einreden zu rechnen sei. Mit dem Gesagten hängt es wohl zu

sammen, wenn demjenigen, welcher, ohngeachtet ihm unsere Rechts

wohlthat zusteht, die Zahlung der ganzen Schuld leistet, die «oucliotio

inäskiii zum Zwecke der Rückfederung des Zuvielgezahlten abgesprochen

wird 2"). Die Gründe, aus welchen diese Rechtswohlthat gestattet wird,

sind höchst persönlich. Daher kommt es eines Theils, daß die Rechrs-

wohlthat weder den Erben, noch den Bürgen des Hauptschuldners zu

Gute kommt^), wenn gleich der Defenfor dieselbe beanspruchen darf^);

anderen Theils erklart sich daraus der Umstand, daß die Personen, wei

chen sie zusteht, derselben keineswegs giltiger Weise entsagen können^).

Man sah es nämlich als eine Verletzung der guten Sitten an, wenn

diese, gewissen Personen geschuldete Ehrenbezeugung von Seiten des

Klägers unbeachtet gelassen würde ^). Eine Ausnahme von dieser Regel

findet wohl dann statt, wenn die Rechtswohlthat durch einen speciellen

Vertrag zwischen dem Gläubiger und dem Schuldner begründet wiro^).

Denn hier kommen wohl alle Regeln zur Anwendung, welche von den

Bertragen überhaupt gelten. Unter den einzelnen Personen, welchen

die Competenzwohlthat zukommt, geht der, welcher zuerst kommt, den

übrigen vor, d. h. die anderen mögen warten, bis der Schuldner wieder

zu Vermögen kommt, damit ihre Klage nicht umsonst consumirt wcrde^).

Doch gehen privilegirte Gläubiger auch hier unbedingt den übrigen vor^).

26) I.. 30. 0. 42. 1. Ii. 2. pr. v. 14. S. I.. 25. v. 42. 1. I>. 41.

§. 2. v. lbiü.

27) I.. 41. §. 2. 0. 42. 1. Ii. 33. pr. v. Ss gonätionibus. (39. 5.)

1.. 17. S. 2. l>. 24. 3. I,. 5. pr. v. 14. S.

28) Ii. 17. §'. 2. v. 24. 3.

29) I>. 17. §. 1. 0. 24. 3. Ii. 7. pr. v. 6s exceptioiübu«. (44. 1.) I..

41. pr. v. cle re iuckicsts. (42. 1.)

30) I,. 8. u. 9. v. <I« «onäietions inöebit!. (12. 8.)

31) I,. 63. §. 1. U. 2. v. pr« socio. (17. 2.) Ii, 12. v. 24. 3. li.

13. u. 14. pr. 0. 24. 3. Ii. IS. S. 1. u. 2. v. ibiS. I.. 7. pr. 1>. ä« ex-

ceptionibus. (44. 1.) Ii. 24. pr. u. §. 1. 0. 42. 1. I.. 2S. 0. ilziä.

32) Ii. 23. 0. 42. 1. Ii. 63. §. 1. 0. 17. 2. I,. 14. pr. 0. 24. 3.

33) I,. 14. Z. 1. 0. 24. 3. Ii. 17. pr. 0. ibi<l.

34) Ii. 14. §. 1. v. 24. 3. Ii. 15. S. 2. U. I.. 16. 0. idicl.

35) I.. 49. V. äe psctis. (2. 14.)

36) li. 19. pr. u. §. 1. 0. 42. 1. I,. 3. v. 14. 5.

37) II. 3. I). 14. S.
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Die Fälle, in welchen gewissen Personen die Competenzwohlthat

ertheilt wird, sind durch den Ausspruch der Gesetze festgestellt. Es dür

fen aber diese Zeugnisse der römischen Rechtsquellen nicht extensiv er

klärt werden, da die Rechtswohlthat nicht die Regel, sondern vielmehr

die Ausnahme bildet. Folgende Personen genießen zweifelsohne die

Competenzwohlthat: s) Soldaten steht dieselbe gegen alle Federungen

zu. Ob dieß Privilegium auch Veteranen, die eine ehrenvolle Mission

erhalten haben, zu Gute komme, dürfte zu bezweifeln sein^). Für

eine derartige Ausdehnung scheinen die in den angeführten Stellen ge

brauchten Perfecten zu sprechen, d) Diejenigen, welche während der

väterlichen Gewalt Schulden contrahirt haben, können gegen Foderun-

gen, welche daraus entstehen^), die Competenzwohlthat beanspruchen,

wenn sie nicht sehr lange, nachdem die väterliche Gewalt b?im Leben

des Vaters oder, nachdem sie durch dessen Tod aufgehoben worden ist,

sofern sie wenig oder nichts von ihm geerbt haben, jener Federungen

halber verklagt werden ^^). Hier wird die Recktswohlthat nach vor

gängiger vausäs «oguiri« ertheilt^). Dabei hat der Richter in Er

wägung zu ziehen, daß der Zeitraum, welcher nach der Auflösung der

väterlichen Gewalt abgelaufen ist, nicht zu groß sei^); auch ist es seiner

Beurtheilung anHeim gestellt, ob es nicht besser sei, im Fall der Sohn

Etwas vom Vater geerbt hat, die Klage des Gläubigers auf die Größe

des Erbtheiles zuzulassen, oder gegen dieselbe die Competenzeinrede zu

gestatten ^). Gegen Federungen aus Delikten, oder wenn beim Ab

schluß des Contracles der Haussohn sich arglistiger Weise für einen

freien, selbstständigen Mann ausgegeben hat, findet die Berufung auf

die Competenzwohlthat nicht statt e) Wer frühcrhin im Concurse

von der Rechtswohlthat der Güterabtretung Gebrauch gemacht hat, kann

hinsichtlich des Vermögens, welches er nach der Cessio« erworben hat, die

Competenzwohlthat beanspruchen, wenn er von seinen Concursgläubigern

späterhin wegen der Nachzahlung des Geschuldeten belangt wird^). Gleich-

giltig ist es dabei, ob den Gläubigern durch die Abtretung der Gü

ter Etwas zugekommen ist oder nicht ^). Eine solche Nachklage wird

indeß nur dann gestattet, wenn der Cedent etwas Bedeutendes erwor

ben hat ^), und die Beurtheilung dieses Thatumstandes ist dem Er

messen des Prätors anHeim gestellt^). Jedenfalls muß aber dem Ge«

38) I.. 6. pr. v. 42. 1. I.. 18. 0. idiS.

33) Gegen später entstandene Obligationen findet die Berufung auf die

Rechtswohlthat nicht statt. I.. 3. 0. 14. S.

4«) I.. Z. 4. u. 5. v. 14. 5. I.. 49. v. 42. 1.

41) I.. 2. pr. u. §. I. v. 14. S.

42) I.. 4. I. 4. 0. 14. S.

43) I.. 4. pr. 0. 14. 5.

44) 1^. 4. A. 1. u. 2. v. 14. S.

45) !^. 4. u. 6. 0. 6e eessions bonorum. (42. 3.) §. 40. ^. gs »ctio-

nidiis. (4. 6.) O. 3. <I« bonis suetoritäts iuäiüs. (7. 72.)

4«) I.. 4. S. 1. v. 42. 3.

47) I.. S. u. 7. v. 42. 3.

48) I.. 7. v. 42. 3. 0. 3. «. 7. 72.
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meinfchuldner AlleS gelassen werden, was ihm aus Mitleiden, z. B. des

Unterhaltes halber vermacht worden ist^). ä) Dem Schenker steht die

Competenzwohlthat zu, wenn er aus der Schenkung belangt wird 2").

In diesem Falle wird bei der Vermögensberechnung des Schenkers auch

Alles, was derselbe Anderen schuldig ist, im Voraus verabzugt^^). Auch

muß dem Schuldner aus dem Bestände seiner Güter wenigstens soviel

verbleiben, als zu seiner Ernährung nochwendig ist ^). Neuere Rechts

gelehrten bezeichnen diesen letzten Theil der Rechtswohlthat mit dem

Namen K«r,ek«iura, ne «gest. e) Die, welche in Gesellschaftsverhalt-

nissen zu einander stehen, haben die Competenzwohlthat gegen die aus

dem Gesellschaftscontracte entstehende Klage (pro soei« actio), ohne

Unterschied, ob die Societät nur Einen Gegenstand betrifft oder eine

allgemeinere ist ^). L) Der Ehemann, sein Vater und seine Kinder

genießen die Competenzwohlthat gegen die äoiis seiio ^ ^ Der

Schwiegervater kann sich auf diese Rechtswohlthat berufen, wenn er

wegen des versprochenen Heurathsgutes während der Dauer der Ehe

belangt wird Nach der Auflösung der Ehe wird ihm die Rechts

wohlthat nicht mehr gestattet^). K) Die Eltern können diese Rechts

wohlthat gegen ihre Kinder^), i) die Patrone, deren Kinder und El

tern gegen die Freigelassenen^), K,) die Ehegatten gegen einander^") gel

tend machen. Im zuletzt genannten Falle ist ihre Anwendung nur auf

die Dauer der Ehe beschränkt. Dem Ehemanne ist sie zweifelsohne

zuerst gegen die Dotalklage der Ehefrau gestattet und erst späterhin

durch eine Constitution des Antoninus Pius auch bei anderen Con-

tractsklagen der Ehefrau zugesichert worden. Auf die Ehefrau ist die

Rechtswohlthat aus Rücksicht auf die Grundsätze der Billigkeit erst

späterhin von den römischen Rechtsgelehrten übertragen worden. Nur

49) I«. 7. 0. 4Z. S.

50) Ii. 64. 0. 24. 3. I.. 19. S. 1. 0. 42. 1. I.. 30. I.. 49. Ii. 5«.

0. ibiS. §. 33. Inst. 4. 6.

61) I.. 64. v. 24. 3. I.. 19. §. 1. v. 42. 1. I.. 49. v. ibicl. Es gilt

hier die Regel : bona intelliguntur, «ieöueto äers slieno.

52) 19. §. 1. v. 42. 1. I.. 30. v. ibiu.

53) §. 38. Inst. 4. 6. 1.. 63. pr. v. 17. 2. Dagegen spricht freilich

Ulpian in 1^. 16. v. 42. 1. Er zählt da die Personen auf, welchen die

Competenzwohlthat zusteht Z qui pro socio, sagt er, «onveniuntur. Socium

»utein «inniuin bonorum seoipienäum est. Wenn dieß so viel heißen soll, als

die Rechtswohlthat findet nur bei dersooietss omni um d «-

norum statt, so sagt derselbe Jurist in Ii. 63. pr. 0. 17. 2. mit ausdrück

lichen Worten das Gegentheil.

54) Vom Ehemanne sprechen Ii. 12. v. 24. 3. Ii. 17. 5. 2. v. IbiZ.

Ii. 21. 0. 42. 1. Ii. 23. v. ibiS. Ii. 24. §. 1. v. ibiä. Von dem Vater

des Ehemannes sprechen Ii. 16. S. 2. 0. 24. 3. Ii. 21. 0. !b!<.. Von den

Kindern des Ehemannes spricht Ii. 13. pr. v. 24. 3.

65) Ii. 21. v. 42. 1. Ii. 22. pr. 0. ibi«. Ii. 17. pr. v. 24. S. Ii. 48.

v. Ss iure 6otium. (23. 3.)

66) Ii. 22. pr. 0. 42. 1. Ii. 43. v. 23. 3.

67) Ii. 17. v. 42. 1. Ii. 19. pr. 0. ibiö.

68) Ii. 18. 0. 42. 1. Ii. 19. pr. Ii. 49. v. ibi6. Ii. 30. v. ib!6.

S9) Ii. 20. v. 42. 1.
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bei der rerum smotsrum soti» findet die Berufung auf die Rechtswohlthat

nicht statt°^).— Zweifelhafter dürften nach den Zeugnissen der Rechtsquellen

folgende Falle der Competenzwohlthat sein : ») Geschwister können dieselbe

unter einander nach der heutigen Praxis beanspruchen. Es beruht diese

Annahme auf dem in l^. 63. xr. 0. pro «o«i« (17. 2.) für die Com

petenzwohlthat der Gesellschafter angegebenen Grunde, daß das Verhält-

niß derselben dem der Geschwister unter einander sehr ähnlich sei. b)

Diejenigen, welche nach Nov. 135. zum Eide gelassen werden, um ihre

Vermögenslosigkeit zu bekräftigen, sollen die Competenzwohlthat genie

ßen In diesem Gesetze ist indeß keine besondere Rechtswohlthat der

Ejuration eingeführt, sondern nur der Grundsatz festgestellt worden, daß

Niemand vom Magistrate zur Güterabtretung gezwungen werden könne;

mit dem Zusätze, daß die, welche diese Rechtswohlthat gebrauchen, vor

her ihre Insolvenz eidlich bekräftigen ^). In der heutigen Praxis

dürfte indeß dieser Competenzfall schon deßhalb keine Berücksichtigung ver

dienen, weil das Gesetz, auf welches er sich stützt, nicht glossirt ist.

«) Derjenige, welcher von fremder Wohlthat lebt, foll nach der Praxis

beim Concurse seines Ernährers fodern können, daß ihm nicht der Un

terhalt entzogen werde. Man schreibt dem Letzteren in dieser Beziehung

ein benekoium voiiipsteiitig« ex iur« tsrtii zu. Allein wenn es schon

an und für sich unrichtig ist, die Competenzwohlthat zu gestatten, wenn

der Alimentärer unbedingt zur Verabreichung der Alimente verpflichtet

ist, so muß es noch viel unrichtigerem, von einer dem Ersteren zustehen

den Competenzwohlthat dann zu reNn, wenn der Letztere freien Einfluß

auf die Alimente und deren Art hat °^). 6) Den Beamten soll nach

der heutigen Praxis, wenn ihre Besoldung auf dem Wege der Exemtion

in Anspruch genommen wird, von derselben so viel gelassen werden, daß

sie nicht darben. Ein Gleiches gilt nach dem canonischen Rechte auch

für die geistlichen Benefiziaten , welchen nach der Usualerklärung von

«. 3. X. äe solutioulbus (3. 23.), wenn sie Schulden halber ausge

klagt werden, von den Einkünften des Benefizes so viel gelassen werden

muß, daß sie nicht darben , weil sie ja sonst außer Stand gesetzt wür

den, ihr Amt länger zu verwalten ^).

In folgenden Fällen ist die Berufung auf die Rechtswohlthat der

Competenz für immer ausgeschlossen: 1) bei allen Klagen, welche aus

einem Delicte entstehen^); 2) bei allen Klagen, welche aus erlaubten

Geschäften entstehen, deren Abschluß aber der Privilegirte arglistiger

Weise veranlaßt hat ^) z 3) wenn der Privilegirte in der Einlassung

60) I.. 52. v. 42. 1.

61) Bergl. MSKIsnbrovK 6«ctr. ?»nä. tom. I. §. 1ö4.

62) Vergl. Puchta a. a. O. S. 241.

63) Sieht P u ch t a a. a. H. S. 24«.

64) 5. U. LosKmer in» ev«Ie»is»ti«iim ?rotest»ntmm tom. 17. IIb. Z.

Ut. 23. S. 2« »q. und Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechtes Th. 1. S.

. S37-5S9.

65) 1,. 4. §. 1. 0. 14. 5. Ii. 62. 0. 42. 1.

66) 1.. 4. 8. 1. v. 14. S. I.. 6. v. ibid. 5,. 22. §. 1. v. 42. 1.

SS'
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auf die Klage d!e Existenz der Bedingung, unter welcher ihm allein b.iS

Privilegium zustehet, in Abrede stellt und nachher durch den Beweis

der Klage vom Gegentheil überführt wird, z. B. wenn der Gesell

schafter verklagt wird und den Abschluß des Gesellschaftscontractes in

Abrede stellt'"). Dimbach.

UteneKe!««» S»tl»nl» Zn »olutui» (Rechtswohlthat der

Hingabe an Zahlungsstatt)^) heißt die Rechtswohlthat, vermöge

welcher der Schuldner, der die geschuldete Geldsumme aufzubringen nicht

im Stande ist, seinen Glaubiger zwingen kann, anstatt der geschuldeten

Geldsumme Sachen, die ihm, dem Schuldner, angehören, nach einer

bestimmten Taxe anzunehmen^). Gewöhnlich kommt diese Rechtswohl

that dem Schuldner nicht zu statten, weil das Object der Obligation

selbst geleistet werden muß Daher die Regel : sliuä pi-o slio iuviw

ersckitore solvl uon rwtssr Eine Anwendung dieser Regel ist es,

daß, im Fall etwas Anderes als eine Geldsumme das Object der Obli

gation ist, der Gläubiger gewöhnlich nicht mit Geld abgesunden werden

kann 2). Die Idee, welche die römischen Juristen in den Fällen der

in soirttum ästlo zu Grunde legen, ist die, daß zwischen dem Gläu

biger und dem Schuldner eine Art von Kauf abgeschlossen werde

Die Sache, welche dem Glaubiger taxirt übergeben wird, gilt als Ob

ject des Contractes; die alte Schuld wird als Kaufpreis angesehen; als

Verkäufer gilt der Schuldner, als Läufer der Gläubiger. Aus dieser

Idee ergeben sich folgende für die m soluwrn ästi« wichtige Folgerun

gen: s) an Zahlungsstatt können alle Sachen hingegeben werden, welche

verkäuflich sind, selbst außenstehende Federungen K) Die aus

der in solurum äsiio entspringenden Klagen sind für den Gläubiger

die setio erori «tili», für den Schuldner die venäiti utili»s). z^s

der in soluwin ästi« entspringen für den Schuldner dieselben Ver

bindlichkeiten, wie wenn er die Sache verkauft hätte; daher die Ver-

67) I.. 22- 8. 1. V. 42. I.

1) Vergl. ?«tkier ?»nöeet»s Inst'misnsÄs lib. 46. tit. 3. psr» 17.

Kit. V. S. 1. toin. III. p. 275—277. IZrissonius de solutionibus lib. 1.

p. 144^-148, besonders Marc zoll über die clstio in solutum in Löhr's

Magazin für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung, Bd. IV. Heft 2. S. 23«

bis 246.

2) In solutum 6»re findet sich nicht selten in den römischen Rechtsquellcn

vor. I,. 46. §. 2. V. 6s solutionidus. (46. 3.) Analog ist auch in soiutu»,

susciper« in O. 16. O. Se »olutionibus. (3. 43 ) Häufiger kommt inoeß in

den römischen Rechtsquellen der Ausdruck pro solut« 6sr« vor.

3) Vergl. Srissonius !. v. lib. 1. p. 144.

4) I.. 2. §. 1. v. cks rebus «reclitis. (12. 1.) O. 16. <?. So Solution!,

du». (8. 43.)

5) I.. 71. 3. v. äs lsA»t!s I. (3g.)

6) <Z. 4. O. Se evi«t!onib«s. (8. 46.) Ksm KuinsmoS! «ontrsotus vivem

venäitionis obtinet. I,. 24. pr. ö. ile pignoratioiä setione. (13. 7.)

7) L. 6. äe obl!sät!«n!bi,s et svtionibus. (4. 10.)

8) ärg. 1^. 24. xr. V. 13. 7.
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Kindlichkeit desselben, für die Eviktion der Sache einzustehen — Da«

mit aber durch die iu »olutum cistio die alte Schuld aufgehoben werde,

ist nothwendig: s) daß die an Zahlungsstatt hingegebene Sache defi

nitiv dem Gläubiger verbleibe^); b) daß sie gerade dieselbe sei, welche

der Glaubiger und Schuldner von Anfang an gemeint haben"); «) daß

die Sache gerade so viel Werth sei, als die Quantität der Schuld be«

trägt Ist aus Jrrthum eine Sack)? von höherem Werthe hinge»

geben worden, so findet die eouäictio iuäebiti statt, wenn nur die

übrigen Voraussetzungen der Klage vorhanden sind. Ist hingegen die

Sache arglistiger Weise über ihren Werth hinaus taxirt worden, so

bleibt die alte Schuld fortbestehen, wenn das, was am wahren Werthe

der Sache fehlt, nicht ersetzt wird ^). Die Art und Weise, wie die

alte Schuld erlischt, ist in den Justinianischen Nechtsquellen nicht wei»

ter bezeichnet^). Jndeß erfahren wir aus CajuS^), daß darüber

schon unter den alten Juristenschulen Streit war. Die Sobinianer,

zu denen sich dieser Jurist selbst rechnet, behaupteten, die alte Obligation

bestehe ipso iurs auch nach der 6sti« iu solutui» fort, aber dem Schuld«

ner stehe die ooii exvevtio zur Seite, im Fall der alte Gläubiger, der

durch das Hingeben an Iahlungsstatt befriedigt worden, das ihm aus

der alten Obligation zustehende Klagerecht geltend machen wolle. Die

Proculianer dagegen nehmen an, daß die alte Schuld durch die Hin«

gäbe an Zahlungsstatt ipso iurs erlöfche. Aus dem Gesagten ergibt

sich zugleich auch das noch als gewiß, daß die einmal geschehene Hin

gabe an Iahlungsstatt unwiderruflich ist 2«). Auch erhellt dieß zum

Ueberflusse noch aus der Ansicht der römischen Juristen, daß sie zu den

Verträgen zu zählen sei^). — Der Fall, in welchem die Rcchtswohl-

that dem Schuldner gegen den Willen des Gläubigers zu statten kommt,

beruht auf gesetzlicher Verfügung, und läßt sich als Ausnahme von der

Regel nicht auf ähnliche Fälle analogifch anwenden. Bei allen chiro-

grapharischen Schulden, deren Gegenstand eine Summe baares Geld

ist i5), kann nach Justinianischem Rechte der Schuldner diese Rechts-

wohlthat beanspruchen, wenn er in der Lage ist, daß er nur durch die

selbe der drohenden Notwendigkeit der bonorum «essi« entgehen kann.

Zwar erfodern manche Rechtsgelehrten noch , daß der Schuldner

seine Sachen bereits vergeblich feil geboten habe; Min die Erwähnung

9) «. 4. O. 8. 45.

10) 6. 4. L. 8. 45. O. 4. O. qni oonis esäsr« possunt. (7. 71.) l«.

46. pr. v. 46. 3.

11) I.. 50. v. 46. 3.

12) I,. 26. S. 4. v. ö« eondiotions inösbit,!. (12. 6.)

13) I.. 4«. S 2. v. 46. 3.

14) L. 17. 0. 3. 43., pr. Inst, yuibus moSi, tollitur obligatio. (3. 30.)

15) Inst. III. §- 168.

16) <Z. 1«. «. 3. 43. 0. 24. O. idiö. O. IS. O. Se pignoribus »t

KvpotKeois. (3. 14.)

17) O. 4. O. 8. 45.

18) Nov. 4. esp. 3. §. 1. Vcrgl, Marezott a. a, O. Th. 4. S.

231—234.
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des «ergeblichen Feilbietens in der Novelle, welche diese Rechtswohlthat

eingeführt hat^), hängt so genau mit der ebendaselbst erwähnten Noth-

wendigkeit der Cession zusammen, daß die letztere nicht ohne das erstere

gedacht werden kann. Auch Kirchen und milden Stiftungen kommt

diese Rechtswohlthat zu statten ^'). Die Art und Weise , in welcher

die Hingabe an Iahlungsstatt im angegebenen Falle verwirklicht wird,

ist folgende^). Zuerst muß der Schuldner, wenn er bewegliche Sachen

besitzt, diese dem Glaubiger anstatt des geschuldeten Geldes überlassen.

Das Wahlrecht unter den Einzelsachen steht dem Gläubiger zu. Sind

keine beweglichen Sachen vorhanden, so 'kommt die Reihe an die unbe

weglichen. Allein auch diese können dem Gläubiger nicht sofort auf

gedrungen werden , sondern der Schuldner muß sie erst ausbieten und

denjenigen Käufer annehmen, welchen der Glaubiger ihm verschafft;

wobei es sich freilich von selbst versteht, daß er nur annehmliche Gebote

zu berücksichtigen braucht. Jedoch muß der Schuldner dabei vor dem

Abschlüsse des Contractes, nach richterlichem Ermessen, so weit es thun

lich ist, dafür Caution leisten, daß er mit dem aus dem Grundstücke

zu lösenden Gelde denselben befriedigen wolle^). Ist auch kein Käufer

zu finden, welcher auf die Grundstücke ein annehmliches Gebot thut, so

soll mit diesen die cisti« iu solrttum und zwar auf folgende Art ver

wirklicht werden. Es werden sämmtliche Grundstücke genau vom kom

petenten Richter taxirt, und hierauf dem Gläubiger nach dessen eigener

Auswahl so viele von ihnen, als nach der Taxation zur Deckung der

Schuldfoderung nöthig sind, überlassen^). Bei diesem Verfahren ge

nießen indeß milde Stiftungen nach einer späteren Novelle Justinians^)

einen doppelten Vortheil. Denn im Fall diese Schuldnerinnen sind,

hat der Gläubiger nicht die Befugniß, die Verabfolgung der besten Grund

stücke zu verlangen, sondern er muß es sich gefallen lassen, daß ihm

Ländereien von mittler Güte, theils gute, theilS schlechte gegeben wer

den. Und wenn in der Regel die Grundstücke dem Gläubiger blos

nach dem Taxwerthe angerechnet werden, so genießen milde Stiftungen

dnin einen Vorzug, daß ihre Grundstücke ihren Gläubigern um ein

Zehntheil höher, als der Taxwerth beträgt, angerechnet werden^).

19) Nov. 4. «. 3. §. 1. 8! enim iwn »it iäoneu» pecunisrum Debitor

»ee ullu» «mtor sit, nikil sliuck facturus erat, yusm proprlls bo»i» esäere.

2«) Nov. 12«. v. 6.

21) Vergl. Marezoll a. o. O. Th. 4. S. 237—24«.

22) Nov. 4. «. 3. Zwar hat Luis ein» in der expositio Nov. 4> die

betreffenden Worte der Novelle auf eine dem Käufer zu leistende Caution we

gen Eviktion bezogen; allein Julian ist dagegen in der epitoms Nov. ««»st.

3. «sp. 11. Vergl. Marezoll a. a. O. Th. 4. S. 238.

23) In Nov. 4. c. 3. ist zwar nicht ausdrücklich bemerkt, daß der Gläu

biger die Auswahl unter den Grundstücken habe. Allein es ergibt sich das in

direkt aus Nov. 120. «. 6, wo als Ausnahme von der gewöhnlichen Regel der

in solutllm ääti« bemerkt wird, daß der Gläubiger einer frommen Stiftung diese

Wahl nicht habe.

24) Nov. 120. «. 6.

25) Nov. 120. e. 6.
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UebrigenS muß der Schuldner dem Creditor jedenfalls wegen Eo!»

ction Caution leisten, und zwar so sichere, als er eben seinen Umstanden

nach zu leisten vermag^). — Ueber den geschichtlichen Ursprung der

Rechtswohlthat ist man im Dunkeln. Daß Kaiser Justinian nicht der

Erste gewesen ist, welcher sie angewendet hat, darüber ist man einver»

standen. Eine lex ^ulia des Cäsar bereits verfügte, um den durch

durch die Bürgerkriege gesunkenem Credit der Hauptstadt aufzuhelfen,

daß die Schuldner befugt seien, ihre Gläubiger mit ihren Grundstücken

abzufinden, und zwar nach der Schätzung, welche ihnen vor dem Aus»

bruche des bürgerlichen Krieges zukam^). Dimbach.

»eneSoii»» SeUlder»i,eU. Wahrend derjenige, der in den

Nachlaß eines Erblassers als bonorum possessor succediren wollte, in

jeder Ordnung des successorifchen Edictes, um nicht durch Zeitablauf

pracludirt zu werden, je nachdem er zu den psreutes et liberi des Erb»

lassers gehörte oder nicht, binnen einem Jahre, oder binnen IVO Tagen

von der Berufung an bonorum possessio agnofciren mußte kannte

das Civilrecht eine solche Präklusivfrist für die vom beres vorzunehmende

Antretung der Erbschaft, wenn nicht etwa der Testator selbst eine solche

durch Auferlegung eine pertevta eretio bestimmt hatte ^), überall nicht.

Um indeß die Ungewißheit zu beendigen, die aus der bis zur wirklichen

Antretung oder pro bereue gestio dem Erben ohne Zeitbefchränkung

bleibenden Willkür, die Erbschaft anzutreten oder auszuschlagen, hervor

gehen mußte, gestattete der Prätor den Interessenten, namentlich den

Erbschaftsgläubigern, Bermächtnißnehmern, Miterbe«, Substituten und

Intestaterben, unter den Letzteren namentlich auch den zur auerel»

inokiiviosi testsmeuti Berechtigten ^), den jetzt zunächst berufenen Er

ben i» iure zu fragen, ob er Erbe sei oder nicht Antwortete er

alsdann bejahend, so lag eben in dieser Antwort eine Antretung, die

gewiß nicht nur dem Fragenden, sondern jedem Dritten gegenüber voll

kommen wirksam war 5). Antwortete er verneinend, und hatte er sich

26) !>lov. 4. «.3. '

27) 8uet. in Ose», osp. 42. Lässar bellum «ivils üb. III. csp. 1.

Vi« l)ä«»ius Kistvr. lib. Xlil. p. 236 sq. Siehe Dabelow, ausführliche

EntWickelung der Lehre vom Concurst der Gläubiger S. 113—115.

1) S. L, 9. (Schräder ß. 4.) Inst, «« bon. voss. (3. 9.)

2) Osiu« II. 164—178. VIpisni k'rsgm. XXII. 25—34.

3) «. 36. §. 2. «. cl« in««, testsm. (3. 23.)

4) 1^. 2. 3. O. äs interrogstionib. in iure. (11. 1.) Bis Gewißheit

darüber vorhanden war, daß keiner der berufenen Erben die Erbschaft antrete»

wollte, konnten die Erbschastsglüubiger in der Regel nicht zum Behuf des Ver

kaufes in Kons mittirt werden z daraus erklärt es sich , warum Ulxian und

Paulus in ihren Commentaren über das Edict bei Gelegenheit der missio vom

iu» <ielibersn<li handelten. Bergl. die Jnscriptionen, und Ii. 3. I>. quid, sx

«sus. in pos». (42. 4.) Ii. 1, v. 6s «urst. don. 6anä«. (42. 7.)

6) Das Princip der interrogstoriss sotions» ist allerdings, daß sie nur

dem Fragenden gegen den Gefragten zustehen, 1^. 11. S. 9. 0. S« mterr. in

iur. kär.'(li. 1); hier ist aber durch die Frage vor Gericht eine Erklärung
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noch nicht auf die Erbschaft eingelassen, so lag in dieser Antwort wie

der eine, auch für den Dritten wirksame, und in der Regel unwider-

rufliche Repudiation der Erbschaft. War er dagegen schon in irgend

einer Weise Erbe geworden, leugnete er also der Wahrheit zuwider seine

Erbesqualitat , so kann ihn der Fragende nunmehr iu poeosr» men-

ösOil so in Anspruch nehmen, als ob der Gefragte alleiniger Erbe sei,

ohne daß dieser nunmehr mit dem Nachweise, daß er nur pro parte Erbe sei,

gehört würde; diese Wirkung aber tritt nur dem Fragenden, nicht dem

Dritten gegenüber ein. Gleiches gilt von der Verpflichtung dessen, der

sich einen kleineren Erbtheil, als ihm wirklich zugefallen war, beige

messen, iu «olickum zu haften °), und von der desjenigen, der sich

wahrheitswidrig für den Erben oder für einen Erben zu größerem An-

theil ausgegeben, den fragenden Gläubigern u. f. w. in dem Umfange

gerecht zu werden, in dem er sich für den Erben erklärt hatte ^). Er

scheint der von den Erbschaftsgläubigern (oder Vermächtnißnehmern)

über seine Erbesqualität zu Befragende überall nicht vor Gericht, od»

weigert er sich der gefederten Antwort , fo wird er den Fragenden ge

genüber als alleiniger Erbe betrachtet und haftet i» soliäuro.«). Da

gegen gedenken die Quellen nicht ausdrücklich des Falles, wenn der

Fragende nicht bei der Antretung des Befragten interessirt war (um

ihn mit Erbschaftsklagen zu -belangen), sondern bei dessen Ausschla

gen (um nach ihm als Substitut, als Intestaterbe, oder auch durch

Anwachsung als Miterbe zu succediren). Hier konnte die Strafe der

eonwmsOlä offenbar nicht darin bestehen, daß der Gefragte dem Fra

genden gegenüber als Keres ex ssse betrachtet ward (denn gerade das

Gegentheil hatte ja dieser durch seine Frage bezweckt), sondern nur

darin, daß umgekehrt das Stillschweigen des Ersteren als Repudiation

galt. Diese Wirkung mußte aber wieder, sollte sie überall eintreten,

nicht nur unter jenen Beiden, sondern auch Dritten gegenüber ihre

Kraft äußern; denn widrigenfalls würde der zuerst Berufene, trotz seiner

eouwmseis, immer noch haben Erbe werden und dadurch das Eintre

ten jenes Substituten oder Intestaterben verhindern können^). Treten

beide Fälle combinirt ein, wird also der Berufene zugleich von solchen,

die bei seinem Antreten, und von solchen, die bei seinem Ausschlagen

interessirt sind, um seine Erbesqualität befragt, so gilt seine eorNruns-

hervorgerufen, die selbstständig, ohne alle Rücksicht auf die Pnncipien über in.

terrogätiones in iure, als KereiUwt!» söitio, oder mindestens als pro Ksr«le

gestio anzusehen ist. Daher ist denn 1,. 22. eo^., wie auch ihr Inhalt er

gibt, von einem emsnoipstus zu verstehen, der nicht durch bloße Erklärung,

daß er Erbe sein wolle, sondern nur durch Agnition der bonorum possessio

succediren konnte.

6) I.. 11. S. 3. e°S.

7) I.. 11. §. 1, 2. eoö.

8) I.. 11. I. 4, 5, 7. e«g.

9) ^rg. 1,. 69. v. Ss s. v. «. K. (29. 2.) Vgl.. I>. 23. §. 1. v. 6e

Ksr. inst. (23. 6.) und Unter holzner, ausführliche Entwickelung der

Verjährungslehre, §. 16S. Bd. II. S. 49, 5«.
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ei» als Repudiatlon; er haftet aber den Fragenden der ersten Art

(juiisi ex «outrsctn wegen der Erbschaftsschlilden.

Ohngeachtet der allgemeinen Pflicht, auf die interrogativ !» iure

zu antworten, soll der Berufene extrmieuz I>ere» aber mit seiner

Antwort nicht übereilt werden; der Prätor gibt ihm eine Frist, sich zu

besinnen, über den Bestand des Nachlasses, den Umfang der Schulden

u. s. w. Erkundigungen einzuziehen, während welcher Frist sein Schwei

gen ihm nicht zur coiituniavia angerechnet werden soll Daher ist

denn das spstium ge>iber:,ii<li nicht eine Beschränkung der civilrechtli-

chen Freiheit deS Erben, seine Anrretung oder Repudiation beliebig

hinauszuschieben, sondern der interro^lltiu in iure gegenüber ein wahres

beneti<ium

Die Bestimmung des Umfanges der Frist liegt in der Willkür des

Prät«s, doch wird als Minimum eine hunderttägige, also eine ebenso

lange erwähnt, als dem nicht bevorrechteten Ko»oru,n r>«s»ess«r schon

von selbst zur Ucberlegung gewährt ist Weist der Berufene nach,

daß die zuerst eingeräumte Frist zu den erfoderlichen Nachforschungen

nicht genügend gewesen sei, so konnte nach älterem Rechte der Prätor

ausnahmsweise allenfalls eine neue Frist bewilligen Nach Justi-

nian's neuer Verordnung") jst jndeß eine widerholte Bewilligung der

Besinnungsfrist völlig unzulässig, und soll der Richter überall nie eine

längere, als eine neunmonatliche, der Kaiser selbst aber nur eine ein

jährige Frist gestatten.

Die Wirkungen der impettirten Deliberationsfrist sind:

1) D>^ß während der Dauer dieser Frist kein Interessent den Be

rufenen nölhigen kann, sich über seine Erbesqunlität zu erklären. Da

gegen können die Gläubiger der Erbschaft, wenn der Nachlaß inzwischen

unverwciltet ist, esus><> Lv^ulill, während der Deliberationszeit in die

10) Der «Zu» hat keine eigentliche Bcsmnungsfrist , denn er ist >p»o iure

Erbe; doch kvmn auch er in iure gefragt werden, ob er von dem deneticium

i,I>sl!,>«n<N (s. diesen Arr) Gebrauch machen will, und sich vor der Antwort

ein t«m>>u» ckcl!>,er»„<!i erbitten. Undeutlich wird aber in den Quellen sowohl

die vom Testator qkwihrte Frist der Cr^tion , als die vom Prätor dem b«no-

rum >,»s»e«sor gestattete.Aeit von >0« Tagen resp. einem Jahre eine Delibe

rationsfrist genannt. l/lpi»,ii l>>!>gm. XXII. 27. Lsiui II. 164. 1^. 2.

K. Z. 0. äs don. po»s. ». t. (37. 11.) Vgl. Heise, Grundriß, V. z. 164.

Anmerk. 7.

11) 1^. 5. 6. pr. v. öe iiiterr. in iur. fse. (II. 1.) «. S. «. 6«

iure oeliberancki. (6. 30.) Vgl, mit 1^.. 1. S. l- 0. eo6. (28. S.)

12) Dieser Zusammenhang dei iu» ckelikersixtt mit den !,>terr«gsti«ne,

in iure findet sich unrer Anderen angedeutet in Thibaut, Versuche 2. Ausg.

II. 159, und Kuck. W?»», Iiis«, lle benenci« inventsrii, Usickelb. 1814. p. 3.

Genauer nachgewiesen ist er in der, vermuthlich bald im Druck erscheinenden,

hallischen Preisschrift des Hrn. (>'anck. iur. Grosch.

13) 1^. 2. II. ll« iur. ckelib.

14) 1^,. 3. I>. 4. v. sock.

15) O. 22. §. 13. O. e«<i. vusren eck K. t. esp. I. in «pp. I^rsn.

cof. 1bö2. k. p. 424. will dringender Gründe wegen auch jetzt noch eine wie

derholte Bewilligung gestatten.
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Kon» immittirt und zur Verwaltung ein Curator bestellt werden^);

jedoch nur «uswäiss »süsse, d. h. in der Art, daß sie nur im In

teresse der Administration Erbschaftsgelder verausgaben (z. B. zur Ali

mentation der zum Nachlaß gehörigen Sclaven und Thiere) und Erb-

fchastssachen veräußern dürfen (z. B. dem Verderben unterworfene, oder

kostspielige Erhaltung federnde), und immer nur bis zur definitiven

Entscheidung des berufenen Erben, oder dem Ende der Deliberations

frist"). Ist jedoch der Erbe, Namens dessen die Deliberation nachge

sucht ist, ein Pupill, so sollen die inzwischen inmittirten Ereditoren auch

zu solchen Veräußerungen nur nach jedesmaliger «süsse ««Suiti« vom

Prätor befugt werden können ^),

2) Auf Grund der erwirkten Deliberation ist der Berufene, wie

auf die Autorität des Aristo angenommen wurde, befugt, Einsicht der

über den Bestand des Nachlasses Ausschluß gebenden Urkunden auch

von dritten Inhabern zu fodern i"), ohne daß ihm solche Handlungen

als pro Ksreäs gestio angerechnet werden könnten 2°).

3) Haben die Gläubiger nicht missio iu Kons impetrirt sg

ist der berufene Erbe während der Deliberationsfrist deren natürlicher

Verwalter, jedoch ist er dabei zu vorgängiger Anfertigung eines Inven

tars gehalten ^), und es steht ihm jedenfalls nur ganz beschrankte

Veräußerungsbefugniß, lediglich im Interesse der Administration selbst

zu "2). Was der Deliberirende in solcher Weise zu besserer Verwaltung

und Bewahrung des Nachlasses thut, soll ihn ebenfalls nicht, als ob es

eine pro Ksrecle gestio wäre, an die Erbschaft binden^).

4) Ist der Deliberirende des Erblassers Descendent, so kann er

sogar während der Deliberationszeit Alimente aus dem Nachlasse fo-

dern 25). Dabei wird das Wort Descendent (Klius) in besonders wei

tem Sinne genommen, und sogar der in der Sclaverei erzeugte, mit

manumittirte Sohn darunter verstanden^).

16) Ii. 3. v. Ss «urstorib. iur. et sl. üsnci. (27. 10.) I.. 22. §. 1.

V. Se rebus suetor. iuü. (42. ö.)

17) I.. S. Ii. 9. v. quid, ex °»us. (42. 4.)

18) 1^. 7. v. 6s iur. «lelib. Ganz anders versteht diese Stelle v«-

nell. «omment. iur. eiv. VII. 3. §. 3. eg. öuvksr. IV. 45. Näher kommt

der im Texte gegebenen Erklärung vusren I. «. «. 2. p. 425. '

19) I.. 5. pr. 0. <Zs iur. öelib. Ii. 28. v. 6s s. v. o. K. (29. 2.)

Vgl. Weber zu Höpfner Commentar Z. 543. Anm. 1.

2«) Ii. 29. eo<!.

21) Das Verhältniß zwischen dem Ansprüche der Creditoren auf einstwei

lige Administration und dem des deliberirenden Erben ist demjenigen analog,

das in Folge des carbonianischen Edictes zwischen dem die Abstammung des

impubs« vom Erblasser bestreitenden Erben und dem Vormunde dieses impu-

des besteht. Ii. 5. Ii. 6. v. 6e Orbon. sä. (37. 10.) Vergl. auch Ii. 12.

Ii. 13. 0. <z»i »stisli. roß. (2- 3.)

22) 0. 22- §. 14. 0. Ss iur. Seiiber.

23) Ii. S. S. 1. Ii. 6. v. Se iur. «lelib.

24) Ii. 6. S. 1. «it. voeib. „potest sine r,rseiu6i«io."

25) Ii. 9. sog.

26) Daß Ii. 11. eoö., welche mit I>. 77. §. 13. Ii. 83. §. 12. v. S«
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5) Nach Justinians neuer Verordnung ^) transmittirt der beru

fene Erbe die ihm zugefallene Erbschaft immer auf seine Erben, wenn

er nach erbetener Deliberationsfrist innerhalb derselben stirbt, so daß die

Erbeserben sich wahrend des Restes dieser Frist noch für die Antretung

entscheiden können. In dieser einzigen Beziehung wird für diejenigen,

die kein 8vstiruu 6sIibsrsr><U erbeten, das erste Jahr, vom Tage der

ihnen bekannt gewordenen Delation an gerechnet, der Deliberationsfrist

gleichgestellt. Mit Unrecht nennen also, da keine der übrigen unter 1

bis 4 aufgeführten Wirkungen für den zu seiner Berufung Schwei

genden innerhalb jenes Jahres eintritt, Manche dasselbe eine gesetzliche

Deliberationsfrist^). Dagegen werden sammtliche Wirkungen der De-

liberation, also auch die Transmission eintreten müssen, wenn der Be

rufene die Elftere erst so spät erbeten, daß deren Ende über das Jahr

der I,. 19. hinausreicht ^).

Die am Ende der Deliberationsfrist je nach der Erklärung oder

dem Stillschweigen des Berufenen eintretenden Wirkungen ergeben sich

aus dem oben über interro^stio in iure Gesagten von selbst; denn die

Deliberationszeit setzt die Pflicht zur Antwort nur für die Dauer der

Frist hinaus ^«).

Juftinian hat in diesen Bestimmungen nur wenig wesentliche Aen-

derungen gemacht. Zunächst bestimmte er, abgesehen von allen Jnter«

rogationen der Gläubiger oder sonstigen Interessenten, für die Kerecli-

tss eine ähnliche Präklusivfrist, wie sie längst für die bonorum pos-

sessio gegolten; nämlich eine einjährige, nach deren Ablauf, wer nicht

etwa durch impetrirtes Keueiiviui» aeUbersuäl sich die Frist hatte er

strecken lassen, zur Antretung der Erbschaft nicht mehr zugelassen

wurde

Sodann verordnete er in derselben Constitution, in der er den

Fristen der zu bewilligenden Deliberation die oben erwähnten Schran

ken setzte^), der Erbe, welcher, statt mit dem nun eingeführten Ks-

legst!» II. (31.) zu vergleichen ist , und gewöhnlich für eine lex kllgitivs aus

gegeben wird (Ouzsoius observst. III. 37.) anzugeben bestimmtist, was für

Descendcnten in dieser Lehre unter dem Klius zu verstehen seien, also in ge

nauer Beziehung zu dem Titel stehen, indem ihr der Platz angewiesen, hat

schon vusren sä K. t. «. 2. Opp. p. 425. bemerkt.

27) lZ. 19. «. äe iur. äelib. (6. 30.)

28) Höpfner, Commentar Z. 64S. Mühlenbruch, Lehrb. des Pan

dektenrechtes §. 695. Anm. 8. Bergl. Unterholzner a. a. O- S. 54, SS.

Puchta, Lehrbuch der Pandekten §.491. Anm. n. §. 49S. Anm. Nr. 4.

Namentlich kann der Berufene auch innerhalb dieses Jahres gefragt werden,

ob er Erbe sein wolle, und bedarf dann der Deliberation, Thibaut a. a.

O. S. 173, 184.

29) Entgegengesetzter Meinung sind vusrsn I. e. in f. r>. 426. und

KovK OIs». cls Kereöe clelibersnc« L!iess. 1763.

30) 1^. 69. v. cke s.v. o.k. (29.2.) vgl- mit 1^. 23. §. 1. 0. 6s Kers-

öib. instit. (28. 5.) Vgl. Unterholzner a. a. O. >Vvss I. «. x. S, 6.

31) «. 19. 0. Se iur. üelib. Mühlenbruch, Lehrbuch des Pande

ktenrechtes §. 69S. Anm. 8.

32) 0. 22. Z. 14. «. sog.



892 Leueücium öiviswnls.

ue^olui» Inveutsrii anzutreten, sich ein tenapus clelibsrsuöi erbitte,

solle, wenn er, wie ihm dieß obliege, bei Beginn dieser Frist den Nach

laß inventarisirt habe ^), durch seine dereinstige Antretung ganz nach

altem Rechte den Erbschaftsgläubigern auch ultra substsutlsm verhaftet

sein; habe er dagegen jene Anfertigung des Inventars versäumt, so

solle er noch überdieß die Befugniß, eine falcidische Quart abzuziehen,

verlieren. Wenn der Kaiser bei dieser Gelegenheit den die Erbschaft

nicht Ausschlagenden zu zweien Malen demjenigen gleichstellt der die

Erbschaft angetreten, oder sich pro Kerecke gerirt hat, so haben manche

unserer Juristen daraus folgern wollen, das Schweigen des Berufenen

habe überhaupt, namentlich auch wenn es ohne nachgesuchte Delibera

tionsfrist durch das Jahr der 1^. 19 fortgesetzt sei, jetzt die Wirkung,

nicht von der Erbschaft auszuschließen, sondern denjenigen, dem sie be

stritt worden, unwiderruflich an dieselbe zu binden^). Offenbar aber

bezieht sich Justinian in jenen Worten nur auf den alten, aus den

Principien über iurerroFstioues 1u Iure hervorgehenden Satz, daß der

die Frage des Gläubigers oder Vermächtnisnehmers nicht beantwortende

Erbe in Folge seiner oouturnacis jenem lu solidum verhaftet sei.

Weitere Aenderungen und namentlich eine Aufhebung der einjährigen

Präclufivftist der 1^. 19 haben Andere in der ferneren Aeußerung der

gleichen Constitution ^) finden wollen , daß die zur Anfertigung des

Inventars bestimmte Zeit von drei Monaten oder einem Jahre iz,sa

iurs die Stelle der Deliberation «ertreten solle ^) ; es lehrt aber der

Zusammenhang deutlich, daß der Kaiser nur sagen wollte, während der

Errichtung des Inventars solle der Erbe vor den Ansprüchen der Gläu

biger und Legatare ebenso sicher fein, wie der Deliberirende während der

Ueberlegungssrist^). K°ri Witte.

UeiReS«!«», Siv!»!»»!« (Rechtsw ohlthat der Thei-

lung)!) heißt bei den neueren Rechtsgelehrten die dem Mitbürgen,

33) Daß das Inventar binnen der ersten 30 Tage von dem Tage, wo der

Berufene die Delation erfahren, angefangen werden müsse, wie Marezoll

im Archiv für civil. Praris VIII. 274. annimmt, ist meines Erachtens kein

Grund anzunehmen. Natürlich gewährt aber ein solches, später und nur zum

BeHufe der Deliberation angelegtes, Inventar die Rechts» ohlthat des

Inventars nicht.

34) v. Wening-Jngenheim, Lehrbuch des gemeinen Civilrechtes, 5.

Aufl. z. S«Z. Note I>. Marezoll a. a. O. S. 271—273 nimmt an, wer

in den ersten drei Monaten kein Inventar errichtet und nicht repudiirt habe,

sei schon dadurch Erbe sin« benstivio. Eine Deliberationsfrist über diese Zeit

hinaus könne er nur auf Grund der Jnventarserrichtung erlangen; nach deren

Ablauf werde er aber durch sein Stillschweigen gleichfalls Erbe ohne die Rechts:

wohltat des Inventars. Vgl. 6s Vsngsrv>v eomiu. 1,. ult. S. 1. lZ.

Se iurs Solider. !VIsrK. 183«.

35) 1.. 22. Z. 11. «it.

3S) Marezoll a. n. O> S. 274, 275.

37) Bergl. die unglossirte Ro». 158/

1) Literatur! ?otki«r ?snc>eetse 5iistln!sneäs XI,VI. 1. srt. 3. tom.

III. p. 250—262. Wening-Jngenheim über die Umwandlung einer «bli
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welcher zur Zahlung der ganzen Hauptschuld verpflichtet ist, zuste

hende Einrede gegen die Klage des Hauptgläubigers, um densel

ben zu zwingen, daß er seine Klage theile und nur den Kopf-

theil von jedem der Mitbürgen verlange. Diese Rechtswohllhat ist zu

Gunsten der Mitbürgen, welche sich mit der Formel: Käs tu» iube»?

Kcke mes iube« zur Bezahlung der Hauptschuld verbindlich gemacht

haben, durch dieepistols des Kaisers Hadrian eingeführt worden '). Die

Erfodernisse, unter welchen sie von den Mitbürgen beansprucht werden

kann, sind folgende: 1) Es müssen wahre Mitbürgen vorhanden

sein. Dazu gehört, daß sie sich bei demselben Glaubiger für denselben

Schuldner ^) wegen derselben Hauptschuld ^) verbürgt haben. 2) Die

Mitbürgen müssen sich auf das Ganze, nicht blos auf einen bestimmten

Theil der Hauptschuld verbürgt haben. 3) Die Mitbürgen müssen

rechtsgiltig verpflichtet sein. Ist also eine Frau, die nach dem 80.

Vellsisuum nicht intercediren kann, als Milbürgin angenommen wor

den, so wird es so angesehen, als ob sie gar nicht Bürgin geworden

wäre, und die Rechtswohlchat der Theilung wird mithin verweigert ^

Dasselbe gilt in dem Falle, wenn ein Minderjähriger sich verbürgt hat,

ohne durch den Glaubiger arglistiger Weise zur Übernahme der Ver

bindlichkeit veranlaßt worden zu sein ^). Ist der eine von den Mit

bürgen pure, der andere entweder von einem Termine an oder unter

einer Suspensivbedingung angenommen worden, so kann derselbe vor

Eintritt des Termines und der Bedingung nur auf seinen Kopfanihcil

vorerst belangt werden^). 4) Der Mitbürge muß zahlungsfähig sein^).

Bei der Beurtheilung der Zahlungsfähigkeit des Mitbürgen kommt nicht

allein das Vermögen desselben in Anschlag, sondern auch das des Nach

bürgen ^"). Sollte der Gläubiger darüber in Zweifel sein, ob die Bür-

gäti« in s«I!<Zum in eine obügsti'o pro parte durch den Gebrauch des »uxüii

cüvisioni« in Linde's Zeitschrift für Civilrecht und Prozeß, Th. 4. S. 382—

414. v. Schröter zu der Lehre von den Correalobligationen in Linde's Zeit

schrift Bd. 6. S. 435—438. — Die römischen Rechtsquellen gebrauchen nicht

den Ausdruck denekeium ckivisioni», sondern nennen diese Rechtswohlthat ent

weder suxiliuin 6ivis!«ni» (I,. .10. S. 1. V. 46. I.), «der denekeium llivi»

clenäse sctionis. Vgl. I>. 12. V. rem pupilli «»lvsm fore. (46. 6.)

2) L«us inst. 1. §. 121. I,. 26. V. <Ze K<leiu»»oribu» et iväNllätori-

bns. (46. 1.) §. 4. Inst. 6e Käeiussoribu». (3. 21.) Auch im prätorischen

Edicte findet sich diese Rechtswohlthat erwähnt. ?»ulli ssnt. reeepr. UK. 1.

tit. 2«.

3) I,. 61. §. 2. V. 46. 1. <Z. 3. 0. äs tüleiussoribus et munästorl-

du«. (3. 41.)

4) Ii. 27. S. 4. v. 46. 1. 5.. 43. v. ibiö.

5) I.. 28. v. 46. 1. I.. 49. S. 1. v. ibiä. I,. 51. 0. ib!6. <?. 3. «.

8. 41.

6) I.. 43. pr. v. 46. 1.

7) I.. 43. §. 1. v. 46. 1.

«) I.. 27. pr. v. 46. 1.

9) I.. 28. v. 46. 1. I.. 26. v. ibiZ. I.. 51. §. 4. v. ibiä. I.. 52.

K. 1. v. idick. (Z. 3. <Z. 8. 41. 0. 16. «. ibill. Vgl. ?»ulli sent. reo.

lid. 1. tit. 2«.

1«) I,. 27. §. 2. 0. 46. 1.
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gen zahlungsfähig sind, so kann derjenige, welchen er verklagt, von der

Rechtswohlthat der Theilung Gebrauch machen, wenn er sich zur Cau«

t!on bereit erklärt, den Antheil seiner Mitbürgen zu bezahlen, im Falle

dieselben bei der Ausklagung insolvent erscheinen; vorausgesetzt indeß,

daß die Caution durch Bürge« geleistet wird, und daß die übrigen Mit

bürgen gegenwartig sind"). Was den Zeitpunct anbetrifft, nach wel

chem man die Zahlungsfähigkeit der Mitbürgen zu beurtheilen hat, so ist

dieß der der Litiscontestation im vorliegenden Prozesse^). Tritt als« die

Insolvenz des Mitbürgen erst nach dem angegebenen Zeitpunkte ein, st

braucht der, welcher von der Einredk der Theilung Gebrauch gemacht

hat, den Antheil des Mitbürgen nicht zu übernehmen 5) Wer von

der Rechtswohlthat der Theilung Gebrauch machen will, darf nicht in

Abrede gestellt haben , daß er wirklich Bürge sei ^). Denn wenn er

die Bürgschaft leugnet und nachher von der Unwahrheit seiner Behauptung

überführt wird, so findet keine Berufung auf die Rechtswohlthat statt.

Die Theilung der Obligation unter die Mitbürgen, welche zur Zeit

noch zahlungsfähig sind, wird nicht ips« iure, sondern auf dem Wege der

Exception herbeigeführt^). Daher kommt es, daß der Gläubiger unter

den einzelnen Mitbürgen nach Gutdünken wählen kann ^), und dag

die Verpflichtung der Mitbürgen, den Antheil ihrer Collegen zu bezah

len, nicht allein dann, wenn die Letzteren vor der Litescontestation in

solvent werden^), sondern auch dann, wenn nur ein Zweifel an ihrer

Zahlungsfähigkeit entsteht i6), als fortdauernd betrachtet wird. Die Form,

in welcher die Rechtswohlthat der Theilung gewährt wird, ist die Ein

rede: si uo» et Uli solveuci« 8uut^). Sie hat das Eigenthümliche,

daß sie auch nach der Litiscontestation vorgebracht werden kann, wenn sie

nur vor der Abfassung des Endurtheiles nachgeholt wird Ist sie

gar nicht vorgebracht worden, so kann das Zuvielgezahlte nicht zurück

verlangt werden ^'). Ueber die Wirkung der Einrede ist unter dm

neueren Rechtsgelehrten Streit^). Nach der richtigeren Meinung,

11) I.. 10. pr. v. 46. 1.

12) l'KsopK. xmrspkr. inst. III. 2«. §. 4. gg. Keitü tom. II. p. 6SZ.

I.. 51. S. 4. 0. 46. 1. I.. 52. §. 1. 0. ibtt. 0. 16. O. 8. 41. Verzl.

Neustetel und Zimmern, rdmischrechtliche Untersuchungen S. 271.

IS) I.. 51. Z. 4. 0. 46.'1. O. 16. «. «. 41.

14) I.. 1«. 8. 1. v. 46. 1.

15) I.. 26. II. 46. 1. I.. 51. §. 1. v. ibiS. I.. 23. v. ibick. Q. 10.

§. 1. v. idig. I.. 12. v. 46. 6.

16) 0. 16. <Z. 8. 41. I,. 1«. xr. v. 46. 1.

17) I.. 26. 0. 46.1. l'Ksopn. psrspkr. inst. III. 20. §.4. «ck. Keiti

tom. II. v. 663.

18) I.. 27. pr. v. 46. 1.

19) I,. 23. v. 46. 1.

2«) «. 10. §. 1. 0. 8. 41.

21) I.. 49. §. 1. v. 46. 1.

22) Die Literatur der Controverse ist am besten zusammengestellt vo»

Wening-Jngenheim, in Linde's Zeitschrift für Prozeß und Civilrechr

Bd. 4. S. 3S2—334.



Leneöeiuni «üvision!«. S9S

welche Wetting- Jngenheim ^) und Schröter^) mit triftigen

Gründen unterstützt haben, bewirkt diese Einrede eine dauernde Be

freiung von der Verpflichtung, für die Mitbürgen zu zahlen. Diese

Ansicht wird nicht allein durch unzweideutige Zeugnisse der römischen Rechts-

quellen unterstützt^), sondern auch durch den Zusammenhang mit an

deren Vorschriften des älteren Rechtes bewiesen. Die römischen Rechts

gelehrten betrachten nämlich die Anwendung unserer Rechtswohlthat als

eine Umwandlung der solidarischen Obligation des Mitbürgen in eine

obligatio pro psir« ^) und vergleichen damit in dieser Beziehung die

aus der lex kuria 6e spousn stammende Rechtswohlthat^). Gerade

von dieser Umwandlung aber bezeugen andere Stellen unserer Rechts

quellen, daß sie nicht temporar war'^). Endlich wird diese Meinung

auch durch die allgemeinen Regeln des römischen Prozesses außer allen

Zweifel gesetzt. Es ist nämlich gewiß, daß Einreden, zu denen doch

das suxiliui» äivisioui» unfehlbar gehört, wenn sie einmal vorgeschützt

und bewiesen worden sind , die Klage für alle Zeiten ausschließen ^).

Freilich läßt sich dagegen einwenden, daß nach dem neuesten Rechte

Justinians der Gläubiger sein Recht gegen die übrigen Bürgen weder

durch die Litiscontestation mit dem Einen, noch durch dessen Verur»

theilung, sondern nur durch wirkliche Befriedigung von Seiten desselben

verlieren soll ^"). Allein eines Theils ist es gewiß, daß in der neuen

Verordnung das Verhältniß des Bürgen, welcher von der Rechtswohl

that der Theilung Gebrauch gemacht hat, zum Mitbürgen gar nicht

berührt wird; anderen Theils zeigt der Umstand, daß das alte Recht

der Fidejussoren in Justinians Sammlungen als geltendes Recht

aufgenommen worden ist, in Verbindung mit dem Gundsatze, daß daS

spätere allgemeine Gesetz die ältere, specielle Bestimmung nicht aufhebt,

die Nichtigkeit dieses Einwandes ^). — Was den Beweis der Einrede

anbetrifft, so finden sich in den Justinianischen Rechtsquellen keine

speciellen Vorschriften vor. Da indeß nach den allgemeinen Regeln

vom Beweise die Beweislast auf denjenigen fällt, welcher die Einrede

vorgeschützt hat ^), «nd der Inhalt der Einrede von den klassischen

23) A. a. O. Bd. 4. S. SS3—414.

24) Zur Lehre von den Correalobligationen a. a. O. Bd. 6. S. 436

bis 433.

25) §.4. Inst. III. 20. 1'KeopK. psrspkr. !n,t. tom. II. r>. 6S3. I.. 26.

v. 46. 1. I.. 61. §. 4. I.. 52. s- 1. 0. ibi6. «. 16. 0. 8. 41.

26) inst. III. §. 121. ?»uli »ent. reo. !ib. I. tit. 2«. L. 3.

27) Osii inst. III. §. 121. IV. §. 22.

28) I.. 51. §. 4. v. 46. 1. I.. 52. S. 1. v. ibick. «. 16. 0. 8. 41.

29) Osii inst. IV. §. 123 u. 125. §. 10. Inst, 6s exeeptionibu«. (4.

13.) 1'KeopK. psrspk. inst. IV. 13. §. 1« U. 11. eS. Keiti tom. II. p.

3S1—334.

3«) O. 28. 0. 8. 41.

31) Vergl. Schröter in Linde's Zeitschrift a. a. O. Th. 6. S. 437.

32) I,. 1ö. pr. v. ge probstionibii» et prsesumtionidu». (22. 3.) I>. 1.

I>. 6e excevtionibu» et prseseriptionibus. (44. 1.)
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Juristen mit den Worten: «i et Uli solvevcl« «int bezeichnet

wird^^), so scheint die Behauptung der Wahrheit am nächsten zu kom»

men, daß der Beklagte nicht allein die Existenz von Mitbürgen, son

dern auch ihre Zahlungsfähigkeit zu erweisen habe. Freilich kann er

sich auch von dem letzten Theile dieses Beweises dadurch befreien, daß

er dem Kläger in gehöriger Maße Caution für die Nachzahlung stellt,

im Fall derselbe von den Mitbürgen nicht befriedigt werden sollte ^).

In der Regel kann jeder Micbürge von der Rechtswohllhat Gebrauch

machen. Ausgenommen sind diejenigen Bürgen, welche für die Ver

waltung des Mündelvermögcns durch den Vormund sich verbindlich

gemacht 22), und die, welche aus die Rechtswohllhat in rechtsgilti-

ger Form Verzicht geleistet haben ^). Manche neuere Nechrsgelehrte

rechnen zu den Ausnahmen auch den Fall, wenn die anderen Mitbürgen

abwesend sind 2°). — Aber nicht auf die Bürgschaft allein beschränkt

sich die Rechtswohllhat der Theilung, sondern sie bezieht sich auch auf

andere Arten der Jntercession. Auf die, welche in der Form des Cre-

ditauftrages (uisuästui» äs oreäeuäo) für Andere intercediren , ist sie

schon durch die eziistolä vivi Usärisui ausgedehnt worden^); «ltf

mehrerer? Constituenten derselben Summe im «onstittiwis äebiti slieui

hat sie Justinian erstreckt ^); auf mehrere solidarisch haftende Magi

strate^) und Vormünder") war sie schon früher bezogen worden. In

Hinsicht auf die Vormünder ließ man die Analogie der Bürgen gelten

(exsmzzlo näeiussorum, wie Ulpian sagt); jedoch mit der Abwei

chung, daß dem, welcher allein das Ganze berichtigt, der Regreß gegen

die übrigen gewährt wurde ^). Ein Gleiches gilt von den mehreren,

solidarisch haftenden Magistraten""). Freilich wird der Regreß Beiden,

dem Vormunde und dem Magistrate, dann verweigert, wenn sie die

widerrechtliche Handlung, welche sie zu vertreten haben, in böslicher

Absicht begingen^).

Ganz verschieden von der Rechtswohllhat der Theilung ist das von

den neueren Rechtsgelehrken sogenannte benelicium clivlsionis ex iure

»ovo. Die Quelle desselben ist die Justinianische Novelle 99. o. 1.

33) I.. 28. 0. 46. 1.

34) I.. 1«. pr. v. 46. I.

35) 1^. 12. 0. 46. 6. Freilich scheint I>. 7. v. <Ie Käeius». et riominst.

(27. 7.) zu widersprechen.

36) I.. 49. S. 1. 0. 46. 1.

37) ärg. I.. 1«. pr. v. 46. 1. Vergl. Schröter o. a. O. Th. 6.

S. 437.

33) O. 3. c. Ss «onstZtuts peeuvis. (4. 13.) I.. 7. v. 27. 7.

39) 0. 3. «. 4. 18.

40) 1,. 7. v. 6e msglsträtidus eonvenienclls. (27. 3.)

41) I.. 1. S. 11—13. v. <Ie tutelse et rstionitius distrskenäis. (27. 3.)

42) 1^. 1. 8. 13. 0. 27. 3. I.. 3«. v. gs neL^üs gestis. (3. S.) 6.2.

0. äs evntrsri« iuäici« tutelae. (5. 63.)

43) I.. 30. v. 3. 5.

44) I.. 1. §. 14. 0. 27. 3. I.. 30. v. 3. 6. Vergl. Mühlenbruch,

die Lehre von der Session der Foderungsrechte (3. Ausg.) S. 412.
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Um den Mißverstandnissen, welche manche Ausleger der Justinianischen

Rechtsquellen bei der Erklärung dieser Stelle betroffen haben, vorzu

beugen, wird es nothwendig sein, die Disposition des Gesetzes in ihrem

Zusammenhange mit allen früheren Gesetzen Justinians über denselben

Gegenstand zu betrachten^). In der Vorrede der 99. Novelle erklärt

der Kaiser, daß er unlängst ein Gesetz über das Wahlrecht in Betreff

der Mandatoren, der Bürgen und der Constituenten erlassen habe,

welches viele gemeinnützige Bestimmungen enthalte. Doch scheine das

selbe eines ziemlich erheblichen Nachtrages und Zusatzes zu bedürfen.

Das Gesetz nun, welches der Kaiser meint, kann, wie auch alle Juri

sten einstimmig annehmen, nur die 4. Novelle sein, in welcher derselbe

das Wahlrecht des Gläubigers, nach Gefallen zuerst die Mandatoren,

Bürgen und Constituenten, oder den Hauptschuldner zu belangen, auf

gehoben und allen Jntercedenten die Rechtswohlthat der Vorausklage

(benekeium sxenssionis) verliehen hat. Aus dieser Bemerkung ergibt

sich so viel als unzweifelhaft, daß die folgende Disposition der 99.

Novelle nicht als ein Nachtrag zur Lehre von der Rechtswohlthat der

Theilung unter mehreren Jntercedenten betrachtet werden kann, sondern

einzig und allein auf jene Disposition Justinians. in Betreff des ds-

uetivium exvussionis bezogen werden muß ^). Im ersten Capitel der

99. Novelle ist folgende Disposition enthalten : Wenn Jemand mehrere

Personen unter gegenseitiger Verbürgung zu Schuldnern erhält und

diese mit ihm dahin übereinkommen, daß ein Jeder von ihnen für das

Ganze hafte, so soll zwar diese Uebereinkunft beachtet werden; jedoch

soll nicht gleich von Anfang herein von Einem das Ganze eingefodert

werden, sondern vorläufig nur der Theil der Schuld, welcher auf ihn

kommt. Der Gläubiger soll sich zugleich mit an die Uebrigen wenden,

wenn sie zahlungsfähig und anwesend sind. Ist es an dem, so sollen

sie, jeder zu seinem Antheile, die Hauptschuld, für welche sie sich ge

genseitig verbürgt haben^), bezahlen, damit nicht, was gemeinschaftliche

45) Die vorzüglichsten Schriftsteller über das benskrmm 6!visi«nis «x

inrs novo sind: von «Uns in eumment. aä Üb. II. III. IV. VI. u. VIII.

^ocliei» Zustiniäni (k'rsricof. 1599. !>'«>.) p. 636 sq. Xs vsru, spe«!men

insugnrsls »6 Kov. 99. Zsnse 1822. 8. Ribbentropp,zur Lehre von

der Correalobligation, Gdttingen 1331. S. 116 flg. Schröter a. a. O.

TH.6. S. 435 flg. Burchardi, die Novelle 99. Cap. 1. betrifft nicht Cor-

realobligationen, im Archiv für civilistische -Praxis Bd. 19. S. 49—71.

4F) Dieß erkannte am deutlichsten vonellu« «. p. 636. Siehe die

Literatur bei Glück, Erläuterung der Pandecten Th. 4. S. 526. Note 85

u. 36. Gleichwohl denkt noch Sell in Linde's Zeitschrift Th, 3. S. 251.

UN ein benetieium clivisioni«.

47) Die Hauptschuld bezeichnet die Novelle mit den Worten: ?ö

z,x^«a>g öllvkis^v, ^ ovnka öZ,a>z kvoz^oi, ^k^ovoim. Der darin bezeichnete

Obligationsgrund muß ein gewöhnliches Darlehn sein, da in

der Novellensprache stets auf diese Obligation bezogen wird. Vgl. >«v. 7.

«. 6. prooem. und S. 1. Kov. 32. prooeiv. Kov. 46. «. 1. I^ov. 73. «. 2.

Von dem Falle des Darlehns unter gegenseitiger Verbürgung verstand auch

^,tksnäsius epitoms tit. 15. eonst. 2. in ^necäots tom. I. p. 1S4. und

das Novellenercerpt aus Svnl. 3399. ebendas. S. 264 unsere Stelle.

S?
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Schuld ist, einem Einzigen zur Last falle. Wenn die Uebrigen, Alle

oder nur Einige, zahlungsunfähig erscheinen oder abwesend sind, dann

soll Jeder auch für das haften, was von den Anderen nicht zu erlan

gen war. Wohnen aber Beide oder Alle an demselben Orte, so soll der

Richter in der Sache sie Alle sogleich vorladen und in Rücksicht Aller

den Fall untersuchen, auch für Alle einen Spruch thun. So nämlich

würden alle Mitschuldner gleich behandelt und die Beschaffenheit ihres

Vermögens erforscht werden. — Aus dem Gesagten scheint sich so viel

als gewiß zu ergeben, daß unsere Novelle^) den Fall berücksichtigt,

daß zwei oder mehrere Personen von Einem sich ein Capitat zusammen

erborgen, und sich für einander gegenseitig mit der Clausel verbürgen,

daß Jeder von ihnen für das Ganze haften solle. Diese Interpreta

tion wird auch durch das Zeugniß des Athanasius und eines an

deren Novellenepitomators unterstützt. Abweichend ist die Erklärung,

welche Julianus von unserer Stelle gibt. Er denkt im Allgemeinen

an zwei rei proruiNeuäi, welche sich gegenseitig für einander mit dem

Ausatze verbürgt haben, daß ein Jeder von ihnen für das Ganze haf

ten solle. Zur Unterstützung dieser Erklärungsweise könnte man das

Aeugniß P apinian's benutzen, welcher im 11. Buche seiner Responsa

bemerkt, daß zwei rel promitteucki sich nicht ohne Erfolg für einander

gegenseitig verbürgen^). Dagegen spricht aber Folgendes. Der Sinn

der NDvelle kann doch wohl nur aus den Worten derselben entwickelt

werden, und diese sprechen deutlich von der Aufnahme eines Darlehns

unter gegenseitiger Verbürgung. Auch bleibt es immerhin unbegreiflich,

wie bei der Entstehung der passiven Correalobligation der Bertrag hin

zugefügt werden könne, daß ein Jeder auf das Ganze gehalten sein

solle, da er ja bei Correalobligarionen als überflüssig erscheinen muß^^).

Endlich erscheint es seltsam, daß Justinian einem solchen Vertrage noch

im neuesten Gesetze besondere Wirkungen gestatte, da sich die Wirkun

gen, welche er ihm beilegt, doch schon aus dem Eorrealverhältnisse er

klären würden. Erst jetzt wird es möglich sein, eine Uebersicht über die

Erklärungen unserer neuen Juristen zu geben und dieselben ihrem In

halte nach zu prüfen. Die meisten behaupten, daß die Rechtsmohlthat

der Theilung den «orrei äebeuäi durch unser Gesetz ohne Unterschied

ertheilt worden sei, wenn nur die Correalobligation nicht aus Verbrechen

48) Das Wort «Z^qKkyz'i?«,? deutet auf eine gegenseitige Bürgschaft der

Erborger. Diese Bedeutung ergibt sich theils aus der Zusammensetzung des

Wortes, und bestätigt sich durch Usrivenopul. proekiro» III. 6. §. 17.

l'KsvpKänes «KronoßrspK. ?tte«pk. snn. 8. p. 411. und durch die Analogie

des späteren Tributes, «^^kz^ov genannt, bei Llonsr ^nn. tom. III. p. 179.

Vergl. ^sverus I. «. e»p. 2. §. 10 sq. Burchardi a. a. O. Th. IS.

S. 66. Von der gegenseitigen Verbürgung spricht ausdrücklich Julian! epitome

«ov. «onst. 92. vsp. 343.

49) I,. 11. xr. v. Se Suobus reis. (45. 2.)

50) I.. 2. v. 45. 2. I.. S. §. 1. v. ibiS. I,. 7. v. idiS. Ii. 11. v.

!b!6. S. 1. Igst. 6s 6u«bu» reis stij>ulsn<!i et promittenäi. (3. 17.)
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herrührt und diese Meinung ist in die Schriften der bewährtesten

Practiker übertragen worden. In derselben dürste indeß nicht allein

die Verwechselung der Correalschulden mit den passiven solidarischen

, Obligationen zu rügen sein, sondern auch das berücksichtigt werden

müssen, daß unsere Novelle nirgends von einer Rechtswohlthat der

Theilung redet Vielmehr erscheint die Disposition derselben als

Nachtrag zur 4. Novelle, welche das beneüvluru exoussioni, für die

Jntercedenten eingeführt und dabei den Fall nicht berücksichtigt hat,

daß zwei Personen ein Capital zusammen aufnehmen und sich gegen

seitig als Selbstschuldner des Ganzen für einander verbürgen. Gerade

dieser Fall aber ist es, für welchen die 99. Novelle unter den nämlichen

Voraussetzungen, welche die 4. Novelle zu den Grundlagen des KeneL-

ciur» exvussiouis gemacht hat, nämlich der der Anwesenheit und Zah«

lungsfähigkeit des Nebenschuldners, specielle Vorschriften gibt; Vor

schriften, die nur eine Anwendung der allgemeinen Regeln, welche vom

beuekcium sx«u8»I«nls gelten, auf diesen speciellen Fall sind, und deß-

halb, weil sie in ihren Wirkungen Aehnlichkeit mit denen des Keneti-

«um ä'lvlsioin» unter den Mitbürgen haben, nicht gerade auf dieses

bezogen werden müssen. Diese Bemerkung steht aber auch der Mei

nung derer entgegen , welche in der 99. Novelle eine Ausdehnung des

bellskviuiu rlivkioul» auf solche «orrel erblicken, welche sich gegenseitig

für einander «orresliter obligirt^) gder verbürgt haben ^); Meinun

gen, für welche um so mehr ein strenger Beweis verlangt werden müßte,

da die 6uo rei promiNsncki nach den Justinianischen Pandecten vom

beuenoium äivlsio»!» keinen Gebrauch machen können; selbst dann

nicht, wenn sie sich gegenseitig für einander verbürgt haben ^). Rib»

bentropp schreibt unserer Novelle noch überdieß die Verfügung zu, daß

die Absicht, eine Correalobligation zu begründen, stets ausdrücklich solle

erklärt werden müssen 66), während Burchardi zu beweisen sucht, daß

sich die Bestimmungen unserer Novelle nirgends auf Correalschuldner

beziehen. Heimbach.

U«»eS«!iii» «lur»tl«»l» heißt nach der Meinung mancher

neueren Rechtsgelehrten die durch Justinians 135. Novelle eingeführte

Rechtswohlthat, welche den Gemeinschuldner berechtigt, im Falle er von

seinen Gläubigern gedrängt wird, zu schwören, daß er weder Geld, noch

anderes Vermögen besitze, womit er seine Gläubiger befriedigen könne,

und auf diese Weise sich dem Andringen der Letzteren und den Un-

51) So Anton Faber, Cocceji, Pufendorf, Walch, Overbeck, ,

Höpfner. Vgl. Glück a. a. O. Th. 4. S. S27. Note 87.

52) So Donelius, Asverus, Burchardi. Den Beweis für dies:

Ansicht liefert Burchardi a. a. O. Th. 19. S. SS, SS.

63) Vgl. Ribbentropp, zur Lehre von den Correalobligationen S. 116.

Note 13. Schröter a. a. O. Bd. 6. S. 433—446.

54) Vergl. die Citate bei Glück a. a. O- Th. 4. S. 526. Note 84.

55) 1^. 11. ?r. v. 4S. s.

SS) A. a. O. S. 116.

S7*
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annehmlichkeiten des Schuldverfahrens zu entziehen Man bringt

damit die Verordnung desselben Kaisers in Verbindung, daß es den

Gläubigern ungeachtet dieses Manifestationseides erlaubt sein solle, Erb

schaften, Schenkungen und anderen Erwerb, auf welchen der Gemein- ,

schuldner ein gegründetes Recht hat, in Anspruch zu nehmen und im

Namen desselben davon Gebrauch zu machen, um so wo möglich zu

ihrer Befriedigung zu gelangen^). Endlich glaubt man, daß Justinian

nicht einmal die Absicht gehabt habe, eine neue Rechtswohlthat dieser Art

einzuführen, sondern nur die, ein veraltetes Rechtsinstitut, freilich unter

anderen Voraussetzungen, zu erneuern. Es finden sich nämlich in nicht-

juristischen Schriften der Alten Spuren davon vor, daß ein gewisser

Popilius unter Sulla's Diktatur durch ei« Gesetz zum Vortheil der

Schuldner, wenn sie eidlich erhärten, daß sie vermögenslos seien (bo-

usm «oplsnl eiursrs), die Personalexecution aufgehoben habe^). Dä

cher auch in einem alten Gesetze das Kouum eoplsm iursr« mit den

Fällen der formellen und materiellen Insolvenz zusammengestellt worden

ist 4). Gegen den letzteren Theil dieser Ansicht ist indeß einzuwenden,

Haß die Hauptstelle, welche uns von dieser Rechtswohlthat Nachricht

gibt >— ich meine die des Varro — kritisch verdächtig und von

den Kennern des Alterthums, z.B. von Augustinus und Vertra-

nius Maurus nicht auf das Sullanifche Zeitalter, sondern auf die

lex Poeteiiis ?spiris, welche die Schuldknechtschaft abschaffte, bezogen

worden ist. Hierzu tritt noch der Umstand, daß in den übrigen Stel

len, in welchen von dem bovsm «opisi» iursrs die Rede ist, gar keine

Hindeutung auf eine bestimmte Rechtswohlthat sich vorfindet. Gegen

den ersten Theil der obigen Behauptung spricht aber der ganze Ausam

menhang der 135. Novelle mit den früheren Gesetzen, weiche in de»

Pandekten und dem Justinianischen Codex aufbehalten sind. Vor al

len Dingen scheint schon hier bemerkt werden zu müssen, daß die No

velle nur auf Veranlassung eines einzelnen Falles erlassen worden ist^).

Der Fall war folgender: Ein gewisser Zosarius aus Mvsien, welcher

durch Unglücksfälle verarmt und dem Fiscus und Privatgläubigern ver

schuldet war, beschwerte sich beim Kaiser über doppeltes, vom Statt

halter erlitteyes Unrecht: s) über persönliche Mißhandlungen, um ihn

zur Güterabtretung zu zwingen ; b) über Verweigerung der Klagen zur

Verfolgung seiner Vermögensansprüche gegen Dritte °). Der Kaiser

verfügte nun hierauf gegen den Statthalter, daß Niemand zur Güter-

1) Vergl. D übe low, ausführliche Entwicklung der Lehre vom Con-

curse der Gläubiger S. 135—149; dagegen Beth mann-Hollweg, Hand

buch des Civilprozesses Th. 1. S. 345 flg.

2) ««v. 135. «. 1.

3) Vsrr« S« lingu» Ist. VI. p. 68. eä. «otkosreäi. <?i«. »S. viv.

lid.9. csp. 16. tsd. Usr»«!. psrs II. lin. 39—41. k'estus »ud voce ein»

rstio. Vgl. Zimmern, römischer Prozeß S. 246. Note 10.

4) l'iib. Uerael. p»r» II. Ii,,. 39—41.

5) Vgl. Bethmann-Hollweg a. a. O. Th. 1. S. 346.

6) Nov. 135. praek.
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abtretung gezwungen werden und, wenn er von dieser Rechtswohlthat

Gebrauch macht, keine körperliche Züchtigung und Infamie erleiden

solle; gegen den Bittsteller, daß er eidlich erharten solle, Alles heraus

gegeben zu haben, und daß die Gläubiger zufolge der einmal geschehe

nen Cession auch die erst später dem Schuldner zufallenden Erbschaften,

Schenkungen u. s. w. einfodern dürfen, ohne daß es einer Annahme

und neuen Cession von feiner Seite bedarf. Aus diesem Zusammen

hange aller Vorschriften des Gesetzes dürfte sich so viel als gewiß erge

ben, daß durch dasselbe nicht eine neue Rechtswohlthat eingeführt, son>

dem nur das Recht der «es»ic> douorum erweitert und genauer be

stimmt worden sei. Für die heutige Praxis hat die ganze Nov. 135

keinen Werth, da sie nicht glossirt ist. Hembach.

»e»«So!ui» «xeus»!«»!«, auch oder «rSKl!»

genannt (Rechtswohlthat der Vorausklage), heißt in der Lehre

von der Jntercession bei den neueren Rechtsgelehrten die Befugniß des

jenigen, welcher für eine fremde Schuld intercedirt hat, den Gläubiger,

wenn diefer ihn verklagt, zu zwingen, daß er zuerst den Hauptschuldner

ausklage, bevor er ihn, den Jntercedenten, zur Zahlung anhalte^). Den

röm. Nechtsquellen sind die genannten Kunstausdrücke fremd. Im vorjusti

nianischen Rechte war es eine allgemeine Regel, daß Bürgen und Man-

datoren, welche für eine fremde Schuld angenommen werden, auch ohne

vorhergehende Klage des Gläubigers gegen den Hauptfchuldner zur

Zahlung angehalten werden können 2). Denn es stand in der Willkür

des Hauptgläubigers, ob er die Jntercedenten oder den Hauptschuldner

zuerst ausklagen wollte. Dieß Wahlrecht des Hauptgläubigers ist so sehr

in der Natur der Sache gegründet, daß, im Fall er zur Sicherheit einer

und derselben Schuld Jntercedenten angenommen hat, und Pfandrechte

sich hat bestellen lassen, es ganz seinem Gutdünken überlassen bleibt,

die Jntercedenten vorher zu belangen, ehe er von seinem Pfandrechte

Gebrauch macht, oder umgekehrt ^). Ausnahmen in Bezug auf den

ersten Theil der hier mitgetheilten Rechtsregeln finden sich im vorjusti

nianischen Rechte sanctionirt : s) in Bezug auf die tiäelussore» iucieiu-

»itutl8, d. h. auf solche Bürgen, welche sich ausdrücklich nur für das

jenige verbürgt haben, was der Hauptgläubiger vom Hauptschuld

ner nicht wird erlangen können^)., Man nennt sie Schadlos -

bürgen. Von diesen gilt der Grundsatz, daß sie nicht eher verklagt

1) ?«tkier psnöectse ^ust!n!snesg IIb. XI,VI. tit. 1. seeti« V. srt.

1. tom. III. p. 248, 249. I^e^ssri ineöitstione» sä pgnäevtss vol. VII.

»pe«. 226. Seil, kann der Bürge die «xeepti« ex«»s»i«nis vorschützen, wenn

über das Vermögen des Hauptschuldners Concurs ausgebrochen ist? in Linde's

Zeitschrift für Civilrecht und Prozeß, Th. 3. S. 243-2S7.

2) Von den Bürgen (K6eiuss«r«s) sprechen O. 6. 0. ö« Klleiussoribus

et, mänclstoridus. (3. 41.) 0. 19. O. ib!6. I,. 62. V. äs Käsiiissoribus

msn6st«ribus. (46. I.) Vom msnästor sprechen I<. 66. pr. v. msnääü. (17.

1.) «. 19. 0. 8. 41.

3) I.. S1. §. 3. 0. 46. 1. I.. 62. v. idicl. l,. 66. pr. v. 17. l. O.

17. O. 8. 41. Daraus erklärt sich auch «. 21. «. idiä.

4) «. 17. «. 8. 41.
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werden können, als wenn der Hauptschuldner vorher ausgeklagt und

die Exemtion in seine Güter vollstreckt worden ist 2). Man denkt sich

nämlich die Obligation derselben als von der Suspensivbedingung ab

hängig, daß der Hauptschuldner im Voraus ausgeklagt werde °). Mit

hin tritt die Wirksamkeit der Obligation des Jntercedenten nicht eher

ein, als bis die Erfüllung der Suspensivbedingung gewiß ist. b) In

Bezug auf die Bürgen, welche wegen der Verwaltung der Stadtgüter

durch den Magistrat angenommen worden sind ^). e) Wenn es aus

drücklich zwischen dem Jntercedenten und dem Hauptgläubiger verabre

det worden ist, daß der Letztere zuerst den Hauptschuldner ausklage,

bevor er den Jntercedenten beunruhigt ^). Ein solcher Vertrag wird

indeß nicht vermuthet, sondern muß von dem, welcher sich auf denselben

beruft, erwiesen werden Dieß war der Rechtszustand vor und unter

Justinian, welcher in Nov. 4. «. 1. zu Gunsten aller Jntercessoren

abgeändert worden ist. In der Vorrede der Novelle erklart der Kaiser,

er wolle ein altes Gesetz, welches indeß durch Nichtgebrauch abgekom

men sei, erneuern, freilich mit einigen Zusätzen, welche nothwendig ge

worden seien ^). Sodann verfügt er im 1. Capitel der No

velle, daß, wenn ein Gläubiger zu größerer Sicherung seiner Federung

einen Fidejussor, einen Mandator, einen Constituenten ") erhalten habe,

der Erstere nicht sogleich die Jntercessoren in Anspruch nehmen, sondern

zuerst den Hauptschuldner verklagen solle. Und wenn er von diesem

befriedigt werde, so solle er die Jntercessoren ganz und gar nicht beun

ruhigen; sei der Hauptschuldner aber nicht im Stande, seinen Gläubi

ger ganz oder theilweise zu befriedigen, dann solle es dem Letzteren er

laubt sein, die Jntercessoren des Hauptschuldners in Anspruch zu neh

men und von ihnen Befriedigung wegen des Rückstandes zu suchen.

Diese Regeln sollen aber überhaupt dann gelten, wenn der Hauptschuld-

6) l). 1. O. äs «onvsnisnZis öseZ 6eb!torlbus. (10. 2.)

6) Ii. 116. V. äs vsrborum odlißstionlbu». (45. I.)

7) Ii. 3. §. 4. v. <ls sämiiustrution« rerum s<1 «ivitstes perüneatiiiw.

(50. 8.)

L) «. S. «. 8. 41. 0. 19. O. !d!6.

9) 0. 5. 0. 8. 41.

1«) Daß hier eine Stelle der Papinianischen Schriften angedeutet werde,

ergibt sich aus I^ov. 4. esp. 1., wo die neue Verfügung mit dem alten Gesetze

verglichen wird.^ 7«? izv, sagt er, r^s övrcwA« r^l ««^oil« vo^m

raöroe »o«Zrog ^P?z^<x«^kvos. Die Stelle Papinians hat sich nirgends , we

der in den Justinianischen Pandecten, noch in den Fragmenten des vorjusti

nianischen Rechtes erhalten. Daß in I>. 47. pr. v. 6« iurs Ks« (49. 14.)

Spuren des alten Gesetzes sich finden, kann ich nicht zugeben. Eher könnte

man 1. L. 6s «onvenienäis Ksvi öebitoribu» (10. 2.) dafür anführen.

Vgl. Neustetel und Zimmern, römisch-rechtliche Untersuchungen S. 277.

II) Der griechische Novellentext hat hier und im Folgenden die Bezeich

nung «vrtqomvizrHs gebraucht. Die Vulgare gibt diesen Kunstausdruck durch

Sponsor wieder. Daß aber nur der Constituent gemeint sein könne, ergibt

der Sprachgebrauch der Justinianischen Novellen und gleichzeitiger juristischer

Schriftsteller. Vgl. Ksit? glossarium 1'KeopKUiomu p. 1252. L.
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ner und der Jntercessor gegenwärtig sind. Ist nur der Jntercessor ge

genwartig, der Hauptschuldner aber abwesend, so sei es doch auffallend

hart, den Glaubiger mit seiner Klage an einen anderen Ort hinzuwei

sen, da es ja viel näher liege, daß derselbe den gegenwartigen Jnter

cessor statt des abwesenden Hauptfchuldners in Anspruch nehme. Da

nun gerade das ältere Gesetz, dessen Erneuerung hier bezweckt werde,

für diesen Fall keinen Ausweg enthalte, so halte er, der Kaiser, es für

Pflicht, auch für diesen Fall, so weit es thunlich sei, ein Auskunfts

mittel zu erfinden. Zu diesem Zwecke soll der Hauptgläubiger den Jn

tercessor dem Richter anzeigen und dieser dem Jntercessor auf sein

Verlangen eine Aettfrist bestimmen, binnen welcher der Letztere den

Hauptschuldner aussuchen und vor Gericht stellen könne, damit dieser

die Klage des Gläubigers beantworte. Ist aber die vom Richter be

stimmte Frist vorübergegangen, ohne daß der Hauptschuldner vor das

Gericht gestellt worden, dann sollen die Jntercessoren gezwungen wer

den, sich auf die Klage des Gläubigers sofort einzulassen und die

Hauptschuld, für welche sie intercedirt haben, zu bezahlen ; freilich gegen

Cessio« der Klagen, welche der Gläubiger zur eignen Deckung gegen den

Hauptschuldner gehabt haben würde. — Betrachtet man diese Verord

nung Justinians unbefangen, so kann es kaum zweifelhaft sein, daß

der Kaiser den Jntercessoren die Rechtswohlthat der Borausklage nur

unter zwei Voraussetzungen gestattet habe: nämlich der der Anwesenheit

und Zahlungsfähigkeit des Hauptschuldners. Gerade so und nicht an

ders hat auch der alte Novellenerklärer Athanasius diese Verord

nung verstanden ^) , und es dürfte dadurch die Streitfrage sich erle

gen, ob der Bürge die Rechtswohlthat der Vorausklage auch dann vor

schützen könne, wenn über das Vermögen des Hauptschuldners Concurs

ausgebrochen ist^). Vielmehr würde die Entscheidung dieser Streitfrage

einzig und allein von der Beantwortung der Vorfrage abhängen, von wel

chem Zeitpuncte an die Vermögenslosigkeit des Cridars zu datiren sei, d. h. ob

von Eröffnung des Concurses oder erst von der Rechtskraft des Locationsur-

theiles. Nach der Ansicht der röm. Juristen dürfte aber die erste« Meinung

vorzuziehen sein, da derjenige, welcher nur einen Theil, nicht das Ganze der

Schuld zahlen kann, ausdrücklich für zahlungsunfähig erklärt wird

und der Gegenstand der Zahlung überhaupt nach den Rechtsregeln als

untheilbar angesehen wird. Fragt man, aus welche Arten der Jnter-

cession sich die Rechtswohlthat der Vorausklage erstrecke, so nennt die

Novelle freilich nur die Bürgschaft, den Creditauftrag (lnsuäswin 6e

12) ^.tksnssii spiwms Xovellsrum tit. 15 «onst.1. in Avk'xöor« sä.

klsimbsvk tom, I. p. 163. st?) ««oy^sz, H «»o!lkty>S« 6 »giorörv««?,

»it »ut sbsit, «regitor »äversu» Kgeiu5»«re» sivs sut mänckstore« sut so»,

qu! pro so «onstitueruiU, kwt »kgrmstors« no experitor.

13) Vergl. die Literatur dieser Controverft bei Sell a. a. O. Th. S.

S. 243—245.

14) I.. 114. v. Se V. «. (50. 16.)
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«rsZeuä«) und das «ovsMuwm äsditi. Doch hat man schon zeitig

kein Bedenken getragen, die dispositiven Worte des Gesetzes auch auf

andere Arten der Jntercession zu beziehen. Wenigstens nennt schon

Athanasius neben denen, welche auf die angegebene Weise intercedirt

haben, noch die sicjZ«lwr«l, d. h. sktiriuatorss. Die Form, in welcher

die Rechtswohlthat geltend gemacht wird, ist nach den übereinstimmen

den Ansichten der neueren Rechlsgelehrten die der Exceptio«, welche

deßhalb den Jntercedertten gegen die Klage des Gläubigers gestattet

wird. Dafür spricht die Analogie des beneöeiurn clivisiouis und oe-

äeuäsrum s«tio»um, welche ebenfalls auf dem Wege der Exception

nach den ausdrücklichen Zeugnissen der römischen Juristen geltend ge

macht werden. Endlich kann zur Unterstützung dieser Meinung noch

der Umstand benutzt werden, daß nach dem eignen Zeugnisse Justi-

nians die dispositiven Worte der Novelle den Fall betreffen, wenn

der Jnteocedmt vom Glaubiger wirklich verklagt wird. In folgenden

Fallen erscheint die Rechtswohlthat der Vorausklage nicht anwendbar:

1) wenn der Jntercessor derselben ausdrücklich entsagt ^), Zwar er

streckt sich die Befugniß, der Rechtswohlthat zu entsagen, nach dem Aus

drucke des Gesetzes nur auf Verzichte zu Gunsten der Hauptgläubiger,

welche srg«utsrü sind; allein diese Beschränkung ist wohl nur zufällig,

da der Kaiser überhaupt in der ganzen 136, Novelle von der gedachten

Zunft spricht, und der für die Zulässigkeit solcher Verzichte angegebene

Grund auch auf andere Jntercessoren anwendbar ist ^). 2) Wenn der

Jntercessor ein srSelltsriu» ist. Schon im Hauptgesetze, welches die

Rechtswohlthat der Vorausklage eingeführt hat, findet sich eine hierher

gehörige Andeutung ^), aber in einem Ausammenhange, welcher eine

Erklärung dieser Art nicht zu unterstützen scheint. Gleichwohl finden

wir in einem späteren Gesetze Justinians^) ganz deutlich gesagt, daß

auch nach dem zuerst genannten Gesetze die sAeuwrli, von der Rechts

wohlthat der Vorausklage keinen Gebrauch machen konnten. 3) Wenn

der Beklagte bei der Einlassung auf die Klage die Jntercession geleugnet

hat und nachher im Beweise der Unwahrheit überführt wird 2°). Man

stützt diesen Satz auf die Analogie des deuekviui» äivisionls ^) und

couzpeteutise 22)^ welche bekanntlich wegfallen, wenn der Beklagte in

16) Nov. 4. «. 1, «ai ö/s r« ««Aizslkvog ötx«?rHg ölöor«.

16) Nov. 136. v. 1. ' ^

17) r« ruör« zryoolk'stkH« <7VslPa,v«, 06 öo«o«k'r« zr«g« röv vo^v«

18) K«v. 4. 0. 3. S. 1. ö^Z,«SH rcov «g^ogon««^««? «rrly?«>vizsk«>v

öt« rv A«^<?lst0l< r«Zv s«v«^Z,«^«rsiv r^s ^öi> sikvo«<?lüv r«^ca>g.

19) Nov. 136. pr. ^K^oHsÄ'«,, r««r^g r^g i>o^oHk0t'«s rö ««r' ««rorg

20) Vergl. Glück, Erläuterung der Wanderten Th. 6. S. 184. und

<Z«tt8«Källc seleets äisoeptstionum Lorensium cspits csp. 26,

21) I.. 10. §. 1. v. 46. 1.

22) I.. 67. §. 3. v. pro socio. (17. 2.)
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der Einlassung auf die Klage diejenige Eigenschaft in Abrede stellt, de

ren Vorhandensein ihn zur Berufung auf die Rechtswohlthaten be

rechtigen würde.

Einen Nachtrag zu Nov. 4. «. 1. enthält die spatere Nov. 99.

«. 1. Gleich im Eingänge dieses Gesetzes ^) wird der disposi'tive Theil

desselben als ein Anhang zu dem neuen Gesetze, welches von der Rechts-

wohlihat der Vorausklage handelt, bezeichnet, und nach der richtigeren

Erklärung (siehe den Artikel K e»efi «im» clivisiouis) dürfte die

neue Verfügung den Fall betreffen, wenn Mehrere zugleich von einem

und demselben Gläubiger ein Darlehn empfangen und sich für die Rück

zahlung desselben gegenseitig mit der Clause! verbürgen , daß ein Jeder

von ihnen auf das Ganze gehalten fein solle. Dieser Fall war in

dem früheren Gesetze nicht berücksichtigt worden. Nach dem neuen Ge

setze soll aber der Glaubiger hier nicht gleich vom Anfange herein von

einem Einzigen der Eorrealschuldner das Ganze fodern, sondern vorläufig

nur den Theil der Schuld, welcher auf ihn kommt. Zugleich soll er

sich mit an die übrigen Theilhaber der passiven Obligation wenden,

wenn sie zahlungsfähig und anwesend sind. Sind diese beiden Erfo-

dernisse vorhanden, so soll ein Jeder der Theilhaber nur seinen Antheil

an der Schuld zu zahlen Habenz fehlt es aber an diesen Erfodernissen,

so soll dann ein Jeder für das hasten, was von dem Anderen nicht

zu erlangen war. Im Fall aber alle oder mehrere Theilnehmer der

Obligation an demselben Orte wohnen, soll der, welcher Richter in

der Sache ist, sie alle zugleich vorladen, unter Berücksichtigung aller

den Fall untersuchen und für alle zugleich einen Spruch thun. — Aus

dieser Darstellung ergibt sich so viel als gewiß, daß die Voraussetzun

gen, unter welchen die in dieser Novelle eingeführte Rechtswohlthat den

gegenseitigen Bürgen gewährt wird, ganz dieselben sind, unter welchen

nach Nov. 4. «. 1. den Bürgen in Betreff des Hauptschuldners die

Rechtswohlthat der Vorausklage zusteht. Die Wirkung der neuen

Rechtswohlthat erscheint indeß im Erfolge von der des beiiekoiru» äi-

visiouis nicht wesentlich verschieden, und dieß hat die meisten neueren

Rechtsgelehrten ^) bewogen, anzunehmen, daß Nov. 99. e. 1. nur von

diesem allein, nicht aber von der Rechtswohlthat der Theilung spreche.

Ganz verschieden von der bis jetzt erörterten Bedeutung des b«-

ngkoium ex«riss!«ni8 erscheint die Beziehung, in welcher man von

dieser Rechtswohlthat in der Lehre vom Pfandrechte spricht. Hier näm

lich bezeichnet man mit dem angegebenen Namen die Einrede des Be

sitzers der verpfändeten Sache, vermöge welcher er von dem, der ihn

mit der Pfandklage der Ausantwortung des Pfandes halber belangt hat,

verlangt, daß er zuvörderst auf andere Weise Befriedigung suche, ehe er

23) Nov. 99. prsek.

24) Den Jrrthum rügte zuerst vonellu» in «omment. »g üb. II, HI,

IV, VI et VIII Ooäici» ^ustiniani p. 636 »q. Den Beweis des Jrrthums

führt am besten Burchardi im Archive für civilistische Praxis Bd. 19. S.

65 u. 66.
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gerade die von ihm, dem Beklagten, besessene Sache abfodere^). Die

ser Zweck kann auf zweifache Weise erreicht werden: entweder dadurch,

daß der Glaubiger zuerst an eine andere Person, oder an eine andere

Sache verwiesen wird. Im ersten Falle nennen die neueren Rechtsge

lehrten die dem Beklagten zustehende Einrede KsneKviri»,, exvussiovis

personale, im zweiten resle. Beide Kunstausdrücke sind den römi

schen Rechtsquellen fremd. — Das Kenetiviuin exoussioul« persovsle

steht dem Besitzer der verpfändeten Sache, welcher nicht zugleich der

Schuldner ist, zu und enthalt das Verlangen des Beklagten, daß erst

der Hauptschuldner und seine Nachfolger in der persönlichen Obligation,

oder nach deren Ausklagung der Bürge und die anderen Jntercessoren

sammt ihren Nachfolgern angegriffen werden, bevor die verpfändete

Sache ihm, dem jetzigen Besitzer, abverlangt werde. Diese Bestim

mung rührt von Justinian her, welcher in Nov. 4. «. 2. ganz allgemein

verfügte, daß der Glaubiger sich an die Sachen des Hauptschuldners,

welche von Dritten besessen würden, nicht eher halten könne, als wenn

er die persönlichen Klagen, welche ihm zur eignen Befriedigung gegen

den Hauptschuldner und die Jntercessoren zustehen, angestellt habe.

Zugleich verfügt der Kaiser, daß der Gläubiger in ähnlicher Weise sich

an die Sachen der Jntercessoren, welche ihm für die Abzahlung der

Hauptschuld verpfändet find, nicht anders halten könne, als wenn

er zuvor die ihm vom Hauptschuldner verpfändeten Sachen in An

spruch genommen. Durch diese allgemeine Verordnung Justinians

ist das Wahlrecht, welches im früheren Rechte dem Gläubiger zwischen

den persönlichen und dinglichen Klagen unbehindert zustand ^), auf

den einzigen Fall beschränkt worden, wenn die persönliche und die hypothe

karische Klage gegen dieselbe Person erhoben werden können^). Von

vractischem Interesse ist dabei die Frage, ob diese neue, vom Kaiser ein

geführte Rechtswohlthat an dieselben Voraussetzungen, wie das den Jn

tercessoren zustehende beoekvlum exvussioui», gebunden sei oder nicht.

Wäre das Erste der Fall, so würde die Einrede im Fall der Abwesenheit

und Verarmung der Vordermänner, z.B. bei ausgebrochenem Concurse,

von selbst wegfallen müssen ^). Für den Fall der Verarmung der

Bordermänner fehlt es gänzlich an Beweisen für diese Meinung. Für

26) G esterding, die Lehre vom Pfandrechte nach den Grundsitzen des

römischen Rechtes (2. Ausg.) §. So. S. 386—397. Glück, Erläuterung der

Pandekten Ty. 13. S. 3S6— 333. Sintenis, Handbuch des gemeinen

Pfandrechtes, S. 663—576.

26) 1^,. 66. pr. V. msuöäti. (17. 1.) I,. 19. V. qui potior«» in pignors.

(20. 4.) O. 14. u. 24. O. <Ie pi^noribas et KvpotKeels. (8. 14.) 14.

l). 6« odligätionibus et, äctionibus. (4. 10.) Ö. 2. l). lls Küeiussoribus.

(3. 41.) l). 8. l). msnästi vel eontrs. (4. 3S.) Vergleiche die Gesetzstellen

in Note 3.

27) Diesen Fall berücksichtigt auch die Nov. 4. esp. 2.

28) Dieser Meinung ist Wening-Jngenheim, Lehrbuch des gemeinen

Civilrechtes (6. Ausg.) Bd. 1. S 451 flg. Sell a. a. O. TH.3. S. 257.

Anderer Meinung ist Glück a. a. O. Th. 13. S. 333. und die von Sell a.

a. O. S. 257. Note 1. citirten Autoren.
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den Fall der Abwesenheit hat man nur die Aeußerung des Kaisers in

wov. 4. v. 2. geltend zu machen gesucht, daß auch in dem daselbst

behandelten Falle der Unterschied zwischen Abwesenden und Anwesenden

gelten solle, welcher im ersten Capitel des Gesetzes für den Fall, daß der

Jntercessor vor dem Hauptschuldner ausgeklagt werde, sanctionirt worden

ist 29). Allein das beruht lediglich auf einem Mißverständnisse. Nach

dem nämlich der Kaiser vom benstiviiiru exvu»si«uis Personals, wel

ches den Besitzern verpfändeter Sachen gestattet wird, gesprochen, fügt

er hinzu, daß diese Vorschriften nicht allein für den Fall des Dar-

lehns, sondern auch für den des Kaufes, zu dessen Sicherung ein /Ze-

jZ«lwr^s, d. h. ein skürmstor angenommen worden sei, gelten sollen.

Und gerade an diese zuletzt genannte Bestimmung schließen sich die

Worte, welche von dem Unterschiede der Anwesenheit und Abwesenheit

reden, auf eine Weise an, daß ihre Beziehung auf das zunächst Bor

hergehende über allen Zweifel erhoben wird. Sie enthalten mithin

nicht eine Uebertragung des Unterschiedes, welcher in Ansehung der

Anwesenheit und Abwesenheit gilt, auf das bsnekolui» exvusüiouls

ziersousl«, welches den dritten Besitzern verpfändeter Sachen zugestan

den wird, sondern eine Gleichstellung der ^kjZ«i«r«t mit den im ersten

Capitel genannten Jntercessoren , d. h. den Bürgen, den Mandatoren

und den Constituenten einer fremden Schuld. Zur Bestätigung der

hier aufgestellten Ansicht mag es dienen, daß der Kaiser gleich nachher

vom Kaufe auf die übrigen Contracte, zu deren Sicherung Jntercesso

ren angenommen werden, übergeht und auf dieselben die Bestimmun

gen, welche er früher nur für den Darlehnscontract eingeführt hatte,

mit ausdrücklichen Worten überträgt. Die Form, in welcher diese

Rechtswohlthat geltend gemacht wird, ist nach der übereinstimmenden

Lehre der neueren Juristen die der Einrede. Haben wir gleich zur

Unterstützung dieser Meinung kein ausdrückliches Aeugniß der römischen

Rechtsquellen, so dürften doch zu ihrer Begründung dieselben Thatsachen

hinreichen, welche für die Einrede der Jntercessoren oben beigebracht

worden sind. Streitig ist es, ob die in unserer Novelle enthaltenen

Rechtssätze durch die spätere wov. 112. v. 1. beschränkt worden sind

oder nicht^). Nach der gewöhnlichen Meinung soll nämlich das de-

vstwluiu ex«u»sic>uis persousl« durch das neue Gesetz den Besitzern

einer fremden, speciell verpfändeten Sache entzogen und auf den Fall

der Generalhypothek beschränkt worden sein ^). Jndeß ist schon von

Westphal^) und Glück ^) ganz richtig bemerkt worden, daß

29) ?5ov. 4. «. 2. «vrHg «'«vravA« öl«ty«'«k«>g oösizs 6»/ röv

^«kto^kr^««stkv. Vgl. Sell a. a. O. Th. 3. S. 266, 257.

30) Vergl. die Literatur dieser Controverse bei Glück a. a. O. Th. 18.

S. 369—376. und bei Sell a. a. O. Th. 3. S. 257. Sintenis a. a.

O. S. 669.

31) So Balduin, Voet, Huber, Cramer, Leyser. Siehe Glück

a. a. O. Th. 18. S. 372. Note 83.

32) Pfandrecht Z. 273. Note 309.

SS) A. a. O. Th. 18. S. 373-376.
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die 112. Novelle vom beueücium exLUSSIanis Personals gar nicht

spricht, sondern, wie auch schon die Präfation derselben und die Schluß

worte des ersten Capitels ergeben, nur den Zweck hat, die früheren, von

der Litigiosität handelnden Verordnungen zu erklären und nur in dieser

Beziehung den Begriff der Litigiosität festzustellen. — Die Einrede der

Vorausklage fällt nach der Meinung der meisten neueren Rechtsgelehr-

tcn^) in folgenden Fällen weg: s) wenn ein bereits im Prozesse be

fangenes Pfand auf einen anderen Besitzer übergegangen ist. Man

stützt diese Ausnahme auf Nov. 112. «. 1., welche indeß gar nichts

der Art verordnet. Ueberdieß würde diese Ausnahme nur auf den Fall

specieller Verpfändung bezogen werden können, da die Novelle nur von

dieser spricht und es in Bezug auf generelle Hypotheken bei dem älte

ren Rechte bewenden läßt. K) Wenn der Gläubiger im Besitze des

Pfandes bereits gewesen ist und nur diesen wieder erlangen will, o)

Wenn das persönliche Klagrecht erloschen ist. <1) Wenn die Belangung

des nur persönlich verpflichteten Schuldners schwierig ist. Diese Aus

nahme stützt man auf eine Gesetzstelle^), welche indeß dem Zusammen

hange des Ganzen nach nicht von unserer Rechtswohithat spricht, son

dern ganz deutlich von dem KeueKviuin excussionis redet, was den

Jnrercessoren zusteht, e) Wenn die Abwesenheit oder die Zahlungs

unfähigkeit die persönliche Klage verhindert und erfolglos macht. Allein

diese Ausnahme beruht auf einer Usualerklärung von Nov. 4. «. 2.,

welche bereits oben widerlegt worden ist. Andere Ausnahmen sind un

gegründet und deßhalb schon von den besseren Rechtslehrern verworfen

worden.

Das deuekoiura exeusslovis real« ist nach der gewöhnlichen Mei

nung die Rechtswohithat, vermöge welcher der Besitzer eines generell

verpfändeten Vermögens, im Fall mit der generellen Hypothek ein sxe-

ciellcs Pfandrecht an Stücken desselben Vermögens verbunden ist, vom

Pfandgläubiger, welcher das generelle Pfandrecht vor dem speciellen gel

tend macht, verlangt, daß derselbe sich zuvor an das Specialpfand

halte und erst dann, wenn er aus dem Erlöse desselben nicht befriedigt

worden, die generell verpfändeten Sachen in Anspruch nehme^). Schon

Azo ^) und Donellus^) lehrten, daß diese Rechtswohlthat einem

jeden Besitzer der generell verpfändeten Sachen zustehe, wenn gleich die

34) Bergt. Gluck a. a. O. Th. 13. S. 377, 378. Sintenis a. a.

O. S. 669.

36) Nov. 4. e. 1. «l««ov k<?rb röv F«v««rizv Zit'slirklv aZ,4«^osk.

36) Die vorzüglichsten Schriften über diese Rechtswohlthat sind: Weber,

vom pignus tseltum subsiöisrium, in seinen Versuchen über das Civilrecht S.

119 flg. Gesterding, die Lehre vom Pfandrechte S. 339—397. Glück,

Erläuterung der Pandecten Th. 18. S. 237—251. u. S. 357—359. T Hi

ll au t, über die unbestimmte Verbindung eines Generalpfandes mit einem

Specialpfande im Archive für civilistische Praxis Bd. 17. Nr. 1. S. 1—30.

Sintenis, Handbuch des gemeinen Pfandrechtes S. —496.

37) 8ummä l^oiliris üb. 8. tit. 14.

38) v« pignvribus esr>. 12. Auch Thi baut a. a. O. Th. 17. S. 26.

hat diese Meinung angenommen.
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römischen Rechtsquellen dieselbe nur dann ausdrücklich gestatten, wenn

der vom Pfandgläubiger verklagte Besitzer der verpfändeten Sache ent

weder der Verpfander selbst ist^), oder ein späteres Pfandrecht an der

Sache erworben hat^"). Eben so wenig ist die gewöhnliche Meinung

in den Rechrsquellen gegründet, daß diese Rechtswohlthat bei jeder Cu-

mulation einer generellen und speciellen Hypothek eintrete; ohne Unter

schied, ob die letztere vor der ersteren genannt worden ist oder nicht").

Vielmehr sprechen alle Stellen unserer Rechtsquellen, in welchen von

dieser Rechtswohlthat die Rede ist^), wie auch Thibaut^) und

Sintenis^) bemerkt haben, nur von dem Falle, wenn das specielle

Pfandrecht ausdrücklich vor der allgemeinen Hypothek genannt worden

ist, und es ist mithin wohl richtiger für den umgekehrten Fall, welcher

in keiner Stelle der Justinianischen Rechtsbücher berücksichtigt worden

ist, anzunehmen, daß die Ordnung der Verhältnisse dem freien Ver

stände anHeim gestellt und das Wahlrecht des PfandglZubigers auf alle

Gegenstände ohne Unterschied ausgedehnt werden müsse ^). Für die

angegebene Beschränkung spricht aber namentlich der Umstand, daß in

einer der angeführten Stellen ^) die Stellung der speciellen Hypothek

vor der genereilen auf stillschweigenden Vertrag gedeutet wird, welcher

das Wahlrecht des Gläubigers, die übrigen Vermögensstücken anzu

greifen, auf den Fall beschränkt, wenn die speciell verpfändete Sache

nicht ausreicht. — Die Form , in welcher diese Rechtswohlthat geltend

gemacht wird, ist nach der einstimmigen Lehre der neueren Rechtsge

lehrten die der Exception. I» den römischen Rechtsquellen findet sich

indeß kein Beleg zu dieser Behauptung. Manche neuere Rechtsge

lehrte ^) nehmen an, daß die Berufung auf unsere Rechtswohlthat dann

unzulässig sei, wenn die Verfolgung des Specialpfandes durch die weite

Entfernung des Besitzers im Vergleich mit der der generell verpfändeten

Vermögensstücke erschwert wird. In den römischen Rechtsquellen findet

sich indessen nichts vor, was diese Behauptung unterstützen könnte.

Heimbach.

»e»eS«!um !»veiRt»r!1 ) heißt bei den neueren Rechtsgelehrten

die vom Kaiser Justinian zu Gunsten des designirten Erben eingeführte

Rechtswohlthat, nach welcher es demselben erlaubt ist, innerhalb einer

39) O. 9. O. 6e 6istr«vt!ons plgnornin. (S. 23.)

40) «. 2. «. 6e pignoribu». (8. 14.)

41) So Weber, Gesterding, Glück.

42) li. IS. §. 1. v. 6s piMvribu». (20. 1.) 1^,. 2. v. c>ni potior«» in

pißnore. (20. 4.) «. 2. «. 8. 14. «. 9. l). 8. 23.

43) A. a. O- Ty. 17. S. 2S—29.

44) V. a. O. S. 49S.

45) Vgl. Thibaut a. a. O. S. 26—3«. SinteniS a. S.O. S. 497.

46) 9. l). 8. 2S.

47) A. B. Sintenis a. a. O. S. 496. Thibaut weiß von dieser

Beschränkung nichts.

1) Literatur: IisuterbscK 6isp. 6s inventsrio Ksereäitstis. Z. I>f.

Rertii 6iss. 6s elkeükns non conse«^! inventsrii In opusc. II. 3. p. 161.

Marezoll, im Archiv für die civilistische Praxis Bd. 8. S. 268, 269, vor
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vom Gesetze vorgeschriebenen Zeitfrist auf die in demselben angegebene

Weise ein schriftliches Verzeichniß über den Bestand der ganzen, ihm

deftrirten Erschast zu errichten, um gewisse Vortheile gegen die Erb-

schaftsglZubiger und VermZchtnißnehmer zu erlangen. luventsriura

heißt nämlich in der Sprache der römischen Rechtsquellen ein schriftli

ches Verzeichniß, welches über den Bestand eines ganzen Vermögens

angefertigt wird ^). Was die Zeitfrist anbetrifft, binnen welcher das

Inventar errichtet werden soll, so ist es eine klare Vorschrift Justinians,

daß der designicte Erbe dasselbe binnen 30 Tagen, von der Eröffnung

des Testamentes oder von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo er Wissen

schaft von seinem Erbrechte erhalten hat, anfangen ^) und binnen an

deren 60 vollenden solle^). Ist aber der Erbe nicht an dem Orte an

wesend, wo alle oder die meisten Erbschaftssachen liegen, so ge

wahrt ihm das Gesetz zur Vollendung des Inventars ein Jahr, und

der Anfang dieses Jahres wird vom Todestage des Erblassers an ge

rechnet^). Was ferner die vom Gesetze vorgeschriebene Art und

Weise der Inventur anbetrifft, so ist in der Regel der Erbe in eigner

Person verpflichtet, die Urkunde aufzunehmen °), und Procuratoren er

scheinen als unzulässig. Nur wenn der Erbe vom Orte, wo alle oder

der größte Theil der Erbschaftssachen liegen, abwesend ist, wird es in

seine Willkür gestellt, ob er das Inventar in eigner Person errichten oder

von dahin beorderten Procuratoren aufnehmen lassen will^). Auch müssen

öffentliche Tabularien zugezogen werden, was wohl nur von einer Mehrzahl

für den concreten Fall verstanden werden kann, da doch alle Stellen, welche

die Nothwendigkeit ihrer Zuziehung berühren, in der Mehrzahl derselben

gedenken^). Daß die Zuziehung von VermZchtnißnehmern und Zeugen

unumgänglich nöthig sei, folgert man aus einer sehr zweideutigen Stelle,

welche nach der richtigeren Auslegung wohl nicht von Zeugen verstan-

züglich Buchholz über den Einfluß der Zeit auf Antretung, Transmission

und Ausschlagung des Erben in Linde's Zeitschrift für Civilrecht und Pro

zeß Bd. 10. S. 386—449.

2) I,. 7. pr. v. 6e sclministrstions et perieulo tutorum. (26. 7.) I,.

14. pr. v. 6« rebus »uetvritste iuäi«!s possidenlli». (42. 5.) O. 4. u. 6.

öe in litem iureiursnüo. (6. 63.) Vergl. Srissonius ge verborum si>>

ninestiovs »üb d. v. Daß ein ähnlicher Sprachgebrauch auch in O. 22. O.

6. 30. herrscht, ergibt sich schon aus oberflächlicher Ansicht dieses Gesetzes.

3) O. 22. S. 2. <?. 6. 30. Omni tsmen mog« inventsrium sb ipso e«n-

öoistur, ut intr» trigints aies — exorüium cspist inventsrium.

4) I,. 22. §. 2. Lt Ko« inventsrium int» slios sexsgints 6!es mvöis

Omnibus implestur.

ö) I>. 22. S. 3. I'un« eis iinins snni spstinm s inorts teststor!» nums-

rundum cksmus sü Kuius mocli inventsrii «onsevtionem,

6) Ii. 22. S. 2. Omni tsmen m«ä« inventsrium sb ins« oonkcistur.

7) Ii. 22. §. 3. Ismen plseuit, eis <Isre Keultstsm inventsrii «onseri-

denüi vel per »s vel per instructos procurstvres in lovo, ubi res positse

sunt, mittenclos.

8) 0. 22. §. 2. O. 6. 3«. Nov. 1. «sp.2. Siehe Buch ho lz a. a. O.

Th. 1«. S. 402. Note 4. Thibaut und Valett erklären indeß, daß schon

rin tsbulsriu» hinreiche.
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den werden kann °). Jedenfalls muß aber der designirte Erbe das In

ventar unterschreiben (8ud»«ribere) und dabei zugleich andeuten, wie

hoch sich die Quantität der Sachen belaufe, und daß er weder bisher

irgend etwas gegen diese Sachen boshafter Weife verübt habe, noch, so

lange sie in seiner Obhut sind, verüben wolle. Hat er indeß nicht

schreiben gelernt, oder vermag er es nur jetzt nicht, so muß ein beson

derer Tabularius zu diesem Zwecke zugezogen werden, daß er für den

berufenen Erben das Inventar- auf die genannte Weife unterschreibe,

nachdem derselbe vorher mit eigner Hand ein Kreuz unterzeichnet hat.

Auch müssen bei diesem Acte Jeugen zugezogen werden, welche den de-

signirten Erben recognosciren und dabei sind, wenn derselbe befiehlt, daß

der Tabularius für ihn unterzeichnen solle ^^). Im Allgemeinen er

streckt sich das Inventar über die ganze Erbschaft, welche nach der To

deszeit des Erblassers berechnet wird Im Fall der designirte Erbe

auch gegen die zu hohen Vermachknisse, mit welchen sein Erbtheil be

schwert ist, die Rechtswohlthat des Inventars zu brauchen gedenkt, muß

er bei der Errichtung des Inventars auch alle Legatare und Fideicom-

missare, die sich gerade in derselben Stadt ^) aufhalten, oder wenn es

diesen aus irgend einem Grunde unmöglich ist zu erscheinen, ihre Ge

schäftsführer aussodern, bei der Inventur gegenwärtig zu sein. Wollen

aber auch diese weder in Person noch durch Stellvertreter erschei

nen, oder sind einige oder alle Vermachtnißnehmer nicht an dem Orte,

so soll der designirte Erbe an deren Stelle wenigstens drei, an demsel

ben Orte wohnhafte, glaubwürdige, begüterte und in gutem Rufe ste

hende Zeugen noch neben den Notarien und den etwa gegenwärtigen

Vermächtnißnehmern zuziehen. — Wird die Richtigkeit des Inventars

bezweifelt, so dürften folgende Fälle genau von einander zu trennen sein.

1) Wenn die Erbschaftsgläubiger die Richtigkeit des Inventars bezweifeln,

so ist ihnen der Beweis nachgelassen, daß die Erbschaft größer sei ^),

und es können dieselben sich zu diesem Zwecke aller möglichen Beweis

mittel bedienen, selbst die Tortur der zur Erschaft gehörigen Sclaven

verlangen und in Ermangelung aller anderen Beweismittel sogar die

9) O. 22. S. 2. l). 6. 30. Lud präsent!» tskulsrioruin eeterorumizus,

qu! sä Kuiu» m«6i vonfevtionem necesssrü sunt. Am richtigsten denkt man

wohl hier an die gleich nachher in §. 2 und 3 genannten Personen. Von der

Zuziehung der Vermachtnißnehmer und Jeugen zur Jnventarerrichtung ist in

Ilov. 1. «sp. 2. als von etwas Neuem die Rede. Die gewöhnliche Meinung,

welche auch in «onst. 22. §. 2. L. 6. 3«. Vermachtnißnehmer und Jeugen

hieneinerklürt, stützt sich irriger Weise auf das eben angeführte spätere Gesetz

Justinians.

10) «. 22. §. 2. e. 6. 3«. Vergl. Buchholz o. a. O. Th. 10. S.

405, 406.

11) l). 22. S. 2. Lxoroünm espist inventsrium super K!» rebus, yus»

6ekunetu» mortis tempore Ksbebst.

12) Nov. 1. «sp. 2. §. 1. spricht von der »c^g. Schw eppe, das rö

mische Privatrecht, herausgegeben von M ej e r S. 843, denkt nicht an die Stadt,

sondern an den Gerichsbezirk.

IS) e. 22. §. 10. e. 6. 30. Nov. 1. «. 2. §. 1. am Ende.
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Ableistung des Manifestationseides von dem Erben verlangen. Im Fall der

selbe etwas aus der Erbschaft heimlich entnommen ode» entnehmen lassen,

oder wissentlich verhehlt hat, so trifft ihn die Strafe des doppelten Ersatzes, so

daß das Doppelte in die Quantität der Erbschaft mit eingerechnet wird.

Daß eine gleiche Befugniß 2) auch den Vermächtnißnehmern, falls sie die

Richtigkeit des Inventars bezweifeln, zusteht, ist zwar im älteren Ge

setze^) ausdrücklich gesagt; allein im späteren Gesetze erscheint die An

wendung dieses Grundsatzes nur auf den Fall beschränkt, daß der Erbe

bei der Errichtung der Inventur die Zuziehung der Vermächtnißnehmer,

ihrer Geschäftsführer oder der drei Zeugen verabsäumt hat^). Abwe

sende Vermächtnißnehmer haben, wenn die im Gesetze vorgeschriebene

Form beobachtet worden ist, zum Beweise der Unrichtigkeiten im In

ventar nur Recurs zum Eide der Zeugen und Vermächtnißnehmer, wäh

rend die in der Stadt gegenwärtigen Vermächtnißnehmer, welche der

Ladung ungeachtet nicht erschienen sind, wohl nur zum Manifestations

eide des Erben und der Tortur der Erbschaftssclaven ihre Zuflucht neh

men können^).

Die Wirkungen der Inventur sind allgemein und kommen alle»

designirten Erben , nicht allein den Soldaten zu statten Es ist

hier der Ort, diese Wirkungen im Einzelnen zu detailiren; es sind fol

gende: s) so lange der Erbe am Inventar arbeitet oder daran zu ar

beiten berechtigt ist, dürfen die Glaubiger des Erblassers und die Ver

mächtnißnehmer den Erben weder gerichtlich belangen, noch außergericht

lich mahnen, ohne Unterschied, ob sie mit einer persönlichen oder ding

lichen Klage auftreten wollen ^). Selbst rechtskräftig ausgeklagte und

zum Executionsaustrage gediehene Foderungen gegen den Erblasser dür

fen nicht während der Inventur vollzogen, auch nicht Arreste angelegt

werden^). Damit aber aus dieser Verfügung für die Foderungen der

Erbschaftsgläubiger kein Nachtheil entstehe, ist verordnet, daß dieser

Zeitraum aus der Verjährungszeit der Klagen herausgenommen und

14) (?. 22. §. 10. <?. 6. 30. I^iventis 6anöa ereöitoribus sen leAstsriis

vel Kcleieommissäriis , si m»i«rem putsverlnt esse substsntism s <lekuntto

öerelietsm , qusm Kseres in inventsrio seripslt , ^uibus voluerinr legitimis

moöis, ^u«6 «uperkuum est, spprobsrs.

16) Nov. 1. c»p. 2. S. 1.

16) «?r«xktstk'i/a,v (Lssilies, «?ro«kistk'i>o«) ««1 ovrco rotg 4izv«r«ok'olz

rov « «y«o« roö »Z,iz««vö^«v ««l rHg roZv oül3r<öv t?»s«ro«. Sg Buch

holz a. a. O. Th. 10. S. 405. Note l. Doch spricht «ui»eiu, in dcr

exposit!« Nov. 1. den Vermächtnißnehmer« auch diese Beweismittel ab. Er

nimmt nämlich «?ro»ktsS«!i, im Sinne von removsri, seponi, während

es sonst in der Novellensprache immer reservsri heißt. Für die im Texte

angenommene Erklärung spricht auch das ««l oör«.

17) «. 22. xr. u. §. IS. O. 6. 3«. Nov. 1. esp. 4. §. 2. u. ep!I.

18) 0. 22. §. 11. «. 6. 30.

19) Voetius «omni. »<Z. ?sn<Ieetss 23. 8. S. 17—19. I^nutsrbscK

ö!sp. <te inventsrio §. 17. Albrecht, Entscheidungen merkwürdiger Rechts

sülle Bd. III. S. 261. Buch holz a. a. O. Th. 10. S. 412.
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ausgeschlossm werben solle 2°). 2) Binnen der Zeit, welche zur Errich,

tung und Vollendung des Inventars gestattet ist, darf der designirte

Erbe weder von den Erbschaftsgläubigern, noch von den Vermächtnis)«

nehmern um Entscheidung über den Antritt oder die Ausschlagung der

Erbschaft gedrängt werden. Es ergibt sich dieß aus der Verordnung

Justinians ^), daß die angeführte Zeitfrist als eine vom Gesetze dem Erben

gestattete Deliberationsfrist angesehen werden solle. Und gerade bei der

Deliberation darf der Erbe um eine derartige Entscheidung nicht ge

drängt werden (s. den Art. Keuekiviuia clelibersuäi). Auch

bestätigt sich diese Ansicht dadurch, daß den Erbschaftsgläubigern und

Vermächtnisnehmern untersagt wird, innerhalb dieser Zeitfrist auf irgend

eine Weise den Erben zu beunruhigen^). Freilich würde diese Wir

kung der Inventur zu bezweifeln sein, wenn die Behauptung manches

neueren Rechtsgelehrten wahr wäre, daß in der Errichtung eines In

ventars eine z>ra Kerecks gestio ^) oder sditio ^4) der Erbschaft liegt.

Allein nach einer unzweideutigen Stelle der Justinianischen Verordnung

hat der Deliberirende, welcher ein Inventar errichtet, noch die Wahl,

ob er die Erbschaft antreten oder ablehnen will^). Z) Die Erbschafts-

gläubiger können vom Erben, welcher diefe Rechtswohlthat gebraucht,

nichts weiter fodern, als so weit der Bestand der Erbschaftsmasse

reicht^). Auch ist in dieser Beziehung folgendes, die Regulirung der

Masse dem Erben erleichterndes Verfahren erlaubt. Der Erbe darf

jeden Erbschaftsgläubiger, welcher seine Foderung liquid macht, sofort

bezahlen, ohne sich darum zu bekümmern, ob andere, später sich mel

dende Gläubiger darunter leiden oder nicht. Selbst Vermächtnißneh-

mern kann der Erbe einstweilen die ihnen vermachten Sachen ausant

worten z ja selbst Erbschaftssachen verkaufen, um sie zu befriedigen.

20) (1. 22. §. 11. O. 6.30. Null« scilioet ex Kos intsrvsllo «reäitoribus

Kereäitsrüs circa temporslem prssscriritionem prseiuäic!« genersnäo.

21) <Z. 22. 8» 11» Leä »it, Kos spstium ipso iure pro üeliberstione Ks-

reöibv» concessuin.

22) O. 22. S. 11. Willis srit licentis nequs creöitoridus, nequs legst»-

riis neizus Käeieommisssriis , eos vei inyuietsrs vei iu<üeiui»

vorsre.

23) So sieht das Jnventarisiren an Marc zoll im Archiv für die civi

listische Praxis Bd. S. S. 274.

24) Dieß ist die Ansicht von ^Swings 6iss. sn Keres üelibersns de-

nekcio inventsrii uti possit. S. 4.

26) 0. 22. Z. 14. 0. 6. 30. Verg!. Buchholz a. a. O. Th. 10.

S. 407.
26) O. 22. §. 4. L. 6. 30. I7t in tsntum Kereäitsrüs oreöitoribus tenesn-

tur, in qusntum res substsntlse sä eos äevolutse vslesnt. Bei den Soldaten

gilt es indeß als Regel, daß sie auch ohne Errichtung eines Inventars in der

gesetzlichen Form nicht , mit ihrem eignen Vermögen haften sollen. <ü. 22. S.

IS. (Z. 6. 3«. Buchholz a. a. O. Th. 1«. S. 431. nimmt an, daß diese

Vorschrift durch Nov. 1. «. 4. §. 2. insofern aufgehoben worden sei, als in

derselben eine Gleichstellung der Soldaten und Nichtsoldaten ausgesprochen

werde. Doch würde dieß, wie Buch holz selbst weiter bemerkt, nur in Rück

sicht der Bermüchtnißnehmer gelten können , da nur von diesen Nov. 1. «. 2.

handelt.

S8
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Melden sich nun Gläubiger, nachdem die Erbmasse bereits auf solche

Weise an diese und die Bermächtnißnehmer vertheilt, ist, so darf

der Erbe nicht verklagt werden; eben so wenig als die Käufer von Erb-

schaftssachen, wenn der Kaufpreis zur Bezahlung für Ereditoren und

Bermächtnißnehmer verwendet worden ist ^). Die durch dieß Ver

fahren zurückgesetzten Creditoren können nur theils gegen die Legatarien

mit der Pfandklage und inäebiti ooncliLtio auftreten, theils gegen die

minder bevorrechteten Gläubiger, welche mit Geld oder durch Uebergabe

von Sachen an Zahlungsstatt befriedigt worden sind, die Pfandklage

und «ouäivtio ex IsA« brauchen^), wenn diese es nicht vorziehen, die

Klagen durch die Offerte und Erlegung der ganzen schuldigen Summe

abzuwenden. 4) Der Erbe, welcher von unserer Rechtswohlthat Ge

brauch macht, kann in Bezug auf die eignen Foderungen an den Ver

storbenen gegen die Erbmasse als Fremder auftreten und deßhalb Be

friedigung gleich den anderen Erbschaftsgläubigern verlangen 2»); doch

in der Maße, daß er, im Fall er hypothekarischer Gläubiger ist, auf

die Priorität seiner Foderung rücksichtlich der der übrigen Gläubi

ger zu achten hat. Durch diese Verordnung der Inventur wird

die Wirkung der Erbschaftserwerbung, d. h. die durch die Personenein

heit des Erben mit dem Erblasser herbeigeführte Confusion gewissermaßen

aufgehoben. 5) Der Erbe kann nur unter der Voraussetzung der In

ventur gegen die Bermächtnißnehmer die Rechtswohlthat der falcidischen

Quart beanspruchen^). 6) Der Erbe hat das Recht, unter Voraus

setzung der Inventur die Ausgaben für das Begräbniß, für die Errich

tung des Inventars, für die etwaige Publikation des Testamentes und

für andere Ausgaben, von denen er beweifen kann, daß sie für die Erb

schaft nothwendig waren, im Voraus vom Bestände der Erbschaft ab

zuziehen ^). — Außer diesen ««bezweifelt wahren Wirkungen der In

ventur haben mehrere Rechtsgelehrte auch andere Thatsachen als

Wirkungen derselben bezeichnet, welche sich indeß aus den römischen

Rechtsquellen nicht rechtfertigen lassen dürften. Es sind folgende : s)

der Beneficialerbe soll nach Umständen nicht zur Versilberung der Erb

schaftssachen von den Erbschaftsgläubigern angehalten werden können;

vielmehr räumt man ihm in dieser Beziehung die Rechtswohlthat der

Hingabe an Zahlungsstatt ein ^^). Man stützt diese Meinung auf

27) «. Z2. §. S. 0. 6. 30. Die Practiker lassen die Klagen im ersten

Falle zwar zu, entfernen sie aber durch die dem Erben gestattete exceptio in>

ventsrii «onkeiencii,

28) 22. §. 6. 0. 6. 3«.

29) t). 22. §. 9. «. 6. 30. Vergl. Buchholz a. a. O. Th. 1V.

S. 416.

3«) O. 22. §. 4. «. 6. 3«. Nov. 1. csp. 2. §. 1. u. 2. Der Erbe

haftet den Vermüchtnißnehmern sogar über den Betrag der Erbschaft hinaus,

falls er kein Inventar errichtet. Nov. 1. e. 2. §. 2. Vergl. Fritz im Ar

chive für die civilistische Praxis Bd. 12. S. 231.

31) «. 22. S. 9. «. 6. 30.

32) Westphal, von Vorlegung und Eröffnung der Testamente S.1L3.
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O. 22. §. 4. u. 6. 6e iurs clelibersuZi. (6. 30.) Allein die erste

dieser Stellen ist wohl nur von Damnations- und Vindikationslegaten

zu verstehen, und die zweite kann nach dem Rechte des Justinianischen

Codex nur von dem Falle verstanden werden, wenn die Einwilligung

des Gläubigers zur in solutuui clstl« vorliegt^). K) Der Benesicial-

erbe soll die Dispositionen des Erblassers über sein, des Erben, Eigen»

thum nicht anzuerkennen haben. Schweppe^) schließt dieß aus

der 0. 22- Z. 4. tZ. 6. 30.; einer Stelle, welche indeß nur so viel

sagt, daß der Benesicialerbe aus dem eignen Vermögen nichts zuzusetzen

brauche, c,) Der Benesicialerbe soll selbst, wenn er die Erbschaft be

reits angetreten hat, bis zur Vollendung des Inventars die Befugniß

haben, die Erbschaft wieder aufzugeben ^). Allein diese Behauptung

ist aus den römischen Rechtsquellen völlig unerweislich.

Die Frage, ob die Rechtswohlthat der Inventur auch den Erben

des Erben zu statten komme oder nicht, hängt, falls der Letztere vor der

Vollendung des Inventars verstirbt, mit der Lehre von der Trans

mission der Erbschaft und dem denekoiurn äeliKersuäi zusammen.

Auch hier muß es wohl als Regel gelten, daß der Erbe an der Erb

schaft nicht mehr Rechte ausüben kann, als der Erblasser, den er zu

repräsentiren hat, daran hatte ^). Im Besonderen sind folgende Falle

von einander zu unterscheiden: s) der Fall, wenn der designirte Erbe

im Laufe der ersten dreißig Tage gestorben ist, nachdem er von der De

lation der Erbschaft Kunde erhalten. Falls nun alle oder wenigstens die

meisten Erbschaftssachen von dem Orte, wo der Erbe lebte, nicht ent

fernt liegen, so hat sein Nachfolger zum Anfang der Inventur noch fo

viel Tage Zeit, als sein Erblasser gehabt haben würde, um dieselbe zu

beginnen. Aus der Zeitfrist der dreißig Tage werden übrigens zu Gun

sten des Nachfolgers so viel Tage herausgenommen, als zwischen dem

Tode seines Erblassers und der eignen Wissenschaft von der Delation

dazwischen liegen. Läßt der Nachfolger diese Frist ungenutzt verstreichen,

so ist die Rechtswohlthat der Inventur für ihn verloren. Liegen da

gegen alle oder die meisten Erbschaftssachen nicht nn dem Orte, wo der

erste Erbe bei der Nachricht vom Tode seines Erblassers sich aufhielt,

fo kann sein Nachfolger das Inventar noch wenigstens binnen drei Mo

naten beginnen; doch muß es innerhalb eines Jahres, vom Tode des

Erblassers an gerechnet, vollendet sein, d) Der Fall, wenn der designirte

Erbe innerhalb drei Monaten, aber nach Ablauf von dreißig Tagen stirbt,

Reich h elm, Versuch einer Auslegung dunkler Gesetze S. 237. UslliKa

ös siic«es«i«n<: S. 249.

33) «. 16. u. 17. O. cls solutioiiibu«. (8. 42.) Die durch Nov. 4. e.

3. eingeführte Rechtswohlthat der in solutum clatio ist der Seit nach später.

Vgl. Buchholz a. a. O. Th. 10. S. 419.

34) Römisches Pandektenrecht Z. 348. Note 6. Vergl. dagegen B u ch -

holz a. a. O. Äh. 10. S. 421.

35) Reichhelm, Versuch einer Auslegung dunkler Gesetze Nr. VI. S.

236 flg.

36) Ii. 1Z0. v. <Ie regulis iuris. (50. 17.)

S8*
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nachdem er Kunde vom Anfall der Erbschaft erhalten hat. Hier darf

der Erbe des Erben die Rechtswohlthat der Inventur nur unter der

Voraussetzung in Anspruch nehmen, daß alle oder die meisten Erb

schaftssachen nicht an dem Orte liegen, wo der Letztere sich wesentlich

aufhielt. «) Der Fall, wenn der designirte Erbe die drei Monate in

voller Unthätigkeit verlebt hat. Hier wird derselbe nach der Meinung

Einiger^) so beurtheilt, als ob er der ihm angefallenen Erbschaft aus«

drücklich entsagt hätte, und dann wird er mit der Erbschaft nichts

weiter zu schassen haben, auch nichts davon auf seinen Erben trans«

mittiren können. Nach Anderer Meinung ^) soll im vorliegen

den Falle der Erbe, welcher die drei Monate in voller Unthatigkeit «er»

bracht hat, so betrachtet werden, als habe er die Erbschaft ohne In

ventur angetreten. Dann würde nicht allein jede weitere Erklärung

desselben über die Ausschlagung der Erbschaft für unzulässig erachtet

werden müssen, sondern es würde zweifelsohne auch sein Nachfolger

an die Erbschaft gebundm sein. Nach einer dritten Meinung ^) soll

der Ablauf der fraglichen drei Monate nur so viel bewirken, daß dem

jenigen, welcher sich späterhin für die Annahme der Erbschaft erklärt,

die Rechtswohlthat der Inventur nicht mehr zu statten komme. Dann

würde die im vorliegenden Falle aufgeworfene Frage nach den allge

meinen Grundsätzen zu beurtheilen fein, welche von der Transmission

der Erbschaft gelten. Nach einer vierten Meinung endlich soll das

Recht der Erbschaftsannahme nach Justinians eigner Bestimmung in

nerhalb eines Jahres verloren gehen. Diese Ansicht gründet sich, wie es

scheint, auf eine falsche Auslegung einer Justinianischen Constitution^),

welche wohl gar nicht von der eigentlichen Deliberation redet, son

dern nur eine einjährige Frist zum Zwecke der Transmission festsetzt"").

Denn es wird in derselben, im Falle der erste Erbe keine Deliberation

erbeten hat, zum Vortheil des Erbeserben singirt, daß der Elftere ein

Jahr lang zu deliberiren berechtigt gewesen sei, und daß, wenn er in

dieser Zeit sterbe, er die noch übrige Deliberationsfrist auf seine Erben

transmittiren dürfe ^).

Streitig ist es, ob die Rechtswohlthat der Inventur mit dem de-

usSvium Selibersuäi gehäuft werden könne. Im Allgemeinen darf es

37) Diese Meinung gründet sich auf O. 22. §. 1. O. 6. 30., wenn man

nur hinter eirvuitu expectänöo das Colon setzt. Ruch ist sie von Buchholz

a. a. O. Th. 10. S. W6 u. 341 angenommen und mit Gründen unterstützt

worden.

38) Vergl. Marezoll im Archiv für die civilistische Praxis Bd. 8. S.

271 flg. M Uhlenbruch, Pandekten §. SS5. Nr. 1.

39) Vergl. Unterholzner, Entwickelung der Berjährungslehre Bd. 2.

. L2.

4«) O. 19. O. 6. 30.

41) So Thibaut Versuche (2. Ausg.) Th. 2. S. 184. Unterholz

ner a. a. O. Th. 2. S. 62—54. Buchholz 0. a. O. Th. 1«. S. 3«7

biS3SZ.

42) So Buchholz a. a. O. Th. 10. S. 338. Die Literatur der frü

heren Erklärungen siehe bei Thfbaut a. a. O. Th. 2. S. 1S3—1S3.
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als Regel gelten, daß beide Rechtswohlthaten auch noch im neuesten

Rechte Justinians geschieden sind^). Doch sind sie insofern mit ein

ander verbunden worden, als derjenige, welcher sich eine Bedenkfrist

vom Kaiser oder vom Magistrate erbittet, in der Regel die Verpflich

tung hat, ein Inventar unter Beobachtung der gesetzlichen Förm

lichkeiten zu errichten^). Zieht er es aber vor, nach Errichtung eines

Inventars insofern von der Rechtswohlthat der Bedenkzeit Gebrauch

zu machen, als er den Antritt der Erbschaft erst nach Ablauf der für

die Vollendung des Inventars festgesetzten Frist erklart, so haftet er den

Erbschaftsgläubigern und Legataren auch mit dem eignen Vermögen.

Falls der Deliberant aber ohne Errichtung eines Inventars die Erb

schaft antritt oder wenigstens nicht ausdrücklich zurückweist, so haf

tet er nicht allein den Erbschaftsglaubigern mit dem eignen Vermö

gen, sondern kann auch gegen die VermZchtnißnehmer die Rechts

wohlthat der falcidischen Quart nicht geltend machen. Schlagt er aber

die Erbschaft im angegebenen Falle ausdrücklich aus, so muß er die Erb»

schaftsfachen den Erbschaftsglaubigern oder den Nacherben ausantworten,

und zur Ausmittelung der Quantität derselben wird den Gläubigern

und Nacherben der Würderungseid, doch unter Hinzufügung einer Ta

xation von Seiten des Richters gestattet. Heimb»ch.

»eneSe!un> »ep»?»««»!« heißt die Rechtswohlthat , welche

die Gläubiger im Concurse des Schuldners berechtigt, auf Trennung

der verschiedenen, in der Person des Schuldners vereinten Vermögens

massen zu Gunsten der Gläubiger einer jeden Masse anzutragen ^).

Sie ist durch das prätorische Edict eingeführt worden ^), worauf wohl

auch der Umstand deutet, daß es selbst in spateren Zeiten zur Separation

eines Decretes des Prätors bedurfte^). Ihrem Wesen nach erscheint

die Separation als eine Rechtswohlthat, da sie eines Theils als ein

iriäemuitstis remscllui» oder als ein «oiuiuoörini bezeichnet^),, anderen

Theils von Seiten der Gläubiger postulirt und vom Prätor impetrirt

wird 2). Die Wirkung der Separation ist die , daß die in der Person

des Schuldners vereinten Vermögensmassen getrennt und zur Befrie

digung der Gläubiger einer jeden Masse zuvor verwendet werden, ehe

die Gläubiger der anderen Massen darauf Anspruch machen können.

Denn erst wenn jene aus der getrennten Masse voll befriedigt wor-

43) O. 22. §. 13. u. 14. «. 6. 3«.

44) t). 22. §. 14. 0. 6. 30. Ksessss est erüm «innimoäo äelibeiÄntem

eum omni «ukilitate kseere.

1) Literatur : D a b e l o w, ausführliche Entwicklung der Lehre vom Con

curse der Gläubiger Cap. 12. S. 323—376. S ch w e p p e, das System vom

Concurse der Gläubiger S.256—261. Einzelne recht gute Bemerkungen ent

hält Fritz über I>. 1. S. 9. v. <is »epsr^ionibu» (42. 6.) im Archiv für ci

vilistische Praxis Bd. 12. S. 3Z8—353.

2) 2. k!. ö« redu» suvtoritsts inäieis rwssläsnöis. (7. 72.)

3) Ii. 1. pr. v. Äs »spku-stionibn». (42. 6.) <Z. 2. <?. 7. 72.

4) «. Z. 0. 7. 72. I.. 1. Z. 1«. v. 42. 6.

6) I.. 1. pr. v. 42. 6. I.. S. 0. ibici. «. 2. «. 7. 72.
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de«/ können die übrigen Concursgläubiger an die separirte Masse An

spruch machen °). Die durch die Separation herbeigeführte Trennung

der Massen ist in der Regel unwiderruflich, namentlich von Seiten

derjenigen Glaubiger, welche von der Rechtswohlthat Gebrauch gemacht

Habens. Daher kommt es, daß diejenigen, welche einmal die Separa

tion erlangt haben, im Falle sie aus der separirten Masse nicht voll-

standig befriedigt werden, keinen Regreß an die übrigen Güter des Ge

meinschuldners nehmen können. Jedenfalls können sie es nur ihrer

Leichtfertigkeit zuschreiben, wenn sie ohne gehörige Kenntniß des Bestan

des der Massen die Trennung derselben beantragt haben. Um dieses

Phänomen zu erklären, nehmen die römischen Juristen ^) die Idee eines

doppelten Concurses zu Hilfe. Die Separatisten erscheinen nämlich

als die Gesammtgläubiger der separirten Masse, und gleich wie sie nach

der bonor«n veucllti« aus der Masse fernerhin keine Befriedigung zu

erwarten haben , eben so wenig können sie sich nach der Separation

unter die Gläubiger der anderen Concursmasse wieder aufnehmen las

sen, da sie auf diese letztere durch die Separation Verzicht geleistet

haben. — Nur in folgenden Fällen wird eine Ausnahme von dieser

Regel gestattet: s) wenn die Separatisten ihre Unwissenheit mit trifti

gen Gründen entschuldigen können ^). K) Wenn aus den andere»

Gütern des Gemeinschuldners nach voller Befriedigung der Massegläu

biger noch etwas übrig bleibt «) Wenn der Separatist seine Fe

derung aus einer Obligation herleitet, zu deren Erfüllung nicht allem

derjenige, dessen Güter getrennt worden sind, sondern auch derjenige,

in dessen Person die verschiedenen Gütermassen vereinigt worden sind,

selbstständig verpflichtet waren z. B. wenn der Bürge stirbt und

der Hauptschuldner sein Erbe wird. Hier kann der Hauptgläubiger

um Separation der Güter des Bürgen nachsuchen und, wenn er aus

denselben nicht voll befriedigt worden ist, für den Rest die Gütermasse

des Hauptschuldners in Anspruch nehmen und Befriedigung aus der

selben gleich den übrigen Massegläubigern suchen.

Die Fälle, für welche die Rechtswohlthat der Separation bean

sprucht werden kann, sind in den römischen Rechtsquellen genau be

stimmt 12). Ueber dieselben hinaus darf man wohl nicht gehen,

weil jede ausdehnende Erklärung bei Rechtswohlthaten unzulässig er

scheint. Die Beurtheilung dessen, ob der in der Erfahrung vor

liegende Fall zur Separation geeignet ist oder nicht, fällt dem Richter

anHeim, da die Ertheilung der Rechtswohlthat eine «süsse ««Zuitic,

voraussetzt Fragt man, welcher Magistrat zur Ertheilung befugt

6) I.. 1. 5. 17. v. 42. 6.

7) I.. 1. §. 17. v. 42. 6. I.. 6. 0. ibi6.

8) Ii. 1. 8- 1. v. 42. 6. Q. S. v. ibiä.

9) I.. 1. §. 17. 0. 42. 6.

1V) I.. 3. §. 2. v. 42. 6.

11) I.. 3. §. 1. v. 42. 6.

12) v!g. 42. 6. ««<!. Ivst. 7. 72.

13) O. 2. L. 7. 72. Auch kann ein Decret, wie es zur Separation noth
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sei, so sprechen die Zeugnisse der römischen Rechtsquellen für die Meinung,

daß nur der, welcher das imz,srlui» hat, die Rechtswohlthat ertheilen

könne. Denn in einigen Stellen werden der Prätor und der prsesss

proviucise geradezu in dieser Beziehung genannt^) und in anderen

wird angedeutet, daß die Ertheilung bei dem Magistrate, welcher das

Concursverfahren einleitet, nachgesucht werden müsse"). Aber gerade

die Einleitung des Concursverfahrens ist nach römischen Begriffen ein

Reservatrecht der Magistrate, welche das imperium haben Durch

diese Bemerkungen ist freilich noch nicht die Frage beantwortet, bei wel

chem Nichter unter mehreren Concurrenten die Separation nachzusuchen

sei, ob bei demjenigen, unter welchem der verstorbene Schuldner, dessen

Güter separirt werden sollen, gestanden hat, oder bei demjenigen, unter

welchem der jetzige Inhaber der zu ftparirenden Vermögensmassen steht^)?

Nach der richtigeren Meinung dürste der letztere allein zur Ertheilung

der Rechtswohlthat befugt sein, da durch die Vereinigung der ver

schiedenen Vermögensmassen in einer Person unleugbar eine Confusion

eintritt. Die einzelnen Fälle, in welchen die Rechtswohlthat der Se

paration zweifelsohne gestattet wird, sind folgende: s) wenn der Erbe

einer verstorbenen Person insolvent wird, so steht es den Gläubigern

des Verstorbenen frei, im Eoncurse des Erben auf Separation der Gü

termasse des Verstorbenen anzutragen ^). Diese Berechtigung steht

allen Erbschaftsgläubigern ohne Unterschied zu, wenn gleich manche

neuere Practiker die Pfandgläubiger davon haben ausnehmen wollen^).

Es sprechen nämlich die oben angezogenen Quellenzeugnisse ganz' allge

mein von allen Gläubigern des Verstorbenen, und es scheint nicht rath

sam, eine solche dem Zwecke der Separation widersprechende Beschrän

kung der Rechtswohlthat ohne ausdrückliches Zeugniß der Rechtsquellen

anzuerkennen; endlich wird sie auch ausdrücklich denjenigen gestattet,

welchen etwas von einem bestimmten Tage an (sx ckis) oder unter

einer Suspensivbedingung (suK «ouäirions) geschuldet wird 2"). Eine

spatere Ausdehnung des hier erörterten Separationsfalles ist es wohl,

wenn beim Concurse des Pupillarsubstituten eines Unmündigen, welcher

die ihm von seinem verstorbenen Vater hinterlassene Erbschaft erworben

wendig ist, nicht ohne csusss eognit!« gedacht werden. Vergl. Ii. 1. S. 14.

v. 42. 6.

14) I.. 1. pr. u. §. 14. v. 42. «. «. 2. «. 7. 72.

15) I.. 1. Z. 9. v. 42. 6. I,. 3. §. 1. I.. S. v. ibiS.

16) I.. 26. pr. u. 8. 1. 0. sä munlslpslem. (50. 1.) I>. 4. v. äs iu>

risäictinne. (2. 1.) Vgl. Bethmann-Hollweg, Handbuch des Civilpro-

zesses Th. 1. S. 4« flg.

17) Vgl. Dabelow a. a. O, S. 34«.

18) 2. 0. 7. 72. I.. 1. §. 1. 0. 42. 6. I,. 3. pr. u. S. 1. v. idiä.

1. 8. 7. v. ibiä.

19) So Sruni.smsna sä Ii. 1. 0. äs «spsrst. Nr. 2. und im trs-

etstu» äs «oneiirsu «reäitorum §.12. v. Cramer in den wetzlarischen Ne

benstunden Th. 94. Nr. 11. Uuder xrselsvt. iur. civil, tit. äs «sparst.

Z. 1. Siehe dagegen Dabelow a. a. O. S. 332,

20) I,. 4. i>. 42. 6.

!
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und diese bei seinem Tode dem im väterlichen Testamente ernannten

Substituten hinterlassen hat, die Separation nicht allein den Gläubi

gern des Vaters des Unmündigen, sondern auch denen des Unmündigen

selbst gestattet wird ^). Die Berufung auf die Rechtswohlthat findet

aber gegen jeden Glaubiger des Erben ohne Unterschied statt, selbst

wenn es der Fiscus oder die Stadtcasse sein sollte 22). Auch den

Pfandgläubigern, welche ihr Pfandrecht an einer zur Erbschaft gehöri

gen Sache erst vom Erben herleiten, geht der Separatist zweifelsohne

vor^). Ausgeschlossen von der Rechtswohlthat sind jedenfalls diejeni

gen Gläubiger des Verstorbenen, welche durch die Vornahme irgend

einer Handlung den Erben als ihren eignen Schuldner anerkannt ha

ben (qul Kereäis uomeu ssvuti sunt). Dahin gehört z. B. der Fall,

wenn der Erbschaftsgläubiger mit dem Erben über die Erbschaftsschuld

eine Stipulation eingeht, in der Absicht, die alte Schuld gänzlich auf

zuheben^). Auch wenn er Zinsen der Erbschaftsschuld vom Erben

unter Anerkennung desselben als eignen Schuldners beigetrieben hat,

verliert er den Anspruch auf die Separation 2°). Endlich fallt auch

jede Berufung auf die Rechtswohlthat dann hinweg, wenn der Erb-

schaftsgläubiger sich vom Erben ein Pfandrecht oder sonst eine Caution

für die Abzahlung der Schuld hat bestellen lassen^). Eine bloße mit

dem Erben über die Erbschaftsschuld eingegangene Litiscontestation in

volvier nicht die Entsagung der Rechtswohlthat, da dieß nicht eine frei

willige, sondern eine durch äußere Nothwendigkeit gebotene Handlung

des Erbschaftsschuldners ist ^^). b) Wenn Jemand eine fremde Erb

schaft, die er an einen Fideicommissarerben restituiren soll, für insolvent

hält, und hierauf durch die Obrigkeit zum Antritt dieser Erbschaft ge

zwungen wird, so hat, im Fall der Fibeicommissarerbe wegfällt, der Fi-

düciar das Recht, auf Trennung der in seiner Person vereinten Ver

mögensmassen in der Maße anzutragen, daß zu den Gütern des Erb

lassers Concurs eröffnet wird, gleich als ob die Erbschaft desselben gar

nicht angetreten worden wäre ^). Diese Separation wird gegen alle

Gläubiger der angetretenen Erbschaft geltend gemacht und erklärt sich

einfach daraus, daß bei dem Zwange, des Fiduciars zum Antritte der

ihm hinterlassenen Erbschaft die Restitution derselben an den Fideicom-

missar m der Maße verwirklicht wird, als wenn der Fiduciar außer

allem Nexus sich befände. Deßhalb gehen die Klagen, welche für oder

wider den Erben eingeführt sind, auf den Fideicommissar von selbst

21) 5,. 1. §. 7. v. 42. 6. Daß die Rechtswohlthat im zuletzt genann-

ten Falle nur gegen die Gläubiger des Nachfolgers geltend gemacht werden

kann, ergibt sich aus 1^. 1. §. 8. v. idiä.

22) 1^. 1. §. 4. v. 42. 6.

23) l.. 1. Z. 3. v. 42. 6.

24) l.. 1. §. 1«. 0. 42. 6.

25) l^.. 1. S. 1«. v. 42. 6.

' 26) I.. 1. S. 12. u. IS. v. 42. 6.

27) I.. 7. 0. 42. 6.

28) I.. 1. 8. 6. v. 42. S.
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über 2») , während der Fiduciar berechtigt ist , die Redintegration aller

derjenigen Rechte zu verlangen, welche durch die eingetretene Konfusion

erloschen sind^). Dieß zu Gunsten des Fiduciars angenommene Rechts»

mittel ist durch ein Rescript des Kaisers Antoninus Pius eingeführt

und späterhin auch, auf die Gläubiger des Fiduciars erstreckt worden^),

selbst dann, wenn der Letztere davon ke,inen Gebrauch macht. Jeden

falls hat dasselbe viel Ähnlichkeit mit der Separation, daher es mit

derselben auf eine Linie gestellt und qussi separatio «zuaeäsrr, genannt

wird ^). Die neueren Rechtsgelehrten haben daraus den Kunstaus

druck ljussi separatio gebildet, welcher indeß durch die angeführte Stelle

keineswegs erwiesen ist. In allen anderen Fällen ist den Gläubigern

des Erben, in dessen Person die Vermögensmassen vereinigt worden

sind, das Separationsrecht geradezu abzusprechen; vielmehr müssen sie

sich es selbst zuschreiben, wenn sie mit einer unzuverlässigen Person

contrahirt haben. Nur im Fall der Erbe die Erbschaft in der Absicht,

seine Gläubiger zu verkürzen, angetreten hat, können die Letzteren extra

orcliuem vom Prätor sich Hilfe erbitten; diese aber freilich nur aus

triftigen Gründen ^). «) Die Vermächtnisnehmer aus dem Te

stamente eines Verstorbenen können, im Fall der Erbe, welcher die Erb

schaft erworben hat, insolvent wird, im Concurse desselben auf Sepa

ration der Vermögensmasse des Verstorbenen antragen ^). Zwar ist

dieser Separationsfall nicht ausdrücklich im prätorischen Edicte genannt,

aber die natürliche Billigkeit schien den römischen Juristen schon zeitig

für die Ansicht zu sprechen, daß die Vermächtnißnehmer in dieser Be

ziehung den Gläubigern des Verstorbenen gleichzusetzen seien. Dabei

versteht es sich indeß von selbst, daß sie im Fall der Concurrenz mit

mehreren Gläubigern des Verstorbenen diesen in Betreff der separirten

Masse Nachstehen müssen ^°). <Z) Ein «urn libertste eingesetzter ue-

«esssriu» Keres kann, wenn er sich in die Erbschaft seines Patrons

nicht eingemischt hat, in Betreff alles späteren Erwerbes und dessen,

was der Erblasser ihm schuldet, die Rechtswohlthat der Separation

beanspruchen 2°). «) Der Patron kann, wenn seine Freigelassene von

29) I.. 6. Z. Z. v. aS S«. 1'rebeIIianum. (36. 1.) I.. 27. §. 3. v.

ibiäem.

30) I.. 80. v. 36. 1. I.. S9. pr. v. iblck. Bei Prädialservituten bedarf

es nicht einmal der Redintegration. I>. 73. §. l. v. 36. 1.

31) I.. 1. §. 6. v. 42. 6. Vgl. Dabelow a. o. O. S. 336 flg.

32) 1^. 1. S. 6. V. 42. 6. Oreäitoribu» quoizue Kuiusiuoäi Kereäis Ko«

iclsm prsestsnöum put«, liest ip»e no» ckesiäersverit, ut yu»s! sepsrsti«

quseäain prsestetur.

33) I.. 1. K. 5. v. 42. 6.

34) 1^. 6. pr. v. 42. 6.

35) I.. 6. pr. u. I.. 4. §. 1. v. 42. 6. Auch spricht dafür der allge

meine Grundsatz, daß die Vermächtnißnehmer nur aus der reinen Vermbgens-

masse zu befriedigen sind. Vergl. Fritz über die Collission der Legatare mit

dm Erbschaftsglüudigern im Archiv für civilistische Praxis Bd. 12. S.

232—238.

36) I.. 1. §. 18. 0. 42. 6.
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Jemand anders eingesetzt worden ist, und die bonorum possessio ohne

Wissen und Willen des Patrons erbeten hat, Anspruch auf die Son

derung des übrigen Vermögens der Freigelassenen machen, um nicht

mit den Erbschaftsschulden beschwert zu werden^).— Zu den bisher ge

nannten Separationsfällen treten nach der Meinung der meisten neue

ren Rechtsgelehrten noch folgende Quasiseparationsfalle hinzu, welche

indeß aus den römischen Rechtsquellen nicht erweislich sein dürften.

H,) Die Glaubiger eines Hausfohnes, welche ihm in Bezug aufsein castren-

sisches Sondergut etwas vorgestreckt haben, können nach der gewöhnlichen

Meinung im Concurse desselben die Absonderung dieses Sondergutes vor

den übrigen Gläubigern verlangen, welche dem Haussohne in Ansehung

desselben keine Vorschüsse gemacht haben ^). Solche bevorzugte Glau

biger nennt man «reäitores peoulii «sstrensis und gesteht ihnen das Vor

zugsrecht unter folgenden Bedingungen zu: 1) daß der Vorschuß gemacht

worden ist, nachdem der Haussohn Soldat geworden. 2) Daß derselbe

mit ausdrücklicher Hinsicht auf das castrensische Sondergut geschehen ist.

Z) Daß von dem gemachten Vorschusse nichts zum Nutzen des Vaters

verwendet worden ist. Man gründet diesen Separativnsfall auf eine

Stelle Ulpians^), welche indeß nach der richtigeren Interpretation

nur so viel sagt, daß, falls ein Haussohn, der ein castrensisches Son-

dcrgut hat, in Concurs kommt, die Gläubiger dieses Sondergutes un

ter den oben angegebenen Bedingungen allen anderen Gläubigern des

Haussohnes unbedingt vorzuziehen sind, so daß die anderen Glaubiger

erst dann einen Anspruch auf die Befriedigung aus dem Sondergute

haben, wenn die castrensische« Glaubiger voll befriedigt sind; und wer

sich wegen der i» rem versi« an den Vater des Cridars hatten kann,

soll in Bezug auf das castrensische Sondergut leer ausgehen. Von der

hier angenommenen Interpretation weicht der neueste Erklärer dieser

Stelle, Fritz 4"), insofern ab, als er diefe Stelle zunächst nur vom

Evncurse zu den Gütern eines noch lebenden Haussohnes versteht und

an einen Separationsconcurs, nicht an einen Hauptconcurs denkt. Zu

gleich bemerkt er, daß es unrichtig , ist, wenn man nach der gewöhnli

ch chcn Ansicht auch alle diejenigen zurückgesetzt wissen will, die zwar erst,

nachdem der Schuldner Soldat geworden war, aber auf eine andere

3?) I.. 6. S. l. v. 42. 6. Vgl. Dabelow a. a. O. S. So flg.

SS) Vgl. Dabelow a. a. O. S. 343 flg.

39) Zl,. 1. S. 9. O. 42. 6. 8i nliitämiüs» don» veneant, <zui esstrens«

pscullum Ksbet, sn separatio Kst iutsr «sstreuses ereditvres ceter«s<z»e

viclesmus. 8imul ergo »6mittentur, <lmi>mo<I« si, <zui eum e« emitraxerunt,

sutecjUäm miiitsret, kortssss debesut sepsrgri: quoll puto probsnclum : erzr«,

<zui sute eonträxerunt , si bona esstrensi«, disträkantur, nov possunt venire

«um esstrensibus creöitoribus. Item, si czuicl in rem vatris versum est, t'orts

poterit et «reäitori eontrsäiei, us esstrense peeuüum in<zuistst, eum possit

potius eum pstre experiri. Vgl. ^. 7. ö. lls esstrensi peeulio. (49. 17.)

Der im Texte gegebenen Erklärung kommt die von Schweppe a. a. O. Z.

143. S. 2S6 am nächsten.

40) Ueber 1^. 1. §. 9. 0. äs ssosrstionibus im Archiv für civilistische

Praxis Th. 12. S. 328—354.



Weist, als durch Vertrag seine Glaubiger geworden sind; daß fer

ner alle diejenigen, welche ihre Federungen aus Verträgen, die vor

dem Eintritte des Haussohnes unter das Militär abgeschlossen wor

den sind, herleiten, nicht allein gegen die castrensischen Gläubiger, son

dern auch gegen alle, die ihnen gleichstehen, zurückgesetzt werden

müssen; und daß endlich mit denen, welche sich wegen der W rem

versi« an den Vater des Cridars zu halten befugt sind, manche

andere Gläubiger des Letzteren auf eine Linie zu stellen sind, z. B.

im Fall der exerviroria und iusiitorla svrlo, und wenn das dem

Water gehörige Peculium durch die Contrahicung der Schuld berei

chert worden ist"). L) Den Gläubigern eines Kaufmannes, welcher

an verschiedenen Orten abgesonderte Läden gehabt, in denselben seine Han

delschaft betrieben und in Ansehung deren verschiedene Schulden ge

macht hat, ist es gestattet, im Fall sie ihm in Ansehung des einen

Waarenlagcrs besonders creditirt haben, im Concurse des Eridars

eine Absonderung dieses Waarenlagers und eine ausschließliche Befrie

digung aus demselben zu verlangen. Es beruht diefer Quasisepara-

tionsfall auf einer ausdehnenden Erklärung einer Pandectenstelle ^),

welche nur von den Verhältnissen, die durch die tributoris seil«

herbeigeführt werden, verstanden werden kann. Da nun aber in den

Titeln der Pandekten und des Codex, welche von den Separationen spre

chen, dieser Separationsfall nicht erwähnt wird, und jeder einzelne die

ser Fälle als eine Ausnahme von der allgemeinen Rechtsregel betrachtet

werden muß, so dürfte die Unstatthciftigkeit der ausdehnenden Erklärung

für den angegebenen Fall von selbst einleuchten. ' 6) Wenn ein Pu-

pillarsubstitut seinem eignen Vater und seinem Bruder, dem Letzteren

aber aus der Pupillarsubstitution Erbe wird, so steht es ihm frei, die

Erbschaft seines Bruders zu behalten und die seines Vaters zurückzu

weisen^). Daß hier nicht von einer eigentlichen Separation die Rede

sein kann, ergibt sich theils aus dem Begriffe der Separation, theils

aus dem Umstände, daß hier von einem Concurse der Gläubiger nir

gends die Rede ist. v) Der Ehefrau gestattet man nach der gewöhn

lichen Meinung das Separationsrecht, wenn der zahlungsunfähige Ehe

mann etwas besitzt, das er mit dem ihm von seiner Ehefrau geschenk

ten Gelde angeschafft hat, in Bezug auf dieses Besitzthum. Diese

Ansicht gründet sich auf eine Pandectenstelle, welche indeß gar nichts

41) I.. S. §. 1. U. S. v. cls in rem verso. (IS. 3.) I.. 6. §. 3. v. ibiS.

Ii. 6. u. 11. v. ibi6. I.. 3. §. 7. v. ös peculio. (15. 1)

42) Ii. S. §. IS. u. 1«. v. 6s tributoriä sotione. (IS. 4.) Vgl. Da-

below a. a. O. S. 347, 348. Schweppe o. a. O. S. 257. Der letzte

erkennt die Nothwendigkeit an, diese Quasiseparation den Quellen gemäß auf

die tributoriä »oti« zu beschränken. Doch sagt er, daß die Beschränkung durch

den Gerichtsgebrauch nicht anerkannt sei.

43) I,. 12. v. 6s vulgsri so pupillsri. (28. 6.) Austins prsetorem k»>

«turum existimo, si frstri »epsrstionem bonorum patris «oneesserit.

Vgl. Kie6vrmsnn (praes. Ktoolcmgnn) 6e ssparälioiübus eclivd« ?rss>

toris Ksug eonressis. Iiipsla« 1788, Z. 2.
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hierher Gehöriges enthält^). L) Den Gläubigern eines Käufers, welche

sich eine Hypothek vorbehalten haben, oder sonst schon eher ein Pfand

recht erhalten hatte», als die Sache auf den gegenwärtigen Gemein»

schuldner überging, gestattet man die Rechtswohlthat der Separation in

Bezug auf genannte Sache. I?) Den Gläubigern eines Schuldners,

dessen Güter verkaust worden sind, gestattet man die Separation gegen

die Gläubiger des Käufers. 6) Wenn Einer von den Gesellschaf

tern (sooli) vor oder während der Gefellschaft ohne Rücksicht auf die

selbe eigene' Schulden gemacht hat, so hat jeder von den anderen Ge

sellschaftern in Ansehung desjenigen, was sie oder ihre Gläubiger von

dem verarmten Genossen aus der Gesellschaft zu fodern haben, wenn es

noch i» rerum usturs vorhanden ist, Anspruch auf die Separation. Die

zuletzt genannten drei Fälle sind schon von Schmidt^) berührt, aber

von Dave low als ungegründet verworfen worden ^°). Noch weiter

geht Westphal^). Er nimmt nämlich an, daß in den Fällen, in

welchen gewissen Personen an den mit ihren Geldern erkauften Sachen

von den Gesetzen nach der gewöhnlichen Meinung ein Eigenthumsrecht

zugesprochen wird, nicht sowohl von einem Rechte dieser Art, sondem

vielmehr von einem Pfandrechte, welches mit der Vefugniß zur Sepa

ration verbunden ist, die Rede sei. Dabelow ^) will von der Be

hauptung eines derartigen stillschweigenden Pfandrechtes nichts wissen;

doch ist er geneigt, für die angedeuteten Fälle ein Absonderungsrecht

anzunehmen, aber ein Absonderungsrecht ganz eigner Art, das nicht mit

dem beuekelum czussi sepsrstiouis verwechselt werben dürfe. Die Fälle,

in welchen dasselbe nach seiner Meinung im Einzelnen eintritt, sind

folgende: wenn die Ehefrau während der Dauer der Ehe ihrem

Manne Geld schenkt und dieser damit Sachen ankaust, so soll sie, im

Fall sie die Schenkung später widerruft und der Ehemann insolvent

wird, befugt sein, in Bezug aus diese Sachen das Separationsrecht

geltend zu machen. Die Pandcctcnstelle ^"), auf welche sich diese An

sicht gründet, spricht indeß nur von einer utili» in rem s«ti«. b) Wenn

ein Bormund mit dem Gelde des Mündels, dessen Geschäfte er ver

waltet, auf seinen eignen Namen Grundstücke kauft, so soll der Mün

del in Bezug auf dieselben ein Separarionsrecht genießen. Die Pari»

dectenstelle ^"), auf welche man diese Ansicht stützt, spricht indeß nur

von einer utills svtio »6 rem vluäiciauäsm. «) Wenn der Ehemann

mit Dotalgeldern seiner Ehefrau etwas erkauft oder sonst erwirbt, und

später in Concurs geräth, so soll der Ehefrau in Bezug auf die ge-

44) I,. 66. v. <Ie Sonstionlbus inter viruin et uxm-om. (24. I.) Bgl.

Lisilermänv I. c. S. 2. Dagegen Dabelow a. a. O. S. 361.

45) Schmidt, von Separatisten in geistlichen und weltlichen Sachen,

Tb. 2. §. 33-40.

45) Dabelow a. a. O. S. 350—366.

47) Im Pfandrechte §. 10«.

48) A. a. O- S. 361—373.

4L) 1^. 65. O. de clonstionlbus inter virum st uxorem. (24. 1.)

50) Ii. 2. ö. c^usnäo ex kact« tutvri» vel «urstori«. (26. ö.)
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kauften oder erworbenen Sachen ein Absonderungsrecht zustehen. Man

stützt diese Meinung theils auf den Grundsatz, daß Sachen, welche mit

Dotalgeldern angeschafft werden, die Dotalqualität annehmen ^), theilS

auf eine Gesetzstelle ^), welche dem Ehemanne, der mit Dotalgel

dern ein auf den eignen Namen gekauftes Grundstück bezahlt, das Ei

genthum an demselben zuschreibt. Es steht aber nicht zu bezweifeln,

daß eine solche Combination völlig unzulässig ist. 6) Wenn Jemand

mit den Geldern eines Soldaten Sachen auf eignen Namen gekauft

hat, so soll der Soldat in Bezug auf die gekauften Sachen ein Adfon-

derungsrecht haben. Man stützt diese Ansicht aus eine Stelle des Ju

stinianischen Coder^), welche indeß dem Soldaten in Bezug auf' diese

Sachen nur eine utilis viuäi«stio einräumt.

Die Rechtswohlthat der Separation fällt aus folgenden Gründen

weg: s) durch den Ablauf einer fünfjährigen Frist, welche zur Er

bittung derselben festgefetzt, ist ^). Diese Zeitfrist wird nach zusam

menhängenden Tagen von dem Augenblicke an gerechnet, an welchem

das Factum, wodurch die verschiedenen Vermögensmassen in der Person

des jetzigen Inhabers vereinigt worden sind, eingetreten ist. b) Durch

die Vermischung der Gütermasse, deren Tennung verlangt wird, mit

den Vermögensstücken des Concursschuldners ^°)> vorausgesetzt, daß

die Trennung der einzelnen, zu den verschiedenen Vermögensmassen

gehörigen Stücke nicht mehr möglich ist. Ist die Vermischung der

einzelnen Vermögensstücke nur theilweise vor sich gegangen, so kann

die Separation wenigstens in Betreff der Vermögensstücke, welche noch

nicht mit denen der anderen Vermögensmasse vereinigt sind, verlangt

werden. «) Wenn der Erbe die Erbschaft, deren Trennung verlangt

wird, im guten Glauben verkauft oder auf andere Weise veräußert

hat 2«). Denn Alles, was in der Zwischenzeit, vom Antritt der Erb

schaft an bis zur Erbittung der Separation gerechnet, vom Erben im

guten' Glauben in Betreff der Erbschaftssachen vorgenommen worden

ist, wird als giltig anerkannt. He,mb°ch.

Bereicherung heißt die Vermehrung des Vermögens einer Per

son durch einen hinzutretenden Umstand. Dabei ist es gleichgiltig, un

ter welcher Form sich diese Vermögensvermehrung herausstellt. Denn

nicht allein der Erwerb von Vermögensgegenständen gilt als Bereiche

rung, sondern auch die durch das Anschaffen von nöthigen Sachen mit

fremden Geldern herbeigeführte Kostenersparniß ^). Selbst wenn ein

Dritter oder der, welcher unserer Gewalt unterworfen ist, in Bezug

62) 0. 12. o. 6s ilirs Sotium. (5. 12.)

S3) <Z. 8. lZ. cks rei vinäieatione. (3. 32.)

64) I.. 1. I. 13. v. 42. 6.

65) I.. 1. §. 12. v. 42. 6.

SS) I.. 2. v. 42. 6.

1) I.. 47. §. 1. v. äs Solution. (46. 3.)
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auf unsere Sachen nothwendige Auslagen macht, gelten wir für berei

chert ^). Doch gehört nicht Alles, was Jemand gleich vom Anfang

an aus dem Geschäfte erhalten hat, zum Begriffe der Bereicherung,

sondern nur dasjenige, was ihm spater davon verbleibt. So entscheiden

wenigstens die römischen Juristen in Bezug auf die Erbschaftsklage ^)

und die in rem versi« ^). Also kann der nicht für bereichert gelten,

welcher eine fremde Sache in gutem Glauben besitzt und dieselbe ohne

Arg aufzehrt, verschenkt, verliert oder verschleudert^). — Fragt man, nach

welchem Zeitpunkte der Begriff der Bereicherung zu beurtheilen- sei, so

muß wohl nach der richtigeren Meinung zwischen dem Falle, wenn der

Bereicherte der Klager, und dem, wenn er der Beklagte ist, genau un

terschieden werden. Im ersteren Falle entscheidet der Zeitpunct, an

welchem die Klage angestellt wird °), und zwar deßhalb, weil das Rechts

mittel, wodurch die Abweisung der Klage bewirkt wird, die äoli msli

exceptio ist. Im letzteren Falle entscheidet der Zeitpunct der Litiscon-

testation^), außer wenn die neuerworbene Sache in Geld oder in eine

andere Species vom Besitzer umgesetzt worden ist. Denn in diesem

Falle wird der Eintritt der Bereicherung schon dann angenommen, so

bald die Umsetzung erfolgt^). Bei denjenigen Klagen, welche gegen

den Erben nur in so weit zustehen, als derselbe bereichert worden ist, wird

überhaupt nur darauf gesehen, ob der erste Erbe sich bereichert findet^).

Die Erben des Erben kommen nicht weiter in Betracht. — Die Frage,

wer den Beweis der Bereicherung zu führen habe, erhalt ihre Beant

wortung durch die Bemerkung, daß die Bereicherung eine Thatsache

(tsvwiii), ist, und daß Thatsachen nach den allgemeinen Prozeßregeln

von demjenigen, welcher sie behauptet, bewiesen werden müssen

Damit stimmt eine Constitution des Antonirms Pius überein, welche

die Verbindlichkeit der Mündel, das von Dritten ihnen geliehene Geld,

insoweit sie dadurch bereichert worden, den Letzteren zu restituiren, nicht

aus dem Rechte, sondern aus der Thatsache der Bereicherung herlei

tet").

An und für sich liegt im Factum der Bereicherung kein Grund,

um den Bereicherten zu obligiren, selbst dann nicht, wenn dadurch ei

nem Anderen ein Vermögensschade zugefügt wird^). Doch gestatteten

2) 6. l?. <Ie rei vincüestions. (3. 32.) I,. 5. pr. O. öe in rem

vsrso. (15. 3.) I.. 3. §. 7. v. ibiS.

3) I>. 23. V. de Kerellitstis Petition«. (5. 1.)

4) I.. 1«. §. 4. v. 15. 3.

5) I.. 25. S. 11. u. 15. 0. S. 3.

6) I<. 60. pr. V. cle äonstionibus inter virum et uxorem. (24. 1.) Ii.

47. pr. v. 46. 3. I,. 4. v. Se exceptivnibus. (44. 1.)

7) I,. 37. pr. 0. <!e negotii» gestis (3. 6.) I,. 34. V. äs ininoribus.

(4. 4.)

8) Ii. 18. v. >zuo6 metus cims». (4. 2.)

9) I.. 17. v. 4. 2.

1«) Vgl. Seil, Versuche im Gebiete des Civilrechtes Th. 1. S. 3«.

11) Ii. 5. v. 6s äuvboritäte et «onsensu tutor. (26. 8.)

12) I.. 1. pr. v. 26. S. I.. S. pr. v. ibicl.
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schon die römischen Juristen, welche sich hierin zum Theil auf kaiserliche

Reskripte berufen konnten, der sich auf die Billigkeit stützenden Regel,

daß sich Niemand zum Schaden des Anderen bereichern dürfe (iure r,»-

turae uecjumn est, neinüiern «um clsiniio alter!»» tieri I««n^>Ik!tic>rein),

nach und nach immer mehr Einfluß"). Man betrachtete es nämlich

als der Kons .i,Ies widerstreitend, daß man aus einer Sache zum Scha

den eines Anderen Vortheil ziehe und mit dieser Ansicht hängt cS

wohl auch zusammen, daß man von Seiten des auf solche Weise Be

reicherten einen 6oln» vermuthet ") und mithin gegen denselben,

wenn er als Kläger auftritt, die 6nll «x«?ptio, im Fall er beklagt

wird, die lloli reglest.« gestattet '°). Die vorzüglichsten Anwendun

gen dieser Rechtsregel sind folgende: ») Pupillen und andere willenS-

unfähige Personen werden aus dem mit ihnen, aber ohne Beitritt ihres

Vormundes abgeschlossenen Geschäften insoweit verpflichtet, als sie da

durch bereichert worden sind ^). l>) Manche Klagen, welchen das (Zi

vilrecht ihrer Entstehung zu Folge einen beschränkten Kreis angewiesen

hat, werden, weil das Factum der Bereicherung eintritt, über ihren ur

sprünglichen Wirkungskreis hinaus ausgedehnt, um die verlierende Par

tei zu entschädigen. So wird die 6k> r,««,!!« «otl«, welche eigent

lich nur aus erlaubten Rechtsgeschäften des Sclaven oder Haussohncs

gestattet wird ausnahmsweise auch auf den Fall ausgedehnt, wenn

der Eigenthümer des Sclaven durch den vom Letzteren verübten Dieb

stahl bereichert worden ist "). Dasselbe galt bei der «iiixlioti« iurtiva^")

und bei dem inier^Iictiiin urxle vi ">), in welchen Fällen man zwei

felsohne an ut!lt>» uc:lioiie8 22), und in deren Ermangelung an in ts-

«wm r»l)>io»<!i>"2) zu denken hat. v) Diejenigen, deren Angelegenhei

ten von entweder freiwillig oder durch das Gesetz bestellten Verwaltern

administrirt werden, können aus dem ciulu» der Letzteren nur insoweit

belangt werden, als sie durch denselben bereichert worden sind. Dieß ist

13) Ii. 2«S. I>. 50. 17. Ii. 1. pr. I>. 26. 8. 5.. S. pr. v. ibi6. Ii.

6. §. 2. N. <Ie iure ilotium. (Z3. 3.)

14) Ii. 6. §. 2. v. 23. 3. I.. 1«. §. 3. 0. manilsti v«I contrs. (17. 1.)

15) Ii. 17. §. 4. l>. <Is !ii,litori» aetlone. (14. 3.)

16) Ii. 4. ^. 4. ö, <Is <I«I! mal! et meln« exceptivne. (4t. 4.) Ii. 47.

pr. !>. 46. 3. Ii. 23. §. 4. v. cl« re! vin^ic^ivn«. (6. 1.) 5,. 7. §. 12.

I>. 6s »Lijulreittlo rerum «lomimo. (41. 1.) Vergl. S c l l a. a. O. Th. l.

S. 31.

17) 1,. 4. §. 4. l>. <Z« iloli msli et metus exeeplions. (44. 4.) Vtrgl.

Seil a. a. O. Th. l. S. 49—SI.

18) Ii. 5». 0. S0. 17. I.. 1. §. 7. 0. clv K!s, ,ju! essu6,:rint. (9. 3.)

19) I.. 3. K. 12. 0. cl« pvculin. (IS. 1.)

2«) l^. S. 0. <ls coii>Iirli«iie furtivii. (IZ. 1.) I.. 4. v. ib!^.

21) I.. 16. v. 6« vi. (43. 16.)

22) Ii. 1. §. 2«. 0. 43. 16. Ii. 3. pr. 0. commo^st!. (13. 6.) Ii. 12.

8. 1. I>. <Is (listräclione pigiwrum. (20. S.) I,. 3. I>. lle conäiction« iittle.

diti. (12. 6.)

23) ^. 14. S. 1. 0. <Is rebus suctoritsts iuclic!». (42. 5,) Ii. SZ. v.

6e rel vin6ic»rivi,e. (6. 1.) Vergl» I>. 1. pr. O. «ie pravücrlpliz verb!».

(19. S.)
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der Fall be! Procuratoren ^), bei Tutoren und Kuratoren 25) und bei

den Decurionen, welche das stadtische Vermögen verwalten^). 6) Die«

jenigen, welche fremde Sachen im guten Glauben besitzen und den,

welcher ein Recht daran hat, entschädigen müssen, können nur auf so

viel verurtheilt werden, als sie durch den Besitz reicher geworden sind'"),

e) Der Besitzer fremder Sachen im bösen Glauben kann den Ersatz

der nothwendigen und nützlichen Auslagen verlangen, inwiefern der

Eigenthümer der Sachen durch die Verwendung derselben bereichert

worden ist 26). Nur der Dieb kann nicht einmal die nothwendigen

Auslagen ersetzt verlangen 2»). k) Wer fremde Geschäfte des eignen

Nutzens halber verwaltet hat, kann vom Gesckastsherrn Ersatz seiner

Auslagen verlangen, in wieweit der Letztere dadurch bereichert worden

ist 2"). Alle Klagen, welche aus einem Delicte entspringen, gehen nur

insoweit passiv auf die Erben über, als diese durch das Detter ih

res Vorgängers bereichert worden sind "). Man glaubte nämlich

durch diese Annahme eine Art von Rechnungsfehler zu verbessern,

0. h. die gegen das natürliche Billigkeitsgefühl entstandene Ungleich

heit auszugleichen ^). g) Die persecutorischen Klagen, welche aus

dem prätorischen Edicte entstehen, dauern auch nach dem Ablaufe der

Jahresfrist fort, infoweit der Beklagte bereichert worden ist ^). K)

Die Einführung der Eondictionen und ihres Systems wird von den

römischen Juristen auf den Grundsatz zurückgeführt, daß sich Niemand

zum Schaden des Anderen bereichern dürfe ^). i) Wer fremde Gelder

als Procurator verwaltet und aus denselben Zinsen zieht, wird verbind

lich, diese Zinsen dem Geschäftsherrn sammt dem Capitale auszuantwor-

ten^). K.) Wer durch Accession oder Specisication im guten Glauben

Eigenthum an einer fremden Sache erwirbt, muß den Werth der von

ihm eigenthümlich erworbenen fremden Sache ersetzen, so weit er da-

24) I.. 15. §. 2. v. mal«. (4. 3.)

25) I>. 4. I. 23. 0. 44. 4. I.. IS. pr. v. <Ze Solo mal«. (4. 3.) I.. 3.

V. «zusnü« ex Ket« tutorl». (26. 9.)

26) I.. 15. §. I. 0. 4. 3.

27) Ii. 3. 0. 12. 6. I.. 20. §. 6. v. S. 3.

28) Ii. 38. 0. S. 3. 0. S. 0. äs rei vinSIeatZone. (3. 32.)

29) 1,. 13. v. äs «ongietions kurtivs. (13. 1.)

30) I.. 6. §. 3. v. 3. 5.

31) I.. 3. pr. 0. 43. 16. I.. 9. pr. v. idig. I.. 6. v. Ss eslamn!».

toribus. (3. 6.) Ii. 36. 0. 6s obligstionibu» et äotlonibus. (44. 7.) Ii. IS.

§. 2. v. quocl metus «äusa. (4. 2.) Ii. 23. 0. äs mal«. (4. 3,) l).

un. L. ex öeüetis Ssfunetorum. (4. 17.) Ii. 10. F. 24. u. 26 v. q„se iu

kräuSem vrsgitorum. (42. 3.) Ii. 11. v. ibiä. Vergl. Sell a. a. Q. Th.

1. S. 73.

32) Ii. 29. 0. 4. 3.

33) Ii. 3S. v. cls odligstivnlbu« et setianibns. (44. 7.) Ii. 10. §. 24.

v. quse in träuäem creäitorum. (42. 8.) Bergl. Seil a. a. O. Th. I.

S. 76 flg.

34) Ii. 14. v. 12. 6. Ii. 66. v. ibick. Vergl. Sell a. a. O. Th. I.

S. 77 flg.

35) Ii. 10. §. 3. v. rnsnösti vel eoritrs. (17. 2.)
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durch ohne rechtlichen Grund zum Nachtheile des früheren Cigenthü-

mers bereichert worden ist^). Der, welcher auf diese Weise sein Ei-

genthum verloren hat, erhält zur Entschädigung eine ir> tscwin seti«,

auch wird dem Besitzer der Sache die exceptio «Zoll i»sll gegen dix

Eigenthumsklage des neuen Erwerbers gestattet^). 1) In Manche»

Fällen, wo keine zu Recht bestehende Zahlung vorliegt, wird die Gil-

tigkeit derselben aus hinzutretenden Umständen gefolgert, weil Niemand

sich zum Schaden des Anderen bereichern darf^); z. B. wenn ich

Jemandem Geld gebe, daß er damit einen meiner Gläubiger bezahle,

und der Empfänger des Geldes dasselbe an den Letzteren nicht in mei

nem, sondern im eignen Namen aushändigt, so tritt nach strengem

Rechte für mich keine Liberation ein; gleichwohl wird die Zahlung irr

Bezug auf den ersten Empfänger des Geldes für giltig angesehen, wenn

der Letzte dasselbe ohne Arg ausgegeben hat Auch wenn ein ^Pu-

pill ohne Autorität seines Vormundes in der Absicht, ein Geschäft zu

contrahiren, oder eine Verbindlichkeit zu erfüllen, eignes Geld hingege

ben hat, ist die Zahlung in jeder Beziehung für nicht geschehen zu

betrachten 4"), und es kann mithin aus derselben weder die beabsichtigte

Obligation, noch eine Liberation entstehen ; vielmehr steht es öem Mün

del frei, so lange die Geldstücken noch vorhanden sind, die rei vinäio^

ti« oder die »6 exkidenclum Äöti« zu brauchen. Hat aber der Eiuq

pfänger derselben die Geldstücken bereits ausgegeben, so wird die Zah

lung ex posttsvto für giltig erachtet, und es tritt dann mithin die

vom Pupillen beabsichtigte Obligation oder Liberation ein, damit der

Empfänger des Geldes nicht ohne Grund sich bereichere. Deßhalb wird

auch im ersteren Falle die Condiction gestattet ^). Endlich kann auch

nach dem strengen Rechte die Zahlung, welche der Schuldner des Pu»

pillen an denselben ohne Einwilligung seines Vormundes macht, nicht

für giltig erachtet werden und keine Liberation daraus entstehen^).

Doch wird der Pupill durch die Zahlung Eigenthümer der Geldstücken

und kann, wenn dieselben annoch vorhanden sind, durch die später ge

gen seinen Schuldner anzustellende Klage aus der Obligation nichts er

langen, da dem Beklagten die <l«Ii exoepii« gestattet wird ^). —

Manche Rechtsgelehrten gehen noch weiter und erblicken in der Ver

bindlichkeit des Herrn oder Vaters, das von seinem Sclaven oder Haus

sohne ausgeborgte und zu seinem Nutzen verwendete Geld zu ersetzen

36) I.. 23. §. 4. v. 6. 1. I.. 7. §. 1Z. v. 41. 1. I.. 9. pr. 15 ißick.

I. 26—32. 5. «je rerum äivisiene. (2. 1.)

37) I.. 23. S. S. II. 6. 1.

38) Wergl. Sell a. a. O- Th. 1. S. 106—103. v '

39) 17. pr. v. 46, 3. I.. 61. v. ibi<Z.

40) I,. 14. §. 8. 0. 46. 3. Ii. 9. §. 2. 0. Ss suetoritate et «onsensn.

(26. 8.) Ii. 19. §. I. v. 6s rebus «reäiüs. (12. 1.) 1'KeopK. p^rsplir.

inst. II. 8. S. 2. «6. Keit,2 tom. I. p. 312.

41) I,. 19. §. 1. 0. 12. 1. 1'KeopK. psrspkr. inst. II. 8. §. 2.

42) I,. 15. v. 46. 3. §. 2. Inst, vjuibus »liensre licet vel nun licet.

(2. 8.) 1'KeopK. psr. inst. II. 8. §. 2. toni. I. v. 313.

43) Ii.. 15. 0. 46. 3.
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(!u rem versio), eine Wirkung unseres Grundsatzes^); mgleichen hat

man die ueAotioruin gestorui» »vti« ooutrsria auf diesen Grundsah

zu stützen gesucht^); selbst die Lehre vom interusurium hat man ver»

sucht aus demselben zu erklären^); endlich hat man es nicht unter

lassen, die Verfügung der lex KKockis, daß, wenn im Sturme, um das

Schiff zu erleichtern, Waaren über Bord geworfen worden sind , dieje

nigen, deren Waaren dadurch gerettet werden, nach Verhältnis^ zum Er»

sah der über Bord geworfenen Waaren zusammensteuern sollen, mit un-

serm Grundsatze in Verbindung gebracht^).

Mit dem eben erörterten Grundsatze, daß sich Niemand zum

Schaden des Anderen bereichern dürfe, hängt ein anderer

Grundsatz des römischen Rechtes zusammen, welcher freilich nur wenig

beachtet worden ist. Es ist der, daß Niemand es sich gefallen

zu lassen braucht, daß er einen Vermögensschaden zur

Bereicherung eines Dritten erleide. Die römischen Rechts

quellen unterscheiden diesen Grundsatz genau von dem zuerst angegebe

nen^) und führen auch ihn auf den Begriff des bouui» et seouum

zurück. Daß aber auch dieser Grundsatz allgemeiner Natur ist, ergibt

sich theils daraus, daß er mit dem anderen zusammengestellt wird,

theils daraus, daß sich mehrere unzweifelhafte Anwendungen desselben

in dem Pandectenrechte vorfinden. Die vorzüglichsten sollen gleich hier

zusammengestellt werden. 1) In Fallen , wo der Grundsatz, daß Nie

mand sich zum Schaden des Anderen bereichern dürfe, den Bereicher

ten die Verpflichtung auferlegt, einen Dritten zu entschädigen, darf

diese Verpflichtung nicht auf Leistungen bezogen werden, durch welche

dem Verpflichteten ein Vermögensschade zugefügt werden würde ^).

2) Das dem Ehemanne bei der Rückgabe des Heurathsgutes wegen

der von ihm auf dasselbe verwendeten impeasse voluptusrise zuste

hende iu» tollenäi kann an den Dotalsachen von demselben nur insofern

ausgeübt werden, als diese eine solche Trennung zulassen und die Ehefrau

dadurch keinen solchen Vermögensschaden erleidet^). 3) Das dem Be

sitzer einer fremden Sache in der Eigenthumsklage wegen der utile,

iiupeusse zugestandene Ws tolleucki kann nur in so weit von demsel-

44) A. B. Puchta, Lehrbuch der Pandekten §. 312. S. 34«.

45) Ii. 14. S. 1. v, <Ie rebus auctoritsts iuäi«!«. (42. S.) Vgl. Seil

a. a. O. Th. I. S. 39. und Puchta a. a. O. S. 340.

46) Ii. 10. §. 12. v. quse in krsuSem ereäitorum. (42.8.) Vgl. Seil

a. a. O. S, 89.

47) Ii. 1. v. «le leg« KKogiä Se isctu. (14. 2.) I.. 2. pr. v. iblä.

Vgl. Seil a. a. O. Th. 1. S. 98—101.

48) I,. 6. S. 2. V. 23. 3. Huia dem« et seizso non convenist, sut In-

«ruri sliyuem «um äämno slterius, »ut ösmnum seutire vsr s,Iterius

lucrum.

49) Ii. 3. pr. v. <Ls vi. (43. 16.) Ii. 3. vr. v. 6e tridutoria svtione.

(14. 3.)

50) Ii. 9. v. äs impensis in res «Zotsles ssetis. (25. 1.) Ii. 43. §. 1.

0. äe lesstis I. (30.) <Z. un. §. S. <ü. ds rei uxorigs »vtions tollenö».

(5 13.)
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den geltend gemacht werden, als die Sache, auf welche dieselben ver

wendet worden sind, darunter nicht leidet <"). 4) Wenn eine privile-

girte Person einer anderen, gleichfalls privilegirten Person Geld als

Darlehn hingegeben und die letztere dasselbe vergeudet hat, so kann

die erster« nicht von ihrem Privilegium zum Schaden der letzteren Ge

brauch machen S) Wenn zum BeHufe der Bestreitung der Beer

digungskosten die vom Verstorbenen legirten Sachen angegriffen und

verkauft werden, so kann der Käufer derselben späterhin vom Legatar

nicht in Anspruch genommen werden, wenn der Erbe nach dem Antritte

der Erbschaft dm Letzteren nicht zu entschädigen vermag"). 6) Lega

tare, welche aus einer «ui» Keuetivi« iuv«nt»rii angetretenen Erbschaft

die ihnen vermachten Stücken erhalten haben, können, wenn unbekannte

Erbschaftsschuldner zu Tage kommen, von diesen Gläubigern zur Rück

gabe der Sachen gezwungen werden, wenn gleich dieselben den Erben,

welcher die Legate ausgezahlt hat, nicht verklagen dürfen").

Heimbach.

Bergrecht. Da die Geschichte des Bergbaues') in Teutsch

land «»ich für das Bergrecht von Bedeutung ist, indem dessen Ent

wicklung Bergbau nothwendig voraussetzt und somic dieser das Aller

jenes, daher zugleich aber auch dessen ursprünglichen öharacter theilweiS

bedingt, so erscheint hier «ine andeutende Uebersicht der Geschichte ') deS

Bergbaues nicht überflüssig.

Wenn man auch oft noch dem Bergbau in einzelnen Ländern ein

zu hohes Alter beilegt und dessen Aufnahme mit manchem Mährchen

ausschmückt, so ist es doch gewiß, daß sich schon zu der Zeit, als die

Teutschen mit den, Römern in Verbindung standen, Anfänge des Berg

baues bei uns vorfinden. Denn obgleich TacituS in der Germania

o. b. sagt: man wisse in Teutschland nichts von Gold- und Silber»

gängen, so erwähnt er doch «. 43. selbst, daß die Gothinen Eisen gru

ben. Dann spricht er in den Annale» XI. «. 2V. von den Silber»

51) I.. 37. v. 6. I. I.. SS. v. Ibick. O. S. 0. 6« r«i v!n6!c»tione.

(2. 32.)

52) Ii. 34. pr. v. 6e minor«,«. (4. 4.) Ii. II. L. 6. 0. iKiS. I.. 91.

§. 3. 1>. 6s verkorum oKliK»tionit>u5. <4ö. 1.)

SZ) I.. 14. §. 1. v. 6« rsligioii«. (II. 7.)

S4) «. 21. §. 5. «. 6« iur« 6elider»n<Ii. (6. 3«.)

1) Ueber die Bedeutung de« Wortes Bergbau vergl. Frei «sieben,

Darstellung der Grundlagen der sächsischen Bergmerksverfassung u. s. w.

1S37. §. 1.

2) Engel«, über den Bergbau der Alten in den Lindern dcS Rheines

und der Lahn ILlS. Gmelin, Beitrage zur Geschichte de« teutschen Berg

baues 17S3. (Klotzsch), über den Ursprung der Bergwerke in Sachsen 1764.

Sperges, tyroler Bergwerksgeschichte 1765. Meyer, Geschichte der Berg-

werksoerf. des Harzes im Mittelalter 1SI7. Steinbeck, Entwurf einer

Geschichte der schlesischen Bergwerksverf. IS27. Mosch, Versuch einer Ge

schickte de« Bergbaues in Teutschland I82S. Gras Kasper v. Gternberg,

Umrisse einer Geschichte der böhmischen Bergwerke u. s. w. 1. Bd. 1. Abth.

1336. 2. «bth. 1337. Bd. II. 1SS8.
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gruben, welche die Römer in sZr« wsrtiavo (TannUsgebirge) anlegten,

ob es gleich, wie er hinzufügt, mit wenig Erfolg geschah. Berühmt

war übrigens bei den Alten das norifche Elfen, welches man in dem

heutigen Steyermark fand. Aus den folgenden Jahrhunderten wissen

wir fast gar nichts über den Bergbau, und selbst in dem vft gedachten

Lsplt. äe villi» e. 62. von Karl d. Gr. werden nur Eifen- und Blei

gruben auf kaiserlichen Gütern erwähnt, ohne daß dabei auf eine Berg-

regalität hingedeutet würde. Ueberhaupt darf es nicht übersehen wer

den, daß wir aus dieser Periode noch keine Spuren eines besonderen

Bergrechtes in unseren einheimischen Quellen finden, und daß auch die

ältesten bergrechtlichen Denkmäler aus der folgenden Zeit sich auf kein

früheres Recht berufen.

Der böhmische Bergbau soll zwar bis in das siebente Jahr

hundert hinaufreichen, indeß läßt er sich nach neueren Untersuchungen

urkundlich nur bis in das 12. Jahrhundert zurückführen^). Der Berg

bau am Harze, der unter Heinrich I. nm Rammelsberge bei Goslar,

wie viele Ehroniften erzählen, aufgenommen wurde, obgleich ihn bessere

Quellen erst in der Zeit Otto d. Gr. etwa 968 erwähnen, bleibt da

her doch der erste bedeutende im eigentlichen Teutschland ^). Der An

fang des meißnischen Bergbaues, in der Gegend des bald darauf

gegründeten Freiberg, läßt sich dagegen urkundlich nicht weiter zurück

führen als in die Zeit Markgraf Otto des Reichen °) (1168 , 1169>

Die auf dieses Ereigniß Bezug habenden Urkunden sind für die Ge

schichte des Bergregals und die sogenannte Freierklärung des Bergbaues

sehr lehrreich. Eine weitere Angabe der allmalig erfolgten Aufnahme

des Bergbaues in verschiedenen anderen Territorien gehört nicht weiter

hierher, wohl aber die Bemerkung, daß sich erst seit dem Ausgange deS

12. Jahrhunderls bestimmte bergrechtlichc Gebräuche zu bilden ansingen,

und somit auch das älteste Bergrecht den Geist des Rechtelebens jener

Zeit in sich trägt und fortentwickelt hat.

Das Bergrecht °) im weiteren Sinne umfaßt alle das Berg-

TM" ^

S) Stcrnberg, Umrisse Abth. 1.

4) Mayer, Gesch. 8- >1 flg. -

5) (Klotzsch), über den Ursprung.

6) Die vorzüglichsten hierher gehörigen Schriften sind folgende: Span,

Bergurtheile 1636. Schdnberg, Berginformation 16S3. Hertwig,

Bergbuch 1743. Sever vti» mstsllirs 174». Köhler, Anleitung zu den

Rechten und der Verfassung bei dem Bergbau im Königreich Sachsen, 2>

Ausg. 1824. Hake, Commentar über das Bergrecht u. s. w. Schulz,

Handbuch des preußischen Bergrechtes 1820. Jung, Bergrecht 1323. Kar

sten, Grundriß der teutschen Bergrechtslehre u. s. w. 1828. in den österrei

chischen Staaten 1822. Tausch, Handbuch des Bergrechtes in Oesterreich,

2. Ausg. 1834. Schmidt, Versuch eines böhmischen Bergrechtes, 2. Th.

1833. Keppmsnn qusest. Zur. instsl. 1802. WsnK äe Uolnini« partium

met. 1814. Lis>!«rmsnn <is iuiibus singul. «vrovyz'iüv Nieral. 1310.

F. A. Schmid, Archiv für Bergwerksgeschichte und Bergrecht, 1823 und

1829. Meyer, bergrechtliche Beobachtungen, 1303. Leräer äs iure yua-

6iAt,ur»s metsl. 1801.
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wesen oder den Bergbau betreffende rechtliche Vorschriften; im engeren

Sinne ist es aber der Inbegriff der Rechtsgrundsätze, die sich aus die

Erlangung des Bergeigenthumes und die daraus fließenden Verhältnisse

sowie auf den Verlust desselben beziehen. Die gewöhnliche Eintheilung

des Bergrechtes in Staats- und Privatbergrecht ist unhaltbar und

nachtheilig; sie beruht theils auf einer Vermischung des eigentlichen

Bergrechtes mit der Bergwerksverwaltung, theils auf einer unrichtigen

Ansicht vom Bergregal. Uebrigens führt sie zu Wiederholungen oder

zu einem nachtheiligen Zerreißen der darzustellenden Lehren. Gleich

wohl findet sie sich in den meisten Lehrbüchern des Bergrechtes vor.

Ueber die Existenz eines gemeinen teutschen Bergrechtes, als einer Art

des ins uo» scriptum?), gj^ dasselbe, was über das gemeine teutsche

Privatrecht überhaupt angenommen wird, und die einzelnen Landesge

setze verweisen oft auf dasselbe als anwendbares Recht ^). Endlich ist

nicht unbemerkt zu lassen, daß sich das Bergrecht von dem Einflüsse

des römischen Rechtes mehr als andere Rechtstheile frei erhalten und

selbstständig ausgebildet hat.

Die älteste auf uns gekommene Quelle ^) des Bergrechtes ist das

Bergrecht von Ig lau; es ist um's Jahr 1250 aufgezeichnet worden,

und zwar zunächst lateinisch, dann bald aber in's Teutsche übertragen.

Merkwürdig ist es, daß selbst in dem lateinischen Texte viele teutsche,

nicht böhmische Bergmannsausdrücke vorkommen ^"). Der Bergbrief

des Bergrichters Leonhard Eckltzhaim zu Schladming in Steyer von

1308 ist die Grundlage für das tyroler und baver'sche Bergrecht ge

worden^). Das älteste Bergrecht von Goslar, angeblich von 1186,

ist nicht mehr vorhanden, doch sind die iura et libertstss silvsnoruru

von 1271, die auch bergrechtliche Bestimmungen enthalten, zu beach

ten^); außerdem ist das älteste auf uns gekommene Bergrecht von

1359. Wahrend schon die culmische Handfeste von 1232 rücksichtlich

des Bergrechtes auf das ius trlberAsuss verweißt ^), haben wir, ab

gesehen von der schriftlichen Anerkennung des Bergschössenstuhles zu

7) Mittermaier, Grundsätze des teutschen PrivatrechteS, S. Ausg.

8. 242.

8> Z. B. Meyer, bergrechtl. Beobachtungen 1. Beob. §2l. Bayer'sch«

Bergordnung von 1784.

9) Vergl. Hake Commentar l. Cap.

1«) Vergl. Sternberg, Umrisse Bd. 2. S. 8 flg. abgedr. bei vob-

n,sr mon. Ki«t. boe>nis«. I'» IV. p. 191 sq. Peithner von Lichtenfels,

Verf. einer Bergnzerksgesch. F. A. Schmid, Archiv für Bergrecht Heft 2.

S. 187. F. Zt. Schmidt, Sammlung der Berggesetze der österreichischen

Monarch«, Bd. 1. S. 1. Auf eine neue Handschrist desselben macht von

Thüngen, das sächsische Weichbild 1837, aufmerksam.

11) L o r i , Sammlung der baver'schen Berggesetze S. 4.

12) Wägner corp. Zur, mst. p. XXX. und p. 1021. Bruns, Bei

trüge zu de» teutschen Rechten des Mittelalters S. 17S. Meyer, Geschichte

S. 35.

13) Spangenberg, Beiträge zu den teutschen Rechten im Mittelalter

S. 210.
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Freiberg ^) von 1255, vor dem Ende des 13. Jahrhunderts keine Kunde

von einem geschriebenen freiberger oder meißner Bergrechte. Das Stadt

recht von Freiberg (1294— 1307) bezieht sich nur in einigen Artikeln

auf die Bergwerksverfassung. Wichtiger ist aber der freiberger Codex

vom Bergrechte, der auch das iglauer Bergrecht enthalt^). — Seit

der Ausbildung der Landeshoheit errichteten die Landesherren Berg-

ordn'ungen^), welche bald auf das ganze Bergwesen bezügliche Be

stimmungen feststellen, bald nur mit einzelnen Zweigen desselben sich

beschäftigen. Jedenfalls enthalten sie aber weit mehr Bergverwaltungs«

Vorschriften, Instructionen für Beamte, Regeln, nach denen Verschie

denes, selbst Technisches bei dem Bergbau einzurichten ist, als eigent

liche bergrechtliche Rechtsgrundsatze, nach denen bergrechtliche Streitig

keiten zu entscheiden sind. Deßhalb sind auch für das Bergrecht Ent

scheidungen der Berggerichte sowie gründliche, mit Sachkenntniß gear

beitete Werke lxrgrechtlicher Schriftsteller von vieler practischer Bedeu

tung^). — Zu den wichtigsten Bergordnungen der einzelnen Staaten

gehört die für Sachsen vom 12. Juni 1589^); sie ist auch Hilfs

quelle für andere Lander geworden, namentlich gilt sie als solche in

einem Theile von Bayern, in Schweden und Danemark. Dagegen

ist die joachimsthaler Bergordnung von 1548, die als Grundlage

der meisten späteren Berggesetze erscheint, in Sachsen gesetzlich als Hilfs

recht anerkannt^). Aus der neueren Zeit ist noch die bayer'sche Berg

ordnung vom 6. Mai 1784 2«) und das preußische Landrecht Th. II.

Tit. 16 zu bemerken.

Das Bergregal 21). Das Erkennen des Werthes des Berg

baues veranlaßte aus sehr nahe liegenden und natürlichen Gründen die

teutschen Kaiser schon seit dem 11. Jahrhundert zu den Versuchen, ein

Bergregal zu begründen^), wozu auch der Umstand beitragen mochte,

daß der Bergbau am Harze auf kaiserlichen Domänen betrieben wurde.

14) c?«<l. äug. «sx. V. II. x. 74.

15) (Klotzsch), Ursprung, im Anh. Nr. 1, 2.

16) Besonders beachtunzswerth, namentlich für das ältere Recht sind:

Onstitutiones Iuris metslliri Wenosslsi II. reg. Loem. ; nach F. A.

Schmidt, Sammlung der Berggesetze Th. 1. S. 7. um 1280, nach Stern,

berg, Umrisse Bd. II. S. 66, richtiger nicht vor IM gegeben. Sie sind

wahrscheinlich von dem ganz romisch-rechtlich gebildeten Getius Arbive-

tanus bearbeitet. Abgedr. bei Schmidt, Sammlung Th. 1. S. 7—119.

17) Vergl. die Note 6 angegebenen Werke. Hake, Commentar Z. 51.

18) O«<Z. ^ug. «sx. II. x. 186.

19) Sie gründet sich auf die gräflich Schlick'sche. Der Appendix der

joachimsthaler Bergordnung ist vom Bergmeister Enderlein zu Joachims

thal von 1SS6. Stern berg, Umrisse Th. II. S. 291 flg.

2«) Die wichtigeren Bergordnungen der verschiedenen Staaten finden sich

auch in verschiedenen Sammlungen: 0eu«sr vorp. Zur. met. 1624. Die

beste ist Wsgner eorp. inr. met. 1791, doch sind hier die kdnigl. sächsischen

Berggesetze ausgeschlossen, die besonders gesammelt werden sollten.

21) Horn 6s rsgäll mställi foginsrum i»r« 1746. Wagner, Über

den Beweis der Regalität des teutschen Bergbaues 1794.

22) Hütlmann, Geschichte der Regalien S. 66 flg. Mittermaier,

Grundsätze Z. 241. n. S u. 6.
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Wenn auch selt dieser Zeit kaiserliche Verleihungen von Bergwerken

vorkommen, so wird doch erst von Friedrich I. das Dasein eines Berg

regals mit Nachdruck gegen die Fürsten geltend gemacht, so daß sie auch

den schon betriebenen Bergbau von ihm zu Lehen nehmen mußten

Es laßt sich allerdings auch nicht leugnen, daß die Kaiser, wie sich aus

vielen Urkunden ergibt, ein Bergregal in der Art in Anspruch nahmen,

daß nur ihnen oder denen, die sie mit demselben belehnten, ein Eigen«

lhum an den als regal bezeichneten Fossilien zustehe. Uebrigens war

man über die Bedeutung dieses Regals insofern, wie sich aus den Ur

kunden ergibt, nicht einig, als man bald die Regalität auf die unter

der Erdoberfläche befindlichen regalen Fossilien überhaupt erstreckte, bald

nur auf die, welche vermöge bestimmter Berggebäude (srAenti toäinäe)

gebaut wurden. Die letztere Ansicht wurde die gewöhnliche. Ob sich

nun gleich das Bergregal in dem Sinne, daß es ein Eigenthum ge

währe, schon für die nächstfolgende Zeit nicht geltend machen konnte,

vielmehr eine ganz andere Bedeutung erhielt, so finden wir doch, daß

man vorzüglich von Seiten der Juristen, verleitet durch manche irrige

Ansicht über die Regalität überhaupt, bis auf die neuere Zeit den gedachten

Begriff des Bergregals beibehielt oder wenigstens stillschweigend voraussetzte;

denn eine feste Begründung desselben vermißt man fast allenthalben^).

Es darf dabei nicht übersehen werden, daß auch spätere Gesetze noch

von dem Bergregale im ursprünglichen Sinne sprechen ^), dieß gleich

wohl aber nur ein Beibehalte» der üblich gewesenen Redeform ist, ohne

daß sich damit auch noch die alt? Bedeutung vereinbaren ließe. Wir

«ollen nun im Folgenden versuchen, dm wahren Sinn des Bergregals

geschichtlich zu entwickeln, «nd wenden uns deßhalb zunächst zu der bekann

ten Stelle der goldenen Bulle. Hier heißt es ». 9. §. 1 : veolsrsuius,

Hua<1 priuvive^ e1e«iorales »niversss »ur! et »rAentiz Kxllus» et«.

>— teuere iuste Pvssint et legitiine Possi^er», «um «nuibus !url-

I>us, uwllo Prorsus exoepto , prout P«8suut s^eu «onsueve-

runt tslis xossiclsri. Allerdings werden auch in diesem Reichs

gesetze wie in früheren kaiserlichen Belehnungsurkunden den gedachten

Fürsten die Bergwerke selbst zugesprochen. Legt man aber, wie

dieß nochwendig geschehen muß und wie sich weiter ergeben wird, de»

Hauptwerth auf die letzteren Worte der fraglichen Stelle, und untersucht

man nun, in wie weit die Fürsten ein Eigenthum in Anspruch zu neh-

23) Siehe Urkundenangabe bei Mittermai er, Grundsätze 8> 241. „.

9—1«. Frei es leben, Darstellung §. 2.

24) Freiesleben, Darstellung Z. 2 u. S.

25) I. B. Eingang der Bergordnung für die Landgrafschaft Thüringen

von 1S63: „Daß die Bergmerke, Metalle und Bergarten — den Kurfürsten

und Landgrafen in Thüringen nicht allein von hoher landesfürstlicher Obrig

keit wegen und Kraft seiner Regalien— gebühren." Gleichwohl war der Berg

bau frei. Zu bemerken ist noch, daß in den Bergordnungen nur selten von

dem Bergregal gesprochen wird z in den königlich sächsischen findet eS sich erst

seit der Mitte des 17. Jahrhunderts. Vergl. preußisches Landrecht II. 16.

S. 69.
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men und durchzusetzen im Stande waren und was sich deßhalb als

Gewohnheitsrecht ausgebildet hat, so tritt ein ganz anderes Resultat

hervor. Es ergibt sich, wie das t'ocklus» rwssläers von Seiten der Kurfür

sten keine Wahrheit ist z wie man aber doch wenigstens der Form nach daS

allerdings anfanglich in Anspruch genommene Recht auf die Bergwerke selbst

zu retten und beizubehalten suchte; wie es sich hier um einen stehend gewor

denen Ausdruck, um einen gewissen Curialstyl handelt. Die Geschichte der

Bergwerke und der Berggesetzgebung der einzelnen Länder und namentlich

die Böhmens, welches doch in Bezug auf die goldene Bulle ganz be

sonders in Frage steht, lehrt ganz deutlich, daß die Könige dieses Lan

des gerade zu der gedachten Zeit das Bergregal keineswegs in der Art

hatten, daß der gesammte Bergbau als ihr Eigenthum erschienen wäre.

Nicht nur nach den ig lau er Bergrechten befindet er sich durchweg in

den Händen von Privatpersonen, so daß der König nur eine gewisse

Aufsicht über denselben führte und bestimmte Abgaben erhielt, vielmehr

treffen wir dieselben Grundansichten auch in den vom König Wen

zel II. ums Jahr 1300 herausgegebenen Berggesetzen. In diesen

spricht er sich selbst keineswegs das Bergregal in dem Sinne zu,

daß es ein Eigenthumsrecht an den Bergwerken begründet, und dieß

ist um so schlagender, als er selbst keinen Anspruch auf ein Berg

regal in dem fraglichen Sinne macht, während man in Betreff deS

iglauer Bergrechtes sowie jedes anderen, welches von den Bergbautra

benden selbst abgefaßt wurde, sagen könnte, es enthalte dieß von der

Gegenpartei und nicht von dem Inhaber des Bergregals ausgegangene

Bestimmungen. Jene Berggesetze Wenzel's sind vollkommen ebenso auf

den Betrieb des Bergbaues durch Privatpersonen berechnet, als eS die

aus unserer Zeit sind. Sie sind es, welche uns die Rechte und An

sprüche des Königs in Betreff des Bergwesens nachweisen; sie sind es,

aus denen die Schlußworte obiger Stelle der goldenen Bulle erklärt

werden müssen, und gegen eine solche authentische Erklärung muß ge

wiß eine bloße althergebrachte Curialformel zurückstehen. Man kann

dafür auch das noch erwähnen, daß, während Heinrich VI, die freiberger

Bergwerke allerdings selbst für sich kraft der Regalität in Anspruch

nehmen wollte, was ihm freilich nicht gelangt), Kaiser Albrecht 1303

in Bezug auf Böhmen denselben Versuch nur in Bezug auf die Urbure

machte; zum deutlichen Beweise, daß er unter dem Bergregale nicht

die Bergwerke selbst, sondern nur die Urbure, den Zehent begrifft).

Zugleich muß man aber auch bedenken, daß der Bergbau von Al

ters her als ein dem Grundeigenthümer zustehendes Nutzungsrecht, wel

ches er selbst ausüben oder Anderen überlassen konnte, angesehen ward'^).

Daher kommen die Bergwerke oft als Zubehör von Gütern vor, und

die Fürsten betrieben den Bergbau auf ihren Domänen ohne kaiserlich«

26) Freiesleben, Darstellung S. 23.

27) Sterberg, Umrisse Bd. II. S. 139.

28) Hüllmann, Gesch. d. Regal. S. 6S. Mittermaier, Grund

sätze g. 241. Note 7 u. L.
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Verleihung. Namentlich halt auch der Sachsenspiegel nach der gewiß

richtigen Erklärung an dieser Rechtsansicht fest, so daß er das Bergregal

noch gar nicht anerkennt. Die so oft besprochene und bestrittene Stelle

lautet so: I. ». 35. Al schar under der erde begrasen deper den ein

pfluch ga, die Hort to der koningliken gemalt. Silver ne mut ok ne-

man breken up enes anderen mannes gude ane des willen des de stat

is; gift he's cwer orlof, de vogedie is sin dar over. Merkwürdiger

Weise hat man fast allgemein sich nur an den ersten Satz des Artikels

gehalten und dabei den zweiten hierher gehörigen unbeachtet gelassen^).

Man stritt sich nur, ob das Wort: Schatz, Erz oder den rliessu-

ru» bezeichne. Erwägt man aber, daß schon der Schwabenspiegel «.

222 die Aufschrift stellt: Wer Schätz unter die Erde begräbt, so sieht

man, daß hier nur vom cke8surus die Rede sein kann. Nimmt man

dann noch dazu, daß der zweite Satz unseres Artikels offenbar dm Ge

gensatz zum ersten bilden soll, oder daß, wenn man in dem ersten die »

Regalität des Erzes ausgesprochen findet, der zweite damit in klarem

Widerspruche steht, so» sieht man, wie diese Erklärungsweise falsch sein

muß, und man mag auf dieselbe theils durch die Vorliebe für das Re-

galitatsprincip , theils durch die, auf den ersten Anblick befremdende,

Regalität des Schatzes gekommen sein ^°). Faßt man dagegen den Ar

tikel in seiner richtigen Verbindung auf und betrachtet man nur den

zweiten Theil, der vom Silber handelt, als hierher gehörig, so ist es

einleuchtend, daß er der Regalität desselben und überhaupt der gewisser

Fossilien geradezu entgegentritt. Beachtenswerth ist es aber noch, daß

der Sachsenspiegel auch darauf Rücksicht nimmt, daß die Gcundeigen-

thümer ihr Recht, Bergbau zu treiben, Anderen so überließen, daß sie

sich die Voigtei über den Bergbau vorbehielten. Unter dieser ist aber

wohl kein 6oi»iuium lllrevwi» zu verstehen^), vielmehr ein Inbegriff

von Rechten, die denen analog waren, welche sich in der Hand des Lan

desherrn in Bezug auf das ganze Territorium als Bergregal ausbildeten.

Die besprochene Stelle ist insofern besonders wichtig, als sie lehrt,

wie das durch das Volk foctgebildete Recht zu der Zeit noch fest an der

älteren, das Bergregal ausschließenden Ansicht hielt, als es die Kaiser

schon mit Nachdruck in dem oben bezeichneten Sinne in Anspruch nah

men. Man sieht somit, daß in damaliger Zeit in Bezug auf die Be

treibung des Bergbaues sich entgegenstehende Grundsätze vorhanden

waren. Unverkennbar ist es, daß auch in der Folge der eine den an

deren nicht unbedingt überwältigte, daß vielmehr in gewisser Hinsicht

eine Verschmelzung beider erfolgte. Aus dieser ging das Bergregal in

der Bedeutung, die es für die folgenden Zeiten erhielt, hervor. Die

Inhaber des Bergregals im ursprünglichen Sinne begaben sich nämlich

29) Vergl. Meyer, Gesch, S. 3.

S«) Daraus erklärt sich die authentische Auslegung des Sachsenspiegels

durch die sjchs. «onst. 63. ?. II., vermöge der das Bergregal in jener Stelle

des Sachsenspiegels enthalten sein soll.

31) Dies glaubt Eichhorn, t. Ht. u. R. G. §. 2S7. Note K.
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des in Anspruch genommenen Rechtes, allein Bergbau zu treiben; sie

entsagten der in der Regalität anderwärts liegenden Befugniß eines

Eigenthums, und zwar hier an den unter der Erdoberfläche verborgenen,

regal erklärten Fossilien, oder an den wirklichen Berggebäuden. Dage

gen mußten auch die Grundeigenthümer das anschließende Recht, auf

ihrem Grund und Boden Bergbau zu treiben, öder die Befugniß dazu,

gegen Borbehalt der Voigtei, Anderen zu erlheilen, aufgeben, so daß

der Regalitätsherr die bisherigen Rechte der gesammten Grundeigenthü

mer seines Territoriums zwar auf sich übertrug, also überall selbst Berg

bau treiben konnte, aber dieß zu thun jedem Anderen, natürlich

auch dem Grundeigenthümer, überlassen und gestatten mußte. Als

vermittelnde Uebergangsstufe erscheint der Rechtszustand, während dessen

es, wie bei der Verleihung anderer Rechte, von dem freien Willen

des Bergherrn abhing, Jemandem das Recht, Bergbau zu treiben, zu

verleihen, wovon wir bei der Verleihung des Bergregals (s. unten) noch

Spuren haben. Das Bergregal erscheint somit als die Beschran

kung des ausschließenden Anspruchs des Grundeigenthümers auf die

unter der Erdoberfläche enthaltenen, regal erklärten Fossilien, zum Beste»

des Regalinhabers und jedes Einzelnen, der Bergbau treiben will, inso

fern jener das Recht der Verleihung des Bergeigenthums, sowie be

stimmte Bergwerksabgaben erhält, Alle aber unter Beobachtung der

bergrechtlichen Vorschriften Bergbau treiben dürfen. Zugleich liegt in

die dem Bergregale dann auch noch ganz besonders das Recht und

Verbindlichkeit des Bergherrn, durch besondere Beamte den Bergbau

verwalten und beaufsichtigen zu lassen, Berggerichte zu organisiren und

Berggesetze zu geben, wovon noch die Rede sein wird. Der Bergbau

wurde somit durch die Bergregalität ein freier^), während andere

Regale gerade umgekehrt das Eigenthum der Einzelnen zum Besten des

Regalinhabers beschranken.

Es muß hier nämlich sogleich weiter von der später sogenannten

Freierklärung des Bergbaues die Rede sein, die zugleich als Beweis

für den aufgestellten Begriff des Bergregals dient. Allerdings hat es

nicht an Bergrechtsgelehrten gefehlt, welche, verleitet durch eine unrich

tige Ansicht vom Bergregal, die sogenannte Freierklärung für die frü

here Zeit des Bergwerksbetriebes leugneten und sie als durch bestimmte

Gesetze der späteren Jahrhunderte, z. B. des 16., ausdrücklich zuge

standen und eingeführt betrachten^). Sie übersahen dabei, daß ein

derartiges Gesetz eine völlige Umwandelung des bisherigen BergwerkS-

betriebcs hätte zur Folge haben müssen, und daß diese durchaus nicht

nachzuweisen ist. Sie bedachten ferner ganz besonders nicht, daß wenn

vor dieser Freierklärung der Bergbau nur von den Regalinhabern be

trieben, nachher aber Jedem freigegeben worden wäre, die Berggesetzge

bung sofort einen ganz anderen Charakter hätte annehmen, ganz an

dere Institute erzeugen müssen. Und doch finden wir in den ältesten

32) Freiesleben, Darstellung §. 2.

33) A. B. Köhler, Anleitung S. 126.
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auf uns gekommenen Bergrechtsgewohnheiten dieselben Grundeinrich»

tungen, wie in den spateren Gesetzen, gerade die nämlich, welche den

Betrieb des Bergbaues durch Privaten voraussetzen, wie wir oben schon

erwähnten. Daher die Bestimmungen über das Jedem zustehende Recht,

zu schürfen, über das Recht des ersten Finders, üb« das Vermessen deS

Grubenfelden, über die Abgaben an den Bergherr».

Besonders wichtig ist für unsere Ansicht folgende Stelle des prl-

vUsgium «ulinev,» von 1232 (Kretzschmer, die culmische Hand-

veste 1832. S. 29.), wo es heißt: «etlneuiu» äoinu! uo»tr»e (dem

teutschen Orden) iu Koni« eorum (vlvium) veus» »»II», surl srgeu-

tlque koüiii»» et oinus ßenu» metslll, pr»eter terrum, It» ut tsineu

inventor »uri, »eu I», i» «ulrt» booi» loventuin tuerlt, Ickern iu»

IisKeat, «zuock ir> terr!» iluvl» LIesIse lu Kulu« lnockl tslIKu» e»t

0ou«e»»run. Inventar »uteiu »rAentl, »Ive I», In «ulu» «grl» in-

ve»tui» fuent iu» srlberFeu»« !u Kulus rnocli inveutlone r>erz>etu«-

Uter obtluebit. Unverkennbar tritt uns hier das Bergregal, in Ver»

binbung mit dem Rechte eine« Jeden, schürfen zu dürfen, also mit der

sogenannten Freierklärung entgegen. Die Stelle ist aber auch insofern

wichtig, als sie auf gleiche Rechtsverhältnisse in anderen Ländern hin»

weißt. Für den ältesten meißnischen oder sächsischen Bergbau deutet sie

an , daß auch hier der Markgraf nach dem schon damals ausgebildeten

Gewohnheitsrechte den Bergbau nicht allein betrieb, er vielmehr vermöge

des Rechtes des ersten Finders von Jedem betrieben werden konnte.

Dafür, daß dem so war, ist gewiß auch der Name der Stadt Frei»

berg beachtungswerth, Indem sie da erbaut wurde, wo man die ersten

Silbergänge entdeckt hatte, und man nun das für diese Berge geltend«

Recht, das des freien Bergbaues, auch in dem Namen der neugegrün«

beten Stadt (zum freien Berg) ausdrückte.

Endlich ist auch der in den Beiordnungen^) so oft vorkom

mende Ausdruck: Unser (desLandcsherrn) Bergfreies sehr bezeich

nend, indem er einmal durch das Unser auf die Abhängigkeit des

Bergbaues vom Landesherrn hinweist, sein Regal andeutet, dann aber

auch da« Wort: Berg freies die Annahme eines Eigenthums deS

Bergherrn an den regalen Fossilien ausschließt und die Freierklärung

derselben hervorhebt.

Wmn nun auch anzunehmen ist, daß besonders in den Ländern/

in «elchen der Bergbau vorzugsweise betrieben wird, die sogenannte

Freierklärung als Thatsache ohne ausdrücklich gesetzliche Bestim

mung") so alt ist, als der lebhaftere Betrieb dieses selbst, so ist

doch noch zu bemerken, daß in Ländern, wo der Bergbau z. B. nur

im Betriebe einzelner Gruben bestand, eine weitere Ausdehnung Kessel

st Freieileben, Darstellung S. 76. Note «.

35) Fast allgemein sucht man die Freierklärung in bestimmten Gesetzen.

Für die frühere Seit widerspricht dieß der damaligen Rechtsbildung und für

die spätere enthalten die Gesetze nur eine Anerkennung des längst schon beste

henden Verhältnisses.
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Ken durch die Natur nicht unterstützt wurde, die Freierklarung dem

Wesen der Sache nach nicht, oder auch nur erst spät erfolgte. Eben

so kommt es auch vor , daß gewisse Fossilien besonders für frei erklärt

wurden, indem sie sich der Bergherr eine Zeit lang nach der erste» Auf

findung allein vorbehalten hatte.

Wenn auch ein Bergregal in dem Sinne, in dem , es ein Ei

genthum an gewissen Fossilien ausdrücken soll, gemeinrechtlich geleugnet

werden muß und der Bergbau als ein freier bezeichnet werden kann,

so übten doch die Landesherren vom Anfange an, wie die ältesten Berg

rechte lehren, ein Aufsichts - und Leitungs- oder Verwaltungsrccht auf

den gesammten Bergbau aus. Dieß erklärt sich geschichtlich ganz ein

fach dadurch, daß die Kaiser und Landesherren kraft des Bergregals

den Bergbau als ihr Eigenthum in Anspruch zu nehmen versuchten,

für dessen Betreibung und Verwaltung sie natürlich ihre Beamten an

stellten, und diese blieben nun auch, als der Bergbau in die Hände der

Privaten kam. Aus eben dem Grunde zogen sie auch aus dem Berg

bau der Einzelnen, früher durch Mitbauen, dann durch Bergabgaben

unmittelbare Nutzungen. Der Inbegriff der gesammten Rechte und

Verbindlichkeiten, die der Staat in Bezug auf den Bergbau hat,

spricht sich in der Bergwerksverfassung und Verwaltung der einzelnen

Lander aus und wird von den älteren Schriftstellern ebenfalls zum

Bergregal gerechnet. Wie man aber in unserer Zeit das eigentliche

Regal von den Hoheitsrechten trennt, so bezeichnet man jetzt auch die

aus der Staatshoheit in Bezug auf dm Bergbau fließenden Rechte als

die B e r g h o h e i t, zum Unterschiede von dem Bergregale. Jndeß darf

man dabei nicht übersehen, daß die Theorie hier leicht mit den geschicht

lich gusgebildeten Verhältnissen insofern in Widerspruch kommen kann,

als man die aus der Staatsgewalt fließenden Hoheitsrechte für unver-

leihbar erklärt, obwohl wir finden, daß die mit dem Bergregal

beliehenen Privaten eigene Bergamter und Berggerichte haben, sowie

wenigstens früher eigene Bergordnungen erließen. Diese Rechte behalt

man aber der Berghoheit vor ^°).

Endlich ist hier der Frage noch zu gedenken, ob das Bergregal

und in welchem Sinne es gemeinrechtlich sei. Sie könnte dann von

Wichtigkeit werden, wenn in einem Lande, wo bisher noch kein Berg;

bau betrieben wurde, dieß geschehen sollte. Ein Gesetz kann für die

allgemeine Bergregalitat nicht angeführt werden, indem diese, z. B.

der westphälische Frieden Art. 8. nur von der Anerkennung der erwor

benen Regalien sprechen, doch dürfte es an anderweiten Gründen für dessen

Dasein nicht fehlen.

Das Bergregal wurde seit seiner Ausbildung wie andere Regalien

verliehen, und zwar zunächst von den Kaisern an die Landesherren;

aber auch von diesen geschah dasselbe, war jedoch oft nur die Form der

Anerkennung eines bereits gusgeübte» Rechtes (Verleihung des Berg-

36) Maurenbrecher, Grundsätze des teutschen Staatsrechtes z. 211.
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«gakS, in Sachsen Gpecialverleihung) ^). tz«rporatwm>n und große

Grundherren erhielten zuweilen das Bergregal unter Verleihung anderer

«hnlicher Rechte zugleich mit dem fraglichen Districte selbst^). Welche

Rechte der mit dem Bergregal Beliehene erhielt, kann deßhalb schwan

kend erscheinen, weil es der Begriff des Bergregals selbst ist. Der

Lchnbrief muß auch hier als nächste Entscheidungsquelle über die ver

liehenen Rechte und Gegenstande geltend gemacht werden , wie über

haupt das lehnrechtlich verliehene Bergregal nach den gemeinen Grund

sätzen des Lehnrechtes zu beurtheilen ist ^°). Der Belehnte ist Berg

herr und hat die aus dem Bergregal, nicht aber auch die aus der

Berghohcit fließenden Befugnisse, welche dem Staate nothwendig vor

behalten bleiben. Das Eigenthum an den regalen Fossilien, welche sich

in dem Reviere befinden, über welches er das Bergregal geliehen erhal

ten hat, erlangt er aber durch die Belehnung eben fo wenig, als es

dem Verleiher zustand. Die in dem fraglichen Reviere schon begrün

deten Rechte auf Betreibung des Bergbaues muß er anerkennen, daher

auch die schon früher erfolgte Freierklärung ; doch kann die Verleihung

auch so erfolgt sein, daß der Beliehene zum alleinigen Betriebe berech

tigt ist. Dieß kann seinen Grund darin haben, daß die Belehnung

da vorgenommen wurde, wo die Freierklärung nicht eingetreten war,

oder darin, daß man annahm, die Freierklarung als das Allgemeinere

könne durch eine besondere Form der Ueberlassung des Bergregals wir

kungslos gemacht werden. Dagegen kommt es auch vor, daß sich die

Verleihung nur auf gewisse Arten regaler Fossilien erstreckt. Enthalt

dann das gewonnene Erz dem Werths, nicht dem Gewichte nach mehr

nicht verliehenes als verliehenes, so wird die fragliche Grube als nicht

verliehen angesehen 4°). Eben so können auch nur einzelne Ausflüsse

des Bergregals den Inbegriff des Verliehenen bilden, z. B. der Zehnt

eines gewissen Revieres oder gewisser Gruben; dann nennt man die

Verleihung von«««»!« minus xlens, zum Unterschiede von der oben ge

dachten, welche man als eoueessio rilens bezeichnet. Die Verleihung

des Bergregals war früher nicht ungewöhnlich; jetzt kommt sie dagegen

nicht leicht mehr vor, weßhalb nur die aus den schon vorgenommenem

Verleihungen fließenden Rechtsverhältnisse praktisch wichtig werden. In

sofern übrigens die Erwerbung eines Regals auch auf andere Weise

als durch Belehnung erfolgen kann, findet dieß auch auf das Bergregal

Anwendung

Zuweilen wird Jemandem das Recht erblich ertheilt, gewisse regale

Fossilien in einem noch im Bergfreien liegenden, nur nach der Erdober

fläche begrenzten, Reviere abbauen zu dürfen, ohne die aus dem Berg-

37) Schonberg, Berginformation ?. N. ». S. Hake, Commentar

§. 39 flg.

38) Mittermaier, Grundsätze Z. 243.

39) Mehrere Beispiele finden sich in Köhler, Anleitung ?c. S. 118.

40) Span, Bergurtheile n. 479.

41) Eigenthümliche Bestimmungen in Böhmen f. I. F. Schmidt, Berg

recht Bd. I. §. 45 flg.
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regal fließenden Rechte zu erlangen (Specialbelehnung , Erbbeleh-

nung)^); daher muß der Beliehene auch die bergrechtlichen Abgaben,

z. B. den Zehnten entrichten. Er braucht aber für die einzelnen Gru

ben keine Muthung und Bestätigung, auch werden ihm, wenn er ein-

zelne nicht fortbaut, diefe nicht freigefahren. '

Diefe Verleihungsarten unterscheiden sich von der Ertheilung des

Bergeigenthums in Folge der Freierklarung mehrfach. Jene gehen

nämlich von dem Inhaber des Bergregals selbst aus , und das Recht

wird in Form eines Lehens nach lehnrechtlichen Grundsätzen ertheilt;

diese erfolgt durch die Bergämter und gibt kein äoinioiui» utile, son

dern ein eigertthümlich beschranktes Eigenthum; auch das Object des

selben ist verschieden, indem es bei der Belehnung mit dem Bergregal

dieses selbst ist, hingegen bei der Erwerbung des Bergeigenthums kraft

der Freierklärung das verliehene Fossil und Grubenfeld. Jene können

nicht verlangt werden, wohl aber kann es diese; jene ertheilen ein blos

nach der Oberflache begrenztes Recht, diese hat ein bergmannisch be

stimmtes Grubenfeld zur Folge; diese steht in nothwendigem Zusam

menhange mit dem Schürfen, jene nicht u. s. w.

Nachdem wir gezeigt haben, inwiefern das Bergregal dem Berg

herrn gewisse Befugnisse in Bezug auf regale Fossilien gewährt und

zugleich damit die freie Disposition des Grundeigenthümers über diesel

ben aufhebt, wird es nöthig die Frage zu beantworten, welche Fossi

lien als regal erscheinen Man hat dieselbe durch Aufstellung ver

schiedener allgemeiner Regeln zu beantworten gefucht, die aber als will

kürlich geschaffene Theorien den durch die Umstände sich bildenden

Bestimmungen nicht entsprechen können. Man erklarte nämlich alle

die Fossilien für regal, welche auf bergmannische Weise ausgebracht

werden, oder die, welche nach der Gewinnung noch nicht sofort, z. B.

von Handwerkern verbraucht werden können. Eben so wenig kann

auch die Concession zur Betreibung eines hier einschlagenden Gewer

bes, z. B. der Ziegelbrennerei, Einfluß auf die Beantwortung obiger

Frage haben, in soweit nicht hier und da falsche Theorien in die Pra

xis Eingang fanden. Richtiger ist der Grundsatz, daß das regal sei, was

vor dem Feuer besteht.

Wenn schon es nicht wahr ist, daß in der früheren Zeit des Berg

baues nur Gold und Silber als regale Fossilien gegolten Habens), so

läßt sich doch gemeinrechtlich der Umfang derselben über die edlen

Metalle hinaus ausdehnen so gewöhnlich es auch ist, daß viele

42) Hake, Commentar §. 85. Meyer, bergr. Beob. S. 9. Mit Un

recht nehmen auch hier Einige eine theilweise Uebcrlassung der Ausflüsse des

Bergregals an. Es liegt hier nur eine andere Erwerbungsform des Bergeigen-

thums vor als die, welcher man sich bei freierklärtem Bergbau in der Regel bedient.

43) Hake, Commentar §. 65 flg.

44) In alten Urkunden werden oft alle Metalle genannt.

45) Allerdings sprechen fast alle alten wichtigeren Bergordn. die Regalität

aller Metalle aus. Hake, Commentar §.66. Karsten, Bergrechtslehre

§. 65 flg. Der in den Gesetzen oft vorkommende Ausdruck: Mineralien
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ande» werthvolle Fossilien in den einzelnen Ländern als regal erschei

nen; ja es gehen einige Bergordnungen, z. B. eine cölner und kur-

hessische, so weit, auch Sand, Thon und Schiefer für regal zu erklä

ren. Nun ist es zwar in den einzelnen wichtigern, Bergbau treibenden

Staaten durch Gesetz ^) oder Herkommen bestimmt, welche Fossilien

regal seien, manche werden auch den eigentlich regalen Fossilien nur

analog behandelt; wo dieß aber nicht der Fall ist, muß man für die

Nichtregalität aller Fossilien außer den oben gedachten sprechen, in so

weit der Bergherr nicht den Beweis des Gegentheiles zu führen ver

mag. Auch lehrt die frühere Berggesetzgebung sowie der Umstand, daß

daß ein fragliches Fossil in anderen Staaten regal ist, daß der Staat

das Recht hat, durch Gesetz zu bestimmen, ob das hier neu entdeckte

Fossil regal sein solle oder nicht, denn der Grundeigenthümer hat in

Folge des Bergregals kein dem Rechte auf Erzielung der Früchte der

Erdoberfläche gleichkommendes Befugniß auf die unter derselben verbor

genen Fossilien. Uebrigens muß hier auch noch der Umstand in Be

tracht gezogen werden, ob sich ein Fossil, dessen regale Natur zweifelhaft

ist, in Verbindung mit anderen regalen vorfindet oder nicht. Bon be

sonderer Wichtigkeit für unsere Zeit ist die Frage, ob Torf, Braun-

und Steinkohlen regal sind oder nicht. Obschon es noch im vorigen

Jahrhunderte nicht an Beispielen fehlte, daß die Regalität des TorfcS

behauptet wurde, so gehört doch Torf jetzt keineswegs zu den regalen

Fossilien ^). In Bezug auf Braun- und Steinkohlen wird gemein

rechtlich dasselbe schon um deßwillen vertheidigt, weil sie vegetabilischen

Ursprungs sind; indeß gibt es doch auch Staaten, in denen sie regal

sind sowie man anderwärts, um zu ihrer Aufsuchung und Gewin

nung zu veranlassen, aus der Bergregalität fließende Bestimmungen

auch für sie gesetzlich festgestellt hat^). — Endlich kennt man eben so

wenig gemeinrechtlich ein Salpeterregal in der Art, daß dem Staate

die Befugniß zustände, Salpeter überall, wo er sich findet und sei es

selbst in Wohnungen, zu gewinnen und die Privaten davon auszu

schließen. Man hat dieses vermeintliche Regal theils mit dem Berg

regal, theils mit dem dem Staate zum Kriegführen u. s. w. nöthigen

Pulver in Verbindung gebracht °").

Da nach dem Bisherigen an den regalen Fossilien weder dem Berg

herrn vermöge des Bergregals, noch dem Grundeigenthümer das Eigen

ist mit Fossilien nicht gleichbedeutend. Hertwig, Bergbuch «. v. Klins.

rslls. Die Einteilung des Bergregals in hohes und niederes kann bei der

Verleihung desselben in Betracht kommen. Wegen der sogen. Edelsteine s.

Freiesleben, Darstellung S. 65 flg.

46) Preuß. Landr. II. 16. §. 69 flg. Steinbeck, Ergänzungen des

preuß. Bergrechtes 1833. S. 12 flg. Bayer'sche Bergordn. 1734. §. 3. Wegen

Sachsen s. Fr ei es leben, Darstellung §. — Tausch, Bergrecht S. 29 flg.

47) Mittermaier, Grundsätze §. 244. N. 12. Hake, Commentar

S. 43.

48) Z. B. braunschweigisches Gesetz von 1323.

49) S. B. k. süchs. Mandat v. 1822.

SV) Mittermaier, Grunds, z. 244. N. 13.
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thum vor der Auffindung und Gewinnung derselben zusteht, dies«« viel

mehr, wenigstens bei freierklärtem Bergbnue, der erhalt, welcher Lager

stätten regaler Fossilien findet und baut, so ist nun zunächst von der

Art und Weise, wie dieses erlangt wird, zu handeln. Regale Fossilien

können nun zwar durch Zufall entdeckt werden, und dieß ist besonders

bei dem Beginn des Bergbaues der Fall gewesen, es kann auch jetzt

noch bei dem Graben von Kellern, Brunnen m s. w. vorkommen;

ebenso kann man auch durch das Wiederaufnehmen alter, verlassener

Berggebaude (wovon weiter unten) zur Gewinnung regaler Fossilien

gelangen und Bergeigenthum erwerben; der gewöhnliche, bcrgrechtsge-

mäße Gang der Dinge, mit dem auch viele Bergordnungen beginnen,

ist aber folgender. Es wird nämlich besonders, von Bergleuten absicht

lich nach regale Fossilien enthaltenden Lagerstatten über Tage gesucht,

was in der Bergmannssprache Schürfen^) heißt. Dieß steht übri

gens Jedem, um das Aufkommen des Bergbaues zu fördern, frei

dem Grundeigenthümer wie dem Nichteigenthümer, dem Inländer wie

dem Ausländer ; nur sind Juden, schon weil sie früher allgemein kein

Grundeigenthum erwerben konnten und überhaupt auch von den Berg

werken entfernt gehalten wurden, sowie nach österreichischen Bergord

nungen Türken^) ausgeschlossen. Nach manchen Bergordnungen

des 16. Jahrhunderts stand es Jedem frei, sofort ohne Einholung eines

sogenannten Schürfzettels von dem Bergamte zu schürfen. Jetzt

ist dieser aber erfoderlich, und dieß schon um deßwillen, damit der Schür

fende nicht als ein Besitzstörer vom Grundeigenthümer angesehen werde.

Der Schürfzettel enthält die Erlaubniß zum Schürfen, das Fossil,

nach welchem man schürft, braucht aber nicht angegeben zu sein, dage

gen ist er auf gewisse Berge und Thäler gestellt, die noch in Bergfreien

liegen müssen, und auch nur für eine bestimmte Zeit, z. B. ein Jahr

giltig/ Für denselben wird eine Kleinigkeit entrichtet. Das Schürfen

ohne Schürfzettel ist nicht nur verboten, es hat auch den Nachtheil, daß,

wenn man eine Lagerstätte erschürft hat, sie sich ein Anderer, der einen Zettel

besitzt, aneignen kann. Deßhalb braucht ihn auch der, welcher auf sei

nem Grund und Boden schürft, da er in dieser Hinsicht kein Vorrecht

51) Hake, Commentar §. 125 flg. Lagerstätten, die kein über Tage

Ausgehendes haben, werden nicht erschürft, sondern durch Stollen angefahren.

52) Für erschürfte Lagerstätten, die noch im unverschrotenen Felde

liegen, d. h. da, wo früher noch kein Bergbau getrieben worden ist, erhalten

die Finder in manchen Ländern Prämien aus besonderen Lassen; nach einer

alten sächs. Bergordn. von 1536. Zt. 126. verspricht der Bergherr ein Kleid

oder 4—6 Gülden zu geben. Vergl. süchs. Bergordn. 1539. A. 2.

53) Tausch, vsterreich. Bergrecht §. 37 flg.

54) Nach mattchen Bergordn. vertrat auch der Muthschcin den Schürf

zettel, indem man schon muthete, wenn man erst schürfen wollte; daher der

Ausdruck: „freies Schürfen muthen" in der trierschen Bergordnung 1564.

Th. I. A. 3. ß. 1; daher gestattet die cdllner Bergordn. 1669. Th. III.

A. 3. das Einlegen eines Muthscheines, wenn man erst Willens ist einzu

schlagen. Heutzutage heißen der Art Muthungen blinde und werden nicht

angenommen.
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vor Dritten hat °°). DaS Schürfen selbst besteht in verschiedenen Ar

beiten, um die unter der Dammerde befindliche Lagerstätte aufzusuchen.

Es ist überall, wenn es nur nicht aus Haß und Feindschaft geschieht,

wie die Bergordnungen sagen, erlaubt, außer unter dem Bett, dem Tisch

und der Feuerstatte ; doch nehmen neuere Gesetze ^) mehrere Orte

aus und lassen eS ohne besonderen Grund nur da und zu der Zeit

zu, wo und wann kein besonderer Schade geschieht; ist es aber erfoder-

lich, so darf der Schürfende z. B. auch Baume umhauen. Es können

auch Mehrere für dasselbe Grundstück Schürfzettel erhalten, doch dür

fen sie dann, nach den nicht mehr recht zweckmäßigen Bestimmungen

der Bergordnungen, nicht näher als 3^ Lachter neben einander einschla

gen. Erlangt dagegen Jemand das Recht, ausschlußweise in einem be

stimmten Distritte schürfen zu dürfen, so heißt dieß Frei schürfen;

es wird aber jetzt nicht leicht mehr gestattet. Dem Grundeigenthü-

mer ist jede Behinderung des Schürfenden bei 20 Mark Silber ver

boten. Ist ein Gang, den man nicht bauen will, erschürft, so muß

man den Schürf offen lassen und auch der Grundeigenihümer darf

ihn nicht zuwerfen. Wenn aber das Schürfen fruchtlos blieb, so ist der

Schürsende zum Einebenen verbunden. Der Grundeigenrhümer erhält

für die etwa entzogene Benutzung des Platzes keine Entschädigung ^«),

kommt es aber in Folge des Schürfens zum Betriebe einer Grube, so

findet man in dem Erbkux (s. unten) auch die Schadloshaltung wegen

des Schürfens. Das Finden einer bauwürdigen Lagerstätte gibt nicht

nur überhaupt das Recht, die Ertheilung des Bergeigenthums verlangen

zu können, es begründet auch den ausschließenden Vorzug in demselben

Felde vor allen denen, welche erst später finden, obgleich sie einen frü

heren Schurfzettel haben, oder auch eher zu schürfen begannen^).

Wenn einer den unentblößten Gang eher muthet und auch ehe- Kü

bel und Seil einwirft, als der erste Finder, so hat doch die spätere

Muthung dieses den Vorzug ^^). Wenn daher auch der Bergmeister

die Mu/Hung eines ersten Finders ohne Grund zurückweist und die ei

nes späteren annimmt und bestätigt, so geht doch das Recht des ersten

Finders nicht verloren^). In Folge dieses Grundsatzes lassen sich viele

Streitfragen leicht entscheiden. In Bezug auf das Recht des ersten

Finders sagt man: er hat das Alter im Felde; seine Rechte deutet das

Sprichwort an: der "erste Finder, der erste Muther, und in Bezug auf

die örtliche Ausdehnung seines Rechtes heißt es in den Bergordnun

gen: des Finders Recht ist die Fundgrube. Uebrigens hat das Recht

des ersten Finders bei Nieren und Nestern wegen des mangelnden Strei

chens und Fortsetzens keine Anwendung.

L6) Hake, Commentar §. 127.

56) Hake, Commentar §. 133.

57) Z. B. preuß. Landr. II. 16. Z. 142.

58) Freiesleben, Darstellung S.92. Köhler, Einleitung S. 135 flg.

59) Pfälzische Bergordn. 17«1. A. 34 flg.

6«) Bayer'sche Bergordn. 1734. A. 6«.

61) Span, Bergurth. Tit. 1. und N. 62, 82.

kW
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Will der Finder bauen , so muß er, um das BergeZgenthum zu er«

langen, zunächst muthen^), oder bei dem competenren Bergamte

Muthung einlegen. Allerdings muß dieß sobald als möglich geschehen,

damit ihm nicht ein Anderer zuvorkomme, was dann namentlich eintreten

kann, wenn Mehrere in derselben Gegend zugleich schürfen. Denn da

der erste Muther die Vermuthung für sich hat, daß er auch der erste Fin

der sei, so liegt dem, welcher zuerst fand, die Muthung aber unterließ,

der Beweis seines ersten Findens ob, und es kann das unterlassene Mu-

then sogar zu dem Verluste des Finderrechtes führen, indem, wenn der

Finder den erschürften Gang drei Tage, in Preußen sechs Wochen, unbe-

legt (ohne zu arbeiten) liegen läßt, er das Recht auf die Muthung ver»

liert, oder wenn er ohne Muthung und Bestätigung fortbaut, kein Berg

eigenthum erlangt^), da das von einem späteren Finder einmal erworbene

zum Besten des nachlässigen ersten Finders nicht wieder aufgehoben wird.

In Bezug auf die Frage, wenn man muthen könne und müsse, oder

welche Vorarbeiten beendigt sein müssen , stimmen die älteren Bergord»

nungen mit dem neueren Rechte nicht überein. Jene schreiben die Mu

thung vor, sobald ein Gang gefunden ist, ohne daß Erzanbrüche

schon vorhanden sind ^). Das Entblößen des Ganges nach seinem

Streichen erfolgt ebenfalls erst nach der Muthung, und dazu gestatten die

Bcrgordnungen 14 Tage und nach Befinden zwei oder drei Erlangun

gen Das neuere Recht läßt aber die Muthung erst eintreten , wenn

man das bestimmte regale Fossil gefunden hat, auf welches man muthet,

sowie wenn der Gang entblößt ist^), damit man sich von der künftig

möglichen Begründung des Bergwerkseigenthumes überzeuge.

Wegen der Eile, die besonders früher zuweilen bei der Muthung er-

foderlich werden konnte, ist mündliche Muthung nachgelassen, doch soll

man drei Stunden darauf die schriftliche nachbringen Auch gestatten

es ältere Bergordnungen, daß man, wenn der Bergmeister nicht zugegen

ist , mit einem Bergmanne als Zeugen den Muthzettel auf den Tisch jenes

62) Schönberg, Berginformation S. 66. Hake, Commentar Z. 146

flg. Karsten, Bergrechtslehre S. S9 flg. Muthen auch sinnen heißt

um etwas nachsuchen oder anhalten, wie diese Worte auch im Lehnrechte ge

braucht werden; ganz falsch ist es daher, wenn ältere Bergrechtslehrer muthen

mit miethen in Verbindung brachten, oder Andere unter dem Muthen das

Besitzergreifen verstehen.

63) Auch an den gewonnenen Erzen hat er kein Recht, doch verbleiben ihm

diese, wenn er später noch die Bestätigung erlangt.

64) Hertwig, Bergbuch ». v. Fund. Daher verlangen diese Bergord

nungen auch bei der Muthung selbst nur die Angabe der Zeit der Muthung,

die Bezeichnung des Ortes des Findens sowie die Bemerkung, daß er noch im

Bergfreien liege. Steiermärkische Bergordn. 1517. Art. SS. Wür-

tembergische Bergordn. 1SS7. Th. II. Art. 2. Zweibrückner Bergordn.

1S14. Art. 2.

65) Die würtembergische Bergordn. Th. II. Art. 3. sagt z. B.:

Den Gang in seinen gemutheten Maaßen entblößen.

66) Karsten, Bergrechtslehre §. 96. Lsr^sr «Is iurs nusär. met.

§. 17. 18.

67) Span, Bergurth. Tit. 2. z. 4. S.
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legt. Der Muthzettel muß jetzt Folgendes enthalten : dm Namen des

MutherS, die Art der Lagerstätte und ihr Streichen, die Bezeichnung des

Grundstücks, auf dem man jene erschürft hat, die Angabe des Fossils,

welches man verliehen zu haben wünscht^) sowie die Größe des Gruben»

selbes , die Benennung der Grube und die genaue Angabe der Zeit der

eingelegtm Muthung. Die Bergckmter sind verpflichtet, die Muthung,

auch wenn dem späteren Betriebe Hindernisse entgegenstehen, anzu

nehmen und dann geschieht sie „auf Recht und Unrecht""). Die Mu

thung ist aber auch dann nöthig , wenn ins Freie gefallene oder frcigefah-

rene Zechen wieder aufgenommen und gebaut werden sollen^), und ebenso

dann , wenn durch das Treiben eines Stollen neue Lagerstätten gefunden

werden^). Ferner ist die Muthung bei der nicht häufig vorkommenden

Anlegung von Seifenwerken besonders erfooerlich, weil durch dieselben

die Erdoberfläche (Dammerde), in der sich das Fossil befindet, hinwegge-

spült wird. Zu Seifenwerken wird gewöhnlich eine Fläche von 1<X)

Lacht« Länge und 50 Lacht« Breite verliehen Auch B e r g w ä s-

ser, namentlich durch Stollen erschrotene oder sonst für den Bergbau

gewonnene, müssen, wenn sie Andere benutzen wollen, gemuthet werden,

und selbst wenn sie zu nicht bergmännischen Zwecken von Privaten ver

wendet werden solle», verlangt man häufig die Muthung. Die Berq-

»ässer werden ab« an diese nur unter der Bedingung verliehen , daß sie

nicht später für dm Bergbau gebraucht werdm. An manchen Orten

werden sogar Privatwässer für den Bergbau gemuthet "). Endlich

ist die Muthung auch auf Räume zu Pochwerken, Wäschen und Berg

schmieden ausgedehnt worden Uebrigens darf auf alles nicht regale

oder schon verliehene Fossil sowie auf das, was sich der Bergherr trotz

der Freierklärung vorbehalten hat, keine Muthung angenommen wer

den ").

Ist AlleS zur Belehnung oder Bestätigung des Bergeigcn»

thumeS vorbereitet (sie erinnert unwillkürlich an die Investitur des gemei

nen teutschen Rechtes und ihre Wirkungen bei Immobilien), so wird zu

nächst an Ort und Stelle durch daS Bergamt untersucht, ob gehörig ent

blößt, ob der nithige Raum im freien Felde da ist und ob kein Dritter

beeinträchtigt wird ; dieß heißt die Besichtigung auf den Augenschein. Die

68) Es hatte Jemand auf Quecksilber gemuthet, die Schlacken enthielten

aber Silber, und so wurden denn die Schlackenhalden einem Anderen geliehen.

Meyer, bergrechrl. «evb. S. 40.

69) Karsten, Bergrechrslehre S. 62.

7l>) Karsten. Bergrechrslehre S. 1S1.

71) Hat der Stölln« den Bang 14 Sachter, ohne zu muthen, überfahren

und will ihn nun ein Anderer muthen, so kann jener verlangen, daß der Gang

ihm als ersten Finder 14 Tage lang noch zur Muthung angeboten «erde.

72) Hake, Sommentar j. 2L.

73) Herrn, ig, Bergbuch ». v. Wasser.

74) Hake, Commentar §. 154. Freiesleben, Darstellung Z. 14.

75) Span, Bergurth. Tit. 2. §, Ä.

76) Hertwig, Bergbuch v. Bestätigen. Hake, Sommentar §.

160 flg.
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Bestätigung erfolgt dann vor dem competenten Bergamte^ an bestimm

ten Leihetagen; der Beliehene heißt der Lehnträger und ist der bisherige

Muther. Die verliehenen Gegenstande werden genau in das Gegen»

buch ^) eingetragen, welches als öffentliche Urkunde vollen Beweis ge

währt. Der Lehnträger kann sich eine Abschrist über die Belehnung aus

stellen lassen und diese heißt der Lehnschein. Die Wirkung der Bestä

tigung ist das Bergeigenthum, welches nur auf diese Weise erwor

ben werden kann ^). Ueber die Natur des Rechtes, welches der Belie

hene erhält hat man viel gestritten. Einige nennen es ein Privile

gium^), Ändere betrachten es als Emphyteuse oder usutruows und

noch Andere als dominium util«^). Abgesehen davon, daß diese Mei

nung mit der unrichtigen Ansicht von einem Eigenthume des Bergherrn

kraft der Regalität am Bergwerksgute zufammenhängt, so ist auch in den

Bergordnungen nirgends von einem dominium utile die Rede; übrigens

könnte dann auch die Grube, wenn sie auflässig geworden ist, nicht ins

Freie fallen. Nach der richtigen Ansicht ist hier ein wirkliches Eigen

thum vorhanden, obschon es eigenthümlichen Beschränkungen unterliegt ^^).

DerBergwerkseigenthümer, gewöhnlich eine Gewerkschaft, darf das Öbject

seines Eigenthumes nicht zu anderen als bergmännischen Zwecken gebrau

chen, die Gruben nach mehreren Bergordnungen nicht verpachten und

das Verfügungsrecht über die gewonnenen Erze ist jetzt häufig durch das

Vorkaufsrecht des Staates beschränkt. Das Bergeigenthum geht durch

nicht gehörigen Gebrauch verloren und der Inhaber desselben ist über

haupt verpflichtet, nach Vorschrift der Bergordnungen und unter Auf

sicht und Leitung der Bergbehörden zu bauen, sowie die vorgeschriebe

nen Bergabgaben zu entrichten. Dagegen kann er auch die Erwer

bung des Bergeigenthumes aus dem Bergfreien verlangen.

Object des eigentlichen Bergwerkseigenthumes ist das verlie

hene regale Fossil innerhalb des Grubenfeldes, nicht einmal also jedes

innerhalb desselben, denn das nicht mit Verliehene liegt noch im Berg-

freien, könnte also von Anderen erworben werden. Man sieht aber

als Gegenstand jenes auch das Nebengestein im Grubenfelde, folglich

die Halden (nicht auch Haldenplätze) sowie alle Baue im Grubenfelde

nebst Zimmerung, Mauerung und Maschinen an^). Außerdem ge

hört zum Bergwerkseigenthume, oder richtiger zum Zecheneigenthume

im weiteren Sinne noch manches Andere, und zwar wegen des

77) Früher gab es von dem Bergmeister verschiedene L e i h e r. Leier

«tia met. II. p. 237.

78) Klotzsch vom Gegenbuche.

79) Span, Bergurth. N. SS.

8«) ves OK sm ps cle quiKusö. iur. met. v. 52. Vergl. Literatur bn

Mittermaier, Grundsätze 246. N. 16.

81) Eichhorn, Einleit. in d. t'. Privatr. Z. 276. Maurenbrecher,

t. Privatr. Z. 234. Schmidt, böhmisches Bergr. Th. I. z. S6.

82) Wenk äe öomin. pari. met. p. 20. F r e i e s l e b e n , Darstellung

S. 81.

83) Freiesleben, Darstellung S. 62.

84) Freiesleben, Darstellung g. 14, 19 u. 20.
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genauen Zusammenhanges, in dem es mit dem eigentlichen Berg-

mcrkseigenthume steht, oder nach den Grundsätzen über Zubehörungen.

Man hat sogar, wie schon oben bei dem Muthen erwähnt wurde,

die Erwerbungsart des eigentlichen Bergwerkseigenthumes auf Wässer

und die zu Wäschen und Pochwerken nöthigen Räume ausgedehnt. Es

»ersteht sich übrigens von selbst, daß diese Platze erst ausgekauft wer

den müssen, ehe sie bergrechtlich gemuthet und bestätigt werden kön

nen, und ebenso, daß sie wenigstens bei der ersten Erwerbung nicht

als Bergfreies zu betrachten sind. Aber nicht nur diese werden zu

dem Bergmerkseigenthume im weiteren Sinne gerechnet, sondern auch

die darauf befindlichen Gebäude selbst, dann die der Grube nöthigen

Plätze zu Halden, Wegen und Stegen, sowie sonstig« zum Betriebe

gehörige Sachen, namentlich also Materialien aller Art, die Vorhände»

mn Geräthschaften und Erzvorräthe, selbst auch die der Grube gehö»

renden Capitalien. Es kommt auch vor, daß sie Wiesen, Aecker,

Holzungen, Fischerei, Bierschan? und Gerichtsbarkeit hat. Die Er»

Werbung des Bergwerkeigenlhumes (im weiteren Sinne) kann daher

auf mehrfache Weise erfolgen : theils durch die bergrechtliche Bestätigung,

theils in Folge der berggesetzlichen Abtretungsverbindlichkeit des Grund»

«igenthümecs, wohin die der Grube unentbehrlichen Räume zum Hal

densturz und zu Wegen und Stegen gehören, theils durch jede andere

Erwerbungsart nach Zivilrecht, wie bei Geräthschaften. Die rechtliche

Bedeutung dieses Bergwerkseigenthumes tritt hervor, insofern eS unter

den Bergverwaltungs- und Gerichtsbehörden steht, insofern als es wich

tig wird, den Umfang des Eigenthums einer Grube, z. B. wegen

der Bergschulden zu kennen und dann namentlich bei dem Aufläs

sig werden der Grube (s. unten). Das Bergwerkseigenthum im wei

teren Sinne kommt da, wo von der Größebestimmung desselben im

engeren Sinne die Rede ist, nicht weiter in Betracht und die der Grube

nöthigen Räume über Tage sind weder mit dem eigentlichen Gruben

felde zu verwechseln, noch auch nothwendig da auf der Erdoberflache,

wo sich jenes unter dieser befindet.

Um die örtliche Ausdehnung des verliehenen Bergeigenthumes

genau zu bestimmen, ist die bergmännische Vermessung"^) nöthig.

Diese ist nach Verschiedenheit der Lagerstätten eine doppelte: entweder

nämlich die nach gestrecktem, oder die nach geyiertem Felde.

Jene kommt bei Gängen vor, diese bei Flötzen u. s. w. Von dem

Bergbaue auf Gängen ist in den früheren Bergordnungen fast aus

schließlich die Rede; daher soll auch hier zunächst von dem Vermessen

nach gestrecktem Felde gesprochen werden. Die Vermessung wurde in

früherer Zeit 14 Tage nach der Belehnung oder wenigstens dann,

wenn die Grube fündig ward, d. h. einmal Ausbeute gegeben hatte,

vorgenommen. Jetzt erfolgt sie in der Regel nur dann, wenn das

Interesse anderer Bergbautreibender in Frage kommt, namentlich we-

8S) Ueräcr 6« iure quaör. met. Köhler, Anleitung S. 151 flg.

S. 494 flg.
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gm Streitigkeiten mit benachbarten Gruben, und selbst dann ist eS

gewöhnlich, daß sich die streitenden Gruben vergleichen und den Bau

gemeinschaftlich fortsetzen. Wenn übrigens das Bergamt das Vermessen

für erfoderlich erklärt, der Eigenthümer es aber nicht gestatten will,

so wird die Grube aus gemessen, d. h. sie fällt in's Freie. Bei

dem Vermessen wird an dem Rund bäume mit der Schnur ange

halten, so daß die Lange in der Regel, d. h. so weit es örtlich angeht

oder nicht das Interesse des Eigenthümers etwas Anderes wünschens-

werth macht, halb aufwärts halb abwärts des Ganges vermessen wird.

Uebrigens darf nie über die Landesgrenze hinaus vermessen werden

und ebenso wenig jenseit eines s. g. Erbflusses; das Gegen»

trumm ist besonders zu muthen^).

Da mit der Ausbildung der Bergregalität und Freierklärung bat

Recht des Grundeigenthümers auf die unter seinen Grundstücken sich

befindenden regalen Fossilien aufgehoben war, so konnten auch die

Grenzen des Eigenthumes auf der Erdoberfläche keine Richtschnur für

die des Bcrgwerkseigenthumes abgeben; gleichwohl ward auch in Bezug

auf dieses eine Abgrenzung nöthig. Die Größe des in der frühesten

geit zugetheilten Grubenfeldes mag wohl willkürlich und verschieden ge

wesen sein; es laßt sich jedoch annehmen, daß man die bei Grund

stücken üblichen Maßgrößen zur Richtschnur für die Vermessung

des Bergeigenthumes nahm. Die älteste bekannte Vermessungsart er

folgte nach Lehnen (lsnsus auch msusu»), worunter man ein sieben

Lachter langes und ebenso breites Quadrat versteht ^). Obgleich eS

wahrscheinlich ist, daß man anfänglich jedem Eigenthümer nur ein

Lehen vermaß ^) , da der Bergbau damals ganz anders getrieben

wurde als jetzt, fo ist doch in unseren Quellen die Regel festgehalten,

daß jedem Eigenthümer sieben Lehne vermessen werden 6'). Andere

Bergordnungen rechnen dagegen nach Wehren, die in der doppelte»

Lange der Lehnen bestehen, und deren werden dann drei vermessen.

Sieben Lehnen oder drei Wehre kann jeder erste Finder einer La

gerstätte verlangen: diese heißen die Fundgrube. Was ihm dann

außerdem auf derselben Lagerstatte noch zugetheilt wird, sind Maße

und das Ganze Einem Verliehene ist das Grubenfeld. Da aber

eine Lagerstätte an Mehrere verliehen sein kann, so kommt es vor,

daß zwischen ihren Grubenfeldern sich unverliehene Strecken befinden:

86) Hake, Commentar Z. 181.

87) Der in den lateinisch geschriebenen Quellen gebrauchte Ausdruck:

neu, läßt nicht annehmen, daß man bei den Lehnen an zu denk»

habe. —

88) Solche einzelne Lehnen wurden auch später noch bei jeder Grube

dem Bergherrn, seinen Hosbeamten, dem Bergmeister u. s. w. vermessen. Bgl.

i gl au er Bergrecht.

89) ^grlvola Ss re met. IIb. 4. r>. 58. Merkwürdig ist auch die Be

stimmung der iurs silvanorum v. 1271 bei Wsgner corp. iur. m. p. 10ZZ.

90) Es kommen aber nach einzelnen Bergordnungen auch noch andere Ab

weichungen vor. Uvräer Äs iurs ijusä. met. K. 44. 45.
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dies« heißen die Ueberschaar. Sie wird gewöhnlich auf Verlangen

der einen der daran stoßenden Gruben zugetheilt, wenn sie nicht groß ge

nug ist, eine eigene Grube zu bilden^). — Da man jetzt unter Leh

nen, Wehren u. s. w. nur Längenmaße ohne Angabe der Breite

versteht, so muß diese für das Grubenfeld noch befonders bestimmt

werden. Dieß geschieht durch die s. g. Vierung. Es wird nämlich

deßhalb Lachter in's Hangende und ebenso viel in's Liegende

des Ganges, jedoch so vermessen, daß man an den Saalbändern an

hält, die Mächtigkeit des Ganges also nicht mit berechnet. Diese

Wierungslinien begleiten den Gang nach feinen Richtungen und ebenso

bis in die ewige Teufe, als rücksichtlich des Streichens, so weit

als die Länge des Grubenfeldes bestimmt ist. Das Recht auf den

durch die Vierung zu erlangenden Theil des Grubenfeldes erhält jeder

Beliehene ir>,« Mre als eine Art Zugabe, und mährend die Ausdeh

nung des Grubenfeldes der Länge nach verschieden festgesetzt werden

kann, bleibt sich die durch die Vierung gesetzlich bestimmte Breite stets

gleich, nur daß unter Umständen von jenen sieben Lachtern mehr als die

Hälfte in's Hangende oder umgekehrt vermessen werden kann. Die

Vermessung wird übrigens nicht sowohl über Tage, als im Berge

selbst vermöge der Markscheidekunst vorgenommen und überhaupt nur

dann, wenn dazu besondere Veranlassung vorliegt. Diese Vierung,

welche sich nach dem sogenannten Specialstreichen des Ganges richtet,

heißt auch Vierung des Ganges. Vierung des Gruben

feldes wird sie dann genannt, wenn sie durch das Hauptstreichen

des Ganges, d. h. durch seine wesentliche Richtung, abgesehen von

den einzelnen Beugungen desselben, bestimmt wird. Sie wird nur

ausnahmsweise zur Angabe der Breite des Grubenfeldes ange

wendet, nämlich dann, wenn sich der Gang theilt, zertrümmert

oder ganz aussetzt. Die Mächtigkeit des vorhandenen Ganges wird

bei dieser Messung nicht berücksichtigt; es wird also nur die Breite

von sieben Lachtern angenommen ^). Streicht der einem Anderen ver-

Uehene Gang in sein vermessenes Feld, oder setzt er durch, so ent-

91) Früher unterschied man das Vermessen mit verlorener Schnur

oder das Ueberschlagen, was nur von den Gewerken und ihrem Schicht

meister vorgenommen wurde , keinen vollen Beweis begründete und eine noch

nicht fündige Grube voraussetzte, und das Erbbereiten oder erbliche Ver

messen. Dieses war eine feierliche Vermessung, wenn die Grube fündig ward.

Da« Vorhaben des Erbbereitens ward zunächst dreimal über 14 Tage vom

Rathhause oder von der Kanzel bekannt gemacht. An dem bestimmten Tage

begaben sich die Bergbehörden in feierlicher Prozession auf das Grubenfeld.

Hier beschwor der Lehnträger mit der Hand auf dem Rundbaume das Eigen

thum der Grube, worauf die Belehnung verlesen ward. Vom Bergamte wurde

dann mit einer seidenen Schnur vermessen , und so weit der Lehnträger von

der Grenze noch rückwärts springen konnte, so viel ward noch zugegeben. Dann

ward von demselben knieend auf einem neuen Bergleder eine Summe für die

Handlung an die Bergbehörde überreicht und endlich das Berglcder der Menge

preisgegeben. — In einer Urkunde von 1320 heißt es: O!rcume<zuitäre.

Leisr otis met. II. p. 227. L(ehmann), Nachricht vom Erbbereiten.

92) »srüsr I. c. §. gg «y.
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scheidet daS Alter, d. h. die frühere Belchnung, über dag Recht des

Abbauens. Ebenso ist es, wenn derselbe Gang, den man für verschie

dene hielt, Mehreren verliehen ward, und es sich nun ergibt, daß

für das zugesprochene Grubenfeld beider kein hinreichender Raum da

ist

Von der bisher erwähnten Vermessung ist die nach g «viertem

Felde völlig verschieden. Sie kommt bei Flöhen und Lagerstätten

vor , welche eine mehr horizontale als senkrechte Lage haben ^) , und

beruht also- auf der von den Gangen verschiedenen Natur. Au dem

bergmännischen Betriebe wird hier nicht sowohl ein sich nur in die

Länge streckendes Grubenfeld verlangt, als vielmehr ein solches, welches

größere horizontale Flächen enthalt. Auch hier bestimmen die Berggesetze die

Größe verschieden. Gewöhnlich beträgt die Fundgrube ein horizontales

Quadrat von 42 Lachter Lange und etwas weniger Breite, die Maße

aber nur 28 Lachter Lange. Unter Umständen kann das Grubenfeld

aber auch in einer anderen Figur, als der des rechtwinklichten Qua

drates bestehen. Hinsichtlich der Teufe geben einige Bergordnungen

dem Beliehenen das Recht in senkrechter Richtung bis in die ewige,

andere erstrecken die Befugniß nur auf die verliehene Lagerstätte, so

daß die tiefere besonders gemuthet werden kann. Dann gibt man aber

dem Beliehenen auch hier das Recht der Vierung nach Analogie der

bei den Gängen^).

Ueber Tage werden die Grenzen des Grubenfeldes wie andere

Begrenzungen durch Lochsteine bezeichnet, deren Rechtsverhältnisse

den der gewöhnlichen Grenzsteine analog zu beurtheilen sind. Im

Berge werden dagegen Erbstufen als Grenzzeichen geschlagen^).

Uebrigens verdient die durch Lochsteine erwiesene Grenze den Vorzug

vor der nach Lachtern angegebenen.

Wenden wir uns zu dem wirklichen Betriebe des Bergbaues

und den Rechtsverhältnissen, die dabej vorkommen, so finden wir, daß

derselbe nach den Bergordnungen theils von Eigenlöhnern, theils

von Gewerkschaften unternommen wird. Doch kommt es auch

vor, daß der Eigenthümer einer Grube oder eines Bergwerks, wie

man oft sagt, der Bergherr selbst oder eine Corporation, z. B. eine

Stadt ist. — Die Geschichte des Bergbaues im engsten Sinne liegt noch

ziemlich im Dunkeln, und doch ist sie in technischer wie in rechtlicher

Beziehung nicht ohne Wichtigkeit. Gewiß ist, daß die Rechtsverhält

nisse und Verschiedenheiten der Eigenlehner und Gewerken nicht, wie

93) Nach einem österreichischen Patente von 1819 fällt die Vermessung

nach gestrecktem Felde weg, und es werden ohne Unterschied der Lagerstätten

Grubenfeldrr verliehen, die zur ebenen Grundfläche ein Rechteck von 224 wie

ner Lachter Länge und 66 Lachter Breite bilden. Die Tiefe der senkrechten Sei

tenflächen beträgt 10« Lachter. Tausch, Bergrecht S. I«« flg.

94) Bestimmte Grade z. B. 16 auch 2«, entscheiden, ob eine Lagerstätte

als Gang oder Flbtz gilt. Meyer, bergrechtl. Beob. Abh. 3.

96) Hake, Commentar Z. 197.

96) Hake, Commentar z. 2V3 flg.
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man häusig glaubt, schon von der ersten Zeit des Bergbaues her vor

kommen. Von den Eigenthümern des Bergwerks verschiedene Berg»

arbeiter hat es zwar von jeher gegeben , wie dieß theils die ältesten

Quellen erwähnen, theils auch daraus hervor geht, daß die Berg«

werkseigenthümer großentheils den höheren Ständen angehörten; dage

gen kommt das korporative Verhältnis welches unseren Gewerkschaften

zum Grunde liegt, sowie namentlich auch das Rechtsinstitut der Kuxe

keineswegs schon in der frühesten Zeit des Bergbaues vor. Wie das

Allein- oder Sondereigenthum bei Grundstücken am gewöhnlichsten sich

vorfindet, so war es auch bei den Berglehnen, besonders da jedenfalls

das Grubenfeld klein war und man es auch noch nicht verstand, das-

sebe in der Tiefe abzubauen. Auch als der Unternehmer 7 Lehnen er

hielt, blieb er in der Regel allein Eigenthümer, wiewohl er auch einige

Miteigenthümer haben konnte. Dann scheint jeder aber seine Lehnen

für sich besonders gebaut zu haben und nur bei gemeinschaftlichen

Anstalten verband man sich genauer; auch überließ der Eigenthümer

eines Grubenfeldes bestimmte Theile desselben an Andere zum eigenen

Abbau nach Art des abgeleiteten Eigenthumes ^).

Was nun zunächst die Eigenlehner^) und deren Rechte

betrifft, so versteht man unter ihnen die, welche ein Bergwerks

eigenthum auf bergrechtliche Weise erworben haben und es durch

ihre eigene Arbeit bauen, so daß sie auch die übrigen etwa nöthig

werdenden Auslagen selbst bestreiten und das Recht der Selbstverwal

tung haben i""). Der Eigenlehner sollten früher nicht über vier, jetzt

nicht über acht sein; es kann aber auch nur Einer sein, zumal heut

zutage, wo man es gestattet, daß sie Bergleute annehmen, oder

sich durch sie bei der Arbeit theilweise vertreten lassen. Es fehlt zwar

in den einzelnen Landern an gesetzlichen Bestimmungen über die

Eigenlehner, was aber das rein Juristische anbetrifft, so erscheinen sie

als durch einen Vertrag verbundene Miteigenthümer einer untheilbaren

Sache zu intellectuellen Theilen^), fg daß die hierbei in Frage kom

menden Rechtsverhältnisse nach gemeinem Rechte beurlheilt werden

müssen ; als universitss dürfen sie aber nicht angesehen werden. Als

unterscheidendes Merkmal der Eigenlehner von den Gewerken muß

namentlich das festgehalten werden, daß das eigentliche Kurv er hält -

niß bei ihnen nicht zur Anwendung gebracht werden darf, wenn man

schon ihre intellectuellen Antheile nach der Kuxzahl einer Grube zu be-

S7) Man hat in der früheren Zeit weit mehr Schachte auf einem Gru

benfelde abgesenkt als jetzt.

98) Besonders belehrend ist hierüber die Oon5t!t. ^Vei,?e»Iki II. v. 1300.

99) Früher nannte man sie Einspännige; in den älteren Bergord

nungen heißen sie: die ihr eignes Lehen bauen; daher Eigenlehner nicht Eigen

löhner. ^VenK tle <l«m. pari. n>et. z>. 16.

100) Hake, Commentar g. 22^. öisäermsnn Ss iuridu» sing. ««-

rovgz'küv met.

101) Sachs. Bergordn. von 1S89. Art. 36.

102) Mittermaier, Grundsätze §. 25«.
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rechnen pflegt^) und such bei der Umgestaltung der Eigenlehnerzeche

in eine gewerkschaftliche Kuxe zur Sprache kommen müssen^). Die

Eigenlehner haften für Foderungen Dritter unmittelbar xr« rsts.

Sie legen ohne Zuziehung des Bergamtes die nölhig werdende Zubuße

unter sich an. Wegen Rückstanden kann hier aber kein Retardats-

verfahcen (s. unten) angestellt werden ^), eg findet vielmehr eine

Klage auf Nachzahlung statt. Da das eigenthümliche Rechtsverhält-

niß der Kuxe nicht zur Unterlage dient, so ist auch kein Grund vor

handen, weshalb der Schuldner nur mit seinem Antheile am Berg

vermögen hafte und nicht auch mit seinem übrigen.

Da die Eigenlehner das Aufkommen des Bergbaues befördern,

so genießen sie gewisse Begünstigungen, und da sie häusig nur Ver

suchsbau treiben, auch unmittelbar selbst, im Gegensatz zu den Ge-

werken, betheiligt sind, so sind sie von den Bergbehörden unabhängi

ger als die Gewerkschaften. Sie haben zunächst das Recht der eige

nen Verwaltung, so daß sie diese unter sich vertheilen oder auch

Einem übertragen können, der Lehnträger oder Vorsteher eigener

Lehnen heißt und die Stelle des Schichtmeisters vertritt^); er steht

zu den Uebrigen in einem Mandatsverhältnisse. Wenn er auch ver

eidet wird, so kann ihn doch die Bergbehörde nicht absetzen. Die

Aufsicht derselben über die Eigenlehnergruben ist insoweit ausge

schlossen, als ihr Berhältniß unter sich in Frage steht, nicht aber in

soweit es sich auf das Wohl des Bergbaues überhaupt, namentlich we

gen zweckmäßigen Baues, bezieht. Uebrigens müssen die Eigenlehner

dem Bergamte auch Rechnung ablegen^), sind dabei aber in einigen

Punkten begünstigt^). Sie können ferner mit Weilarbeit bauen,

d. h. sie brauchen das Gebäude täglich nur mit einer vierstündigen

Schicht zu belegen. Kommt es zur Ausbeute, so sind sie gewisse

Jahre von den landesherrlichen Bergabgaben befreit^). Dagegen sind

sie, insoweit sie die Arbeit durch Bergleute verrichten lassen, den berg

rechtlichen Bestimmungen über diese, z. B. hinsichtlich des Lohnes, völ

lig unterworfen ""). ^

Am gewöhnlichsten wird der Bergbau durch größere Vereine, Ge

werkschaften "^), betrieben, bei denen hinsichtlich der Anzahl nicht

sowohl die der wirklichen Theilnehmer, als die der Kuxe, deren 128

zu einer Gewerkschaft gehören, in Betracht kommt "^). Dieselbe wird

103) Freiesleben, Darstellung S. 248.

104) Meyer, bergr. Beob. S. 169.

105) Sisäsrmann §. 29.

106) Siegermsn» §. 27.

107) SisSsrmänn §. 31.

, 108) Köhler, Einleitung S. 241.

109) Sachs. Bergdecret v. 1624. §. 7.

11«) Liegermann §. 41.

111) Hake, Commentar Z. 222 flg. Karsten, Bergrechtslehre Z. 239.

Gewerke kommt nicht von Werk oder wirken her, wie >VenK 6s äom. psrt.

p. 17. glaubt; Gewerke heißt vielmehr Genosse, Verbündeter.

112) Gewöhnlich nennt man 32 Kuxe eine Schicht und 4 einen Stamm.
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jetzt ziemlich allgemein als Gesellschaft («««iets») angesehen, st

daß die Kuxe als intellectuelle Theile des eonäominluni jener erschei-

nen. Bevor aber das römische Recht wenigstens mittelbar, auf daS

Bergrecht einzuwirken begann, wurden die Gewerkschaften zu den teut-

schen Corporationen gezählt ^^b) und auch später noch wendete man die

römisch-rechtlichen Grundsatze über Corporationen auf sie an "°). Sit

tragen überhaupt die wesentlichen Bedingungen und Merkmale selbst

der römischen in sich und nur eine falsche Doctrin hat sie, in Erman

gelung ausdrücklicher Bestimmungen, namentlich der früheren Bergge

setze, der s««et»s untergestellt. Denn nicht nur, daß in Bezug auf

das Ein- und Austreten sowie die Rechtsverhältnisse der Gewerken

/ unter sich , die Grundsätze der »oderss gar nicht anwendbar sind , so

werden auch die Gewerken in Gewerkschaftsangelegenheiten Dritten we

der pro rsts noch iu solickum verpflichtet und können überhaupt von

diesen als solche gar nicht unmittelbar belangt werden z ein Grundsatz,

der bergrechtlich durchaus fest steht (s. unten). Wenn gleich manche

Rechtsverhältnisse ebenso bei der Annahme dieser als jener Meinung zu

lässig und andere gesetzlich festgestellt sind, so kommen doch natürlich auch

Fälle vor, deren Entscheidung davon abhängt, ob man den Gewerken ein

««uckomiuiurn beilegt, oder sie als Corporation behandelt, z. B. dann, wenn

es sich darum handelt, ob sie durch Stimmenmehrheit zum Veräußern

der Kuxe und zum Aufgeben des Berggebäudes gezwungen werden dürfen"').

Mitglied der Gewerkschaft wird man nur durch den bergrechtlich

erworbenen Kux. Der Kuxinhaber nimmt an allen Rechten und Ver

bindlichkeiten der Gewerkschaft Theil, welche Rechte man ihm aber in

Die Kuxe können auch wieder in einzelne Theile zerlegt werden. Sie bil

dete das Bergrecht allmälig seit dem 14. Jahrhundert aus, doch war ihre

Anzahl verschieden, z. B. in Freiberg bestand eine Gewerkschaft aus 64 Ku

xen. Sternberg, Umrisse Bd. II. S. 102 u. 205. Ihr eigenthümlicher

Character war aber erst dann vorhanden, als man über sie besondere Doku

mente, Gewährscheine ausstellte. Früher waren die eine Grube gemeinschaft

lich Bauenden den Markgenossenschaften ähnlich; überhaupt ist nicht

zu übersehen, daß damals die Benutzung eines Forstes mit der der darunter

befindlichen Erze oft verbunden war; so heißen auch in Ungarn die Gewerken

Wald bürge r. Meyer, Bergwerksverf. Anh. Nr. 3.

113) Wie überhaupt Manche die Begriffe der svnets» und universitss

vermischen, so geschieht dieß auch hier, z. B. von 8«Kmiät 6s or!g!ne «t

Zur. societstis mst. Freiesleben, Darstellung S. 125. Auch hier fehlt

unserem Rechte ein selbstständiges Institut, welches zwischen dem gedachten rö

mischen die Mitte hält.

114) Dieses kennt jedoch selbst ein corpus surilväirisrum srgentikoginä.

rum et sslinsruin Ii. 1. pr: 1. ?. qu«6 «uiuslid. univ. nom. (3. 4.)

116) Es finden sich bei ihnen die Erfodernisse, welche man früher ver

langte. Vergl. Maurenbrecher, teutsches Privatrecht Z. 14« flg.

116) Noch im 17. Jahrhundert waren sie z. B. in Sachsen ausdrücklich

als universitgL anerkannt. F. A. S ch m i d , Bergprozeß S. 33. Die Be

stätigung durch den Staat ist in der Anerkennung der Gewerkschaften durch die

den Bergherrn vertretenden Bergämter vorhanden.

117) Meyer, bergrechtl. Beob. Nr. 26. Mittermaier, Grundsatze

Z. 2S1.
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Bezug auf das Bergwerkseigenthum (im engern und weitem Sinne)

der gewerkschaftlichen Zeche "") beilegen will, hangt wiederum davon

sb , als was man die Gewerkschaft juristisch ansieht. Unserer Ansicht

zufolge hat der Kuxinhaber ein doppeltes Recht "^). Der Kux ge

währt die Mitgliedschaftsrechte in Bezug auf die Gewerkschaft als Cor

poration, und dann erscheint er auch zugleich als ein besonderes Rechts-

object, welches der Zeche und ihrem Eigenthume nur seinen Ursprung

verdankt, oder auf dieses gegründet ist. Als besonderes Rechtsobject

oder eigener Vermögenstheil stellt sich der Kux durch den vom Berg

amt ausgefertigten Gewahrschein dar; er wird durch dieses Papier

(wie die Actie) verkörpert, juristisch aber anerkannt den unbeweg

lichen Sachen beigezählt ^). Daß er ein besonderer, mit dem

Bergwerkseigenlhume der gewerkschaftlichen Zeche nicht identischer, Ver

mögenstheil, daher auch nicht ein blos intellektueller Theil desselben sei,

ergibt sich daraus, daß er auf ganz andere Art als die Zeche erworben

und verloren wird, sowie vorzüglich daraus, daß die Verpfändung der

Zeche und die des Kuxes ganz unabhängig von einander erscheinen

(s. unten), indem z. B. der, dem der Kux verpfändet ist, sich nur an

diesen und nicht an die Zeche selbst halten kann.

Die Gewerkschaft kann entweder aus einer Eigenlehnerzeche ent

stehen, oder so, daß ein Grubenfeld gleich anfänglich durch eine Ge

werkschaft in Angriff genommen wird ; doch müssen eine gewisse Anzahl

Kuxe, z. B. in Sachsen 80, untergebracht sein, um als Gewerkschaft zu

gelten. Ebenso ist nach den Bergordnungen dem ersten Muther der

Zeche eine bestimmte Anzahl Kuxe, z. B. 12, vorbehalten^). Als

Vorsteher der Gewerkschaft erscheint der Schichtmeister, dessen Amt

sich seit dem 15. Jahrhunderte ausbildete. Er wird gewöhnlich als

Bevollmächtigter oder Factor der Gewerkschaft angesehen, doch muß er

als Syndicus gelten, wenn man sie selbst als Corporation betrach

tet^). Der Schichtmeister verwaltet unter Aussicht und Einwirkung

der Bergbehörden die gewerkschaftliche Zeche und sein Wirkungskreis

ist wie der anderer Bergbeamten in den Bergordnungen genau angege

ben. Wenn auch die Gewerken den Bau ihrer Zeche nicht nach eige

nem Ermessen treiben dürfen, theils weil ihnen die erfoderlichen Kennt

nisse meist abgehen, theils weil dieß leicht zu Raubbau führen würde,

so können sie doch von den Vorstehern der Zeche Auskunft über den

Stand der Dinge bei derselben verlangen, namentlich Vorlegung der

Rechnung, die aber schon von Amtswegen den Gewerken mitgetheilt

wird. Sie können auch Vorschläge hinsichtlich des Zechenbetriebes

118) J ech e bedeutet zunächst eine Genossenschaft, Verbrüderung, daher

auch Gewerkschafti dann bezeichnet man damit aber das Berggebäude

selbst.

119) Mever, bergr. Beob. S. 149 u. 205.

12«) Hake, Commentar §. 114. ' Sachs. Constitutionen von 1S7Z. I>.

III. «. 2S.

121) Meyer, bergr. Beob. S. 169.

122) Keppmani, Mimest, iur. inet. p. 30.
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machen und haben die Befugniß, ihren Schichtmeister, gewöhnlich

aus einigen vom Bergamte vorgeschlagenen Personen, zu erwählen.

Sie fassen auch außerdem durch Stimmenmehrheit Beschlüsse in ihren

Angelegenheiten, wobei die Stimmen nach der Anzahl der Kuxe der

Gewerken gezahlt werden^). Dieß wird dann nöthig, wenn we

sentliche Veränderungen oder neue Unternehmungen, wenn die Ver

einigung der Zeche mit einer anderen oder auch das Aufgeben derselben

in Frage steht, wenn ein Prozeß angefangen, oder ein Vergleich ab

geschlossen werden soll ^). Da früher die Gewerken meist in der

Nähe der Zeche lebten (in Goslar sollten z. B. nur Bürger Gewerken

sein), oder daselbst Verleger als Bevollmächtigte hatten, so hielten

sie auch Versammlungen (Gewerkentage, Tageleisten ^) ) , aufwei

chen sie über gewerkschaftliche Angelegenheiten Beschlüsse faßten.

Eine besondere Aufmerksamkeit verdient noch das in den Berg

ordnungen wenig beachtete i und von den Schriftstellern nicht sorgfältig

genug behandelte Schuldenwesen der gewerkschaftlichen Zeche. Die

hier in Frage kommenden Bergschulden können nur solche sein, die

in einer unmittelbaren Beziehung auf die Zeche ihren Grund haben.

Das Eigenthümliche derselben besteht darin, daß sie nur durch diese

selbst befriedigt werden und sich die Gläubiger nicht an die Person

und das sonstige Vermögen der Gewerken halten können. Als berg

rechtlicher Grundsatz steht es unleugbar fest, daß das Bergvermögen

in Bezug auf Schulden von dem übrigen Vermögen der Gewerken ge

sondert erscheint, so daß es von den civilrechtlichen Gläubigern 'nicht

gleichwie das übrige Vermögen in Anspruch genommen werden kann,

und ebenso auch die Bergschulden auf dem Bergvermögen oder der ge

werkschaftlichen Zeche haften^). Dieser Grundsatz stammt theils aus

der früheren Begünstigung des Bergbaues her , theils aber auch, was

gewöhnlich überfehen wird, aus den bekannten Grundsätzen des älte

ren teutschen Rechts über Schuldenwefen und namentlich aus dem,

daß der Gläubiger einer verpfändeten Sache sich nur an diese, nicht

auch an die Person des Schuldners halten konnte, so daß mit dem

Untergange der Sache auch sein Recht auf die Federung erlosch ^).

Daß es jetzt noch als gemeinrechtlicher Grundsatz des Bergrechtes,

der sich als Gewohnheitsrecht ausgebildet und erhalten hat, anzusehen

ist, daß die Bergschulden nur auf der Zeche hasten, ergibt sich auch

daraus, daß ihn neuere Berggesetze geradezu aussprechen und anerken

nen^). Denn hätte er nicht als solcher im Bergrechte gegolten, so

123) Meyer, bergr. Beob. S. 147.

124) Ii, sp pms nn qusest. p. 38.

125) Sachs. Bergordn. v. 1609. Art. 96.

126) Z. B, Hertwig, Bergbuch «. v. Schulden. Meyer, bergrcchtl.

Beob. S. 73.

127) Mittermaler, Grundsätze §. 26«.

128) Bayer'sche Bergordnung v. 1784. Art. 106. Preuß. Landr. II. 16.

§. 292. Auch in Sachsen Hütt man am gemeinen Rechte. Freiesleben,

Darstellung S. III. Note.
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würde man ihn in der That in diese neueren Berggesetze, als von

unserem gemeinen Rechte abweichend, nicht ausgenommen haben. Be

denkt man, daß die rechtliche Natur der Gewerkschaft selbst schwankend

geworden ist (f. oben), daß das dem älteren Bergrechte natürlich fremde

Hypothekenrecht auch hier zur Anwendung gebracht wurde daß

man mit den eigentlichen Bergschulden das Verpfänden der gewerk-

schaftlichen Zeche für sonstige Schulden vermengt (dieß wird freilich in

der Wirklichkeit, wenn sich die Kuxe in den Händen einer zahlreichen

Gewerkschaft befinden, kaum vorkommen) und daß man im Interesse

der Gläubiger von jenem für den Bergbau so höchst wichtigen

Rechte abgehen zu dürfen meinte, so erklärt es sich, wenn man theils

von Seiten der Bergrechtslehrer theils von Seiten der Particu.

larrechte den Grundsatz geltend zu machen suchte, daß die Ge-

werken für Bergschulden auch mit ihrem sonstigen Vermögen !u suK-

siäiuir, einstehen müssen.

Als Berg schulden ^2), hj? auch erst in neueren Gesetzen voll

ständig aufgezahlt werden, gelten: rückständiger Lohn der Bergleute

und sonstiger bei der Zeche angestellter Personen ; Pochwerks- und Hüt

tenkosten; Abgaben an den Bergherrn und oft auch an den Stöll

ner; aus Bergcassen der Zeche vorgeschossener Verlag; Foderungen

Dritter wegen hergegebener Betriebscapitalien oder Materialien, für

welche auch eine ausdrückliche Hypothek bestellt werden kann. Können

diese Foderungen nicht durch den Ertrag der Zeche getilgt werden, so

kann dieselbe subhastirt, oder auch dem Gläubiger nach dem Taxwerthe

zugesprochen werden, so daß, er sie fortbaut und der Gewerkschaft, die

sich dann auflöst, den etwaigen Ueberschuß herauszahlt ^).

Häusiger löst ^) sich «her eine Gewerkschaft, wenn die Zubuße

der gehorsamen Gewerken zum Fortbetriebe nicht hinreicht, oder

129) Preuß. Landr. H. 16. §. 29S. Hake, Commentar Z. 317.

130) A. B. Karsten, Bergrechtslehre §. 30S.

131) Pfälzische Bergordn. v. 1791. Art. 64. Doch heißt es hier: Däfern

die Schuld aber von den Gewerken nicht zu erhalten wäre u. s. w. Als abweichend

vom gemeinen Rechte führt man gewöhnlich auch das böhmische an. Doch

ist in der joachimsthaler Bergordn. II. Art. 72, worauf man sich beruft, gar

nichts von einem Haften der Gewerken außer mit der Seche gesagt und im

Uebrigen hängt das subsidiarische Haften der Gewerken selbst mit dem dortigen

Hypothekenwesen zusammen. Schmidt, böhmisches Bergrecht §. 125, 314

u. 315. Vergl. Tausch, österreichisches Bergrecht Z, 7«. — Da übrigens in

der früheren Zeit die Gewerken den Betrieb mehr als jetzt selbst leiteten, ihre

Erze auch selbst verschmolzen, so kamen auch ganz natürlich Bergschulden in

Bezug auf die einzelnen Bergtheile- oder Kuxe vor (sächs, Bergordn. v. 1589.

Art. I.), und dieß verleitet Manche zu glauben, daß der Kux jetzt für Ge

werkschaftsschulden von dem Gläubiger in Anspruch genommen werden könne.

Ueberhaupt werden die Schulden der Gewerkschaft und die der Kuxe nichr sel

ten vermischt. — Die richtigen Grundsätze über Actienvereine wirken vielleicht

auch auf das Bergrecht zurück.

132) Karsten, Bergrechtslehre Z. 303.

133) Sächs. Mandar über Bergrechtsstreitigkeiten v. 1713. z. 26.

134) Hake, Commentar §. 543 flg. Karsten, Bergrechts!. Z. 217 flg.
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wenn Unglücksfälle eintreten u. s. w. , freiwillig auf ( die Zeche wird

auflässig), was bei dem Bergamte anzuzeigen ist. Das verliehene Gru

benfeld fallt sodann in's Bergfreie zurück. Die Gewerkschaft erlischt

aber auch unfreiwillig, zur Strafe, wenn sie den bergrechtlichen Vor

schriften nicht nachkommt, wenn sie also vier Termine die Qu a kern»

bergelder (s. unten) nach geschehener Auffoderung nicht entrichtet;

wenn der Bau bergordnungswidrig nach geschehener Warnung betrieben,

oder die Seche gar nicht belegt wird ^). Wenn sie dagegen aus

Gründen, die die Bergbehörde billigt (wenn z.B. die gewonnenen Erze

der Art sind, daß sie durch das Ausbewahren werthlos werden, oder

wenn sie nicht verkauft werden können), eine Zeit lang ungebaut bleibt,

so heißt dieß Frist erhalten, wofür gewisse Fristgelder bezahlt wer

den müssen. Bleibt die Zeche diese vier Quartale schuldig , oder wird

die Frist gekündigt und nicht gebaut, so fällt dann die Grube

doch auch in's Freie ^). Sobald Ungewißheit darüber obwaltet, ob

eine Zeche oder Gewerkschaft ihres Bergwerkseigenthumes verlustig sei

oder nicht, namentlich also bei bergordnungswidrigem Betriebe oder

Nichtbetriebe, so ist das Freifahren durch Bergbeamte nöthig, d. h. es

wird durch den Augenschein an Ort und Stelle der Beweis geführt,

daß die Zeche ihres Eigentumes verlustig und somit auflässig sei. Das

Freifahren kann auf den Antrag der Bergbehörden, oder in gewissen

Fällen auf den eines Dritten (Freimacher), der die Grube muthen und

forlbauen will, erfolgen^). Wird sie aber auflässig, so ist von dem

Bergamte eine genaue Beschreibung des Zustandes derselben aufzuneh

men, um'sich in späterer Zeit darnach richten zu können. Dann fällt,

wie schon oben bemerkt, das eigentliche Bergwerkseigenthum, also das

verliehene Grubenfeld nebst dem , was als wirkliche Zubehörung dessel

ben erscheint, in's Bergfreie zurück; die Räume, für welche der Erb

kux (f. unten) gegeben ward , erhält deren früherer Eigenthümer wie

der, wenn schon unter bergpolizMchen Beschränkungen ^). Die übri

gen Gegenstände des Bergwerkseigenthumes im weiteren Sinne, wie

Pochwerke und andere Tagegebäude oder Plätze, das Gezähe, der Erz

vorrath u. s. w. verbleiben den bisherigen Gewerken ""), insofern sie

nicht zur Befriedigung der Gläubiger der Zeche zu verwenden sind.

Wird dann später ein solches BerggebZude wieder aufgenommen, so ist

der neue Aufnehmer, nach richtigen Grundsätzen, für die früher unbe

friedigt gebliebenen Foderungen der Gläubiger mit der Zeche wieder

einzustehen nicht verpflichtet. Denn da sie aus dem Bergfreien wieder

aufgenommen wird, erscheint sie als neu entstandenes Rechtsobiect

und kann juristisch nicht als ein und derselbe Gegenstand hinsichtlich der

früheren Grube gelten.

135) Sachs. Bergordn. v. IS89. Art. 23 u. 24. Hertwig, Bergbuch

s. v. Bauhafterhalten.

136) Hake, Commentar §. 348 flg.

137) Hertwig, Bergbuch s. v. Freimachen.

13«) Freiesleben, Darstellung §. 22.

139) Span, Bergurth. Nr. 12S u. 127.
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Die Rechte und Verbindlichkeiten der Gewerken als solche,

das Eigenthum der gewerkschaftlichen Zeche, dessen Erwerbung, Schul»

denbelastung und Verlust müssen sorgfältig von den Rechten und Ver

bindlichkeiten der Kuxinhaber als solchen geschieden werden; man darf

die Eigenthümlichkeit des Bergwerkseigenthumes (s. oben) nicht mit

dem Eigenthume am Kux, die Erwerbung, Veräußerung, Verpfän

dung und den Verlust dieses nicht mit dem jenes verwechseln. Daher

soll nun auch hier erst das Weitere über die Kuxe, deren rechtliche

Natur jedoch oben schon erörtert wurde, folgen. Zuvörderst sei aber

bei Gelegenheit des Grund- oder Erbkures^), auch Ackertheil

genannt, das Nöthige noch über das Verhältnis; der Bergbau Trei

benden zu den Grundeigenthümern ^) bemerkt. Schon früher

sagten wir, daß der Grundeigenthümer das Schürfen gestatten müsse,

und damit steht es auch in Verbindung, daß er zum wirklichen Be

triebe des Bergbaues die nöthigen Räume gesetzlich abtreten oder über

lassen muß. Mag man diese Verbindlichkeit der älteren Ansicht zufolge

als serviws uevesssriä, oder nach der neueren als gesetzliche Expro

priation betrachten, so spricht sich jedenfalls in ihr eine Begünstigung

des Bergbaues aus, die wenigstens geschichtlich dadurch gerechtfertigt

wird, daß in den alten Zeiten der Bergbau meist in Gegenden betrie

ben ward, deren Oberfläche noch wenig benutzt wurde, oder auch sich

noch gar nicht im Eigenthume Einzelner befand^), sowie dadurch,

daß damals der Bergbau sehr ergibig war, somit der Grundeigenthü

mer durch den Erbkux hinreichende Entschädigung erhielt. Hat nun auch

das neuere Recht an dem Grundsätze festgehalten, daß die zum Berg

baue nöthigen Räume, wohin aber nicht auch die für Bergmannswoh

nungen gehören, vom Grundeigenthümer hergegeben werden müssen^),

so ist man doch in Bezug auf die Entschädigung vom alten Rechte oft

abgewichen. Einmal gestatten viele Bergrechte dem Grundeigenthümer

die Wahl zwischen dem Erbkuxe ^) gdgx sonstiger Entschädigung.

14«) Schmidt, böhmisches Bergrecht F. SIS.

141) Das Wort Erb, welches in der Bergrechtssprache so oft vorkommt,

kann nicht mit Kerecliw» oder tungus in Zusammenhang gebracht werden, wie

man gewöhnlich glaubt, es ist daher auch unrichtig sortgebildet, wenn man

von erblichen Bereiten, oder das Erbe bereiten spricht; es muß vielmehr ein

altes erhöhendes Beiwort, wie etwa Erz in Erzmarschall u. s. w.

sein. Öonstitutio ^Ven«esl«! II. s. 4. heißt es i 8 toll« 6i«ltur KsrscUtsriu«,

yussi perpetuu» propter öiuturniwtem.

142) Hake, Commentar z. S2« flg. Frei es leben, Darstellung §. 19

u. 2V. Lehmann, bergrechtliche Gedanken vom Erbkuxe 1753.

143) Daher hatte der Erbstöllner nach dem i gl au er Bergrechte die Bc-

fugniß, die Erdoberflache so weit für sich und fein Vieh zu benutzen, als er mit

einem Bogen schießen konnte.

144) Preuß. Landr. II. 16. §. 109.

145) Die sächs. Bergordn. von 1531 bestimmt, daß, wenn der Grundei

genthümer nicht gewußt hat, daß auf seinem Grund und Boden ein Schacht

abgesenkt ist, er noch innerhalb des ersten Monates, nachdem Kübel und Seil

eingeworfen ist, mit 10 angesessenen, untadclhaftcn Männern, die glauben, er

schwöre recht, sein Nichtwissen beschwören darf, worauf er den Erbkux erhält.
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Diese wird entweder so bestimmt, daß der Grundeigentbümer für die

jährliche Abnutzung Vergütung erhält "°), oder so, daß die nöthigen

Räume ausgekauft werden, wobei nach gemeinrechtlichen Grundsätzen

«erfahren wird. Dieß wird besonders hinsichtlich der Räume nöthig,

welche man für den Erbkux nicht erhält, z. B. Plätze für Pochmerke

und Wäschen. Abgesehen von den durch den Bergbau erschrotenen

Bergmjssern und den aus öffentlichen Flüssen oder Bergwässerbehäl«

kern erlangten Wässern (s. oben), müssen aber auch die Wässer der

Privaten, Bäche, Quellen, Teiche nach obigen Grundsätzen für den

Bergbau abgetreten, oder gegen jährlichen WasserzinS hergegeben werden,

so weit sie nicht ganz unentbehrlich sind, uns insofern gilt das Sprich

wort noch : Mühlen mit Teichen müssen dem Berge weichen "^).

Endlich wurde das zum Bergbau nöthige Holz früher häufig aus

bergherrlichen Forsten unentgeldlich , oder auch von den Grundeigen-

thümern gegen Holzkuxe verabreicht. Jetzt muß dieses aber, soweit

nicht alte Verträge oder Privilegien noch wirken, gekauft werden und

eS kommen den Bergbautrcibenden nur noch gewisse Begünstigungen,

z. B. hinsichtlich des Preises, nach Particularrechten zu"").

In Bezug auf den Erbkux sind noch folgende Rechtögrundsätze

zu beachten. Er kommt nur dem zu, aus dessen Grund und Boden,

wenn er auch nur ein nutzbares Eigenchum hat, sich der Gruben-

schacht befindet und der Grundeigentümer muß sich dafür das Baue»

der Kauen, daS Stürzen der Halden und das Anlegen von Wegen

und Stegen für die Seche gefallen lassen. Der Erbkux gilt als eine

von dem Grundstücke unzertrennliche Pertinenz. Er wird frei, ohne

Zubuße, verbaut, bringt aber auch dem Eigenthümer erst Gewinn,

wenn es zur wirklichen Ausbeute kommt. Diese wird aber dann , we

nigstens nach dem neueren Rechte, unter die Gcundeigenlhümer ver-

hältnißmäßig vertheilt, welche z. B. durch daS Absenken neuer Schachte

auch Schaden leiden""). Uebrigens kommt der Erbkux bei Stollen

nicht vor und ist auch auf den Abbau anderer Lagerstätten als Gänge

ursprünglich nicht berechnet.

Außer dem Erbkuxe gibt gewöhnlich die Zeche noch einige andere

Freikuxe""), die bald in die 128 Kuxe der Zeche mit eingerechnet

sind, bald nicht. Dahin gehören die Stadt-, Kirchen- und Schul-,

auch Knappschaftskuxe. Auch sie erscheinen als unveräußerliche Perti-

nenzen des Vermögens der Persönlichkeit, der sie zugehören, und auch

sie geben keine Zubuße.

Die übrigen gewerkschaftlichen Kuxe"') befinden sich im

Diese Bestimmung ist merkwürdig, weil sie nech in so später Zeit an die ural

ten Mitschwdrer (conjuimtor«) erinnnert.

146) Preuß. Landr. II. 16. §. 11Z.

147) Preuß. Landr. II. 16. g. 110.

14«) Hake, Eommentar §. 639.

149) Freiesleben, Darstellung S. 99.

IS«) Hake, Commentar Z. 110. Karsten, Bergrechtslehre S. 242.

ISl) Bei Messingfabriken, Torfgribenien u. s. w. kommen kline Kuxe

vor, sie finden sich nur für «gale Fossilien. Da sich jedoch das Bergeigen



9N2 Bergrecht.

vollen, unbeschränkten Ei'genthume und sind frei veräußerlich. Das

selbe ist theils ein ursprüngliches, welches bei Errichtung der Gewerk

schaft erworben wird, theils ein abgeleitetes. Die Kuxe können nach

den, für die Veräußerung unbeweglicher Sachen durch das teutsche

Recht begründeten, Bestimmungen frei veräußert werden^). Die

Vertragsurkunde der Betheiligten (Abgewährungsfchein) , in der auch

der Erwerbstitel sowie der Preis angegeben sein muß, wird dem, der

das Gegenb^ch führt, nebst dem letzten Zubußzettel, bei einer Aubuß-

zeche übergeben, worauf die Eintragung der Veräußerung in dasselbe

erfolgt. Jedenfalls muß sich der Eintragende über den Entschluß des

Verkäufers zu «eräußern vergewissern und daher die Erklärung per

sönlich oder durch speciell Bevollmächtigte erfolgen ^). g<z^ sich her

Erwerber die Kuxe binnen 4 Wochen dann aber nicht zugewähren, so

ist der Veräußerer nicht mehr an den Vertrag gebunden ^). Ajs die

Eintragung erfolgt, findet unter den Betheiligten nur eine persönliche

Klage statt. Wegen Verletzung über die Hälfte wird aber gar keine Klage

gestattet, weil Kuxe keine sichere Schätzung zulassen. Der Veräuße

rer soll den Zugewährungsschein zurückgeben und dem Erwerber wird

ein neuer ausgestellt^). Wie die Investitur die Handlung ist, durch

welche das Eigenthum an anderen unbeweglichen Sachen erworben wird,

so ist es hier die gerichtliche Eintragung der Veräußerung in .das Ge-

gcnbuch. Nach älterem Rechte entschied daher über das Elgenthum

am Kuxe stets das Gegenbuch ^) , sg daß auch seine Vindicatio« ge

gen dasselbe zulässig war und der Eigenthümer sich nur wegen des

Interesse an den Gegenschreiber halten konnte. Doch gestattete man

die Anfechtung der Eintragung noch während drei auf einander folgen

der Fristen von 14 Tagen, ein Zeitraum, den man die bergrechts-

verwährte Zeit nennt. Jetzt läßt man jedoch, vermöge der Ein

wirkung der römisch-rechtlichen Ansichten, den Beweis des Eigenthumes

gegen das Gegenbuch zu Doch hat man kein Eigenthum an

nicht zugewährten Kuxen, wenn man sie auch verzubußtz unterlaßt

man später die Zubußzahlung, so bedarf es keines Retardats. Uebri-

gens wird doch auch jetzt noch auf Privatconventionen, z. B. hinsicht

lich des Vorkaufsrechtes, die nicht in das Gegenbuch eingetragen sind,

thum auf alle Anstalten der Zeche bezieht, so erstrecken sich auch die Kure auf

diese, z. B. auf Blaufarbenwerke. VVenIc <Z«m. psrt. mst. 8- 7 «<Z-

152) Uebrigens findet sich bei Meyer, bergrechtl. Beob. S. 179. eine

merkwürdige Form der alten Zeit für den Handel mit Kuxen, der an unser

Speculiren in Staatspapieren erinnere.

153) Meyer, bergr. Beob. S. 161.

154) Weyers, a. O- S. 176.

155) Ueber die Veräußerung der Kuxe Unmündiger siehe sächs. Vormund-

schaftsordn. v. 17S2. C. 16. ß. 3. Prcuß. Deklaration von I7dö. (Wsguer

«orp. iur. inet. p. 1245.) lieber Schenkung der Kuxe auf den Todesfall f.

Hertwig, Bergbuch ». v. Gegenbuch K. 11.

156) Sachs. Bergordn. v. 15L9. Art. 12. ^Vsnlc <le ä«m. psrt. mst.

p. 41 sq.

157) Meyer, bergr. Beob. S. 199.
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keine Rücksicht genommen ^). Das R e t r a c t S r e ch t findet auf den

Kuxverkauf keine Anwendung

Wie unbewegliche Sachen nach teutfchem Rechte außer der Jnve°

stitur auch durch das Erben erworben werden, so findet dieß auch

hinsichtlich der Kuxe statt. In diese wird nach dem in dem Lande,

wo der Erblasser wohnt, geltenden Zivilrechte succedirt, ohne auf die

Erbfolge »b iurestst« beschränkt zu sein. Wenn auch hierbei früher

das Eigenthum ipso jure, ohne Erbschaftsantritt, auf den Erben

überging, so muß man doch, der richtigeren Ansicht zufolge, behaupten,

daß in dieser Hinsicht jetzt die gemeinrechtlichen Grundsatze zur Anwen

dung kommen Ebenso bedurfte der Erbe früher der Eintragung

der ererbten Kuxe in das Gegenbuch zur Sicherung seines Rechtes

nicht spätere Gesetze schreiben dieselbe aber bei Verlust des Kuxes

in einer gewissen Frist vor Die ohne Erben gebliebenen Kuxe

fallen an den Fiscus und nicht in's Bergfreie, haben sich aber die Er»

Ken den Verlust derselben durch unterlassene Eintragung zugezogen, so

fallen sie nach richtiger Analogie den übrigen Gewerken und nicht dem

Fiscus zu.

Da die Kuxe als ein vom Civilvermögen verschiedener Theil be

trachtet werden , so ergreist eine allgemeine Hypothek des Schuldners

dessen Kux nicht mit Diesen unmittelbar betreffende stillschwei

gende Berghypotheken kommen nicht vor, doch kann der Verle»

g er wegen rückständiger Zubuße seine Befriedigung durch den Kux

verlangen, oder sich auch ein ausdrückliches Pfandrecht deßhalb an dem

selben bestellen lassen. Uebrigens darf auch jeder Gewerke wegen einer

Civilschuld seinen Kux durch Eintragung einer Hypothek in das Ge

genbuch verpfänden^) und haftet jetzt auch das Bergvermögen i»

»ubsllllui» für Civilschulden. Der Gläubiger erhielt dadurch nach frü

herem Rechte eine Art widerrufliches Eigenthum und nahm statt der

Zinsen die Ausbeute. Dagegen muß derselbe, schon seines eige

nen Vortheils halber, wenn der Schuldner die für einige Zeit etwa

nöthige Zubuße nicht entrichtet, diese selbst auslegen ^"°). Nach

dem früheren Rechte hatte auch hier der Glaubiger keine persönliche ^

Klage gegen den Schuldner. Wenn Jemand durch Gesetz oder Ver

trag an dem Kuxe den Niesbrauch ^) hat, so ist es zweifelhaft,

163) Schmilz, Archiv Heft 1. S. 181.

159) Span, Bcrgurth. Nr. S30.

160) Wenk 6s 6oin. part. met. p. 60 sq.

161) Span, Bergurth. Tit. 1«. §. 3. sagt noch: Der Erbe bedarf kei

ner neuen Gewähr, noch Juschreibens.

162) In Sachsen sollen inländische Erben innerhalb 6 Monaten , auslän

dische innerhalb 12 Monaten sich in's Gegenbuch eintragen lassen. Köhler,

Anleitung S. 392.

163) Hake, Commentar S. 231 u. 239.

164) Meyer, bergr. Beob. S. 166.

165) Meyer, S. 187. Karsten, Bergrechtslehre S. 29«.

166) Sächs. Mandat über Bergrechtsstreitigrciten v. 1713. Art. 27.

167) Meyer, S. 1 u. ISS.

«I '



Bergrecht.

worin dieser bestehe: ob nämlich in der Ausbeute selbst, oder nur in

den Zinsen derselben. Wenn gleich für letztere Ansicht auch Particu-

lanechte sind^"), so ist sie doch nicht die richtige^), indem sie auf

einer Verwechslung des Kuxes und der Ausbeute beruht und der Aus

beute gebende Kux ein zu den unbeweglichen Sachen gehörender Ver-

mögenstheil ist, als dessen unmittelbarer Nutzen eben die Ausbeute

erscheint. — In der früheren Zeit wurde diese i» natura gegeben und

das Schmelzen der gewonnenen Erze sowie der weitere Verbrauch oder

Verkauf den Einzelnen überlassen. Jetzt wird aber die Ausbeute

mit wenig Ausnahmen vierteljährlich in Geld (Ausbeutethalern) be

zahlt ^°). Ehe jedoch von einer Zeche Ausbeute gegeben wird, muß

die auf derselben haftende Schuld bezahlt und auch so viel baare

Casse da sein, daß dadurch wenigstens die Ausgaben für das nächste

Quartal gedeckt werden. Da man zu den Schulden der Zeche auch

die von den Gewerken gezahlte Zubuße rechnet, so heißt das, was man,

bis diese zurückgezahlt ist, auf seinen Kux erhält: Verlagswieder

erstattung ^). Auf diese haben aber die Besitzer der Freikuxe kei

nen Anspruch und natürlich auch die nicht, welche ihren Kux bereits

veräußert oder verloren haben. Wenn dagegen die Zeche zu ihrer Bau-

Hasthaltung noch fremder Unterstützung bedarf, so wird diese, so weit

es nicht auf andere Weise geschieht, von den Gewerken unter dem

Namen der Zubuße^) vierteljahrlich aufgebracht. Diese wird durch

den Schichtmeister, unter Mitwirkung des Bergamtes, nach der Anzahl

der Kuxe bestimmt und gegen sogenannte, vom Schichtmeister und

Bergschreiber unterzeichnete, Jubußzettel eingefodert. Die Nicht

zahlung der Zubuße hat den Verlust des Kuxes für den Gewerken zur

Folge. Wer nämlich in der sechsten Woche des Quartals, für welches

die Zubuße ausgeschrieben ist, diese nicht entrichtet, wird in das Re-

tardat gesetzt und verliert dadurch seinen Kux, indem dieser cadu-

cirt wird i^). Von dieser Strenge weichen aber mehrere Bergrechte,

namentlich auch das sächsische ab, so daß durch das in das Retardat

Setzen der Kux noch nicht caducirt wird, dieß vielmehr erst nach Ablauf

des dritten Quartals geschieht ^). Macht sich der Gewerke aber zuvor

noch anhängig, d. h. zahlt er abschläglich etwas, so wendet er da

durch die Caducirung oder den Verlust des Kuxes ab^), hat zugleich

16«) Sachs. Constitutionen v. 1672. ?. M. «onst. 26. Hake, Com-

mentar Z. 3«l.

169) Man beruft sich auch auf I.. 7. Z. 13 u. 14. 5,. 9. K. 2. v. »olut«

inatrimoiii«. (24. 3.) Uebrigens erhielt ja der Pfandgläubiger, der den Nieß

brauch hatte, auch die Ausbeute und nicht die Zinsen derselben. Literatur siehe

bei Gründl er, Polemik des germanischen Rechtes Th. II. S. 449 flg.

. 170) K b h l er , Anleitung S. 207 flg.

171) Hake, Commentar z. 373. Karsten, Bergrechtslehre S. 254.

172) Joachimsthaler Bergordnung II. Art. 62, 63. Hake, Commentar

8. 339.

173) Hake, Commentar §. 5S4 flg.

174) Wenk 6s äum. psrt. met. p. 64 s<^.

175) Hertwig, Bergbuch s. v. Anhängigmachen.
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aber auch die besondere Verbindlichkeit auf sich genommen , die noch

rückständige Zubuße nachzahlen zu müssen, ohne sich durch das Los

sagen von dem Kuxe davon befreien zu können. Weiter ist jedoch aber

ein Einklagungsrecht rückstandiger Zubuße nach Bergrecht nicht begrün

det^), selbst wenn man den Zubußzettel angenommen, oder die Zah?

lung versprochen hat. Dieser Grundsatz erklärt sich aus einem gemein

teutfchrechtlichen, wie er bei dem Lehen, gewissen Bauergütern u. s. w.

vorkommt, indem auch hier auf die Unterlassung der Erfüllung gewisser

Verbindlichkeiten, z. B. bei der Felonie schlechthin der Verlust des

Gutes gesetzt ist, ohne die Wahl zwischen diesem und der Nachfoderung

oder Nachleistung zu gestatten. Ebenso wird nach allen Bergrechten

ohne Ausnahme der nicht verzubußte Kux in das Retardat gesetzt und

dadurch die Klage auf Nachzahlung der Zubuße an sich schon ausgeschlos

sen. Die caducirten Kuxe fallen der Gewerkschaft, oder den gehor

samen Gewerken, d. h. denen, welche die Zubuße zahlten, zu, diese

können sie gemeinschaftlich fortbauem, unter sich, oder auch an Dritte

veräußern ^),z jedoch steht dm Gewerken dann das Vorkaufsrecht

zu "»).

Ob die Gewerkschaft die Betreibung einer Grube oder eines S t o>l-

l en 5"°) bezweckt, ist an sich gleich. Alkein in anderer Hinsicht kom

men in Bezug auf letztere Rechtsverhältnisse vor, welche noch einer Er

wähnung bedürfen. Zunächst ist zu unterscheiden, ob der Stollen für

eine Grube von dem Eigenthümer dieser selbst getrieben wird, oder ob

es Andere unternehme», diesen zum Vortheil einer oder mehrerer Gruben

zu treiben. Auch in diesem Falls ist aber der Stolleneigenthümer nicht alle

mal eine Gewerkschaft , vielmehr kann es auch der Bergherv selbst sein.

Ihrer Bestimmung nach sind die Stolle» theils Snchstollen, durch

welche die Erschließung von Lagerstätten bezweckt wird, theils Erbst ol

len, welche anderen Gruben Wasser benehmen und Wetter bringen.

Der zn treibende Stollen muß gemuthet und verliehen werden. Auch

sind bei dem Bau« desselben gewisse gesetzliche Bestimmungen zu beo

bachten '^). Wen» er in ein fremdes Grubenfeld kommt, muß er

schon nach den ältesten Quellen wenigstens eine Tiefe von 1(1 Lachtern

und einer Spanne (Erbteufe), von der Dammerde angerechnet, einbrin

gen, um als Erbstetten^) zu gelten. Uebrigens können auch

mehrere Stollen in dasselbe Gebirge eingebracht werden, und zwar theils

von verschiedenen Seiten, theils von verschiedener Teufe 5 es kann sich

auch ein Stollen in mehrere Flügelörter theilen. So lange sich der

176) Das Gegenthett wird mit Unrecht behauptet in Erovp u. Heise,

Abhandlungen Bd. I. Nr. 22.

177) VV«„K !. «. p. 33. Meyer, bergr. Beob. S. 172.

178) Wenk I. e. p. 33.

179) Hake, Commentar z. 335. Karsten, Bergrechttlehre K. 164 flg.

13«) Sachs. Stollenordnung von 1794.

1S1) Meyer, bergr. Beob. S. 96 flg. Die Stollen bringen jetzt aber

meist eine weit beträchtlichere Teufe ein.
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Stollen noch in freiem Felde befindet, hat er, besonders nach sächsischem

Rechte, für seine Höhe die Vierung wie ein Gang und kann die in

derselben befindlichen Erze ohne besondere Muthung der Lagerstätte ab-

bauen^2). Kommt er in ein verliehenes Feld, so darf er in demselben

am Fortbauen nicht verhindert werden, es ist ihm auch erlaubt, Licht

löcher abzusenken; doch darf er das dabei gefundene Erz nicht für

sich aushauen ^). Der Stöllner darf sogar die Schachte der Grube

benutzen ; sie muß ihm auch gestatten , in ihrem Baue anzusitzen, um

dem Stollen mit einem Orte entgegen zu gehen. Ein Servitutsver-

hältniß wird deßhalb aber von den Bergrechten hierbei nicht zum Grunde

gelegt. Der wenigstens mit der Erbteufe in ein fremdes Grubenfeld

eingebrachte Stollen genießt: k) das Recht des Stollenhiebes,

d. h. er kann das bei dem Forttreiben des Stollens ihm entgegen

stehende Erz in seinem Umfange, H Lachter hoch und ^ Sach

ter breit, für sich wegnehmen^). Ist er jedoch vom Mundloch

her größer, so kann er auch den Stollenhieb größer nehmen^).

Recht auf die Vierung hat er aber hier nicht. Träfe der Stollen, in

dem er Flügelörter treibt, auf zwei Gänge in demselben Grubenfelde,

so kann er nur mit einem den Stollenhieb nehmen. K) Das Stol

lenneuntel erhält der Stöllner von den gewonnenen Erzen der

Grube, wenn er mit ihr durchschlägig geworden ist und ihr daher

Wasser benimmt und Wetter bringt ; es wird aber erst nach Abzug

des Zehnten berechnet. Wenn der Stollen nicht alle Erfodernisse hat,

oder, ohne durchschlägig geworden zu sein, doch eine Grube, z. B.

durch vorhandene leere Klüfte, vom Wasser befreit u. s. w., erhält er

nur das halbe Stollenneuntel. Doch wird ihm in ähnlichen Fällen

auch nur ein bestimmtes Wassereinfallgeld zugesprochen^?).

Wollte sich übrigens die Grube des Stollens nicht bedienen und das

Wasser selbst herausschaffen, so erhält er doch das Neuntel, o) So

lange der Stöllner den Stollen im Felde einer Grube forttreibt,

bekommt er auch von derselben den vierten Pfennig, der in dem

Beitrage des vierten Theiles der Kosten der Betreibung des Stollens,

wohin auch das Absenken der Lichtlöcher u. s. w. gehört, besteht^).

Die Grube kann aber auch nach Uebereinkommen den vierten Theil der

Arbeit und Auslage iu usturs geben. Der vierte Pfennig kommt je

doch nicht überall vor und manche Bergordnungen gestatten nur die

Wahl zwischen demselben und dem Stollenhiebe. Auch wird er für

den Aufwand, den die Honorirung des Schichtmeisters, die Abtragung

182) Hake, Commentar 4ZS.

183) Sächs. Stollenordnung Art. 9.

184) Hake, Commentar §. 43t.

185) Preuß. Landr. §. 406. Nach dem iglouer Bergrechte konnte er so

viel wegnehmen, als er, auf der Sohle des Stollens stehend, mit der Kratze

üvsr sich und unter sich zu erreichen vermochte.

186) Meyer, bergr. Beob. S. 1«2. Hake, Commentar Z. 439.

167) Meyer, S. 102.

183) Hake, Commentar S. 432.
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der Quatembergelder, b!e Errichtung von Tagegebauden erfodert, nicht

gegeben, ck) Hat eine Grube den Stollen schnell nöthig, oder muß er,

um zu ihr zu gelangen, Flügelörter treiben, so erhält derselbe, ehe er in

ihr Feld kommt, nach Uebereinkunst mit der Zeche als Beihilfe die

durch das Bergamt zu regulirende St ollen st euer, die ihm aber von

dem vierten Pfennig wieder abgezogen wird ^). Kann oder will der

Scöllner den Stollen nicht weiter forttreiben und erklärt er dieß dem

Bergamte, läßt er ihn dann verstufen, d.h. an dem Orte, bis zudem

der Stollen vollständig hergestellt ist, ein Zeichen einHauen und erhält

er ihn nebst Lichtlöchern bauhaftig, so behält er sein Recht am Stollen

und bekommt auch das Neuntel fort, wenn er mit einer Grube schon

durchschlägig war. Der verstufte Stollen kann von Anderen gemuthet

und fortgetrieben werden, wodurch der erste Stöllner sein Recht nicht

verliert ^o); er erhält sogar von dem neuen Stöllner ein durch das

Bergamt zu bestimmendes Wassereinfallgeld. Läßt der Stölln« aber

den Stollen ohne zu verstufen liegen und eingehen, so verliert er jedes

Recht an denselben und ein Dritter kann sich ihn, wenn er freigefah

ren ist, zum weiteren Fortbetriebe leihen lassen. Das Enterben^)

findet dann statt, wenn ein tieferer Stollen in die Grube ein

kommt, d. h. der frühere verliert seine Stollengercchtigkeil, und dieß er

klärt sich daraus, daß ein Stollen nur so lange die Bortheile erhält,

als er wirklich das leistet, wofür er sie bekommt. Der neue Stollen

muß aber eine bestimmte Tiefe einbringen, z. B. 7 Lachter, doch richtet

man sich auch nach der Beschaffenheit des Gebirges.

Von den gedachten Abgaben an den Stöllner sind die an den

Bergherrn wohl zu unterscheiden. Hier ist zunächst der Zehn

ten ^ erwähnen. In der alten Zeit erhielt, wie oben bemerkt

wurde, der Bergherc von jeder Grube ein besonderes Lehen zum Ab

bau, dann bekam er einen gewissen Theil (Frohntheil) der gewonnenen

Erze, mußte dafür aber auch verhältnißmäßig zu den Kosten beitragen

oder mitbauen. Als aber auch dieß beschwerlich erscheinen mochte, be

hielt sich der Bergherr die Wahl zwischen diesem Rechte und dem

Zehnten (Urbure) vor,, so daß sich dieser besonders in manchen Lan

dern sckon früh als regelmäßige Abgabe an den Bergherrn vorfindet^).

Der Becgzehnt hat die Natur des Zehnten überhaupt und ist nicht

mit den eigentlichen Staatsabgaben zu verwechseln. Er wird daher

auch von den, mit dem Bergregal beliehenen, Privaten (s. oben) erho

ben; ist oftmals vom Bergherrn an einzelne physische oder juristische

Personen verliehen worden u. s. w. Uebrigens besteht er in den ein

zelnen Ländern nicht allemal in dem wirklichen Aehntentheile; auch wird

er zuweilen von einzelnen regalen Fossilien nicht gegeben; ebenso findet

139) Meyer, bergr. Beob. S. 106. Köhler, Anleitung S. 342.

190) Hake, Commentar §. 44S flg. Karsten, Bergrechtsl. K. 22« flg.

191) Joachimsthaler Bergordn. II. Art. 98. Hake, Commentar z,4S2.

192) Hake, Commentar K. 79 flg.

193) Weyer, bergr. Beob. S. 2ZS flg.



Bergrecht.

Verschiedenheit in Bezug darauf statt, ob er von dem rohen Erze oder

von dem gewonnenen Metall entrichtet wird, sowie endlich in Hinsicht

der Frage, ob er nur von Ausbeutezechen, oder von allen zu geben

ist'^). Baut man in ein fremdes Territorium hinüber, so erhält der

Vergherr dieses den Zehnt, wenn man die Erze auch nicht in dem sei

nen zu Tage fördert. — Die später erst eingeführten Quatembergel-

der ^) werdm von allen Berggebäuden, Eigenlehnerzechen , gewerk

schaftlichen Gruben, Stollen, so lange sie wirklich gebaut, oder in Frist

gehalten werden (s. oben), gegeben. Die Größe dieser Abgabe richtet

sich nach den Landesgesetzen und diese unterscheiden wieder die Beschaf

fenheit der Berggebäude; auch kommen für gewisse Zechen Befreiungen

von den Quatembergeldern vor. Die meisten Bergordnungen sagen

ausdrücklich, daß diese Gelder zur Erhaltung der Geschworenen und zu

anderer gemeinen Bergwerksnothdurft eingeführt wurden Endlich

ist noch das schon früh vorkommende, mit dem Münzregal zusammen

hängende, Vorkaufsrecht der Erze oder Metalle zu erwähnen^),

welches dem Landesherr« zusteht. Auch dieses hat sich in den einzelnen

Staaten verschieden gestaltet und findet der Vermuthung nach nur bei

edlen Metallen, oder wenigstens nur bei denen statt, aus welchen Geld

geprägt wird.

Die sonstigen Eigenthümlichkeiten der Bergwerksverfafsung

sind ebenfalls in den einzelnen Ländern abweichend, und ebenso auch die

besonderen Berg freiheiten, die den Bergstädten und Bergleuten na

mentlich in Hinsicht auf Steuerfreiheiten zustehen. Vieles davon, selbst

auch die eigne Berggerichtsbarkeit, hat den Institutionen der

neueren Zeit, freilich nicht zum Vortheile des Bergbaues, der sich über

haupt jetzt nicht mehr der alten Begünstigungen erfreut, weichen müs

sen

Einer neuen Bergwerksgesetzgebung ist allerdings Vieles fester zu

bestimmen, zu ergänzen und abzuändern vorbehalten, da schon wegen

des im Laufe der Jahrhunderte veränderten Baues so manche Bestim

mungen unserer Bergordnungen unzweckmäßig erscheinen und von ihnen

auf mehrere Erfindungen der neueren Zeit, die auch auf oen Bergbau

angewendet werden, keine Rücksicht genommen ist, z.B. >lus Dampf

maschinen, die die Stollen vertreten, aus den Bergbohrer, der

194) Karsten, Bergrechtslehre Z. 2to.

19ö) Hake, Commentar K. 34.

196) Verwerflich ist die Meinung, nach der die Quatembergelder zur An

erkennung eines Obercigenthumcs entrichtet würden.

197) WsiiK de <l«m. psrt. met. p. 8.

193) Freiesleben, Darstellung. — Noch bemerke ich, daß, wenn sich

in diesem Artikel Manches findet, was schon in der neuesten Ausgabe von

Mirrermaier's Grundsätzen des teutschen Privatrechtes steht, deßhald die

gütige Erklärung des Verfassers in der Vorrede nicht zu übersehen ist. —

Endlich erwähne ich, daß mehrere speciellere Rechtsgrundsätze aus ungedruckten

Bergmrhcilcn hergeleitet sind, ohne daß diese, wie es in der Natur der Sache

>icgt, besonders erlitt wurden.
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keine Rechte begründet, we!l man durch ihn keine Handstufen erlangt'^)»

Würde man aber von den wesentlichen Grundbestimmungen abweichen,

den eigenthümlichen Charncter des Bergrechtes mit gemeinen civilrecht-

lichen Grundsätzen vertauschen, das noch lebende stand ische Element

im Bergvolk verschwinden machen und das bestehende Verhaltniß des

Bergbaues zum Staat auflösen, so würde dieß unfehlbar den Untergang

eines großen Theiles des Bergbaues in Teutschland zur Folge haben.

Bei dem Bergbaue erscheint der bloS wirthschaftliche Gesichtspunkt als

ein einseitiger. guttue WeisK.

199) Stern berg, Umrisse II. S. 342.




